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Als ich im Jahre 1868 den erſten Band eines Werkes über „das 
deutſche Genoßenſchaftsrecht“ unter dem Titel einer „Rechtsgeſchichte 
ber deutſchen Genoßenſchaft“ veröffentlichte, legte ich den Plan ver wei— 
teren Fortfegung des Werkes in dem Vorwort und der Einleitung bar. 
Diefem Plane bin ich treu geblieben. Aber fpät nur und auch jet 
erft zum Theil erfülle ich mit der Veröffentlichung des vorliegenden 
Bandes das dort gegebene Verfprechen. 

Spät erfülle ich e8, weil nicht nur, wie dies fo. oft der Fall zu 
fein pflegt, die in der Konception fertige Arbeit exit bei ihrer wirklichen 
Ausführung manche überfehene oder unterfchätte Schwierigkeit offenbarte, 
ſondern auch vielerlei äußere Störungen, vor Allem meine Theilnahme 
am dentſch⸗franzöſiſchen Kriege, hemmend vazwifchentraten. 

Nur zum Theil aber löſe ich auch jetzt erſt die Aufgabe, die im 
Ganzen zu löſen ich mir vorgeſetzt, weil erſt im Laufe der hier zu— 
nächſt folgenden Unterſuchung deren voller Umfang und weittragende 
Bedeutung ſich mir enthüllten und mich zwangen, ihr allein dieſen ſtarken, 
urſprünglich für die Beendigung des ganzen Werkes beſtimmten Band 
zu widmen. Meiner anfänglichen Abſicht nach ſollte dieſer Band eine 
Unterſuchung über „die rechtliche Natur der deutſchen Genoßenſchaft“ in 
zwei Abſchnitten enthalten, deren erſter „die Geſchichte des Körperſchafts— 
begriffs“ einer Specialforſchung unterziehen, deren zweiter „das geltende 
Genoßenſchaftsrecht“ analyſiren ſollte. Nunmehr dagegen füllt dieſen 
zweiten Band durchaus nur dasjenige an, wofür ſein erſter Abſchnitt 
in Ausſicht genommen war. Und ſelbſt die Geſchichte des Körperſchafts— 
begriffs habe ich darin nicht vollkommen bewältigen, ſie vielmehr nur 
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bis zur Aufnahme ver fremden Nechte führen können. Ich habe daher 
diefen Band als Gefchichte des „deutſchen“ Körperfchaftsbegriffs be- 
zeichnet, um von vornherein anzudeuten, daß die Dogmengejchichte der 
romaniftifchen Korporationslehre darin noch fehlt. Diefe leßtere aber beab- 
fichtige ih, was auch aus inneren Gründen vielleicht zwedmäßiger fein 
wird, als Einleitung dem dritten Bande vorauszufchiden, ber fich im 
Uebrigen mit der Theorie des geltenden Genoßenſchaftsrechtes beſchäf— 
tigen wird. 

Wenn fo die nachfolgende Gefchichte des deutſchen Körperfchafts- 
begriffs einen Beftandtheil meines Werkes über das deutſche Genoßen- 
ichaftsrecht bilvet, fo habe ich derfelben doch zugleich die Geſtalt einer 
durchaus für fich ftehenden und im fich vollfommen abgejchloßenen Unter- 
fuchung zu geben verfucht. Auf den erjten Band ftütt fich dieſelbe wie 
ein fchmalerer Bau auf ein in breiten Umfaßungsmauern gelegtes Fun— 
dament: von dem Fünftigen Bande aber, wie ich im erjten Bande viel- 
fach zu thun gezwungen war, die Stüßen des gegenwärtigen Baues zu 
entlehnen, habe ich im biefer tiefer eindringenden Unterſuchung überall 
vermeiden fünnen. Man wird daher, wie ich hoffe, im biefem Bande 
manche im erjten Bande beweislos Hingejtellte Auffaßung bewiejen, 
manches bort nur Angeveutete näher ausgeführt, manches dort nicht 
vollfommen Abgeklärte fchärfer präcijirt finden. Aber man wird in 
ber hier für fich gegebenen Unterfuchung feines der Glieder vermißen, 
welche ihre Schlüßigfeit bedingen. 

Ueber den Gegenftand und die Methode meiner Arbeit habe ich in 
der Einleitung näher gefprochen. Der eigenthümliche Plan, die Ge- 
Ihichte eines Begriffes zu fchreiben, forderte zum Theil auch eine 
eigenthümliche Methode der Forſchung. Daß dabei ver Natur der Sache 
nach die Aufgabe nur unvollfommen zu Löfen, unvolltommener noch von 
mir gelöft ijt, vejjen bin ich mir bewußt. Daß aber ver Gedanke einer 
ſolchen Unterfuhung an fich fruchtbar ift und daß feine Ausführung bei 
Anwendung der richtigen Methode Nefultate von relativ hoher Gewißheit 
verbürgt, davon bin ich nicht minder feft überzeugt. Gerade die Weber: 
zeugung, daß auf dem von mir hier befchrittenen Wege für Dinge, bie 
meilt uur Sache fubjektiver Muthmaßungen von zweifelhaftem Werthe 
zu fein pflegen, ein pofitiver Beweis zu erbringen fei, bat mich vor 
Allem darin bejtärkt, unbeirrt durch Rückſichten anderer Art den einge 
Ichlagenen Weg bis zum Ende zu verfolgen. Das Vorhandenſein eigen- 
thümlicher Begriffe und Anfchauungsreihen in dem Rechtsbewußtfein eines 
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beſtimmten Volkes und einer beſtimmten Zeit iſt ebenſo gewiß, als die 
Feſtſtellung ihres wahren gedanklichen Gehaltes meiſt unſicher und 
ſchwankend iſt. Eine ſolche Feſtſtellung auf rein objektiver Baſis durch 
die Kombination deduktiver und induktiver Schlüße zu vollziehen, ſchien 
mir daher ein im Falle des Gelingens auch den größten Kraftaufwand 
belohnender Verſuch. Indem ich dieſen Verſuch unternahm, durfte ich 
nicht zurückſchrecken vor der dadurch bedingten Umſtändlichkeit und 
Schwerfälligkeit der Beweisführung; ich mußte in den entſcheidenden 
Partien des Buches das Beweismaterial oft maſſenhaft häufen; ich 
mußte nicht ſelten dem Streben nach Wahrheit das Streben nach Eleganz 
der Darſtellung und leichter Verſtändlichkeit unterordnen. Fremdes Ur- 
theil wird beßer als mein eignes zu ermeßen vermögen, inwiefern meine 
Hoffnung gerechtfertigt iſt, daß dafür die hauptſächlichſten Reſultate 
meiner Unterſuchung den Charakter vollbewieſener Thatſachen an ſich 
tragen. 

Die Geſchichte des Körperſchaftsbegriffs im weiteſten Sinne und 
folgeweiſe auch ſeiner Steigerung zum Staatsbegriff bildet überall den 
Angelpunkt meiner Darſtellung. Allein dieſer Begriff konnte nicht ver— 
einzelt aufgefaßt, ſeine Gegenſätze mußten zugleich entwickelt, die ganze 
Fülle der mit ihm in Wechſelwirkung ſtehenden Begriffsreihen mußte 
entfaltet werden. So führte die Unterſuchung weit hinaus über den 
ihren Mittelpunkt bildenden einzelnen Rechtsbegriff. Wie von einem 
einzelnen ſcharf beleuchteten Punkte inmitten der Nacht Licht auf die 
ganze Umgebung fällt, ſo ergab die Feſtſtellung des Wechſels, den im 
deutſchen Rechtsbewußtſein die Denkform für die Einheit in den menſch— 
lichen Verbänden erlitten hat, zugleich eine Reihe überraſchender Auf: 
Ihlüße über den wechjelnden Inhalt jenes Rechtsbewußtfeins überhaupt. 
‘ Gerade hierin liegt ‚mir eine Hauptgewähr für die Nichtigkeit der ge— 
wonnenen Nefultate, gerade hierin zugleich die Bürgfchaft, daß dieſe Re— 
fultate wegen ihrer über das nächfte Ziel weit hinaus veichenden Be— 
deutung die auf ihre Gewinnung verwandte Arbeit in vollitem Maße 
verdienen. Ich bin deshalb auch überall den Fäden, welche fich von 
dem Einen Begriffe zu anderen Begriffen hinüberjpinnen, jo weit als 
möglich nachgegangen, ohne natürlich auf den benachbarten Gebieten 
gleich eingehende Forfchungen anftellen zu können, wie auf dem Haupt- 
gebiete meiner Unterſuchung. Mir fchien überdies in der Thatjache, 
daß unter Vorausſetzung der Nichtigkeit meiner Hauptrefultate zugleich 
die von ihnen mitberingten und mitbeſtimmten anderweiten Erſchei— 
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nungen im Nechtsbetwußtfein wie im Nechtsleben unfere® Volles eine 
übereinftimmende Erklärung und ein gleichmäßig klares Yicht erhielten, 
eine wichtige Probe für die Schlüßigfeit meiner Beweisführungen zu 
liegen. 

In Bezug auf das von mir benugte Duellenmaterial bemerfe ich, 
daß deffen Sammlung von mir bereit vor fünf Jahren zum Abſchluß 
gebracht worden war. Aus neueren Publikationen mehr als Einzelnes 
nachzutragen, war deshalb unnöthig, weil das gefammelte Material für 
die daraus gezogenen Schlühe überall mehr als ausreichend erfchien, 
In den Hanpttheilen diefes Bandes lag die Schwierigfeit weniger darin, 
Quelfenbelege für vie betreffenden Rechtsanſchauungen aufzufinden, als 
vielmehr darin, in ber Ueberfülle jtofflicher Niederfchläge ven in ihnen 
fih manifeftirenden Gedanken zu erfennen. 

Breslau, im Januar 1873. 

Otto Gierfe. 
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onen für die Grundftüde — Scheinbares Wollen und Handeln der 
Grundftüde ſelbſt. — Bebentung diefer Vorftellungs- und Ausdruds- 
weile . . 
V. Dualismus des Rechtes ber Berlenn und bes Rechtes ber Grund 
ſtücke. — Selbſtändigkeit beider Sphären. — Gegenſeitige Abhängig— 
keit derſelben von einander. — Wachfende Herrſchaft der dinglichen 
Beziehungen über die perſönlichen. — 1. Verhältniß des Rechtes ber 
Einzelperſönlichkeit zum Grundſtücksrecht. — 2. Analoge Verhältniße 
zwiſchen dem Recht der Perſonenverbände und dem Recht der Höfe 
und Marken. — Gegenſeitige Bedingtheit des einen durch das an— 
dere, — Wachſende Verdinglichung. — Nachweis aus der Wandlung 
und NMebertragung der Namen. — Einfluß auf Pie Benennung und 
Auffaßung der über Land und Leuten fich Ihlieflich erhebenden idealen 
Perfönlichkeit, in welcher der alte Gegenfaß ſich Töfte. — Innerer 
Zufammenhang der Selbftändigfeit und rechtlichen Bedeutung ber 
räumlich» dinglichen Nechtöfphären mit dem Mangel abftrafter Sub— 
jeftseinheiten . . . 

VI Dem Recht der Srundftüce hurhait at J das Rt 
der jelbftändigen Gerechtigkeiten. . . . . 


IH. Der Begriff des ch 


Die Hauptmerkmale der älteren deutihen Rechtsidee und die Richtung 
ihrer Fortbildung. — I. Das Verhältniß von objeftivem und fub- 
jeftivem Recht. — Uriprünglicher Mangel eines begrifflichen Gegen- 
fatzes. — Verfchiebung ded Verhältnißes von Geſetz und Freiheit. — 
Trennung und Berjühnung. — II. Redt in abstracto und Recht in 
eoncreto. — Ill. Geltungäbereih ded Rechte. — Neben einander 
ftehen die Prineipien der Perfonalität und der Dinglichkeit. — Ber: 
jöhnung durch das Territorialitätsprineip. — IV. Die Gegenfeitigkeit 
alles Rechtes und die Einheit von Recht und Pflicht. — V. Die 
Identität von öffentlichem und privatem Recht. — Der Charakter bes 
älteren einartigen Rechts, dad weder öffentliches noch privates Recht, 
aber Keim und Möglichkeit von Beiden ift. — Spätere Trennung. 
— Aber über dem ne bleibt Die ae ‘des 
gewahrt. . . .. .. . 


Zweites Kapitel. 


Genoßenſchaft und Geſammtrecht. 


Im Allgemeinen. — Die Analyſe des alten Genoßenſchaftsbegriffs 
muß mit der Unterſuchung des alten Geſammtrechts an Grund und 
Boden beginnen. — Den Mittelpunkt der ie m das länd— 
liche Gemeinderecht zu bilben . 


. Das Gefammtredt am tiegenden. Gut. _ A Entſtehung 


und Inhalt des liegenſchaftlichen Rechtes überhaupt. — Stufe des 
Nomadenthums und des Ackerbaus. — J. Ausprägung des Begriffs 
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der Gewere. — I. Ausprägung des materiellen Sachenrechts. — 
Unterſchied des deutſchen Grundeigenthumsbegriffs vom römiſchen 
Eigenthumsbegriff. — 1. Abhängigkeit des erſteren von der Beichaffen- 
beit feines Objekts. — 2. An Stelle des Gegenfages von Eigenthum 
und Rechten an fremder Sache jteht der Gegenjag des vollen Sachen. 
rechts und der einzelnen dinglichen Rechte. — Qualitative Theilbar- 
feit des Eigen. — 3. Dem deutſchen Grundeigenthbum fehlt das 
Merkmal der Elafticität. — a. Volles und gemindertes Eigen. — 
b. Freies und belaftetes Eigen. — c. Edited Eigen und abgeleitetes 
Recht an Grund und Boden. — 4. Bor Allem endlich faht das ger- 
mmifche Grundeigenthum Grundherrichaft und Grundvermögen in 
ein einziges einartiged Recht zuſammen. — E38 enthält daher die Keine 
jowol der heutigen Gebietähoheit als Des EIER Privateigenthums 
am Boden. — Entwidlung ; 

B. Sft Tiegenfchaftliches Recht Sefammtrecht, fo ift bie Beſchaffen. 
heit des Subjekts von Einfluß auf die Beſchaffenheit des Bun 
felbft. — I. Gefammtgewere neben der Sondergewere . . ; 

II. Gejammteigen und dingliches Gefammtredht überhaupt — 
Sondereigen und Sonderrecht. — 1. Im Verhältniß von Gefammt- 
recht und Sonderrecht wird Häufig nur der Gegenfaß empfunden und 
betont. — Berührung der Vorftellungen des Allen gemeinen und des 
berrenlofen Guts. — Praktiſche Folgen hiervon im Okkupationsrecht. 
— Das gemeine Volksland. — Doc find dies nur Refte einer älteren 
Borftellungsweife, während im Allgemeinen bie Vorftellung eines dem 
Sondereigen forrefpondirenden und mit ihm einem höheren Gattungs- 
begriff zu unterftellenden Geſammteigen längft gefiegt hatte . 

2. Einfluß des Verhältnißes zu draußen fiehenden Rechtöfubjekten 
auf bie Feftitellung der rechtlichen Befchaffenheit des Geſammtrechts. — 
Firirung des dinglichen Gejammtrechtd an einer Mark gegenüber dem 
an derſelben Mark begründeten Recht eines höheren Verbandes. — Das 
böhere Gebietsrecht am echten vollfreien Gefammteigen. — Mögliche 
Minderung, Belaftung und Zeriplitterung ded Gejammteigen. — Dies 
geichieht zum Theil durch Verſchiebungen zwifchen weiterem und engerem 
Gefammtrecht. — Insbeſondere aber burd) die Berührungen von Ger 
fammtreht und Herrenreht. — Doppelter Weg der Aufzehrung bes 
Geſammtrechts durch Herrenrecht und ber Ablöfung eines Gefammt- 
rechts vom Herrenrecht. — So entfiehen folgende Hauptgruppen von 
Gefammtredt: a. Echtes vollfreied Gefammteigen als das eine Ertrent. 
— b. Ein blos aus Gnade eingeräumter Geſammtgebrauch als bad 
andre Ertrem. — c. Zwifchenftufen. — «. Gejammtgerechtigkeiten am 
Herreneigen. — 8. Zwifchen einem Herrn und einer Gejammtheit ges 
theiltes Eigen. — „Eigen“ ded Grundherrn und „Allmende* der Ge- 
meinde. — Gefammtnußeigen. — Gefammtzindeigen oder Gefammterb« 
zindeigen. — Geſammtlehenrecht. — „Eigen“ des Herrn und „Erbe“ 
der Gemeinde. — yY. Durch Herrenrecht gemindertes und befaftetes 
Gefammteigen. — Breies vogtbared Gefammteigen . 2. . 
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3. Korreipondenz der rechtlichen Beichaffenheit ded Gefammteigen mit 
dem perfönlichen Recht der betreffenden Genoßenſchaft; — mit ber 
Beichaffenheit ded Rechts der einzelnen Genofen an ihren Hufen . 

C. Subjekt des Gefammtrechts ift in allen Fällen die Gefammt- 
beit der Genofen, und zwar die Gejammtheit jchlechthin, ohne Tren- 
nung ihrer einheitlichen und wielheitlichen Seite. — Nachweis aus dem 
urkundfihen Sprachgebrauch. — Gehalt und Bedeutung der zu 
Grunde liegenden Rechtövorftellungen. . . 

D. Inhalt des alten Geſammtrechts an Grund unb Boden. — 
J. Befugniße, welche das Recht an einer Mark der Geſammtheit gibt. 
— Innere Steigerung und Mehrung derſelben durch die fortſchrei— 
tende Verdinglichung perſönlicher Verhältniße. — Beſchränkung durch 
dad Herrenrecht. — 1. Gewaltrechte (Geſammtgrundherrſchaft). — 
a. Nah außen. — b. Nah innen. — 2. Verfügungsbefugniße. — 
2. Nah außen. — b. Nah innen. — 3. Nupungsbefugniße — 
a. Nah außen. — b. Nah innen. — II. Im Geſammtrecht an ber 
Markt find aber aud) Berbindlichkeiten enthalten. — Gemeine Dienfte, 
Abgaben und Laften erfheinen in immer größerem — als Aus⸗ 
fluß und Korrelat des Gejammteigentbums . . . 
Gefammtreht und Sonderredt in der Mark. Beide — 
nen als gleich ſelbſtändig und urſprünglich, aber ald bedingt und be 
ſchränkt Durcheinander; fie gehören zufammen, find in wirthfchaftlicher 
und rechtlicher Beziehung auf einander hingemiefen und ergänzen fich 
erft in ihrer Zufammenfaßung zum vollen genofenfchaftlihen Mark: 
eigenthbum. — So beſteht an jevem Theil einer Genofenfchaftsmarf 
irgendwelche Getheiltheit der PS nr Einheit 
und BVielheit . i 

I. Am ftärkften ift das Recht bes Cingelnen, am ſchwachfien das 
Recht der Gefammtheit am vollen Sondereigen oder Sondererbe (Haus 
und Hof nebft allem in deren Umbegung gezogenen Lande). — Ding: 


liches Gefammtrecht aber über dem Sonberrecht eriftirt auch bier. 


1. Grundherrliche Gewaltbefugnife innerhalb des Hofetterd, — 
Herrſchafts-, Vertretungs- und Ausfchliegungsrecht des Einzelbefigers. 
— Darüber fteht aber ein in der Marfgemetnfchaft wurzelndes Ge 
fammtgewaltredht . . 

2. Verfügungsrechte über Haus unb Sof. — Ihre genoßenfchafttiche 
und genofenfchaftlich- herrjchaftlihe Gebundenheit. — a. Vertretung 
in formaler Beziehung. — Der Cinzelne vertriti felbftändig fein 
Gut, aber unter genoßenfchaftliger Mitwirkung und. Kontrolle. — 
b. In materieller Beziehung. — «. Veräußerung. — Genofenjchaft- 
liche Beſchränkungen derjelben im Volksrecht; — im Hofrecht. — 
£. Theilung. — Genoßenfchaftlihe Beſchränkungen und Erfehwerun- 
gen. — y. Vererbung. — Genoßenſchaftliche Beftimmung, Bindung und 
Beichränkung derfelben. — d. Stellvertretung im Befit. — « Er 
werb. — Genoßenfhaftliche Baſis oder Doch genofenfchaftliche Bedingt 
Heit defjelben. — L. Berluft. — Genofenfchaftliche Gründe eines ſolchen. 
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3. Benutungsrechte. — Ausfchließlichkeit ter Sondernutzung. — 
Keineswegs aber Unbefchränktheit. — Genoßenfchaftliche Beſchränkungen. 

I. Rechtsverhältniße an der vertheilten Feldmark. — 1. Ber 
fügungsbefugnige. — Das Sonderreht überwiegt. — 2. Gewalt 
befugniße. — Das Recht der Gefammtheit überwiegt. — 3. Be 
nußung. — Die Sondernußung ift die Hauptjadhe, fie ift aber: 
a. nicht ausichließlich und voll, fondern auf bejtimmte Zeiten und 
Gebrauchsarten beichräuft, jenfeits deren das ungetheilte Gefammt« 
nutzungsrecht wieder bervortritt; — b. nicht unbeſchränkt, vielmehr 
gebunden durch den genofenfchaftlichen Flurzwang und in Hofgemein- 
ben überdies durch die herrichaftlich »genoßenschaftliche Kontrolle der 
ordnungsmäßigen Bebauung. — 4. Die Nechte der Gemeinde an der 
Feldmark waren biftorifh ein vorbehaltenes Stüd ihres Eigenthums. 
— Sie waren dies nicht blos, fondern wurden auch als folches 
empfunden. — Beweis aus der fpäteren Neprobuftion gleicher 
Rechtöverhäftnige bei neuen Marktheilungen. — Berfahren ber Dorf- 
gemeinde Töß ti. I. 1536 . Her 

II. Rechtsverhältniße an einzelnen Marfftüden, bei — das 
Eigenthum der Gejammtheit, dem Einzelnen aber ein mehr oder min- 
der jelbjtändiged und dauerndes Sondernußungsrecht gebührt. — Ihr 
biftorifches und juriſtiſches Intereffe. — 1. Entjtehung ſolcher Verhält— 
niße durch DVertheilung und Ueberweifung von Gemeinland feitend ber 
Geſammtheit. — Rechtliche Beichaffenbeit diefer Verhältniße. — Un- 
gleiche Stärke und ungleicher Inhalt des Sonderrechts. — 2. Entite 
bung ähnlicher Verhältnige durch Aneignungsrechte dev Einzelnen . 

IV. Die eigentliche Allmende — An ihr ift das Gefammtrecht 
ebenfo voll, wie das Eonterrecht an der Hofſtätte. — Sie dient aber 
der Gefammtheit gleichzeitig und ungetrennt für ihre einheitlichen 
Gemeinheitäzwede und für ihre wielheitlichen Individualzwecke. — 
Charakter und praktiſche Bedeutung der äfteren Vorſtellungs— 
weile. — Verhältniß von Gefammteinheitsrecht und Gefammtvicl- 
heitsrecht bezüglich der Gewalt» und Verfügungsbefugnige an 
der Allmende — Mebrbeitsbefchlüße und MWiberfpruchdrechte der 
Einzelnen. — Mllmälige Steigerung des Imdividualrechte. — Bor 
Allem tritt bezüglich der Benugung der Allmende die Doppelnatur des 
alten Gefammteigen hervor, indem die Allmende gleichzeitig und ohne 
dad Bewußtſein eined Unterjchieded für eigentliche Gemeindebedürfnihe 
und für die individuellen Bedürfnige aller Einzelnen verwandt ward. 
— Anfänglich dedt fich Beides. — Bei beftimmten Benutungsarten 
ift Died auch Später der Fall. — Bezüglich der michtigeren Nubungs- 
arten aber geratben allmälig das Gemeindeintereffe und Das gemein» 
ſame Intereffe Aller in Zwiefpalt. — Deshalb entwidelt fich das All— 
menderecht num unter gegenfeitiger Beichränfung des Rechtes Aller 
durch das Recht der Gemeinde und des Rechtes der Gemeinde durch 
dad Necht Aller thatjächlich in doppelter Richtung fort 

1, Auf der einen Seite dient die Allmende den Bedürfnißen ber 
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Gemeinde als ſolcher. — a. Bei der Herſtellung öffentlicher Gemeinde— 
anlagen. — Beſchaffung des Bodens — des Materials — der Arbeit 
— der Geldmittel. — b. Bei der Belohnung und Entſchädigung von 
Borftehern, Beamten und Dienern der Gemeinde. — c. Bei der Ber- 
wendung der Allmende zur Gewährung befonderer Vortheile als Ent- 
Ihädigung für befondere zu Gunften der Gemeinde fonftituirte Laften. 
— d. Bei Einräumungen aus religiöfen und ethijchen Motiven. — 
e. Bei unmittelbarer Berwertbung der Allmende zu Gunften der Ge- 
NOEIRBENBTIE. 3 23, 0 a tn a et ee ee ee are 

2. Auf der andern Seite war bie Allmende beftimmt für die Be- 
bürfnige der Geſammtheit ald Bielheit und dies war in den ländlichen 
Berhältnigen die wichtigere Seite ihrer Beftimmung. — Urfprüngfiche 
Unbefchränktheit der Sondernugungen. — Spätere Beichränfungen. 
— Princip derjelben. — Die Schließung ber Mark. — Ihre Beveu- 
tung. — Die unmittelbaren und pofitiven Beſchränkungen. — Ihre 
Entwidelung beruht darauf, daß die VBermittelung zweier Gegenfähe 
gefucht wird. — Einmal ded Gegenfaßes zwiichen dem dauernden In— 
terefje der Mark und dem wirthichaftlichen Bedürfniß der Sondergüter. 
— Sodann des Gegenfated zwiſchen der Idee der genofenfchaftlichen 
Gleichheit und den ungleihen wirtbichaftligen Bedürfnißen der Ger 
noßen — ———— 
Die poſitive Geſtaltung des Verbältnißes zwiſchen Geſammtrecht und 
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Sonderrecht an der Allmende bei ben einzelnen Nutungsarten. — a. . 


Jagd, Fifcherei und Bienenfang. — b. Unterirdifche Nutımgen. — 
e. Benugung des Waßers. — d. Heuen, PM aggenmähen u. ſ. w. — 
e. Die gemeine Weide. — Arten. — Genohenfchaftliche Form der 
Ausübung. — Genofenichaftlihe Weidepolizei. — Das Princip bes 
eignen wirtbichaftlichen Bedürfnißes. — Kollifion mit dem Princip der 
Gleichheit. — Ausgleihung und Bermittlung beider Principien. — 
Meitergehende Befchränfungen durch Firirungen bed Weiderechts. — 
Etwaiger Weidenberfhuß. — f. Holgnugungen. — Mannigfaltigfeit 
der allmälig eingeführten genofenfchaftlihen Befchränfungen. — Dtaf- 
ftab des eigenen Bedürfnißes; Feltfeßungen, Anmweifungen und Ger 
meindefontrolle. — Princip der genoßenjchaftlichen Gleichheit. — Be- 
ſchränkungen unter dem Geſichtspunkt genofenfchaftlicher Forſtpolizei. — 
Scließliche Firirungen des auf jedes Genofenrecht fallenden Holzquans 
tum. — g. Recht der Aneignung von Markboden . ». . 2 2... 

Genofenreht und Nutzungsrecht. A. Das perjünliche 
Genoßenreht und das dingliche Sonderredht in der Mark bilden 
urfprünglih ein einheitliches Ganze, — Beichaffenheit dieſes Nechts. 
— Gegenfeitige Bedingtheit feiner Beftandtheile. — Gleichgewicht der- 
jelben. — Spätere Verichiebungen. — Schließliche Auseinanderlöjung. 

B. Vorausſetzungen ded Genoßenrechts. — I. Der Erwerb des— 
jelben fordert das Zufammentreffen perſönlicher und dinglicher Mo» 
mente, — 1. Perjönliche VBorausfegungen. — Geburt und perfüönliche 
Selbftändigkeit. — Aufnahme und Bedingungen Ber: 
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hältniß des in Geburt oder Aufnahme beftehenden perſönlichen Titels 
zu ber dinglichen Grundlage des Genoßenrechts. — Urfprünglich ift 
ber perfönliche Titel Baſis des dinglichen. — Spätere Refte hiervon, — 
Im Allgemeinen aber kehrt fih das Verhältniß allınälig um. — 
Do behalten neben dem Gutderwerb die perjönlichen Borausfegungen 
des Genoßenrechts immer eine felbftändige Bedeutung . 

2. Dinglide VBoransjegung war ein beftimmt qualificirter Grund» 
befiß in der Marl. — a In Bezug auf dad Wie dieſes Grund- 
befigeö wurde eine dem betreffenden Genofenfchaftsrecht entiprechende 
Gewere geforbert. — Mittelbare Genofen. — Spätere Berwifchung 
des Unterfchieded. — b. In Bezug auf das Was bed Grundbeſitzes 
forderte man urfprünglich eine volle Hufe. — Später aber geftaltete 
fih die dingliche Bafis des Vollgenoßenrechts nach Zeit und Drt man» 
nichfach verfchieden. — a. Vielfach genügt ald folche jeder Theil einer 
ehemaligen Vollhufe. — 4. Dber der Beſitz eines eignen Haufe. — 
Statt des eignen Haufes wird fpäter oft nur eigner Hausſtand gefor- 
dert und damit die Entwidlung zur Perfonalgemeinde angebahnt. — 
y. In andern Gemeinden wird Beſitz einer „Ehehofſtätte“ geforbert. 
— d. In wieder andern der Befig eined Hofes von beftimmtem Um— 
fange. — e. In manden endlich der Befiß eines unaudgejchiedenen 
Allmendantheild . . » u ; 

3. Während aber fo volles Senofenrecht nur - bei dem Aufamen- 
treffen perjönlicher und dinglicher Borausfeßungen eutfteht, kann doch 
unvollfommenes Genofenrecht auch da, wo nur einzelne jener Boraus- 
jegungen vorliegen, vorhanden fein. — a. Mangel ber perfönlichen Er- 
forbernige. — Ausmärker. — b. Mangel ber binglichen Grundlage. 
— Schutgenofen, Grundbefitlofe, Kötter. — Beilagen. — c. Unvoll» 
fommened Borbandenfein von beiderlei Vorausſetzungen. — Mittelbare 
Schutzgenoßen. — Hinterfaßen. — 4. Wohl zu unterfcheiben von die- 
fen unvolllommenen Genofenrechten find die nur quantitativ gerin- 
geren Genofenrechte. — Ihre Boraudfegungen . 

I. Berloren wird das Genoßenrecht: 1. Aus perfönfichen Srün- 
den im Falle des Austritts oder der Ausſchließung. — Wirkung für 
das Dingliche Sonderrecht. — Berluft des Sondergutd oder doch 
ber dinglichen Gemeinfchaftsrechte. — 2. Aus fachenrechtlichen Grün- 
ben im Falle des Fortfalld der dinglichen Bafid . . 

III. Erwerb und Aufgabe des Genofenrechts find nicht lediglich Sadıe 
bes freien Willend. — Momente der Zwangsmitgliedfchaft im Genofenrecht. 

IV. Berfügung des Einzelnen über fein Genoßenrecht ift urfprüng- 
ih undenkbar. -— Möglich aber ift eine Verfügung über den ding- 
fihen Titel. — Je mehr diefer für das Genoßenrecht als ſolches be» 
ftimmend wird, deſto mehr tritt die Idee einer Verfügung über das 
Genoßenrecht ald jolches hervor. — Diejelbe bleibt aber — 
ſchaftlich gebunden . . . 

V. Gemiſchte, — — se Hlüßige Natur des us ſeich⸗ 
doppeltgearteten Vorausſetzungen bedingten Genoßenrechts 
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C. Inhalt des Genoßenrechts. — I Im Vollgenoßenrecht find 
drei Gruppen von Befugnißen und Pflichten enthalten. — 1. Zuerſt 
ſolche, die ſich auf die Friedens- und Rechtsgemeinſchaft beziehen. — 
a. Mitträgerſchaft und Mitinhaberſchaft des genoßenſchaftlichen Friedens 
und Rechts. — b. Befugniß und Pflicht ihrer Vertheidigung gegen 
jeden von außen kommenden Angriff. — «. Einer ſoll für Alle ſtehen. 
— B. Alle jollen für Einen ftehen. — c. Theilnahbme an der Hand- 
babung von Frieden und Recht im Innern des Verbandes. — «. Ge- 
noßeuſchaftlicher Gerichtäftand. — 4. Aktive Theilnahme am genofen« 
ſchaftlichen Gericht. — y. Gerichtspolizeilihe Rechte und Pflichten des 
Einzelnen außerhalb der Gerichtöverfammlung. — d. Theilnahme an 
ſonſtigen Gemeindeverfammlungen und Stimmrecht in Gemeindeangele- 
genbeiten. — &. Zufammenbang der bürgerlichen Redtsfähigfeit mit 
dem Genofenredht 

2. Befugniße und pflichten, die ſich auf bie ſitiliche — 
ſchaft beziehen. — Kirchlicher, ſoeialer und —— Verband. — Ge⸗ 
genſeitige Unterſtützung 

3. Oekonomiſcher Inhalt des —— — a4. Das Gehen 
recht ald Grundlage der Betheiligung am Genuß bed Gemeinbevermö- 
gend und fonftiger ölonomiſch werthvoller Rechte. — b. Das Ge 
noßenrecht ald Grundlage der Eorrefpondirenden ökonomiſchen Laften. 

OD. Der Inhalt des Paſſiv- oder Schußgenoßenrechte. — Er ift 
qualitativ verfchieden vom Inhalt ded aktiven Genoßenrechts. — 
Dagegen tjt der Inhalt geringerer Genokenrechte nur quantitativ ver- 
fohieden vom Juhalt ded Vollgenoßenrechts F 

III. Das Verhältniß der einzelnen im Venohenrecht — 
Gruppen von Befugnißen und Pflichten zu einander. — Inniger Zu— 
ſammenhang und gegenſeitige Bedingtheit. — Zweitheilung des In« 
halts in eine perjünlich-politiihe und eine dinglich-vermögensrechtfiche 
Seite. — Je nachdem die eine oder die andere als Urjache oder Wir- 
fung erjcheint, erhält die rechtiihe Natur bed en eine un» 
gleihe Färbung . 

1. Die perfönlich-potiti ſche Seite prägt ſich vor Allem in Ding- 


recht und Dingpflicht aus. — Diefe werden vielfach) auf das Genofen- 


recht als folches bafirt, vielfach aber auch auf beſtimmte andere ein- 
zelne Eeiten des letzteren. — Geſchieht das Letztere, jo gründet fich 
an vielen Orten die Gerichtömitgliedfchaft auf das dingliche Sonder 
recht. — An anderen Orten auf perfönliche Grundlagen. — Oft end- 
lich fteht fie auf doppelter Bafis ; 

2. Die binglich-vermögensrechtliche Seite des Genohenrechis Bat 
ihren Mittelpunkt in dem Anrecht auf Markgenuß. — Diefes er- 
jcheint oft als Ausflug der Genoheneigenfchaft fchlechthin. — Oft aber 
wird ed auch mit beftimmten anderen Beftandtheilen des Genofenrechtd 
in nähere Kaufalverbindung gefeßt. — a. So vor Allem mit den ge 
noßenſchaftlichen Pflichten. — b. Sp ferner mit perfönlichen Eigen» 
Ichaften und Zuftänden. — c. So in vielen Fällen mit dr a 
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Sonderrecht an Haus und Hof. — Entwickelung der Pertinenzqualität 
der Allmendnutzung. — Realgemeinden. — d. Endlich kann auch der 
Allmendgenuß für ſich ſelbſt als Vermögensrecht von beſtimmtem ob— 
jektivem Gehalt aufgefaßt werden. — Rechtliche Verſelbſtändigung des 
ſo aufgefaßten Antheils. — Entwickelung der Rechtſamegemeinden 

D. Umfang des Genoßenrechts. — Entwicklung von Ungleichheiten. 
— Verſchiedenartige Natur der eintretenden Unterſchiede. — Qualita— 
tive und quantitative Unterſchiede. — Gemiſchte Syſteme der Klaſſen— 
bildung . . . : 
I. Die Natur des Unterfchiedes ve von Bollgenofen und Säupgenofen. 
— Veränderungen, bie im Laufe der Zeit bierin eintraten 

II. SPerfönlich-politifche Unterfchiede unter den Vollgenoßen. — Un- 
terjdhiede des Standes und Nedts . — 

III. Verdrängung der Unterſchiede des perfönfichen Rechts durch bie 
Gröfßenunterfchiede ded Grundbefiged. — Entwidlung aus der Be 
mehung von Nechten und Pflichten nach dem Grundbefis. — Bildung 
fefter Genofenflaffen nad dem Grundbeſitz. — en in rein 
quantitative Unterjchiede } 

IV. GEintheilung nach den ala obieftive Einheiten von gleichem Se 
halt gefeßten, aber mehrfach oder bruchtheilsweiſe nn Genopen- 
rechten felbit - ». . . F 

E. Die rechtliche Natur ber Nupungdreihte am Gemeinlanb, — 
Ihr genoßenſchaftlicher Charakter. — Die dabei möglichen Verſchie— 
denheiten. — Ihre Beurtheilung im heutigen Recht. — Nothwendig- 
keit der Unterſcheidung anderer inhaltlich gleicher, aber mit dem Ge— 
noßenrecht in keinem organiſchen Zuſammenhang ſtehender Nutzungs— 
rechte. — Insbeſondere herrſchaftliche Nutzungsrechte. — Deren ver— 
ſchiedene Arten und ungleiche rechtliche Natur 
Genoßenſchaft und Geſammteigenthum. — Ihr Weſen unb 
gegenfeitiged Verhältniß. — I. Gemeinde und Mark als fubjeltive und 
objeftive Einheiten des alten Rechts. — Das Gefammteigenthum ald 
Verbindung zwifchen Gemeinde und Marf. — Beftimmung feiner 
rechtlichen Natur von der einen oder von ber andern Geite her. — 
Miſchung öffentfichrechtliher und privatrechtlicher Elemente. — Die in 
der alten Gemeindegenokenfchaft ungetrennt durcheinander Tiegenden 
Keime. — Auseinanderlöfungen, — Verbindungen. — Staatliche Ein- 
wirkung. : 

I. Ganz ahnlich verhält ei ſich mit dem Recht des Einzelnen in 
der Gemeinde einerjeit3? und an der Mark andrerfeits, — ihrem We- 
fen, — gegenfeitigen —— — ihren Verbildungen, — ihrer 
Auseinandertrennung . . 

III. Unverändert bfeibt bei allen fofchen Verſchiedenheiten bad 
Verhältniß von Einheit und Vielheit zu einander. — Gegenfaß 
der alten Borjtellungsmweife zu ben fpäteren römifch « rechtlichen 
Abſtraktionen. — 1. Es liegt Fein ansichließliches Necht einer 
juriftifchen Perfon vor. — Nachweis, daß im Gefammteigentbunm 
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ein Recht der Bielheit von je ſowol enthalten war als enıpfunden 
wurde. — 2. Ebenjowenig liegt individuelles Miteigenthum einer Biel- 
heit vor. — Nachweis des vorhandenen einheitlichen Momentes 

3. In Wahrheit berubte das genofenfchaftlihe Gefammteigenthum 
auf der Berbindung von Gefammteinheitärecht und Geſammtvielheits— 
recht. — a. Konjtruftion dieſes Rechtsverhältnißes unter Zubülfenahme 
unferer heutigen abjtraften Begriffe — «. Aus der befonderen Beſchaf— 
fenheit ded Subjektes. — 4. Aus der befonderen Befchaffenheit des Ob— 
jefted. — y. Zujammenfaßung beider Gefichtäpunfte. — Das Refultat. 
— Die Getheiltheit der Eigenthumsſphäre zwifchen Einheit und Biel- 
beit. — Ungfeihheiten der Theilungsproportion. — Praktische Folgen. 
— Geltungägebiete des Gemeindewillend und des Individualwillens. — 
Bezüglich der vertheilten Mark. — Bezüglich der Allmende. — b. Dem 
älteren Rechtöbewußtfein mangeln Die bei diefer Analyfe des Gefammt- 
eigenthums verwandten Abjiraftionen. — Praktiſche Folgen hiervon. — 
Die relative Unvolllommenheit bedingt auch hier einen reicheren und 
tieferen Entwidlungsgehalt 

IV. Folgen der Verbindung — Senstuben durch Martgemein- 
ſchaft für die Begriffe der Genoßenfchaft und des Geſammteigenthums. — 
Beſteht der größere Verband aus engeren Gemeinden oder aus einzel: 
nen Genoßen? — Iſt dad Ganze eine neue Einheit oder eine blohe 
Mehrheit von Theilhabern? — Vorhandenſein von beiderlei Auffaßun- 
gen. — Shre begriffliche Ungefchiebenheit. — Uebergänge und Mifchun- 
gen. — Nachweis an den großen Marken im Allgemeinen. — Anfüh— 
rung und Beſprechung einer Neihe von einzelnen Beijpielen für ver- 
ſchiedenartige Uebergangs- und Mifchformen oe 
Geſammtgerechtſame. I. Liegenfchaftliche Gerechtfame im Alige 
meinen. — Zug der patrimonial-fendalen Zeit, Perſonenverbindungen, 
ſoweit ſie ſich nicht direkt auf eine räumlich-dingliche Sphäre bauen 
laßen, auf eine analog aufgefaßte Gerechtigkeitsſphäre zu bauen. — Bei 
Genoßenſchaften insbeſondere. — Genoßenſchaftliche Geſammtgerecht— 
ſame. — Huberſchaften. — Weinbergsgenoßenſchaften. — Genofen- 
ſchaftliche Bergwerksgerechtſame. — Ländliche Amts- und Gewerbelehen. 
— Forſtamt. — Zeidleramt. — Fiſchergerechtſame. — Schiffergerecht- 
ſame. — Mühlengerechtſame. — Amtsgerechtſame des Dienft- und Lehn— 
rechts. — Städtiſche Geſammtgerechtigkeiten. — Münzer. — Hofrecht— 
liche Innungen. — Zünfte und Gilden. — Amtskörperſchaften. — Be— 
rufsgenoßenſchaften. — Privilegsgerechtigkeiten der ſpäteren Zeit . 

U. Struktur der genoßenſchaftlichen Geſammtgerechtſame. — 1. Ver— 
hältniß von Genohenfchaft und Gerechtigkeit zu einander. — 2. Ber- 
hältniß von Genofenreht und Theilgerechtigkeit zu einander. — 3. Ber: 
hältniß von Einheit und Vielheit in der Genofenfchaft bezüglich der 
im Geſammtrecht ftehenden Gerechtigkeit 
Geſammtfahrhabe. I. Borbandenfein und ——— des Betvegli. 
hen Gemeinvermögend in den älteren Genofenfchaften. — TI. Rechtliche 
Natur der Gemeinhabe vor Entwidlung des Körperfchaftsbegriffs. — 
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III. Bewegliches Eigenthum ber älteren Stammed- und Volkgenoßen— 
haften, — Die Auffaßung bdeöfelben ald Geſammthabe. — EN 
biefer Auffaßung für bie gefchichtliche Entwidlung . 

IV. Gefammtfahrhabe der Mark, Dorf. und Hofgemeinben. — 
1. Ständige Gemeindehabe. — Ihre Geringfügigkeit. — Sie dient der 
Geſammtheit zugleich in ihrer Einheit und in ihrer Vielheit. — Man- 
gel einer Gemeindekaſſe. — 2. Bewegliche Einnahmen und Ausgaben. — 
Bußen, Gebühren, Gefälle, Zinfe und Markerträge gehören der Ge- 
fammtbeit ſchlechthin. — Beweis aus dem Sprachgebraud. — Was an 
die Gemeinde im Ganzen und wad an jeden Genoßen gleihmäßig fällt, 
fcheint nicht an ein verfchiedenes Subjekt, fondern an biefelben „Alle“, 
nur hier getrennt und dort vereinigt, zu fallen. — Deshalb erfolgt auch 
bie Berwendung ber gemeinen Einnahmen unterfchiedelos für Gemeinde» 
bedürfniße und gleichartige Bedürfniße Aller. — Befriedigung der un- 
mittelbaren Gemeindebrdürfnige. — Berzehren, Vertrinken und Ber- 
theilen der Einkünfte. — 3. Umgekehrt erjcheinen die gemeinfamen An— 
rechte, Bezüge und Ausgaben Aller zugleich ald Anrechte, Bezüge und 
Ausgaben der Gemeinde. — Eo das Anrecht auf die Benugung des 
Wuchervieh's. — So auch andere gemeine Gebrauchsrechte. — Eben- 
fo die Anfprüche ber dingenden, zinjenden ober frohnenden Genoßen auf 
Beköftigung, Geldgeichenfe oder fonftige Gegenfeiftungen. — Und eben- 
fo endlich die gemeinen Ausgaben zur Erfüllung Be Verbind⸗ 
lichkeiten aller einzelnen Gemeindegenoßen. 

V. Bewegliches Gefammtvermögen ber Gilden. — urſprůnglich 
reicht auch hier die alte Vorftellung ded Geſammtrechls aus. — Spä— 
tere Entwidlung eines forporativen Haushalte. — Mit dem Körper- 
fchaftsbegriff bleibt aber felbftändiges Vielheitsrecht auch hier vereinbar. 
— Bewegliched Gefammteigentfum neuer Art. — Auwendung auf 
ſtändige und fruchttragende Genoßenſchaftökapitalien. — Die Sapungen 
der Kölner Münzergenofenfchaft über die Benutzung eines Forporati- 
ven Kapitals durch die einzelnen Genofen. — Andere Arten der Ber- 
wendung eines Genoßenfchaftsfapitald für die Genoßen ; 
Gefammtforderung und Gefammtverbindlidkeit. — Dieſe 
Begriffe ſind Korrelate des Genoßenſchaftsbegriffs im Obligationsrecht. 
— A. Geſammtforderungsrechte. — Ihre rechtliche Natur. — 
DieGefammtheit als berechtigtes Subjekt. — Erfüllung an Alle oder an 
die Genoßenſchaft ala folche. — Unterf N von der Forderung zur ge- 
fammten Sand i 

B. Befammtverbindlicteiten. — " Entftchung un Princip. — 
I. Sm Allgemeinen. ift zu unterſcheiden: 1. Eine genofenjchaftliche 
Verbindlichkeit geht auf eine einheitliche Leiftung im Ganzen. — Dann 
haftet in und mit der Einheit zugleich die Vielheit. — Unterfhied von 


BVerbindlichkeiten zur gefammten Hand. — a. Haftung der Geſammt⸗ 


heit insgemein und inſonderheit. — b. Unbeſchränkte Haft der Ge— 
noßen. — Möglichkeit objektiver Haftlimitirung. — e. Ratenweiſe oder 
ſolidariſche Haft der Einzelnen. — 2. Es liegen zunächſt gleichmäßige 
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Sonderpflichten Aller vor. — Dann läßt ſich die Summe ber vielyeit- 
lichen Genoßenpflichten zugleih ald genoßenſchaftliche Gefammtpflicht 
vorſtellen. — Haftung der Einheit in und mit der Bielheit . 

3. Pflichten der Geſammtheit gegen die Einzelnen. — Ungefchieben- 
beit forporativer Pflichten ded Ganzen gegen die Glieder und gegen- 
feitiger Pflichten ber Einzelnen gegen bie Einzelnen . . : 

4. Haftung ber Gefammtheit für Echulden und Delikte des Ein. 
zelnen. — Beichränfungen und Modifikationen. — Immer liegt darin 
zugleich eine Haftung Jedes für Jeden. — Bälle folder Gefammthaf- 
tung im äfteften Recht; — im Gildenrecht; — im mittefalterlichen 
Verkehrsrecht. — Allmälige Befeitigung der Anwendung dieſes Grund- 
faßed auf die Städte. — 5. Analoge Berhältniße in herrjchaftlichen 
Verbänden, — Haftung der abhängigen Lente für den Herrn. — Haf- 
tung des Herrn für bie VBerbandöglieder -. . ; 

II. $ortdauer der alten Formen der Gefammtverbindfichfeit in ben 
ländlichen Gemeinden im Gegenſatz zu Gilden und Städten. — 
1. Zufammenfaßung der urfprünglichen gleichmäßigen Einzelverbind- 
lichkeiten in genoßenſchaftliche Geſammtlaſten. — a. Abgaben und Zinfe 
der Einzelnen. — Genokenfchaftlihe Erhebungs- und Ablieferungs- 
formen. — Auffaßung der Gemeinde ald Schuldnerin. — Uebergänge 
zur einheitfihen Gemeindeleiſtung. — b. Dienfle ber Einzelnen. — 
Genofenfchaftlihe Formen der Anfage und Leiſtung. — Webergänge 
zur einheitlichen Dienftpflicht der Gemeinde 

2. Umgekehrt find bei den zunächſt von ber Gemeinde im Ganyen 
geſchuldeten Zahlungen und Leiftungen die Einzelnen in und mit ber 
Gemeinde verhaftet. — a. Beben und Eteuern, die ein für alle Mal 
auf ein Gefammtquantum feftgefett find. — Einheitliche Momente, — 
Auflösbarkeit in Einzelpflichten. — b. Die ihrer Natur nad in einer 
einheitlichen Gefammtleiftung beftehenden Gemeindeverbinblichfeiten be- 
gründen zugleich direkte WVerbindlichfeiten der Einzelnen. — Berbind- 
lichleiten zur Beberbergung und Verpflegung des Herm, feiner Beamten 
und Thiere. — Pflicht zur Stellung eined Pferdes oder Eaumthiers, 
wenn der Herr über die Alpen zieht. — Ehrengeſchenke. — c. Dienfte, die 
wegen ihrer einheitligen Natur zunächft auf der Gemeinde im Ganzen 
ruben, verbinden zugleich unmittelbar bie einzelnen Genoßen. — Gerichte: 
und Polizeifronen. — Gefangenſetzung, Bewachung und Ablieferung von 
Mifiethätern. — Hitlföpflichten bei der Vollftredung peinlicher Urtel . 

3. Auch die im Gemeindeinterefje felbft begründeten gemeinen Lajten 
haben die Natur von Gefammtverbinblichkeiten alter Art. — 4. Ebenfo 
die vertragsmäßig begründeten Gemeindejchulden. — 5. Nicht minder 
die Berbindlichkeiten aus unerlaubten Gefammthandfungen 
Politiſches Geſammtrecht. A. Auch für die politijchen Rechte 
find ftatt abftrakter ftaatörechtlicher Verbandsperſönlichkeiten fichtbare 
Herren oder fichttare Gefammtheiten die Subjekte. — Einftige Bebeu- 
tung des politifchen Gefammtrechte. — Fortdauer ber dasſelbe beherr- 
chenden VBorftellungen in den Ländlichen Lebenäfreifen . PR 
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I. Seter Genofenichaft ftand irgend welches, im Einzelnen aber ein 
nach Inhalt und Umfang fehr verjchiedenartiges politifches Gelammt- 
‚recht zu. — Unterjchiede werden begründet durch die Verkandsgattung, 
den Grad ber Verbinglichung und Die Intenfivität bes Herrenrechts, — 
1. Politische Befugniße, die als freies und felbfländiges Gejammtrecht 
im ausschließlichen Genofenfchaftsbefig ftehen. — Urfprüngliche Sou— 


veränität. — Eelbftvertheidigung und Selbftvertretung nah augen, — 


Selbftbefiimmung und Selbjtverwaltung nach innen. — Autonomie — 
Gerichtsbarkeit. — Umfang des öffentlichrechtlichen Machtfreiies, der 
fih aus der Selbjtändigfeit des Rechtes an der Mark ergibt. — Im- 
mer aber reicht das politifche Geſammtrecht über den Kreis der Mark: 
angelegenheiten hinaus. — Genoßenſchaftliche Bejtellung von Vorſtehern, 
Beamten und Dienern. — Wahlrehte. — — — Amts⸗ 
hoheit der Gefammtheit . .. . 

2. Dem jelbjtändigen politiichen Sefammtrecht ktand überall felb 
ſtändiges politiſches Herrenrecht gegenüber. — Seine Quelle iſt ſehr 
ungleichartig, liegt aber immer außerhalb der Geſammtheit. — Cha— 
rakter der herrſchaftlichen Gewaltſphären. — Zerſplitterungen, Thei— 


lungen und Verbindungen derſelben. — Ve Aemter und 
deren Natur 

3. Gemeinjchaftliche Machtiphären, in Baus “u weiche — 
recht und Geſammtrecht zuſammentreffen. — Auffaßung einer ſolchen 


Gemeinſchaft. — Anwendung auf die Gerichtsbarkeit. — Anwendung 
auf das Gebiet der Markangelegenheiten. — Gemeinſchaſtliche Aemter. 
— Doppelte Vollmacht, doppelte Kompetenz und doppelte — 
— Entſprechende Formen der Anſtellung und Abjekung . 

TI. Alles politifche Recht einer Gejammtbeit war Sefammtreht im 
alten Einn. — Auch bier macht fich die Ungefchiedenheit von Geſammt— 
einheit und Gejammtvielheit geltend. — Die Borftellungsweife. — Der 
Sprachgebrauch. — Einzelne Symptome. — Bußen an Zeden. — Ber 
meßung von Bußen für Bergehungen gegen die Gemeinde nad) der 
Anzahl der Bollgenofen. — Bolgen für die Ausübung der politijchen 
Rechte. — Zufammenfaßung der zunächft den Einzelnen für ſich zu« 
ftehenden politifchen Rechte zum Gemeindereht . . 

III Konjequenzen für das Verhältniß der alten —— zu 
ihren Herrn. — Die Genoßenſchaft wird dem Herrn gegenüber als Ge— 
ſammtheit ſchlechthin mit Geſammtrecht und Geſammtypflicht aufgefaßt. 
— Herr und Geſammtheit in ihrer Zuſammenfaßung zu einem neuen 
Verbandsganzen werden als ein Doppelſubjekt ohne Scheidung der ein— 
heitlichen und der zweiheitlichen Seite vorgeſtellt. — Alle einzelnen 
politiſchen Anſprüche einer Genoßenſchaſt gegen ihren Herrn erſcheinen 
als Geſammtanſprüche, alle politiſchen Pflichten gegen den Herrn als 
Geſammtverbindlichkeiten. — Folgen für die Korreſpondenz von Recht 
und Pflicht. — Natur des politiſchen Geſammtverhältnißes zwiſchen 
Herr und Geſammtheit. — Miſchung von gemeinheitlichen und indi— 
dualrechtlichen Momenten, Kombination der Idee des organiſchen Ver— 
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bandes und der Vertragsauffaßung. — Uebergewicht der Vertragsauf⸗ 
faßung und praktiſche Folgen hiervon. — Tendenz der Weiterentwicklung. 
IV. Konſequenzen für das Verhältniß engerer und weiterer Ver— 
bände. — Zede engere Gefammtheit war urjprüngli in ihrer Ein« 
heit wie in ihrer Vielheit Grundlage des politiichen Gefammtbau’s, 
beide Momente aber waren ungejchieden und flüßig. — Ungleichartige 
Ausgeftaltung der hierin enthaltenen mehrfachen Keime feit dem Ein« 
tritt feiter forporativer Bildungen. — Fortdauer des alten ungefon- 
derten Verhältniges auf dem Lande. — Die Gemeinden der Centen 
und Landgerichte, — Goe, — Beften, — Grafihaften und Jahrge— 
richte, — Immunitäten, Aemter und Bogteien, — größeren Hofver- 
bande. — Zujammenfegung derjelben aus den einzelnen Gerichts— 
genoßen. — Gfleichzeitige Bedeutung der engeren Verbandseinheiten für 
den Organismus bed weiteren Verbandes. — Einzelbeftimmungen, in 
denen die Verwendung der Organijation und Gliederung der engeren 
Genoßenſchaft für die Zwede des weiteren Berbandes ſich manifeftirt. 
B. Dieſe Vorſtellungen, welche alles politifche Recht an fichtbare 
Herrn oder fichtbare Geſammtheiten knüpfen, find auf dem Lande erft 
jpät und unvollfonmen ten abjtraften Begriffen obrigkeitlicher oder 
gemeinheitlicher Gewalt gewichen. — 1. Ausnahmsweiſe Umbildung 
einer Gemeindegenofenfchaft zur politifchen Körperſchaft. — Damit 
wird biejelbe zu einem Gemeinweſen mit eigner politijcher Gejammiper: 
fönlichkeit. — Anfäge hierzu in Dörfern. — Korporative Umbildung 
größerer Marken. — Bildung politifcher Bezirfögemeinwefen aus Kirch» 
jpielen, Acmtern und Gerichten. — Ausbildung ftaatliher Landes» 
gemeinwejen. — Das Land als ir wird ne politijcher Rechte 
und Pflihten . ". ; 
2. Solchen Ausnahmen — war im —— nich die 
Umbildung des Geſammtrechts in gemeinheitliches Recht, ſondern die 
Umbildung des politiſchen Herrnrechts in obrigkeitliche Gewalt, wodurch 
das ländliche Verbandsweſen in moderner Weiſe umgeſtaltet und das 
alte politiiche Geſammtrecht verdrängt wud . 
Der Begriff des Rechts und das alte Benshenfhaftswelen. 
Die Unvolllommenheiten der älteren germanifchen Rechtsidee fonnten 
nicht überwunden werden, jo lange weder das Genoßenſchaſtsweſen 
durch den Körperjchaftöbegriff noch die Herrſchaſt durch den Obrig- 
feitöbegriff umgebildet war. ie treten und bdaber bis in die neuere 
Zeit im Bereiche des ländlichen Genoßenſchaftsweſens entgegen. — 
Partifulariomus. — Perfonalität und Dinglichkeit. — Ungeſchiedenheit 
von öffentlichem und privatem Recht. — Vermiſchung des abjtraften 
und Eonfreten, fowie des objektiven und des ſubjektiven Nechtsbegriffs. 
Das Moment der Sapung in den Rechtöverhäftnigen. — Die 
Auflöfung der Normen in den Gedanken fubjektiver echte und 
Pflichten. — Zerlegung des Orts- oder Bezirfögefeges in eine Eumme 
von Befugnifinbegriffen von Herrn und Gefannmmtheiten. — Einfluß 
diefer Vermiſchung auf den Charakter der Einzelbefliimmungen . 
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Begriffliche Ungeſchiedenheit der Begründungstitel von objektivem 
und ſubjeklivem Recht. — An Stelle der heutigen doppelten Begriffs- 
reihen ftanden auch hier einfache Begriffe, in welchen zwiefache Keime 
uneniwidelt ſchlummerten. — Der Begriff dei Herfommens "umfaßt 
Gewohnheitsrecht und Unvordenklichkeit. — In ber Rechtweiſung 
fließen Weisthilmer und gemeine Urtel zufammen. — Die gemeine 
Kundfchaft enthält Gemeindezeugnig und Feftftellung von Gewohn— 
heitsrecht. — Bei der bewußten Recdhtserzengung werben Die Bor« 
ftellungen bes Tegislativen Aftes und der Begründung von Rechtäver- 
häftnigen durch Rechtsgeſchäft vermifcht ur 


Bei der Rechtderzengung ſeitens einer Gefammtheit mifchen ſich die 


Vorſtellungen der Autonomie und des Vertrages. — Autonomiſches 
Moment in Judividualakten der rn, — een in 
autonomifchen Sapungen . 

Das von einem Herin gegebene Recht gereinigt in ſich ben Cha⸗ 
rakter der legislativen Verordnung und der dispoſitiven Verfügung. 
— Gebot und Verbot. — Privilegien 

Wirken Herr und Geſammtheit bei einer Rechtefeftfletung — 
Rechtsbegründung zuſammen, ſo erſtreckt ſich einerſeits der nie ganz 
mangelnde legislative Charakter auch auf ſubjektive Rechtsverhältniße, 
andrerſeits wird der ganze Akt von der Auffaßung als Vertrag oder 
Vergleich beherrſchte. 

Vermiſchung der Begriffe ı von | Gefet und Befugniß bei Memußte 
Abänderung des beftehenden Rehts . ». » 2... 

Neben diefen Unvolllommenheiten bewahrte die Nechtsidee i im Areife 
ded alten Genofenfchaftöwefens ebenjo treu die Vorzüge des Älteren 
deutjchen Rechtsgedankens. — Diefe Vorzüge find fpäter im Intereſſe 
des Fortſchrittes zwar zeitweife verdbunfelt, aber nicht definitiv ver— 
TO ORDER u ee a A ee 
Willend- und Handlungsfähigfeit der Gefammtheit. 
A. Begriff des Gefammtwillens. — Mangel eines abftraften Allgemein- 
willens wie eines abftraften Individnalwillend. — Natur des perfün« 
lichen Herrenwillens. — Gleich konkrete Natur des genofenfchaftlichen 
Geſammtwillens. — Diefelbe ift weder eine bloße Summe indivi- 
dueller Einzelwillen, noch der Wille einer abftraften Einheit, fonbern 
der Wille der in greifbarer Weiſe zugleich vielföpfigen und einheitlichen 
Perfammlung. — Einerfeit3 daher macht fih dad Moment der Ein- 
heit des genofenfchaftlichen Willendaftes geltend. — Andrerfeits das Mo- 
ment feiner Zufjammenfeßung aus vielen Einzelwillen. — Des fpecififchen 
Unterfchiedes aber zwifchen Gemeindebeſchluß und gemeinfamer Willens- 
vereinigung ward man ſich in Feiner Weife bewußt. — Einzelfolgen. 

Snöbefondere das Majoritätsprincip. — Der Unterfchied und das 
Geltungägebiet ven Einftimmigfeit und Stimmenmehr. — Urfprüng- 
liche Grundlage dieſes Unterfchiedes. — Das Majoritätsprincip ent 
wicelt fich Anfangs nur ald ein Mittel, um über den Zwiefpalt hin— 
aus zum Gefammtwillen zu kommen. — Urfprünglid thatſächlicher 
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und ſpäter rechtlicher Zwang gegen die Minderheit, das von der 
Mehrheit als dem ſtärkeren Theil Gewollte ihrerſeits auch zu wollen. 
— Nachweis aus der Geſtaltung des Mehrheitsprincips. — Erforder⸗ 
niß einer itberwiegenden Mehrheit. — Die geſetzliche Formulirung des 
Majoritätsprincipo. — Das fchliehliche Nefultat. — Beſonders deut» 
liche Ausprägung der alten Auffaßung bei einer und 
beit unter Nrtelsfindern es i s 

Willendvertretung einer Sefammtheit 

B. Handlungsfähigkfeit. Die Genoßenſchaft ſelbſt handeli in 
jeder unmittelbaren N Im — bedarf ſie der 
Stellvertretung . . r 

I. Die Gefammtgandfung. — Eine ſelche lnegt Bar ſobald "bie 
erdnungsmäßige Verſammlung Aller irgendwie thätig wird. — Da- 
bei Handelt fie ald Gefammtheit alter Art. — Einheitliche und viel- 
heitlihe Momente im Gefammtaft. — Darin liegen die Keime nicht 
nur forporativer Einheitsakte und ijolirter Ginzelhandlungen, fondern 
auch mancher Uebergangsformen. — Ungejchiedenheit der verfchieden- 
artigen Funktionen des Gefammtlebend. — Die Berfammlung ber 
Genoßen ift in allen genofenjchaftlichen Angelegenheiten zu unmittel« 
barer Handlung berufen, und nur im Falle unmittelbarer Gelammt- 
handlung fcheint die Genofenfchaft jelbft zu handeln. — Die Einzel» 
fälle der Geſammthandlung. — Inöbefondere in der Gerichtd- und 
Gemeindeverfammlung, — bei ber Heered-, Rand», Gerichts: und 
Herrenfolge, — bei Marfumgängen . 

IH. Stellvertreter der Gelammtheit. — Begriff des genoßenf haft- 
lichen Amtes ald einer Willendvertretung der Geſammtheit. — Noth: 
wendigfeit einer Wandlung des Amtsbegriffs. — Die urfprüngliche 
Vollmachtsidee. — Die allmälige Verfelbftändigung des Amtes; un- 
abhängige Stellung des Beamtenwillens und objeftiver Begriff ber 
Amtögerechtfame. — Borflellung ter Amtsleihe. — Portichritt zur 
Vorftellung einer Willensveräußerung. — Der Beamte wird zum 
felbftändigen Berbandähaupt, dad Amt zur Herriherwürde aud eignem 
Necht. — Endlicher Uebergang in eigentliche Herrenrecht. — Zuletzt 
vermag jo die aus der Unfähigkeit der alten Genoßenſchaft, anders 
als in fichtbarer Berfammlung zu handeln, erzeugte, zu einheitlicher 
Handlung befähigte Herrenmacht Die Genofenfchaftvölligzu abforbiren. — 
Umgefehrt bedarf aber auch der Herr der Stellvertretung und auch das 
herrſchaftliche Amt kann fich einem ähnlichen Umwandlungäbegriff auf 
bie Dauer nicht entziehen. — Erft als die felbftändige MWefenheit bes 
Allgemeinwillens erfaßt und bier von der Individualität des Herr, 
dort von der Perfonenvielheit der Geſammtheit gelöft ift, werden 
durch ben Begriff des verfahungsmäßigen Organd- aus genofenfchaft- 
lichen gemeinheitliche und aus herrfchaftlichen obrigfeitliche Aemter 

Die genofenfchaftlichen Aemter im Einzelnen. — Auch hier mani- 
feftirt und das Bauernrecht bis in die neuere Zeit manche im Webri- 
gen längft überwundenen Entwidiungsfiufen und Wanblungen. — 
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1. Das Amt des Vorftchere. — a. In den großen Marken. — Bom 
gewählten erften Märker bis zum eigentlichen Markgrundheren finden 
wir alle denfbaren Uebergangs- und Zwifchenftufen vertreten. — b. In 
den Dörfern. — Der urfjprüngliche Charakter des genoßenſchaftlichen 
Amts bleibt hier am längften und reinften gewahrt. — Die Tendenz 
aber zur Berjelbjtindigung ded Amts gegen die Gemeinde zeigt fich 
auch bier. — Ausnahmsweiſe Umwandlung in eine forporative Orts. 
obrigkeit. — Uebergang in eine polizeiliche Ortsobrigkeit. 

2. Untergeordnete Aemter genofenfchaftliher Art . s 

3. Die repraejentativen Ausihüße. — Der principielle Unterfchied 
von Schöffenverfafung und Rathsverfaßung. — Diefer Unterichied ift 
eine der klarſten Ausprägungen ded Unterjchiedes von alten Genofen- 
Ichaften und Eorporativen Gemeinheiten. — Charakter des alten Schöffen- 
thums. — Das Schöffenamt theilt die Natur und die Tendenz aller 
alten Aemter umd gefährbet daher dad genoßenfchaftlihe Leben. — 
Nechtweilung und Urtelfindung werben urfprünglid von der Ber: 
fammlung Aller indgemein vollzogen. — Runge Fortdauer dieſes Grund» 
ſatzes in den engeren ländlichen Berbänden. — Mannidyfaltigfeit ber 
Formen, welche die Formulirung des Rechtsſpruchs Einzelnen zu 
weijen, jchließlich aber defjen Erhebung zum Geſammtakt herbeiführen. 
— Fortdauer der unmittelbaren Thätigfeit der Geſammtheit in Recht 
und Gericht neben ftändigen Ausihüßen. — Die Ehöffen als bloße 
Borfinder des Rechts. — Dennocd liegt im Schöffenthum der Keim 
zur Bejeitigung der alten Gemeindethätigfeit. — Eelbftäudigwerden 
der Schöffenämter. — Die Schöffengefammtheit als Gegenfaß ber 
Gemeinde. — Gefteigertes Recht des Echöffenfollegd. — Uebergang 
zu ausjchließlicher Thätigkeit der Schöffen und Untergang der genohen- 
ichaftlichen Grundlage ihrer Stellung . . 

Ausnahmsweiſe trat eine Fortbildung des Schöffenthums | im Eine 
der Gemeinheitsverfaßung ein, jo daß aus dem genoßenfchaftlichen Ge- 
richtsansſchuß ein gemeinheitliched Repraefentativorgen wurde. — 
Hinzutritt verwaltender Thätigkeit zur gerichtlichen, — Mebergang zu 
rarhsähnlichen Gemeindebehörden oder zu einem eigentlichen Rath. 

Semeindeausihüße anderer Gattung. — Sie fteben einem reprae- 
fentativen Organ von vornherein näher. — Aud) fie freilich entwideln 
fich vielfach zum Nachtheil des genoßenfchaftlichen Beftandes im Sinne 
ber alten Aemter. — Häufiger aber werden gerade fie zum Hebel kor— 
porativer Umbildung. — Natur berjelben. — Seltenheit und Unvoll- 
fommenbeit der Ratheverfahung anf dem Lande . . . » 

Ill. Bertragsfähigkeit der alten Genchenfchaft. — Anwendung * 
Vorſtellungen des Geſammtwillens und der — auf 
Verträge » 

IV. Serichtsfäbigkeit ber Genofenfaft — Auch vor Gericht Kt 
uriprüngli die Gefammtheit in ihrer fichtbaren Erſcheinung auf, — 
Form der gerichtlichen Parteierflärungen einer Gefanmtheit. — Stel- 
lung der Vorfteber und Fürſprechen einer Genoßenſchaft wor Gericht. 
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— L. Alam. tit. 84. — Sachjenfp. III, 86 $ 2. — Vertretung ber 
Gefammtheit durch Procehbevollmächtigte. — Sie vertreten Anfangs 
nicht die juriftifche Perfon, jondern die abwejende Gemeindeverfamm- 
lung. — Spätere Umwandlung in Proceßorgane. — NRechtöftreitig« 
feiten zwifchen der Gemeinde und einem einzelnen Gemeindegenoßen . 

V. Delittsfähigkeit der alten Genoßeuſchaft. — Fälle der unerlaub- 
ten Genoßenſchaftshandlung. — Folgen derjelben, — Scadenserjaß 
als Gefammiverbindlichkeit. — Strafen. — Solche Strafen treffen 
die Gefammtheit oft nicht blos in ihrer Einheit, fondern gleichzeitig 
in ihrer Bielheit. — Belege für den Fortbeftand der alten Anfchauungen 
aus den Weisthümern der Landleute. — Sachfenfp. III, S6 $ 2. — 
Mit der Frage nah ber Möglichkeit und den Folgen einer unerlaub- 
ten Genoßenſchaftshandlung darf die weitere Frage nicht verwechlelt 
werben, inwieweit eine Gefammtheit nach außen jegar für Vergehen 
einzelner Genoßen baften uf .» » 2: 2 2 2 20. 


Drittes Kapitel. 


Kirche und Reich als Rechtsſubjekte. 


Die Subjefte des Kirchenguts. — Da in Bezug auf die der 
Kirche zuftehenden Vermögend- und Herrfchaftörechte frühzeitig unficht- 
bare Subjefte in das bürgerliche und politifche Reben eintraten, entiteht 
für und die Frage, wie dieſe Subjefte fih dem Volksbewußtſein dar- 
ftellten und weldes der Einfluß ihres Vorhandenfeind auf die welt 
lihen Rechtsbegriffe war . 

I. Die volksthümliche Auffaßung der älteren "Hriftlic germaniichen 
Delt. — Einfügung des gefammten Tirdjlichen Rechtsorganismus in 
dad vorhandene Syitem der Vorftellungen über Berbände. — Auf: 
faßung der Kirche als eines göttlichen Reiches. — 1. Ald eigentliche 
Subjefte des Kirchenguts werden Gott und die Heiligen vorgejtellt. 
— Entftehung und Verbreitung dieſer Vorſtellung. — Der urkund- 
lihe Sprachgebrauch. — Nachweis der Sinnlichkeit der zu Grunde 
liegenden Anjchauung. — Langer Beftand derſelben. — Benußung der- 
felben durch das fanonifhe Redt . . .» - ; 

2. Diefe überirdtfchen Subjekte bedürfen irdiſcher Stellvertreter. — 
As ſolche gelten die Vorſteher der Kirchen. — Nachweis aus dem ur- 
kundlichen Sprachgebrauch. 

3. Sobald geiſtliche Genohenſchaten mit tollegialiſcher Berfaßung 
den Firchlichen Würdenträgern zur Seite ftehen, wird ben Genofen- 
gefammtheiten ein abgeleitete Geſammtrecht alter Art am Kirchengut 
zugefchrieben. — Als Subjekt wird dabei die Geſammtheit obne 
Scheidung ihrer einheitlichen und vielheitlichen Seite gedacht — Die 
Gefammtheit ift aber weder für fich allein noch zufammen mit dem 
kirchlichen MWürdenträger Subjelt der Subftanz des Kirchenguts. — 
Bielmehr repraefentiren fie nur den Heiligen und feine Kirche und 
haben ſelbſt nur Berwaltungs- und Nutzungsrechte. — Urfundficher 
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Nachweis, — Deshalb haben auch nad ihrer Berfelbftändigung weder 
Kapitel noch Klöfter eine freie Körperſchaftsperſönlichkeit, foudern eine 
Anftaltsperfönlichkeit entwidelt, welche an die Stelle der Rechtsſubjektivi— 
tät des Heiligen irat. — Untergeordneter noch war die Stellung ber 
genofenjchaftlichen Elemente in der Kirche ald folder . 


4. Die Stellung der Laiengeſammtheiten in Bezug auf das tixch- 


liche Recht. — Eine eigne Firdliche NRechtsfubjeltivität wird ihnen 
nicht zugeftanden. — Doch finden fich einzelne kirchliche Rechte und 
Pflichten. der Laiengemeinden. — Hierbei werden diejelben als Ge— 
fammtbeiten alter Art vorgeftelt . . r 

5. Die fubjeltiven Einheiten werden aud) in — anf das ticch 

liche Recht durch die objektiven Einheiten räumlich-dinglicher Rechte- 
jphären ergänzt. — Die Kirchen ald Mittelpunfte folder Sphären. 
— Deren weitere Gfiederung und Gejtaltung. — So erſcheinen alle 
Rechte eines Heiligen zugleich ald Zubehör feiner Kirche. — Zumen- 
dungen an ihn gefchehen zu der Kirche, Beräußerungen von ber 
Kirche. — Nachweis, dab hierbei dem urkundlichen Sprachgebrauch 
die Borftellung der Kirche im räumlichen Sinne zu Grumde liegt. — 
Denfelben Sinn aber hat im älterer Zeit gewöhnlich auch der Die 
Kirche ſcheinbar perfonificirende Sprachgebrauh, jo daß damit in 
ähnlicher Weije, wie wenn Gleiches von Höfen und Hufen ausgefagt 
wird, nur ein Verhältniß objeftiver Zugehörigkeit — werden 
JJ— 
II. Das Eindringen bes anenifhen Anftaltsbegriffs in das öffentliche 
Bewußtſein. — Fortdauer ded Begriffs abjtrafter Rechtsperjöntlichkeit 
in der Kirche felbftl. — Eeit dem 11. Jahrhundert tritt Diefer Be- 
griff im kanoniſchen Recht wieber in den Vordergrund und gejtaltet 
fih zum fanonifchen Anftaltäbegriff aus. — In den folgenden Zahr- 
hunderten verdrängt biejer Begriff mehr und mehr we im Bolls- 
bewußtjein die alten Borftellungen . 

1. Perfonificirung der Kirche in ihrer Allgemeinheit, — Myſtiſch⸗ 
icholaftiiche Auffahungsweile. — In der Einen und allgemeinen Kirche 
als perjonificirter Heildanftalt koncentrirt fich die Fülle aller Kirchen- 
gewalt. — Folgen für das Kirchenvermögensrecht. — Berwaltungs- 
und Auffichtsrechte der allgemeinen Kirche. — Ein Eigenthum aber 
an allem Kirchengut vermag fie nicht durchzuſetzen . 

2. Perfonificirung der Einzelfirchen nach dem Vorbild der —— 
kirche. — Anſtaltliche Individualität der Einzelkirchen. — Das fird)- 
liche Inſtitut als ſolches wird das Subjekt aller in feine Sphären 
fallenden weltlichen Rechte. — Diefer Gedanke erringt fich feit dem 
12. Jahrhundert die unbeftrittene Herrichaft im allgemeinen Bewußt- 
fein. — Nachweis aus dem urkundlichen Sprachgebrauch. — Die 
firchliche Anftaltsperfon als Eigenthümerin; — ald Subjekt öffent- 
licher Rechte; — als beſitzend; — als erbfähig; — ald Gläubigerin und 
Schuldnerin; — ald willens: und d Banbtungefähg; — als . 
und Streittheill . » .» .» . er . 
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III. Einfluß dieſer Entwicklung auf die Auffaßung der Rechtsjub- 
jektivität weltlicher Verbände. — Allgemeine Bedeutung des Vor— 
handenſeins des abjtraften Begriffes einer unfinnlichen Perfönlichkeit. 
— Dagegen läßt ein Direkter Einfluß des Kirchenbegriffd auf bie 
Ausbildung einer wellichen Verbandsperfönlichkeit fich in ber Zeit 
der rein nationalen Nechtsentwidlung nicht nachweifen ; 

Dem Genofenfhaftsbegriff zunächit ift der kauoniſche Kirchenbegriff 
innerlich gar nicht verwandt. — Biel eher dem germaniſchen Herr» 
ſchaftsbegriff. — Denn die Kirchenperfönlichkeit ift nicht an die Stelle 
einer ehemals berechtigten Gejammtheit, fondern an die Stelle eines 
überirdifchen Herrn getreten. — Während daher die Steigerung bes 
Genoßenſchaftsbegriffs zum reinen Körperfchaftsbegriff dem deutſchen 
Recht angehört, Hat das kanoniſche Recht den reinen Anjtaltsbegriff 
erzeugt. — Freilich mußte auch in der Kirche die Anftaltsidee mit 
dem forporativen Gedanken ringen. — Alein ein ftärferes Hervor- 
treten der Förperjchaftlihen Auffafung beruhte ftetö gerade auf dem 
Eindringen ded weltlichen germanijchen Bemußtfeind. — Soweit da— 
gegen das Kirchliche fiegte, mußten alle Forporativen Elemente fich 
dem Anftaltsgedanten unterorbnen. — So vor Allem in dem Be- 
griff der Gefammtlirche. — So aber auch bei den Einzellirchen. — 
Nicht minder endlich bei Kapiteln und Klöftern, welche ihrem kirch— 
lichen Begriff nach ſtets Anftaltöperfonen mit einer bem Anftaltd- 
zweck dienenden korporativen Verfaßung blieben 

Auch in den weltlichen Herrſchaftsverbänden ſind die * An 
fünge für die Löfung einer abftraften Verbandseinheit von ihrem finn- 
lichen Träger auf der Grundlage des nationalen Rechtes gemacht. — 
Erft feit der Aufnahme der fremden Rechte beginnt die direkte und 
pofitive Einwirkung des Tanonifhen Anſtaltsbegriffs. . . .» 

IV. Eigenthümtichkeit der zwifchen weltlichem und geijtlichem Hecht 

in der Mitte ftehenden Verbände. — Bei ihnen zeigt fich das Ieb- 
baftefte Schwanten zwifchen Anftaltöbegriff und Genofenichaftsbegriff. 
— Insbeſondere die geiftlichen Ritterorden. — Die einzelne Drdens- 
anftalt wird in ihrer Nechtöfubjektivität Durch den Orden in feiner 
Einheit und Allgemeinheit abjorbirt. — Perfönlichkeit des Ordens. — 
Der Drden als Anftalt. — Der Orden als — — Die 
Idee der anſtaltlichen Einheit überwiegt . . 
Das Reich als Rechtsſubjekt. — Das Reid "ale Träger * 
licher Machtfülle und des Reichsvermögens. — War es im Sinne von 
„Staat“ oder „Fiskus“ Rechtsſubjekt? — J. Das Reich wird zunächſt 
im Sinne einer objektiven Einheit als eine von Gott eingeſetzte 
höchſte irdiſche Herrſchergewalt vorgeſtellt. — Die Stetigkeit des ob- 
jeltiven Beſtandes dieſer Gewaltſphäre vermittelt die Kontinuität der 
Reichsgewalt. — Der innere Gehalt der Reichsidee. — Die ftaat- 
lichen Momente in dem Begriff der Reichsgewalt. — Trotzdem fügt 
fie fi in die germanijche ehe einer — — 
Herrſchaftsſphäre ein 
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I. Wer war nun aber das Subjekt dieſes höchſten und umfaßend— 
ften Rechtskomplexes? — Der abftrafte Begriff des Staates erijtirt 
zunächit nicht. — Ebenfowenig der abjtrafte Begriff bes Fiskus. — 
Der römiſche Name des fiscus dauert zwar fort, hat aber Tediglich 
gegenfländliche Bedeutung. — Als wahres und einziges Subjeft ſteht 
dahinter der König. — Weberhaupt ift jedenfalls an die Unterfcheidung 
einer ftaatdrechtlihen und einer vermögensrechtlichen — 
des Reiches nicht zu denken . . . . 964 
In Wirklichkeit wurde bis in das ſpãtere Mittelalter ſiets ein ſiht 
bares und konkretes Subjekt als Träger der öffentlichen Gewalt und 
des öffentlichen Vermögens vorgeſtellt. — Urſprünglich die Volks— 
geſammtheit. — Dann König und Volksgeſammtheit miteinander. — 
Sodann ber König allein. — Endlih der König zufammen mit ber 
Sefammtheit der Großen. . - — 66 
III. Das deutſche Reich ———— — Der Kaiſer und die 
Reichsſtändegeſammtheit, „Kaiſer und Reich“. — Reichsgewalt und 
Reichsvermögen finden ihr Subjekt nicht mehr im Kaiſer allein, fon- 
dern in ihm und ber Gefammtheit der Reichsſtände. — Dadurch wird 
die Scheidung von NReichdgut und Töniglihem Hausgut möglich. — 
Bedeutung dieſes Unterfchiedes. — Mannichfaltigkeit in dem Gebrauche 
des Wortes „Reich“. — Die abftraften Begriffe „Staat“ oder 
„Fiskus“ find darin keineswegs ansgedrüdt, vielmehr bald eine — 
tive, bald eine ſubjektive Einheit alter Art . . . . 569 
Erft feit dem 13. Jahrhundert tritt allmälig der Begriff einer ae 
ftraften Reichsperſönlichkeit deutlicher hervor. — Die Gefammtperfön- 
lichkeit des Reiches konnte ſich aber num nicht mehr ald wahre und 
volle en] — nur — als a al 
fortentwideln . . . .» F 572 


Viertes Kapitel. 
Die Stadtperſönlichkeit. 


$ 21. Urſprünglicher Zuſtand. — Der deutſche Körperſchaftsbegriff 
vollendete ſich in dem Begriff der Stadtperſönlichkeit: dieſer Begriff 
aber wuchs in langſamer Bildung aus den älteren Vorſtellungen der 
Genoßenſchaft und des Geſammtrechts heraus. — J. Die Beſchaffen— 
beit der älteften inmerhalb der Stadt anſäßigen Verbände. — Dad 
Berhältnig von Einheit und Bielheit in denfelben. — Rein lofale Be- 
deutung der Worte „Stadt“ und „Bürger“ 

II. Veränderung feit dem 10. Sahrhundert. — 1. ‚Die Stadt im 
objektiven Sinne tritt als eigenthümliche Gebietegattung mit befonde- 
rem Srieden, Necht und Gericht hervor. — Das Wort „Stadt” be 
deutet daher nunmehr eine juriſtiſch befonderd qualificirte räumlich 
dingliche Einheit. — Unterfhied von den alten Gebietsarten. — 
2. Es entjteht eine Stadtgemeinde als ein beſonders gearteter Per- 
fonenverband. — Faktiſche und rechtliche Abſchließung der Stadtein— 
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wohnerſchaft nach außen. — Anbahnung einer inneren Verbindung, 
zuvörderſt durch das gemeine Stadthaupt, dann auch durch die Ent- 
wicklung einer ſtädtiſchen Friedens-, Rechts- und Gerichtsgenoßenſchaft. 
— Mehrgliedrigkeit der Stadtgemeinde. — Ihre Natur. — — 
Unterſchied von den alten Gemeindegattungen 

III. Veränderung ſeit der Mitte des 11. Yahrbunderte, — Die 
Stadtgemeinde wird zu einer Bürgerfchaft mit eignem aktivem 
Recht. — Die Bürgerfhaft birgt in ihrem Namen und Mefen 
den Anfpruch, den Begriff der Stadt ausfchließlih für fich zu er 
obern . 

IV. So fichen ſich * Beginn der Entwitfung bes ſdtiſchen 
Gemeinweſens die Begriffe „Bürger“ und „Stadt“ in ſcharf ausge» 
prägter Bedeutung gegenüber. — Nachweis, daß in den lateinifchen 
Duellen die Worte cives (universi cives, universitas civium) und 
eivitas correfpondiren, — Snöbefondere hat „eivitas“ unter Ber: 


wiſchung feiner urjprünglichen Bedeutung zunächft einen ledig lokalen 


Sinn angenommen, fo daß ed dem Stammwort „burg“, civis aber 
dem abgeleiteten Wort „burg-er“ entſpricht. — Niemald bedeutet 
„eivitas“ die „Bürgerfchaft.” — Beweife: 1. ans den Verbindungen, 
in denen dad Wort civitas urkundlich gebraucht wird; — 2. aus den 
lateiniſchen Synonymen, — 3. aus den deutſchen Meberfeßungen; — 
4. aus gewißen ſonſt A a — 5. aus den tor 
manijchen Sprachen i Pr 
Die Bärgergenohenfhaft und das Stadtgebiet. Die fo 
entwidelten Begriffe „Bürgerfchaft” und „Stadt“ fügten ſich zunächit 
durchaus in die alten Borftellungen fubjektiver und objeftiver Ein- 
heiten. — Die Bürgerfhaft ald Genofenfhaft mit Gejammtredht im 
alten Sinn. — Die Stadt als räumlich-dinglidhe Einheit mit Förperlichen 
und unkörperlichen Bertinenzen. — Beide Begriffe aber deden fich Anfangs 
keineswegs. — Verhaͤltniß ded bürgerfchaftlichen Gefammtrecht3 an ber 
Stadt zu fremden Recht an derfelben Stadt. — Die ganze fernere 
Entwidlung dreht fih um die äußere und innere Berfchmelzung der 
beiden Gegenfähe zur Einheit. — Aber auch nachdem in Folge diejes 
Proceßes das Wort „Stadt* den neuen Gehalt einer über Stadtge- 
biet und Bürgerfchaft ftehenden Gejammtperjönlichkeit empfangen hat, 
bleiben die Ausdrudsweifen ftehen, welche an bie älteren Borjtellun- 
gen mahnen 

Borläufige Analyſe ber Älteren Borftellungsweife an — * 
lichen Beiſpiel 
Die Bürgerſchaft in ihrer Dreasifstion. — Aus "biefen 
Elementen entwidelte ſich das ſtädtiſche Gemeinweſen in der Art, 
daß Die Bürgerfchaft fich eine einheitliche Organifation gab, als zur 
Einheit organifirte Gefammtheit aber die Stadt für ſich eroberte. — 
Princip diefer Entwidlung (Anmerkung über die neueften Anfichten 
vom Urfprung der Stadtverfaßung, bei. Maurer und Heusler). — 
Hier entfteht zumächft die Trage, wie Die erfte Seite jenes — die 
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Drganifation dev Bürgerfchaft, auf das Verhältniß von Einheit und 
Vielheit in der Gefammtheit eingewirft bat ; 

IL Zunächſt macht fich thatfächlih das Moment der Ginbeit keit. 
tiger geltend als in ländlichen Verbänden. — Died hat für die Ber- 
jelbftändigung der Gefammteinheit eine praeparatoriiche Bedeutung. 
— Cives universi und singuli. — Die universitas oder communi- 
tas civium in den Urkunden . . 2... — ta 

Durchaus irrig aber ift ed, in den Worten universitas, commune, 
gemain u. |. w. den erften Ausdruck einer anerfannten Rechtsperſön— 
Vichkeit der Stadt zu finden. — Vielmehr wird damit nichts ald die 
Geſammtheit bezeichnet. — Und zwar die Gefammtheit feineswegs in 
ihrer Organijation, fondern vielmehr gerade ohne Rüdficht auf eine 
ſolche oder felbft im Gegenfat zu ihr. — Die Bedeutung des Wor- 
te8 universitas insbefondere. — Urfundlicher Nachweis, daß univer- 
sitas civium ſtets jchlechthin nur die Gelammtheit der Bürger be 
deutet. — Berwendung der Worte universitas, communitas oder 
gemeinde, um nur einen Theil der Bürgerfchaft zu bezeichnen. — 
Sp insbejondere im Gegenfat zu den Vollbürgern das ftäbtifche 
Doll. — Häufiger noch im Gegenfa zu dem ftädtiichen Behörden« 
organismus bie von dieſem ausgeſchloßene Gefammtheit . 

I. Das Auflommen der technifchen Formeln, welche bie Bärger- 
ichaft ausdrücklich ald eine gegliederte und organifirte Gemeinde 
darftellen und jo ald Trägerin der ftäbtifchen Sphäre bezeichnen. — 
Bedeutung diejer Formeln. — — in — kei und ihrem 
Gebrauch . . . RR 

1. Ein erfter unterſchied liegt — ud wo in der — 
Richter aufgeführt werden. — Bedeutung ihres Vorkommens, Zurück— 
tretens und endlichen Verſchwindens 

2. Ein zweiter Unterſchied der Formeln liegt darin, ob fie u kur di⸗ 
Gliederung oder auch die Organiſation der Bürgerſchaft ausdrücken. 
— Nachweis dieſes Unterſchiedes. — Seine Bedeutung . 

3. Ein dritter Unterſchied liegt darin, ob in den Formeln nur Die 
in bem betreffenden Fall handelnden Organe, oder zugleic) die gefammte 
Bürgerihaft genannt werden. — Zum technijchen Ausdrud des 
ftädtifchen Gemeinwejens werden überall Formeln, welche die Behör— 
den und die Gefammtheit zufammenfaßen 

Mißdeutungen diefer Formeln. — nterpretationsverfuce ı von 
Fichard, Tittmann und Anderen, welche bie darin genannte Bür- 
gergefammtheit immer auf irgend ein wirklich mithandelndes Stadt— 
en deuten zu müßen glauben ; 

Wahre Bedeutung der Formeln. — Die Nenung der Bürgerger 
fammtheit in denfelben iſt ſtets wörtlich zu nehmen. — Keineswegs 
aber ift damit gejagt, dab in dem betreffenden Fall neben den be— 
jonders aufgeführten Behörden die Bürgerverfammlung oder ein Die- 
jelbe vertretended Organ wirklich thätig war. — Nachweis aus ben 
Stadtformeln der verfchiedenften Gegenden Deutjchlande. — Somit 


Seite 


588 


591 


594 


598 


600 


601 


5 24. 


$ 25. 


XXXV 


drüden alle dieſe Formeln den Gedanken aus, daß die Bürgerjchaft 
ald organifirte Gemeinheit Subjeft der Stadtſphäre ift und daß ber 
bürgerfchaftliche Gefammtorganiemus als folder auch in feinen ein- 
zelnen wollenden und handelnden Drganen zur Erjcheinung fommt. 

4. Endlich treten mannichfache Unterfchiede in Bezug darauf her— 
vor, welche Behörden in den Formeln aus der Gefammtheit heraus— 
gehoben werden. — Die Nennung von Schöffen in den Formeln. — 
Die Nennung gildemäßiger Ausihüße. — Die Nennung eines eigent- 
lichen Raths. — Verdrängung der Schöffen aus ben Formeln . 

Die Unterfchiede der Formelbildung unter dem Einfluß der fpäteren 
Behördenvervielfältigung. — Das Verhältniß obrigfeitlicher und reprae« 
jentativer Momente in den Stabtbehörden, die in Folge der Berfchie- 
bungen dieſes Verhältniges eintretenden Neubildungen und der Aus— 
drud dieſes Entwidlungsproceßes in den Formeln. — Die innere 
Bedeutung der Nennung oder Nichtnennung eines Organd . 

Die Verwandlung ber Formeln an ihrer Spige durch dad Hervor- 
treten des Bürgermeifteramted. — Bedeutung diefer Veränderung . . 

Die urjprünglihe Mannichfaltigkeit im Formelgebrauch und die 
Beinheit der Nüaneirungen. — Spätere Einförmigfeit der Formel 

„Bürgermeifter und Rath." — Die Bedeutung der alten Bormeln 
wird vergeßen. — Innere Gründe hierfür 

II. Mit der Borftellung, daß die Bürgerfäaft in ihrer Drganifo- 
tion Trägerin des ftädtijchen Nechtes fei, ift die alte Identifieirung 
von Gejammteinheit und Gefammtvielheit überwunden. — Der bür- 
gerjchaftlihe Organismus als Einheit. — Doch ift damit uur erft 
die Äußere Erfcheinung, nicht das eigentliche Wefen des neuen Rechtd- 
ſubjektes ausgedrüdt. — Unzulänglichkeit und Unvollkommenheit dieſes 
Ansdrucks. — Bedürfniß einer darüber hinausſchreitenden Perfonifici- 
rung. — Eine ſolche erfolgt im Begriff und Namen der „Stadt“ 
Die Erhebung der Stadt zur Perſon. Aeußere Thatſache eines 
veränderten Sprachgebrauchs ſeit der Mitte des 12. Jahrhunderts. — 
Der veränderte Gehalt des Wortes „Stadt“. — Der neue Sprach— 
gebrauch beweift, daß die Eroberung der Stadt durch die Bürger: 
Ihaft vollendet ijt, daß Perfonenverband und Stadtgebiet zu einer 
lebendigen Einheit verfchmolzen find. — Indem diefer Einheit Recyts- 
jubjektivität beigelegt wird, ftellt fich unter dem Namen der Stadt 
ein an die Stätte gebundenes bürgerliched Gemeinwejen ald Perjon 
dar. — Schwierigkeiten der eftftelung . . 

Zufammenhang dieſes Fortichrittd mit gleichzeitigen dortſchrilten 
anderer Art, — Mit den durch den Bürgerſtand angebahnten intellef- 
tuellen, ethifchen und religiöſen Wandlungen. — Mit der Umwand- 
fung des focialen Lebens in den Städten. — Mit der wirthichaftlichen 
Umgeftaltung. — Mit der Wandlung des ftaatlihen Lebens. — Mit 
der Beränderung aller anderen — auf dem Rechtsgebiet 
ſelbft.. . .. 
Die Stadtperfönligteit und das Siadtrecht. Das Stadt- 
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© 
recht veproducirt in fich bie er. Nechtsidee, erhebt fie aber 


auf eine höhere Stufe s 

I. Objeftived und jubjektives Recht — urſprůnglich find fie auch 
in den Städten ungefchieden. — Mit der Erhebung der Stabt zur 
Perſon tritt ihre Trennung ein F 

Am längften erbält ſich die alte Ungefchiebenheit infoweit, ale "das 

Stadtredt von außen gegeben oder doch feftgeftellt, janktionirt und 
befchränft wird. — Die Privilegien insbeſondere. — Urfprünglice 
Privilegiirungen der Bürgergefammtheit, — des Stabdtgebiets, — bei- 
der neben einander. — Gründungsprivilegien. — Spätere Privilegii- 
rungen der Stadt ald foldyer. — Die hierbei vorwaltende Auffaßung. 
— Aehnliche Auffahung der — und Vergleiche mit den Stadt— 
berrn . 
Soweit aber bas Stadtrecht innen 1 gefeßrt if, — ſich ber 
Geſetzesbegriff und ber Befugnißbegriff jharf gegenüber. — Idee der 
Selbfigefeggebung. — Gewohnheitsrecht. — Feftftellungen des objefti- 
ven Rechts. — Dem reinen Geſetzesbegriff gegenüber erlangen um- 
gefehrt die Begründungstitel der Rechtsverhältniße einen rein ſubjek— 
tivrechtliden Charakter. — Ueber den Gegenſätzen aber bes Geſetzes 
und der freiheit bleibt die höhere Einheit der Rechtsidee gewahrt 

II. Recht in abstracto und Recht in concreto. — a ihrer 
Unterfcheidung . i F 

II. Das ſubijektive Recht wahrke bie Gedanten der Einheit von 
Necht und Pflicht, der jeder rechtlichen Herrichaft innerlichen und 
wejentlichen Schranke und der Gegenfeitigkeit aller Nechtöbeziehungen. 

IV. Das objektive Recht gewann ein einheitliches Grundprincip 
über feinen Geltimgäbereich, indem an bie Stelle von Perfonalität 
und Dinglichkeit die Staatlichkeit und damit die Territorialität des 
Rechtes trat. — Urjprüngliches Nebeneinanderjtehen eines Rechtes der 
Stadtmark und eines Rechtes der Bürgerjchaft. — Verſchmelzung bei- 
der zu einem einheitlichen Stadtrecht im neuen Sinn. — Urkundliche 
Ausprägung dieſes Entwidlungsganges. — Dieſes „Stadtrecht* ift das 
Recht eines ftaatlichen Gemeinweſens und gleich dieſem zugleich perſön— 
lich und territorial. — Beleitigung des alten Perfonalitätsprincips 
für die Bürger und des alten Dinglichkeitsprincips für die Weichbild— 
güter. — Geltung ded Stabtrechts außerhalb des Stadtbezirks. — 
Geltung des Stadtrechts für Nichtbürger. — Geltung von fremden 
Recht in der Stadt. — In allen diefen Beziehungen ift im Stadtrecht 
das heutige Syſtem der ſogenannten Territorialität bed Nechts, welches 
eigentlich als Syſtem der Staatlichkeit des Rechts a werden 
muß, typiſch vorgebildet — 

V. Oeffentliches Recht und Privatrecht — ————— — Inc 
nerer Zuſammenhang dieſes Fortſchrittes mit der Ausbildung der Stadt» 
perfönlichkeit. — Umwandlung des gelanımten Verfaßungs- und Ber- 
waltungsrechts, des Strafrechtd und des Gerichtöverfahrens im Sinne 
eines wahrhaft öffentligen Rechts ohne Zerftörung feiner vollen 
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Rechtsnatur. — Umwandlung des auf Individualverhältniße bezüg— 
lichen Rechts im Sinne eines reinen und freien Privatrechts. — Ver— 
änderungen im Perſonenrecht — Sachenrecht — Obligationenrecht 
— Familienrecht — Erbrecht. — Natur dieſes Privatrechts und inne— 
rer Unterſchied deſſelben vom römiſchen Privatrecht 

Spaltung der einzelnen doppeltgearteten Inſtitute des alten Rechts 
in zwei parallele Inftitute won entgegengefeßter Natur. — Die dol- 
gen für den Perjonenbegriff insbeſondere 
Die Stabtperfönlichkeit und bie Stedtmart. Vrincipiell⸗ 
Veränderung der alten an der Stadtmark beſtehenden Rechtsverhält— 
niße durch die Ausbildung des ſtädtiſchen Gemeinweſens ap 

I. Einem höheren Gebietsherrn gegenüber. 1. Urfprünglich befte- 
ben gleichartige Nechtöverhältnige wie auf dem Lande. — Konkurrenz 
von Herrenrecht und Geſammtrecht an der Stadtmark. — Echtes Ge» 
fammteigen. — Berdunfelungen und Herabminderungen des Gejammt- 
rechts. — Nechtsverhältniße in Föniglichen und fürftlichen Städten. — 
Einräumungen bei Neugründungen, — Entjheidende Bedeutung ber 
Beichaffenheit des Herrenrechtd einerfeits und des bürgerichaftlichen Ge— 


fammtrechts andrerfeitd an der Stadtmark für die politiiche Stellung 


der Bürgerichaft -. 

2. Brincipielle Veränderung, feitdem. mit ber &rkeiung der Statt 
zur Perfon öffentliched Gebietörecht und Priwateigentfum an Grund 
und Boden audeinanderfallen. — a. Im öffentlichen Recht trat zwifchen 
den Stadtherin und das Stattgebiet die geſchloßene Einheit des ftädti- 
ichen Gemeinmwefend. — Stellung des ftädtifchen Gebietsrechts zu hö— 
beren Gewalten. — Befeitigung fremder grundherrlicher Befugniße am 
Stadtgebiet oder beffen Theilen. — Langſamkeit und Unvollkommen— 
heit diefer Entwicklung. — Modifikationen ber fpäteren Zeit 

b. In privatrechtlicher Beziehung erfolgt der Untergang des getbeil- 
ten Eigenthuns in feiner alten umfaßenden Bedeutung. — Die zurüd- 
bleibenden Beihränfungen des Privateigenthums an der Stadtmark 
und ben Einzelgütern find für den Stabdtbegriff unerheblid. — Im 
Weſen der ftädtifchen Entwicklung jedoch lag die Tendenz auf Herftellung 
eines vollkommen freien Privateigentbums an Grund und Boden . 

I. Andern Gebieten gegenüber. 1. Urfprünglich beftehen gleichar- 
tige Gemeinfchaftd- und Durchfreuzungsverhältnige wie auf dem Lande, 
— 2. Mit der Erhebung der Stadt zur Perfon treten principielle Ver— 
änderungen ein. — a. Im öffentlichen Recht. — Entwidlung der 
äußeren Abgefchloßenheit und inneren Einheitlichkeit des Stadtgebiet. 
— Ausnahmen und Uebergangäftufen, — Mit der Einheit des Weich— 
bildes bleibt die Selbftändigkeit dev Stadtbezirke als der Grundlagen 
von Untergemeinden verbunden. — Der Begriff des einheitlichen Ter— 
ritoriums bleibt jedoch auf das Weichbild befepränft, während das jen— 
feit feiner Grenzen liegende ſtädtiſche Beſitzthum an dem ftaatlichen 
Fortjchritt micht Theil nahm. — b. Im Privatrecht. — Feite Sonde: 
rung des Nechtes der Stadt von dem Markenrecht anderer Verbände. 
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— Nach innen, — Nach außen. — Natur der ausnahmoweiſe fortbe- 
ftehenden Markgemeinichaft mit anderen Gemeinden. — Auch bier bringt 
ſich der Körperfchaftliche Charakter der Stadt zur Geltung . 

II. Im Berhältnig der Gefammtheit zu ben einzelnen Bürgern. 
— 1. Urfprüngliche Rechtsverhältniße. — Gefammteigentbum und 
Stadtmarkgemeinde. — Geſammtrecht und Sonderrecht an der vertbeil- 
ten und unvertheilten Stadtmarf. — Die Gefanmtheit im alten Sinn 
wird als Subject des gemeinfchaftlihen Rechts an ber Stadtmarl vor- 
geftellt. — Benutzung derjelben für ſtädtiſche Bedürfniße und für 
Wirthſchaftsbedürfniße der Einzelnen. — Berfügung. — Gewalt- und 
Unterwerfungsverhäftniße als aid, deö dinglichen — 
und Sonderrechts 

2. Veränderungen ſeit der Erhebung * Stadt * — a. 
Im öffentlichen Recht. — Entjtehung des neuen und felbftändbigen 
Gedankens der ſtädtiſchen Gebietsgewalt. — Korrefpondirender Begriff 
der Gebietözugebörigkeit ber einzelnen Weichbildgrundftüde. — Los— 
(öfung diefer Verhältniße von dem binglichen Privatrecht an Grund 
und Boden. — Rein öffentlihrechtlihe Natur der ftäbtifchen Gebiets: 
gewalt. — Der Begriff des ſtädtiſchen Territoriums. — Folgen biefer 
Begriffsummwandlung. — Untergang der feudalen und patrimonialen 
Ideen und Inftitute. — Umwandlung dev Hoheitsrechte und Aemter. 
— Abforbirung der in dem Stadtgebiet vorhandenen grundherrlichen 
und vogteilichen Befugniße., — Unterwerfung aller einzelnen Grund— 
ftüde unter die Stadtgewalt. — Deffentliche Grundfteuern und Grunb- 
laften. — Befeitigung der Eremtionen . . ; 

b. Im Privatrecht. — Das alte Sefammteigentgum verfchwindet 
oder Ändert doch fein rechtliches Weſen. — «. Böllige Beendigung des 
dinglichen Gefammtrehts am Sondergut. — Somit wird das Grund- 
eigentbum der Bürger bas erjte vollfommen freie und reine Prival- 
eigentbum an Grund und Boden. — Die fortbeftebenden Beſchränkun— 
gen wurzeln in ber ftäbtifchen Gebietsgewalt und treffen nicht das 
konkrete Grundftüd, fondern das Grundeigenthum in der Stabtmart 
überhaupt x 

ß. Andrerjeits teitt aus — ———— ——— Akein- 
eigenthum ber Stadt heraus, — Dies gefchieht durch VBerfelbftän- 
digung längft vorhandener Momente, — Korporative Verfügung. — 
Korporative Benußung bed Gemeinlanded. — In der ftädtifchen Ent- 
wicklung treten ſchon früh die gefammteinheitlihen Momente in den 
Vordergrund, — Der Grund liegt einerjeitd in den ſtets wachſenden 
+ Bebürfnigen des neuen Gemeinwejend, — Er liegt aber andrerjeitd zu- 
gleich in der Veränderung ber wirtbichaftlichen Bedürfniße der Ein- 
zelnen. — Mit dem Fortfall des gleihmäßigen landwirtbichaftlichen 
Berufs und mit der Differentiirung bes ftädtischen Berufs wird die Grund- 
idee der alten Allmendnutzungen unhaltbar. — Nothwendigfeit einer 
Auseinanderfeßung zwifchen Stadt und Bürgern. — Streit und Kampf 
darüber. — Entgegengejeßte Standpunkte der Altbürger und der Neu- 
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bürger. — Eutſcheidung zu Gunſten der Stadt in faſt allen größeren 
und älteren Städten. — Beiſpiele aus der Zeit der Zunftbewegungen. 
— Faſt überall bleibt zuletzt nur eine rein ſtädtiſche Allmende übrig. . 

Das Alleineigenthum der Stadt an der Allmende bedingte deren rein 
korporative Nutzung. — Dieſe war in verſchiedener Weiſe möglich. — 
Erſtens unmittelbar für einheitliche Stadtzwecke. — Zweitens mittelbar 
zu Gunſten der Stadtkaſſe. — Drittens durch die Hingabe zum öffent— 
lichen Gebrauch. — Viertens in der Form fogenannter „bürgerlicher 
Nupungen* publieiftiicher Natur. — Alle diefe Nußungsarten faßen, 
da fie vielheitliches Sonderreht nicht begründen, das Alleineigentgum 
der Stadt unberührt. — Ausprägung ded Gedankens eines rein forpo- 
rativen Privateigenthuns der Stadt an Grund und Boden und Er- 
fenntniß der inneren Gleichheit dieſes Nechts mit dem Grundeigenthum 
der Einzelnen . 

y. Möglidy war auch ftatt der Aufföfung bie Berwandkung des Ge— 
ſammteigenthums alter Art in Geſammteigenthum neuer Art. — Unter: 
fchied von dinglidhen Rechten der Bürger am Stadtgut und der Stadt 
am Bilrgergut, wobei Bürger und Stadt ſich wie beliebige Dritte ge» 
genüberftehen. — Hier dagegen werden die Eigenthumsbefugniße zu— 
nächft zwiichen Stadt und Bürger getheilt, dann aber burch die Stabt- 
verfaßung in organischer Weife zu einem eigenthümlichen Inſtitut zus 
fammengefaßt. — Mannichfaltigfeit der hierher gehörigen Verhältniße. 
— Mögliche Abfonderung einer befonderen Agrargenogenfhaft vom 
Stadtkörper . . 

IV. Beränderte Bedeutung her Stadtmark fur den Sau bes Rädti. 
ſchen Gemeinwefens. — Urfprünglihe Bedeutung des Geſammteigen— 
thums an ber Stadtmark für die bürgerliche Genofenichaftsverfaßung. 
— Doppelcharakter der alten Bürgergemeinde. — Dagegen ift für Die 
Stadt ald Gemeinwefen die Stadtmark nur noch ald Gebiet bedingend 
und beftimmend. — Umgekehrt gewinnt auch die privatrechtliche Seite 
ber alten Markgemeinichaft nunmehr ihre felbftändige Bedeutung und 
Entwidlung. — Diefe Fortichritte vollziehen ſich ſchon zur Zeit der 
Geichlechterherrichaft, wenn auch ihre letzten Konfequenzen meift erft ber 
Sieg der Zünfte verwirffidt. — rg in Pleineren Stäb- 
ten. — Sie beftätigen die Regel 


. Die Stadtperfönlihfeit und Die Bürger Principielle Ver- 


änderung des alten genoßenfchaftlichen Verbandes durch die Ausprägung 
der Stabt zum Gemeinwefen. — I. Der Bürgerverband wird zum rein po- 
litiſchen Verbande. — Das Bürgerrecht als Mitgliedfchaft im ftädti- 
hen Gemeinwefen. — Abftreifung ber — Merkmale des 
alten Genoßenrechts 

1. Erwerb und Verluſt des Bürgerrechte, = Urfprüngfiche dingüche 
Grundlage. — Veränderung und endlicher Fortfall derſelben. — Per— 
ſönliche Erforderniße. — ——— Natur derſelben. — Verluſt des Bür— 
gerrechts 

2. Inhalt des Bürgerrechte, — wiſprungliche Verbindung öffentlich. 
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rechtlicher und privatrechtliher Beftandtheile. — Scheidung beider Sei- 
ten des Bürgerrechtd. — Die Befugniße. — Nur die politifchen Be— 
fugniße bleiben Wefendbeftandtheile des Bürgerrecht. — Schidfal der 
nußbaren Genoßenrechte. — Die Pflichten. — Nur noch politische 
Pflichten find jegt im Bürgerrecht enthalten. — Grundlage der Bür- 
gerpfliht. — Ihre Löfung aus den privatrechtlichen Zufammenhängen, 
— Befondere Entwidlung der privatrechtlichen Pflichten und Laſten. — 
Die Scheidung ber alten Abgaben in privatrechtliche Zinfe und öffentliche 
Steuern. — Wirkliche Steuernatur der ftädtifhen Steuern. — Ihre 
Grundlage. — Arten der Steuern. — Kampf um die einheitliche 
Durchführung des ftädtifchen Steuerſyſtems . 

3. Umfang ded Bürgerredtd. — Das Bollbürgerreiht unb — Se: 
genſätze. — Urfprüngliche Spentität mit den ländlichen Unterjcheidun- 
gen. — Ummandfung dieſer Unterfchiede im Sinne eines politifchen 
Rechts. — Zuletzt ftehen ſich nur noch Aktivbürger und Paſſivbürger 
gegenüber. — Nichtbürger. — Spätere Klafjeneintheilungen 

DO. Soweit der Bürgerverband den Einzelnen nicht ergriff, wurde 
deſſen Perſönlichkeit frei. — Beſeitigung aller mit dem Stadtbegriff 
kollidirenden perſönlichen Abhängigkeitsverhältniße. — Darüber hinaus 
ſteht andere Verbandsmitgliedſchaft offen. — Soweit aber der Bürger 
für ſich allein ſteht, wird er der Träger einer ſelbſtändigen und von 
ſeiner Stellung im Gemeinweſen ganz unabhängigen Privatrechtsſphäre. 

II. So wird durch den Fortſchritt in der Auffaßung der Geſammt— 
perfönlichkeit auch ein Fortjchritt in der Auffaßung der Einzelperfönlich- 
feit bedingt, — Natur der Perfönlichkeit des Bürgers. — Ihre Einheit- 
fichkeit. — Ihre Doppelfeitigfeit. — Die ftantsbürgerlihe Seite. — 
Die individnalrechtliche Seite. — — dieſe Fortſchritte aber vollziehen 
ſich nur nach innen hin . 

Die Stadtperfönlichfeit im zffenitichen Recht. Die Siadi 
als älteſtes wahrhaft ſtaatliches Gemeinweſen in Deutſchland. — 
A. Im Verhältniß zu den über ihr ſtehenden Gewalten konſtituirt 
fih die Stabt ald abhängige, aber gefchloßene politiiche Körper: 
ſchaft. — Urjprüngliche Natur der Faiferlichen, Tandesherrlichen 
und grumdherrlichen Herrſchaftsrechte. — Berwandlung  berfelben 
in Rechte gegen die Stadt als ſolche. — Die Stadt ald Sub— 
jeft der vom Herrn verliehenen Privilegien und Freiheiten. — Die 
Stadt als eine mit dem Stadtherrn und — — 
politiſche Perſon 

Treuverpflichtung und Huldigungseib ber Stadt Inäbefondere, — 
Gegenverſprechen des Herrn. — Schirmgewalt. — Bannrecht 

Die Stadt als ſolche dienſt- und insbeſondere kriegsödienſtpflichtig. — 
Die einzelnen Bürger nur noch der Stadt verpflichtet. — Militäriſche 
Geſchloßenheit der Stadt . Sr 

Die Stadt ald folche fteuerpflichtig. - — Die —— "Bürger find 
nur noch der Stabt verpflichtet. — en nn und Er— 
bebung der Steuern : ; 
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Die Stadt als Subjeft der Reichs- und Landitandfchaft. — Streben 
‚der Stadt, auch die unmittelbare Gerichtögewalt eines Heren im Stabt- 
gebiet und über die Einzelnen zu befeitigen. — Erwerb der Gerichts- 
barkeit durch die Stadt. — Erwerb oder Verwandlung der fisfalifchen 
und nußbaren Herrfchaftsrechte in der Statt . . . 

Die veränderte Auffaßung des politischen Rechts findet ſich zunächf 

nur auf Seite der Städte. — Könige und Fürften behandeln ihr 
Recht gegen die Stadt als Herrichaftörecht alter Art. — Die Städte 
ziehen von diefer Auffaßung Bortheil, indem fie nach und nad die 
fremden politifhen Nechte auf patrimonialem Wege an fich bringen. 
— {In der Hand der Stadt aber bleibt das fo erworbene Necht felten 
lange patrimonial, — Vielmehr verwandelt es ſich in — Ho⸗ 
heitsrecht. 

Zuletzt müßen auch das Reich anb bie Territorien die eigne ſtaais⸗ 
rechtliche Perſönlichkeit der Stadt anerkennen. — Fortdauer nr 
in jpäterer Zeit er : 

B. Verhältniß der Städte m fössinteken. politifchen Mächten. — 
Die Städte als völkerrechtliche Perſonen. — Städte als Vertragstheile 
bei politifchen Verträgen. — Städte als Bundesglieder. — Städte als 
Streittheile und kriegführende Parteien. — Städte als Inhaberinnen 
auswärtiger Privilegien. — Städte als Ausſtellerinnen von Urkunden 
und Verſprechungen. — Städte in take völferrechtlichen — 
tionen 
Die Siadlbehörden —— — nur ale Dranie ber Stadt. — 
Verſchieden davon ſind beſondere Bevollmächtigte und Geſandte (Städte— 
boten). — Die Bürger oder ihre Geſammtheit werden nur als ſichtbare 
Träger des unſichtbaren Gemeinweſens genannt. . : 

Anerkennung der völferrechtlichen Perfönlichkeit der Stadt i im — 
alterlichen Verkehrsleben. — Vertretung des Gebiets und der Bürger 
durch die Stadt als ſolche. —— 

C. Verhältniß der Stadt zu den von ihr abhängigen politifien Perfonen. 
— Die Stadt als folche ift das Subjeft von mannichfachen Herr 
fchaftsrechten über andere Körperfchaften, Geſammtheiten oder einzelne 
Perfonen, die in den Organismus des eigentlichen bürgerlichen Gemein- 
weſens nicht aufgenommen find. — Verhältniß ber Stadt zu den in 
ihr anfäßigen Stiftern, Klöftern und Orden; — zu Univerfitäten; — 
zu Zudengemeinden u. f. w. — Herrichaftsbefugniße der Stadt außer: 


halb des Etadtgebiets. — Verhältniß der Stadt zu Edelbürgern, 
Piahlbürgern und Ausbürgern aller Art, zu ftädtifchen Baffallen, Hel- 
fern und Söldnern. — Die Anwendung des Lehnsverbandes insbes 


fondere, — Die Stadt als Lehnsherrin. — Die Stadt als — 
— Die Stadt als Patron . . : ; 

D. Die Stadt als Subjekt ftantficher Gewalt * innen. — Der 
Staatsgedanke in der Stadt. — Die Stadt als Subjekt ſtaatlicher 
Gebietshoheit. — Die Stadt als Subjekt ſtaatlicher Machtfülle über 
ihre Glieder. — Die öffentliche Gewalt ſteht der Stadt als unſicht— 
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barer Einheit zu. — Sie wirb aber zugleich, fofern fie S en öffent: 
licher Rechte ift, ald Allgemeinheit gedacht : 

Die Stadt ald Staat bat einen Anſpruch auf —— — 
und Dienſt der einzelnen Bürger, welche nicht blos ihre Glieder, ſon— 
dern auch ihre Unterthanen ſind. — Die Stadt als Trägerin der Sou— 
veränität über engere Verbände . 

Die Stadt ald Herrin des in ihr — Rechte * a Sub 
jeft einer gefeßgebenben Gewalt . . , 

Die Stadt ald Inhaberin der ftädtifchen Gerichtsbarkeit. — Ver. 
änderung der Natur der alten Gerichtsgewalt in den Städten. — Die 
Ausübung der ftädtifchen Gerichtegewalt. — Nechtöftreitigfeiten. — 
Strafgerichtöbarkeit. — Freiwillige Gerichtsbarkeit. — Gerichtöfälle. 

Die Stadt ald Subjekt einer vollziehenden Gewalt. — Entftehung 
des Begriffs einer folchen. — Kriegähoheit. — Polizeihoheit. — Po» 
fitive ftaatliche Wohlfahrtspflege. — Armenweſen. — Echulwejen. — 
Geſundheitspflege — Sorge für Handel und ee — — 


Veranſtaltungen 


Die Stadt als Subjekt ſtaatlicher — — "Gründung — 
öffentlichen Haushalts. — Beſteuerungsrecht. — Regale. — Deffent- 
liche Schuld. — Finanzverwaltung . 

Die Stadt als Subjekt der ſtädtiſchen Amtdhoheit. — bee bes 
Staatdamtd. — Die Stellung der ftädtifchen Behörden und Beam: 
ten im BVerhältniß zum Gemeinwefen, — Unterfchied diefes Nechts« 
verhäftniges von allen Älteren Amtsverhältnißen. — Selbftändigfeit 
der privatrechtlichen Seite ded Amtsverhältnißes. — Im Uebrigen ift 
dasselbe rein üffentlichrechtlicher Natur. — Fortfall der feudalen und 
patrimonialen Merkmale des Amtsbegriffes. — Begriff der Befoldung. 
Die Stadtperfönlihleit im Privatreht. A. Umfang der 
Privatrechtöfähigkeit der Stadt. — I. Im Sachenrecht. — Gewere, 
Eigenthum und bingliches Recht der Stadt. — 1. Recht der Fiegen- 
ſchaften. — Die Stadt als Eigenthümerin von Grund und Boden, — 
Allmende. — Bejonderd erworbene en — Deffentliche Ge: 
bäude. — Zufällige Befigungen . a a er 

Die Stadt ald Subjekt dinglicher echte. — Dbereigenthbum. — 
Untereigentfum. — Dinglihe Gebrauchs- und Nutzungsrechte. — 
Pfandredit . 

Der taneben —— Sehraud) älterer Ausdrücke, weiße alle 
diefe Nechte den Bürgern, der Gemeinde, der Behörde, der Behörde 
und ber Bürgerfchaft u. ſ. w. zuichreiben, beweijt nichts gegen ben durd)- 
fchlagenden Sieg des neuen Gedankens eines rein Forporativen Rechts, 

2. Fahrende Habe. — Schon die Beichaffenheit und der Zwed des 
beweglichen Stadtguts führten frühzeitig zu Torporativem Allein: 
eigenthum daran. — Der Sprachgebrauch. — Korporative Berwen- 
dung und Benugung. — Aufbewahrung und Verfügung 

3. Bildung einer Stadtkaſſe. — a, Städtifhe Einnahmen. — Die 
einzelnen Beftandtheile derſelben. — Urſprüngliche Borftellung diejer 
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Einnahmen als Geſammteinkünfte alter Art. — Reſte dieſer Anſchau— 
ung und Fortdauer des ihr entſprechenden älteren Sprachgebrauchs. — 
Unvereinbarkeit der Älteren Anſchauungsweiſe mit der Ausbildung der 
ftädtifchen Steuern. — Es bricht ſich die Erkenntniß Bahn, daß die 
Stadtperfünlichkeit es ift, an welche die Steuern entrichtet werben. — 
Berallgemeinerung der Idee, daß die Einkünfte an die Etadt fallen. 
— Dod dringt der neue Gedanke nur fiufenweife und allmälig durch. 
— Zuerft wird nur die äußere Thatfache, daß etwas in bie ftädtifche 
Kaffe oder Kammer fällt, ausgebrüdt. — Sodann wird ed befonderd 
üblich, den Nechtscharakter ftäbtifcher Einnahmen durch den Hinweis 
auf ihre Befiimmung zu bezeichnen. — Und zwar zuerjt für ein ein- 
jenes Beditrfniß des Gemeinweſens, beionders fir „der Städte 
Bau.” — Dann für das öffentliche Wohl ſchlechthin. — Endlich 
wird es allgemeine und technifche Ausdrudöweife, die Einnahmen der 
Stadt ald jolcher zuzumweijen . Be a a a le ee 

Folgen diefer Anſchauungsweiſe. — Ausbildung des Gates, daß 
jtädtifche Einkünfte nur für öffentliche und einheitliche Zwecke Des Ge- 
meinmwejend verwandt werden dürfen, — Sorge für Aufrechthaltung 
diefed Satzes. — Einfluß auf den Uebergang von der Naturalwirth- 
ſchaft zur Geldwirthfchaft 53 

b. Ausgaben. — Alte Vorſtellung der Sefammtansgaben. _ . Ent. 
jtehung des Begriffes öffentlicher Ausgaben des ftädtifchen Gemein: 
weſens. — Die einzelnen Beitandtheile der ftädtifchen Ausgaben. — 
Ueberall ift ed die Etadt, welche diefelben aus ihrer Kafle beftreiter. 
— Zufammenfaßung der einzelnen Ausgaben als „der Stadt Aus— 
gaben“ oder „Koften der Etadt*. — Princip berfelben . 

c. Bildung der Stadtlaffe. — Eigenthum der Stadt — — 
Dieſes Eigenthum iſt an ſich gewöhnliches Privateigenthum. — Allein 
Verwaltung, Rechnungslegung und Kontrolle find der Gegenftand öf— 
fentlichrechtlicher Berfahungsbeftimmungen. — eined geord- 
neten ſtädtiſchen Haushalte R 

I, Obligationenrecht. — 1. Forberungen der Stadt. — Arfunden 
auf ihren Namen. — Quittungen, Erlaße und Berzichte der Stadt 

2. Berbindfichfeiten der Stadt. — Echeidung berfelben von indi- 
duellen Berbindlichkeiten aller Bürger oder einer Klaſſe derjelben. — 
BVerjchiedenartige Fälle einer Verpflichtung der Stadt ala ſolcher. — 
Die Stadt verfpricht, ftellt den Schulpfchein aus und zahlt, gibt ober 
leiftet aus öffentlichen Mitteln. — Quittungen und Berzichte u den 
Namen der Stadt ; 

Reſte älterer Anfehaunngsweie no — — Haftung — ein⸗ 
zelnen Bürger und ihres Vermögens für die Verbindlichkeiten der Stadt 
als ſolcher. — Haftung der einzelnen Rathmannen. — Fortdauer des 
Sprachgebrauchs, wouach die Bürger in ihrer Geſammtheit als 
Schuldner erſcheinen. — Umgekehrte Haftung der Stadt für die 
einzelnen Bürger. — Haftung der Bürger für einander IR 

UI. Erbfähigfeit der Stadt . 
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B. Die Stellung der Stadt als vermögensrechtficher Perfon. — 
Die Perfönlichkeit der Stadt ift nur Eine. — Allein die Wefensunter- 
ſchiede von Privatrecht und öffentlichem Recht bringen fich auch dann, 
wenn ihr Subjekt die Stadt ift, zur Geltung. — I. Die Stadt hat 
im öffentlichen Necht die Bedeutung einer ſtaatlichen Allgemeinheit, im 
Privatrecht gilt fie nur fo viel wie ein Individuum. — Sie begibt 
ſich daher wie ein Einzelner in den bürgerlichen Rechtsverkehr und 
gebt bier Nechtsverhältnige und Berträge jeder Art nidyt nur mit be 
fiebigen Dritten, fondern auch mit den Stadtherrn, ben won ihr ab» 
hängigen Perfonen, den in ihr enthaltenen engeren Verbänden und 
ihren einzelnen Bürgern ganz wie mit unverbundenen Individuen ein, 
— &o bezüglich) der privatrechtlichen Seite der politifchen Verhält— 
niße und Verträge. — So aber inäbejondere bei reinen Privatrechts- 
geichäften. — Einzelfälle — Darlehnsverträge. — Rentenfauf. — 
Leibrentenverträge. — BVeräußerungsgefchäfte. — Anfchaffungsverträge. 
— Bürgſchaft. — Miethe und Pacht. — Dienftmiethbe. — Berwah- 
rung. — Bollmadıt. — Gefellfchaftsverträge. — Hanbelöbetrieb der 
Stadt, — Vorzüge und —— der Stadt vor andern Vermögens— 
fubjeften beftehen nicht . . 

I. Die Stadt blieb aber — im —— — ben 
Einzelnen gleichgeftellt, ein Gemeinwejen, — Deshalb fällt auch bier 
nicht blos ihr Äußeres, fondern zugleih ihr inneres Leben unter das 
Net. — Berfaßungsbeftimmungen über Verwaltung und Verwendung 
des Bermögend und über Gültigkeit und Ungültigfeit der dasſelbe 
betreffenden Beichlüße uud Handlungen — — 
Willens- und Handlungsfähigkeit der Stadt. 2% Im All 
gemeinen. — Die Stadt als folche will und handelt durch ihre Organe, 

1. Begriff der ftädtifchen Verfaßung. — Entwicklung dieſes Be- 
griff aus den älteren Borftellungen. — Einfluß des Gildeprincips. — 
Klärender und fchärfenter Einfluß der äußeren und inneren Kämpfe. 
— Die äußeren Kämpfe um bie Stadtverfafung. — Die inneren Ber- 
faßungskämpfe 

II. Die Verfaßung als Quelle der — 9 und Bliede- 
rung bed Stadtkörpers. — Doppelte Grundlage bed Stadtgebietd und 
der Bürgerfchaft. — Verfaßungsmäßige Gliederung ber Bürgerfchaft. 
— Bollendung diefer Entwidlung dur die Zunftbewegungen. — In 
den Zeiten des Kampfes freilich entfteht oft die Gefahr eines Zerfalles 
der Bürgerfchaft in zwei Gemeinden. — Allein man bleibt fich ber 
Einheit des Gemeinwefend felbft in den Außerfien Fällen der Doppel- 
bildung bewußt. — Und das Reſultat ift überall eine einheitliche, faft 
überall eine korporativ gegliederte Bürgerihaft . . . 

Arten diefer Gliederung. — Zweithellung in eine Atsürgerfcaft 
und eine Zunftgemeinde, wobei bald nur die erjtere Dad Regiment 
führt, bald die Teßtere einigen Autheil daran bat, bald beide fich in 
das Regiment theilen. — Beruföftändiiche Zwei- oder Dreitheilung 
der Bürgerfchaft. — Durchgängige Gliederung nach politiigen Zünf- 
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ten, — Gliederung nach Stadtvierteln. — Kombination mehrerer 
Gliederungen ald Grundlage ber ee — Bürgerfchaften 
ohne politische Gliederung . 

Rechtliche Natur der politischen Gtiedertörper. — "Doppeffeitigfeit 
ihres MWejens. — Relative Selbftändigkeit 

II. Die Verfaßung als Quelle der Drganifation des Stabttör-- 
yerd. — 1. Verfahungsmäßige Berufung zu Wahlen und Ernennun- 
gen. — Ueberwindung der alten Bevollmächtigungd« resp. Veräuße— 
rungsvorftelfungen und Erfenntniß, daß darin Akte des Gemeinweſens 
liegen, welches fich feine Organe jchafft. — a. Hervortreten ber neuen 
Anichauung bei der Beitellung des Raths. — Wahl durch die Bür- 
gerſchaft. — Wahl durch den Rath. — Wahl durch andere Behörden. 
— Künftlihe und verwidelte Wahlordnungen. — Berfaßungsmäßige 
Beichränkungen der Wahl. — Charakter des Raths ald eines auf 
Grund der Berfaßung regierenden, follegialifhen Stadtorgans . 

b. Bildung ded großen Raths und verwandter Kollegien. — Inner: 
halb der alten Vollbürgergemeinde. — Zur Bertretung der Neubürger- 
gemeinde. — Innerhalb der neuen durch den Zunftfieg bergeftellten 
Bollbürgergemeinde.. — Arten der Beftellung und Zufammenfeßung 
der Rathserweiterungen und Bürgerausfchüße. — Berfchiedenheit ber 
diefen Formationen zu Grunde Tiegenden Gefichtspunfte, — Ueberall 
aber ift die Beftellung ein Eorporativer Willendaft der Stadt und der 
Charakter folcher Kollegien der won einheitlichen Stadtorganen . 

c. Befepung der übrigen Stadtämter. — Bilrgermeifter. — Aus— 
ſchüße und Kommiffarien. — Ständige Einzelämter . 

d. Bejeßung der Gerichte im Sinne verfaßungsmäßiger Yemter . 

2. Betheiligung außerftäbticher Gewalten bei der Konftituirung 
von Stadtorganen. — 3. Unterfchieb der Ertheilung einer Vollmacht 
durch die Stadt von ber Beftellung eined Organs . 

IV. Die Verfaßung überweift den einzelnen Organen verfchiedene 
Funktionen des ftädtifchen Lebend. — 1. Funktionen bed Raths. — 
Darjtellung der pofitiven Lebensthätigkeit ded Gemeinweſens. — 
Stadtregierung. — Obrigkfeitlihe Stellung, — Verfaßungsmäßige 
Kompetenzgrenzen. — Spätere Auffaßung ee 

2. Sunftionen der Bürgerverfammlung. — Sie wird aus einer 
jelbftberechtigten Gejammtheit zu einem Organ ded Gemeinwejend. — 
Berfaßungdmäßige Bindung und Bejchränfung ihrer Beſchlüße und 
Handlungen. — Verfaßungsmäßige Kompetenz. — Zufammenwirken 
von Rath und Bürgerichaft . ; ; 

3. Bunktionen der großen Räthe und vertoanbter Kollegien. — 
Regierungsfunktionen. — Vertretungsfunktionen. — Stellung zum 
Rath einerſeits und zur Bürgerverſammlung andrerſeits. — Kompe— 
tenzabgrenzungen bei dem Nebeneinanderſtehen mehrerer Ausſchuß— 
formationen Re er 

4. Funktionen der übrigen Behörden ab Beamten, — Bürger- 
meiſter. — Ausſchüße und Kommiffäre des Raths. — Einzelämter. . 
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5. Funktionen der Gerichte. — Kompetenzabgrenzung und Inftanzen- 
zug. — Scheidung von Verwaltungs- und Rechtiprechungsfunftionen. 

V. Wenn verfaßfungsmäßig beftellte Organe der Stadt in Aus— 
übung ihrer verfaßungsmäßigen Funktionen etwas befchließen oder 
thun, jo will und bandelt die Stadt. — Grforderlih it, dab das 
Organ als folches auftritt und daß es feine verfaßungsmäßige Sphäre 
nicht überschreitet. — Manifeftation des Gemeinwejend in feinen Dr: 
ganen. — Handlungen der Behörde im Namen der Stadt. — Hand: 
lungen der Bürgerjchaft im Namen der Stadt. — Auch wenn Be- 
börden und Bürgerfchaft zufammen bandeln, handelt nicht ihre Ge 
fammtheit, fondern die Etadt ; 

VI. Folgen der einheitlichen Willens— und Handkungdfäßigteit für 
das gefchichtliche, politiiche, fociale, ſtaatliche und rechtliche Leben. -— 
Gentralifation. — Berwaltungsreformen. — eng und Recht: 
ſprechung. — Privatrechtöverfehr ; 

B. Gerichtsfähigkeit. — Aeltere Auffahung, wenn die Bürger- 
gejammtheit als ſolche Hagt und verklagt wird. — Durchdringen des 
Grundfaßes, daß die Städte ala Forporative Einheiten gerichtsfähig 
find. — Die Städte ald Proceßparteien. — Ladungen und Zuftellun- 
gen. — Bertretung. — Proceforgane . 

Die Stadt kann auch vor ihren eignen Gerichten Hecht nehmen 
und geben. — Nachweis des Vorhandenſeins diefer Auffaßung. — Die 
Spentität von Gericht uud Partei tritt vor dem Gedanken der objef- 
tiven Macht des Rechtes zurüd . . . 

C. Unerlaubte Handlungen. — Möglichkeit. rechtowidriger dand⸗ 
lungen einer Stadt. — Peinliches Verfahren gegen eine ſolche. — 
Schadenserſatzpflicht. — Strafen. — Bann und Acht. — Verhan— 
ſung, Vervemung und andere Bundesſtrafen. — Die einzelnen Bür— 
ger müßen mit der Stadt leiden. — Doch wird die Stadt von der 
Haftung für rechtswidrige Handlungen ihrer Bürger befreit . 

Das Wejen der Stadtperſönlichkeit. — Gedanke und Wort bes 
„Gemeinwejend’. — I. Die Stadt war das natürliche und politifche 
Einheitöwefen, welches in der an eine Stätte gebundenen organifirten 
Bürgerjchaft lebte. — 1. Ihr Körper beftand aus einem doppelten 
Subftrat. — a, Erftend war ein beftimmtes Gebiet wejentlich für ihren 
Begriff. — Nachweis. — b. Zweitens war ein genoßenſchaftlicher Perfonen- 
verband in ihrem Begriff enthalten. — Nachweis. — 2, Dieſer Kör- 
per wird durch Gliederung und Organifation lebensfähig. — In dem 
Begriff der Stadt wurbe ftet3 ihre Organismus mitgedacht. — Nach» 
weis, — 3. In dem organifirten Körper lebt die Stadt als unficht- 
bare Einheit, — Sie ijt ein einheitliches Weſen und bringt fich als 
ſolches auf allen Gebieten zu lebendiger Erſcheinung und Geltung; infoweit 
fteht fie dem Einzelmenfchen gleich. — Sie ift aber zugleicd, ein gemein- 
heitliches Weſen; als folches iſt fie vom Cinzelmenfchen total verſchieden. 

I. Durd) die Anerfennung im — wird a ae Gemein- 

weſen zur Berjon — 
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III. Die Stadt als Perſon fällt mit der Einzelperſon unter den— 
ſelben Gattungsbegriff der Perſon, ift aber im Gegenſatz zu ihr eine 
Geſammtperſönlichkeit. — 1. Borhandenfein ded Gattungsbegriffes der 
Perſon. — Allgemeine Rechte der Perfönlichkeit, die der Stadt in 
gleicher Weiſe wie dem Einzelnen zukommen. — Snöbefondere Nante, 
Siegel, Hausmarke, Wappen, Stand, Ehre. — 2. Die Stadt unter- 
ſcheidet fich dadurdh, daß fie Gefammtperfon ift. — a. Daraus folgt 
ein anderer Umfang und Inhalt der Nechtöfäbigkeit. — b. Zweitend 
aber fällt beim Einzelnen nur das äußere Leben, bei der Stadt au 
das innere Leben in dad Rechtsgebiet — 

IV. Die Stadtperſönlichkeit war im Verhaliaiß AN * fie bilden« 
den Gejammtheit eine zwar jelbftändige, aber immanente Einheit. — 
1. Selbjtändigfeit der Stadtperfönlichfeit gegen die Glieder. — Fort- 
Schritt gegen Genofenfchaft und Gefammtreht. — Im lie 
Recht. — Im Privatredt . —F* 

2. Die Stadt als eine der Weſammtheit Immanente Einheit. — 
Dadurch erſcheint ſie als Fortbildung der germaniſchen Genoßenſchaft 
und unterſcheidet ſich ſcharf von antiken und kirchlichen Gebilden. — 
Gegenſeitige Beziehung des öffentlichen Wohles der Stadt und des 
gemeinen Wohles der Bürger. — Im öffentlichen Recht iſt die Stadt 
ein ſtaatliches Gemeinweſen. — Unterſchied vom antiken Staat. — 
Die Stadt als Rechtsſtaat. — Im Privatrecht iſt fie eine Geſammt— 
perjönfichkeit, Feine römische juriftifche Perſon — 


Fünftes Kapitel. 
Die Ausbreitung des Körperſchaftsbegriffs. 


Die Arten der Körperſchaft. Nachdem der Körperſchaftsbegriff 
im ſtädtiſchen Gemeinweſen dem deutſchen Rechtsbewußtſein einmal 
auf gegangen war, durchdrang und geſtaltete er bald alle anderen da— 
für geeigneten Genoßenſchaften des deutſchen Rechts. — Aus dieſer 
Entwicklung ſind hier nur noch diejenigen Momente hervorzuheben, in 
welchen eine Differentiirung des Köperſchaftsbegriffes liegt. — Wäh— 
rend gewiße Merkmale, welche ſich ſämmtlich auf die Eigenſchaft, 
Geſammtperſönlichkeit zu fein, zurückführen laßen, allen Köperſchaften 
deutſchrechtlicher Bildung gemeinſam ſind, treten in anderen Merkmalen 
Artunterſchiede hervor. — Artunterſchiede finden ſich: 1. im Bezug 
auf das Subſtrat, jenachdem nur ein Perſonenverein oder außerdem 
eine objeetive Grundlage weſentlich war. — Gebietskörperſchaften und 
anderweite ſachlich bedingte Körperſchaften. — 2. In Bezug auf den 
Exiſtenzgrund. — Gewordene und gewillkürte Körperſchaften. — 3. 
In Bezug auf den Umfang ihrer Lebenszwecke. — Körperſchaften für 
den menſchlichen Gemeinſchaftszweck ſchlechthin und für Einzelwerke. — 
4. Oeffentlich⸗rechtliche Körperſchaften und Privatrechtskörperſchaften. — 
5. Unterſchiede in Bezug auf dad Vorhandenſein oder Nichtvorhanden- 
fein eines für die beftimmte Körperichaftsgattung wefentlichen Vielheits— 
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rechtes der Glieder, das ſich mit dem Einheitsrecht dev Geſammtper— 
ſönlichkeit organiſch verbindet. — 6. Eintheilung der Körperſchaften 
nach den Begriffen „Staat“, „Gemeinde“ und „Genoßenſchaft.“ — 
„Rechtsgemeinſchaft“ und „Anſtalt“ als Gegenſätze der Körperfchaft . 
Der Staatsbegriff. I. Der Staat als Perfon gewordne höchſte 
Allgemeinheit. — Verhältniß des Staatsbegriffs zum Körperſchaftsbe— 
griff. — Unterfchied der von je vorhandenen Erijtenz des Staatlichen 
und ber erjt auf einer bejtimmten Stufe eintretenden Eriftenz des 
abftrakten Stantöbegriffe. — Steigerung des N zum 
Staatöbegeiff . - 

Il, Die Manifeftation des Staatobegriffs in ve Stadt. — Siaat. 
lichkeit der Stadt. — Gemeinheitlichkeit dieſes Staatsweſens. — Ein- 
fluß des ſtädtiſchen Staatsbegriffs auf die ee des beutjchen 
Stantöbegriffd überhaupt ; 

III. Die Manifeitation Des Stantöbegriffs in ben — — 
meinweſen. — Analogie der Landesperſönlichkeit mit der Stadtperſön— 
lichkeit. — Entſtehung des Landesbegriffs über Land und Leuten aus 
dem Genoßenſchaftsbegriff. — Veränderung des Sprachgebrauchs. — 
Begriffliche Veränderung. — Landesgebiet. — Landesbürgerthum. — 
Landesorganiſation. — Das Land als politiſches Rechtsſubjekt. — 
Das Land als Privatrechtsſubjekt. — Die dadurch bedingten Fort— 
ſchritte. — Unterſchied von der ſtädtiſchen Entwicklung. — Einfluß 
der Idee des korporativen Landesgemeinweſens die Geſchichte des 
deutſchen Staatsbegriffs überhaupt . 

IV. Die Manifeſtation des Staatsbegriffs in —— Ge 
meinwefen. — Ungleihe Natur der politiichen Einungsverbände. — 
1. Unterſchied politifcher Einungsförperfchaften und politifcher Gemein- 
ſchaftsverhältniße zwifchen einer Mehrheit. — Uebergangsformen. —- 
Städtiſche Bündniße und Städtebünde. — Der rheinifche Bund und 
die Hanja. — Entwidlung der Hanfaperfönlichkeit. — Andere Einuns 
gen. — Landfriedenseinungen. — Der Randfriede als Perſon. — Landſtän— 
diſche Bereinigungen. — Die Perjönlichkeit der Schweizer Eidgenofenfchaft. 

2. Möglichkeit einer Durchführung ber einmal feftgeftellten körper— 
Schaftlichen Natur einer Einung in ungleihem Umfange. — Kombina- 
tionen von gemeinheitlihem Einheitsrecht und gemeinfchaftlichem Viel— 
heitsrecht. — Analogie mit dem forporativen Geſammteigenthum. — 
Bewußtjein diefer Möglichkeit. — Einzelerfcheinungen einer derartigen 
Verbindung von Gejammteinheitörcht und Gefammtvielbeitsrecht . 

a. Begründungstitel. — Konftituivende Afte und politifche Bundes. 
verträge, Gewohnheitsrecht und jubjeltive Rechtsverhältniße ; 

b. Mitgliedfchaft in einem höheren Bundesorganismus und indivis 
dualrechtliche Theilnahme an einem Gemeinfchaftäverbältniß . 

c. Bunbedverfammlung. — Korporative und rechtsgemeinfchaftliche 
Elemente einer folchen. — Bundesverordnete und Bevollmächtigte. — 
Berfaßungsmäßige Normirungen und VBertragsberedungen. — Mehr: 
heitsprineip und Koffeftiowille a a re 
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d. Weitere Organiſation. — Organſchaft und PN — — 
ter, Unterverbände und Ausſchüße 

e. Geſammtperſon und Perſouengeſammtheit 

f. Völkerrechtliche Perſönlichkeit und kollektive Einheit nad außen, 

g. Bundesgeſetzgebung und vertragsmäßige ik der Bun» 
deöglieder ; . .» . —E—— 

h. Bumdesgerichtäßarteit ih Bundedſchiedogerichie 0% 

i. Bundesregierung und gemeinfchaftliche Gefchäftsführung . 

. k. Heerwefen. — — der Bundesheere und ee 
verfahung . . 

J. Bunbeshaushalt. — Bundedſteuern und Bundesbeiträge. — vun— 
deöfafle . 

Bumbedvermögen und Bermögendgemeinfhaft der Bundeöglieder. 

3. Unterjchiede in der rechtlichen Befchaffenheit der Einungsperfön- 
(ichfeit. — a. Gewillfürte Bundeöförper und zwingende Bundesver- 
bände, — Uebergang von ber einen zur andern Form. — b. Bünde 
mit rein perfönlicher Baſis und territorial bedingte. Bunbeögemeinwe- 
fen. — c. Bünde mit voller ftaatlicher Gefhloßenheit der Glieder und 
Bünde, deren Macht in das Innere der Glieder Hineinragt. — d. 
Bünde, deren Perfönlichkeit nur ein Mittel für die Individualzwecke 
der Glieder ift, und Bünde mit einer um ihrer felbft willen beftehen- 
den höheren Allgemeinperjönlichkeit . ; 

4. Bedeutung des politifhen Einungsweſens für bie Geſchichte ben 
deutſchen Staatsbegriffs. — Möglichkeit, aber nur befchränkte Vermirk- 
lichung einer bundesftaatlichen Einheit. — Fälle einer blos völferrecht- 
lichen ober privatrechtlichen Bundeskörperſchaft. — Fälle einer ftaatörecht- 
lihen Bunbeöförperfchaft. — Der Begriff des bundesftaatlichen Gemein- 
weſens. — Stellung deffelben im Mittelalter. — Spätere Entwidlung. 

V. Die Manifeftation ded Stantöbegriffs im Landesſtaat. — 1. Der 
ftändifche Landesſtaat des Mittelalters ald zweigliedriges Landeswefen. 
— a: Die Randeögemeinde oder Landichaft ald bundeöftantliches Ge: 
meinwefen mit eigner Nechtöperfönlichkeit. — Zuſammenſetzung. — 
Drganifation. — Gefammtperfönlichkeit. — b. Die Landesobrigkeit 
als eine vom Landesherrn dargeftellte auftaltliche. Verbandseinheit mit 
eigner NRechtöperfönlichkeit. — Subjeft und Träger ber Landeshoheit. 
— Borbildlihe Bedeutung des ftädtifchen Gemeinwefens feiner einheit- 
lichen Seite nah. — Gegenjaß zur gemeinheitlichen Seite des. Stabt- 
ſtaats. — c. Dad Land als eine aus der Eorporativen Landſchafts- 
perfon und der anftaltlichen Obrigfeitöperjon zufammengefeßte Stants- 
perjönlichkeit. — Landesherr und Landſchaft ald Träger und Glieder 
bes über ihnen ftehenden Landesweſens. — Begriff der Landesverfaßung. 
— Das Land ald Staat. — Anfänge der praftifhen Verwirklichung 
bes Staatögebanfens. — Das Land ift aber Staat in ber eigentbilm- 
lihen Form einer Gefammtperfon, die aus der organiſchen Berbinbung 
einer anftaltlichen und einer lorporativen Einheit erwächſt. — Vorzüge 
und Schwächen biefes Stantsbegriffs. — Dualismus. — — 
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2. Der rein obrigkeitlihe Staat der fpäteren Zeit. — Seine Perfön- 
lichkeit. — Er ift ſchlechthin Anftaltsperfon. — Stellung bed korpora⸗ 
tiven Princips in demfelben. — Herübernahme der altnationalen Rechts- 
begriffe in ben modernen ee — Natur feiner Perfön- 
lichkeit . ; 

VI. Manifeation des Stantöbegriffe im Reiche. — Gelammtyerfön- 
lichkeit des Reiches. — Unerheblichkeit derſelben für bie Fortbildung bes 
deutichen Staatsbegriffd. — Uriprung und Wejen ber en bed 
neuen deutjchen Reihs . . 

Der Gemeindbebegriff. Weſen "bes Gemeindebegriffe — ur 
ſprünglich fatente Exiſtenz * Gemeindlichen. — Manifeſtationen des 
Gemeindebegriffs ſeit der Ausbildung des Körperſchaftsbegriffs. — I. 
Die Stadt als Gemeinde. — Verſchmelzung von Staatlichem und 
Kommunalem, Löfung von Gemeinde und Wirthſchaftsgenoßenſchaft. 
— Die fpätere Stadtgemeinde — III. Die politifchen Theillörper ber 
Stadt. — Dertlihe Unterverbände. — Perfonalförper. — IV. Land⸗ 
gemeinden. — V. Größere Bezirlögemeinden. — VI Korporative 
Gliederungen der politiihen Einungsverbände. — VII. Der Gemeinde 
begriff als eine befondere Anwendung bes deutſchen Körperichaftsbegriffe. 
— VII. Spätere Mobdificirung bes Gemeindebegriffs im Sinne des 
Anftaltäbegriffs . . - Gear ae Mer 
Der Senoßenfhaftöbegriff. I. Der Begriff der Genoßenſchaft 
ala Artbegriff der deutfchrechtlihen Körperſchaft. — Unterſchied diefer 
Genoßenſchaft von der Genoßenſchaft im alten Sinn. — Unterfchieb 
von Staat und Gemeinde. — Debnbarkeit des Genoßenfchaftsbegriffe. 

U. Eriftenzgrumd ber deutſchen Genoßenſchaft. — 1. Derfelbe Tiegt 
nicht in etwas außer ihr. — Abhängigkeit der Genoßenichaftseriftenz 
von fremden Willen. — 2, Bielmehr Tiegt der Grund jeder Genofen- 
fchaftseriftenzg im ihr jelbft. — Gewordene Genoßenſchaften bejtehen 
fraft einer natürlich oder gefchichtlich gegebenen Thatſache. — Gewill- 
fürte Genofenichaften entftehen burd einen fchöpferifchen Willensatt. 
— Mebergänge zwifchen beiden Begründungsarten. — Principieller 
Gegenjat derjelben. — Unterſchied in Bezug — das fernere Leben 
ber Körperſchaft. — 

III. Zuſammenſetzung. — Begriff des Subſtrats. — 1. Das objektive 
Subftrat. — a. Ein felches fehlt ganz bei den rein perfonalen Genofßen- 
fhaften. — b. Für andere Genoßenfchaften ift ein objektives Subftrat 
wefentlih und bedingt und beftimmt bid zu irgend einem Grabe ihren 
perfönlihen Bau. — «. Objeltives Subftrat kann eine Einheit bed 
öffentlichen Nechts fein. — Dahin gehört das Gebiet bei Gebietäge- 
noßenfhaften. — Sodann dad Amt oder ein irgendwie verfelbftändig- 
ter Inbegriff öffentlicher Rechte und Pflichten bei Amtskörperſchaften. 
— 43. Objektive Subftrat kann aber auch eine Vermögenseinheit fein. 
— So das unvertheilte Gemeinland, — Ein einzelnes Bodenbefiß- 
tum. — Eine Gefammtgerehtfame. — Ein ea — IE, 
zur reinen Vermögensgenoßenſchaft. . . . . i > 
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Seit 
2. Unerläßliches Subjtrat ift fletd ein Perfonenverein. — Begriff * 


der Mitgliedſchaft. — Verhältniß der Mitgliedſchaft zu dem übrigen 

Inhalt der Perſönlichkeit ihres Trägers. — Der Inhalt der Mitglied- 

ſchaft. — Erwerb und Verluſt der Mitgliedſchaft. — Unterſchied der 

Zwangsmitgliedſchaft und der freien Mitgliedſchaft. — Unterſchiede, die 

durch den Einfluß des etwaigen objektiven Subftrats auf die Mitglied- 

fchaft begründet werden. — Unterſchiede in Bezug auf bie rechtliche 

Natur der Mitgliebichaft. — Perfonenrechtliche und fachenrechtlice Na- 

tur indbejonbere, — Unübertragbarfeit und Webertragbarkeit. — Offene 

und gefchlogene Mitgliederzahl. — Ungleiche Arten der Abftufung von 

Rechten und Pflichten der Mitglieder. — Klaſſenbildung nach perfün- 

lichen oder nach ſachlichen Momenten . . 374 
IV. DOrganifation. — Unterſchied vom alten Genoßenfgaftöwefen. 

— Begriff ded Organd. — Berfaßungsmäßige Bildung der Organe. 

— Berufung zur Trägerfhaft eined Organs. — Berfagungsmäßige 

Beftimmung und Abgrenzung der Funktionen des Organs. — Natur 

des Verhältnißes zwifchen der Genoßenfhaft und ihrem Organ . . 880 
Einrihtung und Wirkungskreis der einzelnen Organe. — Die Mit 

gliederverfammlung. — Unterfchied von der alten Genofenverfamm- 

lung. — Das Majoritätsprineip, — Die Vorſtände. — Unterſchied 

von Herren und Gefammtbevollmächtigten. — Die Ausſchüße. — Die 

repraejentative Idee, — Nichterliche oder fchiedsrichterlihe Organe. 

— Die fonftigen Organe und die Grenze des Begriffd des Organs ge» 

gen den Begriff des Auftrags oder en — Engere Ber- 

bände als Drgane des höheren Organismus . . . 383 
V. Gefammtperfönlichkeit. — Weſen berjelben. — dDas Moment 

ber Einheitlichkeit. — Der gefchichtliche Entwidelungsprocef. — Die 

Merkmale ver Perfon . . » . 836 
1, Rechtsfähigkeit. — Umfang —— * Allgemeinen. — Rechte 

ber Perſönlichkeit an ſih. — Name — Hausmarke. — Siegel. — 

Andere Zeichen. — Domieil. — Ehre. — Stand, —— und Titu⸗ 

latur . . » 837 
2. Deffenttiches vNcht. — Das bet jeber Wenoßenſchaft a aus. ihrem 

inneren Leben erwachiende Gebiet öffentlicher Nechte. — Autonomie. 

— Gerichtsbarkeit. — Selbftverwaltung., — Beſchlußgewalt. — Be- 

ſteuerungsrecht. — Haushalt. — Amtshoheit. — Die beſonderen öffent- 

lichen Rechte beſtimmter Genoßenſchaftsgattungen. — Charakter der 

öffentlichrechtlichen Genoßenſchaftsperſönlichkeit. — Verhältniß zu ih— 

ren Gliedern, — zu höheren Organismen, — zu koordinirten politi— 

ſchen Perſonen 889 
b. Privatrecht. — Natur ber Privatrehtöfäßigfeit ber Senoßen- 

Ichaftsperfönlichkeit. — Fähigkeit zu Eigenihum und dinglichen Rech. 

ten. — Rechte an Tiegenden Gütern. — Grundeigentbum. — Geredh- 

tigkeiten. — Recht an fahrender Habe — Bildung einer forporativen 

Kaſſe. : » 892 
Die Entftefung. einer nano: Raffe bei Gilden und Zünften ine 
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befoudere. — Borbild der Stadtkaffe. — Uriprüngliche Zuftände — 
Sonderung ber Zwede. — Sonderung ber Bonds. — Sonderung ber 
Subjekte. — Korporative Beitimmung der Genoßenſchaftskafſſe. — Kor- 
porative Verwaltung und Kontrolle. — Genopenjchaftlicher Haushalt. 

Dbligationenreht. — Forderungen und Verbindlichkeiten der Ge- 
noßenfchaft als ſolcher. — Erbfähigfeit ? 

2. Willens- und Handlungsfühigkeit. — Die Sefammtperfönfichfeit 
will und handelt durch ihre Organe. — Beſchränkungen durch eine 
höhere Willensordnung. — Deffentlihe Akte. — — — 
Proceßführung. — Unerlaubte Handlungen 

VI. Das Verhältniß der Geſammtperſönlichkeit au Sefammtvielbeit 
— Zufammengebörigfeit von Einheit und Bielheit in der deutfchen Ge— 
noßenschaft. — Möglichkeit eigenthümlicher, auf das Genoßenſchafts— 
recht beichränfter Nechtöverhältnige zwiſchen der Genoßenſchaftsperſon 
und den durch fie verbundenen Einzelnen. — Fülle der Einzelgeftal«- 
tungen und Dehnbarkeit des deutihen Genohenjchaftsbegriffs. — Ju⸗ 
riftiiche Konſtruktion derjenigen Berhältniffe, welche auf einer verfaffungs- 
mäßigen Verbindung des Einheitärechts der Genofenfchaft mit — 
digem Vielheitsrecht der Genoßen beruhen 

Die Einzelfälle. — Politiſche Rechtsverhältniße. — igenthumn — 
Dem neuen Genoßenſchaftsbegriff entſpricht ein neuer Gefammteigen- 
thumsbegriff. — Struktur des Geſammteigenthums im neuen Sinn. 
— Agrariſches Geſammteigenthum der Gilden und Zünfte. — Beweg- 
liches Gejammteigenthbum . 

Genoßenſchaftliches J an einem ——— 
— Am Hausvermögen des hohen Adels. — An einer in nutzbare An— 
theile zerlegten Vermögensmaſſe. — An einem genoßenſchaftlichen Kapital. 

Das Geſammteigenthum in der vollendeten Vermögensgenoßenſchaft, 


insbeſondere im Aftienverein. — are und Ertragsrechte ale 


Sonderredte . . » 

Genoßenſchaftliche Geſammtgerechtigkeiten — —— auf öffent: 
liche Rechte, — Insbeſondere auf das Handwerksamt. — Das Einheitd- 
recht der Zunft und die Sonderrechte ber Zunftgenoßen ; A 

Organiſche Verbindung von Einheitärecht und Vielheitsrecht im Dbti. 
gationenrecht, — Genoßenſchaftliche Forderungsrechte mit individuellen 
Antheildrechten. — Genohenfchaftliche Verbindlichleiten mit individueller 
Mitverpflihtung . . 

Obligatorifches —— bezůglich der —— der Genohenſchaft 
und ihren Gliedern beſtehenden inneren Rechtöverhäftnige. — Genoßen— 
ſchaften, bei denen eine Vielheit von individuellen Pflichten organiſch 
mit den Mitgliedſchaften verknüpft iſt. — Insbeſondere Deichverbände. 
— Genoßenſchaften, bei denen eine Vielheit individueller Forderungs— 
rechte gegen den Verein organiſch mit den Mitgliedſchaften verknüpft iſt. 
— Insbeſondere Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoßenſchaften. 


Körperſchaft und Rechtsgemeinſchaft. I. Die Vollendung bes 


Körperichaftsbegriffs bewirkt zugleich die Klärung des Begriffes der nicht 
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forporativen Rechtögemeinfchaft. — Eie wird ald Individualverhältniß 
einer Perfonenmehrheit begriffen. — Damit wird die alte Vermifchung 
des gemeinheitlichen und des gemeinfchaftlichen Rechtes überwunden. — 
Die begriffliche Firirung der Rechtsgemeinſchaft ald eines Rechtsver— 
bältnißes unter Mehreren zwingt indeß nicht dazu, bei jedem Gemein- 
Ihaftöverhältniß nach Art des römischen condominium das Prinzip ber 
abjoluten Geltung des Individualwillens in völlig gefonderten Antheild- 
ſphären durchzuführen. — Vielmehr behält der deutfche Gemeinfchafts- 
begriff fiir Nechtsgeftaltungen Raum, bei denen das Individualprincip 
durch genoßenfchaftliche Bindung des Einzelwillens und das Antheild- 
princip durch die Berechtigung zu gefammter Hand modificirt wird. — 
Da von der andern Seite her der deutſche Körperfchaftäbegriff für eine 
weitgehende Bindung und Befchränfung des Einheitsrehtd durch das 
Vielheitsrecht Raum behält, berühren fich im Leben die Außerften Glie— 
der der realen Verwirklichungen des Körperſchaftsbegriffs und des Ge- 
meinfchaftöbegriffs. — Hiſtoriſche Unbeftimmtheiten und Schwankungen. 
— lebergänge vom Einen zum Andern. — In mande Berbandöfa- 
tegorien theilen fich beide Begriffe. — Der principielle Gegenſatz fteht 
trotzdem fit . . 

II. Daß die beutfche Rechtögemeinfchaft, währen fie doch blohe Ge 
meinjchaft Mehrerer bleibt, ed im Sinne einer Einheit bid zu einer 
förperjchaftsähnlichen Geftaltung zu bringen vermag, erffärt ſich von 
doppelter Seite her. — Erftend von der Seite des Perfonenbegriffs, 
indem eine Perſonenmehrheit nicht als Mehrheit fchlechthin, fondern als 
fo und fo verbundene Mehrheit Eubjeft der Gemeinſchaftsſphäre wird. 
— Zmweitend von der Seite ded Sachbegriffs, indem die Gemeinſchafts— 
ſphäre ald eine in fich gegliederte und gefchloßene objektive Einheit 
gejeßt und als ſolche an die Mehrheit der Eubjefte herangebradht wird. 
— Bei ben einzelnen Gemeinfchaftöverhältniien muß je nach ihrer Natur 
bald von ber einen oder anderen dieſer Seiten, bald gleihmäßig von 
beiden ausgegangen werden. — Beijpiele hierfür. — Ehegemeinfchaft. — 
Sejammte Hand mit Familien, Wirthſchafts- und Lebensgemeinſchaft. 
— Bertragämäßige Gefellfchaft. — Objektive Gemeinfchaften. — Gan- 
erbichaften. — Handelsgefellichaften 

III. Der principielle Gegeniag zum Koͤrperſchaftsbegrif tritt trotben 
bei allen Rechtögemeinfchaften, wenn fie fich auch äußerlich der Körper— 
haft nähern, in allen Einzelheiten bervor- — 1. Bezüglich der Grund» 
Inge. — Die Gemeinſchaft fließt aus den Begründungstiteln der fub- 
jeftiven Rechtöverhältnige. — Beftand, Veränderung und Auflöfung. — 
2. Bezüglich der Zufammenfegung. — Es befteht Theilhaberfchaft, Feine 
Mitgliedichaft. — 3. Bezüglich der Gebundenheit des Individualwillens. 
— Es ift nur der Schein einer Organijation vorhanden. — In Wahr- 
heit gilt vertragsmäßige Vereinigung einer Mehrheit von individuellen 
Willen und Stellvertretung der Mehrheit durch Willensvertreter. — 
4. Bezüglich der Einheitlichkeit des Ganzen. — Die Mehrheit wird zur 
Kollektiveinheit zufammengefaßt, aber das Ganze Hat feine eigne Prr- 
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ſönlichkeit. — 5. Bezüglich der Rechtsfähigkeit. — Es beitebt eine 
folleftive Nechtsfäbigkeit, Die eine befondere Gemeinſchaftsſphäre erzeugt. 
— 6. Bezüglich der Willens- und Handlungsfähigfeit. — Auch bierbei 
fommt nur eine Folfeftive, Feine forporative Einheit zur Geltung . 

IV. Befonderheit der einzelnen unter ven Gemeinjchaftsbegriff fallen- 
den Rechtsverhältniße. — 1. Gruppirung derjelben nach der Berjchie- 
denheit des perjönlichen Bandes. — Gemeinschaften, deren Natur ledig— 
lich durch ihre objektive Baſis beftimmt wird. — Gemeinſchaften mit 
felbftändiger Perfonenverbindung. — Natürlich » fittlihe Gemeinschaften. 
— Dertragsmäßige Gemeinfchaften. — Oeffentlichrechtliche. — Privat: 
rechtliche 

2. Gruppirung ber Gemeinfchaftsverhäftniße * We Verſchiedenheit 
des als gemeinſchaftlich geſetzten Objekts. — Gemeinſchaftliches politiſches 
Recht. — Einzelfälle. — Struktur nach der Analogie der Eigenthums— 
gemeinſchaft. — Schickſale der politiſchen Rechtsgemeinſchaften nach der 
Durchführung des Staatsgedankens 

Im Privatrecht enthält die — — 9 Per bie Tg 
pen der übrigen Rechtsgemeinichaften. — Das gemeinichaftliche Eigen- 
thum verwirfficht fich unter verfchiedenen Modalitäten. — Den Haupt« 
gegenjaß bildet dad einfache Miteigentbum und das Cigenthum ber 
gefammten Hand. — Princip des Miteigenthumd und anderer nad) 
feinem Borbild Fonftruirter Mitberechtigungen. — Princip der ftrengen 
Geſammthand. — Keine getrennten Antheile. — Kein Sonderrecht 
des Geſammthänders. — Macht des Einzelnen über das Ganze — 
Folgen des Yortfalld eines Geſammthänders. — Konfjolidation. — Un- 
getheilte Ausitbung des gemeinfchaftlichen Rechtes durch die kollektiv 
geeinte Mehrheit. — Befig und Nutzung. — PVerfügung. — Vertre— 
tung. — Beitellung ftändiger Vertreter der Gejammthand und Schein 
einer Organijation. — Insbefondere bei Leben und Bauergütern . 

Mobifitationen der reinen Formen des Miteigentbums einerfeits und 
der gefammten Hand amdererjeits. — Mobdifilationen des Miteigen: 
thums durch eine gewiße Einheitlichkeit der Gemeinſchaftsſphäre. — 
Modifikationen der Gefammthand dur das Princip der Quotenthei- 
lung. — Theilung der Nußungen nach Quoten. — Bildung realer Ge 
nußantheile. — Theilung der gemeinen Gewere. — Böllige Durchfüh— 
rung des Antheildprincips nach innen, — Fortdaner der Gefammthand 
im alle definitiver Realtheilung. — Fiktive Gejammthand 

Rechtliche Natur der Eigenthumsgemeinſchaft am Gejellichaftsvermö- 
gen der nicht Forporativen Handelägefellichaften » \ 

Gemeinichaftsformen des Obligationenrechted. — Gemeinfchaftliche 
Forderungsrechte. — Gemeinjchaftliche Verbindfichkeiten. — Gegenſatz 
ber einfachen Dlitverpflichtung pro rata und der Verpflichtung zur ge 
fammten Hand. — Modifikationen der einen Haftart durch die andere, 
Körperjhaft und Anſtalt. Paralleliömus in der ——— des 
Körperſchaftobegriffs und des Anſtaltsbegriffs . 

I. Geſchichte des Anſtaltsbegriffes in Deutſchland. — Autnuͤpfung 
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an ben uralten Dualismus von Genoßenſchaft und Herrſchaft. — Aus: 
prägung bed kanoniſchen Anftaltsbegriffs in ber Kirche. — Anfänge der 
Entwidlung eined weltlichen Anftaltsbegriffd in dem Gedanken einer 
vom Herrn nur dargeftellten Obrigkeit. — Die verfchiedenen Phaſen 
des obrigkeitlichen Anftaltöbegriffse und ber Einfluß fremder Rechtsbe— 
griffe auf feine Entwidlung. — Begriff der öffentlichen Einzelanftalt. 

Die Entwidelung des Anftaltöbegriffs in den milden Stiftungen. — 
Urfprüngliched Schwanken zwijchen verfchiedenen Anfchauungen. — Auf— 
faßung ber Stiftungen ald Kirchengut; — ald öffentliches Eigenthun; — 
ale Genoßenſchaftsgut; — ald Eigenthum der den Nupen ziehenden 
Geſammtheit; — als eine blos objeftiv-felbftändige Vermögenseinheit. — 
Allmäliger Sieg der Idee einer Anjtaltöperfönlichkeit. — Name derfel- 
ben. — Berhältniß derfelben zum Schußheiligen, zu Kirche und Staat, 
zu Berwaltungsfollegien, zu den bewidmeten Perfonengefammtbeiten, zu 
der objektiven Einheit des Stiftungsvermögend. — Die Stiftung ala 
Berförperung des Willens ihres Stifterd. — Die hierin liegende anomale 
Ausdehnung der privaten Willensmacht. — Ergänzung und Korrektur 
durch den öffentlichen Willen . . . 

II. Verhältniß des Anftaltöbegriffs zum Korperſchaftsbegriff. — 
Gemeinſame Merkmale ergeben ſich daraus, daß in beiden Fällen eine 
ſinnlich nicht wahrnehmbare Willenseinheit über den Einzelmenſchen 
zur Perſon erhoben iſt. — Auch der Anſtaltsbegriff iſt mannichfacher 
Differenziirung fähig. — Steigerung zum Staats- und Kirchenbegriff 
einerſeits, privatrechtliche Ausprägung andrerſeits. — Auch die anſtalt— 
lichen Verbände haben ſich nur langſam die Anerkennung eigner Nechts- 
weſenheit errungen. — Ausſcheidung der blos jubjectiven Rechtsverhält— 
niße zwiſchen mehreren Einzelperſonen. — Modifikationen derſelben im 
Sinne der Einheit 

2. Der Anſtaltsbegriff als Segenfap de Koͤrperſchafisbegriffs — 
Die Quelle der Anſtaltsperſon. — Die Beſtimmung ihres Lebens. — 
Ihr Endſchickſal. — Die Stellung einer Geſammtheit im Anftalts- 
förper : 

1II. Die Möglichkeit der Ronbinntion tͤrperſchafilicher und anftalt- 
liher Elemente in demfelben Berbande. — Verſchiedene Formen dieſer 
Kombination. — Der ftändifche Landesftaat. — Die Firdlichen Ber- 
bandseinheiten des Mittelalterd. — Die geiftlichen Bruderfchaften. — 
Die Univerfitäten. — Die öffentlihrechtlichen Verbände und Korpora- 
tionen der neueren Zeit. — Die modernen OHR. — Der mo» 
derne Staatöbegriff . . 

Berührung beider Berbanbdarten { im Ban. — Zwifsenftufen. - — 
Hiſtoriſche Uebergänge der einen Verbandsgattung in die andere 

Für die principielle Beurtheilung jedoch muß an dem Gegenſatze bon 
Anſtalt und Körperſchaft feſtgehalten werden. — Anſtalten mit forpo» 
rativer Verfaßung. — Juriſtiſche Konſtruktion derſelben. — Körper— 
ſchaften mit anſtaltlicher Spitze. — Juriſtiſche Konſtruktion derſelben. 

Auch der Körperſchaftsbegriff im Ganzen kann bei einem beſtimmten 
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Bolke und zu einer beftimmten Zeit dur ben Einfluß des Anftaltöbe- 
griffs und umgefehrt der Anftaltöbegriff im Ganzen durch den Einfluß 
bes Körperfchaftäbegriffs modificirt werben. — Reinheit des urjprüng- 
lichen deutſchen Körperfchaftäbegriffs. — Uebergewicht des Eorporativen 
Gedankend bid zur Aufnahme der fremden Rechte. — Spätered Ueber: 
gewicht des Anjtaltöbegriffd. — Modifikation bed Körperſchaftsbegriffs 
durch anftaltliche Merkmale. — Einfluß des kanoniſchen und römiſchen 
Rechts. — Berhältniß beider Begriffe in der Gegenwart . x... 
ERBE: 2 ee Ferne an 
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$ 1. Die Aufgabe. 

I. Die folgende Uuterfuhung ftellt fi die Aufgabe, auf der durch die 
Rechtsgejchichte der deutichen Genoßenſchaft hergeftellten Grundlage die Ge- 
Ihihte des Körperfhaftsbegriffes in Deutfhland näher zu 
erforjchen. 

Sie will alfo der Gefchichte, d. 5. dem Entwiclungsproceß oder dem 
durch das Geſetz von Urfache und Wirkung beherrſchten Werden und Anders- 
werden eines einzelnen Begriffes nachſpüren. Diefer Begriff ift ein Rechtöbe- 
griff oder fteht doch nur nach dieſer Seite hin in Frage. Er läßt fih Außer- 
ih etwa bdeterminiren als die Denkform für die felbftändige Rechtsweſen— 
heit der aus einer Vielheit won Rechtsweſen beitehenden Einheit. Der geiftige 
Borgang aber, welcher in der Entjtehung und Veränderung dieſes Rechtsbe⸗ 
griffes vollzogen ift, foll betrachtet werden nicht als eine Summe mehr oder 
minder entwicelter Gedanken, die won Einzelnen gedacht find, fondern als 
Bildungsproceß eined einheitlichen und Fontinuirlichen Bewußtſeins, des Rechts— 
bewußtfeins unfered Volle. Daß diejes Bewußtjein, welches urjprünglih dem 
gejammten Volke gleihmäßig innewohnt, ſpäter in einem bejonderen Juriſten— 
ftande ein jelbitändiged Organ gewinnt, dieſes Organ aber fich feiner Duelle 
mehr und mehr entfremdet, haben wir hierbei nicht als einen Wechſel des ben- 
fenden Subjekts, jondern nur als einen inneren Bruch und Zwiejpalt des 
einheitlichen Rechtsbewußtſeins, deffen Inhalt für uns in Frage fteht, zu 
betrachten. 

1. Sit nun aber das Was diefer Aufgabe leicht zu bezeichnen, jo ift um 
jo jhwieriger die Frage nah dem Wie der Löfung zu beantworten. Denn 
der innere Borgang einer Begriffderzeugung entzieht fi) jeder unmittelbaren 
Wahrnehmung. Liegt er in der Vergangenheit, fo fcheint jedes Mittel zu 
feiner Erfenntniß verloren, da feine Urkunde von der Entftehung oder Ber- 
änderung eines Rechtöbegriffes meldet. Und am wenigften jcheint ein Punkt, 
von dem aus eine fichere Erkenntniß gewonnen werden könnte, gegeben zu 
fein, wenn die Srage dahin formulirt wird, wie ein ganzes Volk in einer be 
ſtimmten Richtung gedacht habe oder denfe. 

Sn der That kann bei Fragen, deren Gegenftand das Werden des Geiftes 


berührt, nicht won einer Löſung, jondern nur von einer Annäherung an die 
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Löſung die Rede fein. Ob es einer ferner Zufunft vorbehalten fein wird, 
das Geiftige zu den Gegenftänden des eraften Wißens zu zählen, vermögen 
wir nicht zu jagen: biöher ijt unter allen Umftänden nur ein geringer Anfang 
gemacht, über die Empirie einerjeitd und die Spekulation andrerjeits hinaus: 
zufchreiten auf die Bahn, weldhe uns einem ftrengen Wißen vom Geift zu 
nähern vermag. Insbeſondere entbehrt bisher das Wißen von der gejchicht- 
lihen Entwidelung des geiftigen Lebens in den menjhlichen Gejammtheiten 
faft jeder fiheren Grundlage. Denn entweder ftüßt es fih auf eine empi- 
riſche Betrachtung der thatjächlihen Vorgänge, oder es ift das Reſultat einer 
fühnen Spekulation, die einem intuitiv erjhauten Ziele unbefümmert um 
den darunter gähnenden Abgrund zufliegt. Fehlt der letzteren jede Ge- 
wißheit, daß jenes Ziel die Wahrheit und nicht ein von der Phantafie 
vorgegaufeltes Trugbild ift, jo vermag das empiriſche Raiſonnement den von 
der Forſchung aufgehäuften und gefichteten hiſtoriſchen Stoff zwar zu beleben, 
nicht aber dem Wejen geijtiger Entwidelung auch nur um einen Schritt ſich 
mit Sicherheit zu nähern. Allein der Weg, auf deu bier ein Fortjchritt 
möglich fcheint, ijt bereits eröffnet und betreten. Es ijt die Erjegung der 
blos verjtändigen Betrahtung durch die Methode des induftiven Schlußes 
und die jo vollzogene Ergänzung der jpefulativen Deduction, Wo die Re 
jultate der Deduction auf induftivem Wege bewiejen, wo umgekehrt die durch 
den induftiven Schluß gewonnenen Nejultate durch das jpefulative Denfen be» 
jtätigt werden, da ift die größte für uns mögliche Gewißheit erreiht. Denn 
damit überwindet die Induktion die dur den Umfang des ftofflihen Mate- 
rials zwar geminderte, aber nie gehobene Gefahr faljcher Verallgemeinerung, 
während die Deduktion die Gewißheit erlangt, daß ihre Ausgangspunkte Rea— 
lität und ihre Abjtraktionen Inhalt haben. Freilich bezieht fi) die Gewißheit 
auch bier nur auf die Nichtigkeit des Weges: aber genug ift jchon erreicht, 
wenn nur das gewiß ijt, daß eine Bewegung nad dem immerhin unerreich- 
bar bleibenden Ziele der Wahrheit ftattfindet. 

Hierdurch ift auch für die vorliegende Unterjuhung die einzig mögliche 
Methode angezeigt. Einerſeits kann der Deduktion aus fertigen und als vor— 
handen gejeßten Begriffen nicht entbehrt werden. Andrerjeitd muß der VBerfuch 
gemacht werden, den zu findenden Begriff vorläufig zu ftreichen, eine Anzahl 
fonfreter Erjcheinungen, in denen fi ein verwandtes Geiftiges zu bethätigen 
jcheint, zu ſammeln, und durch Vergleihung und Abftraftion daraus den Begriff 
gewißermaßen neu zu entdeden. Sm erjterer Hinfiht wird aljo z. B. der 
deutſche Volksgeiſt als eine hiſtoriſche inheit vorausgeſetzt; ed wird bei 
diefem Volksgeiſt ein mit feinen Entwiclungsitufen fi adaequat wandelndes 
Rechtsbewußtjein angenommen; ed wird endli aus dem allgemeinen Gehalt 
dieſes Rechtsbewußtjeins in jeder Zeitepoche gefolgert, wie fich demgemäß die Vor- 
ftellung der Rechtsſubjektivität über den Einzelmenſchen geftalten mußte. So— 
dann aber wird umgekehrt das induftive Verfahren eingefchlagen; es werben 
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daher Volkögeift, Nechtsbewußtjein und Körperjchaftsbegriff zunächſt als gar 
nicht vorhanden gejeßt; e8 werden für eine bejtimmte Zeit und bei einem be- 
ftimmten Inſtitut Thatfachen gefammelt, welche fih auf das Verhältniß von Einheit 
und Bielheit in einer Perjonengefammtheit beziehen ; e8 wird daraus jtufenweis auf 
das Vorhandenjein und die Beſchaffenheit eines gemeinjamen Gedankens geſchloſſen; 
es wird endlich der jo gefundene Begriff ald Symptom einer allgemeinen geijtigen 
Entwiclung verwerthet. Die zu einer ſolchen Schlußfolgerung geeigneten 
Thatjachen aber zerfallen in zwei Klaſſen. Einmal gehören dahin die in den 
Rechtsſatzungen zu Tage tretenden äußeren Hervorbringungen des Nechtöbe- 
wußtſeins. Sodann die unmittelbaren Aeußerungen einer Rechtsanſchauung. 
Bei den legteren entjteht jedoch die Schwierigkeit, individuelle Meinungen von 
allgemein verbreiteten Anſchauungen zu jondern. Für die ältere Zeit zwar, 
in welcher das Volk jein Recht fich ſelbſt jchuf und bezeugte, begegnen wir 
faum einem Zwiejpalt der in den Rechtsdenkmälern Fundgegebenen Rechtsüber- 
zeugungen, Dagegen tritt, jeitdem die Nation in einem bejonderen Zuriften« 
ftande ein eigne® Organ für Bewahrung und Fortbildung des Rechts ge- 
winnt, ein Zwielpalt des volfsthümlichen Nechtsbewußtjeins und des Juriften- 
bewußtjeins, in dem letzteren aber die Herrichaft der individuellen Meinungen 
hervor. Für diefe Zeit werden wir daher zwar vorzugsweiſe eine Dogmen- 
geihichte der Korporationslehre zu geben, daneben uns aber zu erinnern haben, 
daß ein Volk, jo lange es ein Volk fein will, jein Rechtsbewußtjein nicht 
völlig veräußern kann, und daß in der That auch das deutjche Volk nie 
ganz des nationalen Rechtsbewußtſeins noch auch ganz des Ginflußes auf das 
juriftiihe Dogma entbehrt hat. Wir werden daher, je mehr wir die jurifti- 
ihe Theorie ſich verzweigen und in Spißfindigkeiten und Künfteleien auslau- 
fen jehen, deito entjchiedener, um individuellen Irrthum und gefchichtlich be— 
rechtigte Gedanfenbewegung von einander fondern zu fünnen, zurüdzufehren 
haben zu dem Urquell alles Rechts, dem Nechtsbewuftfein des Volle. Und 
je mächtiger wir in der Gegenwart ein neu erwachtes nationales Nechtsleben 
pulfiren jehen, deſto dringender wird an uns die Aufforderung herantreten, vor 
Allem die großen Züge der volksthümlichen Nechtsideen in ihrer Reinheit 
berzuftellen und an ihnen die Berechtigung des juriſtiſchen Dogma’s, das 
fie ſchärfen und verfeinern, nicht aber verkehren und ummodeln fol, zu 
prüfen. 

IH. Die Schwierigkeiten dieſer Unterſuchung Tiegen indeß nicht blos 
in der Unvollfommenheit der Methode, fondern in einer gewiffen Inkongruenz 
unjere8 Denkens und der realen Welt überhaupt. 

Vor Allem müſſen wir das Verhältniß von Idee und Wirklichkeit als 
ungelöftes Räthjel hinnehmen. Ob im legten Grunde der Gedanke die Le 
bensformen jchafft oder nur ihr Produkt ift, wer will es entjcheiden? Für 
uns ftellt fich das Verhältniß als gegenjeitige Kaufalität dar. Wir jehen die 
Gedanken bedingt und beftimmt durch die thatjächlichen Zuftände und jehen 
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fie wiederum auf dieje ald bewegende und geitaltende Kraft znrücwirfen. Wie 
wir für die hiftoriiche Forſchung bei dem Gegenjaß und der daraus folgenden 
ununterbrodhenen gegenfeitigen Berührung und Beichränfung von Freiheit und 
Nothwendigkeit ftehen bleiben müſſen, ohne darum das philoſophiſche Poftulat 
einer höheren Einheit, in welcher jener Gegenjaß fich Iöft, zu läugnen: jo 
müfjen wir auch die freie geijtige Schöpfung des Gedanfend und die von der 
Nothwendigkeit beheirjchten Lebensverhältniße als felbftändige Faktoren der ge- 
ſchichtlichen Entwidlung jegen, von denen jeder gleihmähig den andern vor- 
ausjegt und rückwirkend erzeugte. Im unjerem Falle aljo werden wir den 
Körperichaftsbegriff jo gut ald Erzeuger wie als Erzeugniß beftimmter Wand» 
lungen in der äußeren Geftaltung der Verbände betrachten müffen; und wir 
werden beijpielöweije nur dafjelbe von verjchiedenen Seiten her zu jagen 
glauben, wenn wir behaupten, die Idee des ftädtiichen Gemeinwejens habe 
zur Koncentration der Stadtregierung in den Händen des Raths geführt, 
oder wenn wir umgefehrt jagen, die Koncentration der Stadtregierung in den 
Händen ded Raths habe die Idee des ſtädtiſchen Gemeinweſens erzeugt. 

Das hierbei anzuerfennende Gefeß der Wechſelwirkung beherricht aber 
überhaupt das geſammte hiftorifche Werden. Gerade darum geht die Erjchei- 
nung des Lebens in unjerem Denfen niemals vollfommen auf. Denn die 
Logik unſeres Denkens fordert ein feftes und unverrückbares Verhältniß von 
Urſache und Wirkung: in der Kette der realen Zufammenhänge ift von den 
mannichfachen gleichzeitigen Erjheinungen, von denen je nad) unjerem Stand» 
punft die eine oder die andere fih uns als die kauſale darftellt, jede zugleich 
Urjahe und zugleih Wirkung, zugleih Treibendes und Getriebenes. Wer 
will e8 3. B. meßen oder wägen, wie weit die Entwidlung des ftädtijchen 
Gemeinwejend Grund und wie weit Tolge des Aufblühens von Handel und 
Gewerbe und ihrer Emancipation vom Grundbefiß war? wie weit die bürger- 
liche Freiheit den materiellen Aufjhwung der Städte förderte oder umgekehrt 
ber Iegtere die Erringung der bürgerlichen Freiheit bedingte? Ueberall 
fommen wir bier über die Thatſache der Wechtelwirfung, deren Wejen 
bei jeder Iogijchen Analyje einen unzerlegbaren Rüditand läßt, nicht hin- 
aus, oder verweifen doch die Frage nach dem letzten Grunde aus dem hijtori- 
ſchen in das philoſophiſche Gebiet. 

Ganz Ähnlich verhält ed fich mit dem das hiſtoriſche Werden beherr- 
jhenden Geſetz des Ueberganges. Unſer ohne Logik und Syſtem Hilf: 
loſes Erkennen fordert die Annahme geſonderter Kategorien, die eine unver— 
rüdbare Grenze von einander trennt, jo daß nur ein Sprung hinüberführt. 
Im wirklichen Leben giebt es feine trennenden Scheidewände zwiſchen ben 
Dingen. Nur in uns eriftirt die feite Ordnung bed gedanklichen Nach- und 
Nebeneinander: draußen ift Alles eine zufammenhängende, lebendige Bewegung. 
Da giebt es feine Zeitperioden, feine in Schubfächern gejonderten Gebiete. des 
Volkslebens, Feine logiſchen Gegenfäge: unmerkbar gehen jelbit dad Sein und 
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das Nichtfein in einander über, all die unendliche Mannichfaltigfeit der ein- 
zelnen Funktionen wird durch taujend unentwirrbare Fäden zur Einheit des 
Lebens verknüpft, und eine Brücke verbindet die Gegenfüße, welche unferm 
Syftem unvereinbar erjcheinen. Auch die Rechtsbegriffe, jo lange fie eben 
nicht gemachte, jondern gewordene find, bilden Feine Ausnahme von diefem all« 
gemeinen Geſetz des geihichtlihen Wachsthums. Sie entjtehen nicht, wie fie 
zuleßt durch das Syſtem und die Kodification firirt werden, ald logiſche Ka- 
tegorien, jondern als hiltorifche Gebilde. Deshalb find fie zunächſt nicht 
Rechtsbegriffe allein, nicht juriftiiche Abjtraftionen für beftimmte Zwede, 
ſondern ihr juriftifcher Gehalt ift untrennbar verwoben mit einem oft alle 
anderen Lebenögebiete ergreifenden Gedankengehalt. Sie ftehen aber ferner 
nicht gleich den logifchen Kategorien fertig und unabänderlic da, jondern find 
in einer unaufhörlichen Entwidelung, einem fteten Uebergang vom Soſein ins 
Andersjein begriffen. Und endlich find fie im Verhältnif zu andern Rechtöbegriffen 
nicht in fefte für fie zubereitete Stellen, wie im Syſtem, vertheilt, jondern fie 
berühren ſich gegenfeitig und gehen dergejtalt in einander über, daß es erit 
eines künſtlichen Abwägens unferes reflectirenden Berftandes bedarf, um die Punkte 
feftzuftellen, wo nocd der eine und wo jchon der andere Begriff waltet. 
Schließlich wird uns die Erkenntniß eines bereits in der Vergangenheit 
liegenden geiftigen Proceſſes auch durch jubjective Momente erjchwert. 
Denn da wir nie mit fremden, fondern immer nur mit unfern eignen Ge- 
danfen benfen, find wir, fobald wir fremdes Denfen zum Objekt unſres eig- 
nen Denkens machen, ſtets in Gefahr, das eigne Denfen in das fremde 
hineinzutragen.!) Nun kommt ed aber gerade darauf am, zum Verſtändniß 
einer anderödenfenden Zeit auch nur mit den ihr eignen Begriffen zu operiren. 
Wir müffen daher, fobald es fih um die Geneſis und das Weſen Älterer 
NRechtöbegriffe handelt, unfere eignen vollfommmneren Begriffe gewißermaßen ab- 


ı) Es iſt dies der Fehler vieler Rechtshiftoriker, welche in dem Beftreben, ein 
möglichft beftimmtes Zuftandsbild der Vergangenheit zu geben, in die flüffige Staats⸗ 
und Rechtsbildung der germaniſchen Vorzeit die ſcharf formulirten Kategorien des 
modernen juriftijchen Dogmas Hineinlegen. Das wie ein vollendetes Kunftwerf in 
feften Umriffen gezeichnete Bild beſticht dann nur allzuleicht den methodifch und 
fuftematifch denkenden Zuriften und verleitet ihn wol gar zu dem Urtheil, daß nur 
eine derartige Auffaßungsweife eine wahrhaft „juriftifche* jei. Vergehen aber wird, 
daß die Rechtögefchichte vor Allem Geſchichte ift, die ed mit dem Werden bed 
Rechts zu thun hat; daß fie daher nicht unjerer eignen Denkweife zu Liebe die 
chwierigere Aufgabe möglichfter Annäherung an das Wejen der Entwidiung zu 
Gunften der anfprechenderen Zeichnung einer Anzahl von Zujtandsbildern vernach- 
lähigen darf. — Mit am Weiteften in diefer Richtung geht unter den Neueren 
Sohm, ber den altgermanifchen, den merovingifchen und den karolingiſchen Staat 
als drei in fich jo fertige und nach abſtrakten Begriffen jo regelrecht geordnete For- 
mationen bdarjtellt, wie Died nur immer die dogmatiſch gejtalteten Verfaßungs— 
ſyſteme in einem modernen Lehrbuch des Staatsrechts find. Vergl. u. N. 4 zu 8 2. 
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zulegen verjuchen und dürfen höchſtens nachträglich die alten Begriffe an dem 
Maß der neuen meßen und den Keim der leteren aus den erfteren heraus- 
jhälen. Allerdings werden wir auch auf diefem Wege den pofitiven Inhalt 
eines entjhwundenen Bewußtjeind faum in uns zu ernenen vermögen, aber 
wir werden mindeſtens ein mittelbares Reflerbild defjelben erhalten. 

IV. So unvollfommen hiernach die Löſung der geitellten Aufgabe aus- 
fallen muß, jo wird dennoch das Nejultat nicht außer Verhältniß ſtehen zu 
dem nicht unerheblichen Kraftaufwand, deffen es auch für eine partielle Löſung be— 
darf. Daß für das Verftändnig umferes heutigen Körperſchaftsrechts und der 
auf diefem Gebiete herrihenden Bewegung nur auf dieſem Wege der Schlünel 
gefunden, daß nur jo der richtige Standpunkt für die Beurtheilung der de 
lege lata und de lege ferenda gleich jehr entzweiten Anfichten gewonnen 
werden kann, wird nicht leicht in Zweifel gezogen werden. Wenn troßdem 
die Unterfuhung der Entwiclung eines einzelnen Rechtöbegriffes den ihr bier 
gewidmeten Raum nicht zu verdienen jcheinen fönnte, jo fei nur daran er- 
innert, daß jeder einzelne Nechtsbegriff in engem Zufammenhang mit dem 
übrigen Inhalt des Rechtsbewußtſeins fteht, daß; aber der Körperjchaftsbegriff 
vor Allem geeignet jcheint, als Angelpunft der wichtigften Grundvorftellungen 
betrachtet zu werden. Beltimmt doch die Art und Weije, wie die Rechtswe- 
jenheit der aus einer Vielheit zujammengejeßten Einheit gedacht wird, die 
Staatsidee jelbit, die Staatsidee aber wiederum ift für die geſammte Nechts- 
auffahung bis in deren innerjte Tiefen entjcheidend. Und wenn die Gejchichte 
unferes Begriff3 zunächſt nur ein ſpeciell juriftiiches Sntereffe bietet, jo kommt 
doch einer ſolchen Kinzelunterfuhung gerade um des eingejchlagenen Weges 
und der relativen Gewißheit des Reſultates willen vielleiht aud ein allge- 
meinerer Werth für die Gejchichte des Geijtes zu. Denn uoch ift das Wißen 
von dem geiftigen Proceß, der fih in der Geſchichte der Völker vollzieht, nicht 
vorgejchritten genug, als daß mehr als einzelne Baufteine zujammengetragen 
werden Fönnten für das Fünftige Gebäude. 


82. Der Bildungsgang ded deutjhen Rechtsbewußtſeins. 


I. Bei der Unterfuhung der Gejhichte eines beftimmten Begriffs ift 
von vornherein im Auge zu behalten, daß die Begriffsbildung fi 
keineswegs bei allen Völkern und zu allen Zeiten in gleicher Weiſe vollzieht. 

Das menschliche Denken hat eine rein formale Seite, die überall und 
zu allen Seiten fich ſelbſt glei ift. Es wird aber nicht durch die Logik 
allein, fondern zugleich durch jeine wechjelnde innere Subitanz beftimmt, ohne 
welche es fih als leere Sormel darjtellen würde. Indem nun in der Art 
und Weije der Verbindung, in dem gegenjeitigen Verhältnig und in der mehr 
bejtimmenden oder beitimmten Stellung diejer beiden Elemente Unterſchiede 
hervortreten, geftaltet fih der Proceß der Gedanfenbildung jelber verjchieden. 
Deshalb ift z. B. die Logik an fih, da ein Schluß nicht Togijcher als der 
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andere ijt, zwar feiner Komparation fähig: wohl aber kann je nad) der grö« 
heren oder geringeren Neigung zur Geltendmahung des logischen Elements 
von der größeren oder geringeren Logik eines beftimmten hiſtoriſchen Geiſtes 
gejprohen werden. In diefem Sinne war das römiſche Rechtsbewußtſein 
logijcher als das deutjche, weil es mit weit rückfichtsloferer Konjequenz das 
Stofflihe den einmal firirten Denkformen unterwarf: wenn aber das deutſche 
Rechtsbewußtſein, um ftetd dem Stofflichen gerecht zu werden, die Denkformen 
offen, flüflig, erweiterungsfähig hielt, fo war es darum nicht unlogijch, jon- 
dern machte nur von der Logik einen ſparſameren Gebrauch. Aehnlich ver- 
hält es fi mit dem mehr oder minder abjtraften Charakter der Begriffe. 
Seder Begriff iſt abjtraft, denn er beruht auf dem Abjehen von den Be- 
fonderheiten mehrerer durd Wahrnehmung erzeugten Anjchauungsbilder. Aber 
fein Begriff ift ganz abitraft, denn ihm haftet immer etwas von dem fonfre- 
ten Gehalt der Anjhauungen an, von denen er fi ablöftl. Indem nun 
aber jo jeter Begriff gewißermaßen eine geiftige und eine leibliche Seite hat, 
fönnen dabei die mannichfachiten Mifchungsverhältniffe ftattfinden, jo daß ein 
verwandter Begriff bier fat ganz in der finnlichen Anſchauung ſtecken 
bleibt, dort vielleicht diefelbe zu feinem völlig unweſentlichen Kleide herab» 
gejekt hat. 

1. Bor Allem treten und nun in den verjchiedenen Lebensepochen 
der Völker gewiße typifche Unterjchiede ded Denkens entgegen. Indem diejel- 
ben im Großen und Ganzen den Wandlungen der Geifteöthätigkeit im Ein- 
zelmenjchen entiprechen, rechtfertigen fie den Vergleich der Volksepechen mit 
den Alteröftufen des Menjchen. 

Snöbejondere überwiegt, je näher ein Volk der Kindheit fteht, deſto 
mehr das finnliche Element. Mit einer den jpäteren Gejchlechtern verlorenen 
plaſtiſchen Kraft verjteht es die jugendliche Volksſeele, die leibliche Seite ber 
Begriffe formvollendet durchzubilden, während fie unfähig ift zur unmittelba- 
ren Erfaßung der reinen Abftraftion. Selbſt das jchlechthin Unfinnliche ver- 
knüpft fie durch das Sinnbild, das eine Stellung von jpäter kaum noch ge- 
ahnter Bedeutung einnimmt, mit der Sinnenwelt. Gänzlich abhold jeder 
um ihrer jelbjt willen vorgenommenen Berallgemeinerung, ſchmiegt diefe durch 
Bild und Sinnbild vermittelte Vorſtellungsweiſe fih auf das Imnigfte an 
den Strom des äußeren Lebens an und erhält jomit ein durchaus konkretes 
und individuelles Gepräge. Je weiter dann der Volksgeiſt ſich entwickelt, 
deito mehr wächſt ihm die Kraft der Abitraction, während die finnliche 
Vorftellungskraft abnimmt und die Farbe der Sinnbilder verblaft. Schär- 
fer und bejtimmter erhebt fi die Welt der Gedanken über der Welt 
der Anjchauungen. Das Leiblihe am Begriff erjcheint als nebenjächliches 
Beiwerf feines abſtrakten Gehalts, und die Sprache jelbit vergißt den finn- 
lichen Urfprung ihrer Begriffözeichen, bis nur noch der Sprachforſcher in ihm 
die Brücke erkennt, die dereinft in die Sphären der Abftraktion geführt hat. 


8 Einfeitung. 


Ueber die, konkreten Bejonderheiten hinaus drängt Alles zur Verallgemeine- 
rung, zur Regel. Mit der vollendeten Reife des Volkes übernimmt dann 
das abftrafte Denken die unbeftrittene Führerſchaft feiner geijtigen Kräfte, 
nicht ohne daß darunter oft das Ebenmaß litte. Endlich beginnt, wenn bie 
geiftige Kraft des alternden Volkes verfällt, das feiner Duelle entfremdete 
Leben in dürrem Schematismus zu vertrodnen; der Begriff wird durch die 
Formel verdrängt, alles Individuelle erftirbt in todten Berallgemeinerungen, 
und ald eine rein mechaniſche Kraft bewegt Die leere Abjtraftion die Atome 
des fich löſenden Volksgeiſtes. 

Ein anderer Unterfhied der Altersftufen im Volksleben ift der Unter- 
fhied in der Stellung von Gemeinbewuhtjein und Ginzelbewußtjein zu 
einander, Je weiter wir zurüdgehen, deſto mehr find beide durch und im 
einander gebunden, deito weniger fich ihrer Bejonderheit gegen einander 
bewußt. Erſt ganz allmälig emaneipirt ‚fi das Individuum zu geiftiger Frei- 
heit, tritt andrerjeitd dad Gemeinbewußtjein als jelbftändige fittlihe Macht 
in objeftiver Haltung über die Einzelnen. Deshalb ift das jugendliche 
Volksleben einheitlicher, Eräftiger, ſchöpferiſcher; es gleicht nod der unbewußt 
zeugenden Naturkraft oder entbehrt do in halb bewußter Tchätigfeit der Res 
flerion über fich jelbit; no wird und wächſt, was die jpätere Zeit. vorjäßlich 
macht und mit Ueberlegung befert; und auf allen Gebieten des geijtigen 
Lebens ift das ganze Volk unmittelbar und ungetheilt mit einer uns jchwer 
verftändlichen Gemeinjamfeit feiner Seele thätig. Glaube und Poefie, Necht 
und Sitte, Sprache und jtaatliches wie wirthichaftliches Handeln jtrömen in 
zweifellofer Geitaltung aus der noch ungejpaltenen Volksſeele, leben allgegen- 
wärtig in ihr, wachien gleich den Bäumen des Waldes fort. Je weiter fich 
dann das Volksleben entwickelt, defto mehr tritt die bewußte That, die reflef- 
tirte Schöpfung in den Vordergrund. Der Individualismus fiegt, der Ge- 
genjag des Einzelnen und der Allgemeinheit wird empfunden und verſchärft 
fih, die alte Gemeinfraft verfiegt zu Gunſten ſchöpferiſcher Einzelgeiiter. 
Mehr und mehr breitet ſich die geijtige Arbeitstheilung aus. Das Volk ge 
winnt in einzelnen Ständen oder Klaffen bejondere Organe für die ein- 
zelnen Seiten jeines geiftigen Lebens. Tritt endlih Alter oder Kranf- 
heit ein, fo verfnödhert das Gemeinleben zur todten Majchinerie, der In— 
dividualismus aber fteigert fih zum Atomismus; alles organijche Wachs— 
thum weicht der fünftlihen Mache, jede intuitive Schöpfung erlahmt vor der 
alttlugen Berftandeöberehnung; die zu Trägern der einzelnen Lebensfunctionen 
berufenen Stände verlieren den Zufammenhang mit ihrer volfsthümlichen 
Bafis. 

Mit diefem Unterjchiede hängt dann endlich auch der weitere Unterjchied 
zufammen, daß alle die verjchiedenen Lebensfunktionen jugendlicher Völfer, daß 
Sprache, Glaube, Poefie, Sitte, Recht, Staat und Wirthichaft, durch feine jcharfe 
Scheidewand getrennt find, während fie mit dem Heranreifen der Völker zu 
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ſelbſtändigen und in ſich abgeſchloßenen Organismen werden.!) Urſprüng— 
lich ſind alle jene Gebiete, wie ſie ungeſondert in derſelben Volksſeele neben— 
einander liegen, offen für gegenſeitige Hinüberwirkung; jede Funktion daher 
iſt zugleich in der andern heimiſch und geſtaltet unmittelbar in ihr mit. 
Später treten die Gegenſätze immer ſchärfer und zahlreicher hervor; das einſt 
Verbundene trennt fi) innerlich und Aufßerlid in große Zweige, die fort und 
fort ſich weiter abtheilen und reicher und reicher fich gliedern; die Grenzen 
jtellen fi in immer bejtimmteren Zügen feft; das Spyftematifche erobert den 
Geiſt wie das Leben. Jene ewig rege Wechjelwirkung, welche die verjchiede- 
nen Bunftionen des Volksorganismus von einander abhängig macht, bört 
nicht auf, aber fie wird mittelbar. Erſt mit Alter und Berfall fteigert fi 
die Gliederung zur Trennung, die Selbitändigfeit zur Ijolirung, das Syſte— 
matiſche zum Schematismus. 

2. Während fih nun aber die allgemeinen Grundzüge dieſes geiftigen 
Entwidlungsgejeßes bei allen Bölkern wiederholen, geftalten ſich im Ein- 
zelnen die dadurch bedingten Erſcheinungen bei den verjchiedenen Völ— 
fern ebenjo ungleich, wie die Volfögeifter jelbit einander ungleich find. 

Ungleiher noch ald an die Inviduen find an die Völfer fowol die gei- 
jtigen Fähigkeiten als die ihr Geijtesleben geitaltenden äußeren Schickſale ver- 
theilt. Schon an Dauer und Entwicdlungsgefhwindigkeit ift das Leben der 
Völker weit mehr ald das der Einzelnen unterjhieden. Das unerbittliche 
Geſetz des Kampfes um das Dajein vergönnt von zahllofen Keimen auch hier 
nur wenigen, fi zu erichließen, wenigeren noch, ſich auszuleben; auch diejeni- 
gen Völker aber, welche eine volle Geichichte haben, weilen in Bezug auf 
den Wechſel der Alteröjtufen, die Krankheiten ihres Organismus und ihre 
endliche Lebensdauer die größten Verſchiedenheiten auf. Ebenſo ungleich tft 
der Gehalt des Geijteslebens der Völker. Hier ift die eine, dort die andere 
Lebensfunftion herrichend oder abhängig, reich oder arm, früh oder jpät voll: 
endet, überwuchernd oder verfümmert; völlig entgegengejeßte Grundprincipien 
vermögen jomit bejtimmend zu werden für den Ausbau der einzelnen Ge- 
biete. So nimmt denn auch die Gedankenbildung jelbit troß analoger 
Lebensitufen bei verjchiedenen Völkern ein ungleiche8 Gepräge an. ine 
große Anzahl von Völkern dringt nie vielleicht zum rein Begrifflichen vor; 
das eine oder andere entwicelt nur für beftimmte Gebiete des geiftigen Lebens 
die höheren gedanklichen Fähigkeiten; auf der Stufe der reinen Abftraftion 
büßt das eine vielleicht faſt ganz die finnliche Geſtaltungskraſt ein, die bei 
dem andern noch lange in lebendigfter Fülle daneben fortlebt; die Abſtraktion 
jelbjt ericheint anders geartet, je nachdem mehr die Neigung zu theoretifcher 
Spekulation oder die nüchterne praftiiche Berftandesrichtung den Volfögeift 
beherrſcht. 


) Bol. auch meine Schrift, Der Humor im deutſchen Recht, bei. ©. 4 f. 
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Für und fommt vor Allem zunächſt der Gegenfaß der antiken und ver 
modernen Völker, oder vielmehr der griechtjch-römijchen und der germanifch- 
romaniſchen Welt, in Betracht. Hier jpringt jofort in die Augen, daß die 
Entwicklung des Alterthums jchneller, einfacher, glänzender, die unfere lang« 
jamer, ungleihmäßiger, jchwerfälliger verlief, dat aber die unſere voranfteht 
an Gehalt, Bieljeitigkeit und Tiefe. 

Griechen und Römer, unter fih am geiftiger Begabung und Richtung 
vielleicht verjchiedener ald irgend ein modernes Kulturvolk vom andern, kamen 
doch darin überein, daß fie ſich mit einer faſt wunderbaren Leichtigkeit zum 
abjtraften Denken, zum vollen Bewußtfein und zur ſyſtematiſchen Lebensor— 
ganijation erhoben. Wie. in ihrer äußeren Gefhichte Jugend und Mannes- 
reife, ja Blüthe und Verfall fait zufammenfallen, jo liegen auch in ihrem 
geiftigen Leben die ungleichiten Entwicdlungsitufen nahe bei einander. Die 
Griechen erflimmen in derjelben Zeit, in welcher die Fülle finnlicher An- 
ihauungen noch ungebrochen und halb unbewußt bei ihnen fortwirft, den 
Gipfel theoretiicher Spekulation; die Römer geitalten bereits das praftijche 
Leben nach logiſchen Abjtraftionen, während ihre Gebundenheit an das Kon- 
frete und ihre Mangel an refleftirendem Individualbewußtjein fie noch als 
Naturvolk fennzeichnen. Das Nebeneinanderjtehen der griechiichen Volfsreligion 
und der griechiichen Philofophie oder der zugleich abjtrafte und Fonfrete 
Charakter der römijchen Sprache find Symptome defjelben Entwicklungsgan— 
ges, der in den Gebieten von Staat und Recht den abitraften Staatsbegriff 
und den abitraften Gejeßeebegriff faft an den Anfang der Volksgeſchichte 
ftellte, und doch bei den Griechen das Recht nie zu der Bedeutung einer 
vollfommen jelbjtändigen und geichloßenen Lebensfunktion erhob, bei den Rö— 
mern dagegen dem auf die höchſte Stufe logiſcher Durchbildung gebrachten 
Recht troßdem die finnliche Lebendigkeit und plaftiiche Formvollendung be— 
wahrte. Gerade in diejer rajchen Aufeinanderfolge der verfchiedeneu Lebens- 
Stufen liegt der wunderbare Glanz der antifen Welt, Tiegt die Einheit und 
Energie ihres zu feinem Zwiejpalt mit fich jelbjt gekommenen geijtigen Xe- 
bens begründet: aber gerade hierin liegt auch der Grund, daß im Vergleich 
mit der modernen Entwicklung ihre Bildung einfeitiger, oberflächlicher und 
armer ericheint, und daß der Furzen Periode des Glanzes der ebenjo ichnelle 
und unerwartete Berfall eines verfrühten Alters folgte. 

Unendlich Tangjamer haben ſich die Völfer der dur dad Germanenthum 
geichaffenen neuen Kulturwelt entwidelt und gebildet. Lange Zwifchenräume 
trennen bei ihnen die verſchiedenen wirthichaftlichen, politiſchen und focialen 
Kulturftufen. Saft immer bedurfte es erſt eines Äußeren Anftoßes und der 
Einwirkung fremder Volkögeijter, um die Erhebung auf eine neue Lebensftufe 
zu vollziehen. Uebergänge, von denen wir bei Griechen und Römern kaum 
eine flüchtige Spur entdecen, füllen bei und Sahrhunderte aus. So können 
wir in wirthſchaftlicher Beziehung die Zeit bis zum Abſchluß der Wanderungen 
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als eine Zeit des Ueberganges von überwiegend nomabifirendem Leben zur 
Alleinherrſchaft des Ackerbau's, und wiederum die Zeit von ter Entitehung 
der Städte Dis in das 16. Jahrhundert als eine Zeit des Meberganges von 
der Naturalwirthichaft zur Geldwirthichaft bezeichnen. Nicht minder Tange 
Zeiträume forderte in politifher Hinficht der Nebergang vom patriarchalen zum 
patrimonialen und vom patrimonialen zum ftaatlichen Syſtem. Und in den 
focialen Beziehungen zieht fi die Verdrängung der Geburtsftände durch Be— 
rufsjtände und der Berufsftände durch Befigftände in langſamem Mechjel 
Durch die ganze Geſchichte. Im Zufammenhang hiermit war aber unjere Ent- 
wicelung auch eine ungleihmäßigere als die der alten Welt; denn bei uns 
ergriff nicht jeder Fortſchritt gleichzeitig das gefammte Volk, fondern vollzog 
ih zunächit in gewiſſen gefonderten Kreijen, jo dal ein innerer Zwiefpalt 
im Volfsorganismus bervortrat, deffen Ueberwindung neue Jahrhunderte for» 
derte. Die modernen Völkern fiel ferner die Aufgabe zu, die vorangegangene 
Kulturarbeit des Alterthums im fich aufzunehmen, um ihr unfterbliches Theil 
der Menichheit zu erhalten, und untereinander durch gegenfeitigen Austauſch 
und wechielfeitige Einwirkung einen Zufammenhanz herzuftellen, der die Ver: 
wandlung des Nebeneinanderlebens der Kulturvölfer in ein wahres Gemein- 
leben anbahnt. Auch hierdurch aber wurde tie Entwicklung der einzelnen 
Bolksindividualititen erjchwert, da die fremde Bildung zunächſt in einen Ge: 
genſatz zum eigenen Leben treten mußte und die Auflöjung dieſes Gegenjakes 
eine lange und mühevolle innere Arbeit in Anſpruch nahm. Sn jeder Be— 
ziehung überhaupt jtellte unjere vieljeitigere Beyabung und größere Probleme 
und trug in unfer Leben Gegenfüße und Widerſprüche hinein, deren Kampf 
oft Die Grundveſten unſeres Dafeins erichütterte, bis ihre Verſöhnung oder 
Löſung gelang. Statt der inheitlichkeit ift jo der Dualismus das charak— 
teriftijche Zeichen unjerer Entwiclung, die immer von dem Gegenjaße aus— 
ging; Diesjeitd und Jenſeits, weltliches und geiftliches Gebiet, Staat und 
Kirche, Nationalität und Univerjalität, Genoßenſchaft und Herrichaft, Eigen 
und Lehen, and und Lente, Land und Stadt, Neich und Territorien, alter 
und neuer Glaube, ISndividualismus und Gemeinfinn, und hundert ähnliche 
Gegenſätze ließen fih herausgreifen, welche die Grundlagen zwiejpältiger 
und im Ringkampf ſich feindlich gegenüber tretender Kulturgeitaltungen bil» 
teten, die zum Theil noch heute unverjöhnt nebeneina der ftehen. Aber ge- 
rade dur ihre langſamere, jchwerfälligere, widerſpruchsvollere Entwicelung hat 
unfere Kultur eine Bieljeitigfeit, einen Reichthum und eine Tiefe errungen, 
welche fie hoch über die antife Kultur erheben. Und wenn auch uns dereinft 
Alter und Tod kevorjtehen, jo hoffen wir doch, daß wir erſt den Fleineren 
Theil unjerer geſchichtlichen Bahn turhlaufen und von unjeren Aufgaben für 
die Gejchichte der Menjchheit die ſchöneren erjt in der Zukunft zu erfüllen 
haben. 

| Diefem Geſammtcharakter des Entwicklungsganges der modernen Völker 
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entipricht nun insbeſondere auch der außerordentlih langſame, ungleihmäßige 
und mühfame Fortjchritt zu den höheren geiltigen Funktionen; das oft un- 
klare und widerſpruchsvolle Gepräge der unjere Entwidelung beherrſchenden 
Seen; der jpäte und zum Theil nur durch Benutzung antifer Geiftesarbeit 
vollzogene Uebergang zum abſtrakten Denken, zur bewußten Reflerion und zum 
Syſtem. Auch hier aber hat die relative Unvollfommenheit eine größere Vollen- 
dung, die Unflarheit die Ziefe, der Widerſpruch die Schärfe, das Flüßige 
den reicheren Gedanfengehalt zulegt geboren. 

Unter den modernen Bölfern ftehen dann wieder die germanifchen zu 
den romanischen Nationen in einem ähnlichen Verhältnig, wie die moderne 
Melt zum Alterthum. Aber der Unterjchied ift ein dem Grade nach gerin- 
gerer. Denn die romanischen Völker, geboren aus der durd) das Germanen» 
thum vollzogenen Neuverfnüpfung der zurücgebliebenen Atome des fterbenden 
Römerthums, waren in jeder Beziehung neue und jugendiidhe Organismen. 
Sie trugen jedoch wegen der nationalen Herkunft der Maffe ihrer Atome von 
vornherein mehr von dem Geiſte des Alterthums in fih und reproducirten 
jomit mehr fowol von feinen Vorzügen ald von feinen Schwächen. 

Im Mebrigen wies auch in der modernen Welt die DVerjchiedenheit der 
Anlagen wie der ihre Ausbildung geftaltenden Verhältnige jeder Volksinvi— 
dualität befondere Bahnen der geiftigen Entwidlung an. Es fand und fin- 
det daher auch unter den modernen Bölfern, troß reger Wechjelwirkung, eine 
gewiße geijtige Arbeitstheilung ftatt. Hier hat fich diefe, dort jene Seite des 
geiftigen Lebens früher und voller erjchloßen, reifer und kräftiger geblüht. 
Doch ift von einer jo weit gehenden Einjeitigkeit der Geiftesrichtung, wie bei 
den alten Völkern, und von einer joldhen VBerfümmerung einzelner Lebens- 
funktionen, wie fie etwa bei den Griechen dad Recht (dad den Römern als 
ein jus inconditum ac paene ridiculum erjdien) oder bei den Römern die 
Kunft traf, bei feinem neueren Volk mehr die Rede, 

U. Fragen wir nun unter Berüdfihtigung dieſer allgemeinen Gefichts- 
punkte jpeciell nah dem Bildungsgange des deutſchen Rechtsbewußt— 
jeins, fo haben wir zunächit feitzuftellen, auf welder Stufe des geiftigen 
Lebens die germanifchen Völkerſchaften bei ihrem Eintritt in die Gefchichte 
und bei ihrer erjten Berührung mit fremder Geiſteskultur ftanden. 

Dffenbar war died eine der Kindheit noch näher ald der Jugend ver- 
wandte Stufe. Alles, wad uns ald Symptom des damaligen Geifteslebens 
der Germanen befannt ift, weit auf das entjchiedene Mebergewicht der finn- 
lich £onfreten Anfhanungsweije, der unbewußten oder halb bewußten Gemein- 
ihöpfung und des Ineinanderfließens der einzelnen Bunftionen hin. So war 
denn auch das Recht noch ein gleichmäßiges Beſitzthum des ganzen Volkes, 
ed jtrömte aus feiner Seele wie der Volfsgefang, es wurde fort und fort 
überliefert wie die Volksſitte, es war heilig und ftetig wie der Volfsglaube, 
es wuchs und verzweigte fich wie die Volksſprache. Unausgefondert nod) lebte 
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und wirkte im Necht das religiöfe, das ethiſche, das dichterifche Element; un- 
trennbar verwoben und im vollem Einklang mit dem Recht waren die wirth. 
Ihaftlihen und politiſchen Verhältniſſe; und Außerlich ſchon war es diejelbe 
Verjammlung, auf welder die Gottheit verehrt und die gejellige Sitte ge- 
pflegt, ded Sängers Lied gehört und ein Kriegszug beſchloßen, der Ader ver- 
looft und das Recht gewiefen ward. Das Rechtsbewußtjein eines fo jugend» 
lihen Volkes war demgemäß noch durchaus finnlih, konkret und unmittelbar, 
es war ebenjo reih an Phantafie und geftaltender Kraft, als unbehilflich, wo 
irgend ein Abjtraftes gefaßt und irgend ein Allgemeines vom Zufälligen und 
Bejonderen losgebunden werden ſollte. Alle Rechtsbegriffe daher tragen noch 
den Stempel diejer jugendlichen Denkweiſe. Wir dürfen und dabei nicht 
durch die jpätere abjtrafte und generelle Bedeutung vieler ſchon dem älteſten 
Recht angehörigen Ausdrücke täufhen laſſen. In Wahrheit wecken dieſe 
Ausdrücke damals noch ganz andere Vorftellungen als in und; fie Eonnten, 
obwol vielleicht ſchon taujendjährige Gedanfenarbeit fie wergeiftigt hatte, nicht 
geiprochen werden, ohne das mit ihrem gedanklichen Gehalt untrennbar ver- 
bundene leibliche Bild oder Sinnbild, das ihnen das Dafein gegeben hatte, in 
lebhafteſter Weife anzuregen. Wer vom Frieden ſprach, dem war noch das 
Bild der abjchliefenden Umfriedung gegenwärtig; noch ſah man im Ber- 
brechen den Bruch folder Umfriedung, in der Rache ihre Wiederherftellung, 
im Richter den Räder, im Recht das Gerichtete; noch betrachtete man die 
Sriedlofigkeit ald Ausſchluß vom umfriedeten Kreis und die Buße als die 
für den Wiedereintritt gegebene, befernde, jühnende Gabe. Die Gewalt über 
Perjonen jtellte man fih noch als die zugleich herrſchende und jchirmende 
Hand, die Were als die Bekleidung des Menjchen mit der Sache vor. Eigen 
und Erbe waren noch feine von den Sachen gelöfte Rechte, ſondern der vom 
Menſchen ergriffene oder erarbeitete Boden felbit, die Habe der gehabte Ge- 
genftand. Noch fnüpfte man jede Rechtshandlung an unabänderliche Kormen, 
an feſtſtehende feierlihe Worte, an farbige Symbole, weldhe auf der Idee 
beruhten, „daß Sache oder Perjon dabei jelbft finnlid und leiblich vergegen» 
wärtigt werden müfje”.2) Und wenn ftatt des Grumdftüds Scholle, Halm 
oder Ajt vor Gericht find oder die nicht wahrnehmbare Gewaltbefugnig durch 
Stab, Fahne oder Stuhl ausgedrückt wird, fo ift das noch nicht ein bloßes for- 
maled Zeichen, fondern ed jcheint in der That das Abweiende gegenwärtig, 
das Unfichtbare fihtbar zu werden. Alle Rechtöbegriffe ferner find noch indi- 
viduell gefärbt: Recht ift nur erft das eigne Necht, Freiheit und Mitglied- 
haft im Volke der Franken oder Alamannen ift identijch, und weder werden, 
die Menſchen als Perjonen noch Eigen und Fahrhabe ald Sachen bereits zu— 
ſammengefaßt. So find denn auch die Satungen durchaus an das Konkrete 
und Formale gebunden, fie enthalten nie eine über das Bedürfnig gehende 
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Verallgemeinerung, fie ziehen dem unabänderlihen Maß und der mechanischen 
Zahl das Individuelle Geheimnifvolle, Poetijche vor’) Und gänzlich fehlt 
das Bewuhtjein ded dem Rechte immanenten Syſtems. 

Langjam jehritt von da an das Nechtöbewußtjein des deutjchen Volkes 
zu wachjender Reife fort. Aber fait ein Jahrtaufend lang können wir die 
Einzelheiten der veränderten Geiftesbeihaffenheit Faum mit Sicherheit feititel- 
len. Daß der Germane im karolingiſchen Reich anders dachte als jein Vor— 
fahr, der zuerft die römijchen Adler erblickt hatte, daß fich vielleicht ebenfo jehr 
die Deufweije des Deutjchen unter den Ditonen von der des Sachſen oder 
Baiern unterjchied, der dem Heerbann Karls d. Gr. folgte, möchte auch be- 
weislos zugegeben werden. Allein Alles, was ſich “in den beſprochenen Be— 
ziehungen während diejes langen Zeitraums vollzieht, ift mehr ein Unterjchied 
des Grades, als eine epochemachende Wandlung. Sedenfalls ift bezüglich der 
eigentlihen Denkmethode und der juriftijchen Begriffebildung die Wandlung 
des Volfsbewußtjeind im ganzen erſten Sahrtaufend unjerer Geſchichte weni- 
ger einjchneidend, als die Wandlung, welche in den vierthalb Jahrhunderten, 
die dem Beginn der Hohenftauffenzeit folgten, der deutſche Volksgeiſt erfuhr. 
Mit der Hohenjtauffenzeit zuerjt trat, wie in allen Gebieten, jo im Nechts- 
und Verfaßungsleben das deutjche Volksbewußtſein in die Phaje des abſtrak— 
ten Denkens, der Neflerion über fich jelbft und der juftematifchen Ordnung. 
Don da zuerjt beginnt unjer Volk, die VBerhältnige mit Bewußtjein nach der 
Idee zu modeln. Wo bis dahin Naturfräfte zu walten jchienen, tritt jegt 
der Menſch nad) verjtändiger und berechneter Ueberlegung jchöpferifch auf, be— 
räth und bejchlicht, ändert und beiert. Und es beginnt der große Proceß, 
der die Allgemeinheit von ihren individuellen Zrägern entbindet und das In— 
dividuum von den Banden der Geſammtheit befreit. 

Zwei Punkte indep find ed, die in Bezug auf diefen Entwicklungsgang 
noch der Erörterung bedürfen: die Frage nad dem Einfluß fremden Denkens 
und die ungleihmäßige Fortbildung des Bewußtſeins in den verjchiedenen Le— 
bensfreijen des Volkes. 

1. Zunächſt wurde die Entwicklung des deutſchen Rechtsbewußtſeins in 
wejentlichen Beziehungen durch die Berührung mit der abjterbenden Kultur 
des Alterthums beeinflußt. Denn unmöglih konnte die Geftaliung des geifti- 
gen Lebens von Vorgängen unabhängig bleiben, die eine neue Religion an 
Stelle der heimiſchen jegten, eine fremde Sprache zum Mittel jchriftlicher 
Mittheilung erhoben und endlich bedeutende Wolfsfplitter völlig der ange 
ftammten Nationalität entfremdeten. 

Es würde indeß nichts irethümlicher fein, als hierbei irgendwie an eine 
Berpflanzung der in den legten Römern lebenden Denk- und Anſchauungs-— 
weife in den germanijchen Geift zu denken. Völlig unfähig noch war das 
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jugendliche Eroberervolf, fih jene Abjtraftionen anzueignen, welde die fin 
fende alte Welt beherrſchten; unfaßbar und unzujagend zugleih mußte ihm 
ein zur leblojen Mafchinerie gewordener Staat und ein zum Formelſyſtem ge- 
altertes Necht fein. Was es daher der auch in ihrem Greifenthum noch ge- 
waltigen Kulturwelt entnahm, beſchränkte fich einerjeits auf neue Geyenjtände 
des Denkens und andrerjeit3 auf äußere Formen, Namen und Einrichtungen. 
Dagegen blieb des Volkes Denkweiſe jelbit germanifh und unterwarf fic) 
langſam vermöge eines geiftigen Ajjimilijationsprocefjes jowol den fremden 
Gehalt ald die fremde Form. Und fo lange diejer Proceh nicht vollzogen, 
jo lange das Fremde nicht innerlih durchdrungen war vom eignen Geift, 
blieb das fortbeftehende Römertfum dem Germanen auch Außerlich fremd. 

Diefe Erjheinung tritt auf allen Gebieten hervor. Wurde doch das 
Chriſtenthum ſelbſt vom germanischen Geifte ebenſoſehr verfinnlicht als ver- 
tieft und durch die Zwijchenffufe einer halb heidniſchen Religion von fehr 
leibliher Auffagung des Geiftigen, aber auch von jehr tief empfundenem 
ethiihen Gehalt und Gemüthsleben hindurchgeführt. Galt doch Aehnliches 
von den legten Weberlieferungen antiker Kunft. So war ed denn nit an- 
ders Auf den Gebieten von Staat und Recht. 

Alle Rechtöbegriffe und Nechtsinftitute daher, weldhe man den Römern 
entlehnte, veränderten ihre inneres Weſen. Entnahm man dem römijchen 
Weltreih die Ideen des Reiches und der Kaiſerwürde, jo erhielten bald gerade 
diefe Ideen, von der jchöpferijchen Volksphantafie mit finnbildlihem Nimbus 
umgeben, ein vorzugsweiſe germanijches Gepräge. Behielt man im Sranfen- 
reich römische Magijtraturen bei, jo jehüßte diefe ihre Herkunft nicht vor der 
Umwandlung in germaniſche Nemter, die aus herrſchaftlicher Vollmacht zu 
Leihbefig und aus ſolchem zu Erbbefig zu werben vermochten. Gaben römiſche 
Formen des abgeleiteten prekären oder emphyteutiſchen Befiges den Grund» 
ftoff für die Ausbildung des Beneficialweiens her, jo entihwand doch die legte 
Spur der römijhen Duelle, jobald Gewere und Auflaßung darauf angewandt, 
ein fittliches Treuverhältniß dazu in Beziehung gejeßt und das Privatrechtö- 
verhältnig mit öffentlichrechtlichem Gehalt durhwoben ward. Dauerten po» 
litifhe Steuern aus römijcher Zeit in Südfrankreich oder Chur fort, jo wan- 
delten fie fich in germanifche Grund und Leibzinfe um. Römiſches Fiskal— 
recht wurde deutjches Königsrecht, römiſches Grundeigenthum deutſche Grund« 
berrichaft, römische Sklaverei deutjche Hörigkeit. 

Umgekehrt war ed für das Weſen ber heimijchen Rechtsbegriffe und 
Rehtsinftitute einflußlos, dag man bei dem Mangel einer deutſchen Schrift- 
ſprache in Rechtsaufzeichnungen und Urkunden Tateinifche Namen und Formeln 
für fie anzuwenden gezwungen war. Was man lateinisch ſchrieb, wurde 
deutjch gedacht, und die ftereotypen römischen Wendungen, ihres einftigen Ge- 
halts längſt entEleidet, wurden bloße Hülle germanifcher DVorftellungen oder 
auch nebenjächlicher Elingender Schmud, Freilich ſprach man nun von einer res 
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publica oder civitas: aber man war fo weit davon entfernt, darunter den ab- 
ftraften und unfichtbaren „Staat“ zu verftehen, als es uns heute ſchwer wird, 
diefen Begriff beim Klange jener Worte zu verſcheuchen. Man ſprach von 
imperium und jus publicum, ohne im Mindeiten die römijchen Borftellungen 
einer einheitlichen Staatsgewalt oder eines bejonderd gearteten öffentlichen 
Rechtes zu haben Man ſchrieb dem fiscus oder aerarium Vermögen zu, 
ließ eine universitas, eine ecclesia erwerben: jehr verwundert aber würde 
der jo Schreibende oder Sprechende über die Eröffnung gewejen fein, daf er 
damit dem Staat eine bejondere vermögensrechtliche Perlönlichkeit beigelegt 
oder eine juriftiihe Perjon ald Rechtsſubjekt bezeichnet habe. Es würde unter 
diefen Umständen jehr jchwierig fein, die Entwidlung der Rechtsbegriffe durch 
die fremde Form hindurch zu verfolgen, wenn nicht, von den Rückſchlüßen 
aus der äußeren Nechtsgeftaltung abgejehen, die Vergleihung jowol der jpä- 
teren als der wenigen älteren (befonders angeljächlifchen) in heimiſcher Sprache 
abgefaßten Nechtödenfmäler meift beftimmt Lehrte, welcher deutjche Ausdruck 
dem Iateinijchen zu Grunde liegt und durch den legteren in fteter Wiederkehr 
mit oft ängſtlicher Genauigkeit wiedergegeben wird. 

Lieferte nun aber jo die Gedanfenwelt des abfterbenden Alterthums 
dem geiftigen Leben der neu eritehenden Völker nur der Verarbeitung bedürf- 
tiges Rohmaterial, jo dürfen wir doch nicht vergeffen, dat Sahrhunderte hin- 
durch die Nefte antifer Bildung und die Anfänge germanifcher Kultur mehr 
oder minder unvermittelt neben einander ftanden. Im fränkiſchen Reich leb— 
ten neben den Germanen römiſche Provincialen, welche unzweifelhaft römiſch 
dachten. Im Staat und mehr noch in der Kirche machte fi) der Einfluß 
von Männern geltend, deren gefammte Bildung auf antikem Yundament rubte. 
Sicherlich lebte in ſolchen Kreifen auch das abjtrafte römische Denken von 
Staat und Recht fort. Allein für das germanifche Volfsbewußtfein war ſolch 
fortbejtehendes römifches Denken kaum erheblicher, als fein Fortbeftand in 
Büchern, Denfmälern und Worten. Fremd, ald ein Aeuferes ftand es ihm 
gegenüber. Die antike Geiftesfultur hatte ihre zeugende Kraft verloren und 
vermochte nicht, wie einft orientalifche Kultur und Eeltifhe Naturvölfer, fo 
jegt die Germanen fih zu unterjohen. Nicht als ob nicht einzelne Germa- 
nen römische Bildung angenommen hätten! Selbitverjtändlich war das der 
Fall. Aber der Volksgeift als ſolcher blieb davon unberührt. Der einzelne 
Germane, welder in fränkiſchem Königsdienft ftand, und mehr noch der, wel- 
her fi der Kirche widmete, mochte mit der Kenntniß römijcher Sprache, 
römifcher Gejeße und römifcher Litteratur auch die abftraften Begriffe des Rö— 
merd denken lernen, und in der Seele Karls des Großen, jo deutſch fie war, 
mochte ein letzter Strahl der römifchen Staatsidee gezündet haben. Allein 
für den Fortſchritt des germaniſchen Gejammtgeiftes mußten Gedanken Ein» 
zelner unfruchtbar bleiben, welche nicht die höchſten Blüthen einer inneren 
nationalen Entwidlung, jondern von den Trümmern fremder Kultur in 
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empfängliden Geiſtern gewedt waren. Was die fränkiſche Monardie von 
einem wahren, nicht auf die Idee perjönlicher Herrichaft und perjönlichen 
Dienfted, jondern auf die abjtrafte Idee der Verkörperung des höchſten Allge- 
meinwillens gebauten Staate an fih trug, war Nachklang des Römerreichs, 
nicht Errungenſchaft des germanischen Geiftes. Darum find denn auch gerade 
die ftaatlichen Elemente des fränkiſchen Verfaßungsbau's wieder zu Grunde 
gegangen, während jeine germanijhen Bejtandtheile die Grundlage der gefamm- 
ten ferneren Entwidlung wurden. Selbſt die Kirche, in der doch der Zujam- 
menhang mit dem Römerthum nie ganz unterbrochen ward, mußte in ihrem 
inneren Wejen in die Barbarei der jungen germanifchen Welt zeitweife ver- 
finfen, um neue Lebenskraft zu gewinnen. Der fcheinbar unerflärlihe Rüd- 
ſchritt Europa's im 9. und 10. Jahrhundert wäre in der That ein unlös- 
lies Problem, wenn man annehmen müßte, ed jeien den germanijchen Völ— 
fern eine bereiß eroberte höhere Geijtesreife, das einmal aufgegangene Staats— 
bewußtjein, ein jelbjterrungenes Syſtem abjtrafter Begriffe wiederum verloren 
gegangen. In Wahrheit giengen nicht die germanijchen Völker in ſich zurüd, 
jondern es verblich nun erft die legte Abendröthe antiker Givilijation. Nicht 
weil das Licht in der Seele unjered Volkes zurüdgeflammt wäre, jondern weil 
und die Reflerbeleuchtung durch die legten Strahlen des antiken Geiftes fehlt, 
erſcheint uns heute eine jpätere Epoche unjerer Vergangenheit dunkler, minder 
bewußt und minder Flar als die Altere.*) 


4 Seit Roth's epochemachenden Schriften, hat unter den jüngeren deutjchen 
Rechtöhiftoritern eine den bier vorgetragenen Grundanfchauungen diametral entgegen- 
geſetzte Auffaßung der fränkischen Zeit eifrige und fcharffinnige Verfechter gefunden. 
Ihr Ariom ift die wahrhaft ftantliche Natur des Frankenreichs. Die Auferften 
Konfequenzen in diefer Richtung bat jet Sohm (die fränkische Reichd- und Ge- 
richtöverfaßung. Weimar 1871) gezogen, indem er nicht nur jene Auffaßung bezüg- 
lich des Frankenreichs auf das Schärfite zufpikt, jondern bereits in dem beutjchen 
Recht der Taciteiſchen Zeit die regelrecht durchgeführten Grundlagen diejes Staats» 
bau’s findet. Nach ihm war von je der Staatöbegriff im beutfchen Verfaßungs— 
recht volllommen verwirklicht; e3 gab eine wahre, weil fouveräne und won jeder 
andern Gewalt generifch verfchiedene Staatögewalt; eine rein jtaatliche Heereöver- 
faßung, eine rein ftaatliche Gerichtöverfaßung, ein vom Geſetzesbegriff beherrichtes 
rein ftaatliches Recht ftanden gefchloßen da; man war fich des Gegenfages ber öffent- 
lichen Staatöinftitutionen gegen analoge Inftitutionen in genoßenfchaftlichen Verbänden 
vollfommen bewußt; die werjchiedenen Funktionen der öffentlichen Gewalt waren von 
einander Har getrennt; öffentliches Necht und Privatrecht waren durchaus gejchieden. 
Den Beweis für dies Alles finde ich in feiner Weife durch Sohm erbracht; er verweift 
dafiir freilich zum Theil auf den noch nicht erichienenen zweiten Band, während für Die 
Taciteifche Zeit der Natur der Sache nad) feine Behauptungen fo gut wie beweislos da- 
ſtehen müfjen. Die vorliegende Unterfuchung wird ihrerjeitd in einigen Punkten einen 
direften Gegenbeweis erbringen. Sie muß es ſich indeß verfagen, eine unmittelbare 
und volle Widerlegung der in Bezug auf das SFrankenreih von Roth, Sohm 
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Mit dem definitiven Untergang der Trümmer der alten Welt fällt zeit- 
lih ein andre Greignig zufammen, das von allen früheren und jpätern Be— 
rührungen römifchen und germanifchen Weſens gänzlich verjchieden ift. Das 
ift die Bildung der romanischen Nationalitäten durch die organijche Verjchinel- 
zung der in den Nömerprovinzen bis dahin getrennt neben einander lebenden 
Dölfer zu neuen einheitlichen Volkskörpern. Dieſer Vorgang bejtand nicht 
in der Abjorption eines Volkes dur das andere, auch nicht in der Zuſam— 
menfügung zweier in fi) ein Sonderleben führender Organismen. Sondern 
jowol die römijchen Provincialen ald die von ihren Stammperwandten fid) 
löjenden Germanen gaben ihr bisheriges Volksthum auf, zerjeßten ſich in ihre 
Elemente und verbanden ſich zu neuen Körpern. Nicht der römiſche Volks— 
förper lebte fort, er war todt und durch Feine Zuführung fremden Blutes 
zu beleben, — fondern die einzelnen Elemente, aus denen er bejtanden hatte, 
wuchjen mit den hinzutretenden germanijchen Glementen zu neuen Organis- 
men zujammen. Darum treten die romanischen Nationen in der That als 


u. U. aufgeftellten pofitiven Sätze über den Charakter von Staat, Staatsgewalt, 
Heer, Gericht, Amt, Recht u. 1. w. zu verfuchen. Denn da fich ergeben wird, daß, 
wenn wirklich die betreffenden öffentlichrechtlichen Begriffe verwirklicht gewejen wä- 
ren, fie jedenfalls wieder verloren und erjt jpäter wieder ohne Zuſammenhang mit 
ihrem ehemaligen Dafein neu erzeugt find, fo würde die erforderliche umfaßende 
Unterfugung für die hier geftellte Frage der Genefid ber modernen Begriffe in 
jedem Falle nuplos fein. Uebrigens fehlt auch dem Verfaſſer, wie er offen bekennt, 
bei voller Inanſpruchnahme durch das Studium der fpäteren Quellen die zu einer 
durchſchlagenden Audeinanderfegnng mit den erwähnten tief in die Quellen drin- 
genden Specialunterfuchungen erforberliche Herrichaft über das fränkiſche Quellen- 
material. — In Bezug auf die von Sohm in der Vorrede gegen mich, der ich 
„die berrfchende Lehre zu ihren Auferften Konjequenzen fortgeführt“ haben ſoll, 
gerichtete Polemik bemerfe ih noch, daß er zwar den grundfäßlichen Gegenſatz 
meiner Geſammtanſchauung gegen die feine richtig hervorhebt, die pofitiven Grund» 
züge meiner Darftellung aber einfeitig zeichnet. Insbeſondere habe ich die Ver— 
faßungsentwidlung nicht ausfchliehlich aus dem von mir fpeciell behandelten Ge— 
noßenfchaftsbegriff, fondern gleichzeitig aus dem für die fränfifche Zeit ſchon jehr 
viel erheblicheren Herrichaftsbegriff, fjowie aus den Kombinationen beider Begriffe 
bergefeitet. Und ferner Habe ich mit der Verneinung des Vorhandenjeind des ab- 
-ftraften Begriffes vom Staat und des bewuhten Unterfchiedes von öffentlichem und 
privatem Necht nicht die latente Eriftenz von Staatlichem und Oeffentlichem ger 
läugnet: vielmehr ftanden hier wie in vielen andern Beziehungen an Etelle der 
und geläufigen begrifflihen Doppelreihen einfache und einartige Begriffe, denen 
eben heute Fein Begriff mehr entipricht, die aber den Keim der mehreren heute 
von einander gejchiedenen Begriffe in ſich trugen und je nach ihrer fonfreten An- 
wendung bald dem einen und bald dem andern unferer heutigen Begriffe äußerlich 
näber famen. Wir werden auf diefes nicht ganz leicht anſchaulich auszudrückende 
Verhältniß in einer großen Zahl von Fällen nod) ausführlich einzugehen haben, 


$ 2. Der Bildungsgang des deutjchen Rechtsbewußtſeins. 19 


neugeborne Völker mit allen Merkmalen der Jugend auf und erzeugen erit 
allmälig aus ihrem Innern eine eigenartige Geijtesfultur. Natürlich aber 
mußte für die leßtere die Beichaffenheit und das Miſchungsverhältniß der von 
ihnen fertig aufgenommenen Beitandtheile von entjcheidender Bedeutung wer- 
den. Fiel Anfangs (nad) einem von Gaupp gebrauchten Bilde) dieſen Völ— 
fern die romanische Sprache ald mütterliches Erbtheil zu, während fie vom 
germanijchen Vater Recht und Verfaßung überfamen: jo muhten allmälig 
dieje wie alle andern Seiten des geiftigen Lebens ſich immer inniger durch— 
dringen, und ed mußte, während auf andern Gebieten germanijches Weſen ſich 
ftärfer durchjeßte, das in den Adern des Volkes fließende römiſche Blut die 
Geitaltung von Recht und Staat mehr oder minder vom germaniſchen Typus 
entfernen. So trat hier eine mittelbare MWiedererzeugung römijcher oder 
dem römijhen Weſen verwandter Seen ein, deren Wirkjamkeit in unjern 
Nachbarländern wir heute noch erkennen. 

Anders diejenigen Völker, welche fi) das Germanenthum unvermijcht 
erhielten. Bei ihnen, und vor Allem in Deutjchland jelbft, wo auch in den 
Grenzdiſtrikten das römijche Provincialwejen ſpurlos wieder verjchwand, ent- 
wickelte ſich zunächſt das geiftige Gejammtleben und ſomit auch das Nechts- 
bewußtjein auf rein germanijcher Grundlage fort. Ia der Trieb, die natio- 
nalen Eigenheiten rücfichtslos zur Geltung zu bringen, waltete jo mächtig, 
daß er zuleßt zu einer Krankheit des Rechtes führte. Denn indem die bild- 
neriiche Kraft des Volkes eine Ueberfülle konkreter Rechtögejtaltungen in enge- 
ren und engften Kreifen jchuf, entitand und wuchs ein aus fich felbjt nicht 
mehr heilbarer, faft chaotiſcher Partikularismus. 

2. Aus der jo berbeigeführten Verwirrung und Spaltung fih zur Ein- 
beit und Allgemeinheit zu erheben, gelang dem deutjchen Nechte nicht durch 
eigne Kraft. Ein fremdes Recht übernahm dieſe Aufgabe. Es übernahm fie 
nicht weil, jondern obwol es ein fremdes war. Es war dazu befähigt 
wegen jeineö univerjellen Charakters, wegen jeiner inneren Vollendung, jowie 
vor Allem, weil es als das Recht eines reifen, männlichen Volkes in jehr wich— 
tigen Beziehungen den Veränderungen entgegenfam, welche durch die gerade 
damals vollzogenen Wandlungen unſeres Bewußtſeins und unſeres Lebens be- 
dingt wurden. Es mußte aber helfend hinzutreten, weil e8 ein gemeines 
Recht war, während das einheimifche Recht bei der traurigen ftaatlichen Zer- 
rigenheit Deutjchlands fich zum gemeinen zu erheben nicht vermochte. Hier 
und bier allein liegt der legte Grund der NReception. Alle andern für diefelben 
angeführten Gründe erklären nur ihre Möglichkeit: ihre geſchichtliche Not h- 
wendigfeit folgte ausichlieglih aus dem anders nicht erreichbaren Poftulat 
eines für das ganze Volk und alle jeine Stände gemeinen Rechts. Die Richtig— 
keit diefer Behauptung, die im Laufe unferer Unterjuhung überall Beftätigung 
finden wird, ergiebt fih aus der Beſchaffenheit der in den voranliegenden 
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Sahrhunderten vollzogenen Wandlungen des deutſchen Rechtsbewußtſeins und 
Rechte, 

Lange vor der Beeinflugung durch die Wiedererwedung des Alterthums, 
jeit dem Beginn der Hohenftaufenzeit etwa, war das Geiftesleben unjerer 
Nation in eine neue Phaje getreten. Der Charakter diefer Wandlung welcher 
zugleich eine Wandlung der wirthichaftlichen und jocialen Verhältniffe parallel lief, 
ijt oben bezeichnet worden. Shr eigentliches Stigma war der Fortjchritt zu abitraf- 
tem Denfen und bewußter Reflerion. So trat denn auch das Rechtsbewußtjein 
in eine neue Phaſe; ed erhob ſich zur Schöpfung abjtrakter Begriffe, zur Löſung 
der dee von der finnlihen Anjhauung, zur Emporhebung des Einen und Allge- 
meinen über das Individuelle und Konkrete, zur Reflerion über fi) jelbit, zum 
Syſtem. Der abjtrakte Staatebegriff und der abjtrafte Gejeßesbegriff ent- 
ftanden; öffentliches und privates Recht jonderten fi; eine wirkliche Staats» 
gewalt, eine überlegte Gejeßgebung, eine von der Idee des öffentlichen Wohls 
beſtimmte Verwaltung, bewußt gemachte Verfaffungen, rein politiihe Aemter 
und Bürgerrechte traten aus den Banden des Individualrechts; die Freiheit 
der Perſon und die Freiheit des Eigenthums wurden die Angelpunfte eines 
reinen Privatrechts; ein bewegliches. Verkehrsrecht entwidelte fih und emanci- 
pirte das Kapital und die Arbeit aus den Banden der Dinglichkeit und der 
Hörigkeit; und bis in jede Einzelnheit hinein eritreckten fi analoge innere 
und äußere Veränderungen, Sonderungen und Firirungen, deren Totalſumme 
einen Gejammtfortihritt gleicher Art darftellt, wie man ihn gewöhnlich erft 
als Folge der Reception des römiſchen Rechtes anfieht. 

Alle dieje Sortihritte vollzog das deutſche Recht aus fich jelbft heraus. Es 
vollzog fie auf rein nationaler Baſis und in vein nationaler Geſtalt. Aber es voll- 
zog fie nicht nur langjam und unvollitändig, jondern ungleihmäßig, partifula- 
riftijch und im ftändischer Sonderung. Nicht alſo fehlte unſerm Volke die ſchöpfe— 
riſche Kraft, um fein Necht nach den Anforderungen einer neuen Lebensepoche 
fortzubilden. Aber ihm fehlte Kraft und Möglichkeit, dieje Fortbildung in 
allgemeiner und gleichmäßiger Weiſe durchzuführen. 

Die Umbildung des Lebens und des Rechts begann in den Städten, den 
Geburtsftätten der neuen Zeit. Sn dem Rechtsbewußtſein des Bürgerftandes 
werden wir die neuen Ideen von Staat und Recht ſich bilden, in den Stadt- 
rechten fie die Wirklichkeit umgeftalten jehen. Bedurfte es aber hier jchon 
mehrerer Sahrhunderte, um diefen Proceß zu vollenden, jo fchritt derjelbe jehr 
viel jpäter und langſamer außerhalb der Stadtmauern fort. Irgendwie frei- 
li wurden alle am politifchen Leben des Volkes Theil nehmenden Stände 
von der Bewegung ergriffen: allein vielfach blieb die Wandlung eine unvoll- 
ftändige, immer an die ftändijch-Forporative Sonderung gebunden, immer 
endlidy im örtlichen Partifularismus befangen. Und ein Stand blieb über- 
haupt, von vereinzelten Ausnahmen abgejehen, ausgefhloffen von dem Um- 
Ihwung des Volfögeiftes und des Volfslebens. Das war das bäuerliche Land- 
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volf, das in feinen alten Verbänden fait ohne Zujammenhang mit den andern 
Volkskreiſen fein altes Leben weiterlebte. Bis an die Grenzen unferer Tage 
bewahrte es fich zum Theil die uralte Weije des Denkens und Anjchauens. 
Und wo hier das Neue eindrang, wurde es häufiger von außen Fünftlich 
eingepflanzt, ald es von innen aus den alten Wurzeln erwuchs. 

Die legterwähnte Thatſache, bedauerlih für unjere Entwicklungsgeſchichte, 
bringt für die Kenntniß unſerer Vergangenheit hohen Gewinn. Denn fie 
jegt und in den Stand, aus verhältnigmäßig jungen, reichlich fließenden 
Quellen, aus den Meisthümern der Dorfleute, Form und Gehalt uralter 
Rechtsanſchauungen fennen zu lernen, die hier von Geichleht zu Geſchlecht 
unverändert ſich fortgepflanzt hatten. Hier dachte man bis ins 17. und 18. 
Zahrhundert oft nicht viel anders, ald man nad) der erſten feiten Bodenbe- 
fieblung gedacht hatte. Und wie die Dorfleute bis in unfere Zeit, jo hatte 
einit das ganze Volk gedacht. Was in den andern Volkskreiſen oft verichollen 
und verflungen war, ehe es Aufzeichnung fand, das tönte hier fort und fort 
und wurde fo, wie es von Mund zu Mund gieng, im Weisthum firirt. Auch 
für unjere Unterfuhung daher überhebt uns das Bauernrecht der Nothwen- 
digkeit, die Eigenthümlichkeiten der älteren Rechtöbegriffe in den Duellen der 
fränkifchen Zeit, die uns hier bezüglich des eigentlih Volksthümlichen meift 
im Stich laßen, mühjam zufammenzufuchen. Wir können vielmehr aus dem 
breiten und vollen Strom der Weisthümer jchöpfen und das jo Gewonnene 
ald ausreichenden Typus des gefammten älteren Rechtsbewußtſeins verwerthen. 

II. So war das Rechtsbewußtſein des deutſchen Volks inmitten "eines 
aus ihm jelber herworgetriebenen, noch unvollendeten und ungleihmäßigen Um— 
bildungsproceffes begriffen, ald in gewaltjamer Weiſe der merkwürdige Vor— 
gang dieſe Bewegung unterbrach, den wir ald die Reception der fremden 
Rechte bezeichnen. 

Das Weſen dieſes Vorganges war grumdverjchieden von dem aller frühe: 
ren Berührungen mit dem Römerthum. Zweierlei ift dabei hervorzuheben. 
Einmal waren zwar auch vorher mancherlei römiſche Säße und Formen von 
unjerm Recht aufgenommen: aber fie waren als einzelne Stüde hineingefügt 
worden in den nationalen Rechtsorganismus und hatten deſſen Weien jo wenig 
geändert, wie etwa die Herübernahme noch jo vieler Fremdwörter unfere Sprache 
ihrem Grundwefen entfremdet hat. Jetzt dagegen wurde das römische Mecht 
in der Gefanmtheit jeiner Zufammenhänge und feines Syſtems als gejchloße- 
ner Organismus nach Deutichland verpflanzt, mithin in der That römifche 
Denkweife übertragen und bald fogar das fortgeltende heimiſche Recht nad) 
römischer Denfmethode aufgefaßt. Zweitens, und das ift die wichtigfte Seite 
ded Vorgangs, war der Träger der Reception ein fich neu entwicelnder ge» 
lehrter Suriftenftand. Nicht das Volk nahm das Fremde auf und verlernte - 
fein nationales Denken. Gin römiſch geſchulter Berufsftand vielmehr, deffen 
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Vorſtellungsweiſe dem Bolfe ebenſo fremd blieb wie ihm jelber die fortlebende 
Borftellungsweife des Volkes, importirte die fremden Begriffe, eroberte lang— 
jam Gericht, Gejeßgebung und Verwaltung, und zwang nad) errungener 
Herrichaft das Leben, fi) dieſem buchgelehrten Begriffsſyſtem zu fügen. 

Daß ein reifendes Volk in einem bejonderen Berufsitand ſowol für 
die Auferen Funktionen des Rechts ald für das Rechtsbewußtſein ſelbſt ein 
bejondered® Organ gewinnt, ift an fi) eine durchaus normale Erſcheinung. 
Aber nur jo lange ift fie normal, ald der rechtsfundige Stand eben ein Or— 
gan des Volkes bleibt. Bei gelunder Entwidlung wird daher der Yuriften- 
ftand zwar die Faßung und Geftaltung der Gejeße und die logiſche Anwen- 
dung der Norm auf das Leben übernehmen, nie aber das Volk von der Theil- 
nahme an der Nechtserzeugung und Rechtiprehung völlig abdrängen; und er 
wird ald Träger eines gejchulten NRechtsbewußtjeind zwar die Nechtöbegriffe 
jelbftändig klären und durhbilden, fie jchärfer ausprägen und feiner diffe— 
renziiren:- aber die breite Bafis aller feiner Rechtsideen wird das allgemeine 
nationale Nechtöbewußtjein, jeder jeiner Begriffe wird gewißermaßen eine 
deitillirte Volksanſchauung und fein gefammtes Denken wird von nationalem 
Gepräge bleiben. Anders war es, anders iſt e8 zum Theil noch heute in 
Deutichland. Der Juriftenjtand, jo viel an ihm lag, ijolirte fi vom Volk, 
ihöpfte jein gefammtes Bewußtjein aus den fremden Duellen und brachte Die 
jo gewonnenen fremden Schulbegriffe rein äußerlich an die heimiſchen Ver— 
hältniffe heran. Das Volk jeinerjeitd jah den Juriftenftand mit Mißtrauen 
an; ‘die neuen Begriffe blieben ihm ebenjo fremd und unverjtändlich wie die 
Iateinijchen termini techniei und die Gitate römischer Stellen; und foweit 
daher das Streben der Suriften erfolgreih war, hörte das volksthümliche 
Rechtsleben überhaupt auf und wich dem künſtlichen Apparat juriſtiſcher Tech- 
nit, während im UWebrigen Nechtsleben und Nechtsbewußtiein des Volkes, un- 
beachtet und geringgeichägt, oft verfümmert und entartet, ihren eignen Weg 
verfolgten. Sp trat jener Elaffende Zwiejpalt ein, der Yuriftenbewußtjein 
und Volsbewußtjein als zwei zuſammenhangloſe und oft fich jchroff entgegen- 
geſetzte Geiftesiphären gegeneinander jtellte. 

Aber das deutjche Volk beſaß der unvergänglichen Kraft genug, um diefe 
Krankheit gleich mancher anderen zu überwinden oder doch ihre Ueberwindung 
anzubehnen. Don Anbeginn an waren gewiie Elemefte vorhanden, in denen 
der Keim zur MWiedervereinigung des Getrennten lag. Der deutſche Zurift, 
mochte er ed noch jo ernitlich wollen, Eonnte doch nie zum Römer werden; 
ihm jelber unbewußt wirfte das vaterländiſche Nolksrecht, wirkten die in die— 
jem lebendigen Anfchauungen auf jeine Methode, jeine Auslegung, jeine Be- 
griffsbildung ein. Sp wurde unter jeinen Händen das römifhe Recht ein 
anderes. Mächtiger noch mußte, jobald einheimijcher Rechtsſtoff der roma- 
niſtiſchen Jurisprudenz unterworfen ward, deffen innere Natur auf die rö- 
miſchen Begriffe, in die man ihn zwängte, modificirend zurücwirfen. Und 
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endlich eritand im öffentlichen und bald auch im yrivaten Recht die neue 
Wißenſchaft des heimijchen Rechts, welche den noch lebenden deutſchen Rects- 
begriffen ihre Selbſtändigkeit revindicirte. Andrerjeits jtarb das volksthüm— 
liche Rechtöbewußtjein nie ganz und verlor nie ganz die Kraft, fowol erhal- 
tend als nenjchaffend fi zu bethätigen. Nicht mehr wie ehemals flo das 
Recht aus der Bolfsjeele, als ein freier und lauterer, oft die Ufer überjchwel- 
lender, immer befruchtender Strom fih dur die offenen Sande ergießend: 
aber mochte die Duelle getrübt fein, fie jprudelte doch, und immer Klieb aud) 
im Zwang der Dämme und unter überwucherndem fremden Gewächs der 
Fluth einige Bewegung, welde ihre volle Berfumpfung abzuwenden genügte. 
So lebten die nationalen Rechtsanſchauungen und Nechtöbegriffe im Stillen 
fort. Sie zeugten auch jet noch manches Neue aus germaniſcher Wurzel. 
Und daneben begann bier und da die langjame und fat unbemerfte, aber nie 
raftende Arbeit des Volksgeiſtes, der das Fremde ſich eigen zu machen fuchte. 
Mit dem Wachsthum diefer Bewegung wuchs die Kraft, von den fremden 
Rechteinftituten eine immer größere Zahl dem deutſchen Rechtsbewußtjein an— 
zupaßen und fie durch eine bis in ihr imnerjtes Lebensprincip reichende Um— 
gejtaltung zu nationalifiren. Weit entfernt freilich ijt heute noch unjer Volk 
von wirklicher Bezwingung und Aneignung der ungeheuren Maffe des ent- 
lehnten Stoffe. Aber die einjtige Erreichung dieſes Zieles fcheint gefichert. 
Dann wird der alte Zwiejpalt ſich verjöhnen, das Suriftenbewuhtjein wird 
die normale Stellung der höchſten Steigerung und Klärung des volksthüm— 
lihen Nechtsbewußtjeind einnehmen, und im Volksbewußtſein jelber werden 
die Grundzüge eined einheitlichen deutſchen echtes Ieben, für deffen Weſen 
dann die urfprüngliche Herkunft feiner einzelnen Elemente feine entjcheidende 
Bedeutung mehr haben wird. 

Schon heute ijt die Bewegung, obwol weitab nod vom Ziel, vorge 
jchritten genug, um die leitenden Ideen des neu erjtehenden nationalen Rechts 
zu erfennen. Die gewaltige Erhebung des Volksgeiſtes in unjerm Sahrhun- 
dert hat vor Allem auch das volfsthümliche Bewußtjein von Staat und 
Recht neu belebt, und neue Formen haben die äußere Verwirklichung dieſes 
Bewußtſeins durch unmittelbare Mitthätigfeit des Bolfes im Staats- und 
Nechtsleben wiederum ermöglicht. Die Rechtswißenſchaft ihrerjeits hat den 
volfsthümlihen Boden wieder gefunden, fie hat fi in Vergangenheit und 
Gegenwart des nationalen Rechtslebend verjenft und beginnt aus diefer un» 
verfieglichen Duelle eine friichere Kraft zu ſchöpfen, als ihr die Ausſpinnung 
des römiſchen Dogma's zu verleihen vermag. Auf den Punkten, wo dieje 
Bewegungen bereits zujfammentreffen, vor Allem in den Gebieten des öffent- 
lihen Rechts, läßt fih ſchon heute wieder von nationalen Rechtsbegriffen 
iprechen. Sie find national nicht nothwendig in dem Sinne, daß auf ihre 
Erzeugung nnd Gejtaltung fremde Volksgeiſter einflußlos gewejen wären: 
aber national in dem Sinne, daß fie der gefammten Nation gehören. Un— 
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verloren ift jo für und die Geiftesarbeit des untergegangenen Alterthums, 
unabgeichnitten der befruchtende Ideentauſch mit den gleichzeitig lebenden Völ— 
fern: aber die fremden Elemente, anjtatt als Befigthum einer ifolirten Be— 
rufsflaffe das Volk von einer feiner wichtigſten Lebensfunktionen abzujchnei- 
den, bereichern den Volksgeiſt jelbit; und anftatt ald unorganiſche Stoffe im 
Volkskörper die freie Girkulation der Säfte zu hindern, werden fie ein leben- 
diger Beſtandtheil des fie in fih aufnehmenden Organismus. 

Unter dem Einfluß jolher Wandlungen des Rechtsbewußtſeins vollzog 
ih nun auch die Entwicdlung des Körperſchaftsbegriffs. Indem wir zu ihrer 
Darftellung übergehen, haben wir zunächſt diejenigen älteren Grundbegriffe 
näher zu analyfiren, welche in unmittelbarem Zufammenhange mit der Vor— 
ftellung einer rechtlichen Einheit über den Einzelmenſchen ftehen. Es find 
das die Begriffe des Rechtsſubjekts, des Rechtsobjekts und des Rechtes jelbit. 


Erftes Kapitel. 
Die Grundbegriffe des ältern deutſchen Rechts. 


I. Die Rehtsfubjektivität. 


& 3. Der deutſche Perfonenbegriff im Allgemeinen. 


Seit Saviguy iſt e8 Sitte geworben, die Lehre von den Perjonen etwa 
folgendermaßen zu beginnen. Urfprünglich und für die natürliche Anſchauung 
falle der Begriff des Rechtsfubjekts zufammen mit dem Begriffe des Menichen. 
Jeder einzelne Menſch und nur der einzelne Menjch fei rechtsfähig. Erft durch 
das pofitive Recht könne diejer Begriff der Perfon zweierlei Modifikationen 
empfangen: einfchränfende und ausdehnende. Es könne nämlich eritend manchen 
Menichen die NRechtsfähigkeit ganz oder theilweije verfagt werden. Es fünne 
zweitens die Nechtöfähigkeit auf irgend Etwas außer dem einzelnen Menfchen 
übertragen, aljo eine „juriſtiſche Perſon“ Fünftlich gebildet werden. 

Diefe Site fönnen von einem doppelten Standpunkte aus verjtanden 
werden, je nachdem die Worte „an ſich“, „urſprünglich“ u. ſ. w. ein philo- 
ſophiſches oder hiſtoriſches Grundprinzip bezeichnen follen. 

Als philoſophiſches Grundprinzip des heutigen Rechts fteht der An- 
ſpruch jedes Menjchen auf Perjönlichkeit feit. Dagegegen ift die zweite Hälfte 
jenes Satzes, daß an fih nur der einzelne Menſch Perfon fei, rechtsphilofo- 
phiſch unbegründet, indem vielmehr, wie ſich jpäter ergeben wird, die Perjön- 
lichkeit menjchlicher Vereinigungen im Rechtsgedanken jelbft gegeben ift. 

Sofern aber, was hier zunächft nur intereffirt, jene Säge eine hiſtoriſche 
Wahrheit ausjprechen wollen, find fie in allen ihren Gliedern ſchief und völlig 
unbraudbar ald Ausgangspunkt biftorifcher Unterfuhung. 

„Urjprünglih" und „für die natürliche Anſchauung“ giebt es überhaupt 
feine „Perſonen“. Wort und Begriff fehlen, bis die feineswegs einfache Ab- 
ftraftion vollzogen ijt, welche die individuellen und finnlichen Verſchiedenheiten 
aller jubjeftiven Nechtseinheiten zu Gunften eined einfürmigen Begriffes über: 
ſieht. Es eriftirt alſo zunächſt nur die geſchichtliche Thatſache, dag beftinmte 
Willensverkörperungen Rechte haben. 
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Fragen wir nun, wer urfprünglich Rechte hatte, jo zeigt ſich jofort, daß 
die Geſchichte aller Völker mit einem Volksrecht, feine mit einem Menfch- 
heitsreht beginnt. Deshalb find zuwörderft die Einzelnen nicht als Menihen, 
jondern ald Volksgenoßen Träger von Rechten und das Volksrecht iſt nicht 
ein Recht, jondern das Recht!) Daraus ergiebt fih die Rechtloſigkeit der 
Sremden und aus diejer die abfolute Verſagung der Rechtsfähigkeit für Die 
Sklaven; daraus ergiebt ſich aber ferner mit Rückſicht auf die ungleiche Theil- 
nahme an der Volfsgenofenihaft die Ungleichheit der Nechtsfähigfeit und 
folgeweife die theilweife Verſagung derjelben für die Unjelbftändigen, Un- 
mündigen und Minderfreien. Nie und nirgend aljo ift bei unentwidelten 
Bölfern jeder Menſch rechtsfähig und jeder Nechtöfähige in gleichem Grade 
rechtsfähig gewejen. Ebenſowenig aber hatten bei irgend einem Volke jemals 
thatfächlih nur die Einzelnen Rechte. Denn zum „Recht“ gehörte von An- 
fang an auch das öffentliche Recht, das ohne die Gegenüberftellung des Ganzen 
und der Einzelnen als der Träger gegenjeitiger Nechtsbeziehungen undenkbar 
war. Aber auch im Privatrecht iſt, wie die Gejchichte aller Völker lehrt, das 
Vermögen der Geſammtheiten glei) alt mit dem Vermögen der Einzelnen. 

Wurden nun aber dieje thatfächlichen Verhältnige Gegenftand der Sub- 
jumtion unter Rechtsbegriffe, jo mußte fi ihre gedanfliche Formulirung ſowol 
mit Nücficht auf den Grad der Abjtraftion, ald mit Rückſicht auf die ge- 
ſammte Rechtsauffaffung des abitrahirenden Volksgeiſtes jehr verſchieden ge— 
italten. Und bier zeigt fich ſofort ein prinzipieller Unterfchied der Römer und 
der Germanen. 

I. Die Römer famen in der That zu einem Perfonenbegriff, der den 
Savigny'ſchen Sätzen nahe jtand. Sie kamen dazu vermöge ihrer frühen, 
aber einjeitigen Abftraftion. Don allen Völkern zuerft jegten fie das Recht 
als jelbftändiges umd unantaftbares Gebiet. Ihnen zuerft gieng daher die 
abitrafte Nechtsidee auf. Aber fie gieng ihnen nur zur Hälfte auf. ‚Denn 
Recht im vollen Sinne des Worts war ihnen nur das Privatrecht. Zwar 
hatten fie, wie jchon das Wort „jus publicum“ zeigt, die Ahnung einer 
höheren Einheit: allein Alles, was dem römijchen Privatrecht feinen welt 
biftorifchen Werth verlieh, beruhte nicht auf dem, was ihm etwa noch mit 
dem jus publicum gemeinfam war, jondern ganz allein auf jeinem Gegenjaß 
zu dieſem. Das jus publicum, das feine einzige Beziehung und feinen legten 
Zwed im „status rei Romanae* findet, erjhien durchaus nur als Ausflug 
der einen und untheilbaren Staatsidee;z nicht einmal die Borftellung von der 
Möglichkeit einer Selbitändigfeit deffelben im Verhältniß zum Staat tauchte 


1) So iſt dem Volke Anfangs auch feine Sprade die Sprache, und Anders: 
redende find Nichtredende oder Stumme, wie noch heute der Pole die Deutichen 
nennt. So iſt ihm feine nationale Gottheit, obwol national, die Gottheit, fein 
nationaler Glaube der Glaube, der Fremde ein Ungläubiger. So iſt ihm feine 
Eitte die Sitte, der Fremde ein Barbar, dem jede Sitte fehlt. 
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auf. Umgekehrt war das gerade der ungeheure Fortſchritt, den die Römer in 
die Welt brachten, daß fie das Privatrecht auch gegen den Staat als ſelbſt— 
ftändig jeßten. So fehlten dem römijchen jus publieum gerade diejenigen 
Merkmale, welche das jus privatum zum Recht machten; und umgefehrt er- 
ſchien als das Weſen des leßteren gerade Das, was dem jus publicum den 
Charakter eines wahren Rechtes nahm. 

Demgemäß mußte dem Römer der Begriff der Perjönlichkeit mit dem 
Begriff der Privatrehtsfähigfeit zufammenfallen. Denn für das jus 
publicum gab es nur Ein Subjekt, für welches alle Einzelnen und alle andern 
Verbände nichts als unjelbjtändige Theile waren; dieſes Cine Subjekt aber 
war der römijche Staat, der als einziges Weſen jeiner Gattung keiner Sub: 
jumtion unter einen höheren Begriff bedurfte. Für das jus privatum da: 
gegen gab es eine große Zahl von Subjeften, die innerhalb diejer Sphäre 
jogar dem Staate ebenbürtig waren. 

1. Der römijche Perionenbegriff gieng daher won der Vorftellung der 
singuli aus, Denn Privatreht war, quod ad singulorum utilitatem 
spectat. Es war gerade das eigentliche Weſen des Privatrecht, dem Individuum 
eine jelbitändige Willensiphäre zu jchaffen. 

Perjon war freilich nicht jeder einzelne Menſch. Anfänglih war auch 
der römiiche Rechtsbegriff national beichränft und Perjon daher nur der civis 
Romanus mit dem connubium und commercium des jus ceivile. Und als 
das römiiche Recht in feinem Zuge nach Univerjalitit im jus gentium die 
nationale Schranke jeiner Geltung abgeftreift hatte, blieb doc der Sklave 
rechtlos. Allein nun ftellte ſich allerdings die Rechtsanfhauung feit, daß an 
fih der Menſch als Menſch Perjon ſei. Und die Eine ungeheure Ausnahme, 
vor deren realer Macht die Abftraktion die Waffen ftreden mußte, erfchien 
nun ald Ausflug einer pofttiven Satung.?) Unverfennbar war e8 eine der 
großartigiten Thaten des Menfchengeiftes, daß dafjelbe Volk, welches bis zu 
jeinem Ende den Staat nur in der civitas Romana fand, zuerit die Privat: 
rechtsfähigkeit von der Givität löfte und dem Menſchen als Menjchen Geltung 
zuſprach; unverkennbar war es nicht diejes Volkes, jondern der zwingenden 
jozialen Verhältnige Schuld, daß man, nachdem man die Rechtlofigfeit von 
Menſchen ald Ausnahme begriffen hatte, diefe Ausnahme nit als Unrecht zu 
begreifen vermochte. Allein auf der andern Seite wurde dur die Schärfe 
der Abitraftion die Größe des Uebels nur verichlimmert. Denn jede Brüde, 
welche im Leben noch zwijchen Freien und Sklaven beitehen mochte, wurde 
begrifflich abgebrochen, jeitdem der Perjonenbegriff vollendet und der Sklave 
den Sachen zugewiejen war. 

Perjon war ferner nicht Seder in gleihem Grade. Die Unterjchiede, 
welche den cives, liberi und homines sui juris gegenüber ein geminderter 








2) Tryph. 1. 64 de cond. indeb. 12,6. 
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status in dem Umfange der Rechtsfähigkeit erzeugte, mußten als theilweije 
Verjagung der Perjönlichkeit empfunden werden. Allein die römiiche Abitraf- 
tion neigte auch hier dazu, in der Ungleichheit eine pofitiw-rechtliche Ausnahme 
von der im Princip angenommenen Gleichheit zu jehen. Man feßte zuvörderſt 
in dem abftraften Begriff der Perjon, den man mit einem ganz beitimmten 
und unabänderlihen Inhalt verjah, jeden Menjchen in Bezug auf Rechts— 
fähigkeit dem andern gleih; und man ließ erjt hinterher durch die Hinterthür 
der Ausnahme die Ungleichheit wieder ein. Zugleich hatte dies die praftijche 
Tolge, daß diefe Ausnahme, eben weil fie Ausnahme war, mehr und mehr 
zur Befeitigung fam. Daher die wunderbare nivellirende Kraft ded römischen 
Rechts, welches kaum einen Anja zu einem Standesrecht Fannte, jchließlich 
aber in einem völligen Nivellement der Rechtsjubjefte endete. 

2. Lay das Weſen des Rechtes darin, dem Individuum eine jelbitän- 
dige Sphäre gegen die Allgemeinheit abzugrenzen, jo war an fih aud nur 
dad Individuum zum Träger von Rechten berufen. Wenn daher etwas An- 
deres ald Rechtsſubjekt betrachtet werden mußte, lag darin eine künſtliche An- 
nahme des pofitiven Rechts. Die Römer ftanden daher aud dem zweiten 
Theil des Savigny'ſchen Satzes nahe oder wurden doch unabweislih einem 
ähnlichen Gedanfengange zugedrängt. 

Für die Auffaßung des einer Gemeinſchaft zuftehenden Rechtes blieb dem 
Römer, wenn anders er feinen Perjonenbegriff feithalten wollte, nur eine 
doppelte Möglichkeit. Entweder das Recht wurde in irgend einer Weiſe, fei 
es durch begriffliche Zertheilung oder jet es durch mehrfaches Vorhandenſetzen, 
der Mehrzahl von Subjeften dergejtalt affommobdirt, daß die Willensiphäre 
der einen Perjon gegen die Willensfphäre der andern durchaus gejondert und 
die Perfönlichkeit intakt blieb. Dann lag jedes noch jo enge Band zwiſchen 
den Perjonen lediglih auf der äußeren, objektiven Seite und die abjolute 
Selbftändigkeit des Individuums im Recht blieb gewahrt. Oder aber, wenn, 
wie bei dem Vermögen des Staats, der Municipien, der Priefter- und Hand— 
werferkollegien, die begrifflihe Auflöjung in eine Summe von Individual- 
rechten als thatjächliche Unmsglichkeit erſchien: jo bedurfte man eines von den 
Einzelnen verjchiedenen Subjefts, das ſelbſt ald Individuum gelten konnte. 
Es wurde aljo jedes Gemeinihaftsverhältnig negirt und eine über der Ge— 
meinjchaft ftehende Perjon ald Subjekt eingeführt. 

Eine ſolche Perfon mußte, wenn der römijche Perjonenbegriff gewahrt 
werden jollte, den Gliedern der Gemeinſchaft genau wie Dritten gegenüber- 
jtehen. Denn wären die Einzelnen durch fie in ihrer Perſönlichkeit beſchränkt 
oder gebunden gewefen, jo hätten fie aufgehört, im Recht nur ald Individuen 
zu gelten. Die neue Perjon konnte ferner ihrerjeits nur als Individuum, als 
eine dem Menjchen gleichitehende Einzelperjon gedacht werden; denn wäre fie 
als Allgemeinheit in das Privatrecht eingetreten, jo wäre dieſes nicht mehr 
ein Recht der singuli geblieben. Und jo entfleidete denn in der That zulekt 
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— ein gewaltiger Fortſchritt in der menſchlichen Geſchichte — der römijche 
Staat jelbit im Vermögensrecht ſich feiner Majeftät, um unter Individuen als 
Individuum zu gelten; er beugte ſich als fiscus dem Recht, über dem er als 
Staat allgewaltig ftand. Endlich aber mußte die Perjönlichkeit der Verbände 
als etwas Künftliches erjcheinen. Denn fie konnte nicht aus fich jelbft ftammen, 
weil an fi nur der Menſch Perjon war; fie fonnte aber auch nicht aus ihren 
Mitgliedern ftammen, weil diefe ohne inneren Zufammenhang mit ihr waren 
und nichts von ‚ihrer Perjönlichkeit in ihr aufgegeben hatten. Man mußte 
alſo jchlieglih dahin kommen, in diefer Perfon eine Fünftlihe Annahme, eine 
Fiktion zu finden, was weiter dahin führte, ald Duelle einer jo merkwürdigen 
Eriftenz allein die Staatsallmacht gelten zu laffen, durch dieſe aber auch die 
Perjonificirung aller möglichen andern Subftrate als zuläßig anzunehmen. 

3. Aus diejer Begriffsentwicelung ergeben fi) die weſentlichen Merkmale 
der römiſchen Perfönlichkeit. Sie iſt der vom Recht anerfannte Individual: 
wille; und fie ift eine ebenfo unumjchränfte Willensmacht in der privatrecht- 
lihen Sphäre, wie dies der römische Staat im öffentlichen Rechte ift. 

Die römische Perjönlichkeit ift daher abjolut. Sie ift nur durch fid 
jelbjt beftimmt, wird dagegen weder durch Berbindung mit andern Subjeften 
noch dur die ihr unterworfenen Objekte afficirt oder modificirt. Im Ber- 
hältniß zu andern Perjonen ift fie aljo ſchlechthin koordinirt: ein Wille, ver 
fremdem Willen unterworfen wäre, würde aufhören, Wille zu fein. Freilich 
fennt das Familienrecht eine wichtige Ausnahme in der potestas, einem wahren 
Necht an der Perjon: das ift aber gerade der Fall theilweier Werneinung der 
Perjönlichkeit, der hijtoriich fogar aus einem Eigentum erwachien it. Ab» 
gejehen hiervon muß der Wille fich jelbft binden, damit eine Verpflichtung 
entjtehe; auch dann aber räumt er feine Herrichaft über ſich jelbjt, ſondern 
zunächſt nur ein Recht auf eine Handlung ein, und erft im Falle der Nicht: 
erfüllung kann daraus die Perſon jelbit verhaftet werden, ja nad jtrengem 
Recht als Sache in den Willen des Gläubigerd fallen. Umgekehrt ift die 
Perfon gegenüber der von ihr ergriffenen Rechtsſphäre jchrankenlos befugt, 
durddringt diejelbe auf das Vollſtändigſte, gejtaltet fie gewiffermaßen nur zu 
ihrer äußern Hülfe. Die römische Perjon ift alfo nah außen wie nad) innen 
jouverän. 

Sie ift ferner untheilbar wie die Individualität. Ihr gefammter und 
überall gleicher Gehalt ift weſentlich für ihren Begriff, fie kann ohne Selbſt— 
jerftörung fein Stüd von fi) ablöjen, fie kann daher auch nicht Theil oder 
Glied einer andern Perjönlichkeit fein. 

Sie ift endlih unübertragbar, weil fie die rechtlich nothwendige 
Eigenſchaft jedes Individuums ift. Unmöglih daher find für den Römer 
die Selbftergebungen, welde im deutſchen Recht eine jo hervorragende 
Rolle ſpielen. Unmöglih ift jelbit eine theilweije Pineinlegung des 
Willens in einen Andern, jo daß ed nicht einmal eine Stellvertretung, bei 
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welcher der Wille des Bertreterd in Wahrheit als der des Vertretenen gälte, 
gibt. Und wenn das Recht an der Perjon (potestas), weil bier eben wirklich 
ausnahmsweije die Perjon Objekt wird, die Uebertragung nicht ausſchließt, jo 
ijt Doch jowohl die aktive wie die paſſive Seite der Obligation unübertragbar, 
weil in jeder Uebertragung eine Verfügung über fremden Willen läge Nur 
Surrogate mildern für den Verkehr die Sprödigfeit dieſes Principe. 

II. Dieje Entwidelung des römischen Perfonenbegriffs hieng jo eng mit 
dem Gejammtcharakter des römifchen Geiftes zufammen, daß es geradezu abjurd 
wäre, eine einfache Wiederholung derjelben bei einem andern Volke auch nur 
für möglich zu halten. Insbejondere mußten bei den Germanen zwei Um— 
jtände auf eine diametral entgegengefegte Gejtaltung hinwirfen: einmal die jo 
viel ſpätere und unvollkommnere Abftraktion bei unendlich größerem Reichthum 
und Gehalt der konkreten Verhältniße; zweitens die von Anfang an voll 
fonımenere und weitere Anlage der germanijchen Rechtsidee. 

1. Eine völlig durchgeführte Abftraftion von den Unterjchieden der 
Rechtsſubjekte und deren Subfumtion unter einen farblojen Gattungsbegriff ift 
in Deutjchland vor Neception des römijchen Rechtes überhaupt nicht vollzogen 
worden, wie ſchon der Mangel eines deutjchen Worte für „Perjon“ oder 
„Rechtsjubjeft” beweiſt. Doch war der Sache nach jchon im jpäteren Mittel 
alter das gemeinfame Merkmal der verjchiedenen jubjektiven Einheiten, Perjon 
zu fein, zum Bewußtjein gefommen; man parallelifirte als gleichartige Glieder 
einer höheren Gedankenreihe Rechtsſubjekte verjihiedener Art, beionderd Körper- 
haften, Stifter und Einzelne, und unterwarf fie der gleichartigen Anwendung 
einer Reihe von Nechtsjägen; und man hätte fiher auch über furz oder lang 
ein techniſches Wort (etwa „Nechtswejen"?) zum Ausdrud des dem Rechts— 
bewußtjein bereits jo nahe gekommenen Begriffes gejtempelt, wenn nicht Wort 
und Begriff der Römer vor dem legten Abſchluß der Entwicelung eingegriffen 
hätten. 

Dem Stadium aber einer auch nur foweit fortgejchrittenen Ausbildung 
des Perjonenbegriffs ging ein ganzes Jahrtaufend vorauf, in welchem überhaupt 
feine Spur einer Abjtraftion erfichtlich ift, wermöge deren man über den kon— 
freten Unterſchieden der Rechtsſubjekte die Gattungseinheit erblicht hätte. Und 
in den Landgemeinden dauerte bis an die Grenzen unjerer Tage die alte naive 
Anſchauung fort, welche bei der thatjächlichen Berjchiedenartigkeit der Rechts» 
jubjefte ftehen bleibt. Das Rechtsbwußtſein auf diefer Stufe fieht es wol, 
daß dieſelben oder ähnliche Nechte hier einer Gejammtheit und dort einem 
Einzelnen zuftehen: aber es läßt den Schluß ungezogen, daß deshalb Gefammt- 
heiten und Einzelne in dem Punkt, Rechte zu haben, dafjelbe find. Ja auch 
die Einzelnen für ſich werden in Älterer Zeit gar nicht unter den Gattungs- 
begriff von Rechtejubjekten zufammengefaßt, denn der „Menſch“ als folder hat 
feine rechtlihe Bedeutung, im Uebrigen aber giebt es nur engere und Fon- 
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fretere Gattungabegriffe, wie die der Stammesgenofen, Standes-, Gemeinde 
Dienft-, Befiggenoßen u. ſ. w. 

Wie überall, jo war aud hier die fpäte und unvollfommene Abjtraktion 
nicht blos ein Mangel, fondern weit mehr ein Borzug unſeres Volkes. Jene 
heilige Scheu, welde die Germanen von verfrühter Fixirung der Begriffe 
zurüchielt, it ebenjojehr Erzeugniß wie erzeugender Faktor unjerer höheren 
Kultur und tieferen Veranlagung gewejen. So läßt ſich die unjerem Rechte 
eigenthümliche Anerkennung der Menjchenwürde, jein Grundzug tiefer Humanität 
nicht ohne jene Fülle von Uebergängen denken, durch die in unmerklichem 
Sortjehritt Die eignen Leute zur Hörigkeit und die Hörigen zur Freiheit er- 
hoben wurden. Diefe Uebergänge aber wären unmöglich gewejen, wenn ber 
Sreiheit der abftrafte Perjonenbegriff frühzeitig jubitituirt worden wäre. Dann 
wäre die Brüde abgebrochen gewejen zwijchen Sreiheit und Unfreiheit, Die 
Menjchen wären wie bei den Römern in Perjonen und Sachen zerfallen. 
Alerdingd wäre dann auch die volle Freiheit nicht zur Ausnahme geworden: 
wer aber möchte wünjchen, es hätte die eine Hälfte des Volks die Wahrung 
der alten Freiheit mit der Sklaverei der andern Hälfte erfauft? So gab es 
ſchließlich kaum noch volle Freiheit, aber auch kaum nod) volle Unfreiheit, und 
ed war der Weg zu der im Sachjenjpiegel jchon ausgeiprocenen Idee gebahnt, 
"dag der Menſch als Menſch immer und notwendig Perjon, die Leibeigenjchaft 
aber nicht pofitives Ausnahmerecht, jondern pofitiwes Unrecht ſei. Natürlich 
ftand auch hier Begriffliches und Thatfächliches in unlösbarer Wechjelwirfung 
und es wirkten noch andere Faktoren auf dafjelbe Ziel. So war ſicherlich das 
Chriſtenthum eine Wurzel jener Humanität, die das deutjche Recht im Men» 
jhen nie den Menjchen überjehen ließ, und doch wurde andrerjeits das Chriſten— 
thum erjt dadurch, daß es für feine Lehren den fruchtbaren Boden des ger- 
manijchen Gemüthes und in ihm jeine Bertiefung fand, zur Löſung einer 
Aufgabe befähigt, die e8 in der That im abjterbenden Altertum nicht gelöft 
hat. Ebenſo war die langjame Entwidelung der germanifchen Wirthſchaft 
und das langdauernde Webergewicht des Ackerbau's zugleich Bedingung und 
Folge des älteren Perfonenrehts. Allein ein nicht wegzudenfendes Glied in 
der Kette dieſer Mechjelwirkungen war eben auch ter Mangel an Abftraftion 
der die Mijchverhältuifje von Freiheit und Unfreiheit rechtlich ermöglichte. — 
In demjelben Zufammenhang jtand dann der fpäte Fortjchritt zum abftraften 
Perjonenbegriff mit der eigenthümlichen zugleich trennenden und verbindenden 
Ständebildung, ohne welche die Vieljeitigkeit unferer Kultur nicht denkbar ge: 
weien wäre; oder mit her größeren Relevanz der Rechtsobjekte, wodurch 
wiederum unſer reichered uud Fomplizirteres Verkehrsleben bedingt iſt; vor 
Allem aber mit dem erweiterten und vertieften Gehalt der Nechtsinee im Ver: 
hältnig zur Staatsidee. 

2. Die oben behauptete weitere und tiefere Anlage der germas 
niihen Nechtsidee, welcher ein ganz anderer als der römische Perjonen: 
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begriff entſprechen mußte, läßt fi) in den Sag zufammenfaßen, daß die ger- 
maniſche Nechtsidee von vornherein die Idee des öffentlihen Rechtes in 
ih enthielt. 

Gehörte zur welthijtoriihen Miſſion der Römer die Schöpfung des erften 
Privatrehts, jo war in demjelben Sinne in der welthiftoriihen Mifjion der 
Germanen die erfte Schöpfung des öffentlihen Rechts enthalten. Bei den 
Griechen war alles Recht im Verhältniß zum Staat unfrei, ed gieng nicht 
blos der Bürger im Staat, jondern das Individuum im Bürger auf; die 
Römer jegten dad Privatrecht jelbftitändig gegen den Staat und gaben dem- 
jelben Menjchen, der als Bürger im Staat aufgieng, eine individuelle Sphäre 
jouveräner Willensmacht; die Germanen zuerſt erklärten auch die Beziehungen 
zwijchen Staat und Bürgern für Recht und ſchufen das öffentliche Recht als 
Beitandtheil des Einen Rechtes, das überall fich jelber gleich blieb. 

Auch bier ward die vollfommenere Kultur mit einer relativen Unvoll- 
fommenheit eingeleitet. Die germanijche Rechtsidee trug die Keime zu reicherer 
Entfaltung nur in fi, weil fie älter ald die germaniſche Stantsidee war. 
Mährend die griechiihe wie die römiſche Geſchichte mit dem Staate beginnt, be— 
ginnt die germanijche mit dem Recht. So mußten wir, damit die erft halb 
geoffenbarte Nechtsidee der Menſchheit voll aufgehe, ungleicy länger als die 
alte Welt eines wirklichen Staated und damit der Trennung öffentlichrecht- 
licher und privatrechtlicher Verhältniffe entbehren. Die thatfählihen Momente, 
welche darauf hinwirften, daß es bei uns länger als ein Jahrtauſend ein jehr 
entwicteltes Recht und doch feinen eigentlichen Staat gab, — wie die fpäte 
Entwidelung von Handel, Verkehr und ftädtifchem Leben, der Mangel eines 
natürlichen Mittelpunkts, die jtändifche und territoriale Mannichfaltigkeit, — 
waren hier wie überall ebenjojehr Grund als Folge einer eigenthümlichen An- 
lage und Richtung des germaniſchen Geiftes. Jedenfalls ift es gewiß, daß bei 
und in die wirkliche Welt wie in das Bewußtſein der Staat fehr viel ſpäter 
als das Recht trat. 

So umfahte bei den Germanen von je das Recht gleichzeitig die Be- 
ziehungen der Einzelnen zu einander und zur Allgemeinheit. Beides Eonnte 
zunächft gar nicht gefondert werden. Es gab im Grunde weder öffentliches 
noch privates, jondern nur ein einziges, einartiges Recht. Aber diejes Recht 
war dur und durch Recht; es trug in allen feinen Theilen die Merkmale 
der Gegenſeitigkeit und Crzwingbarfeit an fich; es war vollfommen jelbftändig 
und ſogar jo jelbftändig, daß es jeinerjeitd alles ftaatlihe Leben band. 
Deffentliche wie private Verhältniffe wurden jo mit dem Stempel der Einen 
Rechtsidee ausgeprägt: unentichieden aber und für ihr Weſen unerheblich blieb, 
ob dabei mehr der Charakter des heutigen Privatrechts oder der ded heutigen 
öffentlichen Rechts zur Geltung Fam und ne Wechſel hierin etwa im 
Laufe der Zeiten eintrat. 
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Diefe Unvollfommenheit konnte erft überwunden werden, feitdem zuerft 
in den Städten und dann in ben Ländern der Staatögedante aus dem Recht 
beraustrat. Nun mußte fi alles Recht in die beiden großen Gebiete des 
Öffentlichen Rechts und des Privatrechts ſcheiden. Allein foweit die Entwide- 
lung deutſch blieb, wurde damit die Idee einer Einheit alles Nechts Feines- 
wegs aufgegeben. Nach der Reception des römischen Rechts wurde freilich 
in Deutjhland (anders ald in England) die Rechtsnatur des öffentlichen Rechts 
auf dad Außerſte gefährdet ; ed jchien, als könne anders fi der Staat Fein 
volles Sein erfämpfen. Allein ganz erloſch die germanifche Rechtsidee nie. 
Die Intenfivität des öffentlichen Rechtsgedankens entjprach vielmehr genau dem 
Grade, in weldem das Rechtsbewußtſein unfered Volkes lebendig und deutſch 
blieb. Und die Wiedergeburt des nationalen Rechts in unferm Sahrhundert 
fnüpft vor Allem an die Wiederbelebung des öffentlichen Rechtes an. 

Diejer umfaßenderen Rechtöidee mußte nun von vornherein auch ein 
umfaßenderer Perjonenbegriff forrefpondiren. Perfönlichkeit konnte nicht wie 
bei den Römern Privatrechtöfähigkeit jein. Vielmehr mußte fih im Perſo— 
nenbegriff die Fähigkeit zu öffentlihem und privatem Recht vereinigen, wobei 
Anfangs Beides ungefhieden darin enthalten fein, ſpäter darin zwei verjchie- 
dene Seiten derjelben Perjönlichkeit gefunden werden mußten. 

Das germanifche Recht konnte daher nicht, wie das römijche, von der 
Nebeneinanderftellung einer abjoluten Willensordnung des Staats und einer 
Summe ſouveräner inzelwillen ausgehen. Sein Ausgangspunkt vielmehr 
mußte ein einheitlicher Willensbegriff fein, der die Merkmale der Freiheit und 
der Beſchränkung, des Fürſichſeins und des Fürandereſeins, des Indivi— 
duellen und des Gemeinheitlichen gleichmäßig umſchloß. Es war daher der 
freie, aber ſittlich gebundene, der ſittlich freie Wille, welcher die Seele 
der germaniſchen Perſönlichkeit bildete. Und Perſönlichkeit beſtand in der 
Anerkennung eines ſittlich freien Weſens als des Trägers von Recht. 

Dabei konnte urſprünglich je nach der Natur der in Frage ſtehenden 
Rechte in dem Begriff der Perſönlichkeit die Freiheit oder die Gebundenheit 
faktiſch mehr hervortreten: es gab aber Feine principielle Scheidung indivi— 
dueller und gemeinheitlicher Willensmacht. 

Als aber öffentliches und Privatrecht fi) geſchieden hatten, trat zwar 
eine begriffliche Trennung der beiden Seiten der Perſönlichkeit ein: ed gieng 
jedoh darüber die Einheit des Perfonenbegriffed nicht verloren. Jetzt gieng 
zwar das Privatrecht von der Freiheit und das öffentliche Recht von der Noth- 
wendigfeit, aber weder dieſes von der Willenlofigfeit, noch jened von der 
Willkür aus. Im Privatrecht erſchren die Perfönlichkeit als Individuum: 
aber nicht in römischer Weife als eine an ſich mit Andern unverbundene, 
ihranfenlofe, abjolute Willensmacht, fondern von vornherein bedingt und 
innerlich beſchränkt durch die fittlihe Ordnung der menſchlichen Gemeinſchaft. 
Im öffentlichen Recht erjchien die Perſönlichkeit als ein Gemeinwefen oder 
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als Glied eines folchen: aber nicht in der eriteren Beziehung als abjolute 
Nothwendigkeit einer einzigen Willensordnung und in der zweiten ald willen- 
Iojer Theil eines Ganzen, jondern dort als das höhere, aber durd die Zu- 
jammenjegung aus jelbjtändigen Glieder fittlich gebundene Ganze, hier als 
das ein- und untergeordnete, aber vermöge der jtaatsbürgerlichen Freiheit in 
fi) berechtigte und willensfreie Glied. Und zulegt war, wie der Begriff des 
Rechts, jo der Begriff der Perjönlichkeit nur Einer, indem fich Freiheit und 
Nothwendigkeit in dem Begriff der fittlichen Freiheit zu höherer Einheit löften. 

3. Perjönlichkeit in diefen Sinne hatten zunächſt von je die Einzelnen. 

Anfangs hatten fie auch bei uns nur die Volksgenoßen, und aus der 
Rectlofigkeit der Fremden war auch bei und die Rechtloſigkeit der Unfreien 
gefolgt. Allein ehe man deshalb die leßteren unter den Sachbegriff verwiejen 
hatte, veränderte das ſich ausbildende Hofreht die thatſächlichen Verhältniße. 
Zwar gab es auch jpäter eigne Leute ohne Hofredht: ganz rechtlos aber war 
ren auch dieje nicht. Immer war die deutjchrechtliche Gewalt über Unfreie fein 
teined Privateigentbum, jondern zugleich Herrſchaft, feine einjeitige Befugniß, 
jondern zugleich Pflicht, und auch das intenfivfte Herrichaftsverhältnig war 
ein Berhältnig der Gegenfeitigfeit. So kam ed, lange bevor von ab- 
ſtrakten Menjchheitsrechten die Rede fein konnte, dahin, daß in irgend einem Grade 
jeder Menſch rechtsfähig, feiner nur Rechtsobjekt, jeder aljo „Perjon“ war. 
Und ald man daher zu abjtrahiren begann, mußte man Perjönlichkeit nicht 
als eine Eigenſchaft anjehen, die zwar „an ſich“ jedem Menſchen gebühre, 
ihm aber durch das pofitive Recht entzogen werden könnte: jondern als ‚eine 
wejentliche, immanente, nothwendige Qualität ded Menjchen, die das pofitive 
Recht nicht, ohne zu Unrecht zu werden, läugnen durfte. Schon im Mittel- 
alter jtand dieſe Anihauung feit: ungleich war nur dad Minimum ded In— 
halte, bis zu welchem die Rechtsfähigkeit minderbar ſchien. Während z. B. 
die Stadtrechte volle perfönliche Freiheit ald Weſensmerkmal der Perjönlicy- 
feit jeßten, jo daß jede vom Stadtrecht ergriffene Perjon fih bis dahin heben 
mußte und feine darunter finfen fonnte, beitimmten die Hof- Dorf- und 
Landrechte eine viel tiefere, aber gleichfalls unüberjchreitbare Grenze. In der 
Folge hat fih dann nur diefer für den Perjonenbegriff weientliche Gehalt 
verändert; die Anjchauung aber, daß unter diejes dem Zeitbewußtjein ent- 
Iprechende Niveau das Recht den Menichen nicht hinabdrüden dürfe, blieb 
gewahrt. So war jede Erweiterung des Freiheitsbegriffs nicht blos Inhalt, 
jondern auch Schranfe des pofitiven Rechts, und es feitete fich die heute nicht 
mehr in Frage geitellte Auffaßung, daß der Menſch ein abjolutes Recht auf 
Perjönlichkeit mit fih zur Welt bringt, daß er nicht durch das Recht zur 
Perſon wird, jondern ſchon als Perjon in das Recht tritt. Das Recht, welches 
die Perjönlichkeit des Menichen nicht bejahen oder verneinen Tann, fondern 
in ihrem ganzen für wejentli erfannten Umfange bejahen muß, ſchafft nur 
das Gebiet und die Mittel ihrer Verwirklichung. 
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Niemald aber war über diejes ihr wejentliche Minimum hinaus die Per- 
jönlichkeit von durchweg gleihem Gehalt. Urfprünglich brachten Stand, 
Befit, Beruf, Bekenntniß, Alter, Gefchleht, Körperfraft u. ſ. w. eine jo weit 
greifende Ungleichheit der NRechtöfähigkeit hervor, da man über der konkreten 
Berjchiedenheit nicht einmal das, worin die Perſönlichkeit ſich troßdem gleich 
blieb, ſah. Nur für die gemeinjamen Beziehungen einer gewiffen Sphäre 
jegte man die Genoßen derjelben einander gleich, alfo 3. B. bezüglich des 
Standesrechtes die Standesgenoßen, bezüglich des Berufs die Berufögleichen, 
bezüglich des dinglichen Rechtes die Beſitzer gleicher Gattung, bezüglich des 
Neichd- und Landes-Staatsrechtd die politifchen „Stände*. Aber man war 
weit davon entfernt, über ſolche relative Gleichheit hinaus eine „an ſich“ be— 
jtehende, nur durch das Recht veränderte Perjonengleichheit anzunehmen. An 
diejer Möglichkeit der Steigerung, Minderung und Mobificirung der Perjön- 
lichfeit änderte dann auch die Entjtehung des abjtraften Perfonenbegriffs nicht. 
Denn damit wurde nur der Minimalgehalt, nicht aber der gejammte mög- 
liche Inhalt menjhlicher Nechtsfähigkeit ‚als gleich gejegt. Erſt mit dem rö— 
mijchen Recht drang die Idee abftrafter Gleichheit vor und that wichtige 
Dienfte in der zur Ueberwindung des Mittelalters erforderlichen Nivellirungs- 
arbeit, in dem Durchbrechen der ſtändiſchen Schranken und in der Herftellung 
der allgemeinen individuellen wie ftaatsbürgerlichen Freiheit. Allein im Grunde 
iſt auch heute weder im Rechtsleben noh im Rechtsbewußtſein der römijche 
Satz durchgedrungen, daß die Perjönlichkeit an fich gleich und Ungleichheit 
nur Folge einer pofitivrechtlihen Ausnahmejagung ſei. Denn wenn thatjäch- 
lich die größte Verſchiedenheit der Rechtsfähigkeit befteht; wenn im öffentlichen 
Recht die Möglichkeit, Subjekt beftimmter Befugnige und Pflichten zu ‚jein, 
von Geburt, Geſchlecht, Alter, Mitgliedihaft beftimmter Verbände u. j. w. 
abhängt; wenn im Privatrecht nicht blos Alter, Geſchlecht, Geiftesfraft, bür- 
gerlihe Ehre, jondern auch ein beftimmter Berufsftand, wie 3. B. im Han- 
delörecht die Eigenjchaft eined Kaufmanns, die Fähigkeit zu ganzen Rechts— 
ſphären bedingen; wenn, wie ſich fpäter ergeben wird, jede Forporative Mit- 
gliedfhaft die Perfönlichkeit zugleich bindet und erweitert, aljo modificirt: jo 
widerjpricht es der tieferen Einficht in das Weſen der Dinge, das Princip 
der Gleichheit zu jeßen, um es jofort durch hundert Ausnahmen wieder auf- 
zubeben. Denn entweder ift das Princip richtig: dann find die Ausnahmen 
principwidrig und drängen auf Befeitigung. Oder die Ausnahmen find be- 
gründet: dann ift das Princip eine leere und jchädliche Abitraftion. Sit doc) 
überhaupt der Widerjpruch zwifchen Princip und Leben nur ein jheinbarer: 
Principien, welche fich nicht in das Leben zu überjegen vermögen, dokumen— 
tiren fich dadurch als unzutreffende DVerallgemeinerungen; Thatjächliches aber, 
welches den: wahrhaften Kern eines Princips widerjpricht, geht auch im Le— 


ben zu Grunde. 
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4. Schon aus dem Bisherigen und ohne Rüdficht auf die Subfumtion 
der über den Einzelnen ftehenden Einheiten unter den Perjonenbegriff ergibt 
fih, daß die römiſchen Merkmale des Abjoluten, der Unübertragbarkeit und 
Untheilbarfeit auf die Perjon des deutjchen Rechts unanwendbar waren. 

a. Die deutjchrechtliche Perjönlichkeit ift nicht abjolut, weil das deutjche 
Recht einen unumſchränkten und beziehungslojen Willen überhaupt nicht Fannte, 
vielmehr von der gegenfeitigen Bedingtheit aller Willen und namentlich auch 
des Gejammt- und Sonderwillens ausgieng. Daraus ergab ſich, entgegen dem 
römischen Princip der Getrenntheit, die Einheit von Recht und Pflicht. Denn 
der abjolute Wille kann fih nur in einer einfeitigen nnd an ſich jchranfen- 
lojen Befugniß wiederjpiegeln, während feine etwaige Beichränfung und Ge- 
bundenheit ald davon ganz unabhängige und ebenjo einjeitige Verpflichtung 
in die Sphäre eines andern Willens fallt. Sit aber der Wille in fi jelber 
fittlich bejchränkt, jo können Recht und Pflicht ald zwei Seiten berjelben Be- 
ziehung defjelben Willens zu einem andern Willen betrachtet werden. Die 
Sache läßt fih natürlih auch umkfehren und aus der Trennung von Recht 
und Pflicht die abjolute und einjeitige Natur des römischen Rechtsſubjekts, 
aus der Ginheit von Recht und Pflicht die bedingte und relative Natur der 
deutſchen Perjönlichkeit ableiten. Denn liegt ed im Weſen des Rechts, ein 
Syitem von Befugnigen zu jein, jo fteht fein Subjekt, jo weit es Subjeft 
ift, für fih und ohne jede Beziehung auf ein anderes Subjeft im Recht; es 
ift für feinen Begriff Außerlih und zufällig, daß andere Subjefte da find 
und es ibrerfeits bejchränfen. Sit aber das Recht feinem Weſen nah ein 
Syftem von Befugnigen und Pflichten, jo ift fein Subjekt von vornherein 
nur in der Beziehung zu andern Subjeften Subjeft, und es ift für feinen 
Begriff wejentlih, daß der in ihm verkörperte Wille in ſich beichränft und 
gebunden ift. 

Aus diefem Grunde widerfpricht es dem Weſen der deutjchen Perjönlich- 
feit nicht, theilweije zugleih Gegenjtand von Rechten zu jein. Vielmehr ift 
jeder Wille zugleich herrſchend und beherricht. 

Ebenſo aber Fann die Perjönlichkeit des deutſchen Rechts durch das in 
ihre Sphäre fallende Objeft bedingt und bejtimmt, gebunden und erweitert 
werden ; nicht aber durchdringt fie nothwendig und ausichlieglich ihre gefammte 
Herrichaftsfphäre mit der jouveränen Macht des eignen Weſens. 

b. Die deutjche Perjönlichkeit ift ferner theilbar, indem nur ihr je- 
weilig als wejentlich betrachteter Minimalgehalt nothwendig bei ihr bleiben 
muß, darüber hinaus aber Stüde der Perjönlichkeit, einzelne Willensfplitter, 
abgetrennt werden können. Auf der Möglichkeit, eine andere Perjönlichkeit 
dadurch zu erweitern und die eigne zu jchmälern, beruht die Möglichkeit un- 
gleicher Rechtsfähigkeit; auf der Möglichkeit, Stücke der eignen Perjönlichkeit 
behufs Bildung einer höheren Gejammtperjönlichfeit auszufondern, die Mög. 
lichkeit jelbftändiger Genogenjchaftsbildung. 
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c. Die deutſche Perjönlichkeit ift aber auch, bis auf ihren nach dem 
jeweiligen Recht wejentlichen und daher unveräußerlichen Kern, übertragbar. 

Deshalb war in älterer Zeit die faſt völlige oder doch theilweife Selbft- 
entäußerung des Willens, von der Selbitergebung in die Eigenſchaft bis zum 
Zreuverjprechen des Baffallen, ein vollkommen bindendes Rechtsgeſchäft. Des- 
halb war ferner die Uebertragung aktiver Willensmacht auf einen Andern in 
verjchiedeniter Weiſe möglih; ed gab aljo eine wahre Stellvertretung auf 
Grund übertragenen Willens, und ed konnte eine beliebig beſtimmte Willens- 
macht, namentlih auc eine öffentliche oder herrjchaftliche Gewalt, in zahl- 
Iojen Nüancen einem Andern anvertraut, geliehen oder völlig veräußert wer- 
den. Deshalb fonnten endlich auch die bereits konſtituirten perjönlichen Wil- 
lensbeziehungen auf beiden Seiten löslich und übertragbar werden, wie ja in 
der That im Mittelalter faft alle Verhältniße der Willensherrfchaft ſowol wie 
der Willensunterwerfung die Uebertragung auf Andere zuließen, jo daß zu- 
legt der öffentliche wie der individuelle Wille in zahllojen Splittern den Ge- 
genftand des Rechtsverkehrs bildete. 

Als dann die gemeinheitliche und die privatrechtliche Seite der Perſön— 
lichkeit fi trennten, mußte freilih in Bezug auf die erftere bis auf ein- 
zelne Reſte die Möglichkeit der Mebertragung verſchwinden, da ein wahrhaft 
ftaatliher Organismus feinen Gliedern nicht Macht über ihre Mitgliedichaft 
geben fann. Im Privatrecht dagegen Iebte das alte Grundprincip fort. Denn 
im Gegenjag zum römijchen Recht jet nach deutjcher Anfchauung bei jeder 
Uebernahme einer Verpflichtung der Wille einen Theil feiner felbft ald Rechts— 
objeft, e8 gibt eine wahre MWillensvertretung durch Bevollmächtigte, und 
Schuld wie Forderung find vom Individuum löslich und negotiabel gewor- 
den. Ja jelbit ein ganzer Kompler von Gebundenheiten und Erweiterungen 
des Willens ift übertragbar, wie z. B. das Recht an einer Firma, worin fo 
viel perjönliches Recht fteckt, dal Viele eine eigne Firmenperjfönlichkeit anneh- 
men, oder eine gejellichaftliche Theilhaberjchaft. Und fogar, was vielleicht den 
Gegenjag zum römiſchen Perjonenbegriff am ſchärfſten bezeichnet, die Mitträ- 
gerichaft einer Körperſchaftsperſönlichkeit kann bei und als Aktie zu einer von 
jeder individuellen Beziehung gelöften Waare werden, jo daß aljo eine Perfon 
aus einer Anzahl negotiabler Theilperjönlichkeiten beftehen kann. 

5. Fragen wir nun jchließlich nach der Ausdehnung des Perfonenbegriffs 
über den inzelmenjchen, jo ift jhon nah dem Bisherigen klar, daß von 
vornherein ein Aufgehen der Rechtsiubjektivität in dem Begriff des Indivi— 
duums bei und unmöglid war. Denn von vornherein lag ja im Weſen des 
Rechts nicht blos die Abgrenzung individueller Willensiphären als jelbftän- 
diger Machtgebiete gegeneinander, jondern zugleich die organifche Verbindung 
von Sonderwillen zu der höheren Willensiphäre einer Gemeinjchaft. Und von 
vornherein bezog ſich die deutſche Perjönlichkeit nicht blos auf fich felbft, fon- 
dern zugleich auf höhere Gemeinheiten, für welche fie Glied und Trägerin war. 
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So waren denn in der That von jeher über den einzelnen Menſchen 
die menſchlichen Verbände Zräger von Rechten. Sie traten nicht nur 
andern Verbänden, jondern aud ihren eignen Gliedern als verkörperte Wil- 
lensmächte mit Befugnigen und Pflichten gegenüber. Sie waren Rechtsjub- 
jefte, welche die zwiefache Bedeutung, Allgemeinheiten über den Individuen 
und jelbjtändige individuelle Einheiten zu jein, in ihrem Wejen trugen. 

Zunächſt jedoh war auch bier die gemeinheitliche und die individual. 
rechtliche Seite ungejchieden und unſcheidbar. Und es gab deshalb feine ber 
griffliche Grenze zwijchen gemeinheitlihen und individualiftifchen Verbindungen. 

Bon den beiden Grundformen germanijcher Verbände fand die eine in 
einem Herrn, die andere in einer Genofengefammtheit die Darftellung ihrer 
Einheit; alle Miſchformen aber beruhten auf der Theilung des Verbands- 
rechtes zwijchen Herren und Oejammtheiten. Nun war von Anfang an der 
Herr nicht blos als Einzelner Träger von Individualrecht, jondern zugleich 
als Verbandshaupt Träger von Verbandsrecht, jo daß jeine durch die ihr ver- 
bundenen Stüde fremder Perjönlichfeiten erweiterte Perjönlichkeit über die 
blos individuelle Bedeutung zur Bedeutung einer Allgemeinheit erhoben wurde. 
Und von Anfang an war die Genofengefammtheit nicht blos Summe von 
Sndividuen, jondern zugleich Allgemeinheit, und folgeweiſe nicht blos Träge— 
rin gemeinſchaftlicher Einzelrechte, jondern auch Trägerin genoßenihaftlichen 
Gemeinrechts. Allein bei dem Mangel an Abjtraftion wurden weder bei den 
Herrn noch bei den Gejammtheiten dieje beiden Seiten ihres Mejend von 
einander getrennt. So umſchloß in beiden Fällen das Verbandsrecht als eine 
gleichartige Mafje die Beziehungen zwiſchen Allgemeinheit und Glievern und 
die individuellen Beziehungen aller Einzelnen zu einander. Ob der einheit- 
liche Wille des Verbandes als Repräjentant einer Allgemeinheit, ob ein für 
ſich jelbit beitehender Einzelwille oder Kompler von Einzelwillen im Eonfreten 
Falle zur Erjheinung fam, war eine That-, feine NRechtöfrage. Noch konnte 
man daher weder Herrichaftsverbände von Herrſchaftsverhältnißen, noch Ge— 
noßenjhaften von Gemeinſchaftsverhältnißen begrifflih trennen. Vielmehr 
unterschied fich zwar thatjächlih ein Verband, für welchen die Stellung des 
Herren ald DVerbandshaupt überwog, von einem einzelnen Herrſchaftsverhältniß, 
bei welchem individuelle Beziehungen im Vordergrund fanden: allein bis zu 
irgend einem Punkte gab es auch hier eine einheitliche und dort eine wielheit- 
liche Willensiphäre, ohne daß ein feiter Begriff beides von einander gejchie- 
den hätte. Und ebenjo war ein großer thatfächlicher Unterfchied zwiſchen Ge- 
noßenſchaften und Rechtögemeinichaften: allein bis zu irgend einem Grade 
war hier eine Gemeinjamfeit getrennter Willensjphären eingetreten, dort der 
Wille Aller lebendig geblieben, ohne daß man den inneren Unterjhied gemein- 
beitliher und gemeinjamer Rechte firirt hätte Wie daher bei noch jo weiten 
Herrihaftsverbänden der Herr im Individuum, jo blieb bei noch jo Fräftigen 
Genoenverbänden die Gejammteinheit in der Bielheit der Genoffen ſtecken. 
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Recht einer Gejammtheit und Gejammtreht Mehrerer waren nicht qualitativ, 
nur quantitativ verjchieden; ed gab im Grunde weder eined noch das andere, 
fondern nur Gejammtrecht jhlecdhthin, welches den Keim von beidem und die 
Möglichkeit, eind oder das andere zu werben, in fich enthielt. 

Sp groß die Unvollfommenheit diefer Vorjtellungen, die ganz am Sinn- 
lichen und Konfreten haften blieben, jein mochte: fie war auch hier der Keim 
einer reicheren und tieferen Entwicklung. Dies zeigte fich, jobald die Abſtrak— 
tion fich der Verhältniffe bemächtigte und im Zufammenhang mit der Schei- 
dung von individuellen und gemeinheitlichen Rechten die Verbandseinheit von 
ihrem fichtbaren individuellen Träger begrifflich löſte. 

Sm Herrihaftsverbande wurde nun die im Herrn verkörperte Allgemein- 
heit von jeiner Individualität, in der Genoßenſchaft die Gejammteinheit von 
der Gefammtvielheit unterfchieden. Alles Recht, das bisher Herrenrecht jchlecht- 
bin gewejen war, zerleyte fih nun in das Recht des Herrn als Einzelperjon 
und in dad Recht der von ihm nur repräfentirten Berbandseinheit. Und alles 
Recht, welches bisher Geſammtrecht jchlehthin gewejen war, zerlegte fich in 
Vielheitsrecht Aller und inheitöreht der von der Gejammtheit nur darge 
ftellten Genoßenſchaft. Sp entjtand dort eine anftaltliche, hier eine körper— 
ſchaftliche, dazwiſchen eine aus anftaltlihen und körperſchaftlichen Glementen 
gemischte Berbandsperjönlidfeit. 

Die anftaltlihen und Forporativen Verbände waren nunmehr von bloßen 
berrihaftlichen und genoßenſchaftlichen Rechtsverhältnigen begrifflic und recht— 
li verjhieden. Daher traten diejenigen Hertſchaftsverbände, welcde feine 
jelbjtändige Verbandseinheit durchzufegen vermochten, wie 5. B. die Gutsherr- 
ihaften, die häusliche Gemeinjhaft, der Verband von Meijter und Gejellen 
u. j. w., in die Reihe bloßer Rechtsverhältnige zurück und unterjchieden ſich 
iharf von den zu Perſonen erhobenen Kirchen und Xerritorialitaaten, jowie 
von firhlichen und ſtaatlichen Anftalten. Ebenſo jchied fich jet beitimmt 
die Körperichaft von bloßen Rechtsgemeinfchaften und Gefellichaften, bei denen 
das Ganze fein von der Summe der Einzelnen verichiedenes Subjekt war. 

Die fo in die Sphäre des Begriffs erhobenen Perjonen über den Einzel- 
menſchen waren aber von den römijchen jurijtiichen Perjonen im innerften 
Weſen verjchieden. 

Sie hatten zunächſt ganz andere Funktionen zu erfüllen, indem fie keines— 
wegs nur um der Privatrechtsfähigfeit willen da waren, jondern vor Allem 
Öffentliche Rechte und Pflichten hatten. Wie beim inzelnen die Perſönlich— 
feit eine doppelte Seite hat, jo äußert fich die Perfönlichfeit der Verbände in 
der doppelten Bedeutung, Allgemeinheit und individuelle Einheit zu fein. Und 
während beim Einzelnen die Individualität, ift bier gerade umgekehrt die Ge- 
meinheitlichkeit Ausgangspunkt alles Rechts. Erft als ein Zweites ſchließt fich 
an die Stellung als Trägerin von Gemeinheitsrecht die Fähigkeit zu Indivi— 
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dualrecht und möglicherweife noch die Stellung als Glied einer höheren All 
gemeinheit an. 

Sie waren ferner feine Fünftlihen Schöpfungen, jondern bejtanden gleich 
den Einzelperjonen aus und durch fich jelbjt und wurden vom Recht nur er- 
fannt und anerkannt, nicht geſchaffen. Wäre freilich die deutjche Perjönlichkeit 
untheilbar und unübertragbar, jo ließe fih das Unbegreifliche, daß mehr Per- 
fonen als Menſchen beitehen, nur aus der Annahme einer juriftijchen Um- 
dihtung des Nichts zu Etwas erklären. Sit aber die deutſche Perjönlichkeit 
reich genug, um ohne Selbitzerftörung einen Theil ihrer ſelbſt zu Gunften 
einer neuen Willenseinheit aufzugeben, jo folgt die Erijtenz der Verbands— 
perjonen aus der Natur der Dinge. Die Anftalt hebt aus irgend welchen 
außerhalb des von ihr ergriffenen Kreijes liegenden Willensiphären, die Körper- 
ihaft aus den Willensiphären ihrer Glieder eine zur Einheit verbundene 
Willensmacht heraus und verkörpert fie durch Drganifation. Indem der jo 
und jo gebundene und belebte Einheitäwille vom Recht als Subjekt anerfaunt 
wird, ift er genau in demjelben Sinne wie der Einzelwille Perjon, der ja 
auch nicht in feiner gefammten natürlichen Eriftenz, jondern als ein beftimmt 
beihränkter und gebundener Wille im Recht fich zur Perjon verkörpert. 

Meil feine fünftliche Annahme vorliegt, kann auch die Perjönlichkeit nicht 
etwa beliebig noch andern Dingen ald Verbänden und Cinzelnen angedichtet 
werden. Im älteren deutſchen Recht findet fich daher feine Eünftliche Perjoni- 
fitation unbelebter Gegenſtände. Schrieb man Gott und den Heiligen Rechte 
zu,3) jo betrachtete man fie eben als überirdijhe Herrn mit irdiſchen Stell- 
vertretern. Perjonificirte man aber die Thiere,t) jo erkannte man in naiver 
Weiſe auch ihnen einen rechtlich relevanten Willen zu. 

Die deutchen Verbandsperfonen waren auch feine Singularitäten, jo daß 
fie als Ausnahmen von der Regel, dab „an ſich“ nur der Menjch Perjon jet, 
erſchienen wären: fie waren vielmehr im Rechtsgedanken jelbit gegeben, da mit 
ihrem Nichtvorhandenfein auch der deutiche Rechtsgedanke aufgehoben ge- 
wejen wäre. 

Sie ftanden aber ferner ihren Gliedern nicht wie beliebigen Dritten, 
fondern in organifcher Verbindung gegenüber. Denn fie waren nicht blos für 
fich, fondern auch für ihre Glieder da uud durch die Beziehung auf dieje be— 
ſchränkt und gebunden; gleichwie umgekehrt die Glieder nicht blos für ſich, 
fondern au für den Verband vorhanden und durd ihn bejchränft und ge- 
bunden waren. Daraus ergab fih die Möglichkeit einer Verbindung von 
Einheitd- und DVielheitsreht: es entjtand eine Neihe den römiſchen Begriffen 
widerjprechender Inſtitute, welche auf der Zuſammenfaßung eines zum Theil 


3) Vgl. unten $ 19. 
4) Vgl. Ofenbrüggen, Studien ©. 139—149. Mein Humor im deutjchen 
R. S. 16—18 und die dafelbft in N. 54—57 angef. Stellen der Weisthümer. 
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in die Einheitsiphäre verwiejenen und zum Theil zu Sonderrecht zerftreuten 
Rechtskomplexes beruhten. Da andrerfeits auch die deutichen Gemeinjchafts- 
verhältnige, zumal im Begriff der Geſammthand, feineswegs gleich den rö- 
miſchen Kommunionen und Societäten eine volle Unabhängigkeit und Ge- 
jondertheit der durch fie verbundenen Willen begrifflich forderten, vielmehr auch 
bier der germanijche Perfonenbegriff die Annahme einer gemeinjchaftlichen 
Willensſphäre geitattete: jo ftanden ſich Körperichaft und Gemeinſchaft viel 
näher als im römijchen Recht. DBegrifflich freilich waren fie ebenjo jcharfe 
Gegenfäße wie corpus und societas: indem aber in der Körperichaft die 
Einheit mit genoßenſchaftlichem Vielheitsrecht verträglich, in der Rechtsgemein— 
ichaft die Mehrheit der Subjefte mit ungetrennten Gemeinjchaftsverhältnigen 
vereinbar war, wurden beide Begriffe weit genug, um die allermannichfachiten 
Rechtögeftaltungen aufzunehmen, deren äußerſte Glieder fih im Leben un— 
mittelbar berührten. 

Untereinander waren die Verbandsperjonen von nod) ungleicherer Rechts: 
jubjeftivität wie die Einzelnen. Aber die allgemeinen Merkmale der deutjchen 
Perfönlichkeit fanden auf fie alle jo gut wie auf die Einzelnen Anwendung. 
Auch fie erjchienen als rechtliche Verkörperungen fittlich-freier Willenseinheiten 
und auch fie waren weder nad) außen noch ihren Gliedern gegenüber abjolut 
und fchranfenlos. Vielmehr können fie, jo wenig wie die Einzelnen ohne 
Beziehung auf die Gemeinſchaft Perjonen find, jo wenig ohne Beziehung zu 
Einzelnen gedacht werden. Wenn alfo z. B. nad römiſcher Anfhauung in der 
Korporationsperfönlichfeit gar nicht, auch nicht zum kleinſten Theil die Ge- 
jammtheit enthalten jein Fann, jo ift die deutjche Köperjchaftsperjönlichkeit gar 
nicht vorftellbar, ohne in ihr zu irgend einem Theile die Gejammtheit der 
Glieder mitzudenten. Und in allen ihren Lebensäußerungen ijt die deutſche 
Verbandsperſon durch das Recht ihrer Glieder als folcher gebunden und 
beichränft. 

Aus der Kette der Perjonen tritt in allen diefen Beziehungen ſelbſt die 
intenfiv und ertenfiv höchſte Perjönlichkeit, jelbit der Staat nicht heraus. Alles, 
was ihn von andern Perjonen unterjheidet, beruht darauf, daß feine Perjon 
mehr über ihm fteht, daß er die einzige Perjon, die nur Allgemeinheit, mithin 
die Allgemeinheit ſchlechthin, it. Allein auch der Staat ift nicht wie bei den 
Römern der verkörperte abjolute Wille, fondern der fittlich-freie Geſammtwille. 
Gr jteht nicht blos als Fiskus, jondern auch als Staat ganz und voll im 
Recht, das ihn beſchränkt und bindet. Eine Erniedrigung liegt darin für ihn 
jo wenig wie für den Einzelnen, wenn er fi dem Rechte beugt: auch der 
Staat hört damit nur auf, Willkür, nicht aber, ein fittlich> freies Wejen zu — 
jein. Und endlich findet auch der Staat nicht mehr wie in der alten Welt 
feinen Zweck lediglich in fich jelbit. Sondern er iſt zwar nicht, wie man 
wol gefolgert hat, Lediglih um der Einzelnen willen da: aber Einzelne und 
Staat find für einander da. 
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Dieje ganze Entwidelung entjpriht der germanijchen Grundanſchauung 
über das Verhältniß des Allgemeinen und des Bejonderen, des Individuums 
und der Gattung. Wir ſuchen den Lebenszweck des Individuums nit aus- 
jhlieglih in ihm jelbft, aber auch nicht ausjchlieglich in etwas außer ihm, wir 
ftatuiren weder den rückſichtsloſen Egoismus noch die rüdfichtelofe Hingabe: 
uns lebt vielmehr Jeder zugleich für fih und für das Ganze. Beides jcheint 
und in den legten Zielen nur eins zu fein. So ift uns auch das Allgemeine 
nirgend blos Mittel der Selbjtfucht, jondern ein durch fich beftehender höherer 
fittliher Zwed; und ebenjo ift und das Individuum nirgend blos Mittel für 
das Allgemeine, jondern trägt feinen nächſten Zwed und Werth in fich jelbft. 
Aber das letzte Ziel, an welhem wir die fittlihe Berechtigung allgemeiner wie 
individueller Zwecke meßen, ift die harmonifche Mebereinftimmung beider. 

Hieng nun fo die über die Sphäre des Individuums hinausjchreitende 
Entwidlung des deutſchen Perjonenbegriffd mit den Grundanſchauungen des 
germanijchen Geiftes innig zufammen, jo fonnte auch die eindringente römijche 
Lehre fie nur unterbredhen, nicht zerftören. Das römische Recht mochte ein 
wichtiges formales Fortbildungselement und mancherlei praftiiche Umgeftaltungen 
bringen: den deutichen Gedanken vermochte es im Rechtebewußtjein nicht zu 
erjtiden. Und gerade in neuefter Zeit hat nicht mittels jondern troß der rö- 
mijchen Begriffe das Rechtsleben mannichfache Geftaltungen gejchaffen, die in 
ihrem innerjten Kern auf dem deutſchen Perjonenbegriff beruhen. So lohnt 
es wol der Mühe, zunächſt zu den unnusgebildeten und unvollfommenen 
Vorſtellungen des älteren deutjchen Rechtes hinabzufteigen, um in ihnen bie 
Wurzel der lebendigen und zufunftreihen Rechtsbegriffe zu juchen. — 


$4 Die Rehtsjubjektivität der Herren und Gefammtbheiten 
im älteren Redt. 


Als Grundformen aller germanijhen Verbände haben fih im erjten 
Theil Herrfhaftsverband und Genofenfhaft ergeben. So reichten 
denn auch für die Trägerjchaft aller den Einzelnen überragenden Rechtsſphären 
die Vorftellungen von der Rechtöfubjektivität der Herren und der Geſammt— 
heiten aus. Nach ihrem Urſprung bedarf es Feiner Forſchung. Es bedurfte 
feiner Abftraftion, um im Haufe, im Dienftverbande, in der Gefolgihaft und 
ihren Erweiterungen den Einen, der das Band für Alle war, ald Träger bes 
Herrichaftsrehts nach innen und außen zu jeßen. Es bedurfte ebenjowenig 
einer Abjtraftion, um im Geſchlecht, in der Nachbarſchaft, in der Land- und 
Gaugemeinde der Genoengejammtheit diejenigen Rechte zuzufchreiben, welche 
fie ald Verſammlung in finnlich-lebendiger Einheit übte. 

As dann aber im Laufe der Zeit dieje einfachen Vorftelungen nicht 
mehr genügteu, weil in den Herrichaftsverbänden die Vielheit fih zur Mit- 
trägerin des Verbandes erhob und weil umgekehrt aus der Genoßenſchaft das 
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jelbftändige Recht eines Einzelnen herauswuchs: da reichte zunächft die äußere 
Kombination beider BVorftellungen aus. Herren und Gejammtheiten theilten 
fih nun in die Verbandseinheit und waren ihrerjeits durch eine Summe gegen- 
jeitiger Rechtöbeziehungen verbunden. 

Il. Im Herrihaftsverbande ift es der Herr, beffen näher oder 
entfernter wirkende Perjönlichkeit die Vielheit der Dienenden überhaupt erft zu 
einem Ganzen macht, fie zur Einheit erhebt und ald Einheit in das Rechts— 
leben einführt. Nah außen ftellt er allein den Berband dar. Denn joweit 
die abhängigen Leute eben dem Verbande angehören, ftehen fie hinter ober 
unter dem Herrn (Hinterfaßen, Unterjaßen); diefer fteht zwijchen ihnen und 
der übrigen Welt, mit der fie fih in Bezug auf den abhängigen Theil ihrer 
Rechtsſphäre (Unfreie aljo überhaupt) gar nicht unmittelbar berühren; fie 
werden durch den Herrn dergeſtalt gedeckt und vertreten, daß eine Gejammtheit 
gar nicht fichtbar wird. Ebenſo aber ijt nach innen der Herr der Träger alles 
Rechtes, was die Vielheit zum Ganzen macht; das Band, mit deffen Fortfall 
fie jelbft auseinanderfiele; alſo im eigentlichſten Sinne der Verband jelbft. Als 
Einzelne mögen einige oder alle Unterworfene mehr oder minder jelbitändige 
Rechte gegen den Herrn, vorbehaltene oder erworbene, perjönliche oder familien- 
rehtlihe Befugniffe, Derrichaftsrehte über eigene Diener, Bermögensrechte, 
Aemter und Theilnahmebefugnige an Recht und Gericht haben: eine berechtigte 
Gefammtheit bilden fie urjprünglich nicht. Wielmehr ift der Herr Träger 
und Duelle alles den Verband als ſolchen ergreifenden Rechts; jein ift der 
Derbandöfriede, deffen Wahrung und Herjtellung und der Empfang der Sühne; 
jein dad Gebot und Berbot, die Sagung und Ordnung in gemeinfamen An- 
gelegenheiten; jein find Dienjte und Abgaben, die aus der Verbindung fließen; 
jein die Gliederung, die Ueber- und Unterordnung innerhalb des Verbandes; 
jein da8 Amt aus näherem oder entfernterem Auftrag; jein das Grund» 
eigenthbum, das die Einzelnen ald Verbandsangehörige mitbenugen; jein ber 
Schaß, aus weldhem die Koften des gemeinjamen Unterhalt und der Lohn für 
die dem Ganzen geleifteten Dienjte beftritten werben. 

Alle dieſe Rechte nun aber hat der Herr in jeiner konkreten menjhlichen 
Erſcheinung. Er bat fie nicht ald Repräjentant eines unjichtbaren idealen 
Rechtsſubjekts, denn fie werden jeinen Privatreihten vollftändig gleichgeftellt. 
Er hat fie aber ebenjowenig als ein für fich jtebendes Individuum, denn fie 
fliegen aus feiner Stellung an der Spiße einer durch ihn verknüpften 
Perjonenvielheit. Sondern ungetrennt und untrennbar liegt Beides oder 
do der Keim zu Beidem in der finnlich- lebendigen Perjönlichkeit des Herrn 
beiſammen. Herrſchaft und Unterwerfung find daher auch bis dahin weder 
Öffentliches noch yprivatgs Recht, jondern Recht jchlehthin. Und es iſt noch 
gar nicht entjchieden, ob denn überhaupt der Herrſchaftsverband ein Rechts- 
organismus, der objektive Recht und objektive Gewalt erzeugt, oder ob er 
nur eine Summe jubjeftiver Rechte und Pflichten ift. Unentwidelt vielmehr 
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und ungejondert liegen noch die verjchiedenen Möglichkeiten durcheinander: 
das Prototyp des Fünftigen landesherrlihen Staates und das Prototyp der 
fünftigen Auflöfung der Familie in Privatrechtsverhältniffe und des Dienftes 
in Miethöverträge find in demjelben einheitlihen Bau gegeben. 

Indem der Herr in jeiner ungetheilten Perjönlichkeit Rechte und Pflichten 
von gemeinheitlichem und von individualrechtlihem Charakter vereinigt, ift er 
in jeiner Gejfammtitellung das zugleich freie und durch das Recht beichränfte 
und gebundene Berbandshaupt. Dies hat die Folge, daß weder feine Gewalt- 
befugniße einen und rein jtaatlichen noch ſeine Vermögensbefugniße einen rein 
privatrechtlichen Charakter haben, jondern in unficheren Schwankungen ſich bald 
zur einen und bald zur andern Seite neigen fünnen. Aber dadurch wird es 
gehindert, daß der Herr zum Eigenthümer der ihm unterworfenen Leute oder daß 
der Eigenthümer zum pflichtenlojen Vermögensſubjekt werde. 

Den Genoßenſchaften gegenüber ift der Herrichaftsverband durd die 
finnlih wahrnehmbare, ununterbrocene, niemals zweifelhafte und  energijche 
Einheit, welche der Herr in ſich allein darftellt und für deren Weſen ver 
Wechſel der abhängigen Verbandsgenofen gleichgiltig ift, bevorzugt. Allein 
weil diefe Einheit bei dem Mangel der Abitraftion nur in der menjchlichen 
Individualität des Herrn gefunden wird, trägt fie mit der begrifflihen Un» 
vollfommenheit zugleich faktiſche Mängel an fich, welche bei der weiteren Ent- 
wiclung bejonderd nach zwei Richtungen hin nicht nur ihre volle Durch: 
führung, jondern geradezu ihre Exiſtenz gefährden. 

Es iſt dies erftend in Bezug auf die Organijation und Öliederung des 
Verbandes der Fall, die mit deffen größerem Umfang und ungleichartigerer 
Zujammenjegung nothwendig eintreten muß. 

Sobald der Verband einen größeren Umfang erreicht, kann der Herr nicht 
alle feine Rechte und Pflichten perfönlih ausüben. Er ernennt fi daher 
Stellvertreter und Bevollmächtigte. Im diejen aber erblickt das am Konfreten 
haftende Bewußtjein nur jo lange den wirklich fortdauernden Willen des Herrn, 
als diejer leßtere ftetd nahe und zur thatjächlichen Verfügung über Richtung 
und Ende des Auftrags im Stande bleibt. Hört die kontinuirliche Willens- 
macht des Herrn über feine Willensvertreter auf, jo greifen andere Borftellungen 
Platz, welche ih von der Annahme einer leihweifen Hingabe bis zur Annahme 
wirklicher Veräußerung des Herrichaftsrechts jteigern. Je ferner und dunkeler 
die Duelle, je näher und deutlicher die Selbitändigfeit der Willensmacht des 
Stellvertreterd empfunden wird, deito mehr neigt man dazu, dieſem ein eignes 
Beligrecht beizulegen, das von einer prefären und perſönlichen Leihe alle 
Nüancen bis zu einem jelbjtändigen, für ſich vererblichen und jelbjt wieder 
theilbaren und veräußerlichen Untereigenthum durchlaufen fann. In jedem 
Falle ift, wenn auch die Vorjtellung, daß der Herr die Duelle der abgeleiteten 
Befugniße war, noch fortlebt, das einmal emanirte Net in gewißem Um- 
fange jelbitändig geworden und bedarf nur jenjeit der dadurch beftimmten . 
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zeitlichen oder befuglichen Grenzen der Erneuerung aus feiner uriprünglichen 
Duelle. Die Idee eines ununterbrochenen und lebendigen Stromes, welcher 
die Verbindung zwijchen der Machtquelle und ihren Ausflügen erhält, ift noch 
nicht gefunden und Fann nicht gefunden werden, jo lange ed an dem Begriff 
eines von individuellen Zuthaten freien öffentlichen Willens fehlt. So zieht 
die Identität der herrjchaftlichen und der individuellen Perfönlichkeit die Un- 
geichiedenheit der Organſchaft und der Stellvertretung, des öffentlichen Amts 
und der Vermögensgerechtſame, der Berufung zur Darftellung von Berbands- 
willen und der Willenöveräußerung nad ſich. Und zuleßt führt die Sprödig- 
feit der Eonfreten Berjtellung zum Bruch, indem die Verbandseinheit, welche 
in immer erheblicheren Stüden auf immer jelbjtändigere Mitträger übergeht, 
völlig zerreißt. 

In Ahnlicher MWeije treibt die Gliederung der abhängigen Leute nad 
Stand, Beihäftigung, Wohnfig, Unterordnung unter gleiche Beamte u. ſ. w. 
den Verband auseinander. Denn da die Idee einer Verfaßung, vermöge 
deren alle bejonderen Klafjenverbände nur als die zujammengejegten Glieder 
Eines fie alle durchdringenden Organismus erjcheinen, ohne die Trennung der 
Allgemeinheit von der fie darftellenden Individualität unmöglich ift, jchwächt 
fih die Vorftellung der berrjchaftlichen Berbandseinheit in demjelben Grade ak, 
in dem ſich thatjächlich die einzelnen Kreife von einander fondern. Der Ber: 
band ergreift zuerjt in einigen, dann in allen Beziehungen die Mitglieder der 
engeren Kreiſe nur mittelbar, bis dieſe zulegt zu jelbftändigen Sonder— 
verbinden werden und die höhere VBerbandseinheit jprengen. 

Zweitens aber zeigt ſich die Unvollfommenheit der mit der finnlichen 
VPerjönlichkeit des Herrn identificirten Verbandseinheit darin, daß dieſelbe nur 
jo lange unverändert fortbeiteht, als der Herr derſelbe bleibt. An ſich alfo 
löft fi, wie Dies in der That nicht nur bei der häuslichen Gemeinjchaft und 
ihren erften Erweiterungen, jondern auch bei den jpäteren Baffallenverbänden 
der Fall ift, der Berband mit dem Tode ded Herren auf. Andrerfeits find 
aber von je einzelne herrjchaftliche Befugniße, wie z. B. alle Rechte über Un- 
freie und Halbfreie und ſelbſt das familienrechtlihe Mundium, erblich geweien, 
während andere, wie die freien Dienftverhältnige, thatjächlih im der Regel 
erneuert wurden, um jchließlich ebenfalls erblicy zu werden. Und je mehr alle 
Herrichaftöverhältnige mit Grund und Boden, dem Haus, dem Hof oder Palaft 
des Herren rechtlich verknüpft und als einheitliche Nechtsfomplere übertragbar 
wurden, deſto Leichter Eonnten fich thatjächlich große Herrichaftöverbände als 
fefte, die Jahrhunderte überdauernde Einheiten herausbilden. Allein auch jet 
blieb, bis der Verband als eine vom Herrn verjchiedene Perjon gefeßt war, 
die Trage unentſchieden, ob nur ein neuer Träger die alte Einheit über 
nommen hatte oder ob ein Inbegriff von Rechten und Pflichten an ein an- 
dered Subjekt gekommen war. Denn die Nachfolge in die Herrichaft erfolgte 
genau in derjelben Weije und nach denjelben Grundjägen wie die Erbfolge in 
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das Vermögen. Es erijtirte weder der Begriff einer verfaßungsmäßigen an 
Geburt oder Abftammung gefnüpften Succeffion in die Repräfentanz einer 
Öffentlichen Willenseinheit, noch der Begriff einer rein privatrechtlichen Erbfolge. 
Vielmehr war Beides ungetrennt und untrennbar in der Einen Herrichafts- 
folge verbunden und dergeftalt durch einander gebunden und bedingt, daß weder 
das Vermögensrecht ohne Rückſicht auf öffentlichrechtliche Geſichtspunkte frei ver- 
erbt werden Fonnte, noch die Succejfion in die Gewalt frei von den Merkmalen 
des Privaterbrechtd war. Es hieng von andern, äußeren Umftänden ab, ob 
Öffentlichrechtliche und privatrechtlihe Momente überwogen, und eine Verſchie— 
bung nach der einen oder andern Seite jchien für den Rechtsbegriff als foldden 
ohne Bedeutung. So fonnte bis in die jpätere Zeit fraglich bleiben, inwieweit 
die Handlungen des Königs oder Landesherrn den Nachfolger verbänden,!) 
während doch jene Handlungen ſchon dadurd, daß alle Unterthanen für fie 
verantwortlih und haftbar gemacht wurden,2) fich als herrjchaftliche Verbande- 
bandlungen Fennzeichneten. Denn nicht der Unterjchied privater und im Namen 
ded Landes vorgenommener Handlungen, — ein Unterjchied, der noch nicht 
vorhanden war, — jondern die objektive Bejchaffenheit der dadurd erzeugten 
gleichartigen Verpflichtungen entſchied darüber, ob und wie weit der Nachfolger 
in fie eintrat. Ebenſo wurde die Theilung des Herrenrechts unter mehrere 
Erben gleich der Vermögenstheilung durch die Natur der Herrjchaft nicht aus- 
geichlogen. Die Theilbarkeit war freilih nicht von vornherein bejaht: wol 
aber war es bejaht, daß im Weſen der Herrſchaftsfolge nichts enthalten war, 
was fie hindern fonnte, theilbar zu werden. Und indem dieſe Möglichkeit der 
Theilbarfeit in weitem Umfange zur Wirklichkeit wurde, war ein neues Mo- 
ment für die Auflöjung der Derbandseinheit gegeben. 

War aber die Herrichaftseinheit im Todesfall nach erbrechtlichen Geficht- 
punkten übertragbar und theilbar, jo jeßte ihre Natur auch der Veräußerung 
oder der Abveräußerung eines Theile unter Lebenden fein Hinderniß mehr 
entgegen. Und jo wurden ja in der That Zerritorien jeder Art zu Rechts- 
fompleren, denen zwar in der Perfon ded Landesherrn eine jubjektive Einheit 
entjprach, die aber nichtödeftoweniger gleich Landgütern theilbar und veräußer— 
lih waren. 

I. In der Genoßenſchaft erwuchſen auf entgegengejeßter Grundlage 
parallele Berhältniffe. Hier gibt e& feinen Herrn, der Duelle und Träger 
der Einheit wäre: zu gleihem Recht und gleicher Pflicht ift jeder Vollgenoffe 
berufen, Borzüge Einzelmer fliegen nur aus der Vollmacht oder Uebertragung 


) Do. Waitz III. 245f. IV. 188. Roth, Feudalität 46f. Stobbe, 
RG. L 486. N. 8 u P. R. 327. Urk. v. 1174 6. Lacomblet I 318: alle 
Stände des Stifts verfprechen, einem neuen Bifchof nicht eher Gehorfam zu leiften, 
ala bis er eine vom gegenwärtigen Bifchof Fontrabirte Bisthumsſchuld anerfannt bat. 

2) Bol, unten $.13. B. I. 5. 
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Aller. Das Band, welches Alle zufammenhält, ift die genoßenfchaftliche Ver— 
bindung Aller mit Allen, und nicht ein Herr, jondern die Gefammtheit jelbft 
ift aljo der Verband. 

Diefe Gejammtheit aber ift im Verhältnig zu ihrem einzelnen Mitgliebe, 
jo gut wie der Herr für den dienenden Mann, eine fichtbare und fühlbare 
höhere Willensmacht. Denn als Heeres», Gerichts- und Opferverfammlung 
beihließt und handelt fie in greifbarer Lebenseinheit. Dier jegt und handhabt 
fie Frieden und Recht, bier ertheilt fie Vollmacht und Würde, hier verfügt fie 
über das gemeine Gut und beſchränkt den Wirthichaftsbetrieb der Einzelnen 
zu Gunften des Ganzen. Hier offenbart fie fi in Eraftvolliter Weije jedem 
Einzelnen ald die wollente und handelnde Gemeinihaft, welche ihn in 
hundertfältiger Weife in feinem Sonderwillen begrenzt und zum Gehorjam 
zwingt, nad) außen aber ihn vertritt und deckt. Was fih im Leben täglich 
ald reale Macht manifeftirt, muß auch im Bewußtjein feinen Pla erobern. 
Wenn Eräftiger als jemals jpäter das Gejchleht, die Gemeinde, der Stamm 
ihre Glieder zufammenzwingen und in ihrer Sondereriftenz bedingen und be- 
ftimmen; wenn bis in die Eleinften Neußerlichkeiten der Sprache und Sitte, 
des wirthichaftlihen und rechtlichen Lebens der Verband der Genoßen am 
Einzelnen fund wird; wenn die Verbindung dergeftalt ald natürliche und fitt- 
lie Nothwendigkeit erjcheint, daß fein Einzeler fi ihr entziehen kann und 
darf: jo müßen Individualbewußtſein und Gemeinbewußtjein gleich alt, gleich 
voll und gleich lebendig entjtehen und wachſen. Ein Erwachen zum Selbit- 
bewuhtjein ijt gar nicht möglich, ohne daß ſich der Menjch zugleich als Glied 
eined Gejchlechts, eines Stammes, einer Gemeinjchaft, kurz ald Theil eines 
Ganzen empfände: jo kann er auch fich jelbjt nicht als Rechtsſubjekt ſetzen, 
ohne zugleich das Ganze ald Rechtsjubjeft ſich gegenüberzuftellen. 

Indem nun aber der Genofenverband in der Verfammlung Aller zur 
Griheinung fommt und das der Abftraktion ermangelnde Bewußtfein bei der 
Eriheinung ftehen bleibt, wird die Derfammlung Aller im Gegenjaß zu 
den einzelnen Genoßen ald die Trägerin der Verbandseinheit und alles Ver— 
bandsrechtes vorgeftell. Die verjammelte oder als verfammelt vorgeſtellte 
Menge der Genofen in diejer ihrer finnlich-Fonkreten Individualität ift in 
derjelben Weiſe Rechtsſubjekt wie ed der Herr ift. Sie iſt e8 ald Geſammt— 
beit, aber als Geſammtheit ſchlechthin, deren Eigenſchaft, zugleih Einheit 
und Vielheit zu fein, jo wenig begrifflicy gefondert ift, wie beim Herrn bie 
Eigenſchaft, Individuum für fih und Haupt eines Ganzen zu fein. Auch bier 
fommt der Unterfchied zwifchen der menjhlichen Individualität und ihrer Rechts— 
perjönlichkeit noch gar nicht zur Sprache. Und wie daher der einzelne Genofe 
in feiner ſinnlich lebendigen Wefenheit Rechtsſubjekt ſchlechthin ift, ohne daß 
mit Bezug auf die ihm jelbft und auf die der Gemeinjhaft zugefehrte Seite 
eine individuelle und eine gemeinheitliche Rechtsiphäre geſchieden würden: jo 
Het in dem Einen Begriff der Gefammtheit ungetrennt und untrennbar noch 
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dad doppelte Merkmal, dag fie einheitliche Allgemeinheit und vielheitliche 
Summe von Individuen ift. Wird diejer Gefammtheit Recht zugefchrieben, 
jo deckt fic) dies weder mit unjerem Begriff eines gemeinfamen Rechtes Aller 
noch mit unferm Begriff des Rechtes eines einheitlichen Gemeinwejens: fondern 
es liegt eine Vorftellung vor, die noch feins von Beidem ift und doch den 
Keim von Beiden dergejtalt in ſich enthält, daß, wenn Beides dereinft ge— 
ſchieden werden follte, eines oder das andere daraus hervorgehen kann. Die 
Gejammtheit ift Einheit und Vielheit zugleich und fo ift auc ihr Recht ein 
zugleich einheitliches und vielheitliches Gejammtredht: das ift die Vorftellung, 
mit der das unentwidelte Bewuhtjein fich begnügt. 

Schon im Sprachgebraud) offenbart fich diefe Sdentificirung von Geſammt— 
einheit und Gejammtvielheit. Einerſeits freilih find neben den einfachen 
Sammelwörtern, wie sippe, maegdh, folk, theod, liod, menge u. ſ. w., in 
den mit — sami, — scaft oder scift, — burgh u. j. w. gebildeten fingu- 
lariſchen Kollektivwörtern Ausdrüde in Gebraud, die recht eigentlich die Ver— 
jammlung der Vielheit zur Einheit bezeichnen. Andrerjeitd jedoch wird bei 
Rechten, Beihlühen und Handlungen der Gefammtheit die pluralifche Form 
mit der fingularifchen promiscue und ohne die Abficht oder das Bewußtfein, 
etwas rechtlich Verſchiedenes auszuſagen, gebraucht. 

Wo es fi daher um ein Recht der Bamilienverbindung handelt, werden 
als deffen Träger ebenjo häufig oder häufiger wie die Sippe, Magſchaft, 
Freundſchaft u. ſ. w. die Magen, Freunde, Gefchlechtsgenoßen u. f. w. genannt. 
Als in den widtigiten Beziehungen die Markgemeinde an die Stelle des Ge- 
ihlechts tritt, wird Gewalt, Friede, Recht und gemeined Gut unterſchiedslos 
den Nachbarn, Bauern, Märfern, Hüfnern u. ſ. w. und der Nachbarſchaft, 
Märkerihaft, Bauerfame, Hubſchaft, dem Gericht oder der Menge zugeichrieben. 
Ganz ebenjo erjcheinen in den größeren Bezirken bald das Hundert, die Hun- 
dertihaft, das Hundertgericht, der Go, der Gau, die Fefte, die Landſchaft u. ſ. w., 
bald die Hundertmänner, die Gaugenoßen, die Landleute u. ſ. w. als berechtigt 
und verpflichtet. Und endlich find es häufiger als das Volk, das Heer oder 
das Gericht die Leute, die Wehrmänner oder die Dingleute, oder es find die 
Franken, die Alamannen oder die Mercier, welche in Krieg und Frieden als 
berechtigt, wollend und handelnd genannt werden. 

Genau ebenjo verhält ed fih mit den entſprechenden Tateinifchen Wen— 
dungen. Mit gens, genealogia, propinquitas, parentela, familia, cognatio 
wird das Gejchlecht in den Rechtsquellen jo wenig blos als Forporative Ein- 
heit, wie mit propinqui, gentiles, parentes, amici, cognati als bloße Biel- 
heit bezeichnet. Bei den Gemeinden der Marken, Gerichte und Gaue werden 
auch für die am Entſchiedenſten ausgeprägten Einheitsrechte faft ausſchließlich 
die vicini, cives, commarcani, marchiones, villani, rustici, mansonarii, die 
compagenses, pagenses, incolae terrae u. j. w. als Subjeft genannt. Und 
was die Völkerſchaft ald Ganzes angeht, jo jpricht zwar der römiſch denfende 
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Zacitus von einer civitas, bei welcher die politiſche Gewalt fei und an welde 
die Buße falle: dem deutjchen lateiniſch gejchriebenen Recht dagegen ift nicht 
nur ein fo abjtrafter Ausdrud und Begriff unbekannt, fondern es werden viel 
häufiger und gerade zu formellerem Austrud, als die allgemein gehaltenen 
Sammelwörter gens, populus, natio, exercitus, placitum u. f. w., die indis 
viduellen Bölferjchaftenamen der Franci, Ripuarii, Frisiones u. ſ. w. gebraucht. 

Wie wenig die Rechtsſprache fingularijche und pluralifche Formen bewußt 
jheibet, ewhellt nicht nur aus dem häufigen MWechjel beider in Einer Urkunde 
und gleihen Berbindungen, fondern bejonders klar auch aus der fih häufig 
wieberholenden Ungenauigfeit, dag tem fingularifchen Kolleftivwort eine plu- 
raliihe Form des Verbums oder Pronomens folgt, 3. B.: die bursap wisent; 
die gemeinde die das recht habent; universitas persolvant; und ähnlid.?) 
In demjelben Satze aljo denkt man bei der Nennung der Geſammtheit daran, 
daß fie Eine ift und aus Vielen befteht. 

Diejelbe Gleichſtellung fingularifcher und pluralifcher Formen begegnet 
und in denjenigen urfundlichen Ausdrüden, welche auf die Geſammtheit als 
ſolche nachdrücklich hinweiſen und bei technifcher Gegenüberftellung von Ge- 
ſammtrecht und Sonderredht bejonderd üblich find. Sehr häufig erjcheinen als 
berehtigt, handelnd und wollend die Gemeinde, Gemeinheit, Gemeinſchaft, 
gemeine Gemeinheit (meene meente), gemeine Menge, Genoßſame, Samme- 
nung, Gejammtheit der Nachbarn, Leute, Genofjen u. j. w.; die universitas, 
communitas, communio, communia, commune, communis, congregatio, 
consortium, conventus, turba, multitudo commarchionum, villanorum, 
hominum u. j. w. Aber ganz gleichbedeutend braudt man die Formen: alle, 
gemeine, gejammte Bauern oder Mannen, die gemeinen, jammentlidhen, jam- 
meten, ganzen Genoßen, die Landleute gemeinlih, ſämmtlich, indgefammt, 


3) Bol. z. B. noch b. Grimm, W. I. 54: es sund och die bursami ze K. 
han einen forster. 163: die genossami ... die sullen. 232. 331. 332 (1395): ant- 
wurtent dieselbe gebursami. 430: das volk, die yne darzu erwelt hant, 454. 
458. 459. 460. 462: weisent die gantze gemein. 556. 557 dreimal: wysent die 
gancze gemeyn. 560. 577 $ 13. 588. 600: die gemeinde haben. 780, 783, 787, 
788 u. 792 oft: es habent, sprechent, wisent, deilent, sollent die gemeinde. 
II. 717: dar uf sullen dat dorp v. M. ire vehe dreiven. V. 293. 581 $ 27. 
30—38, 38 u. |. w. 587 $ 15. 607 8 16. Kaltenbäd I. 177 8 2, 186 $ 2: 
die gemain bitten. 199 $ 67. 202 $ 2. 207 $ 76. 208 82. 2138 $ 66. 249 $1 
u. 3. 266 $4, 28, 25. 553 $ 18. 595 $8. U. 887. Urk. v. 1406 b. Remling 
U. 45: die gemeinde bannen. Schreiber, Urkb. II. 97. 327: die gebent 
die ritterschaf. — Aehnlich Iateinifch; 3. B. Urk. b. Lacomblet, niederrh. Urkb. 
I, 334. II. 166. 206: communitas campsorum . . unanimiter concordaverunt. 
850: omnis vestra universitas . . persolvent. III. 163: obsequia, que univer- 
Sitas . . impenderunt et adhuc impendere poterunt. 565. Urk. v. 1273 b. 
Remling 1. 8336: controversia .. quam universitas villanorum in W. move- 
runt. U. ſ. w. 
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jpäter auch der gemeine Hübener, der Landmann gemeinlich u. j. w.; latei- 
niſch universi cives, communes incolae, cuncti Alamanni, omnes Mereii, 
vieini universaliter, communiter u. j. w. Namentlich hat der lateinijche 
Ausdrud „universitas“ durchaus feine techniſche Bedeutung verloren und. be- 
zeichnet nicht mehr und nicht weniger ald die unbeitimmte „Gejammtheit*, 
wie jhon aus den zahllojen Urkundenanfängen hervorgeht, welche fih an die 
universitas der Gläubigen, der Menſchen oder Aller derer, welche die Urkunde 
lejen oder hören werden, wenden.) Ebenſo haben die deutjchen Worte „Ge- 
meinde” oder „Gemeinheit“ noch in feiner Weije den technischen Sinn erlangt,?) 
den wir heute damit verbinden und der fi) auch im Nechtsbewußtjein des 
Volks, wie z. B. das Rechtsſprichwort „eine Gemeinde ftirbt nicht“ beweift,®) 
jpäter daran knüpfte. 

Sp wurde denn alles Recht einer Genogenihaft zwar in Gejammtredht 
und Sonderrecht zerlegt und in feiner ganzen Fülle erft dur die Nennung 
des Rechtes bezeichnet, welches die Genoßen gemeinlich und jonderlih, jammt 
und ſonders, communiter et divisim, universaliter et singulariter haben. 
Allein in dem Gefammtrecht ſteckt ungejchieven das Recht der Gemeinheit und 
das gemeine Recht Aller; und es giebt fein gemeinjames Necht aller Einzelnen, 
für weldyes dieje nur als Individuen gälten und nicht zugleid durch das 
Ganze gebunden und beſchränkt würden, während es ebenjowenig ein Necht der 
Gemeinheit giebt, woran nicht die Einzelnen zugleich mit ihrer von der Mit» 
gliedihaft im Verbande völlig unlösbaren Sndividualjphäre participirten. 

Die auf der Hand liegende begrifflihe Unvollfommenheit viefer An- 
jhauungsweije war auch hier die Duelle höherer Entwidlung; fie war aber 
auch bier zugleich die Duelle thatjächlicher Mängel, welche zunächſt den Be— 
ftand der genoßenſchaftlichen Einheit gefährden und jelbit völlig in Frage 
jtellen mußten. 

1. Zunächſt ift jede Geſammtheit, wenn fie ald Gefammtheit fchlechthin 
berechtigt ift, mit der Auflöfung in berechtigte Individuen bedroht. Denn ob 
„Alle“ etwas „insgeſammt“ oder „gejondert“ befigen, iſt ja fein Unterjchied 
des Subjefts, jondern nur ein Unterjchied der Beſitzweiſe. Und jede Nechts- 
beziehung zwijchen der Geſammtheit und Einem trägt die doppelte Möglichkeit 
in fih, ald Beziehung zwijchen der Genoßenſchaft und ihrem Gliede oder als 
Beziehung zwiichen einem Genofen und den Anderen gebacht zu werden. 
Darüber aber, ob die eine oder die andere diefer Möglichkeiten zur Wirklichkeit 
wird, entjcheidet nicht ein feites Nechtsprincip, ſondern die jeweilige Ent- 
wicklungsſtufe des konkreten Rechts. 


— 


9) ©. den Beweis beſ. unten in $ 23. 
5) Den Beweis erbringt $ 23. 
°) Graf u. Dietberr, deut. Rechtsſpr. IX. Nr. 38 ©. 487. 
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So ift freilich das Tebendige Rechtsbewußtjein im einzelnen Falle nie im 
Zweifel, was der Gejammtheit und was den Individuen gebührt. Allein die 
Grenze zwiſchem Beiden ift nicht eine principielle und feite, jondern eine that» 
jächliche und flüßige. 

Daß die genoßenſchaftlichen Gewaltrechte nicht Rechte jedes Einzelnen 
gegen jeden Ginzelnen, fondern Rechte der Genoßenſchaft gegen ihre Glieder 
find; daß, wenn eine Berfammlung von 100 Männern Einen aus ihrer Mitte 
vom Gemeingut ausichließt, nit 99 Individuen gegen eins, fondern das 
Ganze gegen feinen Theil ſteht; daß nicht viele Sndividunlrechte, jondern Ein 
Geſammtrecht in der Befugniß, zu richten und Frieden zu ſetzen, Tiegt: das 
weiß und fühlt man. Ebenſo ift man nie im Zweifel darüber, daß dem Ge- 
jammtreht am Gemeingut jelbftändige Sonderrechte Aller gegenüberftehen, 
auch wenn die Rechte Aller gleichartig find; daß bis zu irgend einem Grade 
die Willensiphäre Eines Genoßen auch für den einftimmigen Willen aller 
Hebrigen unantaftbar ift; daß die genofenjchaftliche Machtiphäre durch Ab- 
trennung eined bedeutenden Stücks zertheilt, zerfplittert oder auch auf Einen 
übermächtig bervortretenden Genofen übertragen werden kann. Allein da— 
zwiichen Liegen zahllofe Uebergänge, deren jeder in jedem Fall hegrifflich mög- 
lich iſt; es ändert fidh, wenn die Grenze hierhin oder dorthin rückt, nicht die 
rechtliche Natur des Verbandes, ſondern nur das NRechtöverhältnig in ihm; die 
Entwicklung nad den verjchiedenften Zielen hin bleibt offen. 

So kann insbefondere das Geſammtrecht fih in unaufhörlichem und fte- 
tigem Fluß in Sonderrechte auflöjen, wie dies ja in ber That Sahrhunderte 
hindurch langſam und unaufhaltſam gejchah. 

- 2. Sodann ift jede Geſammtheit, wenn ihre Einheit und ihre Vielheit 
nicht unterfchieden werden, in ihrem einheitlichen Wollen und Handeln durd) 
Geltendmachung der Einzelwillen bedroht. 

Sept ſich Ein Genofe gegen die Andern, fehlt er auch nur in der Ver— 
ſammlung oder löſt er ſich vom Verbande, fo ift die Gefammtheit ald Summe 
nicht mehr diefelbe und bleibt doch diefelbe genofenjchaftliche Einheit. Die 
finnlihe Anfchanung, das konkrete Bewußtjein entjcheidet hier, ob der Gefichts- 
punkt der Identität oder der der DVerjchiedenheit Pla greift. Man zweifelt 
nit, daß in der Mehrzahl der Fälle auch ohne den Einen e8 die Geſammt— 
beit ift, welche will und handelt. Aber möglich ift auch, daß wegen ber 
Stellung des Einen oder feines in Trage ftehenden Sonderrechtd ohne ihn nur 
ein Wille aller Andern, nicht ein Gefammtwille vorliegt. 

Kommt ed in der Verfammlung Aller bei einer Beſchlußfaßung, einer 
Wahl u. ſ. w. zu einem Zwiefpalt des Willens, fo gibt es urjprünglich feine 
fefte äußere Norm darüber, was als Gefammtwille gelten ſoll. Vielmehr zeigt 
die finnlihe Wahrnehmung, wo das Volk, das Geſchlecht, die Gemeinde ift, 
wo widerftrebende Einzelne. Im wörtlichften Sinne wird, wo Waffenklirren 
oder Zuruf üblich ift, der billigende oder mißbilligende Klang den Widerjpruch 
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übertönen, fo daß man zulegt nur Eine Stimme hört, welche fi damit als 
Willensäußerung der Gejammtheit offenbart. Im zweifelhaften Fällen aber 
wird thatjächliches Mebergewicht oder höheres Anfehen die Widerftrebenden ent- 
weber gütlich oder zwangsweiſe auf die ftärfere Seite ziehn. Im Nothfall muß, 
wenn die Genoßenſchaft ſich nicht fpalten joll, Waffenftreit entjcheiden, indem 
damit der jchwächere Theil gezwungen wird, dafjelbe wie der ftärfere zu wollen. 
Langfam und nur nach vielen Zweifeln und Kämpfen jet fi) in einer Reihe 
von Beziehungen die Geltung des Stimmenmehrs dur: zunächſt jedoch nicht 
ald eine Verfaßungsbejtimmung, vermöge deren die Mehrheit zur Erideinungs- 
form eines einheitlichen Gemeinwillens erflärt würde, jondern als der Rechts- 
jaß, daß die Minderheit als ſchwächerer Theil bei Strafe ſchuldig jei, dad von 
der Mehrheit Gewollte auch zu wollen, damit ein Wille Aller zu Stande komme. 
Und oft genug hielten fih aud nad) der Anerkennung diejes Sages die Min- 
derheiten für befugt, mit Waffengewalt zu verfuchen, ob nicht dennoch ihr 
Wille der ftärfere jei.”) 

3. Die Gejammtheit ift ferner, wenn fie Geſammtheit ſchlechthin ift, 
durch den Wechjel der Genofen in ihrer Einheit bedroht. Denn wenn Ge- 
noßen auötreten, auögejchloffen werden oder fterben, andere durch Geburt oder 
Aufnahme hinzufommen, jo iſt zwar nicht die Gejammtheit ald Einheit, wol 
aber die Gejammtheit als Vielheit eine andere geworden. 

Auch hier kam man nicht über die Eonfrete Entſcheidung, ob Identität 
oder Veränderung vorliege, zum abſtrakten Princip. Man unterſchied nicht 
die erfolgte Mehrung oder Minderung der Individualrechte, welche auf die 
Subjtanz der vorhandenen Individualrechte zurüdwirkte, und die Mehrung oder 
Minderung der Mitgliederrechte, welche die Subftanz der bisherigen Mitglieder 
rechte unberührt lieg. Man jonderte begrifflich nicht das privatredhtlide Erb- 
recht, vermöge dejjen der Sohn den Hof des Vaters übernahm, und das po- 
litiſche Geburtsreht, vermöge deſſen die Söhne des Genoßen die Genofen- 
verjammlung beſuchten. So war man fih zwar im jedem einzelnen Ball 
darüber klar, in welchen Beziehungen Geſchlecht, Gemeinde, Volk u. ſ. w. trotz 
des Wechſels der Individuen als dieſelbe Gejammtheit erjchienen und in 
welden andern Beziehungen das Genoßenſchaftsrecht verändert war. Principiell 
abgejähnitten aber war in feiner Beziehung weder die Auffaßung, daß troß 
des Wechſels der Glieder das Ganze unverändert bleibe, noch die Auffaßung, 
daß mit der Aenderung der Theile zugleich) das Ganze geändert fei. Und 
ebenjo ſchloß das Genoßenrecht durch fein Wefen weder die Behandlung im 
Sinne des heutigen Bürgerrechts, noch auch die Entwidlung zu einem ver- 
außerlihen, vererblichen, theilbaren Individualrecht von firirtem Duoten- 
gehalt aus. 


7) Bol. das Nähere über die Gefchichte des Majoritätöprineips unten in 
We 


$ 4. Die Rechtejubfektivität der Herren u. Gefammtheiten ıc. 53 


Blickte man über die gegenwärtige Generation hinaus in Vergangenheit 
und Zukunft, jo mußte man freilich ed gewahr werden, wie Geflecht, Ge- 
meinde und Volk auch dann noch fie jelbft blieben, wenn die Gefammtheit 
ber Genofen bis auf den lebten gewechjelt hatte War nicht das Volk fchon 
in unvordenklicher Zeit Befiger feines Landes gewejen? Erwarb nicht eine 
Gemeinde Marken und Rechte, woran fünftige Generationen nod Theil haben 
jollten, wenn feiner der jeßt gefammterwerbenden Genoßen mehr lebte? Wollte 
man nicht durch Beichlüffe und Geſetze die jpäten Enfel verbinden, gleichwie 
man ſich jelbit durch das won den Vorfahren überfommene Recht gebunden jah? 

Kein Zweifel, daß man ſich der Sdentität der Genoßenſchaft bewußt war. 
Allein trogdem gelangte man nicht dazu, die beftändige Dauer der Verbands— 
einheit durch die Löjung der Gejammteinheit von der Gefammtvielheit zu er- 
Hären und begrifflich zu firiren. Sondern man ftellte fi in der. Kontinuität 
zugleih die Veränderung, in der fortlebenden Gejammtheit die wechjelnde 
Vielheit vor. Bermittelt wurde died namentlih durch die an die Nachfolge 
in die einzelnen Genofenrechte anfnüpfende Anjhauung, daß die jedesmalige 
geänderte Gejammtheit die Erbin und Rechtsnachfolgerin der ihr voran- 
gegangenen Gejammtheit jei. Daß dieje Vorftellung, welche über den Wider: 
ſpruch zwiſchen der gleichzeitig angenommenen Spentität und Veränderung 
einigermaßen binweghalf, jehr verbreitet war, beweijen zahllofe urkundliche 
Ausdrüde. Bei allen Berbandsgattungen und in allen rechtlichen Beziehungen 
werden Gejammtrechte ald Rechte bezeichnet, welche die gegenwärtigen Genoßen 
gemeinli, insgefammt und imjonderheit, die Gemeinde u. j. w. von ihren 
Vorfahren ererbt, überfommen, erhalten haben; und ed werben Rechte, deren 
wahres Subjekt die Genoßenſchaft jelbft fein joll, den gemeinen Genoßen und 
ihren gemeinen Erben und Rechtsnachfolgern, der gegenwärtigen und zukünftigen 
universitas, der Gemeinde und Allen, welche in Zukunft ihr angehören werden, 
eingeräumt. 

4. Die Gefammtheit war ferner in ihrer Einheit durd jede Gliede- 
rung des Verbandes bedroht, indem die Idee einer verfahungsmähigen Ord- 
nung der Mitgliedichaft im Verbande bei dem Mangel einer abjttaften Ge- 
jammteinheit unmöglich war. 

Jede Genoßenſchaft umfaßte zugleih Schußgenofen, die in der Ver— 
jammlung, welche doch als die Genoßenſchaft jelbit galt, gar nicht erſcheinen 
durften. Dabei ftellte nun zwar jo lange, ald ed nur Scußgenogen im 
vollen häuslichen oder herrihaftlihen-Mundium eines VBollgenofen gab, jeder 
Vollgenoße jchon als Haus- und Hofherr die von ihm vertretenen Schuß. 
genopen dar. Lockerte ſich aber der Herrſchaftsverband, jo daß jeine abhängigen 
Glieder in unmittelbare Beziehungen zur Geſammtheit traten, oder hieng eine 
beftimmte Klafje von Schuggenofen unmittelbar von der Gejammtheit ohne 
jede Beziehung zu einzelnen Bollgenofen ab, jo Eonnten die Gejammtheit der 
Vollgenogen und die Gejammtheit der Schußgenogen einander als bejondere 
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Geſammtrechtsſubjekte gegemübergeftellt werden. Dabei konnte dann die höhere 
Verbandseinheit fih im Laufe der Zeit zu einer Summe von Beziehungen 
zwifchen beiden Gejammtheiten abjchwächen, bis jie ganz zerriß und zwei Ge— 
meinden oder eine Gemeinde und Ungemeinder, eine Genoßenſchaft und Un» 
genoßen neben einander jtanden. 

In ähnlicher Weije fonnte jede Ungleichheit beftimmter Genoßenklaſſen 
zur Zerreifung der Genoßenſchaft in mehrere jelbjtändige Kreije führen, deren 
Stellung ald Glieder einer höheren Verbandseinheit fi mehr oder minder in 
die Stellung jelbitändiger Genoßenſchaften verwandeln mochte. So haben ja 
in der That die urjprünglichen einheitlichen Volksgemeinden ſich überall durch 
die Mittelftufe ſtändiſcher Gliederung zulegt in jelbitändige Standesgenofen- 
ſchaften aufgelöſt. 

Nicht minder gefährdet war die Einheit größerer Genoßenſchaften durch 
das Verhältniß zu den in ihr enthaltenen engeren Verbänden. Enthielt eine 
Genoßenſchaft Theilgenoßenſchaften, ſo enthielt ſie dieſelben als Geſammtheiten 
ſchlechthin, ſo daß gleichzeitig die kleineren Geſammteinheiten und die Summe 
aller Glieder der letzteren als Träger der größeren Geſammtheit erſchienen. 
Dabei beſtimmte aber feine verfaßungsmäßige Grenzregulirung, in welchen 
Beziehungen die engeren Verbände und iu welden die Einzelnen zur Dar- 
jtellung der Allgemeinheit berufen waren: vielmehr war aud) hier Beides gleich 
möglich und die Entſcheidung, was wirklich jein jollte, fonfret und flüßig. 
So war jowol die Abjorbirung der engeren Verbände durch die größere Ge- 
jammteinheit, als die Verwandlung der weiteren Genoßenſchaft in eine bloße 
Foederation jelbftändiger Genoßenſchaften und ſchließlich die völlige Auflöfung 
der größeren Verbandseinheit begrifflih möglih. Thatſächlich aber vollzog 
fih die Entwidlung in Deutſchland meiſt in der leßtgedachten Richtung. — 
Noch entichiedener und Fräftiger wirkten auf das gleiche Ziel die in den Ge 
noßenſchaften enthaltenen Herrichaftsverbände, welche mit jeder intenfiven und 
ertenfiven Verſtärkung für die Auflöjung der fie umfangenden Genofenjchaften 
arbeiteten. 

5. Endlich war vor Allem die Gejammtheit, wenn ihre Einheit in der 
Vielheit ſtecken blieb, durch jedes genoßenſchaftliche Amt in ihrer Einheit ge- 
fährdet. Denn da die Gefammtheit auch in den einfachiten und engften 
Verhältnißen nicht alle ihre Angelegenheiten ſelbſt bejorgen konnte, mußte fie 
von je einen Theil der Geſammtgewalt an Einzelne übertragen. Der jo 
beauftragte Beamte aber konnte nicht ald Organ eines unfichtbaren Gemein- 
wejens, jondern nur als bevollmächtigter Stellvertreter der ſichtbaren Gejammt- 
beit betrachtet werden. Auch bier reichte dann die Vorftellung einer Gefammt- 
vollmacht nur jo lange aus, als der ertheilte Auftrag wirklich in jedem Augen- 
blie zu Händen Aller blieb. Wurden die Verjammlungen jeltener, ihr Ein- 
fluß auf die inzwijchen vorzunehmenden Amtshandlungen geringer, jo jchien 
die Gejammtheit einen Theil ihrer Machtſphäre fortgegeben zu haben. An- 
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fänglih mochte dem Beamten nur Leihbefig eingeräumt fein; allmälig wurde 
jein Recht jelbjtändiger und er erjchien nicht mehr ald Treudiener, fondern als 
jelbjtberechtigtes Haupt der Genoßenſchaft, wenn auch der Uriprung feines 
Rechts aus dem Gefammtreht noch in der Erinnerung lebte; endlich gieng 
auch diefe Erinnerung verloren und er wurde zu einem wahren und eigent- 
lihen Herrn mit einem völlig eignen, vererblichen, veräußerlichen und theil- 
baren Rechte. Möglih und häufig war es dann, daß jchließlich im Herrenrecht 
das Gejammtrecht ganz untergieng und die Geſammtheit nicht einmal mehr 
ald Mitträgerin. der einſt von ihr allein dargeftellten VBerbandseinheit erjchien. 
Je größer aber der Umfang einer Genofenjchaft und je jeltener und unfähiger 
zur eignen Ausübung des Gejammtrehts die Verfammlung Aller war, defto 
intenfiver mußten dieje zeritörenden Kräfte auf ihren Untergang. hinwirfen. 

III, Die Miſchformen, welde dur dad Eindringen der Derrichaft in 
die Genoßenſchaft nnd der Genofenjchaft in die Herrichaft bald überall ent- 
ftanden, fügten fi durhaus in den Rahmen der alten Vorſtellungen. Herr: 
ihaftsverbände, in denen eine oder mehrere Gejammtheiten dem Herrn mit 
Gefammtreht und Gefammtpflicht gegenüber getreten waren, und Genofen- 
ihaften, in welchen fih eine herrſchaftliche Spike gebildet hatte, unterſchieden 
fi in wefentlichen Beziehungen: fie ftimmten aber darin überein, daß die 
einft entweder beim Deren oder bei der Gefammtheit koncentrirte Verbands- 
einheit nunmehr zwijchen Herrn und Gejammtheit getheilt war. Es gab aljo 
zwei Rechtsjphären, welche den Verband im Ganzen ergriffen und erſt zufam« 
men das volle Verbandsrecht bildeten: Träger der einen war der Herr, Trä- 
gerin der anderen die Geſammtheit. 

Da nun aber aud) hierbei der Herr als finnlich-fonfrete Perjönlichkeit, 
die Gefjammtheit als finnlich-fonfrete Verjammlung im bisher entwidelten 
Sinne vorgeftellt wurde, jo bildeten fie beide zufammen wiederum eine Ein— 
heit ähnlicher Art. Sie wurden daher allerdings jowol nad außen wie den 
Einzelnen gegenüber zujammengefaßt und in ihrer Zufammenfaßung ala 
Rechtsſubjekt gedacht. Allein fie wurden nicht als Glieder einer von ihnen 
verjdiedenen höheren Verbandseinheit, freilich ebenſowenig ald völlig getrennte 
und nur durch ihre individuellen Nechtöbeziehungen verknüpfte Willensmächte, 
jondern eben als eine Einheit, welche zugleich Zweiheit war, vorgeftellt. Wenn 
man 3. B. Kaiſer und Reich ald das Reich, Herr und Hofgemeinde als den 
Hof, Fürft und Vaſſallenſchaft als das Land zufammenfaßte, jo blieb man fich 
zwar in jedem Augenblide der gedoppelten Trägerſchaft des Verbandes be- 
wußt, hatte aber gleihwol die Vorftellung einer zweigliedrigen organischen 
Einheit. Für den Fall dereinftiger Scheidung de Gemeinheitlichen und des 
Individuellen trug daher ein ſolches Verhältnig die Möglichkeit in ſich, ent- 
weder zu einer Gemeinheit mit zwei Hauptträgern einer über beiden ftehen- 
den Gefammtperfjönlichkeit zu werden, oder aber fih in Einzelbeziehungen 
zwiſchen zwei in fich abgejchloßenen Perfönlichkeiten aufzulöſen. Vorläufig je- 
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doch ſchien Beides nur quantitativ verjchieden und die Entwidlung wurde durch 
feine begrifflihe Grenze an der Bewegung in ber einen oder in der anbern 
Richtung gehindert. Es war erflärlih, daß, da von einer Zweiheit jchwe- 
rer ald von einer Vielheit die in ihr ſteckende Einheit fich abheben läßt, zu- 
nächſt überall die auflöfende Richtung fi) geltend machte. Das Verhältniß 
von Herrn und Geſammtheiten wurde daher thatfächlich immer ähnlicher einer 
individualrechtlihen Verbindung jelbftändiger Rechtsſubjekte. 

Die Vermiihung von Herrihaft und Genoßenſchaft war mithin ein 
neued Moment, welches den Keim zu einer volllommeneren Rechtsbildung in 
zeitweiliger Unvollfommenheit barg. Indem die Mängel der beiden Verbands- 
formen fich bier in gewißer Weife ausglichen und die Vielheit in der Herr- 
ihaft Anerkennung, die Einheit in der Genoßenſchaft einen ſtets unzweifel- 
haften, fontinuirlihen und energifchen Ausdrud errang, ohne daß zu dieſem 
Behufe die Erfenntniß einer abjtraften Einheit nöthig geweſen wäre: wurde 
die Entwidlung des Begriffs der Allgemeinperfönlichkeit ebenfofehr verzögert 
als vertieft. 

IV. Die Rechtsjubjektivität der Herren und der Gejammtheiten erſchöpfte 
im älteren Recht den Begriff der die Einzelnen überragenden Perjönlichkeit. 
Mie aber die deutjche Perfönlichkeit überhaupt, jo war fie auch hier nicht allein 
durch fich jelbit und durch das Verhältniß zu andern Rechtsſubjekten, jondern vor 
Allem auch durch die von ihr beherrjchten objektiven Rechtsſphären bedingt und 
beftimmt. Es war dies jo jehr der Fall, daß fich das alte Recht der ſubjektiven 
Einheiten gar nicht ohne ein forreipondirendes Syftem objektiver Einheiten vor- 
ftellen läßt. Erft dadurch, daß aus rein jachlichen Beziehungen ein Band er- 
wuchs, welches gewiße in fich gegliederte und geſchloßene Rechtskomplexe durch 
die Sahrhunderte hindurch zufammenhielt, wurde es möglich, fe lange ohne 
den Körperjchaftsbegriff auszufommen. Wir haben daher, um die Grundla- 
gen unjerer Unterfuhung zu gewinnen, auch den deutſchen Sachbegriff im 
Allgemeinen und die durch ihn ermöglichte Bildung objektiver Rechtsſphären 
insbefondere einer Betrachtung zu unterziehen. 


II. Die Rechtsobjeftivität. 
8 5. Der deutſche Sachbegriff im Allgemeinen, 


I. Der Begriff des Rechtsobjekts im Allgemeinen kann weiter und 
enger gefaßt werden. 

4. Sm weiteften Sinne ijt Rechtsobjeft Alles, was den Gegenftand 
einer anerkannten Willensherrjhaft bildet. In diefem Sinne kann es jo we- 
nig ein objeftlojes wie ein ſubjektloſes Recht geben, da ein Wille ohne bie 
Richtung auf ein ihm Gegenftändliches Feine Realität hat. Unter den Be 
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griff des Rechtsobjekts im weiteften Sinne fallen daher auch die Rechtefub- 
jefte. Denn zunächſt giebt e8 Rechte, bei welchen der Wille fich jelbft gegen- 
ftändlich wird, wie Freiheit, Stand, Ehre u. f. w., welde daher ald Rechte 
an der eignen Perfon diejelbe Perjönlichkeit als Subjekt und als Objekt 
jeßen. Sodann giebt es Rechte, bei welchen ein Wille für den andern oder 
zwei Willen für einander gegenftändlich werden, welche aljo ald Rechte an der 
fremden Perjon eine Perjönlichkeit für die amdere als Objekt oder zugleich 
ald Subjeft und Objekt jegen. Es ift mit andern Worten jede Pflicht als 
Unterwerfung unter fremden Willen eine partielle Objektivirung des Rechts- 
ſubjekts. Derartige Rechte an einer andern Perjon zerfallen weiter im zwei 
Klaffen. Die Rechte der erften Klaffe, zu welden die meiften öffentlichen 
Gewaltrechte und im Privatrecht die perjönlichen Familienrechte gehören, haben 
gar fein anderes Objekt ald die Perjönlichkeit. Cine zweite Klaffe dagegen, 
in welder die perfönlichen Vermögensrechte oder Obligationen hervorragen, 
umfaßt diejenigen Rechte, für welche zwar das nächite Objekt ein fremder 
Wille ift, als mittelbare Objekt aber ein Gegenſtand hinzutritt. Der ge- 
ſchuldete Gegenftand ift hier der Macht des berechtigten Willens fo lange ent- 
zogen, ald nicht dazwiſchen ber verpflichtete Wille beherrſcht wird; er kann 
alfo gar nicht als Objekt gefet werben, ohne zuerft den Willen des Schuld» 
ners ald Objekt gejeßt zu haben. Der Wille des Schuldners andrerjeits ift 
nicht ſchlechthin, ſondern nur in Bezug auf den gejchuldeten Gegenftand und 
innerhalb der dadurch beftimmten Schranke Objekt. Hier find aljo zwei gleich 
wejentliche Objekte vorhanden, von denen das entferntere ohne das Mittel des 
näheren gar nicht Objekt fein würde, das nähere ohne die Beftimmung durch 
das entferntere in einer leeren und nichtigen Beziehung ftünde, Mithin liegen 
Rechte vor, deren Objekt der durch ein zweites Objekt beftimmte Willensfplitter 
einer Perjönlichkeit ift; Rechte, die nicht an der Perjon ſchlechthin, aber an 
einer perjönlichen Verbindlichkeit beftehen. 

Die Eigenſchaft des Rechtsſubjekts, zugleich Rechtsobjekt zu jein, ftand 
im römifchen Necht im Widerfpruch mit der abfoluten Subjeftivität der Per- 
jon; da fie aber troß der Beſchränkung auf das Privatrecht nicht völlig zu 
verbannen war, fand fie theild im Begriff der Ausnahme theils in einer 
fünftlihen Auffagung der Verpflichtung Platz. Dagegen war im beutjchen 
Perjonenbegriff von vornherein die partielle Rechtsobjektivität gegeben, da ja 
jeder Wille ald zugleich herrſchend und beberrjcht in das Recht trat. 

Wenn ed nun aber jhon im Weſen des Rechtsſubjektes liegt, zugleich 
Rechtsobjekt zu jein, jo bedarf ed Feines jelbftändigen Rechtöbegriffs für Ob- 
jefte diejer Art. Insbeſondere ift ein Gattungsbegriff, welcher diefelben mit 
den bloßen Gegenftänden des Rechts in Eine Kategorie verbände, entbehrlich 
und in der That vom Rechtöbewußtjein meift entbehrt worden. 

2. Rechtöobjeft im eigentlihen und techniſchen Sinn ijt vielmehr 
nur das, was Rechtsobjekt ſchlechthin ift; mithin Alles, was die ausſchließ— 
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liche Beitimmung in ſich trägt, Gegenſtand anerfannter Willensherrichaft zu 
jein. Im diefem Sinne iſt Rechtsobjeft nur das durchaus Willenloje, der 
Menfch aljo nım, wenn jeine Perjönlichfeit durchaus negirt wird. Die Rechts- 
objefte diejer Art faßen wir unter dem abftraften Begriff der „Sache zu- 
ſammen und erhalten jo ald Gegenſatz des Perjonenbegriffs den Sachbegriff. 

II. Der Sachbegriff it eine Abitraftion wie der Perfonenbegriff. 
Urjprünglich gibt es überall nur die Thatſache, daß beſtimmte Gegenftände 
in beftimmten Beziehungen rechtlich beherriht werten, Dabei ift die Stellung 
diejer Gegenftände im Recht nach Zeiten und Völkern verichieden. Wird da- 
ber das gemeinjame Merkmal, Sache zu fein, erfannt und firirt, jo wird fich 
der Gehalt dieſes Begriffs gleichfalls verfchieden geftalten müßen. 

1. Dem römiſchen Rechtsbewußtſein gieng der abftrafte und farb- 
Ioje Sachbegriff (res) frühzeitig auf. Allein jelbft bei den Römern war dieje 
Abſtraktion feine vollfonmene.t) 

Man jeßte ald „Suche jedes räumlich begrenzte Stüd der äußeren Na- 
tur, welches Gegenftand menjchlicher Willensherrſchaft jein fonnte; und man 
jeßte unter Abjtreifung jeglicher Bejonderheit jede Sache rechtlich der an- 
dern gleich). 

Diefer abſtrakte Sachbegriff, der offenbar an der beweglichen Habe in 
jehr alter Zeit zuerſt gebildet worden, war freilich nad) der einen Seite zu 
weit und nad der andern zu eng. Aber man gab ihn deshalb nicht auf, 
fondern half durch Fünftliche Korrekturen nad). 

a. Der römiſche Sachbegriff war zu weit, weiler nichts vom Fonfreten 
Gehalt des Rechtsobjekts in ſich enthielt, jondern in der leeren Abjtraftion 
der überall gleichen Sachqualität beftand. Führte man ihn ftreng durch, fo 
durfte fein Recht deshalb verjchiedenartig fein, weil es ſich auf einen verjchie- 
denartigen Gegenjtand bezog. In Wirklichkeit aber war es, jo früh man 
Sklaven, Grundſtücke und Mobilien als Sachen gleichjtellte, unmöglich, die 
principiell verkündete Identität des Eigenthums an ihnen durchzuführen; und 
ebenjo mußte man andere jachliche Unterjchiede, ;. B. der res mancipi umd 
nec mancipi, der praedia rustica und urbana, der res divini juris, der 
vertretbaren und verzehrbaren Sachen u. f. w., als Rechtsqualitäten anerfen- 
nen. Man half fih auch hier mit der Annahme einer Ausnahme von der 
im Princip gejeßten Gleichheit, woraus ſich dann aud hier die Tendenz der 
möglichiten Einſchränkung und endlichen Bejeitigung der Ausnahmen bis zum 
Nivellement der Rechtsobjefte praktiſch entwidelte. 

b. Der römijche Sachbegriff war aber andrerjeits offenbar zu eng, im 
dem er dans Merkmal der Körperlichkeit fejthielt. Während in dem Begriff 
der Perjon die Rectsiubjektivität von dem übrigen Inhalt des menſchlichen 
) Bol, Die trefflihen Bemerkungen von Arnold, Kultur u. Recht der Römer 
©. 144 f. 
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Weſens gelöſt wurde, blieb. der Begriff der Sache in der Körperlichkeit des 
Gegenftandes ſtecken. Die Sache war daher in ihrer ſinnlichen Zotalität, 
ald greifbared und wahruehmbares Stück der Natur, Rechtsobjeft, und das 
Eigenthumsrecht Fonnte geradezu mit der Körperlichkeit feines Objektes identi- 
fiirt werden. 

Don diefem Standpunkt aus war ed eine Ineonjequenz, wenn ein be» 
jondered Recht an einer pars pro indiviso zugelaßen wurde: denn ein Körper 
läßt fih nicht in ideelle Theile zerlegen. Ebenſo war ed eine Inkonſequenz, 
von der man freilich in neueſter Zeit das römiſche Recht zu reinigen verjucht 
bat, wenn man an einer universitas rerum ein Recht anerkannte, welches 
das Ganze als ſolches und nicht vielmehr die Summe der darin enthaltenen 
Einzeljachen ergriff: denn das Ganze ift nur begrifflid, nicht Eörperlich von 
der Summe der Theile verjchieden. Endlich war es ftreng genommen eine 
Inkonſequeny wenn man eine Sache als gleichzeitiges Objekt verfchiedenartiger 
Rechte jegte: denn da in dem Begriff der Sache ihre förperliche Zotalität 
ſteckt, kann fie jtreng genommen nur ganz oder gar nicht von einem Recht 
ergriffen werden: Im der That giebt es daher im Grunde nur Ein unmittel- 
bar dingliches Recht: das  Cigenthum. Indem diejed die Sache in ihrem 
ganzen Beitande in die Willensiphäre einer Perjon weift und gewißermaßen 
zu einem Stüd der Perjon macht, jchliegt es jeden andern Willen. von einer 
gleih unmittelbaren Einwirkung auf diefelbe Sache aus. Erft als Rechte 
fingulärer und im Grunde filtiver Natur treten die jura in re aliena hinzu, 
welche nie ganz unmittelbar werden, weil zwijchen ihnen und der Sache das 
Eigenthum jteht, und welde ftets etwas Anomales behalten. Ebenjo kann 
bei den Obligationen der Einfluß des mittelbaren Objekts nicht ganz abge 
wehrt werden, tritt aber jo viel wie irgend möglich vor dem perjönlichen 
Bande zurüd. 

Ein eigenthümliches Dilemma entjteht bei diejer Auffahung, wenn es 
ih um die Trage handelt, ob es außer den Zörperlichen Sachen nod andre 
Sachen giebt. Denn entweber wird died verneint: dann find, da die Körper: 
lichkeit aller Sachen ſchon durch das Eigenthum erjchöpft wird, die übrigen 
Rechte objeftlos. Oder aber es wird bejaht: dann fehlt es, da in dem körperlichen 
Sachen die gegenftändlihe Zotalität jteckt, für die übrigen Sachen an jedem 
gegenitändlihen Subjtrat. Die römifchen Juriſten griffen hier zu dem äußer— 
lihen Hilfsmittel, den förperlichen Sachen ald unkörperliche (res incorpora- 
les) die Rechte (jura) entgegenzufjeßen.?) Dabei aber wird offenbar nicht nur 
ganz Ungleichmäßiges vergliden, jondern es bleibt völlig unerflärt, wie denn 
das Recht zugleich Herrichaftsbefugnig und Beherrichtes jein fell. Die Schwie- 
rigfeit, daß entweder mehr Sachen ald Gegenjtände oder objektloje Rechte be 
ftehen, wird hiermit nicht gelöit, jondern umgangen. 


2) Gaj. II, 13. 14. 
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2. Das deutfhe Rechtsbewußtſein erhob ſich ungleich fpäter zu 
einem abitraften Sachbegriff. Aber auch hier hatte es dadurch den Vortheil, 
weder zu Gunſten begriffliher Verallgemeinerung der Fülle der Lebensverhält- 
nige Gewalt anzuthun, no durch einen zu engen Begriff fih auf dem Wege 
zu gedanklicher Vollendung Feßeln anzulegen. 

a. Zunächſt lag ed dem älteren Recht durchaus fern, die verjchiedenen 
Gegenftände rechtliher Willensherrfhaft, wie namentlih Menſchen, Vieh, 
Grundſtücke und Fahrhabe, unter einem farblofen Sahbegriff zu fubjumiren. 
Wie hierdurch die Ausdehnung des Perjonenbegriffs auf alle Menfchen mög- 
ih ward, ift ſchon erörtert. Auch die übrigen Rechtsobjefte aber galten fo 
wenig als rechtlich gleich, das vielmehr ihre Verjchiedenheiten das gefammte 
Rechtsſyſtem gliederten und beftimmten. Schon die natürlihen Eigenſchaften 
der Sachen gaben dem auf fie bezüglichen Recht eine befondere Färbung, jo 
daß 3. B. das Eigenthum an Grundſtücken und an Fahrhabe nicht einmal 
einen gemeinjamen Namen hatte, ebenjo aber weiter das Eigenthum an Ader- 
land, Häuſern, Gewäßern, Wäldern, Bergwerken, Deichen u. f. w., ober bas 
Eigenthbum an Vieh, Geräth, Früchten, Geld u. j. w. von ungleichem redht- 
lihen Gehalt war. Sodann aber waren umgekehrt die Sachen befähigt, durch 
beitimmte rechtliche Vorgänge oder Verhältniße, wiez.B. durch Konftituirung 
von Leihen, Zinjen, Gejammtrechten, durch die Perfönlichkeit, den Stand oder 
Beruf des Befigerd, durdy die Verbindung mit Aemtern, Dienften u. ſ. w., 
jelbft eine bejondere Rechtöqualität anzunehmen. Die Entwicklung in diefer 
Richtung vollzog ſich namentlich bezüglih der Grundftüde in folder Reich— 
haltigkeit und wuchernden Fülle, daß zulegt, wie jebe Perſon, jo jeded Grund» 
ſtück jein fonfretes und individuelles Recht hatte und nur innerhalb einzelner 
vornemlich durd die ftändifche Gliederung gefchiedener Gruppen eine gewiße 
Gemeinjamfeit erhalten blieb. 

Mit der Erreihung einer höheren Kulturftufe konnte ein folder Indivi- 
dualismus der Sachen jo wenig wie ber Individualismus des Perjonenrechts 
fortbeftehen, mußte vielmehr gleich diefem dem Gedanken der Rechtsgleichheit 
weichen. Zuerft innerhalb gewißer Gattungen, dann an bein Gegenjtänden des 
Rechts überhaupt wurde dad Gemeinjame erfaßt und abgelöft, in die Sphäre 
des abjtraften Begriffs erhoben und injoweit Einer Regel unterworfen. Allein 
auch hier wurde die Gleichheit des Merkmals, Sache zu fein, nit zu einer 
principiellen Gleichheit des gefammten rechtlichen Gehalts des Sachbegriffs ge- 
fteigert, jondern von vornherein im Sachbegriff die mögliche Ungleichheit mit- 
gedacht. Breilich gelang auch hier die völlige Meberwindung des hergebrachten 
ſpröden und geſchloßenen Individualismus nicht ohne Beihilfe und zeitweiliges 
Uebergewicht der fremden Begriffe: aber den Kern des heimiichen Rechtöbe- 
griff vermochſe dic römische Abjtraftion nicht zu zerftören. Heute, nad) der 
Erringung eined gemeinen Sachenrechts, ift es ebenſo überflüßig als innerlich 
unwahr, die Bedingtheit des Rechts durch die Sache und die ungleiche Rechts- 
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qualität der Sachen im Princip zu verneinen, um fie durch die Hinterthüre 
der Ausnahme jofort wieder zuzulaßen. Unſer Eigentbum an Liegenjchaften 
und beweglichen Gut ift nit am fi gleih und in feinen Wirkungen zu- 
fällig ungleich, jondern, weil der Begriff des Eigenthumsrechted erft durch den 
Begriff eines Eigenthumsobjektes volljtändig wird, ein am fi) ungleichartiges 
Reht. Und wenn wir öffentlihe und private Güter, Kirchen und Deiche, 
Häufer und Vieh, Adergerätl; und Handelswaaren in Bezug auf die Eigen- 
jchaft, Sache zu jein, einander gleichjegen, jo negiren wir damit auch nicht 
einen Augenblid, daß ihr objektiner Gehalt rechtlich verſchieden fein und die 
an ihnen begründeten Rechte ungleich qualificiren fann. Daß aber hierin 
nicht blos eine theoretiihe Verſchiedenheit von der römifchen Auffaßung liegt, 
zeigt ih im der von niwellirenden Tendenzen nie ganz zerftörten Neigung 
unjered Rechts, dad Sachenrecht auch praktiih der Mannichfaltigkeit jeiner 
Objektögattungen auzupaßen. 

b. Auf der andern Seite löſte das deutſche Rechtsbewußtjein den Sad) 
begriff weit früher und vollftändiger als das römiſche von der beengenden 
Vorſtellung der Körperlichkeit. 

Die Anjhauung, daß an fi) jede Sache nur Einem Willen unmittelbar 
unterworfen und nur Einem Recht Gegenitand jein könne, wurde nie ent 
widelt. Kein abjoluter und einfeitiger Willensbegriff nöthigte dazu, in rö— 
miſcher Weije jede Sache, wenn fie einmal von einem Willen ergriffen war, 
jofort unter Ausichliegung jedes andern Willens in ihrer Xotalität durch 
diefen Willen abjorbiren zu laßen. Und von der Seite der Sachen her war 
im Gegentheil tbatjächlich offenbar, daß beſonders die Grundftüde gleichzeitig 
mehreren Willen unmittelbar unterworfen und für die verfchiedenartigften 
Öffentlichen und privaten Befugniße Gegenftand waren. Diefelbe Sache ge- 
hörte einer Gejammtheit und Einzelnen; an demjelben Grundftüd beftanden 
landrechtliche Gewere des Einen und lehn- oder hofrechtliche Gewere des An- 
dern, Zind- und Zehntrechte, Anwartrechte von Erben und fonjtige Eventual- 
rechte, grund» und vogteiherrliche Befugniße, ohne daß die Unmittelbarkeit 
eines diefer Rechte durch die Unmittelbarfeit der andern ausgeſchloßen wurde ; 
und jelbjt bei einem perfönlichen Rechte Eonnte die Sache immerhin ſchon 
in irgend einer, wenn auch erft durch die Perſon des DVerpflichteten vermittel- 
ten Beziehung zum Berechtigten gedacht werden. Eine ſolche Mehrheit von 
Sachenrechten und eine Beziehung felbft der Forderungsrechte auf den Sad- 
gehalt war nun aber nicht möglich, wenn die Sache mit ihrer Lörperlichen 
Totalität zufammenfiel. Vielmehr lag darin der Stoff zu der Erkenntniß, 
dag nicht der Naturgegenftand als folder, fondern der Inbegriff feiner zur 
Willensbeherrſchung geeigneten Eigenſchaften unter das Recht fällt; daß der 
Rehtöbegriff der „Sade* fih jo wenig mit dem Begriff des Lörperlichen Ge- 
genftandes deckt wie der Begriff der Perjon mit dem des Menſchen; daß wir 
das Körperliche an einer Sache zwar thatjächlich innehaben und übergeben, 
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nicht aber rechtlich beherrſchen und übertragen; daß die Dualität ald- Sade 
nichts finnlich Wahrnehmbares, jondern etwas rein Begriffliches ift. 

Aus diefer in der Anlage ftetd vorhandenen, wennjhon noch unentwidel- 
ten Auffaßung folgte ſchon in älterer Zeit die Anjhauung, daß das Eigen- 
thum ein Recht wie andere und nur durch die in ihm vorgenommene Zu- 
jammenfaßung aller denkbaren Beziehungen der Sache zur Perjon ausgezeich— 
net jei; daß umgekehrt jedes andere unmittelbar oder mittelbar auf eine Sache 
gerichtete Necht ein Stück der Sache in ſich enthalte. Dort waren alle für 
den Menjchen überhaupt werthvollen Beziehungen eines Gegenftandes zuſam— 
mengefaßt. und ald Rechtsobjekt gejegt: hier waren bejtimmte Seiten oder 
Möglichkeiten aus der allgemeinen Sachſphäre herausgehoben und für fi als 
befonderes Rechtsobjekt erflärt. Daher war das Cigentbum jo gut wie jedes 
andere Sachenrecht ein Recht; jo gut aber wie das Eigenthum mit der von 
ihm beherrſchten Sache identificirt werden konnte, ließen ſich auch die andern 
Rechte ald Sachen betradten. Und ſo iſt denn in der That unferm Rechte 
eine von Alters her geläufige und äußerſt praktiſche Anjchauung, daß Rechte 
verjchiedenfter Art in gleichem Sinne wie das Eigenthum „Sachen“ find.?) 
Zahlloje Herrſchafts- und Nutzungsbefugniße, Gerichtsherrlichkeiten, Vogteien, 
Amtögerehtsiame, Regalien, Gewerberechte, Zwangs- und Bannrechte, Real- 
rechte jeder Form wurden ald Sachen anerkannt, an denen wieder Eigen», 
Leihe oder Pfandgewere und Rechte verfchiedenjter Art möglid waren. Und 
jelbjt die perjönlihen Vermögensrechte können durch den Einfluß ihres ent- 
fernteren Objekts in eine ähnliche Kategorie einrüden,*) fo daß fie durch die 
Form der Inhaberpapiere jogar an dem eigentlichen Sachenrecht Theil nehmen, 
in dem Begriff von „Kapitalien,* „Aktiven“ u. ſ. w. ald Sachen vorgeftellt, 
und ihrerjeit3? nicht nur als Objekt dinglicher Rechte, wie Pfandrecht und 
Nießbrauch (was die Römer nur jehr anomaler Weije zuließen), ſondern ale 
Gegenftände des „Eigenthums“ gedacht werden können. 

Man pflegt auch für das deutſche Recht die römiſchen Ausdrüde Förper- 
licher und unförperliher Sachen zu gebrauchen. Es ijt dies ungefährlich, 
wenn man nur zweierlei nicht vergißt. Einmal, daß aud) die förperlichen 
Saden nur eine unförperliche. Seite körperlicher Gegenitände, nämlich den 
Inbegriff aller ihrer rechtlich erheblichen Eigenſchaften, ausdrüden, während 
die unförperlichen Sachen, als abgetrennte Splitter jenes Inbegriffs, der Ber 
ziehung auf die Körperwelt keineswegs entbehren. Zweitens, daß unförperliche 
Sachen nicht die „Rechte als joldye, fondern die in dem Namen ded Nechts 


3) Alle neueren Gejepgebungen haben diefer Anſchauung Ausdrud verliehen. 
Bol. 3. B. Bair. U R 10.189 Pr A! R. I, 282. Defterr. Gb. $ 292. 
Code civ. a. 526. 529. 530. 

) Das preuß. L. R. bat daher die Forderungsrechte für „Rechte zur Sache“, 
das öſterr. Gb. für „ perſönliche Sachenrechte” erklärt. 
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mitausgedrücten Objekte find: d. h. der von dem betreffenden Recht ergriffene 
und als Willensobjeft gejeßte Theil der Sachſphäre beſtimmter Gegenjtände. 
Da dieſes Stück der Sachſphäre, welches in Wahrheit die unförperliche Sad 
ift, nur durch das betreffende Recht feine objektive Sandereriftenz erhält und 
mit dejjen Fortfall jofort in den allgemeinen Sachbegriff zurüdfällt, und da 
andrerjeitd das betreffende Recht ohne dieſe feine gegenftändliche Seite nicht 
es jelbit wäre: jo iſt der Gebrauch deſſelben Namens für Beides erflärlich 
und im Ganzen unjhädlic. 

Eine der wichtigiten Folgen dieſer Erweiterung des Sachbegriffs iſt die 
Möglichkeit einer Verbindung mehrerer Sachen zu einem Ganzen. - Denn 
liegt in dem Sachbegriff die Körperlichkeit, jo können nur entweder die 
Einzeffjahen oder dad Ganze Sachen jein, während im Ießteren alle die 
Einzeljahen zu Sachtheilen zufammenjchrumpfen müßen, im erjteren Fall das 
Ganze ftreng genommen ein bloßer Name ift. Wird dagegen der deutjche 
Sahbegriff zu Grunde gelegt, jo können Ganzes und Einzelſachen gleichzeitig 
und gleichartig Sachen jein, indem eben für gewiße Beziehungen die auf die 
Sondereriftenz der Einzeljachen bezüglichen Seiten, für andere Beziehungen 
aber die rechtlich relevanten Eigenjchaften des von der Summe der Einzelfachen 
verjchiedenen Ganzen als Objekt -gejegt werden... Das Ganze als Sache ijt 
dabei feine leere Abftraftion, jondern jo viel oder jo wenig körperlich wie die 
Einzeljachen.?) 

So finden wir denn in der That im deutichen Necht zunächit von je 
förperlihe Gejammtjahen anerfannt. Landgüter, Gefammtgebiete, ſpäter 
auch bewegliche Komplere (z. B. Heerde, Inventare, Bibliothefen, Waarenlager) 
find einerjeits als objektive Einheiten, welche mit dem Wechſel der Einzeljachen 
nicht wechjeln, Gegenjtand von Rechten, und berauben doc andrerjeits ihre 
Beitandtheile nicht des Sachcharakters. Begrifflich freilich ſchied man hier jo 
wenig wie bei Perjonengefjammtheiten urjprünglich das Ganze und die Summe 
der Einzelnen: thatſächlich aber machte fih auch hier von je das der Gefammt- 
ſache eigenthümliche Merkmal, objektive Einheit und Vielheit zugleich zu fein, 
im Nechte geltend. Und die jchärfere Unterjcheidung eines abftrahirenden Be— 
wuhtjeind mußte endlich bier wie bei Perjonenverbänden die Einheit und die 
Vielheit trennen, jo daß fi) genau fixiren lieg, wie weit die Einzeljachen be 
jondere Rechtsobjefte waren und wie weit andererieits die Geſammtſache als 
ſolche Gegenjtand von Rechten und ſalbbſt von Beſitz fein Eonnte. 


5) Vgl. 3. B. Pr. A.L. R. I, 2 8 32.. Dejterr. Gb. $ 302. Wenn Befeler, 
Syſtem 8 77a. f., die Gefammtiache als „körperlichen Gegenſtand“ betrachtet, fo 
widerfpricht dies der von ihm ſelbſt gegebenen Definition, fie fei ein „Inbe— 
griff an fich felbftändiger, im Wefentlichen gleichartiger Sachen, welche, zu einem 
beftinnmten Zweck verbunden und mit einem gemeinfamen Namen bezeichnet, auch 
juriſtiſch als eine Einheit, ald Eine Sache betrachtet werden und als ſolche 
zum Gegenjtand von Rechtögejchäften gemacht werden können.“ 
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Wichtiger noch war die Verbindung von Haupt» und Nebenfade, 
wobei nicht die Verbindung aller Sachen mit einander, jondern die Abhängig» 
feit der Nebenfachen von der Hauptſache Grundlage einer objektiven Einheit 
war. Der Begriff der Zugehörung, heute nod von Wichtigkeit, nahm im 
ältern Recht eine geradezu dominirende Stellung ein. Auch die Hauptjache 
aber mit ihren Zugehörungen bildete ein objektive Ganze, weldes fi von 
der Summe der in ihm verbundenen Sachen unterjdied. Denn ed war zwar 
für diejes Ganze die Hauptſache wejentlih und beftimmend: die Pertinenzen 
aber erjchienen als abhängige Glieder, deren Individualität für die Identität 
und Kontinuität des Ganzen unerheblich war. Wenn zunächſt das ältere Recht 
bier jo wenig wie etwa im perjönlichen Herrjhaftsverbande den Unterjchied 
zwijchen dem Verbande von Haupt und Gliedern und zwijchen der Summe 
von Einzeljachen begrifflich firirte, jo brachte doch hier wie dort Beides fich 
von je zu praktiſcher Geltung. 

Sodann fand und findet auch eine Kombination des DVerhältniged der 
Geſammtſache und der Haupt- und Nebenjache ftatt, indem z. B. ein Inbegriff 
von Sachen als Pertinenz einer Hauptjache oder umgekehrt ald Hauptſache für 
Nebenſachen gilt. 

Diefe objektiven Sachverbände find aber ferner nicht auf Zörperliche 
Sachen beihräntt, vielmehr nehmen daran die unförperliben Saden in 
analoger Weife Theil. Rechte werden ald Zubehör von Sachen oder andern 
Rechten gedacht, wie 3. B. die jubjektiv-dinglichen Rechte, und mehren oder er- 
weitern jo den pofitiven Gehalt des Sachganzen, während diejes in feiner ob- 
jeftiven Einheit unverändert bleibt. Dinglihe Belaftungen ftellen ſich um- 
gekehrt als Minderungen oder Beihränfungen ver belafteten Sache dar, ohne 
die Identität ded Sachganzen anzugreifen. Und jofern endlich förperlie und _ 
unförperlihe Sahen ohne Anknüpfung an ein renles jachliches Haupt als 
ein in fi) verbundened Ganze (universitas juris) vorgejtellt und von der 
Summe der Einzeljachen unterjchieden werden, entiteht der Begriff einer ob- 
jeftiven Rechtsjphäre oder in Bezug auf das Privatredht ein objeftiver 
Dermögendbegriff. 

II. Der VBermögendbegriff ded römijchen und deutſchen Rechts 
war daher jo wenig wie der Sachbegriff gleich. 

1. Der römijche Vermögensbegriff war durchaus jubjeftiv. Das BVer- 
mögen geht in der Perjönlichkeit auf, dig ed ganz und gleichmäßig durchdringt, 
und wird nah Umfang und Inhalt durch die Herrichaftsiphäre eines indivi— 
duellen Willens begrenzt und beſtimmt. Selbſt wenn die Perjönlichkeit fort 
fällt, bleibt das Vermögen nur dadurd ein Ganzes, da der Wille des Erb- 
laßers als fortlebend fingirt und vom Erben übernommen wird. Und bejondere 
Bermögensmaffen, die gegenüber dem andern Vermögen defjelben Subjefts eine 
jelbitändige Bedeutung hätten, fommen nur anomaler Weije in den Pekulien, 
der dos und verwandten Erſcheinungen vor, die immerhin noch, obwol nicht 
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ohne Zwang, von der Seite der perſönlichen Beziehungen erfaßt werden 
fonnten. 

2. Der deutjche Vermögensbegriff dagegen war von je zugleich objektiv. 
Fällt die Perjönlichkeit fort, jo bleibt jchon aus fachlichen Gründen das Ber: 
mögen entweder ein Ganzes oder geht doch nicht ald Summe von Einzelfachen 
fondern in der Gliederung nad objektiv verbundenen Inbegriffen auf die 
Erben über. Nicht die ganze Rechtsiphäre der fortgefallenen Perjönlichkeit 
wird übertragen, jondern nur derjenige Theil derjelben, welder in dem Ber: 
mögen zugleich eine objektive Eriftenz hat. Und vor Allem entjteht die Mög— 
lichkeit von Sondervermögen, welde als in fich gegliederte und abge— 
ſchloßene Mafjen im Verhältniß zu dem übrigen Bermögen defjelben Subjefts 
bei deſſen Leben wie nad) deſſen Tode ihre objektive Selbjtändigfeit in einem 
im Einzelnen jehr verjchiedenen Grade zur Geltung bringen. Dieje Sonder: 
vermögen jpielten von je und jpielen noch heute eine bisher jehr wenig ge 
würdigte, und doch geradezu enticheidende Rolle im deutſchen Recht. So ger 
hören zu den zwar jehr verjchiedenartigen, aber durchweg von demielben Ge: 
danken einer objektiv verbundenen, gegliederten und bis zu irgend einem Grade 
geſchloßenen Sachſphäre beherrichten Sondervermögen ded heutigen Rechts die 
Beitandtheile des Ehevermögens, das Geſellſchaftsvermögen (joweit ihm Feine 
juriftiihe Perjfon entipricht), das Handelövermögen („Geſchäft“ und „Firma“), 
dad Dergvermögen, das Schiffövermögen, die Konfurd-, Nachlaß- und Liqui- 
dationsmafjen, die öffentlichen und privaten „Fonds“ und „Kaffen“ für be 
ftimmte Zwecke, auch nad der Auflöjung deö Grundeigenthbums in einen vom 
Grundſtück nur dargeftellten Vermögenswerth das Grundvermögen u. j. w. 
Ehendahin gehört aus Älterer Zeit die gejonderte Behandlung von fendalem 
und allodialem Vermögen, von Stammgut, Erbgut und gewonnenem Gut, 
von Gerade und Heergeräth, die Bedeutung rein objektiver Gemeinfchaften u. ſ. w. 
Der Unterjchied ift nur, daß, je weiter wir zurückgehen, deſto entjchiedener der 
Begriff des Sondervermögens an finnliche Unterſchiede anknüpft oder fi au 
ein reales und in feiner Individualität wejentliches Hauptobjeft, beſonders ein 
Grundftük, anlehnt, jo daß im vorftädtiichen Leben faft ausſchließlich die 
Grundſtücke mit den ihnen zugehörigen Sachſphären als objektive Vermögens— 
einheiten hervortreten. Der Gedanke aber war derfelbe: es ift nur im Laufe 
der Zeit auch hier das finnlich Konkrete durch das Abftrakte, ja zum Theil 
dur die bloße MWerthabitraftion, erjeßt, und ftatt der Grundjtüde ift der 
Kapitalbegriff zum Ausgangspunkt des Vermögensbegriffs geworden. 

IV. Bei einer derartigen VBerfchiedenheit der Grundbegriffe mußte auch 
die Stellung der Saden im Recht bei Römern und Deutjchen ver- 
ſchieden ſein. Im Allgemeinen denkt das römiſche Recht ald Ausgangs- und 
Mittelpunkt aller Rechtöverhältnige einfeitig und ausſchließlich die Perjonen, wäh 
tend das deutjche Recht neben den Perfonen zugleich die Sachen als jelbftändige 
Pole der Nechtögeftaltung anfieht. Im Einzelnen treten freilich für das römiſche 
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Recht erhebliche Mopdififationen, für das deutjche Recht in feinen verfchiedenen 
Entwiclungsperioden bedeutende Umwandlungen hervor. 

1. Im römijhen Recht find die Sachen principiell ohne eigne rechtliche 
Bedeutung. So weit ed irgend mit dem Leben vereinbar ijt, werden bie 
Saden als Objekte eines von ihnen weder bedingten noch beftimmten Willens 
und ohne jede eigne rechtliche Individualität gedacht. Es giebt daher im All- 
gemeinen feine rechtlichen Unterſchiede der Saucen, wovon freilid, wie jchon 
erwähnt ift, erhebliche Ausnahmen zugelaßen werden müßen. Es giebt ferner 
feine Beziehungen der Sachen zu einander, wovon wieder durch den Pertinenz- 
begriff und durch den Begriff der universitas rerum Ausnahmen eintreten. 
Es giebt Feine Rechte der Sachen im deutſchen Sinne, wovon nur Eine wid) 
tige Ausnahme in der jubjektiv-dinglichen Beichaffenheit der Praedialjerpituten 
anerkannt wird, jo daß bier jogar die Ältere Anſchauung eines praedium 
dominans, eines servire oder debere fundo nicht ganz verklungen iſt. Es 
giebt ebenfowenig Laften der Sachen im deutſchen Sinne, jondern nur jura 
in re aliena, die als partielle und durch ein fremdes Eigenthum hindurchge- 
bende Herrihaftsrechte an der Sache aufgefaßt werten, obwol auch hier Spu- 
ren einer andern Auffaßungsweife fi in der Benennung und Behandlung 
der Servitut ald „servitus® und des Pfandrechts als „obligatio rei” Fund 
geben. Bor Allem aber find die Sachen ſchlechthin nur Herrſchaftsobjekte, 
nie Begründer oder Geftaltgeber des Willens, und es giebt daher feine ding- 
liche Erweiterung und feine dingliche Gebundenheit der Perjönlichkeit. Mag 
ausnahmsweije mit einem Objekt eine Befugnig an weiteren Objekten ver- 
fnüpft fein, jo wird doch damit nicht die Perjönlichkeit jelbjt erweitert, wie 
dies 3. DB. bei unjeren jubjektiv-dinglihen Standes und Herrichaftsrechten der 
Fall war. Mag umgekehrt der Eigenthümer eine partielle Herrihaft Ande- 
rer an feiner Sache dulden mühen, jo kann doch nie für ihn eine pofitive 
Verpflichtung, eine Beſchränkung des Willens durch Sachbeſitz entjtehen (ser- 
vitus in faciendo consistere non potest), und es ift unmöglich, daß nach 
deutfcher Weife die öffentlihen und privaten Laften jeder Art von den Per- 
fonen abgewälzt und auf Grund und Boden geworfen werben. In derjelben 
Unfelbftändigkeit der Sachen wurzelt endlih die völlige Unabhängigkeit der 
Obligationen von ihren entfernteren Objekten und die Unmöglichkeit, das 
Erbrecht auf objektive Momente zu bauen. 

2. Das deutſche Recht ftellte umgekehrt von je die Sachen ald Aus- 
gangspunkte von Nechtöverhältnigen neben die Perjonen. Weil ihm die Per- 
fon nicht abfolnter, jondern bedingter Wille, das Recht nicht einfeitige Be— 
fugniß, fondern zugleich befugende und bindende Beziehung war, mußte ihm 
auch die Sache zugleich als bedingt durch das Recht und als bedingend für 
das Recht, ald Endpunkt und als Ausgangspunkt der auf fie gerichteten Wil- 
Vensbeziehung erjcheinen. So fonnten die einzelnen Sachen im weiteften Um— 
fange mit beftimmten Rechtsqualitäten bekleidet, ja es Eonnte zulegt bei 
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Grundftücden eine Standesqualität möglich werden. Die Sachen konnten 
ferner untereinander in die mannichfachften objektiven Beziehungen der gegen- 
jeitigen Verbindung und Zufammenfügung, der Ueber- und Unterordnung 
treten. Die Anknüpfung von Rechten und Pflichten an beftimmte Sachen, 
jo daß nur erft dur das Mittel des Sachbeſitzes die Perjon berechtigt und 
verpflichtet ward, konnte eine Zeit lang die allgemeine Regel bilden. Und 
weil hier überall die Beichaffenheit, Gliederung und objektive Zuſammenge— 
hörigkeit der Sachen bedingend und beſtimmend für das an ihnen haftende 
Recht war, dieſes Recht aber wiederum die Willensiphäre feines Subjektes 
fürbte und begränzte, jo konnte der Wille jelbft dinglich erweitert oder gebun- 
den, die Perfönlichkeit mithin dur die Sachen mobificirt werden. So war 
ed möglich, daß rein perſönliche Rechte, wie Stand, Herrichaft, Amt, Ge- 
werbebetrieb, Vermögensanſprüche gegen Perſonen u. ſ. w. als Ausfluß von 
Sachbeſitz galten, perjönliche Pflichten und Willensminderungen, wie Freiheits- 
beihränfungen, Dienfte, Treuverhältniße, Zahlungsverbindlichkeiten u. ſ. w. 
als dingliche Laften erjchienen. Und wenn hiermit einerjeits, jo lange öffent 
liches und privates Recht zufammenfielen, das Syſtem der feudalen und patri- 
monialen Gewalten gegeben war, jo lag darin amdrerjeits die Möglichkeit, 
alle perfönliche Unfreiheit Yangfam auf Grund und Boden abzuwälzen. 

Don hier aus erflärt fih dann ebenfalls die ſchon von der Seite des 
Perjonenbegriffes aus feitgeftellte Theilbarkeit und Uebertragbarkeit des Wil- 
lens. Denn wenn der Wille fih nicht nur objektiviren, fondern fich ſogar 
mehr oder minder feft mit einer Sache verbinden und zu deren Zubehör hin- 
geben kann, jo muß das jo beftimmte Stüd des Willens nit nur an fidh 
trennbar jein, jondern mehr oder minder ſelbſt die Natur der betreffenden 
Sache annehmen. So waren denn in der That Erweiterungen und Gebun- 
denheiten des Willens mit den Sachen und wie Sachen veräußerlich und theil- 
bar. Und ſolche Wirkungen konnte nicht nur das unmittelbare, jondern jelbft 
das entferntere Objekt hervorbringen, wie dies dad deutſche Obligationenvecht 
noch heute zeigt; denn indem hier oft der Gegenftand der eiftung als wahre 
Subftanz, das perjönliche Band als blos formales Element des Rechtöver- 
hältnißes erſcheint, kann Forderung wie Schuld trennbar und bei Inhaber 
papieren eine perfönliche Verpflichtung, die fih in einem negotiablen Papier 
verkörpert, mit diefem negotinbel werden. Ja es fann, wie bei Bergwerfs- 
furen und Aktien, die Mitgliedfchaft in einer Körperfchaft ald Zubehör einer 
Sache deren Natur folgen. Und eben fo Tann im Erbrecht der Mebergang 
von perfönlichen Rechten und Pflichten davon abhängig gemacht werden, in 
wieweit fie fich in dem Snbegriff der vorhandenen Sachen objektivirt haben. 

Endlich ergiebt fich im Verhältnig zum eignen Subjekt eine für das römiſche 
Recht undenfhare Selbftändigkeit der Sache. Denn eine Sache oder ein Inbegriff 
von Sachen kann nicht nur, weil ihre Unterwerfung unter eine Perfon nicht ihre 
Totalität zu abſorbiren braucht, mit verfchiedenen Theilen ihres Weſens verſchiede— 
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nen Willensiphären angehören: fie kann auch im Verhältniß zu Einem fie beberr- 
chenden Willen mit eigner rechtlicher Individualität befleidet und mehr oder min- 
der abgejchlogen und gegliedert fein. Indem es jo möglich wird, daß eine 
Sade oder ein Bermögen nicht jchlechthin, jondern in beitimmter objeftiver 
Beichaffenheit und Berbindung als Gegenftand eines Willens gedacht wird; 
daß aljo bei größeren Geſammtſachen und Vermögenseinheiten der Wille nicht 
alle Theile und Glieder, alle einzelnen Rechte und Pflichten gleihmäßig durch— 
dringt, jondern erjt mittelbar durd das Ganze die Theile oder durch das 
Haupt die Pertinenzen beherrſcht oder vertritt: entitehen zufanımenhängende, 
in ſich gegliederte und gejchloßene objektive Rechtsiphären, welhe auch unab- 
hängig von ihren Trägern und jelbit im Gegenſatz zu deren perfönlicher Be— 
jhaffenheit eine gewiße rechtliche Bedeutung haben. 

V. Dieſes Vorhandenſein objeftiver NRedtseinheiten neben den 
jubjeftiven Willenseinheiten hat nun für die Geſchichte des Körperichaftsbe- 
griffed ein hervorragendes Interefje. Denn indem das Syitem der die Ein- 
zelmenjchen überragenden und überdauernden Rechtsjubjelte dur ein andge- 
bildetes Syſtem feit gegliederter und gejchloßener objektiver Rechtsſphären er- 
gänzt wird, kann einerjeits die Abitraftion der jubjeftiven Einheit weit länger 
als bei den Römern verzögert, muß aber andrerjeits der Körperjchaftsbegriff 
weit reiner und tiefer erfaßt werden. 

1. Der Gedanke objektiver NRechtseinheiten ift im deutſchen Recht heute 
ebenjo lebendig wie vor einem Jahrtauſend. Die äufere Erjheinung jolder 
objektiven Einheiten jedoch hat fi in den verjchiedenen Entwiclungsperioden 
unjered Rechtes jehr ungleich geftaltet. 

a. Zunächſt wirkte darauf das wechjelnde Verhältniß von öffentlichem 
und privatem Recht. Shre urjprüngliche Sdentität bewirkte, dag Anfangs 
auch in den Sadiphären Beides ungetrennt verbunden war. Insbeſondere 
ftellte fich jedes Grundftüd mit den ihm zugehörigen Sachen und Rechten als 
eine räumlich-dingliche Rechtsiphäre dar, welche Vermögensbefugniße und poli- 
tifche Macht, Ehre und Geltung in Einen Kompler zujammenfaßte; und 
ebenfo waren Herrſchafts-, Amts, Regalgerehtigkeiten u. ſ. w. gleichzeitig 
Vermögens: und Machtinbegriffe. Mit der Scheidung beider Rechtsgebiete 
dagegen fielen auch die objektiven Einheiten auseinander. Im öffentlichen 
Recht behielten von den förperlihen Sachen die Grundftüde ald Gebiete und 
Gemarkungen die Bedeutung objeftiver Einheiten, während unförperliche Ob— 
jeftseinheiten in den ihrer privatrechtlichen Seite entfleideten Hoheiten, Ge 
walten, Aemtern u. f. w. zum Borjchein famen. Im Privatrecht aber ent- 
ftand nun der reine Bermögensbegriff, für den auch Grund und Boden ledig- 
lich als vermögensrechtlicher, wenngleich beſonders qualificirter Bejtandtheil in 
Betracht Fam. 

b. Sodann wirkte die ungleihe Bedeutung der verjchiedenen Sachgat⸗ 
tungen auf den verjchiedenen Stufen wirthſchaftlicher Entwidlung auf die 
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Bildung und Stellung der Sachſphären ein. Auf der urfprünglichen Stufe 
der Nomadenwirthichaft Fonnten den nach Analogie des Familienrechts gebil- 
beten Beziehungen der Perjonen gegenüber die Sachen, welche nur in fah- 
render Habe beitanden, Feine jelbitändige Bedeutung erlangen. Mit der Un- 
terwerfung der Erde dur den Aderbau führte die neue Idee des Grund» 
eigenthums als nunmehr wichtigfte Sachen die Grundftüde ein, ohne daß da- 
von zunächſt die überwiegende Bedeutung der Perjönlichkeit afficirt ward. 
Allmaälig aber trat, je ausichließlicher der Aderbau das Leben der Nation be- 
berrfchte, defto entjchiedener der Grund und Boden nicht nur über alle an- 
dern Rechtsobjekte, bis fi) endlich die meiften Sachen und Rechte um ihn 
gruppirten: jondern mehr und mehr wurde der Menjch jelbit von ihm abhän- 
gig. So gewann nunmehr der Zug des germanijchen Rechts nach DVerjelb- 
ftändigung der Objekte den freieften Spielraum, bis zuleßt die feft geglie- 
derten und geſchloßenen Sphären der Grundftüde und Gebiete jowie der ihnen 
parallel Iaufenden ISmmobiliargerechtigkeiten bedingend und beftimmend für 
die Mehrzahl aller und auch der perjönlichen Verhältnige wurden. Es war 
fomit das Zufammentreffen der germaniſchen Neigung zur Anknüpfung der 
Rechtsbeziehungen an ihre Objekte und der Energie, mit welcher das ftädtelofe 
Volk fi) in die Bebauung des Landes verjenfte, woraus für unſer Mittel- 
alter ein jo ausgeprägtes und ſelbſtändiges Necht der Grunditüde bervorgieng, 
daß feine Epoche irgend einer anderen Volksgeſchichte auch nur ein entferntes 
Analogon bietet. Hierin mußte aber mit der Entwidlung der ftädtifchen 
Geldwirthihaft und mit der Gmancipation des Handeld und der Gewerbe 
vom Grundbefig eine neue Wandlung eintreten, die bald über die Städte 
binausgriff und bis heute unaufhörlich fortihritt. Denn einmal mußte nun 
in den wichtigften Beziehungen die Perjönlichkeit wieder in ihre Rechte tre- 
ten. Sodann aber mußten unter den Sachen die Grunditüde ihre hervor- 
ragende Stellung einbüßen und mit ben beweglichen Sachen in denjelben 
Vermögendbegriff zufammenfchmelzen. 

ce. Endlich geftaltete fich der Begriff der objektiven Sachſphären verjchie- 
den nah dem Maße der Abitraftion. Urſprünglich knüpfte er überall an 
ein konkretes Grundftüd, an die ſinnlichen Eigenfchaften beitimmter Sachen 
(4. B. bei der Gerade), an den greifbaren Inhalt der Rechte an. Allmälig 
indeß fand man, nachdem die den Römern in ihrer heutigen Bedeutung noch) 
unbefanntens) Begriffe ded „Kapitals“ und des abftrakten „Werths“ entjtan- 
den waren, die Weſenheit eined Sachganzen mehr und mehr in dem nad) 
feinem Geldwerth meßbaren und beitimmbaren, von ihm dargeftellten Kapital. 
Während in früherer Zeit die Individualität des Beſitzes jo wichtig war, daß 
ber Name des Grundbefißes zugleich zum Gejchlechtsnamen wurde, fragt man 
heute zuerft, wie viel, und höchſtens im zweiter Reihe, was Jemand befigt. 
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Sp neigt man denn auch bei den Sondervermögen dahin, die bunte Realität 
der zu einem Ganzen verbundenen Rechte und Pflichten in ihrem abjtraften 
Werth aufgehen zu laßen, ja jelbit das Grundſtück mit feinem Zubehör in 
legter Inſtanz als ein in Grund und Boden verförpertes Kapital („ Grund» 
vermögen”) zu denken. Allein immer ift in Bezug auf das Wejen der ob» 
jeftiven Einheiten der abftrafte Werthbegriff nicht von ausſchließlicher Erheb- 
lichkeit: vielmehr fteht dahinter die faktiſche Verfchiedenheit der zujammenge- 
faßten Sach- und Redtsfomplere, ohne welde fie feine jo ausgeprägte Rechts- 
individualität haben könnten, wie fie noch heute Firmen, Schiffe, Grund» 
ſtücke u. |. w. haben. 

2. Wie dem aber auch fein mochte, darin ftimmten alle derartigen Rechts. 
bildungen überein, daß in ihnen ein bejtimmter Inbegriff von Rechtsobjekten 
zunächft nach objektiven Rückſichten gruppirt, durch fachliche Beziehungen zu 
einem Ganzen verbunden und erit in der jo begründeten Sahbeihaffenheit 
am die Perjonen herangebradt wurde. Immer aljv entjtand eine objektive 
Einheit, deren äußerer Beltand und innerer Zufammenhalt bis zu irgend 
einem Grade von der Beichaffenheit ihres Subjeftes unabhängig war. Und 
es ward möglich, daß auch ohne oder jelbjt gegen eine Perjoneneinheit fich 
die rein objektive Einheit einer bejtimmten Sachſphäre mehr oder minder zu 
rechtlicher Geltung brachte. 

Dhne eine entiprechende Perfoneneinheit werden derartige objektive Ein— 
heiten auf zweierlei Art wirkſam. Cinmal dadurd, daß fie den Subjekts- 
wechjel überdauern, mithin troß ſucceſſiver Perjonenmehrheit fortbeftehen können ; 
daß alſo Sachſphären (z. B. Grundftüde, ein Geſchäft u. ſ. w.) unter Reben- 
den oder von Todes wegen im Ganzen und unverändert auf Andere über- 
gehen können, ohne daß ed einer die Perjonenidendität fingirenden Univerjal- 
juccejfion bedarf. Zweitens dadurch, daß bei fonetaner Subjektsmehrheit das 
Gemeingut (4. B. eine Ganerſchaft, ein Handelsgefellihaftsvermögen, ein 
Schiff u. | w.) ein in ſich gegliedertes und geſchloßenes Ganze und als jol- 
ches nach außen und innen wirfjam jein fann, ohne daß doch die mehreren 
Subjefte zufammen ein von ihrer Summe verſchiedenes neues Subjekt zu 
bilden brauchen, wobei dann im Uebrigen die Antheilsrechte der verjchiedenen 
Subjefte mehr oder minder gejondert oder verbunden fein mögen. 

Gegen die Perjoneneinheit bringt fich die objektive Einheit infoweit zu 
rechtlicher Geltung, ald mehrere Macht oder Bermögensiphären beffelben Sub: 
jekts gegeneinander abgejondert und abgeſchloßen werden, die unmittelbare Be- 
rührung der in der einen und ber in der andern enthaltenen einzelnen Rechte 
und Pflichten verhindern und ungleichen rechtlichen Schickſalen unterliegen. 
Der Grad diejer Gejondertheit ann natürlich jehr verfchieden fein. Es kann 
3. B. die Konfufion ausgejchloßen fein; ed fann die Kompenfation und Exe— 
fution für Dritte zeitweife oder dauernd beſchränkt werden; es kann beim 
Konkurje Separation eintreten; es können verfchiedene Schuldenfyfteme (wie 
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3. B. außer ‘bei Grundſchulden bei Lehns- und Fideikommißſchulden) gelten; 
ed kann ungleiches Erbrecht beitehen; ed können endlich Rechte und Verbindlich— 
feiten zwar nicht ausjchließlich, aber zunächit, für gewiße Beziehungen oder bis zum 
Eintritt eines gewißen Falles als Beitandtheile der Sachſphäre, in die fie hinein 
gebunden find, in Betracht fommen, während darüber hinaus ihre Verknüpfung 
mit dem Subjekt fi wiederum ſchlechthin und beziehungslos geltend macht. 

3. Wie groß nun aber die Selbftändigkeit und Geſchloßenheit der objef- 
tiven Rechtsſphären auch fein mag: immer fann fie nur relativ, niemals 
abfolut jein. Denn wäre fie abjolut, jo wäre das betreffende Sachganze ent- 
weder jubjeftlos oder ſich jelbft Subjekt. 

Man hat nun freilich, um mit dem römiſchen Vermögendbegriff in Ein- 
Hang zu bleiben, theils die Möglichkeit ſubjektloſer Rechte behauptet, theils die 
Sachen zu Subjeften erhoben. Beides kommt, da ja auch im leßteren Falle 
das Subjekt eine wejenloje Fiktion ift, jo ziemlich auf daffelbe hinaus. Ins— 
bejondere erklärte man die hereditas jacens und die Stiftungen für perfoni- 
ficirte VBermögensmaffen, jah im Aftienverein ein perjonificirtes Kapital, und 
legte endlich im öffentlichen Necht der Krone, den Aemtern u. ſ. w., im Pri- 
vatrecht den Grundſtücken und Smmobiliargerechtigfeiten, den Handelsge— 
Ihäften oder Firmen, ja jelbit den Wechſeln und Inhaberpapieren fingirte 
Perjönlichkeit bei. 

Allein das find juriſtiſche Kunftjtüce, welche nimmermehr der von ihnen 
gefeßten contradietio in adjecto, der Perjönlichleit ohne Willen, Realität 
verleihen, oder umgekehrt ein Recht ohne jede Willensbeziehung zur begriff- 
lichen Möglichkeit erheben fönnen. Am wenigften hat fi daher jemals das 
natürlihe und ungejhulte Volfsrechtöbewußtjein, welches jo wenig unlogifch 
jein kann als eine Volksſprache ungrammatifalifch, einer ſolchen Begrifföver- 
taufhung ſchuldig gemacht. Wohl mag eine naive Anſchauung Götter, Hei- 
lige und ſymboliſche Wejen, ja jelbjt Thiere als Perjonen anjehen; wohl mag 
ein ausgebildetes Recht den noch unfertigen Willen des Kindes Fünftlich ergän- 
zen und den erlofchenen Willen des Veritorbenen als fortlebend fingiren ; wohl 
kann der abgezweigte, verjelbftändigte und verkörperte Theilwille als Körper: 
haft oder Anftalt Perfon werden: allein dem jchlechthin Willenlofen, das 
einen Willen niemals hatte und niemals haben wird und gar nicht als wol- 
[end vorgeftellt werben kann, entweder Perjönlichkeit anzudichten, oder es jub- 
jeftlo8 in die Rechtswelt Hinzuftellen, das vermag nur ein vom Boden der 
Wirklichkeit völlig abgelöftes juriftiiches Denken. Derartige Kunftjtüde find 
daher nicht nur für das heutige Necht verwerflich, fondern dürfen noch viel 
weniger zur Erklärung des älteren Rechts verwandt werden, jo daß man etwa, 
wozu einige Verſuchung vorliegen würde, den Gedanken einer Grundſtücks— 
perjönlichfeit als Schlüßel zum Verſtändniß der mittelalterlichen Rechtsan— 
Ihauung verwenden dürfte. Auch ift es verkehrt, wenn ſich gerade vorzugs- 
weile die Anhänger aller möglichen Perfonififationen auf die Anſchauung und 
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den-Sprachgebraud des Lebens berufen. Denn richtig ift es zwar, daß es 
von je üblich war und heute noch üblich ift, ein „Gut“, ein „Dominium“ 
oder eine „Herrſchaft“, die „Krone* oder ein „Amt”, ein „Daus*, ein „Ge— 
ichäft“ oder eine „Firma“, einen „Fonds“ eine „KRaffe* oder eine „Maſſe“ 
ihren eignen Subjeften gegenüberzuftellen und nicht nur von ihren Rechten 
und Pflichten zu jprechen, jondern jogar Handlungen von ihnen auszufagen, 
als traten die wirklich handelnden Perjonen nur für fie, in Stellvertretung 
oder Organjchaft, auf. Allein darin liegt nichts Weiteres ald der finnliche 
und lebendige, daher auch im früheren Zeiten noch mehr ald heute übliche 
Ausdruck der Selbitändigkeit des betreffenden Objektsganzen. Es ift gar nicht 
die Frage nach dem Subjekt, jondern die Frage nach der Stellung des Ob— 
jeft8 zum Subjekt, woranf ein derartiger Sprachgebrauch die Antwort er- 
theilt. Man will e8 zum Ausſpruch bringen, wie die betreffende Sachſphäre 
als ein in fich berubendes Ganze eine Summe einzelner Redyte und Pflichten 
umſchließt und abſchließt; wie das eigne Subjeft von ihr abhängig, durch fie 
bedingt und bejtimmt wird; wie daher auch im Rechtsverkehr jenes Subjekt 
in einer Reihe von Beziehungen nicht als Subjekt jchlechthin, fondern als 
Zräger diefer beftimmten Objektseinheit auftritt. 

In Wirflihkeit hat daher unter allen Umftänden jede noch jo jelb- 
jtändige Sachſphäre ihr lebendiges Subjekt. Soll fie in voller Bejonderheit 
für ſich erijtiren, jo muß eben eigens für fie duch Anſtalts- oder Vereins— 
bildung eine Perjon gewonnen werden. Geſchieht dies dagegen nicht, ſo fällt 
fie auch nur als ein mehr und minder, nie aber völlig geichloßenes Ganze 
in die Willensiphäre irgend einer ſchon vor ihr beitehenden Perjon oder 
Perjonenmehrheit. 

Möglich ift e8 aljo zwar, einen für beftimmte Zwecke gewidmeten Sad 
fompler dauernd und volljtändig von der übrigen Sacdenwelt zu trennen. 
Möglich iſt Died aber niht auf blos objeftivem Wege, jo daß jener 
Sachkomplex zu feinem eignen Subjekt erhoben oder ſubjektlos hingeſtellt 
würde. Möglich ift es vielmehr nur, indem für den Bereih und die Zwecke 
diefes Sachganzen von irgend einem andern Willen ein Wille abgezweigt, ver- 
förpert und durch Drganifation belebt wird, um als eine für ſich beitehende 
Perſon das Subjekt des ohnedied todten Objekts zu bilden. So wird z. B. 
bei einer Stiftung nit das zwedbeitimmte Vermögen perjonificirt, jondern 
der in der Stiftungsanftalt verjelbitändigte und verkörperte Wille ald lebendige, 
wenn auch durchaus durch jenes Vermögen bedingte "und beftimmte Perjon 
gejeßt. Und beim Aftienverein iſt das Kapital weder jubjektlos noch fich jelbft 
Subjekt, jondern jein Subjeft ijt die lebendige, wenn auch nur durch das 
Kapital und um des Kapitals willen ind Leben gerufene Bereinsperfön- 
lichkeit. 

In allen andern Fällen dagegen iſt das Subjekt der objektiven Einheit 
irgend eine ſchon vor ihr bejtehende Einzelperjon, Gejammtperjon oder Per- 
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fonenmehrheit. Dann aber ift dieſes Subjekt zwar in Bezug auf dieſes be— 
ftimmte Objekt irgendwie gebunden oder erweitert, mithin von ihm abhängig: 
es iſt jedoch darüber hinaus unabhängig und theils allein durch fich jelbit 
theils durch andere Objekte bedingt und beſtimmt. Mithin bringt fich bier 
von rein objeftiver Seite ber die rechtliche Individualität und Selbſtändigkeit 
des Objekts gegen das Subjeft und andre Objekte deſſelben Subjefts zur 
Geltung: allein fie findet ihre weitere oder engere Schranfe an der Einheit 
des fie überragenden Subjekts. So iſt es 3. B. bei den bejonderen Kaffen 
und Fonds des Einen Staats; bei den im Konkurs, in Liquidation u. ſ. w. 
gebildeten Specialmafjen; Bei dem bejonderen Lehns- und Fideikommißver— 
mögen; jo aber auch bei der Krone und den Aemtern; bei den Grundftüden ; 
bei dem Geſchäft des Einzelkaufmanns oder der nicht als juriftiiche Perſon 
fonftituirten Oandelsgejellihaft. Hier überall kann das Sachganze weder jein 
eigned Subjekt, noch jubjeftlos jein: jondern wäre es jchlechthin jelbftändig, 
jo bliebe nur die Eine Denfform möglid, daß die Perfon dur die Macht 
des Objektes in mehrere getrennte Perjonen zertheilt wäre. Es wäre alio z. B., 
wie died ja in der That von Gerber behauptet ift, der Lehns- oder Fidei- 
fommißbefiger Träger zweier Perſonen; e8 wäre ebenjo der Beamte als Trä— 
ger des Amtes eine bejondere Perjon; es zerlegte fich beim Grundbefißer die 
Perfönlichkeit in den durch den Grundbefit bedingten und beitimmten Theil 
und den Reſt, jo daß zwar nicht Befiger und Grundſtück, wohl aber die von 
Einem Menſchen getragene Privatperfönlichkeit und Grundbefigerperjönlichkeit 
fich gegenübertreten könnten; e8 wäre endlich der Kaufmann qua Gejchäfts- 
inhaber ein vom Kaufmann qua Privatperjon verſchiedenes Subjeft. Eine 
folhe Erhebung des durch die Beziehung auf ein bejonderes Sachganze abge— 
grenzten Theiles der Perjönlichkeit zur Sonderperfon, eine ſolche Rechtsſatzung, 
daß der objektiv gebundene und erweiterte Wille eines Individuums dem 
jonftigen Willen defjelben Individuums gegenüber eine rechtliche Sonder- 
eriftenz führe, wäre nur die höchjtmögliche Steigerung der Selbitändigfeit der 
Sahen im Rechtsſyſtem. Wohnte einem Sadinbegriff die Kraft inne, fein 
Subjekt jo weit zu bedingen und zu beitimmen, daß die bloße Eigenichaft 
ale Subjekt diejes Objektes eine damit ſtehende und fallende Sonderperjön- 
lichkeit ablöfte, jo wären in der That die Sachen herrichend im Recht. Allein 
ebenbeshalb, weil ed damit in die umgekehrte Einfeitigkeit verfallen wäre, hat 
das deutfche Recht derartige Bildungen niemals vollzogen. Es machte Per- 
fonen und Sachen nebeneinander, aber nicht die leßteren für fich allein zu 
jeinen Ausgangspunften; es ftatuirte feinen abjoluten und beziehungslofen, 
aber ebenjowenig einen nur von außen beherrichten Willen; es ließ die Thei- 
lung der Perſönlichkeit durch Willensentäußerung, aber nicht ihre Theilung 
durch die Herrſchaft des Objektes über den Willen zu. Will man eine Rich— 
tung fortjchreitender Objektöverfelbitändigung, wie 3. B. das Anwachſen des 
Rechts der Grundſtücke im Mittelalter, als eine Bewegung nad) dem Ziel der 
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Zertheilung der Perfon durch die Objekte bezeichnen, jo läßt fich Dagegen 
nichts einwenden. Nur darf man nicht vergeßen, daß dieſes Ziel nie und nir— 
gend erreicht ift und auch nicht erreicht werden.fonnte, wenn nicht das deutjche 
Recht feinen Willens- und Perfonenbegriff aufgeben und dem römiſchen abjo- 
Iuten Willen ftatt des ſittlich-beſchränkten Willens den unfreien Willen gegen- 
überjtellen wollte. In Wahrheit war und ift daher in allen namhaft ge» 
machten Fällen die Perjon nur Eine, und was zur Annahme mehrfacher Per- 
jönlichkeit zu drängen jcheint, ijt lediglich Ausfluß der objektiven, bis zu irgend 
einem Grade allerdings auch dem eignen Subjeft gegenüber wirkſamen Selb: 
ftändigkeit und Geſchloßenheit eines Sachinbegriffs. 

Deutlich tritt dies z. B. bei der fhufmännifchen Firma hervor. Ein 
Kaufmann Fan nicht mit ſich ſelbſt in Rechtöverhältnigen ftehen oder Ver— 
träge ſchließen: gleichwol ift e8 für jede feiner Befugnige und Berbindlich- 
feiten von rechtlicher Erheblichkeit, ob fie ber durch die Firma bezeichneten 
objektiven Sphäre angehören oder nicht. Alſo nicht, um ein andres Subjekt 
ald handelnd zu bezeichnen, wol aber, um anzuzeigen, daß er etwas in Ans 
jehung jener Sachſphäre thun und ihm damit eine befondere objektive Be- 
ziehung, Wirkung und Färbung mittheilen wolle, bedient er fi der Firma. 
In diefem Sinne ift es alſo aud eine rechtlich relevante Handlung, wenn‘ er 
eine perjönliche Forderung dem Geſchäft überweift, eine Sache oder einen 
Vorſchuß aus dem Gejchäft zieht u. f. w. Denn damit nimmt er zwar fein 
Rechtsgeſchäft vor, da fi) auf der Seite des Subjektes gar nichts ändert; wol 
aber nimmt er einen Nechtsakt vor, da ſich gewiße fachliche Eigenſchaften und 
Beziehungen verändern und diefe Aenderung rechtliche Wirkungen hat. 

Ganz ähnlich verhält e8 fi mit dem modernen Recht der Grundſtücke. 
Dereinigen ſich 3. B. berechtigtes und verpflichtetes Grundſtück in Einer Hand 
und es tritt doch Feine Konfufion ein, jo liegt dies nicht am fortbeftehender 
Subjeftöverjchiedenheit von Recht und Pflicht, fondern einfach daran, daß 
Recht und Pflicht, weil fie erit durch das Mittel verjchiedener objeftiver Ein- 
heiten derjelben Perjon angehören, fi) nicht unmittelbar berühren. Befonders 
aber wird allein auf Diefem Wege das gefammte moderne Grundſchuldenrecht 
verjtändlih. So ift z. B. der Schlüßel für die Hypothek des Eigenthümers 
hier gegeben. Denn wenn Jemand auf feinem eignen Grundſtück eine For- 
derung für fi eintragen läßt, jo entjteht freilich weder Forderung noch 
Schuld. Allein es entjteht eine Veränderung in der rechtlichen Beichaffenheit 
der Grundſtücksſphäre, welche die Fähigkeit in fich trägt, mit dem Hinzutritt 
der jubjektiven Vorausjegung der Perjonenverjchiebenheit fofort auch ein fub- 
jeftives Rechtöverhältnig zu erzeugen. Mit der Eintragung der Poft nämlich 
ift eine jo und jo beftimmte Werthquote aus dem Grundvermögen abgefon« 
dert und als verfügbare und portable Objekt in das übrige Vermögen des 
Befigers transferirt und damit mobilifirt. Der Befiger ift nicht reicher und 
nicht ärmer als vorher: aber fein Grundvermögen ift durch eine objektiv 
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hineingelegte Verpflichtung gemindert, fein Mobiliarvermögen durch das ent» 
iprechende Recht vermehrt. Diefe objektive Verſchiebung aber hat nicht blos 
eventuelle, ſondern aktuelle Rechtswirkungen (3. B. bezüglich ſpäterer Ginträge) 
und jogar dem eignen Subjekt gegenüber, das fie ja nur unter bejtimmten 
Vorausfegungen und Formen wieder aus der Welt jchaffen Tann, eine gewiße 
Selbitändigfeit. 

Derjelbe Grundgedanke der objektiven Einheit, nur in ſinnlicher und an 
die äußere Erſcheinung anfnüpfender Weife, beherrſchte nun vor Allem auch 
das mittelalterliche Recht der Grundftüce, welches wir, ald umentbehrliches 
Korrelat des damaligen Perjonenrechts, noch näher darzuftellen haben. 
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Bevor in den Städten neue wirthichaftliche Verhältnige und neue Rechts— 
begriffe entftanden, waren die Grundftüde die ausjchlieglichen Mittelpunfte 
und Träger alles desjenigen Rechtes, welches den Perjonen gegenüber eine 
objektive Bedeutung erlangte. Dem Recht der Perjonen ſtaud jo ein an Ins 
halt und Umfang ftetig wachjendes Recht der Grundftüde ergänzend und aus» 
füllend gegenüber. Cine das gejammte nationale Bewußtſein durchdringende 
Anjhauungsweije fette überall die feſt abgetheilten und umgrenzten Stätten 
und Bezirke in Beziehungen der Unter, Ueber- und Nebenordnung zu ein- 
ander, theilte jeder räumlich-dinglichen Einheit dieſer Art ihren bejonderen 
Frieden und ihr befondered Recht zu, und ſah in den Menjchen und ihren 
Verbänden nad wichtigen Richtungen bin theils ein abhängiges Zubehör von 
Grund und Boden, theild doch mehr die Vertreter ald die Herren eines Rechts, 
welches in erfter Linie aus der Geftaltung und Gliederung der Grundjtüde 
zu fliegen jchien. | 

Solche raumlich-dinglichen Rechtsſpären nun aber entiprachen nicht blos 
den von ihnen mannichfach bedingten und bejtimmten, gebundenen und erweis 
terten Einzelperfonen: fie entiprachen insbejondere auch den berrichaftlichen 
und genofenjchaftlihen Verbänden. Und died war für die Gejchichte des Kör- 
perjhaftsbegriffes von entjcheidender Bedeutung. Denn nichts war geeigneter, 
die Unvollfommenheit der alten Subjeftseinheit zu ergänzen, ald die Ans» 
knüpfung des Herren- oder Geſammtrechts an die objektive Einheit eines 
Hofes oder einer Mark. Indem Höfe und Marken unverändert liegen blie- 
ben, wenn bie Generationen der Menjchen wechjelten, ficherten fie dem mit 
ihm verbundenen Recht eine innere Kontinuität und äußere Bejtändigkeit, 
wie fie von der alleinigen Seite des Subjektes her ohne den Begriff der ab- 
ſtrakten Ginheit nicht erreichbar geweſen wäre. 

I. Bafis diefes Rechtes der Grundftüde war deren Sndividualifi- 
rung. Als feft begrenzte und gegliederte, einfache oder zujammengejeßte 
Sahindividuen traten die Grundſtücke in ihrer konkreten, finnfichen 
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Realität in das Recht. Nicht waren fie wie heute abftrafte Sachen oder 
gar farbloſe Werthbegriffe, deren individuelle Füllung dem Recht unwejentlich iſt. 
1. Das engfte Ganze diefer Art war die Hufe, welde dem durch jein 
Bamilienhaupt repräfentirten einzelnen Hausftande entſprach. Nach der An- 
fiedlungsart von vornherein ungleich geitaltet, jpäter unter dem Einfluß von 
Theilungen, Zujammenlegungen und Gemeinjchaftsauflöjungen in ihrem Be- 
ftande mannichfach wechjelnd, blieb die Hufe immer eine organifche Einheit 
von Haupt und Gliedern. Ihr eigentlihes Haupt war das Wohnhaus, in 
welchem das Herdfeuer des Befigerd loderte. Unmittelbar daran fchloßen ſich 
Nebengebäude, Hofraum und Garten, welde, mit dem Wohnhaus gemeinfam 
umhegt oder umfriedet, ald „Hofitätte* oder „Haus und Hof“ den für die 
Individualität der Hufe wejentlichen und bejtimmenden Kern bildeten. Um 
die Hofjtätte Tagen bei Einzelhöfen Weder und Wiefen, während in der Mehr- 
zahl der Marfen ſich erit als entfernteres Glied der Anfangs unausgefchiedene, 
jpäter abgejonderte Zoostheil in der offenen Feldflur anſchloß. Endlich Tief 
die Hufe in die unvertheilte Mark, jojern dieje ihren Sonderzweden diente, 
and. Dieſe verjchiedenen Hufentheile waren einander ebenjogut rechtlich wie 
thatjüchlich ungleich, verſchieden an Selbftändigfeit, Geichloßenheit und Be— 
friedung: zufammen aber bildeten fie ein gegliedertes Ganze, das ſchon feinem 
äußeren Umfange nach nicht willfürlich bemehen, ſondern der Arbeitskraft und 
dem Wirthichaftsbedürfnig Eines Hausitandes urjprümglid angepaßt war. 

Sn demjelben Grade jedoch, in welchem fid) die Perjönlichkeit durch die 
ftändijche Gliederung differentiirte, nahmen auch die Hufen im Laufe der Zeit 
eine immer ungleichere Redhtsindividmalität an. Neben die Vollhufen traten 
durch Abzweigungen und Theilungen Theilhufen mandherlei Art, Schuppojen, 
Mentage, Kotten, halbipännige oder halbwarige Güter u. ſ. w., bis zuleßt 
bloße Hofitätten ohne Aderland, wie Häuslingsgüter, Tagelöhnerhäufer, Mund: 
bäufer u. ſ. w. als Einheiten gerfugfter Gattung entjtanden. Bon den rein 
landwirtbichaftlihen Hufen ferner unterjchieden ſich äußerlich wie rechtlich die 
zugleich einem beftimmten Gewerbe dienenden Höfe, wie Mühlen, Schmieden, 
Wirthshäuſer, Sicher, Wild- und Förfterhufen, Zeidlergüter u. |. w.; bald 
auch die Amtshöfe aller Art, mit denen ein Amt oder Dienjt verbunden war, 
wie Schöffen und Schulzenhöfe,, Meier- und Kellhöfe, Dinghöfe, Richter 
lehn u. ſ. w. Der Erhebung bevorredhteter Stände entſprach eine äußere Ab- 
fonderung ihrer Hufen, welche zuerft zu größeren, enger gejchloßenen und jtär- 
fer umfriedeten, aber noch durch Markgemeinſchaft mit den Bauerhöfen ver 
bundenen Gütern, endlich zu vollfommen jelbitändigen und ihrerſeits herrſchen— 
den Befigungen wurden. Bon den benorredhteten Gütern der Edlen und 
Priefter in manchen Marken bis zum Königshof waren fie nichts als erfei- 
terte und verftärfte Bauerhufen: aber das ihr Haupt bildende Wohnhaus 
wurde zum Frohnhof, zur Burg, zum Palaft ; die Nebengebäude wurben zu 
ganzen Kompleren von Wohn: und Arbeitshänfern für Amtleute, Hofdiener 
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und Wirthſchaftsgeſinde; die einfache Umfriedung wurde zu Wällen und Grä- 
ben mit Fallthoren, endlich zu Mauern und Thürmen; der Antheil an der 
Feldmark wurde zu gejonderten Aderflächen; an Stelle einer mit den Nach— 
barn gemeinen Mark traten eigne Weiden und Wälder und zuleßt Bann- 
wäher und Bannforiten, welche ganze Gemeinmarfen in den Kreid der Son- 
derumbegung Eines Hofes zogen. Gemehrt endlich wurde dieje Ungleichheit 
der Einzelgüter noch dadurch, daß den weltlihen Gütern die geiftlichen Be- 
fitungen zur Seite traten, deren eigentliches Haupt nicht ein Wohnhaus mit 
Feuer und Rauch, jondern eine Kirche war. Zwar galt auch dieſe Kirche als 
Wohnhaus, aber ald Wohnung des in ihr förperlich anweſenden Heiligen, 
wobei der Altar mit dem Reliquienjchrein und den brennenden Kerzen ven 
Herd vertrat, während erjt als ihr Zubehör die Wohnungen der Geiftlichen 
und Genoßenſchaften erjchienen, welche ſich dem Dienfte des unfichtbaren Herrn 
gewidmet hatten. 

2. Aus Cinzelgütern jegten fi) neue räumlich-dingliche Einheiten zuſam— 
men, welche den Perjonenverbänden entiprachen. 

a) Der Genoßenſchaft Eorrefpondirte die Mark als Gejammtheit gleicher, 
demnächſt nach Klaffenunterjchieden abgeitufter, aber auch jo einander foordi- 
nirter Hufen. Die Mark war einerjeits Vielheit von Cinzelgütern und an- 
drerjeit8 ein meued einheitliches, nach außen durd natürliche Grenzen oder 
fünftlihe Markzeichen gejchloßenes, nach innen gegliederted® Ganze. Ihr Mit 
telpunft war das durch Zaun, Wall oder Graben geeinte Dorf und in ihm 
die Gerichtd- oder Berjammlungsitätte, von welcher die alle Theile der Mark 
mit ihrem Haupte verbindenden Straßen ausliefen; an das Dorf ſchloß ſich 
die Feldmark an; an diefe das unvertheilte Land, Waßer, Weide und Wald, 
wodurch in der Negel auch äußerlich die Mark ringförmig zufammengehalten 
und gebunden wurde. Die doppelte Eigenſchaft, Summe von Einzelgütern 
und neue Einheit zu fein, war aber bei der Mark nur thatjächlich vorhanden, 
nicht begrifflich gejchieden. 

Aus Marken erbauten ſich Fleine und größere Gaue, aus Gauen Länder, 
welche urjprünglich ebenfalld aus gleichen, dann wenigftens aus Foordinirten 
Sliedern beftanden und nah außen und innen eine neue räumlich-dingliche 
Einheit mit einem räumlichen Mittelpunkt und dem dinglichen Bande einer 
Gau» oder Randesallmende und mit beftimmter rechtlicher Gejammtindividua- 
lität darftellten. Umgekehrt theilten fich die Marken oft in mehr oder min- 
der getrennte Untermarfen, jo daß fie wiederum zugleich Ganze für ſich waren 
und eine Mehrheit von Dorfmarken zu einer umfaßenderen Einheit ver- 
Banden. 

b) Dem Herrjhaftsverbande Eorrefpondirte der Hofverband, der gleich 
falls auf der einen Seite eine Vielheit von Einzelgütern und auf der andern 
Seite ein einheitliches Ganze war. In letzterer Beziehung ſetzte er fich aus 
dem Herrengut ald Haupt und aus einer Anzahl abhängiger Hufen als 
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Gliedern zufammen. Er war nach außen geichloßen, indem er fi bier nur 
ald Erweiterung des Herrenhofs daritelltee Er war aber auch nad) innen ge- 
gliedert, indem fi bier die einheitliche Individualität des Ganzen in dem 
Sronhof Foncentrirte, welder die Stätte für Gericht und Verſammlung des 
Verbandes umſchloß und ſchon äußerlich dur erhöhte oder ſonſt ausgezeich. 
nete Lage das Ganze beberrichte; indem aber ferner ein Kompler mehr oder 
minder jelbftändiger, jehr verjchieden abgeftufter und gruppirter Hufen nebit 
einer gemeinen Hofmark ald Inbegriff abhängiger Glieder mit dem Fronhof 
zu einer rechtlichen Einheit verbunden war. 

Auch die Hofverbände fügten fi zu größeren inheiten zuſammen, in- 
dem die Gejammtheit der Herrenhöfe eines Bezirks in dingliche Abhängigkeit 
von einem oberiten, gräflichen oder fürjtlichen Hofe trat. Je mehr ſich das 
Lehnrecht ausbreitete, defto mehr erichienen ganze Grafichaften, Fürſtenthümer 
und Xerritorien ald erweiterte Hofverbände, welche nad außen durch die Im— 
munität ſich abjchloßen, nah innen auf der dominirenden Stellung eines Ian- 
desherrlichen Hofes und der dinglichen Abhängigkeit vaffallitiiher Grundherr- 
ihaften beruhten. Umgekehrt zerfielen die Hofverbände oft in mehrfach abge- 
Itufte Unterverbände, deren jeder in dem vom Stellvertreter des Herrn be— 
wohnten Hofe (Meierhofe, Kellbofe u. ſ. w.) jeinen bejonderen Mittelpunft 
fand und von denen oft wiederum mehrere unter einem eignen Ding- oder 
Gerichtshofe ein bejonderes Ganze bildeten. 

c) Marken und Höfe freuzten fi auf die mannichfachite Weije. Sn 
den Marken entwickelten ſich einzelne Hufen zu jelbitändigen Hofverbänden, 
welche Anfangs neben den Bauerhöfen Glieder der Mark blieben, endlich aber 
dur Abmarkung ausfhieden und die Einheit der Mark zerrißen. Grund» 
herrichaften und Marken wurden jomit Eoordinirte Glieder der Genten, bis 
durch die Erweiterung der Immunität die Grundherrihaften auch aus dem 
Gentverbande traten und nunmehr mit den übrig gebliebenen Genten den großen 
Gau bildeten. Der weitere Fortjchritt der Immunität zerrig auch den Zu- 
jammenhang der Gaue und führte die herrichaftlihen KXerritorien als felb- 
ftändige Glieder in die Länder und das Reich ein. Weil aber die Ver- 
fnüpfung der Grunditücde mit einem Herrenhof nicht an ‚ihre Lage gebunden 
war, jo ragten mehr und mehr die Grundherrfchaften auch in die noch vor- 
handenen Gebiete hinein und löften deren objektive Einheit auf. Umgekehrt 
wurde jedoch damit zugleih die Einheit des Hofverbandes gelodert, zumal 
wenn die abhängigen Höfe, während fie urfprünglih nur durch das Mittel 
des Haupthofes mit andern Höfen zufammenhängen fonnten, allmälig in eine 
unmittelbare Verbindung mit freien oder einer andern Herrſchaft zugehörigen 
Höfen defjelben Bezirks traten. 

Marken und Höfe giengen aber auch eine innere Verfchmelzung ein. 
Dort erhoben fi) Herrenhöfe und wurden zu Häuptern ber Mark, ohne doch 
für alle Beziehungen den Markverband aufzuheben; bier traten abhängige 
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Hufen in dingliche Gemeinjchaft, ohne doch die gemeinfame Abhängigkeit vom 
Sronhofe zu verlieren. So entitanden in den engeren Kreifen der ländlichen 
Gemeinden, jo aber au in Grafichaften, Vogteien, Smmunitäten und Xerri> 
torien räumlich-dingliche Rechtsgange, deren Einheit zum Theil auf ber be 
berrihenden Stellung eines Herrenhofs und zum andern Theil auf dem Zu- 
ſammenhang der einzelnen Beltandtheile unter einander beruhte. 

Auch das Reich als Ganzes war eine folhe räumlichedingliche Einheit. 
Urſprünglich ftellte es ſich mehr ald die aus Marken, Genten, Gauen und 
Ländern erbaute und durch das unmittelbare NReichsland dinglich verknüpfte 
Reichsmark, jpäter mehr als ein umfaßender Reichshofverband dar, in welchem 
in mannichfach gegliederter Stufenfolge ein verfchieden qualificirtes dingliches 
Band jedes Grundftüd von einem Fronhof und jeden Fronhof von einem 
höheren Herrenhof bis aufwärts zu dem (freilich zum Schaden der Reichs— 
einbeit nicht ftändigen) Königshof abhängig machte. 

U. Indem nun jo die Grunditüde den Perjonen als objektive Rechts— 
individualitäten gegenüberftanden, mußte fi) ald Gegenbild der perjönlichen 
Willendbeziehungen ein Inbegriff räumlich-dingliher Objeftsbezie 
bungen bilden. Es war nicht bloß von rechtlicher Erheblichkeit, in welcher 
Beziehung etwas zu einer Perfon ftand, fondern ebenjo erheblich, im welcher 
Beziehung etwas zu einem Grundſtück ftand. Neben die rechtlihen Beziehun- 
gen des Willens zu Sachen oder anderen Willen traten die rechtlichen Be— 
ziehungen der Grundftüde zu andern Sachen oder zu Perjonen. Wie daher 
das Recht dem Willen eine ihm eigne Macht- und Vermögensiphäre anwies, 
jo wies ed jedem Grundſtück eine ihm eigne Sachſphäre an. Das Hinein- 
fallen in eine Willensiphäre und das Hineinfallen in eine Grundftüdsiphäre 
waren nun zwar im lebten Grunde jo verjhieden von einander wie Perjonen- 
begriff und Sachbegriff: allein fie waren injoweit analog, als in beiden 
Fällen ein rechtlich Herrichendes und ein rechtlich Beherrſchtes gejegt wurbe. 
In beiden Fällen wurde Etwas ald irgendwie abhängig, nur dort als abhän- 
gig von einem Rechtsſubjekt und hier als abhängig von einem Nechtsobjekt, 
gedacht. Dem allgemeinjten Begriffe für die Abhängigkeit von einer Perjon, 
dem Begriffe des Herrihaft und Vermögen zugleich umfaßenden Gehörens, 
forreipondirte daher ein nahe verwandter allgemeinfter Begriff für die Ab- 
bängigfeit von einem Grundftücde, der Begriff des Zugehörensd. Beide 
Begriffe entſtammten derfelben Wurzel; und während wir heute durch unwe— 
jentliche Formveränderungen die Kluft anzudeuten fuchen, welche für uns Die 
Begriffe des „Gehörens“ und des „Zugehörens“, den Eigenthumsbegriff und 
den Pertinenzbegriff trennen, unterjhied der ältere Sprachgebraud Beides 
kaum, fondern ließ eine Sache fo gut einer Hufe wie einem Manne hören, 
gehören oder zugehören, und wandte promiscue bie Formen pertinere ad 
fundum und fundo, ad hominem und homini an. Schon deshalb müßen 
wir von dem heutigen Pertinenzbegriff, der ſich zu einem Schatten feiner 
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alten Bedeutung verflüchtigt hat, ganz abjehen, wenn wir die Stellung des 
Begriffes des Zugehörens im mittelalterlichen Rechtsiyftem würdigen wollen, 
in welchem er in fait alle Verhältniße des öffentlichen und privaten Rechtes 
eingriff und ebenjo viele Abitufungen, Anwendungen und Nünncen hatte, wie 
der Begriff perjönlicher Herrichaftsbefugnig im weiteften Sinn. 

Vor allem zunächſt jtanden Grundftüde im Verhältniß rechtlicher 
Abhängigkeit von Grundftüden. 

a) Das Einzelgut war einerjeitd ein in fidh verbundene Ganze und 
andrerjeits ein Kompler verjchiedenartiger und für fi als Saden voritell- 
barer Hufenbeitandtheile. Sofern e8 ein Ganzes war, galten jeine einzelnen 
Stüde ald integrirende Theile und gehörten daher zu dem Gut in jeiner 
Ganzheit.!) Sofern ed aus Sonderjahen zujammengejeßt war, galt das 
Wohnhaus ald das Haupt des Hofes, ded Gartend und der übrigen ihm zu» 
gehörigen Stüde der Hofitätte,?) die Hofjtätte ald das Haupt des ausgeſchie— 
denen Antheild an Aeckern und Wiejen,) das Sondergut als das Haupt des 
unausgejchiedenen Antheils an der Gemeinmarf. Das Land war daher Zu- 
behör der Hofitätte,t) die gemeinen Wälder, Weiden, Gewäher und Wege 


) Vgl. 3. B. Ur. v. 883 b. Wigand, Ard. I, 2. 86: mansos V cum 
terris eultis et incultis ac silvis communibus ad eos pertinentibus. Memoratos 
mansos sub omni integritate eorum sicut superius continet. Urk. v. 796 b. 
?acomblet 1.5: illam kovam integram ,„. cum pascuis et perviis et aquarum 
decursibus et scara in silva juxta formam hove plene; 820 ib. 19: cum omni 
integritate i. e. terris silvis pratis et cum omnibus adjacentiis quae ad eandem 
hovam pertinent; vgl. 799 ib. 8. Auch in der Urf. v. 796 ib. 6 wird als „in- 
tegritas* bezeichnet ein Hof nebjt dem dazu gehörigen Aderland und dem Antbeil 
an Wieſen, Weiden, Sifcherei, Waherlauf und gemeinen Wegen, welche zu den be- 
treffenden Dorfmarken gehören. — Vgl. auch Urf. v. 876 b. Falcke, trad. Corb.: 
duos mansos cum una area in villa G. et campo ibidem sito... et jure 
in silvis quod vulgo achtwort dieitur. Urk. v. 744 b. Nemling, Speier. Urkb. 
3; dv. 864 im Cod. Lauresh. I. 72; aus d. 11, 3.6. Meichelbeck I, 2. 500. 


?) urk. v. 1267 b. Gudenus II. 169: domum suam cum tota curia, orto 
et horreo; 1249 b. Würdtwein, dioce. Mog. II, 657: curiam unam cum 
una domo, horreo et orto in villa, Maurer, Fronh. II. 193—198. 


3) Daber der nord. Spruch: tompt ärakärs modher. gl. Grimm, R.Q, 
539 f.; Grenzaltertb. 1245 Z. f. g. R. W. II. 57; Graf u. Diethberr 124. 
Auch Andr. Sunes IV,10: adjacencium prediorum que fundis velud membra 
capitibus obsecuntur. 


*) In den Pertinenzformeln erfcheinen daher ftetö agri, ‚terrae cultae et 
incultae, terra arabilis, prata u. f. w., als Zubehör der curia, curtis, domus, 
area, casa, des curtile, der hofstatt, des hofes u ſ. w. 3. B. 793 b. Lacom— 
blet 1.2: unum curtile cum agris; 1214 ib. IL. 24: curtim in villa... cum 
attinentüs, videl, agris silvis et pratis; vgl. 796. 1107. 988. 1228 ib. 1. 6. 
174. 11, 14. 82, Ur, v. 1337 b. Kindlinger, M. 3. III, 1. 370: domum sive 
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gehörten zu einem bejtimmten Theile zum Haufe, zum Hofe oder zur 
Hufe). 

Daraus ergaben fich wichtige Rechtsfolgen. Zuvörderft fonnte man ur: 
jprüngli zwar eine Hofjtätte ohne Land oder Markenrecht, nicht aber Land 
eder Markantheil ohne Hofſtätte befigen 6). Diejes Princip jcheint zwar, wäh- 
rend es bezüglich des unausgejchiedenen Marfantheild erft gegen Ende des 


mansum .. cum omnibus suis agris, pratis, pascuis ac generaliter cum omni 
integritate juris sui ac universis pertinentiis ad dietum mansum pertinentibus. 
1314 ib. 303 u. 1320 ib. 111, 2. 750. Richtſt. Landr. 108: das ime de hofe 
verliehen sy... den an huszstadel, hofreiti u. aller zugehörunge zu dorff u. 
zu felde. 1560 b. Sethe, Leibgewinndgüter, Anh. 67: mynen hoff... mit aller 
synen tobehorynge, lenderyen u. markengerechtigkeit. 

5) An den Pertinenzformeln wird ald Hauptfache bald das Haus, bald die 
Hofftätte, Haus und Hof oder der Hof, bald das Grundftüd, die Hufe oder dad 
ut bezeichnet; unter den Pertinenzen werden dann Wald, Waher und Weide, 
Waherlauf, Wege und Stege, öde Gründe und Heiden entweder fchlechthin mit 
aufgeführt, oder fie werden dabei durch einen Zuſatz ald gemein, ungetheilt, in 
Gemeinschaft ftehend gekennzeichnet, oder es wird endlich ein Recht an ihnen, ein 
Gemeinjchaftsrecht, Antheildrecht oder Nußungsrecht, ald Zubehör genannt. Bol. 
z. 8. Urk. v. 12926. Kindlinger, M. B. I. 14:. domum .. cum omnibus 
attinentiis suis, agris pascuis pratis terris cultis et incultis. Urf. v. 793 6. 
Lacomblet I. 2: curtile... cum waterscapis perviis communibus pascuis; 
796 ib. 5: cum scara in silva; 799ib. 8: cum integritate in silva, aquis, 
pascuis; 786 ib. 4: dominationemque in silyam; communionemque in silvam; 
801ib. 12: cum usibus aquarum dominationemque in silvas. 948 b. Meichel- 
beckI, 2.444; ib. 500: praedium ,. cum privatis et communibus usibus. 896 b. 
Neugartl. 511: curtilia... cum omnibus usibus ad ipsa curtilia in eadem 
marcha pertinentibus. 833 b. Seibertz 1 Wr. 3: silvis communibus ad eas 
pertinentibus. 1049b. Falcke, trad. Corb. 850: cum omni sylvatica utili- 
tate, Cod. trad.inJuvavia 40: casam et curtem cum territorio et sylva; vgl. 
ib. 37. 38. 42. 43. 44. Cod. Lauresh, I. 28. 30. 32. 34. 52, 56. 57. 62. 
1294 b. Gudenus II. 282. 133156. Wigand, Arc), III, 3. 103: curtem cum 
omni jure et appendiciis seil. scapdrif achtwort pratis et pascuis. Ditmar]. 
!dr. a 87 86: ein gehoffte.... dartho eine gemene marke gehörede. Schau- 
berg,3.1. 118811 u. Beitr. II. 418: derselbigen huben alle gerechtigkeith da- 
selbst zugehörig gsein. Wyß, Z. f. fchweiz, NR, 1. 24 N. 20. Bol. ferner d. 
Stellen in Note 1 u. unten in 511N. 201 u. 203 — 206. Sodann die angel» 
fühl. Pertinenzformeln, zufammengejtellt v. Kemble, Cod. dipl, Introduction 
p. XXXVII—XL, Auh Eichhorn, 3. fg NR W. I 153f.; Landau, Terr. 
fm, Markv. 29 N. 14u.85— 88; Bluntſchli, R. G. J. 84 u. II. 
6466; Maurer, Einl. 126 f. 136; Markv. 59 f.; Fronh. III. 198 f.; Dorfv. 
1.61. f.; Weiske a. a. O. 108-112; Renaud, 3. f. D. R. IX. 3. 79. 97; 
Duncker, Geſammteigth. 155. 

6), Grimm, R. A. 318. Maurer, Fronh. III. 198. 

II. 6 
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Mittelalters durchbrochen ward”), Bezüglich der ausgefonderten Aecker jchon 
früher Ausnahmen zugelaßen zu haben ®): ald Regel indeß blieb es dergeftalt 
aufrecht, daß jedes won einer Hufe abgetrennte oder neu aus der Gemein- 
mark gejfonderte Landſtück entweder mit einem bereits vorhandenen Hofe ver- 
einigt oder aber mit einem Wohngebäude bejeßt werden mußte‘). Deshalb 
mehrte und minderte ſich auch die Zahl der Hufen ald der eigentlichen Grund- 
einheiten ded Landes nur mit der Zahl 'der Hofftätten 19). 

Sodann drängte die objektive Zujammengehörigfeit der Güter zur Er- 
Ihwerung ihrer Zertheilung und zur Fefthaltung eines Zufammenhangs ver 
getrennten Stücde im Falle troßdem vollzogener Theilung!!). Im Landrecht 
früh nur in einem Näherrecht der Getheilen und in öffentlichrechtlicher Ab- 
hängigfeit der Zrennjtüde vom Stammgut fortdauernd, fpielten im Hofredht, 
das überhaupt vielfach eine ältere Stufe des Landrechts analog reproducirte, 
die Theilungsbeſchränkungen jederzeit eine große Rolle. Hier waren die Gü— 
ter überhaupt oder über einen beftimmten Grad hinaus gar nicht oder doch 
nur mit herrjchaftlicher und genofenschaftliher Bewilligung theilbar. Hier 
jorgte ferner nach erfolgter Theilung ein allen andern Näherrechten vorgehen- 
des Vorkaufs- und Abtriebsrecht der Getheilen für möglichſte Wiedervereini- 
gung. Hier galt endlih auch die getheilte Hufe in manden Beziehungen, 
wie namentlich bezüglich der unter folidarijher Mithaftung jedes Theils auf 
ihr forthaftenden Laſten und Dienfte, nad außen noch ald einheitliches Ganze, 
das von einem Träger oder Hauptmann repräfentirt und im Namen Aller 
jowol zu Ding und Ring getragen als bei Einfammlung und Abführung 
der Zinje vertreten wurde. Kaum bedarf ed des Hinweiſes, daß aud in den 
höheren Verhältnigen der Minijterialität und des Lehndienſtes die Idee des 
mit der geliehenen Bodenherrſchaft verfnüpften Amtes der freien Theilbarkeit 


) Th. I. 604 f. u. unten $ 11 N. 210. 

9) 3. B. Urk. v. 890 in Juvavia 113: sine curtili terra; Grimm, W. 
I. 177. Note 1. 

9) Grimm, W. I. 126. 199. 211. 302. 568. 650. III. 626. 888. IV. 43. 
91. 95. Kaltenbäd I. 17838. 66 $ 14. 75 S 57. 77 830. 80 8 25. 82 $ 23. 

10) Bei Hufentheilungen fünnen daher jedenfalls nur folche Theile zu nenen 
Hufen werden, auf denen eine neue Hofjtatt angelegt wird; vgl. Kaltenbäck J. 
89 8 19; Maurer, Fronh. I. 89 8 19. Sie werden ed aber nicht immer, viel 
mehr können nach der Ortöverfaßung alle oder einige Theile nur ald Theilhufen 
oder als neue Güterarten fchlechterer Rechtöqualität fortgelten; vgl. Th. I. 596. 
u. unten 8 11. 

1) Die objektive Zufammengebörigkeit des Bodend wird z. B. ald Grund 
der Theillofung ausdrüdlih ausgeiprochen b. Grimm, W. II. 550: gut... 
das in eines andern guth gehörig. Inſoweit, ald fie auf der Bindung des Son- 
derrechts durch genoßenschaftliches Gefammtrecht ruhen, werden die Theilungsbe— 
ſchränkungen unten noch erwähnt werden; vgl. $ 10 N. 25—85. 
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lange Zeit ein Ziel ſetzte. Und auf allen Stufen erhielten fich, troß der im 
Allgemeinen jtetig vordringenden freien Theilbarfeit, einzelne Reſte der alten 
aus dinglicher Zujammengehörigfeit folgenden Theilungserichwerungen, welche 
demnächſt ald äußere Anfnüpfungspunkte für eine neue theilungsfeindliche 
Gegenſtrömung dienen Eonnten, deren treibender innerer Grundgedanke freilich 
ein ganz anderer war 12), f 
b. Sm Marfverbande gehörten einmal die einzelnen Hufen zu ein- 
ander, indem fie ald eine Bielheit jelbjtändiger Güter durch eine Anzahl 
gegenfeitiger Sachbeziehungen mit einander verbunden waren!®); und fie bilde: 
ten zweitens integrivende Beltandtheile der Mark, die fi io als ein ein- 
heitlihes, aus Haupt und Gliedern zujammengejehtes Ganze daritellte 14). 
Diejes Verhältniß Dingliher Zufammengehörigfeit bot mit dem perſönlichen 
Bau der Genoßenſchaft eine gewiße Analogie. Aud hier wurde die einheit- 
liche und die vielheitliche Seite begrifflich nicht geichieden, jondern es erſchien 
nur als eine Frage größerer oder geringerer Zujammenfaßung, ob man die 
Hufengefammtheit oder die Mark als ſolche nannte. Insbejondere daher wurde 
die vertheilte wie die unvertheilte Mark einerſeits als Zubehör aller einzelnen 
Höfeld) und andrerjeits ald Zubehör des einheitlichen Dorfes!) vorgeftellt 
und bezeichnet. 


12) Es war der Gedanke eines öffentlichen Intereſſes, um deffen willen durch 
objektive Satzung bejtimmte Theilungsbefchränkungen allgemein ftatuirt oder für 
einführbar erflärt wurden. So bei der Abfchliegung der Territorien "zu publi— 
ciſtiſchen Ganzen: bei Hervorbringung der auf Erhaltung der adligen Güter ges 
richteten Inſtitute; bei der neueren Gelchloßenheit der Bauergüter. 

, Dies zeigt fich befonders in dem dinglichen Nachbarrecht ; vgl. unten Note 
97. 99—100. 

4) Das Dorf mit allen ihm zugehörigen Höfen und mit der vertheilten und 
unvertheilten Mark bildet daher eine integritas. Urf. v. 650b. Miraeus, Cod. 
dipl. I. 281: ipsam villam G. cum omni integritate ad se pertinente; 684 ib, 
282. 834 im Cod. Lauresh. I, 55: villam.. cum ecclesia ibidem con- 
structa et cum reliquis aedificiis, casis, domibus, mancipiis, terris, pratis, 
silvis, pascuis, aquis, aquarum decursibus, adjacentiis, perviis, exitibus et 
regressibus, quantumque ad praed. villam aspicere videtur; vgl. 846 ib. 58: 
villam . . cum integritate sua, worauf eine Ähnliche Aufzählung folgt; 882 ib. 
31. Bol. aud Grimm, W. III. 397. 404. 505. V. 668 $ 2: Walhalben mit 
seiner zubehoere. 

5) Bal. 3. B. Grimm, I. 174: in den hölzern u. bännen, so zu dem 
hofe u. schupposen gehören. II. 400. IV. 539 $ 6: hört zuo der gnossen 
eigen u. erbe V. 69 8 4. I. 390: der wald... gehört... zu den 18 hof- 
stätten. 

6) Vgl. 3. B. die Urk. v. 9296. Emminghaus, C. J. G. 11: cum om- 
nibus ad praed. loca pertinentibus; 1000 ib. 16: silvae et campi, ad villam 
L. pertinentes; 959, 983, 1095 u. 1064 ib. 11. 13. 16. 18. Ferner Urf, v. 796. 

6* 
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Für die Cinzelgüter ergab ſich aus der dinglichen Abhängigkeit von der 
fie zuſammenſchließenden Mark eine mehr oder minder ausgedehnte wirthichaft- 
liche und juriſtiſche Unſelbſtändigkeit!ſ). Für die Mark jelbit aber folgte 
daraus, daß fie ald Ganzes von Haupt und Gliedern in fich zufammenbieng, 
eine größere oder geringere objcktive Gejchloßenheit, eine gewiße Widerſtands— 
fraft gegen Zeriplitterungen, und die Tendenz, im alle wirklich erfolgter 
Theilung einen territorialen Zufammenhang unter den ehemals verbundenen 
Stücken feitzubalten. 

Standen mehrere Dörfer in Marfgemeinichaft, jo gehörten auch fie einer» 
jeitö zu einander und bildeten andrerjeits die integrirenden Theile der großen 
Mark, welche fie als eine jelbftändige Einheit umjchloy 1P). 

Aber auch die Hundertichaft, der Gau, das Land wurden dur ein ding. 
liches Band zufammengehalten, jo daß ihre einzelnen Beltandtheile alle zu 
einander und jeder zu dem Gebiet als einem Ganzen gehörten. Dieſes ge- 
nofenichaftlihe Sachband war jo lange, als eine Hundertſchafts-, Gau- oder 
Landesallmende beftand, gewißermahen fichtbar; auch ohne eine ſolche aber 
ſchien die Gemeinſchaft der Waffen, des Gerichtes und des Rechtes der objek— 
tiven Zufammengehörigfeit der betreffenden Gebietsmarf zu entjtammen. Da- 
bei ift aber freilich zu beachten, daß im Laufe der Zeit mehr und mehr diejes 
gleiche und gegenfeitige Band des Markenzuſammenhanges durd das ftärkere 
Band zwiichen herrjchenden und abhängigen Höfen gelodert und zerrißen oder 
doc) erjegt und gewandelt wurde. in Vorgang, der wiederum erleichtert 
wurde dur den auch hier waltenden Mangel begriffliher Unterjcheidung 
zwiichen dem Ganzen und der Summe feiner Bejtandtbeile. Denn indem man 
nicht unterjchied, ob und wie weit eine Landes: oder Gerichtsmarf unmittelbar 
aus Einzelgütern, ob und wie weit aus den zunächſt engeren Marfen bejtand ; 
indem man ed vielmehr für identiich anfah, den Gau aus Marken oder aus 


837. 966. 10066. Yacomblet I. 5. 24. 63. 92; v. 8746. Boehmer 3f.; v. 
865 6. Neugart I. 67: waltmarke ad ipsa loca pertinens; ib. 444 u. II. 17 
(v. 943); v. 993 b. Hund I. 92 u. 93. Auch form. Marculf. II. 17. 19, 23. 
Urf, v. 13523 b. Boehmer I. 472: die gemeinde, die zu den zwein dorfen 
gehoret an walde, an velde, an der bach. Urk. v. 1472 in Mon. Boica 31 
p. 516: zugehorung ze haws, ze hof, ze holz, ze veld, wayd, wismad, öd u. 
wasser. Grimm, ®. L 662 8 12. Il. 838. Bol. auch unten 8 IM. 
125—128. 

17) Bol. unten $ 10, bei. über Verfügungs- u. Nupungsbeichränkungen, Marf- 
loſung, Markſchließung u. |. w. 

8) Val, Th. T 8 9 u unten $ 12 IV; die in Th. 1. ©. 82 N. 5 citirten 
Etellen: villam V. . . cum omnibus vilullis et viculis; und: villam .. B, cum 
universis villulis ad se adspicientibus; Grimm, W.III. 324: das gerichte.. 
here an die mark zcu dem Hayne, ‚die den vorter gehere an die margk 
zcu Elben. 
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Hufen, das Sand aus Gauen, Marken oder Einzelgütern zufammenzufeßen; 
und indem fo die Grenze, bis zu welder das engere Gebiet dem weiteren 
gegenüber geſchloßen war, in thatjächlichen Fluß blieb: konnte fih ohne alles 
Hindernig eine Entwicklung vollziehen, welche die freien Marfen und Gaue 
immer offener für die Hineinwirkung der intenfiv und ertenfiv wachjenden 
Herrſchaftsgebiete hinlegte!?). 

c. Sm Hofverbande waren einerjeitd die abhängigen oder dienenden 
Güter Zubehör des Herrenbofes und es war andrerjeits der Herrenhof mit 
allen ihm zugehörigen Gütern ein in ſich geichlogenes Ganze. 

Zunächſt war jedes dienende oder abhängige Gut Pertinenz eined Herren- 
hofes, in deſſen Sadiphäre ed ganz oder theilweiſe fiel?%, Dabei fonnte 
das die beiden Güter verfnüpfende Band von ebenjo verjchiedener rechtlicher 
Beihaffenheit fein, wie das perſönliche Band der Hörigfeit und des Treu— 
dienſtes. Schon feinem Urfjprung nach war ed ungleich, je nachdem es der 
Reit ehemaliger voller Einheit war?!) oder umgekehrt auf der Abhängigina« 
hung eines urjprünglich jelbitändigen Gutes beruhte??), Weitere Unterjchiede 
bildeten ſich mit der Scheidung der verjchiedenen Iehn-, dienſt- und Hofe 


19) Bol. Tb. I. $ 7. 10. 14. 25 u. unten $ 16. 

2) In zahlreichen Zraditionsurfunden wird daher ein Fronhof oder Gutähof, 
ein fiscus, palatium oder eine villa dominica mit jo und fo viel mansibus ad 
eum pertinentibus, spectantibus, adjacentibus u. j. w., mit ben ihm zugehöri— 
gen Höfen, Lehen, Hufen, Erbgütern u, f. w. vergabt. Vgl. z. B. Urf. v. 752 b. 
Neugart I. 23: curtis D. cum XI casatas quod ad haec pertenet; Urk. v. 
7795. Lacomblet I 1; Salzb. Urk. in Juvavia 21: villulam .. cum man- 
sos X cum silva et prata vel pascua ad eandem villulam pertinentem; ib. 
22. 23. 28. 31. 32. 33. 34. 35.37. — Bol. dazu Grimm I 358: der hoff u. 
die güt die dazu gehören. 677: dirre hof ist auch also gelegen, das drin 
hört nün. huben, die erbe sint. 692: jura curie dominice ,. in quam perti- 
nent, praeter bona salica, 13 mansi. 713: alle die höfe, die darinne hörent- 
II. 180. 132: lehenguter .. in den hof da sie hingehörig sint. 652: hoiff- 
gedinge . . ad quod spectant et pertinent 8 feoda curtialia. 164 $ 1: veri 
domini curtis de Dorsten et bonorum spectanlium ad eandem; dazu gehören 
Güter, deren „proprietas* beim Hof ift, die aber „tenentur de dieta curte jure 
vitae ductus seu alimonie“ III 437: den hof mit sinen zugehorungen. 495: 
was guter in den hof gehorent. IV. 130 (1303): in denselben hof hörent 20 
huoben. 128. 163. V. 258. Auch beißt es „so hat der hoff 24 lehen,“ z B. 
IV. 3, oder ähnlich. Dal. 1. 260. 693. III. 483 $ 1 u. 2. IV. 141. 142. 169. 

2) MW, v. Ulmbach v. 1419 b. Grimm III. 397: der Probſt hat einen frien 
fronhof mit aller siner zugekorunge, mit namen 5 /ehen, die von alder dorin 
gehoren, u. sint etwan uss demselben fronhof genommen u. dienen noch in 
den hof. 

22) Gewöhnliche Auffaßungs- u. Ausdrucksweiſe dabei it, dad Gut folle nun— 
mehr an, in, auf den Hof hören oder fchauen, zu ihm gehören, in ihm liegen u. |. w. 
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rechtlichen Befigtitel heraus, deren jeder das SPertinenzverhältnig ungleich 
qualificirte. Mannichfacher noch geftalteten fich diefe Dinglichen Beziehungen, 
als auch die freien Güter in Abhängigkeit von Herren- oder Amtshöfen ge— 
rietben und namentlich die gemeinfreien Hufen in Folge dinglicher Belaftun- 
gen und gerichtlicher oder vogteiliher Unterwerfungen als Zubehör von Fron- 
höfen erfchienen ??). So ungleih aber die Beihaffenheit und Intenfivität 
des Sachbandes war: überall waren es unmittelbare Beziehungen von Grund- 
ſtück und Grundftüc, die daraus folgten. Die Hufe zinste und diente dem 
Hofe, wurde zum Gericht an diefen getragen, fiel zu ihm heim, ftand für 
jeine Zwecke gewißen Nutungen offen?). So war denn überall das dienende 
Gut abhängig vom Herrenhof und der Herrenhof war das Haupt ber die- 
nenden Güter. Deshalb waren auch Grundherrichaft, Obereigenthbum, Ge- 
richtöherrichaft und Vogtei an den Gütern eined Gebiets urſprünglich durch— 
aus an die Sphäre des betreffenden Herrenhofs gebunden und von ihm nicht 
trennbar??). Ein Saß, defien Aufrechthaltung bezüglich des Verhältnißes von 
Guts- und Bauerhöfen ſchon durch die wirthichaftlihe Natur dieſes Verban— 
des verbürgt ward, der aber urjprünglich offenbar auch dem Lehnrecht, aus 
welchem fpäter die rechtönothwendige Verknüpfung der Lehnsherrlichkeit mit 
einem beftimmten Lehnsoberhofe verihwand, zu Grunde gelegen hat?6), 

Der Herrenhof mit allen ihm zugehörigen Gütern war aber nicht blos 
eine Summe dur inzelbeziehungen verbundener Grunditüde, fondern ein 
geſchloßenes Ganze für ſich?). Diejes Ganze war infoweit, ald Die ab» 
hängigen Güter nad ftrengem Hof» oder Lehnrecht beſeßen wurden, für das 
Landrecht eine bloße Erweiterung des berrichaftlichen Beſitzes. Denn $ron- 
hof und hofhörige Hufen waren für das im Innern herrſchende Hofrecht 
abgejonderte Grundſtücke: dem Landrecht waren fie eine einzige ungetrennte 








23) Schon 812 heißt ed daher b. Pertz III. 177: respiciunt ad eandem 
curtem mansi ingenuiles. 

24) Val, unten Note 77. 88. 101. 103—109. 113—114. 116. 

25) Ausdrüdlich fagen in dem W. v. Heimersheim (Anf des 15. J.)b. Grimm 
II. 722 die Schöffen, nachdem fie 7 Herren wegen beftimmter Burgen und Höfe 
die gemeinfame Gerichtäherrlichkeit zugewielen haben: were sache, das jemant 
von diesen herrn were ind would eime andern die Airlicheit geven aff ver- 
kouffen ind would dat goid dat dar zo gehurt selve behalden, dat wiset der 
scheffen, dat dat neit sein noch geschein en mach, ind were also guet zo 
scheiden as die wasser ind win scheiden woulde, dat under ein getan were. 

26) Es ift das die ftillichweigende Bafıs des älteren Lehnsweſens und ein 
grundbefigfofer Lehnsherr fchwerlich vorſtellbar geweſen. Die Lehen wurden von 
und zu einem [ehnäherrlichen Hofe getragen, an ihm verliehen und verrechtet, zu 
ihm durch Hof- und Gerichtödienft vergolten, fie fielen an ihn beim. 

) Das Herrichaftsgebiet ift eine „integritas“, ber Fronhof fein „caput“, 
die anderen Höfe find „membra“. Bol. Th. L 135 N. 5. 172 N. 55. 
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Grundherrfchaft. Und ebenjo waren Anfangs die Lehen jeder Gattung nur 
für das Lehnrecht vom übrigen Eigen des Lehnheren abgetrennt, im Land» 
recht nach wie vor deſſen Theile. Hieraus ergab fih die Abjchliefung der 
Herrichaftsgebiete gegen die Volksgebiete. Als dann aber die Immunität fich 
intenfiv und ertenfiv ftetig erweiterte, wurden mehr und mehr auch freie Höfe 
und Marken in den Kreis ſolcher Herrichaftögebiete gezogen und e3 wurde 
gleichzeitig die rechtliche Bedeutung dieſes herrichaftlihen Zufammenhangs ver- 
ftärft und die unmittelbare Verbindung der Gebietstheile mit Allem, was 
jenfeitd der Verbandsgrenzen lag, abgeihwächt. So wurden Grundherrichaften, 
Immunitäten und DVogteien, Territorien niederer und höherer Ordnung zu 
immer fefter gejchloßenen Gebieten, die in fich felbjt durch die Abhängigkeit 
von dem gleichen Herrenhof zufammengehalten wurden, nach außen aber durch 
Näherrechte, Ausfuhrverbote, Zwangs- und Bannrechte und vor Allem durch 
immer fräftigere Abwehr der von außen kommenden Herren» oder Gejammt- 
gewalt ſich als territoriale Einheiten darftellten. Indeß war auch dieſe ob» 
jeftive Einheit engerer und weiterer Herrſchaftsgebiete keineswegs der Aus- 
fluß einer publiciftifhen Nothwendigfeit, wie fie der Staatsidee entſpricht; 
fie war vielmehr der Ausflug der zufälligen dinglichen Verbindung, welche 
ohne Unterjcheidung der privatrechtlichen und der öffentlichrechtlihen Momente 
die herrfchenden Höfe zu Häuptern und die abhängigen Güter zu Oliedern 
umfahenderer Gebieteinheiten ſtempelte 28). 

Auch die Herrihaftsgebiete gliederten fi in weitere und engere Ver— 
bände. Dabei war dann auch hier durch feine prineipielle Grenze feftgejeßt, 
wie weit die engeren Gebiete ald foldhe oder unmittelbar deren einzelne Be- 
ftandtheile der umfaßenderen Herrihaft angehörten. Deshalb konnten die that- 
ſächlichen Zuftände ſich ohne begriffliches Hindernig mehr und mehr einem 
Syſtem dinglicher Mittelbarfeiten nähern, bei welchem der jedesmal nächſte 
Herrenhof das von ihm abhängige Gebiet von der unmittelbaren Berbindung 
mit den weiteren und weiteſten Gebieten ganz oder größtentheild abjchnitt. 
War dies der Fall, fo lag die Hufe für ten Darüberitehenden hinter dem 
Fronhof, der fie deckte und vertrat, die Grundherrſchaft Hinter dem Grafen- 
oder dem Fürftenhof, der fie von der Neichdunmittelbarfeit abtrennte. Das 
dinglihe Band zwiſchen den engften und weiteſten Einheiten führte dann 
immer durch die dazwijchen liegenden Fronhöfe hindurch, und der Gutshof 
mit den ihm zugehörigen Bauerhöfen wurde in feiner Ganzheit ald Zubehör 
eined beſtimmten herrfchaftlihen Amts- oder Gerichtshofes, der Amts- oder 
Gerichtöbezirt wiederum in feiner Ganzheit als Zubehör des Fürftenhofes, 
das Territorium in der Gefammtheit feiner Gliederungen und Zufammenhänge 
ald ein vom Königspalaft dependirendes Reichslehen vorgejteflt??). 

20) Bol. Thl. IS 14 u. 25. 


9) So wird 14545. Grimm IV. 163 ein dinckhgff mit allen huoben u. 
gütern ald zugehörung eines fronhoff bezeichnet. Ebenſo fehr oft im Elſaß ein 
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rechtlichen Befigtitel heraus, deren jeder das SPertinenzverhältnig ungleich 
qualificirte. Mannichfacher noch geftalteten fich diefe dinglichen Beziehungen, 
als auch die freien Güter in Abhängigkeit von Herren- oder Amtshöfen ge» 
riethen und namentlich die gemeinfreien Hufen in Folge dinglicher Belaftun« 
gen und gerichtlicher oder vogteilicher Unterwerfungen als Zubehör von Fron— 
höfen erfchienen??). So ungleih aber die Beichaffenheit und Intenfivität 
des Sachbandes war: überall waren ed unmittelbare Beziehungen von Grund» 
ſtück und Grundftüc, die daraus folgten. Die Hufe zinste und diente dem 
Hofe, wurde zum Gericht an diefen getragen, fiel zu ibm heim, ftand für 
jeine Zwecke gewißen Nußungen offen?). So war denn überall das dienende 
Gut abhängig vom Herrenhof und der Herrenhof war dad Haupt der die- 
nenden Güter. Deshalb waren auch Grundherrichaft, Obereigenthum, Ge- 
richtäherrichaft und Vogtei an den Gütern eines Gebietd urſprünglich durch— 
aus an die Sphäre des betreffenden Herrenhofs gebunden und von ihm nicht 
trennbar ??). Ein Sat, deffen Aufrehthaltung bezüglich des Verhältnißes von 
Guts- und Banerhöfen ſchon durch die wirthichaftlihe Natur dieſes Verban— 
des verbürgt ward, der aber urjprünglich offenbar auch dem Lehnrecht, aus 
welchem später die rechtönothwendige Verknüpfung der Lehnsherrlichkeit mit 
einem beftimmten Lehnscherhofe verihwand, zu Grunde gelegen hat?6). 

Der Herrenhof mit allen ihm zugehörigen Gütern war aber nicht blos 
eine Summe durch Einzelbeziehungen verbundener Grunditüde, ſondern ein 
geſchloßenes Ganze für ſich?'). Diejes Ganze war infoweit, als die ab- 
hängigen Güter nad ftrengem Hof» oder Lehnrecht beſeßen wurden, für das 
Landrecht eine bloße Erweiterung des berrichaftlichen Beſitzes. Denn Fron- 
hof und hofhörige Hufen waren für das im Innern berrichende Hofrecht 
abgejonderte Grundſtücke: dem Landrecht waren fie eine einzige ungetrennte 








23) Schon 812 heit es daher b. Pertz III. 177: respieiunt ad eandem 
curtem mansi ingenuiles. 

24) Wal. unten Note 77. 88. 101. 103—109. 113—114. 116. 

25) Ausdrücklich Sagen in dem W. v. Heimersheim (Anf des 15. J.)b. Grimm 
II. 722 die Schöffen, nachdem fie 7 Herren wegen beftimmter Burgen und Höfe 
die gemeinfame Gerichtäherrlichfeit zugewiefen haben: were sache, das jemant 
von diesen herrn were ind would eime andern die Airlicheit geven aff ver- 
kouffen ind would dat goid dat dar zo gehurt selve behalden, dat wiset der 
scheffen, dat dat neit sein noch geschein en mach, ind were also guet zo 
scheiden as die wasser ind win scheiden woulde, dat under ein gefun were. 

26, Es iſt das die ftillichweigende Baſis des älteren Lehnsweſens und ein 
grundbefißfofer Lehnsherr fchwerlich vorſtellbar geweſen. Die Lehen wurden von 
und zu einem lehnäherrlichen Hofe getragen, an ihm verliehen und verrechtet, zu 
ihm durch Hof- und Gerichtädienft vergolten, fie fielen an ihn beim. 

2) Das Herrichaftsgebiet ift eine „integritas*, ber Fronhof fein „caput“, 
die anderen Höfe find „membra“. Vgl. Th. I. 135 N. 5. 172 N. 55. 
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Grundherrfchaft. Und ebenfo waren Anfangs die Lehen jeder Gattung nur 
für das Lehnrecht vom übrigen Eigen des Lehnherrn abgetrennt, im Land» 
recht nach wie vor deſſen Theile. Hieraus ergab fih die Abfchliefung der 
Herrichaftsgebiete gegen die Volksgebiete. Als dann aber die Immunität ſich 
intenfiv und ertenfiv ftetig erweiterte, wurden mehr und mehr auch freie Höfe 
und Marfen in den Kreis ſolcher Herrichaftögebiete gezogen und es wurde 
gleichzeitig die rechtliche Bedeutung diejes herrichaftlihen Zufammenhangs ver- 
ftärft und die unmittelbare Verbindung der Gebietötheile mit Allem, was 
jenfeits der DVerbandsgrenzen lag, abgeſchwächt. So wurden Grundherrichaften, 
Smmunitäten und Vogteien, Xerritorien niederer und höherer Ordnung zu 
immer fejter gejchloßenen Gebieten, die in fich felbjt durch die Abhängigkeit 
von dem gleichen Herrenhof zufjammengehalten wurden, nach außen aber durch 
Näherrechte, Ausfuhrverbote, Zwangs- und Bannrechte und vor Allem durd) 
immer fräftigere Abwehr der von außen kommenden Herren» oder Gejammt- 
gewalt fi als territoriale Einheiten darjtellten. Indeß war auch diefe ob» 
jeftive Einheit engerer und weiterer Herrichaftögebiete keineswegs der Aus- 
fluß einer publiciftijchen Nothwendigfeit, wie fie der Staatsidee entipricht; 
fie war vielmehr der Ausfluß der zufälligen dinglichen Verbindung, welche 
ohne Unterfheidung der privatrechtlichen und der öffentlichrechtlihen Momente 
die herrfchenden Höfe zu Häuptern und die abhängigen Güter zu Gliedern 
umfahenderer Gebietdeinheiten ſtempelte 29). 

Auch die Herrſchaftsgebiete gliederten fih in weitere und engere Ver— 
bände. Dabei war dann auch hier durch feine principielle Grenze feſtgeſetzt, 
wie weit die engeren Gebiete als joldhe oder unmittelbar deren einzelne Be- 
ftandtheile der umfaßenderen Herrihaft angehörten. Deshalb Eonnten die that- 
ſächlichen Zuftände ſich ohne begriffliches Hindernig mehr und mehr einem 
Syſtem dinglicher Mittelbarfeiten nähern, bei welchem der jedesmal nächſte 
Herrenhof das von ihm abhängige Gebiet von der unmittelbaren Verbindung 
mit den weiteren und weiteſten Gebieten ganz oder größtentheils abichnitt. 
War dies der Fall, jo lag die Hufe für ten Darüberjtehenden hinter dem 
Fronhof, der fie deckte und vertrat, die Grundherrichaft hinter dem Grafen: 
oder dem Fürftenhof, der fie von der Neichöunmittelbarkeit abtrenntee Das 
dinglihe Band zwiſchen den engften und weiteiten Einheiten führte dann 
immer durch die dazwiichen liegenden Fronhöfe hindurch, und der Gutshof 
mit ten ihm zugehörigen Bauerhöfen wurde in feiner Ganzheit ald Zubehör 
eines beitimmten berrjchaftlihen Amts- oder Gerichtähofes, der Amts- oder 
Gerichtöbezirt wiederum in feiner Ganzheit ald Zubehör des Fürftenhofes, 
das Territorium in der Gefammtheit feiner Gliederungen und Zufummenhänge 
als ein vom Königspalaft dependirendes Neichslehen vorgejtellt??). 


28) Vgl. Thl. IS 14 u. 25. 
29) So wird 14545. Grimm IV. 163 ein dinckhgff mit allen huoben u. 
gütern ald zugehörung eines fronhoff bezeichnet. Ebenjo fehr oft im Elfaß ein 
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d. Wo ſich Marfen- und Hofverfaßung kreuzten oder mifchten, kreuzten 
und mijchten ſich auch die gegenfeitige Zugehörigkeit koordinirter Güter und 
die Abhängiafeit vom Herrenhofe. Insbeſendere entiprah der Spaltung der 
perfönlihen Verbände in Herren und abhängige Gefammtheiten auch eine 
Zerreißung der räumlich-dinglichen Einheiten. Indem eine Anzahl abhängi— 
ger Güter oder Gebiete unter ſich eine alte Verbindung erhielt oder eine neue 
Verbindung begründete, überdies aber gemeinfamer Herrſchaft unterworfen 
ward oder blieb, fonnte mehr und mehr das fachlich verbundene Gebietsganze 
als ſolches der höheren herrichaftlichen Einheit gegenübertreten. Dann wurde 
auch ftatt einer Zugehörigkeit der Einzelgüter vielmehr eine Zugehörigkeit ihres 
Kompleres vorgeitellt. Es wurde alfo 3. B. dem Herrenhof gegenüber ftatt 
der hofhörigen Hufen das Dorf, der Grafihaft oder Landesherrſchaft gegen- 
über ftatt der einzelnen Grundherrichaften das Land ald abhängige Pertinenz 
gedacht ?%), Und ebenfo bildeten dann nicht die einzelnen Hufen nebeneinan- 
der, fondern etwa eine Anzahl von Fronhöfen mit Zubehör die Elemente einer 
Mark oder eines genoßenſchaftlichen Gerichtsgebiets 9). 

2. Aud fahrende Habe war in weiterem Umfange ald heute Zubehör 
von Grund und Boden. Nicht blos die an fi und dauernd für die Zwecke 
eined Gutes oder Gebäudes bejtimmten Gegenftände, wie Vieh und Inventar 
beim Landgut, Kirchenutenfilien bei der Kirche, waren deren Pertinenz: jon- 
dern im Sinne der Naturalwirthichaft diente überhaupt der größte Theil der 
Habe und das baare Geld ſelbſt zulegt den ökonomischen Zweden der Grund» 
ftüde und galt infoweit als deren Zubehör. Man ſah daher in der That 


Dinghof mit feinen Zubehörungen ald Zubehör des Dingoberhofes, ded Mutter- 
bofes u. ſ. w., 3. B. ib. 15. 40. 455. Auch erfcheint 1437 ib. III. 219—221 
der Dttersberg mit der gefammten zugehörigen Vogtei als Zubehör des erzbiſchhöfl. 
Stuhls zu Bremen. 1394 ib. V. 783 $ 1 der Hof zu Borch mit synen tobe- 
hore als frei eigen Gut eines fürjtlihen Haufed. Vgl. das W. v. Hornbach v. 
1354 ib. 683—691 über die freiheit, gericht u. bezirk von Stadt und Thal 
dafelbit, welche zu einem fronhof gehören; es ift died ein Immumitätsgebiet, deſſen 
oberftes Jahrgediug der Abt v. S. Pirmin, der Kaftenvogt, ein Schultheiß und 
die Schöffen befiten; dazu gehören aber weiter I Höfe mit 9 Metern und 9 be- 
jonderen Hofgerichten. — Daß die Reichslehen mehr und mehr ald vom Reich 
geliehene, geichloßene Herrſchaftsgebiete erfcheinen, bedarf keines näheren Nachweifes. 

3”) Dörfer ald Zubehör von Fronböfen 3.8 b. Grimm I. 521. III. 397. 
404. 505; ald Zubehör einer Immunität 1386 ib, I 4: dat Duitz, ‘dat vur- 
mails ein slos ind stat ist gewest, u. noch huide des dachs eine friheit is 
mit den vunf dorpern, die darzo u. darin gehuierent, doit u. levendich .. 
mit allen iren zobehuiren .. ist vri eigen ald erve ind guit (des erz- 
bischofs); Aemter, Thäler, Bogteien, Gerichte, Länder u. f. w. ald Zubehör von 
gerichtäherrlichen, gräflichen oder fürftlichen Höfen im fehr vielen Gerichtömeisthü- 
mern, 3. B. ib. 111. 218 f. u. V. 683. 

) Bol. unten $ 11 NR. 34—39. 
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urjprünglih den Schatz des Königs (fiscus oder aerarium) als Pertinenz 
feines Palaftes, den Schat des Bauern ald Pertinenz des Bauernhofes, das 
Kirchenvermögen als Pertinenz des Gotteshaujes, gemeines Geräth und Geld 
ala Pertinenz der Allmende an?®). 

3. Aber nicht blos andere Sachen, auch Perjonen und Perfonen- 
verbände ftanden in objeftiver Abhängigkeit von den individualifirten Ein- 
beiten ded Bodend. Denn Grund und Boden gehörte zwar den Menſchen 
und wurde von ihnen beherricht: aber auf der andern Seite waren in immer 
zahlreicheren Beziehungen die Menichen dinglich gebunden und ſchienen unter 
der Herrſchaft des eignen Grundbeſitzes zu ftehen. 

Zunächit mehrte fih die Zahl der Befugniße, welche den Perfonen 
nicht fchlehthin, fondern nur kraft und während eines beitimmten Grundbe- 
fited zuftanden. In allen folden Fällen aber lag es nahe, Perfonen und 
Perjonenverbände nur ald Vertreter von Grund und Boden, ald Träger 
eined an fih dem Grunditüd zufommenden Rechts zu betrachten??). In legter 
Snftanz freilih waren fie, da fie ja Herren des Grundſtücks waren, auch 
Herren alles jubjektin.dinglichen Rechts: immerhin jedoch waren fie nur deſſen 
bedingte und mittelbare Herrn und injofern abhängig von dem ihr Recht be- 
dingenden nnd vermittelnden Objekt. Dieje Herrichaft des Objekts über dag 
Subjekt wurde um fo praegnanter, je mehr auch das an fih und urjprüng- 
lich perfönliche Recht in die vom Grundbefit beherrjchte Sphäre fiel. Wenn 
einft rein perfönliche Momente den Stand, die genoßenſchaftlichen oder herr- 
ſchaftlichen Rechte und die gefammte politiihe Geltung des Mannes beftimmt 
hatten, die Perfönlichkeit aber ihrerjeitd für den Rechtscharafter des Grund» 
eigenthums entjcheidend gewejen war; wenn Dagegen mehr und mehr umge: 
fehrt Stand, Freiheit und Abhängigkeit, Ehre und Amt, Waffen: und Heeres» 
recht, Gerichtöftand und Schöffenfähigkeit, Theilnahme an Recht und VBerwal- 
tung in höheren und niederen Kreiſen durd Grundbefiß bedingt, nach der 
Dualität desſelben Elaffificirt und nach der Duantität desjelben bemeßen wurden : 
fo war offenbar die Abhängigkeit der Perfönlichkeit vom eignen Befigthum 
gejteigert. Nichts kann für diefe Entwiclung bezeichnender fein, als daß im 


=) Bol. unten $ 14. 18. 19. In den Pertinenzformeln heißt es öfter cum 
immobilibus et mobilibus, 3. B. 779 b. Lacomblet 1. 1. 

3) Mort u. Begriff ded „Trägers“ finden fich im Lehnrecht („Rehndträger*), 
mebr aber noh im Hofrecht. Denn bier heißt nicht blos der Stellvertreter eines 
Auswärtigen und ter Vertreter einer getheilten Hufe ein trager o. vortreger 
(unten $ 10 N. 35. 48. 50.), fondern von dem Befiter felbft wird gefagt, er 
„trägt des Hofed Gut (z. B. b. Grimm II. 483 8 1. IV. 76), tregt zwo 
huoben (5. B. ib. IV. 27. u. 28.), foll nicht mehr als eine Hufe „tragen“ o. 
„vertreten“ (unten $ 10 N. 57), foll fein Gut jelbft „tragen“ (ib. N. 46—47) u. ſ. w. 
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Laufe der Zeit vielfach jogar der Name des Grundftücs über den Namen 
des Befigers**), die dingliche Hofmarfe und andre Gutszeichen über die Haus» 
marfe und andre Perjonenzeichen Macht erlangten®). Ganz ebenfo nun aber 
verhielt e8 fi mit den Perjonenverbänden, indem urjprünglich ihre Zu- 
jammenfegung, Gliederung und gemeinfame Befugnif die entjprechenden Ge- 
biete geftaltet und qualificirt hatte, jpäter umgekehrt die feft begrenzten Ge— 
bietseinheiten das Recht der anfcheinend aus ihnen erwachjenen Gemeinjchaften 
bedingten und beftimmten; indem daher nunmehr die Nachbarihaft in dem 
Begriffe der Marf, die Mannengenoßenſchaft in dein Begriffe des Landes mit 
einem immer größeren Theile ihres Weſens aufgieng, und ſchon äußerlich die 
Vebertragung der Gebietsnamen auf das Volk an Stelle der Uebertragung 
der Volksnamen auf das Gebiet trat ?6). 

Da nun aber in allen diejen Fällen der Grundbeſitz nicht blos Rechte 
gab, jondern auh Pflichten auferlegte, mithin den Willen nicht Glos erwei« 
terte, jondern auch band: jo mußten von irgend einem Standpunkte aus die 
Perjonen und ihre Verbände fogar ald Zubehör von Grund und Boden 
erſcheinen. Abgeleiteter Befig ward mehr und ‘mehr die Grundlage perjün- 
liher Abhängigkeit, aber jelbft völlig freied Grundeigenthum erjhien als 
Grund der Unterwerfung unter irgend eine höhere Gebietägewalt. Diffenbar 
alſo ergriff das Grundſtück bis zu irgend einem Grade den Willen des Be- 
ſitzers, objeftivirte ihn und machte ihn in diefer Objektivirung zur Pertinenz 
der eignen Sachſphäre. Diefes Verhältnig nun aber war wiederum der man 
nichfachiten Abjtufungen fähig. Der grumdhörige Kolone, welcher mit feiner 
Familie an die Scholle gebunden war, ſich durch eignen Willen von ihr nicht 
löſen durfte und ihr daher durch alle Veränderungen unfreiwillig folgte, war 
mit feiner ganzen Perjönlichkeit Pertinenz der Hufe. Der jhuß- oder vogtei- 


4) Dal. b. Homeyer, die Haud- und Hofmarfen ©. 200-203 die aus 
allen Gegenden Deutfchlands zufammengeftellten Bälle, in denen ein Hofname, der 
feinerfeitd urfprünglich meiit ein Mannesname gewefen und erft allmälig in dem 
Grundſtück fejt geworden tft, als alleiniger oder doch ald zweiter Name auf jeden 
Befiter übertragen wird. Nichts Anderes ift der (aus Shafefpeare bekannte) Ge- 
brauch, das Land für den Fürften zu nennen. Und bei den adligen Gejchlechts- 
namen liegt der Unterfchied nur. darin, daß der Gutaname nicht blos über einen 
Einzelnen, fondern jogleich über deſſen ganzes Gefchlecht Macht gewonnen hat. 

35) Bl. Homeyer, Handgemal 73; Haus- und Hofm. 194—199 über das 
Hofzeichen, das ebenfalld urſprünglich ein radicirtes Perfonenzeichen gemefen ift, 
allmälig aber dinglich wird und num zugleich dem Befiger ald Perjonenzeichen dient. 
Auch ib. 203 ı 352 über das Hausbild. 

Th. I. $ 7—10 u. 13. In Bezug auf die Namen vollzieht fich genau das 
in N. 34 für die Hofnamen Bemerfte, nur viel allgemeiner u. regelmäßiger. 
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börige Bauer, welder das Recht des freien Wegzugs hatte, war doch jo lange, 
als er in der Hofmark blieb, an einen bejtimmten Hof gebunden oder durfte 
ihn doch nicht ohne Weiteres, jondern z. DB. nur bei Stellung eines tüchtigen 
Erſatzmanns, verlaßen. in Anderer hatte vielleicht nur zu zinfen und zu 
frohnen, war aber, da ihn fein Verhältnig zu Grund und Boden hierzu 
zwang, injoweit dinglidy gebunden und mit dem fo gebundenen Stüd feiner 
Perjon Zubehör eines Guts. Der ritterlihe Dienftmann war durch das 
Dienftlehen nur zu ritterlihen und höfiſchen Dienjten oder einem bejonderen 
Amte verbunden, injoweit aber gleichfalls dinglich unfrei. Der freie Baffall 
konnte das Lehn jederzeit aufgeben, durfte jogar einer feinen Heerſchild ernie— 
drigenden Veräußerung der Lehnsherrlichkeit widerſprechen und erlitt an jeinem 
volksrechtlichen Perjonenrecht feine Einbuße, allein in Bezug auf die dingliche 
Lehnspflicht gehörte auch er zum Lehen. Der vollfreie Grundbejiger war min« 
deftens für die Gejammtheit, welche er bilden half, in gewißen Beziehungen 
Zubehör feines Guts, bis auch er meift einer durch Gebietsrecht vermittelten 
Herrichaft unterworfen ward. So entitanden jehr verfchieden intenfive und 
ſehr ungleich qualificirte, immer aber irgendwie analoge Zugehörigfeiten der 
Menjchen zu Grund und Boden; und wenn Herren oder Gefammtheiten mit 
den Grundſtücken ihrer abhängigen Leute oder Genofen zugleih ein in deren 
Sachſphäre hineingebundenes Stüd der Perjönlichkeit beberrichten und zu 
rechtlicher Verfügung hatten, jo war ed durchaus fonjequent, injoweit die Per— 
fonen ald Zubehör der Grundftücde zu denfen und zu bezeichnen. Daß aber 
Gleiches von den zu einer größeren Gebietseinheit gehörigen Perfonenver- 
bänden galt, folgt von jelbft. "War der hörige Bauer Zubehör einer Hufe, 
jo war auch die hörige Bauerfchaft Zubehör der Hofmark. Und ebenfo muß— 
ten fih in irgendwelchen Beziehungen die Immunitätsgemeinden als Zubehör 
der Immunitätsgebiete, die Leute ald Zubehör des Landes, die Markgemein- 
den ald Zubehör der Marken, die Gaugenoßenſchaften ald Zubehör der Gaue 
darstellen. So werden denn in der That in zahliofen Urkunden jowol einzelne 
Hufen oder Höfe mit den ihnen zugehörigen Bauern oder Familien, dem Hof- 
gefinde u. j. w., als ganze Hof- oder Markgebiete mit den ihnen zugehörigen 
Gemeinden oder Genoßenſchaften veräußert, vererbt, verpfändet oder jonft zum 
Gegenftand von Rechtsgeſchäften gemacht; es werden Höfe mit den Hofbefigern, 
Burgen mit den Burgmannen, Lehen mit den Baffallen übertragen; „Land 
und Leute”, d.h. das Recht am Lande mit dem zugehörigen Recht an 
den Bewohnern, werden vererbt, verkauft, vertaufcht, verliehen, verſetzt 
und jchlieglich auch ideell oder real getheilt; und nicht blos Grundherrichaften 
und die aus ihnen erwachjenen Zerritorien, fontern auch die über freied Ge» 
biet erſtreckten Vogteien, Grafichaften und Fürjtenthümer werden joldhen Ver— 
füqgungen und Beränderungen unterworfen, welche principaliter Grund und 
Boden treffen und ebendeshalb fi überwiegend in den Formen und Regeln 
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des heutigen Privatrechts vollziehen, troßdem aber zugleih die Perfonen und 
ihre Verbände, weil und ſoweit dieſelben in die dingliche Herrichaftsiphäre 
fallen, ergreifen und binden ?7). 

II. Wenn nun jo die Grundftücde objektive Einheiten waren, zu welchen 
Sachen und Perfonen in objektiven Beziehungen ftanden, jo gab es einen 
Snbegriff von Rechten und Pflichten, welche durch die Anknüpfung an Grund» 
ftücke bedingt und bejtimmt wurden, Es gab aljo ein Recht der Grund» 
ſtücke. Nicht ald ob die Grunditüde Subjefte von Rechten und Pflichten 
gewejen wären. Aber fie waren die Ausgangs und Mittelpunfte von räum— 
lich-dinglichen Rechtsſphären, welche den in ihnen enthaltenen Einzelbeziehungen 
zunähit und vor Allem von dieſer objektiven Seite her einen beftimmten 
Weſensſtempel aufprägten. 

In diefem Sinne wird in zahllofen Weisthümern das Recht beftimmter 


3”) Daß fo verjchiedenartige Nechtäbeziehungen von Perjonen zu Grundftüden 
in dem Rahmen des Einen Pertinenzbegriffes Pla hatten, begreift fich leicht, 
wenn man Die Dehnbarkeit und Nüancirungsfähigkeit dieſes Begriffes in Erwä- 
gung zieht. So tft ed möglih, daß mit denſelben Worten die grundhörigen Ko— 
Ionen ald Zubehör der Hufen, bie hörigen Genofenfchaften ald Zubehör der Fron— 
böfe und Hofmarfen, die Minifterialen ald Zubehör des Palaftes, die freien Ge- 
meinden ald Zubehör der Marken und Dörfer, die freien Baffallen ald Zubehör 
ber Zehen, die Bürgerfchaften ald Zubehör der Stadt, die Leute ald Zubehör des 
Landes bezeichnet werden. Vgl. 3. B. Ed. Rotar. c. 195—197. 374. L. Liutpr. 
VI. 44. Urk. v. 830 b. Ried 28: proprietates cum sclavis ibidem commanen- 
tibus. 881 ib. 67: cum parscalkis omnique censu eorum cunctisque juste ad 
eandem proprietatem pertinentibus. 950 ib. 97. Urk. v. 929 b. Emming- 
haus 11. Salzb. Urk. in Juvavia 31: villa... cum suis ibi manentibus in 
coloniis suis. 834 im Cod. Lauresh. J. 55: villam... cum. . mancipiis. 
779 b. &acomblet I 1: cum... accolabus, mancipiis .. totum et ad inte- 
grum cum omnibus appendiciis. 1064 ib. 129: allodium integrum cum sclavis 
ibidem commanentibus. Grimm, W. I. 108: der in den hof gehöre. Auch 
Th. I. 163. 171. 177 N. 72. Ferner 1123 b. Gudenus I. 60: ministerialibus 
ad locum pertinentibus; auch Th. I. 182 N. 7 u. 13. Sodann Urk v. 1273 6b. 
Gudenus II. 797 u. 798: universitas attinens ad marcam silve de Cruftele, 
während doch diefe Markgemeinde ganz frei ift und den Wald zu Eigen (omnijuri 
et proprietati) bejitt;z auh Grimm II. 453. Sodann die Verpfäudung der 
Stadt Oppenheim mit allen ibren Bürgern b. Srand 43 f. Weiter in ber Urf, 
v. 1304 5b. Kraut $ 268 Nr. 3 den Ausdrud: vasallum suum alienare; u, 
ebenio b. Homeyer, Syit. 390 für den Fall der Lehnöverpfändung: das sie dem - 
sollen hulde geloben, dem sie versatzt sind, ob sie ir herr an in weiset mit 
hant u. mit mund; . . na rechten pfandrecht sollen sie im hulde thun. 
Endlich über land u. leute Th. I. 574 N. 179. 
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Hufen oder Grundftücde3®), eines Hofes 3%), einer Markt), eines Dorfes), 
einer Gerichtsjtätte 2), eines Thaled oder Yanter,) eined Gartens, Waldes, 
Weinbergs oder Gewäßers gewiejen;tt) oder ed wird ihr resp. ihr und ihrer 
Bewohner Herfommen, Sitte und Gewohnheit dargeftellt4); oder ed werben 


33) Val. 3. B. W. v. 14526. Gramm I. 273- 283: rechte der erbgüter; 
rechte der gotzhuslätgüter u. ſ. w. III. 166 $ 5: cum per tales negligentias 
et similes curtis praed. et bona pertinentia ad eandem injuriantur et suo 
jure et libertatibus privantur, III. 608 u. IV. 6: die mule hat das recht. Ill. 
165: si curtis et bona ejusdem permaneant in jure eorum. 1233 Lacom— 
blet II. 100: aree . . ejusdem, cujus prius, juris existunt. 

>) W. v. 1439b. Grimm I. 11: des hofes recht ze A. 86: offnung u. 
rechtung des twinghofs von W. 102: des hofis ze L. rechte u, geding. 692 
—694: juria curie in B. Ill. 12: des hofs gerechtigkeit. 483 $ 1, 3, 4: des 
hofs recht. IV. 371: dis ist des hofes recht. V. 69 $ 13 u. 77 8 7: des ho- 
fes recht. Vgl. I. 73. 161 f. 168. 259. 307. 664. 675. 710f. 716. 723 f. 
729—733. III. 848 f. 850. 869. 873. IV. 334 $ 3. V. 369. 388. 401f. — Na- 
mentlich in ven elfüß. W. iſt eine ftebende Anfangsformel der einzelnen Sätze: 
es ist ouch des hofs (dinghofs, dinges) recht, daz. 

40) W. v. 14216. Grimm IL 575 $ 2 u. 4: hat ein mark das recht, 
das die ander marke hat. 1487 ib. 573: dass mark u. märker bei recht 
bleiben. III. 453: der marg alt herkomen, gewonheit u. recht. 457. 490: 
der gemeinen mark ir rechte. 673: als der hofmark recht ist. V. 248 $ 1: 
der mark recht u. herkomen. 

1) Grimm, W. I. 93: des dorfs ze Flaach gerechtigkait u. alt herkomen. 
97: des dorffs O.alte brych u. recht. 438. 452, II. 50: freiheit u. herlicheit. . 
des dorfs zu F. Ill. 157 635: des derfs O. eehaft u. von alter also herkomen. 643 f. 

23.8. Deffn. v. 14356. Grimm IV. 270f. $ 8, 9, 10, 11, 12 u. 17: 
es ist ouch der dingstatt recht; der dingstatt recht u. gewohnheit. 

#) Grimm, W. IV. 356: dz dz irs tals und umb ir gnossamy recht sy. 
1303 ib, III. 483 $ 1, 3 u. 4: der grafschaft landrecht. I. 539—544: Land- 
techt ded Rheingaus. III. 55 $ 13: dit is des ammetes recht. V. 179 $ 1: der 
kilehen recht. — In ben öfterr. Pant. oft „des aigen recht”, 3. B. Kalten- 
bäck J. 65f. 87 f. 194 f. 208 $ 1. 256 $ 2. 258. 265.319 $ 2—3. 438 8 56. 
546 $ 68 u. 72, 600 $ 71. IL. 1484. — So aud) ſchon consuetudo pagi in form, 
And. 53; lex loci in form. Marc. I. 37; Sirm. 33. 

) So in öfterr. Pant. ojt „des perges recht“, Kaltenbäd I. 3078 35 
319. 502f. II. 69 f. 80 $ 20. Grimm I. 691 f.: Freiheiten u. Rechte des Sciffs- 
grabend, III. 295: alle gerechtigkeit des Grinderwaldes. Ib. 608: der garten 
hat das recht. I. 727: Recht einer fronmatte, — Auch das Necht eined Marktes, 
einer Meffe oder Kirchweih, ib. II. 76 f. 78 f. 104 f.; einer Mühle ib. 532 f. u. |. w. 

 Grimm,®. II 385 f. 389 f. 405 f.: dieses hoffs statt, herlickeit u. 
freyheyt. I. 116: unsers dorfs E. alt harkomen gerechtigkeiten sint. Ill. 23: 
nach altem herkomen u. gebrauch des hofs, 631: was ir guetter u. hinter- 
sassen fur alt herkomen hetten. 869. V. 172: des hoffs recht sitt u. gewohn- 
heit. 208. 307 $ 60: offnung u. satzung u. alt herkomen des dorfs u. der vogti. 
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Die zum Hofe, zum Dorf, oder zur Mark gehörigen Rechte und Gebräuche 
geichildert 46); oder e8 heißt, der Hof oder die Mark habe ein beftimmtes 
Recht”), jo dag in manchen Weisthümern jede Einzellagung mit den Worten 
„der Hof hat auch das Recht daß“ oder Ähnlich beginnt#). Daß man aber 
dabei den betreffenden Inbegriff von Rechten und Pflichten in der That als 
eine dem Boden anhaftende Dualität® als Ausflug der räumlüch-achlichen 
Beichaffenheit des Grundſtücks bezeichnen will, geht 3.B. daraus hervor, wenn 
alle oder einzelne NRechtsjagungen mit den Worten eingeführt werten: „der 
Hof ift alſo gelegen daß”; „der Hof ift auch in dem Necht gelegen daß”; 
„Die Mark iſt auch aljo frei gelegen daß“; oder ähnlich *). 

1. Im Einzelnen wurde es zuwörderit vermöge einer derartigen Auf: 
faßung möglih, jedem Grundſtück an und für ſich beitimmte Rechte bei. 
zulegen, welche in ähnlicher Weife in einer Beziehung auf es jelbit beitanden, 
wie die Nechte des Perjonenftandes in einer Beziehung auf die eigne Perjon. 
Es war dies nur die Durchführung des Gedanfens einer objektiven Rechts— 
individualität der Bodeneinheiten, woraus die Fähigkeit, beitimmte rechtliche 
Dualitäten in fih aufzunehmen, mit Nothwendigkeit Folgte?%). 

Dabin gehörte 3. B. das beſondere Standesrecht der Grundſtücke. Ur— 
jprünglih nur das Abbild der Standeseigenfchaft des Beſitzers, wurde die 
Deichaffenheit ded Grundftüds mehr mehr umgekehrt die Bafis jener und 


#, Grimm I. 75: die nachg. recht, gesatzt, gewonheit, fryheit, her- 
komen u. ehafty gehörent zu dem dorf N. Ib. 358: dis sind die recht die 
ze W. in den hoff hören. IV. 163f.: die recht u. zugehörung des fronhoffs. 
1374 ib. 636 $ 6. 

1) Grimm I. 273 f.: die erbgüter hant das recht. 412: die recht, die 
das gericht u. der hoff u. das margrecht hat zu S. 457: was recht die her- 
ren von 8, zu dem dorffe u. armen leuten daselbst haben u. hinwiederumb 
das dorffe u. die armen zu den h. v. S. haben. 727: dieselbe matt hat ouch 
das recht. II. 68: ein hof hab die freiheit. W. v. Vermele v. 1277 ib. III. 
186: omnia jura, que.. marcha .. consuevit habere IV, 370: das die höf... 
alle gelich söllent stan u. gelich recht han. 

#) So 3. B. b. Grimm I. 373. 687—689. V. 69 f. 77; Trouillat Nr. 
313 IV. 508 f.; u. überhaupt in vielen elſäß. Dingrodeln. 

) En heißt ed im W. v. Sundhaus b. Grimm I. 676—675 immer: dirre 
hof ist also gelegen; ebenjo 689 f.; in den W. ib. 711—714 u. 748—750 immer: 
der hof ist auch in dem rechte u. in der freyheit gelegen, dasz; ib. 727: 
die matte ist in dem rechte gelegen, dasz; in ©. Hippolyt V. 392 $ 1: u. 
ist also gelegen, dasz er fri ist u. twing u. bann, wunn u. weide in densel- 
ben hof hörent; vgl. $ 4 u. 5; in Wiedenjohlen 1364 ib. IV. 159f.: ber 
Wald, der Hof, der Fronhof ijt fo gelegen, daß er die u. die Rechte hat. 

50, Hierher gehören fchon die bejonberen Namen der einzelnen Höfe u. Gebiete, 
die dinglichen Hofmarken (Homeyer a. u. DO. 195f.), die den Häufern, Burgen 
u. Gebieten anklebenden Bildzeichen u. Symbole u. ſ. w. 


56. Dad Recht der Grumdftüde im älteren Recht. 95 


erhob ſich fchliehlich zu ſolcher Selbſtändigkeit, daß dem Gute jelbit eine dem 
Stand des Befigers nicht mehr nothwendig entjprechende Standesqualität zu— 
fam. Man unterjchied nun mansi ingenuiles und serviles54), allodiale und 
feudale Güter. Die freien Grundſtücke theilten fich weiter in freie Herr- 
Ihaften, jhöffenbarfreie Güter und gemeinfreie Hufen, welche Ießteren wieder 
in jehr vwerjchiedenen Nüancen vogtbar, zinfig und dienftpflichtig fein konnten. 
Unter den geliehenen Gütern gab es jo viele Abftufungen und Schattirungen, 
als es Abftufungen und Scattirungen des Lehn-, Dienft- und Hofrechts gab, 
und es war aud hier eine dem bejtimmten Stüd Erde anhaftende Eigenjchaft, 
Fahn- oder Scepterlehn, Kriegd-, Dienft-, Amts-, Burg, Ritter- oder Ge- 
richtslehen, Exbe, Gotteshausgut, Vogtgut, hubiges Gut oder Freigut zu fein. 
Die fernere Entwicklung der Standeverhältnige war dann ftets von ähnlichen 
Veränderungen der Güterqualität begleitet, und es entjtanden z. B. mit dem 
Begriff eined Nitterftandes und eines Bauernftandes adlige oder Nittergüter 
und bäuerlihe Güter, bei welchen ja zum Theil noch heute die Standes- 
qualität von Grundftüden dauert. Ebenjo wie die Einzelgüter waren Gebiete, 
Grundherrſchaften und Marken frei oder abhängig, höher oder geringer 
qualificirt. 

Auch nahmen bald, wie den Perjonen Amt, Würde oder Beruf eine 
bejondere Rechtsqualität verlieh, die Gebiete und Güter je nach den mit ihnen 
verbundenen Aemtern, Würden und Gewerberechten einen bejonderen Rechts— 
harakter an. Der Grund und Boden als folder ſchien fi zum Fürſtenthum 
oder zur Grafſchaft zu eignen; es ſchien das Recht beitimmter Höfe, Frei 
ſchöffen- oder Schöffengüter, Nichterlehen oder Amtshöfe zu fein; Dinghöfe, 
Schulzengüter, Meier- und Kellhöfe waren von den übrigen Bauerhöfen, 

@ Föriterlehn, Wildhuben, Fiſcherhuben, Zeidelgüter, Rebenlehen von den reinen 
Adergütern, Mühlen, Schmieden, Brauftätten, Wirthshäufer von den Bäuer- 
lichen Hufen nicht blos thatjächlich, jondern in ihrer rechtlichen Bejchaffenheit 
unterjchieden. 

Sogar der Umfang und die Beichaffenheit des Befigrechtes an einem 
Grundſtück erjchien zugleich als defjen objektive Rechtsqualität. Es galt als 
ein Recht des Grundftüces, der Berfügung des Beſitzers nur bedingt oder 
begrenzt unterworfen zu fein, nicht oder nur in gewißen Fällen veräußert, 
verpfändet, vermacht oder getheilt werden zu fönnen. Das Gut als foldes 
war Stammgut, gejchloßenes Gut, feudum alienabile u. f. w. Ebenſo war 
Dererblichfeit und Art des Erbgangs eine rechtliche Eigenſchaft des Grundſtücks, 
und man ſprach nicht nur von hofrehtlihem Erbe, feuda hereditaria oder 
feminina u. f. w., jondern jagte geradezu, ein Gut habe das Recht, an den 


81) 3. B. 863 im Cod. Lauresh. I. 68: hubas serviles. 864 ib. 72: 
mansus serviles. Kinblinger, M. B. IL, 2. 2: sunt ibi 7 mansi qui dicun- 
tur serviles., Dagegen 812 b. Pertz III. 177: mansi ingenuiles, Bgl. aud) 
Eihhorn, Z. f. g. R. W. J. 156 f. 
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Erben zu fallen oder nicht zu fallen, an den oder jenen Erben zu kommen ??), 
in den Hof, von dem ed ausgegangen, zurüdzufehren. 

Bejonders ftark endlich prägte fi) das felbjtändige Recht der Grundſtücke 
in den dinglichen Freiungen und Frieden aus. Das gefammte Recht 
der Freiftätten und Aſyle, der Hausfriede, der Kirhen- und Kirchhofsfriede, 
der erhöhte Friede der Dinahöfe, Gerichtöftätten, Schöffenhöfe, Mühlen und 
andrer oft jcheinbar zufällig gefreiter und befriedeter Stätten, die größere 
Dffenheit und der geringere Friede der Wirthshäuſer, Straßen und Allmenden, 
die bejondere Freiheit oder Befriedigung einzelner Marken und Dörfer: dies 
Alles wird als das Recht der Grundftüce gedacht und als Freiheit und Recht 
beitimmter Kirchen, Höfe, Häufer, Mühlen, Gärten, Bannforften, Marken, 
Eigen u. j. w. im Eonfreten Fall ausdrüdlich gewiejen und benannt). Auch 


52) Val. 3. B. W. v. Tannegg v. 1432 b. Grimm I. 275: die erbgüetter 
hand das recht, dass sie sond fallen von erbwegen etc. 

53) Deshalb heißt es von dem Fronhof oder Dinghof, er ſei jo frei wie Die 
heilige Kirche o. wie der Kirhhof, 3. B. b. Grimm I. 598. 11. 249. 257. 259. 
289. 293. 341. 472, III. 423. 437, IV. 232: derselbe hoff ist ein freihoff u. 
recht widemhof . . als fry als ein kyrchhoff. 639 $ 14; ober er ſei alfo frei, 
liege in folder Freiheit, habe das Recht, daß der Flüchtige darin Frieden haben folle 
u. ſ. w., 3. B. ib. 652: der fronhof z. 8. ist fry; 726 (1338): der hoff hat 
das recht, flühet jeman in den hoff, dem soll nieman nohe louffen, wun er 
fry ist; IV. 188: mins h. hof sol och vri sin, wer dar in entrünne, der sol friden 
han; vgl. I. 317. 323. 325. 675. 679 $ 1. 682, 689. 703. 11. 81. 131. 135. 
239, 299. 308. 313. 324. 357, 369, 402. 412. 433. 463. 472. 480. 503. 506. 
530. 585. 648. 660. 673. 683. III. 11. 397. 487. 519. 534. IV. 78. 156. 164. 
232. 575 89. 773 $3 u. 4 (wo Laftenfreiheit u. Freiheit ald Afyl parallelifirt 
werben). V. 60 $1. 364 $2, 398 $3. 406 $ 1. 401 $1. 413 $ 1. Aehnliches 
wird gejagt won der Freiheit u. dem Frieden der Gotteshäufer, 3. B. ib. I. 339 
eined Pfarrhofes V. 558 $ 18; eines Rathhauſes ib. $ 15; eines Schulzeuhofes II. 
461 u. 692; der Schöffenhöfe ib. II. 127. 284. 287. 375. 411. 560. 566. III. 
461. 692; eines Wirthshanfes II. All; ber Mühlen II. 25. 85. 254. 267. 320 
560. Ill, 608 u. Schwfp. (W.) 205 (die müle hat bezzer recht danne ander 
huser); der Burgmannenhäuſer b. Grimm II. 560; beftimmter freier Güter, 
Hufen, chen I. 500. II. 530. 726 $ 8. III. 437: zu O. 10 frie huben, die 
solche friheit han; bed bewohnten Haufes überhaupt, ib. I. 335. 355. hus u. hof 
ist gefrigt; I1I. 648 $ 14. 686; Kaltenbad I. 449 $ 7—9. 469 $ 14—17 
479 $ 4—9. 488 $ 14, 544 $ 29— 30. 539 $ S—10. 593 $ 38. 546 $ 76; unten 
8 10 N. 3. Daſſelbe gilt von der Freiheit eines ganzen Gerichtsbezirks, z. B. 
Kaltenbäd I. 510 $ 30. 582 $ 8-10. 544 $ 25. 557 8 36; einer Mark, 3.8. 
Grimm I. 590; eines Waldes, ib. II. 183. V. 616 $ 28; eined Berges ib. 28813; 
eines Aders ib. 415 $ 4; eined Gartens I. 603. Die gefreiten Stätten heißen 
„Freiheiten“ o „Sreiungen“, 3.8. ib. I. 675. 679 $ 1. 714. II. 508. 560. III. 
684 f. 687. 790. 794. 796. 798. 829. 888. — Bol. au L. Fris. XVII $ 2 
u. add. 1 c. 1; L. Sax. III, 4; frief. Küre Nr. 12 b. Richthofen 20; auch ib. 
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lag es ja auf der Haud, daß eine individuelle Nechtsbejchaffenheit des Bodens 
wirkfjam jein mußte, wenn diejelbe Vergehung, obwol von derſelben Perjon 
an demjelben Gegner auf dem Eigenthum desjelben Herrn begangen, je nad 
der Stätte der That eine ufgleiche Buße nach ſich z0g;°t) wenn der öffent 
lichen oder herrichaftlichen Gewalt der Eintritt in den von genauen örtlichen 
Grenzen beſchloßenen Raum verfagt oder nur bedingungsweije geftattet wurde ®); 
wenn Verhaftungen oder Pfändungen bier erlaubt und dort verboten 5°), die 
gewaltjame Abwehr und Tödtung des Fremden in der umfriedeten Hofjtätte 
bußelos und draußen ftrafbar waren 7); wenn die „Freiheit” mancher Marken 
jo weit gieng, daß für Vergehungen auf gefreitem Grunde nur Sceinbußen 
erfielen ®®). Nur jo wird es denkbar, daß rein räumliche Momente über die 


285 $ 10—11; 377 8 1—6 u. 10 — 11. Grimm, R. Q. 836 - 892, Wilda, 
Strafr. 242. u. 5375 Dfenbrüggen, alam. Strafr. 115f.; der Hausfriede, 
Erl. 1857; Graf u. Dietherr, Rechtsſpr. 496 f. Nr. 70—87, 89 -94, I6—97; 
Maurer, Fronh. IV. 246. (S. 251: die Freiheit... war ein Nealrecht ded Fron— 
bofs); unten SI MN. 1377. u. SION. 3f. 

5) Bol. z. B. W. v. 1447 b. Grimm V. 134 $22: in der hofraiti bes 
Herrn wird zwiefache Buße, in feinem Schloß dreifache verwirkt; ib. 167 8 36 im 
Schloß doppelte. I1. 578: verfchiedene Strafen für diefelben Bergehen in der freiheit 
u. im landt. Vgl. I. 126. 673. 703f. Ill. 685. V. 421 $ 17. 657. Auch III. 
535: die benanten 7 gut haben die freiheit, ab sie sich schlugen o. stechen, 
als weit die gutier reichen, so sie sich des selbst vereineten, ehe es an der 
zente z, B. gerüget würde, wern sie nicht schuldig. Kaltenbäd I 229 $ 18 
u. 19: auf dem aigen ift das Spiel verboten, in der freiung mag jpielen wer da 
will. Graf u. Dietherr 381f. Nr. 515: „im Wirthshauſe verbricht Niemand 
mehr als auf freien Felde;“ vgl. Nr. 514 u. 516, Grimm II. 677, Goslar, 
St. 51, 13. Vgl. audy über die „Offenheit“ oder „Sreiheit* Der gemeinen Mark 
unten $I N. 19. 

5) Val. unten 59 N. 135—139 u. $ ION. 4; Maurer, Fronh. IV. 384f.; 
Dorfv. II. 169 f.; Kaltenbäd I. 510 $ 30: der Nichter hat zu greifen in die 
freihait um drei stuck (Mord, Brand, Nothzucht); ebenjo 532 $ S—10. 544 
8 25. 557 8 36. 

5) Grimm, W. I. 590: zum dritten soll die mark so frihe seyn, dass 
niemandt den andern daruf bekümmern, beklagen u. gehemmen mag. 1384 
ib. 654 $ 2: derselb hof hat das recht u. die fryheit, dass niemand soll kein 
pfand darab nemmen. III. 608: dise mulen u. auch der garte hant daz reht, 
swer drin entrinnet, den sol nieman druz nemen an gerichte. V. 60 $ 1: 
der hof hat das recht, daz er frig ist u. sin sol also, wer darin entwichet, 
was der getan hat, der sol da frid han, u. sol im nieman in den hof nach- 
jagen. Vgl. ganz befonderd I 385f. Auch ib, 323—524. 652. 673. 675. 679. 
682. 726. LII. 437. 687. V. 364 $ 2. 398 82. 406 81.413 8 1. 

57) Vgl. unten $IO N. 3 u. 5; über die Scheinbuße dabei mein Humor 35 
N.121 u Grimm, W. I 414. 422, 

>) MW. v. 1523 b. Grimm I. 590: zum andern soll die mark so friehe 

IL, 7 
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Sntenfivität von Frieden und Freiung entjcheiden. In dem Beſitzthum bed- 
jelben Herrn ift das Wohnhaus höher befriedet ald der Hof, diejer höher alg 
das Land, das zeitweije gehegte oder gebannte Stüd während dieſer Zeit höher 
als die offenen Ländereiend). In der Mark ift die Gerichtöftätte am höchften 
befriedet, das umwallte oder umhegte Dorf liegt in beferem Frieden ald das 
Feld, die Allmende ift freier ald der Acer‘), Mauern, Zäune oder Gräben ®t), 
die Dachtraufe des Haufes 2), eine nach Fußen bemeßene Entfernung), ein 
in Gedanken gezogener jeidener Faden‘) beitimmen rein äußerlich und räumlich 
die Grenze des beferen oder jchlechteren Rechts. Ja die Auffaßung ift eine 
jo durch und durch finnliche, daß 3. B. die Trage, ob den Todtſchläger der 
Hausfriede vor Strafe jchüßt, nach der Lage des Leichnams oder feines Hauptes 
entjchieden wird ®), oder daß der flüchtige Verbrecher, wenn ein Aſyl nur auf 
Zeit ſchützt, nach Ablauf diefer Zeit fih den Schuß für gleiche Zeit von 
Neuem fihern kann, wenn es ihm gelingt, drei Schritte aus dem Aſyl auf 
ungefreiten Boden zu thun und ed von dort wiederum zu beſchreiten 86). Des- 


sein, schlüge einer einen todt darauf (da gott vor sey), soll er den obg. herrn 
mit dryen hellern gebessert haben, er sehe fuhrter, wie er von den freun- 
den komme. 

0) Val. oben N. 50 u. 51. 

00) Vgl. oben N. 50 u. 51 u. unten $ 10; auh Grimm I. 837 u. Kalten- 
bäck II. 883. 

6) Z. B. Grimm I. 113: kilch, kirchhof u. die hussre daruff, als wyit 
die mur darumb get u. begrifft, sind also gefrytt. Graf u. Dietherr 497 
Nr. 89: die Mauer heißen wir heilig, — Bildlich heißt es b. Grimm I. 139: 
die wynreben zu W. sollen also in gutem friden sein u. ligen, alss ein guth 
in nün ettern. 

62) Grimm, W. I. 335. Kaltenbäd I 172 88. 181 $ 62. 189 $ 62. 
859 8 19. 493 $ 1. 499 8 26 u. 33. 501 $ 13. 510 8 31. 521 $7—8. I. 1483. 
Bol. ib. 582 84, wonach, wer unter die Dachtraufe dringt, ſchon Buße entrichtet, 
wer aber gar ind Haus bineinläuft, doppelt jo viel. 

3) Bluntſchli, R. G. 1.482. Kaltenbäck J. 479 $ 7: march der freiung. 
Grimm II 104 u. 105. 

6) Grimm, W. I. 837 u. II. 183. 220. Raltenbäd I. 469 $ 14: als wer 
es mit einem faden umbfangen u. umbhangen; 522 $ 11: ein Zwirnsfaden be- 
grenzt den burgfrid; vgl. 181 $46 u. 47: als weit der frid umbfangen ist; 
8330 $ 38; 189 $48 u. 49. Dazu mein Humor 38 N. 129. 

Grimm, RA 627f.; W. I 414 u. 422; auch 463. II. 658. III. 875. 
IV. 528 88. V. 241 820; 3.1. R. ©. V. 45. 

ss) Grimm II. 289: der Mißethäter ſoll im Hof friedt haben 6 w. u. 8 t.; 
u. kunt er darnach 3 schritt ausz dem hob u. wider darin kommen, soll er 
noch 6 w. u. 3 t. friedt haben. Vgl. ib. 254. 259. 293. 508. 530. 560. 585. 
III. 684. 692. 706. 790. 798. Kaltenbäd I. 479 $ 2 (vgl. $50); 221 88. — 
Umgekehrt bat man bisweilen ven Frieden fchon erworben, fo bald man ben Hut 
in die freihait geworfen bat, Grimm III. 684; oder 2 Pfennige ib. 685. 
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halb geht auch eine foldhe rechtliche Eigenſchaft einer Stätte nur durch fachliche 
Veränderungen, 3. B. dur Abbruch des Gebäudes, Entziehung des geweihten 
Bodens aus der Weihe, Niederlegen oder Oeffnen der Umfriedung, verloren 7). 
Und wenn urjprünglid auch die dinglichen Frieden und Freiungen nur Abbild 
bed Friedens und der Freiheit der Menichen und ihrer Verbände, deren Per- 
jönlichkeit fih in ihren Höfen und Marken und hier wiederum am Fräftigften 
in Wohnhäufern und Sammelftätten zu verkörpern ſchien, gewejen waren 68); 
jo Eehrte fih im Laufe der Zeit das Verhältniß oft dergeftalt um, daß fogar 
die Freiheit eined Grundſtücks dem Befiger als jolhem das Recht verjchaffen 
fonnte, bei allen Vergehungen eine geringere Buße zu zahlen ®®). 

2. Den Grundftüden und Gebieten wurden aber auch einzelne Befugniße 
und Pflichten mannichfacher Art an oder gegen Perfonen und an 
Sachen zugeſchrieben. 

Snöbejondere galten zunächſt Herrfhaftsbefugniße, die wir heute 
zur öffentlichen Gewalt rechnen, ald Rechte, die entſprechenden Verbindlich— 
keiten, die ſich heute als politifche charafterifiren, als Pflichten der Grund» 
ftüdfe und Gebiete. Es galt dies in höheren und niederen Kreijen genau in 
demjelben Grabe, in welchem die patrimoniale Auffaßung der Gewalten durd- 
drang. Deshalb wies man einem Hofe oder Haufe die Herrihaft, Gerichts- 
berrlichkeit oder Vogtei eines beftimmten Bezirkes zu?)), Man wies ihm 


67) Insbeſondere ſetzt der Haudfrieve ein bewohntes Haus voraus; Goslar. 
St. 50, 1; Dienbrüggen 50; Graf u. Dietherr 381 f. Nr. 505. 

°8) Der perfönliche Urfprung des Dingfriedens zeigt fich befonderd noch in ber 
Ausdehnung auf die zum und vom Dinge Gehenden (Th. I. 33 N. 26—30 u. unten 
5 10 N. 161—162; Grimm, W. III. 430. IV. 739 $2, V. 18 $ 14: loca per 
que vadit placitum generale. 401 $ 1; ditmarf. 2. R. v. 1447 827 u. 43 u. 
v. 1467 art. 18); ber perfönliche Urfprung des Hausfriedend in dem Erforberniß 
wirklihen Bewohntjeind (N. 67); der perfönliche Urjprung der Fronhofsfreiung 
3 B. im W. v. Niened v. 1380 6. Grimm III. 519f,, wenn gleicher Friede, 
wie dem in den frihof Geflüchteten, Jedem zugefichert wird, ber unter bes Herrn 
von R. rechten Arm flüchtig geworden. 

, W. v. Schwarz v. 1449 b. Grimm III. 857: die freien Güter find alles 
Herrendienfted ledig u. fo frei, daß ihre Beſitzer nur 8 Heller o. ein ungelochtes 
Hufeifen büßen. Ib. IV. 432 $ 7: die gütter sind och also fry, daz sy nieman 
kein stür gebent, weder küng noch keiser. Item die gütter sint och also fry, 
wer der güttren het u. sie enpfangen het von dem gotshus, wer dz dera 
dheiner ein bus verschulte o. ein frefel, der sol alweg des dritten pfennings 
minder büssen denn ein anderer, der nit der güttren het. 

’0) Bol. 3.8. Grimm, W. II. 722: herlicheit des Hofs. I. 815: eehäfty 
des hoffs. III. 230: das Gericht awer den wolt u. alle dorpere u. tobehoringe. 
IL. 537: weist der hoffman dem haus K. freyheyt u. herlicheit wie folgt. 

7* 
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Zwing und Bann, Stod und Stein, den Glockenſchlag und die Landfolge, 
Gebot und Verbot, die Bejegung der Aemter, Zug und Flug, den Wildbann 
u. ſ. w.“h). Der Hof hat ungebotene und gebotene Dinge ’?), hat Richter, 
Schöffen und Beamte”), ja der Hof oder das Haus jelbft erjcheint als Herr, 
als Graf, als Holzgraf, und hat feine Unterthanen oder Holden 4. Nicht 
jelten wird von dem Hofe oder Haufe felbjt gejagt, daß fie richten, ftrafen, 
pfänden oder Bußen beziehen 5), daß fie die abhängigen Leute bei ihren Gü- 
tern ſchirmen und wehren?6), daß fie heimfälliges, verſeßenes oder erblojes Gut 
wieder am fich ziehen, fich desjelben unterwinden, ihrem Eigentum nach 
fahren”), Deshalb wird auch dem Hofe oder Haufe der Huldigungseid ge 


III. 271—274: obrigkeit u. rechte des hauses Lauenstein. Ebenjo IV. 648 - 
654, bei. $ 11: der rechten obrigkeit des hauses L. Bgl. ib, I. 337. 726 f. 
III. 324. 487. IV. 219. V. 288. Urk. v. 1259 6b. Kindlinger, Hör. 283: cum 
civili jure quod vulg. burgericht dieitur eidem curie attinenti. Kaltenbäd 
I. 526 $ 9: das gantze aigen mit aller herlichkeit, gericht u. panthäting ge- 
hört zu u. J. fr. gotteshaus; ib. 333 $ 29 —34. 

”") 3.38 Grium, W. IV. 130 (1303): einen dinghof, in den hoeret 
twing u. ban u. tub u. vreven ze richtende; ähnlich I. 367. V. 69 $ 2: des 
twinghofs twing u. ban. I. 698 (1320): sol der hof stok u. stein han. II. 759 
(1369): dem huis van L. . . clockenschlag. III. 533 (1351): dem haus zu R. 
alle gebott u. verbotte u. allen gewalt u. den frevel. IV. 648f. 8 S: bot u. 
verbot. III. 535: dem hause zu R. den wiltpant. IV. 244. V. 85—87 (1343). 

2) 3.8. 1320 b. Grimm I. 873: dirre hof het trü gedinge alle jar. 
Ebenjo ib. 711. II. 760. Auch I. 667 f.: der hof soll gericht haben. 

3) Grimm IV. 170: der dinckhof soll haben eynen vogt... meyer... 
weybel ... geschwornen schryber. III, 169: dat huis tot R. settet altit einen 
holtrichter tot behuif des huses u. der gemeinen buren, 

29 Grimm I. 759 (1369): dat huis v. L.... is holt greve. Ib. III 
169 Erbhofzrichter, IV. 648 f. Herr. Bol. Kaltenbäd L 358 $ 10 u. 11: der 
hof hat holden. 

») Grimm II, 219: der ÖOstersberg richtet. Ebenſo dathuis ib. II. 
759, 760, 761. — Daher joll man auch dem hof bessern, ib. IV. 232; vgl. III. 
169; dem Haufe büßen, ib. IV. 648 $ 4; konfiscirte Schweine find dem huise 
verfallen, III. 170. 

?%) Grimm II. 320: den sal der hof mit den hofesluden darbi behalden; 
ib. 876. Vgl. IV. 232: so mag im der hoff wol hingehelfen u. tut daran der 
hof kein unrecht. 

1) Grimm I. 636: der hof fert der eigenschaft nach. II, 760: so sal 
dat huis v. L. des hoifs ind des gudes sich underwinden ind daran griffen 
ind benaden dan die erven. III. 26: gepfändete u. eingezogene Gilter fommen 
in des hofes gewalt. I. 692: ad usum curie saisire. III, 220: sin gut vor- 
valt an den Öttersberg. 
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fchworen ’%), Gehorfam gefchuldet?®), Kriegsdienſt und Gerichtsfolge geleiftet 8%). 
Es ift ein Recht des Oberhofet, daß andre Höfe in ihm Recht ſuchen müßen, 
dieſe find zu ihm zugig®!). Und wenn in allen ſolchen Redewendungen zuleßt 
die Worte „Hof“ oder „Haus“ wieder einen perjönlichen Inhalt im Sinne 
des heutigen Fürftenhofes, Gerichtshofes, vegierenden Hauſes u. ſ. w. in fid 
aufnehmen®2): fo ift doch gerade der Umftand, daß dies won einer urſprünglich 
rein räumlichen Bedeutung aus gejchehen konnte, für die Entwiclungsgejchichte 
bezeichnend. In ähnlicher Weiſe erjcheinen im Rahmen der genofenichaftlichen 
Verfaßung das Land, der Gau, die Mark, das Dorf u. ſ. w. ald Träger der 
Geſammigewalt und die Einzelnen find ihnen unterworfen, ſchwören und dienen 
ihnen, fteuern und büßen an fie, ohne daß damit jogleich der Uebergang von 
dem räumlich-dinglichen Begriff zu dem Begriff des Gemeinwejens vollzogen 
wäre8). Umgekehrt nun find es im Verhältniß zu Herrn und Gefammtheiten 
die Hufen und Höfe, die freien wie die geliehenen Güter, welche ihrer Gewalt 
unterworfen find und alle öffentlichen Verbindlichfeiten mit Heeres- und Ge- 
richtsdienft, mit Steuern und Beden erfüllen 4. Won den Gütern daher wird 
gefagt, daß fie im Hofe oder auf der Malftatt Recht juchen und nehmen ®), 


») Grimm, ®. I. 319. 686. 687. 706 $ 8. 710. 711. 731. 740, 744. IV. 
116. 131. 141f. 169. V. 69 83. 77 87. 385. 

”, Grimm I. 686: dem hof gehorsam wenn der hof der huber bedarf. 
III. 827: dem hof gehorsam, IV. 141: dem hof getrüw u. holt zu sin. 
V. 109 $1. 

%) Grimm IV. 141f.: man ſchwört dem hofe, ... zu geding u. ring zu 
komen, . .. die recht des hoffs zu sprechen, geben u. halten. IV. 648. 
$ 13 u. 14: dem haus L. . . alle gemeine lantweren. 

st) Bl. Grimm I. 652: der hof ze H. ist zugig in den dinckhof gen B. 
660 8 23: der dinghof hat den gezug. 663 $ 26. Bejonderd aber 736—739. — 
Ebenio im Verhältniß anderer Marken zur höchiten Dark, vgl. oben $ IM. 47. 

#2) So heifit es jchon 1469 in Walmünſter b. Grimm IV. 710—711: „der 
hof“ weist, hat geantwortet, geht hinaus, weigert die Antwort, beruft fich an feinen 
Dberhof, fährt an diejen, wird belehrt, bringt fein Urtel an den Hof zu W, zurüd, 
bedenkt ſich und fpricht. Vgl. II. 9f. 11f. 386. 137f. 380. 515; unten IE N. 81. 

83) Val. unten $I N. 128-129; 814 N. 16—19; $ 16 N. 133 u. 159. 

4) Vgl. Thy. I ST NI. 216. Eihhorn a a. D. 173f. Grimm IIL 365: 
das hus u. die hoffstatt, das C. W. u. L. E.’s was, das hat von alder der 
stat rad und recht getan. III. 495: was guter in dene hoiff gehorent, 
dienen u. beden als ander gutere. Die Güter als folcye find daher auch vogt- 
bar oder unvogtbar, 1397 ib. I. 337; frei oder unfreiz herrfchend oder Dienend; 
reichsunmittelbar oder landjäßig u. ſ. w. 

s Grimm, W. J. 713: alle die höfe, die darinne hörent .. sollen recht 
suchen in diesem selben hofe. II. 744: de dry hove solen gayn van deseme 
erve zu ringe u. zu gedinge. 1303 ib. III. 483 $ 1. Deshalb beißt es aud) 
„dinglich gut“, ib.; und: die hube .. ist dingphlihtig in disen hof, 1382 IV. 
128. — Vgl. au unten $ 11 N. 165—171. 
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Gewappnete jtellen und Rüftzeug unterhalten ®®), den Stod hüten und ben 
Galgen machen jollen®”). Die Grundftüde jelbit jcheinen zujammenzufommen, 
indem der Huber jein Gut mit fi zu Ring und Geding „trägt“®®). Ja jo 
ſehr jcheinen die Beſitzer im Hofverbande nur die Repräjentanten der dinglich 
verbundenen Hufen zu fein, daß häufig der Hufe aufgegeben wird, einen Huber, 
dem getheilten Gut, einen Träger, dem Scöffengut, einen Schöffen zu geben 
oder zu ftellen®®). Ebenjo erſcheinen die gegenjeitigen Rechte und Pflichten im 
Gemeindeverbande zum großen Theil als Rechte und Pflichten der verbundenen 
Güter). Und endlich werden Pflichten gegen die Dienftherren und Rechte 
gegen die Amtseingejegenen den zahlreichen Amtsgütern als jolchen beigelegt, 
jo daß oft das Gut ſelbſt ald Inhaber ded Amts erjcheint?!). 


s) Srimm I. 612 (1403): das jeglich hove bestellen soll drey gewapnete 
u. 3 hove 3 herwagen. II. 376: die 4 hube sollen halten 4 armbrüst, u. 
die 4 lehen 4 baucker, der fronhof 1 armbrust u, 1 baucker, u. die mole 
1 armbrust u. 1 baucker, u, die hintergüter sollen haben trabgeschirre. — 
Dal. Th. 1 87. Waip II. 286. 

8) Grimm I. 667: u. ligent hie 26 hove in dem rehte, das sie des 
stockes sullent hueten. IV. 159 (1364): dise sehs höfe follen den fchädlichen 
Mann im Stod bebüten. III. 661 (1431): das die Perenrieder güetter, die 
der H. W. u. der L. K. H. hat, an das gericht den galgn machn sülln. 

8) Grimm IV. 3 u. 4: der hof hat 14 lehen; . . auch sol je das lechen 
einen huber haben, der dasselb lechen ... zu hoff trage. IV. 118 (1354): 
den mentag zu hofe tragen. Vgl. ib. II. 180, 182, 183, III. 331, V. 548 $ 6, 
wo ed überall heit, man trage eine Hube zu Ding und Ring. 

8) Pol. Grimm IV. 4 (in Note 88); ebenfo ib. 138 u, IL 326 88 (1492). 
II, 652 (1404): quodlibet feudum habere debet unum juratum dictum hoffman, 
qui jurati venient ad curtem. 1339 ib. IV. 189: es soll auch jede zelle 
haben zum allermünsten 4 huber u. der mentag zwen, die sie zu geding 
tragendt. Ib. 130. I. 740: ein yegeliche hube u. gut... sol dem hoff einen 
huber geben; ebenfo ib. 786 u. V. 541 $ 1 (in einem monat). Deshalb heißt 
auch das Gut als ſolches „huebig“ (3. B. I. 689. 703, 710. 740. 785. V. 541 
$ 1). — Ueber die Pflicht ded getheilten Gutd, einen Träger zu geben, unten $ 10 
N. 35. — Ueber Schöffengüter 1519 b. Grimm II. 586: 5 lehen, die sollen 
einen scheffen zu S. in den hoff geben. 

vo, Es heißt fogar b. Grimm I. 515: des gotzhus gut is menglich genoss. 
Dal. im Einzelnen unten Note 97—101 u. 115; $ 11 NR. 33—54. 230—235. — 
Umgekehrt erjcheint daher die Eremtion vom emeindeverbande ald eine Befreiung 
ded Bodens von der Gemeinfchaft mit den Nachbargebieten; vgl. 3.8. Urk. v. 1064 
b. &acomblet I. 129: allodium liberum ab omni communione et impedimento 
adjacentium terrarum. 

*) Grimm, ®. V. 105: der meierhof zuo N. hat die gerechtigkeit, 
welcher daruf sitzt, sol sin dorfmeier. Ib. I. 24 (1431): dieselben güter 
Söllent setzen 7 freigstulsässen zu der gerechten hand des richters. Vgl. I. 
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Hat fih doch eine Ähnliche Auffaßungs- und Ausdrudöweife bis in die 
neuere Zeit bezüglich der vielen politiihen Rechte erhalten, welche mit Grund- 
befig verfnüpft blieben. Patrimonialgerichtsbarkfeit, Patronat, ländliche Polizei, 
die ältere Landftandichaft und die neuere Kreis- und Provinzialitandichaft 
galten oder gelten noch als Nechte beſtimmter Güter, und ed wird heute noch 
häufig nicht blos in der vulgären, jondern ſelbſt in der Geſetzes- und Gerichts- 
fprache dad „Dominium* ftatt des Gutsherrn und der „Schulzenhof” ftatt des 
jeweiligen Schulzen als Subjekt öffentlicher Rechte genannt. Und ebenſo er- 
fcheinen noch heute die öffentlichrechtlichen Neallaften, wie Grundfteuern, Deich— 
und Giellaften, viele Kommunal, Parochial- und Schullaften, in erfter Linie 
als Belaftungen und Verbindlichkeiten des Bodens. 

Genau in gleicher Weife nun aber wurden die Grundftüde ald Aus- 
gangspunkte und Träger der zahlreihen vermögensrechtlichen Befugnike 
gedacht, welde in die räumlich-dinglichen Sphären hineingewoben wurden. 
Fa im Grunde war bei allen politifchen Verhältnißen erft die Hervorkehrung 
der vermögendrechtlichen Seite das, was die Verdinglihung ermöglichte. So 
waren alle Regale urſprünglich Stüde der Grundherrſchaft und daher ſowol 
objektiv ald fubjektiv dinglih. Es waren ganz beftimmte fürftliche oder herr- 
ihaftliche Höfe, denen in einem dazu gehörigen Bezirk mit dem echten Eigen 
oder irgend einer Gebietöherrlichkeit auch Forfthoheit, Jagd, Fiſcherei, Strand- 
recht und Grundruhr, das oberjte Neht an Wald, Waßer und Weide, die 
nußbare Seite der Gerichtd- und Aemterhoheit, Zollrechte, Münze und Zuden- 
Ihuß u. f. w. angehörten”?). Ebenſo waren die MNenlgewerbeberechtigungen, 
wie Fijcherei, Bäckerei, Brauerei, Schanfreht, Schmiedereht u. ſ. w., die 
Rechte beftimmter Hofftätten®). Es waren die Marken, Länder und Gebiete, 


677. 692f. 726. 749. II. 529. IV. 163; oben NR. 74 u. 89; unten $ 18 
N. 34—35; N. 61—62; N. 69; N. 104— 108. 

v2) Denn alle diefe Rechte find Beftandtheile des echten Eigen oder doc) irgend 
einer dinglichen Herrlichkeit und das Eigen oder die Herrlichkeit find wiederum Zu- 
bebör irgend eined in ungefpaltenem Eigentum ftehenden Herrenhofes; vgl. oben 
N. 20—26, bei. Grimm U. 164 $ 1 u. 722. Bol. auch ib. I. 20f. u. 129 über 
die Grundherrfchaft ded „huis Kyburg“; III. 220, wonach der Ottersberg . . ge- 
rechtigkeit an dem dorp.... an holt water wysche u. weide bat; IV. 648f, 
$ 16. 17. 51. 85, wonach gemeine Slüße, Fiſcherei, Zind, Zehnt u. f. w. des hauses 
gerechtigkeit find; ib. 654 u. III 487f. Auch oben NR. 70-71 u. unten 
N. 101 u. 108. 

0) Val. z.B. 1404 b. Grimm III, S8S0—882: dyt sint die recht u. ge- 
wonheide unser 12 gute, dy unser belehinten fyscher erbeiten u. ynne haben. 
Ib. 608: der garte hat sogetan recht, daz nieman dekeinen crutdisch setzen 
sol an den market an des garteners willen. II. 590: budelhoifstatt. 608: 
bödelhöfe. 303: honnelehn, 517: fischer-, förster-, botenlehn. I. 498 f.: wilt- 
huben. III. 628: erbschmidstat. Vgl. Th.I. 178 N. 85 u. 368 N. 44; unten 
FEIZEN.I—I. Maurer, Fronh. II. 328 f.; Stadtv. IL. 775—777. 
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denen man gewerbliche Vorrechte, Zollbefreiungen, Meſſ- und Marftrechte, 
Berfehrsfreiheit oder das Recht auf Verkehrsbeſchränkungen und gewerbliche 
Abſchließung zufchrieb 4). Alle Zwangs- und Bannrechte wurden ald juhjeftiv- 
dingliche Befugnife einer Mühle, eines Hauſes u. f. w. gewiejen ®), während 
umgekehrt die Höfe oder Huben des Bannbezirfs als verpflichtet galten, jo 
da man jogar fagte, eine Hube jei „bannmühlig Gut“, das Grundſtück ſolle 
den Bannwein trinken u. j. w.ꝰ6). Aehnliches gilt vom gefammten Nachbar: 
recht, jo daß Ueberhangs- und Ueberfallsrecht, ZLropffall und Umzäunungs— 
pflichten den Gütern beigelegt werden und es jelbit heißen kann, ein Gut jolle 
dem andern den Frieden ausrichten, die niedere Hofitatt. jelle der oberen 
Frieden geben, der Krautgarten jolle ſich jelbft befrieden ). Die mannid)- 

) 3.8. Kaltenbäd I 541 $5: auch ist es des aigens recht, daz wir 
kein maut geben. Ebenſo das Recht freien Kaufs u. Verkaufs ib. 433 $ 9, 456 
8 39, 472 8 51, 539 $ 9 u. die Geſchloßenheit und das Einfuhrverbot von Wein 
und Bier ib. 323 $ 56—64 u. 348 $ 38—41l. Bol. über die dingliche Natur der 
Markichliegung, der Ausfuhrverbote u. f. w. unten $ 10 N. 223--226. Weber die 
freyheyt der kisben Grimm II. 192; dad Recht der Mefjen u. Märkte ib. 76f. 
78 f. 104. Auch heißt es 3.8. ib. 766: dat land von Dreyborn ist ein frey 
offen land, dat ein jeder man mach heut darin gehen, morgen wiederumb 
daruss. Vgl. auch unten $ 25 u. 26. 

) W. v. Riehen v. 1413 b. Grimm V. 538 $3: des gotshusz muli ze R. 
hat daz recht, daz daruf malen söllen all die gotshuslüt. Und zwar biefe un- 
bedingt, mögen fie nun des Gotteshauſes Lehen haben oder nicht. Leute aber, die 
nur Lehen vom Gotteshaus haben u. nicht zugleich perfönlich hörig find, follen nur 
das korn, daz uf der gotzhuser güter wachset u, wirt, dort mahlen zu laßen 
Ihuldig fein. Wal. IV. 424 $ 12: die mülli hat ouch dasz recht. III. 608. 
1V. 728 $ 14. 

®, Grimm V. 316 $6: jeclich hube des goczhus sal trinken des lant- 
weins; ebenfo iclich lehen u. iclich markhofstat. Vgl. II. 150. 586: lehen . . 
banmelligh. 

9) Byl. Grimm I 88: waz an die alment . . stosset, es syen wiss ald 
acker, die süllent da machen einen guten frid. 130: an welichen orten 
unser gemeinwerch an die güter stost, sond die güter vor der allmendt zunen. 
118: vrid machen, falltor machen. 134: es sol och die nider hofstat der 
obren frid gen. 136. V. 116 $ 6: was hofstetten stoszent an die strasz, soll 
allwegen die forder der hinder hofstatt frid u. weg geben. I, 355: daz unser 
hoff zu E. die freyheit u. daz recht hett, daz er sol han ein zun umb das 
hus u, umb den hoff. Ib. 134: doch sol ein krutgart sich selbs befriden. 
213: holtzackere . . die sich selbs bezüenen müessen. 257 8 20: es soll auch 
ein weingarten ihm selbs frid geben u. ein köllgarten. 1346 IV. 382 $ 6: 
der hof in L. u. der hof ze K. die sullent sich selber beschliessen V. 288 
$ 15: das der kolben hof sim selber sol frid geben on der von W. holtz; 
ebenjo beißt e8 von mehreren Höfen ib 289, sol der hof sich selber beschliessen 
u. zünen, on der v. W. schaden. — DBgl. über die Eintragung einer Fenfter- 
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fachften Nutungsrechte und Dienftbarkeiten, Wege-, Trift-, Holz, Weide- und 
Waßerrechte, erichienen als Nechte der Höfe gegeneinander, an der Mark oder 
an dienenden Gütern”). Es wird daher auch gejagt, ein Acer jolle dem 
andern Weg und Steg geben), ein Gut fahre oder treibe auf das andere 10), 
ein Hof ſei zum Holzhieb, zur Meide, oder zur Maft berechtigt 101), eine Wieje 
habe das Necht, daß beftimmtes Vich auf ihr weiden ſolle 102), der Fronhof 
babe auf den dienenden Gütern vorzulefen oder vorzufchneiden 1%), Bor Allem 


gerechtigfeit und eines Waßerfallvechts ald der Nechte eines Haufes in das Kölner 
Schreinsbuch die Notiz v. 1277 b. Ennen, Quellen III. 132. 

») Grimm IV. 143: dis sint die recht, die die dinghöfe gegen enander 

hant. III. 219: der Ottersberg hat Nutungsrechte an Dorfmarken und Dorf: 
gütern; de mach de O. bruken an holte acker heide u. weide. V. 116 87: 
hat der kelnhof die rechtsame. 210 $ 1: die burg ze F. hät öch die recht 
in dem see. IV. 309: die hofiwisz hat das recht, das sy: den bach nutzen 
sol mit wäzren. — Umgekehrt ift e8 eine freiheit des Gutes, wenn feine Nutzungs— 
rechte daran beftehen; vgl. 3. B. ib. V. 69 82; 667: das reich so edel, daß Feine 
Jagd darin. 
| ®) Grimm I. 94: es sol je ein vorder gut dem hindern wäg u. stäg 
geben. 119f. V. 116 86. 192 8 13. 
j 0) Grimm I. 164: es sint acht hoef, .. die söllent ligen in steken u. 
soend weder tretten noch etzen in disem hof .. och weder hoewen noch 
weiden. 165. 637: die höfe fahren. III. 171: de hof drift. — Biöweilen 
wird hier umgekehrt die Perfon fir das Gut genannt, 3. B. W. v. Loßburg v. 
1539 ib. I. 392: Max Kistenmacher u. Jacob Schmid haben baide macht, 
auffeinander zufarn. W. des Dreieicher Wildbanns v. 1333 ib. 502: eyn iglicher 
mercker mag off den andern faren. Vgl. dazu 1523 ib. 591: ein holtz... 
uf weme das stundt; ... des manns, da es uff stündt, 

vn) Bol. Grimm I 101: der oberhoff hett och die rechtung, das man 
im sol holz gen ze einer uffrichti u. och brüchholtz ze pflügen. 107: hat 
dieselb hub holtzrecht; ebenſo daz gut. 117: Holzrechte bat der hof, die obere 
muli, der kelnhof. 374: sont die höve . . niemen. 687: darumb sollen die 
höfe das recht haben, das sie holz hauwen . . wenn sie bedurfen. II. 475: 
der Kemper hof hat nichts zu hauen. III. 169: dem huse. IV. 160: das 
holtz sond howen die funf mentage. 209: Diethers hube sol howen 2 fuder 
an der almend. V. 250 8 25: ein hof... hat recht in der mark . . holts zu 
holen. — Ebenfo Weiberehte ib. I. 674. 734. 783; Maftrechte 170: dat huis 
heft die alde erfgerechtigkeit. II. 604: ein hoff ijt mit einer Sau u. 15 Fer: 
fein berechtigt. III. 171. — Bol. unten $ 11 N. 204—206. 225 - 229. 

2) W. v. 1338 b. Grimm I. 727: die matte ist in dem rechte gelegen, 
dass der schultheiss soll daruff han gen einen hamel u. ein rint; .. dieselbe 
matt hat ouch das recht, dass man das houe soll führen in den stadelhoff. — 
Bat. auch IV. 309: der Swendybach hat ouch das recht, von einer beftimmten 
Gemeinde geräumt zu werden. : 

0) Grimm I. 686: der hof mag zu herbst mit 12 lesern einen tag 
vorlesen, 307: der hof ze B. hat daz recht, daß der Meier vorſchneiden Kann. 
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aber werden die mannichfachen Reallaften durchgängig als Pflichten der Grund» 
jtüde, die entiprechenden Berechtigungen regelmäßig ald Rechte eines Hofes 
aufgefaßt. So erjcheinen Abgaben jeder Art in den Güterverzeichnißen, Ur- 
funden und Weisthümern aller Zeiten, in den ftädtifhen Kämmerei- und 
Grundbüchern jo gut wie in den älteften Klojterregiftern, als Leitungen der 
Güter, und ed werden die mansi ald ligii oder solventes, die Huben als 
jhuldig, zehntpflichtig, zinfig oder zinjend aufgeführt 1%). Ganz regelmäßig 
heißt es, jede Hufe, der und der Hof, das Gut, das Lehen, die Hofitätte, die 
Mühle, der Garten u. ſ. w. gebe einen beftimmten Zins an Früchten, Thieren, 
Eiern oder Geld, ſchulde, zahle, gelte, zinfe oder liefere 195); oder jede Herbftatt, 


104) Vgl. 3.B. Guérard, Polyptique u. die Güterverzeichnife von Korvey, 
bei. b. Kindlinger, M. B. OD, 2. 107—116 u. 119—145; Verzeichniß b. 
Grimm II. 618—620: solvunt .. . areae, bona, mansi‘ gebunden, 
novale i. e. rod u. f. w.; ebenfo deutih 621 — 625; auch 1264 — 1268 
ib. II. 617: de villis decimam ad curiam in Monre solventibus; ib. 626 die 
Abgaben der lehen u. 505 f. u. 509 f. die Abgaben der mansi oder huben; auch 
1103 IV. 756 $ 11: curtes ... que advocato integrum servicium debent. . he 
sunt . . Iste autem dimidium persolvunt servicium; I. 428f.: ye die hube 
soll gelten; vgl. ib. 465. 522. 563. 564. IV. 233. 240. 244. Urf. v. 1201 b. 
®acomblet II. 1: persolvunt beneficia; ib. II. 37. 1283 b. Ried 589: hor- 
tum ... solventem. Ebenſo die ftädtifhen Kämmereibücher; 3. B. im lüb. Urkb. 
II. 1017f., wo aufgezählt wird, was die einzelnen Häufer, Höfe, Mühlen, Buden, 
Gewerbähäufer, Wiefen u. ſ. w. der Stadt geben; oder die Verzeichniße v. 1285 
u. 1293 6. Ennen, Quellen III Nr. 253 ©. 219f. u. S. 354—379 (domus 
solvit, cubiculum solvit, curia solvit u. f. w.). 

‚05) Es heißt 3. B. mansus persolvat, 1096 b. tacomblet I. 163; istorum 
mansorum quilibet solvit, Grimm I. 692. V. 536 $ 2 (1143); mansus, terra, 
curiae, curtes solvunt in ®. des 13. 3. ib. 229 $ 1—5. 10. 14 u. 461 $ 1— 
14; casale debet 1213 ib. 4 $ 2; tenementum .. debet cupam avene ib, $5; 
der hoff B. ist m. h. schuldigh II. 525; dem vogt ... ist der hoff B. jährlich 
schuldigk zu liefern ib. 526; die guet .. zinsen, geben... zu zins ib, IIL 
332. 540. 544. 546; dieselben huben geben ire jegliche III. 497; so zinset 
ain jetlichü hub I. 404 u. 405; die huobe git 20 omen cinsmeszes jargelich 
V, 492 $2; die hube giltet I. 516f. IV. 14. 26. 104. 332; die hube gibt, 
zinst, ist schuldig, giltet oder ähnlich I. 516 f. 563. 665. 673. 679 83 u. 6. 684. 
689. 692. 698. 702. 706 $ 14. 707 $ 17. 708. 710. 716 $ 1. 720. 721. 739. 
804. 811. III. 333. 538. 372. IV. 19. 91. 93. 128. 130. 281 $ 10; jedes 
lehen gibt ib. I. 346 $ 2. 355. 356. 358. 360. II. 398 f. 584. V. 232 8 7; der 
mentag giltet IV. 93. 104. I. 662 $ 5; schuppos I. 300 f. 303 f. 316. 326; 
schupposen u. manwerke I. 174; kelnhof, huoben, schupposen geben zu zins 
IV. 424 $ 13 u. 20; hub u. schupos I. 214; die hube, die hofstatt, das gut IV. 
127f.; das eigen giltet IV. 14; die mule ib. 145; daslehen, die muli, das 
gut 1303 ib. 257; jeglich hofstatt b. Schreiber I. 123; das haus gibt b. 
Grimm IV. 14; da liegen 32 hube, der gibt jeglich; ebenfo wuste guter, 
huser, gärten, schewern, 9lehen, 14 andere Ichen, die geben ib. III. 526—528; 
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jedes Herdfeuer, jedes Feuer und Rauch zu Berge kehrende Haus folle ein 
Faſtnachtshuhn, einen Weidepfennig u. |. w. geben 19%); oder jeder Morgen, 
jedes Aderviertel u. |. w. habe eine beftimmte Abgabe zu entrichten 10%), Ebenſo 
find es die Güter, welche Sterbefall, Ehrſchatz und dritten Pfennig Schulden 108), 
und welde jelbit mit Rücjicht auf das vom Nachlaß ihrer Befiger verfallende 
Beithaupt „fällig“ oder „kurmedig“, mit Rückſicht auf Die bei Beſitzverände— 
rungen erforderliche Neubelehbnung und Empfangsgebühr „ehrſchätzig“ oder 
„empfänglich“, mit Rücficht auf den bei gewigen Verkäufen verfallenden 
dritten Pfennig „drittheilig” heißen und find!) Sp trägt auch das Gut 
die Baulajt für Kirchen, Thore, Mühlen, Burgen 19%; und ver Fronhof, 


daz im... jeklichs hus, hofstatt u. hofraite .. geben solle ain wagenfueder 
mist u. buw ib. V. 146; lehen, hofstatt, müle, garten, acker „dienen“ mit fo 
u. fo viel Getreide, Käfe, Eiern, Geld b. KaltenbädL 165 $ 4—5. 178 89, 
16. 187 $ 10-13. 202 f. $ 8—22. 219 $ 44—46. 327 8 10. 

166) 3. B. Grimm I 4: iglich hus. 203. 209. 519. 566. 577. III. 372. V. 
918 18. 208 $ 3: auch soll ein jekliche feurstatt.... mir jährlich geben ein 
fastnachthuon. Graf u. Dietherr 51 Nr. 186—191. 1209 b. Yacomblet I. 
17. 1341 6. Gudenus II. 1083: auch ist mir ieclich herdestat daselbes 
schuldig jerlichen .. 2 burden holtzes u. ein hun. 

107) 3. B, Grimm IV. 580 $ 20: was ein jeder morgen hubenguet jars 
vor guilt, gelt u. frucht dem grundherrn zu geben schuldig sey. II. 525: 
das vierteil landts giebt 2% Eier; ib. 538. I. 748: zinsacker der win gibt, IV. 
118: yeder mentag... git ein pfunt pf., u. ein halber mentag git 10 sch., u. 
ein virtel git 5 sch. III. 448: ein morgen gibet als der ander uf die zins- 
tage, er si riche o. arm, der den inne hat. Bgl. I. 725. Kaltenbäd@I 
570 8 3. 

1%) Grimm I. 637: jeclich hub gibt zum fall u. erschatz. 656 $ 15: 5 
fallhof, da jeglicher hoff git einen fall. II. 105: 12 hofstett in dem dorf z. 
A., die bestheupter gen S. geben. 1343 V. 89 $ 15: Huben, Schuppojen u. 
alle andern Güter, die in den Hof gehören, find Dem Hofe das Beithbaupt fällig. 
I. 660 $ 21: gut, das dinghofig ist, gibt... erschatz. 1213 V. 4 $ 1: colungia 
. . debet in mutatione vasalli. . in mutatione prepositi' I. 744: so oft ein gut 
.. in ein ander hand kompt, so giebt es. V.62$8: es sollen alle meieränptige 
güter u. erbgüter als vil ze &rschatz geben, als si ze zins geben, als digk 
man die verlihet u. empfahet. Vgl. I. 347 $ T u. 8. 517. 666 $ 28. Ilı. 39. 
487. IV. 424 $ 3, 

109) Dingrodel v. Zarten b. Grimm I. 337: güter.... sindt von töden 
vellig, von verkouffen driteilig u. von empfahen erschätzig. I. 681 $ 24: das 
gut das in den dinghof hört zu B. das ist vellig. Ib. 739: valbar. 839: 
entpfengliche gutter. 408: dritteilig güter. 

110) Grimm I. 102: das selb valtor sol machen Eberli’s gut. 815: der 
hoff soll in der Oentzgassen ein eschtürlin machen, wenn man sin bedarff. 
Il. 9: wer die bruck vor dem schlosz zu machen hab? Der Fölchinger 
hof soll es thun. Was der F. hof fur freiheit davon hab? Zollfreiheit feiner 
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Pfarrhof oder Meierhof ift jhuldig, den dienenden Gütern das Fafelvich zu 
halten 141), Ja auch in den Ländern und im Reich find es die Höfe und die 
Marken, welche als Schuldner der meiften Abgaben, Beben und Laften er- 
ſcheinen u2), Gleich den Abgaben find zahlreiche Dienfte zu Neallaften ge- 
worden und gelten ald Verbindlichkeiten der Güter. Oft heit ed geradezu, 
eine Hufe, ein Hof, Gut, Lehen oder Haus diene oder frohne, folle jo und jo 
viel Zagwerfe für den Herrenhof thun, folle ſäen und fchneiden, einfahren und 
beherbergen 113), Oder e8 wird gejagt, daß das Grundſtück eine beftimmte 
Anzahl von Leuten, Männern oder Trauen, Arbeitern, Fröhnern oder Schnit- 


—— 


Bewohner. 755: der hof ist schuldig, bauwich zo halten u. ſ. w. Ebenſo 
die müle. 

111) Grimm III. 8: der fronhofe solle halden einen farren. 171: vier 
näher bezeichnete have... sind schuldig, .. bi verluis ores markenrechts 
MWuchervieh zu halten. Dal. I. 100. 101. 107. 517. II. 755. IV. 219. 

112) Bol. z. B.b..Trouillat III nr. 32 p. 43—73 das Verzeichniß v. 1303 
der gulte, stura, nutze u. recht, welche die Herzöge von Defterreih ald Land— 
grafen von Oberelfaß dort haben; bier heißt es immer daz torf git ze sture, der 
hof, das hus, die stat git u. few. Grimm III. 364: Güter, Erbe u. Hof- 
ftätten, das sal myns herrn not tragen. — So find denn auch von je alle Steuer- 
befreiungen, Laftenerleichterungen u. Eremtionen als Befreiungen bed .Bodend be» 
trachtet worden; jo 3. B. in ben angeljächfichen Privilegien, welche dem Gute ala 
ſolchem libertas verleihen, ausgenommen von der trinoda necessitas, Th. I. 88 
N. 2. Vgl. au ib. 517 N. 7: „das land“ trägt die gemeinen öffentlichen Ab- 
gaben. Wendiſch-Rügian. Landgebr. 134, 107: de plichte blyven by der wehre 
u. ehrer thobehörunge; 125, 104: de gemeine unplicht de folget den höfen 
u. hufen. 

3), Vgl. z. B. Grimm V. 229 $ 7: mansus debet arare; .. debet semi- 
nare proprio semine; $ 8: ducit karratam feni.. in curiam; $ 9 u. 13: 
debet adducere. III. 626: 24 lchen, deren soll je eines so oft als das ander 
dienen, so hat eines weit u, breit als das ander. 545 u. 516: die gut... 
sollen frohnen mit zwen ochsen, resp: mit einem ochsen. I. 304: es sol och 
jecl. schuppos einem vogt jehrlichs 2 tagwan . . tun. IV. 208: die 13 men- 
dage sollent alle wochen jeglicher einen tagwan tun harin in den hof. V. 
316 $ 7: iclich hube tut 3 artage, 3 snidetage, 1 mewetag u. 1 heutag. V. 
146: das im darzuo jeklichs hus, hofstatt u. hofraite jeklichs jares tuon sol- 
tin ainen tagwon. III. 887: so seint etliche gutter die dynen den herren 
zu halben tagen. 1. 516 f. u. 699: sol jede hube infuren, zünen u. ſ. w. 
122: kelnhof dient; 6 huben dienen. gl. 321. 356. 364. II. 88: jedes hus. 
V. 14: diese hove ligent alle in deme rechte, das si m. h. geste ros sullent 
behalten u. in geben stro u. höwe u. lihen iru bette har ze hove. III. 526: 
das der hof... die cost sall gelten. Ib. 563: dieselbe gute u. lehen geben 
atzung u. futter m. h. v. W. amtlüten u. dienern. — Daher heißt es auch 
umgekehrt I. 367: zwei höfe, die sind als frei, das sie enkeinen herren die- 
nen sond. 


86. Das Necht der Grundftücde im älteren Recht. 109 


tern jchulde, gebe, zu Hofe jende, zum Dienjt jtellen jolle u. j. w.t14), Und 
Aehnliches gilt dann auch hier nicht nur von Dienft- und Lehnspflichten 
höherer Art, jondern auch von den gemeinen Verpflichtungen der Marf-, Ge- 
richts- und Landesgenogen, joweit fie eben auf Grund und Boden radicirt 
find!15), Umgekehrt aber ift auch die den Neallajten entjprechende Berechtigung 
meift ein Realrecht, es foll einem Hofe, Haufe, Gotteshauje oder auch einer 
Mark gezahlt, geleiftet oder gedient werden 116). 

Zu allen diejen Ständigen, meift aus Nachbarichaft, Markgemeinſchaft oder 
abgeleitetem Beſitz fliegenden Rechten und Pflichten der Grundſtücke traten 
dann mehr und mehr auch bewegliche, auf Zeit begründete und vom freien 
Sndividualwillen abhängige fubjektiv oder objektiv dingliche Rechte. Auch bei 
diejen waltete, wie kaum des Hinweiſes bedarf, eine ähnliche Auffafungs- 
weije vor. So ſchienen durch die Inftitute des Pfandrechts, des Nentenfaufs, 
des Altentheils, des Wittums, der Leibzucht, der Apanage u. |. w. die Grund- 
ſtücke jelbft zu Schuldnern beftimmter Perjonen zu werden!!”), Bei vielen 


114) Bol. Grimm V. 229 $ 6: unusquisque mansus antiquus mittit 2 mes- 
sores. 1213 ib 4 $ 3: quilibet ignis debet una die in anno hominem qui 
fodiat in clausu dominorum; $ 5: quil. ignis debet vindemiatorem. Ib. 537 
bis 538 immer: dantur, mittantur de mansu. I. 356: es foll das lehen . . 2 
fröner geben. 698 u. 699: u. git jede hube dem appete einen meder u. zwene 
snitter, eene fruwe u. ein man. 708: jegl. hus sal auch geben zu der erne 
einen man. 115: es sol inen ouch jedes hus ein schnitter senden. gl. ib. 
517. 11. 545. 

115) Vol, 3. B. Grimm I. 107. 214; ferner unten $ 10 N. 180 u. 182 u. 
811N. 230. 

116) Bol. 3. B. Grimm IV. 163: der dinkhof mit allen huoben, güett- 
ren, huob- u. dinkrechten, mit zinsz, zehenten, gülten, renten u. was darin 
gehörig, I. 692: mansus perpetue curie serviat. V. 81 $ 13: dem hofe fel- 
lig. III. 535: dinste ... die an dasselbe haus gehören. IV. 141f.: alle des 
hofs guter u. zins. I. 814: der banwart sol dem hoff gewinnen sin zins u. 
sin välle. III. 220 u. 221: Güter zinfen u. dienen deme Ottersberge. 1320 ib. 
I. 667—673: Rechte deö hofs. III. 826: dem hofe gnug tete. V.69 57: 
der twinghof fordert das Beithaupt. Vgl. I. 207. 815. IV. 90. 95. Aug 
oben NR. 77. 

"m Man val 3. B. den Ausdruck der Berpfändbungsurf. v. 1214 b. Lacom— 
blet II. 24, worin es von dem einem Klofter verpfündeten Hofe heißt: curtis 
monasterio serviat, donec ecclesia nominata 100 marcas ad plenum resumat. 
Ferner die Urkunden u. Notizen iiber wiederfäuflihe Grundrenten, wonad fie auf 
den Grundjtüden ruhen, oder wonach es heißt: domus civitatis... solvit annua- 
tim 20 solidos; molendina, domus, tabernae solvent u. f. w.; vgl. 3. B. 1262 
im üb. Urfb. I. 247—252; 1302 ib. II. 150; auch II. 1017 f.; Ennen, Quel- 
fen III. 219 f. u. 354 f.; Urk. v. 1114 b. Trouillat I nr. 160 p. 236. Auch 
die Stellen b. Kraut $ 102 u. 109. Sogar von einer blos verheuerten ftädtijchen 
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Näherrechten aber ftanden den belafteten Gütern auch berechtigte Grundſtücke 
gegenüber!1P). 

Sit doch auch unjrer heutigen Anſchauungs- und Ausdrucksweiſe es feines» 
wegs fremd, die jubjektiv-dinglichen Rechte ald Berechtigungen eines Gutes 
vorzuftellen und zu benennen, den objeftiv-dinglichen Rechten aber eine „Guts- 
laft“ oder eine „Grundſchuld“ zum Inhalt zu geben. 

Diefem Allem nun aber lag jo wenig wie heute jemals eine Rechtsan- 
jhauung zu Grunde, welde die willenloje Sache zur Perjon erhoben hätte. 
Immer vielmehr blieb man fich deſſen bewußt, daß dahinter ald wirkliches 
Subjekt jeder Befugnig oder Pflicht zulegt ein lebendiger Menſch oder eine 
menſchliche Gejammtheit ftand. Und oft genug gab man diefem Bewußtjein 
Ausdrud. Man hob es daher bei den jubjectiv dinglichen Rechten hervor, daß 
der Befiger deö Hofes oder der Mark, zu deren Sachſphäre fie gehörten, zuleßt 
auch ihr Subjekt jei; daß derjelbe nur eben die einzelnen in jeiner Grund» 
ftüdsjphäre enthaltenen Befugnige nicht ſchlechthin, fondern in der durch dieje 
Zugehörigkeit bedingten Mittelbarfeit, Bindung und Färbung bejaßt!9). Und 


Wieſe heißt es, daß fie der Stadt die Pacht zahle; Lüb. Urkb. II. 1043: pra- 
tum solvit, 

118) Grimm IV. 180: wer och sin gut wil verkoffen, das in den hof 
zinset, der sol es bi sinem eide dem hof bietten, ob ers koffen welle. .. 
Wil sin aber der hof nicht u. j. w. Vgl. III. 550. IV. 209. 240. V. 69 $ 10. 
12. 14. 18. 19. Oben Note 11. 

10, Alle die Befugniße daher, welche einem Fronhof zugewiejen zu werden 
pflegen, werben ebenfo oft dem Herrn oder ber Herrfchaft gewiefen. Sehr häufig 
beißt e8, der Herr fei Eigenthiimer des Hofed, der Hof aber habe oder in den 
Hof gehörten die und die Rechte; z. B. 1303 6, Grimm IV. 130: du her- 
schaft hat ouch in dem selben dorf einen dinghof, in den hoeret twing u. 
ban u. f. w.; ib. 163: haben die herren.. etliche stuckh, so sie mit u. sampt 
dem fronhoff erkaufit, .. vertauscht u. verwechselt; ib. I. 660 $ 23 u. 663 
$ 26; zwei Dingböfe find zu einander zugig, wann beede dinghöf einer her- 
schaft zugehörent; vgl. V. 87 $ 1. I. 521. Oder es heißt, der Herr babe die 
und die Rechte, fie gehörten aber in den und den Hof; 3. B. 1338 ib. I. 726: 
dass sie sol han twinge u. bann, u. das höret in iren stadelhoff, u. ist der 
stadelhoff fry u. hat von königen u. kaysser die fryheit; der Herr habe be- 
ftimmte Rechte von beftimmter Höfe wegen, 3. B. U. 722; oder ald Inhaber eines 
bejtimmten Haujes, 3. B. IV. 648f. $ 5. 25: dem inhaber des hauses L.; $ 
26. 68 u. 69; I. 94. Auch heißt es ib. IV. 197: dis sint die recht des fron- 
hofes im Münstertale und hern J. v. Srankenfels, des er ist; oder ähnlich. 
Sehr eigenthümlich und bezeichnend ift ed, wenn bei gemeinfchaftlichem Beſitz eines 
berrichenden Haufes die Herrichaft dem Inhaber des oberften Steines zugewiejen 
wird; 3. 8. II. 229 f.: den eldisten herrn zu Sternberg, der den obristen 
stein inhait, vor einen grundherrn; ebenſo als Schirmberru u. ib. 223 für einen 
obersten vogt; ib. 235— 238: wer den oberften Stein des Haujes Schöned vom 
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ebenjo betonte man es bei den Gutsbelaftungen, daß fie den jebesmaligen 
Befiter verpflichteten und ihn nur eben nicht fjchlechthin, fjondern von des 
Gutes wegen, Fraft und während feines Befites banden 2%), Cs erflärt fi 
aber leicht, daß man einen ſolchen Hinweis auf die hinter dem Gute ftehende 
Perfon um fo eher zu unterlaßen geneigt war, je fchärfer die Dinglichkeit fich 
ausprägte, je gleichgültiger die Individualität des Befigerd erjchien und je 
weniger etwa für das Realrecht noch perjönliche Vorausjegungen gefordert oder 
mit und hinter den Reallaſten noch perjönliche Verpflichtungen begründet 
wurden. Man begnügte fi) eben dann, das allein Mefentliche zu denfen und 
auszuſprechen: daß nämlich eine bejtimmte Befugnif oder Pflicht Beftandtheil 
der oder jener Grundſtücksſphäre jei. 

IV. Unter ſolchen Umjtänden mußte auch der Rechtsverkehr fi für 
die Anſchauungsweiſe der Zeit vorzugsweiſe ald ein Inbegriff von Berände- 
rungen und Verſchiebungen der räumlich-dinglichen Rechtsſphären darftellen. 
Bei jehr vielen Rechtshandlungen erjchien es als das Erſte und Wichtigite, 
dat die Eigenjhaften, die Sachbeziehungen und die Rechte und Pflichten von 
Grundftüden geändert waren. Erft in zweiter Linie fam in Betracht, daß 
damit zugleich die perjönlichen Beziehungen umgeftaltet, die Subjekte gewechſelt, 
menſchliche Willen gebunden oder erweitert wurden. 

So hob man denn in der That bei VBergabungen und Beräuferungen, 
bei Verkäufen und Erwerbungen, bei Zahlungen und Leiftungen, bei Rechts— 
verleihungen und der Auferlegung von Laften vor Allen das hervor, daß fie 
zu oder von einem Grundſtück gejhähen, dat aljo eine räumlich = dingliche 


Erzbifchof zu Lehen hat, ift Schirmherr. — In ganz ähnlicher Weife gehört bad 
Recht, dad zur Mark gehört, zulegt der die Mark innehabenden Gemeinde; 3. B. 
Kaltenbäd I. 593 $ 9 u. 596 $ 10: die gemain hat ein reies aigen;... 
das aigen hat daz recht;.. die gmain in demselben aigen in iren rechten 
widertreiben; unten $ 9 NR. 103—129. 

120) Es heit, Jemand fchulde, ‘diene oder zahle von feinem Gut; 3. B. oft 
im Lüb. Urkb. J. 247. u. II. 1017 f.: de domo solvit; Grimm I. 824: ber 
Huber befhwört, zu thun „alles das ein huber von sime gut schuldig ist zu 
tunde“; II. 182: das seindt lehengueter u. enpfengliche gueter von dem haus 
R., darvon der arme man zu ring u. zu ding gehet in den hof, da sie hin- 
gehörig seindt; ib. 525, 538, 545 u. f. w.; III. 544: wer die inhat. IV. 590 
$ 1: zum ersten sint die manwerke geheyssen manwerke umbe des willen, 
were die hait, die sint da von unser heren mann u. auch ene verbuntlich als 
eyn mann synen heren plichtig ist; dafür folgen aus ihrem Befig auch Freihei— 
ten, 3. B. von Berhaftung ($ 12) u. Zöllen ($ 13); Kaltenbäd I. 572 $ 72: 
der mann, der das aigen inhat, derselb soll gehorsamb sein mit demselben 
grundt. Auch heißt ed b. Grimm V. 192 $ 13: es sond och alle die güter 
und die si inhand steg u. weg geben u. beszren. Und ib. II. 796 wird er- 
Märt: die vorsthoeve ist schuldich zo leveren alle jairs dry schuldige pende, 
dat sol doen de gheyne, de dye vorsthoeve huydt ind helt. 
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Nechtsiphäre gemehrt oder gemindert jei. Und dabei fnüpfte man zunächſt in 
ganz finnlicher Weile an die Vorftellung oder doch an das Bild wirflicher 
Ortöveränderung an), Fahrende Habe wurde ja in der That räumlich auf 
das Grundſtück, zu dem fie gehören follte, z. B. geſchenkte Kojtbarkeiten in die 
Kirche, gebracht, und umgekehrt von dem Grundſtück, zu dem fie nicht mehr 
gehören follte, z. B. Geld aus der Königeburg, fortgetragen. Zehnt und 
Zinslaften bewirkten, daß Getreide, Vieh oder Geld wirklid von der ab- 
hängigen Hufe in den Herrenhof gefahren, getrieben oder getragen wurden 122), 
Perſonen, die zu einem Fronhof fich ſelbſt hörig machten oder veräußert wurden, 
wechjelten bisweilen den Wohnort, immer den Ort, wo fie zu dienen, zu liefern, 
und Recht zu nehmen hatten!®3). Und jelbft Grunditücde, welche mit einem 
anderen Grundſtück in irgend welche rechtliche Verbindung gebracht oder aus 
irgend welcher Verbindung mit ihm gelöft wurden, blieben zwar liegen: es 
änderte ſich jedoch in irgend einer Beziehung die Richtung, in welcher ihre 
Erträge abzuführen und zu verwenden und die Dienfte ihrer Befiger zu leiften 
waren, oder doch der Drt, wo fie ihren Befiger empfiengen, verrechtet und 
gewert wurden 129. Deshalb verfinnlichte man ſich aud bier die Verſchiebung 
der objektiven Nechtsiphären unter dem Bilde einer Ortsveränderung, einer 
räumlichen Webertragung des abveräußerten Ackers oder Waldes, der aufge 
tragenen Hufe, des zinspflichtig oder lehnbar gemachten Gutes von einer Hof- 
ftätte zur andern, aus der Mark zum Herrenhof, von einem Fronhof zu einem 
Gotteshaufe. Man jagte, das Grundſtück folle feine Lage ändern; es jolle 
von einem Hof oder einer Mark entfernt und anderöwohin gebracht werten, 
um nunmehr dort (ibi), darin oder dahin zu liegen (jacere, adjacere, angel» 
ſächſ. liegan), zu ſchauen (spectare) oder zu hören 13). Sa ed wurde dem 
Hübner verboten, die Hufe forizutragen; und von dem Befier mehrerer Güter, 
der eins nicht ohne das andere veräußern darf, heißt es, er folle eines bei dem 
andern liegen Iahen 126), z 


121) Dal. unten $ 19 N. 55—56 u. $ ON 7—9. 

122) Es heit daher: güter:, . dien den dinghof zins geben, z. B. Grimm 
I. 706 a. 8. 14. 17. 18; Befthaupt in den hof ib. 815; ad dominicalem curtim perti- 
nent sex mansi . . ex quibus persolvuntur b. Kindlinger, M. B. II, 2. 21; 
man giebt von der Hufe zu dem Hof, gen Sponbeim (oben N. 108), an den Hof u. ſ. w. 

123) Denn man frohnt und dient „harin in den hof“ (Grimm IV.208), 
trägt die Güter zu Hofe, an den Hof, in den Hof (Note 88), iſt dorthin Friege-, 
ding- und Folgepflichtig. 

124) Denn die Güter werden „von dem hofe* empfangen u. getragen (3. B. 
Kaltenbäd J. 569 $ 1; Grimm III. 483 $ 1 u. IV. 76), zu ihm oder an 
ihn zu Dinge getragen (ib. I. 706 $ 62 u. oben N. 88), fie zinien und dienen in 
ihn (ib. III. 397. IV. 208), fie fünnen an ihn, zu ihm oder in ibn gezogen wer- 
den (ib. I. 706 $ 13: gut... ziehen in den dinghof) u. ſ. w. 

125) Val. unten $ 19 N. 51, 53—55. 
20) Grimm 1. 716. $ 11: so soll er es lassen ligen eins bei dem an- 
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Hinter diefer Veränderung fachlicher Zugehörigkeit ftand nun allerdings 
immer nocd der Erwerb oder die Veräußerung, die Willenserweiterung oder 
Willensbindung handelnder Perfonen. Was zu einem Grundſtück gegeben 
ward, wurde feinem Befiger, nur nicht ihm schlechthin, jondern ihm mit 
näherer Motivirung und Beitimmung gegeben; was von einem Grundſtück 
veräußert warb, veräußerte jein Befiker. Bei genauerer Sprechweife jagte man 
daher auch, es werde einem Herrn zu jeinem Hofe, einem Heiligen zu jeinem 
Gotteshauſe, einer Gemeinde zu ihrer Mark gegeben, tradirt, veriprochen; es 
diene, leijte oder zahle der Bauer von feiner Hufe, der Bafjall von jeinem 
Lehen, der Genohe von feinem Gute!?7), Allein je intenfiver die Macht des 
dinglichen Rechtes ward, defto mehr trat im Bewußtfein und folgeweije im 
Sprachgebrauch die Perfönlichkeit der Handelnden in den Hintergrund. Immer 
häufiger begnügte man ſich daher, die Grundftüde zu nennen, deren Sphären 
verändert waren. Nun jagte man nicht mehr blos, es werde zu, jondern 
auch, es werde dem Grundſtücke ein Recht begründet; Bormeln, wie donare, 
concedere, vendere, legare, tradere fundo, curti, domui, palatio, ecclesiae 
u. ſ. w. finden fi in Urkunden aller Zeiten; man ertheilte dem Hof, dem 
Dorf, der Mark, dem Lande Privilegien, Gerechtſame und Befreiungen, man 
obligirte ſich, zahlte, Teiftete, diente, ergab und kommendirte ſich, leiſtete jelbit 
Huldigung und Treuſchwur einem Hofe, Haufe, Palaft, Altar oder Gotted- 
hauſe 128), Und umgekehrt jagte man ohne weiteren Zujaß, man habe von 
(de oder ab) einem Grundſtücke Rechte oder Freiheiten erworben, ein Der- 
Sprechen erhalten 129), 

Zulegt brauchte man diefe Ausdrüde nur in das Tranfitive zu wenden, 
um die Grundjtüde geradezu als wollend und handelnd in die Rechtsſprache 
einzuführen. Und jo wird denn wirklih im MWeisthümern und Urkunden 
äußerſt gewöhnlich gejagt, ein Grundſtück, Hof, Haus, eine Hufe oder Kirche 
wolle oder handle, erwerbe, empfange, bejige oder habe, kaufe oder laße fich ver- 
jprehen!30); Hufen und Höfe machten ſich verbindlich, erfüllten, zahlten, 
dienten, arbeiteten oder jtellten Arbeiter!®!); es werden mehrere Grundſtücke 


dern.— Bgl. auch Grafu. Dietherr 193 f. Nr. 96: das Gut geht in den Hof, 
daraus es gefommen. 

127) Bol. unten $ 19 N. 56; oben N. 20, 

23) Vol. oben N. 76. 13-80. 116; unten $ 14 NR. 16—19; $ 19 N. 58. 
8 25. Urf. b. Kraut $ 101 Nr. 1: aree concessimus; ib. Nr. 2. 

120) Bol. z. DB. oben N. 124; unten $ 19 N, 54. 

130) Bol. oben N. 20 a. E. 47—48. 73—77. 96—103; unten 8 1I N. 59 
bis 60 u. $ 20. Vgl. au Grimm IV. 108: der hof wil; 142: on des hofes 
wissende; 180, 209 u. 240: der hof kauft; 169: so solle der u die güether 

, leidiglichen besitzen. 


3) Vgl. oben N. 84—87. 96. 105—108. 118—114; unten 8 19 N. 59. 
II. 8 
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oder Gebiete bei einem Bertrage ald Vertragstheile, bei einem Rechtsftreite 
als Streittheile genannt!??); ja es iſt won unerlaubten Handlungen, von 
Bußen und Strafen der Güter die Rebel), Die Perfonen erjcheinen dann 
dabei häufig blos ald Träger oder Repräjentanten der Grundftüde; fie werden 
als Vertreter eingeführt, welche von ded Gutes wegen, für den Hof, anftatt 
des Haufes die Rechtshandlung vornehmen; oder es wird jelbft gejagt, der Hof 
handle durch feinen Befiger. Auch hiermit ift nun freilihd das Grundftüd 
nicht perjonificirt und das Subjeft zu feinem Organ herabgeſetzt: aber es ift 
in möglichfter Lebendigkeit und Sinnlichkeit ausgedrüdt, daß bie überwiegende 
Bedeutung der betreffenden Rechtshandlung in der Veränderung der räumlich— 
dinglichen Rechtsſphären liegt. 

V. Indem nun jo dem unmittelbar perjönlichen Recht der Einzelnen 
und ihrer Verbände ein an Umfang und Selbjtändigkeit ftetd wachjendes Recht 
der Grunditüde und Gebiete gegenübertrat, zog fih dur den Gejammtbau 
des Älteren Rechtes ein eigenthümlicher Dualismus hin. Und dieſer Zwie- 
jpalt Eonnte nicht eher überwunden werden, ald bis mit der Entwidlung des 
Körperfchaftsbegriffes die Möglichkeit gegeben war, Land und Leute in eine 
höhere Einheit zu verbinden. 

Der Gegenſatz des Rechtes der Perjonen und des Rechtes der Grundftüde 
beherrichte das gejammte öffentliche und private Recht. Das Verhältniß beider 
Sphären zu einander hat ſich freilich im Laufe der Sahrhunderte völlig ver- 
ſchoben und faft umgekehrt, indem die Gliederung und rechtliche Beichaffenheit 
von Grund und Boden, welhe urjprünglih nur der Niederjchlag des perfön- 
lichen Rechts geweſen war, allmälig in immer größerem Umfange zur Bafis 
perjönlicher Verhältniße wurde. Allein in irgend welchen Beziehungen blieben 
jederzeit beide Sphären felbftändig. Stets gab es nebeneinander ein Recht, 
das der Einzelne überall mit fih trug, und ein Recht, das ihm nur vermöge 
feiner Beziehung zu einem beftimmten Grundftüd zuftand. Und ebenjo theilte 
fich das Recht der Perfonenverbände jederzeit in ein Recht, welches die Ge- 
noßenſchaft oder der Herrſchaftsverband als perjönliches Befigthum bei etwaiger 
Wanderung mit fi führen konnte, und in ein Recht, welches an dem Gebiete 
klebte. Daß in älterer Zeit wandernde Völferjhaften in der neuen Heimath 


132) Vgl. unten $ 18, 19 u. 20. 

185) 3, B. Grimm IV. 4: hat och jegliches gut ein hofstat, wenne die jar 
u, tag on man buw lit, so sol sie sch... bessernin den dinghof. III. 544: 
Das Klofter hat zu Hofftätten 19 Güter. Der sein 6 bawegüter, der sal ein 
iglichs haben zwene ochsen u. sollen gebawet sein mit häusser u. schawer, 
u. welchs das hausse, schawern, ochsen 0. derselben eyns nit enhatt, were 
einem prior zu 8. bussfellige. Aehnlich ib. 545 u, 547. Vgl. 1320 ib. I. 667: 
sol ime der hof sinen schaden abtun. IV, 232: u. tut daran der hof kein 
unrecht. 
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auch dasjenige Recht, welches fie am Boden der alten Heimath hatten liegen 
lagen müßen, leicht reproduciren konnten, und daß umgekehrt jpäter die mit 
beſtimmten Gebieten innig verwachjenen Verbände faum noch ohne Zerreifung 
ihres Zufammenhangs zu wandern vermocht hätten, widerfpricht dem nicht. 
Denn im erjten Falle war das reproducirte dingliche Recht ein neues und 
dem Recht der verlaßenen Stätten nicht gleich, fondern nur analog; und im 
zweiten Zalle würde, wenn die Wanderung und Berpflanzung von Mark- und 
Hofgemeinden oder ganzen Völkern noch denkbar geweſen wäre, immer einiges 
Recht als perfönliches Verbandsrecht von ihnen mitgeführt worden fein. 

Daher wurde denn aud der Geltungsbereich des Rechtes nicht durch Ein 
oberfted Princip, fondern durch die beiden nebeneinander ftehenden Principien 
der Perjonalität und der Dinglichkeit des Rechtes beſtimmt. Urſprünglich 
freilich herrſchte ausjchlieglih das Princip der Perjonalität, indem alles Necht 
ald eine den Perjonen und ihren Verbänden anflebende Eigenschaft galt. 
Almälig indeß eroberte fi daneben das Princip der Dinglichfeit immer 
größeren Raum, indem das gefammte Recht der Grundftüde als eine Eigen- 
ſchaft des Bodens am Boden haftete. Und diefer Zwiejpalt konnte nicht früher 
dur ein neued und einheitliches Princip aufgelöft werden, als bis zuerft in 
den Städten und dann in den Territorien die Idee eines ftaatlihen Ver— 
bandes auf territorialer Grundlage entitanden und im Zufammenhang damit 
der Begriff des objektiven Rechtes aus den Banden der alten Vorftellungen, 
für welche alle Rechtsnormen zugleich jubjektive Befugnige oder Freiheiten von 
Verbänden und Gebieten waren, emporgehoben war. Nun erft Eonnte ſich das 
berrjchende Princip der Territorialität des Rechtes bilden, wonach das 
Recht ald objektive Norm feinen Ausgangs» und Mittelpunkt in der publi- 
eiftiihen Einheit eined Gebietes findet und deshalb an fi alle Verhältniße 
ergreift, welche nach ihrer Natur in die Sphäre dieſes Gebietes fallen. Daß 
auch unter der Herrfchaft diefes neuen Principe in mander Beziehung, wie 
bei den Fragen des Perjonenftandes, das Recht von den Perjonen über die 
Gebietögrenzen hinausgetragen wird, in Bezug auf dingliche Verhältniße aber 
fih zu einem Recht der belegenen Sache verengt: das find nun nur noch 
Anwendungen deſſelben einheitlichen, Land und Leute von demjelben Begriffe 
der Gebietseinheit aus ergreifenden Princips!®t), 

Wenn nun aber vermöge dieſes Duanlismus Recht der Perjonen und 
Recht der Grundftücde einander in einer gewißen Selbftändigkeit gegenüber- 
ftanden, fo waren fie doch keineswegs von einander feſt abgejondert und be— 
grifflich getrennt. Bielmehr griffen fie in einer Reihe von Beziehungen in 
einander und bedingten und beftimmten fich gegenfeitig. Wie weit jedoch das 
eine oder dad andere Recht abhängig oder herrſchend war, darüber entſchied 
auch hier Fein feftes Princip, fondern das jeweilige individuelle Recht der 


134) Bol. unten $ 7. 17. 25 IV, _ = 
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fonfreten Perfonen und Sachen. Und fo ergab fi) auch von diejer Seite für 
alle Inftitute des älteren Rechts ein Eonfreter, relativer und flüßiger Charakter. 

41. Ein ſolches Verhältniß theilweijer Selbftändigfeit und theilweifer 
Bedingtheit fand zunächſt zwifchen dem Grundſtücksrecht und dem Recht der 
Einzelperjönlidfeit ftatt. 

Gewiße Rechte des Bollfreien, wie 3. B. das Mundium über jeine Haus» 
genoßen, waren immer unmittelbarer Ausflug der Perjönlichkeit, andere, wie 
3. B. der dinglihe Friede, immer unmittelbarer Ausflug der Hufenqualität. 
Im Mebrigen aber ftanden Vollfreiheit und vollfreies Hufenrecht nicht blos 
in zufälliger, jondern in innerer Verbindung und bedingten und bejtimmten 
ih mannichfach. Nur wandelte und verfchob ſich unaufhörlich die Grenze, 
bis zu welcher die yperjönliche oder bie dingliche Seite ald das Urſächliche 
erichien. Irgend einmal war die Vollfreiheit lediglich Ausflug der Perjön- 
lichkeit, insbefondere der Geburt und Wehrhaftmachung, gewejen, das echte 
Eigenthum aber an einer genofenfchaftlich zugewiefenen oder garantirten Hufe 
war ihr von felbft gefolgt, jo daß die Hufe gleich der Vollfreiheit unveräußer- 
lich, untheilbar und unvererblih war. Später näherte man fih umgekehrt 
einem Zuftande, bei welchem das Recht an der Hufe ausſchließlich von ding« 
licher Seite ber beftimmt, mithin auch frei theilbar, vererblich und veräußer- 
ih war, dad Vollgenoßenrecht aber ald Ausflug und Annex diejem 
Sachenrecht und feiner Natur folgte. Zwijchen diejen beiden Polen aber, von 
denen der eine vorhiftorijch, der andere nie erreicht ift, lagen diein ber Wirk» 
lichkeit des Mittelalterd nebeneinanderftehenden zahllojen Mittelitufen, auf 
welchen in einigen Beziehungen die perjönlichen reiheitsrechte von dinglicher 
Bafis abhängig, in andern Beziehungen die Grundftüdsrechte durch perjönliche 
Beziehungen des Beſitzers bedingt und gefärbt waren. Die Grenzen jedoch 
waren hierbei Eonfret und flüßig. Im fehr verjchiedenem Grabe aljo blieb 
nach zeitlichen und örtlihen Unterſchieden das freie Grundeigenthum durch 
perjönliche Rücdfichten gebunden, das Recht in Gemeinde und Volk von per» 
ſönlichen Dualitäten, wie Geburt, Gejchleht, Wehrhaftigfeit, abhängig. Und 
in jehr verjchiedenem Grade umgekehrt wurde das Grundeigenthum frei und 
jelbftändig, das Recht in Gemeinde und Volk durch Grundbefig bedingt und 
felbft nach ihm abgeftuft. Wenn 3. B. einerfeitd die Verſchiedenheit des 
Grundbefiges für Gleihgeborne ungleiches Recht in der Berjammlung und 
ungleiche Heereöpflicht bewirkte, andrerfeitd Unfreie und Fremde, . Trauen und 
Krüppel vom Erwerbe vollfreien Eigens ausgeſchloßen oder darin beſchränkt 
waren: jo herrichte hier das Recht der Perjönlichkeit über dad der Hufen und 
dort dieſes Über jenes. Und man konnte nebeneinander die beiden Säge, von 
denen jeder nur die halbe Wahrheit enthielt, aufitellen, daß perſönliche Frei— 
heit das Gut freie und daß freies Gut frei mache!?), 


135) Vol. 3. B. Grimm, R. A. 25; W. III 247: „frei Mann frei Gut“; 
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In ähnlicher Weife modificirten aber überall Perſonenrecht und Güter- 
recht einander. Einerſeits entfchieden Umfang und Beichaffenheit des Grund» 
befißes immer jelbftändiger über Stand, Genokenrechte, Herrſchaft und Dienft, 
die Betheiligung an Gericht und Heer, die Aemter und das Berufsreht. An« 
drerjeitd blieben auch in den Zeiten gröhter Verdinglihung Geburt und Be- 
ruf, Waffenfähigkeit, Manmesehre, geiftige Befähigung zum Amt, perjönliche 
Genofen- oder Zreudienftbande Vorausjegungen der betreffenden Perjonen- 
rechte, und weil ed nicht denkbar war, daß der Kauf eines edlen Gutes jedem 
Zahlungsfähigen den Adel gäbe oder jedes Amt mit dem Gut anf Weiber 
und Kinder vererbe, blieb das Güterrecht ſeinerſeits perfönlich gebunden. So 
fand denn überall eine gegenfeitige Anbequemung beider Rechtsſphären ftatt. 
Auf der einen Seite wurden bis zu irgend einem Grade Standesrechte, Ges 
noßenrechte, Herrfhaft und Dienft, Aemter und Gerichtögewalten, indem fie 
die Rechtönatur der fie bedingenden und bejtimmenden Grundftüde annah- 
men, gleich ihnen veräußerlich, vererblich, theilbar, auf Stellvertreter über- 
tragbar, aljo patrimonial. Auf der andern Seite folgte für das Recht aller 
Grundftüce, weil ed bis zu irgend einem Grabe unter der Einwirkung der 
zugehörigen perfönlichen Rechte und Pflichten ftand, ein Syitem perjönlicher 
Gebundenheit. Aus diefer Duelle floßen alle die vielgeftaltigen Beſchränkun— 
gen der Veräußerung und Theilung, die genoßenſchaftlichen und berrichaftlichen 
Beiſpruchs⸗, Borkaufs- und Näherrechte, die Beſchränkungen ſowie die Befon- 
berheiten der Erbfolge mit Rückſicht auf Stand, Ehre, Geſchlecht, Waffen- 
und Amtsfähigkeit u. ſ. w. Insbeſondere aber beruhte das geſammte jo viel- 
fach gebundene Güterreht des Lehn- und Hofrechts auf einer jehr jtarfen 
Modifikation des dinglichen Rechts dur die Natur der damit verbundenen 
perjönlihen Dienft- und Unterwerfungsverhältnige Wenn aljo 3. B. im 
Hofrecht die abhängige oder hörige Dualität bed Gutes bisweilen die Kraft 
bat, jogar einen freien Befiger hörig zu machen, immer perjönlichen Dienft, 
Huldigungspflicht, Dingpflicht m. ſ. w. nad) fich zieht: jo wird doch andrer- 
ſeits in mannichfachfter Weije ſchon der Erwerb des Hofgutd von dem per— 
fönliden Berhältnig zum Hofherrn abhängig gemacht, die Verfügung be- 
ſchränkt, eine bejondere Erbfolge begründet, Belehnung und Huldigung bei 
jedem Befigwechfel gefordert, Verluft des Gutes durch perfönlihe Säumniße 
oder Wirthichaftsuntüchtigkeit bewirkt 136), 


Graf u. Dietherr 41 Nr. 119 u. 120 u. 50 Nr. 166; dazu die Urk. v. 1275 
b. Kindlinger, M. B. II, 1. ©. 264, wonad der Erwerb durch Freie die 
börigen Güter von börigen Laſten befreite, Die Korrefpondenz des perfönlichen 
Standesrechtes u. der Gutsqualität wird bisweilen dahin ausgebrüdt, der Beſitzer 
fei feines Gutes Genofe; 3. B. Schreiber, Freib. Urkb. I. 83; unten $ 10 N. 52. 

136) Bol. unten $ 10 N. 12—63 u. be, äber den Zufammenhang und bie 
gegenfeitige Beeinflußung von Grundbeſitz und Gemeinderecht $ 11. 
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Diefen Fällen nun aber, in welden der Dualismus .des Rechts wegen 
der gegenfeitigen Bindung und Beſchränkung feiner zwiefachen Ausgangspunfte 
das perſönliche Recht patrimonial macht und das Sachenrecht perſönlich bin- 
det, ftehen andere Fälle gegenüber, in welchen umgekehrt die Selbitändig- 
feit beider Rechtsſphären fi zur Geltung bringt, mithin das Recht der 
Grunditüde und das Recht der Perfonen ſich auch äußerlich zweien. Dies 
ift 3. B. der Fall, wenn die Standesqualität eined Gutes und jeines Beſitzers 
fich nicht zu deden brauchten. So Fam ed im Hofrecht vor, daß gleichartige 
Güter von Hörigen ungleihen Rechts oder nebeneinander von Hörigen und 
Freien, 3. B. Gotteshausgüter theild von Gotteshausleuten und theild von 
Vogtleuten, bejegen wurden. Dann war dad dingliche Recht für Alle gleich, 
das perfönliche ungleich, und der Unterfchied der Abgaben und Dienjte „vom 
Leib" und „vom Gut” erlangte praftijche Wichtigkeit 137), Später erwarben 
oft Ausmärker, Adlige, Stifter, Städte u. j. w. hörige Hufen, ohne daß 
dies auf ihre Perfönlichkeit eingewirft oder ihre Perjönlichkeit die Dualität 
der Hufe verändert hätte; fie waren vielmehr nur gehalten, einen Träger, 
Hulder oder Huber auf das Gut zu feßen, der das im fich gejchloßene Sad. 
ganze in den perjönlichen Beziehungen zu vertreten batte13%), Aehnliche Er- 
ſcheinungen wiederholen fih auf den höheren Stufen des Grundbefiges, wie 
ja in neuerer Zeit die „adlige“ oder „ritterlihe” Dualität eines Guts auch 
in den Händen eined Bürgerlichen wirkt, ohne doch diefen zu adeln; oder wie 
im gejammten jpäteren Lehnrecht das Sachband fo hervortrat, daß jelbit Hö- 
here von Niederen Lehen trugen. Ueberhaupt zeigt fich überall, wo fi in 
Einer Hand Güter verjchiedenen Rechts, wie Lehn und Allod, freier und hör 
riger Befig, unter Beibehaltung ihrer ungleihen Dualität vereinigen, die 
Selbftändigfeit und Äußere Zweiung des Perjonen- und Güterrechts. Nicht 
minder tritt fie zu Tage, wenn z. B. ein Gut, mit dem politifche Rechte 
verbunden find, zwar auch auf Unfähige oder Unmündige vererbt, dad Amt 
aber, die Landtagsftimme oder eine öffentlihe Pflicht für eine gewiße Zeit 
damit verloren gehen und entweder ruhen oder von einem nicht dinglich beru- 
fenen Dritten ausgeübt werden; oder. wenn 3. DB. ein jubjeftin-dingliches 


m Bol z. B. Grimm I. 314. 370: sont da mit lüt u. guot gedienet 
han. 413 u. 414: fronen ... vom acker u. vom libe. 734: so verzinsent sie 
yme den lip mit fellen (vgl. ©, 735) u. die gütere myt habern u. myt pfennigen. 
816: u. vallent von dem libe u. nicht van dem gut. Il. 38: Schöffen werben. 
von Dienit friehe, ir Zip und ir gut; nur ir zinse, die ir gut u. ir erbe schul- 
dig ist, die sollen sie getzalen. IV. 276: „geltent die guter“ und „lipstur“, 
792 $ 1: die Güter, fo lange fie in des Bauern Händen find, geben halven 
schatz; in der Herren Hand find fie alles Schates frei, kommen fie aber wieder 
aus der Herren Hand, fo geben fie auch wieder halben Schag. Vgl. Kaltenbäd 
1. 571 8 1. Unten $ 11 R. 176—177. 

135) Bol. unten $ 10 N. 45—50; $ 11 N. 164. 
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Nutzungsrecht oder eine privatrechtliche Reallaft zwar an fih mit dem Gute 
fteht und fällt, ihr Umfang aber durch perjönliche Verhältniße des Beſitzers, 
wie fein Verheirathet- oder Lebigfein, beitimmt wird. 

2. Ganz analoge Verhältniße beitanden nun, was für uns befondere 
Wichtigkeit hat, zwifchen dem Recht der Perjonenverbände und dem Recht 
der Höfe und Marken. 

&3 gab daher nebeneinander Recht, welches unmittelbar aus dem 
Berbande flog und ihm ohne Rüdficht auf ein beitimmtes Gebiet und jelbft 
ohne jedes Gebiet, aljo 3. B. während eined zur Aufjuhung neuer Wohnfite 
unternommenen Wanderzuges, zugeitanden haben würde, und Recht, welches, 
wie 3. B. die Freiung einzelner Stätten, im Laufe der Zeit jo jehr zur Eigen» 
fchaft des Bodens geworden war, daß ed an diefem ohne Rüdficht auf die 
Perjon des Beſitzers klebte. Im Uebrigen aber bedingten und beftimmten fich 
auch bier perſönliches Verbandsrecht und dingliches Gebietsrecht gegenfeitig, 
ohne daß ein principieller Begriff die fortwährende Fluktuation ber abhän- 
gigen und der herrjchenden Momente gehindert hätte. 

Daß Marken und Höfe, deren gejammte Gliederung nur der Nieber- 
ſchlag einer älteren Gliederung des Volkes war, in wichtigen Beziehungen 
von dem perjönlichen Recht der ihnen zugehörigen Verbände jederzeit abhän- 
gig blieben, liegt auf der Hand. Veränderungen in der Stellung, Geftaltung 
und Zufammenfegung einer Genoßenſchaft oder Herrſchaft bewirkten auch Ver- 
änderungen in ben räumlich-binglichen Rechtsſphären. Die Befreiung einer 
börigen Gemeinde z. B. freite auch ihre Mark, die Unterwerfung einer freien 
Gemeinde begründete zugleich grundherrliche Rechte an ihrem Gebiet; die Ent- 
ftehung neuer Aemter hob Amtshöfe empor; die Bildung perſönlicher Stan- 
ded-, Klaffen- oder Berufsunterfchiede jchuf neue Unterjchiede des Güterrechts; 
die Mehrung der Genofenzahl fonnte Mehrung der Hufen oder doch der 
Hofftätten und damit Mehrung der dinglihen Nubungen oder Laſten 
erzeugen. 

Umgekehrt aber zog, und zwar in ftetig wachſendem Umfange, das Recht 
der Höfe und Marken die perjönlichen Rechtsbeziehungen der ihnen zugehöri- 
gen Verbände nad) fih. Die Einheit des Befiged konnte ſogar Perjonen- 
mehrheiten zur Einheit zufammenfchliegen, wenn das perjönlihe Band fort» 
gefallen oder ein ſolches überhaupt nicht vorhanden war. So hörte an ſich 
der Hausverband mit der Löſung der Einheit des hausväterlihen Mundium 
auf: nad vielen Hofrechten aber galten auch mehrere mündige Söhne oder 
andere Erben dem Herrn oder der Gemeinde gegenüber dann als Eine Haus- 
gemeinſchaft fort, wenn fie in ungetheilter Gefammtgewere ded Gutes blieben, 
fo daß fie 3. B. einfaches Nutzungsrecht zu genießen und einfache Laften zu 
tragen, auch Fallrechte nicht bei jedem Todesfall, jondern nur beim Tode des 
Aelteften zu entrichten hatten. Bei der gefammten Hand des Lehnrechts, bei 
den auf gemeinſamen Befig einer Burg gegründeten Gnuerbichaften u. |. w. 
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floß ebenfalls aus dingliher Gemeinjhaft perjönliher Zujammenhbang. Das 
befondere Recht der Stammpgüter bewirkte wenigftend in einzelnen Beziehun- 
gen noch eine Einheit der Sippe, und die Richtung auf Neubegründung einer 
Familieneinheit im Adel lehnte durchaus an die Schaffung eines bejonders 
qualificirten Samiliengutes an. Wie aber für Gemeinden höherer und nie 
derer Ordnung und für das gefammte Volk jelbft in immer größerem Um» 
fange die dinglihe Gemeinihaft Grund des Zuſammenhangs, die Gliederung 
des Grundbefiges Bafis der Gliederung, die Zufammenlegung und Zertheilung 
der Höfe und Marken Duelle der Veränderung wurde, hat.die Rechtsgeſchichte 
der Genoßenſchaft hinlänglich ergeben. 

Auch das Recht der Perjfonenverbände daher wurde bis zu irgenb 
einem Grade dinglih-patrimonial, während das Recht der Höfe und 
Marken genogenjhaftlih oder berrfhaftlih gebunden blieb, jo- 
weit nicht auch hier der innere Dualismus zugleich eine äußere Zweiung ber. 
vortrieb, wie die 3. DB. bei der Fortdauer perfönlicher Verbindung nach dem 
Sortfall der dinglihen Gemeinſchaft oder umgefehrt bei der Ausſcheidung 
einer privatrechtlichen Markgemeinde aus der alten Gemeinde der Fall war. 

Zunächſt Fam, wie bei den Einzelnen, jo bei den Verbänden die Beweg- 
lichkeit und Flüffigkeit der Grenzen durchaus der räumlic-dinglihen Sphäre 
zu Gute. Nichts Fann hierfür harakterijtifcher fein, ald die Wandlung und 
Uebertragung der Namen. Urſprünglich hatten alle Verbände ihre Namen 
vom perjönlichen Bande und die entiprechenden Gebiete Teiteten erft von ihnen 
ihre Namen ber. Die allgemeinen Worte für Genofenihaft und Herrichaft 
drüden das perjönliche Verhältnig von Genoßen, Gefährten, Gefellen, $reun- 
den, Gleichen, von Dienern, Folgern, Begleitern, Getreuen, Amtlenten aus; 
die Worte für Familie, Geflecht, Hundertichaft, Völkerfhaft, Stamm, Bolt 
u. ſ. w. weijen auf die Gemeinjchaft des Blutes, des Friedens (Sippe), Rechts 
und Gerichts, des Tiſches, des täglichen Lebens, der Waffen u. j. w. oder 
ſchlechthin auf die Gefammtheit, eine Vielheit oder eine beftimmte Zahl von 
Männern hin; die Sondernamen der Gefchlechter, Völker und Stämme find 
gleich den Einzelnamen von perfönlichen Eigenſchaften bergenommen. Dage- 
gen wird die Mark nad dem fie befigenden Gejchlecht, die Hundertfchaft und 
ber Gau nad) der Stammeögenogenihaft, das Land nah dem Volk, der Hof 
nad) dem Herrn genannt, jo daß Anfangs die Gebietönamen nicht einmal 
feft an beſtimmten Grenzen haften, jondern mit den Wanderungen, Bereini- 
gungen und Trennungen der Volksverbände wechſeln; ebenjo- werden die Na- 
men für. gewiße Gebietögattungen vielfach durch den Hinweis auf den fie be 
figenden. Perjonenverband gebildet, dad Dorf wird ald Sitz oder Niederlafung 
eines Gejchlechts oder einer Genoßenſchaft, das Land als Stammes- oder 
Bolföbezirk, der Hof ald Fronhof, Grafenhof, Königshof, das dazu gehörige 
Gebiet ald Herrfhaft, Grafſchaft, Königreich, Bisthum, Fürſtenthum, Vogtei 
u. ſ. w. bezeichnet. Und nicht blos das! Unverändert gehen jogar die Namen 
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für Perfonenvereine auf die Forrefpondirenden Gebiete über. Die Worte wa- 
pentac, huntari, Hundertjchaft u. j. w. werden aus perfönlichen Kolleftiven 
(eongregatio hominum dieta Hunschaft) zu geographiihen Begriffen, deren 
Urfprung fich dergeftalt verwiſcht, daß man fie ſelbſt rückwärts ald Bezirk von 
100 Hufen erklären will!39); die Namen bed Gerichts, welche meiſt die Ver— 
fammlung oder Beiprehung der Leute ausdrücken, wie mallum, sprach, ge- 
mot, ding, ring, warf, gericht, placitum, conventus, judiecium gehen auf 
die Verfjammlungsftätte oder den Gerichtöbezirk über; die Namen von Aem— 
tern, wie „Amt”, „Pflege”, Bogtei, advocatia, Grafſchaft, episcopatus 
u. ſ. w. übertragen fih auf den Amtsbezirk; das Land heißt jogar Volk, 
MWehrmannichaft oder Heer (z. B. in exercitu Bajovariorum in locis etc.!#), 
Dies Alles num aber kehrte fi) mit der fortjchreitenden Verdinglichung mehr 
und mehr um. Die Namen der Stätten und Bezirke werden nicht nur jelb- 
ftändig, fondern beftimmen nunmehr ihrerjeitd die Namen der Perfonenver- 
bände. Der Sondername des Gejchleht3 wird dem Stammgut entlehnt, die 
Gent- oder Gaugemeinde nah dem Bezirk, das Volk nach dem Lande, der, 
Herrichaftsverband nach dem Herrenfig benannt. Ebenſo werden die Gattungs- 
namen der Verbände nunmehr mit Rückſicht auf die Beichaffenheit ihrer Mar- 
fen und Höfe gebildet. Man unterjcheidet Dorf, Mark-, Hof-, Gent, Beit-, 
Kirchipield-, Go-, Gau, Thal, Landes-Gemeinden, -Genoßenſchaften, -Leute, 
-Berjammlungen u. ſ. w.; man fpricht von Dorf-, Nadbar-, Heim-, Märker-, 
Gau⸗, Thal-, Landihaften u. ſ. w., von Theilfamen, Thalmengen, Hubjchaf« 
ten; man bezeichnet die Verbandsmitglieder ald Dorfgenofien (vieini villani), 
Haude, Hofe, Markgenoßen, Waldlente, Thalmänner, Landleute, ald Huber, 
Hufner, mansonarü, Lehnleute, Gotteshausleute, Vogteileute u. f. w. Und 
zulegt jcheint, weil mehr und mehr jeder Verband als Zubehör feines Ge- 
bietes gilt, jhon in dem einfachen Gebietsnamen die Perjonengefaummtheit mit 
ausgedrücdt zu fein, bis das Anfangs rein räumliche Wort vorzugsweije oder 
ausjchlieglich eine perjönliche Bedeutung erlangen Fanı. Nun kann man uns 
ter „Haus" die Familie, unter hired, Hof u. ſ. w. den Verband von Her- 
ren und Dienern, unter Dorf, villa, locus, vieinia, marca, parochia, Kirch- 
fpiel, Uerte die Bauerjchaft, unter pagus, shire, Gau, Go, Veſte, Waldftatt, 
Thal, Provinz die Gerichtd- oder Volfsgemeinde, unter Land oder Reich das 
gefammte Volk, unter Grafſchaft, Bisthum, Fürſtenthum, Amt, terra, terri- 
torium den Inbegriff der Eingejeßenen gleichzeitig oder zunächſt verftehen 141), 


) Grimm, R. A. 746f.; Urk. v. 13225. Laeomblet, Arch. I. 276; 
3.185. 

14) So b. Meichelbeck, hist. Fris. I. 320, 

1) Bol, ſchon oben N. 82 u. 83, Grimm 1. 94f. u. 99f.: wer Ossingen 
das dorff, lüt und gut, von inen inne hat; ib. III. 485 $ 14. 1861 6. Richt« 
bofen 109 Nr. 3: quod singuli districtus terrarum suos judices -eligant, Urf. 
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Fa ed kann, wo Herr und Gefammtheit neben einander ftehen, bafjelbe Wort, 
wie Haus, Hof, Grafihaft u. ſ. w., bald beide zufammen, bald vorzugsweife 
den Herrn, bald vorzugsweije die unterworfene Gejammtheit bezeichnen 142), 
Man kann daher nun auch von einem gemeinen oder gejammten Hofe, dem 
Dorf oder der Mark gemeinlich, dem ganzen oder geſammten Lande jprechen!43) ; 
man fann fogar den Gau, das Thal oder das Land zum Kriege ausziehen 
laßen, gleich als äufere fich auch hier nur die in die Kerne wirkende Kraft 
des Bodend. Manche urfprünglich perfönlihen Worte, wie 5. B. Hundert- 
ihaft oder Amt, gelangen jo vermöge eines eigenthümlichen Kreislaufes zu 
perſönlicher Bedeutung zurüd. 

Als ſpäter Land und Leute zu einer über beiden ftehenden idealen Per 
jönlichfeit verjchmolgen, da waren es vorzugäweife diefe urjprünglih räum- 
lichen Worte, welche dem neuen unfihtbaren Rechtsjubjett den Namen ga- 
ben. Das ftädtiiche Gemeinwejen erhielt als „Stadt” feinen Namen von der 
Stätte; die „Öotteshäufer”, „Kirchen“, „Klöfter* u. ſ. w. wurden Subjefte 
des Kirchenrecht; die Ramilieneinheit des hohen Adels wurde „Haus“ ge 
nannt; das territoriale Gemeinwejen wurde ald „Rand“, zum Theil auch die 


v. 1256 6b. Würdtwein, nov. sub. XII. 170: universitas eorum, qui heinge- 
reide dieuntur; vgl. ib. 171. 172. 173. 226. 227. 230. 246. 248. 252. 256. 
313—317, wo ed öfter heißt: rusticos . .. qui heingereide dicuntur; wir die 
gereide ; wir oder die von der gereiden u. f. w.; andre Beifp. 6. Thudihum 
121—122. Zeugenverhör v. 1560 b. Landau, Zerr. 117: weil aber nicht die 
ganze Mark ihre Einwilligung dazu gegeben. 1483 b. Löw 67: die marck er- 
mahnen u. sie heisen wieder einen untermärkermeister zu küsen. gl. die 
Stellen, nach denen der Go, das Land, die Veſte, dad Kirchipiel, das Gericht, das 
Amt u. |. w. zufammenfommen, Necht weifen u. f. w. unten in $ 16N. 133. u. 
SEIEN. 81. 

12) So wird mit dem Wort „hof” offenbar der Hofherr bezeichnet, wenn es 
heißt, man hulde und fchwöre dem hofe; ebenfo offenbar aber die Gefammtheit 
der Hofgenoßen, wenn gejagt wird, der hof oder der ganze hof finde das Urtel. 
— Auch dad Wort „Reich“ bezeichnet bald den Kaiſer, bald gerade feinen Gegen- 
fat ($ 20). — Und ebenfo wird unter „Rand“ bald der Landesherr mitverftanden, 
bald wird damit eine neben ihm jtehende Gejammtheit ausgebrüdt. Bal. 3. 2. 
ſchon die Bündniße v. 1203 u. 1217 b. Lacomblet II. 6 u. 35 inter ecclesiam 
Coloniensem et archiepiscopum ex una parte et ducem Lothar. et terram 
suam ex alia. Urk. v. 1255 b. Rappenberg, Hamb. Urkb. I. 487: der Graf 
v. Holjtein erflärt „communis terre nostre voluntate*. 

143) Vol, 3. DB. die friefifchen Stellen in Th. 1 $ 4 N. 18 u. 19, wo bas 
mene land mit liode gleichbedeutend erfcheint. Ib. 171 N. 51: vor .. demgan- 
zen hofe; dem sämmtlichen hove. Grimm, W, I. 43: gemeinem dorf. 256; 
das ganze dorf. II. 137f. u. 515: der gantze hof erkant u. gewiset. III, 
121f.: vor dem gemeinen lande. 236 f.: dat gantze land. Vgl. auch unten 
8 16 RN. 132f. u. 8 18 N. 81. 
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Landgemeinde ald „Dorf“, „ Mark”, „Kirchipiel” u. ſ. w. perjonificirt. Daß 
gerade diefe Namen und weder die von der Geſammtheit entlehnten, wie 
„Gemeinde” und „Gemeinheit” im heutigen Sinn, nody die jpäteren abjtraf- 
ten Zuftandöwörter, wie „Staat”, „Stiftung“, „Anftalt”, „Inſtitut“ u. }. w., 
zuerft für die einheitlichen Verbandöperfonen des deutſchen Rechts gebraucht 
wurden, war keineswegs etwas Zufälliges. Bielmehr liegt darin ein Hinweis 
auf die Entſtehungsgeſchichte dieſer Begriffe, welchen man ſich in demſelben 
Grade näherte, in dem die perfönliche Verbandsiphäre und die räumlich-ding- 
liche Gebietsiphäre einander äußerlich deckten und innerlich durchdrangen, bis 
ihre begrifflihe Zufammenfafung in den Gedanken eines einheitlichen Ge— 
meinwejend möglih ward, Allein zunächſt war dieſer letzte Schritt noch 
lange nicht gethan, jondern nur jehr entfernt vorbereitet, wenn man 
die Perjonengefjammtheit in gewißen Beziehungen in ihrem Gebiete mitdachte 
und injofern von dem letzteren perjonificirende Redewendungen gebrauchte, 
Zunädjft vielmehr war damit nichts ausgedrückt, als daß in einer Reihe 
von Verhältnigen der Perjonenverband abhängig von feinem Gebiet geworden 
war und nur ald Träger oder ald Zubehör defjelben in erjter Linie in Be- 
tracht kam. Und deshalb tritt auch überall injoweit, ald nach wie vor das 
perjönliche Herrichafte- oder Genoßenſchaftsrecht jelbitändig bleibt, die Ge— 
jammtheit im alten Sinne dem Hofe oder der Mark wiederum gegenüber. 
Noch kann man in letzter Inftanz nur jagen, daß Dorf, Mark oder Hof der 
gemeinen Bauerfchaft, der Märkerfchaft, dem Herrn und den Hofleuten gehö- 
ren: man fann aber nicht jagen, das „Dorf“ gehöre dem „Dorf“, der „Hof“ 
dem „Hof“, das „Land“ dem „Lande”, wie man fpäter allerdings jagen Fann, 
die „Stadt* gehöre der „Stabt"!4), 

—Wie fehr num aber gerade die Selbſtändigkeit und rechtliche 
Bedeutung der räumlid-dinglihen Rechtsſphären geeignet war, 
den Mangel abftrakter Subjektseinheiten zu erjegen; und wie gerade beöhalb 
diefer Mangel wiederum zurüchwirfen mußte auf eine fortwährende intenfive 
und ertenfive Steigerung des Rechtes der Grundftüde: das liegt auf der 
Hand. Denn je unabhängiger von der Individualität der Perjonen und ihrer 
Verbände die mit Grund und Boden verfnüpften Rechte und Pflichten wur: 
den und je mehr andrerjeits der Umfang des jo verdinglichten Rechtes wuchs, 
defto ftändiger wurbe die Rechtsordnung des Volkes. Viele Sahrhunderte hin- 
durch Tagen diejelben Bauerhöfe und Schuppofen nebeneinander, ftand hier die 
Mühle und dort die Taverne, gab jener Hof den Richter und diejer den 


144) Weber die im Ganzen vereinzelte und fehr allmälige Erhebung der Worte 
„Dorf*, „Mark“, „Amt“, „Gericht“, „Kirchipiel*, „Pflege“ u. f. w. zum Ausdrud 
einer abftraften Nechtöperfönlichkeit vgl. unten $ 16 N. 150—174. Ueber die Er« 
bebung von „Kirche”, „Reich“, „Stadt*, „Land“ zu Perfonen Th. I. 517—530 u. 
unten $ 19. 20. 24 f. 
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Schöffen, war der eine Boden feudal und der andere allodial; immer feltener 
wurden bewuhte Cingriffe in das alte Herfommen, welches diefe beſtimmte 
Zahl von Hufen zur Mark verband, diefen beftimmten Fronhof zum Mittel. 
punft eines Gebietes erhob, beftimmte Abgaben und Dienfte mit jedem Hof 
verfnüpfte; endlich jchien es, wie dies die Bauernweisthümer oft zu erfennen 
geben, als jei von je und für alle Zufunft dieſes Stück Land zum Eigen 
und jenes zum Lehn, diejes zum Derrenhof und jenes zum Dienftgut, diejes 
zum Gemeinland und jenes zum Sondergut praedeftinirt, als fei durd eine 
natürliche und nothwendige Ordnung für alle Zeiten jedem Hofe, jedem Ader, 
jedem Gewäßer eine feite Summe von Rechten und Lajten zugetheilt. Für 
das in eine räumlichdinglihe Sphäre gebundene Recht war ed nun gleich. 
giltig, ob die Individuen und ſelbſt die Generationen wechjelten, ob die Ge» 
meinde von heute mit der Gemeinde der Vergangenheit und der Zukunft iden⸗ 
tiich war oder nit. Die Marken und Höfe blieben jedenfalls feit und un« 
verrücbar liegen, und damit war dem Recht, das ihmen zugehörte, die Kon- 
tinuität von der objektiven Seite her gewahrt. So und fo allein konnte denn 
auch das Mittelalter des abſtrakten Gejeßesgedanfens entbehren. Denn wenn 
das Mittel der Hinaushebung in die Sphäre des’ Gejeßes da, wo ein ftetiges 
und bleibendes Recht geichaffen werden jollte, verjagt war, jo erreichte man 
dasjelbe durch das Mittel der Berfnüpfung von Rechten und Freiheiten mit 
Marken und Höfen. Und während es jo feinen abitraften Staat, feine ab- 
ftrafte Körperjchafts- oder Anſtaltsperſon und fein abſtraktes Recht gab: konnte 
troßdem vermöge des Rechtes der Grundſtücke die mittelalterlide Rechtsord- 
nung jene Ständigfeit erlangen, welche zuleßt fo vielfach zur Starrheit wurde. 

VI Dem Rechte der Grunditüde war, was fchließlich noch erwähnt wer- 
den muß, vielfach das Recht einzelner liegenſchaftlicher Gerechtſame 
analog. Die einem Grundftüd zugehörenden Rechte und Pflichten gehörten 
ihm nicht ungegliedert, jondern in organiſchen und gegliederten Kompleren zu 
So waren innerhalb diefer Sphäre beftimmte Hauptrechte oder Rechtsinbe— 
griffe die Mittelpunfte und Träger engerer an fie angefchloßener Sachſphären. 
Da aber, wie wir gejehen haben, Gerechtigkeiten jo gut wie Grundſtücke 
Sachen waren, jo ließen fi auch die Gerechtigkeiten mit den ihnen zugehö- 
rigen Inbegriffen für ſich allein als objektive Einheiten vorftellen. Sie fonnten 
nun in dieſer ihrer DVerjelbitändigung entweder als bejondere Tiegenfchaftliche 
Gerechtſame von den Grundftüden getrennt werden, oder ed konnte jogar das 
Grundftüc, deffen Pertinenz fie zuerft gewejen waren, umgekehrt als ihr Aus. 
fluß und ihr Zubehör erſcheinen. Solde Gerechtigkeiten mit Zubehör waren 
dann genau in demjelben Sinne wie die räumlich-dinglichen Einheiten ge- 
ſchloßene und gegliederte Sachſphären. Auch die in ihnen enthaltenen ein- 
zelnen Objekte traten den Perjonen gegenüber in eine gewiße Mittelbarfeit 
zurüd; auch fie überbauerten und überragten in ihrer objektiven Einheit und 
Kontinuität die wechjelnden Subjekte; auch fie bedingten und beftimmten die 
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Perjönlichkeit dergeftalt, daß dieſelbe infoweit nnr als ihre Trägerin und 
Vertreterin erfchien. 

Eine ſolche Verjelbitändigung erfuhren z. B. mehr oder minder alle 
Herrichaftsgewalten, die Reichegewalt jelbft, die Herzogswürde, die Landes— 
boheit; ferner die einzelnen Hoheitsrechte und Regale, Gerichtöbarkeiten, Heer 
bannrechte, Schirmvogteien, Patronate; die von einem Regal abgeleiteten Ges 
rechtigfeiten, wie Zoll-, Mühlen-, Fähr-, Salz, Gewerbegerechtjame; ſodann 
vor Allem die herrfchaftlichen und öffentlihen Aemter; endlich, foweit fie als 
trennbare Rechtſamen, Weren, Meenten u. ſ. w. in den Verkehr kamen, die 
Genoßenrechte jelbft. Derartige Rechte wurden für fich erworben, bejeßen und 
verloren, je nach den Umftänden auch veräußert, verliehen, vererbt und ge- 
theilt1#), während ihnen beftimmte politifche und nutzbare Befugniße und 
Pflichten, Gefälle und ganze Vermögenskomplexe als unjelbftändiges Zubehör 
folgten 4). Man fagte daher auch won der Gerechtigkeit, etwas gehöre zu ihr, 
gehöre ihr, ei ihre Gewalt, ihr Eigenthum oder ihr Recht; fie fei befugt 
oder verpflichtet; fie wolle oder handle im Nechtsleben 147), Bezüglich der 


) Bol. z. B. Th. I. 168 N. 30. 188—192. 196. 211f. 216 N.30. 342 f. 
3868 N. 49. 370. 627. 629. 630; unten $ 11 N. 207—211. 236—239; $ 18N. 
33f. 61—62. 69. 104—108; $ 13 u. 20. 

6) Bol. 3. B. über dad Münzeramt u. feine Zubehörungen Th. I. 188 f.; 
über dad Amt der Nicherzeche mit Zubehör Th. I. 342 N. 145 über die bienft- 
männifhen Erblehen an Aemtern, Ehrenrechten und Nugungsgerechtfamen und die 
damit verbundenen Güter Ennen, Köln I. 434—435; über die fchlefifchen Erb— 
vogteien u. deren Zubehör Tzſchoppe u. Stenzel, Einl. 181—182. 

) Bol. z.B. Urk. v. 12926. Tzſchoppe u Stenzel 417: quod ad 
eandem advocatiam ex pristina locatione haec debent pertinere: tres mansi 
liberi et unus censuatus .. molendinum . . tertius denarius ı |. w. Bl. 
1292 u. 1295 ib. 418 u. 426. W. v. Obernaula b. Grimm III. 332 (1419): 
was rechtes, herschaft u. gewonheit he und die graveschaft z. Z. in dem ge- 
richte z. O. hetten o. haben sulten? Alle Rechte werben fodann gewiefen dem 
Junker und siner graveschaft. Bgl. 1402 ib. 167 $ 12: redditus advocatiae. 
Ib. 168.: Rechte, die „der frie stoel‘ bat. Alle Eingefehenen beitimmter Kirch. 
fpiele „, sind schuldig, dem frien stoel to folgen“, er bat dad Haldgericht über 
fie und bezieht die Bußen. Ib. IV, 154: walth, der desz meyerthum anhört. 
V. 180: die reht, die daszelb portenamt hette; ebenio daz meieramt. 264: 
herrlichkeit u. alt herkommen der . . vogtei. 287: Hegung eines Gerichts im 
Namen ded Herrn, der reichöfreien Genoßen und Lehnträger und im Namen bed 
Gerichts felbft mit aller von Alters her auf ein ehrbared Gericht gefommenen u. erwachje- 
nen Gerichtögerechtigkeit und Freiheit. Vgl. ib. 664 $5: mehr ander herlichkeit hat 
daz büttelampt. 336—338: gerechtigkeit des fahrs zu O. Ebenfo die gerechtigkait 
u. gewohnhait des fars zue R. ib. 221 $ 20, vgl. $ 21—25; aud) I. 81-82. 
620. III. 699 f.: dasselb unser urfar hat das recht. Weber die Zugehörigkeit 
beftimmter Lehngüter zu beftimmten Aemtern vgl. I. 24. 677 f. 692. 726 f. 749. 
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„Krone,“ des „Amts“ und in ähnlichen Fällen bat fich ein ſolcher Sprad)- 
gebrauch jogar bis heute erhalten. 

Auch dieſe Erhebung unperjönlicher Gerechtſame zu Mittelpunkten in ſich 
gegliederter und nah außen geſchloßener Sachſphären gewinnt für uns da— 
dur eine bejondere Wichtigkeit, daß fie in ganz ähnliche Beziehungen wie 
Marken und Höfe zu Perjonenverbänden traten. Das einer Gejammt- 
heit zuftehende Amt, Gewerbereht oder Nutzungsrecht, urſprünglich durd die 
perjönliche Gliederung bedingt und beftimmt, konnte auch bier dem perjün- 
lihen Verbande immer jelbitändiger gegenübertreten, ihn bedingen und be 
ftimmen, ja zulegt ihn zu einem bloßen Ausflug und Mittel für ſich her— 
abjegen. 

Bon der objektiven Einheit liegenſchaftlicher Gerechtſame war dann end» 
li) der Uebergang zu einer objektiven Vermögenseinheit nicht ſchwer zu voll- 
ziehen. Hier lag daher die für das heutige Recht jo wichtige Möglichkeit 
vorgebildet, daß aud ein Kapital, ein beftimmter Vermögenswerth das bedin- 
gende und bejtimmende Subftrat eines Perfonenverbandes werde. 


III. Der Begriff des Rechts. 
87. 


Da die Begriffe der Perjon und der Sache den Begriff des Rechts 
vorausjeßen, haben wir bereitd mehrfach auf die Eigenthümlichkeit der deut- 
ſchen Rechtsidee eingehen und ſowol ihr Verhältniß zur Nechtsidee andrer 
Völker erörtern, als ihren geichichtlichen Gejtaltungsgang andeuten müßen. 
Es erübrigt, um den Abſchluß der für die Geſchichte des Körperjchaftsbegriffs 
erheblichen Grundbegriffe zu finden, die Hauptmerfmale der urjprünglichen 
Nechtsidee unſeres Volkes zu firiren und die Richtung ihrer Fortbildung zu 
bezeichnen. 

I. Hauptcharakterzug unſerer Rechtsgejchichte ift, dat bei und, während 
die römische Entwiclung mit der ſcharfen Gegenüberftelung von Gejeß und 
Befugniß begann, Sahrtaufende lang die Eine Idee des Rechtes den unent- 
wicelten Gegenjaß des objektiven und des jubjektiven Rechts umfpannte. 
Das Recht wurde gleichzeitig als eine höhere, dem menjhlichen Willen über- 


U. 303. 517. IV. 424 8 5—7 (1296); bef. 1301 ib. I. 680 $ 17, wonad bie 
Schulzen-, Meier» u. Büttellehen ledig find, swel hant erstirbet, die da lihet o. 
enpfahet die ambacht, das schulteissentum, das meiertum o. das gebutteltum; 
in Eſchen ib. V. 424 $ 5 find fogar kelnhof, vorsterlehen u. mülli jährlich 
ledig. Vgl. auch W. v. Berfe (18. 3.) ib. I. 692—694 über die Rechte, quae ad 
officia pertinent; u. ib. 728 u. 677. über die Abgaben und Pflichten vom ban- 
wartum, meiertum u. andern Aemtern. 
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geordnete Macht und als der Inbegriff der menfchlihen Willensbeziehungen 
vorgeftellt, ohne daß man im Stande gewejen wäre, beide Seiten des Rechts— 
begriffes in der Abftraftion zu trennen und im Leben zu begrenzen‘). Das 
deutſche Bewußtjein entbehrte freilich nie, wie man wol behauptet hat, der 
Borftellung eines objektiv bindenden Geſetzes?): aber dieſe Vorftellung blieb, 
ftatt in die Sphäre eines reinen und jelbjtändigen Begriffs erhoben zu wer— 
den®), in dem fubjektiven Sreiheitsbegriff ftedfen und dur ihn gebunden, 


) Wenn Zöpfl, R. G. I $1, das römifche Recht vom Geſetzesbegriff, das 
deutſche Recht vom Freiheitsbegriff ausgehen läßt, jo liegt darin das Nichtige, daB 
die Neigung zur Voranftellung des einen Begriffs in jedem der beiden Rechte von 
Anfang an fich wirkfam zeigt. Wenn er aber (ib. Nr. III) behauptet, urſprünglich 
babe dem beutjchen Recht „der objektive Nechtsbegriff faft gänzlich und jedenfalls 
in einer folchen Weiſe gefehlt, wie dies im r. R., in welchem dieſer letztere Begriff 
voranftand, Hinfichtlich des fubjektiven Nechtöbegriffes niemals der Fall geweſen tft“ 
(vgl. dazu ib. $2 Nr. I), und wenn er darin eine „angeborne Einfeitigfeit” der 
Nation findet, die den Keim ihrer eignen Weberwindung in fi) trug (ib. $1 Nr. IV.), 
fo ift dies fchief. Denn charakteriftifch für das ältere deutſche Recht ift nicht der 
Mangel des objektiven Nechtsbegriffd, fondern der Mangel des Gegenſatzes zwijchen 
objeftivem und fubjeftivem Necht, während die frühe und fchroffe Ausprägung diefes 
Gegenſatzes den römischen Rechtöbegriff darakterifirt. Der abſtrakte Geſetzesbegriff 
war ed, ber uns fehlte: genau ebenfo aber fehlte ein abftrafter Freiheitsbegriff. 
Und wenn wir feine freie und unabhängige Geſetzesnorm im römiichen Sinne 
fannten, jo war uns ebenfalls eine freie und reine Befugniß im römifchen Sinne 
unbekannt. Weit entfernt, einfeitig zu fein, ift alſo vielmehr die deutſche Rechtsidee 
gegenüber ber frühreifen, aber einfeitigen Logik des Römers die tiefer und voller 
veranlagte. Denn ftatt der Ausprägung fuchte fie die Ueberwindung des Gegenfaßes. 
Und nit „der Sieg des objektiven Nechtsbegriffs über den ſubjektiven“ (ib. $ 1 
Nr. V), fondern die trog endlicher Scheidung erjtrebte Verſöhnung von Geſetz und 
Freiheit bildet „den Kern der innern Gefchichte des deutſchen Rechts“, 

2) Schon in den Volksrechten, weit mehr noch in den fränfifchen Kapitularien 
tritt der Gefegeöbegriff neben der Auffaßung des Rechts als vwertragsmäßiger und 
berrihaftlicher Verhältniße deutlich zu Tage. Ebenfo im fpäteren Mittelalter. Das 
zeigt fih 3.3. in ber Zurüdführung des Rechtes auf Gott. Man vgl. die von 
Graf u. Dietherr S. 1f. Nr. 1—11 gefammelten Sprüchwörter, welche Gott als 
Recht oder ald Anfang alles Rechts bezeichnen. Ebenfo in den Rechtsbüchern, 3. 8. 
Sachſ.ſp. Vorr. 22: got is selve recht; Spiegel deut. Leute 35: swer gott 
minnet, der minnet reht; ff. Kaiferr. (E.) I, 1: reht... ist eine sture u, eine 
grundfeste aller guten dinge. Auch wird im Vollsmunde dad Recht mit ber 
Wahrheit identificirt (Graf u. Dietherr a. a. DO. Nr. 23—29), das natürliche 
Necht über die Sapung erhoben (ib. Nr. 15—17), das Recht ald Schirm der Un— 
ſchuld gepriefen (Nr. 105), die Gleichheit des Nechtes für Alle hervorgehoben 
(Nr. 40—44). Fa ed beißt ausdrücklich „Wille ift nicht Landrecht“ (Mr. 45—47) 
und „durch das recht sind funden alle recht“ (Nr. 14), fo dab fi das Recht 
und die Rechte ſchon nicht mehr zu decken fcheinen. 

3 Wie dies 3. B. nad) Sohm von je gejchehen wäre, 
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Das Geſetz jelbit fhien daher von anderer Seite her nur ein jubjektives Recht, 
eine Freiheit zu fein; es war ein Anfpruch des Herrn oder der Gejammtheit 
gegen die Berbandsgenofen, eine Freiheit des engeren Gebietes gegen das Reich, 
ein Privileg der Stände gegeneinander. Umgekehrt blieb hinwiederum ber 
Treiheitsbegriff gebunden durch das in ihm ſteckende objektive Moment, durch 
die Beziehung auf eine höhere Willensordnung, fo daß es unmöglich war, den 
Inbegriff der jubjeftiven Rechtsbeziehungen nach römischer Weife in ein Kon— 
glomerat einfeitiger Befugniße aufzulöjen. 

Auf das Deutlichite tritt und noch in den fpäteren Weisthümern ber 
Landleute der völlige Mangel einer Trennung von objeftivem und fubjektivem 
Recht entgegen. In bunter Miſchung werden hier Satzungen und Einzel» 
beziehungen, Normen für Familien» oder Erbrecht und der Inhalt der auf 
einem bejtimmten Grundſtück laſtenden Dienjtbarfeiten, Feſtſetzungen über die 
Breite eines beftimmten Weges und über das Quantum und Duale der Ab- 
gaben eines bejtimmten Bauern vorgetragen. Gemwohnheitsreht und Unvor— 
denflichfeit, Küren und Verträge, ein Vergleich über einen Streitfall und ein 
die Dorfverfafung abändernder autonomijcher Aft erjcheinen durchaus als 
gleichgeartete Titel für die Begründung oder Aufhebung von Recht, ohne daß 
man fich bewußt wird, dab in dem einen Fall Rechtönormen, in dem andern 
Rechtöverhältnige entftehen. Jede Nechtsbeziehung zwijchen zwei Landleuten 
oder den Landleuten und ihrem Herrn hat etwas von einer Sapung an fi 
und wird damit der Sphäre des freien Willens irgendwie entrüdt; jede auf 
Gewohnheit, Anordnung oder Küre beruhende Satung erſcheint umgekehrt 
zugleich als ſubjektive Berechtigung des Herrn oder der Gemeinde, ift eine 
Herrichaftsbefugnig jenes oder eine Freiheit diefer, eine Gerechtigkeit des Hofes 
oder der Mark. Was aber hier bis an die Grenze unferer Tage lebte, war 
einſt die alleinige und allgemeine Anſchauungsweiſe unferes Volks, 

Weil num aber dieje ungleichartigen Beftandtheile der Einen Rechtsidee 
durch Feine begriffliche Grenze in ein feites Verhältnig zu einander gejeßt 
werden Fonnten: war mit der deutjchen Rechtsidee zugleich die Gefahr einer 
dauernden Verſchiebung und Störung des harmonijchen Verhältniges von 
Geſetz und Freiheit gegeben. Die Entwidlung unſeres Volks im Sinne des 
Subjeftivismus, der Mannichfaltigfeit und der Sndividualfreiheit fand, als fie 
fih auf das Recht übertrug, Fein Gegengewicht an einem unverrüdbaren und 
einheitlichen Geſetzesbegtiff. Das Necht Töfte fi in Rechte auf, bis es 
nur noch in der Idee ein gleiches und gemeined Recht, in Wirklichkeit nur die 
zahllojen individuellen Rechte, Freiheiten, Privilegien und Sonderbefugniße der 
Stände, Herren und Genoßenſchaften, der Marken und der Höfe gab. 

Zuerſt die Städte überwanden für ihr inneres Leben die Abjorption des 
Geſetzes durch die Rechte, indem das Stadtrecht ald eine für Alle gleiche und 
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Alle bindende Norm von der Summe der jubjektiven Nechte gelöft ward. 
Allein die Stadt war nur ein enger Kreis und nur nad innen war ihr Necht 
wahres Gejeß, während es ſich nad außen gleichfalls nur als Subegriff kor— 
porativer und ftändijcher Freiheiten darſtellte. Die Anfänge einer Berallge- 
meinerung ded neuen Gedankens auf rein nationaler Grundlage find dann 
zwar zu bemerken: vollendet aber wurde auch hier erft durch den Einfluß der 
römischen Rechtsidee die Erhebung des allgemeinen und gleichen Gejeesbegriffes 
über die Rechte. Seitdem ift die ſcharfe Gegenüberftellung des objektiven und 
des jubjektiven Rechts auch bei und zur Grundlage alles Rechtslebens geworben. 
Allein während die Römer beim Gegenjaß jtehen blieben, erkennen wir in ihm 
zulegt nur die Glieder einer höheren Einheit und juchen das Ziel alles Rechts 
in der jchlieglihen Verföhnung von Gejeg und Freiheit. Auch bier aljo ift 
die urjprüngliche Anlage unferer nationalen Rechtsidee durch den hiftorijchen 
Proceß entfaltet, nicht zerftört. 

U. Weniger noch wurde vom älteren Bewußtjein das Recht in abstracto 
und dad Recht in conereto gejhieden, was ohne die worangehende Scheidung 
von Norm und Befugnig, von Rechtsinſtitut und Rechtöverhältnig gar nicht 
möglich ift. 

Zwar fehlte feinem Zeitalter die Idee eines einigen und untheilbaren 
Rechtes, das jogar auf Gott ſelbſt zurüdgeführt, ja mit Gott identificirt 
wurbed): aber diejes Eine Recht ift eben auf der andern Seite nur der In- 
begriff aller geltenden Satungen und Gebote. Diefe einzelnen Satzungen 
ferner ftehen unter einander zwar im Verhältnig der Gliederung, ded näheren 
oder entfernteren Zufammenhangs: allein das ift noch etwas Thatjächliches und 
Lebendiges, nicht hat wie heute die Abſtraktion daraus den Begriff des Rechts- 
injtitutes gebildet, welches nun als ein in fih geſchloßener organijder Kom— 
pler abjtrafter Regeln dem Leben gegenüber eigne Macht und Bedeutung 
gewinnen kann. Deshalb fteckt auch zwar im Recht ein Syſtem wie in der 
Volksſprache Grammatik ftedt: aber eö giebt Feine bewußte Syſtematik und 
feine jyftematifchen Rechtsaufzeichnungen. Ja die einzelne Rechtsnorm jelbit 
wird kaum als abitrafte bejtändige Regel von ihren einzelnen Anwendungs- 
fällen unterfchieden, jo daß in denjelben Berfammlungen und wejentlich gleichen 
Formen Rechtserzeugung und Rechtſprechung vor fih gehen, Geſetze und Urtel 
faft die gleihe Natur haben. 

Wenn aber die Scheidung des Abjtrakten und Konkreten bezüglich des 
objektiven Rechtes nicht vollzogen iſt, kann fie noch weniger bezüglich der jub- 
jeftiven Rechte und Pflichten und der aus ihnen zufammengejegten Rechts— 
verhältniße vorgenommen fein. Man bat daher nody nicht von der Summe 
der konkreten Verhältniße den abſtrakten Begriff eines Rechtsverhältnißes als 
des ſubjektiven Korrelats eines beſtimmten Rechtsinſtituts gelöſt. 
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II. Mit diefen Unvollfommenheiten hieng der ſchon oben beiprochene 
Mangel eines einheitlichen, objektiven und abſtrakten Princips über den Gel- 
tungsbereich des objektiven echtes zufammen. Alle Rechtsjäge galten 
entweder als das Beſitzthum eines bejtimmten Perjonenfreijes oder aber als 
Zubehör von Grund und Boden, und danach entichied Perjonalität oder 
Dinglichkeit, Bi8 mit der Veränderung und Entfaltung der Rechtsidee das 
Princip der Xerritorialität entwidelt ward. 

IV. Die deutſche Rechtsidee war jedoch nach ihrer fubjektiven Seite hin 
tiefer und vielfeitiger ald die römijche veranlagt. Denn während das römifche 
Recht ein Syftem von einfeitigen Befugnißen war, baute fi das deutiche 
Necht auf dem Gedanken der Gegenfeitigfeit als ein Syitem von Rech— 
ten und Pflichten auf. Das Recht ward nicht als abjolute, jondern als fitt- 
lich-beſchränkte Willensmacht, als gegenfeitige Beziehung verjchiedener Willen 
zu einander, vorgeitellt. Dem Römer war jedes Recht an fich eine reine und 
ichranfenlofe Befugniß, welche nur von außen ber durch andere Befugniße 
beihränft oder durch gleichzeitig begründete Pflichten bedingt werden Eonnte: 
für die germaniſche Auffagung trug jedes Recht in fich jelbjt die Schranfe 
über weldye hinaus e8 ſich zu Unrecht verkehrt hätte, und es enthielt als we- 
jentliches und nothwendiges Korrelat der Befugniß zugleich die Pflicht in fich, 
die nur die andere Seite derjelben Beziehung zu fein ſchien. Dieſe Einheit 
von Recht und Pflicht, die vielfach fogar bis zu einer Spdentität der Namen 
führte, ift zu allen Zeiten ein Grund;ug unjeres Rechts geblieben. Sie ift 
noch mit unfrer heutigen Anſchauungsweiſe jo unlöslich verwebt, daß es ung 
faft als jelbjtverftändlih gilt, Rechte und Pflichten aus einander abzuleiten 
und nach einander zu bemeßen, und daß wir geneigt find, überall, wo uns 
die entſprechende Kehrjeite nicht deutlich entgegentritt oder beide Seiten in 
unrichtigem Verhältniß zu ftehen jcheinen, das Recht für ein ungerechtes Pri» 
pileg oder die Pflicht für eine unbillige Laft zu erklären. 

Man hat bisweilen, indem man die Rechtsidee mit vollem Fuge auf die 
Sreiheitsidee zurücführte, mit Unrecht aber den urfprünglichen Freiheitsbegriff 
der Germanen als Willkür determinirte, in dem jubjektiven und zunächſt nur 
durch das Maß der eignen Kraft begrenzten Belieben des Einzelnen die Duelle 
der deutichen Nechtsidee finden wollen.) In Wahrheit trug der germanijche 


6) Am fchroffiten Rogge u. Zöpfl. Dem Lepteren ($ 2) iſt „das Ältefte Necht 
der germanischen Völker . . eine Art von Recht des Stärkeren“, das dann „Kaijer 
und Fürften” mühſam unterbrüdt haben. Selbft im Herfommen findet er noch 
„den Charakter eines Nechtes des Stärkeren“. Er definirt dann fonfequent Die 
Grundbegriffe unfered Rechts ($ 4) ald reine Befugnigbegriffe, insbejondere Mundium 
und Gewere als „Vertheidigungsbefugniß von Perfonen u. Vertheidigungsbefugniß 
von Sachen‘. — Als wenn ein Recht des Stärferen überhanpt ein Necht wäre! 
Nach diefer Auffagung fehlte den Germanen überhaupt die Nechtsidee, bis kaiſerliche 
u. fürftliche Verordnungen fie ihnen aufoftroyirten. 
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Freiheitöbegriff von je die Schranke eines objektiven, durch das ftittlihe Ge- 
meinbewußtjein gegebnen Maßes in fi, und jo weit die Geltung des indi- 
viduellen Beliebend von der Anjhauung des Eraftwollen und ungebändigten 
Dolfes ausgedehnt werden mochte, jo heilig und unverrückbar galten ihr die 
Grenzen, welche der Sittlichkeitsbegriff der Willkür z0g. War nun aber die 
germanijche Freiheit nicht die abfolute, jondern die durd) das fittlihe Gemein- 
bewußtjein begrenzte Geltung des einzelnen Volksgenoßen, jo mußte auch die 
Nechtsidee fofort in einer Form in das Volksbewußtſein treten, welche der 
Beſchränkung der Befugnig durch das Recht der Gemeinjchaft und der Ge- 
nofen Ausdrud gab. Es entiprach der tieferen und volleren Anlage unferes 
Volkes, daß es dieſe Beichränktheit und Bedingtheit der Befugnig in den 
jubjeftiven Rechtsbegriff jelbft verlegte, während die Römer das ſubjektive 
Recht mit fchneidender Schärfe ald einfeitige und bedingungsloje Befugniß 
binftellten, um ed nur von außen ber durch den Gejeßeöbegriff und durch fremde 
Befugniße einzufchränfen. Auch bei den Römern wurden freilich in vielen 
Beziehungen die fchroffen und abjoluten Befugnigbegriffe des imperium, des 
dominium, der potestas u. f. w. im Leben durch die gute Sitte der älteren 
Zeit und durd das bonum et aeqnum gemildert und mit der Sittlichkeit 
verjöhnt: höher aber und zu reicherer Kultur befähigend war die germanijche 
Nechtsidee, welche von vornherein in der Willensherrichaft die MWillensbe- 
ihränfung, in der Befugniß die Pflicht mitdachte, welche das imperium durd) 
das deutſche Herrſchaftsrecht, die potestas dur das Mundium, das dominium 
durch die Gewere und das Eigen erjeßte, und welche überhaupt weder im 
Öffentlihen noch im privaten Recht eine einjeitige und ſchrankenloſe Macht 
jei es einer Gejammtheit oder ſei es eines Einzelnen zuließ. 

V. Vor Allen endlih umfaßte die germanijche Rechtsidee, weil fie nicht 
die Sphäre ded Individualwillens, jondern die gegenfeitige Beziehung aller 
Willen zum Ausgangspunkte nahm, von je im gleicher Weiſe öffentliches 
und privates Nedt. 

Heute find und öffentliches und privates Recht die beiden verfchieden ge- 
arteten Seiten des Einen Rechts. Ehe wir indeß zu dieſer Auffaßung ge 
langen fonnten, mußten wir einen weiten und vielverihlungenen Weg zurück— 
legen, auf deflen erfter Hälfte wir die Einheit der Rechtsidee mit der begriff- 
lichen und praftijchen Vermiſchung des öffentlichen und privaten Nechts erfau- 
fen mußten. Um die höhere Vollendung der N echtöidee zu erringen, mußten 
wir länger als irgend ein anderes Bolf der Staatsidee entbehren. Wir muß— 
ten, um zur endlichen Harmonie zwiichen Allgemeinheit und Einzelnen zu 
fommen, lange Zeit hindurch die Fortſchritte des Gemeinlebens den Fortjchrit- 
ten des Cinzellebens opfern. Ja wir mußten und fo tief in den Ausbau 
der Individualrechte verlieren, daß wir endlich nicht ohne das Hülfemittel 
fremder Ideen die begonnene Erhebung zur Einheit und Allgemeinheit und 

9* 


132 Die Grundbegriffe des Altern deutſchen Rechts. 


damit die Trennung des öffentlichen Rechts vom Privatrecht zu vollziehen 
vermochten. 

Bis zu den Veränderungen, welche im Innern der Städte ihren Anfang 
nahmen, gab es nur ein einziges einartiges Recht. Dieſes Recht umfaßte 
fowol den Stoff des öffentlichen wie den des privaten Rechts, die In— 
dividualverhältnige wie die Allgemeinverhältnige: aber ed umfaßte fie in unge 
trennter und untrennbarer Vermiſchung. Die Trennung und ungleihartige Behand- 
fung beider Gebiete war gar nicht möglich, fo lange im Perfonenbegriff die indi- 
viduelle Seite und die Seite, Allgemeinheit oder Glied einer Allgemeinheit 
zu jein, zufammenfielen. Vielmehr gab ed nur ein einziges allumfaßendes 
Recht, das durch und durch die Merkmale eines wahren Rechtes an fich trug, 
das aber weder öffentliches noch privates Necht, wenn auch Keim und Mög. 
lichkeit von Beidem war. 

Dieſes eine Recht konnte nun zwar in jeinen Bejtandtheilen von jehr 
verjchiedenem und im Laufe der Zeit mannichfach wechjelndem Charakter jein ; 
und ed fonnte dabei im Einzelnen bezüglich der ed beherrihenden Grund» 
jäe bald mehr dem heutigen rein öffentlichen Recht bald mehr dem reinen 
Privatrecht ähneln. Allein, was darüber entjchied, war nicht der principielle 
Geſichtspunkt der objektiven Nothwendigkeit in dem einen und der Indivi— 
dualfreiheit in dem andern Fall, fondern hieng won einer Reihe äußerer Um— 
ftände und namentlich von der ungleichen Geltung perjönlicher oder dinglicher 
Momente bei den einzelnen Snftituten und in den verfchiedenen Zeiten ab. 
Je mehr im Sinne der patriarchalen Lebensformen noch die perjönlichen Ver— 
hältniße, welche aus der Familienverbindung hervorgegangen oder analog ge- 
bildet waren, den Bau des Rechtes beſtimmten, deſto mehr ähnelte dasjelbe 
dem heutigen öffentlichen Recht. Denn indem die perjönliheu Merkmale der 
Geburt und Abftammung, der gefornen oder angebornen Zreuverpflichtung, 
der Wahl durch die Genofen u. f. w. die Vermögensrechte vielfach nach fich 
zogen, mußte das Recht ohne Rückſicht auf feinen vermögensrechtlichen Gehalt 
ſich vornemlich an die Organifation der perfönlichen Gemeinſchaften anſchließen. 
Auch der Privatrechtöftoff mußte folgeweife mehr oder minder durch perjönlich- 
öffentliche Verhältnige gebunden werden, wie died namentlich in der anfüng- 
lichen Untheilbarkeit, Unveräußerlichkeit und auf wehrhafte und blutsverwandte 
Männer beichränktten Bererblichfeit des Grundbeſitzes hervortritt. Je mehr 
aber in der ferneren Entwidlung die patrimonialen Lebensformen überwogen 
und demgemäß die Befigverkältnige, welche aus der Bodenvertheilung hervor 
gegangen waren, den Bau ded Rechts beftimmten, defto mehr näherte fich das 
Weſen alles Rechts dem Weſen des heutigen Privatrechtd. Perjönlid-öffent- 
liche Berhältnige, wie die Gewaltbefugnige und Aemter, die Dienfte und Ab» 
gaben aller Art, die politiichen Standesrechte u. ſ. w., folgten nunmehr in - 
ihrer Rechtsnatur den DBermögensinbegriffen oder von der vermögensrechtlichen 
Seite aufgefaßten Gerechtfamen, mit denen fie in Verbindung geſetzt wurden. 
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Insbeſondere zog die veränderte Behandlung des Grundbefiges, der in immer 
freierer Weiſe vererblich, veräußerlih und theilbar wurde, eine entiprechende 
Behandlung aller mit ihm verknüpften öffentlichen Nechtöverhältnige nach ſich. 
Das Recht wurde freilih niemals reines Privatrecht, jondern blieb, wie es 
jeinem Inhalt nad ſtets die geſammte Lebensordnung des Volkes umfaßte, 
fo feinem Weſen nach in den wichtigiten Beftandtheilen, wie im Ständerecht, 
in den Grundfäßen über Erwerbung und Veräußerung der Grundftüde, auf 
falliger noch im Lehn- und Hofrecht u. ſ. w., durch politiihe Rüdfichten ge 
bunden. Allein im Ganzen trat die privatrechtliche und vermögensrechtliche 
Seite aller Verhältnige mehr und mehr in den Vordergrund und beftimmte 
über deren fonftigen Gehalt, jo daß als letztes Ziel, welchem die Entwidlung 
zuzueilen fchien, die Aufldjung der gefammten Rechtsordnung in eine Summe 
individueller Nechtöverhältnige aufgefaßt werden Fonnte. 

Erft jeitdem durch das Eintreten der Staatsidee in das deutjche Reben 
die begriffliche Trennung desjenigen Nechts, in welchem die Perjonen als In- 
dividuen gelten, von demjenigen Recht, in welchem fie als Allgemeinheit oder 
als Glieder einer Allgemeinheit in Betracht kommen, ermöglicht war, wurde 
diefer Weg wiederum verlaßen. Nunmehr Eonnte fich reines Privatrecht und 
rein öffentliches Recht entwideln und jedes von beiden fich feinem inneren 
Weſen gemäß geftalten. Doch blieb im Widerfpruh mit dem römischen 
Recht ald Frucht des germanischen Urgedanfens die Einheit über den Gegen: 
fügen gewahrt, und es blieben ſich deshalb auch thatfächlih öffentliches Recht 
und Privatrecht weit näher ald bei den Römern. Im Privatrecht waltet nun 
dad Princip der Freiheit und der Beweglichkeit wor: aber das öffentliche Sn» 
tereffe und der Gedanke der vom Recht untrennbaren Pflicht ziehen die 
Scranfen weit enger ald im römijchen Recht. Das öffentliche Recht wird 
in die Sphäre der Objektivität und Stetigfeit erhoben: aber es bleibt wirf- 
liches, gegenfeitiges und geſchütztes Recht, und ed wahrt der freien Willens- 
beitimmung einen ausgedehnten Spielraum. 


Zweites Kapitel. 
Genoßenſchaft und Geſammtrecht. 


58. Im Allgemeinen. 


Von den ſo ermittelten Grundbegriffen des älteren deutſchen Rechts haben 
wir nun denjenigen näher zu unterſuchen, welcher den noch unentfalteten 
Körperſchaftsbegriff in ſich enthielt. Das aber iſt deralte Genoßenſchafts— 
begriff. 

Da wir das Weſen der alten Genoßenſchaft darin gefunden haben, daß 
die Geſammtheit ſchlechthin, ohne Unterſcheidung der einheitlichen und viel— 
heitlichen Seite, als Rechtsſubjekt geſetzt wurde, haben wir die Rechtsſubjekti— 
vität der Geſammtheit nach allen Seiten hin näher auseinanderzulegen. Da 
wir aber ferner die Rechtsſubjektivität überall durch objektive Momente be— 
dingt und beſtimmt fanden, haben wir mit der Betrachtung der Gejammt- 
heit ſtets die Betrachtung des objektiven Gejammtrechtd zu verbinden. In— 
dem wir ſodann nah dem Verhältnig von Genoßenſchaft und Geſammtrecht 
fragen müßen, werden wir einerjeits die Wirkungen zu unterfuchen haben, 
welche für das im eine genofenjchaftliche Sphäre fallende Objekt die befondere 
Beichaffenheit feines Subjektes hatte, andrerſeits die Rückwirkung feſtſtellen 
müßen, welche die einmal hergeftellte objektive Beichaffenheit der Gefammt- 
rechtsiphäre auf die Geftaltung ihres genoßenſchaftlichen Subjektes hatte. In 
beiden Beziehungen endlich werden wir die Gejammtheit und das Gejammt- 
recht nicht ohne die Gegenüberftellung der Einzelnen und ihres Sonderrechts 
firiren können. 

Den Ausgangspunkt unferer Unterfuhung muß, wenn wir uns an die 
Bedeutung ded Rechtes der Grunditücde erinnern, das Gefammtredt an 
Grund und Boden bilden. Allerdings ift der Genoßenſchaftsbegriff älter 
als das Grundeigenthum überhaupt und das Gefammteigentkum an der Mark 
insbefondere. Indeß die einfache Boritellung der NRechtsjubjektivität der Ge- 
ſammtheit in den vorgemeindlichen "Bildungen, in Geſchlechtern und unan- 
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gejeßenen Stämmen und Völkern, ift erſtens jchon dargelegt worden und fin- 
det zweitens in den mit Grund und Boden verknüpften Verbänden fi) über: 
all wieder. Nicht die Ueberrefte der fich auflöjenden rein perjönlichen Ver: 
bände, jondern die von friſchem Leben erfüllten väumlich-dinglihen Genoßen— 
ihaften enthalten in Wahrheit die Fortjeßung und Sorgntwiclung des ältejten 
Genoßenſchaftsbegriffs. Und wenn zu den durch das Gejammteigenthum an 
einer Mark mehr oder minder geftalteten Genoßenjchaften fpäter wieder vom 
Boden unabhängige Genopenichaften treten, jo juchen fi) auch diefe zunächſt 
an den objektiven Begriff einer nah dem Vorbild der Mark gebildeten Ge- 
jammtgerechtigkeit anzulehnen. 

Hauptquelle werden hierbei für uns aus einem doppelten Grunde die Weis. 
thümer und Urkunden über das ländlihe Gemeinderecht bilden. Ein- 
mal deshalb, weil über andere Genoßenſchaften Älterer Struktur aud) nicht 
annähernd das Material vorhanden ift, welches und hier geitattet, den Bil- 
dungsgang des urjprünglihen und ungejchulten Volksrechtsbewußtſeins bis ins 
Kleinfte zu durchſchauen und die Belege überall aus dem Vollen zu fchöpfen. 
Zweitens deshalb, weil fich in diejen engſten Kreifen in ungetrübter Reinheit 
bis in das 17. und jelbjt 18. Jahrhundert die einft allgemeine Auffagung 
von Genoßenſchaft und Geſammtrecht, die überall jonft lange vorher einer 
Umbildung unterworfen war, erhalten hat, jo daß wir in manchen Beziehun« 
gen bier vor unſern Augen fi) einen Proceß vollziehen jehen, der in vollkom— 
men analoger Weije fih vor vielen Jahrhunderten in den weiteren und hö— 
beren Lebenskreifen unjeres Volkes vollzogen hatte. Gelingt es uns daher, 
die Lebenskeime der deutjchen Genoßenſchaft in diefem Einen Falle an ihrer 
Wurzel und im ihrem intenfivften Wirkungsbereiche aufzudeden, jo ha— 
ben wir damit von jelbft die Bafis bergeftellt, auf welcher die Bildung 
auch der höheren und verwicelteren Gemeinjhaftsorganismen zu irgend einer 
Zeit dur Entfaltung und Verzweigung jtattgefunden haben muß. 

Uber nicht blos hiſtoriſchen Werth hat eine nähere Unterfuchung diejer 
leicht zugänglichen, ihrem Bildungsgehalt nad uralten und doch nach Zeit 
und Form verhältnigmäßig jungen Oeftaltung von Genoßenſchaft und Ge- 
fammtrecht: fie bietet auch ein ungemeines praktiſches Intereffe. Denn ein» 
mal liegt hier der Schlüßel für das Verſtändniß aller jo zahlreichen mober- 
nen Genoßenſchaftsformen, welche auf der organiichen Verbindung von Ge- 
jammteinheitsrcht und Gejammtvielheitörecht beruhen und von der alten Ge- 
noßenſchaft fih nur dadurch unterjcheiden, dat das früher Vermiſchte begriff- 
lich gejchieden und nad feitem Princip gegen einander abgegrenzt if. So— 
dann aber finden wir bier das Prototyp aller Genoßenſchaften, für welche 
neben einem Perjonenverbande zugleidy eine objektive Einheit eſſentielles Sub- 
ftraft it, jo daß nach der einen Seite die territoriale Bafis der öffentlichen Ge— 
bietöförperichaften bier anfnüpft, nach der andern Seite der Aufbau einer 
Körperichaft auf dem Fundament einer privatrechtlihen Saceinheit und ins- 
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befondere die Struktur des Aftienvereind und andrer Vermögensgenoßenſchaf- 
ten bier Vorbild und Wurzel und hier allein die Möglichkeit vollfommenen 
Verſtändnißes hat. 


89, Dg3 Geſammtrecht am liegenden Gut. 

Das Gefammtreht am liegenden Gut ift gleich alt mit dem Recht au 
Grund und Boden überhaupt!). Alles Recht an Grund und Boden, fobald 
ed zur Entjtehung und zum Bewußtjein kam, jpaltete fih in Folge der ge- 
noßenfchaftlihen Bewirthſchaftungs- und Landvertheilungsformen fofort in 
Sefammtreht und Sonderreht. Um daher vom Tiegenichaftlichen Gejammt- 
recht zu handeln, müßen wir zunächit auf Entftehung und Inhalt des Tiegen- 
ſchaftlichen Rechtes überhaupt zurückgehen. 

A. Nomadifirenden Völkern ift, weil fie einmal thatfächlic die Erde noch 
nicht beherrſchen und zweitens der Boden an fi) für fie noch fein werthvolles 
Gut ift, ein eigentliche Grundeigenthum unbekannt. Die Erde gilt ihnen 
noch, wie und Luft und Meer, als freie und herrenloſe Natur, die ihre Er- 
zeugniße Sedem freiwillig ſpendet, der fie ergreifen kann und will, Doch fen- 
nen fie immerhin ſchon, wenn auch Fein nad innen gefehrtes Eigenthum, fo 
doch ein nad außen wirkſames Machtrecht über räumlich abgegrenzte Stätten 
und Gebiete. Der Einzelne hat wenigitens vorübergehend die Stätte inne, 
auf die er jein bewegliches Haus ſetzt; Horden und Stämme betrachten ihre 
Jagd- und Weidebezirke als ein ihnen gehöriges und gegen die Nachbarn ab- 
geichloßenes Gebiet. Einzelne und Gefammtheiten, wenn fie den Eindring- 
ling abwehren, jhügen freilih nicht ein geſondertes und felbjtändiges Befig- 
thum, welches in einem Stüd der Erde als folder beitünde: aber fie ſchützen 
die Grenzen, innerhalb deren ſich ihre perſönliche Macht entfaltet. 

Anderd wird es, fobald der Aderbau eine höhere Bedeutung gewinnt. 
Nun tritt die Erde aus ber Reihe der freien Naturmächte heraus und fügt 
fich menfchlihem Willen. Sie wird dem Menjchen dienftbar, daher zum Herr⸗ 
fchaftsobjeft geeignet. Zugleich erlangt fie die Bedeutung eined an fich werth- 
vollen Gut. Denn Werth verleiht ihr zunächſt die im fie hineingefteckte 
Kulturarbeit, Werth bald auch die Lage, natürliche Beihaffenheit und Sel- 
tenheit. So wird ein intenfives und jelbftändiges Recht am Boden und allen 
mit ihm verbundenen Sachen möglid. 

Zunächft jedoch fehlt e3, wie dies dem Charakter des deutſchen Rechts 
entſpricht, an einem abſtrakten Begriff und Wort, um dieſe neue Beziehung 
des Menſchen auf die ihm unterworfene Erde auszudrücken. Daher fehlt es 
auch zunächſt an begrifflicher Unterjcheidung und Begrenzung der verfchiedenen 
Seiten und Beltandtheile des Rechtes an Grund und Boden. 

I. Der erfte fefte Nechtöbegriff, welcher aus der Fülle der Eonfreten Be— 


Y) Bol, Th. I$ 7—10. 13, 
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ziehungen zu den Grundftücden im deutjchen Recht heraustrat, war der Be- 
griff der Gewere. In ihm wurde, wenn aud in zahlreichen Anwendungen 
und Nüancen, die äußere und formale Seite der Sachherrichaft jelbitändig 
gefaßt. Der von der Volks- oder Stammesgemeinjhaft dem unter ihrer Ger . 
währleiftung mit dem Beſitz Bekleideten gewährte Schuß, — der Anſpruch 
des Beſitzers auf Vertretung, VBertheidigung und BVBerfolgung feiner Sache, — 
das faktiſche Verhältni des Befigerd zu dem Grundſtück und feinem Nutzen: 
das find die Momente, welche fi) in der Gewere zu einem einheitlichen Be— 
griff verbinden oder doch verbinden können. Je nach dem Herbortreten und 
der ungleichen Bejchaffenheit eines diefer Momente nimmt dann auch die Ger 
were ihre im Einzelnen jo verfchiedenartige Färbung und Bedeutung an: mag 
nun dabei der Eintheilungsgrund von der jchügenden Gemeinjchaft genommen 
werden (land-, Iehn-, hofrechtlihe Gewere); oder mag auf den ungleichen 
Urfprung (faktiſchen Befit, gerichtliche Auflaßung, Zeitablauf) und die ungleiche 
Sntenfivität des Schub: und Vertheidigungsanipruchs gejehen werden; oder 
mag die Beichaffenheit der in der Gewere formalifirten Herrichafts- oder 
Nutzungsbefugniße in Betracht kommen (eigenliche, pfandliche, erbliche, nutz— 
liche, Zind-, Vogtei-, Renten, Gerichts-, VBormundichaftsgewere u. j. w.). Im— 
mer ift in allen ihren Anwendungen und Wirkungen die Gewere weder der 
Gegenfat des Sachenrechts noch mit dem Sachenrecht identiſch: fie ift viel- 
mehr eine für fih aufgefaßte beitimmte Seite des Sachenrechts, indem in 
ihr das formale und nad außen gefehrte Element defjelben abgehoben und 
unter Umftänden zu jelbitändiger Geltung gebracht wird, Unberührt bleibt 
von ihrem Begriff die eigentlihe Subftanz, die nad) innen gefehrte Seite des 
Sachenrechts. Es ift daher unrichtig, im der Gewere die Grundlage des 
deutichen Sachenrechts zu erbliden?). 

II. Neben der Gewere ftand vielmehr von vornherein das materielle 
Sachenrecht in der ganzen Fülle feines möglichen Inhalts?). Die materiellen 
Herrſchaftsbefugniße aber der Menjchen an den Sachen wurden, weil fie fich 
eben mit ihrem ftofflihen Gehalt zu deden jchienen, Später und unvollkom— 
mener in die Abitraftion erhoben. Sa fie blieben bis in das ſpäte Mittel 
alter jo Fonfret, dag man oft nicht einmal verjchiedene Namen für das Recht 
und feinen Gegenftand hatte, beides vielmehr gleichzeitig mit Worten wie 
Eigen, Erbe, Lehen, Hufe, Nußen, Habe u. j. w. bezeichnete, 

Deshalb mußte das deutſche Sachenrecht, wie überhaupt, jo vor Allem 
in Bezug auf Grund und Boden von vornherein einen jchneidenden Gegen- 
ja zu der römischen Abftraftion des Eigenthums und der dinglidhen Rechte 
bilden. Der römiſche Eigenthumsbegriff ift die Abjtraftion, vermöge deren 


2) Wie died von Albrecht gefchieht. Bol. dagegen auch Befeler, Syftem 
286 Note 18. 
3 A. M. Maurer, Einl. 92f. 97—104; Dorfv. I. 68. 


138 Genoßenſchaft und Gefammtredit. 


die Totalität einer Sache ald Beftandtheil der vermögensrechtlichen Willens- 
ſphäre einer Perjon gedacht wird. Das Eigenthum ift daher erjtens vollfom- 
men unabhängig von der Beichaffenheit feines Objekte. Cs ift zweitens der— 
geftalt ausſchließlich, daß jede außer ihm begründete Sachherrihaft nur als 
Recht an einer fremden Sache (jus inre aliena), als ein dingliches Recht, 
das Nichts vom Wefen des Cigenthums in fi) trägt, aufgefaßt werden kann. 
Es ift drittens, weil reine Abftraftion, unabhängig von jeinem konkreten Sn- 
halt im einzelnen Fall, mithin jo elaftifch, daß es fich dur die Abtrennung 
einzelner oder jelbjt der meiften in ihm enthaltenen Befugnige nicht zu ver- 
ändern jcheint, wenn ed auch in jeiner praktiſchen Wirkſamkeit zu einem 
Schatten feiner jelbft herabfinfen ſollte. Endlich find die römijchen Sachen— 
rechte rein privatrechtliche Begriffe. 

Das deutſche Sachenrecht dagegen kannte weder ein Eigenthum noch 
dingliche Rechte in diefem Sinn. Es wurde zunädhft dur die konkrete Be— 
ihaffenheit der Sache dergeftalt beeinflußt, dah für das Recht an fahrender 
Habe und an Liegenjchaften urjprünglid ein gemeinjamer Begriff überhaupt 
nicht vorhanden war. In Bezug auf das Recht an Liegenſchaften aber 
galt in allen hervorgebobenen Punkten das Entgegengejegte vom römijchen Recht. 

1. Das Recht an Grund und Boden war zunädhft in feinem Weſen 
abhängig von der Beichaffenheit jeines Objekts. Allerdings gab es von An- 
fang an einen gemeinfamen Begriff, welcher alle an irgend einem bejtimmten 
Grundſtück möglichen Befugnige zufammenfaßte Diejen Begriff drüdte man 
durch den das Grundſtück jelbjt bezeichnenden Namen, insbelondere aber als 
„Eigen“ (proprium, dominium) aus. Allein diefer Begriff war feine farb- 
loſe Abſtraktion, jondern deckte fi und veränderte fich daher mit dem jedes- 
maligen Eonfreten Gehalt der an einer bejtimmten Grundfitüdsindividualität 
begründeten menſchlichen Herrichaft. 

2. Weil aber das Weſen des germanifchen Eigen nicht in der abjtraften 
Beziehung auf Eine Perjon, jondern in der Zufammenfaßung aller denkba— 
ren Herrſchaftsbefugniße zu einem Ganzen lag, deſſen Rechtscharakter alle feine 
einzelnen Bejtandtheile beftimmen halfen: jo fehlte e8 an dem Gegenſatze des 
Eigenthums und der Rechte an fremder Sache. Vielmehr ſchien foweit, als 
ein Grundſtück thatjächlich mehrfacher Herrſchaft unterworfen fein konnte, die— 
jelbe Sache auch rechtlich das gleich unmittelbare Objekt mehrfacher Befugniß 
zu fein. Es gab fein Sachenrecht, das andere Sachenrechte ausgeſchloßen 
hätte. Die Sache gehört einer Perjon nur in denjenigen Beziehungen, in 
welchen fie derjelben rechtlich unterworfen ift: joweit dies aber der Fall, ge 
hört fie ihr auch, wennſchon zu noch jo geringem Theile, ift alſo für fie feine 
fremde, jondern eine eigne. 

Statt des Gegenſatzes des Eigenthbums und der Rechte an fremder Sache 
fteht daher der Gegenjaß des vollen Sachenrechts und der einzelnen dinglichen 
Rechte an der Spige des deutjchen Immobilienrechts. Es giebt eine große 
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Zahl von Herrichaftsrechten an Grund und Boden, die vereint das volle und 
ungeſchmälerte Eigen bilden, getrennt ſich als deſſen generiſch nicht verſchiedene 
Splitter darftellen. Das Eigen war aljo theilbar. Wurden einzelne Befug- 
niße von ihm abgetrennt, jo hörte es vielleicht nicht auf, Eigen zu fein, war 
aber ein verändertes, gemindertes Eigen. Die abgetrennten Befugnife um- 
gefehrt gaben ihre bisherige Natur nicht auf, jondern blieben, wie fie es ge— 
weſen, Stüde des Eigen, die nur aus ihrer bisherigen Unjelbitändigkeit her- 
ausgehoben waren. Das fragliche Objekt fiel alſo nicht mehr ausſchließlich 
in Eine Machtiphäre, ſondern mit gewißen Beziehungen in die Machtiphäre 
des Einen und mit anderen in die des Anderen. Unweſentlich ift es dabei, 
mit welchen Namen die einzelnen Sachenrechte bezeichnet werden; ob nament- 
lich, wie in der älteren Zeit, das Wort „Eigen* und „Eigenihaft“ vornem- 
lich nur für das originäre und volksrechtlich garantirte Sachenrecht gebraucht 
wird t), oder ob man nebeneinander zwei Nechte ald „Eigenthbum“ benennt 
(Proprietät und Nußeigentbum, dominium directum und utile), oder ob man 
endlich da8 Eigen, weil es nirgend mehr ganz vorhanden ift, überhaupt als 
zeritört anfieht und feine Splitter mit neuen Namen belegt. Der Kern der 
Sache liegt nicht in der Gleichheit oder Ungleichheit der Namen, jondern 
darin, daß das alte Eigen feinem Begriff nad qualitativ theilbar war. Die 
fpäteren Fälle des jogenannten getheilten Eigenthums find daher nur unter 
der Herrichaft des römischen Eigenthumsbegriffs Singularitäten: es haben fich 
hier ald Anomalien Refte eines deutjchrechtlichen Princips erhalten, welches 
dereinft das gejammte deutjche Sachenrecht beherrichte. Und das urſprüng— 
liche Wejen dieſes Princips liegt darin, daß jedes unmittelbar dingliche Recht 
die Sache in irgend einer Beziehung für den Berechtigten zur eignen machte), 
das Eigen aber fi von feinen verjelbftändigten Splittern nicht durch den 
Artunterjchied der Ausichlieglichkeit, jondern Tedigli durch den Umfang der 
in ihm zufammengefaßten Befugniße unterjchieb. 

3. Das deutſche Grundeigenthbum ermangelte daher auch des Merfmals der 
Glafticität. Nur jo lange, als wirklich die Totalität aller an einem Grund- 
ſtück möglichen Befugniße vereinigt ift, liegt das die ganze Sache erfchöpfende 
volle, freie und echte Eigen vor). Soweit dagegen dad Recht am 


4) Doch kommt ſchon 1297 im Stadtr. v. Winterthur $ 13 u. 17 b. Gaupp 
I. 145 „einsaigen* ald Gegenſatz von „ledig aigen‘“ vor; 1420 b. Bluntſchli 
I. 265 „vogtbar Eigen“ u. ſ. w. 

5) Daher wird, wie von Gewere, jo von „Eigenthum“ an Rechten, 3. B. 
Gefällen, Zehnten, Zinfen, Bogteien, Gerichtsbarfeiten, Patronaten u. ſ. w., d. h. 
nach den obigen Erörterungen an dem durch ſolche Rechte herausgehobenen Stüd 
der Sache, geiprochen. Belege b. Kraut (5. Aufl.) $ 73. 

6) Ueber die Terminologie Grimm, R. U. 492 f. u. Kraut $ 63. „Rech- 
tes freies lediges eigen“ fommt 3. B. in einer Urf. v. 1385 in Mon. Boica 
XII. 210 u. 1402 b. Kraut $ 73 Nr. 4 vor. 
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Grundftüc gemindert, belaftet oder unter Garantie eines Sondergerichts fortge- 
geben ift, ergreift weder das originäre noch das abgeleitete Necht mehr die 
Zotalität, jondern jedes nur einen Theil der Sache. 

a. Voll ift das Eigen nur, jo lange der Eigner das Grundſtück ausfchlieh- 
lich befigt und nußt. Auch das nicht wolle Eigen bleibt Eigen, ift aber ein 
andered, ein gemindertes Eigen. Denn die fortgegebenen Befugniße, jo 
verjchteden fich ihr Inhalt von bloßen einzelnen Nugungen oder Eventual« 
rechten bis zu einem nur nominell beſchränkten Untereigenthum geftalten mag, 
find in jedem alle verjelbjtändigte Eigenthumsiplitter und entziehen zu irgend 
einem Theil die Sache der unmittelbaren Herrichaft des Eigners. Das volle 
Sachenrecht ift jegt nirgend mehr. Auf beiden Seiten ift nur partielles 
Herrihaftsreht. Erſchöpft wird der Eigenthumsbegriff erft durch die Zujam- 
menfaßung der getrennten Stüfe. 

b. Srei (frank, ledig) ift das Eigen nur, fo lange fein Dritter ein 
unmittelbare Gewaltreht an demjelben Grundftüd hat. Ein abjolut freies 
Eigen hat es daher im Grunde jo wenig wie eine abjolute Freiheit der Perfon je- 
mals gegeben. Denn auch über die umfriedete Hofftätte des Vollfreien und 
jelbit über allodiale ISmmunitäten und Grundherrſchaften übte immer die Ge- 
meinde oder doch die Volfsgefammtheit und an ihrer Stelle der König und 
wer in jeinem Namen die öffentliche Gewalt inne hatte eine territoriale Ober- 
gewalt. Aber das war, weil jchon mit dem Begriff des Grundeigenthums 
gejeßt, nur deſſen allgemeine und gleihmäßige Schranfe, nicht die Schmäle- 
rung der Freiheit im einzelnen Fall. Eine wirklihe Minderung der Freiheit 
des Eigenthums Tag Dagegen in jeder Eonfreten Herrſchaftsbefugniß eines 
Andern, welche dieſes beftimmte Grundftüd ergriff und Rechte von ihm ab- 
trennte, die das alte vollfreie Eigen in ſich enthalten hatte Mitbin in 
jeder Belaftung des Grundftüds mit Abgaben oder Dienften, in jeder Dienft- 
barfeit deffelben, in jeder Unterwerfung unter eine Immunitäts- oder Vogtei- 
berrichaft, in jeder Zins- oder Nentenpflicht. 

Auch eine geminderte oder gejchwächte Freiheit fonnte freilich bei der Re— 
lativität dieſes Begriffes noch als Freiheit bezeichnet werden und wurde ed na- 
mentli in der jpäteren Zeit, in der es völlig freies Eigen kaum noch gab: 
allein begrifflih war doch ſolches Eigen nicht mehr das alte vollfreie Eigen, 
welches feine grundherrjchaftlichen Rechte über fich duldete, jondern jedes in 
fich ſelbſt enthielt. 

c. Echt (recht, Iuter, durchſchlachtig, torfacht, Alod u. f. w.) endlich ift 
nur das Eigen, welches vom Volksrecht anerkannt, vor der Volksgemeinde 
übertragen und vom Volksgericht gejhügt wird. Indem nun aber im Lehn- 
und Hofrecht ſich befondere Rechtögemeinjchaften mit eigenen Gerichten bildeten, 
entjtanden dem Volksrecht analoge Sachenrechte mannigfachiter Art, deren Gel. 
tung und Garantie urfprünglid auf die engen Gemeinfchaftsfreife der Dienft- 
oder Hofleute beſchränkt war, allmälig aber eine allgemeine Bedeutung und 
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Anerkennung erlangte. Die aus der Vergünftigung des Herrn berworgegan- 
genen Rechte an deſſen Grundſtücken oder an den von ihm nad erfolgtem 
Auftrag zurüdgegebenen Gütern waren Anfangs freilich für das Volksrecht 
und die Volkögerichte gar nicht oder nur als thatjächliche Verhältniſſe vor- 
handen: indem fie aber in rechtlichen Formen vor Mannen- oder Hofgerichten 
begründet und übertragen, vertheidigt und geſchützt wurden, erjchienen fie mehr 
und mehr aus Ausflüge paralleler Rechtsordnungen. So entitanden jowol 
Gewere als jelbjtändige materielle Sachenrechte des Lehn- und Hofrechts; und 
dem zurücbleibenden echten Eigen traten mit oder ohne dieſen Namen die Be- 
griffe des Lehn- und Hofeigen, des „Lehen“ oder „Erbe”, gegenüber. Diefe 
Begriffe aber erſchienen hinwiederum als Zujammenfaßungen aller nach dem 
beftimmten Lehn- oder Hofrecht überhaupt möglichen Gewalt» und Nußungs- 
befugnige an Grund und Boden und duldeten ihrerjeitd gleich dem rechten 
Eigen die mannichfachſte Theilung und Belaſtung. 

4. Bor Allem endlich unterjchied fih das germanifche Grundeigenthum 
vom römijchen dominium durch jeinen viel umfaßenderen ftofflihen Gehalt. 
Denn während das leßtere ald rein privatrechtlicher Begriff die Sache nur 
als Vermögensbeitandtheil jeßte, war das germanifche Eigen von je gleichzeitig 
Grundherrihaft und Grundvermögen und barg in Einer Hülle die Keime der 
heutigen Gebietöhoheit und die Keime des heutigen Eigenthums. Bevor daher 
mit der Entwidelung der Staatsidee die Scheidung öffentlicher und privater 
Rechte am Boden ermöglicht ward, umfaßte der Eine Begriff des räumlich. 
dinglichen Rechts gleichzeitig die öfonomijchen Nutungsbefugnige des Bauern 
und die territoriale Gewalt des Königs oder der Gejammtheit, gleichwie um— 
gekehrt Fein Gnttungsunterfchied irgend welcher Art zwiſchen Grundjteuern und 
Grundzinjen oder zwifchen den vom Lehen gejchuldeten Kriegs: und Amts— 
dieniten und den bäuerlichen Nealfrohnen beftand. Nachdem die Spaltung 
öffentlicher und privater Rechte vollzogen war, konnte freilich nur durch einen Miß— 
griff ärgſter Art die Landeshoheit einem „Eigentbum" am Lande verglichen oder 
mit einem dominium eminens gepaart werten: daß aber Yandeshoheit und 
Privatgrundeigenthum hiftorifch derfelben Wurzel entfproßen find, ijt darum 
nit minder richtig. Diefe Wurzel war eben das alte Eigen, welches vom 
modernen Eigenthum und von der modernen Gebietöhoheit gleich verſchieden 
war, obwol ed den Stoff und die Möglichkeit von Beidem in fich enthielt; 
welches daher auch niemals als reines öffentliches Necht, ebenjowenig aber, troß 
des wachjenden Uebergewichts feiner vermögensrechtlichen Beftandtheile, jemals 
als reined und freies Privatrecht behandelt worden iſt. 

Umfaßte nun aber jo der Inhalt des alten Grundeigend jederzeit alle 
Gewalt und VBermögensrechte, welche ald Ausflug des Bodens erfchienen, fo 
geht jchon aus den früheren Erörterungen hervor, daß dieſer Inhalt im Laufe 
der Zeiten wechjeln und zwar im Ganzen fich Fontinuirlich fteigern mußte, Abge- 
jehen davon, daß mit der Bervielfältigung und wachjenden Sntenfivität der 
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MWirthichaftszweige neue Nußungsarten entjtanden oder jelbitftändig wurden 
(3. B. Bergwerksrechte, Rechte an Forjten und Gewäßern, Regale aller Art) 
und daß mit der Verwicklung der Lebensverhältniße zahllofe neue Sachenrechte 
aller Art fi bildeten und ablösbar wurden (4. B. Eventualrechte aller Art, 
Anwartichaften, Beiſpruchs- und, Näherrechte, Pfandrechte, Zins- und Ren— 
tenrechte u. ſ. w.), wuchſen insbejondere dem Grundeigen alle urſprünglich per- 
fönlichen Rechtöbeziehungen, jobald fie dinglich geworden, zu ($ 6). Die ganze 
Fülle gerichtlicher, militärifcher, polizeilicher und financieller Gewalten, welche 
fih in den Händen der Grundherrn zufammenfanden, hatte in dem Einen 
Begriff des grundherrlichen Eigen Raum. Und auf der andern Seite war 
dad Grundeigenthum reich genug, um ohne Selbitzerftörung nach oben und 
außen hin in unendlicher Abitufung und Nüancirung Nutzungs-, Gewalt- und 
Ehrenrechte abzugeben und die entjprechenden Minderungen, Laften und Unter- 
werfungsverhältnige zu tragen. 

B. Fragen wir nun, wie fi das Recht an Grund und Boden gejtal- 
iete, wenn es Geſammtrecht war, fo erhellt jchon aus der bargeftellten 
Natur des deutfchen Sachenrechts, daß die Beſchaffenheit des Subjeftes 
von Einfluß fein mußte auf die Natur des Rechtes jelbft. Das Recht am 
liegenden Gut war daher nicht dasfelbe, wenn es einem Einzelnen oder einer 
Geſammtheit zuftand. Ja ed Fann nicht befremden, wenn wir oft nur den 
Gegenfaß diefer beiden Arten von Bodenbeherrfhung hervorgehoben finden. 
Sleihwohl indeß fielen Geſammtrecht und Einzelrecht injoweit, als es ſich 
um das ihnen gemeinſame Merkmal menſchlicher Herrſchaft über die Erde 
handelte, frühzeitig unter dieſelben Gattungsbegriffe. 

I. Was zunächſt die formale Seite des Sachenrechts angeht, jo ſtand eine 
Gejammtgewere am gemeinen Gut von je neben der Sondergewere am 
Einzelgut. Allein die Gewere der Gejammtheit war ein weit bejchränfterer 
und unausgeprägterer Begriff als die Gewere der Einzelnen. 

Snjoweit, ald die Gewere auf die gerichtliche Bekleidung mit dem Beſitze 
binweift?), find überhaupt erſt ſpät die Gejammtheiten mit den Einzelnen 
in Eine Reihe geftellt worden. Das Recht der Gelammtheiten an ihren 
Marken, hervorgangen aus der erften Befierlung und Vertheilung des Landes 
und aus uralter eigner Befignahme oder Zuweifung fei es höherer Verbände 
jei e8 eines Grundherrn, galt den jpäteren Geſchlechtern als ein originäres, 
von den Vätern ererbtes und durch Unvordenklichkeit gefeftetes NRecht?). So 


) Grimm, R. W 355 f. 602 f. Beſeler, Erbv. L 22 f.; Syſtem $ 79. 
Zöpfl, R. ©. $ 100. 104. 105. Kraut $ 68 Nr. 4f. 

9) So jagt in dem Proceh über den Wald im Hägbach v. 1487 b. Grimm 
W. I. 400 der Zeuge Mathis Bächle, ihm fei von Vielen in Langenbach erzählt: 
dass der wald... ihr und deren von Uebel rechte innhabende ererbte gemeinde 
allmend und von iren vordern unz an sy als ein gemeinde allmend kom- 
men u. erwachsen sye. Und in Köllifon ib. V. 64 $ 53 heißt ed: die wäld 
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häufig fih auch fpäter die Ausfheidung vom Sonderrecht aus dem Gejammt- 
recht, wodurd die Gewere am Cinzelgut überhaupt zuerft entjtanden war, 
wiederholte, jo felten Fam es umgekehrt vor, daß eine einmal anfäßige Ge. 
jammtheit auf derivativem Wege neues Gemeinland erwarb. Aus diefem 
Grunde fehlte das Bedürfniß, eine befondere Form für den Erwerb von 
Land durch die Gefanmtheit auszubilden, und es fehlte folgeweife die formale 
Grundlage, welche für den Begriff der Gewere am Einzelgut jo wichtig war. 
Erjt mit der Ergänzung oder dem Erſatz des Aftes der Auflaßung durch die 
öffentlichen Bücher trat hierin eine Aenderung ein ®). 

Auch das Moment des Schubes und der Vertheidigung fand bei dem 
Geſammtbeſitz infoweit nur eine beſchränkte Geltung, als die Gejammtheit 
ihren eignen Mitgliedern gegenüber fich jelbft ihren Beſitz garantirte!%). So— 
weit indeß eine Geſammtheit in die Lage Fam, vor einem außer ihr ftehenden 
Gericht ihr Geſammtrecht zu vertheidigen oder zu verfolgen, fam allerdings 
die formale Seite des Befigjchutes mit zur Frage!!). Und in Bezug auf 
das in der Gewere enthaltene faktiſche Verhältnig zur Sache war gerade beim 
gemeinen Gut die thatjächlihe Ausübung der Befigrechte um fo erheblicher, 
als der unvorbenfliche Befig in der Regel der einzig nachweisbare Rechtstitel 
des Geſammteigenthums war!?). 


und die hölzer, die von alter her nit verhouwen oder nit undergangen oder 
mit marksteinen usgezeichnet u. gezogen sint, daz anders nieman verdenket 
noch gehört hat, dieselben wälder u. hölzer heissen gemeinwerk. Vgl. ib. I. 
400. II. 471. III. 635. V. 155 $ 57. 

9) Died trat aber erft in den Städten ein. 

10) W. v. Altorf v. 1439 b. Grimm, W. I 15 $ 44: das si mit ir selbs 
mund und hand ir gemeinwerk wol mugent behalden und an ir gerichten 
erteillen u, uf haben. Deffn. v. Pfäffifon um 1427 ib. IV. 346 $ 22: wäre dz 
uns jemant unser gemeinmärch ab welte reden, dz wir dz wol mügen be- 
haben mit unser sälbs hand. — Streitigkeiten über die Allmende gehören daher 
vor die Genofenverfammlung, wenn diefe auch für andre Grundeigenthumäftreitig« 
keiten nicht fompetent if. Deshalb Tann äuch der Sachjenjpiegel, obwol er dem 
Bauermeifter fonft fein Gericht über Eigen zubilligt (II, 13), die Klage gegen einen 
Bauern, welcher vom Gemeinland etwas abgepflügt, abgegraben oder abgezäunt 
bat, vor den Bauermeijter weiſen (III, 86 $ 1 u. 2). 

1) Vgl. 3. B. Sacfenfp. III, 86 $ 1 u. 2; den Rechtäftreit v. 1273 b. 
Remling I 335 f.; die Enticheidungen v. 1319, 1323 u. 1353 6b. Trouillat 
LI nr. 162 u. 169 p. 277 u. 328 u. IV or. 327 p. 639; beionders aber ben 
1487 vor dem Stadtgericht zu Schiltacdy zwifchen dem Herren von Hohen Geroltsed 
und Schenferzell und der Thalgemeinde von Nebel und Langenbach über das Eigen- 
thum am Hägbadher Wald geführten Rechtöftreit b. Grimm, W. J. 397—403. 

2) So beruft ſich in dem in der vor. Note erwähnten Nechtöftreit die ver 
klagte Thalgemeinde zum Beweife ihres Allmendeigentbums an dem heraudver- 
fangten Walde Tediglich auf unvordenklichen Befig: dasz der wald u. allmend 
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So fehlte es denn in der That auch in älterer Zeit nicht an dem Be- 
griff einer Gejammtgewere an der Marf!?), Und diefe Gejammtgewere war 
dadurch, daß in ihr der Keim des förperjchaftlichen Befiges lag, jederzeit that- 
ſächlich verſchieden, wenn aud nicht feſt abgegrenzt von der blos gemeinen 
Gewere Mehrerer, wie fie bei den Berhältnigen der Geſammthand als mehr«. 
fache Gewere an derjelben Sache beitand !#). 

U. Das materielle Sadenreht war auch als Geſammtrecht entweder 
Eigen oder irgend ein vom Eigen abgelöjtes dingliches Recht. Es war 
jedoch von Sondereigen und Sonderrecht an Weſen und Gehalt verjchieden. 

1. Im Verhältniß der Geſammtheit zu ihren Gliedern wurde jogar häufiger 
und nachdrüclicher der Gegenjaß, als das Gemeinfame von Gefammt- und Sonder- 
recht betont. Urkunden und Weisthjümer finden daher felten Anlaß, das Recht am Ge- 
meinland einerjeit8 und die Rechte an der vertheilten Feldmark andrerjeits als 
Unterarten eines Gattungsbegriffes zu bezeichnen, jondern bleiben meift bei dem 
Ausdrud des Gegenjaßes jtehen. Und da nun unzweifelhaft das Recht am 
Sondergut die ftärfere und intenfivere Herrichaftsbefugnig enthält, jo wird 
erflärlicher Weiſe bei einer derartigen Gegenüberftellung der Begriff des Eigen 
vornemlih auf das Sondereigen angewandt, das Gejammtreht aber haupt- 


ihre wäre u. die innegebabt, genutzt u. genoszen haben zu ihren bauwen 
u. gärteren nach all ihren nothdurft, länger denn zweier männer gedächt- 
nusse, on ansprach u. intrag. Der Zeugenbeweis ergiebt dann in der That, 
dass die armen lüth zue L. u. U. den wald genutzt, genossen, besetzt u. 
entsetzt haben, ungesäumt aller mengliches (S. 400); daß fie insbefondere 
einmal troß des Widerſpruchs der Mutter des Klägers einem Meier, der ohne Be— 
willigung der Gemeinde Holz gehauen, dieſes zerfchlagen haben (S. 400. 401. 
402); daß fie endlich fich einem vom Vater bed Klägers erlaßenen Verbot des 
Waldes nicht gefügt und, deshalb vor das Landgericht zu Rottweil geladen, bier 
dad Urtel erlangt haben, dass sy sich haimsigen sollten u. ihr allmendt inn- 
haben, nuzen u. niessen hin als her, wie sy die von alter hergebracht hat- 
ten, biss dass man sy widerumb lüde oder wider intrag geschehe (©. 398 
u. 405). Dad Urtel lautet dann auch, daß Kläger Die Gemeinde „ billigen bi 
ihrem alten herkommen lass bliben, u. dass sie ir allmend des waldes i. H. 
hinfür nutzen, niessen, gebruchen u. inhaben sollen u. mögen, wie sie den 
bishero ingehabt, gebrucht, genuzet u. genoszen haben“ (5. 403). 

i9) Bol, die poffefforifchen Formeln in Note 8 u. 12. Berner Sachſſp. III. 
86, wonach der Bauer das angeeignete Gemeinland den Bauern nicht blos verbüßen, 
jondern ihnen aud) „ere gewere weder laten“ fol. Auch Urf. v. 1273 b. Rem- 
ling I. 335: villani de W. dicebant se habere in terminis ville L. et hac- 
tenus quiete possedisse . . jura pascuorum. Es ift daher unrichtig, wenn 3. B. 
Zöpfl $ 104 die Gewere ausdrüdlich nur zum „Privatbeſitz“ ſtellt. 

14) Bol. 3. B. Schwäb. Lehnr. (L.) a. 61: ein lehen, daz si mit gesam- 
meter hant enphahent und gelich gewer daran hant; a. 64: eine gemeine u. eine 
geliche gewer . . an dem gute. 
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ſächlich durch das negative Merkmal, daß es eben fein Sondereigen ift, ge- 
kennzeichnet. 

In diejem Sinne ift es zu verftehen, wenn bisweilen die Allmende oder 
Gemeinmark geradezu ald Gegenſatz das „Eigen* oder „Eigenthum“ aufge 
faßt wird. So werden in den Garber Weisthümern mark und eigen ®), 
auch jonjt allmende und eigen, allmende und erbe gegenübergejtellt!#) ; 
im Wörther Marfrecht werden 9 fromme Männer gewählt, um zwischen all- 
men und eigenthumb, auch zwischen eigen u. erbe zu entscheiden 
u. zu vermarken!?); im Erfelder Weisth. wird die Frage aufgeworfen: so 
eigentum und allmen im feld zu hauf stoszen, ob das eigentum dem 
allmen soll frid geben oder das allmen dem eigentum?13) Sa es jcheint 
überhaupt bei der Bezeihnung der Mark als einer „gemeinen* oft weniger an 
pofitives Recht der Gemeinheit, ald an die Negation ded Sonderrechts gedacht 
zu werden, weshalb Begriff und Wort nicht jelten in Begriff und Wort der 
„Offenen“, „freien“, „öffentlichen? Mark übergehen!?). 

In gewißer Beziehung ift jogar bezüglich der Allınenden noch bis ins 
jpäte Mittelalter die im Uebrigen längſt verwifchte Erinnerung an den Redts- 
zuftand der Nomadenzeit lebendig geblieben, bei dem es ein eigentliche Grund» 
eigenthbum noch nicht gab. Die Hauptbeftandtheile der gemeinen Marken, die 


15) Sarber W. v. 1449 $ 1 b. Grimm Ill. 462 u. V. 301; aud) 304 $ 2, 

16) Urf. v. 1217 b. Tschudi L 114: et in omni communi pascua nec 
istis nec illis liceat aliquam proprietatem per tempora acquirere seu vendi- 
care. Landb. v. Schwy; ©. 185, 186, 208 u. 236 (eigenthum, eigne gütter, 
frei lidig eigen ald Gegenjaß von allmy oder allment), W. v. Altenhadlau b. 
Grimm III 414 8 9; v. Hagenbach aus d. 13. Jahrh. ib. V. 716 8 26: in 
bonis que dicuntur almende et que dicuntur erde. W. v. 1529 ib. 442 8 7: 
als lützel soll auch das wasser eigen sein, sondern es ist ein freiwasser. 

, Grimm, W. V. 517—518, Urtel v. 1468 b. Mone I. 428: zuschen 
almende u, eigenthume. Holzordn. v. Opfifon b. Schauberg I. 135 $ 5. 

) Grimm, R. A. 528. 

1) Urk. v. 1133 b. Schöpflin, Als. dipl, nr. 252: in silva publicali quod 
vulgo almeide dicitur. Mon. Boica V. 392: silva communis u. libera alö gleichbe- 
beutend. W. v. Heimeräheim b. Grimm 1. 750: alle velt offen ind vri, also balde 
die sichel u. sentze gestrinet. Im W. v. Sandhofen ib. I. 460 wird ein Be- 
zirk zu allmende, recht landes allment, truwen rechten landes allment gewie- 
fen, und hieraus das Recht des Fremden, von einer None zur andern Weide 
darin zu fuchen, berzuleiten. — Befonderd nahe berühren fich die Begriffe „ge 
mein“ und „frei“ oder „offen? bei Gewähern und Wegen. Bol. W. v. 1529 in 
Note 16. W. v. 1385 b. Grimm I. 512: das die Bybra die bach als fry 
ist, das eyn iglicher merker drin mag geen fischen. Ib. 720: die bach ze 
H. offen ind vri. V. 551 $ 12: die bachfluesz ... vor ein recht allmend, also 
dasz man die nicht verdeichen noch verwähren soll. 580 $ 20. 56589 u. 10 
(der gemein zu L. vor ein offen graben). 566 $ 16: offene Wege. Rechtsiprüchw. 
b. Graf u. Dietberr 509.f. Nr. 164— 170. U. ſ. w. 

u. . 10 
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Wälder und Heiden, Sümpfe, Gewäßer und Wüſteneien, waren auch bei 
fortgejchrittnerer Bodenkultur noch jo reichlich vorhanden und andrerſeits noch 
jo wenig zum Gegenftande wirklicher Arbeit gemacht, daß man bezüglich ihrer 
nad) wie vor den Boden jelbjt als werthlos und erjt die ihm abgewonnenen 
Erzeugniße ald Werthobjekte betrachten konnte So war es möglih, auch 
jeßt in dem Recht der Gejammtheit an ihrer Marf mehr ein Recht auf bie 
Bezirkögrenzen ald ein Grundeigenthum zu ſehen. Praktiſch äußerte ſich dies 
in einer theilweifen Fortdauer des alten Offupationsrechtes an den Allmenden 29). 
Ein wirkliches Recht, durch Umhegung oder Umzäunung von Marfbeitand- 
theilen das Sondereigen zu verftärfen oder durch Rodung und Neubrud im 
Wald und Heide ein neues Sondereigen zu erzeugen, ftand freilih nur den 
Markgenogen zu. Allein der Ungenoße war wejentlich deshalb an die aus- 
drüdliche Genehmigung der Gejammtheit gebunden, weil dieje ihm ja ſchon 
den Eintritt in ihre Grenzen verwehren konnte. Und wenn man thatfächlich 
Genoßen wie Ungenofen auf das Freigiebigfte Anfangs zur Landnahme ver- 
ftattete, jo zeigt fih auch ſpäter noch in mancherlei Anzeichen die uriprünglich . 
vorwaltende Anjhauung, daß nicht das Genoßenrecht, ſondern Befignahme 
und Bearbeitung Cigenthumstitel für das aus dem an fich werthlojen Marf- 
boden gejhaffene neue Werthobjekt feien. Dafür ſprechen ſchon die üblichen 
Namen, indem der Erwerb occupare, capere, proprendere, opprendere 
u. f. w.2!), das Erworbene occupatio, captura, apprisio??), oder auch bifanc, 
infang u. ſ. w. heißt??). Auch wird ausdrüdlic die Arbeit als Befiktitel 


20) Vol. Th. I. 68—60. Löw 32 f. 187 f. Grimm, R. A. 524 f. Lan— 
bau 153 f. Thudichum 174 f. Maurer, Einl. 157 f., Marfv. 153 f., Fronh. 
III. 211, Dorfv. I. 292 f. Befeler, der Neubruh nah dem älteren deut. R. 
Berlin 1868. 

2) Urf. v. 805 b. Lacomblet I. 15: quicquid ibi habuimus aut per jus 
hereditatis aut per comprehensionem aut per aliam quamcunque adquisitionem. 
Urk. v. 801 u. 1057 b. Dronke, C. D. 94 u. 366; v. 813 b, Falcke, trad. 
Corb. 377; Cod. Lauresh. I. 339 (proprisit). Sonbas 154 f. 

22) Cod. Lauresh, I. 435: occupationem ad X hubas; Urk. b. Dronke 
136. 146. 152. 205. 207. 208 (captura); 211 u. 252 (comprehensionen); v. 855 
b. Neugart I. 292: in concaptione quae sita est in marcha; v. 805 u. 848 
b. Zacomblet I. 15 u. 29. comprehensionem in silva; W. v. Bermele v. 
1277 b. Grimm III. 186: omnes occupationes que besettinge vocantur. 

23) Urk. v. 791, 804, 813 u. 1057 b. Dronke 59. 117. 145. 366: bifang; 
v. 791, 811, 813 b. Bejeler a. a. O. ©. 11 Note 8; v. 1260 b. Gudenus 
I. 674: novis captionibus, quod nuwen bivanc dicitur; Cod. Lauresh. I, 389: 
unum bifangum, quem pater meus proprisit in silva. „Invang“ b. Grimm, 
W. I 151. 193 $ 9 (invachen); III. 722 $ 13. 735 $ 9 (einvahen); Schau- 
berg, Zeitjchr. IL. 118; Mone V. 267 f. Auch „Umfang” (Maurer, Einl. 
187) oder „Auffang“ (Schmeller, bair. Wörterb. J. 640). 
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genannt und von einem Grarbeiten des Bodens gefprodhen?‘). Die Land» 
nahme wird ferner als „Eigenthum machen”, Verwandeln in „rechtes Eigen“ 
u. ſ. mw. bezeichnet?d), jo dag der Schluß nahe Liegt, die Mark jei vorher 
Niemandes Eigen gewejen. Endlich ift zwar, um dem Erwerber Gewere und 
Rechtsſchutz zu verichaffen, eine die Stelle der Auflaßung vertretende feierliche 
Form des Befigerwerbed üblich, welche in einem Umzuge oder Umritt mit den 
dazu gehörigen jymbolifchen Handlungen befteht?%): von einer Beligübertra- 
gung jeitend der Gejammtheit ift dagegen nicht die Rede. Im Laufe der 
Zeit verfchwand dann freilich diefe Auffahung in demjelben Grade, in welchem 
mit der Bevölferungdverdichtung die Erfenninig wuchs, daß auch der unge 
rodete Wald und ungetrodnete Sumpf nicht unerfhöpflih und daher an fich 
werthvoll und zu ausfchließlihem Befi geeignet jeien. Allein eine Erinne- 
rung an das alte Recht erhielt fih no lange in einzelnen geringeren Befug- 
nigen der vorübergehenden oder dauernden Aneignung von Markboden ??) und 
in einem mitunter ausdrüclich anerkannten, wenn auch bedingten und nad 
Duantum oder Befitzeit beſchränkten Neubruchsrecht ?s). Und wenn man 

2) Bluntfhli, R. ©. I. 88: Erwerb einer proprietas im 13. Jahrh. „la- 
bore*. Ebendahin zielt dad „elaboravit“ im Titel der 1. Salica de migranti- 
bus und die „labores“ der 1. Bajuv. XVI c. 1 u. 2. gl. Dronke nr. 354: 
tres laboraturas silvae, quod nos dicimus thriu rothe, 

25) W. v. Werdenfeld v. 1431 6. Grimm, W, III 658: wer an den zwei 
pergn icht rawmen o, rawttn wolt, dem sol das nyemandt weren u. sol sein 
recht aign seyn. 2acomblet I. 15. Wejterwold. Landr. v. 1470 c. 10 83 
b. Richthofen 269: Verbot des „eygendom maken in der buermarke sonder 
consent der buren“; vgl. c. 8 $ 13 ib. 268. 

26) Bol. die Urk. v. S. Emmeran b. Maurer, Einl. 159 u. Beſeler a. a. O. 
©. 11 Note 9 (in sylva communi ,. praedium silvaticum, quale .. circumeundo 
sibi in proprium . . captitaverat); Urk. v 848 b. Zacomblet I. 29 (compre- 
hensionem.... quam homines tui una nobiscum circuierunt); bejonderd aber 
die Erzählung einer folchen Befignahme durch Graf Hermann von Kaftel in Mon. 
Boica X. 392 u. die v. Maurer, Marko. 165 u. v. Bejeler, ©. 12, von 
Letzterem unter Heranziehung v. 1. Bajuv. XVI c. 2 und einer Stelle des nord. 
Rechts, dazu gegebenen Erläuterungen. 

2) So die Anfchuß- o. Ortlandögerechtigkeiten; das Recht auf die Anlegung 
von Weidefämpen, Zufchlägen u. Zaunrichtungen; das Recht der Sondernußung 
der Mark im Umfange ded Hammerwurf3 oder Hennenflugs u. f. w.; Löw 185 f., 
Landau 153f., Maurer, Einf. 157f., Markv. 163 f., Dorfv. L 294— 299. 
Grimm, W. J. 418: welcher arm man in dem kirspel sinem herren zu 
dienst sitzt u. wagen u. pflug hett, der mag vermachen einen tawon matten 
0. zwen, die da ligen in einem hag; ist es ein wenig me, so sol es ime nit 
schaden. W. des Urbeisthals ib. V. 351 $ 31: Jeder kann ein Tagmatten um 
fein Haus herum verzäunen und bejchließen. 

2) W. v. Saspach b. Grimm I 413: ein amptmann zu S. sol auch dem- 

10* 
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dieſen Befugnißen durch ihre Anlehnung an den genoßenſchaftichen Allment- 
antheil zum Theil nun eine neue Bafis gab, jo zeigt ſich doc die Fortdauer 
der älteren Anſchauung im Leben lange noch darin, daß ed zahlreicher und 
wiederholter Verbote und Strafandrohungen bedurfte, um die gemeine Mark 
vor einer ohne Bewilligung der Gemeinde rejp. des Grundheren vorgenon- 
menen Rodung oder Aneignung zu jchügen 2°), 

Am nächſten berührten fih die Vorftellungen des „Allen gemeinen * 
und ded „Niemand eignen“ Guts bei denjenigen Wäldern, Gewähern und 
Müfteneien, welche ohne Anrecht engerer Verbände ald gemeine Volksmark 
dem Geſammtvolk und an feiner Stelle jpäter dem zum Herrn gewordnen 


selben mann (dem Anzügling) gunnen zu ruten in der marg, wo er will, ein 
juch veldes u. einen tagwan matten, ob der arm man das begert. Zieht er 
fort, fo zieht der Amtmann dad Gut wieder ein; kommt er wieder, fo ſoll ihn 
der Amtmann von Neuem setzen in gewalt u. in gewer der joch veldes u. 
des tagwen matten. Vgl. ib. 133. 459. 462. 576 $ 12. 165: was man rütet 
usser den hegen, der sol es drie roeb niessen, dar nach sol ers lassen ligen. 
IV. 362 $ 13: wer auf den Höfen gefeßen ift, mag „rüty* machen. V. 354 
8 4—6: man mag roden, Matten machen und Feldader aufbrechen im Bann, muß 
fid) aber von der Herrichaft damit belehnen laßen und ihr zinjfen. Ib. 557 $ 4. 
Landb. v. Uri a. 335 $ 1. 4. 12. 18. Urk. v. 1553 b. Maurer, Dorfv. L 303 
N. 17. Dsnabr. Holjger. O. v. 1617 a. 8 u. Dorford,. v. Minden v. 1755 
8.47 b. Maurer a. a. O. 292 Note 30 u. 31. Holſtein. Bauerbrief v. 1712 
b. Befeler a. a. DO. ©. 15 Note 24. Rechtsſprüchw. b. Graf u. Dietherr 
©. 67 Nr. 23: „Holz und Unkraut wächſt für alle Menſchen.“ Grimm, R. A. 
247 f. 5lAf. 

20) Dal. 3. BMW. v. Einfideln aus d. 15. Jahrh. 6. Grimm, W. IL 151 u. 
153 $. 9: es soll och niemandt ruchenwaldt u. allmeind invachen äne erloben, 
gunst, wissen u, willen eins h. v. B., eins vogts u. der waldlütten; bei 3 Pfd. 
Buße W. v. Tablatt v. 1471 u. Rorſchach v. 1469 ib. 228 u. 236: wer „ge- 
meinmerck inlait,“ fol Buße geben und „gleichwol das wider usslegen“. 
DW. des Lorjcher Wildbanns v. 1423 u. des Dreieicher v. 1338 ib. 466 u. 
490 (auch sal er weren alles raden). 588. 539. 640. II. 16. 310. 672. 729. 
III. 174 8 14. 186. 231. 278. 329. 722 $ 13. 735 $ 9 (kain gemain invahen). 
IV. 862 8 13. 674 8 16. V. 155 $ 57. 219. 565 $ 13. 414 $ 7 u. 8. 576 
$ 25. 596 $. 12. W. v. Sernatingen v. 1433 b. Mone XVIL 149f. $ 21: 
wer das wer, der an dez dorfs alman stiesze o. dem dorf daz sin invieng o. 
' rüti oene ainen undergang, der ist verfallen etc. Landb. v. Schwiz 161 u. 
185; v. Uri a. 335 $ 1. Kaiferr. IL 56. Lacomblet, Ar. I. 369. Defterr. 
Pant. b. Kaltenbäd I. 48 $ 49. 547 8 84. 554 $ 14: wer ainen uberfang 
thut u. der gemain gründt sich understet, wird gejtraft. Weſterwolder Landr. 
c. 10 8 3 in Note 25. Bair. L. DO. v. 1553 t. IV. 19 a. L, L. R. v. 1616 
tit. 25 a. 5 u. 6. Andre Stellen b. Maurer, Marko. 171—175 u. Anh. 480 
$ 14; Bejeler a. a. O. 21. 
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Könige oder Herzoge gehörten). Denn foweit dieſes Land nicht durch die 
Gefammtheit oder den König in Bann gelegt oder anderweit befriedet war, 
machte fih daran das Ausſchließungsrecht des Cigenthümerd vornemlich nur 
gegen Volksfremde geltend), während jeder freie Volksgenoße urjprünglich 
ein unbedingtes Recht der Beſitznahme durch Rodung oder anderweite Kultur: 
arbeit, Umfriedung und feierlichen Umgang daran hatte??),. Allmälig indeh, 
wenn auch in ven einzelnen Ländern in ungleichartiger Weife, jeßte fih auch 
hier ein intenfiveres Recht des Königs oder eined anderen Herrn dur, fo 
daß num auc der Allen gemein gebliebene Boden nur mit höherer Erlaubniß 
angeeignet werden durfte??). 

So aber find überhaupt die Rechtsanſchauungen, in welchen die Begriffe 
des gemeinen und bes herrenlojen Gutes zufammenfließen, nur Reſte einer 
älteren Borftellungsweife, die fich in einzelnen Beziehungen eine beichränfte 
und relative Geltung erhalten hatte Im Allgemeinen hatte längſt die in 
ihrem Urjprunge mit der feften Anfieblung und Landvertheilung gleich alte) 
Anschauung gefiegt, wonach fi) das Recht der Geſammtheit an der Mark als 
ein dem Sondereigen forrejpondirended® Gejammteigen baritellte. 

Wenn daher in den inneren Beziehungen Geſammtrecht und Sonderredht 
gewöhnlich nur von der Seite ded Gegenfages gefaßt werden, jo fehlt es doch 
auch nicht an Belegen dafür, daß man frühzeitig beides einem gemeinjchaft- 
lihen Gattungsbegriff unterftellt hat und ſich der Einheit über dem Gegenjak 
vollkommen bewußt geworden ift. Ausdrücklich wird mitunter die Gleihartig- 


”) Bol. Th. J. ©. 116. Für dad von Wait IL 555 u. Roth, Benef. 
69—73 dem fränkifchen Könige an Wüfteneien mit Recht zugefprochene ausſchließ— 
lihe Eigentbum u. Berfügungsrecht bedarf es nicht mit Befeler ©. 16 Note 29 
des Zurüdgehend auf eine röm. Konftitution: der König ift vielmehr hier wie 
überall nur Erbe des alten Volksgeſammtrechts, das in feiner Hand ſich werdichtet 
und verftärkt bat. Umgekehrt folgt daraus, daß jedem Volksgenoßen freie Rodung 
zufteht, nicht, wie Befeler will, unbedingte Herrenlofigkeit, indem ja auch an 
der unzweifelhaft nicht herrenlofen Dorfmark das Geſammtrecht ſich mit dem 
Landnahmerecht der Genofen vertrug. 

m, Volksfremde bedurften daher zur Bornahme von Rodungen Füniglicher Er- 
faubniß; Befeler S. 16 N. 27. 

32, Befeler ©. 18—20 fammelt u. erläutert einige urkundlich überlieferte 
Fälle der Ausübung diefes Rechts in Baiern v. 979 u. der Buchonia v. S11 
u. 813. 

3) Nah Waitz, Roth u. Bejeler (S. 15—17) war dies in Franken fchon 
in älterer Zeit der Fall und wurde für Alamannien 1114 u. 1144 (Bejeler 
N. 31—32) ausdrüdlicd als Rechtsgrundſatz ausgeſprochen. 

A) A. M. Renaud, 3. f. D. R. IX. 80, nad) welchem die Marf Anfangs 
nur als Zubehör der Sondergüter gedacht, jpäter zuerft ein herrichaftliches, dann 
erit ein genoßenſchaftliches Eigenthum an der Mark vorftellbar geworden wäre. 
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feit der Rechte an Mark und am Sondergut hervorgehoben). Die für das 
Recht am Sondergut üblihen Namen, vor Allem „Eigen", „Lehen? und 
„Erbe“, werden auch zur Bezeichnung des Geſammtrechts an der Mark ge- 
braucht?%). Und in einer Reihe von Beziehungen werden für die Gefammtheit 
aus dem Befit der Allmende genau diejelben Rechte und Pflichten wie für 
den Einzelnen aus dem Befig von Haus und Hof gefolgert?”), während 
freilih in andern Beziehungen die VBerjchiedenartigfeit von beiderlei Recht 
gewahrt bleibt 8). 
2. Ein näherer und fräftigerer Anlaß jedoch, als durch das Verhältniß 
der Geſammtheit zu den Einzelnen, wurde dur ihr Verhältniß zu einem 
außer ihr ftehenden Subjekt für die Feftftellung der rechtlichen Beichaffenheit 
des Geſammtrechts gegeben. 


35) So 1487 b. Grimm I. 899: dasz der wald ires tals.. rechte u. 
eigentliche gemeine allmend sy und dass sy als guet recht zuem walde haben als 
zue ihren eigenen matten, die by ihren hüsern liegen. ®. v. Sernatingen b. 
Grimm V. 219 $ 21: dem dorf daz sin. Urf, v. 1323 b. Boehmer 472: 
die Gemeinde Elagt, einzelne Gemeindeglieder hätten der gemende .. sich ane 
genomen, .. daz sie ir salde sin u. nicht der gemende. 

3) Unten Note 48f. Rechtäiprihw. b. Graf u. Dietherr 486Ff. Nr. 25: 
was gemeyn ist, das ist eygen auch. 

a7) 3. B. bezüglich des Weberfalleds von Eondergut up dey marke im fetter 
Markprotof, v. 1527 b. Grimm III. 143: isset sacke, dat de gemeynen buren 
eme gewyset hebbet u. togelaten, dat he dat moge toslaen, so sall he den 
overfall eynlene beholden (denn der Zufchlag begritndet zeitweifes Sondernugungd- 
recht); ist das nicht, so sollen de buren den overfall int samet gebrücken. &benfo 
b. Kindlinger, M. B. IL, 2. 364; 1551 b. Pu fendorf, Obs. I o. 60 p. 362 
— Ebenfo bezüglich der den Uferbefigern obliegenden Pflicht zur Eindämmung 
eined Baches in der Fulder Mart b. Grimm V. 323 $ 5: stiesze auch ein 
gemeinde darauf, die sollen das wasser auch in seine staden halten, — Aud) 
wird 3. B. in Sandweil b. Grimm II. 134 $ 8—9 korrefpondirend beftimmt, 
wie weit jeder Genofe der Allmende u. wie weit umgefehrt bie gemenheit dem 
im Felde gelegnen Kamp, das erbgrund ist u. zum erbe gehörig, mit Plaggen- 
mähen nahe kommen darf. — Und in Wartenftein ib. 713 wird gleiche Strafe 
geßroht, ob einer ein zaun seinen nachbahren oder auf ein gemain zu 
nahend setzt. 

3) 3. B. bezitglih der Verjährung, der Frevel und ihrer Buhen u. f. w. 
Auch trifft die Umzäunungspflicht da, wo Allmende u. Sondergut zufammenftoßen, 
nicht, wie fonft, beide Nachbarn, jondern den Sondereigenthümer allein. 3. 8. 
Deffn. v. Winkel v. 1417 6. Grimm I 88; v. Töh ib. 130: an welichen orten 
unser gemeinwerch an die güter stost, sond die güter vor der allment zunen 
uff uns frid gen; Erfelder W. b. Grimm, U. 9. 528; Rügian. Landgebr. 192, 
155: an einer samenden meinheit dar graven de dar freden (b. h. jollen die 
Zaunpflichtigen überdies einen Graben herjtellen). — Daher das Rechtöfpr.: „Al- 
mendgut iſt nicht Nachbargut”, Graf u. Dietherr 72 Nr. 35. 


5 9. Das Gefammtrecht am liegenden Gut, 151 


Soweit es ſich freilih nur um eine Kollifion mit einer benachbarten 
Gejammtheit oder Grundherrſchaft handelte, Fam es auf die innere Natur des 
Markenrechts nicht näher an. Denn der Sab, daf jede Mark ein gefchloffenes 
Landgebiet war, in welches fremde Gewalt und Nußung fih nicht erftreden 
fonnte, wurde nie angezweifelt: ftreitig waren vielmehr in der Regel nur die 
Grenzen oder die Zugehörigkeit beftimmter Gebiete zur einen oder zur andern 
Mark ’®). 

Anders dagegen lag die Sache, jobald das Verhältniß der Gejammtheit 
zu einem über ihr ftehenden Subjekt in Trage kam, welches an derjelben 
Mark, auf die fi das Geſammtrecht bezog, ein irgend wie beſchaffenes ding« 
liches Recht hatte. Denn in diefem Falle war es von großer Erheblichkeit, 
Umfang und Natur des Geſammtrechts im Gegenfaß zu dem aus feiner 
Sphäre herausgehobenen Herrſchaftsrecht an der Mark zu firiren. 

Urjprüngli hatte jede Gejammtheit nad außen hin an ihrer Mark 
volles, freies und echted Eigen. Dafjelbe wurde jedoch in demjelben Maße, 
wie das vollfreie Sondereigen, durch dad Gebietsrecht höherer Gemeinſchaften 
oder ihrer Vorfteher beſchränkt. Das Recht einer Bauerſchaft an ihrer Orts. 
mark war häufig durch eine umfaßendere Markgenoßenſchaft gebunden; dar— 
über ftand das die ganze Gent- oder Gaumark ergreifende Gebietsrecht der 
Sent- oder Oaugemeinde beziehungsweife des Gent- oder Gaugrafen oder 
eines Immunitätsherrn; alle Marken und Gaue endlich unterlagen dem 
oberften Gewaltrecht, welches das Volk und jpäter der König in Perjon 
oder durch Beamte am ganzen Lande übte. In allen diejen Abftufungen 
war die engere Mark nach außen Beftandtheil der weiteren und nahm nad) innen 
an ihrem Frieden und Rechte Theil: das Recht der engeren Gejammtheit an ihrer 
Mark wurde daher durch das Recht des weiteren Verbandes oder feines Haupted am 
Gejammtgebiet dergeftalt beſchränkt, daß ed nad) außen mitvertreten und nad) 
innen mitbeherrfcht ward. Der König hatte nach außen mit dem Lande zugleich 
alle Provinzen, Gaue, Genten und Marken, der Graf mit dem Gau deſſen 
Einzelmarken, die Marfgemeinde mit der großen Mark die einzelnen Drts- 
marken zu vertreten und darzuftellen; ebenjo aber ergriff nad) innen die oberfte 
Gebietöberrichaft des Königs mit dem Lande zugleich alle Provinzen, Gaue, 
Senten und Marken, die gräfliche Gewalt alle Genten und Marken des Gas, 
das markgenoßenſchaftliche Recht alle Dörfer der Mark, Und jedes höhere 
und niedere Gebietörecht diejer Art war uriprünglich ein gleichgeartetes räum- 
lih-dingliches Herrjchaftsreht an Grund und Boden, welches feinen Mittel» 


3) Bol. Z. B. die Borfchriften für den Streit über Markgrenzen in 1. Alam 
87; den Vergleich der Uranienses u. Claronienses über die Grenzen ihrer Land» 
marfen v. 1196 b. Tschudi I. 97; zwiſchen Einſideln u. Schwiz 1217 ib. 114; 
Ur, v. 1152 b. Lacomblet L 257; Grimm, Grenzaltertb. 137f.; Oſen— 
brüggen, Studien 234. 
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punft und Kern Anfangs überall in einem unmittelbaren und ausſchließlichen 
Recht der höheren und höchſten Gefammtheit an der Gent-, Gau- und Volks— 
allmende, später ftatt deffen in dem gräflichen, herzoglichen oder königlichen 
Herrenhofe fand, während an diefen räumlich-dinglichen Kern fih in mehr- 
facher Abftufung ein immer ſchwächer werbendes analoges Recht an den 
übrigen Gebietötheilen anjeßte. Wie nun aber das Sondereigen vollfreies 
Volksrechtseigen blieb, jo lange es nur den allgemeinen Beſchränkungen durch 
weitere Gebietsrechte unterlag: fo war das Gejammteigen unbeſchadet ber 
höheren Gebietsrechte, jo lange diefe nicht im Fonfreten Fall mehr als bei 
andern entjprechenden Gefammtrechten aus ihm heraushoben, voll, frei und 
echt. Denn ed umfahte alles das, was ein Gefammteigen joldher Stufe inner- 
halb eines gegliederten Volks nach jeweiliger Anjhauungsweife überhaupt 
umfaßen Fonnte. 

Gerade im Gegenfaß zu dem im umgetheilten Befig einer weiteren Ge- 
fammtheit verbleibenden Lande wurden daher die für engere Genoßenſchaften 
ausgejchiedenen und abgefteinten Marken zuerft und entjchieden ald deren 
Eigen aufgefaßt und bezeichnet. Mochte im BVerhältnig zu den einzelnen 
Höfen die engere Mark nah wie vor unter den unbeftimmten Begriff bes 
„Allen gemeinen® Guts fallen: gegen die weitere Marf war fie in ganz ähn- 
licher Weiſe, wie in ihr jelbft das Sondergut gegen die Allmende, als ein 
Sonderbeſitzthum abgemarft und abgejhloßen. In diefer Beziehung erjchien 
fie gar nicht mehr ald Gemeingut, jondern ald Sondergut; fie war die be- 
fondere Allmende diejer beftimmten Gefammtheit; fie war ihr anerkanntes 
und geſchütztes Eigen oder proprium®®), 


4) So werben im Rheingau dem als „abgescheiden wald“ bezeichneten fürft- 
lihen Bannforft einerfeits u. dem gemeinen Gauwalde andrerjeits die „abgeichie- 
denen Marken” der Einzelgemeinden gegenübergeftellt: und iglich stat u. dorf ir 
abgescheiden mark hait, die mogent sie bestellen zu allem irem notze; W. v. 
1324 b. Grimm I. 534, Wegen ber Angelegenheiten diefer Sondermarfen hält 
jede Ortichaft ihre Sonderverfammlungen, Landr. $ 1 ib. 539 u. IV. 572 — In dem 
W. v. Warmsroth, Erbach, Gendheim u. Roth v. 1608 6. Grimm II. 185 f. 
wird dad Necht eines den 4 Dörfern gemeinen Waldes gewiefen. Dieler Wald ift 
behufs der Holznutzung u. Maft getheilt, dad Eigenthum an ibm aber gemein ge- 
blieben. Es ist eines jeden dorfs abhauende u. bauwälde insonderheit von 
einander abgesteinet, damit jede gemeinde mit ihrem holz ausgeben zu 
bleiben u. auch in jahren, so es eycheln traget, in ihrem bauwalde zu blei- 
ben wisse. Außerdem aber giebt ed im Bezirk andere Wälder, an denen ber 
Gefammtheit der 4 Dörfer nur der Gebrauch von Waßer und Weide, dad Eigen- 
tbum aber einer einzelnen Gemeinde zufteht, und biefe werden ald „eigen dem 
„gemeinen? Walde entgegengejeßt. Item es liegen auch in bemeltem bezirk 
etliche eigene, unter anderen der Gensheimer eigene wald, darinnen haben wir 
vier gemeinden gleich als in unserm gemeinen walde ohne einigen unterscheid 
wasser und weid zue gebrauchen. — gl. auch die Ausfcheidung einer Sonber- 
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Das vollfreie Gefammteigen war nun aber gleih dem Sondereigen der 
Minderung, Belaftung und Zerfpitterung fähig und fand andrerſeits fein 
Gegenbild in analogen Gefammtrechten des Lehn- und Hofrechts. So konnte 
eine ebenjo reiche und ungleichartige Abftufung des Gefammtrehts an Grund 
und Boden entftehen, wie fie bezüglich des Grundbeſitzes ber Cinzelnen 
beitand. 

Zunächſt war es möglich, daß fich das Recht der höheren Gemeinfchaft 
oder ihres Hauptes, in deren Gebiet die Mark einer Genoßenſchaft beſchloßen 
war, durch Abjorption einzelner an fih im Eigen enthaltenen Befugnife zu 
einem Herrfchaftsrecht verdichtete. In Deutjchland hat fi zwar niemals, wie 
zum Theil im nordifchen Recht), ein allgemeines und grundfägliches Ober 
eigenthbum des Königs oder der Fürften an allen Allmenden herausgebilvet: 
unzweifelhaft aber haben in einer Reihe einzelner Marken die urfprünglich 
volförechtlihen königlichen, herzoglichen oder gräflichen Gebietögewalten den 
Kern gebildet, aus welchem bejondere fhirmherrliche und grundherrliche Ge- 
walten hervorgewachien find. Dffenbar find auch viele Regale unter dem 
Einfluß ähnlicher Ideen entftanden. Und noch in fpäterer Zeit waren es 
vorzugsweife die Allmenden und bejonderd tie Waldungen, an welchen man, 
indem man von Neuem die Gebietöhoheit mit einem Dinglichen Recht am 
Lande zu vermijchen oder zu paaren verjuchte, dem Landesheren auch ohne 
fpeciellen Titel ein Eigenthum oder einzelne Eigenthumsbefugniße vindiciren 
zu können glaubte*2). 

In umgekehrter Richtung war ed möglich, daß bei der Ausfheidung von 
Sondermarken aus einem größeren Gebiet dem weiteren Verbande oder feinem 
Haupte Recht an den Einzelmarfen vorbehalten wurde, weldes, wenn voll- 
freied Gejammteigen an die engeren Gejammtheiten überwiejen wäre, dieſen 
hätte mitüberwiejen werden müßen. Häufiger war freilich das gerade Gegen- 
theil der Fall, indem früher oder fpäter dem höheren Verbande jogar jedes 


mark für die oppidani in Gerisheim aus der universa marcha de Bilke 1273 
b. Laeomblet IL 379. W. v. St. Jean des Choux v. 1413 8 3b. Grimm 
V. 477: den drien dörfern ein gemein weid u. jedem dorf sein recht vorbe-- 
halten. Urtel v. 1473 b. Mone I 432: die dorf hetten auch ein eigen marcke. 
Grimm, R. U. 500: außer der gemeinen Mark hat jedes Dorf jein proprium, 
das heißt Heemfchnaat. Urk. b. Lacomblet II. 68; Remling L 335. II. 44f.; 
Grimm, ®. II. 186. IH. 96 f. 112. 113. 116; auh Maurer, Einf. 11 über 
den Unterfchied von hubenwald, gemeindewald u. märkerwald im Odenwald. 
— In dem Mangel einer höheren Gefammtheit lag daher ein neuer Grund, wed- 
halb die Rechte an dem unvertheilten Lande des ganzes Volkes unbejtimmter als 
bie an engeren Marken blieben. 

s, Jüt. Low I. 46 (53, 2): dem könige de erde, dem bondten dat holdt. 
Bol. Maurer, Einl. 106 u. 123 f. 

*) Bol. Th. I. ©. 659. 
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Gebietsrecht an den in herrſchaftlichen Beſitz gerathenen, abgemarkten und ab» 
gehegten und endlich durch Immunitätsprivilegien eximirten Sondermarken 
abhanden kam, bis zuletzt jenem Verbande jede dingliche Baſis und damit die 
Exiſtenz überhaupt entzogen wurde. War dies doch der Weg, auf welchem 
zuerſt die großen Gau- und Landesallmenden und manche Centallmenden, 
ſchließlich die Centen, Gaue und Länder ſelbſt verſchwanden“*), und auf wel 
chem bei fortſchreitender Zerſplitterung und Auflöſung mehr und mehr auch 
die übrig gebliebenen Centmarken und ſonſtigen großen Marken von den en— 
geren Marken völlig aufgezehrt wurden“). Allein es kam auch vor, daß 
bei einer Auftheilung der höheren Geſammtheit nicht nur eine Gefammtall- 
mende und das fih am dieſe anjchliegende allgemeine Gebietörecht, jondern 
beſtimmte einzelne Herrjchafte-, Verfügungs- oder Nubungsbefugniße an den 
ausgejchiedenen Sondermarfen rejervirt wurden. So bildeten fih dann Ver— 
hältniße eines zwijchen weiteren und engeren Gejammtheiten qualitativ ge 
theilten Marfeigen. Beiipielsweife gab es Wälder oder Weiden, an welden 
bejtimmten Cinzelgemeinden ein mehr oder minder umfaßendes Nutzungsrecht, 
das Eigenthum oder Obereigentbum aber der Geſammtgemeinde zuftand®). 
Oder ed wurde umgekehrt den Einzelgemeinden abgejondertes Markeigen zu- 
gewiejen, diejes aber zu Gunften der Gejammtgemeinde mit Weide-, Waßer-, 
Holz, Trift- und Wegerechten beichwert*%). Dber aber ed dauerten wenig- 


Bol. Th. I. ©. 59. 81. 86f. Doch find auch viele Gauallmenden in der 
Neichsallmende aufgegangen. 

“) %h. I. ©. 82f. Maurer, Einl. 191 —201.%02f.; Markv. 1 14. 
16—22. Löw 6f. Landau, Terr. 111f. Gaue I. 12f. Renaud aa. O. 
10—13. Thudihum 277f. Heusler a. a. O. 24f. 

5) So ber gemeine Wald der 4 Dörfer in der Warmörother Gemarkung (vgl. 
oben Note 40), an welchem Verfügung und Waßer- und Weidenugung gemein, 
dagegen für Helzungd- und Maftnugung jedem Dorf ein Theil zur Sondernugung 
überwiefen und abgefteint war. Dieſe in gedachten walden habende gerechtig- 
keit und theil follte aber, wenn ein Dorf ausftürbe, an bie andern drei Dörfer 
zurüdfalfen. Ebenfo ift in Wäningen b. Grimm, W. IV. 313 die Nutzung ge- 
theilt, Eigenthum und Verfügung gemein. Vgl. ib. 307f. 299 $ 6. In der Mark 
auf der Harb wurden 1460 an zwei Gemeinden die ihnen nächiten Marfwaldungen 
zur Sondernugung überwiefen, 1554 zwei anberen Gemeinden ihre Antheile an der 
Gemeinmweide für einige Jahre zur Beaderung ausgeſchieden, 1760 bie ganze Mark 
unter die 5 berechtigten Gemeinden vertheilt; Maurer, Markv. 14 N. 50. 

*) So war in der Warmörother Gemarkung in einem Sonderwald Waher 
und Weide 4 Dörfern gemein (Note 40). Im Rheingau blieb die Weide in allen 
Waldungen bei der Gefammtheit, Grimm I. 534. Bgl. bie gegenfeitigen Weide- 
rechte mehrerer Dörfer b. Remling I. 836, Kindlinger, M. B. IL 2. 30, 
Maurer, Einl. 194. 197. 200. 201, Grimm, ®. I. 133. 160. 763 $3. I, 
177. TIL 458. 549. IV. 309. 398—403. 753 $ 5. Es heißt aud, 2 Gemeinden 
feien „gemeinweldig u. gemeinweidig“ (ib. I. 373), 11 Dörfer feien „einweidig 
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ftend in einer territorialen Rechts- und Gerichtsgenoßenſchaft, vielleicht auch 
nur in einem gemeinfamen Oberhofe für Marfgerichtsjahen, hier und da 
auch in einer fortbeftehenden Firchlichen Verbindung die Refte der alten 
Marfenverbindung. 7) 

Bei Weitem häufiger jedoch, als durch ſolche Verſchiebungen zwijchen 
weiterem und engerem Gefammtrecht, wurde jeit der Entwidelung der Grund- 
herrſchaſt durch die Berührungen von Geſammtrecht und Herrenrecht das Recht 
an den Marken gemindert und, zerfplittert. Ja feit der fränkiſchen Zeit war 
die Minderung des Gejammtrechts durch durch Herrenrecht eine jo allgemeine 
und regelmäßige Erjheinung, daß vollfreies Gejammteigen endlih zur Sel— 
tenheit wurbe. | 

Zunächſt ſchmälerte dasjenige Herrenrecht, welches aus der Umwandlung 
genofenjchaftlicher Vorftandihaft hervorgieng, die dinglihen Gejammtbefug- 
niße. Sa in Gauen, Ländern und dem Reid wurde ſchon in früher Zeit 
das Gejammtrecht der Gau-, Stammes- oder Volksgenoßen nicht nur gemin- 
dert, fondern bald durch ein volles oder doch nur von oben her beichränftes 
Sonderreht der Grafen, der Fürften und des Königs abjorbirt. An den 
Sentmarfen enthielt fi bisweilen, an den Marken einzelner oder verbundener 
Dörfer faft immer genoßenjchaftliches Geſammtrecht: allein in jehr vielen 
Fällen gab dasfelbe auch hier Gewalt-, Berfügungs- oder Nutzungsbefugniße 
an Grafen, Vögte, geiftliche oder weltliche Immunitätsherrn ab, welde ihre 
Anfangs auf Wahl oder Amt beruhende Gebietögewalt zu einer Schirm- oder 
Voigteiherrſchaft und endlich wol gar zu einer Grundherrfchaft verdichteten. 

In noch größerer Zahl entjtanden bald auf umgefehrtem Wege minder 
freie oder belaftete Gejammtrechte. Denn überall, wo innerhalb herrichaftlicher 
Berbände ſich abhängige Bemeindegenofenihaften freier, halbfreier oder höriger 
Leute bildeten, zweigte fi für diejelben vom grundherrlichen Sondereigen ein 
abgeleitete Geſammtrecht in derjelben Weiſe ab, in welcher abgeleitete Son- 
berbefigrechte der Einzelnen entjtanden. Dieſes Gejammtrecht aber Fonnte 
ebenjo verjchiedene Stufen durchlaufen, wie jie das Beſitzrecht der Ein- 
u, eineckerig, einwesserig u. einweidig“* (ib. II. 134), 5 Dörfer feien eines 
andern Dorfö „trettgenossen“ (ib. IV. 382 $ 5). Gemeinfamer Holzgenuß bei 
getrennten Eigen ib. III 533. In einer Url. v. 1218—1225 b. Lacomblet 
I. 68 wird eine Marf zwijchen einem Dorf unb einem Hof getheilt, ed follen 
aber Wege, Weide und Trift gemein bleiben ; vgl. 1028 u. 1051 ib. I. 102 u. 115—116. 
Im 3. 1406 b. Remling II. 44—46 wird von 2 Dörfern dem einen dad Eigen- 
tbum an einem Walde, dem andern das Eigenthum an einer Weide zugewiefen, 
jowol Wald ald Weide aber follen nur gemeinfchaftlich benugt werden. U. f. w. 

m Del. Maurer, Einl, 62. 180, 200 f.; Marko. 20-22. Grimm, WI. 
380. 570. III. 410. 415. Kindlinger, M.®.H, 2.385: Lette als de hoesthe 
marke in dem lande, daer in alle andere marken rechtes tho gebrucken 
schuldich. Unten 8 12 NR. 31. 
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zelnen durchlief. Von einem prefären, auf Gnade beruhenden Gebrauchsrecht 
fonnte e8 ſich zu einer hofrechtlich geſchützten und yarantirten Leibe, von einem 
Subegriff einzelner Nutzungsgerechtsſame zu einem bald hofrechtlichen Bald 
landrechtlichen Untereigenthum, einem Lehn oder Erbe, einem Zins. oder 
Nupeigen, von einem Untereigenthum zu einem nur durch Vogteir oder Schirm. 
berrichaft oder einzelne Mitnugungsrechte bejchränkten Eigenthum und endlich 
ſelbſt zu vollfreiem Gejammteigen fteigern. 

Auf dieſem Doppelwege der Aufzehrung des Geſammtrechts durch Herren- 
redyt und der Ablöfung eined Geſammtrechts vom Herrenrecht entjtanden man» 
nichfache an Inhalt und rechtlicher Natur ungleiche Arten des Gejammtrechts 
an der Mark. Bei der fonfreten Fülle und unaufhörlichen Flüßigkeit der Ueber: 
gänge läßt fih im einzelnen Sal nicht immer genau firiren, auf welchem 
Punkte eines jener Wege das Gejammtrecht einer beftimmten Gemeinde ge- 
rade Steht. Im Allgemeinen indeß laßen fi) gewiße Gruppen von Rechtsver⸗ 
hältnigen unter Gattungsbegriffe zufammenfaßen, wenn nur dabei beadıtet wird, 
daß im Leben von ſyſtematiſcher und principieller Ordnung dieſe Verhältniße 
noch nicht die Rede, jondern alles im Fluß einer unaufhörlih die Grenzen 
verjchiebenden Entwiclung begriffen war. 

a. Das eine Ertrem, in freien Marken ald Ausgangspunft und in 
Grundherrihaften ald Ziel der Entwicklung aufzufaßen, war echtes voll- 
freies Gejammteigen. 

Sn fteter Verminderung begriffen, fommt ed im jpäteren Mittelalter als 
Regel nur noch in den friefiichen und niederfächfiihen Marjchländern und ein- 
zelnen Gebirgsländern, vereinzelt auch im übrigen Deutichland vor. So wird 
noch 1385 die Bibraner Mark den Märfern zu „rechtem Eigen”, das fie von 
Niemand zu Lehen trügen, gewiejen*). Ebenſo die Marf von Geulenberg 
und Erlenbach*?), die Oberurjeler oder Hohe Mark i. 3. 140150), die Klein- 
auheimer Mark im 15. Jahrhundert), Nichts Anderes bedeutet ed, wenn es 
1355 von der Babenhaufer Mark heit: „auch ist die margk lot eygen 
der mergkere gemeinliche®?)‘*. Auch Dorf. und Bauerfchaftsallmenden werden 


* Grimm, W. I. 512: wir wysen uff unsern eid Bygermark, walt, 
wasser u. weide als wide als sie begriffen hat, den merckern zu rechtlichem 
eigen, u. han die von nymand zu lehen, weder von konige odir von keisern; 
noch von burgern oder von steden, dan sie ir recht eigen ist. ©. 514: den 
merkern zu rechtliohem eigen. 

, Grimm, W. V. 319 $ 1: das die mark der obgeschriben dorfer u. 
merker rechtlich eigen Si. 

5) Grimm. W. IH. 488, Wörtlich wie in Note 49. 

5) Grimm, W. IV. 552: da weyssent die Auheimer merker zu recht 
die A. mark den funff dorffern... zu rechtem eigenn, nit zu lehen, wedder von 
konigen noch von keysern; u. alle uffstosser zu rechten usmarkern. 

»2) Grimm, W. IV. 547 8 2. Lot eigen ift gleich lutereigen, d. i. lauteres, 
freies Eigen. Grimm, R. A. 494. 
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nicht felten für freies lediges Eigen, freies Eigen, frei eigenes Gut der Gemeinde er» 
Härt?®) oder ihr als eine rechte Gotteögabe zugejprochendt). Die Vermuthung jpricht 
auch da für ein, wenn auch vielleicht unerheblich abgeſchwächtes vollfreies Ge- 
fammteigen, wo Wald, Waßer und Weide jhlehthin für „Eigen“, „pro- 
prium“, „proprietas“ einer Genoßenſchaft erflärt werden). Mitunter wird 
zur Behebung aller Zweifel ausdrüdlich jedes Herrenrecht verneint?) oder die 
Freiheit der Mark von allen Dienften und Abgaben betont?’). Bisweilen 
werben die in der Grundherrihaft enthaltenen Hoheits- und Nutzungsrechte in 
denjelben Sormeln, wie fonft den Herrn, der Gemeinde zugewiejend®), In 


5) So übergeben nad einer Urf. v. 1172 b. Höfer, Zeitfchr. f. Archivfunde 
II. 486 vie villani in Bernheim ihre villa, quam libere et propere et ab ommi 
dominio solutam hactenus possiderunt, der Taiferl. Bogtei. Deffn. v. Maur v. 1543 
b. Grimm I. 43: dasselb holz ist der von Mure fry ledig eygen. Ib. IIL 
837: der Heilenbacher Wald ift dreier Gemeinden frei eigen. Urbar der Alpmark 
Pfronten b. Maurer, Marko. Anh. Nr. 1 ©. 453 f.: der von P. frey eygen 
gut u. von niemant lehen. Grimm, R. X. 502 u. W. I. 590: vriehe marck; 
ib. III. 274. 276. 279: der erven fri brok. 

5) MW. v. Albisheim b. Grimm IV. 638 $ 3: item weist man waldt u. 
weyde vor ein recht gottes gabe der gemeinden zu A. 

5) 3. B. Urf. v. Monre um 1264 b. Grimm II. 617: ut homines sive 
communitas ville in M., ad quos fundus pertinebat proprietatis titulo... omni 
juri...renuntiarent. Ib. IV. 530 $ 26: der gemein seyn eigen. Urf. v. 1368 
b. Lacomblet III. 535: die andere welde (aufer 2 Lehnwäldern) . . sint der 
merkere eygin. Urf. v. 1273 b. Gudenus II. 797: universitas, attinens ad 
marcam silve de Cruftele,.... abrenuntiantes et effestucantes omni juri et pro- 
prietati, quam hactenus in silva habuimus. Ebenſo fpäter natürlich vielfach in 
der Schweiz, 3. B. in Unterwalden b. Heusler 70: das gemeinland gehört 
gemeinen kilchern zu eigen; 56; 88 (1648): der wald ist der ürte gehörig; 
40; 1722: das holz... ist dem kirchgang K. gehörig. Bgl. auch Sad. ip, 
II. 86: siner bure gemeine. Kaiferr. H. 73. Grimm, W. I. 482: das der 
winkel einer gemeind ist u. entzogen von herren gewalt. Ib. 461: in der 
ziegelgraben hetten die herrenn gegrabenn u. horte der gemeindt zu, das sie 
es mussten lassen ligen. 

56) MW. v. 1519 b. Grimm V. 557 $1: Erstlich weysen wir... den waldt 
..zu gedochten 5 dörffern u. keinem herrn ... Dies ist der begriff der 5 dör- 
fern gemark, die weisen wir den 5 dörfern allein u. keinem herrn. 

2) So im freien Gericht Keichen b. Grimm III. 557—459;, MW. über bas 
Ried v. 1509 ib. III. 473—477, bef. $ 4: obe auch jemand mehr herlichkeit u. 
gerechtigkeit, dann die drei dörfer V. M. u. H. auf der weide habe? Antwort: 
nur der König, wenn er über Wald und Thal zieht, kann fich hier fammeln und, 
wenn er weiter zieht, einen Maulejel fordern. 

*e) W. v. Kaltenfondheim v. 1468 b. Grimm II. 580: wir teylen holtz 
‘u. feld den nachgebauren im dorf, wonne u. weyde, wasser u. wag, als weit 
die mark ist, W. v. Bingenheim v. 1434 u. der Fulder Mark ib. II. 439 u. 
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anderen Fällen folgt vollfreies Geſammteigen indireft daraus, daß die Ge- 
meinde vollfommen jelbjtändig über ihre Mark oder einen Theil derjelben ver 
fügt und echtes Eigen daran überträgt?®). Und wenn bier meift an Fort: 
dauer uralter Freiheit zu denken ijt, jo fehlt es auch nicht an Beijpielen, in 
denen urſprünglich grundherrlihe Gemeinden durch Herfommen oder Vertrag 
zulegt echtes vollfreies Markfeigen erworben haben 69). 

b. Das entgegengejegte Extrem, in freien Marken oft das Ziel und in 
allen Hofmarken der Ausgangspunkt der Entwidelung, war ein nur aus 
Gnade eingeräumter Gefammtgebraud am Herreneigen oder einzelnen 
Stüden desjelben. Da hier ein wirkliches Recht der Geſammtheit gar nicht 
anerfannt war, lag ein Anlaß zur urkundlichen Feſtſtellung joldher Verhält- 
niße in der Regel nicht vor. Doc finden fi) Einzelverhältnige dieſer Art 
noch in ſpäteren Weisthümern erwähnt®!), und häufig jahen fi Gemeinden 
veranlagt, ihr Gejammtreht gegen die Auffaßung als eine prefäre und nur 
auf Gunft beruhende Nutung ausdrücklich in Schuß zu nehmen 2). 


V. 324 $ 10 gleichfautend: auch weist das urtheil, das der wildeband, die 
fischerei, velt, wasser u. weide der gemeinde ist. W. v. Clüßeradth v. 1546 
ib. IL. 321: wir erkennen der gemeinde u. inwohnern dieses dorffs C. wasser 
u. weyde, viltz, ley, wildt u. zam, den fisch uff dem sand, dass wildt uff dem 
lande. Diejelbe Gemeinde ift zu % Hochgerichtsherrin. 

59) Vgl. oben Note 53 u. 55. Urk. v. 1484 b. Heusler a. a. D. 71: die 
Kilcher v. Kerns verkaufen ihr almend ... für fry lidig eigen mit aller rech- 
tung u. zughörd. 1375 ib. 105. Urf. v. 1279 u. 1173 b. Bodmann I 441. 
453; v. 1218. 1301 b. Lacomblet II. 68. III. 10; v. 1181. 1231 b. Gude- 
nus I. 94f. III 1102; v. 1267. 1273 b. Remling I. 314. 335. 336. — Val. 
Urk. v. 1152 b. Lacomblet I. 257, wo die pagenses einen Wald ald commu- 
nem compascuum terminum vindiciren, 

°) 3. B. in Maur, Thalmeil u. Schnottwyl. Grimm, W. I. 43. 62. Re- 
naud a. a. O. 17 N. 47T. Bluntſchli I 260 f. Maurer, Fronh. DI. 211; 
Dorfv. I. 82. 

4), Defterr. Pant. b. Kaltenbäd I. 545 $ 59: nachdem diz aigen kain aigen 
holtz nit hat, dann was innen von der herrschaft aus gnaden vergunndt wirdt. 
Ebenjo bez. der Weide ib. 346 $ 12. W. v. Urmerdbah b. Grimm II. 449: 
solle die gemeinde zu U. haben wasser u. weydt, also weit Polcher holtz- 
eigenthum geht, das mit ihrem viehe zu gebrauchen, mit gnad. Weinsheim 
ib. IV. 732 $ 2: weisen wier dem herrn zue wasser u, weydt, dass han wür 
von ihren gnaden. W. v. ©. Ingbert II. 56: den bannherrn banne u. manne, 
flugk u. zugk, wasser u. weide, wege, stede u. welde; in den welden soll 
der arm man ein wenig genoss haben. DBgl. ib. I. 178. 454. II. 563. Schau. 
berg I. 96 $ 85: usz gnaden gelassen, Streitigkeiten darüber, ob ein Genuß 
auf Gnade oder Recht berube, b. Bluntſchli I. 255. Noch 1393 wies der Abt 
in Thalweil ber ein Recht bebauptenden Gemeinde gegenüber nad), Die Holzver- 
theilung gefchehe von gnaden u. nicht von recht. Vgl. Maurer, Fronh. IIL 207; 
Dorfv. I. 74. 

62, MW, des Wildbann Nicbernaula v. 1466 b. Grimm LI 340: u. sol 
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c. Zwiſchen diefen beiden Ertremen nun aber lagen zahlreiche mittlere Ver- 
bältniße, welche darin übereinftimmten, daß die im vollfreien Eigen enthal« 
tenen. Befugniße zwiſchen Herr und Geſammtheit getheilt waren, die Marf 
mithin ihnen beiden gehörte. Mitunter begnügen fi Urkunden und Weis- 
thümer mit der Hervorhebung des gleichzeitigen oder gemeinfamen Nechtes des 
Herrn und der Gemeinde an der Mark). In der Regel dagegen jpe- 
cialifiren fie direft oder indireft die Beichaffenheit und das Verhältniß von 
genoßenſchaftlichem und herrichaftlihem Recht. Danach laßen fich drei Haupt- 
gruppen von Rechtöverhältnigen unterjcheiden, je nachdem nur dem Herrn, oder 
ihm und der Geſammtheit zugleich, oder nur der Gejammtheit ein jo um» 
faßendes Recht zufteht, daß man es ald Eigenthum qualificiren kann; je nad)» 
dem aljo ein nur durch einige Gefammtbefugniße beichränktes Herreneigen, 
oder getheiltes Eigenthum, oder ein nur durch einige Herrenbefugnige gemin- 
dertes Gejammteigentbum anzunehmen ift. 

«. In die erfte Gruppe gehören viele Wälder, Weiden und Gewäßer, 
befonders die eingehegten Bannforften und Bannwaßer, welche freied und echtes 
Sondereigen eines Grundherrn geblieben oder geworden, immerhin aber mit 
einzelnen feſten Nußungsbefugnißen einer Gejammtheit bejchwert waren. In 
ber Form folder Gefammtgerehtigfeiten an Herreneigen famen früher 
und jpäter Sagd- und Fiſſchereirechte“) Holzgerechtigkeiten aller Art‘), 


eyn here den sinen wasser u. weyde nicht weren darynne. W. v. Lauter: 
bach (14. 3. ) ib. 349: dem sal man wasser u. weyde nicht verbieten u. wes 
man des thede,des wer gewalt u. kein recht. ®gl. DI. 663. 677. 680: baussen 
einiger herren verbot. I, 454: darann sollen sie die herren nit ergern o. 
irren in keinem wege. II. 717: ohn jemants widdersagen. 

65)3B3MW. der Elbermark v. 1440 b. Grimm III. 321—323, wo es 
mehrmals heißt, ver Wald fei der herren von E. und der merker. ®. v. Em- 
men um 1303 ib. I. 166: in solchem begriff ist auch grund u. grat des hertzo- 
gen u. der lüten erb u. eigen. Ib. III. 77: den junkeren u. der dorffschaft 
insgemein zustendig. W. v. Hoerdt v. 1448 ib. V. 551 $ 4: dem closter und 
dem dorf zu einer rechten allmend; $ 5. Aehnlich ib. I. 522. 524. 662 $ 12. 
386. II. 498. 640. III. 229 8 1. IV. 679 $ 11. V. 101 $ 11; Urf. v. 1338 6. 
Boehmer 557. Etwas Anderes ift es natürlich, wenn e8 5. B. b. Grimm I. 
825 heißt: der walt.... ist halber des bischofs u. halber der gemeine. — Den 
Gegenfag bildet jreied Sondereigen ded Herrn, 3. B. ib. III. 847: der gruenweg 
ist nicht gemeine, ist zugehörig allein m. w. fr. 

) 3.83. b. Grimm II. 61. 62. 88. 242. 471. 540. 569. 717. III. 360. 
368. 369. 370. 374. 377. 887, 

3.3. b. Grimm L 693: Holzungsredht der villani an 3 Tagen. 388: 
das die armen leut im tal zu B. gerechtigkeit haben, darin zu hawen. W. v. 
Bodenau I. 168: die gemein zue B. holtz hab macht ze hawen in deszen 
abts wälden zum stäg über die bach; doch foll ber Hoffmann um Erlaubniß ge 
fragt werben; gibt er lauben, wohl! wo nit, so hats gemein doch von alters 
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Maft- und Leſerechte 6%), Weiderechte®7), Lehm- und Sandgräbereirechte 68) u. ſ. w. 
vielfach vor. Das Eigen des Herrn war in allen diejen Fallen nicht mehr ganz voll 
und frei®®): aber ed enthielt in fich den überwiegenden Inhalt, bejonders die 
Herrſchafts und Verfügungsbefugniße ded Grundeigenthbums, und erſchien deö- 
halb nach wie vor als herrfchaftliches Sondergut, während man der Gemeinde 
oder den Genoßen nur ein „Recht“, eine „Rechtung“ oder „Gerechtigkeit“ 
daran zuſchrieb. Solches Gut hieß daher; nit „Allmende” oder „gemein“, 
jondern wurde von der eigentlichen Hofallmende ald das „unverliehene Eigen“ 
des Herrn, als fein Bannholz, Sonderwald, Fronholz oder ähnlich ſcharf 
unterfchieden 7%). Es gejhah dies um jo mehr, ald ed in den meiften Marten 


her zue thun. &benfo ib. I. 256. 439. 728. 752 f, II. 11. 141. 321 f. III. 331. 
378. 380. 538. 625. IV. 457 8 14. V. 12, $ 27—28 (usus). 64 $ 55, 166 f. $ 22 
—85. 432f. $ 1—5. 704 $ 14. 

6 W. v. Wolen v. 1406 6. Grimm V. 81: daz die bursame zuo W. die 
rechtung hat im jungholz, wenn daselbs eichlen stand, so mögend si dahin 
varend mit iren schwinen wie vil u. wie lang u. dick si wöllend. ®. v. 
Lingenfeld ib. 566 $ 14: daz holz u. den boden desselben waldes den... non- 
nen, . . aber die eicheln u. weidgang der... waldwisen.... der gemein zueL. 
W. v. Bodenau IL. 1698: weist man .. den ecker dem apt uf den baumen 
zue, wan er herabfellt, der gemeinen zue. ®gl. I. 752. 779. IL 111. 112. 
115. II. 533 (Eicellefe). IV. 712. W. v. Mittelberbad v. 1482 ib. V. 706 $ 
25: Die Edern follen von der Herrfchaft dem Dorf zum Vorlauf angeboten wer- 
den, wan sollich dorf gerechtigkeit darzu hat, 

67) 3.8. b. Grimm L 784. III. 624. 628. IV. 623: 17 dorfer... die 
recht hant in die weide. 

Grimm, W. I 784: Recht, Lehm zu graben. V. 607 $ 16: hat die 
gemeinde ein gerechtigkeit, auf A. v. B. guetern sand zu graben. 

*) So wird im MW. zu Goppenftein 6. Grimm III. 141 unterfdieden: der 
Wald zu Burghaw, der zwar u. gn. h. eigenthumb ift, aus dem fich aber die Be- 
zirkeingefeßenen zu bebolzen haben, und der Wald Heijterfchnitt, der u. gn. h. 
frey eigen zu dem hauss C. gewiejen wird. Vgl. ib. I. 290: einen freien waldt, 
mit namen banforst; 355: der ist sin fry eigen; 250: allein vor ein recht u. 
niemants gemein; II. 510: dasz dieser hoff gantz frey eigen seye, keiner gemeinde 
underworfen. 

0) Sp wird in Aedligenswil b. Grimm I. 164 behufs der Bezimmerung 
einer Ehafte in des hofs gemein march Genoßen wie Gäften, im fronholtz nur den 
Genoßen ein Holzungsrecht eingeräumt. Umgekehrt ſoll in Wellhaufen ib. 256 
in des herren holiz dad ganze Dorf, in dem gemeinmerk nur, wer haushäblich auf 
den Erbgütern figt, hauen. Nach einer Urf. b. Kindlinger, M. B. II. 2. ©. 
3 wird die silva communis, in welcher die Hofleute jede Holzart hauen Fünnen, 
entgegengejeßt ber silva domini quae singelaris est, worin fie alled Holz außer 
Eihen u. Buchen hauen dürfen (Th. I. ©. 173 N. 60). In Farnau b. Grimm 
I. 319 hat das Gotteshaus ein banholz, ist des gothzus eigen wnwerlihen, u. git 
die gebursami die darzu hört, dem gotzhus II mod. avene von den ächillen 
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nebeneinander eine Gemeindeallmende und ein für einzelne Gemeinde- 
nutzungen geöffneted herrichaftliches Sondergut gab. Die Gefammtnugungs- 
rechte waren dann bier ald ein bloßes Zubehör zur Allmende fowol für das 
Recht an diefer als für das perfünliche Genoßenſchaftsrecht ohne entjcheidende 
Bedeutung. Sie trugen ihre Normen in fich felbft, mochten fie nun auf Ver— 
leihung an urfprünglihem Herrengut beruhen %), mochten fie umgefehrt die 
Vegten Reſte eines vom Herrenrecht ganz oder theilweis abjorbirten Gejammt- 
eigenthums fein 2). 

ß. Eine zweite Gruppe von Verhältnißen charakterifirt ſich dadurch, daß 
an einer Mark oder einzelnen Markftüden das echte Eigen bei einem Grund— 
herren, bei einer Gemeinde aber ein irgendwie beſchaffenes Untereigenthum 
war. In dieſe Gruppe gehörten im ſpäteren Mittelalter bei Weitem die 
meiften Gemeinländereien. 

Im Allgemeinen pflegt ein ſolches Verhältniß getheilten Markeigens da- 
durd ausgedrückt zu werden, daß man eine Marf als gleichzeitig herrichaftlich 
und gemein, ald Eigen ded Grundherrn und Allmende ver Gemeinde be- 
zeichnet. Im den vielen MWeisthümern, welche einen ganzen Bezirk als echtes, 
rechtes, Tauteres, freies, lediges, durchſchlachtiges, jalmännifches oder herrjchaft- 
liches Eigen (allodium, proprietas, dominium verum, plenum oder liberum) 
einem Grundherrn zujprechen, wird daher unter den Bejtandtheilen dieſes Eigen 
die ganze vertheilte und unvertheilte Mark meiſt ausprüdlich aufgeführt; es 
wird dem Herrn neben Zwing u. Bann, Mann u. Bann, Stod u. Stein, 
Dieb u. Trevel, Raub u. Brand, Gebot u. Verbot, Glodenklang u. gemeinem 
Geichrei, dem herfommenden Mann, Fund u. Prund, Zug u. Flug u. ſ. w. 
in der Regel Alles zugewiejen, was die gemeine Mark zu bilden pflegt, wie 
Grund u. Grat, Holz u. Feld, Waßer u. Weide, Wunne u. Weide, Buſch 
u. Wald, Weg u. Steg, Berg u. Thal, Sand u. Gries, Luft u. Wind, 
u. ſ. w.; ja e8 wird ihm ſogar an dem Fiſch in den Wogen u. dem Wild in 
dem Wald, dem Bogel in der Luft und dem Fund unter der Erde, dem 


u. dem abholz. In Sirburg 1461 ib. 640 f. wirb des lehnherrn holz u. das 
gemeine holz unterfchieden. Bol. W. v. Mülheim v. 1475 ib. 263. II. 290. Mau- 
rer, Dorfv. I. 226 N. 68—69. M 

21) Dies war 3. B. bei fehr vielen neugegrünbeten Städten der Tall, denen 
regelmäßig neben einer wahren Stadtallmende zugleich mancherlei Gefammtgeredht- 
fame in ben anftoßenden berrfchaftlichen Forften, Gewäßern und Weidegebieten ein- 
geräumt wurden. Vgl. unten $ 26. 

72) Dies war befonberd oft in den größeren Marken der Fall, die von Vög— 
ten u. Landesherrn zuerft durch die Anlegung von Bannforften u. ſ. w. gejchmä- 
lert, endlich völlig in ihr Eigenthum gezogen wurden, während den Märkern bloße 
Nutzungsrechte verblieben, die dann nach der Neception des römijchen Rechted fo» 
gar ald Servituten zu jura in re aliena herabgedrüdt wurben. Vgl. TH. I. ©. 
659 f. Eihhorn, R. ©. 8 548, Maurer, Mark. 433, 

II, 11 
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Waßergang u. Bachlauf oder überhaupt an Allem, was unter u. über ber 
Erde oder zwifchen Himmel u. Erde ift, das echte Eigen zuerfannt??), Bis- 
weilen werden aber auch ausdrücklich die „Allmende*, die silva oder marca 
communis, die mark oder gemeinmark, oder „alle gemeine Gebräudye“ 
zugleich für „Eigen*, „Eigenthum“ oder proprietas des Herrn, oder umgefehrt 
das Eigen des Herrn für Allmende erflärt”%). Es kann daher in Streit 


3), Bol. Grimm, R. A. 44—46. 248--250;5 W. I. 423. 433. 480. 520. 
521. 608. 612. 620 f. 625. 627. 631. 703. 734. II. 20. 24. 32, 41. 46. 65. 73. 
75. 80. 8t. 83. 87. 89.-96. 98. 99. 110 (bann u. man, zugk u. flugk, fundt 
u. pfrundt, wasser u. weydt, den vogel in der lufft, das wild uffm feld, den 
fisch im wasser, das sandt ufm landt). 112. 114. 216. 250. 253. 255. 257. 
259. 293. 300. 304. 324. 325. 353. 354. 396. 410. 414. 429. 458. 473. 484. 
516. 524. 529. 588. 656. 668. 673. 688. 689. 722. 724. 734 (waldt u. weide 
u. wyltfank, wasser u. wagk). 756. 804. III. 375. 492. 493. 494. 495. 496. 
497. 756. 767. 787. 739. 793. 794. 832. 840. 874, 878. 880. 515 f: das das- 
selbe gericht yre halb luter eigen si mit wasser u. weyde. IV. 104: walt u. 
wege, wunne u. weide. 577. 590. 596. 736 $ 2: wasser u. weyde u. den rech- 
ten eigenthum bynnen dem gerichte. 757 f. V. 157 u. 175. 217. 239. 292 $ 
1: ist das dorfe, wasser u. waide, velt, walt u. das gericht, die eigenschaft 
unser u. unsers stifts eigen u. erbe. 1361 ib. 309 $ 2: das die eigenschaft 
des bodens, grunts, wassers, lants u. weiden .. eigentlich an den stift.... 
gehoret. 360. 591 $ 2. 634 $ 2. 639 82. — „Eand u. Rand“, „Sand u. 
Gries“ ib. I. 109—117. 255. III. 358. 363. 367. 373; „Berg u. Thal“ ib. II 
87. 261. 354—357; „freie Pläße* ib. III. 836; „Luft m. Wind“ II. 522. 672; 
„der Grund und Boden ganz und gar“ ib. III. 539 u. 671; das Eigenthbum vom 
Himmel bid in die Erde u. von der Erde bid in den Himmel It. 725. 756 III. 
832. 838. — Dal. iiber Die Einzelbeitandtheile des grumdherrlichen Eigen Mau— 
rer, Fronh. III. 2—105; Zöpfl, R. 9. I. ©. 14—240 (von ©. 170 an eine 
Parallele mit den Bejtandtheilen der englijchen Grundherrichaft). 

2) Urk. v. 833 b. Seiberg I, 1. 4: silvae communes. W. v. Hagenbach 
(13. 3.) b. Grimm V. 714 $ 3: proprietas omnium bonorum dicte ville et 
banni ejus attinet s. Petro: dazu gehören aber communia pascua, communis silva, 
communis marca ($ 3. 4 14. 15). W. v. Sandhofen ib. I. 457: das wasser u. 
weyde der herren v. S. eigen ist u. der gemeind richlichen almende als ferre 
die marcket des dorff S. reichet u. gett. ®gl. ib. 178. 672. 674. II. 372. 
Mone I. 455 459. W. v. Palzer u. Dilmar b. Grimm II. 256: item er- 
kennen wir u. h. drey freye büsch; sonst in den andern gemeinden welden 
erkennen wir in vor einen grundherrn. W. v. Horubach v. 1354 ib. V. 686 
8 22: „allmende“ als Eigen des Abts. W. v. 1882 ib. IV. 75: mins herren 
almende. W. v. Küßnacht ib. 359 $ 6: was dazwyschend gemeinmercht 1ytt, 
das ist des gotshus von Lucern eygenn. W. v. Hofitetten v. 1384 ib IIL 542: 
dem h. v. Rineck die gewalt, die marck dem dorff u. die eigenschaft dem 
thurmprobst zu Meintze. W. v. Gerneheim ib. I. 482: freiheit u. eigenthumb 
der herren von E. u. furter allmende u. weide ganz der gemeind z. G. 
W. v. Loßburg ib. 390. W. v. 1486 ib. IV. 564 $ 1 u. 2, wonach der Wald 
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fällen jehr wol vorfommen, daß ein Herr die Zugehörigkeit eines Grundſtücks 
zur Allmende einräumt und troßdem Gigenthum daran behauptet?d), oder 
dab umgekehrt eine Gemeinde das Eigenthum eines Grundftüds dem Herrn 
zugefteht und dasfelbe dennoch als Allmende für fi) in Anſpruch nimmt”). 

Die Natur eines folchen Geſammtrechts an einer im echten Eigen eines 
Herrn ftehenden Allmende kann, von den Unterjihieden bejchränfter und un» 
beſchränkter Vererblichkeit abgefehen, ebenfo verjchieden wie das abgeleitete 
Recht am Sondergut fein. Es kann ſich als Inndrechtliche Leihe oder als 
bofrechtliches Lehen, als Nußeigenthum oder ald mehr oder minder feftes Zing- 
eigen, als Erbe oder als Eigen und Erbe daritellen. 

Am häufigiten wurde das Recht an der Allmende ald ein vom Eigen 
des Herrn abgezweigted umfahendes Gebrauchs- und Nutzungsrecht vorgeftellt 
und bezeichnet, welches ſich von bloßen einzelnen Nutzungsrechten am Herren— 
gut dadurch unterſchied, daß es eben die Mark zur Allmende machte. Da 
hierbei überall die Anſchauung Platz griff, daß die Mark inſoweit, als ſie 
dem gemeinen Gebrauch offen ſtand, der Gemeinde gehöre, die ihre ſei 
und den Gütern der Genoßen diene, ſo lag offenbar die Auffaßung eines ge— 
theilten Eigenthums vor. Dem Herren gebührte das echte Eigen, der Ge— 
ſammtheit ein mehr oder minder umfaßendes Nutzeigenthum. In den 
Weisthümern heißt es gewöhnlich, dem Herrn ſtehe das Eigen, der Gemeinde 
aber der Gebrauch oder Genuß der Allmende zu; Waßer und Weide, Holz 
und Feld ſeien Eigen des Herrn, aber die Gemeinde ſolle fie „nießen“, „ha— 
ben und nießen“, „gebrauchen”, „nußen und brauchen" u. ſ. w.“7). Auch 


von Bleidenftadt des Kloſters „eygenthumb “, troßdem aber drei Dörfer „in des 
apts u. syns closters walt merker“ find und fi deffelben al „mercker. . zu 
gepruchen“ haben. Ebenjo werden 3. B. ib. I. 674 „alle frige nuze*, II. 516 
u. 529 „nutz u. plutz“, im W. v. Eitoil ib. I. 546 aber ganz allgemein „wassir 
u. weide allesz myd eynander u. dasz gerichte u. alle dyng, der gemeyne lude 
mugent gebruchen*, ald Eigen der Herren gewiefen. 

5) Bol. 3. B. Url. v. 1468 bei Mone I. 405, wo die von Lorſch bei der 
Bindifation eined Berges der ihr Allmendrecht einwendenden Gemeinde v. Hand« 
ſchuchsheim erwidern: ob der berg woll in der almend lege, das det ine an ir 
eigentschafftt keyn abzug. Vgl. 1859 ib. 423. Maurer, Marko. 30-33. 

6) So heißt es 1230 b. Gudenus, Syllog. 173: villani recognoscentes 
claustro proprietatem quidam fundi ... ceperunt tamen asserere, ligna nihilo- 
minus ad suam almeinam spectare eaque suis usibus vendicare. Vgl. ib. 298 f. 

m) Bol. 3. B. Grimm, W. I 390. 462. 457. 604. 622: u. gn. herrn 
wasser u. weidte u. die gemeinde des mit zu gebrauchen nach irer notturft. 
H. 168: wasser u. weydt zu gebrauchen der gemeyn zue B. Aehnlich ib. 159: 
wir erkennen u, weissen zue recht. . u. gn. h. in dem gericht zu W., soweit 
die gemarcken reichen, fischerei jägerei wasser weidt strassen weg steg wohne 
u. weydt, darzu alle bruch frevel u. buess, doch also, dass sich die gemeindte 
der wäld mit beholtzung, wasser u. weidten, strassen weg u. steg, wie von 

11* 
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wird gejagt, Herr und Gemeinde jollten Bezüglich der gemeinen Mark fich 
nicht von einander jcheiden 78). 

Sehr oft wird ferner das Recht der Gejammtheit an ihrer Mark als 
eine Art Gefammtzindeigen oder Erbzinsredht charafterifirt, indem 
beftimmte von der Gejammtheit zu entrichtende Zinje, Renten, Beden oder 
Dienste ald Aequivalent für den Allmendgenuß bezeichnet werden 9), Dabei 
wird bald die Abgabenpflicht ald Folge des Geſammtrechts an der Mark hin- 
geſtellt 8%), bald umgekehrt das Geſammtrecht auf eine bejtimmte Abgaben- 








alters herkomen ist, zue irer zimblichen notturft haben zue gebrauchen. 
Ib. 621 8 6 u. 7: hat das dorf. .zu geniessen u. zu gebrauchen; $ 8. W. v. 
1377 ib. 205: wasser u. weide den herren . . yclichem dorfe doch der ge- 
Druchunge zu synem rechte. Ib. 138. 140. 188. 192. 197. 201. 202. 205. 295. 
299. 320. 324. 334. 344. 413. 447. 449. 453. 462. 471. 501: dem herren.. 
weyden u. wasser... doch unser gemeynde unverdirplichen, die. der weyden 
gebruchen u. geniessen sollen. 505. 549. 604. 639. 709. III. 329. 340. 359. 362. 
363. 367. 495. 500 (wasser u. waid u. alle gemeinschaft). 743. 768 u. 886 (wasser 
waid u. holz). 789. IV. 6. 212. 245, 248. 621 $ 7: wasser u. weyd zu gebruchen, 
weg u. steg zu handthaben. 701 82. ®.v. Wiedenfohlen v. 1364 ib. 154: der 
herren lidig eigen... also gelegen ist, das die dorf, lute v. W. u. die huber v. U, 
wunne u. weide dar uf haben u. nieszen sont. Aehnlich ib. 162 am „lidig eigen... 
des dorfherren.“ 1374 ib. 686: die Eigenfhaft am Dorf mit allen Gerichten 
und Nechten u. Waßer u. Weide iſt ded Stift, doch „also bescheidentlich, daz 
aller mengelich edel u. unedel walt wasser u. weide geniessen sollent*. V. 69 
$. 4: daz si niessen söllent twing u. bänn, wunn u. weid, in holz u. veld 
nach ir notturft u. des hofs recht. 639 $ 5: wasser u. waide u. wald find 
Eigen bed Herrn, doch uns u. allen inwohnern an unserm derselbigen notiurf- 
tigen geprauch mit waide, beholczen u. eckern , . unabbrüchig. 652 $ 2. 660 
8 1.657 8 1. 665 $ 3. 1295 b. Trouillat II nr. 453 p. 585: usufructu 
quarundam silvarum ad communitatem villarum ... . spectantium. 

8) W. v. Wehr b. Grimm III. 838 u. IV. 759: der Herr ift Eigenthümer, 
doch soll der herr sich nicht scheiden von den unterthanen u. die untertha- 
nen sich nicht von dem herren in rauf u. brand, buschen u. wiesen u. allen 
gemeinden. Dgl. 760 $ 2f. 

’s) Vertragsmäßige Begründung von Gefammtzindeigen b. Grimm II 729: 
ein busch, den hat die gemeyn v. T. von dem herren zu s. M. bestanden 
umb ein halb fuder weins (d. i. jährlicher Rente). 

60) Urk. v. 1209 b. Remling I. 144: proprietas eined Sumpfes beim Klofter, 
usuaria paludis et agrorum sub annua et certa pensione 9 unciarum bei den coloni 
de Mutterstadt. Deffn. v. Wiedilon b. Schauberg L 15 8 10. W. v. Bell- 
beim b. Grimm V. 554 $ 6: man weist die Wälder dem Pfalzgrafen zu eigen 
u. herlichkeit, den weidgang der gemein zu B. zu notturft u. gerechtigkeit ; 
davon gibt jerlich die gemein u. gn. h. 14 malter korn. W. v. Penningen ib, 
IV. 710 $ 13: und sullent die nutzen u. bruchen als sie und darumb sind wir 
in dis recht vorg. schuldig und nyergen anders worumb. W. v. Lingenfeld ib. 
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pflicht bafirt®). Mitunter Fam es auch vor, daß die Allmende troß des herr- 
Ichaftlihen Obereigenthums zwar als Allmende zinsfrei war, dagegen zinsbar 
wurde, wenn und jo lange man fie zur Aderfultur 3092). 

In andern Weisthümern wird das Gefammtreht als ein hofrechtliches 
Zehen dargejtellt, mit welchem der Grundherr die Gemeinte mit oder ohne 
Zins belehnt hat?) ; auch heißt die Mark im Gegenjaß zu bloßen Amtslehn 


V. 564 $ 2: zwing u. bann weist man u. gn. h., aber wäld u. weid einer gan- 
zen gemein zue L., desshalb soll die gemein frönen u. beet u. gn. h. geben, 
Ebenſo Offenbach ib. 5835 Gensheim ib. 242 $ 2: item weisen wir ganz ge- 
mein zu G. u. gn. herrn wasser u. weide zu, u. der gemein den gebrauch davon; 
darumb müssen si u. gn. h. dinst u. bete thun. Aehnlich ib. 288. 290, 
IB. v. 1378 ib. I. 672 u. v. 1486 ib, IV. 5648 1—3. W. v. Hagenbach (13. 3.) 
ib. V. 714: die Zinfen werden gefchuldet für alle Güter, ausgenommen die com- 
munia pascua; fir dieje fhuldet die universitas bem heiligen Petrus „specialia 
obsequia“, nämlich beſtimmte Frondienſte jedes Genoßen. Vgl. auh Maurer, 
Marko. 67 F. Fronh. III. 30f. Dorfo. L 75 f. 

es) W. v. Kaltenfondheim 6. Grimm IL 677: tzwa mark rechter bete, 
die sall allman geben u. gelten, wer binnen K. gesessen ist; . . u. darumb, 
das wir die geben u. handreichen sollen, so sall u. mach ein jedermann ge- 
brauchen wasser u. weide, strassen u. gemeinde u. f. w. Ebenſo ib. 680. 
Andre Beifpiele unten. 

82) W. v. Mümlingen v. 1422 b. Grimm III 557: die welde, die das 
dorffe M. hat, sie hab sie von des obg, u. h. gr. M. v. W. gnaden, u. wan 
die welde o. ein deile der welde zu ecker o. wingarten würden gemacht, so 
sollen si u. h. obg. zinsen u. ist die eigenschaft des obg. herrn; u. wer es, 
daz dan wider welde daruss würden, so sollen sie wider des dorffes M. sin 
als vor. Aehnlich W. v. Sandhofen ib. I. 459. 

3 W. v. Breifig aus d. Ende ded 15. 3. b. Grimm I. 634: das u. fr. 
ein lehnfrauw ist zu Br. u. hat die mercker belenet mit den weldenn, boisch u. 
froinfelden umb 6 schill. gelts erblichs zins; ähnlich ſchon 1363 b. Lacom- 
blet III. 535: hat die merkere zu B. beleent.. mit den welden zu Br., busch 
u. fronheldin um sies scill. pennivug geltz erflichs cins. W. der Bergpflege 
Bubenheim v. 1556 b. Grimm, W. III. 826: wasser u. weyde, damit s. churf. 
gn. den armen landtmann begnadiget u. belehnet. W. v. Johannisberg ib. I. 558. 
W. v. Dürkheim ib. 797: wald wasser u, weide hant die von D. von gnaden 
des heiligen crutzes; davon gibt ides hus ein holzhon. W. v. Emmel ib. II, 
353: darumb, dass die gemeind z. E. u. gn. h. solche dienst (Heerfolge) thun 
soln, dess haben sie von s. gn. zu Zehen den Willerberg, ecker u. welde. Ib. 
V. 414: die biderben leut, die under dem gericht sitzend, die hant einen 
walt,.. des hant sie zweitheil von m. fr. u. das dritteil von m. h.; deshalb 
müßen Rodungen der Aebtißin verzindt ($ 7) u. von ihrem Schultheißen zu 
Lehn empfangen werden ($ 8). W. v. Ulm ib. I. 430: so Zihet ein apt... walt 
u. weide. ©. 432: in diese welde u. weide hat nyman keyn recht wedder 
klein noch gross, wann der ez von eyme apte v. S. enpfangen hat. gl. I. 
394. IV. 632 $ 6. Auch den Record v. Borne v. 1486 ib. III. 857, wonad) 
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ein Erblehen der Bauerſchaft*). 

Endlich betrachtete man an manchen Orten, und zwar meiſt in Korre— 
fpondenz mit irgend einem erblichen Baurecht an den Einzelhöfen, tie All- 
mende als das mehr oder minder freie Erbe der Gefammtheit. Wie man 
daher das Cinzelgut ald Eigen des Heren und Erbe des Bauern zu bezeich- 
nen pflegte), jo nannte man die gemeine Mark Eigen des Herrn und Erbe 
der Gemeinde), auch wol Eigen des Herrn und Eigen und Erbe der 
Genoßen 9). 

y. Schließlich gab es eine dritte Gruppe von Rechtsverhältnißen, bei welchen 
das Geſammteigenthum an der Mark zwar durd Herrenrecht geſchmälert und 
beſchränkt war, ein eigentliches Obereigenthum jedoch dem Herrn nicht zu- 
ftand. Dies war namentlich der Fall, wenn fich das Recht der Gemeinde 
als freies vogtbares Eigen dharafterifirte. Sin jolches Gejammteigen 
war weder frei noch voll, jondern einer mehr oder minder ausgedehnten vogtei- 
lichen, fchirmberrlichen oder Ähnlichen Gebietöherrichaft unterworfen, oft über- 
dies mit Zinfen belaftet und um einzelne dem Herrn zujtehente Nubungs- 
befugniße gemindert: allein der Inbegriff aller dem Herrn zuftehenden Ho— 
heits-, Verfügungs- und Nutungsbefugniße ftellte fih nicht als echtes Eigen 
oder Grundherrihaft dar, Man schrieb daher hier direkt oder indireft das 


der König Sonderbout mit einem Walde alle Dörfer belehnt hat, welche fein Bote 
während feiner Mahlzeit umtritt. 

, MW. v. Knonau vw. 1461 b. Grimm L 52: es sind och die gietter zu 
K., grund u. graut, holtz u. feld des gotzhus ze Schennis u. der husgenossen 
u. der bursami erblechen, usgenommen der meygerhof', der heisset u. ist ein 
amptlechen. Ertheilung eines fürmlichen Erblehnbriefs unter Beftellung eines 
Lehnsträgers, der einen Lehndeid zu fchwören hatte, über cine Bernifche Allmende 
1722 6. Renaud a. a. DO. SI N. 150; Stettler, R. ©. 116 f. Vgl. Lehnbrief 
v. 1513 5. Reinhard 187. Struben, rechtf. Ted. I. 303 f. 

5) 3,8, 6. Grimm I 56—63 häufig des gotshus eigen u. des mannes 
erb. Ebenfo 161. 518. Ib. 149: der herren eigen u. armer lüde erde. 521: das 
Klofter ift gruntherr u. hat die eigenschaft, den Leuten gehören die Güter zu 
rechtlichem erbe. V. 282 & 6: u. sein solche hube der herschaft eigen u. der 
armen erbe. 297 $ 10: igl. husgenoisz sin erde, das miner herren eigen ist. 

#0) Urk. v. 1273 6. Zacomblet IL. 379: parrochiani in Bilke, ad quos 
ipsa marcha hereditario jure pertinere dinoseitur. W. v. Weggis b. Grimm 
I. 161: diese mark . . ist des gotzhus eigen u. luten erbe. Deffn. v. Malters 
ib. IV. 376 $ 3: U. wz inret dien ziln lit, dz ist des gotzhuses v. Lucern 
recht eigen u. der gnossen erbe; ebenſo $ 4 u. dazu $ 6: inrent dien ziln ist 
ein alment. Achnl. Schwommendingen b. Schauberg I 116 8 2. 

MW, v. Küßnacht v. 1561 b. Grimm IV. 359 $ 6; was dazwyschennd 
gemeimerchts lytt, das ist des gotzhus eygenn u. hört zuo der gnossen eigenn 
und erbe. 
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Eigenthum an der Allmende der Gefammtheit zu®®), dem Herrn dagegen wies 
man nur die Hoheit, Herrlichkeit, höchfte Gewalt, Vogtei u, j. w. nebjt einer 
Summe einzelner dingliher Befugnißess). Man jagte auch wol, Wald, 
Waßer und Weide gehörten der Gemeinde, aber der Herr ſei Schirmherr, 
Vogt oder Herr darüber), Es war daher bier and) nicht ein vom Herrn 


3), Namentlich unterfchied man eine folhe Allmende fcharf von allem und ſelbſt 
von dem für den gemeinen Gebrauch gleichfalld geöffneten Herreneigen. Val. 3.8. 
MW. v. Breitfurt v. 1453 b. Grimm II. 41. W. v. Großenauheim ib. V. 322 
& 3: die gemein hat auch ein eignen wald, darinnen sie allein zu treiben, zu 
weiden, .. auch ire beholzung darausz. W. v. Urbad ib. 358 8 11: Herr- 
ſchaftswaßer und andres, darinne mogent die lüte vischent, sie allment. W. v. 
Judenburg ib. 359 $ 23; v. Urbeisthal 350 f. $ 21—34; v. Dornftetten I. 383 
bis 357. W. v. Burtideid v. 1226 ib. IV. 798 Kacomblet II. Nr. 133): der 
cammerforst der Aebtiſſin unterliegt ihrer freien Verfügung ($ 5), Dagegen kann 
fie in communitate nichts bauen, nisi de consensn communi advocati videlicet 
et hominum ecclesiae. Im W. 3. Borchen v. 1370 ib. IIL 94—101 werden 
dreierlei Wälder unterjchieden: de gemeinen unvordelden büsche die unser aller 
sint, des Abts Bufch der den buren to erer vedrifit offen ist und des Abts 
sunderlick erflike holt; ebenfo dreierlei Waher: des Abts Bannwaher, das Waßer 
woran die Erbgenofen u. ihre Meier Fiſcherei und andre Nußung haben, und dat 
water buten dem dorpe .. hedde de burscop geholden vor ere gemeyne wa- 
ter. Ebenſo unterjcheidet das W. v. ©. Hippolyt ib. V. 393 die herrichaftlichen 
Hölzer, in denen Gotteöhaudfeute u, Huber Holz hauen u. Grad fchneiden dürfen 
(8 6—7), und einen Wald, der fo gelegen ijt, daz die huober zwene under inen 
söllent kiesen, die den wald behütent. Und in Leiningenaltorf ib. IL. 47 heißt 
ed: wan ein vogell uber das dorff, bann o. herligkeit flüge, ein feder fallen 
liesse o. sunst fundt in der herren wäldt o. deren güter hohen flugs fun- 
den wurden, gehörte m. h. zu; da aber solchs uf der gemeind bösch o. hecken, 
solte derselbig der gemeindt zustendig sein; $und endlid auf Sondergut eines 
gemeinsman gehört nur bis zu 5 L Werth diefem, darüber dem Herrn. Bol. auch 
II. 39 u. 45. 

8) W. des Holtings in Hohenhameln v. 1579 8 2 u. v. Heinwald $ 165, 
®rimm III. 255 f. u. 257f.: weme die holten ufm H.walde die höchste gewalt 
zuerkennen? ist eingebr. dem hause Peine. Im Heinwald wird ihm auch in 
8 3 gebott u. verbott zuerfannt. Die Frage aber, weme sie yrund u. bodden auch den 
eigenthumb erkennen, wird beantwortet: grund u. bodden dem hause Peine, 
aber den eigenthumb den rechten erben. W. v. Flamersheim ib. II. 696: den erf- 
fen u. anerffen irrer gerechdigheit u. deme herren sin hoigheit. W. v. Böll, 
lingen v. 1422 ib. 11: das holiz der gemeynde, die bussen m. herren. Vgl. auch 
unten Note 93, 

” W. v. Pfaffenichwabenheim b. Grimm IV. 715 $ 5: weisen wier, wass 
gehöltz stehet in dem dorfisgraben inwendig der zeun, der gemeinen zue, u, 
darüber sollen u. gn. h. unser beschirmer sein. W. v. Rorbas I. 94: wunn u. 
weid der von Flaach in eyns vogtherrn zwing u. bann. W. v. Crmatingen 
ib. 240 $ 13: vogt u. herr... uff allen gemeinmerken. W. v. Dreiborn v. 
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abgeleitetes Befigrecht, jondern der vom Herrn zu gewährende Schirm und 
Schuß ?), wofür Abgaben und Dienfte von der Mark entrichtet wurden 92). 
Etwaige Vor- oder Mitnußungsbefugnige des Herrn erjchienen bier nur ala 
einzelne bejtimmt begrenzte erechtigfeiten an der Allmende?). Und man 
leitete das Geſammtrecht nicht aus herrjchaftlicher Verleihung ber, ſondern 
meinte, die Mark fei den Genofen „vom himmlischen Vater zu Lehen" ges 
geben %). "Dies Alles Schloß natürlich nicht aus, daß im Laufe der Zeit über- 
aus häufig aus dem Schirmer oder Vogt ein Grundherr und Eigenthümer 
der Mark oder des Dorfes wurde. 

3. So war das Geſammtrecht an Grund und Boden je nach Zeit und 
Drt von außerordentlich verichiedener rechtlicher Beſchaffenheit *)). Die Um- 


1419 ib. IL 767: so seind herdte u. büschen im lande, darüber ist der herr 
ein herr und der landmann als der herr. 

MW. v. Schifferftadt 6. Grimm III. 16: walt wasser u. heide der ge- 
meinde u. armen leuten u. auch u. h. v. Speier, der uns von dem gericht 
u. von der gemeind wegen bei solcher freiheit beschirmen u. behalten soll, 

9%) Barmer Hofesrecht b. Grimm M. III. 16: so haben wir Bärmer all- 
hie öin gemarke, das ist unser gut. Davon hat der Erzbifchof beitimmte Abgaben, 
darumb sol er der gewalt stewren. Zuerft enticheiden die Erben, dann er. — 
Aehnlich in den Marken v. Altenhaslau, Dorntetten, Belleröheim u. Pfronten b. 
Grimm III. 417 $ 18. 20. I. 383 u. Maurer, Marfv. 65. 457; auch in der 
Bornheimer Grafihaft 6. Boehmer I. 355f. uw. Grimm II. 483 8 1. 4. 7. 
(dem konige von wazzere u. weide „dienen“, fie ihm „ferzinsen“). 

93) So erkennen im Streit v. 1487 b. Grimm I. 397 f. die Thalleute an, 
dat der Wald in des Herrn Zwing und Bann Tiegt u. daß dem Herrn wiltpann 
und herlickeit daran zuſteht; aber dem Anfprucd des Klägers gegenüber, „der wald 
wer sin,“ feßen fie trogdem ihr Eigenthum am Walde durch. Der Wald foll die 
rechte u. eigentliche u. gemeine allmende der Thalleute fein, vom Wildbann ab- 
gefehen ihrem Alleingebrauch unterfiegen u. von ihnen allein befegt u. entjeßt wer: 
den. — Ebenfo gehört im Rheingau dem Fürften in allen Allmenden wildbann u. 
Fischerei: das Eigenthum daran aber haben die Mannen Burgmannen Dienftmannen 
u. Hofedömannen des Gau's bergebradt von gots gnaden u. des guten s. Mar- 
tins. — Wenn es in Lags 1303 ib. I. 813 heißt: in dem buochwalt ze C, hat 
dü herschaft wiltbant, der walt under G. hoeret dü herschaft eygenlich an, fo 
folgt aus dem Gegenfaß, daß der erjtere Wald nicht Eigen der Herrichaft ift. W, 
v. Lampersleh ib. V. 529 $ 9: wasser, won u. weid, weld u, eckern ist der 
erbarn leut, u, das wild uf der heiden, die visch in der bach u. gn. herrn. 
W. v. Köllifon ib. 64 $ 26; v. Eich ib. IV. 628 8 3. 

) W. v. 1563 b. Grimm II. 492: wasser u. weyde haben wir von dem 
himlischen vater zu lehen, darbey soll m. j. v. V. einen jedern schützen u, 
schirmen nach seiner notturft. 

»s) Jedes Schematifiren ift bier verfehlt. Am meijten die Behauptung Weis— 
ke's, prakt. Unterf. III. 96 f., die Landgemeinden hätten nie echtes Eigen am unver- 
teilten ande gehabt, 
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ftände aber, welche dieje Beichaffenheit in jedem einzelnen Ball beftimmten, 
lagen in ber hiſtoriſchen Entwicklung diefer Allmende und jener Herrichaft, 
in örtlichen Gewohnheiten und Verträgen, in der natürlichen oder objektiv 
juriftiichen Verfchiedenheit der einzelnen Markbeitandtheile. 

Die restliche Bejchaffenheit des Gejammtrechts an einer Mark jtand von 
je in einer gewißen Korrefpondenz mit dem perjönlichen Necht der betreffen- 
den Genoßenſchaft. Voller Gemeindefreiheit entſprach vollfreies Geſammt— 
eigen, geminderter Freiheit gemindertes Geſammteigen, den verſchiedenen Stu— 
fen der Hörigkeit und Unfreiheit die verſchiedenen Stufen des Geſammt— 
untereigenthums und der mehr oder minder prekären Geſammtgebräuche 
am Herrengut. Keineswegs jedoch deckten ſich dieſe Verhältniße vollſtän— 
dig oder nothwendig. Denn abgeſehen davon, daß in derſelben Mark ne— 
beneinander ungleichartige Geſammtrechte an verſchiedenen Markſtücken vor— 
kamen 9%, war auch am Kern der gemeinen Mark das Beſitzrecht oft beßer 
oder fchlechter als die perſönliche Stellung der Gemeinde. Freie Gemein- 
den konnten auf gelichenes Gemeinland beſchränkt ſein“), ſchutzhörige 
oder grundhörige Gemeinden Eonnten, obwol allerdings erft nah Durchbrechung 
der ihrer Rechts- und Verkehrsfähigkeit durch das Hofrecht gezogenen Schran« 
fen®®), freies Geſammteigenthum befigen®). Und mehr und mehr konnten 
im Laufe der Zeit, unbefchadet der einheitlichen Qualität ihres Gejammtrechts 
an der Mark, Gemeindegenofenfchaften engerer und weiterer Art fi unmit- 
telbar aus Genofen ungleihen Standes und Rechtes zufammenjeßen. 

In ähnlicher Weiſe ftand die rechtliche Beichaffenheit des Geſammtrechts 
in Korrejpondenz mit der Beichaffenheit des Rechtes der einzelnen Genoßen 
an ihren Hufen. Auch bier aber ijt nicht mit Maurer an eine principielle 
Identität zu denken, wie fie ſchon wegen des Nebeneinanderftehens ungleicher 
Befitrechte in derjelben Gemeinde unmöglich war, überdies aber deshalb nicht 
ftattfand, weil die einzelnen Arten des Gejammtrechts den einzelnen Arten 
ded Sonderrechts nur ähnlich, nicht gleich waren 100). 


”), S. oben Note 70. 88. Racomblet III 535. Grimm, W. I. 178. 638f. 
V. 554 8 6. 8. 564f. $ 2. 7. 14. 

97) Denn urfprünglich zog Anfähigkeit auf fremdem Boden nicht perfönfiche 
Abhängigkeit nach ſich (Th. I. S. 123 f.), und fpäter fonnten ehemald hörige Ge- 
meinden zur Freiheit und die einzelnen Bauern zu vollen Eigenthümern ihrer Höfe 
emporfteigen, während Doch das echte Eigen der Allmende bei einem andern blieb 
(Schauberg, Zeitſchr. I. 124). 

) Bol. Th. I. ©. 175. 

9%) Freied Gefammteigen böriger Gemeinden im 15. Jahrh. in Solothurn, 
Renaud aa. O. 17. N. 74 u der Abtei Muri, Grimm IL 43 u. 62. — 
Märkerichaften im Befig freier Marken und doch aus börigen und auf fremden 
Boden figenden Kolonen beftehend b. Maurer, Markv. 23 f. 69 f.; Anh. Nr. 4 
©. 473f., jebt auh Grimm V. 574 f. 

"0, Denn ed gab z. B. kein Gefammtredyt, das genau der lebenslänglichen Leihe 
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C. Welches nun aber Beichaffenheit und Umfang des Gefammtrechts an 
Grund und Boten jein mochte: darin war es fich überall gleich, daß, foweit 
ed eben reichte, jein Subjeft die Gejammtheit der Genofen war. 
Und zwar war fie ed ald Geſammtheit ſchlechthin, in ihrer finnlich-Fonkreten 
Erſcheinung, ohne irgendwelche begrifflihe Trennung ihrer einheitlichen und 
vielheitlichen Seite. 

- Schon die äußere Redeweije der Quellen zeigt, daß man fi in der That 
die Gefammtheit in diefem Sinne als Subjekt des Gefammtrehts an Grund 
und Boden vorftellte. Denn in mannichfachem Wechjel, je nachdem der augen- 
blicklihe Gedanfengang mehr hierhin oder dorthin führt, wird bald die ein« 
heitlihe bald die vielheitliche Seite oder auch Beides nebeneinander betont. 

Mitunter zunächſt begnügt man fi mit der einfachen und die Frage 
des Subjeftes offen laßenden Erklärung, etwas jei gemein (commune); 
oder Recht, Gebraud oder Nutzen daran jei gemein; oder es jei eine com- 
munio, communitas, gemeinmark, gemeinsame, gemeinde, gemeinheit, al- 
mende u. ſ. w. oder ein Theil davon 10), Bisweilen drüdt jogar ſchon die 
Bemerkung, etwas ſei mark, bejonders im Gegenſatz zu eigen oder schutz- 
bann, ein daram ftattfindendes Gejammteigentbum aus1%). 


oder dem bejchränft vererbfichen Baurecht Eorrefpondirte. Maurer (Marfv. 66 u. 
68, Fronh. III. 207. 208, Dorfv. I. 74. 83) fcheint das Geſammtrecht mit der 
Summe der einzelnen Nußungsrechte zu inbentificiren, diefe aber bei verfchiedener 
Qualität der Güterrechte verschieden zu jeßen. 

01) L. Burg. add. I. t.1 c. 6: sylvarum, montium et pascuorum,. com- 
munionem; L. Rom. Burg. tit. 17: jus esse commune. 1234 b. Wend I. 16: 
communionem "quae vulgo almenda vocatur. W. v. Burtſcheid v. 1226 b, 
Grimm IV. 798 $ 11: aque communis; v. Hagenbad ib. V. 8 3. 4. 13, 15: 
communia pascua, communis marca, communis silva. Aehnlich in angelfächf. 
Urf, 3. B. 839 b. Kemble, C. D. H nr. 241 ©. 1: in commune silva, quam 
nos saxonice in gemennisse dieimus, — Grimm, ®W. I 80: u, gaat die ge- 
meinsamy. 760: up dem gemeinen broiche. II. 45: ®aßer ift gemein. 524: 
bis an die gemeynde; van den gemeynden vort. 666. 759. 796: dit is dye 
gemeynde. III. 319: howe etwas ut der gemenheit, während die Märkerſchaft 
„de gemenen menner“ heißt (S. 320). IV. 618 $ 5: weg u. steg, baum zum 
allmenach, wasser u. weyde der gemeinde, 767 $ 11: gemein backhaus. V. 
155 $ 57: ain recht gmainmerk. 153 $ 34. 356 $ 24—25: gemeine brunnen 
357: gemeyn u. gemeyn holtz wasser u. weide. 500: wasser u. weide u. alle 
gemeinschaft. Auch die Stellen b. Thudichum ©. 123 —124. Ganz beſonders 
häufig aber werden Wege, Straßen, Plätze, Gräben, Bäche, Thore. Triften u. f. w. 
einfach ald „gemein“ gewiefen. 3. B. Grimm, W. I. 108. 116 f. 199. 204. 
255 $ 16: 256. 271 $ 12, 334. 693. II. 688. 693. 694. 696. 701. 724. 757. 
728—729. III. 336, IV. 710, 764 $ 16. V. 606 $ 8. 9. Kaltenbäck L 178 8 
18—25. 184 8 94—95. 187 8 14—29. 

2, Vgl. Note 15 u. 74, fowie die Ausfagen über die Babenhäufer Mark b. 
Grimm, R. N. 499—50, wo Wald, Holz, Brüde, Waßer und Boden, darüber 
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Wo dagegen das Subjekt des Geſammtrechts ausdrücklich genannt wird, 
erjcheinen zuvörderft jo mannichfache auf die Vielheit der Genoßen hin- 
weijende Formen, daß dadurch allein ſchon der Gedanke an eine einfeitig aus— 
geprägte juriftiihe Einheit ausgejchlogen wird. Die Mark oder Allmende 
wird den Märkern, XThalleuten oder Gebietseingejeßenen zu rechtem Eigen 
oder zu Eigen gewiejfen!%); die Märker find mit der Mark belehnt104); 
Nugeigen, „usuaria* oder einzelne nußbare Gerechtiame gehören den Mär- 
fern, Dorfleuten, Hubnern, Hofleuten, Eingeſeßenen, den Befigern der Hof: 
ftätten, den villani oder coloni!®). Ebenſo heißt ed von Marken, Allmen- 
den, Wald, Waßer und Weide ganz allgemein, fie feien das Gemeingut der 
pagenses, incolae provinciae, rustici, parochiani, homines de villa N. N., 
illorum de N. N., oder der Märker, Dorfleute, Nachbarn, biderben, ehrbaren 
oder arınen Leute, Neb-, Burg, Gotteshaus, Lehnleute, Bürger, Huber 
u. j. w. und würden von ihnen genußt und genofen 106), Die Genoßen 








die Brüde gebt, das Waher ergo auch die Brüd, Wiefen, Grad, Bäume u. Ge 
fträuche für mark im Gegenfaß zu schutzbann gewieſen werben. 

10) 3, B. 1385 b. Grimm I. 512 u. 5l4: den merkern zu rechtl. eigen. 
1363 b. Lacomblet III 535: der merkere eygin. Grimm I. 400: der von 
L. u. U. rechte eigentliche almend. Heusler 29: eigenschaft ber cives de 
villa Suites, 1217 b. Tschudi I. 114. Grimm V. 554 $ S: die vm B. ha- 
ben ein eigenen walt. Ib. III. 255 $ 3 u. 257 $ 4: den rechten erben .. den 
eigenthumb. 

10) Grimm, W. II. 635: die merker belenet. Ib. III. 857: den armen 
luten. Lacomblet III. 535. 

ios) Grimm, W. III. 500: den merkern die mark zu gebrauchen zu irer 
notturft. 1273 b. Remling I. 335: jura pascua der villani de W. 1209 ib. 144: 
usuaria der coloni de M. Grimm II. 686: den erffen u. anerflen irer ge- 
rechtigkeit. I. 390: dennen, so uf den 18 hofstetten sitzend. 123. 374. II. 354. 
337: den sullen dye hoefslude geprauchen wasser u. weyd, 354: die lehen- 
leuth. IIL 538: „die im gericht‘ follen „macht haben“, IV. 6: die huber u. 
die hofflute u. wer in dem hoffe gesessen ist, die hant dz recht, dz sie sol- 
lent nützen wunn u, weid. 154: die dorflüt u. die huber. 245: die huober 
u. die gottzhausleute. 

106) 1152 b. Racomblet I. 275: communis compascuus terminus der pa- 
genses. Bodmann I. 452: ineolis provineiae. 1217 b. Tschudi I. 114: homi- 
nibus de Swites libere et in perpetuum utenda permaneant. 1218 — 1225 b. 
Lacomblet II. 68: Wald der Aomines ville T. 1243 u. 1273 ib. 146 u. 379: 
parochiani. Grimm, W. V. 556 $ 10: almenda rusticorum. 231 $ 10: silvae.. 
communes illorum de $.; communibus rusticorum de S. et H. Landb. v. Schwiz 
185: auf der landleuthen allmend. Grimm, W. III. 321—323: der merker ]. 
393: dero von Losspurg gemeine allmad. 787: die von Dürkheim. Sachſ. ſp. IH. 
86: siner gebure gemeine geburschaft. Kaiſerr. I. 73. Grimm I. 753 u. V. 
342 $ 11: der burger walt. II. 471: sullent die nachpuren v. P. sich wasser 
u. weide gebrauchen. Ebenſo 462. 505. I. 553. III. 768. 580: wir teylen holtz 
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nennen daher die Mark die ihre!) oder jagen: wir haben diefe Mark inne, 
dieſes Holz iſt unſere Allmende, und ähnlich los). Ja bisweilen wird ganz 
ohne Hinweis auf die genofenjhaftlihe Verbindung Tediglih von Nutzunge— 
rechten gejprochen, welche jeder Nachbar oder Huber, Jedermann oder 
„Allmann“ im Bezirfe haben ſoll 109), oder welche einem Landmann, Got- 
teshausmann oder Huber, dem Landmann, dem Burgmann, dem Hofınann 
oder Huber zuftehen!!%), Natürlich ift auch hiermit nicht gemeint, daß folche 


u. feldt den nachgebauren im dorf, wonne u. weyde, wasser u. wag, als weit 
die mark ist. V. 101 $ 11: gemeine Holz der reblüt dreier Dörfer. 529 $ 9 u. 
538 8 11: der erbarn lüt. 414: der biderben leut. IV. 75: hant die huber einen 
först. III. 328: daz ist der armen lude holtmark von alder gewest. V. 541: 
den armen wasser u. weide. II. 639: lehenleute. II. 39 u. V. 288: hofeslüt. V. 
290: arme leute. Ebenfo wird der „weitgang‘‘ gewieſen den lehnmennern in den 
13 lehen, ib. II. 701, den von B. .. der ein höber ist, ib. 500; jägerei u. 
fischerei . . stehe den »achbarn zu, II. 413 u. III. 837, der burgleute u. hube- 
ner III. 360. 365 f. 374; Holzhaurechte der villani I. 693, der gottesleut u. huo- 
ber V. 64 $ 54, ber leute III. 331; Maft den armen leuthen II. 111, den nach- 
barn ib. 115. 572. den von R. I. 439. Bat. ib. III. 239 8 6, 291 $ 8, 292 8 
8, 293 8 8, 294 u. f. w., wonad „m. gn. f. u. h. arme leut nädhfte erben des 
Waldes binterdem Holzgrafen find. 

on) Grimm, W. I. 88, II. 41, IV. 356: ir allment. I. 137: ir gemein- 
march, 

108) Grimm, W. III. 16: wir haben allhier ein mark, das ist unser gut. 
II. 400: die wälder die wir zu S. haben. II, 160: das wir ein gemein holz 
haben. I. 79 u. IV. 346 $ 22: unser gemeinmärk. Heusler 71: unser allmend. 

) W. v. Hottenbah b. Grimm IV. 718 8 6: wer wasser u, weidt bin- 
nen dem gezirk gebrauchen soll? Alle diejenige, die binnen dem bezirk gesessen 
sein u. niemand anders. Ib. II. 197. 202. 672. 677. 680: „allman“ fol Waßer 
u. Weide, Straßen u. Gemeinden brauchen. IV. 596 $2. 601 8 12. V. 657 8 1: 
ein jeden gedingsman zu gebrauchen. V. 704 $ 14: Holzrecht bat ein iclicher 
man, der sitzt in etc. IV. 764 $ 16, 14, 19: jeder. II. 88. jeder inwöhner. I. 
512: iglicher merker, 461: yedermann. Kaltenbäd I 35 8 70 u. 71, 4828 
39—45: jeder Nachbar, jeder Gemeindmann mag fildhen; 86 $ 83 u. 232 $ 87: 
jeder Nachbar mag gewiße Thiere fangen, 280 $ 55—56: „Jeder“ u. 287 8 63 
bis 65: „jeder Geſeßene“ bat Holzungsrechte. 

0) Grimm II. 320: wan nun solches alles der arm man betzahlt, hat 
er sich zu gebrauchen wasser weidt busch u. weldt. 344: wanne der inwoner 
des dorfs R. seine herrendienst gethan, sein grundtzins geliebert u. betzald, 
als dan mach er sich gebrauchen wasser u. weiden, filtz u. ley, wildt u. zam 
nach notturft seiner nahrung. II. 141: der arm man hat Holzgenuß. IV. 590: 
der arm man foll wasser u. weide brauchen. Ebenfo II. 160. 192. 438 $ 3. 
702. — Il, 767: ein landman, V. 393 $ 6—T: ein gotzhusman oder huober. II. 
549: der gehüvere. IH. 368 u. 370: der burgkman u. der hübener. II. 453 u. 767: 
dem landman. II. 826: der arme landman ift mit Waßer u. Weide belebnt. I. 
573: anch hat der kirchspelsman die freiheit, sich zu gebrauchen des fisches 
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Rechte Individualbefugniße feien, indem fie eben nicht Jeder für fi, jondern 
nur Jeder mit Allen zufammen ausüben kann. Und anderwärts heißt es 
daher ausdrüdlich: „die dorfleute haben ein sämmtlich recht an den ge- 
meinen gütern“!!!), Oder es wird das rechte Marfeigen den Märfern ge- 
meinlih oder den gemeinen Märfern gewiejen!!2). Oder ed wird ein 
Wald unter ausdrücklicher Verneinung alles Sonderrechts allen Dorfbewoh- 
nern insgemein, den universi provinciales, den gemeinen Kirchſpiels— 
genoßen zugejprochen 43), Oder man faßt endlich die verjchiedenen Stände 
oder Klafjen des Verbandes ald Subjekt zujammen!!t). 

Auf der andern Seite ift es jehr gewöhnlich, das Subjekt des Gejammt- 
rechts als Einheit zu bezeichnen. Man weist das Eigenthum, den Gebraud) 
oder einzelne Befugnife an der Mark der universitas oder communitas!!?) 
und in den beutjchen Weisthümern außerordentlih oft der Gemeindel!®), 
in dem wasser, des vogels in der luft u. wildfangs. II. 523: dem gehoffner 
sein gebrauch. 138: ein armman. 139: ein hausman, ‚550: der gehöfer 188: 
der lehnmann so im gericht gesessen. 418: der lehnman. 612: der untersasse. 
Vgl. ib. 421. 529. 540. I. 112. IIL, 581. 

11, Grimm, ®. I 321. 

112) Grimm, W. IV. 547 8 2: lot eygen der merker gemeinliche. V. 302 
8 2: gemein merker der 4 dorf... alle welde wasser u. weide zu irem nutzen 
u. gebrauch. 

113) Urk. v. 1173 6. Bodmann I. 453: in hac silva nullus nostrum pri- 
vatum habebat, sed communiter pertinebat ad omnes ville nostre incolas. Grimm, 
%. III. 279 $ 5: den erben sämbtlich die jagd. II. 475: den gemeinden nach- 
barn, Maurer, Einf. 114: universi provinciales,. Heusler 70: das gemein- 
land gehört gemeinen kilchern zu eigen. 56: gemeinen kilchgenossen. 

1) W. v. 1425 b. Grimm V, 252 $ 7: die priestere die burgmanne die 
burger u. nachgebuere gemeinliche bezeichnen weide u. mark, die ine allein 
zustet. 1267 b. Remling I. 314: villicus preco scabini et universalis com- 
munitas villarum de S. 1301 b. Lacomblet III. 10: communitas militum fa- 
mulorum et parochianorum ville in Ceyrne. Im Rheingau b. Grimm I. 534: 
wir .. manne burgmanne dienstmanne u. hovismanne, 

115) Urk. v. 1273 6. Gudenus II. 797: proprietas der universitas. 1279 
b. Bodmann I. 441: jus marke . . quo dicte universitates gaudebant et gau- 
dent, 1231 b. Gudenus III. 1102: pascua communitatis. 1279 6, Würdt- 
wein, nov. subs. XII. 218: almeindam nostre communitatis. 

116) So der gemein allment b. Grimm I. 453; der gemein .. wasser weydt 
busch welde einigungh u. hochgericht ib. II. 316; wasser u. weyd der ge- 
meind ib. II. 140. 171. 299. 353. 447. 501. 568. III. 743. V. 572 $ 2; was- 
ser weide u. welde der gemeinden II. 873; wald der gemein II, 86. 339. V. 
322; das holz der gemeinde II. 11. 640. V. 542; ebenfo Buſch u. Heden ib. II. 
47. 290. IV. 615 $ 5. 761 $ 9; bach driesch graben IV. 761 $ 11; Sand- 
gräberei ib, V. 607 $ 16; Lehmgruben I. 784; Graben I. 800; Viehweide u. 
Biehtrift I. 779. 780, III. 624. IV, 761 $ 9; das Gemeindehaus I. 801; ein 








174 Genoßenſchaft und Gefammirecht. 


auch wol der Bauerſchaft, Nachbarſchaft oder Dorfihaft!17), Und zwar bezeich- 
net man ausdrücklich auch ſolches Recht, welches zunächit alle Einzelnen aus— 
üben, als Recht der GemeindeUs). Daß aber dabei die Gemeinde nicht im 
modernen Sinne einer juriftiichen Perſon verftanden, vielmehr gerade bei 
Worten wie universitas, communitas oder gemeine die Vielheit ſtets mit- 
gedacht wird, erhellt aus andern Stellen. Denn die Allmende wird der Ge- 
meinde zugewiefen, um fie mit gemeiner Hand oder insgemein zu 
nießen und zu brauchen 19); es wird in diefem Einne von einem Recht der 
ganzen Gemeinde, des Zofus populus, der gemeinen Menge oder Thal- 
menge, der gemeinen unzertheilten Waldganerbichaft geiprochen!20) ; das 
Weſen ded Gemeindezutd wird darin gefunden, daß es Reichen und Armen 
Wald 3 Gemeinden III. 837. Bol. V. 554 $ 6: den weidgang der gemein zm 
B. zu notturft u. gerechtigkeit. IV. 723 $ 8: wäldt u. alle gemein feldt unser 
gemeinen zustehet. 530 $ 26: der gemein sein eygen. 621 $ 7: wasser u. weid, 
weg u. steg . . der gemeinden. II. 154: wir weisen... wasser u. weydt, 
weg u. steg der gemein zue, III. 439 u. V. 324$ 10: der wildband die fische- 
rei velt wasser u. weide der gemeinde. Bgl. I. 115 Note 2. 603. 604. 638 f. 
482. 483. II. 672. V. 665 $ 3. Ebenio werden b. Kaltenbäd Fifchereirechte 
(3. 8. 1.35 $ 65. 124 $ 68. 193 $ 93. 184 $ 91. 231 $ 69—78. 232 $ 73) 
und gemeine Holznugungen (z. B. I. 219 $ 14. 240 $ 2. 264 $ 3) der gemain 
zugewiefen. 

mM, dv. 1370 6. Grimm III. 95: der burscap.. . ere gemeyne water, 
77: der dorfschaft. Kaltenbäd I. 36 $ 82: Jagdrecht der nachbarschaft. 

8, 3, B. W. v. Imbsheim b. Grimm I 752: die gemeinde zu F. hat 
ein recht uf den wald, daß jeder hausman Schweine treiben fann; die gemeine 
zu 1. hat recht, das bauholz auf dem vorg. wald zu hauen, wie viel einer 
zu seinem gebaue bedarf, der zu I. in dem dorfitter sitzt. I. 114: die gemeind 
hat das recht, wellicher zu E. husen wyll, dem soll der vogt ein uffrichty 
uss dem hard geben. 76 $ 13: es ist ouch unsers dorfs recht u. fryheitt, 
wer zu uns züchet u. by uns hushablich sitzet, der sol wunn u. weide mit 
uns haben u, nieszen. IV. 632 $ 6: das die lutte, die z. Ibersheim wonende, 
das die da gebruchen sint die recht desselben dorfs, die man nennet wasser 
u. weyde u, allmand. Auch V. 432 f. $ 1—4 vergl. mit $ 5. 

0), W. v. Neumagen v. 1815 b. Grimm II. 326: des sullen die gemein 
v. N. in der herren walde faren u. der welde mit gemeiner handt genutzen u. 
gebruchen. I. 803: es hatt auch die gemein einne freiheit in irem gemeinen 
graben, denselbigen mit holtz u. allem in der gemein zu gepruchen. 

120) Grimm V. 564 $ 2: weid u, wald einer ganzen gemein zue L,; 
87.9. 10, Ur v. 1271 b. Tschudi I. 114: totius utriusque populi habea- 
tur pascua. Grimm I. 402: der gemeinen menge zu L. u. N. gesässen rechte 
gemein eigentlich allmend. Urf. v. 1400 b. Maurer, Marko. Anh. 482: ge- 
meinen unzertheilten ganerbschaft . . . hergebrachte erbliche gerechtigkeit. 
1560 ib. 485: alle sammenthafit unzertheilte zusammen gebundene gemeine 
ganerben, 
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gleihmäßig offen fteht!?!); und es werden geradezu die re mit 
den ungetheilten Rechten Aller identificirt 122). 

Weil jo die Geſammtheit fowol in ihrer Einheit als. in ihrer Vielheit 
Subjekt iſt, können auch nebeneinander die Gemeinde und die Dorfbe— 
wohner oder armen Leute, die Dorfſchaft und die Dorfgenoßen, die Bauer— 
ſame und die Hausgenoßen, der Hof und die Hofleute, ja auch gleichbe— 
deutend die Leute oder die Gemeinde, homines sive communitas als In— 
haber des Gejammtrechts bezeichnet werden 123), 

Nicht anders tritt da, wo zunächit nur die objektive und erjt mittelbar 
die jubjektive Zugehörigkeit der Gemeinmark ausgedrückt wird, die Identifi— 
eirung von Einheit und Vielheit hervor. Denn es heißt ebenjowol, die All- 
mende gehöre zu dem Eigen oder Erbe ter Genoßen, zu den Huben oder 
Schuppoſen,124) als, fie jei Zubehör des Dorfes und feiner Marken 125), ber 
Mark, dem Gericht oder dem Dorf zuftändig!?6), die rechte Allmende oder 


21, W. v. Maur b. Grimm I. 43: das ist gemeines dorfis zu M., rich u. 
armen gelich. W. v. Ofthofen IV. 635 $ 10: wasser u. weyd u. alle allmende 
der gemeinde daz die edel u. armen ist. Ebenjo in Niederflördheim 1374 ib. 636. 
Bol. ib. 761 $ 11 mit $ 13. 

122) W. v. Borchen v. 1370 b. Grimm IEL 96: do bleven under uns 
allen wnverdelt de gemeyne busche, de unser aller scholden wesen. 97: de ge- 
meinen unvordelden busche, de unser aller sint. 

23) Grimm, W. II. 321: der gemeinde und inwohnern dieses dorfs €. 
wasser u. weyde etc. III. 886: der dorfschaft und den mennern darinn 
wasser weyde u, holtz. I. 52: der husgenossen und der bursami erblechen. 
V. 588 8 1: walt wasser u. heide der gemeinde und armen leuten. I. 622 
8 12: dass all allmenden, sy sygent in holz, weld, acker, matten u, was 
dazu gehört, dem genanten hof zu W. und allen denen lüten ro daselbs ge- 
sessen sint zugehörent. Urf. v. Monre (1264— 1265) ib. III. 617: homines 
sive communitas ville M., ad quos fundus pertinebat proprietatis titulo. 

4) Grimm, W. IV. 539 $ 6: hört zuo der gnossen eigen u. erbe. 
I. 174: in den hölzern u. bännen, so zu dem hofe und schupposen gehören. 
V. 69 $ 4: ouch hand die 14 schuopossen das recht, daz si nieszen söllent 
twing u. bänn, wunn u. weid in holz u. veld. I. 400. — Nebeneinander 
heißt ed in der Urk. v. 1354 b. Bluntſchli, R. ©. I. 85: da das vorg. rieth 
als lang so jeman gedenket ein gemeinmerch gewesen ist der vorg. drier 
dörfer und der liegenden guetern, die ze dien dörfern hörent, 

125) 1338 b. Boehmer 557: de bonis sive rebus ad dictam villam 
Burnheim et ejus terminos communiter spectantibus. 1223 ib. 472: die ge- 
mende die zu den zwein dorfen gehoret. Kaltenbäd I. 556 $ 15: waid 
so zu dem dorff in N. gehört. Urk. v. 1722 b. Heusler 70: holz ... dem 
Kirchgang K. gehörig. 1760 ib.: alm holz feld was der ürte zugehörig. 

126) Sarber W. b. Grimm V. 302 $ 3: der mark zugehörig; der ge- 
meinen mark zuständig; $ 4: alles der mark zustendig. 551 $ 4: dem closter 
u. dem dorf zu einer rechten allmend. III. 549: die mark dem dorf. IV. 
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das gemeine Gut ded Landes, Thals, Kirchſpiels, Eigens oder Dorfs, meh— 
rerer Dörfer, der Uerte u. ſ. w.127). Auch wenn geradezu dem Lande, Dorf 
oder Kirchipiel das Eigenthum oder beftimmte Gerechtigfeiten an der Mark 
zugejchrieben oder die Dörfer für „Märker“ in einer größern Mark erklärt 
werden 128), ift damit vielfach nur gemeint, daß jenes Recht Zubehör der ber 
ftimmten räumlich-dinglichen Einheit und jein eigentliches Subjeft die in 
diefer mitgenannte Genofengejammtheit fei, weshalb denn auch oft Dörfer 
und Märfer, Gemeinde und Dorf, Kirchſpiel oder Kirchipielsleute genannt 
werden129),. Erſt jpäter geht nach ſtädtiſchem Vorbild dieſe Auffagung bie- 


650 $ 28: die tiede (Gerichtäftätten) u. enger... einem jeden flecken o. dorffe. 
Eranien I. 44: dem gericht. 

12) Grimm, W. I. 460: recht Zandes allmend, 1424 b. Maurer, Einl. 
114: stagnum quod commune totius terrae fuerat. Landb. v. Schwiz 236 ır. 
266: wunne u. weide des Zandes. 1292 b. Baur, Heß. Urf. L Nr. 276: in 
communitate villae Morle que allmende vulg. appellatur. Maurer, Marfv. 4 
Note 5: almend u. alpen des thales (Val Formazza). 1487 b. Grimm I. 399: 
ihres thals z. L. u. U... allmend. Ib. L 534: Mark jeded dorfs. 605: ge- 
meiner walt des kirchspiels. 607: des kirchspiels gewäld u. mark. Unterwalbder 
Urf. b. Heusler 40, 70, 98 u. f. w.: gemeiner ürte wälder, der kilchhöri K. 
gemeiner hochwald, kirchgangsgüter u. |. w. Grimm, W. I. 461: des dorfs 
allment. 63: die erlen die der dryer dörfer sind. III. 557: die welde, die 
das dorfe M. hat. 485 $ 15: der dorfe holzmerke. IV. 628 $ 3: ine dem 
rechten allmanden des selben dorfes. Kaltenbäd I. 76 $ 8: hat das aigen 
S. ain gmain holz; 215 $ 4: aller gemain des aigens; 545 $ 59: nachdem 
disz aigen kain aigen holtz nit hat. 

128) So wird bie Kleinauheimer Marl den 5 dorfern zu rechtem Eigen ge- 
wiefen, Grimm IV. 522. Ebenſo ib. 557 $ 1. W. v. Sernatingen v. 1433 
ib. V. 219 $ 21: wer der wer der an des dorfs allman stieszi 0. dem dorf 
das sin invieng 0. rüti. W. v. Bleidenftabt v. 1486 ib. IV. 536 $ 2: dass die 
drue dorfer H. S. u. B. in dem . . walte mercker sint. ®gl. ib. 623: 17 
dorffer... die recht hant in die weide. 1486 ib. 632 $ 3 u. 6: die recht des- 
selben dorfs. V. 432f. 8 1—4 u. 5: umb diese rechte, die das dorf zue B. 
hat in dem wald. II. 21: S. A. dorffe hat macht. 205: yclichem dorfe doch 
der gebruchunge zu synem recht. III. 286 $ 7: wer der nächste erde nach 
dem landesfürsten sei? die drei dörfer. IV. 522 $ 3. 5. 6: daz selbe recht 
... sol auch das dorf haben. II. 295. Heusler a. a. O. ©. 71: die kilch- 
höre verfauft eine Alp, soweit ihre rechtsame u, eigenschaft gang. 

129) W. der Seulenberger Marf b. Grimm V. 319 $ 1: das die mark der 
obg. dorfer und merker rechtliche eigen si. Ebenfo ib. III. 488. W. v. Schwe- 
genheim V. 567 $ 7: Wald der gemein u. dem dorf als almen. Bat. II. 717: 
dar uf sullent dat dorp v. M. ihre vehe dreiben zu weiden. 1280 b. Gudenus 
II. 219: villanos in D. quoscungue, quibus in marca ejusdem ville competit jus 
secandi. Unterwald. Urt. b. Heusler 70: die bäumen sind der kilchhöry 
oder den kilchern verfallen, Ebenfo wechſeln 1613 in Lungern „kilchöry“ und 
„Kilchgenossen“ ab, 
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weilen in die neue Auffaßung über, für welche Land, Dorf oder Kirchipiel 
im Sinne eined örtlichen Gemeinwejens Subjefte von Eigenthum und ding- 
lichen Rechten find. 


Hievon abgejehen, zeigen fchon die zufammengeftellten Aufßeren Rede— 
formen der Duellen deutlich, daß für das in ihnen fi) abipiegelnde Rechts— 
bewußtjein die Geſammtheit ſchlechthin und ohne Unterfcheidung ihrer einheit. 
lichen und vielheitlichen Seite Subjeft des ungetheilten NRechte® an Grund 
und Boden war. Einheit und Vielheit famen mit und durcheinander zur 
Geltung. 

Böllig verkehrt daher ift zunächſt die Annahme, es fei das Geſammtrecht 
an Grund und Boden irgendwo entweder als das ausschließliche Recht einer 
juriftiihen Perfon oder als ein bloßes Miteigentfum der berechtigten Ge- 
noßen jemals vorgeftellt worden 19%. Hätte man die Gemeinde im Sinne 


30) Indem man diefe Alternative nicht etwa blos für dad heutige gemeine, 
fonbern für jedes Necht jeder Zeit ftellte, Fam man zu gänzlich ungefchichtlichen 
Anfhauungen. Die Einen behaupten, vor der Ausbildung des Eigenthums einer 
juriftifchen Berfon habe es an allen Gemeindegütern nur Miteigentbum von Pri- 
vatperſonen gegeben. So Dunder, Gefammteigtb. 161 f. u. Gerber, Syſtem 
8 51 N. 4, 77 N. 9; Zeitihr. a. a. D. 208f. Nah Dunder (S. 170f.) 
follen dann jogar die großen Marken durchweg Miteigenthum geblieben, die Dorf- 
allmenden (S. 178 f.) aber theild ebenfalls Miteigenthum geblieben, theils in das 
Eigenthum einer juriftiichen Perfon übergegangen fein. Die älteren Miteigen- 
thumstheorien (Th. I. S. 664 Note 25) wollten wenigſtens nur die Praxis, nicht 
auch die Gefchichte uniformiren. Umgekehrt trägt Thudichum ©. 314—332 die 
von Thibaut u. Maurenbrecher für praftifche Zwede verfochtene Anſicht (Th. 1. 
a. a.D. Note 29), das Gemeindegut fei immer rein Eorporatived Eigenthum, in die 
älteften Zeiten hinein, indem er behauptet, urfprünglich fei die Gemeinde als folche 
(alfo ald jur. Perfon) alleinige Markeigenthümerin, der Einzelne ausfchliehlich ald Ge- 
meindeglied (alfo zu fog. „bürgerlicher Nußung“) berechtigt gewefen, und es hätten fich 
neben diejem regelmäßigen, dem heutigen Recht der Gemeinbegüter Eonformen Verhält- 
niß (S. 319) nur ausnahmsweiſe an einzelnen Orten individuelle Rechte und felbft Mit- 
eigenthum entwidelt (5. 280— 283). Weniger einfeitig, aber auf beiden Seiten falfch ift 
die Meinung Renaud's a. a. DO. ©. 74f., welcher die jpätere Theorie, wonach 
Eigenthum einer juriftifchen Perfon und jura in re aliena der Einzelnen vorliegen 
follen (Th. I. 664 N. 26—28), in die ältere Zeit hineinträgt; ähnlich Gengler, 
D. P. R. 186. Dagegen haben die neueren Bertheidiger des Geſammteigenthums 
fast alle den gefchichtlichen Kern des Inſtituts mehr oder minder richtig bezeichnet 
und ihn, obwol in verfchiedenartiger Weife, übereinſtimmend darin gefunden, daß 
die Befigesformen an der Allmende Einheitd- und Vielheitsrecht weſentlich und 
nothwendig zu einem Ganzen verbanden: fie aber tragen vielfach in verfehlter 
Weiſe das Flüßige und begrifflich Unausgebildete ded alten Rechts in dad moderne 
Dogma und die heutige juriftifche Konftruftion hinein. Vgl. Eihhorn, R. ©. 
8 60, Einf. 8 168, 3. f. geſch. R. W. I. 153. Phillips, Grundf. I. $ 86. 
Wollf, Lehrb. J. $ 108—109. Grimm, R. A. 494. Löw, Markg. 44—47, 
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eines idealen Rechtsſubjekts als ausſchließlich Berechtigte gedacht, was wegen 
der überall beſtehenden Betheiligung aller Einzelnen am Gebrauch und Genuß 
unmöglich war, jo hätte man ſicherlich die auf die Einheit hinweiſenden 
Formen, an denen ed ja nicht fehlte, Überwiegend angewandt oder doch nicht 
oft jo nachdrücklich und in fo technijchen Formen die Vielköpfigkeit des Sub- 
jekts hervorgehoben. Hätte man umgekehrt, was wiederum ſchon an der Un- 
möglichkeit der Duotenbejtimmung, an der Veränderlichfeit der Genohenzahl 
und an der ewigen Daner des Verhältnißes jcheitern mußte, fih ein bloßes 
Miteigenthum vieler Individuen vorgeftellt, jo hätte man jchwerlih oft jo 
nachdrücklich das vielföpfige Subjekt der Mark zur Einheit zujammengefaßt. 

Vielmehr ftellte man fih eben eine Gejammtheit, welche Einheit und 
Vielheit zugleih war, als Subjekt vor, und zog im Einzelnen je nad Bes 
dürfniß bald aus der einen und bald aus der andern Seite des fo hejchaf- 
fenen Subjekts die rechtlichen Konjequenzen. Man folgerte alfo 3. B. aus 
der vielheitlichen Natur der Gefammtheit jelbitändige Theilberechtigungen oder 
Nußungsbefugnige jedes Genoßen und ſah die Mark als ein von den Vätern 
„ererbtes" Beſitzthum Aller an!?}). Und doch brachte man es ſich andrerjeits 
in Bezug auf die Kontinuität des Geſammtrechts bei dem Wechſel der Individuen 
zum Bewußtjein, daß die Gefammtheit nad ihrer einheitlichen Seite hin troß 
Mehrung oder Minderung der Genofenzahl durch die Sahrhunderte hindurch 
diejelbe blieb und dajselbe Recht an demſelben Marfgebiet übte132). 


113. Weide, pr. Unter. II. 105. Bluntſchli, 8. © L 79. IL 73 f.; 
P. R. 5 58-59. Wyß, 3. f. ſchweiz. R. 1. 47f. Maurer, Einl. 106 f.; 
Markv. 63-70; Dorfv. J. 68—87. U. 221, 270. Am tiefjten dringen Arnold, 
Kultur u. Recht der Römer 132—143, Befeler, Voller. u. Juriſtenr. 185 f., 
Syit. $ 83—84, und beſonders Heusler a. a. O. S. 24 f., der vor Allem auch 
auf das wirthichaftliche Gegenbild der juriftiichen Doppelnatur des Gefammtrechts 
in der gegenfeitigen Bedingung und Ergänzung von Gemein- u. Eonderwirtb- 
Schaft aufmerkjam macht, in das Weſen der Sache ein. 

131) Vgl. vorläufig oben Note 8. 18. 122. 

132) So wird ed 3. B. in Balbronn b. Grimm, W. V. 433 $ 8 für ein 
Recht des Dorfes erklärt, daß jeder neue Anzügling im Walde gleiche Nutzungs— 
rechte wie die bisherigen Gemeindeglieder haben fol. Und in Eandhofen ib. L 
462 wird ausdrüdlich erklärt, daß, wenn alle Dorfbewohner bis auf drei fortzögen 
oder ausjtürben und diefe drei ihre Kornbede gäben und ihren Frohndienft erfüll- 
ten, fie zu allen Allmenden und Rechten des Dorfs gleiches Recht haben follten, 
ald ob fie Viele wären: „so sollent sie recht hann zu aller der allment u. 
des dorffs rechten als ob ir viel werent.*“ ferner: „wann man den h. v. S. 
sollich dienst gethutt von des durfs wegen, das die armen leut mit ir all- 
menden mogen thon nach irem besten nutz, ir werent lützel o. vill, wie sie 
theucht, das inen am aller bequemlichsten were.* — Andrerfeits zeigt Die 
ganze Form diefer Stelle und, dab man folche Beitimmung überhaupt für nöthig 
hielt, deutlich den Mangel eines abjtrakten Körperichaftsbegriffe. 
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Hätte man einen entwicelten Körperichaftsbegriff gehabt, ſo hätte man 
in allen Fällen eine Zerlegung des Gefammtrechts in gewiße der Gemeinde 
als juriftifcher Perfon zuitehende und andere unter die Einzelnen als Indi— 
viduen zeritreute Befugniße vornehmen, beide Befugnißſphären zunächſt prin- 
eipiell gegeneinander firiren und abgrenzen und fie demnächſt erjt organiſch 
verbinden mühen. Das ift, wie wir ſehen werden, der Weg, den wir heute 
fortdanernden derartigen Verhältnigen gegenüber einzufchlagen haben. Allein 
das MWejen des alten Gejammtredhts wurde gerade dadurch beitimmt, daß 
eine begrifflihe Zrennung feiner einheitlichen und vielheitlichen Seite nicht 
erfolgte und gar nicht erfolgen fonnte; daß alfo weder das Recht einer 
jurijtiichen Perfon, noch das Miteigenthbum Vieler, noch eine Verbindung 
von Beidem, fondern einfaches Gejammtredht vorlag, welches noch feins von 
Beidem war und doch den Keim und Stoff von Beitem enthielt. 

Gerade hieraus und hieraus allein ergab fih im Leben die thatfächliche 
Mannichfaltigkeit, Slüßigkeit und Eonfrete Natur des alten Gejammtredhts an 
Grund und Boden. Denn ohne jedes begriffliche Hinderniß Fonnten nun Die 
äußeren zeitlichen und örtlichen Verhältnige, die Stammes- oder Bodenver- 
fchiedenheiten, die wirthichaftlihen und politischen Zuftände und zahlreiche 
andere Faktoren die Grenze von Ginheitd- und Vielheitsrecht beliebig geſtalten 
und verſchieben. Zulegt konnte vielleicht in feiner praktiichen Erjcheinung und 
Wirkung hier ein Recht am Gemeingut ſich wirklih zu bloßem Miteigenthum 
abjchwächen, dort das Recht einer Gemeinde fich wirklich ald ausſchließlich For- 
poratives Recht darftellen. Beides war ja nicht der Gegenjaß des alten Ge— 
ſammtrechts, jondern ald unentwidelter Keim in ihm enthalten. Allein folche 
vereinzelten und fingulären Ausläufer wurden nicht ald bejondere juriftijche 
Formen von dem doppeltgearteten Geſammtrecht geichieden, jondern bildeten 
nur die beiden Aufßeriten Möglichkeiten, welche der weite und umfaßende 
Begriff eines Rechtes der Gefammtheit in fich enthielt. Und in der über- 
wiegenden Mehrzahl der Fälle kamen auch thatjächlich, wennſchon in der un- 
gleichartigiten Miſchung und VBertheilung, das einheitliche und das vielheitliche 
Moment neben einander zur Geltung. 

She wir nun aber auf diefe Miſchungs- und Vertheilungsverhältniße 
näher eingehen ($ 10), mühen wir noch den Inhalt des alten Geſammt— 
redhtd an Grund und Boden ungefähr bezeichnen, indem ja gerade dieſer 
Inbegriff von Befugnißen und Pflichten es war, deffen Einzelbejtandtheile den 
Gegenſtand der Bertheilung zwiſchen Einheit und Bielheit in der Gefammt- 
beit bildeten. 

D. Der Inhalt des Geſammtrechts an Grund und Boden umſchoß gleich 
dem Sondereigen öffentliches und privates, Herrſchafts- und Vermögensrecht. 

I. Die Befugniße daher, welche das Recht an der Marf einer Ge 
jammtheit gab, Taßen fich gleich den im Sondereigenthum enthaltenen Befug— 
nifen in Gewalt, Berfügungs und Nußungsbefugnige theilen. Dabei war 

12* 


180 Genoßenſchaft und Geſammtrecht. 


der Inhalt des echten vollfreien Geſammteigen an ſich gerade ſo reich, wie 
der nach zeitlicher und örtlicher Anſchauung dem echten vollfreien Sondereigen 
innewohnende Gehalt. Er erfuhr daher gleich dieſem, indem perſönliche Ver— 
hältniße ſich mehr und mehr verdinglichten, eine fortſchreitende innere Steige- 
rung und Mehrung. Andererſeits verlor natürlih in demſelben Grade, in 
dem das Geſammtrecht durch Herrenrecht gemindert und beſchränkt ward, 
die Geſammtheit eine größere oder geringere Zahl jener Befugniße am 
den Herrn. 

1. Die Gewaltrechte zunächit, welche fi für die Gefammtheit aus 
ihrem Recht an einer Mark ergaben, Foncentrirten ſich bei echtem vollfreiem 
Gejammteigen in einer wahren und eigentlihben Geſammtgrundherr— 
haft!) Aber auch dem geminderten und abgeleiteten Gejammteigen ent- 
jprachen einzelne und abgeleitete Geſammtbefugniße grundherrlicher Art von 
größerer oder geringerer Stärke. 

a. Nah außen lag darin das Recht jelbitändiger Abwehr jeder 
fremden Gewalt von den Marfgrenzen. Dem Ungenofen fonnte die Gefammt- 
heit jogar den Eintritt in die Mark verfagen, oder e8 war wenigftens ihre 
Genehmigung zur Niederlagung in der Mark erforderlih!%). Gegen Ber- 
gewaltigung der Mark hatte die Gefammtheit das Recht des bewaffneten 
Widerſtands; ganz wie einft das Volksheer jein Land, jo ſchützte jede Ge- 
noßenſchaft ihr Gebiet zunächit jelbft mit gewaffneter Hand und wandte fich. 
erit, wenn ihre Kräfte unzureichend waren, an Bögte, Schirm. oder Grund- 
herren und zulegt an das NReich1?d). Als den meijten Genoßenſchaften vdiejes 
Recht der Selbitwehr zugleih mit dem Waffenrecht verloren gieng, dauerten 
doc für die Gemeinden und ihre Beamten manche weitgehende Gewaltbefug- 
niße gegen Ausmärfer fort, die bei unbefugter Marfnugung betroffen wurden. 
Sie konnten gepfändet und, wenn fie Widerſtand leifteten, gleich Feinden ge- 
fangen, gleich Wölfen verfolgt werden; wurden fie dabei getöbtet, jo verfiel 
feine Buße; felbjt verftümmelnde Strafe und Hinrichtung wird in manden 
MWeisthümern ihnen angedroht!?%) Die Markt war aber endlih auch den 


133) Maurer, Einl, 105 f. 

134) Bol. Th. I. ©. 76—77. 163—167. 593 —594. Unten $ 11. 

135) Th. I. ©. 623 N. 124. Kaiferr. IV, 20: ouch sint die merker die 
mark schuldig zu weren allen den leuten die sie angriffen. Grimm, ®. L 
382. 612. III. 474: die 3 Gemeinden follen, wenn Semand ihre Gemeinweide 
angreift, zu hauff thun u. solches wehren ob sie können. Können fie ed nicht, 
fo rufen fie die Hübner der 3 Dörfer, fchlimmftenfalld das Reich an. Aehnlich 
follen in Sulzbach ib. I. 573 die Märker u. Echügen fi wehren, wenn die mark 
beschädigt würde. Iſt aber die macht allzu gross, fo joll der Vogt, eventuell 
der Abt ald Grundherr mit feinen Hübnern, alleräußerjten Falls jedoch das rö- 
mische reich ihnen helfen. Vgl. IV. 552 8 3. 

36) Bol. Grimm, R. A. 515—518, Maurer, Marko. 123f.; Dorfv. U. 
100. 148. Ueber das Recht, den Ausmärker zu fangen u. zu diefem Behuf ihm 
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höheren Verbänden und ihren Beamten gegenüber ein gefreited Gebiet. Freie 
wie Hofmarfen waren daher Freiungen oder Immunitäten 37), welche die 
außerhalb der Genofenjchaft ftehenden Beamten nicht ohne deren Bewilligung 
zur Vornahme von Amtshandlungen betreten durften 188). Noch in jpäterer 
Zeit heißt es vielfach in öfterreichiichen Pantaidingsbücdhern, wenn der Land— 
richter in den Bannbezirk des Aigen fommt, so soll er nicht lenger pleiben, 
dan von dem rosz absten u. den ainen fuesz in dem stegraif lassen u. 
nicht mer dan ain phenbert wein austrinkhen; wolt er aber darüber 
lenger hin pleiben, so sollen jung u. alt (nad) andern Stellen reich u. 
arm) auf sein u. in mit gewalt (auch mit stecken oder mit scheitern) 
aus dem aigen treiben !?9). 

b. Nah innen enthielt das Geſammtrecht an einer Mark die mehr 
oder minder jelbjtändige Handhabung und Feftitellung des Markfriedens und 
Marfrechts, die mehr oder minder freie Wahl der Marfbeamten, den alleinigen 
oder Mitbezug der Marfbußen und Markgefälle, ſowie überhaupt die genofen- 
ſchaftliche Selbjtverwaltung der Markfangelegenheiten. Dem allgemeinen Ent- 
widelungsgange entfprach es, daß dieſes auf räumlich-dinglicher Baſis ruhende, 
der Bodengemeinſchaft entftammende und auf fie bezüglihe Gefammtgewalt- 
recht einen immer größeren Theil desjenigen politischen Rechtes abjorbirte, welches 
überhaupt bei einer Genoßenſchaft blieb. Doch kam es nur vereinzelt in 
größeren Marken dahin, daß wirklich alles Genoßenſchaftsrecht in der Marf- 
gemeinjchaft aufgieng und die Begriffe der genogenjchaftlichen und der Mark— 
angelegenheiten ſich deckten. Im Allgemeinen und namentlich in allen Dorf. 
und Bauergemeinden wahrte immer der vom Gejammteigentbum unabhängige 
perſönliche politiihe Verband eine jelbftändige Beteutung 149), 


bis zu einer bejtimmten Grenze nachzufolgen, die Stellen b. Grimm, R. N. 
516—517. Bgl. Holting v. Dierstorf b. Grimm, W. III. 215: man foll deme 
uthmanne volgen . . alse einem wulfe mit rucht, ihn fangen u. ihm auf dem 
Stamm eine Hand abbauen. Vgl. ib. 491. IV. 536 $ 12 u. R. 4. 515—516. 
Weber ftraflofe Tödtung des frevelnden Ausmanns W. v. Twann b. Grimm I, 
182 — 183 u. v. Kaltenholzhauſen v. 1432 ib. 587— 588. Im Flamersheimer 
Wald ib. DH. 686 foll der Ausmärker gepfändet u. um Leib u. Gut gebracht 
werden. Erben, Anerben, Waldſäßen u. Kettern foll 6 Wochen u. 3 Tage lang in 
allen Kirchen verkündet werden, daß fie fich zum Gericht verfammeln. Dann 
jollen fie den Frevler am Leben ftrafen, wenn micht etwa der Schirmherr ftatt 
defien Buße nimmt. 

37) Maurer, Fronh. IV. 384—387; Dorfv. I. 351—353. 

133) Grimm, W. III. 640 $ 2. 669. 671. 673. 684. II. 177: eyn probst 
sol auch nit darkomen in die bautzeune der vorg. dorfe. Maurer, Dorfv. 
I. 353 N. 85. 

130) Kaltenbäd I. 167 8 37. 180 $ 42 u. 44. 189 $ 46. 204 $ 26. 221 
8 6. 330 $ 34 u. 36. 337 $ 36. 859 $ 22. IL. 18 $ 22. 

10) Deshalb wird in $ 16 vom politifchen Gefammtrecht beſonders gehandelt 
werden. Bol. auch Th. I. S. 70f. 166 f. 209. 609—624. 
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Jmmerhin jedoch war bis zu irgend einem Grade aller Orten und zu 
aller Zeit das genofenichaftliche Gewaltrecht, welches eine engere oder weitere 
Geſammtheit übte, Beitandtheil und Zubehör ihres dinglichen Geſammt— 
vechts. Inſoweit entichied daher die Minderung dees Gejanmtrechts durch 
Herrenrecht zugleich über die Stärke der genofenicaftlichen Selbitgewalt 
gegenüber den berrichaftlihen Bann- und Gebots», Gerichts- und Polizei-, 
Ernennungs- und Bejtätigungs, Bußantheils- und Gefällerehten. Und injo- 
weit galten die der Gejammtheit verbleibende Autonomie, Gerichtsbarkeit und 
Polizei als Ausflug ihres Geſammteigenthums an der Marti), das Recht 
zu Gemeindewahlen als das Hecht der Beftellung von Marfverwaltern 142), 
die der Geſammtheit zufallenden Bußen und Gefälle ald Markerträgniße 143), 


u Vgl. 3. B. die Herleitung des jährlichen Fürftergerichts und des Bußbe— 
zuges durch die Gefammtheit aus dem Eigenthum der Gemeinde am Wald in 
Großaubeim db. Grimm, W. V. 322 $ S; der Gerichtsbarkeit ib. III. 16; der 
Markbefichtigung I. 90; des Pfändungsrechts V. 580 $ 33. Vgl. auch W. v. 
Boswil v. 1343 ib. V. 93 8 23 u. 24; MW. des Gröver Neichs ib. I. 373: 
Waßer, Weide und Wald find zwei Gemeinden gemein; verförftert und verhütet 
werden fie durch den Zender und die Gemeinde des einen Orts im Namen beider 
Gemeinden; um fie aber in oder aus dem Frieden zu legen, Holz wegzugeben oder 
Wald zu reden, ijt Mitwirkung der beiderjeitigen Gemeindeichöffen erforderlich. — 
Bol, auch das W. über das Ried b. Grimm III. 473—477, wo das 3 Dörfern 
gemeine Eigenthum eines Weidelanded auch gemeinſames Recht und Gericht ($ 1), 
gemeinfame Strafgewalt ($ 6), die Beltellung gemeinfamer Schüßen für gemein: 
jame Beauffichtigung und Pfändung ($ I— 11) u. Gemeinfamfeit der Bußen u. 
Gefälle ($ 12 u. 14) nach fich zieht, — Beſonders charakteriftifch iſt, daß auf 
Grund und Boden, der nur zeitweife Allmende ift, auch nur zeitweife eine Ge— 
meindegewalt, 3. B. das Recht zu pfänden u. Einung zu jegen befteht; jo z. B. 
it in Sandhofen ib. I. 461 das wasser zwüschen der weide u. dem werde 
dann u. nur dann des dorjfs alment, „. wan dasselb instendig wurt, das man 
nüt darauss oder darin mit schwebenden schiffen mag faren; und nur jo 
fange auch bat die Gemeinde davauf Pfändungsgewalt als vor eyn ander des 
dorfs eynunge. — Endlich gehört es auch hierher, da die Namen Mark, Hof— 
oder Dorfrecht, Mark- oder Hofgericht u. f. w. immer umfaßender werden. 

2) Vgl. z. B. W. v. ©. Hippoiyt b Grimm V. 893 $ 9: ein Wald it 
im Gegenfag zum Herrenwald „so gelegen, daz die huober zwene under inen 
söllent kiesen, die den walt behütent“; dazu $ 10—18. Weil der Wald zu 
Gapell ib. I. 825 halber des bischofs u. halber der gemeinde ist, jeßt auch 
der Meier im Selhofe mit der Hüber Rath zwei Förfter, einen von des bischofs 
wegen, den andern von der gemeinde wegen. Urf. v. 1363 b. Lacomblet 
IH. 535: Ableitung des Rechtes der Märker, Beamte zu ernennen, and dem Lehn— 
eigen an zwei Forften. 

115) Bol. 3. B. Grimm II. 4735. $ 12. 14. V. 521 $ 9—15. 715 $ 15. 
— Umgefehrt wird ib. IV. 650 $ 28 von dem au gemeinen Plägen und Angern 
einem jeden Dorf zugeitanderen Eigenthum das Recht auf die darauf erfallenden 
Bußen ausdrüdlich abgetrennt und der Obrigkeit zugewiejen. 
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2. Die Verfügungsbefugniße, welde in Bezug auf die Subjtanz 
der Mark für die Gefammtheit aus ihrem Geſammtrecht folgten, waren bei 
freien Marken denen ded freien Sondereigenthümers analog, jonft aber durch 
Das Herrenreht mannichfach gebunden und beichränft. 

a. Nach außen enthielt das Gefammteigenthum die gerichtliche und außer: 
gerichtliche Vertretung feines Objektes. Die Gefammtheit war daher bei einem 
Rechtsſtreit über die Mark als Klägerin oder Verflagte Iegitimirt!44) und Eonnte 
Verträge und Vergleiche jeder Art bezüglich derjelben abjchliegen!#). Sie fonnte 
die gemeine Mark oder ein Stück derjelben vergeben oder verjchenfen, wie dies 
an Kirchen und Klöjter oder auch am weltlihe Grundherrn nicht felten ges 
fchah 14), Sie konnte Marfboden verkaufen 47), vertaujchen 48), verpfän- 
den 149) oder in irgend anderer Meije veräußern 15%) oder dinglich belaſten 151). 





4) rk. v. 1152 b. Racomblet IL 257. Deffn. v. Pfäffifon um 1627 b. 
®rimm IV. 436 $ 22: wäre dz uns jemant unser gemeinmärch ab welte 
reden, dz wir dz wol mügen behaben mit unser sälbs hand. Aehnlich in 
Altorf 1439 ib, I. 44 $ 15: mit ir selbs mund u. hand. 

135) Beijpiele in Note 59 u. b. Grimm IL 801. 

"6) Urk. v. 1143 aus Justi b. Thudihum 247; v. 1131 wm. 1273 b. 
Gudenus I. 79f. u. II. 797 (N. 55); v. Monte b. Grimm III. 617 (N. 55); 
v. 1231 b. Gudenus III. 1102: contulerunt pascua communia. Bodmann 
I. 45: monasterii fundus ab incolis provinciae ipsius oblatus est deo. 1273 
b. Zacomblet IL, 379: parochiani in B., ad quos ipsa marcha hereditario 
jure pertinere dinoseitur ... nobis partem tradiderunt, 1230 b. Günther 
1I. 166: cum universitas de K. fundum cujusdam silve ad suam marchiam 
primitus attinentem nobili viro contulisset. 1259 ib. 295: centurio et univer- 
sitas in B.. . communi omnium consilio.. viris religiosis de H. etc. 1273 b. 
Gudenus U. 398: H. de Tris cum caeteris cohaeredibus . . hospitali contu- 
lerunt silvam ... cujus pactionis series in rusticorum plaeitali conventu defini- 
tum bannoque placitali confirmatum est. 1267 b. Remling I, 314: nos 
villicus preco scabini et universalis communitas de 8. agra . . contulimus 
abbati et conventui. al. ib. 172. Niejert IL. 360, Thudichum 291. 

149) W. v. Meggen (14. J.) b. Grimm I. 165: alle die güter, die wir 
verkoufft hant usser disem hof, die gemeinmerch waren. Bgl. ib. 445. 
IV. 33. Urk. b. Zappenberg, Hamb. Urk. 1. 68: ab incolis terrae paludem 
comparavit. Schwizer Landb. 185. 186. 199. 233. 236. Tschudi I. 294— 
235. Blumer, R. ©. I. 382. Maurer, Einf. 110f. Verkauf der eigenschaft 
an Unterwaldener Alpen dur die Kirchhören v. Kernd u. ungern 6b. Heusler 
71 u. 105. 

1) Bol. z. B. b. Grimm V. 594 $ 30: die Gemeinde hat eine Wiefe gegen 
Befreiung von Zehnten bingegeben. 

145) Landb. v. Schwiz 186 b. Maurer, Einl. 110. In Lingenfeld 1515 
b. Grimm V. 565 $ 7 heißt ed eingefchränfter: das die gemein zu L. ire all- 
muten in brandschatzung o. iren anliegenden nöten 15 jahr lang hat macht 
zu verseczen. 
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Sie konnte inöbejondere das echte Eigen an der Mark einem Grundheren auf 
tragen oder doch die Mark einer Schirmherrihaft unterwerfen 152). Und wie 
fie die Mark mindern Eonnte, fo konnte fie diefelbe auch mehren, indem fie 
auf irgend eine Weije beichränktes oder unbefchränftes Eigenthum oder ein» 
zelne dingliche Nechte hinzuerwarb!?P), oder die Mark dur Ablöfung der auf 
ihr haftenden Beihränfungen und Laften befreite!54), 

In allen diefen Beziehungen nun aber waren Gefammtheiten, wenn und 
joweit ihnen nur ein abhängiges oder abgeleiteteds Geſammtrecht an der Mark 
zuftand, durch das Herrenrecht gebunden und beichränft. Sie bedurften zur 
Vertretung ihrer Mark außerhalb des Verbandes herrichaftlichen Beiftandes 
und zu Verfügungen über die Subjtanz der Mark berrihaftlicher Genehmigung 
oder Mitwirkung??®), während andrerjeits die Herrn ebenfowenig einfeitig ohne 


150) IB, v. Oberurfel 6. Grimm III. 496: auch was margk ist, das soll 
man auch vergiften u. vergeben an dem gericht zu Ursell. Vgl. ib. V. 118 5. 

MM. der Samberger M. v. 1421 b. Grimm I. 575 $ 13: was uf dem 
marklande zu zehend gefellt, es sei wein korn o. habern, wes das ist, das 
ist der gemein zu C., u. den hant die gemeine gegeben s. Lucharts altar zu 
einer ewigen mess. Urf. v. 1301 b. Lacomblet III. 10: Cinräumung von 2 
Nittergewalten an ein Klofter in einer communitas durch die milites scabini et 
universi parochiani totius communitatis. 

152) Beiipiel in Note 53. Vgl. auh Grimm II. 689 unten in $ 16 N. 32. 

53) 3, B. Urk. 0.1301 b. Lacomblet IIL 10: das Klofter, welches von 
den milites famuli et parochiani ville in Ceyrne eine Erwerbung macht, über- 
trägt dafür Diefen einen Wald zu ihrer Gemeinmarf, ita quod una communitas 
sit et dieti parochiani libere et sine contradictione alicujus ordinare possint 
et disponere cum dicta silva prout in aliis eorum communitatibus consueve- 
runt. Rappenberg, Hamb. Urk. Nr. 619: Die Grafen von Holftein den agri- 
colis von Glinde u. andern Orten: vendidimus dedimus et contulimus paludem 

. ad communia pascua. Bgl. den Erwerb eines ganzen Hofes vorbehaltlich 
gewißer Gerechtigfeiten bes Klofters durch die Gemeinde Töß b. Grimm I. 128 
bis 136. Ib. III. 792: ein busch, den hat die gemeyn v. T. von dem herrn 
z. M. bestanden umb ein halb fuder weins. V. 545 $ 11: auch haben wir 
ein stuck wiszen kauft daselbs. IV. 549 $ 5: Vorfaufäreht der mergker ge- 
meynliche an allen Wäldern innerhalb der Mark. 

159) Deffn. v. Wiedikon 6. Grimm IV. 287 $ 7: die gebursamy hat einen 
Allmendzins abgelöft. Vgl. N. 60. 

185) MW. v. Schwanheim b. Grimm I. 524: was zu verkeuffin were von 
alman, das sal geschehen mit wissen u. willen eyns apts u. eyns fauts. 432: 
nicht one eyns aptis rat u. der 5 heimburgen. 735: es ist auch recht, daz 
die gebüren in den vorg. drien dörffern nyt mogent noch en sollent keyner- 
ley almenden, kleyn o. gross, lutzel o. vil, es sy acker o. matten, verkauf- 
fen noch verzetzen, ez sy dann eyns apts v. S. wille o. gehelle. ®. v. Nor- 
denftebt v. 1426 ib. 567 $ 8: die nachbarn zu E. sollen kein gemein ver- 
keufen versetzen o. verlieren ohn ihrer gn. o. deroselben wissen. V. 155 $ 
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die Gejammtheit vorgehen fjollten!6), Insbeſondere war daher bei einem 
zwiſchen einem Herrn und einer Geſammtheit getheilten Markeigentfum das 
Zujammenwirken beider erforderlich 15”), es traten beide mit einander ala ver- 
fügend auf!?®), und ed wurde fogar der Berfaufserlös in beftimmter Propor- 
tion zwijchen beide vertheilt!??), Natürlich fielen diefe Beſchränkungen der Ge- 
jammtverfügung überall da fort, wo es ſich um die inneren Rechtsverhältniße, 
Verträge oder Vergleiche zwijchen der Geſammtheit einerfeit und dem Herrn 
andrerjeitd handelte 16%), Und ſchon hieraus geht hervor, wie völlig ſich nach 
ihrer inneren Natur diefe aus dem Eonfreten dinglichen Recht eines beſtimmten 
Herrn fließenden Beſchränkungen des Gemeinderedhts von den fpäteren ab- 
Itraften und allgemeinen Satzungen unterfhieden, welche aus principiellen 


58: das gmain merk . . soll nieman verlihen noch verkofen noch versezen 
noch dehain weg ändrung mit thuon, weder inlegen noch buwen noch das 
holz darab hawen, dann mit der voigtherrn gunst wissen u. willen. Bgl. 
I. 178. 672. 674. III. 574. V. 68 $ 57. 406 $ 7. 499 8 33. Unentfchieden 
bleibt in dem Holting ib, III. 144 u. b. Kindlinger, M. B. I1, 2. 364—365 
bie Srage: oft de maellude u. buren wess van der marke uth "deden edder 
verkoften buten weten u, willen des holtrichters, u. de holtrichter sick sulk 
benaecken konde, were dat selve nicht allene dem holtrichter verfallen, offt 
was recht darumb sy? — Bgl. 1294 6. Pertz IV. 457: quod homines ali- 
cujus villae communitatem adjacentem villae in qua morantur sibi attrahere 
possint ... consensu domini. 

5) W. v. 1421 b. Grimm I. 575 $ 3: so sollent die herren die mark 
nit vergiftigen noch vereussern an der merker wissen u. willen o. verkau- 
fen., 1431 b. Gudenus V. 384, 

167) W. des Bornheimer Berges v. 1338 6. Boehmer 557: quod nec do- 
minus loci absque universitate diete ville B. neque universitas eadem abs- 
que domino quicquam de bonis sive rebus ad dietam villam B. et ejus ter- 
minos communiter spectantibus alienare seu distrahere posset nec deberet. 

159) 3. B. 1148 b. Maurer, Einl. 114: paludem .. a comite Adolpho 
et omnibus Holsatis eidem ecclesiae collatas. Urf. v. 1148 ib. u. v. 1271 6, 
Günther II. 411. Urf. v. 1295 b. Trouillat II nr. 453 p. 585. Urf. v. 1256 
b. Tittmann 233: in die Abtretung eined Weges, der zum Hofe ded Meißner 
Dekand gehört hatte, an das Klofter ©. Afra willigt außer den Bürgern Die dem 
Hofe zugehörige communitas militum provincialium et rusticorum ein; vgl. 
ib. 177. 

150) W. v. Hafjerode 6. Grimm IV. 679 $ 11: eft de lantman eyne 
verkopunge dede an den holte edder achtworde? Dor wart up gefunden, 
dat de lantlüde schollen twe deyl nemen u. de herrn v. H. den dridden 
deyl u. de forster den thenden penningk. 

160) Bol. 3.8. 6b. Grimm I 460. Mone I 405. 423. Tacomblet I 
257. III. 10. Remling I. 144. 329. II. 187. 498. Bertr. v. 1605 6. Thu dichum 
292— 294, 
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Rückſichten des öffentlichen Wohls die Verfügung über das Gemeindegut an 
höhere Genehmigung banden 61). 

b. Nach innen lag im Geſammteigenthum die Befugniß zur Vertre— 
tung des Geſammtrechts gegen das Sonderrecht, aber auch die Befugniß zur 
Auflöſung des Geſammtrechts iu Sonderrecht. Die Geſammtheit konnte da— 
her in beliebiger Weiſe ihre Mark zu ſtärkerem oder ſchwächerem Sonderrecht 
an die in ihr enthaltenen engeren Verbände oder ihre einzelnen Genoßen 
dauernd oder vorübergehend vertheilen!#2), War dies doch der Meg, auf dem 
von Alters her das Volkland in Marken, die großen Marken in Dorfallmenden, 
die Dorfallmenden in Sondereigen verwandelt worden waren und bis auf 
unjere Zage ftetig verwandelt worden find. Auch hierbei indeß war die Ge- 
ſammtheit unter Umftänden an die Genehmigung eines Grund: oder Schirm» 
heren gebunden!) und mußte überdies etwaige herrſchaftliche Nutzungsrechte 


i6) Vgl. Th. I. ©. 661. Aus Gefichtspunften des öffentlihen Wohls will 
bereit3 das Kaiſerr. II. 73 den Berfauf aller Allmenden an faiferlihe Genehmigung 
binden. „Alle die werlt sal wiszen, daz nieman mag verkoufen kein gemeinde, 
die zu einer stat o. zu eim dorffe gehoret, also daz sie eweclich si ver- 
kouft un ein sunderlich eygen werde eins mannes o. zweier 0. me“, Aus— 
nahmen werden zugelaßen zur Beftreitung der Gemeindebedürfniße u. für fromme 
Zwede. „U. ane daz, so enkan man an keiner gemeinde gut nummer wer- 
den stete. Sint nieman kein gemeinde verkouffen o. verussern kan, ertu es 
dan mit des riches hant. Sint gescr. stet: der gemein nutz, der frumt dem 
keiser, darum sal man in nit minderen“, Eine praftiiche Geltung aber hatten 
dieje Sie nur für die Allmenden der Reichsſtädte u. Neichsdörfer, wo der Kaifer 
überdies Grund» oder Schirmherr war, — Vgl. auch unten Note 209 f. zu $ 10. 

162) Bol, oben Note 44—47. Ucher Bertheilungen unter die Einzelnen Grimm, 
W. L 132 f.; Kalteubäck 1. 213 $ 66: ain wis genant die lemperwis haben 
die gemain under sich zu wismadtn taillt; Urf. v. 1245 6 Möſer, Dsnabr. 
Geſch. I 22 u. III. 231; v. 1275 b. Günther II. nr. 269; v. 1303 b. Kind- 
finger, M. B. 11. 2. 300. Michel ſen, altditm. Rechtsqu. 154. 330. 332; Landr. 
v. 1539 a. 196; Z. f. D. R. VIL 93. IX. 83; Dunder a. a. D. 170; Weiske 
1. 86; Maurer, Dorfv. I. 42-43; Löw 185 f. Beilpiele von Theilungen 
aus Appenzell 6. Blumer I, 2. 336 u. 3887 v. 1598, 1605, 162* u. ſ. w.; i. J. 
1605 ward hier der Grundfaß ausgeiproden, daß jede Gegend oder Kirchhöre des 
Landes mit ihrer Gemeinmark wohl möge fchalten u. walten nach ihrem Wohl: 
gefallen. 

55) W. v. Drufenheim 6. Grimm I. 735—736: wann die geburen von 
den 3 dörffern undergant o. teylent die allmende, es sy kleyn o. gross, lüzelt 
o. vil, es sy acker o. matten, so würt eynem apt v. 8. zweyer gebuwer teil 
u. recht; u. sollent auch die almende deylen u. undergan myt eynes aptis 
herleubunge. In Ulm ib. 433 ift myt gunst u. myt gemeynem rat eyns aptz 
z. 8. u. auch s. Peters luten . . geteylet walt u. weide. Urk. v. 1218-1225 
b. Lacomblet II. 68: der Erzbifchof bejtätigt die Theilung einer silva indivisa, 
cujus medietas Merensi attinet ecclesie et medietas hominibus de Turre. .. 


$ 9. Das Gefanmtrecht am Tiegenden Gut. 187 


berückfichtigen und durch die Zuweijung beſtimmter Markſtücke abfinden!®4), 

?: Was die Nußungsbefugnife an der Mark betrifft, fo war im 
vollfreien Gejammteigen jede beliebige Nußung, in bloßer Geſammtgerechtig— 
feit eine bejtimmte nach Dualität und Quantität beſchränkte Einzelnugung 
enthalten, während dazwiſchen die mannichfachften Verhältnige lagen, bei denen 
das Nugungsreht der Geſammtheit um einzelne Nußungsarten gemindert, 
durch fremde Mitnußungsrechte beſchränkt oder durch herrichaftliches Mitbeitim- 
mungsrecht gebunden war. 

a. Nach außen liegt in dem Marknutzungsrecht der Gejammtheit das 
Ausihliegungsrecht des Ungenofen, welches gerade jo weit wie ihr 
Nutzungsrecht reicht, daher an dem Mitbenußgungsrecht der Genoßen einer wei 
teren Gemeinschaft!) und an den aus jehr verjchiedenen Ziteln begründeten 
Mitbenugungsrechten des Herrn und feiner Vertreter 16060) feine Grenze findet. 

Innerhalb ihrer Nutzungsſphäre weist die Geſammtheit Jeden, der nicht 
Genoße iſt, für einen rechten Ausmärfer oder Ausmann!E?), hegt und bannt 
die Mark vor ihm68), und büßt und pfändet ihn, wenn er dennoch nupt!6®), 


Quod placuit tum fratribus cum hominibus ville. Die fratres theilen, bie ho- 
mines wählen. Wege, Triften, u. Weide bleiben gemein. 1243 ib. 146: Der Hol;- 
graf theilt mit den Märfern den Wald der Gladebacenses parrochiani pro suo- 
rum lignorum communione. Ib. 461: die Gräfin v. Sülich mit ihren Söhnen 
bewilligt die Theilung eines Marfwaldes unter die einzelnen Dörfer u. Höfe. 1358 
ib. III. 484: der Graf v. Berg geftattet: dat unse burgere u. gemeyne mark- 
genoissen von Ratinger marken deylen, leken u. pelen mugen zo irme nutz 
dat Erlenbruch. — Als allgemein erforderlich wird die Genehmigung des 
Holzrihterd zur Theilung mit Necht verneint von Möfer, Dsnabr. Gef. I. 22. 

189 Bol. W. v. Drufenheim i. d. vor. Note. MW. v. Kirft 6. Grimm II. 
435 (der Hof erhält, wenn Wald gerodet wird, ein beftimmtes Quantum an Ader 
voraus, danad) fo viel wie jeder andre Erbe). Thubichum 279. 

185) Vgl. oben Note 45 u, 46. 

166) Vgl. $ 11 a. E. über die verſchiedenen Formen und Titel berrichaftlicher 
Mitbenngungsrechte. Soweit der Herr oder fein Beamte im fpeciellen Fall fein 
firirted Recht überjchreiten will, bedarf er befonderer Gemeindeverwilligung. Vgl. 
2.8 Grimm, W. II 650. 1II. 484 $ 7. 580. 

167) Grimm IV. 552: da weyssent die merker... alle ufstoszer zu rech- 
ten usmarkern. Ib. III. 635: der beite Tanzplat gehört am Kirchtag den inwon- 
nern, und zwar umſonſt, während ausslender schuldig seien, den tanzplatz vom 
ambtknecht zu kaufen, 629: dass niemand fremder soll treiben uf der v. 8. 
weid. 11. 582: wasser u. weide . . keinen andern auslendigen leuten. Bgl. IV. 
321 $ 4. 356. 

is) Grimm I. 149: so sonnd unsere höltzer gebannen sin vor allen den 
die ussert disem hof gesessen sind. III. 829: sy Aegin ouch dy weyde vor 
den uzluden, den armen luden zu notze, Ib, 629. 

169), Vgl. Grimm, W. I. 149. 587. 11. 786. III. 302 $ 18. 24. 26. 305 8 
16—18. 321. 629, 863 (1260): Buße des non civis und des civis. 491. 500 $ 
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Die Eleinen dem durchreifenden Fremden geftatteten Nußungen erinnern nur 
noch zum Theil an eine im Verhältniß zum Sondereigen geringere Ausjchließ- 
lichkeit des Markeigen!79): zum größeren Theil find fie Ausflüge des Gaftrechte, 
welche jo gut das Sondergut wie die Mark treffen Fönnen!?t), 

Dem Ausjhlichungsrecht entjpricht ein Zulaßungsrecht des Fremden. Die 
Sefammtheit kann einem Ungenoßen mit oder ohne Entgelt dauernde Nukungs- 
rechte einräumen!?2) oder einzelne Nutungen geftatten!?3), fie kann aud die 
bereit3 gewonnenen Markprodufte an ihn veräußern oder vergeben!”4), Denn 
die für den Einzelnen bindende Schliefung der Mark ift für die Gefammt- 
heit jelbft nicht bindend. Gebunden ift fie nur, wenn ihre Nußungsbefugniße 
von vornherein dem Herrenrecht gegenüber limitirt und, wie dies beim abhän- 
gigen und abgeleiteten Geſammtrecht regelmäßig der Fall ift, auf das eigne 
genofenschaftliche Bedürfniß beichränkt find!”d), Dann darf fie nur mit berr- 
Ichaftlicher Bewilligung etwas aus der Mark führen oder Fremde zur Mark 


4—6. 739. IV. 510 8 32—33. 1333 b. Boehmer 557: Buße eined Franff. 
Pfarrers, der in der Bornheimer Mark Holz gehauen, ipsis domino et universi- 
tati solvenda. 

170) Bol. oben Note 19 u. Grimm, ®. I. 750. 

ın) Th. 1. ©. 35 N. 36. Kaltenbäd I. 503 $ 21. Grimm, R. U. 400 
f. 523. 554. Dfenbrüggen, Studien 101. 103 f. L. Rotar. 301. Sachſ.ſp. II. 
68. Grimm, W. I. 183. III. 457. 426. 460 8 9. 631. V. 802 8 9. 305 8 
ll u. 12. 

2) 3, B. Urk. v. 1195 u. 1301 b. Zacomblet I. 383 u. III. 10: Ein- 
räumung ven „potestates“‘ oder „geholzede“ im Walde durch die parochiani, 

13) W. der Rodheimerr M. b. Grimm IV. 249 $ 16 u. V. 249 8 15: 
kein ausmerker sall sich mit seinem fihe der mark gebrauchen, er thue es 
dan mit wissen laube u. willen der merker. W. v. Weidenthal V. 592 8 2: 
im Wald darf Niemand bauen, sie haben dann die gemein darumb gebeten: 
W. dv. Dbernhaufen IV. 304 8 17: die umbsäss follen nur mit der Gemeinde 
gutem Willen Wunn u. Weide nießen. 

2) Vgl. 3. B. Grimm, W. I. 400: wurde aber die burschaft einmue- 
tig, etwas daruss zu verkaufen, das mügen sie auch thun. Ib. ©. 577 Rote: 
die Gemeinden Sulzbach u. Soden fünnen etliche bäume 0. este zu irer bei- 
der dörfer notze u. notturft in den wälden verkaufen, 

175) Deffn. v. Köllikon b. Grimm V. 231 $ 57: Gotteshausleute u. Huber 
haben im Gemeinwerk Brenn- Bau-, und Nußholz zu hauen, als vil u. digk si 
das bedürfent u. nottürftig ist. II. 159: dasz sich die gemeindte der wäld 
mit beholzung, wasser u. weidten, strassen u. weg... zu irer zimblichen 
notturft haben zue gebrauchen. Aehnlich ib. 168. III. 632. 768. IV. 712-713 
u. fehr oft. Ausdrüdliche Hinzufügung eines Verkaufsverbots ib. IL 604: nach 
allem bedorfen u. nit davon zu verkaufen. Kaltenbäd I. 67 $ 8: ain gmain 
holz, aus welchem sie gehölz zu ihrer hausznotturft gebrauchen, keineswegs 
aber darvon etwas verkauffen können. Ib. 219 8 14. 594 $ 53. II. 1328 5. 
Urk. v. 1307 b. Zacomblet III 39, 
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nußung verftatten!?%), Handeln aber Herr und Geſammtheit gemeinjchaftlich, 
jo können fie auch bier in beliebiger Weife zu Gunften Fremder über den 
Marknutzen verfügen 177), 

b. Nach innen ift im Gejammteigenthbum an fi) die freie und jelb- 
ftändige Verfügung über das Ob und das Wie der Marfnußung enthalten!?3), 
Die Gejammtheit hat daher den Genofen die Mark zu verbieten oder zu er 
lauben, die Allmende oder einzelne Theile derjelben tauernd oder vorübergehend 
in und außer Berbot zu legen, fie zu öffnen oder zu bannen!?9), Sie hat 
aber auch die näheren Beitimmungen über Art und Maß der Benutzung zu 
treffen, die Zeit ded Säens und Erntens, die Brache, die Schliefung oder 
Deffnung der Wiejen feftzujegen, Wege und Triften vorzujchreiben, Weide- und 
Maſtrechte zu firiren, Heumaht und Holzſchlag zu erlauben, anzuweijen und 
audzutheilen, Rodungen und Zujhläge zu bewilligen und überhaupt all- 
jährlih „die Mark zu beftellen!80)*. Selbſt der Herr und feine Beamten 


eo) MW. v. Emmen (1303?) b. Grimm I. 168: die Genofen haben Freiheit 
Dolz zu hauen, was sy ze notturft bedörfen; aber kein holtz söllent sy ussert 
disem twing abfueren one des meyers erlouptnuss. III. 574. IV. 549 $ 13. 

m) Grimm, W. I. 522: eym apt mit der gemeyn semptlich hait macht, zu 
erleubin bawholtz zu hauwen u. uss der marken zu faren. W. v. Kaltenholzhauſen 
v. 1423 ib. 537; v. Altjtelten v. 1429 V. 299 8 6; v. Holdenbant V. 71 8 15: 
ouch hat der hof das recht, dasz u. h. die truchsässen nieman, er höre in 
den hof o. nit, enkein holz geben sollen än der gepursami gunst u. willen, 
u. soll ouch die gepursami kein holz geben än der herrschaft wissen u. wil- 
len; ebenſo in Wettingen ib. 101 $ 11. 

ec) MW. v. Sandhofen oben in Note 132 (wie sie theucht, das inen am 
aller bequemlichsten were). W. v. Egert ib. 160: ein gemein holz .. da 
sond wir inn howen wo wir wend. W. v. Baierdbronn ib. 338: darin zuhawen 
was sie wellen. W. des Flamersheimer Walds ib. II 685: die ingesessen naebern 
sullen des waldtz gebruchen zo aller yrrer nottorfit; sy moeghen in den 
waldt gain u. den bom aff hauwen, uisgraven, reyssen, splyssen, besclain, 
eynen nuwen bouw machen up dem waldt, up sclain, wedder aff brechen, 
zo mast fueren, verkuyffen, as weyss ind korn up irem eygenen erff ge- 
waessen, sunder eynicher herrn gebott off verbott. 

m) Bol. 3. B. Grimm L. 317. 521. 523. II, 434. Urf. 0.1473 b. Mone II. 
432. Urk. v. 1225 u. 1226 b. Maurer, Marko. 269. Landb. v. Schwiz 34. 87 
197—200. 202. 207, 212. 286. 

‚so Vgl. Th. I. 65 N. 18; 66 f; 616 N. 105; 617f. — Kaltenbädl. 
198 $ 48: Niemand fol ernten, dieweil nit ain gantze gemain uberains wor- 
den ist. — Ib. 132 $ 26, 200 $ 81, 370, 358, 438 $ 58: die gemain hat Die 
Wieſen zu öffnen u. zu ſchließen. — Ib. 483 $ 57, 489 $ 22 u. Grimm II, 
484 8 9: die Gemeinde verbietet, Die Brache zu beſäen. — Ib. V. 105: Bejtim« 
mung ber Brade durch Stimmenmehr der bursame. — Ib III. 484 8 7: Recht 
der Gemeinde, Sonderhirten zu verbieten o. zu gejtatten. — Ib. 1. 459 u. II 
434: Necht, die Landftrafe o. Wege u. Etege zu erweitern. — Ib. III. 97 u. 
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find bezüglich der Mitbenugungsrechte an einer Allmende vielfach an ſolche Er- 
laubnig und Anweifung der Geſammtheit gebunden 1%), 

Wo dagegen das Gefammtrecht vom Herrenrecht abhängig oder abgeleitet 
ift, hat der Herr Gebot und Verbot, Bann und Deffnung, Hegung und Er- 
laubnig in den Angelegenheiten des gemeinen Nugens!??). Er Fann daher jeden- 
falls eine gänzlich veränderte Benugungsart der Allmende unterfagen 1?) und 
eine Kontrolle dahin üben, daß die Mark nicht „wüſtlich“‘ genoßen werdel®#), 
Gr kann aber auch im Einzelnen die Gefammtnugung von Wäldern, Weiden 
und Gewähern durch fpecielle Anordnungen und Anweijungen binden und hat 
ein verjchieden intenfives Recht darauf, daß beſtimmte Nußungen, wie Holz- 
bieb, Plaggenmaht, Eindämmen des Waßers, Nodungen und Zufchläge, nicht 
ohne feine Erlaubniß und gemäß feiner oder feiner Beamten Fejtjegungen und 
Anweifungen vorgenommen werden185), Das Geſammtrecht erſtreckt fi dem- 


— — 


143: Anweiſung zu rodender Büſche durch „Alle“, von Zuſchlägen durch „de ge- 
meinen buren“. — Ib. I. 120: Feſtſtellung und Vertheilung der Maſt durch die 
Gemeinde, das ein gemeind eins wirtt wie man die ding bruchen wilt; ebenſo 
500. 512. II. 666. 776. Ill. 188. 193. 209 f. 413. 417. 427. 489. — Ib. IV. 
307 8 12, 13 u. 28: Niemand darf in der Allmende Holz fhlagen. oder Heu 
mähen, e ein gemeind das erlopt; vgl. I. 514. IV. 313. — Ib. L 111 8 13: 
Anweifung u. Ausgabe von Holz durch „ein gemeind“; vgl. 419, IV. 45759 
(der dorfman von den dorflüten), 592 $ 15, Schauberg I. 1358 6, Sternberg 
7f. 21. 28. 64. — Kaltenbäd I. 213865: aus söülchen awen tailt die gantz 
gemain alle jar das holtz in ains yeden gut; Grimm IIL 210 $ 10. 738 $ 1 
u. 2. IV. 713. — Ib. II. 11: Verfügung über Windfälle. — Beamte u. Geſchworne 
üben alle diefe Rechte „von der Gemeinde wegen“ in Folge einer ihnen über- 
tragenen Vollmacht, 3. B. b. Schauberg I 135 $ 3. 110 $ 5 u. 7; Bod— 
mann I. 656; GrimmI, 419. III. 733 $ 2. IV. 299 $ 6. 

3,9. Grimm, W. J. 63. 101: es sol och ein amptman u. ein vor- 
ster nit holtz howen, untz das sich ein gebursami erkenn, wa sy howen sont. 

#2) 3. B. Grimm III. 443: alle gebot u. verbot in holtz, in veld, in 
wasser u. weid. 425: das wasser hegen u. verbieten. 255 $ 5: ber Herr „ver- 
thediget* die Marl. Vgl. I. 588. III. 208 $ 2. 257 8 3. 847. 862. 

33) Vgl. 3. B. Grimm, ®.I. 10 (1338). 672 (1320): es sol och nieman 
buwen noch dichen uff die almende än eins apten orloup. 674. II. 439: heim- 
burger gesworn u. gantze gemein fuchen mit % Fuder Wein die Erlaubnif des 
Herrn zum Abhauen eines Waldes. I. 178: nur mit des Klofterd Erlaubniß dür— 
fen die von Roggerwil Hofitätten auf der Allmende bauen laßen, Allmendjtüde 
verleihen o. darin holzen. IV. 650 $ 29: tiede u. enger dürfen nur mit herr— 
fchaftl. Erlaubniß umpflügt u. bezäunt werden. 

18) Grimm, W. V. 64 8 56: Die Genofen follen das PIERRE 
unwuostlich nieszen ; fonft ftrafen fie Bogt u. Probſt. Vgl. auch Ur. v. 1302 
b. Kopp 55. — Dopegen dürfen 1557 in Küßnacht (b. Maurer, Dorfv. I, 
215 N. 6) die Genofen das gemeinwerch als wuestlich niessen. 

“5, Bol. 3. B. bez. der Wälder Grimm W. I. 10. 142 8 22—24. 157 8 
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gegenüber nur dahin, daß die in ihm enthaltene Nutzung überhaupt gewährt 
und insbejondere die erbetene Erlaubniß nicht grundlos verweigert werde 16), 

Stehen Herrenreht und Geſammtrecht in einer gewißen Selbftändigfeit 
nebeneinander, jo bedarf es auch bier des Zujammenwirfens beider Faktoren. 
Herr und Gejammtheit müßen dann übereinftimmen, damit die Marf verboten 
oder geöffnet werdels?). Und es ift ebenjo im Cinzelnen die gemeinfame An- 
gelegenheit Beider oder der beiderjeitigen Beamten, Holz auszugeben, anzuweifen 
oder zu vertheilen, die Größe der Maft und die Zahl der einzutreibenden 
Schweine fetzujtellen, Rodungen zu bewilligen u, ſ. w., jo daß bier überall 
nebeneinander der Herr oder herrjchaftliche Beamte „von des Herrn wegen" und 
die Verſammlung oder genogenjchaftlihe Beamte „von der Gemeinde wegen“ 
thätig werden!8®), 


29. 174. 173. 354 $ 53. 537. 640 f. 676. 1I. 11. 60. 82. 174. 295. 421. 488, 
III. 574. 698 $ 52. 711. 786. 799. 823. 832. 862. IV. 508 $ 21. 713; Som 
mer J, 2. 246 $ 3; Kaltenbäd L 75 $ 61 u. 62. 50 $ 55. 778 28. 798 
23; bez. Waher u. Weide GrimmI. 178. 630. III. 832. S38; bez. des Auftrei- 
bens von Vieh in der Gemeindeheerde I. 420. 787. II. 721. III. 436. 439. 449. 
484 8 7. V. 324 $ 11; bez. der Zufchläge, Uebertriften, ded Plaggenmähens u. 
Der Rodungen IH. 118 u. oben N. 24—29. Ganz allgemein beißt e8 in Berg b. 
Grimm IV. 329 $ 2: ein gemeind u. dorfmeyer sond waeder in holtz noch- 
feld die allmenten us gen o. verlihen ane wüssen u. erlopniss des probsts, 

186) Bei unrechtmäßiger Berfagung der Erlaubniß hat nach manchen Weisth. 
die Gemeinde nun die Crlaubniß zu ertheilen (Grimm, ®. IL 107—108. I. 
767), nad andern kann man jebt ohne alle Anweifung die Marf benugen (ib. I. 
164. 168. 178. 179. 271. II. 139. 168. III. 799. V. 551 $ 10) und muß nur 
bisweilen eine Scheinhandlung vornehmen (mein Humor im dent. R, ©. 39, N. 131): 

a) W. v. Bleidenftadt 6. Grimm IV. 563 $ 3: der Abt hat mit der Mär- 
fer Rath die Mark zu verbieten u. zu erlauben. W. der Elbermarf v. 1440 ib. 
LI. 321 u. 322: es ijt ein Holz von den Herrn mit willen der mergker in eyn 
gehege gelegt. V. 522 $ 3: Herr u. Gemeinde bannen 'gemeinfchaftlich. W. v. 
Altjtetten v. 1429 ib. IV. 299 $ 6: der Vogt u, die 4 Dorfanwälte bannen mit 
der gebursami rat. I. 104. 107. Schauberg 1.2 f.$ 12. 13. 29. 155 $ 
12. 109. 

s Dal. z. B. W. v. 1347 b. Grimm I 35: der meyr und die gebur- 
sami. W. v. Emmen (13032) ib. 168: umb den gemeinen holzhow sol man 
zuerst den meyer, darnach die genossen bitten. II. 498: das holtz soll man 
fordern an dem schulthis von wegen der herren u. dem heimburger von der 
gemeynde wegen. Bgl. I 41. III. 818. 823. IV. 374 $ 26, Deffn. v. Laufen I. 
107; sond ouch die keller, die hüber u. schuposer brennholz usgeben. ®. v. 
Dachſen ib. 127: meyer keller u. gottshusleut haben zu befchließen, wo geholzt 
werden ſoll, und dann das Holz anzuweifen. Ib. 213: man muß den Vogt u. 4 
von der Gemeinde Gefette angehen, Ebenfo in Dejterreich den Dorfrichter u. die 
4 Gefchwornen, 3. B. Kaltenbäd I. 40 $ 26. — Nebereinftimmung von Mark— 
herren und Markleuten bezüglich der Maft wird gefordert b. Grimm I. 414 u. 
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In allen Fällen ift e8 das konkrete Verhältnig des räumlich-dinglichen 
Anrechts beider Theile an der Mark, wonach ſich Freiheit oder Gebundenheit 
der Geſammtnutzung beftimmt, und mit der fpäteren obervormundihaftlichen 
Auffiht haben daher dieſe Verhältniße innerlich noch nichts gemein. 

Die Geſammtnutzungsrechte find aber nach innen auch durch die Sonder- 
rechte der Einzelnen gebunden und bejchränft, wovon ſogleich ($ 10) näher ge- 
handelt werden joll. 

U. Das Gefammtreht an der Mark enthielt nun aber nicht blos Befug- 
niße, jondern au Verbindlichfeiten. Denn den Genofen gegenüber Tag 
darin die Pflicht zur Anerkennung und Gewährung der Sonderrechtel®P), den 
höheren Verbänden und den Herrn gegenüber wurde ein immer größerer Theil 
aller gemeinen Berbindlichfeiten als integrirender Bejtandtheil des Befitrechtes 
an der Mark betrachtet. 

In freien Marken daher erjchienen mehr und mehr die gegen das Reich oder die 
vom Reich abgeleiteten Gewalten begründeten Gemeindepflidhten als Nequivalent 
für den vom Volksrecht verbürgten Befiß des Gebietes; Steuern und Abgaben, 
Kriegd- und Gerichtsdienfte wurden, wie im Einzelnen auf die Höfe, fo im Ganzen 
aufdieMarfen geworfen. Entjchiedener noch galt das geminderte, abgeleitete oder un- 
vollftändige Gefammtreht an Grund und Boden ald Bafis oder Korrelat der- 
jenigen Pflichten, welche der betreffenden Gefammtheit gegen Schirmherrn, 
Bögte oder Grundherrn oblagen. Dabei erjchienen nicht blos die unmittelbar 
und aus bejonderen Titeln der Allmende auferlegten dinglichen Zaften, wie die ſchon 
durch ihre Namen ald Entgelt für den Markgenuß oder den Markichirm bezeichneten 
Abgaben!?), ald Modalitäten des Gefammteigenthums: fondern mehr und mehr 


IIL 413. — Ungewinterted Vieh fann zugelaßen werden „mit willen der herrn 
u. der ganzen gemein“ ib. IV. 767 8 5; ebenfo der Hieb gewißer fonft ver- 
botner Hölzer, wenn holzrichter u. markgenossen sich dessen einmütiglich 
verglichen ib. IH. 142 8 23; auch Rodungen ib. 273 u. 280 $ 17 und Zu 
fhläge oder Zaunrichtungen ib. 210 $ 11 u. 734 $ 14 mit eindrechtiger be- 
willigunge des holtgreven, der semplicken guitherrn u. der gemeinen mark- 
genoten. 

80) Die Gemeinde darf daher dem Genofen die Nutzung der Allmende nicht 
verfümmern. Bol. z. B. W. v. 1347 b. Grimm I 35: wer ein ehoffstatt bu- 
wen will, dem sol der meyr und die gebursami nit versagen so vil holtz als 
er bedarf zu dem buwe. 168: zur notturfft sol mans keinem versagen. Nähe: 
red in $ 10. 

00) Bol. oben Note 79 — 81. 83 u. 92. ‚Weidehuhn“ 6. Grimm I 643 
86. „Holzhuhn“ ib. 785. „Holzkorn“ ib. IV. 623. „Gradpfennig“ ib. V. 551 
8 6. „Waldhaber* ib. I. 385 u. V. 545 8 5. „Weide u. Wordegeld“ ib. III 
211 $ 17. „Waldrecht“ von 3 pf. ib. I. 697. „Vogtpfennig für Waher u. 
Weide* ib. 757. „Holzgeld“ b. Kaltenbäd I. 240 8 2, 344 8 69, 366, 531. 


„Schuldholz“, „Markweizen,“ „Fiſchwaßerzins“ b. Maurer, — 65 N. 71 
u. 68 N. 90-91. 
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wurden zu diefem alle und auch die an fich perfönlichen und nach unjeren Begriffen 
Öffentlichen Gefammtleiftungen in einen inneren Zufammenhang, ein Berhältnif 
wechjeljeitiger Bedingtheit und Beftimmtheit, gebracht. Zinjen jeder Art, 
Beden und Steuern, Zehnten und andere Naturalabgaben erſcheinen daher ald 
Ausflug oder Bedingung des Gebrauchsrechts an Grund und Bopen!?t), 
Dienfte und Frohnen verjchiedenfter Gattung werden bald ald Grundlage bald 
als Folge von Allmendrechten bezeichnet!9?), mögen es nun wirtbichaftliche 
Leiftungen für den Herrenhof!®), mögen es Kriegs-, Burgbau- oder Wacht 
dienfte!%), mögen es Ding- und Gerichtöfolgepflichten!®5), mögen es einzelne 
Laften wie Bewirthungs- und Herbergspflichten!?®), oder mögen es ſelbſt 
perjönlihe Beſchränkungen, wie fie z. B. durch Zwangs- und Bannrechte her- 
beigeführt werden!??), fein. Ganz allgemein wird daher von einem „Verdienen“ 


10) W. v. 1378 b. Grimm, W. II. 672: für den Genuß von Waßer u. 
Meide gibt man precarias sive exactiones.. W. v. 1404 ib. IV. 146 u. 147: 
Zehnten u. andre Rechte brauden fie nicht zu geben, wenn ihnen nicht ungeftörter 
Allmendgenuß verjchafft wird. Vgl. I. 564. 642. 643. 646. II. 138. 188. 201. 
202. 672. 677. 680 (zwa marck rechter bede). III. 16. 417 $ 18 u. 20. V. 
433 5 5—8. 569 $ 19. 661 $ 3. 676 $ 1. Schauberg I 158 10. W. v. 
1340 b. Trouillat III. 509: dar umbe, daz si wun u. weide niessent des 
dorfes. Ziroler Landes-⸗O. IV tit. 1 $ 2. 

2, W. v. 1364 6. Grimm IV. 162: wer in do dienet, foll Waßer u. 
Weide nießen. Vgl. IL 154. III. 483—485. 495 (gehorsam mit dem dienst). 
IV. 511 $ 9. 712 (um den Dienft mit Hald, Sad u. Beutel, Kaltenbäd I. 
583 $ 17. 

13), Grimm, W. I 779. IV. 212: Srondienfte bei Saat u. Ernte auf dem 
Seelgut werden um des Allmendgenufes willen geleijtet. 

19) Bol. 3. B. Burgbaupflichten b. Grimm I. 575 $ 3, I. 141, III. 331 
u. 500, Frohnen, Dienfte und Wachten ib. II. 462 als Entgelt für die Allmende. 
W. v. Aldewile v. 1403 ib. I. 625: quicunque in dietis parochiis locis et ter- 
minis utitur pro tempore aquis et pascuis et consimilibus, teneatur ad se- 
quelam pulsus campanae et ad servitium domini. W. v. Emmel ib. II. 353: 
die Gemeinde foll auf eigne Koften dem Herrn 3 Tage u. 3 Nächte nachziehen u. 
darum die Allmende geniehen. 

0, MW. v. Penningen b. Grimm IV. 710 $ 18: wir die von P. jchulden 
den Herrn v. T. einen Zind „und alle jair zu komende zu dem jairgedinge 
zu T.* Darum find die Herrn wiederum ſchuldig, und bie Allmende zu ge- 
währen. 

ıw) 3. B. Grimm, W. IL 449. 453. 

en 3, B. Grimm III. 359. 362. 367. V. 598 $ 9: alle die da wasser 
u. weide suchen, die sollen den bannwein drinken, Dasjelbe gilt ib. II. 563 
bezüglich der Beiftener zu einem zur Ablöfung ded Weinzwanges gegebnen „Bann— 
weingelde*. Umgekehrt heißt ed II. 185: umb daz sie zu den banmülen u. 
banbackhuse also gedrongen sin, darumb sollen die dru gerechte wasser u. 
weide bruchen. Aehnlich III. 818. 

II. 13 
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oder „DVergelten und Verdienen“ der Gemeinmark gefprochen!®), und es 
werden bald die Marknutzungen von der Entrichtung aller Dienjte und Beben, 
bald diefe von der Gewährung der Allmende abhängig gemacht!?®), wobei ſtets 
die nad) heutiger Anſchauungsweiſe öffentlichen und privaten Laften in Einen 
Inbegriff zuſammengefaßt werbden2%), 


8 10. Gejammtreht und Sonderredht in der Mar. 


Die Mark geftaltete fi zum dinglichen Abbild der Genoßenſchaft. So 
jpiegelte denn auch der innere Ausbau des an einer Mark für eine Genofen- 
ſchaft begründeten Rechtes den inneren Bau des genoßenjchaftlihen Perjonen- 
verbandes wieder. Wie daher diefer anf der gegenfeitigen Ergänzung und in- 
nigen Durchdringung der Gefammtheit und der Einzelnen berubte, jo zerlegte 
fi) das Markenrecht in Geſammtrecht und Sonderrecht, die fi erft in ihrer 
Zufammenfaßung zum vollen Genofenjchaftsrecht ergänzten. Und wie in der 
Genoßenſchaft der Allgemeinheit und der Bejonderheit eine originäre und 
jelbjtändige, feiner aber eine abjolute und ſchrankenloſe Geltung zufam, jo er- 
ſchienen Geſammtrecht und Senderreht in der Mark als glei urfprünglich 
und jelbftändig, aber als bedingt und bejchränft durch einander. 

Das Sonderreht war allerdings gejchlichtlich jünger ald das Gejammt- 
recht. Aber man hatte die ehemalige Zuweijung von Haus und Hof an die 
Einzelnen längjt vergehen, als überhaupt zuerft der Eigenthumsbegriff an Grund 
und Boden zum Bewußtjein fam. Vielmehr erjhien nunmehr jogleih das 
Sonderrecht ded Einzelnen ald ein urjprüngliches und nothwendiges Berhält- 
niß. Man konnte ji eine Mark gar nicht mehr anders vorftellen, als dag 
die Höfe im ihr in feſtem Sondereigen ftanden. Und wenn neue Markanlagen 
erfolgten, wurde von vornherein der Grund und Boden zu einer zwijchen Ge- 
jammtrecht und Sonderrecht getheilten Befigesweife von der Gejammtheit of- 
fupirt oder ihr überwieſen. Es war eben auch hier die Gejammtheit 
nicht nur als Einheit fondern zugleich als Vielheit, welche das Necht an Grund 
und Boden für ſich erwarb. 

Das Geſammtrecht umgekehrt war ebenfo urjprünglih und jelbjtändig. 
Niemals etwa ift es als blos abgeleitetes Recht oder als bloßes Accefjorium der 


86) Grimm I. 546. III. 886: Waßer, Weide u. Hol; „verdienen“. V. 290. 
238: als verre sie das vergelten u. verthienen. 

) Grimm, W. IV. 621 $ 7: von solcher gebruchung u. h. bedzins, 
frondinst, schatz u. ander ungnad zu entrichten; V. 567 $ 7: davon fron 
u. bet; 242 $ 2: dienst u. bete. — limgefehrt 1. 462: wenn Kornbebe u. 
Srondienft entrichtet werden, fteht der Gemeinde die Allmende zu; II. 192; V. 
657 8 6. 

200) Bol, 3. B. Grimm I. 625 u. IV. 621 8 7. 710 $ 13. 712 oben in 
Note 192. 194. 195. 199. 
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Sonterrechte aufgefaßt wordent). Sondern ed galt ald ein principales und 
jelbjtändiges Recht, welches Grund und Zwed feiner Eriftenz zunächſt in fich 
felbit fand. Allerdings verlor e8 im Laufe der Jahrhunderte mit zunehmender 
Bodenkultur jowol an Umfang ald an Bedeutung. Allein der Abſchluß jenes 
Proceked, in deffen Verlauf dad Sonderreht von innen her das Gejammt- 
recht verzehrte, ift meift erft in unjerer Zeit und erjt durch ftaatliche Gejeh- 
gebung vollzogen. Vorher aber war jelbit ein jehr geichwächtes Gefammtrecht 
jowol in wirthichaftlicher wie in rechtlicher Beziehung ein felbftändiger Faktor 
des Gemeindewejend. Um jo mehr muß dies vom Mittelalter gelten, in welchem 
überall noch Gejammtgut und Sondergut oefonomifh fi) das Gleichgewicht 
hielten und die Gemeindeverfahung durchaus mehr auf die Allmende als auf 
die Höfe gebaut war, 

Wenn nun aber jowol das Gejammtrecht als das Sonderrecht in der Mark 
durch fih und für ſich beitand, ſo beſtand doch Feines für fich allein, fondern 
jedes zugleich für das andere, In wirthichaftlicher wie in rechtlicher Beziehung 
ergängten fie fih und waren fie auf einander hingewiefen. Der Einzelne war in 
feiner Hof- und Ackerwirthſchaft durd die gemeinfame Wald- und Weiden— 
wirthſchaft mannichfach gebunden und beſchränkt, die Ießtere fand ihr Maß 
und ihre Beitimmung an den Intereſſen der Sondergüter, So war aud) das 
Geſammtrecht zwar jelbftändiges Gemeinderecht, aber zugleich ergänzendes Zu- 
behör der einzelnen Sonderrechte, und das Necht jedes Genoßen an feinem Son» 
dergut verkörperte zwar feine, Individualität, drückte aber zugleich jeine Zuge 
bhörigfeit zu dem gejchloßenen Ganzen der Gemeinde aus. Man konnte alfo 
Gejammtreht und Sonderredht eines nicht ohne das andere denken, fie ftanden 
in unlöslihem Zujammenhange und machten erjt in ihrer organischen Verbin— 
dung das volle Markeigenthum aus. 

Daraus erklärt ed fih, daß an feinem Theil einer Genoßenſchaftsmark 
nur die Gemeinde im heutigen Sinn und an feinem Theil nur der Einzelne 
als Individuum ein Anrecht hatte. Vielmehr waren an jedem einzelnen 
Markſtücke die Grundeigenthbumsbefugniße, joweit fie überhaupt bei der Ge 
noßenſchaft waren, in irgend einer Proportion zwijchen Einheit und Bielheit 
getheilt. Dieje Proportion war überaus verjchieden jowol nach zeitlichen und 
Iofalen Eigenthümlichfeiten, als bezüglich der einzelnen Bejtandtheile des Ge- 
fammtgebietd. Zwiſchen dem jtärfiten Geſammtrecht an der Dingftätte und 
dem ftärfjten Sonderreht an dem Haufe lagen zahlreiche ungleih nüancirte 
Verhältnige, bei denen bald das Recht der Gejammtheit, bald das des Ein- 
zelnen überwog, bald beide fich gleihmäßig theilten. Und jo entjtanden in 
einer gewißen Analogie mit den durch Herrenrecht geminderten Eigenthums- 
verhältnigen die mannichfachften Rechtsverhäliniße, Die weder freied Ge- 


) Rebtered behauptet Renaud, 3. f. D. R. IX. 79f. 
13 * 


196 Genoßenſchaft und Gefammtrect. 


meindeeigenthum noch freied Privateigenthbum im heutigen Sinne waren, 
jondern zwijchen beiden mitten inne lagen. 

I. Am ſchwächſten iſt das Recht der Gejammtheit, am ftärfiten das 
Recht des Einzelnen am vollen Sondereigen oder Sondererbe, das durch 
eine Umfriedung ſchon Außerlid von der Mark gejondert ift: bei Einzelhöfen 
aljo an Haus und Hof nebit Aedern, Wieſen und allen ſonſt in die Umbe- 
gung hineingezogenen Ländereien, in Dorfanlagen aber an ter Hofitätte und 
den dazu gehörigen Gebäuden, Gärten und Nebenhöfen. Hier foncentrirt 
ih im Verhältniß zur Gemeinde das Recht des Einzelnen zu einem jo vollen 
und jelbftändigen Sonderredht, wie es nach der jedesmaligen Ortöverfafung 
überhaupt an Grund und Boden möglid if. Vollkommen unabhängig da- 
gegen von jeder dinglichen Mitherrichaft der Gemeinde kann aud hier das 
Sonderredht niemals werden, jo lange nicht überhaupt jede Verbindung des- 
jelben mit der Mark zerrißen ift. Grundherrſchaften und Immunitäten 
daher wurden allerdings in demjelben Grade, in weldem fie aus den fie um- 
liegenden Verbänden gelöft wurden, zu einem Sondergut ohne fonfurrirendes 
Geſammtrecht: jeder Hof dagegen, welcher iu irgend einem Grade noch an 
einem Gemeindeverbande Theil nahm, blieb auch in irgend einer Weije einem 
Gejammtreht unterworfen. Weil Haus und Hof weder wirthihaftlic noch 
politijh ohne die ergänzenden Rechte, welche der Gemeindeverband verlieh, ein 
Ganzes bildeten, war daran fein vollfommen freies, jondern nur ein genopen- 
ihaftlich gebundenes Eigenthum möglid. Und dabei mußte um jo mehr die 
Geſammtheit neben dem Ginzelnen ald unmittelbar dinglich Berechtigte er- 
icheinen, als das politifhe Recht am Gemeindegebiet gleichzeitig in dem alten 
Markeigenthum enthalten war. Auf der anderen Seite aber war das Recht am 
Sondergut für den Einzelnen inhaltsvoller und jelbftändiger als heute, weil 
es Befugniße im ſich ſchloß, die heute entweder Ausflug einer Gebietöhoheit 
geworden oder überhaupt von jedem Zujammenhang mit Grund und Boden 
gelöjt find. 

1, Insbeſondere vereinigte zunächſt der Befiger innerhalb der Grenzen 
feined Hofetterd alle diejenigen Gewaltbefugniße in feiner Hand, welde 
dem germanijchen Eigen oder Erbe entſprachen. Der vollfreie Genoße war aljo 
bier wahrer Grundherr, der abhängige Beliger übte geminderte oder abge- 
leitete grundherrliche Befugnige jelbftändig und ohne Mitwirkung der Gemeinde 
aus. Er handhabte daher nach innen den Frieden und das Recht des Hauſes 
und Hofes jowie des dazu gehörigen Hausjtandes, und beherrſchte jowol Fa— 
milie und Hausgefinde, ald die von ihm etwa in Nebengebäuden oder auf 
Nebenhöfen angefievelien Hinterjaßen?). Nah außen aber vertrat und ver 
theidigte er nöthigenfalls mit Waffengewalt die geheiligten Grenzen jeines 
Beſitzthums, den Frieden und die Ehre feines Haufes und feiner Hausgenofen. 


2) Val. TH. I. 15. 62 u. unten $ 11. 
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Bor Allem das bewohnte Haus genoß eined jo hohen und fo felbitändigen 
Friedens, daß der Hausherr den unberedhtigten Angreifer, den Heimjucher, ja 
den bloßen Lauſcher bußelos tödten Fonnte?). Und nicht blos Dritten, jon- 
dern der Gejammtheit felbft und ihren oder den öffentlichen Beamten ftand 
Haus und Hof al3 eine befriedete Freiheit gegenüber), jo daß der flüchtige 
Verbrecher ohne Bewilligung des Hausherren hier nicht verhaftet 9) und der Be- 
fiter hier nicht gepfändet werden durfte. Ja nach altem Markrecht war dem 
Märker, wenn der ihn wegen Marffreveld verfolgende Markbeamte die Schwelle 
des Hauſes überfchritt, geftattet, fi umzudrehen und ftraflos den Bermten zu 
erichlagen®). Faſt alle dieje Herrichaftsrechte und Freiheiten des Hofherrn ka— 
men num freilich, während fie für die aus der Marfgemeinfchaft fcheidenden 
Fronhöfe fich zu Immunität und Grundherrichaft fteigerten und endlich der 
Kern Iandeöherrlicher Gebietöhoheit wurden, den im Genofenverbande zurück— 
bleibenden Höfen frühzeitig abhanden: fie wurden indeß nicht durch Gemeinde: 
recht, fondern durch Herrenrecht aufgezehrt, jo daß fie aus dem Kreife des Ge- 
noßenfchaftsrechts überhaupt ausſchieden. 

Troßdem unterlag aud die umhegte Hofitätte jederzeit einem in der 
Marfgemeinihaft wurzelnden gleichzeitigen Gejammtgewaltrecht: denn fie nahm 
Theil an Frieden und Recht der Mark und wurde daher von der Genofen- 
gefammtheit nach außen mitvertreten, nach innen mitbeherricht. In fpäterer 
Zeit entwicelte fi fogar eine intenfive Genoßenſchaftspolizei, welche vielfach 


P Grimm, 8. 4. 891. Wilda Strafe. 242f. Zöpfl, Bamb. R. 157Ff. 
u. R. ©. 439. Ofenbrüggen, der Hausfriede; Studien 189. 211 f. — Gloffe 
zu Sachſ. fp. III. 78 $ 7: wer seine vier phell weret, der tut notwer, als 
der seinen leib rettet. — Nach öfterr. Bant. fol das Haus fo frei fein, als wer 
es mit einem faden umbfangen o. umbhangen (5. ®. b. Kaltenbäd I. 469 
$ 14). Den Heimjucher wie den Raufcher tödtet man bußelos oder büßt ihn nur 
zum Schein, indem man den Leichnam aus der Dachtraufe zieht u. ihm 8Pf. auf 
die Bruft legt. Ib. 499 $ 26. 501 $ 13. 510 $ 31. 521 $ 7—8. Bol. 163 
8 40. 41. 53; 172 8 6—8; 181 $ 41. 46. 47; 189 $ 48. 49. 62; 221 8 10, 
11. 14. 15. 13; 237 $ 34; 243 $ 7. 10. 13; 266 $ 7—9; 275 1 11—14; 281 
8 12—14; 289 $ 19—25; 330 8 38-39; 395 $ 6—7; All; 414 $ 9-11; 
425 $ 7; 432 8 5—8; 449 $ 7—9; 479 8 4—9; 488 $ 14; 583 $ 13; 544 
s 29—30; 589 $ 8—10; 598 $ 38. Bol. dazu Grimm, W. II. 42 $ 15 u. 
308 8 9. 

) Bel. Th. I. 132. Maurer, Einf. 216 f. Fronh. I. 293 f. IV. 
246 f. 384 f. 

5) Grimm I. 335. 500. III. 437; für Schöffenhäufer II. 127. 254. 566. 
Namentlich hatte daher der Verbrecher felbft im eignen Haufe Sreiung, z. B. ib. 
111. 686: wen nain nachgebawr den andern erslüg, der hat freiung in 
seinem haus. 

6) So in Saspach b. Grimm, W. I. 414; in Cappel ib. 422. Vgl. aud) 
W. v. Kirchgarten ib. 335. 
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direkt in die Ordnung des Hausweſens eingriff. So wurde im Anſchluß an 
die Aufſicht über die Verwendung von Markholz eine genoßenſchaftliche Bau— 
und Feuerpolizei gebildet; der Gewerbebetrieb wurde beſchränkt; die Ausübung 
der Hausgewalt, die Annahme und Löhnung des Geſindes, die Aufnahme von 
Hinterfaßen und Tagelöhnern wurden einer Gemeindeaufſicht unterworfen; es 
wurden in Verbindung mit der Feld» und Weidepolizei zugleich die Umzäunungen, 
die nachbarlichen Berhältnige, das Halten von Vieh u. ſ. w. genoßenſchaftlich 
geregelt und Euntrollirt ?). In diejen und andern Beziehungen trafen natürlich 
die dem Geſammtrecht entjpringenden Beſchränkungen mehr und mehr mit 
ähnlichen Beihränfungen zujammen, welche in einer Grundherrihaft oder 
Vogteigewalt wurzelten; ja oft verband und vermifchte ſich Beides dergeftalt, 
daß derjelbe Beamte zugleih im Namen eines Herrn und im Namen der Ge- 
meinde beftimmte Gewaltbefugnige über das Sondergut zu handhaben hatte. 

2. Sonderreht des Befigerd war ferner die Verfügung über Haus 
und Hof, jofern eben in dem Eigen, Erbe, Lehen, Kolonat oder anderweiten 
Befigrecht ein Verfügungsrecht enthalten war. Hier war indeß wegen des un- 
löslihen Zufjammenhangs jedes Hofed mit feinen Pertinenzen in Feld und 
Mark einerjeits und dem perjönlichen Gemeinderecht andrerjeitd der Einzelne 
in weit höherem Grade durd die Gemeinde gebunden und beſchränkt. Ein 
rein individuelles Verfügungsrecht, wie ed im heutigen Privateigenthum liegt, 
war undenkbar, jo lange die Gemeinde einer Wirthichaftegenoßenfhaft und 
ihre Verfaßung auf agrariſche Gemeinſchaft gebaut blieb. Mit den genofenfchaft- 
lichen Beichränkungen aber Ereuzten fich überdies andere, welche Durch das Recht der 
Erben, der Nachbarn, der Herren herbeigeführt wurden, und namentlih Ge— 
ſammtrecht und Herrenrecht wuchjen auch hier oft zu einem einzigen gemein- 
ſam oder durd; gemeinjame Vertreter geübten Recht zufammen. 

a. Ganz jelbitändig hatte zunächſt der Einzelne in formaler Beziehung, 
jo weit jeine Gewere reichte, da Sontergut zu vertreten. Der echte Eigen- 
thümer war aljo der ganzen Volksgemeinſchaft gegenüber, der hofrechtliche 
Beliger im Hofverbande für fi allein und überall jonjt zufammen mit dem 
Grundheren, der wahre Repraefentant des Gutes, mochte es fih um gericht- 
liche oder außergerichtliche Akte hanveln. Allein auch hierbei machte ſich das 
Gemeinichaftsverhätnig auf das Beſtimmteſte darin geltend, daß alle ſolche 

?) Bgl. Th. I. 615. Grimm, R. U. 509. Maurer, Marko. 131. 307f.; 
Fronh. I. 213; Dorfo. 1. 238. II. 11f. — Ueber die Baupolizei unten Note 
66— 70; über die Feuerpolizei und Feuerfchau Grimm, W. IL 800, Blumer I. 
387, Raltenbäd J. 49 $ 59. 55 $ 33. 534 $ 23, I1. 129 8 53 und fonft oft; 
über die genoßenfchaftlichen Beſchränkungen ded Gewerbebetrieb? Grimm, 
MW. 1. 383. 384. 416 417. 507. 11. 22. III. 415 $ 10. 418 8 26. 577; Kalten- 
bäd I. 349 $44—46. 421 $ 50. 457 8 45 u. ſ. w.; über die Gefindepotizei ib, 
245 $ 29— 30. 278 $ 33—34. 455 $ 34—35. 131 $ 35—36; über dad Vieh— 
balten unten Note 72. 
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Akte, wenn fie einen im Marfverbande jtehnden Hof betrafen, nothwendig und 
ausschließlich in genoßenfchaftlicher Weiſe erledigt wurden. Nur vor der Ver: 
fammlung der Gemeinde, Mark-, Gentgenogen oder ihrer gerichtlichen Aus» 
ſchüße, und in Hofverbänden nur vor dem mit Hofgenofen bejeßten Hofgericht 
wurden Streitigkeiten über die Güter entjhieden?). Nur hier konnte die Ge- 
were daran begründet, verändert oder aufgehoben, das Grundftüc verrechtigt, 
veräußert, getheilt, in Geſammthand gebracht, verpfändet, vermacht, ein Hofgut 
empfangen, d. h. gegen Entrichtung der Abgabe und Huldigung feierlid (mit 
halm und mund) verliehen, ein eigen Gut in Hofgut oder umtgefehrt ver- 
wandelt werden u. f. w.?) 

Dft wird fogar dem, der um ein zum Verbande gehörige Gut auswärts 
Recht fuchen oder nehmen würde, Verluſt des Gutes gedroht!) Indem fo 
jede Veränderung der Befitverhältnige unter Kontrolle der ganzen Genopen- 
ſchaft oder ihrer Schöffen oder doch mindeftens einiger von den herrſchaftlichen 


8 Bol. 3. B. Grimm, W. I. 55. 58. 77 8 26. 142 $ 26. 177. 184. 196. 
249. 275. 289. 635. 804. 816. II. 293. 387. 391. 393. 395. 399. 402. 407. 461., 
555 $ 10. 577. 633. 450 (vor den hoebern . . und anders rit). IV. 22, 29. 
56. 65. 97. 108, 114. 117. 119. 135. 169. 200. 419 $ 30. 665 $ 29 (um $rei- 
güter nur im freiding). 672 $ 2 (um hegerisch güter nur im hegerisch ge- 
richt). V. 22 8 7. 52 8 15. 

) Bol. 3. B. Grimm, W. I. 16 $ 50 u. 56. 26. 51. 58. 79. 144 8 40. 
148. 166. 170. 172. 185. 196. 212. 289. 635. 672. 673. 675. 677. 680 $ 19— 
22. Il. 15: wer binnent dem ban, bezirk u. gericht hus o. hof o. ander erb- 
schaft habe o. zufalle, keuft o. verkeuft, wie das zu genemen, die seind 
schuldig, das zu entphaen u. sich zu enterben vor dem meyer u, gericht zu 
L. 48. 65. 88. 128. 165. 194. 200. 201. 234. 238. 250. 347. 362 $ 2. 370. 
391. 399. 406. 409. 418. 461. 477. 482. 497. 519. 600. 632. 716. 756. 816. 
III. 8: were erve o. gut entpfengt, dat hoifguder sin, soll die entfangen uf 
dem hoife. 12. 26. 160 $ 110. 163 5 9. 514 $ 2. 736 $ 19. 768: nyman mag 
sich o. die syne erben noch enterben, er thue es dan mit halm u. mondt 
vor scheffen u. gericht zu W.IV. 5, 14. 19: die hofgüter soll och niemand 
verkoffen noch verseczen denne in dem hoffe u. vor dem hofherrn o. vor 
dem meiger u. den hubern. 29. 45. 48, 116. 134. 142. 182. 373 8 22. 374 
8 2. 486 $ 31. 496 $ 5: u. mugend die fryen kain ir gut verlieren denn in 
den egen. 3 höfen vor allen genossen, 499 8 7. 580 $ 17—19. 627 8 2. 664 
$ 11. 794 $ 16. V. 77 86.83 88. 928 20. 194 8 14—16. 403 8 2f. 410 
5 4-8. — Berwandlung von Hofgut in eigen Gut unter Mitwirkung der Ge- 
noßen IV. 31. 52. 170. 234. V. 513 $ 8—11. — „Zemenstosz o. gemeinschaft 
vollbringen“ joll man nur im Jahrgericht ib. IL. 16 $ 50. — Vgl. Kaltenbäd 
1. 179 $ 26—30. 188 $ 305. 223 $ 37, wo aber fchon die Eintragung in bes 
Amtmannd Grundbuch ſtatt mündlicher Auflaßung „in Nuß und Gewer“ ſetzt. 

10) 3.8. b. Grimm III. 254 $ 17 für Meierdingsgüter, 402 für Landfiedel- 
güter, 615 für die „heiligen“ Güter; 664. 665 $ 1. 666 8 8. 771. 
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Beamten aus der Gemeinde zuzuziehender Bertrauensmänner!!) ftattfand, war 
von vornherein das Sondergut in feiner doppelten Natur als Verkörperung 
der Sndividualperjönlichkeit und als das den Einzelnen mit der Allgemeinheit 
verfnüpfende Band gekennzeichnet. 

Sn materieller Beziehung war urjprünglid jowol Veräußerung 
wie Erwerb und jowol Vererbung wie Theilung des Sonderguts durd) fon- 
furrirended Gefammtrecht gebunden. Allmälig erweiterte fih dann zwar in 
freien Marfen das freie Verfügungsdrecht des Einzelnen: in den Hofmarken 
jedoch erzeugte fih von Neuem unter fonfurrirendem Einfluß des Hofherrn 
und der Hofgenofenjchaft eine analoge Gebundenheit. 

Die urjprünglihe Unveräußerlichfeit des Sondereigen in der Marf1?) 
war ſchon zur Zeit der Volksrechte dem Princip freier Veräußerlichkeit 
gewichen!?) und wurde erft jpäter wieder durch das an Stelle des alten Ge- 
meinderechts neu entwickelte Beifpruchsrecht der Erben in andrer Richtung mo- 
dificirt. Thatſächlich aber blieb auch in den freien Gemeinden die freie Ver— 
außerlichkeit des Hofguts auf den Kreid der Gemeindegenogen bejchränft, da 
der bloße Erwerb des Grundſtücks den Ungenofen nicht zum Genoßen machtelt), 
ohne Aufnahme in die Genoßenſchaft aber eine erfolgreihe Bewirthſchaftung 
des Gutes nicht denkbar war. Wenn daher auch jpäter bisweilen jede Veräuße— 
rung an Fremde von der Zuftimmung der Gemeinde abhängig gemacht 
wurdeld), jo lag hierin eigentlih nur eine Sanftion des praktischen Rechts. 
Da jedod die Genoßenſchaft an der Erfhwerung des Eintritts Fremder in den 
Marfverband regelmäßig nur jo lange eine Interefje hatte, als ein vorhan- 
dener und namentlich ein nod nicht begüterter Genofe zur Webernahme des 
Gutes bereit war, um das Vollgenokenrecht oder deſſen Steigerung zu er- 
langen: fo jchwächte fih das Zuftimmungsrecht der Gemeinde meift zu der 
Beitimmung ab, daß das Gut, ehe es einem Fremden gegeben wurde, in der 
Genofenverfammlung allen Genoßen oder der Gemeinde jelbit zum Kauf an- 
geboten werden mußte und daß in diefem Falle den Dorf- Marf- oder Landes- 


19) z. B. nah Grimm I. 706 $ 8 vor dem Schultheiß, Meier und 5 Hu— 
bern; mindeftend aber unter Zuziehung von 2 Hubern, 3. ®. I, 677 u. 680 8 10. 

12) ThI. 75—77. 

13) L. Angl. et Wer. tit. XIII: libero homini liceat hereditatem suam 
cui voluerit tradere. 

14) Bol. Th. I. 163. 593 f. u. unten $ 11. 

10) W. der Grafichaft Lags v. 1803 b. Grimm I. 813: Freie dürfen ihr 
Erbe an einen ungenossen nicht verkaufen noch verfegen. W. des Freidings Em- 
merken IV. 663 $ 12—14: wer von den Freien fein Freidingsgut an einen Un— 
freien verkauft, wird unfrei und gejtraft, das Gut aber fällt zu X an den Frei- 
grafen, zu % an den „gemeinen ganzen Freien‘. W. v. Urnäch v. 1605 b. 
Blumer I, 2, 854. 
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genoßen ein Vorkaufsrecht, bei unterlaßenem Angebot aber der Abtrieb zuftehen 
ſolltels). 

Sehr viel engere Schranken zog der Veräußerungsbefugniß des Einzelnen 
das Hofrecht. Denn bei den verſchiedenen Arten des abgeleiteten Beſitzes war 
oft keine Veräußerung, Verſetzung, Verkümmerung, Veränderung, Belaſtung, 
Theilung oder Eigenmachung ohne Genehmigung des Herrn und ſeiner 
Beamten zuläßig!“), jedenfalls aber die Veräußerung aus der Hofmark verboten 
oder durch herrjchaftliche Borfaufs- und Näherrechte beſchränkt!s); und bei jeder 
Befigveränderung mußte das Gut vom neuen Erwerber im Hofe empfangen, 
die Neubelehnung mit dem üblichen Ehrſchatz nachgeſucht und der Huldeid ge- 
Veiftet werden!?). Alle dieſe Beichränfungen aber waren keineswegs blos herr- 
jchaftlicher, jondern zugleich genoßenfchaftlicher Natur, und wurden ebenfo -jehr 
auf Grund hofgenoßenſchaftlichen Gejammtrechtes, wie auf Grund des Herrnrechts, 
und ebenjojehr in der Hofgenoßen, wie in der Herren Intereffe gehandhabt. Dies 
tritt deutlich hervor in dem Erforderniß einer Zuftimmung der Genoßen neben der 
des Herrn bei allen Veräußerungen und Veränderungen?®); in einem hinter oder 


'e) W. der Altenhaslauer Marf v. 1461 b. Grimm III, 416 $ 6: auslen- 
dische werden ires kaufes nicht gewehrt, denn die einwohner gegen solche 
den ewigen abtrieb herbracht. Bgl. ib. 414. W. der Großauheimer M. ib. V. 
322.8 2—6. — W. v. Emmen ib. IV. 373 $ 16: die gnossen hant och daz 
recht, daz nieman sol verkouffen sin eigen noch sin erbe das in diesen hof 
höret, er sölle es des ersten bieten dien getheilen, dar na dien gnossen. 
Ebenfo 374 $ 4. Auch I. 813. IV. 664 $ 15. — W. v. Holderbant V. 70 $ 12. 
der gnossami, Ib. 567 $ 9: losung o. abtrib hat die gemein oder ein jeder ge- 
meinsman insonderheit. Bgl. Thudichum 209f. u. unten Note 21 — 22. Weber 
die Landblofung Maurer, Fronh. IH, 190; Wächter, Würt. 9. R. I. 313, 520; 
Befeler, Syftem 512 N. 13. 

1) Grimm, ®. L 53. 57. 140 $ 3. 162. 177. 187. 246, 254 8 3. 258. 
339. 348 $ 10. 369. 378. 421. 642 $ 10. 660 $ 19—20. 663 $ 22. 712. 815. 
II. 16. 180. 182. 863 $ 7. 868. 388. 399. 401. 461. 477. 490. 493, 532. 537. 
597. 662 (wonach ber Zumwiberhandelnde ſogar ehrlos fein foll). III. 66 $ 34. 
128 8 5. 129. 160 f. &$ 43; 72; 76. 162 $ 5. 249 $ 5. 253 $ 7—10. 313. 487. 
573. 724. 725. 734. 736 $ 18. 763. 809. 830. 448. 668 (nicht versezen kauffen 
u. verkauffen, wexlen rainen o. tailen). IV, 10. 12. 17. 20, 21. 29. 32. 36. 
37. 44, 46. 53. 65. 79. 95. 107. 113. 234. 235. 479 8 6. 492 8 48. 5518 8. 
591 $ 9. 673 a. 11. V. 7786. Kaltenbäd I. 17 $ 40. 62 8 11. 66 $ 17. 
538 8 77. 548. 572 8 4. II. 84 8 25. 

18) 3. B. Grimm, W. I 653, 672. 673. 680 8 17 u. 18. 710. III. 728. 
725. 736 8 17. 

16) Maurer, Fronh. II. 12. 138. u. unten Note 23. 

20) z. B. Grimm, ®. I 750: man foll fein Erbe eigen machen ohne Mit- 
wirkung u. Erfenntniß bed Meierd u. der Huber u. Erſatz des biöherigen Hofguts 
durch ein befercd. Ib. 688, 689 u. 716 $ 11: ohne des Herren u. ber Genoßen 
Willen fann man von mehreren Gütern nicht eined, fondern nur Feines oder alle 
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jelbjt vor dem Recht des Herrn auszuübenden, hofgenogenfchaftlichen Vorkaufs- 
recht?!) und Lofungsrecht 22); in der Theilnahme der Genofen an Befitver- 
änderungsgefällen oder ihrem Anfpruh auf ein beſonderes „Hubrecht“ oder 
„Hofrecht“ neben dem „Ehrihaß ??);* in der genoßenſchaftlichen Rügepflicht bei 
jeder von einem Genoßen wider das Hofredht vorgenommenen Verfügung über 
das Hofgut?). 

B. Die Theilung des Sonderguts war noch über dieje Veräußerungs- 
beihränfungen hinaus und namentlich auh im Wege des Erbgangs mannich- 
fach bejchränft und erjchwert. Zwar war im Allgemeinen bezüglich des freien 
Gutes troß feiner Markzugehörigkeit frühzeitig die freie Theilbarkeit durchge— 
drungen, und Hofgüter konnten wenigftend mit Zuftimmung de Herm und 
der Genoßen beliebig zerjplittert werden. Allein vielfach finden ſich wenigftens 


aufgeben. Ib. III. 38: nyeman soll eyn hovesgud versplittern noch versetten 
id en sy myt weten u, willen des schulten u. des hoves. C&benfo 53. 641 
$ 13. 900. Ib. IV. 167: man foll fein Gut verwecjeln, werfaufen, verändern, 
vertheilen ohne des Meier und der Huber Erlaubniß. V.411 $ 7. — Nach öfterr. 
Pant. foll, wer fein Haus oder Gut verfaufen will, ed dem Richter fagen, diefer 
aber die Gemeinde berufen u, befragen, ob der Käufer ihnen gefall zue ainem 
nachpaurn; so soll er dem herrn füegen zue ainem Aolden. &o b. Kalten- 
bäd I. 422 $ 52. 438 $ 40. 457 8 47. 585 $ 25. Aehnlich 329 8 25. 537 
8 65. 596 $ 22. — Bol. Sommer 62 8 9 u. 10. 250 $ 11. Hofr. v. Gfien 
b. Kindlinger, Hörigf. 382 a. 3; ib. 320. 361 f. 

21) Bol. Raltenbäd I 597 8 27-238. Grimm, ®. IL 8. 15 $ 47. 35. 
42. 46 8 16. 141 $ 18. 158 8 30. 160. 164. 172. 247, 258. 270. 276 (bier ift 
fogar jeder Genoße zu geringerem Preisgebot u. bei Widerſpruch zum Kauf für 
einen genoßenfchaftlich feſtgeſetzten Taxpreis befugt). 285. 290. 393. 408. 614. 
672. 655. 816. II. 660. IV. 194. 293 $ 8. 392 8 9. 413 $ 13. 492 $ 47. 502 
8 7.V. 78 8 14. 84 $ 20. 91 $ 16. Urf. v. 1146—1154 ib. 536 N. 1: con- 
tribuli seu compari suo. Wo bier ein Vorfauföredht der Getheilen u. der 
Erben erwähnt wird, geht es überall (außer IH. 550 dad der Erben) dem der 
Genofen vor. Ebenfo meijt das des Herrn, welches aber oft auch dem Genoßen— 
recht nachiteht, wie 3. B. b. Grimm, W. I. 25. 69 $ 34. 106. 277. III. 346. 663. 
876. IV, 346 $ 23. 

22) Bol. z.B. Grimm, W. I. 15 $ 45 u. 46 (Vorzug des zuerft Klagen- 
den). 25. 46 $ 17. 106. 158 $ 31. 219. 224. 233. 258. 290. IV. 392 8 9. 
552 8 8. V. 92 $ 16a. 122 8 10. 123 8 19. 145 $ 32. 158 8 1l. 176 8 9. 
194 $ 13. 567 $ 9. 

3) So in fajt allen elfäh. Dingrodeln, 3. B. Grimm, W. IV. 2. 7. 12. 
17. 32. 37. 38. 47. 52. 57. 61. 71. 107. 115. 127. 132. 135. 141. 142. 149. 
166. 183. 189. 204. 217. 218. 234. 240. 255. 256. 234. 240. 591 $ 7. V. 50 
$ 4a: dem meier den huobern u. hofluten ir hofrecht geben in win, brot u. 
gelt, und erschatz des hofherrn. 386 $ 8. 410 $ 4—8, 419 $ 15: den huobern 
ir hubrecht. 423 $ 9. 427 8 4—5. 451 8 5. 

2) 3.B. Grimm, W. IV. 424. 527 $ 1. 794 8 17. V. 402 8 9. 426 8 2. 
434 8 8. 451 $ 4. 458 $ 4. 472 8 10. 582 $ 6. 540 $ 8. 
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bei den leßteren auch in den Zeiten des freieiten Sndividualrechts Verbote der 
Theilung??) oder der Theilung über ein heftimmtes Maß 2%), jo daß hierin 
Anknüpfungspunkte für die fpätere Entwicelung eines Syſtemes ber ge- 
fchloßenen Güter gegeben waren. Und immer wurden die Theilungen mit 
Nachtheilen verfnüpft, die Theile jowol dem Herrn als der Gemeinde gegen» 
über in manchen Beziehungen noch als ein Ganzes behandelt und ihre Wieder- 
vereinigung begünftigt. Denn obwol jeder Theilbefiger der Regel nad) von 
jeinem Theile Genoße zu werden, fich belehnen zu laßen, Empfangsgeld und 
Sterbefall zu entrichten und zu hulden gebunden war??), und obwol hierbei 
nach dem jtrengeren, exit fpäter bisweilen gemilderten Hofredt die vollen 
Laften des Hofes auf jeden Theil bis zur Wiedervereinigung übergiengen?®), 


2) W. v. Iſſenheim v. 1352 b. Grimm, W. IV. 127: auch ensol man 
keinen mendag teilen. Ebenſo 590 $ 4. In Neukilch war 1330 ib. I. 292 
die Theilung nur unter Gejchwiftern erlaubt; ib. IV. 793 $ 12 nur, wenn Einer 
gejtellt u. angenommen wird, der ſich für die ganze Pacht verpflichtet. — Verbote, 
dad Gut ohne Erlaubniß „zu ſplißen o. zu theilen,“ ib. I. 292. 642 8 10 u. 12. 
644 $ 9 u. 11. 11, 520. 550 $ 3 u. 7. III. 166 $ 8. 626. 668. 737 $ 28. 
876. IV. 497 8 12. 673 8 9. 793 8 12. V. 423 8 10. Sommer I, 2. 33. 
256. Kindlinger, Hör. 361. 472. Mone V. 46. 58. 59. 273. Maurer, 
Einf. 181; Fronh. III 201. IV. 321f.; Dorfo. I. 37—38, 

20, I, v. Achenheim v. 1423 6. Grimm, W. IV. 483 8 19: man soll 
ouch kein huöbe teilen in mer denn in vier teile. Ebenſo die Wildhuben im 
Dreieiher Wildbann 1388 ib. I. 500, die Hofgüter in Wiefendangen u. Peters- 
bufen ib. 141 $ 20 u. 247, die Lehen in Godesberg II. 659, die Mendage 1354 
in Sennbeim IV. 118. — Bytl. IV. 97: drey hand sollent einen mentag tragen 
u. fürbas nit gebrochen werden, 102. — Monne V. 27: jede Hube kann in 
4 Schupofen, die Schupofe in 4 (resp. 8) Theile getheilt werben. 

2) Grimm, ®. I. 786: an als vil hende es komet, as mangen huber 
sol man davon geben; ... u. komet das selbe gut widder in minner hende, 
als vil huber sollent davon wider abghen; u. komet dasselbe gut widder in 
ein hant, so sol es nit me wan ein huber geben. IV. 204: jo viel Miterben 
da find, deren jeder foll non jeinem Theil Huber werben, ihn zu Hof tragen, 
hulden u. jhwören, u. den Hubern das gemeine Hubrecht thun. Ib. 674 a. 15: 
wirt ein hegerisch gut getheilt, so ist jeder hegerisch. ®gl. I. 423. 688 f. 
715 8 8. U. 181 $ 18. 182—183. 532. III. 788. 

2, W. v. Zarten v. 1897 b. Grimm, W. I. 338: wie die güter zerteilt werdent, 
da het das gotzhus zuo jeglichem teil sunderbar vollü recht; wer ouch, daz 
ein recht erbe dieselben güter ze einer hant wieder samneti, der sol ouch 
dieselben güter han zuo einem recht. W. v. Loßburg v. 1477 ib. 390: yeg- 
licher theil ain aignen fall. 645 $ 9: so mannig spliss so mannig hoen. 741: 
also manige vogtrecht, 154 $ 11. 645 $ 18. 685. 722. II. 766. 403. 533: 
man foll jeden Theil entpfangen, entpfenklicher hant besitzen u. ver- 
kurmeden. III. 529 (1354). 550. 577 $ 20: so es sich nun begebe, das die 
güter kinder halben geteilet würden in feld u. in dorf, es were acker o. 
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wurde doch jehr häufig eine jolidarifche Haftung aller Theile für die auf dem 
Ganzen ruhenden Laften ftatuirt??). Dafür wurde aber den Theilgenofen 
(Getheilen, Gejpilden, Geltern) ein oft fogar dem Erbenrecht vorgehendes Vor- 
kaufs- und Abtriebörecht gegeneinanander eingeräumt?), und in vielen Gegenden 
wurden nad außen bin überhaupt die Theile nach wie vor als Ganzes behan- 
delt, indem der Befiger des urfprünglichen Hofes,“!) der Inhaber des größten An- 
theils,?2) der Aeltefte??) oder ein von den Getheilten gewählter”) Träger 
(Borträger, Hochhuber, Hofmann, Zinsmeifter, Stuhlgenoß, Hauptmann) die 
Zinfen und Steuern zu erheben und abzuliefern, für die gute Bebauung zu 
jorgen und zu haften, das Gut zu Ding und zu Ring zu tragen und dasjelbe 
überhaupt gegen den Herrn wie gegen die Hofgemeinde zu vertreten hatte?5). 


wiesen, haus o. hof, an zweytheil, an viertheil, an sechstheil, an achttheil, 
so soll yederman ein theursthaubt geben. Item kompt es wiederumb zu- 
sammen, so ist es ein theursthaupt wie vor. 838. IV. 22. 120. 673 89. V. 
451 $ 2 u. 3: würde ein hubig guot getheilt in 100 theil, so gibt jeglichs 
theils einen huober u. gibt jeglicher huober ein vogtrecht. 452 $6 u. 7 
(ähnlich). 602 8 4. — Ermäßigungen 1532 in Erbpolzheim I. 722. u. Abihaf- 
fungen 1486 in Molzheim u. 1521 in Avolsheim V. 426 $ 2 a. €. u. 427 8 2. 

) Grimm, W. I 53. 276. 390: wer das ain thail guetter den zins nit 
ertragen möcht, so mag ein zinsmaister seinen rechten fusz setzen an den 
wechselsteine u. je den nechsten stockh rieffen bis den hern ir zins gefelt. 
141 $20: wurde ainicher tayl dar under so swach, das er den zinsz nit er- 
tragen möcht, so söllen die andern den zinsz gelten u. denselben tail zu in 
nemen u. den zins allin geben o. aber daz alles uffgeben. 147. 247. 

”) So b. Grimm, W. I. 35. 148. IV. 392 8 9; zwiſchen Erben u. Ge- 
noßen ib. I. 8. 16 $ 49. 25. 69 3 34. 106. 160. 164. 172. 363. 391. 816; ohne 
Erwähnäng ver Erben vor den Genofen ib. 15 $ 47. 165. 276. IIL 550. IV. 
17. 79. 109, 272. 282 $ 14. V. 189 $ 18. 194 $ 13; nad) dem Gotteshaufe IV. 
502 8 7. — Bol. Kaltenbäd I 527 $ 47. 537 8 65. 548 8 9. 

3) Maurer, Einf. 136. 208; Fronh. IV. 329 N. 43. 

2) Z. B. b. Grimm, ®. I. 53 u. IV. 52, Stettler, R. ©. v. Bern 115. 
— Dber wer den höchſten Zins zahlt, 3. B. b. Mone V. 274. 

3) 3.8. b. Grimm I. 321. 

34) Weber Neuwahl und Eintragung ded Borträgers in das Hubregifter Grimm 
1. 751; Maurer, Fronh. IV, 332. 

3 Grimm, W. J. 595. 685. 689. 715. 723: einen vortreger geben, wel- 
cher solch gutt im dinckhof jährlich als ein huober o. stulgenosz vertrette 
u. zu ding u. ring gange, 716 $ 9. 744. 751. II. 181 $ 18. 182. 478. IH. 
626. Ausführl. Regelung im W. v. Gebweiler v. 1397 u. v. Wattwiler IV. 122 
u. 120 (sol den zinsz samenthafftlich geben u. sol der zins nit geteilt sin; 
aber er hat eine Regreßklage im Dinge u. kann die Theile der Säumigen an ſich 
ziehen). Mone V. 53. 56. 274. — Die Einheit äußert ſich auch zu Gunften der 
Getheilen oft darin, daß nur beim Tode bed Trägers ein, Hubredt (Grimm I 
716 $ 9) oder ein Bejthaupt (ib. 685. 715 8 S—9. 722. 723, 744. III. 745 f.) 
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y. Auch bei der Bererbung der Hufe, jeitdem von einem eigentlichen 
Erbrecht die Rede jein konntes6), zeigte fich jederzeit die Gebundenheit des 
Sonderrechts dur das Geſammtrecht. inmal darin, daß Verfügungen von 
Todes wegen, wenn überhaupt?”), oft nur zu Gunften von Genofen zuläßig wa- 
ren?®), Zweitens darin, daß fowol bei den älteren Beſchränkungen der Erbfolge 
am Allod, wie 3.3. bei der Bevorzugung des Mannsftammes und der Aus- 
ſchließung entfernterer Grade, ald bei der jpäteren jo mannichfachen Bindung 
der Güterfolge im Lehn- und Hofrecht, wonach überhaupt nur die Kinder oder 
gewiße Grade ein Erbrecht hatten, die Schwertmagen zuerft berufen wurden?®) 
oder zur Berfügung von Zerjplitterungen nur Eine Hand erbtet?), das bejtim- 
mende Moment in dem Eonkurrirenden Anrecht darüber ftehender Herren oder 
Gejammtheiten Ing. Deshalb fand auch in Hofmarfen, in welchen ebenfofehr 
die Gemeinde wie die Grundherrihaft an der Erhaltung des Gutes in der 
Samilie, an feiner Bejegung mit einem wehrhaften und gerichtsfähigen Mann 
und an feiner fortdauernden Tragfähigkeit für die öffentlichen Laſten intereffirt 
war, jeder Erbanfall unter genoßenſchaftlicher Kontrolle ftatt. Ueberdies 
aber blieb ein direktes Anrecht der Gejammtheit neben dem Recht des 
Heren oft dahin erhalten, daß eine Vererbung der Güter aus dem Ge- 
noßenverbande überhaupt nicht?!) oder nur gegen bejondere Abgaben jtatt- 


verfällt. — Ueber die Ausdehnung diefer ſog. „Einzinferei” auf andre Berhältniße, 
namentl. Theilpacht, in Bern, Zürich, der Pfalz Bluntſchli, R. ©. II. 235— 250, 
Mone V. 59, Maurer. Fronh. IV. 333 u. 334. 

) Bol. Th. I. 77—79. 

37) Ganz verboten 3. B. in den leg. s. Petri v. 1024 b. Grimm I. 805 
$ 11 u. ib. 106, 

=) Grimm I. 141 $ 16. 246. 263. III. 243. 877. 127 (v. 3. 1272). Hofr. 
v. &oen ib. 147 $ 71. Hofr. v. Eſſen b. Kindlinger, Hör. 382 (bynnen echt). 

#9) So nad) den leg. s. Petri v, 1024 $ 10 b. Grimm I. 805. ferner ib. 
14 $ 35. 175. 275 III. 246 $ 9. 10. 16. Kindlinger, Hör. 475 $ 2 u. M. 
3. I. 221 8 1. 

*) 3. B. Succeffion des älteften Sohns in Loen b. Grimm II. 161 
$ 50 u. 53, in Bingen 1425 ib. IV. 590 $ 5 u. 1405 b. Kindlinger, Hör. 
521, in Wilich 1499 6. Grimm II. 763 (wo eventuell die Ältefte Tochter berufen 
wirb); des älteften Kindes b. Mone V. 59; bes jüngften Sohns b. Kind» 
linger, M. 8. IL. 31 N. e, Sommer 70, Maurer, Fronh. IV. 348. — 
Andre W. überlaßen den Eltern o. dem Grundherrn die Auswahl des Erben unter 
mehreren Gfleichbereptigten, 3. 8. Grimm OD. 550 $ 4, 5, 7, Maurer a. a. O. 
349. — Bisweilen wird ein Zwang zur Aufrechthaltung der Gemeinſchaft unter 
ben Miterben geübt, 3. B. b. Grimm IL 550 $ 3. 7. IV. 579 $ 14. 

) Hofrodel v. Engelberg b. Grimm I. 3: es sol ouch enhein usser 
unser gotzhus lüt in disem tal erven. 292. III. 150f. 3 38. 39. 51. 55. Groß» 
aubeimer W. ib. V. 322 8 5: auswärtige Erben müßen in bejtimmter Friſt bad 
ihnen anfallende Markgut verkaufen. Hofr. v. Effen $ 19 b. Sommer ], 2. 221. 
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findet?). Endlich war auch in Ermangelung von berechtigten Erben das alte. Heim- 
fallsrecht der Gemeinden, obwol überwiegend durch Herrenrecht verdrängt??), nicht 
jelten in Kraft geblieben) oder hatte fi im ein Necht des nach der Schnur- 
meßung nächiten Nachbarn verwandelt, wie auch in andern Beziehungen aus einem 
Recht der „Nachbarn“ im Sinne von Gemeindegenofen oft ein Recht der 
„Nahbarn” im heutigen Sinne geworden ift. 

d. Die genofenjhaftliche Gebundenheit des Sonderguts trat ferner in den 
Beſchränkungen der Stellvertretung in Bezug auf die mit Haus und Hof 
verbundenen Gemeindepflichten und Gemeinderechte hervor. In freien Marf- 
verbänden konnte freilich der Einzelne in beliebiger Weiſe einen ftellvertretenden 
Aderwirth, Kolonen, Pächter, Hinterfaßen oder Verwalter auf das Gut ſetzen: 
allein Sadye der Gejammtheit war es, darüber zu befinden, inwieweit fie den— 
jelben zum Genuß der Gemeinfchaftsrechte verftatten und wegen der Laften fich 
an ihn halten wollte). Die Hofrechte dagegen legten oft jedem Genogen 
die Pflicht auf, perſönlich auf feinem Hofe zu figen, ihn zu bewirthſchaften 
und zu Ding und zu Ring zu tragen). Nur wurden von Rechts wegen 
Frauen und Kinder durch die Bormündert?), die in ungetheilter Gemeinſchaſt 


Bol. auch Sadf.jp. IT. 81 $ 2. Maurer, Fronh. TIL. 139. — Hier wurzeln 
Abſchoß u. Erbihaftsgelder. Vgl. Grimm I. 115. 124 (Ungenofen löfen Die 
Erbſchaft mit einem Sterbefall). 25. 49. 79. 82. 696: Ungenofen löſen das Gnt 
mit bem dritten Pfennig. — Ueber die Ausdehnung auf Iandeöherrl. Territorien 
Maurer a. a. D.190, Eihhorn, R. ©. $ 368 u. 448, Befeler, Evit. 865 III. 

2) Bl. Grimm I. 2. 3. 61. 75 $ 9. 107. 151. 290. 642 8 16. 644 $ 15. 
707 8 17. 742. IH. 153 $ 66. IV. 590 8 6. Kindlinger, Hör. 257. 260. 344. 
345. — Alle Sterbefallrechte find hervorgegangen "aus dem Ablauf eined ur- 
Iprünglid eintretenden Heimfalld, vgl. Manrer a.a. O. IV. 850-376, Grimm, 
R. A. 364 f. 

19 Pl. Maurer, Dorfv. I 326 N. 61-64. Nah Grimm I. 2 fol die 
gnoszami fich mit dem Abt um das erblofe Gut vergleichen. Vgl. ib. 362. 

4) So in der Schweiz nad den Oeffn. v. Stäfa aus d. 15. J., Breiti 1439, 
Winkel 1417, Wiejendangen 1473, Brütten, Peteröhanfen, Dornhaim 1417, Baflers- 
torf gegen 1400, Thayngen 1444, Gottlieben 1521 b. Grimm I. 47 8 26. 80. 
87. 141 8 17. 146. 246. 378. IV. 283 8 22. 429 8 29. 419 $ 35. Bluntfchli, 
R. G. IL 310. 

45) Val. unten $. 11. 

*) Grimm, W. I. 650: der lehnman musz sein lehen selbst baun. 
III. 165 $ 4: possidens debet ea personaliter colere et residere in eisdem 
ac esse huldich et hoirich domino. 539: von 12 Zaren an foll man das gutt 
besitzen u. vertretten gein dem herren. IV. 1. 7. 12. 32. 37. 40. 44. 
V. 530 $ 8: kein huber soll dem andern sein gut tragen, er solle es 
selber tragen. 

N Grimm, W. I. 536. III. 157 $ 92—94. IV. 1. 7. 12. 32. 37. 40. 44. 
56. 107: junge kint. V. 369 8 14: wer es auch, das ein fraw hofguter het, 
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bleibenden Gejhwifter oder jonftigen Miterben durch einen Träger vertreten), 
und mit ausdrüdlicher Bewilligung des Hofherrn und der Hofgenofen Fonnten 
aud Andere fi in ähnlicher Weiſe vertreten lagen). Namentlich kam dies 
zu Gunſten von auswärtigen Freien, Edlen, Prieftern, Städten, Stiftern 
u.f. w. vor, wenn ihnen der Erwerb von Hofgütern bewilligt worden war. 
Statt jelbft in die hörige Genoßenſchaft zu treten, beftellten dann ſolche Ber 
fiter einen Träger (Hulder, Hochhuber, Hofjäh, Lehenmann, Muntmann, 
Vormund, Stuhlgenof, Dingmann), der „von ihretwegen" das Gut bebaute, 
huldete, zinste, zu Ding und Ping gieng und alle Rechte und Pflichten 
eined Genoßen übernahm, während er außerdem zu feinem „Lehnherrn“ oder 
„Hauptherrn“ in dem Berhältnig eines Hinterjaßen ftandP), 

& Der Erwerb eines Sonderguts im Gemeindeverbande ſetzte nach dem 
Bisherigen keineswegs blos einen vermögensrechtlichen Aft, fondern beitimmte 
perjönlihe Eigenjhaften voraus. Nur der Genoße konnte ohne Weiteres, der 
Ungenofe nur mit auddrücdlicher Zuftimmung der Gejammtheit ein Gut 
wirfjam erwerben. 

Während aber die urjprünglihe Auffagung hierbei dahin gieng, daß der 
Fremde erſt Genofe und der Schußgenohe erſt Vollgenofe werden mußte, um 
in Bezug auf Hofgüter der betreffenden Mark erwerböfähig zu werden, ent- 
wicelte fih im Allgemeinen mehr und mehr die entgegengejegte Auffaßung, wo» 
nad) der Gutserwerb ald Titel und Grundlage der Verbandszugehörigkeit er- 
ihien. Man ſah aljo nun den Gutserwerb ald einen felbjtändigen individual- 
rechtlichen Akt an, der nur durch gewiße perjönliche Borausjegungen beſchränkt 
wurde, und leitete dann aus dem jo begründeten VBermögensreht Recht und 
Pflicht her, Genofe resp. Vollgenofe zu werden. Damit war das Sonder— 


die mag wol ir gut mit eim andren huber besetzen, sunst sul ein iderman 
sin hub selber tragen. 

Grimm, W. I. 3, 28 8 24, 28. 140 $ !2,. 146. 154 $ 11. 190. 245. 
285. 290. 304. 306. 312. 378. 816. IV. 272 $ 8. 486 8 30. 481 8 14: der 
altest sol trager sin der güter zu hoff, den zins geben u. sie in rechtem 
buwe haben. 

, So b. Grimm V. 369 f. $ 20 ein fraufer Huber. III. 56: priester, 
edelleuth, witwen u. waisen haben vogten u. anwalten. 

Grimm, W. I. 186. 253. 270 8 10. 470. 663. 706 8 11: einen stul- 
genossen darsetzen, der von seinetwegen darsitzet. 731: so mag der houbt- 
herre des gutes wol vor dem meiger u. zweien hubern einen stulgenossen o. 
muntmann setzen, an sine stat dem hofe gehorsam zu sin u. ze dinge u. ze 
ringe ze gande. 740. 744: hochhuber, treger o. stulgenoss, 421: vortreger. 
714 8 2, 8, 9. 731. 737. 741. 751. 786. 825. III. 8. 742. IV. 69, 870. V. 416 
$ 9. 14; huldende lehnträger. 540 $ 22. Zöpfl, R. A. I. 250. Kindlinger, 
Hör. 304. 501. — Selbft dad Befthaupt verfällt bei des LTrägerd Tod, Grimm 
I. 740 u. III. 742. — Ueber Zinjen u. Sterbefall des Trägerd an den Hauptherrn 
ib. I. 61 u. 825 u. Kindlinger a. a. D. 385. 
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recht jedoch keineswegs zu freiem und reinem Individualrecht geworden, blieb 
vielmehr dergeftalt genofenfchaftlid gebunden, daß, wer nicht Genofe wurde, 
nach einer beftimmten Frift auch den Hof wieder aufgeben mußted!). 

Diele Hofrechte ftehen auch hier wieder durch das Zufammenfliegen von 
Herren- und Geſammtrecht der älteren Anſchauung noch weit näher oder 
haben vielmehr ihr analoge Anjhauungen aus fi heraus neu erzeugt. Es 
traten bier in der That ganz ähnliche Zuftände ein, wie fie in ber älteften 
Markgemeinde beitanden hatten, als noch jeder zur Gemeinde Geborne bei Er- 
langung der Selbſtändigkeit Eraft feines angebornen Genoßenrechts einen An- 
ſpruch auf Zuweifung einer Hufe hatte. Wenn in den freien Marken dieje 
Anſchauung von jelbft erlöfchen mußte, weil mit der feiten Ausbildung des 
landrechtlichen Eigen die Fälle, in denen die Gemeinde etwa noch hbeimgefal- 
lene Güter zu vergeben hatte, immer jeltener wurden, jo boten ihr in den 
Hofverbänten die häufigen Fälle der Erledigung oder Kabucität von Hof- 
gütern reihlihe Nahrung. Es wird daher oft in den Hofweisthümern ge» 
radezu gejagt, ed ſolle Niemand als ein Hofgenofe das Gut erwerben und befigen??), 
ja das Gut ſolle lieber 9 Fahre wüſt liegen, als daß es einem Ungenoßen 
geliehen werdedd). Jedenfalls jollte der Herr ein erledigte oder heimgefallenes 
Bauerlehen oder Hubgut nur unter Zuftimmung der Hofgenofen wieder ver- 
gebendt) und war dabei gebunden, zunächſt die etwa nicht beguteten Mit- 
glieder derjelben Hofgemeinde, demnächſt wenigſtens Angehörige deſſelben Herr- 
ihaftsverbandes, und erit, wenn unter ihnen Allen fi fein Tauglicher fand, 
einen Fremden, auch dann aber nur einen foldhen, welcher den Hofgenoßen ge- 
nehm und ihrer würdig war, zu beleihend®), Auf der andern Seite fonnte 


5) Bol, unten $. 11. 

s2) Grimm, W. I. 5. 141 $ 16. 247. 253. 292: die selbigen güeter nye- 
mantz haben noch erben sol, den gotzhuslütt, die in den dinckhof hörend; 
wer auch, das der güttern kayns in ungenos hand keme, der sol schaffen, 
das die güetter widerum kemen in der hannd, die der güettern genoss syennd. 
276. 823: man sol ouch des gotzhuses gut nieman lihen, wann der sin ge- 
noss ist. W. v. 1298 ib. II. 518: genoissich man. III. 248. 

5, Grimm, W. L 140 8 4. 

5) MW, v. Dorften b. Grimm IE. 168 $ 13: domini possunt se de 
talibus bonis intromittere et de talibus disponere, praehabito consilio 
juratorum et curtialium et consensu eorum adhibito. 54 $ 3. 64 $ 22 u. 
23. 163 8 9. 

) Grimm, W. I. 269 $ 10: zuerft hoffjünger, dann gotshuslüte dessel- 
ben dorfs, dann andre gotshuslüte. 650. 653. 786 (der Huber joll überdies 
eekint u. unversprochen fein). III. 54. 673. 722 $ 12. V. 171 8 26. 364 8 
19—27. 369 f. $ 4—11. 79 $ 17: enkein vogt mag einen ungenossen ze ge- 
nossen machen einem genossen schädlich. — Nach öfterr. Pant. foll, ehe einem 
berfommenden Mann ein Befthauptgut, eine Hofjtatt oder ein Feldlehn geliehen 
wird, die ganze Gemeinde fejtitellen, daß er fowol der Herrſchaft ald der Gemeinde 
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dafür ein hefhöriger Genoße zur Mebernahme eines erledigten Gutes gezwungen 
werden?®), 

Auch dadurch war der Erwerb der Sondergüter im Gemeindeverbande 
beſchränkt, daß urfprünglich eine Vereinigung mehrerer Güter in Einer Hand 
unzuläßig war. Beichränfungen diejer Art, in freien Marken früh der freien 
Dermehrbarfeit des Grundbefiged gewichen, wiederholten fi) in den Hofmarken, 
indem bier die Anhäufung von Hofgütern überhaupt oder über eine beftimmte 
Zahl hinaus verboten zu werden pflegte?”). 

c. Endlich Eonnte auch) der Verluft des Sonderguts nicht nur aus indivi- 
dualrechtlichen, ſondern aud aus genoßenſchaftlichen Gründen eintreten, indem 
in gewißen Fällen das Geſammtrecht ten Sieg über das ihm widerftrebende 
Sonderrecht davontrug. In den freien Dörfern und Marken hat fich freilich 
das alte Recht der Gemeinde, den ungehorfamen Genofen feines Hofes zu 
entjegen, zu einem Recht, ihm die Gemeinjchaft des ungetheilten Landes zu 
verbieten, frühzeitig abgefhwächt, und nur wenige Spuren deuten auf ein ehe- 
maliges ftärferes Gejammtrecht5d),. Die Entziehung des allodialen Guts er- 
hielt fih nur im ordentlichen Strafrecht ald jchwere Strafe in Verbindung 
mit der Sriedlofigkeit. In den Hofverbänden dagegen war der Beliß von 
Haus und Hof: durhaus bedingt durch Erwerbung und Grhaltung des 
Genoßenrechts und Erfüllung der hofgenoßenſchaftlichen Pflichten. Der Ver— 
luſt des Hofguts trat daher nicht nurwegen Zinsverſäumniß und Mißbaues 9), 
jondern indbefondere auch dann ein, wenn das durch Erbanfall oder Kauf er- 
worbene Gut nicht binnen einer beftimmten Frift empfangen und damit die 
Genoßeneigenſchaft erworben oder ein Vertreter beitellt wurde®%), oder wenn 


ein nüßlicher gehorfamer Mann u. gut beleumdet ift, Kaltenbäd I. 184 $ 89. 
193 $ 89. 223 8 35. 236 $ 26. 329 $ 25. 334 8 82. 

5) 3. B. Grimm, W. I. 650 u. 663. 

s) Grimm, ®. U. 659: das lehn nit hoher zu empfangen dan ein 
ganz lehn, .. nit minder zu verspleissen dann ein fiertel lehns. I. 706 $ 12. 
ein jegl. huber sal nit mer tragen zue ring u. geding dan drei güter. Ebenſo 
740. IV. 29. 215. V. 413 $ 10. 543 8 22. Zöpfl, R. A. I. 250. Bol. aud 
Grimm I. 685. III. 660: mehr ald 2 Reben foll kayner . . mit ainer perschon 
vertretten. V. 407 $ 12: kein huber foll tragen mehr dan ein huebrecht von 
sein selbs wegen u. zwei darzue mag er wol tragen für witwen u. kinder. 
Aehnlich 470 8 7. 

5) ©. unten $ 11. 

5) S. unten 8 11. 

60) Vol. Grimm, W. I 4. 47 8 27. 151. 162. 318. 330. 392. 434. 614. 
635. 706 $ 13. 746 $ 4. 817. 839. IV. 9, 12. 22. 29. 32. 37. 40. 43. 57. 69. 
123. 151. 170. 213. 237. 240. 335. 360 $ 18. 372 8 8. 377 $ 14. u. 15. 392. 
8 9. 432 $ 6. 591 8 8. 673 $ 12. V. 271 $ 11. 410 $ 2. Kaltenbäck 1. 89 8 
26. 170 $ 73. 223 $ 36. 236 $ 23. 253. 281 5 5. 300 $ 97. 329 $ 20. 399. 
405 $ 24. u. 25. 410 $ 19. 57784. 1.487, 

I. 14 
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der Genofe feine Genoßenpflicht irgendwie gröblich verläumte, z. B. mehr- 
mals im Hofding ausblieb, Bußzahlung weigerte oder jonft ungehorfam war 1). 
Urſprünglich wurzelten freilich alle diefe Fälle der Strafeinziehung in dem 
echten Eigen des Grundherrn, weshalb auch er zunächſt das Gut in feine Hand 
nahm oder, wie die Weisthümer fi ausdrüden, „der Hof der Bigenjchaft 
nachfährt“. Allein indem fi die feſte Rechtsjagung bildete, daß ſowol die 
vorläufige „DVerpfählung“ als die definitive Einziehung des Hofguts nur nad) 
Urtel und Sprud und unter Mitwirkung aller oder einiger Genofen erfolgen 
durfte 2), indem ferner die Verſäumung der Gemeindepflichten der Verſäumung 
der Herrenpflichten gleichgejtellt wurde, und indem endlich die Geſammtheit 
gegen den Herrn einen feiten Anſpruch auf Wiederverleihung des Gutes an 
einen andern Genoßen erlangte‘): mußte auch bier neben dem Herrenrecht 
ein genofenjchaftliches Geſammtrecht ald Duelle der Gebundenheit und Ab- 
hängigfeit des Sonderrechts erjcheinen. 

3. Am freieften war dad Sonderreht an Haus und Hof in Bezug auf 
die Benußung geftellt. Gerade dur die unbedingte Ausſchließung jeder 
gleichzeitigen Geſammtnutzung wurde ed als volles und freied Sondereigen im 
Gegenfaß zu den Rechten in Feld und Mark gekennzeichnet. Inde mit Der 
Ausihlieplichkeit war feineswegs die Unbejchränftheit gegeben. Im diejer Be- 
ziehung unterlag vielmehr der Hofbefiger mannichfachen Einſchränkungen, welche 
aus dem die ganze Mark umjpannenden Gejammtrecht floßen. 

Die Hofitätte war zur Bebauung da: der Genofe fonnte fie daher nicht 
in jeder beliebigen Weije, jondern nur für diefen beftimmten Zweck verwenden 


9) So wegen breimaliger Dingverſäumniß b. Grimm IIL 194. 196. 201. 
204. 245; wegen Imaliger ib. V. 395 8 24; wegen Ungehorfamd II. 812; wegen 
Dingſäumniß oder fonftigen Ungehorfams I. 728. 740. 748 $ 6. II. 231. 847. V. 
455 $ 2—3. 466 $ 2—4. 468 $ 1—3; wegen der Weigerung, Brüchten zu zah— 
len, U. 231. 276 u. 278. 394; wegen unberechtigter Berfügung II. 662; wegen 
Mißethat IV. 135; wegen Ungenoßenehe III. 637; wegen Klage im Audgericht V. 
576 8 27; u. f. w. 

e2) Vol. die Stellen in Note 60 u. 6l u. 6. Grimm, W. I. 3. 104. 151. 
153 $ 8. 252 $ 7. 339. 391. 392. 405. 430. 560. 604. 677. 679 $ 8. 699. 703. 
706 $ 14. 710. 715 $ 5. 719 u. 720. 722. 725. 730. 731. 741. 742. 744. 746 
$ 4. 785. 692: per sententiam per mansionarios latam. II. 170. 173. 271. 301. 
833. 352. 389. 430. 449. 450. 461. 462. 617. 633. 664. III. 185. 253 $ 2—6. 
313. 637 $ 2. 663. 674. 721 $ 2. 736 $ 21. 816. 852. 872. IV. 10. 32. 48. 
101. 106. 132. 141. 151. 159. 167. 169. 173. 210. 213. 215. 256. 257. 265 
8 6. 317. 360 $ 19. V. 453 $ 1—2. 459 $ 6—7. 468 $ 10. 471 8 3. 480 
8 3. 530 8 4—11. 548 8 2—5. 602 8 1. 656 $ 2. 660 $ 19. Nach dem W. 
ib. 447 befchließen fogar die Huber nicht nur felbftändig den Zug in den Hof, ſon— 
dern können auch Aufichub u. Gnade üben. 

3) Vgl. oben Note 52—55. 
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und war zu ihrer Behaufung jogar verpflichtet 4). Nacd manchen Weisthümern 
konnte er jelbjt gezwungen werben, eine unbebaute Hofitatt oder einen über- 
flügigen Raum zur Gründung eines neuen Hofes gegen Entſchädigung abzu— 
treten, wenn er fich nicht bereit erklärte, binnen Sahresfrift jelbjt ein Haus 
darauf zu jegen®). Umgekehrt bedurfte er der Bewilligung der Gemeinde und 
des etwaigen Grundherrn, um ein neues Gebäude zu errichten 66). Jedenfalls 
jollte er die einmal vorhandenen Gebäude nicht verfallen Iafen®”), fie vielmehr 
in ordnungsmäßigem Stande halten®®), weshalb er einer regelmäßigen Be- 
fihtigung ihres Zuftandes unterworfen war®?) und fein Gebäude ohne bejondere 
Erlaubnif abbrechen oder verjeßen durfte”), Auch mußte er Fallthore und 
Bannzäune ordnungsmäßig anlegen und erhalten”!). Baſis aller dieſer Be 
Ihränkungen nun aber war nicht, wie in den Städten, eine aus dem Begriff 
des Gemeinweſens fliegende Baupolizei, jondern die dinglihe Marfgemeinichaft, 
indem die Materialien für die Gebäude aus der gemeinen Mark ftammten, 
die Hofitätte ſelbſt urfprünglid aus ihr genommen war und jowol das Anrecht 
an Feld und Mark ald die perjönliche Gemeindemitgliedfhaft mit dem Beſitz 
eines bewohnten Hauſes in der Mark auf das Innigite zufammenhieng. 
Thatfählic wurde auch darüber hinaus die Benußung von Haus und 
Hof durch die Beichränfungen der Benupung von Feld, Weide und Wald 
mitbetroffen. So enthielt 3. B. dad Verbot, gewißes Vieh oder mehr als 
eine beftimmte Zahl von Vieh auf die Weide zu treiben, mittelbar eine Be— 
ichränfung des Viehſtandes, indem das herrichende Wirthſchaftsſyſtem eine 
Stallfütterung überhaupt unmöglich machte Wenn daher mitunter geradezu 


, Vol. 3. B. Grimm, W. I 302. 568. III. 626. 3888. IV. 43. 91. 95. 

65) Sp in Oberwinterthur 1472 u. in Burgau 6. Grimm I. 126 u. 199 
bi8 200; vgl. auch 211. Vogt u, Gottedhaudfeute beftimmen bier den Preis fir 
die enteignete Hofftatt. 

Vol. 3. B. Grimm, W. I. 135. III. 114. 117. 118. 574. 865 $ 16. 
Kaltenbäd I 61 8 5. Kindlinger, M. B. II. 364. Piper 240—241. 252. 
259. Sethe 142 $ 38. Löw, Marko. 149 u. 150. Ebenfo in Unterwalden fowol 
be3. der Häufer u. Ställe ald der Wege, Heusler a. a. D. 60, 61 u. 100 f. 

” Grimm, W. I. 780 u. IIL 549, wonach jedoch ein Dach erft ald ver- 
fallen gilt, wenn das Loch in ihm fo groß ift, daß man ein Geſpann Ejel hin— 
durchwerfen fann. Mein Humor ©. 42. 

8 Grimm, W. I. 519. III. 417 $ 17. 888. 500. Später finden ſich auch 
anf dem Lande Borfchriften über die Bauart, z. B. b. Mofer, Forſtarch. 
II. 229 8 10. 240. 

Grimm, W. IT 417 817. 480. 500. 519. 888. Bodmann I. 
481. Eranien L.14—15. v. Mofer a. a. DO. I. 229 u. 240 8 13. Stiſſer 
1 252—254. 

” Grimm, W. III. 574. V. 645 $ 22 (weder Häufer, noch Scheunen u. 
Ställe). Kaltenbäd I. 585 $ 24. Piper 259. 

) Bol. 3. B. Grimm, W. I. 35. 456—457 u. bez. der Gärten III. 30. 

14* 
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das Halten gewißer Vieharten oder von Vieh über eine beftimmte Stüdzahl 
verboten wurbe??), jo lag darin nur der juriftijhen Form, nicht aber dem 
praftiichen Gehalt nach eine Verjchärfung der beichränfenden Beftimmung. 

U. Dem umbegten Sondergut ſchließen fih als Gegenitand eines weit 
ſchwächeren Sonderrehtd und eines weit ftärferen Geſammtrechts die offenen 
Ländereien der Feldmark an, welde bei den dorfweife wohnenden Gemeinden 
aus dem ehemaligen wechjelweijen Loosbejig in das fefte Sondereigen der Ein- 
zelnen übergegangen find. Nur bei Einzelhofgemeinden fehlt dieſes Rechts— 
verhältuig ganz oder wird doch nur durch einzelne nicht in die Umhegung 
von Haus und Hof hineingezogene Rodungen oder Sonderwaldungen vertreten. 
Im Uebrigen gehören hierher in der Regel die gejammten Aecker, Wieſen und 
Weinberge, jowie Alles, was jonjt von Sondergut in der — Feldmark 
zwiſchen Dorfetter und Allmende liegt. 

1. An ſolchem Lande überwiegt zunächſt in Bezug auf die Berfügun gs⸗ 
befugniße das Sonderrecht, indem ja eben der Gedanke des Privateigenthums 
ſeit dem Aufhören des Wechſelbeſitzes durchgedrungen iſt. Soweit das Land 
mit der Hofſtätte zuſammenbleibt, gilt, da ſowol die Verfügungsfreiheit als 
die Verfügungsbeſchränkungen das Gut im Ganzen treffen, das für Haus und 
Hof Geſagte auch für deren geſammtes Zubehör. Aber auch eine Eigenthums— 
verfügung über einzelne Ländereien ohne gleichzeitige Verfügung über die Hof— 
jtätte war innerhalb der durch Theilungsverbote und Erwerbsbeſchränkungen 
gezogenen Schranken möglid. Nur war die Abveräußerung von Land ur- 
jprünglih durdaus in den Kreis der angejeßenen Genofen gebunden, da 
Aderland ohne Hofſtätte urfprünglich nicht beſeßen werden Fonnte, ebenfo- 
wenig aber ohne ausdrückliche Bewilligung der Gemeinde die Anlegung einer 
neuen Hofjtätte auf abgetrenntem Feldland zuläßig war). 

2. Umgefehrt blieben die Gewaltbefugniße des Grundeigners hier im 
MWeientlichen bei der Gejammtheit, welche daher die Feld- und Wiejeneinungen 
aufftellte, Bußen dafür bezog, Bannwarte, Flurſchützen, NRebwarte u. ſ. w. 
einjeßte, Frieden und Recht handhabte und die im „Dorfbann“ oder „Schug- 


2) So war ed in manchen Marken verboten, Ziegen zu halten. So 1339 in 
Dftbevern b. Grimm, W. IH. 177. Bol. Löw, 149; Kindlinger, M. B. 
UI. 3580. — Nur eine beftimmte Zahl Hühner verftattet das W. b. Grimm 1. 
302. — In der Bibrauer M. jollte Fein Genoße über 32 Schafe, in Stopheim 
feiner über 50 Schafe, in Miel keiner über 30 Schafe und einen Widder auf fei- 
nem Hofe halten; Grimm IL. 512. I. 673. IV. 764 8 14. — In Kruft darf 
ein Taubenhaus nur haben, wer eine Hube Landes befigt; ib. III. 593; vgl. heß. 
Greben-D. tit. 29 $ 1. — Ungewarte Leute durften oft überhaupt fein Vieh oder 
doch nur Hund, Kate u. Hahn halten Maurer, Dorfv. I. 149f. 262f., Schau; 
berg, Beitr. 11. 225 u. Zeitichr. 1. 192 $ 45), woher das Eprühw.: „Hund u. 
Rage, Huhn u. Hahn ift des Ungenofen Vieh", Graf u. Dietherr 69 Nr, 49. 

73) Bol. oben 56 N.6G u 9 um. unten $ 11. 
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bann“ liegenden Gebots- und Nerbotsbefugnige übte”. Nur foweit durch 
zeitweife Umzäunungen ſolche Sonderländereien vorübergehend gegen Die 
offene Feldmark abgeſchloßen wurden, trat für den Einzelnen ein ftärferes 
Sonderrecht ein, vermöge deffen er im eigenen Namen das Grundftüc auch 
gegen den Genofen zu vertheidigen und unter Ausihluß ter gemeinen Mit: 
herrichaft darauf zu pfänden und die Brüchten zu beziehen hatte, 

3: Was endlich die Benußung der Sonderländereien angeht, jo war 
zwar die Sondernugung des Einzelnen die Hauptiache. Allein diefe Nutzung 
war nicht, wie an Haus und Hof, eine ausjchließliche, gejchweige denn eine 
unbejchränfte. 

a. Ausihlieglih war an Aeckern und Wieſen das Nutzungsrecht des 
Sondereigenthümers im Marfverbande nur, jo lange fie dem Pflug und der 
Senfe unterlagen. Im Uebrigen beitand an ihnen das Geſammtrecht fort. 
Die Wiejen daher wurden nad der Heuernte „wiederum gemein" und ftanden 
der gemeinen Weide offen, bis fie von Neuem „ins Heu giengen“ 5). Die 
Felder wurden gemein von der Ernte bis zur Beltellung, indem in dieſer Zeit 
die Stoppelweide eintrat?®), und galten überdies als Allmende während der 
nach regelmäßigen Turnus eintretenden Brache““). Ebenſo follten in manchen 
weitfäliichen Marken die Zufchläge während der Edfernzeit dem gemeinen Gebrauch 
wiederum geöffnet werben?®). Auch bejchränkte fich das in der offenen Zeit und wäh 


74) Thudichum 152—154. 

5) Grimm, W. 1. 74. 78 $ 33. 130. 139. 515: daz alle wyesen in der 
mark frieden sollen han affter s. Georgen dag. III. 554. 654 $ 57. IV. 652 
$ 55—56: eine Wiefe darf man nur v. Walpurgid bis Michaelid hegen, darnach 
soll sie wiederum gemeine sein. Schauberg, Zeitichr. I. 18 $ 22. Maurer: 
Dorfv,. 1. 251—253. Kaltenbäd I. 132 $ 26. 200 $ 81, 370. 388. 483 $ 58. 

MW, v. MWülflingen v. 1484 b. Grimm I. 137: dass alle die in der 
barche gesessen seind, dass die all sament sond han weidrecht zu ein andern 
u. von ein andern, wan man abgeschnitten. II. 720: so weiset der scheffen 
binnen Heimersheimer gerichte alle velt offen ind vri, also balde die sichel 
ind sentze gestrinet. I. 502: eyn igl. merker mag off den andern faren. Vgl. 
ib. 461. Auch Urk. v. 849 6, Neugart I. 263: ut pascua communia in agris 
habeamus. Hofr. v. Ruttingen a. 6 $ 5 b. Lacomblet, Arch. I. 201. 

”) Grimm, ®. 1. 758 $ 34. 1335. 674. III. 654 $ 57, 58. 62. IV. 661 
$ 30, 767 89. Schauberg, Zeitichr. L 53 Note, 18 $ 21. Landau, Terr. 
56 f. Maurer, Einl. 74f. Blumer I. 383. Heusler a. a. O. 57f. u. Anh. 
96—97. Vgl. Grimm I. 166: waz eyner nit mach schneiden noch gehöwen. 
da hant die husgenossen all recht czu weiden, Wörtlich ebenfo in Fellenden 
ib. 29. Dagegen kann er fich in Adligenswil ib. 162 durch Umhegung ſchützen: 
welr gnos ouch in dem hof ze A. acker o. matten hat, die er weder schniden 
noch meygen mag, vor dem sol nieman hueten, er zün es denn inn vor ge- 
meinem vieh. 

*) So in Raesfeld b. Grimm III. 174 $ 16: u. zu behuef der gemeinen 
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rend der Brachzeit eintretende gemeine Nußungsrccht nicht auf die gemeine Weite, 
ſondern umfaßte auch andere Nußungsarten, 3. B., jo lange fih ein Jagdrecht der Ge- 
meinden erhielt, die gemeine Zagd”°). Alle diefe Gefammtnußungsredhte darf der 
Einzelne nicht ſchmälern; er darf daher weder die Wiejen und Felder in der offenen 
Zeit, noch die Brache einzäunen oder jonft dem gemeinen Nußen ſchließen 8%), und 
wenn er in die Brache ſäet, kann ihm die Gemeinde die Frucht abweiden®l). 
Dagegen griff das Geſammtnutzungsrecht ſelbſt in der geſchloßenen und an ſich 
für die Sondernußung bejtimmten Zeit dann Platz, wenn etwa der Einzelne 
die Meder unbebaut oder auch nur ungehegt liegen ließ). Denn nur die 
Feldwirthichaft, nicht die Viehwirthſchaft follte er abgejondert für ſich treiben®®), 
Und wenn der Einzelne dauernd jein Beld nicht bebaute oder hegte, fonnte 
fogar nad Ablauf einer bejtimmten Friſt der definitive Heimfall des Landes 
an die Gemeinde erfolgen?t). Auch fjollte in vielen Marken das Feld dann 


mark die zeit uber gepraucht werden. Nach $ 18 ſoll auch das fonft beliebig 
zu brauchende Holz in der offenen Zeit wieder „markenholz‘‘ werben. 

70) Thudichum a. a. D. 306 u. unten. 

Grimm, W. III. 654 $ 62. V. 153 8 41: wer gemeine Mark, Aeder, 
Wieſen, Weiden, Holz oder Feld, „daz usligen sölde,“* einfegt, lege es bei Strafe 
in 8 Tagen wieder aus. 

31) W. v. Muggenhaufen b. Grimm V. 767 $ 9: so das gheiner in die 
brach sehen en sal, es en sy dan mit erlauf des herrn u. der gantzen ge- 
meinden; u, wer dar en buyszen thet, derselbe moist leyden, das die inwen- 
dige — dasselbige mit irem vihe abweyden. Kaltenbäck I. 483 
$ 57 u. 489 $ 22. — Dagegen wird b. Grimm 1. 179 nur verboten, mehr als 
man befäen will in Brade, Holz u. Feld einzufchlagen. 

82) Grimm, W. I. 90: der soll da vermachen; wo er das nit thete, so 
soll er das acker lassen liegen zu der allment. 162: wil er die niessen, so 
sol ers zunen. 654 8 5. IV. 761 8 13: wan sach were, dasz jemandt. in 
Olheimer hochheit ackerlandt zu driesch liegen liesze,” dass er nicht geahren 
0. besammet hette, dass soll der arm ebenfals gleich dem reichen ge- 
brauchen. 

3) Deffn. v. Wülfflingen b. Grimm I. 137: es sol auch keiner kein 
weide besunder han; wan er einmal darin gefahret u. der noch mehr darin 
fahret, so mag dan ein jeglicher darin fahren, Reyſcher a. a. D. 37: wa 
ain vehe gät, da sal auch das ander gän. Dffenbar eine Abjhaffung des alten 
Rechts enthält die Defin. v. Burgau b. Grimm I. 200, wonach der, welcher, weil 
er der Weide bedarf, feine Aeder unbebaut liegen läßt, fie allein beweiden kann, u. 
sond im die nachpuren nit daruff weiden. 

4, Grimm, W. I, 419: was ouch in 10 jahren nit gedungt ist, bosch 
u. berg, dz sol sin ein gemeine weid. Deffn. v. Einftedeln v. 1493 ib. 158 
$ 34: es ist ouch recht, wellicher eyn gütt 10 jar u. 9 loübrysynen uninge- 
fangen lygenn hat, das dann dem nach eyn almeynd sy unerfordett u. unan- 
sprechig. Vgl. ib. 90 u. 165. Aehnlich in der Reichsmark nach 30 Jahren; 
Löw 150, 
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an die Gemeinde zurücfallen, wenn man es zu Wald verwachjen ließ. Denn 
Wald follte cben nach der alten Markverfagung nicht wie das Aderland „eigen”, 
fondern ſtets „gemein“ jein®). Der Zeitpunft, in welchem das Sondereigen 
verloren gieng, war hierbei meift nad) der Stärke des Waldes bemeßen: einen 
„weichen Buſch“ durfte der Märker noch wieder roden, war aber der Buſch fo 
ftarf geworden, dab ihn der Ochſe mit dem Horn nicht beugen konnte, fo 
galt er ald „Mark“s6). Später gieng dieſes Recht der Gejammtheit mitunter 
auf einen Grundherrn über?”). In andern Marken erhielt ſich wenigftens ein 
Vorkaufsrecht der Geſammtheit bezüglich der in der Mark beichloßenen Sonder: 
wälder und des Holzes*8). Eine noch viel lebhaftere Erinnerung an den Ur- 
jprung und die Unjelbjtändigfeit des Sonderrechts am Aderland erhielt ſich 
im Norden, wo jeder Genofe mitteld des Reebningsverfahrens die Wieder— 
herſtellung der etwa verwiſchten urfprünglichen Gleichheit verlangen fonnte®?), 

So war alſo dad Sondernugungsreht an den Ländereien der Feldmarf 
nicht ausjchlieglih und voll, jondern auf bejtimmte Zeiten und Gebrauchsarten 
eingejchränft. Und genau da, wo ed aufhörte, begann an demjelben Lande das 
ungetheilte Geſammtrecht. Injofern Fonnte man von Aedern und Wieſen 
jagen, fie ſeien zugleich „eigen* und „gemein“, fie jeien in gejchloßener Zeit 
„Sondergut* und in offener Zeit „Allmende“. Daß man fi dabei nicht, wie 


5 Aftenhaslauer W. b. Grimm II. 414 $ 9: auch weiset man niemand 
keinen eigenen walt, wan er auch wohl seine eigene güter dazu verwachsen 
lassen wolte; sondern ist der gemeind alleine. 2gl. ib. 229. 416 8 5. W. 
ber Bannfcheurer Mark v. 1523 ib. I. 591 $ 5: stünd ein holtz, eichen o. 
büchen, zwischen den zweien wässern Ahr u. Dürst, uf weme das stündt, das 
der hepen entwachsen were, soll marck seyn. Löw 150—151. Eranien I. 
35. 37. 52. Heusler a. a. O. 59. 60. 98. 99. 100. Franzöf. Sprüchw. „le 
bois acquiert le plain“ b. Öraf u, Dietherr 7IN. d. 

* Grimm, R. U. 525. 82. 92; W. I. 502. 513: werz aber, das der 
weich busch als starg worde, daz in der ochse mit dem joche nit gebucken 
kunde, so were es marck. W. v. Sulzbach v. 1478 ib. 573: wess der ochs mit 
dem horn nit gebocken kan, das weisete man vor marck. III. 229. 416 $ 5. 
I. 591 $ 5: der hepen entwachsen. 

8) Darauf bezieht ſich das Rechtsſprüchw.: „Reicht der Buſch dem Reiter an 
die Sporen, dann bat der Bauer fein Recht verloren‘; Graf u. Dietherr 
68 Nr. 29. 

MB. der Babenhäufer M. v. 1355 b. Grimm IV. 549 $ 15: was man 
der welde, die in dieser margk beslossen u. begriffen sint, verkauffen yman 
wolde, der sal sie ufigeben u. bieden yn deme merkerdinge. $ 16: abe 
keyner der welde, die yn der margk begryffen synt, veyle würde adir ver- 
kaufft ist, das das holtz nyeman kauffen mag adir sal, dan die merker gemeyn- 
liche u. keyner besonder, Wollen fie nicht, fo ijt ber oberfte Vogt und nach ihm 
ber Untervogt der nächfte zum Kauf. 

) Maurer, Einl. 185. Hanffen b. Bald VI 34—43. 
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in den ſpäteren Zeiten des Verfalls der Agrarverfaßung, das gemeine Weide— 
reht ald Summe gegenjeitiger Servituten und ebenfo wenig etwa als Recht 
der Gemeinde an der ihr fremden Sache des Einzelnen vorftellte, bedarf kaum 
der Erwähnung. 

b. Aber auch innerhalb feiner alleinigen Sondernugungsiphäre war der 
Einzelne dur das über ihm ftehende Geſammtrecht mannichfach beihränkt, 
indem ihn der Slurzwang bei der Bewirthichaftung feiner Wielen, Felder und 
Meinberge an die genoßenſchaftliche Ordnung band. 

Es bedurfte faum einer ausdrüdlichen Beftimmung, um Jeden an die 
herkömmliche Sruchtfolge, die herkömmlichen Zeiten des Beitellens und Erntens 
zu binden. Deun ed war für ihn fchon eine thatjächliche und wirthichaftliche 
Unmöglichkeit, feine Sonderwirthichaft, die ohne das ergänzende Gemeinjchafts- 
recht Tebensunfähig war, von der Gemeinwirthichaft zu emancipiren. 

Die Einzelheiten, insbeſondere auch die offene und geichloßene Zeit der 
Felder und Wiejen, bejtimmte meilt uralter Brauch). Soweit aber dieſer 
nicht hinreichte oder einer Abänderung bedurfte, trat der Gemeindebeſchluß ein. 
Die Gemeinde daher bannte und öffnete die Wieſen und Felder), beftimmte 
die Ländereien für Sommerfrucht, Winterfruht und Brache?), ordnete Die 
Zeit des Säens und Erntens an), regelte die Weinleje), fegte jpäter ſogar 








»o) Hierher gehört 3. B. der alte Sag: „um Georgi gehen die Wiefen ins 
Heu’, W. v. 1385 6. Grimm I 515; Graf u. Dietherr 69 Nr. 50 u. 51. 
Offene Zeit mit ©. Gallen 6. Grimm I. 324. Bgl. auch oben N. 75. Ueber 
die herfümmliche Zeit der Aderbeftellung Landau 59 u. Thudichum 171. 

9) Grimm, W. I 74. 130. 139. Maurer, Dorfv. I 251 Note 48: 
wan die esch lär sind, u. der keller, ein gantze gemein u. die gemainen 
nachbarn erkennen, dasz man darinn triben soll, so mag man dann darin 
treiben, u. vor nit; alsdan sol auch ein gemaind ein gemeinen hirten dingen, 
der alls viehe mit einandern an gaszen ausztreiben. Kaltenbäd I. 132 
$ 26. 200 $ 81. 870. 388. 483 $ 58. 

2) Landau 62f. Grimm V. 105: ber Meier ruft im Herbft, wenn man 
Brache legen will, die pursame gemeinlich uf den meierhof, u. was da under 
inen das mehr wirt, das soll man halten. 

9) Defin. v. Töß b. Grimm L 132: der acker halb, so kornn haber o. 
andere frücht tragent, sond die dorfvierer zu der zit der ernn besichtigen, 
u. wie die notturft vordert, das schniden, bis uff komlichs zit, verbiten o. er- 
loben. Che das Feld ledig ift, darf Niemand Bieh in die Halmen jchlagen; nur 
die Roſſe, mit denen er einfährt, mag er an den Karren oder Wagen binden und 
alfo een laßen. Ebenfo in Gappel ib. 419. Deffn. v. Brütten ib. 149. W. 
v. Hattnegge III. 48 $ 85: lest ein man sein korn darbauten stahn, wan alle 
leude ir korn inne haben, wird ihme das abgefressen, man geldet ihme den 
schaden nicht. Ib. 697 8 34: wenn man einfahren will, so sol dye gemain 
mit einander ainig sein. I. 74: es ist och des hoves recht, das nieman 
meigen zol, & daz dü gebursami gemeinlich ze rate wirt, daz man meigen 
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den Vrbeitslohn für die Erntezeit feſtüs). Sie Hatte ferner die Kontrolle 
darüber, daß die bisherige Nutungsart der im Slurzwang ftehenden Ländereien 
nicht willfürlich geändert und damit die Feldgemeinſchaft durchbrochen werde, 
jo daß nur mit ihrer ausdrüdlichen Bewilligung ein Acker etwa in eine Wieje 
oder einen Meinberg verwandelt oder mit Gebäuden bejeßt werden fonnte?®), 
ebenfo aber umgekehrt etwaige Sonderwälbder nicht ohne ihre Genehmigung 
niedergehauen und in Feld verwandelt werden durften”), Nicht minder wur— 
zelten im Geſammtrecht alle die Beichränfungen und Belaftungen des Sonder: 
eigens in der Feldmark, welche aus der Gemengelage der Landſtücke folgten. 
So die Pflicht, dem Genofen zur beftimmten Zeit Weg und Steg zu geben), 
ihm jelbft durch das ftehende Korn einen Senſenſchlag bis zu feinen Acer zu 
gönnen 9), ihm das Feld oder die Wiefe zu vorübergehender Benußung bei der 
Holzabfuhr, bei Wiejenwäßerungen u. ſ. w. zu überlaßen 199%), So aber insbejondere 
auch die Pflicht, Gärten, Weinberge, Feldfluren, Eichen, Zelgen, Wiejen und 
Sonderwälder mit Zäunen oder Gräben gegen die Nachbaräder und die Ge- 
meinmark zn umgeben, die gehörigen Fallthore anzubringen und in der offenen 
Zeit die Zäune wiederum niederzulegen, weshalb es genofenjchaftliche Ge- 


soll. Vgl. ib. 825. — Ueber die Beftimmung ber Erntezeit durch die Gemeinde 
in Norddeutichland Harthaufen, ländl. Verf. 237, in Baiern Rechtsb. d. K. 
Ludw. c. 142 u. bair. 2. R. v. 1616 tit. 24 a. 2, in der Schweiz Schauberg, 
Zeitfchr. I. 75 8:52, in Defterreih Kaltenbäd I. 166 8 29. 183 8 74. 192 
8 74. 198 $ 48. 212 $ 51. 341 8 28. 308. 472. Zu früh Gemähtes verfällt bier 
der Gemeinde, ib. 69 $ 47. Nur für die Nothdurft des Haufes, für ein Brod u. 
dgl. darf man einige Garben vor der Zeit fchneiden, ib. 79 $ 12. SI S IL 
1708 711. 

| A, Grimm, ®. I. 317: wenne die gebursami ze rät wirt, daz man le- 
sen soll. Aehnlich ib. 323 Meier und die gebursami, 830 amptman u. gemeine, 
Bol. d. Herbitorbn. v. Hattingen 820—821; andre Drdn. II. 464 f. 818. II. 
698 $ 40. V. 330 8 5. | 

») Sp ſetzen nad) öfterr. Pant. Richter, Vierer und Etliche von der Gemeinde 
die Zahl u. den Kohn der Arbeiter feſt; Kaltenbäd I 227 $ 88. 245 3 29. 253 
$ 41. 270 $ 35. 278 $ 33. 284 $ 35. 294 $ 57. 322 $ 41 u. 65. 324 8 6. 
886 8 49. 419 8 36. 437 $ 32. 455 $ 34. 592 $ 19. 

9) Bol. 3. B. Grimm, ®. I. 133. v, Löw 150 

m Grimm, W. III. 314. V. 153 8 44. 

%% Grimm, W. I 131 u. 132. Wer aber vor der Zeit einiges Korn zum 
Baden fchneidet, muß es zur Straße hin tragen u. darf nicht fahren. 419. III. 
657 8 53. IV. 286 $ 34. Blumer I. 383. Heusler a. a. D. 57 f. 

), Grimm, W. III. 657 $ 53. Kaltenbäd I 11 $ 10. 

00) So ift man nah Grimm, W. III. 651 8 60 verpflichtet, fremdes ge 
ſchlagenes Holz 8 Tage auf feiner Wiefe lagern zu laßen; dann darf man e3 ver- 
brennen, nicht heimführen; vgl. auch $ 64. In Niespach ib. IV. 6 haben Huber 
u Hofleute das Net, ihr Gut über des Genofen Matte zu wäßern, auch au 
des Genoßen Gut zu mergeln. 
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meindeangelegenheit war, die Zeit des Zäunens, die Art und Weiſe, ſowie 
Stärke und Höhe der Umhegungen („friedbare“ o. „wehrhafte Zäune“) und 
Thore feſtzuſetzen und durch regelmäßige Beſichtigungen, Rügen und Strafen 
für die Aufrechthaltung ſolcher Anordnungen zu forgen!®). Und ſo endlich 
jeinem Urjprunge nad das gefammte Nachbarrecht, indem dasfelbe Anfangs 
mehr Ausflug des die ganze Mark umjchlingenden genofenjchaftlichen Bandes, 
als eine auf dem befonderen Titel des benachbarten Grundbefiges ruhende in» 
dividuelle Modififation des Eigenthums war. 

Ungleich gebundener nody war die Feldwirthichaft des Einzelnen in den 
Hofmarfen durch das herrfchaftliche Recht, indem der Befiker oft bei Gefahr 
ded Gutöverluftes zu ordnungsmäßigem Bau verpflichtet war!®2) und jehr genaue 
Borfhriften über die Art der Benugung und Bewirthihaftung einzuhalten 
hattelos). Mit dem grundherrlihen Recht aber verband fi auch hier ein ge- 
noßenfchaftliches Geſammtrecht auf die Beobachtung derartiger Beichränfungen, 
jo daß die Genofen den „Mißbau“ oder die „Schwächung“ eines Hofgutes zu 
rügen!%), die Frage der Pflichtverfäumig oder Untüchtigkeit zu entfcheident05), 
und nothwendiger Weiſe mitzuwirken hatten, wenn der ſchlechte Wirth feines 


0), Grimm, W. I 73 $ 31—34. 88, 93. 117. 118. 137. 139. 149. 418, 
463. 649. II. 106 $ 36. 476 8 14. Landb. v. Schwiz 135—136. Kaltenbäd 
I. 132 $ 22. 153. 169 $ 51. 176 $ 45. 184 $ 34. 192 $ 84. 212 $ 56. 226 
8 57. 234 $ 6. 271. 279. 286. 297. 409 $ 3. 471 $ 29, 481 $ 35. 526. — 
Beitimmung ber Zeiten bb Schauberg, Zeitfhr. I. 81 $ 9—10 u. Grimm, 
W. I. 91. 522. III. 627. 642 $ 18. 719; Zäunung gegen die gemeine Mark ib. 
I. 166. IV, 662 $ 41; Befichtigungen, Rügen u. Strafen ib. I. 90. 130. 132 
(auch bei unbebauten Nedern). 149. 179. 204. 263 (bei Weingärten). III. 642 8 
18; Schauberg I. 81 $ 9. 94 $ 44. — Ueber Sallthore ib, 114 $ 25—27 u. 
Grimm I. 117—119. 204—205. — Vgl. auch Maurer, Fronh. III. 578—579; 
Dorfv. I. 251. 356—360; Thudich um 171. 

102) Grimm, ®. U. 16: in gutem ufrichtigen bauw zu handhaben u. 
zu halten u. zu besitzen. ®gl. I. 169 $& 8. 177. 182. 186. 300. 317. 325. 
367. 456, 568. 611. 683. 732. II. 223. 298. 347. 362 $ 4. 368. 402, 422. 440. 
451. 452. 506. 755. 817. III. 107 $ 44—45. 128 $ 2—3. 129. 150 f. $ 42 u. 
64. 314. 372, 393. 675. 734. 735 $ 11. 806. IV. 10. 64. 79. 89. 109. 127. 
171. 177. 182. 219. 479 $ 6. 494 $ 66. 590 $ 3.595 $ 5. 643 $ 3. 793 $ 10. 
V. 402 $ 8. Kaltenbäd I. 60 $ 34. 62 8 12.503 8 20. 527 $ 46. 537 8 64. 
II. 23 $ 12. 29. 63 $ 27. 83 8 21. 

19) Vgl. z. B. Grimm, ®. III 807—808. IV. 120 u. 122. 236 (wonach 
man feinen Baum im Hubgut pflanzen oder ausgraben foll ohne die Erlaubnif 
des Hubgerichts). IL. 430 (genaue Borfohriften über die Beftellungsweife). Ferner 
die Vorfchriften über die Düngung ib. 346. 368. 404. 423. 817. 818. 

3. B Grimm, ®. V. 402 8 9 u. d. meiften ber in N. 102 angef. 
Stelfen. 

3.8. Grimm, ®. I 684. 685. 715 8 4. 
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Gutes entjeßt und durch einen beferen erjegt!%) oder etwa zum Tauſch mit 
einem Qüchtigeren, der ein kleineres Gut beſaß, gezwungen werden jollte107), 

4. Wenn nun jo das Sondereigen in der vertheilten Feldmark der Ge- 
meinde gegenüber mannichfach unfrei, belaftet und befchränft war, jo war 
daran ein eigentliches und unmittelbare Geſammtrecht über und neben dem 
Sonderrecht begründet. Dieſes Gejammtrecht war gejchichtlich der Reſt eines 
einft noch intenfiveren Geſammtrechts, eines freien und vollen Eigenthums der 
Gemeinde; es war das nicht mitvertheilte, vielmehr gemein gebliebene Stüd 
des alten Gejammteigen an der genofenjchaftlich bejegenen Feldmark. Und es 
war dies nicht blos, jondern wurde noch fpät jo empfunden. Meder ein 
polizeiliche Recht der Gemeinde als jolcher, noch privatrechtliche Servituten 
oder Rechte an fremder Sache lagen hier vor: jontern ein nicht in Sonder- 
rechte zerlegtes Stüd eines Geſammteigenthums alter Art. Die Gefammtheit 
hatte an der Feldmark ihr Eigentum nicht ganz an die Einzelnen vergeben, 
jondern einen Theil desjelben fi vorbehalten; oder ed war in Hofmarfen 
nicht alles vom echten Eigen des Herrn abgeleitete Recht an den Feldern den 
Einzelnen, jondern einiges davon gleichzeitig oder jpäter der Genofengefammt- 
heit zugewiejen worden. Kurz es lag überall eine dingliche Gemeinfhaft vor, 
bei welcher gewiße Grundeigenthumsbefugniße unter die Gefammtheit in ihrer 
Vielheit zu Sonderrecht vertheilt, andere bei der Gejammtheit in ihrer Ein- 
heit verfammelt waren. 

Bedürfte ed noch eines Beweiſes dafür, daß eine derartige Auffaßung im 
Rechtöbewußtjein der Landbevölkerung lebendig blieb, jo Liegt derfelbe in den 
durch alle Zahrhunderte fi) wiederholenten Vorgängen, durch welche bisher un- 
vertheilte Stüce der Allmende in ganz analoger Weije wie einjt die Feldmark 
langjam und mit Innehaltung der mannichfachiten Uebergänge zu Sondereigen 
wurden. Denn das in den verjdhiedenften Gegenden von den Gemeinden 
gleihmäßig eingejchlagene Verfahren, Allmendftücde unter die Genoßen zu einem 
irgendwie bejchaffenen Sondergenußrecht zu vertheilen, der Gefammtheit aber 
ein mehr oder minder ftarfes Recht daran vorzubehalten, deutet auf die fort- 
dauernde Triebkraft derjelben Anjhauungen und Motive, welche von den 
älteften Zeiten her das Gejammtrecht in Sonderreht aufgelöft, immer aber 
diefe Auflöfung nur allmälig und bis zu einem dem jedesmaligen Wirthichafts- 
bedürfniß entiprechenden Grade vollzogen hatten. Von derartigen unvollitän- 
digen Allınendvertheilungen wird fjogleih die Rede fein. Hier aber ſei noch 
ein intereffantes Beijpiel dafür erwähnt, wie eine Gemeinde noch im 16. Zahr- 
hundert mit Bewußtjein eine neu erworbene Feldmark zwar ſogleich zu Sonder- 
eigen vertheilte, der Gejammtheit aber ein in feiner Stärfe nnd feinem Um— 


0) 3. B. Grimm, W. I. 615. II. 283. 403. IV. 426 8 19. 551 8 57. 
V. 410 83. 
7) 3.8. Grimm, ®. II. 674. 675. 721 8 5.7278 6. 
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fange an die älteften Agrarzuſtände erinnerndes Net daran in einem förm- 
lichen Genoßenſchaftsſtatut vorbehielt. Ein Beijpiel, welches befonders deutlid) be— 
legt, wie damals noch die bewegenden Ideen ded alten Genofenjchaftsrechts im 
Volke ungeſchwächt lebten. 

Die Züricher Dorfgemeinde Töß ſtellte i. J. 1336 eine neue Oeffnung 
vornemlich deshalb auf, weil ſie von dem die Grundherrſchaft beſitzenden 
Kloſter den Hof Tätnow vorbehaltlich gewißer Gerechtigkeiten des Kloſters ge— 
kauft hattel9%), Einen Theil des Waldes behielt fie in ungetheilter Gemein— 
ihaft und ftellte ihm unter die genogenihaftlihe Schutz- und Rügepflicht!®). 
Das übrige Gehölz aber, jowie die Wieſen und Aecker vertheilte fie durch das 
Loos unter die einzelnen Genoßen. Sie wies daran den Einzelnen Eigen: 
thum zu 119), 

Aber fie behielt zunächſt der Geſammtheit ausdrücklich den Weidgang als 
unveräußerliches Genofenihaftsreht vor, woran jeder Genofe gleichmäßig An- 
theil nehmen ſollte 4). Zur Erhaltung diefer Gleichheit wurde beftimmt, daß 
jeder Genofe zwar jo viel Vieh, als fein Wirthſchaftsbedürfniß forderte, aber 
nur drei Haupt unentgeltlich, das Mehr nur gegen einen an die Gemeinde 
fallenden Zins auf die Weide ſchicken dürfelle), Auch im Uebrigen nun aber 
wurden den Einzelnen die mannichfachiten Beichränfungen auferlegt. Die ver- 
theilten Wälder jollten fie, damit aud für die Nachkommen gejorgt jei, nur 
zur Beholzung für ihre Nothdurft brauchen, nie aber verfaufen bürfen!!3), 
Auch jollten fie diefelben nicht roden oder doch eine angelegte Rüte nur in 
zwei aufeinandberfolgenden Jahren brauchen und bauen, danach wieder liegen und 
zu Holz werden laßen. Nur die an die Weder ftoßenden Hölzer jollten um 
des DVortheild der Aecker willen in einer Entfernung von 12 Schritt geredet 
werdent!4), Bei der Benußung von Aeckern und Wieſen follten fie nicht nur 


0) Bei Grimm, W. I. 128—136. 

100, A. a. D. ©, 132: was holtzes noch unzertheilt ist o. wo in künfftig 
zit ein gemeind holtz züchten u. uf wölt komen lassen, das sol menklich 
verschonen, helfen schützen u. schirmen, 

110) Dies folgt aus dem am fich anerkannten Berfügungsrecht der Einzelnen 
und aus den Worten in Note 111. 

m) S. 133 a. a. D.: es ist och gar eigenlich berett, nachdem wisen aker 
u. holtz uf dem hof T. geteilt, der weidgang von nieman geeignet, köft noch ver- 
köft sölle werden, sondern der gemeind sin u. keiner persson me dar von zu- 
stan dann der andren mit der lütrung so nachstat. Tgl. ib. 135. 

12) ©, 153. — Bgl. unten Aehnliches. 

113) S. 132 a. a. O.: als wir dann um mer schutz u, schirm das holtz 
uff dem hof T. zerteilt, sond die, so das selbig innhand, nüt verkofen, son- 
dern zu ir noturft u. hüsern bruchen, damit unsere kind u. nachkomen och 
mogint geniessen. 


114) ©, 133. a. a. O. 
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in üblicher Weiſe zäunen, einander Weg und Steg geben, die offene und ge 
ihloßene Zeit innehalten und die Bewäherungen vornehmen 115), jondern fich 
genau nach dem von der Gemeinde vorgejchriebenen Wirthſchaftsſyſtem richten. 
Sowol die Zeit des Heuens ald die Zeit der Fruchternte follte jährlich durch 
Gemeindebefhluß feitgejegt werden 4%), Niemand follte auf feinem Antheil 
eine neue Hofitatt anlegen oder überhaupt darauf haufen; nur Sceuern 
durfte er darauf bauen. Weingärten durfte er zwar, wo dies nüglich, anlegen, 
jollte aber der Gemeinde 54 Zins von jedem Juchart für die entgangene 
Weide geben, die rechten Wege innehalten, das Holz zur Anlage außer Dorn» 
ftauden und einigen andern Holzarten nur aus feinem Sondergut nehmen und 
alle Anordnungen der Gemeinde befolgen 47). Sonft follten die zugetheilten 
Loosſtücke unverändert jo, wie fie das Loos gegeben, bleiben 8). Namentlich 
jollte Niemand außerhalb der Zelgen weder in Holz noch in Feld ein Ried 
einjhlagen und in Wiejen verwandeln. Innerhalb der Zelgen durfte er zwar 
einen Ader einfchlagen und zur Wieje machen, um Gras und Heu für fid 
allein zu gewinnen: er jollte aber, fo lange die betreffende Zelge brach lag, 
auch die Wiefe wieder für die gemeine Weide öffnen. Endlich behielt ſich die 
Gemeinden an den Loosantheilen der Einzelnen ein Vorkaufsrccht oder vielmehr 
ein eventuelles Ankaufsrecht gegen eine Taxe vor!!?). Sie follte dann die 
freie Wahl haben, ob fie einen erworbenen Antheil für fih behalten oder 
einem Gemeindeglied, das etwa der Güter feines hätte, überlaßen wollte12%), 
E  Sm ähnlicher Weije fehen wir vor unjeren Augen ein dürh Gejammt- 
recht bejchränftes Sondereigen entjtehen, wenn ti. J. 1303 der Abt und die 
Markgenoßen von Wadenhart die communis marcha curtis nad) einftimmiger 
Beſchlußfaßung unter die einzelnen Märker zur beliebigen Abholzung und Be- 
nußung vertheilten, ebenjo einftimmig aber feitjeßten, daß feiner den ihm zu- 
gewiejenen Waldantheil mit Gräben oder Zäunen umgeben dürfe, derjelbe 
vielmehr der gemeinen Weide offen bleiben müße (ut communibus pascuis 
pecora libere possint uti) 120%), 





1) S. 130 u. 131 a. a. O. 

116) S. 130 u. 132 a. a. O. 

11) & 135 a. a. O. 

118) ©, 133 a. a. D.: als wir dann den hof T. under uns geteylt, sond 
äcker wisen u. holtz unverendert beliben wie es das loss yedem gäben hat. 

110) &, 133 a. a. D.: sol er die einer gemeind des ersten anbieten, u, 
wo sü sich nit kofs vereinen, mogent sy bedersit biderb lüt zu glichem zu- 
satz erbäten, u. was von denen gesprochen, sol die gemeind geben u. ver- 
köffer nemen. — Bez. der Weingärten ©. 135. 

20) &, 134 a. a. D.: es mag och danehin die gemeind erköften güter 
selbs behalten, oder, so einer in der gemeind der gütrr keins hette, dem 
selbigen fürer dann eim andren lassen werden. 

200) Urk. b. Kindlinger, M. B. II, 2. 300. 
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IH. Zwijchen diejem feften, obwol beſchränkten und geminderten Sonder» 
eigen und dem vollen Gejammteigen lagen weiter mancherlei Rechtsverhältnige 
an einzelnen Markſtücken in der Mitte, bei welchen das Eigenthum der 
Gefammtheit, dem Einzelnen aber ein mehr oder minder dauernde und jelb- 
ftändiged Sondernutzungsrecht gebührte. Dieſe Rechtöverhältnige bieten ſowol 
hiſtoriſch als juriftifch ein bejonderes Intereſſe. Hiftorijch, weil in ihnen bie 
älteften und zum Theil vworgefhichtlichen Landtheilungen ſich in verkleinertem 
Maßſtabe ftets neu wiederholen. Zuriftich, weil fie in ihren verſchiedenen Abftu- 
fungen und Nüancen die Kluft zwifchen Geſammtrecht und Sonderredt durch 
eine Neihe von Mittelgliedern ausfüllen, in ihrer Entwidlung den Uebergang 
vom einen zum andern verfinnlichen und in ihrer teten Reproduktion die 
Fortdauer der alten Rechtsanſchauung bezeugen, wonach das Geſammtrecht in 
gleicher und ununterjcheidbarer Weiſe für die Gejammtheit als ſolche und für 
alle fie bildenden Einzelnen da ift. 

1. Derartige Rechtöverhältnige entitanden regelmäßig durd eine von der 
Gejammtheit vorgenommene Vertheilung und Ueberweifung von Gemeinland. 
Auf diefem Wege wurde ja urfprünglih in allen Dörfern die gefammte Feld- 
markt nad) dem Syſtem der Fluren und Gewanne in einzelne unter ein- 
ander gleiche Antheile zerlegt, welche den Genofen durch das Loos oder nach 
reiheweifem Wechjel zu einem bloßen vorübergehenden Genußrecht eingeräumt 
wurden 121). Als nun aber Berloofung und Wechjel im Allgemeinen aufgehört 
hatten, erhielt fich doch lange noch in einzelnen Marken oder doch an einzelnen 
Theilen mancher Feldmarken das alte Verfahren. In welchem Umfange und 
wie lange dies der Fall war, läßt fich freilich aus den Duellen nicht beftim- 
men. Namentlich laßen die meijten Traditionsurkunden der älteren Zeit, in 
welchen als Beftandtheile der Hufen die unzweifelhaft im Sondereigen ftehenden 
Häuſer und Höfe und die unzweifelhaft ungetheilten Allmenden unterſchiedslos 
nebeneinander gejtellt werden, es durchaus ungewiß, ob die dazwiſchen ald Zu— 
behör der Höfe aufgeführten Aecker, Wieſen und Landmaße (agri culti et in- 
culti, terrae, prata, mansi, hobae, araturae, campi, jugera, juga, jurnalia 
u. j. w.) jchon feites Sondereigen oder noch ganz oder zum Theil den An- 
ſpruch auf ein wechjelndes Feldloos bedeuten. Jedenfalls indeß haben nicht nur 
bis über das Mittelalter hinaus, fondern bis heute in allen Gegenden Deutfch- 
lands einzelne Gemeinden die Gewohnheit beibehalten, einen Theil ihrer Mark 
in regelmäßigem Turnus und zwar meift durch das Loos unter die einzelnen 
» Genoßen zur Sondernußgung zu vertheilen, das Eigenthum aber für fich 
zurückzubehalten. Solche Berhältnige kamen am Ackerland 12), häufiger noch 


121) Bol. Th. I. ©. 62. 

122) Wie bei den Trierſchen Gehöferſchaften, welche die Feldmark periodijch 
vermeßen u. an die Mitglieder nah Maßgabe ihrer ideellen Antheile burch das 
2008 zur Sondernußung auf beftimmte Zeit vertheilen; Hanſſen b. Sald VI. 
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an Wieſen 123), mitunter auch an Waldungen 124) vor. Dabei entjteht offen- 
bar immer für den Einzelnen während feiner Befißzeit ein unmittelbares ding: 
liches Sonderredht an dem beitimmten Bodenftüd. Dasjelbe erlijcht aber von 
jelbjt mit dem Ablauf der für den Sondergenuß beftimmten Periode, und es 
bleibt dann für den Einzelnen nur der ideelle Auſpruch auf Zutheilung eines 
anderen Markſtückes beftehen. 

Ein ähnliches Verhältniß, bei dem jedoch das Sonderrecht ſchon ftärfer 
und jelbftändiger hervortritt, entjteht, wenn die Gemeinde ohne Feititellung 
eined periodiſchen Wechſels einzelne Allmendſtücke an die Einzelnen auf Lebenszeit 
oder auf eine bejtimmte Reihe von Jahren für irgend eine Sondernußung, wie z. B. 
zur arten» oder Weinfultur, zur Errichtung von Gebäuden u. f. w., überweilt. Es 
war dies eine in den verjchiedeniten Gegenden verbreitete Form der Ausnußung des 
Gemeinlandes. Hierher gehören 3. B. die Allmendäder in Baden u. Weißenburg, 
die Gemeinmarfgüter in Schwiz u. Luzern, die Marffelder in Weſtfalen, die 
Allmentgärten in Gerjau, Schwiz, Uri u. Unterwalten, die Allmentweinberge 
bei Koblenz u. Weihenburg, die Allmenthanfgärten in Uri, die Gemeindetheile 
in Appenzell, die Kohltheile im Eichöfelde, die Rütinen in Glarus u. Uri, die 
Gemeindeäder in der Mark Kampen, die Gemeindegüter in der Pfalz u.f .w.125). 


9 u. Abh. d. Berl. Akad. v. 1863 ©. 75—96; Th. J. 64 N. 15 u. 683. Ebenio 
bei den 109 in Meldorf periodifch verlooften Aderparcelleu, Michelſen, 3. f. D. 
R. IX. 101 u. Th. I. 680. Auch bei den pfälz. u naſſau. Loosgütern und den 
i. 3. 1553 in Peitingau in Baiern erwähnten „gemaine loos“, Maurer, Einl. 
6 f., Fronh. III. 202 f.; Schmeller, bair. Wörterb. IL. 504. 505. 531. 

123) Megelmäßige Wiefenverloofungen finden fi z. B. in Heffen, Sternberg 
a. a. D. 123 u. 128; Baiern, Shmeller a. a. O. 504; auf Ujebom, Föhr, in 
Meklenburg u. England, Homeyer, über dad german. Looſen 29; die Loos— 
ftäßchen (Berl. 1868) ©. 70. 72—73. 

24) Hierher gehören die Hackwaldungen zu Reichholzheim b. Wertheim 
nad Mone IV. 420. Der Hadwald wurde als Neutfeld unter die Markgenoßen 
nad Verhältniß des Grundbefißes verlooft, um dad betreffende Stück in beftimmter 
Friſt abzuholzen, ein Jahr ald Aderfeld zu benugen und demnächſt wieder mit 
Buſchwald zu beſetzen, bis neuer Holzichlag möglich war. — Bejonderd aber her- 
vorzuheben find „die Haubergögenoßenfchaften des Siegerlandes” (Adyen- 
bad, Bonn 1863, bef. S, 3—T). Sie befigen u. benußen gemeinschaftlich Wald: 
bezirke, deren Umtriebszeit 15—20 Jahre beträgt und Deren jeber bemgemäß in 
15—20 „Haue* oder „Schläge” getheilt it. Jährlich im März oder April wird 
der Ältefte Schlag unter die Genoßen zur Abholzung vertheilt, nad) der Abholzung 
mit dem verbrannten Rajen u. ſ. w. gedüngt, mit Winterforn beftellt und im 
nächſten Jahr abgeerntet, um fobann an die Gefammtheit zur Beweidung und 
neuen Holzbefamung zurüdzufallen. 

125) Th. I. ©. 67 N. 24 u 620 N. 116; Wigand, Arch. II, 2. 144; 
Mone I. 144; Grimm. ®. I. 165. 765. Nah Landau, Terre, 177f. hätten 
bierzu auch die Wildfelder im Speffart, die Egarten, Wild- oder ES chiffelländereien 
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Alle diefe Grundſtücke blieben, wie jhon ihr Name anzeigt, im Eigenthum 
der Gefammtheit und fielen in das volle und freie Geſammteigenthum zurüc, 
jobald die der Sondernußung gejeßte Frift abgelaufen oder der Beſitzer ver- 
ftorben war 126). Auch trat oft ſchon vorher ihr Nüdfall ein, wenn die Ge- 
meinde von einem etwa vorbehaltenen Widerrufsrecht Gebrauch machte!?7), oder 
wenn der Befißer das ihm überwiefene Land nicht rechtzeitig für den be— 
ſtimmten Zwec verwandte, e8 unbenußt liegen ließ, einen zweckwidrigen Ge- 
brauch davon machte, das Gebäude verfallen ließ oder ſonſt gegen das Ge— 
noßenjchaftsrecht verſtieß!s). Im Uebrigen dagegen hatte, ſoweit nicht etwa 
der Gejammtheit noch ein Mitbenußungsrecht, wie 3. B. der Weidgang in 
Frühjahr und Herbft, refervirt war!29), der Inhaber in feiner Befißzeit den aus- 
ihließlichen und unbejchränften Genuß. Veräußern oder verpfänden durfte der Ge— 
noße fein Genußrecht nicht1%). Der Anjprud), einen Antheil überwiejen zu 
erhalten, gründete fich auf das Genofenrecht, weshalb jeder Einzelne dem an- 
dern gleich behandelt zu werden fordern Fonnte, jo daß auch nad) erfolgter 
Zutheilung für Aufrechterhaltung der Gleichheit der Antheile gejorgt werben 
jollte!31), 


an der Mofel, die Butenfelder in Meklenburg, die Haide- u. Driefchländereien vie- 
ler niederdeutichen Gegenden, nah Maurer, Dorfv. I. 305 die Wechfeläder in 
Fulda u. im Eichöfelde vormals gehört. 

1260) Renaud a. a. D. 25 Note, Landb. v. Uri a. 335 $ 9 u. 11 u. Eherecht 
v. Gerſau nah Maurer, Dorfv. J. 305 NR. 32. Blumer a. a. O. Heusber 
a. a. O. 93. Holz-D. v. Opfifonb. Schauberg I. 135 a. 5: wan ein gemeind 
im gmeinmerch etwas zebuwen ussgibt, sol ess, nach dem die frucht abge- 
schnitten werdent, wider ysz liggen, u. nit für eigen geteilt, sunder zuo der alment 
gehoren. 

2) W. v. Meggen aus 14. $. b. Grimm I. 165: wer gemeinmerch inne 
hat in dem hof ze M., wenne ein vogt u. die genossen über einkoment, das 
er das sulle lassen ligen, das er kein recht dar zu mer haben soll. Ebenſo, 
aber nur gegen Entihädigung, aus überwiegenden Nüdlichten des gemeinen Wohle 
in Unterwalden, Heusler 93, 

128) So in Uri (Rande. a. 335 $ 11—13), Schwiz (Landb. 161), Glarus 
(Blumer I 2. 365, Maurer, Marko. 175). Aehnlich in Blanckenloch in Baden, 
widrigenfalls hier ein andrer Einwohner den Anbau unternehmen konnte, nach 
Mone I 144. In Peitingau trat noch 1553, troß bereits durchgedrungenen Son- 
bereigenthbums, Heimfall bei Mißbau ein, Maurer, Dorfo. I. 309 N. 64. 

120) So in Schwiz (Landb. 214. 225. 236) u. Uri; Maurer, Einl. 114; 
Marko. 175. 

130) Landb. v. Schwiz 161 u. 185; v. Uri a. 335 $ 15 u. 17; W. v. Flom- 
meräheim b. Maurer, Dorfo. Anh. Nr. 2 3. II. 414. Ebenfo in Unterwalden, 
wo jedoch „Verlehnung“ erlaubt war, Heusler 9. 

31) Heusler a. a. ©. 93; Maurer a. a. O. 414. In Glarus follte, wer 
feine Nütinen nahm, durch 3 Batzen entjchägigt werden, Blumer a. a. O. Hie— 
rauf bezieht fich auch wol die Beft. des Landr. der Edgaffer Gohe (füdl. v. Han- 
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Stärfer noch geftaltete fi) an ſolchen Markländereien das Sonderrecht, 
wenn daran ein bejchränftes Erbredt anerkannt wurde, wie died mitunter zu 
Gunſten der Kinder gejchah13?), oder wenn an fich die Zutheilung nur auf 
Lebenszeit erfolgt war, die Erben ſich aber durch eine -Abgabe im Beſitz er- 
halten konnten 188). Hier jehen wir vor unfern Augen die Brücke ſchlagen, 
auf der allmälig das Sondernutzungsrecht am Gemeinland in volle Sonder: 
eigen Ähnlich wie vor Zeiten bezüglich der gefammten Feldmark übergieng. 

Eine Reihe anderer Mopififationen diefer Nechtöverhältnige prägte den- 
jelben durch Lederung des Zujammenhanges zwiſchen Genoßenrecht und Be- 
figrecht in ihrer Bafis einen mehr individualredhtlichen Charakter auf, wobei 
der mehr oder minder umfaßende Befugniginhalt nicht in Betracht fam. Dies 
war injonderheit der Ball, wenn die Zuweilung nicht unentgeltlich erfolgte. 
Dabei gab ed aber wiederum die mannichfachiten Nüancirungen. Wenn nur 
ein geringer Jahreszins gegeben wurde, der einem Empfangögeld, einem Aner- 
fennungszind nder einer Steuer Ähneltel3#), und wenn die Gleichftellung oder 


nover) v. 1557 b. Grimm IV. 662 $ 40: wenn einer im gemeinen felde ein 
stück 5, 6, 7, 8, 9 oder einen ganzen kamp liegen hette, u. andere, so auf 
beiden halben land dernegst hergehende hetten; u. solches abgepflüget 
würde u. mitten in den kamp gebrucht, ob derselbige nicht so lange an das 
negste stück des kampes holden soll, dasz die stücke ein dem andern gleich 
werden? — dasz der, so abgeflüget, daran holden soll, bisz die stücke alle 
sambtlich ein dem anden gleich seyen. Vgl. 661 $ 33. — Dazu W. v. Lin- 
genfeld v. 1515 ib. V. 565 $ 13: Niemand darf ſich eigenmädhtig von der All 
mende nehmen, wenn er Dabei ober daran zu wenig hat, noch überbauen u. über- 
zäunen, fondern er foll an Schulz u. Gericht gehen. 

132) So in Unterwalden, während bei finderfofem Tod Rüdfall an die Theil 
jame eintrat, Heusler a. a. O. 93 u. 193 f. Ebenio in Gerfau, Maurer, 
Dorfv. I. 308 N. 54. Auch bezieht fich wol auf einen folgen realen Allmendtheil 
die Beftimmung des W. v. Virnheim b. Grimm IV. 529 $ 24, wonad) „die 
allmen* von mehreren Kindern dasjenige, welches im Haufe der Eltern verbleibt, 
erhält, diefelbe aber an die gemein heimfällt, wenn fich der Erbe nicht binnen 
Jahresfriſt verändert. 

133) W. v. Flommersheim i. d. Pfalz b. Maurer, Dorfv, II. Anh. Nr. 2. ©. 
414: wann einer ausz der gemein zeucht o, stirbt, ist die. almen der gemein 
verfallen; würdt aber dasz haus bewohnt durch kinder o. erben, so sollen 
sie der gemein einen gulden geben, als dan haben sie almen gleich einem 
andern gemeinszmann in diesem feldt. 

3, W. v. Wülfflingen v. 1484 b. Grimm I. 137: dass der bruel 
ir gemainmarch sein soll. Wer darin bauen will, fol vom Bogt den Juchart 
um ein Viertel Kernen empfangen u. soll der zins der gemeind hören. Aud) 
joll erö frieven, Und wän er das nit mehr bauwen wil, so sol dass wiederumb 
ghören als vor. — W. der Kamberger M. ib. 576 $ 12: welcher mercker sich 
des marklands will gebruchen, der soll von igl. morgen geben 8 heller, als 
vil als er hat. — „Gemeinmarfgeld* nad Landb. v. Schwiz 226. — In Unter ° 
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doch die gleichmäßige Berückſichtigung aller Genoßen aufrecht erhalten blieb 135), 
jo war an der genofenjchaftlichen Bafis der Befigrechte wenig geändert, Wenn 
umgefehrt die Allmende an einen oder mehrere Einzelne gegen volle Entſchä— 
digung auf beſtimmte Zeit verpachtet wurde136), jo beruhte ſolcher Befig offen- 
bar auf einem rein privatrechtlichen Titel. Die privatrechtliche Natur dieſes 
Befigrechtes wurde aber wiederum durch genofenjchaftlihe Momente modificirt, 
wenn nur Genoßen zur Pachtung zugelaßen wurden oder diefe Doch einen 
Vorzug dabei haben follten 37). Jedes Zurückbleiben tes Zinjes hinter vollem 
Entgelt, jeded aus der Gemeindemitgliedihaft als joldher fließende Anrecht 
auf Berücjichtigung bei der Allmendzuweifung, jedes genoßenjchaftlihe Thei— 
lungs- oder Zuweilungsverfahren entfernte das Befigrecht am Allmendtheil 
noch weiter von der Natur des Sndividualrechte. 

Waren nun fo in allen ſolchen Fällen die Eigenthbumsbefugnige an be- 
jtimmten Ländereien zwifchen Gejammtheit und Einzelnen getheilt, jo konnte 
jeinem Inhalt nach das Sonderrecht des Einzelnen vom zeitlich beſchränkten 
Nutzungs- oder Beitandredht bis zum mehr oder minder bejchränften Erbzins- 
oder Erbpachtrecht und von einem irgendwie beichaffenen Untereigenthbum bis 
zum alleinigen Sondereigen alle Stufen durdlaufen!3?). Das forrejpon- 
dirende Gejammtrecht aber mußte ih dann vom Eigenthum zu blogem Ober- 
eigenthbum und endlich zu einzelnen Befugnifen in entiprechender Weiſe 
abſchwächen. Zwar wurde häufig und ausdrüdlich jede Schmälerung des Ge- 
meinderechtd verboten 180); allein die unaufhaltfame Tendenz des Sonderrechts, 
fih au vollem und freiem Eigenthum zu fteigern, vermochten joldhe Verbote 
nicht zu bezwingen. 


walden Heine Auflagen, weldhe nah Heusler 93 nur für Inftandhaltung der All- 
mende durch die Gemeinde dienen. 

135) Sp troß des Zinfes in Schwiz, Unterwalden, Glarus. Blumer a. a. O. 
Heuöler 92. 

136) Sp auf 30 3. oder einen andern Zeitraum in der Lippinghauſer u. Egels- 
hauſer Markt; Piper 224. 230; Löw 33. 185. 

37) Sp follen in der Dernefamper M. bei Verpachtung von Waldwiefen u. 
Markländereien die Markgenoßen ben ungewarten Leuten vorgehen, Grimm III 
142 8 25; ebenfo ib. IV. 558 f. $ 7—8 die inwohner der 5 dörfer bei Berftei- 
gerung ber Gichelmaft u. der Waldweide im Markwalde der 5 Dörfer. 

135) So findet fi Verleihung in Zeitbeitand o. auf Erbzind bei den Ganerben«- 
ädern u. Ganerbenwiefen in Hanhofen b. Maurer, Markv. Anh. Nr. 4 ©. 476; 
(6. Grimm V. 574 f. nicht mit abgedruckt) Auch in den pfälz. Heingeraiden 
wurden Heer, Wieſen, Weinberge u. Heiden theild gegen jährl. Zins, theild im 
ewigen Beitand oder Erbbeftand einzelnen Bauern o. ganzen Gemeinden verliehen 5 
Maurer, Einf. 195 u. Markv. 176. — Bgl. über die Krautgärten u. Etzwieſen 
in der Altenhaslauer, die KRappisgärten, Wiefen u. Aecker in der Bensheimer rn 
Grimm, W. II. 416 $ 10 u. 11. 468. 

30) Z. B. im Hohenloher Landr. tit. 19 83: „Die jogenannten see 
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2. Während in ben bisher beiprochenen Fällen ein zwijchen Gemeinde 
und Einzelnen getheiltes Grundeigenthum aus der Snitiative der Gemeinde 
beruorgieng, bildeten fih ganz ähnliche Rechtsverhältniffe vom Sondereigen 
ber durch Aneignungsrechte der Einzelnen. Rodungen, Urbarmahungen und 
Umbegungen, joweit fie geftattet oder beſonders bewilligt waren, gaben zwar 
in der Regel volles oder doch dafjelbe geminderte und beſchränkte Sondereigen, 
welches jonft den Einzelnen in ver getheilten Feldmarf zuftand!), Allein 
die Gemeinde konnte, da fie die Minderung des Gemeindelandes zu verbieten 
befugt war, fie auch in jedem einzelnen Sal unter beliebigen Bedingungen 
und Beichränfungen erlauben, mithin z. B. fih ein Heimfallsrecht vorbehal« 
ten 141), oder eine Aneignung nur auf Zeit oder für einen beſtimmten Zweck 
geſtatten 142). Außerdem aber gab ed in vielen Marken eigenthümliche An- 
eignungsbefugniße der Hofbeliger, deren Inhalt jehon an fi auf die Begrün- 
dung eined dauernden oder vporübergehenden Sondernutzungsrechtes be- 
ftimmter Art bejhränft war. So das weftfäliiche Ortland- oder Hagenrecht, 
fraft deffen der Genofe entweder in einem inmitten der Mark in Befit ge- 
nommenen Stüd oder in einem durch Hammer», Beil- oder Scharwurf, durch 
Hennenflug oder auf jonftige alterthümliche Weife bemeßenen Umkreiſe des 
Sondereigen ausjchlieglich zu heuen und Plaggen zu mähen, auch wol zu 
holzen, zu weiden, Torf zu ftechen und dergl. befugt war und zu diefem Be- 
hufe ein ſolches Markſtück dauernd oder zeitweije gegen die andern Genofen 
„verthädigen" Fonntel®#). So ferner das in manchen Gemeinden vorfom:» 
mende Genofenrecht, auf der Gemeindemarf mit oder ohne Bewilligung der 


rechte, Gutzen, Holzlauben u. dergl., die follen auch vor das Zufünfftige ihre 
Eigenschaft behalten u. dahero von feinem Befiger eigen gemacht u. auf bie 
Erben gebracht werden fünnen, fondern der gantzen Gemeinde eigenthbümlid 
verbleiben u. nur allein der Genuß nad jeden Orts Herfommen von einem 
Bürger zu dem andern walßen.” 

0) Mol. oben $ I N. 20—27. Dasfelbe war zum Theil bei den weftfät. 
Hagen, Ortländern, Anſchüßen, Einfängen, Sundern, Zaunrichtungen u. Zuichlä- 
gen der Fall; Kindlinger, M. B. IL. 8 f.; Piper 117 f; R. der 7 fr. Hagen 
b. Grimm UI. 309 $ 99; Entw. der Osnabr. Holger. ©. v. 1671 a. 8—9 u. 
Lingiſche Holtingd-Inftr. v. 1590 $ 62—63 b. Lodtmann, de jure holtgravii; 
Sommer 28 $ 56; Maurer, Dorfv. I. 304. 

14) So fand in Uri Rüdfall jtatt, wenn das Land nicht im beit. Frift ge- 
rodet war, Landb. a. 335 8 12. Bol. Grimm, W. I. 459. 462 u. oben $ 7 
N. 28. 

122) So mußte in Meggen nach dreimaligem Genuß das gerodete Land wieder 
zu Allmende liegen bleiben, Grimm I. 165. Aehnlich in Uri, Landb. a. 335 
8 1.4. 18. 

143) Landr. v. Nietberg v. 1697 b. Grimm, W. III. 105 $ 30: so weit 
. einer mit seiner rechten hand unter dem linken beine her mit einem langen 
pflugeisen werfen kann, so er den einen fuss im graben haltet, kann er die 
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Gemeinde und des Grundherrn Gebäude zu errichten und ausſchließlich zu be- 
nußen, während das Grundeigenthum bei der Gemeinde blieb!4). So endlich 
das verwandte Sondernußungdrecht, welches bisweilen den Einzelnen an den 
von ihnen auf die Allmende gefegten Obitbäumen, die in der Schweiz zum 
Unterfchied von den „Allmendbäumen* „Eigenbäume“ hießen, zugeftanden 
wurde!46). In allen diefen Fällen ftellten fih die Sonderrehte in und an 
der Allmende als BVerftärfungen des vollen Sondereigen dar und pflegten die- 
jem durch defjen Attraftionefraft, wie fie von ihm hervorgebracht waren, fo 
fh immer mehr zu affimiliren. 


market mit torf u. plaggenmaht verthädigen. Aehnl. ib. $ 31 bey. des Zaun- 
holzes. In Sanbwil 1566 ib. 134 $ 8 haben Bauern und Markgenoßen „mit 
dem plaggenmeyen von ihrem grunde aus der mark so weit zu geniessen... als 
ein hauszmannsknecht mit einem haarhaemer under dem linkeren beine her- 
schmeiszen kann“. Eicheln lefen darf man bier in der Marf jo weit, ald man 
fie vom Graben des Eigend aus langen fann. Ebenfo nach $ 9 vom Kamp aus, 
Auh in Schledenhaufen 1576 ib. III. 193 kann jeder Erfmann in der Marf 
Plaggen mähen, foweit der Hammerwurf reicht. Vgl. Dorfordn,. v. Minden 
u. ſ. w. v. 1755 8 47 b. Wigand, Prov.-R. II. 382: „und wie in einigen 
Aemtern ein Gewohnheitsrecht ift daß diejenigen Eigenthümer, fo an der Gemein» 
heit Gründe Tiegen haben, fich einen gewißen Raum über ihre Grenzen der— 
geftalt mit Ausschluß anderer zueignen, welchen Raum man einen Anſchuß zu 
nennen pflegt, worauf die Eigenthümer denen übrigen Markinterefjenten Feine 
Nupung, befonderd mit Plaggenmähen, verftatten*. — Val. auh Grimm, R. U. 
56 f.; Löw 174—179; Piper 117 f.; Kindlinger, M. B. IL. 7f; Haltaus 
7389 f.; Delbrüder Landr. a. 7 8 8; Entw, der Osnabr. Holzg.O. v. 1671 
a. 8 u. Ling. Holt. Inftr. v. 1590 $ 58. — ©. aud meine Schrift, der Humor 
im D. R. ©. 43—44. 

149) Landb. v. Uri a. 835 $ 2; v. Schwiz ©. 185 u. 312; Rettberger 2. ©. 
b. Maurer, Marko. 174 f., Dorfo. I. 290 f. — Bereits an Konfend gebunden, 
aber doch mit verfchiebener Strafe für Gewerte u. Ungewerte, erfcheint Died Recht 
in der Retter M. i. 3. 1525 b. Grimm III. 144, 

135) Deiterr. Pant. b. Kaltenbäd I. 32 $ 14 u. 229 $ 13: stoszet ainer 
felber auf der gemein mit des richters urlaub, der mag sie geniessen; stirbt 
er o. ziegt wekh von den gründten, so gehörts der gemain. (Anders Del- 
brüder Landr. a. 7 $ 9). Zeitweifed Genußrecht des Pflanzenden und der Erben 
in Bar nah Renaud a. a. D. 25—26. In Unterwalden Fann jeder haushäbliche 
Theiler Obſtbäume auf die Allmende pflanzen, nad) feinem Tode aber fallen fie an 
die Theiljame, Heusler 98. In Uri fonnte jeder Landmann urfprünglich beliebig 
viel, ſpäter 6 Eigenbäume auf die Allmende ſetzen, Landb. a. 173. 174. 346. In 
Schwiz iſt gerade umgefehrt, weil urfprünglich alle Kirfchbäume auf Gemeinland 
ftanden, die Recdhtsanfchauung erwachfen, alle Kirfchen feien gemeines Obft; Doch 
fonnte der Eigenthümer bie auf feinem Eigen ftehenden Bäume in beftimmter Form 
gegen den gemeinen Genuß „wehren“, Landb. 87. Bol. Maurer, Einl. 111. f.; 
Marko. 178 f.; Dorfv. I. 288. 
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IV. Allen bisher bejprochenen Marftheilen gegenüber, an denen ein Son- 
derrecht irgend welcher Art jihtbar abgezweigt ift, fteht die eigentlihe All— 
mende ald Gegenjtand des vollen Geſammtrechts. An ihr ift nicht blos 
das Eigenthum, fondern auch Befig und Genuß gemein. Sie ift daher bas 
Gegenbild der Hofſtätte. Denn bis zu demjelben Grade, bis zu welchem die 
fegtere volles Sondereigen des Einzelnen ijt, ijt die Allmende volles Gefammt- 
eigen der Gemeinde. 

Die Gemeinde aber ald Subjekt dieſes Geſammtrechts ift weder eine 
juriftiiche Perfon noch eine Perjonenmehrheit: fie ift vielmehr eine Geſammt— 
heit, die daffelbe unvertheilte Land gleichzeitig und ungejchieden für ihre ein- 
heitlihen Gemeinheitszwede und für ihre vielheitlihen Individualzwecke be- 
fit. Wie daher das Sondergut fein freied Privateigenthbum heutiger Art, fo 
ift die Allmende Fein Gemeindevermögen im heutigen Sinn. Sondern fie 
jpiegelt in dem Einen Begriff des „Allen gemeinen“ Gutes das Wefen ber 
alten Genofengefammtheit dinglich wieder. Das Gejammtrecht enthält daher 
fowol ein Recht des Ganzen ald ein Recht aller Genoßen in ſich, beides aber 
in begrifflicher Identität und thatjächlicher Vermengung. Es ift fo wenig 
ein Forporatived wie ein bloß gemeinjchaftliches Vermögen, jondern ein 
den unentwidelten Keim von Beidem in fi) tragended Gejammteigenthum 
alter Art. \ 

Dom heutigen Standpunfte aus vermögen wir die innere Struftur 
diejed alten Gejammtrechts nicht anders darzulegen, als indem wir das in ihm 
enthaltene Einheitsrecht und Bielheitsrecht unterjcheiden und die Grenze zwiichen 
beidtem in den einzelnen Beftimmnngen aufſuchen. Wir müßen und aber 
dabei ftet3 erinnern, daß dem Zeitbewußtfein jener Unterfchied noch nicht auf- 
gegangen und die Grenze daher eine thatjächlihe und flühige war. Wohl 
war man fich injofern der Gedoppeltheit des Geſammtrechts bewußt, als man 
immer hinter dem einheitlich zufammengefaßten Recht fi Antheile Aller und 
über den Antheilen Aller fi) einheitliches Gemeinderecht vorſtellte. Allein 
man war fich nicht bewußt, daß eine begriffliche Kluft zwifchen Gemeinderecht 
und gemeinem Recht lag, fondern empfand nur eine der verfchiedenften Ab- 
ftufungen fähige größere oder geringere Koncentration oder Zerjtreuung von 
Gefammtreht darin. So konnte denn aud die Grenze zwijchen den einheit- 
lihen und den vielheitlihen Momenten des Geſammtrechts fih in jedem Au- 
genblick beliebig verfchieben, ohne daß deffen rechtliche Natur damit geändert 
ſchien. Dadurch erhält der ganze Begriff etwas Schwanfendes und Unbe— 
ftimmbares, gleichzeitig aber jene Biegfamkeit und Beweglichkeit, vermöge de- 
ren er fih in jedem einzelnen Punkte dem jedeömaligen wirtbichaftlichen Be- 
bürfniß, dem zeitlichen und örtlichen Anſchauungen, der konkreten Beichaffenheit 
der Mark und ihrer Beftandtheile anzupaffen fähig war. Und in dem Rahmen 
deſſelben Inſtituts hatten jo die mannichfachiten Rechtsverhältniße Pla, bei 
welden bald der Charakter eines dein dauernden Gemeinwohl dienenden öffent 
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lichen Vermögens, bald der Charakter eined zur Ergänzung der Snbividual- 
wirtsichaften beftimmten Gemeinjhaftsgutes überwog, bis zulegt vielleicht, wenn 
auch erft mit dem Verfall der alten Verfaßung, die eine oder die andere Seite 
der Allmende im einzelnen alle aus der realen Welt völlig verſchwand. 

Was nun, zunächſt die Gewalt» und Berfügungsbefugniie an der 
Allmende, joweit fie mit oder ohne Konkurrenz herrſchaftlicher Rechte einer 
Gemeinde zuftanden, angeht, jo erjcheint jchon hier in der Regel die Gefammt- 
heit ſchlechthin, ohne Scheidung ihrer einheitlichen und ihrer vielheitlichen 
Seite, ald Grundherrin und verfügende Eigenthümerin. In Kollifionsfällen 
freilih müßen fih allmälig Normen darüber bilden, ob in dieſer oder jener 
Beziehung das Recht des Ganzen ſtark genug ift, um einen widerftrebenden 
Einzelwillen zu überwinden, oder ob das Recht jedes Einzelnen auch für 
die Sejammtheit unantajtbar bleibt. Allein die Entjcheidung fließt hier nicht 
aus einem allgemeinen Princip, jondern aus einzelnen herfümmlichen oder 
ausdrücklichen Sagungen. Und wenn dabei nothwendig, weil gerade Gewalt 
und Verfügung einen einheitlichen Willen fordern, die einheitliche Seite des 
Geſammtrechts am Stärfiten ausgeprägt wird: jo bleibt daſſelbe doch immer 
auch in diefen Beziehungen durch das Recht Aller gebunden. 

Die Form, in welcher das Mebergewicht des einheitlihen Moments in 
Bezug auf Grundherrjhaft und Eigenthumsverfügung fi) manifeftirt, ift vor 
Allem die Anerkennung einer Beichlußfagung mit Stimmenmehrheit, während 
die, fortdauernde Selbftändigfeit der vielheitlichen Seite fih in einem Witer- 
Ipruchsrecht der Einzelnen offenbart. Seitdem nun überhaupt ein Majoritäts- 
princip entwidelt war, fand dafjelbe gerade in Allmendſachen vor Allem jeinen 
Geltungsbereich, ohne daß jemals eine ſouveräne Herrihaft der Mehrheit über 
das Recht einer widerjpredhenden Minderheit anerfannt worden wäre. Wie 
weit jedoch das Mehrheitsprincip reichte, blieb vielfach unbeftimmt und wurde 
oft ungleich entſchieden. Aus älterer Zeit wird, wie bei der engeren Gebun- 
denheit des individuellen Willens erflärlich, ein Widerſpruch zwiſchen Gefammt- 
heit und Einzelnen, bejonderd nach außen hin, jelten erwähnt, vielmehr bei 
der urfundlichen Aufzeihnung von Feſtſtellungen und Bejchlüffen die Ueber» 
einftimmung Aller meift ausdrüdlich bezeugt. In ſpäteren Weisthiimern aber 
wird gerade für Markangelegenheiten oder überhaupt für Alles, was das Dorf 
zu jchaffen hat, der Satz, daß die Minderheit der Mehrheit folgen folle, als 
unbedingte Regel ausgeiprochen!*#). Sp war denn auch im Einzelnen nament» 


146) W. der Bibrauer M. v. 1385 6. Grimm I. 513: worden die merker 
icht ze rade von der mark wegen, jo entfcheidet Mehrheit. Aehnlich in Dftbevern 
1339 ib. III. 179 in Allen, dat der marcke beste si (aber Zweidrittelömajorität). 
In Wülfflingen galt 1484 in Allem, was dass dorf ze schaffen hat, in Nefften- 
bad) in allen Dorffachen der Sat: „was der merteil über einkompt, das soll 
der minderteil folgen“; ib. I. 139 u. 78 $ 33—34. — gl. ib. I. 149. 168, 
213. IV. 308. 321 $ 4. 374 $ 25. V. 105. 144 8 7. Rindlinger, M. 3. I. 
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lih in Bezug auf die mehr politiihen Marfbefugnige, wie die Wahl der 
Markbeamten 147), die Aufftellung von Einungen und Sabungen 148), die Ur- 
telfindung und die Straffeftjegung in Markjachen 149), das Mehrheitsrecht ftets 
unbeftritten in Kraft. Ebenſowenig hatte urjprünglich der Einzelne ein Wi- 
derjpruchsrecht, wenn die Gemeinde das Gemeinland oder einen Theil deſſelben 
zeitweije oder dauernd dem gemeinen Gebrauche fchlo13%); wenn fie es dem 
jelben durch Verſchenkung oder Veräußerung ganz oder iheilweife entzog oder 
- durch Belaftungen ſchmälerte!61); wenn fie e8 an die Einzelnen nah Map: 
gabe ihrer Anrechte vertheilte152); wenn fie endlich Fremde zu einer einzelnen 
Nugung zuließ oder neue Nußungsrechte Eonftituirte!5°), Allein in allen 
diejen Beziehungen verftand fi) eine Rüdjichtnahme auf den Zwed der All- 
mende, die Bewirthichaftung der Sondergüter zu ermöglichen und zu vervoll- 
ftändigen, ganz von jelbjt. Und von je hatte jedenfalls darauf jeder einzelne 
Genoße ein feites und individuelles Anrecht, daß er ohne jeine Zuftimmung 
durch feine Gemeindehandlung hinter den Mitgenofen oder doch den Genofen 
jeiner Klaffe zurückgejegt, und daß er anders, als in den rechtlich worgejehenen 
Fällen nah Urtel und Recht, feines Mitgenußes nicht beraubt werde 16). 


378. 384. Schauberg L 55 $ 26. 112 $ 10. Kaltenbäd I. 154 $ 32. 158 
8 19. Sächſ. L. R. 11.55. Schwäb. 2. R. (Lahb.) c. 214. Rupr. v. Freiſ. J. 142, 

17), Grimm, ®. I 5. 35. 76 $ 11. 228. 239 $ 1. 279. 513. III. 411. 
559. IV. 394 8 16 (Wahl u. Abfegung). 279 8 2. 324 $ 7. 865 83. 

) Grimm, W. L 257. 389. III. 361. 645. IV. 284 $ 25. 379 8 37, 

#), Grimm, ®. I. 373. 420. 713. II. 824. III. 558. IV. 200. 270 8 2. 
V. 109. 690 8 63. Kaltenbäd I. 553 $ 9 (1371). 

150) W. v. Langenerringen v. 1378 b. Grimm IH. 645: Der Richter febt 
Einungen u. erlaubt o. verbietet Die Mark mit der Mehrheit der Geburſchaft. 
Ebenfo wird ib. IV. 277 mit Mehrheit der Wald gebannt, 284 825 die Stroffel- 
weide, Holz u. Feld mit Mehrheit erlaubt o. verboten. Ebenſo in Malters (Anf. 
bed 14. 3.) ib. IV. 379 $ 37, wo jedoch eine Mehrheit von zwei Dritteln gefor- 
dert wird für ban machen uber holtz u. uber velt, für einung setzen, für 
ban o. einung uslan. 

1) A. M. Renaud a. a. D. IX. 89—93 u. Eichhorn 8 373. Vgl. aber 
Thudihum a. a. O. 817 u. Maurer, Dorfv. I. 85. 219 f. 

2) A. M. Renaud a. a. D. Bol. aber Bluntſchli, P. R. 163; Thu 
dichum 318; Maurer a. a. O. 220. 

55) Dies folgt aus der Aufnahme Fremder dur die Gemeinbeverfammlung 
oder ihre Borfteher. Vgl. Th. I. 605 N. 64: mit willen der gemeinen burschaft. 

MB, v. Embrah v. 1518 b. Grimm I 114: was darumb das mer 
wirtt, dem sol menglicks gestragx nachgan, es wurde dann etwas damit beschwert, 
der mag es mit recht widertreiben. Daher joll 3. B. in der Nortrupper M. ib, 
II. 209 $ 5 fein Genoße Vieh über die firirte Anzahl auf die Weide treiben 
dürfen ane vorwettent u. bewilligunge der sembtlichen markgenoten. Ebenſo 
vermuthlich bei Bevorzugung eines Genofen durch Zulafung nicht gewinterten 
Viehs; vgl. ib. IV, 767 $ 5: es en sei mit willen der ganzen gemeinden, 
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Im Verlaufe der Entwiclung geftaltete ſich dann überall, wo die privatrecht- 
liche und vielheitliche Seite der Allmende in den Vordergrund trat, das Ein- 
zelrecht noch jelbjtändiger. Bisweilen bildete fih zunächft die Rechtsanſchauung 
aus, daß jeder Einzelne durd) feinen Widerjpruch die Zulaßung eines Frem- 
den zum Mitgenuß der Mark verhindern fünne!55), Don bier aus fonnte 
man dann auch für die Aufnahme eines neuen Gemeindegenofen Einftimmig- 
feit fordern 166). Weiter gelangte man oft dazu, die Zahl der Nubungsrechte 
zu firiren, womit die Begründung neuer Antheilsrechte überhaupt ausgeſchloßen 
war167). Endlich konnte ſich für den inzelnen ein unentziehbares Anrecht 
auf ganz beftimmte nah Inhalt und Umfang firirte Nutzungen fefttellen, fo 
daß ihm ein wirffames Widerjpruchsrecht gegen jede Verfügung, welche Die 
bisherige gemeinjchaftliche Benugungsweie veränderte8), mithin and gegen 
jede Beräußerung!?9) und fogar gegen die Theilung16%), zugeftanden wer- 
den mußte, 


155) So bewiefen in dem Nechtöftreit v. 1487 6. Grimm I. 397 f, bie Thal 
leute, daß, ald einft ein Ungenoße die thalmengy um Bauholz in ihrem Allmend- 
wald gebeten, der Widerfprud Eines Genofen genügt hatte, um die Bewilligung 
aller Andern fraftlos zu machen. Da wurden sü eis bis an einen, säss im 
Uebelbach, hiess der Fritsch, der spräch: er wollts mit thuon, was er vom 
Martin Schnider (dem Holz; Erbittenden) hett? Da leiten sie sich an ihn u. 
bäten ihn, dass ers auch verwilligte. Da wurde er (Zeuge) bericht, dass man 
niemand nüzt erlauben sollt, es wäre denn richer u. armer lüth im thal 
gemeiniglicher will; u. das recht hett der wald u. wäre so gemeyn u. fry, 
wenn es nur eim mann mit lieb wäre, so dürfen die übrigen nichts erlauben u. 
habs der einig mann zu wehren; ©. 400. — Bgl. Uıf. v. 1253 b. Seibertz 
I. nr. 279. Aehnlich wird in Erichs feeländ. Gef. II. 58 nah Hanfjen b. 
Bald VI 47 Einftimmigfeit gefordert, wenn ein Nichtberechtigter zur Mit— 
benußung öder Gründe zugelaßen werden joll. 

156, Sp in Urfern, wenn der Aufzunehmende nicht Thalmann v. Uri war, 
Blumer I, 1. 385; allgemein in einigen Unterwaldner Theilfamen, Heusler 
a. a. D. 46, 47. 67. 68. Bol. Th. I. 673 N. 62. 

157) Bol. Th. I. 601f. 604f. 673, 

‚se W. v. Rümlang (15. 3.) b. Grimm IV. 332 8 2: Einhellig mögen 
die Huber die Güter für ſich bannen. Spricht aber blos der Mehrtbeil „wir 
sond bannen“ oder,, wir sond nicht bannen, fo mag ed der Mindertheil vor die 
Aebtifjin ziehen, wer joch des minren teils nit mer denn einer o. zwen. 

159) Schon 1487 heißt ed vom Wald im Hägbach 6. Grimm L 400: wurde 
aber die burschaft einmuetig, etwas darauss zu verkaufen, dass mügen sie 
auch thun, doch dass ess ihr aller wille sye. Cinjtimmigfeit zur Veräußerung 
wird fpäter in Urfern gefordert, Blumer I, 1. 385. In Blidendorf können 4 
Genofen den Verkauf von Holzaus dem Dorf, die Theilung oder die veränderte 
Benugung dur ihren Widerfpruch hindern, ib. I, 2. 331. 

»60) Bol. die vorige Note. In Zug wurde feit 1519 fogar der Antrag auf 
Zheilung mit dem Verluft bed Bürgerrechts bedroht. 
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Das Uebergewicht der gefammteinheitlichen Seite in Bezug auf die Ges 
walt: und Berfügungsbefugnige an der Allmende zeigt jich ferner in der ge: 
noßenfihaftlichen Form ihrer Handhabung und namentlich in der dabei ftatt- 
findenden Vertretung der Gejammtheit durch Vorfteher und Beamte. Daß 
indeß auch hierbei die gejammtvielheitlihe Baſis des Verhältnifes für die 
volfsthümliche Auffaßung unzeritört blieb, ergiebt fih aus der unten feftzu- 
ftelfenden Borftellung der Gemeinveverfaßung und der Gemeindeimter, die von 
der Vorftellung gegenjeitiger NRechtsverhältnige und gemeiner Bollmachten noch 
feineswegs abgelöjt war. 

Dor Allem aber tritt bezüglich der Benußung der Allmende die Dop- 
yelnatur des alten Gefammteigens hervor, indem die Allmende gleichzeitig und 
ohne das Bewuhtjein eines Unterjchiedes für die Bedürfniße der Gejammtein- 
heit und für die der Gejammtvielheit verwandt wurde, aljo ebenjowol die 
Aufgabe des heutigen öffentlichen Gemeindegutd ald die Aufgabe eines wirth- 
ſchaftlichen Gejellichaftsvermögend der bäuerlichen Genoßen erfüllte, 

Zunächſt fiel auch Außerlich Beides vollfommen zujammen und blieb in 
der That bei einer Reihe von Benußungsarten jederzeit identiſch. Dies iſt 
namentlich bei der Verwendung der Allmende oder ihrer Malftatt für die 
Gemeindeverſammlung der Fall!l), indem bier recht eigentli die Gemeinde 
in ihrer Einheit und in ihrer Vielföpfigkeit gleichzeitig fichtbar wird. Der 
an der Derfammlung haftende erhöhte Friede jchüßt Daher einerjeitd auch den 
Einzelnen jelbft auf dem Wege zu und von der Verfammlung, und perpetuirt 
ſich andrerjeits als räumlicher Ding: oder Warffriede an der für die Ver— 
jammlung bejtimmten Stättel#%), Eben jo tritt ein Unterfchied oder Gegen- 


o Die Berfammlung fand ftatt: auf der Mal: o. Dingftatt, Grimm I. 
588.590. II. 185. III. 139 $ 1, ®Wigand, Ar. V. 386, Landau, Gane I. 
18, Maurer, Marfo. 327 u. Anh. nr. 4; unter der Dorflinde, Sternberg I. 
7 Note; uppe dem thy (Dorfplaß) under der linden, Grimm IV. 650 u. 
662, vgl. III. 91 u. 94; unter einem Marfbaum, ib. I. 638 III. 123. 124. 180. 
182. 188. 440. 453. 457; auf dem Marktplatz, ib. I. 787; an der Brüde, ib. I, 
243—244; im Walde, ib. 580 u. 786 u. Piper 222; auf einer Au, Grimm 
II. 473. 488. 489. 490. 491 u. Bodmann I 461; auf dem Felde, Grimm 
I. 588. IH. 175. 185; auf Bergen, Maurer, Marko. 329 u. Anh. nr. 5; „ge- 
dinge up deme gemeinen broiche“, 1369 in Lidberg 6. Grimm II. 760; im 
Graben ib. I. 381. III. 124; auf dem Kicchhofe oder bei der Kirche, ib. I. 463. 
III. 440. IV. 547 u. Maurer, Dorfo. II. 81. Immer alfo auf der All— 
mende. Nur bei Unwetter verlegte man bisweilen das Ding in die Kirche, Grimm 
I. 381, eine Scheune, ib. III. 139, oder Stube, II. 77 u. 79, mithin auch auf 
Sondereigen, bis dafür dad Gemeindehaus gebaut ward. Vgl. Th. I. 62. 

162) Th. I. 33. Selbſt die Finde, unter der man ſich verfammelte, nahm am 
erhöhten Frieden Theil. Eldagfer Goreht v. 1557 b. Grimm IV. 662 $ 37: 
wo fry für einer stad o. für einem dorffe uf einer thye eine linde sein 
schulle? Die soll so fry sein als ein wendelstein im felde, (Die Berrüdung 


234 Genoßenſchaft und Gefammtredt. 


fag zwifchen der Benutzung für Gemeindezwede und gemeine Zwede Aller 
überall da gar nicht hervor, wo die Nutungen Mehrerer ihrer Natur nach 
einander nicht befchränfen, wo mithin weder der Einzelne an der Gewinnung 
eines Individualrechts intereffirt ift, noch die Gemeinde durch die Erſchöpf— 
barkeit der Nußungen zu mehr ald polizeilihen Beihränfungen des Sonder- 
genußes genöthigt wird. Dies ift regelmäßig bezüglich der gemeinen Wege, 
Plätze, Triften und Brüden der Fall, die Jeder zum Fahren, Reiten, Gehen 
und Treiben nad Bedarf gebrauchen kann, ohne aus häufigerem Gebraud) 
Vortheil zu ziehen oder durch mangelnde Gebrauchegelegenheit benachtheiligt 
zu werden und ohne durch Zuvielgebraucd die Intereſſen der Zukunft ſchädigen 
zu können 168). Die Gefjammtheit umgekehrt übt bier das Recht, gewie Wege 
Allen zu ſchließen, gewiße Handlungen darauf Allen zu verbieten und gewiße 
Beichränfungen bezüglich ihrer Allen aufzuerlegen, ohne daß hierin mehr als 
der Keim einer Wege- und Triftpolizei läge!®4). Gleiches gilt in der Regel 
von der Benußung gemeiner Brunnen, Bäche, Quellen, Flüße, Seen und Ge— 
wäßer zum Schöpfen, zur Biehtränfe, zum Wachen, zum Flößen, zur Schiff- 
fahrt u. ſ. mw.165); Nutzungen, die Jeder ohne merflihe Schmälerung des 
Mitgebrauhs Anderer und ohne Schädigung ted Gemeinintereffes beliebig 
vornehmen mag, während die Gemeinde auch bier nur durch Vorſchriften po» 
lizeilicher Art den Einzelnen zu beſchränken Anlaß hat “66), Aehnlich verhielt 


— 


o. Schädigung der Grenzzeichen war bekanntlich mit ſehr ſchweren Strafen bedroht). 
Vgl. ib. 650 8 28. 666 8 7. 

isa) Vgl. Grimm, W. I 131. 136: die Wege braucht jederman wer in 
nottürftig ist. II. 159: zue irer zimblichen notturft . . zue gebrauchen. 677. 
680 (in N. 109 5. $ 9). III. 30. 134 $ 10. 642 $ 15. IV. 375. 621 $ 7. — 
Denkbar find auch Sondernugungen am Wege, 3. B. IV. 761 $ 12: item magk 
ein ider mist machen, hultz legen auf der straszen. 

189) Sp wird die Verunreinigung der gemeinen Gaſſe, namentlich durch Aas, 
unterfagt b. Kaltenbäd I. 98 77. 47 8 37. 59 $ 29. 538 8 73. Grimm 
V. 363 $ 8. — Verbot, die Wege durch Gräben, Heden oder ſonſt zu jchmälern, 
b. Piper 174. 192. 193. 259. 

15) Grimm, W. I. 514: wir wysen Affinsee den merkern zu einre 
drenke. 103: da sond sy trenken. II. 306. I. 792: Brunnen zu ir aller not- 
turft. II. 693: gemeinen floitzgraben. I. 444—445: ihr holtz darin zu flöszen. 
Ib, 353, IV. 764 8 17: flusz.., $ 19: wassergraben... denselben mach jeder 
gebrauchen. Piper 259. Löw 181 f. Maurer, Marko. 162 u. Anh. Nr. 1; 
Dorfv. I. 280 f. 

‚) Verbot der Verunreinigung bes gemeinen Brunnend b. Kaltenbäd I. 
9 8 79 u. 80; des Flachsröthens 6. Lodtmann, de jure holtgraviali 213—214; 
bed Stauens, Ableitend o. Behinderns des Waßerlaufs ib. 96. 111. 113. 118. 
176, Löw 181; des Behinderns der gemeinen Dorfgräben und des Stauend des 
gemenen waters im Wefterwolder Landr. v. 1470 b. Richthofen 263 c 4 
8$5uM. 
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ed fi urjprünglich auch mit der Benußung von Kirden und Kirchhöfen, jo- 
weit fie unter die gemeinen Gebräuche gerechnet wurden #7), Hier überall 
fam es überhaupt nicht zur Spradye, ob der Einzelne aus individuellen Recht 
oder ald Gemeindeglied nußte, ob die Gemeinde für dauernde öffentliche Zwecke 
oder für übereinftimmende Sonderzwede Aller jorgte. Wurde doch in Bezug 
auf den Umfang des Sondernußungsrechts hier nicht einmal zwifchen Boll 
und Schußgenogen unterſchieden, und hat doc andrerjeits bis heute das ge» 
fteigerte Polizeireht den wirthichaftlichen Inhalt jener Nutzungen faum 
verändert 168), 

Ganz, wie noch jpäter mit der Benußung von Wegen und Gewäßern, 
verhielt es fih nun einftmals mit allen Nutungen in der Allmende. Dies 
fonnte indeß nur jo lange dauern, ald die Allmende unerſchöpflich, als aud) 
Jagd, Holzihlag, Weide und ſelbſt Rodung darin nicht ein ausſchließender 
Frucht oder Subftanzgenuß, jondern ein bloßer Gebraud zu fein jdien. 
So lange fiel in der That auch bier öffentlicher und gemeiner Gebrauch durch— 
aus zujammen, und von einer Kollijion zwifchen dem Rechte der Gemeinde 
und dem Rechte Aller fonnte nicht die Rede fein. Anders aber wurde es, 
feitdem der Vermögenswerth ſolcher Nutungsarten hervortrat. Nun ergab fi 
ein Zwieſpalt zwijchen Gemeindeintereffe und gemeinfamem Cinzelinterefje. 
Und wenn fi aud Beides begrifflich nicht fchied, fo mußte fih doch nun 
eine gegenfeitige Beichränfung des Rechtes Aller durch das Recht der Gemeinde 
und des Rechtes der Gemeinde dur das Recht Aller thatjachlich entwideln. 
Es läßt fih daher die Fortbildung des Rechtes an der Allmende nunmehr 
in den beiden Richtungen der Benußung für Gemeindezwede und der Benußung 
- für gemeine Zwede der Einzelnen gejondert verfolgen. 

1. Auf der einen Seite diente von je die Allmende den Bedürfnigen 
der Gemeinde als folder. Es war dies zwar die minder erhebliche, 
feineswegs aber bedeutungslofe Verwendungsart des gemeinen Gute. 

a. Dies zeigte ſich zunächft bei der Herftellung öffentliher Gemeinde» 
anlagen jeglicher Art. 

Für fie gab die Allmende in allen Fällen Grund und Boden ber. 
Wege und Pläßel6), Deiche 170), Brüden!?!), Brunnen 172), Dorfetter und 


7) Grimm IV. 753 $ 5. III. 540 (1428): so ist die kirche u. der 
kirchhof mit allen zugehörungen gemeyn den nachgeborn in dem dorffe zu 
W. — Später bildeten fich hier freilich individuelle Rechte, 3. ®. auf Kirchenftühfe 
u. Begräbnißplätze. 

168) Mit der ftädtiichen Entwidfung traten freilich aud bier Veränderun— 
gen ein. Vgl. unten $ 26. 

160) Mege, Stege, Plätze, Triften u. ſ. w. erfcheinen jchon in den alten Per- 
tinenzformeln (cum viis et inviis, exitibus et reditibus u. ſ. w.) als Befland- 
theile der Allmende. Ebenfo fpäter. Vgl. Grimm, W. I. 185. 187. 589 $ 1: 
ihre marke . . trifft weg u. steg u. anders. 632—633. II. 723 —729. III. 
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Dorfthore!??) wurden auf der Allmende hergerichtet; Gemeindebadhäujer und 
Gemeindemühlen darauf erbaut!?%); gemeine Obſtbäume darauf angepflangt!75); 
Vorrichtungen zur Abhaltung der Gerichte und in fpäterer Zeit Gemeinde- 
und Rathhäuſer darauf angelegt17%); öffentliche Gebäude für kirchliche und 
Schulzwede darauf errichtet!?”), 

Ebenjo aber entnahm die Gemeinde das Material für alle derartigen 
Anlagen aus der Allmende; fie grub in den gemeinen Gründen Sand, Rehm 
und Mergel, ſchlug das erforderliche Holz im gemeinen Walde und brad Die 
Steine in den gemeinen Brüchen; fie beſchränkte nöthigenfalls, um hierin feinen 
Mangel zu leiden, die Nutzungen der Einzelnen!?®). 


585. IV. 618 8 5: weg u, steg, baum zum allmenach. 764 8 16—19. 767 
$ 7 u. 10. 1303 b. Würdtwein III. 279 u. 280: almeindam cum ipsa via. 
Mone I 394 f. Maurer, Dorfv. I. 286f. Oben $ IN. 101. 

0) Th. I. ©. 613 N. 91. 

mn Grimm, R. U. 499. 500: es sei die brücke mark. 

2) Grimm, W. I. 103 n. V. 356 $ 24 u. 25. 

3 Grimm, W. J. 214. 217. 351. 451. 459. 461. 472. 651. 753. Vgl. IL, 
157. Gemeine Gräben nah Sächſ. L. R. II, 66 $ 1. Haltaus 2144. Bod- 
mann I. 125. Maurer, Einf. 37 f.; Dorfv. I. 32. 

) Grimm, W. II. 689 $ 11: uff der bannerhostert sulle ein backhaus 
stehen, der gantzer gemeinen zum brauch u. guten. Ebenio ib. 693. IV. 767 
$ 11: das gemeine backhuys. II. 154: es hat die gemeindt ein mühel allhie, 
derowegen wissen wier, dasz wier seindt verbannt in unser mühlen zu 
mahlen. 167. III. 891. V. 606 $ 5. Schauberg I. 133. Heſſ. Greben-D. 
t. 388.46 $ 1 ©. 90 u. 118. Sternberg L 6. 

12) Grimm II. 688. wann opssbäume uf der platzen stunden, so soll 
das opss, so darauff gewachsen were, gemeine sein. Ib. 693. Landb. v. Uri 
a. 347 u. 348. Heſſ. Greben-D. tit, 12 $ 9 S. 32. Delbrüder Landr. a. 759. 

176) Val. über die alten Schrannen, Märker- u. Gereidejtühle, Schöffenbänke, 
Tiihe, Schirmdäder u. j. w. Grimm, W. I. 498. 575. II. 175. III. 139 
$ 4. 280 $ 14 u. 16. 398. 409. 423; Maurer, Einf. 60f. 222 u. Marfv. 
332 f. — Gemeinde u. Rathhäufer auf der Allınende b. Bodmann I 461. 466. 
475; Grimm I. 801: gemeines haus u. stub. 604. 606. II. 155. 333. III. 296. 
Lacomblet, Arc. I. 280. 284; Randb. v. Schwiz 55; Bluntſchli, R. ©. 
11. 79; Landau, Gaue I. 86; Maurer, Dorfp. II. 82. 

17) Vol. Note 167 u. Maurer, Dorfv. I. 291. 

8) I. v. 1295 b. Grimm I. 767: fowol für die Brüden u. Thürme der 
Stadt Landau als für die Kirchen der Dörfer wird das Holz aus ber Heingereide 
entnommen. III. 296: der Bürgermeifter v. Münder fordert u. erhält das Holz 
vor ire statt nottürft vom Holzgrafen. IV. 781 $ 1—2: im Weldorfer Bufch 
wird mit räth des hunnen, der geiffen u. der forster aus ber Mark das Holz 
genommen, jomwol für den Kirchenbau, ald ob sach were, dasz die gemeinde 
bawens notig hette. W. v. Bufchhofen ib. II. 663: allen notbau zu kirchen, 
putzen u, falderen, alles was man zur gemeinden behoef, das soll man in 
M. gemeinde hawen. W. v. Morenhofen v. 1463 ib. 666: of einige noit fiele 
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Dagegen brachte fie die erforderliche Arbeit in der Regel durch die 
unmittelbare Heranziehung aller einzelnen Genofen auf. Denn das fogenannte 
Bauernwerk oder gemeine Werk (meenwirk) war Gemeindelaft im Sinne 
einer genoßenſchaftlichen Gefammtprlicht179) und mußte daher von allen ein- 
zelnen Genoßen nad) Maßgabe ihrer Genofenrechte in Natur geleiftet werden!20), 


zu buwen an den kirchen, schlägen, grimelen, bruggen of an dem putze zu 
M., darzo mogen die naberen alda holz hawen up der gemeinde dis walds. 
W. v. Balgau v. 1448 ib. V. 357 $ 25: die sern u. zin zuo B. sol man ouch 
usz der gemein machen u, in ern halten. W. v. Nappoltsweiler ib. 362 $ 6. 
W. ter Reichsmark v. 1566 b. Sethe, Ant. ©. 135. Lodtmann |. c. 103. 
Löw 183. 

#9) Grimm, W. I. 419: kirweg u. steg sol die burschaft gemein machen. 
522: sal die gemeyne... bezunen u. befriden. Vgl. unten $ 15. 

0, W. v. 1426 6. Grimm III. 425: eyns tzu dem tage mochte er gebieten 
tzu machen u. tzu bussen, was da an der gemeynde des dorfs buwefellig 
ader tzubrechen were, es were tzune graben ader was die gemeynde 
antreffe, das man das machte; u. wellicher nachgebure daby nit en- 
were, den mochten sye bussen. 643 $ 26: wenn die nachparschaft weg 
o. anders, 80 eine ganze gemain o. nachparschaft betrift, zu machen haben 
u. ainer o. mehr ungehorsam aussen bleiben, die werden geftraft; ebenfo, 
wer einen untauglichen Buben o. Ehegatten fchidt. 707 $ 14: das ainer 
mit dem andern sollt leiden, de hinder als der vorder, die im perg 
haben, weg u. steg, prunnen u. was in dem perg notturftig ist. Kaltenbäck 
II. 26 $3 u. 34 860: es schollen auch alle die, so auf des gotshaus gründen 
behaust u, gesessen sind, alles das mitleiden, das dasselbig aigen angeth, in 
weg, in steg, in wismat, in pauen, zu dorff u. zu veld, auch in zeinen u. 
fridn u. was das dorff ungefer antrifft, Ib. I, 218 $ 28: auch habent die 
nachpaurn zu E. das recht, das sy vier under in erwellen u. darzue setzen 
sullen, das sy fewrstettt, steg u. weg, zeyn u. marich u. ander notturft des 
dorffs beschauwen u. ausrichten sollen, also das die gemain trewlich bewart 
u. ausgericht werde. Pal. ib. I. 7 $ 55. 15 $ 25. 42 $ 53. 47 $ 38. 58 
$ 20. 80 $ 30. 82 8 27. 209 $ 89. 253 $ S. 305 $ 13. 525 $ 24. 536 $ 51. 
547 8 83. IL. 88 6 u. 7. 130 8 6. — Weſterwolder L. R. c. 12 87 b. Ridht- 
bofen 272: de richter sal verkundigen enen jegelycken to maken dammen, 
bruggen, wegen ende stegen. — Auch über Gemeindefrohnen zu Weg u. zu Eteg 
Grimm 1. 204. 205. 207. 324. V. 6248 18; Schauberg I. 55 $ 18. 114 
8 24; heſſ. Greben-D. XI. c. 4—6 u. 9; Kaltenbäd I 415 $ 12; zum Deich« 
bau Grimm I. 418 u. Th. I. 614 N. 95; zum Brüdenbau Grimm V. 363 
$ 10; zu Wehren, Uferbauten u. Aufwürfen Blumer I, 1. 381 u. heſſ. ©reben- 
O. a. a. O. e. 7 u. 9; zur Anlegung u. Reinigung von Gräben u. Bächen 
Grimm II. 255 $ 16. 271 8 12. 688; Schauberg I. 113f. $ 18. 19. 28; 
heſſ. Greben-D. a. a. O.; Raltenbäd 1. 66 $ 22 (graben aufwerfen zu veld 
u. zu dorf). 41 8 40. 54 $ 33. 58 $ 12. 72 $ 28. 76 $ 14. 79 8 13. 81 $ 12. 
132 8 21. 170 $ 80. 195 $ 15. 213 $ 57. 229 $ 21; zu gemeinen Zäunen ib. 
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Und indem für den Einzelnen dieje gemeine Arbeitspflicht zwar einerſeits eine 
genoßenſchaftlich angeſagte und vertheilte Kommunallaft war, andrerjeits jedoch 
auf Haus und Hof und dem zugehörigen dinglichen Sonderrecht ruhte: er- 
ſchien auch jie in analoger Weife wie die nußbaren Befugniße ald eine die 
Begriffe des öffentlichen Dienftes und der privatrechtlichen Gemeindefrohnen 
noch ungeſchieden umfaßende Genopenpflicht!31). Deshalb neigte man jogar 
vielfach dazu, auch dieſe gemeinen Laften ähnlih wie den gemeinen Nußen 
zunächit real zu vertheilen, während dahinter die allgemeine Gefammtpflicht 
beitehen blieb. Es entitanden daraus Syiteme, bei welden die Pflicht zur 
Anlage oder Injtandhaltung von Deichen, Zäunen, Wegen, Gräben u. ſ. w. 
in erjter Reihe nad beftimmt abgegrenzten Bezirken als Sonderlaft den Ein- 
zelnen traf, jubfidiär aber ald unvertheilte Gemeinlaft auf Alle zurüciel 182). 

Soweit endlih, was bei der Aufbringung von Boden, Material und 
Arbeit in Natur nur jelten vorfam, Geldmittel zu gemeinen Anlagen 
gebraucht wurden, half die Gemeinde fih auch hier auf doppeltem Wege, in- 
dem fie entweder Gemeingut veräußerte, oder aber Geldumlagen ausfchrieb, 
welche letzteren zunächſt meift nur ad hoc und jubfidiär erhoben und oft 
unmittelbar nad dem für Seden aus dieſer beitimmten Anlage fließenden 
Vortheil bemeßen wurden, wodurd fie fih von eigentlichen Gemeindefteuern 
noch ſcharf unterjchieden!#9). 


327 8 12 (u. die gantze gemain zu verfridn an einander helffen sollen) u. 
Grimm IV. 660 $ 13 u. 14; für die Gemeindemühle ib. II. 569. 

i6i) Bol. unten $ 11. 

182) So in den Deichachten die Kabeldeichung, Th. I. 773 N. 36—37. Ebenfo 
aber ſoll 3. B. nad) öjterr. Pant. Feder den Weg vor feinem Grundftüd befern, 
wenn es ihm aber zu ſchwer ift, die ganze Gemein u. Nahbarichaft- zu Hilfe 
rufen, Kaltenbäd 1. 506 $ 17. 511 $ 39. 170 $ 75. Bel. Grimm IH. 718. 
Nach Eldagfer Gorecht ib. IV. 660 $ 13 zäunt den Weg die ganze gemeine, 
so in dem sulvigen felde ackerbuw hefft, u. nach $ 14 geltet den Schaden in 
gemeiner Wiefe, wer fein Theil nicht gezäunt hat. Bol. ib. 698: den gemeinen 
Flößgraben fol Seder auf feinem Erbe rein halten Auch ib. 696. Reihweiſes 
Räumen der Gräben durch die Anlieger b. Piper 259. Teilung der Wegebeße- 
rung in Loofe nad Drömten zu Bigdorf auf Fehmarn b. Hanſſen 114 a. 32. 

83) Bol. Deffn. v. Nieder: u. Mättmenhasle v. 1436 u. 1473 b. Schauberg 
J. 3f. u. Grimm IV. 308 $ 25, 33, 34. Die (gewählten) dorfimeyer hand 
ouch recht, ze gebietten steg u. weg u. wasserrünsen zemachent, jegklichem 
ein tagwen, armen u. richen; u. wenn jederman ein tagwen tuet, bedarff 
man dan mer, so soll man das anlegen nach yedermans guett u. gewerb. 
Bol. III. 707 8 14. W. v. 1485 ib. 475: mit einem gemeinen gelde.. wie 
ine die geschwornen setzen V. 356 $ 24: ein Brumnenmeijter ſoll für die 
2 gemeinen Brunnen jährlidy ein gemein Brunnengeld ſammeln u. aufheben, die 
Vertheilung aber foll fo gejchehen, dab die am nächjten Gefeßenen u. am meijten 
Brauchenden auch das Meifte zahlen. Bol. Kaltenbäd I 403 $ 55. 407 8 44. 
428 8 35. II. 7 $ 3. Kaiſerr. II. e. 74. 
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b. Für die Zwecke der Gemeinde als ſolcher wurde ferner nad heutiger 
Vorftellung die Allmende infoweit verwandt, als aus ihr die Vorftände, Be- 
amten und Diener der Gemeinde Lohn und Entihädigung erhielten. Mit: 
unter wurden für fie fürmliche Amtslehen zum Sonderbefig aus der Mark 
geichieden!®4). Faft überall aber gewährte man ihnen in Wald und Weide 
bejondere Nußungen, die den Charakter von Bejoldungen trugen. Hierher 
gehörten, bis fie mit der Verwandlung des Amtes im Herrenrecht ihr Weſen 
änderten, 186) die Nußungevorrechte der Obermärfer, Holzgrafen, Holzrichter 
u. j. m.186). Ebenſo die amtlichen Nugungen oder Vorrechte ter Dorf» und 
Bauerrichter!87). Bejonderd aber find ed die mandherlei auf Einräumung der 
Sejammtheit beruhenden Genußrechte der Schöffen, Geſchwornen, Förfter, 
Mahlleute, Bannwarte, Weibel, Hirten und fonftigen Gemeindebeamten!38), 
welche oft ausdrücklich als Ausflug ihres Amtes18%), als Entſchädigung für 
ihre Mühe 190) bezeichnet und behandelt werden. Auch die Nutungsrechte der 


ı#) 3, B. Grimm I 101: vorsterlehn. 727: darumb hat der büttel 
sein viertel land, 43: was das hirtlechen besser ist, dass es gemeinem dorf 
zugehört. Meiergüter, Weibelwiefen, Dorfichererägüter b. Schauberg I. 113 
$ 17 u. 27. 

185) Vgl. unten $ 11 a. E. u. $ 16. 

0) 3, 8. Grimm IV. 553 $ 5 u. 6: der geforne Bogtherr hat Nußungen, 
darumb sall er die mark shewern u. beshirmen; ebenjo 1355 ib. 547 $ 1 u. 
548 $4—9 der erſte m. zweite Obermärker, in Burbach ib. I. 404 dad Klofter u. 
jein Schultheiß. In der Belleröheimer M. b. Gramer III. 126 u. 132 beißen 
jolche Rechte „Amtsmarken“ u. 6. Maurer, Markv. Anh. Nr. 6 $ 16 „ambtholz“. 
Bol. ferner Grimm II. 177 f. 181. 188. 193. 256 $ 15—19. 258 $ 12—14. 
287 $ 19. 290 $ 16—19. 303. 360. 421. 454 f. 489. 772. IV. 547. $ 1. 4—9. 
522 8 5—6. 660 $ 15 — 17. 668 $ 5—6. 698 $12. 731 86. V. 251. 
275 82. 

37) Bol. 3. B. Grimm, ®. I 460. II. 569. III. 421. IV. 430 $ 35. 
1782 $ 10. V. 430 $ 35. 

0%) 3, B. Grimm I 35. 101. 431. 524. 525. III. 171. 188. 257 8 8. 
253 $17u.19. 284 8 25 u.26. 287 $ 15—19. 292. 294. 295. 421. 426 — 428. 
499. Schauberg I. 103 $ 24. 121 $ 22. 

19) Grimm, W. II. 421: igl. scheffen 4 swyne von dem scheffenamte. 
171: ein schar von oerem ampt. V. 564 $ 4: dem Schulth. giebt man ein 
recht durch die marken, das er mögligs fleisz einer ganzen gemein vor sol 
sein u. gehen, wan u. so oft ir das not ist u. thut o. die notturft erheischt 
u. erfordern wird. So weit ein jeder schulteis, der da itzund ist o. nach- 
mals wird sein in L., solches nit det, so mag man ime solch sein vorbe- 
stimpt gerechtigkeit durch die ganz gemarkt wiederumb nehemen. 

0, Grimm, W. III. 256 $ 20: was die holten den holtgeswornen vor 
ihre mifhe erkennen? eingebr.: jederem des jahrs einen baum. 258 $ 17: 
für ihre mühe. 1V, 667 $ 28 u. 30: gerechtigkeit . . . vor ere möhe u. 
arbeit. Kindlinger, M. B. II, 2. 361: den maelluden u. kneichten is myt 
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Geiſtlichen und Schullehrer wurden oft ähnlich aufgefagt!?). Und endlich 
hatten meift auch die Allmendnußungen der von der Gemeinde oder dem 
Grundherrn zum Gewerbebetriebe in der Mark verftatteten Handwerker einen 
verwandten Charakter. Denn die Handwerker galten als Angeftellte der Ge— 
meinde und waren als ſolche nicht nur befugt, jondern verpflichtet, für fie und 
ihre Mitglieder ausjchlieglich oder zumächft zu arbeiten oder aud wol ein be 
ftimmtes Maß von Arbeiten ſei es als Abgaben fei ed gegen feite Preije zu 
liefern: die am Gemeingut ihnen eingeriumten Nußungen aber, welde den 
Handwerfebetrieb erjt ermöglichten und zugleih als Entgelt dafür angejehen 
wurden, ftellten ſich als eine Art von Bejoldung dar!?). 

Sn allen diejen Fällen indeß erfchien das, worin wir eine Verwendung 
der Allmende zur Bezahlung bejonderer der Gemeinde ald folder geleifteter 
Dienjte zu erbliden geneigt find, dem Zeitbewußtjein gleichzeitig als eine Ver— 
wendung des Allen gemeinen Gutes für die unmittelbaren Bedürfnige Aller. 
Denn Vorfteher, Beamte und Diener jo gut wie angeftellte Handwerker waren 
von der Geſammtheit fchlechthin beauftragt und ihr jo gut in ihrer Vielheit 
wie in ihrer Einheit nüßlih. Deshalb hatten denn auch alle derartigen 
amtlichen Anjprüche auf Allmendgenuß mehr oder minder zugleich ihre indi- 
vidualrcchtliche Seite und konnten zulegt fogar zu reinem Privatrecht werden. 
Und deshalb finden fid) daneben fo viele andere Bejoldungsformen, welche 
nad heutiger Auffahung die Idee einer Bezahlung durch die Gemeinde und 
einer oft jogar nach dem durch das betreffende Amt jedem Einzelnen gewährten 
tußen vertheilten Gejellichaftslaft bunt durcheinander mengen!’®). 


— — 





ordell u. rechte togewyset ..: als se van der gemenheit wegen der Letter 
buren u. der Letter marke umme gaen, t’verwaren de marke, sollen se hebben 
vor ere arbeyt u. gemith II. foder bernholtes u. dat derde uppe gnade. 

MW. v. Dalheim v. 1472 b. Grimm II. 570: der kilchherr verdienet 
den acker u. sein holtz zu dem fewr gleich andern hoffesleuden, mit schrei- 
ben u. lesen den gerichten. III. 256 $ 11—13. 258 $ 11. 858 (1486): jeder 
Prieſter erhält beftimmte Holzquanta und foll darum bitten für König Sonder- 
bouts (des angeblichen Schenkers der Mark) u. feiner Hausfrau Seele. Schauberg 
I. 137. Weiste a. a. DO. 85—84. Stettler, Bürgerr. 12. Maurer, Dorfv. 
I. 226 f. 

2) Bol. Grimm, W. I 36. 453—454. 493. 499. 537. 666. 684. 701. II. 
126. III. 296. 427. 438. 455. 628. 684. V. 249 8 9—13; R. A. 520f.; Mone 
I. 455; Maurer, Marko. 118—121, Dorfv. I. 144—150, 

193) Hierher gehören die werfchiedenen Geld- und Naturalleiftungen der Ge— 
meinde wie der Einzelnen; die Antheile an Bußen und Gefällen; die Obliegen- 
heiten beftimmter Perfonen oder Güter oder derer, Die es trifft; die von einzelnen 
Nupungen erfallenden Zinfe (4. B. Stammredt, Maftdehm, Weidezind); die Um— 
lagen, 3. B. zu Gunften des Holtgreven b. Grimm III. 208 $ 1, beſonders aber 
der Hirtenlohn, welcher von jedem weideberechtigten Genofen erhoben werben fol, 
auch wenn er Fein Vieh austreibt; Sächſ. L. NR. II, 54 $ 8; Grimm, ®. I, 
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c. Ganz ähnlicher Natur war die Verwendung der Allmende zur Ge- 
währung bejonderer Bortheile, welche eine Entſchädigung für einzelne zu 
Gunften der Gemeinde Zonftituirte befondere Laften bilden follten!%%),. Im 
der Negel freilich war auch in einer ſolchen Verwendung mittelbar eine Ver 
wendung für die gleihmähigen Wirthichaftsbedürfnige aller Einzelnen enthalten, 
wie dies 3. B. deutlich hei der jehr häufig durch Marknutzungsrechte ge- 
währten Entihädigung für die Pflicht zur Unterhaltung von Wuchervieh 
hervortrat. Hielt die Gemeinde jelbft den Wucherftier oder Zuchthengft, jo 
pflegte fie fi) jelbit dafür ‚entweder einen Nutungsantheil 19°) oder ein be 
ftimmtes Markſtück (4. B. eine jog. Bullenwiefe oder einen Hengſtacker) 1%) 
zu unmittelbarem Gebrauch zu rejerpiren. Die thatjächlihe Aufbewahrung 
und Unterhaltung des Gemeindeviehs aber pflegte dann ebenjo wie ber that- 
jähliche Befig und Genuß jenes Allmendtheils reihweis unter den einzelnen 
Genofen zu wechjeln!??). 

d. Auch gehören in dieſe Kategorie die Genufrechte, weldhe man um 
religiöjer, fittlicher oder in der Sitte begründeter Motive willen den Gäften,1?®) 
den Siechen!?9), den jchwangeren Frauen?) und den Kindbetterinnen 0) in 


134. 721 (1 Pfennig aus jedem Haus). IL 272f. 569; Schauberg I. 
107 $ 62. | 

1), Vgl. z. B. MW. v. Eandhofen v. 1527 6. Grimm I. 460: auch geit 
die gemeine den herren 5 schlege grass an der almende; der werden in die 
3 darumb, dass sie sollennt den teiche in bawe halten, das der gemeine kein 
schaden geschehe; die andern 2 schleg grasses geit man von des pfarrers 
gassen uf der H. gassen, das die gemeinde wege habe uff die weide. Ebenſo 
5 Schläge dem Scultheiß, damit er der Herrn Kuechte mit Heu verforge. Vgl. 
ib. 107, wo eine Hube Holzrecht bat, weil fie den Förfterlohn geben, eine andere, 
weil fie Wuchervieh halten muß. Auch 1338 ib. 727 das Recht einer Fronmatte, 
woran dem Schulth. v. Marlei wegen feiner Pflicht zur Unterhaltung v. Wucher- 
vieh, den edlen Leuten ebenda wegen ihrer Kriegsdienftpflichten gewiße Rechte 
zuftehen. 

105) So in Rychigen in Bern nach) Nenaud a. a. O. 45. 

6 Hagemann, Landw. R. 550. 

1) Kaltenbäd I. 249 $ 66: die gemain haben ain wisen.. davon 
sollen sy halten ain stier; u. ain yeder nachper daselbs nach ordnung der 
heuser sol denselben stier ain gantz jar davon füren u. halten, dagegen mag 
sich derselb sölcher wisen gebrauchen. Aehnt. Klotten b. Shauberg I. 10685. 

) Val. oben $ 9. Grimm MW. III. 426. 457 (Weide). 460 $ 9. 681. V. 
302 $ 9. 305 $ 11—12. | 

) Grimm, W. I. 357. 641 $ 3. II. 85. 539. V. 227 8 24. 

200) 3. B. Fiſche b. Grimm I. 394. 641 $ 3. IL 85. 517. III. 834. 887. 
IV. 621 $ 12. V. 227 $ 24; Kaltenbäd I 508 $ 19. Wildpret b. Grimm 
11. 454. Trauben b. Kaltenbäd L 233 $ 90. Obſt b. Grimm I. 463. Eine 
Garbe von gemainem gut, wenn fie den Imbiß trägt, ib. IV. 480 $ 36, 

m) Grimm, ®. II 539. 613. IV. 559 $ 5. 

U. 16 
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der Allmende einräumte, jowie die uralten Holzgaben, welche bei der Geburt 
eined Kindes202), bei Hochzeiten), an gewihen Feſttagen 204) oder zur Be— 
wachung eines Leichnams 206) aus der Mark gejpendet wurden. Denn ed war 
eine fittlihe Gefammtpflicht, welche hierdurch erfüllt warb.?%) 

e. Endlich Fam es ſchon frühzeitig vor, daf eine Gemeinde Stücke ihrer. 
Allmende, Aeder, Gärten und Wieſen oder die darauf errichteten Gebäude, 
Mühlen, Wirthihaften, Obftbäume u. j. w. verpachtete oder vererbpachlete, 
Markfrüchte oder Markholz verkaufte oder irgendwie jonft zu Gelde machte, 
um die umgebenden Zinjen und Gelder zur Beftreitung von Gemeindebedürf- 
niffen zu verwenden?”), Allein daß auch hierbei der volksthümlichen Auf- 
fagung die Verwendung für die Gemeinde von der Verwendung für Alle 
innerlich nicht verjchieden fchien, zeigt fi) in der Sitte, den nad) Beftreitung 
der augenblicklichen Gemeindebedürfnige verbleibenden Reft unter die Genoßen 
zu vertheilen oder gemeinfam zu vertrinfen?08), 

Anders freilich faßt jchon das Fleine Kaiſerrecht II c. 73 die Sache auf, 
wenn ed die Veräußerung einer gemeinde zu sunderlich eygen überhaupt 
an Taiferlihe Genehmigung binden, die Fortgabe gegen einen Jahreszins aber 
um öffentlicher Bedürfniße willen, wie namentlih zur Anlage von Weg und 
Steg, aber auh nur um deshalb und behufs wirklicher Verwendung in 
den gemeinen Nuten, gejtatten will?%). Denn wenn hierfür der Satz, „want 


202) Grimm IL 101. 107. 307. 815. IV. 334 $ 5. Meift bei Geburt eines 
Knaben zwei, bei der eines Mädchens ein Fuder o. Karren, 3.8. ib. I. 78 $ 43. 
96. 137. 141 $ 21. 374. III. 429. IV. 480 $ 40. 

03) „Brautholz“ b. Grimm II. 78; Cramer III. 138. 

20) 3. B. Weihnachtsholz b. Grimm I. 101. 823. IV. 212 (für huber u. 
banleut); Walpurgisholz für die jungen Knechte u. Knaben ib. IL 168. 

205) MW, v. Thalmyl (15. 3.) b. Grimm IV. 334 $ 8. Bol. Bluntſchli, 
R. ©. IV. 334 $ 8, 

206) Daher gibt 3. B. in Koenen b. Grimm II. 85 die Gemeinde als Ge- 
fammtheit dem Herrn dafür eine jährliche Abgabe, daß Kranke und ſchwangere 
Frauen aus der Gemeinde im Herrenwaßer die Heinen Sijchereirechte haben. 

207) Bol, oben N. 184—139; Grimm, W. HI 169 $ 14. IV. 558; Löw 
185 f. Piper 224 u. 230; Verpachtung v. Gemeinland in Helgoland, 3. f. D. R. 
XIV. 286. 

208) Grimm, W. J. 10. 788. 802. III. 501 $ 6. IV. 558f. Sternberg I. 
7f. 21. 64. Heſſ. Greben-D. tit. 46 $ 7—8; 47 $ 1. Maurer, Dorfv. I. 291 
—292. ©. unten $ 14. 

200) Bol. N. 160 3. $ 9 über das Veräußerungsverbot. Dann heißt ed weiter: 
des hat der keiser wol urloub gegeben, wan ein stat sy o. ein dorf, dem es 
not tu an stegen u. an wegen, daz sie wol ab mogen scheiden ir gemeinde, 
davon man gulde mache zu jarzal, daz man anderswa mit (do mede) gebue, 
da ez not tu um auch an den gemeinen nutz kum. 
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wa man gemeinem nutz tut, da dienet man dem riche*“, angeführt und 
in ähnlicher Meife das Veräußerungsverbot motivirt wird 1%), fo ift hierbei 
offenbar die öffentliche Beitimmung des Gemeinlanded nicht nur im Gegen» 
fa zu andern Verwendungsarten in ihrer Befonderheit erfannt, fondern and 
als das für die rechtliche Natur deſſelben allein Weſentliche gejegt?!!). Hierbei 
ift indeß zu beachten, daß zwar das Kaijerrecht ausdrüdlich jo gut von Tänd- 
lichen wie von ftädtifchen Allmenden ſpricht (gemeinde, die zu einer stat o. 
zu eim dorffe gehoret; wan ein stat sy o. ein dorf), augenjceinlich aber 
zunächit ftädtifches Gemeinland im Auge hat, und daß jedenfalls die von 
ihm vorgetragenen Anjchauungen dem ftädtifchen, in den gleichzeitigen Rechts— 
aufzeichnungen der Landleute nirgend fi) abjpiegelnden Ideenkreiſe angehören. 

2. Die Allmende war nun aber zweitens beſtimmt für die Bedürfniße 
der Geſammheit als Vielheit, und die war in den ländlichen Verhält— 
nigen die wichtigere Seite ihrer Beitimmung. 

Bei den einfachen Zuftänden der älteften Zeit war eine Verwendung des 
Gemeinlandes für die Wirthichaftöbedürfnige der Einzelnen mit ihrer Berwen- 
dung für eigentliche Gemeindebedürfnige nicht nur nicht im Wiberftreit, fon- 
dern in der That identiih. Denn da jeder Gemeindegenofe Landwirth war, 
und die Landwirthichaft ſowol in derjelben Weije ald in demjelben ungefähren 
Umfange wie feine Mitgenofen betrieb, dedte fi) die Summe der wirthichaft- 
lichen Einzelintereffen vollkommen mit dem einheitlichen Intereffe der Gemeinde. 
Wenn daher jeder Genofe gleihmäßig die Allmende für fi) benutzte, ſchien 
darin eine Benußung durch diejelbe Gefammtheit zu liegen, welche bei anderen 
Benutzungsarten das dauernde Gemeinwohl vertrat. Der Unterjchied ſchien da— 
bei einzig und allein in der mehr oder minder getrennten oder vereinigten 

Nutzungsweiſe zu beitehen. 
Eine ſolche Benugung der Allmende dur alle Genofen fonnte auch zus 
nächſt ſchrankenlos verftattet werden. Denn die Allmende war reich genug, 
um die Befriedigung der Bedürfnige eines Jeden zu ermöglichen, ohne daß 
einerjeitd die Zukunft gefährdet und andrerjeit3 durch die Nugung des Einen 
die Nußung des Andern geihmälert ſchien. Wer das Wild im Walde erlegt 
und den Fiſch im Strome fängt, wer das Holz mit der Art fällt und mit 
feinem Vieh das Gras abweidet, ja wer in Wald oder Sumpf Sand rodet und 


210) Mit den Sägen „der gemein nutz der frumt dem keiser, darum sal 
man in nit mindern“ u. „von der gemeinde sal man buwen des keisers gut.“ 
Ebenfo wird I. c. 56 die eigenmächtige Verwandlung von Gemeinland in Son. 
dereigen al® „wider den kaiser* verboten u. jede Erſitzung des gemeinen Guts 
ausgefchloßen, weil gejchrieben ftehe: waz dem gemeinen nutz schedlich sy, daz 
sal man ab tun. 

211) Bezeichnend ijt auch die Motivirung für die Zulaßung der Bergabung an 
Spitäler u. Gotteehäufer, ab sie yeman bedenken wil mit etzlicher volleist, 
also daz es zu dem gemein nutz kome dem armen u, dem richen. 

16* 
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einhegt, jcheint die unermehliche Allınende jo wenig zu mindern, ald wer 
Sand vom Berge gräbt oder Waßer aus der Duelle jhöpft. Einmal gewon— 
nen, erhalten jene Markprodufte freilich einen WVermögenswerth: allein Werth 
verleiht ihnen nur die aufgewandte Arbeit und Kunft. So ſcheint es auch 
fein rechtlicher Borzug, ſondern nur ein Vorzug perjönlicher Thätigkeit oder 
faktiſcher Befigesmacht, wenn etwa ein Genoße die Allmende ftärker ald der 
andere nußt, weil thım mehr Hände zum Holzfällen oder Landroden und mehr 
Viehhäupter zum Bejenden der Gemeinweide zu Gebote ftehen. 

Urjprünglich waren daher alle Marfnugungen für die jelbitändigen Ge- 
noßen völlig unbeſchränkt. Nur gegen die Ungenofen kehrt fi die Ab- 
wehr der Gemeinde. Der Genofe benußt die Allınende, wo, wie und wann 
er will. Seine Nußungen haben alle noch diejelbe Natur, wie jpäter der ge- 
meine Gekraud der Wege oder des fließenden Waßers. 

In demjelben Grade indeh, in welchem die Erſchöpfbarkeit der einzelnen 
Marknugungen zu Tage tritt, wird das Nebeneinanderjtehen eined genofen- 
Ichaftlihen Geſammtrechts und jchranfenlojer Sondernußungen unmöglich. 
Nunmehr zeigt ed fich, daß nicht in allen Fällen der Vortheil aller gegenwär- 
tigen Genoßen zugleich das dauernde Gemeindeinterefje ift, und daß der beliebige 
Mehrgenuß einiger Genofen die Genußrechte der übrigen gefährdet. Gleich» 
zeitig offenbart es fi, daß ter Auſpruch auf Gewinnung der Markfrüchte 
ſchon an fi einen Vermögenswerth bat, daß daher die einmal vorhandenen 
Nugungsbefugnige für den Inhaber einen Bejtandtheil der in feinem Sonder- 
eigen wurzelnden Sonderrechtsjphäre bilden. Nunmehr entwicelt fi daher 
das Allmendenrecht unter dem Einfluß zweier entgegengejegter Tendenzen fort, 
von denen die eine um des Allgemeininterefjes und der genofenjchaftlichen 
Gleichheit willen auf Beichränfung der Genußrechte abzielt, die andere um der 
wirtbihaftlihen Ergänzung der Sondergüter willen für die Nußungsrechte 
eine fejte inbividualrechtliche Baſis zu gewinnen jucht. 

Zunähit war es vor Allem die Schliegfung der Mark, welde 
der Sondernußung eine Schranke zog. Nah alter Sakung jollte, was 
in der Mark gewonnen war, nur in der Mark jelbft und nur von und 
für Genofen verzehrt und verarbeitet werden 212), Deshalb verbot man die 
Ausfuhr des in der Mark gejchlagenen Holzes?18), der darin gefangenen 


212) W. v. Dberurjel v. 1401 b. Grimm III. 489. 

23) Grimm, ®. I. 10. 33. 168. 199. 214. 256 $ 19. 271. 514. 535. 579 
8 7.584: dass kein merker macht habe, einig holtz usser der mark zu geben 
u. zu führen. 605. II. 126. 229. 786. II. 177. 302 $ 32. 305 $ 27. 455. 
462 $ 6. 499. 501 $ 4 u. 6. 533. 574. 799. 858. 860. IV. 362 $ 12. 373 
5 23. 375 $ 8. 540 $ 12. 558 85. 565 $ 5. 614 $ 3. 667 $ 25. 679 8 9. 
V. 248 $ 5. 568 $ 12. 302 $ 6. 319 $ 6. 599 $ 17. Kaltenbäd L508$ 71. 
61 8 9. 66 $ 15. 131 $ 13. 265 $ 12. 556 $ 19. 594 $ 53. Trouillat 
III. 600, 
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Fiſche?4), der daſelbſt gewachſenen Früchte), des Daraus gemäfteten Viehs 216), 
der darin gewonnenen Vorräthe von Heu und Stroh, Dung und Schaub, Plaggen 
und Bejen 217), des darin gegrabenen Mergels 218). Man verbot ſelbſt die Ausfuhr 
der aus Marfholz gezimmerten Gebäude und der aus Marfholz; oder Marferbe 
gefertigten Geräthe, Wagen, Pflüge, Karren, Kohlen, Schüßeln und Töpfe219), 
ja des Gutes des in der Mark gepfändeten Srevlers??%). Und man geftattete 
auch Gewerbtreibenden und Handwerkern die Ausfuhr ihrer Waaren oder die 
Arbeit für Ausmärker nur, wenn die Bedürfnige der Märker zuvor befrie- 
digt??1) oder die Waaren zuvor in der Mark öffentlich feilgeboten waren 222), 

Diefe Shliefung der Mark aber hatte ihren eigentlichen Grund in 
einem allgemeinen Princip, welches an fich mit der Befchränfung des Sonder- 
rechts durch das Geſammtrecht nicht identifh war. Sie flo aus dem mit 
ter Naturalwirtbichaft von ſelbſt gegebenen, jpäter gejeßlich firirten Grund» 
fat, daß jeder wirthichaftliche Lebenskreis zunächſt für ſich jelbjt vorhanden 
und auf fich felbit angewiefen war. In Bezug auf Markverhältnige war da» 
ber der Inhalt dieſes Grundfaßes ein doppelter. Im erjter Linie jollte danach 
die Mark im räumlich-dinglichen Sinne ein geichloßenes Gebiet fein. Deshalb 
durfte 3. B. auch der Genoße für den eigenen Gebrauch fein Markerzeugnif 
ausführen, ſondern jollte das in der Mark Gewonnene auch in der Mark 
verbrauchen 223), wovon erft jpäter einzelne Ausnahmen zu Gunften eigener 


214) Grimm II. 462 $ 7. 631. V. 302 $ 7—9. Kaltenbäck J. 35 $ 68. 
232 8 75. 247 8 45. 

215) 3, B. Korn nad Grimm V. 319 $ 6; Holzäpfel ib. IV. 422; Samen 
ib. IV. 607 u. 1218 V. 48 12. 

216) 3, B. Schweine nah Grimm IV. 546 $ 11. 

217) Grimm, W. I 177. 235. 642 $ 11—12. 644 $ 10—11. 800. HI. 141 
$ 9. Iv. 308. 362 $ 12. 488 $ 11. 527 $ 31. 607. V. 606 $ 14. 645 $ 23. 
Piper 210. 

2:8) Piper 211. 212. 213. 216. 220. N 

210), Grimm I. 99 $ 15. 453—454. 696. 767. II. 786. III. 170. 177. 305 
$ 28. 574. 638 $ 5. 858. 860. IV. 362 $ 15. 436 $ 1. 546 $ 11. 667 $ 20. 
Kaltenbäd I 585 $ 24. 

220), Grimm IIL 640 $ 6: Geld u. Gut des in der Hofmark evsgriffnen 
ſchädlichen Mannes „soll in der hofmarch bleiben .* 

221) Daher follten auch die Delmüller in der Bibrauer M. dem inmercker 
vor dem ussmercker zu einem beitimmten Preiie Del fchlagen, W. v. 1385 b. 
Grimm I 514; Vorzugsrecht der Inmärker in Baunmühlen ib. IL 569 u, 
II. 377. 

222) So follten Seile, Töpfe u. andre MWaaren vor der Ausfuhr in der Mark 
feil geboten werden, Grimm I 453f. 499. III. 140. 455. 628. 631; cbenfo 
Fiſche öffentlich unter der Linde, ib. 456; oder durch dreimaligen Ausruf auf der 
Brüde, Kaltenbäd I 55 $ 67. 124 $ 68. 232 8 73. 

2) 3, B. Holz nah Grimm I 605. Ebenſo muhte der Gaſt bad ihm 


‘ 
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Güter im Außengebiet vorfamen 224) ; deshalb war auch der Herr oft durch die 
Ausfuhrverbote gebunden ?®); deshalb wurde auch die Einfuhr bejhränft, fo 
lange die Mark fich jelbit genügte??%). Und nur eine Ausdehnung desjelben 
Gedankens war ed, welche die meiſten Zwangd- und Bannrechte, die Marf- 
lofung, die Nachfteuer und den Abſchoß hervortrieb, während andrerſeits die 
rechtliche und gerihtlihe Gejchloßenheit, die Smmunität u. j. w. nichts als 
die politifche Seite derſelben Sade find. In zweiter Linie aber follte auch 
der genoßenjchaftlihe Perjonenverband, welcher der Mark entſprach, ein ge 
ſchloßener Kreis erflufiver Markberechtigter fein. Die Mark ſollte daher nur 
für die Genoßen da fein und jo lange, als irgend ein Bedürfniß eines Ge- 
noßen zu befriedigen war, auch nicht mittelbar Ungenofen zu Gute kommen, 
Deshalb durfte man die Markfrüchte an Ungenofen auch innerhalb ver 
Mark nicht veräußern??”). Dagegen war der Verkauf von Markfrüchten 228) 
und der Vertrieb der daraus gefertigten Gegenjtände??) an Genofen und 
in der Mark an fi erlaubt: denn hier war weder der gejchloßene räumlich 
dingliche noch der geſchloßene perfönliche Rechtskreis durchbrochen. 

Obſchon nun aber jo die Schliefung der Mark eine unmittelbare Be- 
ſchränkung des Sondernugungsrechtd nicht enthielt, z0g fie demjelben doch mit- 
telbar eine Schranke. Und im praktiſchen Rejultat Fam fie, da ja ohnehin 


verftattete Fiichgericht in ber Mark verzehren, ib. III. 456 u. V. 302 $ 7—9. 
Und in Noffiton 1431 ib. I. 25 durfte man fogar das für Hofgüter gelöfte Geld 
zwar auch außer der Mark verzehren u. vertrinken, fchuldete dann aber davon dem 
Herrn den dritten Pfennig. Vgl. ib. 49. 

224) So ift nad) d. W. v. Hochftetten b. Grimm V, 645 $ 23 die Dung- 
ausfuhr verboten, aber auf eigne Güter außerhalb der Mark geftattet. 

225) So darf in Kaltenholzhaujen der Herr, außer zum Burgbau, fein Holz 
aus der Mark führen, W. v. 1423 b. Grimm I. 587; vgl. ib. 575 $ 3. Sn 
Rangendiebach hat ver Märfermeifter den Windfchlag, darf ihn aber nidyt aus der 
Mark führen, ib. V. 275 8 9. In der Dieburger Mark darf der Obermärker nicht 
mehr Holz bauen, ald er zum Bau in der Mark u. zur Bereitung feiner Speife, 
während er darin weilt, braucht, u. nichts ausführen, ib. IV. 534 $ 3. 

226) Maurer, Dorfv. I 316 f. R. 10-11. In Dejterreih foll nur im 
Notfall fremder Wein ind Eigen geführt werden, u. zwar zunächſt won ber 
Obrigkeit, eventuell von der Gemeinde, erft im äußerften Fall von Dritten; 
KRaltenbäd I 406 $ 31—32. 589 $ 13. 421 $ 44, 456 $ 42. 

>”) 3,8. Grimm, ®. I 271. 1V. 437 8 6. 8 u. 11. In Altftabt durfte 
ſogar der Bäder für den Ausmärker nicht mit Markholz baden, 1485 ib. IH. 
455; auch follte man dem Ungenoßen feinen Topf mit Markholz brennen, ib. 485. 

228) Grimm I. 676: kein holz verkaufen, dan jeder huber dem andern. 
256. IH. 631. Auch foll man ein Haus zwar nicht fortführen, wol aber von 
einer Hofftatt auf die andre ſetzen dürfen, ib. I. 383 u. IV. 421 8 49, 

229) Bol. Note 219 u. 222; Grimm I. 453: vertreiben under denen, die 
in der allment sitzen u.’ darin gehören. 
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bei der Beſchränkung des Vertriehed auf den Kreis der zur Gewinnung gleicher 
Markerzeugniße genau ebenfo befugten und befähigten Genoßen durch etwaigen 
Berfauf nur der Arbeitöpreis erzielt werden fonnte, einer pofitiven Bejchrän- 
fung des Nutzungsrechtes auf das eigne wirthihaftliche Bedürfniß ziemlich 
nahe. Es kann daher nicht Wunder nehmen, daß die aus der Schließung 
der Mark hergeleiteten Beftimmungen mit den direkten Beichränfungen der 
Nutzung auf das eigne Bebürfniß vielfach zufammmenfließen 239). 

Gehen wir nun zu den pofitiven und unmittelbaren Beſchränkungen des 
Allmendgenußes über, jo ehren dabei, jo ungleich fie fidh bei den einzelnen 
Arten der Benutzung geftalten, gewiße allgemeine Geſichtspunkte als beftim- 
mende und in ihrem MWiderftreit ſich gegenfeitig mobdificirende Momente wieder. 
Bejonders find ed zwei Gegenſätze, deren Vermittlung dabei gejucht wird. 

Der erfte beftimmende Gegenſatz iſt der zwijchen dem dauernden Snter- 
effe der unvertheilten Mark und zwijchen dem wirthſchaftlichen Bedürfniß der 
Genoßen und ihrer Sondergüter, zu deren Ergänzung die Allmende beftimmt 
ift. Man mußte einmal das immerwährende Beite der Mark wahrnehmen 231), 
„damit auch Kinder und Nachkommen derjelben genießen mochten" 232), Und 
doch galt ed zweitens, die „Nothdurft“ der einzelnen Genoßen und ihrer 
Güter zu befriedigen 273), Man mußte alfo gleichzeitig „einer gemein und 
der gueter nutz darin betrachten“ ?%), 

Der zweite beftimmende Gegenjaß ift der zwiſchen ber Idee der ge» 


230) Dies zeigt fih auch in den bisweilen zugelaßenen Ausnahmen. Im 
Dorfetter v. Imbsheim darf der verarmte Burger, wenn er mit 2 Nachbaren feine 
Noth beweift, ein Gebäu ind Rand verkaufen u. Holz zu einem neuen aus dem 
Wald Holen, W. v. 1550 b. Grimm I 753. Vgl. 1284 ib, 823: zu Weih- 
nachten kann der Huber 2, der Lehnmann 1 Fuder Holz verkaufen. B. Kalten- 
bäd I. 545 wird in $ 60 u. 61 der BVerfauf von Bau- und Brennholz verboten, 
in $ 62 ber von anderm Holz erlaubt. 

23) Grimm, ®. I. 183: Alles, wad dem wald zuwider were, foll unter⸗ 
bleiben. UI. 139: man fol feine Holzhaufen fegen, want het ein verderf der 
mark is. IV. 782 $ 11: Holz darf nur hauen, wer gefchworen hat, des busch 
beste zu thun. ®gl. ib. I. 123 u. 124 $ 22: das die holtzer dadurch nit 
gewüst werdint. &aiferr. IV. c. 20: un auch bescheidenlich werde gehouwen 
ane wüstunge. 

»32) Grimm, W. I. 132: damit unsere kind u. nachkommen och mogint 
geniessen. 

23) Grimm, ®.I. 180: aber die güeter sullent davon ir notdurft haben ze 
husen u. ze brennende u. ze solichen dingen, du dien guetern notdurftig sin. 651: 
ir notdurft in holz u. in allmende. 676. II. 344: nach notturft siner narung. 
III. 19: soll mallig der heide nach notdurft gebrauchen. 500: den markern 
die mark zu gebrauchen zu irer notturft, 1303 6b. Kindlinger, M. 8. IL 
300. Und ähnlich im faft jedem Weisth. 

24) Grimm, W. IV. 320 8 2 (Schauberg, Beitr, III. 373). 
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noßenjhaftlihen Gleichheit und zwiſchen dem ungleihen wirth— 
ſchaftlichen Bedürfniß der Genofen. Jede Gemeinde war ein brüderlider 
Verband, um Freude und Leid mit einander zu tragen: fo follte denn auch 
an den aus der Verbindung fliegenden vefonomifchen Vortheilen jeder jelbftän, 
dige Genofe in gleicher Weije Theil nehmen, der Eine wie der Andere, der 
Arme wie der Neihe??5); es jellte eine ungetheilte Gemeinfchaft beftehen, die 
von einem Ballthor zum andern geeint und geraint wäre, damit Niemand 
einen Borzug habe vor dem Anderen??%), Und doch jollte andrerjeits Keiner 
über das wirthichaftliche Bedürfniß feines Hausftandes und feines Gutes 
hinaus die Mark benußen, diejes wirthichaftliche Bedürfnig aber, foweit mög- 
lich, voll und ganz daraus befriedigen. Sobald daher Ungleichheit des Be— 
figes und der Hausjtände eintrat, mußte ſich nothwendig eine Kollijion beider 
Principien ergeben. Die Folge war, daß entweder die Entwidlung fih nach 
der einen oder andern Richtung einjeitig vollzog oder eine künſtliche Aus- 
gleihung gejudt ward, Eine wirkliche innere Ausgleihung konnte indeß nicht 
gefunden werden. Denn der ganze Bau ded alten Geſammteigenthums war 
auf die Identität des öffentlichen und des Privatrechts, auf die volle Ueber- 
einſtimmung der bürgerlichen und der wirthichaftlichen Stellung jedes Einzelnen, 
auf die ungetrennte und harmoniſche Verbindung des politifchen Gemeindeorga- 
nismus und ded agrariichen Wirthichaftsorganismus gegründet. Er jeßte eine 
Gemeinde voraus, die von einer Anzahl wirthſchaftlich und rechtlich jelbitän- 
diger Hausväter mit ungefähr gleihem Grundbefit, gleicher Berufsbeſchäfti— 
gung und gleichen politijchen Befugnigen gebildet ward, während ſich ein Kreis 
unfelbjtändiger Schutzgenoßen in gleichzeitig wirthichaftlicher und politiicher, 
thatfächliher und rechtlicher Abhängigkeit anſchloß. Fielen diefe Voraus» 
feßungen fort, jo Eonnte der innere Widerfpruch, welcher nunmehr in der 
Doppelnatur der alten Gemeinde und des alten Gemeinguts verborgen lag, 


25) Grimm, W. IV. 558 $ 1: einem jeglichen, der eigen rauch helt, 
für einen märker, den armen als den reichen, einem als vil als dem andern. 761 
$ 11 dreimal: dere soll der arme sowol als der reiche gebrauchen. 283 
8 11: einer als der ander. I. 44: als. vyl recht u. tail als ein andrer. 76 
$ 18. 79 $ 46: einer als der ander. II. 475: arm u. reich. III: 223. 1279 
b. Bodmann I. 441: egquale jus in nemoribus, pascuis et aquis. 1242 b. 
Seibertz DO, 1. 282. 1273 b. Meichelbeck II, 2. 73. 1826 b. Gudenus V. 
801: equalem portionem. Auch die Etellenb. Thudichum 244— 246; Maurer, 
Eint. 71 f. 87 f. 129. 133. 137 f.; Marko. 55; Renaud a. a. D. 6 u. 26 f.; 
Heusler a. a. D. 26 f. 

ꝛde) „Das daselbs zu R. ain ungetailte gemain ist, die von ainem val- 
thor zu dem andern geaint u. geraint sein solle, damit nyemand für den 
anndern vortail habe.“ So u. ähnlich b. Raltenbäd J. 165 $:2. 172 54. 
178 8 7—8. 186 $ 8—9. 195 $ 7—8. 223 $ 31 u. 83. 242 $ 3. 275854. 281 
8 4. 345 $ 3. 588 8 2. 595 $ 6. 
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lange noch verdeckt und ausgeglichen werden: in irgend einer Weife aber mußte 
fih nun der Proceß anbahnen, welcher zulett zur Auseinanderjeßung des un- 
vereinbar Gewordenen führte. 

Mie fih nun des Näheren unter dem Einfluß foldher Gegenfäße das 
Verhältniß zwiſchen Geſammtrecht und Sonderreht an der Allmende geftaltete, 
muß an den einzelnen Nußungsarten dargethan werden. 

a. Zagd, Fischerei und Bienenfang ftanden als uralte Beftand- 
theile des germanischen Grundeigentbums 23?) jowol in der Allmende als in 
der vertheilten Mark, jo lange leßtere dem gemeinen Gebrauch geöffnet war, 
urfprünglich der Geſammtheit zu. Allein der Regel nad) giengen dieſe Nechte 
oder doch ihr wichtigfter Theil mit dem echten Eigen oder auch mit bloßer 
Schirm» oder Landesherrlichkeit auf Grund» und Landesherrn über, und den 
Gefammtheiten verblieben nur jelten die. nngejchmälerten Jagd- und Fijcherei- 
rechte in ihren Marken, meift nur unbedeutende Reſte des alten Rechte. 
Daraus erklärt es fi, daß fi ein eigenthümliches Syftem genoßenſchaft— 
licher Benußungsweije in dieſer Beziehung kaum ansgebildet bat. Soweit 
vielmehr eine Gejammtberechtigung fortbeftand, nahmen alle Genofen und 
nur die Genofen an ihrer unmittelbaren Ausübung gleichmäßig Theil?3®) ; 
und joweit überhaupt Jagd und Fifcherei gemein blieben, mochte jeder Ge- 
meinsmann nach Belieben in den gemeinen Gründen jagen???) und in den 


— 








237) Räthſelhaft ift, wie Thudichum, der ©. 306 auddrüdlich nur ben 
Märker fir jagd- und fijchereißerechtigt erflärt u. ©. 314 f. „dad Eigenthum der 
gemeinen Mark der Geſammtheit dir Märker“ zujchreibt, dennod ©. 312 aus der 
„Freien Pürſch und Fiicherei* ſchließen kaun, „daß das Ältere deut. R. keineswegs 
Jagd und Fiſcherei ald im Eigenthum an Grund und Boden enthalten anfab, 
wie gewöhnlich) gelehrt wird”, — Ueber den Bienenfang Maurer, Dorfv. L 
275—280. 

23) L. Bajuv. I. 21 (22) $. 11: ut nullus de alterius sylva, quamvis 
prius inveniat, aves tollere praesumat, nis; ejus commarchanus fuerit, quem 
calasneo dicimus, W. v. Werdenfels b. Grimm III. 655: an einem Berge ift alle 
Jagd, außer Nothwild und Nothfederipiel, frei; doch sol nyemandt da jagen, 
dann der hewslich mit aignem rauch in der grafschaft gesessen ist. Ib. I 
512: das die Bybra die bach als fry ist, das eyn iglicher merker darin mag 
Seen fischen. Kaltenbäd I 412 $ 60: im gemeinen Bach darf filchen, wer 
Im Dorfe ſeßhaft ift u. die gemeine Bürde trägt. 

230, MWefterwolder Landr. v. 1470 b. Richthofen 286 c.5 $ 24: in die 
ghemene mark mach men jagen, waer men will. (Die Kevifion v. 1567 befchränfte 
dies auf’ die Zeit, in der der Landesherr abweſend wäre; fo lange er zugegen, follte 
er allein jagen’ dürfen u. von ungefähr Gefangenes ihm abgeliefert werben). WB. v. 
Schlanders b. Grimm III. 739: die jagd ist gemein; v. Ahlten ib. 281: die rehejagt 
gehoret thom huse R. u. die andere jagd sey gemeine; des Felberischen Bruchs 
ib. 279 $ 5: den erben sümbtlich die jagt. Urk. v. 951 b. Dronke, C. D. 321 
u. Schannat, hist. Fuld. Cod. prob. 307 nr. 33: forestam .. in qua prius erat 
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gemeinen Gewäßern fiihen.?#) Bon genofenfhaftlihen Beſchränkungen der 
Ausübung des Geſammtrechts durch die Einzelnen findet fih nur die einzige 
erwähnt, daß das Necht vielfach auf das eigne Wirthichaftsbebürfnig beſchränkt 
und daher der Verkauf des erlegten Wildes und der gefangenen Fiſche ver- 
boten jein jollte.241) 


communis ommium civium venatio. Vgl. Urk. v. 1029 u. 1060 b. Thudihum 
307. — Vgl. ferner Grimm, W. I 384 (außer Rothwild). 573. II. 50. 242. 
324 Note. 540 (der hofman). 529 (der gehoevere). III. 488. IV. 5ll $ 5—8 
die gesellen). V. 382 $ 53-54. 383 $ 7—83. In der Seulberger u. Erle 
bacher M, fol nah dem W. v. 1484 ib. 319 $ 4 der Märfer und Landmann 
(nah dem Waldboten jagen dürfen, während das W. v. 1493 ib. II. 491 nur 
Rittern, Edelleuten und Paftoren die Jagd verftattet. Vgl. ib. V. 227 (Mone 
X. 380) 621: man fann jagen alles das den herd bricht u. den boum stiget. 
Ausführlid wird um 1400 in der Waldmark Dornftetten der Umfang der gemeinen 
Jagd, an welcher alle Gerichtdeingefehenen Theil nehmen (dass die, die inn das 
gericht gehörent, hand recht zu jagen u. zu fähen), feftgefeßt: fie umfaßt 
vogel, aichhürn, schwin, beren, fuchs oder wölff, dagegen rothwild, das sind 
hürsch, hinden u. rehe, nur mit bed Amtmanns Erlaubniß; Hafen mag man 
mit einem Hunde für den Haudgebraud fangen; genau wird bad Recht der Jagd- 
folge und eine Reihe von Abgaben an den Grundherrn geordnet; ib. IL 384, 386 
u. 387. Vgl. ib. 383 u. 388 über das Recht, ein wildes Schwein zu fangen; 
Sulze, Kopf u. Füße erhält der Herr. Auch IL 784 u. 787. IIL 336: ein 
burger o. burgerskint darf einen Hafen o. ein Schwein fangen. II. 26: jeder 
inwoner des tals mag einen Hafen o. Fuchs fangen. Ebenjo darf nad öfter. 
Pant. b. Kaltenbäd I 36 $ 83 u. 232 $ 87 jeder nachbahr einen Fuchs, 
Biber, Iltis, Marder, Dachs o. ein Wildjchwein, ib. 36 $ 82 einen Hafen 
fangen. 
240) Urk. v. 1292 b. Baur 171: ut piscaria .. sint omnium quornm 
interest communia. Grimm, W. I. 512: eyn igl. merker. 457. 461: yeder- 
man. 573. II. 37: frey wasser, darin ein iglicher armer man daselbs zu 
fischen macht hat. 50. III. 232 87. 439. 456. 631. 743: im Rein der marck, 
bussen salmenfangh, mag jeder fischen. 887. IV. 303 $ 11 (1393). 511 8 9. 


V. 227 $ 22—23. 302 8 7—9. 332 8 54—55. 575 $ 24. 662 $ 12. 
Schauberg I 114 $ 19. Maurer, Markv. Anh. Nr. I u. 4. — Kleinere 


nah den Werkzeugen (3. B. nur mit Angeln) o. fonft befchränkte Fifchereirechte 
find faft überall gemein geblieben; fie übt dann „jeder inwohner*, 3. ®. b. 
Grimm II. 88. 342. 471; der gehöffener ib. 540 u. 569; ein jeder huber 
b. 46; vgl. auch I. 156. $ 20. 388 II. 26. 29.30. 55. 92. 143. 272. 273. 336. 
437. 528. 539. 569. 605. 613. 754. III. 877. 472.693. Bei Kaltenbäd L 35 
8 70 bat „ein jeder gemeiner man, der hier mit ruckh sitzet“, das Recht, auf 
dem Bad) mit einer Zugangel zu fiichen. Aehnlich ib. 184 $ 91, 193 $ 93, 231 
8 69—78 die ganz gemein; 35 $ 71 jeder nachbahr; 412 $ 60 u. 482 8 43 
jeder Sehhafte, der die gemeine Bürde trägt. 

1) Grimm, W. I. 383 u. 384: der mag wohl einen hasen fähen o. 
wie viel er gefähen mag, die er in sinem hus isset, doch sol er kheinen ver- 
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b. Auch von dem Recht auf unterirdiſche Schätze erhielten ſich ſeit 
Ausbildung der Bergbaufreiheit und des Bergregals zu unbedeutende Reſte im 
Geſammtrecht, als daß ſich eine feſtere genoßenſchaftliche Ordnung darüber 
hätte entwickeln können. Für die den Gemeinden verbleibenden Befugniße, 
Lehm, Sand, Mergel, Thon- und Ziegelerden in der Allmende zu graben, 
Steine darin zu brechen, Kalk zu gewinnen, Torf zu ftechen u, ſ. w., genügte 
der Grundfaß, daß fie jeder einzelne Genoße nah Maßgabe jeines wirthichaft- 
lichen Bedürfnißes für fi ausüben konnte, dabei aber der Allmende den 
mindeft möglichen Schaden zufügen follte. Es finden fi) daher lediglich Ver— 
faufs- und Ausfuhrverbote, ſowie einige gemeindepolizeilihe Beſchränkungen 
der Sondernußung.?42) 

c. Daß die Benutzung des Waßers im Allgemeinen weder zur Kolli- 
fion des Gejammtvielheitsrechtd mit dem Gejammteinheitsrecht noch zu andern 
ald polizeilichen Beſchränkungen einen Anlaß bot, iſt ſchon oben bemerkt, 
Einige Wapernußungen jedoh hatten eine andere Natur. Namentlich war 
dies der Fall bezüglich der Ableitung des Waßers zur Wiejenbewäßerung. 
Auch hierzu war an fich jeder Genofe nah Maßgabe ſeines wirthſchaftlichen 
Bedürfniges befugt. 2) Mo indeß das Waßer nicht im Ueberfluß vorhanden 


kouffen; ebenjo File. Del. IL. 28. 29. 30. 50. 272. 321. 443. 143 $ 2: 
Fische u. Hafen barf man fangen, doch nicht zum Berfauf, fondern in sein haus 
zu gebrauchen zue seiner notturft. III. 647 87. W. v. Eichen v. 1340 ib. 
1. 808: villanus inhabitans villam ... vietus et necessaria sibi et familiae 
snae; nach dem W. deffelben Orts v. 1476 ib. IV. 623 $ 1 darf man aber aud) 
über das Bedürfniß fiihen, wenn man vom Mehr %,, an das Klofter o. feinen 
officiatus abgiebt. Im Schwarzwald ib. V. 227 $ 23 fol der Einungämeifter 
mit den Nachbarn in Gefellichaft die gefangenen Fifche verzehren. Nach öfterr. Pant. 
darf man oft feine auf der Gemain gefangenen Fiſche verkaufen, Kaltenbädl. 
35 8 68, 232 $ 75, 247 $ 45; fonjt verliert man die freiheit zu fischen, ib. 
130 8 58. — Vgl. über die Ausfuhrverbote v. Fiſchen oben N. 214; Vorfaufsrecht 
der Gemeinde in N. 222; Vorkaufsrecht der Herrichaft b. Grimm II. 272. 

22) Grimm, W. II 662: drei offen leimkollen . .‚,mach ein ider nach- 
ber zu seinem baw u. notturft in holen. 482. 669. 692 Note. 696: aus der 
gemeyn leymkaule darf man bis Walpurgen Lehm holen, muß ed aber mit dem 
mindeften Schaden tun. 755. I. 461. IV. 287 $ 33 (man darf beim Mergel⸗ 
graben feinem Baum zu nah kommen). Hanffen, Fehmarn 108 a. 10: Lehm 
nad Bedürfniß. Landb. v. Uri a. 99 u. 275. Schauberg J. 133. Heſſ. Greben- 
D. t. 23 $ 12. Piper 104—110. 212. 220. 237.243. 256. Mone I. 428. Löw 
182 f. Oben N. 218. 

213) W. v. Gappel b. Grimm I. 422: wer auf der Hube fißt, mag ouch 
das‘ wasser niessen in sinen gütern. Ib. 74. 630. II. 498. 674. 721: ind mal- 
lichs des wassers geneissen sal zo sinre noittorft. III. 329: daz waszir sul- 
lin sich gebruchin dy armen lude zu erer notdurfft u. zu wessirn er wesin. 
Schauberg I. 94 $ 35. 114 $ 18—19. 
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war, zeigte fih die genoßenſchaftliche Gebundenheit des Sondernußungsrechts. 
Denn bier follte das Waßer nur zu beitimmten Zeiten auf die Wiejen ge- 
laßen und dann vom Dorfvorftand oder eigens beftellten Wahermännern unter 
Affe nah Maßgabe ihres Bedürfnißes, der Zahl und Größe und bisweilen 
auch der Dualität ihrer MWiejen und Aecker einerjeitd? und nad) dem Princip 
der Gleichheit andererjeits vertheilt werben.?*+) 

d. Größeren Beichränfungen unterlag da8 Heuen, Plaggenmähen, 
Wildheuſammeln u. ſ. w. in der Mark, Die Gejammtheit konnte, joweit 
nicht die erwähnten feſten Sonderrechte der Plaggenmaht innerhalb res Ham— 
merwurfes, des Obhrtlandes und der Einfänge entgegenftanden, diefe Benutzungs— 
arten ganz oder in beftimmten Theilen der Mark unterjagen.2#) Soweit 
dies aber nicht geſchah, finden fich zwei verfchiedene Syſteme der gemeinen 
Nugung. Nah dem einen Syſtem wurde jedem Cinzelnen freigegeben, zu 
heuen und zu mähen wo und wie er wollte,246) und ed wurden nur von 
Gemeinde wegen Zeiten dafür gejeßt, polizeiliche Anordnungen zum Schuß von 
Bäumen und Grasangern erlafen, Friften für die Fortführung bei Ver— 
meidung des Berfalls geftellt, gewiße Verwendungsarten unterfagt, Verkauf 
und Ausfuhr verboten.) Nach dem andern Spitem wurde zur Erhaltung 
der genoßenjchaftlichen Gleichheit die gemeine Wieſe vor der Heuernte mit 

24) MW, v. Roggwil b. Grimm IL 351 $ 22, wonach ein eigner Waßer— 
mann bejtellt ift, der das wasser leite u. wise uff die agker allenthalben ge- 
licklich, das nieman da dehein voruss an bescheche an geverde. Ib. 363. W. 
v. Partichins v. 1380 ib. III. 738 $ 1: der Dorfmeifter theilt jedem mann nach 
seiner nothdurft das Waßer zu. Genaue Beftimmungen über Wäßerung von 
Wieſen verfchiedner Güte, unter Zurüdfeßung der fchlechtern, ib. J. 131. Vgl. 
301. — Ueber die Schweiz. Waßerherrn u. den Dürkheimer Wiejenwäßererr Maus 
rer, Dorfv. I, 284 u II. 96. 

285) Bol. 3.8. Grimm V. 362 8 5; Schauberg L 95 $ 47; Landb. v. 
Uri a. 339 u. 342. 

46) Grimm I. 385: welcher, der in der vorg. dörffer einem sitzt, will 
haiden meigen, der hant recht, haiden zu maigen. Ebeuſo ib. 388. 458. V. 
319 8 4—5. Landb. v. Glarus a. 200, v. Uri a. 339. 1268 b. Gudenus, 
Syll. 256 u. 498> tondere fenum in allmenda Meichelbeck, hist. Fris. 
I, 2. 144: communionem in marchis foenum secandum. Piper 97—102. 
Löw 197. Maurer, Marko. 160 f.; Dorfv. I. 289 f. 

247) W. v. Hanbofen b. Grimm V. 575 $ 15—14: man darf nicht vor 
befiimmter Zeit mähen u. muß das Gemähte binnen 2 Tagen fortnehmen, widri- 
genfalls Jeder es fich aneignen fann. Ib. IV. 510 $ 35: fein Markmann darf 
an Som: u. Feiertagen o. bei Nacht mähen. II. 141 $ 18: junge Bäume follen 
dabei gejhont werden. — Zeitfeftiegungen b. Piper 179. 212—214 u, Salten- 
bäd I. 34 $ 56: auf der gemain haben wir grasz, das soll niemand abmähen 
vor s. Jacobi tag. Vgl. Piper 236 über das Verbot ded Mähens auf Weide- 
land u. 210 über das Berbot der Verwendung zum Einbeichen von Waßergräben. 
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Pfählen abgetheilt und verlooft, oder ed wurde auch wol das Heu gemeinjam 
gemäht und in Haufen gejeßt, um ſodann diefe Haufen zu verlonjen.?4#) 

Verwandt find andere Heine Nußungen, wie das Obſtſammeln ?®), 
Stoppelicheeren 2% Laubjammeln 251) Eicheln- und Eckernleſen?2) u. j. w. 
Auch hier hat die Gemeinde frei zu verbieten oder zu erlauben. Und aud 
hier wird entweder jedem Genoßen unter gewißen polizeilichen Beſchränkungen, 
Zeitfeftjegungen und Ausfuhrverboten die abgejonderte Nutzung frei gegeben 
oder ed werben die Marferzeugnige gemeinjam gewonnen und demnächſt zu 
gleihen Theilen verlooft. 

e. Einen ungleich intenfiveren Konflikt zwiſchen Geſammtrecht und Sonder: 
nußung, als alle bisher erwähnten gemeinen Gebräuche, ergab die wirthichaft- 
lid wichtigfte Marfnugung, die gemeine Weide. Das Recht auf alle Arten 
der Weide war ungetheiltes Gefammtreht. Gejammtreht war am Sonder- 
ader die Stoppelweide wie die Brachweide, an Sonderwiejen die Weide in 
der offenen Zeit (Grasweide, Blumenweide oder „Weide* ſchlechthin); Geſammt— 
recht aber war auch in der Allmende die Waldweide („Wunn“), die Weide 
auf den gemeinen Wiefen, Angern und Heiden, die Alpweide im Gebirge, Die 
Sruchtweide oder Maft (der) im Eichen- und Buchenwald. Die Gejammt- 
heit jedoch übte alle diefe Weiderechte durch und für die Einzelnen, Feines 
davon für korporative Gemeindezwede aus. Der Einzelne umgekehrt nahm 
an der Weide immer nur ald Genofe und in voller Abhängigkeit von ver 
Sefammtheit Theil. Und doch war für ihn gerade der Antheil an der Weide 
die unentbehrlihe Ergänzung und untrennbare Pertinenz ſeines Sondergutö, 
welches er darohne bei dem ganzen auf Verbindung von Aderbau und Weide 
wirthichaft gejtellten Syitem gar nicht hätte benußen fönnen, und erſchien in. 
ſoweit als ein feftes und unentziehbares Recht von derfelben mehr und mehr 
individunlrechtlichen Natur, wie fie das Eigenthum am Hofgut felber annahm, 

Zunähft war die Form, in welder das Meiderecht ausgeübt werben 
jollte, durchaus genogenfhaftlicher Art. Denn die Weide durfte nicht von 
Jedem für fi (wie etwa Sagd, Fifcherei, Heumaht u. ſ. w.), fondern nur 
von Allen zuſammen benußt werden. Alles Vieh jollte durchaus nur in der 
gemeinen Herde unter dem von der Gejammtheit oder ihrem Borjtande an- 
geitellten und bejoldeten gemeinen Hirten ausgetrieben werden. 2°) Gin Recht 


#8, Randau, Terr. 181. Thudich um 259. 

210) Raltenbäd I. 34 $ 57: es soll ouch niemand kein obst nehmen 
ob der gemain vor s. Laurentiü tag. Dben N. 215. 

250, Stoppeljcheeren b. Grimm II. 669 u. 692, Streufammeln (anfangs frei, 
ſpäter verlooft) in Unterwalden b. Heusler 94. 

=) Löw 172. Lodtmann a. a, O. 96. Grimm, ®. I. 186. 

252) Verboten b. Grimm, W. II. 785. III. 178. 533; erlaubt ib. 120. 639. 
V. 661 $ 9 u. nah Löw 171. | 

3), MW. v. 1323 b. Grimm, L 420; v. 1385 ib. 513: das kein man, er 
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auf Sonderherden und Sonderhirten mußte ausdrücklich erworben?*4) oder aus 
dem vorbehaltenen Recht des Grundheren abgeleitet werden.259) 

Daraus ſchon ergab fich eine einheitliche und umfahende Weidepolizei 
der Gejammtheit. Sie beftimmte die offene und gefchloßene Zeit, die Stätten 
und die Ordnung für den Auftrieb der einzelnen Vieharten, die zur Ver— 
hütung dauernder Schädigung der Marf erforderlichen Vorſichtsmaßregeln.?66) 
Bei ftrenger Buße verpflichtete fie den Genofen, unreines oder krankes Vieh 
zu Haufe zu Infen®®”) und in allen Beziehungen bei Einrichtung feines Vieh— 
Standes das gemeine Wohl im Auge zu behalten 25%). Sa fie verbot fogar, 
gewiße jchädliche Thiere überhaupt zu halten oder den Viehftand über die zum 
Weidebeſuch berechtigte Stückzahl hinaus zu erhöhen 25°). 

Als weitere Beſchränkungen nothwendig wurden, kam bier wie bei andern 


sey ritter o. knecht, paffe o. leyge, keine sunderunge sal han mit keime 
hirten; wer das dede, der hette der merker recht gebrochen. 767. 784. 
787. D. 86: u. sollen des herrn wälde u, der gemeinde wälde einweydig 
seyn u. einhirdtig. 721: gebuirherde. III. 417 $ 23. 436. 439. 449, 475. IV. 
534 $ 2 (auch ber Obermärfer nicht). V. 2138 11. 324 $11. 576 $ 22. Boeh- 
mer, C. M. I. 472. Kaltenbäd L 499 8 34. 549 $ 88 u. 100—102. 153 
8 15. Bol. auch ſächſ. Landr. II, 54 $ 1—2; ſchwäb. Landr. (W.) c. 179; 
Ruprecht v. $reifing I, 141. Wer fein Bieh nicht mittreibt, muß troßbem den 
Hirtenlohn zahlen; jächl. Landr. a. a. D. 83, Grimm, W. J. 134.721; Shaw 
berg I. 107 8 62; Kaltenbädl. 578 $ 15. Auf umfriedetem Cigen hört 
natürlich der Gemeinfchaftäzwang auf, Grimm I. 420, 

25, Grimm, W. I 787. III 284. 413. 417. 418. 463 $ 1. IV. 286 $ 33 
(Recht zweier hofstetten zu sunderweid). Eranien I. 31. 41. 48. Löw 173. 
Maurer, Einl. 151. 217; Dorfv. I. 254 N. 68. 

255) Grimm, W. I. 734. 787. IL. 471. 721. III. 420. 436. 449. V. 324. 
(1434) $ 11: so soll niemand in der F. mark keinen besondern hirten han, 
dan ein apt v. Fulda uf seinen fronhoven. Maurer, Fronh. III 31. 

256) Bol. oben N. 77—83. 92f. — Grimm I. 130 (ausführl. VBieh- u. 
MWeideordnung). 420 (junge Schweine follen nicht ausgetrieben werden). III. 174 
$ 13: feine Schafe in den Wald. 732. V. 303 $ 10: Edhafe nicht bei Nacht. 
305. 363 $ 7: Rindvieh u. Schweine zu fondern; $ 8: fein Aas auf die Weide. 
213 $ 10: Beichränfungen f. Hengftfüllen, Stiere u. kranke Thiere. Nah Lodt- 
mann a. a. O. 79 u. Löw 173 follten Schweine einen Ring am Rüffel tragen; 
auch follte Fein Vieh auf fandige Plätze getrieben werben. Vgl. ferner über bie 
Reihenfolge der Bieharten bei der Stoppelweide u. über die Sondernng ber Wei« 
den f. Zug u. Melkvieh Maurer, Marko. 147; Dorfo. I. 253; Thudich um 
253— 258. 

257) Grimm, W. I. 134. V. 153 $ 89, 162 $ 50. 191 $ 12. 582 $ 39 u. 
40. Kaltenbäd I. 174 $ 24.182 869 u. 85. 191 8 99 („tadlhaftiges vieh“). 

256) Raltenbäd I. 271 $ 55. 279 8 44. 286 $ 49, 297 $ 83. 334 8 78. 
350857. 440 $ 50. 459 $ 56. 593 $ 41. 

259) Bol. oben N. 72. 
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Marfnugungen zunächſt das Princip des wirthſchaftlichen Bedürfnifes 
zum Durchbruch. Daraus folgte die allgemeine Beftimmung, daß die Weide 
von den Genoßen nur für das eigne Bedürfniß benutzt ?60), fremdes Vieh da- 
gegen von ihnen nicht angenommen und auf die Weide geſchlagen werden 
jollte?61), Pofitiv wurde dann die Weideberehtigung eingefhräntt auf das 
Vieh, welches man jelbft auf einem in der Mark belegenen Hofe gezogen 
hatte262); auf das Vieh, welches darauf überwintert worden war?6); oder auf 
das Vieh, welches darauf überwintert werden Eonnte?%), Aehnliches galt nament- 
lich auch bezüglich der Maftberechtigung, jo dag man alle auf den eignen Trögen 
gezogenen Schweinen (deeltucht) in nicht wenigen Marken unbedingt?) oder 
doch während einer gewißen Zeit?) in den Wald treiben durfte. Dabei war 
dann mitunter genau beftimmt, zu welchem Zeitpunkt man die Schweine ſchon 
bejegen haben mußte, damit fie als jelbftgezogene gälten 267). 


260) Urk. v. 825 b. Meichelbeck I. 257: pascua porcorum, quando illi 
opus fuerit. Grimm, W. I. 369: schweinen .. der he das jaer gedechte 
zu geniessen. 534. III. 176. 516. IV. 283 $ 18. V. 309: alle weide im felde 
u. in welden zu irem vihe haben u. nutzen. 

2) Grimm, W. I. 33. 86. 120. 179. 422. 432. 639. 695. 752.765. 825. 
11. 59. III. 92. 93. 141 $ 17. 177. 209 $ 4. 416 $ 13. 474 $ 7. 782. V. 275 
$ 2. 249 $ 16: so sall kein inmerker keines ausmerkers fihe zu ime ne- 
men, sich der mark zu gebrauchen, er thue es dan mit wissen, laube u 
verhenknus der merker. Heudler 74. Michelfena.a. D. 97. Ditmarf. Landr. 
v. 1567 a. 87 89. 

262) Grimm, W. 1. 179. 488. 441. 695. 762. 765. 778. 825. III. 413. V. 
576 $ 22. 

23), Grimm, W. I, 164. 206. III. 655 $ 67. IV. 767 $ 5: wasin dem 
kirspel niet erwintert enwirt an viehe, sal auch nit allhie gesoemert wer- 
den. 781 $ 3: auch solle niemandt mehr viehe darauf treiben, dan binnen 
dieser hondschaft gewintert ist. 

24) Grimm, MW. I. 166. 197. IL. 663. III. 655 $ 67. IV. 862 $ 11. W. 
v. 1466 ib. V. 153 $ 40: es ift verboten u. ftrafbar, im Sommer mehr Bieh uf 
die gemain brach o. waid zu jchlagen, dann er den winter gewintren möcht 
uf den gütern. 191 $ 3. 211 $ 2, Schauberg 1. 54 $ 14. Blumer I, 2. 
865. Ebenfo in Unterwalden auf den Alpen, im Gegenjaß zu ben niedrigeren 
Almen, Heusler 72f. 

265) Sp 1260 in Sueftern b. Grimm III. 863: porcos quos paverunt in 
domo sua; in Selbold 1366 ib. 421: die sie ufiren tröchen ziehen; in Alten- 
baslau, Millingen, Hochwald, Babenhaujen ib. 416 $ 12.786 u. IV. 712 f. 547. 
Bgl. ferner I. 179. 639. 695. 752. 767. 825. III. 114. 118. 177. 282. 413. 
416 $ 13. 784. 1242 b. Seiberk 11, 1. 282. In Cappel b. Grimm I. 422 
darf man zur Ergänzung Schweine fanfen, aber feine wieder verkaufen. 

266) So b. Grimm, W. I 502. III. 786. IV. 551 $ 12. 

67) Sp in Altenhadlau 3 Tage vor Walpurgi, W. v. 1416 b. Grimm ILL. 416 
$ 12; in Oſtbevern vor Jakobi, 1339 ib. 177. 
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Mit diefer Abmeßung der Weiteberehtigung nad) dem Bedürfniß Eolli- 
dirte nun aber das Princip der genoßenſchaftlichen Gleichheit. Denn wenn 
die Weide ein Gefammtrecht war, hatte an jich jeder Vollgenoße gleiches Au— 
recht auf ten aus ihr fih ergebenden Vortheil, während das Bedürfnigprincip 
den Reichen vor dem Armen bevorzugte. Mitunter drang daher der direkt 
entgegengejegte Grundjaß durch, daß jeder Vollgenoße, arm oder reich, ohne 
alle Rückſicht auf jein größeres oder geringeres Wirthichaftsberürfnig gleich 
viel Vieh auf die Weide zu treiben befugt fein jollte?6), Cs fam aud vor, 
daß bei ber einen Weidegattung das individuelle, bei der andern das genohen- 
ihaftlihe Princip durchdrang, wie 3. B. in Unterwalden und jonjt in der 
Schweiz, wo fih an den hodgelegenen Alpen das Weiderecht zu einem nach 
dem Bedürfnis bemeßenen Iudividualreht der Güter entwicelte, an den nie 
drigeren Almen dagegen der Grundjag in Kraft blieb: „die Allmend ift gleich 
des Reichen und des Armen" 26%), 

In der Regel indes trat eine gewiße Ausgleihung und Vermittlung ein. 
So lag eine Koncejfion an das Gleichheitsprincip ſchon in der Vertheilung 
der auf Meide und Maft haftenden Abgaben an Schirm» und Grundherrn 
(wie Weidezind, Maftzehnte und bejonders der wol aus der Ablöfung des Teß- 
teren hervorgegangene dehem, dechem oder dechtumb) 27%) oder an die Ge- 
meinde (wie Hirtenlohn) nah Maßgabe des aufgetriebenen Viehs?1). Was 
aber hier nur mittelbar erreicht wurde, juchten manche Marf- und Dorfredhte 
direft und mit der ausgeſprochenen Abſicht, die Gleichheit zu erhalten, durch 
Dejtimmungen zu bewirken, wonach nur eine beitimmte geringe Stüdzahl von 
Vieh frei auf die Weide gelaßen, für das Mehr ein förmlicher Entgelt in 
Form eines Zinjes entrichtet werden ſollte“?). Anderwärtd gieng man nod) 





268) W. der Bibrauer M. v. 1385 b. Grimm I 522. Ib. IV. 558 $ 7: 
arm u. reich gleich viel. 11I. 824: ye dat huiss nit me dan 30 schaiff, 
arm u. reich. " 

269, Heudler a. a. D. 85 f. 126. 130, 131. 136. 

2) Grimm, ®. I. 439. II. 33: deheman von jedem, auch nicht ausgetricb- 
nem Schwein eined Lehnmanns). Al 42. 53. 72 (von jedem Fuß 1 Heller). 107. 
ill. 112. 115. 123. 134. 208. 252. 255. 264. 271. 355. 392. 412. 418. 421. 
528. 549 (der scheffen frei). 614. 616. 775 f. 784. V. 714 $ 4. 

m) Grimm, ®. I. 773. 825. Ill. 413. Bluntſchli, P. R. 160. Blu- 
mer I, 2. 366: zuerft nur eine Heine Auflage zum Beften der Allmende; fpäter (in 
Schwyz jeit dem 17. Zahrh.) ein „Biehgeld* v. 1 fl. u. mehr an das Bauamt. 
Heuäler 84. 

212) Sp in Töh von jedem Haupt Vieh über drei, Grimm, W. I. 133. 
®gl. III. 141 f. $ 16 u. 28. 863. — Später wurden 3. B. in Unterwalden all- 
gemein nur 1 big 2 Kühe unentgeltlich zur Allmende gelaßen, für mehr voll be- 
zahlt. Das Pachtgeld wurde oft unter Alle, au unter folcye, Die gar fein Bich 
auftrieben, vertheilt. Heusler 88f. — In Appenzell fonnte man 1546 nur 6 
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weiter und erhob von allen Genofen, welche Vieh auftrieben, eine Geldjumme, 
durch deren Vertheilung biejenigen Genoßen, welche fein Vieh aufzutreiben 
hatten, entſchädigt werben ſollten?8). Wieder in andern Marken und Dörfern 
ſuchte man dur eine Modifikation des Bedürfnißprincips zu helfen: es wurde 
dem, der Fein eigned oder nur wenig eignes Vieh halten konnte, erlaubt, eine 
beitimmte Anzahl Vieh zu Faufen oder, wenn ed ihm auch dazu an Geld 
fehlte, zu entleihen, um basfelbe zum Genuß, zum Wiederverfauf oder gegen 
Bezahlung auf der Allmende zu weiden oder zu mäften und in diefer Form 
feinen Antheil am Gefammtweiderecht zu verwerthen 274). 

Hiermit dürfen natürlich die geringeren Weiderechte minderberechtigter 
Genogen und die auf bloßer Konceffion der Gemeinde beruhenden Eleinen An- 
ſprüche bloßer Schußgenogen und Beiſaßen nicht verwechſelt werden 275). Denn 
bier ift das Genoßenrecht jelbft ungleih und deshalb das ungleiche Maß ver 
Weiderechte die durchaus principgemäße Konfequenz der genoßenſchaftlichen 
Öliederung. 

Endlih genügten nun oft alle ſolche Beichränkungen nicht mehr, man 
mußte vielmehr dazu fchreiten, Zahl und Gattung ded Vieh, das jeter Genoße 
oder jeder Genoße einer bejtimmten Klafje auftreiben durfte, zu firiren. 
Dies gefchah entweder durch jährlichen Gemeindebeſchluß?6) oder ein für alle 


Kühe frei auftreiben; für mehr wurde indeß nur eine geringe Auflage erhoben, 
die für Wege u. Stege verwandt wurde, eventuell in den Kirchenfedel fiel. 

273) En in Unterwalden der Allmendthaler, den Jeder, der auftreibt, zahlt, 
und Feder, ber nicht auftreibt, erhält; Heusler 8I—91. Auch Austheilung v 
Gartenland kam bier als Entihädigung für die armen Genofen vor, ib. 91 f. 

274) So kann nad ber Kerner Einung der arme haushäbliche Genoße 2 gelie- 
bene Kühe auf die Alp fchiden, Heusler 78. Ergänzung der Roffe in Tirol b. 
Grimm II. 773. Im Hohwald kann der arme Mann 2 Schweine kaufen, ib. 
IV. 713. Ebenſo I. 767 (jeder hausman) u. 825. Im Steinwedlerwald ib. IV. 
695 $ 13 fann jeder holtingsmann 4 Schweine, ib. I. 695 der arme Dann 6, 
ib. III 124 fo viel, ala er für den Erlös feines beiten Pferdes erhält, kaufen. 
I. 572: 2 kaufen o. den pfacht von zweien holen. I. 752: wer feine Zuct« 
Ihmeine hat, kann 2 gekaufte, wer feine kaufen fann, 2 geliehene auftreiben. Ib. 
353 8 52: die gebursami v. ben kann 60, die v. Ror 30 Schweine umionft, 
mehr nur gegen je 4 Pf. Waldrecht an den Abt „von uszluten“ in die Allmende 
nehmen. V. 153 $ 40: Winterungsprincip; usgenommen arme lüt, da mag 
ainer haben ain kue, ain kalb, 4 hennen, ainen hanen u. ain schwain. 
Ebenfo 154 8 55 u. 212 $ 7 u. 11. 

275) W. v. Um b. Grimm I. 433: ber Huber 32, ber einlutig man 4, bie 
Witwe 2 Schweine. TIL. 284 $ 13. vollmeier 20, dreihöfeling 16, halbspänner 
10, kötter 4 schweine. III. 413: 4 schweine vom mundhaus. 417 $ 15. 124. 
U. ſ. w. Recht der Beifäßen in Unterw. b. Heusler 73—80 u. Anh. Nr, 27. 
49. 54. — Bol. unten $ 11. 

270) Keldorbn. der M. v. Kirburg b. Reinhard 176f. $1. Grimm, W. 
1.78 $ 33. 120. UL 489 (1401, Maurer, Marko. 147. 
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Mal?), Bezüglich der Maft wurde in der Regel ein für alle Mal feftgeitellt, 
wie viele Schweine dem vollen Genofenreht im Falle voller Maſt entiprechen 
jollten, während jährliher Beſchluß darüber, ob volle, halbe, vierteld oder gar feine 
Maſt vorhanden war, vorbehalten blieb?78), Die bejtimmte Zahl pflegte dann 
gezeichnet (gemerkt, gewahrt) und jeder dadurch leicht Eenntliche Uebertrieb mit 
Berluft des ungewahrten Thieres oder mit andern Bußen beftraft zu werden ?79), 
In allen jolhen Fällen entjprach aljo dem Genoßenrecht eine Weidegerechtig: 


2) Grimm, W. I. 207: 4 haupt viech. 435 u. 440: 4 Kühe ı. 
6 Schweine. 784: 5 Ochſen. H. 721: jeglik naber mach halden 30 schaf u. 
I widder. 471: 30 schaf. 663. 669. 673: 50 schaf. III. 824. V. 332 (1388) 
$ 23: quilibet verus ex avis aut parentibus suis marcarius aut marcaria, 
dietus marker, potest minam unius quartalis una cnm uno vervice dicto weder 
in pascua graminum minare infra bannum Erpele. Doch fann die Gemeinde 
beichließen, daß es nicht gefchehe. Cine supermina i. e. overdrifte muß man 
beiern. Vgl. I. 512. W. des Ried III. 475 $ S: ein igl. nachbar der 3 ‘dorf 
möge treiben auf die weithe 20 Schafe nebft den Zungen, 4 alte Gänſe, 
1 Sänjer u. die Jungen. Schauberg I. 118 $ 11 u. 122 $ 35. Im Unter- 
walden fand an den Hochalpen, wenn diefe für die Bedürfnige Aller nicht mehr 
ausreichten, die jog. Stuhlung u. die Bertheilung der Antheile durch das Loos 
ftatt; doch Fam auch au geftuhlten Alpen Zulagung einer Ueberjegung gegen Geld 
ver; Heusler a. a. O. 32— 55. Aehnlich in Uri feit 16982, Schwyz jeit 1583 
(40 Kuhhefien), Appenzell feit 1546 (nur 6 Kühe umentgeltlih); Blumer I, 
2. 366. 

278, Bibrauer W. v. 1385 6. Grimm I. 512: wir wysen dem gewerten 
man, wan fol eckren ist, 32 swine zu driben vur sinen rechten jar hirten; 
weriz aber nit fol eckren, wie dan die merker zu rade werden, „also sulde 
man iz halten. 2gl. W. v. Ulm ib. 432 u. v. Harenberg III. 234 $ 13. In 
Altenhaslau gehen bei voller Maft 12 Schweine vom ganzen, 6 vom halben Hofe, 
4 vom Mundhauſe, ib. III. 413 $ 12; ähnl. 417 $ 14—15. Im Walde Scherz 
beim treibt der gemeine Mann 4 Schweine bei voller, 2 bei halber Maft, IV. 518 
$ 9—16. In Selbold jeder Pflug 8, jeder Ritter, der ein Märker ift, 12, fein 
Landſiedel 8, ein Edelmann 8, ein Scheffe 4, ein Eingrefe ein Viertel, jeder ge: 
ihworne Knecht 4 u. |. w., 1366 ib. III. 421. Sn der Seulenberger u. Erlen- 
bacher M. wird dur den gemeinen Schreier der Beſchluß des Märkerdings ver- 
fündet, wie viel Schweine der Waldbote, die Märkermeifter u. jeder Märker o. 
Landmann treiben bürfen, 1484 ib. V. 8319 $ 8. 2gl. I. 428. 500. H. 666. 776. 
III. 188. 193. 489. Beſ. 287 $ 14 u. 2838 $ 35. IV. 510 $ 31f. 518. Löw 
168. Sethe 116 $ 10. 152 $ 60. 153. Stijfer II. 34. 41f. Piper 198. 224. 
Pufendorf, Obs. I. 565 f. Eranien L 32. 39. 53. 

270) W. der Dernefamper M. b. Grimm III. 141 $ 16: die mahlleute 
follen die Schweine inscharen u. brennen nach eins jeden gerechtigkeit; doch 
werden bier gegen schützgelt auch ungewarte u. ungebrante schweine zuge 


lahen. 142 $ 28: ungewahrte biester. 209 $ 6 — 7. 856. Sethe 115. 
123. 152 f. 
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feit von ganz beitimmtem objektiven Gehalt und Vermögenswerth, und es 
fonnte diefe Seite des Genoßenrechts unter dem Namen einer Gerechtigkeit, 
eines Theile, einer Ware oder Schar, eined Echtworts, einer Kuhheſſe u. j. w. 
ald eine unförperliche Sache wie eine Aktie behandelt werden 280). 

Im Uebrigen traten aber wieder Unterſchiede hervor, jenahtem innerhalb 
der durch die Zahl gezogenen Grenze das Bedürfnigprincip oder das Gleich— 
heitöprincip oder eine Kombination von beiden zur Anwendung gelangte. Ent- 
weder nämlich hatte die Feſtſetzung der Zahl nur die Bedeutung eines 
Marimum’s, während im Uebrigen das Bedürfniß, die eigne Zucht, das Win- 
terungsprincip u. ſ. w. entjhied281). Oder ed hatte jeder Genoße ein unbe- 
dingted® Anrecht auf die Ausnügung der Gemeinweide mit der beitimmten 
Biehzahl, jo daß er erforderlichen Falls die Zahl dur Kauf oder Entlehnung 
fomplettiren 282), ja bisweilen die Weidegerechtigfeit von jo und jo viel Vieh 283), 
oder jelbit dad eventuelle Recht auf die Entlehnung oder den Ankauf fremden 
Vieh's verfaufen?83) und fo fein Anrecht auf das genofenjchaftliche Gefammt- 
eigenthum verwerthen konnte. So war es möglich, daß die Weidegerechtigfeit, 
während fie unmittelbarer Ausfluß der Genoßeneigenſchaft blieb, ihrem objef- 
tiven Gehalt nah fi als ein rein individuelles Vermögensrecht von dem 
Wirthihaftsorganismus der alten Gemeinde löſte. 

Blieb endlih nah der Benußung durch die Einzelnen ein Weideüberſchuß, 


230, Bol, 3. B. Grimm IV. 669 $ 15: fri echtwort ist 4 schweine; u. von 
dem hove landes mach noch ein ider ein echtwort driven. Aehnlich echtwort 
ib. 518 $ 17 u. III. 82f.; echtwehr III. 284 $ 13 u. IV. 695 $ 20 u. 27; 
theil IV, 698 $ 15; gerechtigkeit III. 141 $ 16. Bgl. unten N. 283 u. 284 
— Ueber die Bedeutung der Kuhheſſen, Kuhſchwären, Kuhweiden u. |. w. bei ge- 
ftuhlten Alpen, welche ven ganz beftimmten objektiven Gehalt der für eine Kuh 
resp. die forrefpondirende Stüdzahl andern Vichs (3. B. % Pferb, 7 Schafe oder 
Ziegen) erforderlichen Alpweide repraefentiren, Blumer I, 2. 366 u. 870 f.; 
Heusler 82f.; Th. I. 611 N. 79. 

221) Deffn. v. Schwommendingen b. Schauberg I. 122 $ 35: ob aber einer 
sein zahl vieh nit hätte auf die weid zutreiben, der soll sein zahl nit er- 
setzen mit frömdem o. anderem vieh. 

282) W. v. Gelbold v. 1366 b. Grimm III. 421: deilen wir dem pluge 
8 swyne, hett er der swyne nit, so mag er sye entlehnen. Ib. I. 767. Il. 
417 $ 14. Granien I. 32 u 39, 

3) W. 9. Dftbevern v. 1339 b. Grimm III. 177: wer feine Schweine hat, 
fann feine Ware verkaufen, ber Holzgraf für 30 Schweine u. einen Eber, ber 
Markgenoße für 6, der Kotter für 1, der Scharmann für 2 Schweine W. v. 
Scherzheim v. 1492 ib. IV. 518 $ 17: wer kein swin hat, der hat dennacht 
die gerechtigkeit u. mag sein recht verkaufen. 

284) W. des Hochwalds v. 1546 b. Grimm IV. 713: ber arme Mann mag 
seine gerechtigkeit der zweien schweinen (b. 5. das Recht auf Kauf zweier 
Schweine) einem andern einigsman in den dryen dörfern verkaufen. 

17* 
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jo fam auch diejer, foweit nicht herrichaftliche Ansprüche entgegenftanden 285), 
der Genofengefammtheit zu Gute 286), 

f. Sehr ähnlich geftaltete fih das Verhältnig von Geſammtrecht und 
Sonderrecht bezügli der Holznugungen. Auch das gemeine Holz war jo 
gut für alle Einzelnen wie für die Gemeinde als jolde da. Während aber 
urfprünglich jeder Genoße Holz jchlagen mochte, wo, wie und wann er wollte287), 
wurden allmälig die mannichfachiten Beichränkungen eingeführt. Dabei war 
theild das wirthichaftliche Bedürfniß, theild die Rücficht auf die genofenjchaft- 
lihe Gleichheit, theild das dauernde Intereffe der Forftkultur beftimmend. 

Daß für die Holznugung das eigne Bedürfniß ber Genofen und ihrer 
Güter den Mapitab bilden jolle, wurde, nachdem ſchon die Schliegung der 
Mark darauf hingewirkt hatte28%), faft überall zum pofitiven Grundprincip 
erhoben 28°), Und zwar geſchah dies ſowol bezüglich des für die Güter erforder: 
lichen Bauholzes?9%), als bezüglich des für den Hausftand nöthigen Brenn- 


285) Grimm 1. 179: der ubernutz dem gotzhus. 787. II. 581. 

286) Srimm 1. 428: were dan furbasser me eckere im ban, sol ouch 
der genossen sin. Im Hochwald döhmt man fremde Schweine ein, wovon laut 
Vertrag ber Herr %, die 3 berechtigten Gemeinden % erhalten, ib. IV. 712. 

287) W. v. 1396 b. Grimm I. 123; v. Egeri ib. 160: ein gemein holz... 
da sond wir innen howen wo wir wend; v. Baiersbronn ib. 385: zuhawen 
was sie wellen; nur wer mehr jchlägt, ald er fortführen kann, wird geftraft. 
II. 168. III. 654 $ 61. Bluntihli, R. ©. 1. 257. Blumer I, 2. 359. 

288) Pol. oben N. 213 u. 219. Man follte nicht einmal für ben Holzhieb 
oder die Abfuhr Ungenoßen verwenden oder Dingen, ausgenommen das eigne Brot- 
gefinde, einen Teiblichen Bruder oder dergl. Vgl. Grimm, W. III. 274. 282. 
IV. 558 $ 3. 782 8 11. 2%öm 166. 

260) Grimm I. 62. 168: gemeinen holzhow . . zur notturft. 640: holz 
zu seiner notturft u. nit weiter. 703. 752. II. 82: seine nothdurft zu hawen. 
139: sein urbar bauholz u. feurholtz, wes der arm man nott hat. 168. 271. 
373. 528: dem gehoffner sein gebrauch auff dem waldt zum bau, zum feur, 
zum pflugh u. wagen, u. so vil als ers behuff nach seiner notturft, 550, 
614. III. 651 $ 34: wen sie sein durfent. 176. 718. 738 $ 2: nach seinem 
bedarf. IV. 361 $ 1: ir notturft.. wes sy bedörffent zu den selben gütern. 
614 $ 3: holtz howen zue sinen nöthen. V. 309 $ 6: zu irer notdorft. 354 
$ 1—3. 477 8 4—12. Kaltenbäd I, 219 $ 14. 240 $ 2. 264 $ 3. 280 $ 55 
—56. 237 $ 63—65 (nach notturft). 1296 b. Meichelbeck II. 42. — Oft 
bedurfte es gar Feiner befondern Erlaubniß o. Anmweifung, vgl. Piper 160. 183. 
155 f.; Niefert II. 145; Wigand, Prov. R. v. Paderb. II. 396—397. 414— 
415; Grimm, W. I. 500. IM. 177 u. Hofr. v. Loen ib. 157 $ 92—94, in 
welchem leßteren auch ansdrüdlich die Begrenzung durch eine beftimmte Zahl negirt 
wird u. nur das Gut nicht verwüftet werden fol. 

2%) Grimm, W. I. 35. 78 $ 45. 126. 164: welr gnoss o. gast het ein 
ehehafti in dem hof, wil er die ehafti bezimbren, daz holtz sol er howen 
in des hofs gemein march, u. sol ouch nit me howen denn er zu siner 
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holzes 201), als endlich bezüglich des zu Zäunen, Wagen, Schlitten, Pflügen, 
Latten, Stangen, Gerten u. ſ. w. nothwendigen Nutzholzes 2). Jeder Neber- 
hieb wurde demgemäß mit Strafe bedroht und der Holzverfauf auch an Ge— 
noßen unbedingt verboten?%). In der Regel aber wurde auch eine fürmliche 
Gemeindefontrolle eingeführt. Um dieſe zu ermöglichen, ſollte der Holzbedürf- 
tige der Gemeinde oder Herrihaft und ihren Beamten eine vorherige Anzeige 
machen oder auch wol eine freilich im Bedürfnißfall nicht zu verjagende Er- 
laubniß einholen und demnächſt das zu fchlagende Holz fih im Gemeinwalde 
durch die Forftbeamten anweifen Iaßen2%%. Doch war eine ſolche Anweijung 
nur für Bauholz faft durchgängig vorgefchrieben?”), für Brennholz?) und 


ehafti bedarf. 354 $ 53: zu notturftigem gebuw. 512, 640. 691. 696. 710. 
728. 453: wer da recht in die allment hat, der mag bawholz hauen zu sei- 
nem bawen so viel er bedarf, II. 174. 264. 271. 767: zur notturft seines 
baws. III. 16. 538. 739. 786. IV. 436 $ 1—2. 486 $ 36. 540 $9. V. 50 $ 13. 
53 $ 12. 166 $ 22—24. 477 $ 15. 545 $ 6. 662 $ 10. 

29), Grimm, W. I. 142 $ 22—23. 354 $ 53. 537: zu der notturft u. 
fewerung der heuser. II. 174. 475: nach notturft irer haushaltung.... brenn- 
holz zu hauen. Ill. 124. 428, IV. 540 $ 11. V. 167 $ 31. Setbe 147 8 48. 
149 $ 51. — Beim Brennholz war e8 durchaus die Regel, daß ed einer bejon« 
deren Anweifung nicht bedurfte, vgl. Grimm I. 513. 514. 522. 524. 596. III. 
124. 416. IV. 696 $ 24 (wo dagegen für bauholz Anweijung gefordert wird). 

202) Grimm, W. I. 96. 115. 142 $ 23. 168. 174. 178: wes er notdurftig 
ist... als schürmachen, spichern, taunen, schygen o. schindeln. 453. 512: 
der gewerte man mag sinen hoff befreden us der mark. 750. II. 139. 174: 
pflugholtz ... zu seiner notturft. 264. 271. 306. 877. 475: nach notturft 
ihres gezeugs. III. 16 $ 124 (Wagen o. Pflug). 413 $ 6. 416 $ 9. 428. 836. 
IV. 509 $ 25-26. V. 167 $ 25—26. 363 $ 17: so vil esz ihme notdürftig 
ist, sein hofguet zu vermachen u. vershlahen. 422 $4—5. 477 8 14.661 88. 

20) Grimm, W. I. 422: wer hinder eck sitzet uff obg. gütern, der 
mag den wald niessen zu buwen uff die güter u. nit den pfennig zu lesen. 
Ib. 10. 63. 899. 427. 640. 676. 696. II. 229. 111. 173 $ 9, 786. IV 384. 8 9. 
718. Schauberg L 110 $4. Sethe 125 $ 44—45. 145 8 42. 149 $ 51. 

264) Urk. v. 1237 b. Mone IV. 419: de quorum licentia quolibet tempore, 
quo ligna secanda sunt, tantum de lignis secandis singulis assignetur. Grimm, 
W. 1. 35. 139. 168 (die Gemeinde darf ed nicht werfagen). 178. 419. 605. 801. 
H. 11. 60. 189. 163. 271. 290. 295. 378. III. 140 & 11. 209 $ 8. 282. 8300 
(gebrauchszettel u. maszbrief). 855. V. 268. 592 $ 15. 

5) Grimm, W. I. 85. 174. 178. 179. 213. 271. 354 $ 53. 427. 514. 
522. 640. 696. II. 82. 174. 309. 421. 475. 550. 614. 616. 658. 767. 785, III. 
16. 93. 413 $ 6. 416 $ 9. 455. 693, 711. 788 $ 2. 789. 786. 799. 818. 823. 
IV. 558 $ 6. 696 $ 24. 718. V. 58 8 12. 641. 

») Grimm, W. I. 107. 105. 354 $ 53. 537. III. 306. 499. 711. Sethe 
118815. 119 $ 16. 147 8 48. 148 $ 49, Lodtmann 70. — Bgl. aber 
Note 291. 
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Nußholz29”) nur in einzelnen Gemeinden angeordnet. Hiermit verband fid 
dann oft jowol eine vorgängige Prüfung ter Bedürfnifrage, als eine nad: 
träglihe Kontrolle der Holzverwentung. Erſteres war befonders bei Bauholz 
faft allgemein der Fall. Ehe daher Holz für Neubauten oter Reparaturen 
angewiejen wurde, jollten die Vorftände oder beſondere Geichworene der Ge 
meinde durch Belihtigung des Bau's feititellen, ob ein wirkliches Bedürfniß 
vorhanden war?ss). Zu einem überflüßigen Bau jollte nichts bewilligt 
werden?s). Died war, wie wir geiehen, der erite Keim einer fürmlichen 
Baupelizei und regelmäßiger Baubefihtigungen. Andrerſeits wurde aber 
auch die zwedentiprechende Verwendung des angewiefenen Holzes Fontrollirt. 
Dasſelbe jollte binnen einer beſtimmten Friſt abyehauen werden, widrigenfalls es 
an den Wald zurücfiel 30%), Hatte man es gefchlagen, jo durfte man es nicht 
verfaulen laßen, fondern mußte ed innerhalb einer gewißen Zeit fortführen 
und verbauen oder jonjt der Anweifung gemäß verwenden, widrigenfalls es an 
die Gemeinde fiel oder aud von jedem andern Genoßen in Beſitz genommen 
werden fonnte?), Endlich durfte man das Holz nicht zu anderen Zwecken 
als für die ed gegeben war verwenden, Bauholz 3 DB. nicht verbrennen, wes— 
halb mitunter ſogar Revifionen im Innern der Häufer ftattfanten 3%), 


07) Grimm, W. I. 115. 174. 178. 179. 271.419. 537. UI. 174° 306. 475. 
111. 711. 818. IV. 509 $ 25. Löw 167. 

288) Grimm, W. I 213 (1495): den vogt u. die vier gesetzten man.. 
bitten den baw zu besehen, ob es ain nothurft sy zebuwen o. nit. 640: seine 
noitbawe zu besehen. II. 498. 767. Ill. 173 $ 8, 417 $ 17. 818. 823. IV. 
437 8 9. 509 8 29. V. 268 8 11—12. 250 $ 24 (ob Abbruch des alten Bau's 
nöthig ift). 641 $ 10. v. Mofer a. a. DO. 11. 228 $ 9. 239 $ 9. Sethe 120 
8 23. 145 $ 42. Piper 168. — Anderd noch Grimm II. 322, wo nur An- 
zeige, nicht Beftichtigung gefordert wird. 

2») Grimm I. 696. Schauberg I. 135 $ 3. 

0) Grimm I. 127 (binnen 1 Woche). 576. III. 210 $ 12. 856 (ſonſt baut 
ber Förfter dad Zeichen wieder aus u. der Baum „vererfit dem buysche“). Pi- 
per 203. 288. 

20) W. v. 1449 b. Grimm I. 453: weder Bauholz noch Nußholz darf man 
über 1 Monat liegen laßen, ohne ed umzuwenden; wendet man es aber monatlid, 
nicht über ein Jahr; fonft bricht man die Ginung u. jechlicher, der in die all- 
mend gehört, mag das Holz wegführen. Vgl. ib. 127. 111. 455. IV. 436 $ 4. 
V. 517 8 16. Schauberg I. 110 8 2. 134 $ 2. Kaltenbäd I. 546 8 63 u. 
595 8 55 (e8 verfällt der gemain). — Nah andern Weisth. verliert man dad 
Holz nur, wenn man ed verfaulen läßt, Grimm I. 35. 126. 605 Ill. 265 $40. 
718. IV. 781 $ 4. V. 167 $ 27; Kaltenbäd I 50 8 711.73 12.6189. — 
Berbauen in Zahr u. Tag wird 3. 8. 1298 in Landau gefordert, Grimm I. 
767; ebenfo ib. 111 $ 14, 126. 514. II. 272, 373. 377. 498, 111. 499. 500. 
650. 573. V. 250 $ 22—23. 268 $ 10. 

202) Grimm, W. 1. 399. 458. III. 500. V. 167 8 28. Heusler 98. 147. 
Kontrolle in den Häufern jelbft 6. Maurer, Marko. Anh. Nr. 6 $ 1 u. in der 
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Dem Bedürfnißprincip gegenüber machte fih das Princip der genoßen- 
ihaftlihen Gleichheit indirekt in der Erhebung feiner Abgaben für die 
Gemeinde oder ihre Beamten nad Maßgabe der wirklich erhaltenen Stämme?®;), 
direft in der Einführung regelmäßiger Holztage?%) und gleihmäßiger Holz 
vertheilungen 3%) geltend. 

Das Intereffe der Forftfultur endlih ald ein Theil des dauernden 
Gemeindeinterefjes führte zu einer Reihe von Beichränfungen, aus denen eine 
mehr oder minder entwickelte genoßenſchaftliche Foritpolizei hervorgieng ?%). 
Schon die Anweifung und Zeichnung der zu fchlagenden Bäume durch die 
Förſter zielte dahin, indem fie da geichehen follte, wo es „dem Wald am un- 
ſchädlichſten war" 30%, Sodann wurden auf Zeit oder für immer, bedingt 
oder unbedingt gewiße Holzungen als Friedewälder (Hegewälder, verpönte o. 
verbotene Wälder) dem gemeinen Gebrauch. geichlogen’%). Zulett Fonnte man 


Röder M. 1576 b. v. Mofer 230 $ 17 (von Zeit zu Zeit Revifion der Häufer, 
ob Niemand über Bebürfniß Brennholz geichlagen). 

30) Grimm, W. I. 388, III. 651 $ 35. 836. 538: „stammgeld“. 640 u. 
696, III. 499 u. IV. 558 $ 6: „stammrecht“. II. 174 u. 271: „stockpennig“. 
I. 572 u. 573: „stockgeld“. III. 428: Wein an die Beamten, Kaltenbädl. 
340 $ 2, 344 $ 69, 366 u, 531: „holzgeld‘“‘. Heusler 97, 99 u. 152: „holz- 
luder“. — Biöweilen findet eine folche Abgabe nur für das Mehr über ein firir- 
te8 Quantum ftatt, vgl. Grimm V. 406 u. II. 78; Heusler a. a. O. — Un 
Stelle der Abgabe tritt in andern M. die Pflicht, fiir jeden Stamm mehrere junge 
Erjagbäume wieder anzupflanzen, Grimm III. 140 $ 12. 173 $ S; Sethe 121 
$ 28. 146 $ 44; Niefert Il. 146—147. 

*) Grimm I. 127 (alle 6. W.). 142 $ 28 (mal jährlich). 698. II. 87. 
I. 142 $ 23. Schauberg I. 134 $ 2. Kindlinger, Hör. 421. 

305) Grimm It. 210 $ 11: Holztheilung in beiseint der gemeinen mark- 
genoten. 176: dat darin eine gleichheit nach vermöge des woldes gehalten 
werde. 142 $ 23: gleichtheilig, doch nach eins jeden gebürender gerechtig- 
keiten. 1. 127. Kaltenbäd I. 40 $ 26: dasz keiner in den gemainen höl- 
zern für sich selbstn kain holz abhacken solle, sonder der dorfrichter u. 
die vier sollen alle jar ain austhaillung machen. 213 $ 65. — Die Teilung 
fand bald fo ftatt, daß jedem dauernd o. wechjelweis ein beftimmter Bezirk zum 
Holjfällen zugewiefen ward, Grimm I 605. 514. LI. 171. 174 $ 15; Maus 
rer, Mark, 188f.; bald jo, daß dad Holz gemeinfam geichlagen, nach Haufen 
abgetheilt u. dann verloft wurde, v. Mojer II. 240 $ 11. 244 $ 20; Sethe 
124 $ 30; Lodtmann 101. 

800) AYusführl. Forfterbn. z. B. 6. Grimm IV. 219 f. V. 268—271 (Groß 
lindner Zent). 275—280 (Moditadt). 

) Grimm, ®. I. 127. 142 $ 22—24. 178, 419. 514. 537. 640. 11. 498. 
IIL 140 $ 11. 172 8 4. 413 $ 6. 499. IV. 430 $ 43. 508 $ 21. V. 268 8 13. 
Heusler 97. Sethe 121 $ 23. 122 $ 30. 146 $ 42. 153 $ 61. Piper 168. 
Lodtmann 75. 

”) Grimm, W. I 453, IL 300. 301 $ 17. V. 268f. $ 24. v. Moſer 
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zu förmlichen Schlagabtheilungen und jchlagweifem Abtrieb übergehen). Der 
Holzhieb bei Nacht, an Feiertagen und in den gebannten Zeiten wurde ver- 
boten31%), Gewiße ſchädliche Nubungsarten, wie Eichel- u. Eckerſchlagen, 
Laubftreifen, Baft- u. Lohſchälen, Kohlenbrennen u. j. w., wurden unterjagt oder 
doch befchräntt31t),, Dft wurden gewiße Holzarten ganz gejchont oder jollten 
doch nicht für beitimmte Zwede gejchlagen werben 312). Der Auftrieb ſchäd— 
licher Thiere wurde verboten #3), Und häufig wurden auch den gejammten 
nutzungsberechtigten Genoßen beftimmte pofitive Leiftungen für den Wald auf- 
erlegt, wie die Anpflanzung einer beftimmten Zahl von Bäumen ®!4), die An- 


243. Stiffer 40. Biper 236. Sethe 125. Löw 154. — Belonderd wurden 
die jungen Waldungen gebannt, Grimm III. 287. 292. — Doc war auch, wenn 
der Wald in Frieden lag, bisweilen der Erjat eines gebrochenen Rades erlaubt, 
ib. 859; oder das „notholt‘, 3. 8. in der Raesfelder M., auch wenn fie „to” 
geschlagen“ war, ib. 169. 

s, So 1742 in der Nöder M. nad) v. Mofer 248. 

310) MRodenfieiner M. b. Grimm IV. 540 $ 13: sol der waldt friden han 
von der sonne nidergang biss zu irem uffgang, der sontag u. der heilige tag. 
Vgl. I. 173 $ 7 (Nachts doppelte Brüche) 859. IV. 519 $ 35. — Auch über 
offne u. gebannte Tage u. Zeiten ib. I. 127. 524. 525. 537. 576. IH. 301 8 17. 
IV. 558 $ 8. 782 $ 9. V, 517 8 17. 268f. $ 17; Kaltenbäd I. 131 8 12; 
Löw 154. — Bel aub Grimm III 143: de maellude u. gemeynen buren 
hebn ingegaen, dat se sick sollen entholden houwens biss an den nesten 
erfholtink. — An gebannten Tagen follte der Wald fo frei fein, daß ein darum 
gezogener jeidner Baden nicht gefränft wurde; ib. II 183 u. mein Humor ©. 38. 

sn) Grimm, ®. I 170. 176. 498. 499. 565. 576 $ 11. 640—641. II. 
177 f. 186. 285. 286. 289. 291. 302. 305. 821. 416. 489. IV. 549. 73828 12—13. 
V. 614. $ 13—21. — Bgl. II. 685: die Förfter follen ben Wald behüten vur 
allen unrechten hauwen, vur koillen brenderen, vur weytesich brenderen, 
kalckbrenderen, vur velgenheuweren, vur benden u landt zo machen, roi- 
den, loe zo scheillen ind dergelichen. III. 169 u. 173 $ 10: Koblenbrennen 
u. Holzhaufenfeßen ift verboten, went het ein verderf der mark ist. 287 $ 25: 
gerügt u gebüßt wird alles was an der mark entgegen geschicht, als mit 
hauen, hagen auslegen, eicheln lesen u. schütten. I. 537: Berbot, einen neuen 
Baum vor Abfuhr der alten zu Schlagen; Gebot, die Stämme dicht über ber Erbe 
zu bauen. Reßtered auch III. 462 $ 3, Piper 168 u. Eranien I 53 $ 34, 

2) Grimm I. 524 u. 537. — Berbot, fruchtbares Holz zum Brennen zu 
fchlagen, ib. 458, II. 174. 1IL. 173 89. 186. 285 819 431. V. 575 $ 18—19; 
Maurer. Marko. 134—136. — Unterfchied v. „Haumaldungen* u. „Bauwal« 
dungen”. — Bil. Grimm III. 858, wonah Eichen, Buchen u. Linden „keur- 
hout“, u. ib. 863 u. IV. 106, wonad Eichen u. Buchen „bannbeume“ find. 

33) Grimm I 537 III. 174 $ 13, 177. 499. — Auch follten die Hirten 
fein Reuer im Walde machen, vo Moier 254; Lodtmann 95. 

34) Grimm III. 1078 43. 140f. $ 13—14. 173 $ 11. 211 8 20 (Boll. 
genoßen doppelt fo viel wie Halbgenoßen). Eommer I, 2. 246$ 4. Shaw 
berg I. 117. 184 $ 2. v. Moſer 252. Löw 1583, 
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legung von Eichelkämpen 315), die Löjchpflicht bei Waldbränden 316). 
Schließlich genügten nun aber in vielen Marken, als der Wald fich zu 
erihöpfen begann, alle ſolche Beichränktungen der Sondernugung nicht mehr. 
Man griff daher auch bier wie bei der Weide zur Firirung des Holzquan- 
tum’s, das auf jedes Genoßenrecht fallen ſollte. Dabei machte fi dann zu- 
vörderſt das Princip der Gleichheit geltend, indem jedem Genoßen ober doch 
jedem Genoßen berjelben Klaffe der Anſpruch auf ein gleiches Duantum zu« 
geitanden wurde?!?), Daneben aber Fam namentlich bezüglich des Bauholzes 
das wirthſchaftliche Bebürfnig in Frage, fo daß eben nur im Bedürfnißfall, 
dann aber für jede Art des Baues jedem Genofen das gleiche Duantum von 
Holz angewiefen wurbe?13). Seltener hielt man umgekehrt den Umfang bes 
fonfreten Bebürfnißes ald Mapftab für das Nutzungsrecht feſt und half fi 
durch eine Beſchränkung des Nutzungsanſpruchs am gemeinen Walde auf eine 
fefte Duote des erforderlichen Duantums319), Bezüglich des Brennholzes er- 
kannte man in der Regel einen Unterfchied des Bedürfnißes gar nicht an, fo 
daß alſo Hiervon jedem Genoßen, jeder Hufe oder jedem Haufe jährlich die- 
jelbe Anzahl von Fuhren, Zudern oder Bürden ohne Weiteres gewährt 
wurbe92%). Dasſelbe galt aber mitunter nicht nur vom Nutholz32t), fondern 


315) Grimm II. 141 815.174 8 12. Piper 169. Niejert IL 147. Sethe 
117 8 12. 121 $ 27. 147 8 46. 

36) Grimm, II. 168. V. 249 $ 18. 320 $ 12, 614. 622. Löw 153. 
Stiffer 41. 

sm) 3, B. Grimm I. 107. III. 82f. 856. V. 644 $ 13—20. 253 (1488) 
$ 4: beft. Quantıım f. jeden ackerman. I. 685—686: genau firirte Holzquanta 
für die 4 Genofenflaßen ded Flamersheimer Waldes. III. 856: genaue Zeiten u. 
Quanta für jede gewalt. 

18) W. v. Gapell b. Grimm I. 825: zu eime husse 5 grosse böme, zu 
einer schüren alse vil, zu eime korbe eine süle, zu einre mülen einen wen- 
delbom u. zwene grundbome. 114: ein uffrichty. 327 $ 17: ein uffhebi. 439, 
III. 651 $ 85. Kindlinger, Hör. 421. Sternberg I. 28. Grimm 479 (1301) 
5 8: jeder Huber erhält zu einem Bau ein uber. III. 428: iglich gefurstet man 

. zu sinem sedelhuse ... 4 sweln, 4 phedin, zwo first sulen u. einen first- 
balken. II. 309. III. 215. V. 268 $ 7. 

310) So in Schwanheim 1% bes Holzes, deſſen man bedarf, Grimm I. 522. 

3%) Grimm I 524 u. 525: 8 Wagen für jede were. IV. 98: zu disen 
gütern hören zu einem jeden mentag zwey fuoder toubes holtz uss dem 
walde. III. 223: jeder Märfer erhält wöchentlich 2 Fuder, wovon er eind verfau- 
fen kann; ib. IV. 700 $ 9 jeber holtingsman wöchentlich 1 Zuder u. ib. V. 575 
8 15 zwei Wagen. Kaltenbäd I. 131 $ 12: jedem Haus ftehen jährlich 2 Klaf- 
ter Holz aud dem Gemeinwalde zu. Vgl. Grimm I. 127 (6 Wochen lang erhält 
jeder Genofe wöchentlich ebenfo viele „burdina“, als er Viertel Bogthaber giebt! 
107. III. 16. IV. 558 $ 3. V. 268. $15; Urk. v. 1280 b. Gudenus II. 220; 
Deudler 98 f. u. 144 f. 
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in manchen Marken ſelbſt vom Bauholz, jo daß auf jedes Genoßenrecht jähr- 
lich eine beftimmte Anzahl von Bäumen ohne Rüdfiht darauf, ob der Einzelne 
gerade zu bauen hatte oder nicht, zu beliebiger Verwerthung fiel?22). Ze fefter 
in allen diefen Fällen der Inhalt der aus dein Genoßenrecht fließenden Holz: 
gerechtigkeit geregelt war, deſto mehr näherte fid) die leßtere einem individuellen 
Sachenrecht von beitimmtem vermögensrehtlihen Gehalte an, fo daß zulekt 
unter Were, Gewalt, Gerechtigkeit u. dergl. geradezu der Anſpruch auf ein 
gewiges Holzquantum verjtanden werden konntes?8). 

Ganz unbeſchränkt blieben oft einzelne den Genofen zuftehende gering. 
fügige Holzgenüße, wie das Recht auf dürres Holz, Holzabfälle, Windbrüche 
und Windjchläge u. j. w. *24). 

g. Endlih wurde aud das ftärfite Sondernutzungsrecht in der Allmende, 
das Recht der Aneignung von Marfboden, unter dem dreifachen Gefichts- 
punft des wirthichaftlichen Bedürfnißes, der genoßenfchaftlichen Gleichheit und 
des dauernden Interefjeg der Mark beſchränkt, bis fchliehlih die Erwägung 
durchbrach, daß jede Landnahme nicht eine bloße Nugung, fondern eine Sub- 
ftanzminderung und deshalb in jedem einzelnen Fall von der freien und aus 
drüdlichen Bewilligung der Gemeinde abhängig jei. 


$ 11. Genoßenrecht und Nutzungsrecht. 

A. Wir haben gejehen, wie der Genoßenſchaft ein mit ihr eng verwach— 
jenes Gejammtreht an Grund und Boden entſprach und wie dieſes Gefanmt- 
recht fich zu ihrem dinglichen Abbilde geitaltete. Wir haben ferner gejehen, 
wie einerjeitd die Genoßenſchaft fi) mit der. Gefammtheit der Genofen dedte 
und andrerjeitd dad Geſammtrecht den Inbegriff der genofenjchaftlichen Son- 


21) Grimm I. 524: jeder were jährlich 80 gebunt phele. 107. IV. 334 $9. 
Schauberg J. 80 8 6. 110 8 5. 

s22) Grimm IV. 782 $ 14: daz man 24 heisteren sol geben vor ein ge- 
walt; find Eichen da, 4 Eichen u. 20 Buchen; außerdem 3 Linden, 3 Hanbuchen, 
3 Kirſchbäume. I. 138: jeder Hofftätte eine Eiche, II. 775: jährlih 1 Eiche o. 
2 Buchen u. taub o. liegend Holz zum Brennen. IV. 384 8 5—6: jede ber 12 
Hofftätten erhält jährlih 4 Buchen, 4 Hölzer für den Hausbau u, ſ. w. Vol. 
ib. 437 8 9, 

323) Bl, die worftehenden Noten. Ferner Grimm I. 107: holzrecht. III. 92: 
schlachtenut. 142 $ 23: gerechtigkeit. 856: gewalt. IV. 782 $ 16: „werge- 
waldt“ u. „serfftergewalt‘‘ mit verfchiedenartigen Befugnißen u. Abgaben. 

>24 Grimm, ®. I. 427: ouch hant die genossen recht zue howen im 
ban doupholz u. dürreholz. II. 264. IV. 106. V. 167 $ 29. Löw 156—157.— 
Solche Rechte genoßen auch die Kötter mit, Grimm III. 16; mitunter felbft Un« 
genohen, 3. B. ib. I. 525: die zu S.,R. o. G. sitzen, die nit merkere weren, 
die affterslege ... u. dorre holz, das mogen sie holen. — Bgl. über Wind- 
u. Fallholz II. 130. III. 211 $ 8. 285 $ 30. 287 $ 20. 308 $ 34—35. 858. IV 
407 $ 11. 509 $ 27. 540 $ 10. V. 432 8 1—4. 545 $ 2—3. 
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derrechte im fich enthielt. Daraus ergab fi uun mit Nothwendigfeit ein 
gleih inniger Zujammenhang zwiſchen dem Genofenreht und dem nußbaren 
Sonderrecht in der Mark. Die eigenthümliche Beſchaffenheit aber, welche in 
Folge deſſen das Recht des einzelnen Genoßen annahm, beftimmte ihrerjeits, 
da ja Genoßenrecht und Sonderrecht die Bafis von Genoßenſchaft und Ge- 
jammtrecht bildeten, in den wichtigften Beziehungen den Bau ber alten 
Gemeinde. 

Uriprünglich erjchienen Genoßenrecht und nußbared Sonderreht nur als 
die jubjeftive und objektive Seite deſſelben Begriffs. Das Genoßenrecht ala 
die perjönliche Mitgliedihaft im Verbande zog zugleih einen Inbegriff von 
liegenfchaftlihem Sonderrecht als jeinen dinglichen Niederichlag nach fih; und 
das jo oder jo beichaffene Sonderrecht in der Mark bildete zugleich die Baſis 
bed entfprechenden Genofenrechts in dem des Mark entiprechenden Verbalke. 
Dabei war aber jo wenig dad Genofenreht won der individuellen Seite ber 
Perjönlicykeit als das genoßenſchaftliche Sonderreht von der freien und jelb- 
ftändigen Individualiphäre ded Einzelnen getrennt. Es ftand nur feft, daß 
jeder Einzelne jowol für ſich ſelbſt Perfon als zum Gliede eines Ganzen be- 
rufen, daß ebenjo jein Recht in der Mark jowol ein in fi) beruhendes Privat- 
recht als vom Gejammtrecht bejhränkt und gebunden war. Ungeſchieden daher 
lagen perjönlihe und dingliche, politiihe und vermögensreistliche, genoßen— 
Ihaftlihe und individuelle Momente in dem Recht des Einzelnen durcheinander, 
bedingten und beftimmten fi in gegenjeitiger Abhängigkeit und verbanden 
fi zu einem harmoniſchen Ganzen. Die Grenze aber, bis zu welcher für die 
Natur des Ganzen der eine oder der andere jeiner Beftandtheile entjchied, 
hieng lediglich von dem Eonfreten und flüßigen Gehalt der zeitlichen und ört- 
lihen Rechtöverhältnige ab. 

So lange die alten einfachen Zuftände, welche auf der wollen Spentität 
der politifchen und wirthichaftlihen Organifationen beruhten, auf dem Lande 
fortdanerten, fonnte fi) die thatjächliche und rechtlihe Harmonie einer ſolchen 
Verbindung erhalten. Als aber die alte Gemeinde- und Agrarverfaßung ver: 
fiel und damit das Gleichgewicht der verſchiedenen Seiten des Gemeinderechts 
geitört ward, traten die mannichfachſten Verfchiebungen ein, welche zuleßt zur 
Auseinanderreigung |der einft auf das Engſte verwobenen Befugnige und 
Pflichten führten. Je nach den Umftänden überwog zunächſt jür die Natur 
des ganzen Rechts bald feine perjönliche und bald jeine nußbare Seite, bis 
vielleicht in der einen Mark das Genoßenrecht von einem heutigen Ortsbürger- 
recht kaum verjchieden war, in der andern Mark das Genoßenrecht faft einer 
heutigen Aktie ähnelt. Indem aber hierbei nicht daffelbe Pricip in gleich. 
mäßiger Weiſe nach allen Richtungen hin durchgeführt wurde, jondern oft be 
züglih der Borausjegungen, des Inhalts und des Umfanges deflelben Ge- 
noßenrechts ungleichartige Gefichtspunfte fich durchjegten, entitand eine bunte 
und oft von Zufälligfeiten beftimmte Mannichfaltigkeit nad Zeit und Drt. 
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Zuletzt konnte es nicht ausbleiben, daß der innere Gegenſatz das alte 
einheitliche Recht völlig auseinandertrieb. Langſam löſten ſich einzelne perſön— 
liche wie dingliche Rechte und Pflichten von der Gemeindemitgliedſchaft ab 
und ftellten die Sphäre einer freien Individualperſönlichkeit her. Das Genoßen- 
recht jelbit aber zerfiel, wo die Entwicklung ſich vollendete, jchlieplich geradezu 
in zwei getrennte Genofenrechte, während in andern Fällen zwar diejes Ziel 
nicht erreicht, aber doch durch die Heritellung ungleicher Vorausjegungen und 
Wirkungen der verjchiedenen zum Genoßenrecht verbundenen Beftandtheile 
angebahnt wurde. 

B. Im Einzelnen galten zunächſt betreffs der Borausjegungen des 
Genoßenrechts nah Maßgabe der Entwicklungsſtufe der Gemeinde ungleichartige 
Grundfäte. 

® ]. Zum Erwerbe des Genofenrechtd mußten im Einflange mit feiner 
Doppelnatur immer perjönlihe und dingliche Momente zujammentreffen. 
Das Verhältnig aber beider zu einander war verjchieden. 

1. Perjönliche Vorausſetzung jedes vollen Genoßenrechts war, daß man 
dem Berbande dur Geburt oder Aufnahme angehörte. 

Geburt zum Berbande gab ohne Weitered die Genofeneigenihaft?), 
das Bollgenofenredht aber erft mit dem Hinzutritt voller perſönlicher Selbitän- 
digfeit. Letztere trat urfprünglic mit der Waffenfähigfeit ein?), ſpäter mit 
der Erlangung der oekonomiſchen Selbitändigfeit dur Begründung eines 
eignen Hausftandes, insbejondere durch Verheiratfung und Anſäßigmachung 
in der Mark (Haushäblichkeit, eignen Rauch)*). Bisweilen mußte der junge 
Bauer noch durch eine ausdrücliche Aufnahme „für voll erkannt“ werben ®). 


1) W. v. Erpel 1383 6. Grimm V. 332 $ 23: quilibet verus ex avis 
aut parentibus suis marcarius aut marcaria, dietus marker. Sternberg L 
105 Note. 

2) Bgl. noch Rietberger Landr. v. 1697 5. Grimm II. 103 $ 5: wie soll 
einer gestaltet sein, der dieses recht gewinnen will? Er soll so männlich 
sein, dasz er einen bogen in der noth rücken, seiner frau im bette genug 
thuen u. seinem herrn im felde als ein wehrhafter man nachziehen könne. 

) Grimm, W. I. 438. 490. IH. 659: heuslich mit aigem rauch geses- 
sen; I. 256 $ 19: hausräuchin auf den erbgütern; II. 138. 174. 201. 569: 
feur u. flamm; I. 193. 824: der sein selbs mus u. brot isset. Schauberg I. 
59 $ 40. 978 39.192 $43: inwendig etters gesessen. — ®. der Foſſenhelde v. 
1444 b. Grimm 1. 582: welchem merker solches zu wissen werdt, er sey 
jung o. alt, der sich verandert habe o. zu seinem erbe kommen sey, er sey 
edel o. unedel, der soll uff solch merkerding kommen. — Bgl. insbe. über 
Anfang u. Ende der Haushäblichkeit u. über die anomalen Rechte ver Witwen, 
Waiſen u. Unverbeiratheten Heusler a. a, D. 38—44 u. 73 f. 

9 R. der 7 freien Hagen b. Grimm HI. 311 $ 37, — Meber das „Be- 
kennen ber Echte" Th. I. ©. 164 N. 12, 
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Demnächſt mußte der Genofeneidd) und in Hofverbänden überdies der Hulb- 
eid geleiftet werden®), wenn nicht der Teßtere jchon bei Gelegenheit der regel- 
mäßigen DBereidigungen aller zu ihren Sahren gekommenen Genofenfinder ge- 
ihworen war”). Endlih kamen jpäter auch bejondere Gebühren für die 
Erlangung des Vollgenoßenrechts auf?), die aber geringer als die Aufnahme» 
gebühren Fremder zu jein pflegten®). 

Mer nicht zur Genofenjchaft geboren war, fonnte nur durch ausdrückliche 
Aufnahme jeitend der verjammelten Gemeinde oder ihrer Beamten Genofe 
werden 10), In Hofverbänden hatte in der Regel der Herr oder fein Vertreter 


5) W. v. Nußdorf v. 1508 b. Grimm V. 574 (Mone XVIL 169.) $ 11: 
all jung knaben, die zu dem sacrament sint gangen, die sollen alle schwe- 
ren der gemein eid.. Reinhard 191 u. 192: Bereidigung aller derer, die fid-in 
der Mark von Oberkleen verheirathet haben, mit der getreuigkeit, gelübde u, 
eide über die mark. 

e) W. v. 1475 b. Grimm V. 267 $ 25: wenn der Sohn eined Nachbarn 
fich ehelich werändert, foll er binnen einem Jahr dem Herrn zu Händen bed Amt- 
mannd Huldigen u. leßterer ihn annehmen, damit er nachbarrecht hab u, thue. 

) Grimm, ®W. I. 3. 84. 64. 116. 141 $ 19. 184. 192. 202. 234. 259. 
284. 328 8 27. 873, 395. 412. 427. 434. IV. 483 $ 6. 490 $ 25. 508 $ 13. 
597 $ 6. 606 $ 13 (über 14 Jahre). I, 369 (über 12 Zahre). 311 u. IV. 431 
$ 5 (über 15 Jahre). Nach I. 7384 fol hulden, wer Sahr u. Tag in der Mark 
fit, nach I, 409 wer ſich verheirathet (u. zwar dem Herrn, hinter dem er die 
erfte Nacht jchläft). Erneuerung des Eides, wenn ein neuer Abt o. eine neue Aeb- 
tißin gefeßt wird, 1299 ib. 169 $ 5 u, IV. 79. 

8, Grimm, W. 1. 802. II. 194. 198. In den 7 Hagen ib. 311 $ 36 fol 
der junge Bauer mit 2 Henkelmann, d. i. 2 Vierteltonnen Bier, die Bauerfchaft 
befennen: mit dem erften erwirbt er, daz er ist für voll erkant worden ($ 37), 
mit dem zweiten, daz er vor kühe u. schweinehirten treiben mag. Umgekehrt 
wird ihm ein Willlomm gebracht (5 44), den er mit einem grünen Kranz u. einem 
Krug Bier empfängt ($ 45). — Bol. auh Bluntjhli IL 65—66. 

) Grimm, W. I. 461. IV. 306 $ 28. Bluntſchli IL 65. — Auch jonft 
finden ſich Benorzugungen ber gebornen vor den aufgenommenen Genofen. So 
ift in Erpel 6. Grimm V. 334 $ 24 zum Echöffenamt nur fähig, qui sit vel 
sint ortus vel orti ex sua natione veri Erpelenges et non advenae. In Wa- 
genhaufen 1491 ib. I. 289 gibt ein ungenossamer, der ein Gut erwirbt, Fauft 
0. erbt, höheren Ehrfchag. In Graubünden haben jowol nach der Bundsordnung 
wie nah der Ordnung des Hochgerichts Klofterd neu Aufgenommene 12 Jahre 
lang fchlechteres Recht, ib. V. 213 $ 9. Vgl. I. 206, 

») Grimm, W. IL 168: so jemand harin zücht, den sol man empfahen 
u. schirmen für einen genossen. III. 274: de ein recht arve wesen wil, de 
schal komen vor ein holting mit segel u. breven of sine were u. laten sik 
dan insetten vor einen erven u. geven den uth 4 s., so ist he ein recht erve. 
Ebenjo 276. IV. 438 $ 14: wen wir einen dorfman empfahen zu einem dorf- 
man. 632 $ 7. V. 523 $ 22: ein neuer gemeinsman angenomen. 1195 b. La— 
eomblet I. 383: in perpetuam communionem . .. recepit. Mone 1. 11 $ 5: 
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bei der Aufnahme mit der Gemeinde zujammenzwwirken!!). Bedingungen der 
Aufnahme waren die perfönliche Anſäßigmachung in der Mark, die Gründung 
eined eignen Hausjtandes in derjelben, jowie diejenige Vollkommenheit der 
Ehre und ded Rechts, welche dem perjönlichen Zujtande der betreffenden Ge— 
meinde entiprady12). Im Uebrigen wurde die Aufnahme Anfangs leicht gewährt 
und jelbjt begünftigt?3), während fpäter, als die vefonomijche Seite des Ge- 
noßenrechts in den Vordergrund trat, Aufnahme, Cinzugs- und Einjchreibe- 
gelber verfchiedener Art!t), die als ein „Einkauf“ in das gemeine Gut galten), 


in ir gemeinschaft ziehen noch uffnemen. Wigand, Arch. I, 4. 106 f. Rein- 
hard 176 8 29. 

) So nimmt in Saspach der Amtmann mit den Gemeindezwölfern auf, 
Grimm I. 413, Vgl. ib. 210: mit des herrn u. der nachpurn wissen u. 
willen. V. 267 $ 26. III. 641 $ 13: die herschaft u. die nachbarschaft follen 
es verwilligen. Vgl. ib. 870. — In DOefterreihh nimmt den neuen Gemeind- 
mann bald die Gemeinde mit der Herrjchaft Willen auf, Kaltenbäd IL 245 8 
31; — bald der Richter mit der Gemein Wißen u. Willen, ib, 165 $ 6. 223 
$ 33. 250 $ 16. 256 $ 8. 335 $ 88. 340 $ 8. 422 8 52. 488 $ 40. 457 8 47. 
537 $ 65. 596 $ 22; — erjt jpät bidw. die Obrigkeit allein, 3. B. 595 $ 7. 

12) Daher foll nad öſterr. Pant. (Note 11) der gute Leumund des Aufzu- 
nehmenden fejtgeftellt werden. Berner fünnen in eine freie Genopenfchaft feine 
Unfreien treten, Grimm 111, 245 f. $ 11. IV. 662 $ 5—7T. 12—14. Su den 
Freidingsverband v. Emmerken können weder Städte, noch Edelleute, noch Pfaf— 
fen, noc) unebelich Geborne aufgenommen werden, ib. IV. 665 $ 30. 

) Bol. z. B. Grimm I. 168, 210 f. 413: man foll den Anziehenden nicht 
fragen, wer er sy o. wannen er sy 0. wes herren er sy. Il. 373: das das 
reich offen soll staen jederman darin zu ziehen u. auch auszuziehen. Kal— 
tenbäd 1. 409 $ 1: das das aigen frey seye jedem mann herzufaren, er sei 
arm 0. reich. &teuerfreiheit auf 1 Zahr in Großfems b. Grimm I. 656 $ 10, 

19) Grimm I. 111 $ 18: so einer zu T. ze einem insessen uffgenommen 
würt, der soll geben 5 pf. h. dem gerichtsherrn u. der gemeind ouch 5 pf. 
h. Aehnlich ib. 781 zum inzug, dann foll er diser gemeinschaft hoch u. nider 
sitzen als ein ander gemeinsman. 177 f. 801. II. 191. 194. 198. 199 $ 11. 
203. 641 $ 12—13. IV. 812. 438. V. 218 $ 8. Kaltenbäd I 578 $ 21. 422 
$ 58. 438 $ 4. 457 8 48, In Lucern zuerjt 1396 nah Wyß a. a. ©. I. 33 
Note. Vgl. Ditmarf. Lor. v. 1539 $ 196 u. 231. Sommer I, 2. 17. Stett- 
ler, R. ©. 120 u. Gem.» u. Bürgerr.- Verh. 44. Bol. auch Th. I. 164 N. 9 
u. über die jpäteren Erhöhungen 672N. 61. — Ueber Einzugöbriefe Bluntſchli 
I. 66.; Hofbücher Th. J. 164 N. 8; „Meierbuch” 1472 in Molsheim b. Grimm 
V. 423. $ 16. Vgl. W. des Felberfchen Bruchs ib. IL 280 $ 13: nachdem 
die erben verzeichnet sein, .. welche nicht verzeichnet sein, hält man vor 
sushölzer.— Ueber andre Erjchwerungen, Widerfpruchörecht Einzelner u. f. w. 
Th. 1.593 N. 26 u. 673 N. 62. 

5) Deffn. v. Töß b. Grimm I. 132: das biöherige Einzugägeld wird wegen 
der Vermehrung der gemeinen Darf auf dad Doppelte erhöht; dann foll aber auch 
der neue zu Töß haushäblich fich niederlaßende Genoße „unser allment wie ein 
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gefordert und ftetig erhöht wurden. Der neue Genofe mußte alle Verbind- 
lichkeiten eines Genoßen und insbefondere einen gleichen oder verhältnigmäßigen 
Antheil an den gemeinen Laften übernehmen 1%), mit den Genofen in allen 
Dingen Liebe und Leid zu tragen verfprechen!?), und diefe Erklärung mit 
einem feierlichen Eide befräftigen!S). Auch in Hofverbänden, in denen er 
überdies dem Herrn fich hörig machen und den Hulbeid leiften mußte??), hatte 
er zugleich den Genoßen zu jchwören 20). 


anderer insäss nutzen u. bruchen, och in allweg wie unser einer derohalb 
gehalten werden“. Deffn. v. Rümlang v. 1503 ib. IV. 306 $ 28: will frow. o. 
man . . dasülbs bi inen hushablich sitzen, wunn u. weid mit inen niessen 
..80 er nit ein erborner Rümlanger ist, der sol in geben u. usrichten 1 fi. 
zuo gemeines dorffes handen u. nutz. Ditmarf. Stat. des 16. 3. b. Michel— 
jen, Sammf. 354 f.: die volle Bauerfjchaft erwirbt der Anzügling, der die mene- 
marke gebrauchen will, mit 100 fl.; arme lüde, die de menemarke nicht mede 
bescheren wolden, zahlen nur 4 fl.; dazu die Klagen der Armen v. 1577 b. 
Michelſen, Urkb. 325. Bol. auch Grimm, ®W. I. 1386. 461. III. 124. 125. 
819: wederum dar in kope. V. 523 $ 24. — Später ſah man darin einen 
Kauf ded Dorfrechts jelbft, 3. B. 1487 im Gefchichtäfreund III. 271: das torf- 
rechtig, das ich von inen erkaufft han um die obg. summ; ober der „freiheit“, 
3. B. Grimm III. 355 (Note 20), u. j. w.; vgl. unten N. 90. 

16) Grimm II. 355 (N. 20). I. 824: wenn ouch ein fremder man har 
gen A. kumt u. sich meint do zu betragent u. sin selbs mus u. brot isset, 
der sol die gebursami halten, es sig mit gericht gon, als mit weg u. steg 
zu bessern. 

17) Grimm II. 426. IV. 72: wann ein burger, wannen o. wer der ist, so 
inn das gericht Sulzbach ziehet, der soll schweren, lieb u. leid, wie andre 
im mayerthumb sesshaft, er sey wesz stands er well, dieweil er darinnen 
sitzt, zuleiden. 

18) Nach dem W. v. Hochſtetten b. Grimm V. 643 $ 3 foll ein Auslendi- 
ger zum Inwohner nicht angenommen werden, er ſchwöre denn zuvor, dieſes Weis- 
tum, Ordnung u. Sapung zu handhaben u. zu halten, nur vor der Gemeinde 
Recht zu fuchen, u. alle Srrungen u. Zänke zuvörderſt andzutragen. Ib. I. 795. 
U. 433. IV. 538: zum merker geschworen, V. 248 $ 1. 555 $ 10, Eranien 
I. 57 $ 57. Sethe 114f. 8 2 u. 38, 

10) Bol. über dieſen hofseid, hubereid, hobseid, durdy welchen man dem 
Herrn o. dem Hofe Treue u. Huld gelobte, Grimm I. 658 $ 4. II. 334. 518. 
653. 697. 819. III. 12. 26. 52. 63 $ 21. 562. 744. 782. 305. 814. 817. 870. 
IV. 9. 10. 17. 52. 77. 79. 107. 112. 115. 121. 123. 169. 171. 174. 180. 189. 
196. 219. 252. 255. 256. V. 365 8 26. 423 8 19. 440 8 9. 458 $ 4. 460 $ 
13. 467 8 8. 471 8 7. 472 8 1. 482 8 23. 548 5 6—8. 603 $ 6; bef. aud) die 
Eidesformeln I. 667. 676. 684. 688. 702. 706 $ 8. 711. 714 $ 2. 719. 724. 
731. 750. II. 389. 399. 446. 632. 657. 816. IV. 167. 183. 218. 222. 238; 
Kaltenbäd I. 434 8 4. 

2, W. v. Ibersheim v. 1486 6. Grimm IV. 631 $ 1: so er hubener 
werden will, soll er vor den hubenern gemeinlich geloben . . dem hern .. 
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Geburt oder Aufnahme nun blieben jederzeit jelbftändige Vorausjegungen 
des Genoßenrechts; fie blieben es auch, als daneben ein dingliher Titel zur 
jelbftändigen Vorausfegung des Genofenrechtd wurde. Allein wenn zu irgend 
einer Zeit aus Geburt oder Aufnahme das Recht auf Anweifung des For- 
refpondirenden Sonderrehts in der Mark, alfo eines Hofes mit Zubehör, ohne 
MWeitered gefolgt war (Th. I $ 8): jo wurde das Verhältniß allmälig umge- 
fehrt, jo daß der Gutserwerb einen Titel auf Erlangung der perjönlichen 
Genopeneigenjchaft gab. 

Zum Theil freilich erhielten ſich noch bis in fpätere Zeit Refte der An- 
ſchauung, wonach der perfönliche Titel Bafis des dinglihen war. So fonnten 
in hofhörigen Gemeinden neu aufgenommene Genofen biöweilen geradezu eine 
Ehehofitatt beanfpruchen ?!), während überall in den bereit erwähnten Bor» 
zugörechten der Genofen bei dem Erwerb oder der Neubejegung erledigter oder 
bhofhöriger Güter mindeftend etwas vom alten Princip fortlebte, Und jedenfalls 
lebte dann, wenn ed fih um die Neuvertheilung von Markjtüden oder etwa 
einer ganzen neu erworbnen Mark handelte, der alte Grundjaß in voller Kraft 
wieder auf, indem dann jeder Vollgenoße Eraft feines Genoßenrechts 
die Ueberweiſung eines erledigten oder neu angelegten Loostheiles fordern 
fonnte?2), 


u. auch einem iglichen under den hübern. ®. v. Breitenbach v. 1467 ib. III. 
354 f.: wo mede eyner, der usswendig hier inner zoge, solche freyheit .. 
ob he die adir womede he die koufen adir losen solle? ... her sal hertreten 
in diess zenth u. salgeben dem schulth ... 5 sch. u. jedem schepphen 1 pf. 
u. sal unsern recht heren geloben truwe u. holt zu syne u. iren schaden 
zu warnen zu tag u. zu nacht u. zu welche zyt en das noid sy; he sal das- 
selbe geloben den nackeburen u. dem lantman; he sall ouch geloben, dass he 
wolle buwen wege u. stege mit andern sine nackeburen, alleine kann er nicht 
vele gemachen. 

21) MW, v. Ridenbadh v. 1495 6. Grimm, W. IL 211: wer och, das je- 
mandt sich zuo R. husshablich satzte u. uffgenommen wer ... und der hoff- 
statt begerti, daruf er ain huss bawen welti u. j. w. Im Notbfall muß ihm 
ein Andrer gegen eine von 4 Nachbarn zu feßende Taxe eine Hofftatt abtreten. 
Bol. ib. 79 $ 44—45. 134. 126. 199. Bei. auh W. v. Kilchberg ib. 207, wo⸗ 
nach man fih mit dem Begehren um eine eehushoffstatt an den Herrn oder 
feinen Statthalter wendet. Deren Abgefandter ſoll dann mit den hofgenossen 
helfen ain eehofstatt machen u, usgon, die aim herren an sinen güetern, 
desglich den hoffgenossen an iren güetern am unschedlichosten sige an steg 
u. weg. Wer aber eigne Güter bat, joll darauf bauen, u. ist man im nit schul- 
dig kain hoffstat uss zegandt. 

22) Bol, oben das Beiſpiel v. Töß (N. 120 3. $ 10). W. v. Weilbach u. 
Edderöheim b. Grimm IV. 559 $ 4: so sich einer zu W. o. E. in die ehe 
begibt, nachbar wird u. eignen rauch hält u. begehrt der gemeindtschaft dieser 
allmayen, solle bey der gemeindt burgermeister ansuchen; welcher garthen 
dan ledig fundte, soll ihme zugestellt werden; da aber keiner ledig, sollen 
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Im Allgemeinen dagegen wurde, je mehr der Gedanke des Privateigen- 
thums am Sondergut durchdrang, defto mehr ber jachenrechtliche Titel des 
Hofbefiges zur Selbftändigfeit erhoben und eine Auffaßung angebahnt, nad) 
der nunmehr umgekehrt das perſönliche Genoßenrecht auf dem Hufenbefig 
beruhte. Nur wurde died niemald fo verftanden, daß der Gutderwerb als 
folder ohne Weiteres und von Rechtöwegen zum Genofen machte, jondern 
immer nur fo, daß der Gutserwerb einen Anſpruch auf das Genoßenrecht gab, 
wenn zugleih die perfönlihen VBorausjegungen vorlagen?®). Die leßteren 
blieben alfo unerläßliche Bedingungen ter Verbandsmitgliedihaft, wenn auch 
deren eigentliche Baſis mehr und mehr in dem Befiß eines qualificirenden 
Gutes gefunden und dadurch die perfönlihen Erfordernige in die zweite Linie 
gedrängt wurden. Zur wirflihen Begründung des vollen Genofenrechts be 
durfte ed daher nad) dem Gutderwerb immer noch der haushäblichen Nieder- 
lafung in der Mark und der Aufnahme jeitens der Gemeinde?*), wozu dann 
in Hofverbänden noch der hofmäßige „ Empfang” ded Gutes trat?5), jowie 
der Entrihtung der üblichen Abgaben ?6) und der Ableiftung des Genofeneides?7). 


schultheis u. burgermeister beyder gemeindten zusammenthuen u. demselben 
ein placken verschaffen. Was bier von Allmendgärten gejagt wird, 
bat irgend einmal von der ganzen Hufe gegolten. 

22) So heißt ed in der Zent Kleinlinden b. Grimm V. 271 $ 3—6 aus. 
drüdtich, Zentner werde man noch nicht durch den Erwerb von Zentgut, fondern 
durch deſſen Empfang mit Eiden w Gelübden. Etenfo nad) $ 7—9 beim Erb- 
gang. Es foll fi daher nah $ 11 der zent nit gebrauchen, .. wer zentgut 
hat u. noch nit zentner ist. ®gl. !. 410. 750. III. 276: if den ok einer einen 
hof kofte u. bewisede des nicht, dat he ein recht erve si, den sülvigen 
schal men holden gelik einen utholten. Ebenfo 1510 ib, 277. 

=) Bol. 3. B. W. der Rodheimer M. v. 1454 b. Grimm V. 248 $ 1: zum 
ersten bekennet man niemant keins rechten in R. mark dan denjenen, die 
in der mark wonhaftig seint u. eigen rauch dorinne haben; aud) ſoll man, 
ehe man die Mark gebraucht, einem markermeister geloben, der mark recht 
u. herkomen helffen zu behalden u. alle dinge die mark andreffen gehor- 
sam zu sein als ein ander merker. I. 76: wer zu uns züchet u. by uns 
hushablich sitzet. IV. 321 $4. 361 $ 1 u, 13. 365 (1331) $ 9: weler ze B. 
seszhaft ist, der sall huw u. weid han; u. weler da nütt seszhaft ist, hett 
er joch gut da, so söl er doch nüt houw noch weid han, er seszi dan da 
hushablich. 283 $ 18. 308. 298 $ 2. 78883 V. 466 $ 11. Schauberg I. 
97 8 89. 

») Grimm, W. IV, 375 $ 10: und wenn ers empfacht und, genoss wirt. 
Bel. 1. 672. 673. 675. 677. 680 8 19—22. 688. 705. 718. 725. 844 $ 18. 
V. 402 $ 4. 410 8 4—8. 419 $ 2—7. 421 8 2-3. 431 $ 4—10. 440 8 3f. 

*) Grimm, ®. IV. 372 8 7. 377 8 11. 591 $ 7. V. 386 $ 8. 402 8 4. 
410 8 8. 429 8 3. 430 $ 5. 431 8 9. 4389 8 10-16. 

») Wenn nicht der Gutserwerber ſchon einmal geſchworen bat, denn wer 
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Und zwar galt dies in ganz gleicher Weiſe für ererbte 2%) und für 
erfaufte oder fonft erworbene?) Güter, nur daß bei den eriteren bisweilen 
leichtere Bedingungen geftellt wurden. Modificirt wurden diefe Säge nur 
dadurch, daß vielfach ftatt der ausdrücklichen Aufnahme eine ftillfehweigende 
angenommen wurde, wenn Jemand widerjpruchslos Sahr und Tag in ber 
Mark gejeßen hatte. Denn dann traten nach Ablauf der Friſt nit nur nach 
dein Sape „die Luft macht eigen“ die Rechte und Pflichten eines Hofhörigen 
gegen den Herm®), jondern auch die Rechte und Pflichten eined Genoßen 
gegen die Genoen ?!), und nicht blos in Hofmarken, jondern auch in manchen 
freien Marken 2), ohne Weiteres ein. 

2. Dinglihe Vorausjegung des vollen Genoßenrechts war ein ſowol 
nad dem Wie als nach den Was bejonders qualificirter Grundbefiß in der 
Mark. Erft vermöge diejes ſachenrechtlichen Bandes trat die volle Verfnüpfung 
mit der Gemeinde, die ja eben eine auf dinglicher Gemeinfchaft ruhende Marf- 
gemeinde war, in’d Leben. 

a. In Bezug auf das Wie ded Grundbeſitzes wurbe eine dem betreffen- 
den Genoßenſchaftsrecht entjprechende Gewere, mithin Iandrechtliche Gewere 
in freien Marfen, hofrechtliche Gewere in hofhörigen Gemeinden u. ſ. w., ges 
fordert 33). Wer fein Gut nicht unmittelbar unter der Garantie der Genofen- 
haft beſaß, jondern fein Recht daran erft von einem einzelnen Vollgenoßen, 
jei e8 als Untereigenthum, ſei es als erblichen oder Tebenslänglichen Kolonat, 


= 
auch einmal geschwört, der darf dabei nicht mehr schwören; Grimm 1. 
706 $ 9. II. 816. V. 446 8 8. 

20, 3. B. Grimm 111. 8. 37. 39. 64 $ 22. 514 $ 7—8. 72785. 745. 
758. 772. 788. 798. 806. 826. 329. 848. 871. IV. 32. 46. 197. 199. 204. 210. 
215. 255. 264. 429 8 28. V. 400 $ 2. 455 $ 5. 457 8 3. 4678 6. 470 84—5. 

” 3.8. Grimm V. 457 82. 459 $ 4-5. 470 8 6. 471 $ 4—6. 548 
$ 7-8. 715 $ 7—8. 

») Z. B. W. v. Altorf v. 1439 b. Grimm I. 16 $ 57. 21 $ 27. 27. SO. 
82. 138. 151. 224. 424. 425. 558. 569. 784. 816. 111. 438. 439. Bodmann 
11. 665. Th. I. 164 N. 11. — Als fafultatives Recht des Herrn b. Grimm 
1. 461. 

3) Grimm I. 637. II. 426: keme ein mann bei uns wohnen, jahr u. 
dagh bey uns gewohnt hette u. lieb u. leidt bey uns gelitten hette, als ein 
ander burger, den soll m. gn. h. schirmen u. verantworten als ein ander 
burger. B:f. aber W. v. Schifferftadt V. 596 8 3. 

22) So ſchon nad) der L. Salica tit. de migrantibus. Bgl. Deffn. v. Maur 
v. 1543 b. Grimm I. 44: wer zu M. hushablich ist gesin jar u. tag, wannen 
er komen sy, der hat als vyl recht u. teyl als ein ander. Vgl. ib. 76. 
Ebenfo in großen Marken, wo freilich vorher Aufnahme in den Einzeldörfern ftatt- 
fand, Maurer, Marko. 113 —114, 

”) Th. I. 506 f. 
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ſei es als bloßen Zeitbeftand ableitet, war nur mittelbarer Genoge*%). Er 
hatte daher Rechte und Pflichten nur „von ded Gutöheren wegen”), was ihn 
indeg nur bezüglich der jelbftändigen Vertretung und Ausübung beſchränkte, 
ohne Inhalt und Umfang des Rechts an fi zu mindern. In vielen großen 
Marken, bejonders in Weftfalen, dauerte bis in die neuere Zeit der Unterjchied 
unmittelbarer und mittelbarer Genofen Eräftig fort. Die Kolonen, Land» 
fiedel, Meier u. ſ. w. bildeten hier zwar den nächſten Verband der „gemeinen 
Markgenoßen“, waren aber in vielen Fällen und bejonders bei Subjtanzver- 
fügungen an die Bewilligung und Mitwirkung ihrer Grundherrn, der jog. 
Erberen, rechten Erben, Salerben, Lehnherrn, Hofherrn u. ſ. w., gebunden ?°), 
weshalb jeder Landfiedel Recht und Pflicht hatte, eine an ihn ergangene Ladung 
zum Märferding feinem Gutsheren zu verfünden?”), Die Gejammtheit der 
Erberen galt daher auch als echte Eigenthümerin der Marf, die Gefammtheit 
der Bauern nur ald „von ihrer wegen" daran berechtigt). Im ähnlicher 





3) Th. I, 597 N. 39, Waitz, V. ©. IL 270—271. — Ueber die nord. 
stuf Hanfjen a. a. O. VI 30—33. 

3 Grimm, W. IV. 241: die hant das recht von des abts wegen. Bgl. 
ib. I. 122. 424. 458. 643. Landau, Terr. 167. 

36) W. der Dernefamper M. b. Grimm J. 142 $ 9 u. $ 25: die „gemeine 
eingesessene o. beerbte bawrmennere“ oder „markgenoissen“ dürfen Marf- 
wiejen u. Kändereien nicht verpachten, fondern felbes ſoll beim holzrichter u. erb- 
exen 0. ihrem gewalthaber stehen. Bol. W. der Zudorfer M. ib. 87: bie 
burscap beider dorpe bringen an die erfigenoten, daß bie Mark nicht besnedet 
fei; Ießtere feßen eine Zeit feft, de snede to vernigen. W.* v. Altenhadlau ib. 
454: die Märker mühen die Lehnherren zuziehen bei Wahl des Obermärfers. 
Ebenfo oft bei Bewilligung von Neubauten, Zufchlägen u. ſ. w.; vgl. ib. 114. 
117, 118. 210 $ 11. — Bgl. über erfnoten u. meyger in Borchen ib. 94 f.; 
erbexen u. arme lude ib. 175 $ 19 u. 208; erven u. meigere 274 u. 276; 
sallerven u. gemeine erven 58; junker u. gemeine markgenossen 77 f. u.81f.; 
gemeine erffexen u. ingehorige markgenoten 112—118; erfexen et markge- 
noten 1277 in Vermele ib. 186; guthern u. erfexen u. gemeine markgenoten 
in Nortrupp ib. 208—212. 192 f.; gutherren u. erbexen u. gemeine bauer- 
schaft in Detterfen IV. 697—700, bei. $ 17—18; lehnherren u. lantsiedel ib. 
II. 411. 418. 488f. V. 320 u. W. des Bornh. Berges b. Boehmerl. 355 f. 

2) W. v. Altenhaslau v. 1354, v. Altenstadt, Oberurfel, Nortrupp, Seulen- 
berger u. Erlenbacher M. b. Grimm III. 411. 454. 489. 211 $ 24 u. 192. V. 
320 8 13. Bobmann I. 263. Löw 79. 105 f. 

*) W. des Speller Walds v. 1465 b. Grimm III. 180: de markgenoten, 
die dar recht in hebben van erer herschap wegen. W. ded Waldes Ber 
ſchampe v. 1503 ib. 230: der Wald gehört den hoffherren to den haven, dar 
de holtingeslude up wanen; erftere haben aber fein Holz- u. Maſtrecht darin 
mehr, indem wielmehr die Leute auf den Höfen van erer weggen hebben u. be- 
rechtigt sin. W. der Tudorfer M. ib. 85 f. u. 91f.: die Meier haben den Ge— 
brauch ihrer Meierhöfe myt einer slachte nut; de slachte nut ys acker u. 

18* 
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Weiſe waren in den Dinghöfen die Träger, Hulder, Hinterſaßen u. ſ. w. nur 
durch das Mittel ihres Hauptherrn Genoßen??)., Im Laufe der Zeit jedoch 
bat fich vielfach der aus der ungleichen Gewere folgende Unterſchied des Ge- 
noßenrechts verwiſcht. Nicht jelten wurde fogar ausdrüdlic die Beichaffenheit 
der Gewere für gleichgültig bezüglich des Gemeinderechts erflärt?0), ja es 
wurde der bloße Zeitpächter für die Dauer jeines Ir ald unmittelbarer 
Genoße behandelt). 

b. In Bezug auf das Was des Grundbefies galt urjprünglic der Satz, 
dag jedem Vollgenofenrecht eine volle Hufe, d. h. eine Hofftätte mit zuge» 
hörigem Feld- und Marfantheil, entſprach. Seitdem indeß Befigungleichheiten 
in der Mark entjtanden waren und durch die fortjchreitende Theilbarfeit der 
Hufen jtetig fi vergrößerten, gejtaltete die dinglihe Bafis des Vollgenofen- 
rechts fich nach Zeit und Ort mannichfach verjchieden #2). 

a. In vielen Gemeinden blieb die Eigenihaft, zum Genofen zu 
befähigen, an jedem Theil einer ehemaligen Vollhufe haften, fo daß jeder 
oder Doch jeder ein fehr gering bemeßenes Minimum überjchreitende Grund» 
befig in der Mark genügte). Bon jelbit verjteht fih, daß eigner Haus 


wesze, water u. weyde u. holt.. to den hoven, de se von den erven heb- 
ben. Ib. 255 8 4. 

%), Daher blieb in vieler Beziehung das Recht des Hauptherrn enticheibend. 
So bei Einziehung oder Berpfählung wegen Abganged oder Berjehens des Trä- 
gers, indem 3. B. dem Hauptherrn eine Frift zur Einlöſung oder Uebernahme 
gefetst ward, 3. B. Grimm I. 740 u. 742. Auch galt oft der Sag: der hinter- 
sesse vellet dem huber, z. B. ib. 525. Vgl. auch ib. 61 u. IV. 27 f., bei. 29. 

40) W. v. Diterdweier v. 1265 b. Grimm IV. 516 $ 8: omnes coloni 
bonorum claustri predicti ... uti debent silvis pratis pascuis aquis et aqua- 
rum decursionibus, almeinda et commodis quibuscunque ea libertate ac utili- 
tate, quam pred. singulorum locorum incole perfruuntur. Bgl. I. 521: eygens 
oder erbes. 523. 575 f. Deffn. v. Breiti v. 1439 ib. 80: welicher ouch in 
dem hoff ze R. dry schuch witt u. breitt hät, es sy eigen o. lehen, u. darin 
gesessen ist, der ist weidgenoss. Bgl. Th. I 597 N. 4, Auch Trouillat 
II. 509 u. 600 über die Gemeinderechte der Herrenleute, die ihred Herrn Gut bauen, 

“) Bol. Th. I. 595 N. 42 u. das dort angef. W. der Foſſenhelde v. 1444, 
wonad er die zeit er die inhat verbundlich u. gehorsam sein, u. derjenige, 
der sie verlawen hat... mit der mark nichts zu thun haben ſoll. Vgl. W. 
v. Altenhaslau b. Grimm III. 412f. u. 416f. $ 13 u. 20: der geiselhofman 

. hat gleiches recht, wie andere nachbarn, auch gleiche beschwerung zu 
tragen. Urf. v. 1278 b. Meichelbeck U, 2. 7 

#2) Bol. Th. I. 598 - 605. 

2) Grimm, W. I 324: wer des gutes iht hat o. hye noch gewinnet, 
sin si luizel 0. vil, der ist huber. Ebenjo IV. 674 $ 15 u. V. 64 $ 23. 479 $ 
2. — Ib. I. 46 u. 47: wer.. in der abteien wonet mit feur u. flamm, ein fhur 
feldts uff, die andere ab, schlag uf schlag ab, der ist ein huber. — In Gappel wer- 
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ftand 4) und perjönliche Anfähigkeit in der Mark) hinzutreten mußten. 

?- Sn andern Gemeinden war ed der Beſitz eines eignen Hauſes in ber 
Mark, welcher als dingliche Bafis des Genoßenrechts erforderlih und hin. 
reichend jchien*6). Dabei wurde, feitdem die Beichaffenheit der Gewere gleich 
gültig geworden war, dem Eigenthum an einem Haufe das abgeleitete Befit- 
recht und ſogar der bloße Zeitbeitand an einem jolchen gleichgeftellt*). Da 
Anfangs regelmäßig jedes Haus nur Einem Hauswejen unter Einem Haus- 
herrn diente, deckte fih das Erforderniß des Hausbefiges mit dem Erfordernif 
des eignen Rauches, Herdes oder Hausftandes*?). Als jedoch die Vereinigung 
mehrerer jelbftändiger Haushaltungen in demſelben Haufe vorkam, mußte es 
fraglich werden, ob Hausbefig oder Hausftand gefordert jei. Im Sinne des 
alten Rechts konnte man, da der bloße Hausjtand Fein dinglidhes Band war, 
für jebes Haus nur Ein Genofenreht zulaßen??). Biöweilen indeß geftand 


den 3 Furchen gefordert, ib. 1.421. — Auberswo fo viel, daß ein dreibeiniger Stuhl 
darauf ftehen u. ein Mädchen neben einer Kinderwiege darauf figen kann, 3. B. 
in Haufen u. Lämmerſpiel IV. 554. — Ober fo viel, daß ein dreibeiniger Stuhl 
darauf ftehen Fann, 3. B. III. 460: ist ein jeder hausgenoss, der des Lim- 
burger erbes so viel hat, dass er einen dreibeinigen stuhl darauf möchte 
setzen; vgl. II. 166. 182. 188. 201. 202. 211. 327. III. 478. 514. IV. 683 $ 
6. — Oder fo viel, daß man ein Roß darauf wenden mag, 1382 ib. IV. 75. — 
Oder 3 oder 7 Schuh weit u. breit, 3. B. IL 11 $ 3. 27. 80. V. 77 83.828 
4. — Und endlih fol in Eiderſtedt nad) den Zuſätzen zur Krone der rechten 
Wahrheit v. 1426 b. Richthofen 565 85 volle Aderwere u. volles Landrecht Je— 
der haben u. thun, defien Landbefig eines Kampffchildes Breite u. eined Schaftes 
Länge bat; dar hört voll lag unde landrecht to; wer daher dem Andern fo 
großed Land nimmt, bricht ebenfo viel, ald wenn er einen Morgen (demt) ent- 
wältigte, 

9 Deffn. v. Breiti (oben in N. 40): und darin gesessen ist. W. ber Foffen« 
beide 6. Grimm I. 581: so eyner in der mark begüttet o. geerbt sy, der 
soll sich der mark auch gebrauchen in den guedern u. nirgendts anderst, 
er sey edel o. unedel, so fern er auch hauss darinnen held u. rauch habe. 

) Grimm, W. 1. 168. 458 f. IV. 283 $ 18. 308. 365 $ 9. V. 466 $ 
11. Schanberg I. 58 a. 35. 192 a. 1. 112 a. 8. Landb. v. Schwiz 83. Mau- 
rer, Einf. 308; Fronh. TIL 210; Dorfv. I. 125 f. 

#) So in Dornftetten, Grimm I 383f. Vgl. Th. I. 598 N. 43. Es mußte 
aber ein Wohnhaus fein, nicht „spiker u. backhäuser“, W. v. Deifterwold ib. 
IV. 670 8 19. 

N 3.8. Raltenbäd I 41383: eigen haus oder bestand haus. 

+) W. der Kleinauheimer M. v. 1519 b. Grimm IV. 557 $ 1: wir weisen 
die inwohner der 5 dörfern, einen jeglichen, der aigen rauch helt, für einen 
märker. Ebenfo W. der Rodheimer M. v. 1454 ib. V. 248 8 8. — Bol. I. 44. 
76 $ 18. 183. III. 585. 625. 746. 819, IV. 306 $ 28. V. 523 8 22.590 $ 31. 

*, Grimm, ®. II. 312 u. 313. Bluntfhli, R. ©. II. 66. 82. 
Sternberg I. 121. 
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man jedem Hausſtande als ſolchem ein Genofenreht zu"), womit Die 
fachenrechtliche Bafis der Gemeinde aufgegeben war. Von da aus fonnte man 
jchlieglich, indem man nun die perfönlidhen Erfordernige um fo ftärfer betonte 
und den durch Geburt und Heirat von Alters her berechtigten Vollgenofen- 
freiß gegen Fremde abſchloß, zu den reinen Perfonalgemeinden gelangen, welche 
hier und da die ältefte familienartige Struftur der Gemeinde troß ihrer poli— 
tiſchen und vermögensrechtlihen Ausflüge reproducirten®!). 

y. Häufiger geſchah es, bejonders in ebenen Gegenden, daß die Genofen- 
eigenſchaft nicht an den Beſitz jeder beliebigen Hofitätte, jondern nur an den 
Beſitz einer der urjprünglich berechtigten Hofftätten gebunden wurde. Hier 
wurde dann eine gejchloßene Zahl jogenannter „Ehehofſtätten“ die Grundlage 
einer entjprechenden gejchloßenen Zahl von Vollgenoßenrechten, während durch 
den Befig eines andern Hofes oder durch Neubau auf Aderland ein Gemeinde: 
recht nicht entjtand 52), 

d. In andern Gemeinden erfchien nicht die Hofjtätte allein, fondern das 
ganze Hufengrundftüc als wejentliche Baſis des vollen Genoßenrechts. Hier 
forderte man daher den Befiß eines vollen Bauerhofes, Gejpanned oder 
Pfluged, einer ganzen Hufe u. ſ. w., d. h. einer Hofitätte mit einem 
bejtimmten oft nach der Morgenzahl firirten Maße zugehörigen Landes’?). 


o, Bluntihli, R. ©. II. 69. 81. 82. 

51) Th. I. 599. Einzugsbr. v. Regenöperg v. 1539 b. Wyß I 26. Blumer 
I, 2. 355. 

2) Th. 601 N. 50. W. v. Wellhaufen, Langenerchingen u. Loßburg b. Grimm 
I. 523 $ 11. 256 $ 19. 271 u. 272. 339. — Vgl. aud) ib. III. 628. 657. 659. 
W. v. Thalweil ib. IV. 334: 12 berechtigte Hofftätten,; ib. 300 $ 7: 17 unbe 
rechtigte Hofftätten. — W. des GSteinwedelwaldes v. 1558 ib. 695 $ 16—17: 
berechtigt find die Erben in 7 Dörfern; $ 20: wer auf einem hoff wohnet, den 
erkennet man vor einen echten, der aber auf acker gebauet hat, seie 
ein ausholz; dergleichen wan zwen auf einem hoffe wohnen, musz der einer 
des holtzvogts willen haben, den man irer einen allein vor einen erben er- 
kenne ; $ 26: Jemand wird ald ausholz gewiefen, weil er auf einem stuck lan- 
des wohnet. Ditmarf. Yandr. a. 87 $ iO: ock schall nener, de by einem ge- 
höffte etwas thobuwet, der gemenen mark tho gebruchen heben; $ 11: so 
een broder dem andern broder edder syner süster för eer erfdeel etlyken 
acker thodelete u. de broder effte süster darby ein huesz buwen worde, so 
schal doch solcker broder effte süster der gemenen mark sick nicht hebben 
antomathen.— Maurer, Dorfv. I. 38-40. 

a Th. L 602—604. Bei. Bibrauer W. v. 1385 b. Grimm L 512: das 
ein igl. gewerter man, der gewert wil sin, der sal han 32 morgen wesen u. 
eckir, eine hobstadt. W. der Holzm. Münder II. 297: we vele erfilandes 
einer solle haben, der sich vor einen erben holt? .. ein ferendell landes 
solle er heben u. ein ferendell landes sein vünff morgen. W. des Flamersh . 
Waldes I. 685 W. v. Schiffborf b. Pufendorf, Obs. Jur. Un. III. o. 112: 
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& Endlich zog ſich oft die Befähigung, zum Genoßen zu machen, in die 
äußerſte Peripherie der Hufe, in den unausgejchiedenen Allmendantheil, zurück. 
Diefer Antheil wurde dann im Berhältnig zu dem Hofgut ald eine mehr 
oder minder fjelbjtändige und trennbare Sache aufgefaßt, jedenfalls als eine 
für ſich beftehende Vermögensgerechtſame zur Bafis der Verbandsmitgliedſchaft 
erhoben. Für das volle Genofenreht war alfo der Befit einer vollen Were, 
Rechtſame oder Mente, eines Gemeindenugens, Marktheild oder Looſes u. ſ. w. 
erforderlich und ausreichend®4). 

3. War nun jo dad Zufammen treffen perjönlicher und dinglicher Mo- 
mente unerläßliche Vorausfegung des vollen Genoßenrechts, fo konnte doch 
eine unvollfommene Zugehörigkeit zum Verbande, ein paſſives oder Schuß: 
genogenrecht, auch da entitehen, wo nur einzelne jener Vorausſetzungen 
vorlagen. 

a. Mangelte e8 an den perſönlichen Verausfeßungen, jo blieb man, aud) 
wenn der dingliche Titel in vollem Umfange vorhanden war, Ausmärker oder 


bauman ift, wer 4 spall landes bat. Bgl. Renaud a. a.O. 37 Note. Maurer, 
Einl. 129 f. 280 f. Fronh. III. 200 f. IV. 19—20. Dorfv. I. 37. 

5) Th. I. 604 — 605. So muß im Felberfchen Bruch 1502 u. 1510 b. 
Grimm IIL 274 u. 276, wer ein recht arve wesen wil, vor dem holtink den 
Befig einer were mit segel u. breven beweifen. Doch joll nah ©. 275, wer 
fein Gut verſetzt hat, nicht holzen, fondern ftatt feiner der, welcher ed unter Händen 
bat. Bgl. 280 $ 16. — In der Etteler Holzm. 1411 ib. 31—85 wird vom Land- 
befiß echteword ertheilt. Iu der Dftbeverfchen M. 1339 ib. 177 find marcke- 
noten, de in der marke sit u, ware besetten heft. Speller Wald 1465 ib, 180: 
die dar marcknoten oder waraftig inne sein. 220: echtwardt. 855 f: wer ge- 
erft up dem buysche, — In dem Bruch der Schwanheimer M. ib. 523 find 
42 were; dieſe werden i. 3. 1421 fo vertheilt, daß 21 gen Schwanheim u. zum 
Gofdftein, u. zwar 14% zum Goldftein, 5% dem Urberger Gut u. 1 dem Klaus 
Ehimpf zu Shwanheim, gehören, die andern 21 aber nad) Niederrade u. zu ben 
Gutenleuten, u. zwar den leßteren 2%, nicht, wie behauptet war, 2%. Ebenfo 
1453 ib. 523 u. 524. — Bol. auch über die Gebauerichaften in Sandhofen ib, 
461. Ferner IV. 669 $ 15. — Später gab ed 3. B. in Rychigen in Bern 43 
gemeine Nuten f. 14 Bauern, 10 f. 3 Tagwner; in Mühlheim 16 Rechtiamen u. 
8 Bauern; Renaud 42 u, 45. Im 18. Jahrh. gab es in Ringwil 26 Firten 
u. 24 halbe Gerechtigkeiten, in Dachelfen 25 Haudhaltungen u. 14%, in Mafd- 
wenden 90 Haushaltungen u. 54, in Schwarzbach 30 Zeuer u. 13 Geredhtigfeiten; 
Wyß a. a. D. 28 N 31. — Auch die Helgoländer Bauerloofe (buer lot oder 
buerschop) jcheinen hierher zu gehören; i. 3. 1615 gab es 68 folcher Looſe, die 
in 3 Quartiere getheilt waren; nur ber Inhaber eined ganzen Looſes, der über- 
dies ein eignes Haus hatte, war vollberetigter Ortdangehöriger, was namentlich 
bei Predigerwahlen u. gemeinfamen Bergungen hervortrat; es gab auch Halbe u. 
viertel Loofe, nie aber durfte mit Einem Haufe mehr ald Ein Loos verbunden 
fein; auch Frauen und Waifen Eonnten ein Zoos vertreten; 3. f. D. R. XIV. 
282—286. 


— — — 
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Ungenoße. Dies galt namentlich von den nicht in der Mark perſönlich Haus 
haltenden Grundbeſitzern. Doch trat für ſie als Folge ihrer dinglichen Ver— 
bindung mit der Mark oft immerhin einiges Gemeinderecht, namentlich in 
ökonomiſcher Beziehung, ein bo). 

b. Fehlte die dingliche Grundlage, fo konnte man doch durch Geburt 
oder Aufnahme resp. durch perſönlichen Wohnſitz in der Mark dem Gemeinde— 
verbande als Schutzgenoße angehören. Zu derartigen unmittelbaren Schuß- 
verwandten der Gejammtheit gehörten jowol ganz grundkefiglofe Leute (ein- 
leufige, ungeerbte, ungewerte Leute, Häuslinger, Einlieger, Miether, Tag- 
wöner u. ſ. w.)>®), als die auf der Allmende oder im Dorf angefiebelten 
Befiger nicht gehörig beichaffener Stellen, aderlofer Häufer u. f. w. (Kötter, 
Seldner, Hüttner, Büder, Mundhausbefißer, viele Dorfhandwerfer u. j. w.) 57). 
Später traten mit der Abſchließung der Gemeinden vielfah auch an ſich 
qualificirte Befiger, die nur das Vollgenofenrecht nicht erlangen Fonnten oder 
wollten, in das Verhältnig unmittelbarer Gemeindeſchutzgenoßen ein; insbe— 
fondere bildete fi) das Recht der fogenannten Beifaßen aus und ed entitand 
ein eigener Beifaßenverband, zu welchem wiederum Geburt oder fürmliche 
Aufnahme gefordert wurden 59). 

c. Schließlich konnten die perjönlichen und dinglichen Vorausſetzungen 
gleihmäßig fehlen und dennoch dadurd eine Gemeindeangehörigfeit erzeugt 
werten, daß in der einen oder andern Beziehung eine mittelbare Verknüp— 
fung mit der Gemeinde vorlag. Dies war durd das Mittel eines perjön- 
lihen Bandes bei unjelbftändigen Leuten, Frauen, Kindern, Knechten, 
Mägden und überhaupt allen der Hauszewalt eines Genoßen unterworfenen 
Perionen der Tal. Durh das Mittel aber eined dinglichen Bandes trat 
ein Ähnliches Verhältnig bei den auf dem Grund und Boden eined Genoßen 
figenden Hinterfaßen, wie bei den bereits erwähnten Landfiedeln, Hubenträgern 


55) Th. I. 606. Grimm V. 152 8 38. Heudler a. a. D. 26 f. Auch bie 
langjährigen Streitigkeiten zwifchen der Stadt Burg u. den Dörfern auf Fehmarn 
über die Theilnahme der im Befiß von Dorffeldern befindlichen Bürger an den 
Gemeinweiden der Dörfer u. an den Dorflaften; erſt allmälig erlangten folche 
Bürger ein befchränktes Weidereht; Hanljen, Schmarn 67—70. 

5 MW. v. Monre b. Grimm III. 608: illi homines, qui dicuntur hinder- 
sesse vel eynleffigede lüde, qui non habent hereditatem vel agros vel pos- 
sessionem in villa Ib. 436: die einlefftigen lüthe, die nit uff irem aigen o. 
irem erbe sitzen. I. 516: die eigenlifftigen o. ungeerbten. Kindlinger, M. 
B. I, 2. 3: solivagi, qui ex parte domini terram non habent; Hörigf. 417 
(1338): einlufftig ... ungewert lüde, i. e, qui non habent nec tenent agri- 
culturam in campis. 

57) Th. L 607. Grimm IV. 679, bei. $ 10 u. 14. 

se) Th. I. 607—608. Thudichum 228 -280. Heudler a. a DO. 47—52 u, 
76—92. Auch oben N. 15, 


8 11. Genoßenrecht und Nubungsrecht. 281 


u. ſ. w, ein. Daß auch ſolche mittelbaren Schußgenofenrechte eine Gemeinde- 
angehörigfeit hervorbringen, dofumentirt fi darin, daß zu ihrer Begründung 
neben dem Aufnahmeaft des Haus- oder Hofherrn nicht jelten eine Bewilli- 
gung der Gemeinde und ein Cinzugsgeld gefordert wurde®®). 

4. Böllig verfchieden von diefen unvollfommenen Genofenrechten waren 
die fpäter vielfach vorfommenden, vom vollen Genofenrecht nicht qualitativ, 
fondern nnr quantitativ unterfchiedenen geringeren Genoßenrechte, und zwar 
fowol die Klafjenrechte der Schuppofer, Mentager u. |. w., ald die wirklichen 
Theilgenoenrechte der Halb» und Viertelöbauern u. ſ. w. Zu ihrer Begrün- 
dung mußten jo gut wie zur Begründung eined Bollgenofenrechtes perſönliche 
und dingliche Vorausfegungen zufammentreffen, nur daß ſich die legteren auf 
geringeren Grundbefiß oder den Beſitz eines bloßen Bruchtheild der vollen 
Rechtſame reducirten 60). 

1. Berloren wurde das Genoßenrecht in entiprechender Weije entweder 
aus perfönlichen Gründen oder wegen Fortfalls der dinglichen Baſis. 

1. Aus perjönlihen Gründen verlor man das Genofenrecht im 
Falle des Austritts oder der Ausichliefung Mit dem Genofenrecht gieng 
dann felbftverftändlich auch dad Sonderrecht an der Mark infoweit verloren, 
als daffelbe nicht bereits zu einem felbftändigen und auch bei einem Unge— 
noßen möglihen Individualredht geworden war. Urfprünglich zog daher ber 
aus perjönlichen Gründen eintretende Verluſt des Genofenrechtd immer auch 
den Verluft des Sonderguts nach fi, gleichwie ja der Erwerb des letzteren 
an den gleichzeitigen Eintritt in die Genokenfhaft gebunden gewejen war 
und in Hofverbänden noch in jpäterer Zeit wiederum rüdgängig wurbe, 
wenn der Erwerber des Hofguts nicht in beftimmter Frift Genoße warbet), 
Als dagegen der Gedanke des Privateigenthbums am Sondergut durchdrang, 
verlor zwar der audtretende oder ausgeſchloßene Genoße nicht mehr das Gut 
jelbft, er Fonnte e8 aber nur noch wie ein Ausmärfer gebrauchen und gieng 
jedenfalld der in Feld und Allmende dem Vollgenofen zuftehenden dinglichen 
Gemeinſchaftsrechte verluftig. 

Mer daher aus der Gemeinde dauernd verzog 62), feinen Haushalt in 
der Mark aufgab, feine perjönliche Selbftändigfeit einbüßte oder ſonſt aus 
dem Kreife der jelbitändigen Gemeindeglieder jchied, verlor mit dem Genofen- 


”) Th. I. 606-607. Grimm II. 155: welcher nit in der gemein ist, 
ess sey knecht o. nachbars sohn. Ueber die Aufnahmebewilligung Grimm I. 
104. 1II. 673 u. 725 u. Maurer, Dorfv. II. 153 f. 179; über das Einzugsgeld 
Urk. v. 1581 b. Micheljen a. a. O. 385—336. 

) Bol. Th. I. 606. 608. 

*) Bol. oben $ 10 N. 60. 

62, Nicht aber, wer nur vorübergehend, 3. B. ald Dienftbote, ven Ort ver 
lieh; Grimm, W. I. 133. — Bol. auch Hendler a. a. O. 47 u. 75. 
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recht 6?) zugleich feinen Antheil am ungetheilten Gejammtreht®), den er bei 
etwaigem Wiedereintritt wie ein Sremder von Neuem erwerben mußte‘), 
Mer aber wegen Nichterfüllung feiner Verbindlichfeiten zur Strafe von 
der Gemeinde ausgeichloßen wurde, verlor mit dem Genofenrecht 6°) urjprüng- 
lich fein ganzes Beſitzthum, wovon ſich in der gewiß uralten Sitte der Ver— 
pfählung des ungehorjamen Bauern Rejte erhalten haben”). Später hörte 
zwar, bon der Mitwirkung der Hofgenoßen bei der Strafeinziehung von 
Hofgütern abgejehen*), eine jo durchgreifende Gewalt der Geſammtheit über 
das Sondereigen auf. Allein nach wie vor blieb dasjenige Sonderrecht, wel- 
ches in dem Mitgenuß des unvertheilten Landes beitand, der genopenjchaft- 
lihen Strafgewalt unterworfen. Die Gefammtheit Fonnte daher den pflicht- 
vergebenen Genoßen für immer oder auf Zeit von der Allmende mit Der 
Wirkung ausichliegen, daß er in allen Markangelegenheiten für einen Aus- 
märfer galt und gleich einem ſolchen bei eigenmächtiger Nutzung gepfändet 
und beftraft wurde, Sehr viele Markfweisthümer bedrohen denn aud) in ber 
That die Verabfäumung der Genoßenpflicht mit dem dauernden oder vorüber- 
gehenden Verluſt des Markrechts. Am häufigften geſchieht dies für ein- oder 
mehrmalige unentjchuldete Verſäumniß des Märkerdings‘), überdies für Marf- 


63, Hofr. v. Loen b. Grimm III. 150 $ 38: hefft verloren syn hoffrecht. 
721 $ 3. 792. IV. 306 $ 35: so ist er sins eids ledig. 

6%) Grimm L 44: wer hinnen zücht, so hat er kein recht daran me. 
133: welicher us unsser gemeindt zücht, sich an andre örte hushablich setzt, 
das der in unsserem gemeinwerk kein teyl me sölle haben. 413: er verliert 
auch das Gerodete. IV. 356. Schauberg I. 192 $ 44: were ouch, das einer 
von Klotten zuge, dass er nit mehr inwendig etters gesessen, der soll dann 
fürbas die allmend nit mehr niessen. 

6) Grimm I 461: fobald er dad Hausgeräth vor den Dorfzaun gebracht 
bat, muß er die Bauerfchaft von Neuem Faufen. — Vgl. Heusler a. a, O. 38. 

66) Verluft des „hausgenossenrecht“ wegen dreimaliger Dingſäumniß b. 
Grimm II. 194. 196. 201. 204; der „freiheit“, d, i. Mitgliedfchaft in der 
Gemeinde der Freien, für Imalige Nichtentrihtung der Gebühr zum jährlichen 
Gemeindeſchmaus o. des freien Zinſes, im Freiding Emmerfen ib. IV. 665 $ 31 
u. 32. Vgl. Delbrüder Landr, ib. III. 3. Record v. Borne ib. 861: ennich half- 
wenne, der in die 14 kirspelen wont, ende met hunne naburen gein her- 
scappie hebben en wolden, sullen afgesloten werden toter tijt ton, dat sy ge- 
moet sijn, miet die naburen lief ende Idet de lijden. Kaltenbäd I 553 8 
13, Prot. v. 1562 b. Piper 177-179. 

67) R. der 7 fr. Hagen b. Grimm, W. III. 3118 10: dem soll man einen 
graben vorm thor übergraben, das thor zupfahlen u. den eimer über dem 
sode weg hauen, den backofen zumachen, kein feuer leihen lassen, heerde 
u. schweine verbieten, u. lassen ihm also einwachsen u. ein wahl auf seinem 
hause halten, bis er sich bessert. 

Val. oben $ 10 N, 61. 

WB, v. Beber b. Grimm IV. 667 $ 27: so seck en markgenote we- 
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frevel jeder Art'o), Uebertretung der Ausfuhrnerbote?!), Widerſtand gegen 
Markbeamte??), Weigerung zur Uebernahme eines Amts”?), verſagte Hülfelei— 
ftung 4), Eidesweigerung”®), Unterlagung der ſchuldigen Rügen?6), Nichtbezah— 
lung von Abgaben und Bußen 7), Ungehorfam 7®) u. ſ. w. 

2. Der Bortfall der dinglihen Baſis zog nothwendigerweije auch 
den Verluſt ded vollen Genoßenrechtes nah ſich. Wer daher jein Hofgut 
beziehungsweije jeine Rechtſame aufgiebt, verkauft oder fonft verliert, jcheidet 
damit aus dem Kreije der Vollgenoßen?), wenn er auch möglicherweije im 


— — 


gerde u, dat hölting nich wolde holden helpen, ohne krankheit u. herren 
noht, wat dessen, bröke syn schall? Den schall man vor enen utmanne hol- 
den u. panden. Oelbrod IIL 112: tom drüdden mal verlustig syner gerech- 
tigkeit yn der marke. Ebenfo 117. W. der Fofjenhelde ib. 582: der soll der 
mark daraffter entweist sein. Bgl. 530 $ & L 493 $ 2: markrecht verloren. 
III 285 $ 29: seines echtwerdes verfallen 293: seiner gerechtigkeit ver- 
fallen, IV. 565 $ 6-7, Im Gamberger W. ib. L 576 $ 8 wird die gleiche 
Drohung ausgefprochen u. in $ 9 durch die Märker gemeinlich gegen eine ganze 
Gemeinde ausgeführt. — In andern Marken foll der Ausfchlug nur big zur Ent 
richtung der Buße dauern, ib. IL 319 u. 301 $ 8; oder nur bis zum nächjten 
Solting, ib. 84. 2. 286 $ 3 

») Grimm, ®. V. 208 $ 2—3. 275f. bei. $ Sl u. 54 31986. Man 
verliert das „markrecht“. 

") Grimm, W. IIL 500: dem soll man von stund an wasser u. weid 
auch gemeinschaft verbieten. Ib. 455 u. V. 2488 5: bisz ine die merker wi- 
der innemen. Kaltenbäd II. 130 8 58. 

2) MW, des Speller Walde b. Grimm IIL 183: wer fidh gegen die Pfän- 
dung wehrt, wird v. Holgrichter, Erferen, Malleuten u. Markgenoßen gewiejen 
uth allen rechten die he hefft. 

”) Grimm IIL 285 $ 27: wer dad Amt eines holzwahren ausſchlägt, ver- 
liert die holzung. 

4) W. v. Diedtorf b. Grimm IIL 215: ofit de grave einen man an- 
spreke inn nod u. he omhe nicht helpen wolde? is gefunden, den sal man 
holden vor einen uthmarkerschen. IIL 305 $ 22, IV. 510 8 35: der marg- 
man, der dem margknecht gegen einen usman nicht beifteht, foll sines teiles u. 
rechtes berubet sin an der mark. III. 489: wer verbodet wirt, der marg vor 
fure zu huden, u. des nit thut, der ist der marg zu ewigen tagen verschal- 
den; doch mogen der walpode u. der lantman das mildigen. 

») W. v. Dürkheim b. Grimm L 734, 

2) $rimm II. 161: by verlust sines markenrechts. V. 317 $ 6. 

”) Grimm UL 283 u 2848 17: man hält ihn vor einen utholzer. 77: 
Sufpenfion bis zur Zahlung. L 576 $ 10: Verluſt wegen Nichtzahlung des 
Förſterlohns. 

) Grimm IIL 188: verliert der mark gerechtigkeit. 301 $ 30. IL 409. 

2) W. v. Offingen b. Grimm L 99 $ 15: so einer in der gemeind sin 
hus zu kouffen gipt, der sol sin burgrecht verwürkt haben, u. so er nach 
in der gemeind huss halten wyl, sol er den inzug schuldig wie ein andrer 
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Berbande der Schußgenofien bleibt?%). Ebenſo aber hört für den, welcher 
jein Sondereigen zwar behält, es aber der Markverbindung dur Abhegung 
unter Verzicht auf den Allmendgenuß entzieht, zugleich die perfönliche Ge- 
meindeverbindung auf ®!). 

ID. Da die alte Genoßenſchaft fein gewillfürter Verein benachbarter 
Grundbefiger, jondern eine gefchichtlich gewordene Gemeinde halb politiſcher 
und halb wirthichaftliher Natur war, und da das Genohenrecht zugleich 
einen Inbegriff von Pflichten gegen ben Herrn und gegen die Gemeinde 
darjtellte: war weder der Eintritt in den Verband noch der Austritt lediglich 
Sade des freien Willen. Vielmehr trug das Genofenrecht bis zu einem 
gewißen Grade den Charakter einer Zwangsmitgliedfhaft an fid. 

Wer zur Genoßenſchaft geboren war, gehörte ihr unabhängig von feinem 
Willen an; wer fi in der Mark niebderließ, wurde gleichfalls nad Jahr und 
Tag oder einer anderweit beftimmten Frift ohne Weiteres ald Gemeindeange- 
böriger betrachtet und zur Leiftung des Genofeneides gezwungen. Cbenjo 
aber mußte, wer Grundbefiß in der Mark erwarb, Genofe werben®?) oder 
doch einen tauglichen Vertreter beftellen®). Für die Hofverbände Tag dies 
ihon in dem Gebot audgeiprochen, jeden erworbenen Theil eines Hofguts zu 
„empfangen, da der „Empfang“ eben mit dem Eintritt in die hörige Ge- 
uoßenſchaft verbunden war®). 


usserthalb dem dorf. W. v. Ingwersheim v. 1462 ib. V. 410 8 1. Schau- 
berg I. 192 8 44. Urf. v. 1600, 1601, 1670, 1752 b. Bluntſchli, R. ©. M. 
64—66. Ditmarf. L. R. a. 87 8 6. 13. Sternberg 128 u. 129. 

- 80) Mer daber 3. B. fein Gut an die Erben abtritt u. fi) auf's Altentheil 
fegen läßt, tritt in die Klaffe der Paffivgenoßen zurüd; Bluntſchli IL. 65 f.; 
Thudichum 209— 211; Sternberg I. 105. Er Bat daher nad) Barmer 
Hofr. b. Grimm III. 16 fein Recht am Gemeinlande mehr außer auf nothdürf- 
tiged Brennholz. 

81) Auf diefem Wege fchieden ja die großen Grundherrn u. fpäter die Befiger 
von Sundern, Schutzbann, Bund, gefchloßenen Höfen u. f. w. aus den Gemein- 
den; vgl, Maurer, Einl. 187. 216—220; Dorfv. I. 155—159. W. der Gent 
Eiche b. Grimm III. 554: ob ein edelman gesessen were in der zente, der 
sich mit der cente behelffen wolte, der soll auch mit ziehen. Were aber 
das er sich on die zente behelffen wolte, so solt die zent ime auch nicht 
beholffen sin. 

82) Vgl. oben $ 10 N. 51 u. 60. Grimm, W. II. 876. IV. 193. 

8) Oben $ 10 N. 50 u. 60. Kaltenbäd I 89 8 19: wer häuslich baut 
in der Gemeinmarf, fauft oder verliehen erhält, fol Recht haben, ald wenn er 
100 Jahr dort fähe, aber auch sein ain glaicher man der gemain u. in allen 
dingen mitleyden, .. er sey selber da o. er hab ain an seiner stat, der in 
verwes, 
) Grimm, ®. II. 386. 391. 399. 406. 492. 533, 535. 543. 598. 610, 
617, 688, 693. III. 836. V, 307 88, 
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Auch der Austritt aus der Gemeinte ftand keineswegs im Belieben des 
Einzelnen. Denn ohne gleichzeitige Aufgabe des Hofgutes und des MWohn- 
fites in der Mark konnte man fi, von dem alten Abmarkungsrecht abge 
jehen, dem Genoßenverbande nicht entziehen. Dagegen war ed dem Freien 
unbenommen, jeinen Grundbefig aufzugeben und nad Erfüllung aller bereits 
fälligen Berbindlichfeiten die Mark zu verlaßen, — ein Recht, das unter dem 
Namen ded „freien Zuge" mehr und mehr auch den minderfreien und jelbit 
börigen Leuten eingeräumt und dur eine den Herrn und Vögten auferlegte 
Pflicht ſymboliſcher Hülfeleiftung beim Abzuge veritärft wurde), Damit 
war dann fowol das dingliche wie das perjönliche Genofenband gelöft®®). 

IV. Eine Verfügung des Einzelnen über jein Genoßenrecht waa 
hiernach urjprünglich undenkbar. Mittelbar freilich enthielt, ſeitdem die dingliche 
Bafis in den Vordergrund trat, die Verfügung über das Sondergut auch eine 
Berfügung über die Gemeindemitgliedjchaft: allein immer nur unter der dop- 
pelten Beichränfung, daß erftend nur ein Titel für den Erwerb des Genofen- 
rechts, nicht dieſes jelbjt übertragen werden fonnte, und daß zweiten s gerade 
mit Rüdfiht auf den daraus herzuleitenden Anſpruch auf Gemeindemitgliedfchaft 
die Verfügung über dad Sondergut mannichfach gebunden bliek. 

j Der erſte diejer beiden Geſichtspunkte trat dann freilich in demjelben 

Grade zurüd, in welchem das Genoßenrecht ald bloßer Ausfluß des Grund» 
beſitzes betrachtet zu werden begann; und er verfchwand völlig, jobald das 
Genoßenrecht unter dem Begriff eines jelbftändigen Allmendanrechtes mit 
zugehörigen perjönlichen Rechten und Pflichten aufgefaßt und ald ware, schar, 
echtwort, gewalt, rechtsame u. ſ. w. für fich gleich einer Aktie verkauft, 
vererbt und getheilt ward. Nunmehr fchien allerdings das Genoßenrecht als 


#8) Grimm I. 8. 76 $ 19. 88. 116 147. 168. 171. 199. 211. 219. 225. 
235. 285. 289. 296. 315. 316. 348 $ 9. 367. 376. 8394. 425. 637. 681. 729. 
816. II. 42. 43. 45. 46. 58. 60. 63. 66. 68. 83. 113f. 116. 122. 123. 239. 
258. 274. 297. 302. 325. 468. 558 u. 559. 570. 600. 766: eyn frey offen landt, 
dat ein jeder man mach heut darin gehen, morgen wiederumb daruss. IV. 
306 $ 35. V. 11 $ 7. 121 $ 12. 148 $ 31. Der Megziehende joll aber vorher 
den Herrn u. die Gemeinde bezahlen (4. B. II. 113. 320), widrigenfalld ihn jeder 
Nachbar anhalten kann, daher auch nur bei Sonnenjchein ausziehen (I. 367. I. 
113). Begegnet ihm der Herr o. Vogt, jo ſoll er vom Pferde 0. doch aus einem 
Steigbügel treten u. den Wagen fortfchieben helfen (ib. I. 637. 777. IL. 254. 259. 
III. 792. V. 669 $ 13; mein Humor 40). — Beichränfungen der Freizügigkeit 
durch eine geforderte Erlaubniß b. Grimm III 674. 723. 734 8 2; durch das 
Verbot, Bürger o. Geijtlicher zu werden, ib. I. 318. 330; durch) Abzugsgelber, 
dritten Pfennig, „ablaitt‘ (neben „anlait“) ib. 365 u. Kaltenbäd I. 422 8 53. 
438 $ 41. 475 $ 48. 578 8 21. 

86) Daher wird auch in Flamerdheim die vor ber verfammelten Gemeinde 
borzunehmende Aufgabe des Hofgutd zugleich genannt: seine gemeinschaft vor 
der gantzen gemein aufkünden. Lagerb. b. Maurer, Dorfv. I. 186 N. 94. 
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ſolches, nicht blos jein dinglicher Zitel, einer privatrechtlichen Berfügung zu 
unterliegen. Immer aber blieb irgendwie dieje Verfügung um der von ihr 
zugleich getroffenen Verbandsmitgliedſchaft willen genoßenfhaftlih gebunden 
und bejchränft, wie fich dies in Theilungs- und Beräußerungsbeichränfungen, 
in Vorkaufsrechten der Genoßen, in Beihränfungen der Vereinigung mehrerer 
Genoßenrechte in Einer Hand, in der Möglichkeit einer zur Strafe verfügten 
Entziehung oder Schmälerung, in perjönlihen Anforderungen an den Erwerber 
u. ſ. w. zeigte®”). 

V. So erſchien ſchon binfichtlih feiner Borausfegungen das Ge 
noßenrecht als ein doppeltgenrteted Recht. Es galten weder die Grundjäße 
des reinen Öffentlichen noch die ded reinen Vermögensrechts, ſondern Regeln 
gemijchter Natur, wobei bald das eine und bald das andere Moment über- 
wiegen und zuleßt hier fait die Natur eines heutigen Ortöbürgerrehts und 
dort faſt die Natur einer Bodenaktie zum Durdbrud fommen Fonnte. In 
der einen Mark blieb die perfönliche Seite der Gemeindemitgliedſchaft ent- 
iheidend und ed gab nur'geborene und gefhworene Genofen®). Im 
der andern Mark fiel das Uebergewicht auf die vefonomijche Seite und man 
jah in den von einer Perfon auf die andere übergehenden Gemeindemitglied- 
Ihaften ererbte und erfaufte Genofenrehte®?), in der Aufnahme eines 


97) Bol. Th. I. 604f. N. 57—64. 677. 679. 682. Auch noch den Hofrodel 
v. NReichenburg v. 1536 b. Grimm IV. 351 $ 34, wonach Frauen u. Töchter das 
Alpgenofenrecht erben, ed aber durch Heirath eined Ungenofen verlieren. W. v. 
Mäggithal v. 1496 ib. 356: dz keiner sin allmeind magy verkouffen noch ver- 
schenken, den ein gnoss dem anderen, 

») W. v. 1332 b. Grimm II. 490: geboren uff gehulde hoifslude. II. 
16: jeder geborne erbe. I. 455: geschworner hübner. V. 700 $ 11: ob ein 
huber gemacht würde in solichem gericht. IH. 839. (unten N. 148). 

®) Th. I. 604. 677f. — Berner W. v. Sandhofen 6. Grimm I. 461, 
wonad vor S. Georgentag jeder unbefcholtne Anzügling für 3 fl, ein Dorfkind 
für die Hälfte eine ganze o. halbe Gebauerfchaft kaufen, ein bereitd Gemeinderecht 
Habender aber für je ein Viertel Wein nebſt 2 Weden u. 1 Käfe je eine vierte 
Sebauerfchaft Hinzuerwerben kann. — Ib. IV. 375 $ 11: wer ouch, das jeman 
deheines guots von einem genossen ze erb keme, der erb sol ouch denne ein 
genoss sin. 356: allmeind.... erben... verkouffen ... verschenken. I. 41: dehein 
genossamy .. zu güttern.. ze kouffen. Sternberg I. 105: „id verfaufe 
meine Gemeinde.” — Deutlich tritt in der Deffn. v. Töß die privatrechtliche Auf- 
faßung hervor, indem hier die gegenwärtigen Gemeindeglieber den Hof Tätnow 
mit gemeinfamen Mitteln zur Dorfmark hinzuerworben haben und nuu die Anfchau- 
ung entwideln, daß in Zukunft nur Erbfolge in eines der damit be,ründeten Ge 
noßenrechte oder aber Einftiftung eined neuen Antheild zum Genohen machen könne. 
Bol. Grimm I 134: Dorflinder, die fi auswärts aufgehalten aber nicht haus— 
häblich niedergelahien haben, mogent... das dorfrecht von iren fäteren erben 
u. ane inzug fry zu uns ziehen; fonft follen fie halbes Cinzugsgeld geben, indem 
die andere Hälfte deshalb fortfällt, umb das er oder sine vorderen kosten mit 
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neuen Gemeindeglieds gegen Einzugsgebühren den Verkauf eines neuen 
Genofenrechtd jeitend der Gemeinde). Faſt nirgend aber Fam eine dieſer 
Auffagungen rein und ausschließlich zur Geltung, fondern, wie das Genoßen— 
recht jelbft gemijchter Natur war, jo wurden die perfönlich-politiichen Voraus— 
jegungen befjelben überall dur Dinglich-privatrechtliche und Ießtere wiederum 
durch erjtere modificirt und ergänzt. 

C. Seinem Inhalt nad vereinigte das Genoßenrecht Befugniße und 
Pflichten und zwar beide jowol politischer als vefonomifcher und fowol per— 
jönlicher als jachenrechtlicher Art zu einem einheitlichen Ganzen, deffen einzelne 
Beitandtheile fich im einer freilich nach Ort und Zeit fehr verjchiedenen Weife 
bedingten und bejtimmten. In Hofverbänden trat dann noch der enge Zu- 
jammenhang des Genofenrehtd mit dem aus dem Abhängigfeitsverhältnif 
fliegenden Inbegriff von Rechten und Pflichten hinzu. Erſt allmälig lockerte 
oder löſte fi der Zufammenhang der einzelnen Beftandtheile, beftimmte Be- 
fugnige und Pflichten Löften ſich zu einer gewißen Gelbftändigfeit ab, es 
jpaltete fi wol gar das einheitliche Recht in zwei getrennte Rechtsinbegriffe, 
ohne daß auch. hiermit jofort jede Beziehung der einft verbundenen Rechte und 
Pflichten auf einander fortgefallen wäre, 

I. Sm Einzelnen Yaßen ſich zunächſt die im Vollgenoßenrecht ent- 
haltenen Befugnige und Pflichten in drei Gruppen theilen, je nachdem fie 
ſich auf die politische Friedens und Rechtögemeinfchaft, auf die fittliche Lebens» 
gemeinjchaft oder auf die oekonomiſche Gemeinjhaft des Genohenverbandes 
beziehen. 

1. Friede und Recht des Verbandes waren ein genoßenfchaftliches Ge- 
jammtbefigthum. 

a. Jeder Genofe als joldher war daher Mitträger und Mitinhaber des 
genoßenjcbaftlichen Friedens und Rechts; jeder gotzhusman ist, wie gejagt 


der gemeind des hofes Dätnow halb erlitten. Dazu ©. 136: darzuo sinen 
teil an hof u. weydrecht, wie einer im dörf erköft u. bezalt hat. 

», Th. I. 605 N. 61. Grimm I. 42: ob ouch einer gen W. züge u. nit 
gnossig were u. wunn u. weyd da niessen wölte, der sol umb die gnossamy 
geben drü pfund. Eigenthümliche Folgerungen werden aus biefer Auffaßung ger 
zogen im W. v. Buochs v. 1433 ib. 438. Wenn bier nämlich nach $ 14 ein neu 
Anziehender mit 2 fl. oder einem Bürgen Dorfrecht erwirbt, werden Kinder unter 
7 Jahren dorflüt mit im; Kindern über 7 3. aber soll u. mag dorfrecht niemen 
angefallen, weder von vatter noch von mutter, old sy köffens dann von den 
dorflüten. Cbeufo joll nad) $ 15, wenn eine fröw oder tochter, die dorfrecht 
hett, einen ussren neme zu der &, der nit dorfman were... der man dorf- 
recht nit nieszen, er köff es den. Und nach $ 17 follen, wen ein dorfman ist, 
der kind hett, die nit dorffllüt sind noch dorfrecht nit habent, die Kinder 
dad Dorfrecht nur foweit mitgeniehen, ald dad Bedürfniß des Vaters 0. der Mutter 
es mit ſich bringt. 
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wird, genoss u. geerb der gotzhuslüten recht u. fryhaiten?“). Daraus 
ergab fi die Pflicht, das Weisthum, die Drdnung und die Satzung des Ver- 
bandes zu halten und zu handhaben 2), worin fowol die paſſive Gehorjams- 
pflicht®) als die Pflicht jelbitthätiger Hülfe bei Aufrechthaltung der Rechts- 
ordnung?*) enthalten war. Daraus ergab fich aber, ebenfo das Eorrejpondirende 
Recht auf Schug und Schirm der Gejammtheit”), insbejondere auf geridht- 
liche Abhülfe, wenn Friede und Recht am Genoßen gebrochen find’). Der 
Ungenofe hatte urjprüngli einen derartigen Rechtsanſpruch nicht. Allmälig 
wurde dann zwar diefed Princip durchbrochen; auch den Fremden wurde Rechts- 
fhuß gewährt, ja es jollte ihmen oft vor den Einheimiſchen gerichtet werden, 
und die Ausbildung der fogenannten Gaftgerichte 97) realifirte überall den 
neuen Sat: wehr auch das recht anrüft, dem soll man zum rechten 
helfen, er si husgenosz oder gast®), Allein die alte Idee blieb doch in 
manden Snftituten, wie der Kautiondbeftellung, dem Sremdenarreft und andern 
Benadhtheiligungen der Gäfte) Iebendig und wurde bisweilen noch direkt aus» 
geiprodhen, wie z. B. wenn dem Gajt vor Anjtellung einer Klage auferlegt 
ward, das Recht der Genoßenſchaft zu kaufen 100), aljo gewißermaßen das den 
Anſpruch auf Rechtshülfe bedingende Genoßenrecht zunächſt partiell zu er- 
werben. 

b. Sm Einzelnen lag daher im Genoßenrecht vor Allem Befugnig und 


9) Grimm, W. I. 281. Bol. V. 4237. 8 19. 

92) Grimm, W. V. 643 $ 3: disz weisthumb ordnung u. satzunge zu 
handhaben u. zu halten. 248 $ 1: der mark recht u. herkomen helffen zu 
behalden u, alles dinges, die mark andreffen gehorsam zu sein als ein ander 
merker. 423 f. $ 20. III. 310: des haves recht halden. 

9%, Grimm V. 248 $ 1. 451 $ 4: dem hof gehorsam zu sein. Ralten- 
bäd I. 154 $ 89. 193 $ 89. 324 $ 82: Gehorfam gegen die gemain. 

%), Grimm IH. 412: der mark getreulich beholffen zu seyn zu allen 
ihren rechten. 

95) Grimm I. 168. III. 13: bei dem ban u. frieden behandthaben u. be- 
halten IV. 306 $ 86. 

) Bol. z. B. W. v. 1420 6. Grimm IIL 567; ib. II. 612. 

or) Näheres b. Dfenbrüggen, Studien 19—68. 

” So im W. v. Zuozwil v. 1488 b. Grimm V. 142 $ 6. Vgl. ib. I. 26. 
IV. 284 $ 26. 297 $ 1: den gesten richt man vor den husgenossen. 315 

) 3. 3. höhere Buße des Gafts b. Grimm V. 119 $ 8. 

00, W. v. Altorf v. 1439 6. Grimm I. 11 $ 4: wer, das ein ussrer in 
dem hof ze A. ze schaffen gewunn u. klagen welt umb eygen o. umb erb, 
der sol das recht kofen umb 5 sch. 4 pf. u. sol man im richten als einem 
andern hofman, Bedarf aber der inner von dem ussern des rechtes, so soll 


der usser den innern vertroesten, das recht da zu lassen. Aehnlich in Maurer 
ib. 48. 
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Pfliht, den Frieden und das Recht des Verbandes gegen jeden von außen 
fommenden Angriff zu vertheidigen. 

@. Deshalb follte in allen Händeln und Streitigkeiten der Gemeinde 
Einer für Alle ftehen!"). Jeder jollte jeine Gemeinde und deren Mark 
jowol vor dem höheren Richter vertreten helfen, als einen gewaltfamen Angriff 
nöthigenfalls mit gewaffneter Hand abwehren!®). Sn den Grund- und Land. 
berrichaften freilih gieng die Pflicht, der Sturmglode der Gemeinde zu 
folgen, Waffen dazu in Bereitjchaft zu halten und mit den Genofen zu reifen 
nnd zu dienen, mehr und mehr in den Land» und Kriegäfolgepflichten für 
die Herrjhaft unter!%): allein jelbjt hier zeigte fich der engere genoßenſchaft—⸗ 
lihe Wehrverband bisweilen jogar gegen den Herrn wirkjam, fo daß bie 
Genoßen befugt und verpflichtet waren, unrechtmäßige Anforderungen des Herrn 
gemeinjam abzuwehren 1%), Nur ein Ausflug der genogenjhaftlichen Selbit- 
wehr war die durch das Genoßenrecht begründete Befugnig und Pflicht des 
Einzelnen, den die Mark ſchädigenden Ausmann zu pfänden!®) und den 
Markbeamten bei feinen Amtöhandlungen gegen Ausmärfer zu unterftügen 10%), 

8. Umgekehrt follten aber auch Alle für Einen ftehen. Wurde daher 


100) Sp foll nach vefterr. Pant. das neue Gemeindeglied in allen hänndin 
u, sachen sambt der gemein mitleiden tragen, Kaltenbäd I. 165 $ 6. 223 
$ 33. 250 $ 16. 256 $ 8. 335 $ 88. 340 $ 8. W. v. Altenhaslau v. 1354 b. 
Grimm II. 412: hierzu u. zu diesen sachen u. nothdurft des gerichts u. 
der mark sollen alle merker... dem gericht u. der mark daselbsten getreu- 
lich beholfen sein zu allen ihren rechten u. notturften ohne gefährde. 

10) Grimm, W. I 382. 412. 418: beim Sturmläuten foll Ieder mit feinem 
gewere zur Kirche eilen. 612: umb gemeine noth binnen dorffes o. erbaussen 
des dorffs noth zu beschützen. 420. 500. 578. 591. 640. 768. — Bgl. Richt. 
bofen, frief. Räqu. 278 c. 17 84; Bluntſchli I. 413 f. Dfenbrüggen, 
Studien 111 f. 

10) 3, B. Grimm II. 13: helfien s. gn. land u. leute zu beschützen. 
34 $ 2—4. 318. 515. 562. 745. 841. 866 $ 8. 886. 892. V. 611 $ 8: lieb u, 
leit mit ine zu leiden. Pflicht, Landwehren zu machen, 3. B. ib. I. 27 u. 28, 
für den Herrn Wölfe zu jagen, zu kämpfen u. f. w., 1380 ib. III. 520, 

108) W. der Fulder M. v. 1434 b. Grimm V. 325 $ 15: were es auch, 
das der herrn einer jemand daruber drangen wolte, he were arm o. reiche, 
das solde der ander weren. ®. v. Peitingau ib. II. 652 $ 40 u. 41. 

05), Grimm, W. I. 577 $ 14: wer da geeignet u. geerbet ist zu C. u. 
darumb, er seiman, burgman o. burger o. wie der ist, die hat als gut recht 
zu phenden ein ausmerker o. uf dem markgelende als die forster. Aehnlich 
533—589, 590. 676. III. 210 $ 10. 412. 420. 491. 860. IV. 202. 206. 

106) Sp foll in Oftbevern der Märfer auf Verlangen bes scharman mit dieſem 
reiten u. gehen u. helpen en penden u. helpen en die mark weren; 1339 
b. Grimm II. 176. gl. ib. 182, IV. 510 $ 35. 565 $ 5. 660 $ 20. V. 
249 8 19. 

II. 19 
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ein Genofe an feinem Haufe, feinem Leben, feinem Gut oder feiner Ehre be- 
droht, jo waren alle andern Genoßen zu thatkräftiger Abwehr berechtigt und 
verpflichtet 107), Bei einem Streit unter Genoßen follte Niemand fih zum 
Nugen und dem Genoßen zum Schaden auswärtige Verwandte oder Freunde 
in die Mark Taden oder führen 108), Und hatte ein Genofe Streit mit einem 
Auswärtigen, jo jollte fein Genoße den letzteren verftärfen oder ihm auch nur 
Waffen zur Verwendung gegen den Genofen leihen!9P). 

c. Der Genoße war aber ferner berufen, an der Handhabung von Frieden 
und Recht im Sunern des Verbandes Theil zu nehmen. 

@. Zunächft war er, joweit die Rechts- und Gerichtsgenoßenſchaft der 
Gemeinde reichte, gebunden, vor der Genofenfchaft Recht zu nehmen und zu 
juhen!!%) Im allen Sachen daher, für welche das Genohengeriht kompetent 
wart!t), durfte er weder vor ein auswärtige Gericht laden 112), noch einer 


) Grimm, ®. I 213: ob ain insess von aim gast beschalkt wurde. 
IH. 758 1: einer dem andern seinen leib u. guth zu retten u. zu beschutzen. 
— Nah ovefterr. Pant. trifft den Hülfe Weigernden die Strafe des Miffethäterd; 
Kaltenbäd I. 20 $ 13. 83 $ 8. 120 $ 12. 128 $ 29. 229 $ 17. 233 $ 45. 
305 $ 12. 470 $ 20. 553 $ 12. 557 $ 31. 559 $ 13. 561 $ 16. 579 8 29. 
599 $ 56. II. 10 $ 32. 17 8 7.61 $ 5. — Meber die Genofenpflicht, einer in 
ihrer Ehre gefährdeten Frau o. Jungfrau beizuftehn, ib. I. 9 $ 85. 18 $ 52. 47 
$ 33. 74 $ 41. 529 $ 68. 588 $ 80. 549 8 104. 

8) Raltenbäd I. 53 $ 14—15. 59 $ 31. 68 $ 35. 77818. 82 $ 31. 

„168 5 48. 173 $ 15. 181 $ 49. 190 $ 15. 209 $ 12, 221 $ 9. 2438 9 u. 16. 
250 $ 18. 275 8 10. 281 $ 11. 289 $ 18. 807 $ 25. 324 $ 7. 831 $ 40. 337 
$ 14. 348 $ 86. 364 $ 37. 370 $ 33. 385 $ 37. 392 8 5. 404 8 9. 414 8 8. 
425 $ 8. 432 $ 4. 449 $ 6. 481 $ 24. 5385 $ 30. 548 $ 92. 578 $ 18. 589 8 
7.1.1786. 

) Kaltenbäd I. 277 $ 24. 434 $ 17. 452 $ 17. IL. 101 8 29, 

10) Grimm I. 515: jeder Märker wird geftraft, wenn er mit anderm ge- 
richt umbginge dan mit der merker gericht. Bgl. ib. 5. 25. 110 8 9. 116. 186. 
259. 364. 672, 746 8 3 u. 5. II. 469. 500. 518 (1298). V. 191 $ 4. 375 8 10. 
338 $ 10. 404 $ 4. 408 $ 3. 469 8 4. 648 8 8. 

11) So nad faft allen Hoföweisthümern in Angelegenheiten ber Hofgüter, 3. B. 
Grimm I. 804. IV. 285 $ 27 u. oben $ 10; ferner beim Gericht um Unfrieben, 
ib, II. 404. 518. 633. 756; u. meift in beftimmten ſowol dinglichen ald perfön- 
lichen Sachen, z. B. W. v. Herzogenbuchs ib, I. 815:_wass da stöss sind o. werden 
umb des gotshus güter o. um des gotshus lüt, da sol man nienert umb richten 
dan vor dem hoff zu B.; ®. v. Obermichelbady v. 1457 ib. 657 $ 1 u. 661. 

12) Grimm I. 67 $ 25. 196. 281. 283. 285. 637. IIL 45 $ 18: ohne 
laube sol keiner den andern uss dem gerichte laden. 564. 568. 615. 633 88. 
674. 721 $ 9. 723. 728 $ 11. 761. 810. 865 $ 4. Kaltenbäd I. 90 833. 167 
& 38. 172 8 3. 180 8 45. 189 $ 47. 222 $ 19. 330 $ 37. 337 $ 16. 342 8 37. 
359 $ 21. IL. 101 $ 28, 
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Ladung vor ein ſolches Folge leiſten Us). Ebenſo durfte er nur in den zu« 
läßigen Fällen und bei dem gehörigen Gericht eine Berufung einlegen !14), 
Und bisweilen war ihm ſelbſt die Verbürgung für Auswärtige verboten 45), 
Dafür hatte er einen feiten Rechtsanipruh darauf, von Niemandem und aud) 
vom Herren nicht vor ein fremded Gericht geladen zu werden 116). 

8. Sodann war der Genofe befugt und verpflichtet, am genoßenſchaft ⸗ 
lichen Gericht aktiven Antheil zu nehmen, „dem hofe sein recht zue sprechen, 
zue behaben und auch zue rügen“ }17), 

Recht und Pflicht, in ungebotenen und gebotenen Dingen zu erjcheinen, 
war ein jo wejentlicher Ausflug des Genofenredhts, daß „Dingpfliht" und 
„Markberechtigung” geradezu identisch zu fein fchienen 413), Zahlloje Weis. 
thümer daher Enüpfen die Theilnahme am Dinge an die Eigenjhaft eines 
Genofen, Gemeindömannd, Erben, Märkers, Nachbarn, Bauern, Hausgenofen, 
Hoffindes, Hofmanns, Lehnmanns, Hubers, parochianus u. f. w.119). Unge— 


113) Grimm I. 786, III, 45 $ 19: kein uthgerichte suchen, 143 $ 27— 
28. IV. 489 $ 21. Kaltenbäd I 9 $ 88. 523 $ 66. | 

1) 3, B. Grimm I. 672. 650. 652. 654. 672. 713. 736 f. 743. IV. 53. 
76. 109. 180. 194. 200. 673 8 4. 

115) Raltenbäd I 559 $ 18. IL 63 $ 26. S3 $ 20. 

116) Bol. 3. B. Grimm I. 660 $ 22 u. 663 $ 25: Propft, Schaffner u. 
Bogt dürfen den Huber des Zinfes wegen nicht vor ein Audgericht laden. 

11) Grimm I 706 $ 1. 

118) Bol, z. B. Grimm III. 118. Auch ib. 431: eyn ungeforster man u. 
eyn ungedingter man. 

1109) W. v. 1383 b. Grimm I. 579 $ 2: das merkerdinge ... mit den 
merkern gemeinlich, die recht dazu han, hegen. III. 84: wan ein holting is, da 
sollen die buer alle jeghenwordich sien. — Dingrecht u. Dingpfliht für alle 
genossen, iglich genosz u. f. w. ib. IV. 372 $4. 34686. 3768 6.391 81.4328 4. 
489 $ 14. 471 $ 1. 496 $ 3. 592 $ 14 u. 15. 609 8 4—5. 631 $ 1—2; für 
iglichen gemeinsman ib. 600 8 5—8. 619 $ 14. 735 $ 2; für jeden Aegerisch 
man ib. 672 $ 1; für die erven ib. 665 $ 3; für die nachbarn, die arben seind, 
ib. II. 435; für die nachbarn, lehnleute, hoflente oder hausgenossen III. 9. 17. 23 
u. 24. 25. 31. 38. 45 8 2. 51. 61 8 5. 128 u. 129. 185. 191. 194. 637 $ 1, 
720 $ 1. 726 $ 3. 814. 817. 842; für bie hofekinde V. 382 $ 2 u. 3; für die 
huber I. 676. 682. 687. 702. 706 $ 5. 710. 712. 714 $ 2. 720. 724. 739. 742, 
744. 751. 785. 797. 808. 843 8 11. IV. 3. 7. 9. 11. 18. 17. 19. 21. 28. 33. 
39. 40. 43. 47. 50. 53. 64. 66. 71. 76. 89. 91. 95. 96. 102. 107. 109. 113. 
116. 119. 132. 139. 141. 150. 162. 164. 165f. 171. 176. 193. 220. 230. 235. 
240. V. 402 8 7. 403 8 1. 407 $ 4. 423 $ 6—8. 459 $ 3. 460. 461 $ 2. 462 
$ 15. 463 $ 1—2. 471 $ 1—2. 476 $ 1. Dal. ib. V. 230 $ 11: ommes para- 
chiani de S. debent eidem placito interesse. — Jeder hausgenosz 0. inman nach 
Kaltenbäd I 64 8 2; jeder hausgenosz o. inmann ib. 36 $ 3. 49 $1. 5782. 
65 $ 2. 70 81. 83 8 33. 169 $ 65 u. 69. 554 $ 16. II. 63 8 17. 78 8 2. 

19* 
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noßen werden ausdrlicklich vom Dinge verwieſen 120). Erſt ſpät wurde auch in 
dieſen Kreiſen wie längſt bei den höheren Gerichten die Dingpflicht auf 
Schöffen, Parteien und ausdrücklich Geladene eingeſchränkt 121). 

Jeder Genoße und nur ein Genoße war befähigt, im Genofengericht das 
Urtel finden zu helfen oder in die Zahl der ein für alle Mal beitellten 
Schöffen einzutreten ???), joweit nicht etwa bei Streitigkeiten um Eigen oder 
Erbe noch eine weitere Dualififation gefordert wurde128), Jeder Genofe und 
nur ein Genoße ferner konnte Zeuge, Eideöhelfer und Fürſprech fein 124). 


79 $ 2; jeder nachbar ib. I. 344 $ 56. 403 $ 2; jeder perggnosz ib. 157 $ 2. 
161 $ 10. 304 $ 2 u. 6, 580 $ 4; die gantz gemain von ainem valthor zu dem 
andern ib. 174 $ 34. 212 8 48. 330 $ 42. — Yegelich lantman im godink 
nad Weiterwolder &. R. e. 11 $ 1 5. Richthofen 271. — Bewaffnetes Erjchei- 
nen der Huber im Ding b. Grimm L 650. 

#0) Grimm I 583: gienge jemandts in der mercker radt uff dem 
merckergedinge, der nit mercker were, den sollen sie weisen an die herren 
gnade. Ungenofen follen vom Dinge 60 Fuß entfernt bfeiben, ib. IV, 666 $ 6; 
oder foweit man ein weißes Pferd im Selbe fieht, ib. III. 301 $ 7. 304 86. — 
Bol. ib. 246 $ 11 u. IV. 662 8 5—7. 

129 W. v. 1486 6. Grimm V. 426 $ 5: wer nicht zu rügen, zu faufen o. 
verfaufen, Hubgut zu empfangen bat, o. zugeordnet iſt, dad Dinghofrecht zu befigen, 
foll von nun an nicht mehr fommen. 1584 ib. I. 745 u. 798: nur die schöffen. 
Bol. Kaltenbäd I. 152 $ 14. — Für die größeren Bezirke finden fih ſchon 
früher foiche Beichränfungen; vgl. 3. B. Url, v. 1264—1268 b. Grimm IH. 618 
über dad publicum generale totius terre plebiscitum bei Monre. — Auf be- 
fondere Aufforderung des Nichterd mußte aber immer jeder Genofe erfcheinen ; 
Kaltenbäd I 154 8 90. 193 8 90. 201 8 93. 206 $ 74. 408 8 3. 

122) MW, v. ©. Blafien v. 1383 b. Grimm IV. 488 $ 10: were ouch, daz 
ain sach under den genossen, die sy under ainander angiengi u. mit ainander 
ze schaffen gewunnen, .. da sol nieman umb ertailen denne die genossen. 
Vgl. I. 284. 290. 321. 368, 369. Iv. 483 $ 8. 488 $ 7. V. 110 83. 374 8 10. 
369 $ 20. 

123) Um Eigen o. Erbe jollen richten: genossen nah Grimm I 47 8 21. 
60. 292. 307. 309; genoss 0. ubergenoss ib. 51. 163; jeder biderman ib. 55; 
gotshuslüt u, frei lüt ib. 80; eigen lüt o. gotshuslüt ib, 5. 142 $ 26. 150. 
318; die in dem dorff sesshaft sint ib. 100; der in den hof gehöre ib. 180; 
geboren gotshuslute u, waltlut ib. 158 $ 33; die da ze G. hushablich sitzend 
u. ainem herrn geschworen hand ib. IV, 419 $ 30; geschworne huber ib. 
IV. 8. 9. 13. 33. 37. 44. 48, 56. 61. 67. 116. 159. 200. V. 332 $ 2. 409 $ 2. 
584 $ 3; die eigen o. erbe im hof hant I. 161. V. 63 $ 14; nieman, er hab 
denn in dem hof 7 schuoch lang u. breit I. 27. 47 8 21. 

124) Bol. bez. ded Zeugnißes Grimm I. 170, IV. 2. 44. V. 71 8 18; bez. 
ber Fürſprache I. 323. 328 8 20. 660 $ 17. 816. III. 33. 595. 876. IV. 44. 48; 
bez. der Eideshilfe Küren der Brofmer u. Emfiger b. Rihthofen 138: concives; 
Emfiger Domen v. 1312 ib. 186: cum duobus civibus fide dignis, mit triuwe 
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Aus dem Genoßenrecht endlich flo auch die wichtige Pflicht zur Rüge, 
d. 5. zur öffentlichen Anklage gegen den Mitgenofen, der ſich gegen den Frieden 
oder das Recht der Gemeinde oder ihres Herrn vergangen hatte?25), 

y. Auch außerhalb der Gerichtöverfammlung aber war der Genofe durch 
eine Reihe gerichtöpolizeiliher Befugnige und Pflichten zu einem Wächter und 
Bollftredder des gemeinfamen Rechtes berufen. Die Befugnig und Pflicht, 
unter Streitenden Friede zu wirken, machte ihn gewihermaßen zu einem Noth- 
richter für den Augenblic12%), Die ihm oblicgende Pflicht, den richterlichen 
Beamten bei Ergreifung und Gefangenhaltung von Mißethätern Beiftand zu 
leiſten 127), im Nothfall aber felbitändig vorzugehen!28), verlieh ihm gewißere 


buren; ib. 198 $ 16. 289 8 16; — Bal. Grimm IV, 374 $ 8: es mag aber 
nieman ein urteil ziechen den ein gnos. 

125) Grimm I. 606: sollen ein jedweder kirchspielsnachbar jezo vor dem 
gantzen kirchspiel vorbringen, was er selbsten in wald u. sonsten dem kirch- 
spiel sträfliches u. rugbar gesehen. 418: was rügbar, es treffe m. gn. h. ahn, 
es treffe die gemein ahn. — Bgl. ib. 170. 246 $ 3. 259. 300. 811. 323. 328 
8 26. 382. 434, 463. 614. 660 $ 18. 676. 685. 688. 710 8 10. 724. 731. 744. 
750. 803. 840. IL. 18. 142. 201. 232. 234. 382. 334. 337. 362. 445. 464. 482. 
622 $ 10. 632. 684. 650. III. 722 8 18. 728 $ 14. 737 8 33. 817. 852. IV. 2. 
4. 8. 10. 12. 30. 82. 35. 37, 40. 44. 48. 52. 55. 72. 107. 113. 116. 117. 
120. 132. 136. 142. 167. 178. 182. 194. 202. 206. 219. 235. 256. V. 40289. 
434 $ 6 u. 8. 652 $ 7. — Speciell der Gemeinde gegenüber I. 463. 523. 526. 
89. 791. III. 144. 188. 211 & 28. IV. 529 $ 26. 667 8 24. IV. 581f. $ 26, 
39, 40. 220 8 18 u. 30. Kaltenbäd 1386. 13 8 4. 34 8 55. 42 849. — 
Wer die Rüge unterließ, follte oft Die Strafe des Thäters leiden; 3. B. b. Grimm 
I. 805 $ 25: wann ein markgenosse wüste seinen mitgenossen bruchfellig u. 
verschwiege dasselbige; II. 678. 580; Kaltenbäd I. 12 $ 116. 51 8 85. 52 
8 3. 85 $ 8. 157 $ 3. 212 $ 48. 334 $ 84 u. 85. 484 8 4. II. 23 8 4-5. 

6) Grimm IL 218: jeder hofman. 225. 234. V. 125. Landb. v. Uri 
a. 261. Schauberg I. 20f. Blumer, R. ©. I. 160. 421f. 580 u. 3. f. 
D. R. IX. 301f. DOfenbrüggen, Studien 384 f. — Hierher gehört auch das 
Recht, den Friedenäftörer aus dem Wirtshaus hinauszuwerfen; Kaltenbäd L 45 
8 14. 57 8 6. 320 $ 14—16. 330 $ 31. 342 $ 34. 359 $ 19, 413 $ 7. 495 
s 16. 521 8 10, 523 8 9. 534 $ 16. 

2) Grimm I. 219. 225. 285. 264. 283. 493 8 3. II. 88. 131. 161. 166. 
233. 234. 332. 342. 410. 535. 540. 695. III. 12. 420. 803. Pflicht, dem Richter 
zu helfen gegen alle leute, die wider das aigen teten 0. wider ain gemain, 
b. Kaltenbäd I. 6 $ 85. 22 8 34. 46 $ 23. 68 8 35. 154 & 31. 168 8 48. 
173 8 19. 294 $ 54. 381 $ 57. 404 $ 10—11. 419 8 82. 425 $ 2. 437 8 30. 
455 $ 30; Pflicht, gefangen zu halten, ib. 38 8. 37 87. 7087. 76 87.81 
8 6. 189 8 4. 

128) So in Burgau jeder nachpur, wenn der Amtmann nicht da ift, Grimm 
I. 200. Bat. ib. IT. 12 u. Blumer, 3. f. D. R. IX. 302 — Auch konnte z. B. 
in Weftfalen jeder Märker ohne Klage unrechtmäßige Zufchläge einreißen; 
Löw. 190. 
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mafen die Stellung eines richterlichen Hülfsbeamten. Und Aehnliches gilt von 
den mancherlei Pflichten des Cinzelnen bei allgemeinem Aufgebot der Land- 
oder Gerichtöfolge, bei Aufläufen u. dergl.29, fowie bei der endlichen Voll- 
ſtreckung peinlicher Urtel 130), 

d. Mit der Theilnahme am Gericht war zugleich die Theilnahme an der 
Gemeindeverfammlung und mit diefer ein Stimmredt in allen Gemeinde- 
angelegenheiten gegeben. Darin lag aud das aktive und paffive Wahlrecht 
bei allen Gemeindewahlen. Zur Uebernahme genoßenſchaftlicher und in Hofver- 
bänden oft auch herrjchaftlicher Aemter waren aber die Genofen nicht nur 
meift ausjchließlich befähigt und befugt!?), jondern oft aud bei Strafe ver- 
pflichtet 132), 

—. Endlich war auch die gefammte bürgerlihe Rechtsfähigkeit des 
Einzelnen Anfangs durch das Genoßenrecht bedingt und beftimmt. Denn 
Volksrecht, Stammesrecht, Ortsrecht, Hofreht u. |. w. waren urfprüng- 
ih genoßenſchaftliche Verbandsrechte, welche die Zugehörigkeit zum Verbande . 
als Grundlage der Rechtsfähigkeit vorausſetzten und dieſe ſelbſt nad der 
Stellung im Verbande abftuften. Als dann fpäter das Recht diefe Schranken 
durchbrach, wirkte die ältere Idee, der zufolge commercium und connubium 
genoßenſchaftlich begränzt waren, noch im Hofreht nah. Wenigftens war in 


0) 3. B. Grimm I. 82. 213. 283. 300. 408. III. 696 $ 27. IV. 471 
8 2. 766 8 1: ein klock ... soll ein jeder nachpaur folgen. 

130, 3, B. Grimm V. 433 $ 13. 529 8 8. 

3) So foll 3. ®. ber richter ein hofmann fein, Grimm III 33. 250. 369 ; 
fein Stellvertreter ein hausgenosz, ib. 594. 395; der Amtmann ein Genofe, ib. 
I. 237. 279. 413. 729. 749. 791 u. Kaltenbäd I. 217 8 25. 88 $ 18 u. 14; 
ebenfo ver Bogt b. Grimm I. 700. IL. 453; der Untervogt ib. I. 365. 111 (usz 
der gemeind); der Schultheiß V. 622 $ 3; ber Keller I. 250 $ 5 u. 266 8 6; 
ber Meier I. 669; der Intermeier ib. 745; der Weibel ib. 253 $ 11. 280. 291; 
der Vogtknecht ib. 812. 359; der Fronbannwart ib. 822; ber Fronbote ib. 1II. 33. 
140 8 6; ber Büttel I. 429. V. 404 $ 11; ber Förſter I. 103; die Mallente LIT. 
139 $ 3; die Schöffen I. 521. 745. II. 49}. III. 559. 869. V. 637 8 8. 

132) So zur Uebernahme der Aemter des Amtmannd, Schöffen, Schultheien 
u. Büttele 1374 b. Grimm II. 685 $ 2; des Richters o. Geſchwornen b. Kal- 
tenbäd I. 403 8 4. 411 8 86; Weſterw. L. R. c. 10 $ 25 b. Richthofen 
271 (auf ein Jahr); des olderman ib. 520 $ 1; bes Holzgrafen b. Grimm II. 
297; des Amtmanns ib. I. 89. 194 (1469). 270 (auf 1 Jahr). III. 649 $ 26 
(ebenfo); des Heimburgen auf 1 Jahr ib. I. 417; eines Gehilfen des Holzgrafen 
II. 285 8 27. 298; des Bannwartö J. 29; des Schüßen V. 642 $ 12; des Für- 
fterd II. 401; des scabinus III. 822; den scheffenstol anzunemen II. 492. V. 
674 8 5. — Bol. IV. 5 u. 92: wären nur no 2 Genofen ba, jo foll einer 
Meier, der andre Förfter fein; V. 50 8 3= u. 3b: jeder muß dad Meierthum, 
Bannwartthum o. Hirtenthum übernehmen; u. giengen Die Hofleute bis auf 3 ab, 
jo müßen diefe 3 die 3 Aemter nehmen, 
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perjönlich hofhörigen Gemeinden die Genoßeneigenſchaft als ſolche Duelle einer 
beſchränkten Rechtsfähigkeit im Familienrecht 13°) wie im Vermögensrecht 134). 

2. In Bezug auf bie fittliche Lebensgemeinjchaft enthielt das Ge- 
noßenrecht Firchliche, jociale und gejellige Befugniße und Pflichten!?d). Ind» 
befondere aber begründete es eine ausgedehnte Pflicht gegenfeitiger Unterftügung. 
Hier wurzelte die Pflicht, bei Feuersbrünſten zuzulaufen, zu löſchen und zu 
retten 136), bei Waßer- und Erdbrüchen Hülfe zu leiften 3”), und überhaupt 


139) Hierher gehört der alte Ehezwang, 3. B. 1299 b. Grimm I. 169 8 7; 
1344 ib. 311 u. V. 108; verneint III. 152 $ 55. Berner bad Erforderniß eines 
mit Abgaben verbundenen Ehekonſenſes, ib. II. 469. 482. 500. III. 64 $ 26. 146 
8 5. 674. 723. 735 $ 7. IV. 242, Kaltenbäd I. 407 $ 42, 482 $ 33, woraus 
in Afpizheim b. Grimm I 802 ein Weinfauf an die Gemeinde geworben ift. 
Befonderd aber die Beichränfung des connubium auf Genofen, 3. B. ib. I. 3. 
20. 34. 62. 68 $ 29. 80. 88. 95. 102. 114. 121. 125. 141 8 15. 154 $ 15. 
169, 170. 174. 185. 187. 190. 262. 295. 309. 310. 311. 315. 316. 325. 376. 
668. 674. 755. 818. 823. II. 42. 43. 145. 490. III. 54 8 5. 57. 65 8 27. 28. 
128 $ 7. 129. 150f. $ 49, 59—61, 68, 101, 103, 109. 502 u. 522. 525. 687 
$ 3. 676. 721 8 4. 723. 728 $ 3. 734. 735 $ 7. 809. IV. 5 (jelbjt wenn nur 
2 Hofleute da find). 13 $ 17. 22 831. 27. 44. 145. 105. 155 8 15. 170. 262. 
272. 280 8 8. 284. 285 $ 31. 296. 316 $ 3. 321. 381. 408 8 54. 414. 435. 
877. V. 12 8 11. 27 8 12.58 $ 1 u. 5. 63 8 17. 97. 431 8 7. Den Gegen- 
ſatz Spricht dad MW. v. Großkems ib. I. 656 $ 9 aus: wir söllend auch aller 
fürsten genos sin u. mögent wiben u. mannen, on eigen lüt, wo wir wollen- 
— Vgl. auch über die Beſchränkung der VBormundfchaftöfähigkeit auf Thalgenoßen 
W. v. Engelberg ib. I. 5. U. f. w. 

134) Weber die Befchränfungen bez. der Liegenschaften ift in 8 10 gehandelt. 
Urfprünglich aber war ganz allgemein bad commercium auf Hofgenofen bejchränft, 
vgl. 3. B. Grimm I. 21 $ 28 u. 83. Auch bie Erbrechte der Herren (ib. I. 377 
n. 290) und deren zahlreiche Nefte trafen die fahrende Habe. 

135) Th. 1. 623 n. 624. Grimm, ®. 1. 109 $ 2. 110 8 7. 210. 

36) Grimm I. 417 WGeſchirr mitzubringen). 768. 801 (Leitern bereit zu 
halten). II. 168. IL. 695 $ 12—13. IV. 608. 609. V. 249 $ 18, 820 812. Be 
fonderd nahdrüdlich Handeln von ber Genofenpflicht, bei Feuer zuzulaufen und zu 
belfen, fowie von dem inzwifchen eintretenden hohen Frieden, der alle Keindichaften 
fiftirt, die Sachen doppelt befriebet u. die Bußſätze erhöht, die öfterr. Pant.; vgl. 
Kaltenbäd I. 17 $ 47. 40 8 30. 50 $ 62—64. 53 $ 17. 62 8 19. 67 8 31. 
73 8 27. 76 8 17. 79 & 14. 81 $ 18. 128 8 18. 165 $ 7. 172 8 9—13. 179 
8 32—37. 188 8 36—39. 205 $ 42—43. 208 $ 7—9. 217 $ 24 u. 30. 225 
8 55—56. 237 $ 30—33. 248 $ 61. 269 $ 8. 296 $ 76. 319 $ 8—10. 329 
$ 26—29. 340 8 9. 348 8 52. 361 8 42—43. 897 8 27-30. 411 $ 45—47,. 
422 $ 56. 424 $ 6. 489 $ 45. 470 $ 19. 481 8 31—34. 526 $ 36—37. 534 
8 25—29. 543 $ 17—19. 586 $ 23-31. 596 $ 18 20. IL. 10 8 33. 83 $ 17. 
100 & 22. , 

37) W. v. Magdenau u. Uzwil b. Grimm V. 190 $ 29. 195 $ 23. Bol. 
ib. 579 $ 18. 
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in jeder Noth felbft mit eigner Aufopferung dem Genofen beizuftehen 138). 
Sollten doch nach uralter Ueberlieferung die Genofen im Nothfall einander 
fogar zur Erwedung eines Erben behülflich jein3%). Befonders follten fie auch 
in Saden der Feldarbeit einander aushelfen 40). Und noch über den Tod 
hinaus verflichtete der Genofenverband zur Erweifung der letzten Ehre 141). 
Am wenigjten jollte ein Genofe die Noth des andern in eignem Sntereffe 
ausbeuten 142), Wie in den Zünften ward auch in den Landgemeinden öfter 
das Abdingen der Arbeiter, Knete und Mägde unterfagt 148). Auf berfelben 
Bafis ruhen die Beichränfungen des Arreſtſchlages gegen Genoßen 14). 
Endlich ift vor Allem auch das kommunale Armenrecht aus diefer Wurzel 
erwachfen 145). 

3. Das Genoßenrecht hatte drittens einen jehr wichtigen vefonomifdhen 
Inhalt. 

a. Es gab zunächſt den vollen Mitgenuß des unbeweglichen Gemeinde— 
beſitzthums. Deshalb wird in zahlreichen Weisthümern die Eigenſchaft als 


0) Th. I. 628 N. 126. R. der 7 fr. Hagen b. Grimm II. 308 8 11: 
wann einer seines nächsten vieh sähe in unspil kommen, wie soll ein jeder 
thun, damit solch stück vieh gerettet werde? derselbe soll seine eigne arbeit, 
es sey auch so schleunig als es wolle, anstehen lassen, u. thun darbey wie 
er es selber gerne nähme. 1497 ib. V. 220 $ 18: gerügt wird, der sich 
gesumpt hette in sturmsnoeten, es wer in krieg, für o. wassersnot 
0, sunst. 

13909) Grimm, R. X. 4435, W, II. 42 $ 27. 48 $ 77. 70 $ 52. 311 8 32. 
Mein Humor 56—57. 

0) W. v. Wäningen b. Grimm IV. 315: ob ein armer gesell were, der 
zuo buwen hette, der mag anrueffen die v. W., das im jetlicher das fuere 
ein kere, damit das im sin äckerli ouch buwen werde. II. 314 u. 707 815 f.: 
Pflicht, fi beim Zäunen zu Helfen. Ib. 888: Pflicht, dem fortziehenden Genofen, 
wenn es ihn noch binnen der Fallthore wieder gereut, zuritdzuhelfen. KaltenbädL 
212 $ 13: man foll dem Nachbarn Pflug, Wagen u. ſ. w. borgen; jtehen fie auf. 
dem Felde, fo darf ver Genofe fie brauchen, muß fie aber zurüdbringen u. banten. 

149 Th. I. 624 N. 27. 

142) Verboten ift 3. B. ber fürkauf von Rebensmitteln zur Gewinnfpefulation 
bet Theuerung, geboten der Verlauf bei Mangel, Kaltenbäd I. 420 $ 42—43. 
456 5 40—41. 

143) Sp nach oefterr. Bant. b. Kaltenbäd I. 41 $ 39, 51 $ 84. 53 8 24 
— 25. 69 8 54. 73 8 33. 89 $ 30. 123 8 22. 133 8 85. 166 $ 21. 245 8 58, 
322 $ 40. 341 $ 21. 348 $ 37. 361 8 39. 870 $ 34. 335 $ 38. 397 8 25. 
405 8 20. 411 $ 38—40, 419 $ 37. 437 $ 83. 455 $ 35. 528 8 64. 538 $ 71. 
549 8 111. 592 $ 30. 599 $ 58. II. 24 8 24. 

14) Grimm II. 674. III. 30, 45 $ 20: auch soll gein vestgenoete den 
andern bekummern. 

“) Maurer, Dorfv. I. 340—347. Kaltenbäd I. 133 $ 83. 
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Genoße, Märker, Gemeindmann, Bauer, Dorfmann, Huber u. |. w. ausdrück—⸗ 
lich für die Bafis der Nutungsrechte in der gemeinen Mark erflärt 14%). Und 
für ein neu aufgenommened Gemeindeglied trat mit dem Genoßenrecht jofort 
auch der volle Allmendgenuß ein 147), jofern nicht ausnahmsweije das Nußungs- 
recht für den nenen Genoßen noch eine Zeit lang jujpendirt bleiben ſollte148). 
An das Allmendrecht jchloß fih dann ferner das Recht auf Mitgebrauch des 
beweglichen Gemeindevermögens, 3. B. des Wucherviehs 149) und der gemeinen 
Geräthihaften 5%), an. Endlih flogen aus dem Genofenreht die Befugnif 
zu Gewerbebetrieb und Weinſchank in der Mark!5H), die Theilnahme an Zoll- 


116) W. der 7 freien Hagen b. Grimm III. 311 $ 39: was der junge 
bauer in der bauerschaft gänzlich soll zu genieszen haben? salz malz holz 
wasser in der weide das honig in der heide. ®. der Dftbeverfchen M. v. 
1339 ib. 178: Niemand foll hauen u. treiben, he en si ein marckenote unde he 
si in der marcke wonhaftig u. besetten. Qgl. 412. II. 500: die von B. sollen 
den weitgang haben, der ein höber ist. I. 428: wer dem Gotteshaus nicht ge— 
buldet hat, fol im Bann nicht mehr Recht haben, als was ein von ihm am Seil 
im Wege geführtes Ferkel geniehen kann. — Ebenfo wird ald allmendberechtigt 
bezeichnet jeder genosse ib. I. 107. 164. 168. 427; markgenosse III. 114. 178. 
209. 300; merker ib. 321 f. 323. 421. 462. 489. 500. 516. IV. 801 8 2. 
319 f. 332. 429 f.; markman IV. 508 f.; holtzungsman ib. 695 f., beſ. $ 24. 700 
8 9; landtman ib. 630 $ 12—14; erfman III. 193; geselle IV. 511; gemeints- 
mann III. 756; dorfmann IV. 437 $ 8 u. 11; ackerman V. 253 $ 4; nachbar 
II. 471; buer III. 82 f.; gemeine bauerschaft IV. 699 $ 18; ganze gebursami 
I. 354 $ 53; jeber insess I 213; hobsman III. 799; hoiffner II. 836; Aubder 
IV. 154. V. 215. 368 $ 17; wer in den hof gehört I. 775; jeder gotzhusman 
IV. 245. 

147) W. v. Baflerdtorf 6. Grimm IV. 286 $ 88: welher gen B. in daz 
dorf zieht u. übernacht da ist, der hett recht zuo der allmuot, Ebenſo in 
Rümlang ib. 306 $ 28: alles das rächt zuo der allmendt, als der, der all 
sin tag ze R. ist gesessen. ®gl. Deffn. v. Töß u. Nefftenbach ib. I, 133 u. 
76 $ 18. W. v. Schifferftabt V. 590 $ 31: so soll er auch niszen walt wasser 
u. weid als ein ander gemeinsman. 

») W. v. Weidenthal b. Grimm V. 523 $ 22: so ein neuwer gemeins- 
man angenomen, soll er ein jar in der gemein, ehe er desz walts u. ander 
geneust. — Nicht zu verwechjeln damit tft, wenn das Genoßenrecht felbft erft 
nah Fahr und Tag ertheilt wird, womit natürlich auch der Genuß der Allmende 
von jelbft fufpendirt bleibt. Deffn. v. Töß in NR. 32. MW. v. Dodweiler II. 
839 u. 840: der Fremde, welcher Jahr u. Tag zu D. wohnt, foll dasselb recht 
haben in buyschen u. gemeynen, als were hie von allen sienen eltern 
darin geboren. 

, 3. B. Kaltenbäd L 13 $ 18: ain jeder der sein notturftig wirt. 51 
8 81. 59 $ 23. 69 $ 52. 185 $ 85. 523 8 56. 

0) 3. B. Kaltenbäck I. 118 115.13 89.5189. 

151) Grimm II. 677: zappen backen brewen gelden u. verkaufen u. sich 
des allerbest erneren mit gott u, eren. 680. III. 580. 354: wo aus ber borger- 
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freiheiten und Vorrechteu der Gemeinde??), das Vorzugsreht auf Bannbad- 
bäufern und Bannmühlen!5?) und ähnliche Rechtsvorzüge von Vermögenswerth. 

b. Dem vollen oefonomijhen Recht entjprachen aber volle vefonomifche 
Laften. Im Vollgenoßenrecht lag daher ein voller Antheil an allen jowol dem 
Herren ald der Gemeinde gejchuldeten Dienften und Abgaben). Dahin ge- 
hörten nicht nur die auf das gemeine Gut bezüglichen 155) oder font zum ge- 
meinen Bortheil 156) umgelegten Dienfte und Abgaben, jowie die ald Gemeinde» 
laften dem Herrn gegenüber begründeten Pflichten 157), fondern mehr ober . 
weniger alle auch zunächſt den Einzelnen ald Einzelnen obliegenden Zinfe und 
Frohnen, indem diefelben zuleßt fi) ebenfalls ald genogenfhaftli zu erfül- 
ende und den gemeinen Nußungen forrejpondirende Gejammtverpflichtungen 


schaft in einem Dorfe folgt: in synem dorffe, dar he gesessen ist, bruwen 
backen slachten schenken, tryben welicherley kaufschatz he kan adir mag 
vergelten. — Nach öjterr. Pant. hat nur wer mit der gemein leidet, fein Un- 
angejeßener o. Lediger, Weinſchank, KRaltenbäd I. 341 $ 14. 348 $ 38. 365 $ 
40. 370 $ 35. 385 $ 39. 406 $ 29. 415 $ 12. 427 8 27. 529 8 25. 589 8 11; 
er muß aber den Wein audrufen laßen u. an Arm u. Reich geben, ib. 340 $ 13. 
348 $ 41. 365 8 41. 370 8 36. 385 $ 40. 


52) Bol. 3. B W. v. Hadloh b. Grimm V. 582 $ 37: an der Zollfreiheit 
in Speier, welche dad Dorf wegen feiner Pflicht zum Beftungsbau bat, nimmt 
Theil ein jeglicher man, der do hie sitzt bäulich u. heblich u. inwoner 
hie ist. 

153) Grimm I. 168. Maurer, Dorfv. I, 319—320. — Anfprud auf 
„ Kredit wegen Bannweind b. Grimm IV. 207. 286 $ 35. 

14) Grimm, W. I. 76 $ 18. III. 418. 417 8 20. IV. 529 8 24: frohnen, 
belangen m. gn. h. oder die gemein. 421 3 51: dienst u. stür ... beide gen 
ainem herren u. ainer gemaind. 1340 b. Trouillat III. 509: wo aber daz 
dorf not an get, do sunt si helfen dem dorfe tragen kosten u. erbeit. 

55) Bol. oben $ 10. Richthofen, frief. Raqu. 415: alle im Dorf haben den 
Meg auf der Hemmerit (Dorfmarf) zu befiern. Auch Die Deichhilfe o. doch die 
Deichnothhilfe war urfprünglich u. blieb vielfach eine Pflicht ded Gemeindegenofen 
ala ſolchen; Th. I. 613 N. 91 u. 102; Url. v. 1237 b. Rappenberg, Hamb. 
Urkb. Nr. 508 ©. 436. Außer diefem fog. burenwerk (Örimm I 418) o. meen- 
wirk gehört hierher auch die Pflicht der Genofen, neben den Förftern u. $lur« 
ſchützen oder auch ftatt ihrer Wald u. Feld zu behüten, ib. I. 103. 653. 671. II. 
174 8 12. V. 320 8 12, ja im Notbfall wechſelweis Hirtendienft zu thun, 
ib. I. 179. 

156) Grimm I 179. IV. 659 8 15. 


57) Grimm J. 29. 76 8 18. 413: steur u, bet als ein ander hofman. II. 
413. III. 413 $ 16. 417 $ 20: wer in dem A. gericht sitzt, wasser u. weyd 
sucht u. eignen rauch helt, der soll mit dem gericht lieb u. leyd liden tragen 
das ist er soll helfen geben u. h. sein geld. 
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darstellten 159). Auch die den Zwangd- und Bannrechten entfprechenden Pflichten 
ruhten auf der Genofeneigenfchaft!5®). 

II. Sm Gegenfag zum Vollgenofenrecht hatte das blos paſſive Genofen- 
recht einen nur paſſiven Gehalt. Das Recht des Paffiv- oder Schußgenofen 
enthielt nur eine Verbandsangehörigfeit, aber Feine Verbandsträgerſchaft. Es 
war daher vom Vollgenoßenrecht feinem Inhalt nach qualitativ verjchieben 
und für das rechtliche Weſen der Genoßenſchaft einflußlos. Der Schuß- oder 
Paſivgenoße ift daher gar nicht Genoße im eigentlichen und technifchen Sinn; 
er gehört nicht zu der mit dem Verbande fich deckenden Gejammtheit der 
Mark, Dorfe, Hofe, Haus, Veſtgenoßen, der Kirchipield-, Thal⸗, Land», Dorf 
leute, der Nachbaren, Bauern, Huber, der comprovinciales, pagenses, mar- 
carii, villani, vicini u. j. w.; und nur in demfelben uneigentlihen Sinn, in 
weldhem in den Städten auch die Pafivbürger unter dem Ausdruck cives oder 
burgere als „Bürger ohne Bürgerrecht” oft mitbegriffen werden, umfaßen 
auch jene Ausdrücde unter Umftänden die zu dem betreffenden Verbande ohne 
aktives Genoßenrecht gehörigen Leute. 

Bei dem mittelbaren Schußgenofenreht ergab fih ſchon aus 
feinem Begriff, daß ed für die Genoßenſchaft unmejentlih war. Denn es 
bildete nach außen hin durchaus nur einen Beſtandtheil desjenigen DBollge- 
noßenrechts, durch welches e8 mit der Gemeinde verfnüpft war; für die Ge- 
noßenjhaft waren mithin lediglich fo und jo viel Vollgenofen vorhanden, 
welche nur eben feine iſolirten Individuen, ſondern Haus- und Hofvorftände 
mit den ihnen zugehörigen Schußverbänden waren. Ueber das innere Verhält- 
niß aber zwiſchen dem Mecht des Vollgenoßen und dem aus ihm abgeleiteten 
Schutzgenoßenrecht entihieden lediglich die befonderen Rechtöbeziehungen zwifchen 
Hausherren und Hausangehörigen oder zwiſchen Hofherrn und Hinterjaßen 160), 


5% Vol. unten N. 185 f. u. $ 15. Auch oben $ 10 N. 62 über die genofen- 
ſchaftliche Mitwirkung bei der Einziehung ded Gutd wegen Zinsſäumniß. Berner 
Grimm I. 715 $ 6. 724 u. 733 über die den Mitgenofen übertragene Entſchei— 
dung, ob die Qualität des ald Zins gegebenen Kornes o. Weines genügend ift. 

1%) Val. z. B. bez. der Bannmühlen Grimm IL. 155. 157.185. 718. IIL 34 
$ 3. 818. 834 f.; bez. der Bannbadhäufer ib. II. 184. 555. 502. 569. III. 645. 
818. 834. | 

160) Hausangehörige wie Hinterjahen, die in Nebenhäufern o. auf Hubenland 
fipenden Tagelöhner u. alle Miethswohner wurden urfprünglich von ihrem Hofherrn 
ausfchließlich vertreten u. geſchützt, waren nur ihm zu Dienften verpflichtet, nahmen 
nur an feinen Nupungsrechten Theil; Th. I. 607 N. 67 u. Maurer, Dorfv. L 
198 f. IL. 379—380. Dabei ift aber zu beachten, daß allmälig dieſe Mittelbar- 
keit vielfach durchbrochen, eine unmittelbare Schußverbindung mit der Gemeinde 
hergeftellt und für manche Leute diefer Klaffe zulett ein geringeres, aber felbjtän- 
biged Genoßenrecht begründet ift; Th. I. 607 u. Maurer a. a. O. J. 19 f. 
227—231. 
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Anders war es beiden unmittelbaren Schußgenofen der Gemeinde, 
deren Kreis fich ftetd erweiterte Sie ftanden in einem direkten Rechtsver⸗ 
hältniß zur Geſammtheit, das feinem Inhalt nach fehr verjchieden fein konnte, 
immer aber für die Echußgenofen im Princip nur eine paſſive Theilnahme 
am DBerbande begründete. Solche Schutzgenoßen konnten den Frieden und 
das Recht der Gemeinde anrufen und Schuß und Vertretung nad außen 
fordern, während fie ihrerjeits dem Genoßenſchaftsrecht unterworfen waren ; 
allein fie fonnten weder gerichtlich noch außergerichtlich als felbftthätige Ge- 
meindeglieder auftreten und entbehrten jeglicher Stimme in genoßenſchaftlichen 
Angelegenheiten. Ebenfo konnten fie unter Uebernahme entjprechenter Laften 
beitimmte ihnen Foncedirte oekonomiſche Rechte ausüben: allein fie hatten 
feinen eigenen Antheil am Gefammteigentbum und feine felbjtändigen All- 
mendbefugniße 161). 

Den Schutzgenoßen gegenüber waren die in der Mark angeſeßenen 
Ausmärker wahre Ungenoßen. Sie konnten nur den Schutz ihres ding- 
lichen Rechtes verlangen und mußten umgekehrt wegen des Gutes vor den 
Genoßen Recht nehmen: ſie hatten dagegen keinen Antheil weder an dem 
politiſchen noch an dem oekonomiſchen Geſammtrecht 162). Man half, wie 
wir geſehen haben, vielfach durch Zulaßung ſtellvertretender Genoßen. Hier— 
von abgeſehen, wurde das alte Recht ſpäter inſoweit modificirt, als gewiße 
Befugniße zu rein privatrechtlichem Zubehör des Grundbeſitzes wurden. So 
war es möglich, daß in manchen Marken denjenigen Auswärtigen, welche ihr 
Gut ſelbſt bebauten, während bes Baues die gemeinen Weiderechte einge— 
raͤumt 168) und dafür entjprechende Pflichten auferlegt wurden 14). 

Mit der Entftehung geringerer Genofenredhte endlich, deren Inhalt 
von dem der VBollgenofenrechte nur quantitativ verfchieden war, trat in 
die Gemeinde ein ganz andered Princip ein, das nunmehr auch auf die Natur 
der Schußgenofenrechte vielfach verändernd einwirkte. Es war dies die Be- 
gründung jelbftändiger Genoßenrechte von verjchiedenem Umfange, wovon 
in Kurzem (unter D) zu fprecden ift. 

II. Das Genoßenrecht war jomit feinem Inhalt nach ein Inbegriff von 
Befugnißen und Pflichten mannichfacher Art. Er umfaßte nad heutiger 
Auffaßung gleichzeitig die Theilnahme an einem politischen Gemeindeverbande, 


ıst) Th. L 607 f. N. 68—71. — Ueber die verwandte Stellung der Pfarrer, 
Schulfehrer u. j. wm. Maurer, Dorfv. I. 155. 226—227. 

162) Bol, oben N. 23 u. 24. Grimm I. 639. IV. 365 $ 9. 

1639) Grimm, W. I 55. 137. 455. IV. 283 $ 18: die wil er denn die 
guetter buwet ungevarlich, so mag er wunn u, weyd mit inen niessen. 808 
8 27. 356. Schauberg I. 3 $ 27. 58 8 35. 112 $ 8. 192 $ 41. — Andere 
Rechte der Ausmärker 6. Grimm 1. 575 $ 1. 4. 5—7. 11. 13 u. III. 133 $ 7. 

168) Ungedr. W. 6. Maurer, Dorfv. I. 204. 205. Altenftädter W. v. 1485 
b. Grimm II. 456. — Anders in, Ellifon ib. I 119. 
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an einem gewißermaßen einer erweiterten Samilie vergleichbaren Perjonen- 
verein, und an einer auf Vermögensgemeinſchaft gebauten Wirthichaftsgejell- 
ſchaft. Dieje ungleichartigen Beftandtheile aber ftanden untereinander in dem 
zwiefachen Verhältniß des innigen Zufammenhangs und ber gegenfeitigen 
Bedingtheit. Indem fie fih daher in dem Begriff des Genofenrechts zu einem 
rechtlichen Ganzen vereinigten, das ald Ganzes nur Eine Natur haben Eonnte, 
prägten fie der Verbandmitgliedichaft einen gemifchten und mittleren Charakter 
auf. Je nachdem aber das Verhältniß der Beftandtheile zu einander fich 
ungleich gejtaltete, mußte auch die rechtliche Natur des ganzen Genofenrechts 
bald durch das eine und bald durd das andere in ihm enthaltene Moment 
überwiegend gefärbt werben. 

Die Hauptunterfhiede ergaben fi) hierbei aus dem Gegenjaß ber 
Öffentlihrehtlihen und der privatredtlichen Beſtandtheile. Diefer 
Gegenſatz ift allerdings nicht der einzige, welcher in Betracht fommt, und er 
deckt ſich z. B. nicht volllommen, ſondern kreuzt fih zum Theil mit dem 
Gegenfaß der perfönlihen und der dinglihen Rechte und Pflichten. 
Allein in der Hauptjache ftimmen die für dad Weſen des Genoßenrechts aus 
beiden Gegenſätzen refultirenden entgegengeleßten Folgen überein, und man 
kann daher von der Zweitheilung des Inhalts in eine perfönlidh=politifche 
und dinglich-vermögensrechtliche Seite ausgehen. 

Fragen wir nun näher nach dem Verhältnig dieſer beiden Hauptjeiten 
des Genoßenrechts zu einander, jo ergiebt fich jofort, daß nicht nur ihr enger 
Zufammenhang erft unter dem Einfluß des modernen Princips der Scheidung 
Öffentlicher und privater Rechte gelodert, jondern auch ihre gegenjeitige Be- 
dingtheit im alten Recht immer feitgehalten ift. Denn irgendwie blieb immer 
dad politifche Gemeindereht durch jachenrechtliche Befugnige und irgendwie 
immer das nußbare Genofenrecht durch öffentliche Rechte und, Pflichten ge- 
bunden und bedingt. Immer daher ſtand das Genoßenrecht in der Mitte 
zwiſchen einem politiihen Bürgerrecht, das zugleich bürgerliche Nutungen be 
gründet, und einer Bodenaftie, die zugleih Stimmrecht in der Verſammlung 
der Antheilhaber giebt. Aber freilich näherte es fich hier mehr dem einen 
und dort mehr dem andern diefer Extreme, jenachdem mehr der politijche 
oder der nußbare Inhalt Bafis des andern und tonangebender Theil bes 
Öanzen war. 

Um dies zu erflären, brauchen wir nur die Weisthümer jelbft um ihre 
Anihauungen Darüber zu befragen, wodurd die hauptſächlichen Befugnife und 
Pflichten des Genoßen bedingt find. 

1. Der perfönlih-politifche Inhalt des Genoßenrechts findet feinen 
eigentlichen Mittelpunkt in ter Theilnahme am echten Dinge. Denn dieſe 
bringt die perjönliche Verknüpfung des Einzelnen mit der Gemeinde und feine 
Mitträgerfhaft am Verbande zu fihtbarem Ausdrud. Dingreht und Ding. 
pflicht werden nun vielfach ganz allgemein als Ausflug des Genoßenrechts be- 
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zeichnet (N. 119). Sie werden aber auch häufig auf beftimmte andere einzelne 
Seiten ded Genoßenrechts gegründet. Und wo das Letztere gejchieht, begegnet 
und bald eine fachenrechtliche bald eine perjönliche Baſis der Gerichtämit- 
gliedichaft. 

Nah vielen MWeisthümern wird die Xheilnahme an den echten Dingen 
eined Verbandes auf das dingliche Recht an dem darin beichloßenen Grund 
und Boden fundirt. Es werden daher Alle berufen, die im Gerichtsbezirk 
geerbt, begütert oder angeſeßen find1®), in Hofverbänden Alle, die Hofgut 
haben oder „vom Hofe gegutet und gehubt“ ſind 166). Dabei wird oft eine be- 
ftimmte Größe des Befigthums gefordert 167), wenn auch nur der Raum, auf 
dem ein bdreibeiniger Stuhl ftehen kann 168), oder ein Raum von 7 Fuß Länge 
und Breite 169). Hier erfcheinen die Genofen gewihermaßen nur ald Träger 
der objektiv verbundenen Güter, fie „tragen die Hufen zu Ding und zu 
Ring” 170), weshalb auch auswärtige Befiger folder Güter perſönlich oder 


165) Grimm I, 529: alle die geerbt u. sitzendt sein in diesem gericht. 
II. 156: wer da begudt in der marken 8. ist. 162: wer da gut in der ge- 
marken hat. 99: eigen u. erbe. IIL. 438: alle die gelt u. gut in der F, mark 
haben. 447: alle die erb u. eigen haben z. F. II. 13: der da gw in dem be- 
zirk habe. Bgl. 71. 109. 129. 275. IV. 732 $ 8. — Vgl. L 55: alle die in 
der vogtie sesshaft sint. Ebenſo 166. 169 $ 9. III. 327: alle besessen. 669 
$ 53: yeder gesessen. 318. 822. Kaltenbäd I. 588 $ 1. 87 8 3. 266 $ 3: 
jeder angesessene. In Bergtaidingen wer im perg hatt, ib. 571 $ 19. DI. 66 
82.7089. 

166) 3, B. alle die gut inhaben vom dinghof, Grimm I, 658 $ 4. 7. 16. 
IL. 385. 409. III. 575. 723. V. 479 8 1—2. 483 8 1—2. 484 $ 1—3. 488 8 
15. 514 $ 1; jeder belehnter III. 771. V. 530 8 3. 539 $ 1; wer begudt is 
I. 783. V. 636 $ 3. 699 $ 5; alle die hie gegudt u. gehubt sint IV. 5978 7; 
wer gehubt ist IV. 627 $ 1; von dem hofe geerfit u. geguit II, 715. 


») Grimm I. 575: wann einer hat 3 morgen acker im Sulzbacher feld, 
der soll den hof suchen, u. hat er minder als 3 morgen, so darf er den 
hof nit suchen. II. 32: so viel... das er mit 6 ebenmässigen ochsen 
wenden u. keren kan. 48: die begutt sint «ynen helffelink, 442: dritten 
halb foiss erfl. 


1886) Grimm II. 166: wer in disser gemarken begut ist so wyet u. so 
vil, das er ein dreybeinig stul mag druf stellen, der sal hie sein u. hoeren 
der hern fryheit u. herlichkeit, darzu der gemein. I. 6383. II. 188. 200. 202. 
211. 237. IV. 643 $ 2. V. 256 $ 3. 282 $ 3—4, 307 8 3. 

189) Grimm IV. 270 $ 2: wer da inrent etters hatt 7 schuch weit für 
sich o. hinder sich, der sol bei der offnung sein. I. 7. 11 $ 3. 57. 76 $ 17. 
144. 150. 152 $ 2. 173.. 201. 257. 816. IV. 289 $ 13. 290 $ 2. 304 $ 12. 
8325 $ 1. 330 8 12. 345 8 2. 


ı) Grimm IL 180. 182. 193. III. 331. V. 548 8 6. 
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durch Stellvertreter erjcheinen ſollen 171), Anderswo ift es nicht das Sonder- 
eigen, jondern das Allmendrecht!172), ober auch wol der Antheil an den ge 
meinen Laften 17), worauf die Gerichtötheilnahme ruht. 

Nicht minder häufig aber geſchieht es, daß die Berufung zu den Dingen 
als Ausflug der perjönlichen Verbindung mit der Gemeinde und ihrem Herrn 
betrachtet wird, mag nun auf die Schug- und Gerichtöhörigkeit 174), oder mag 
lediglich auf eignen Hausftand, Rauch oder Herd im Gerichtöbezirt Gewicht 
gelegt werben 175), 

Vielfach jegen ſich daher die Dingpflichtigen aus verfchiedenen Klaffen 
zujammen, indem fowol die dingli als die perfönlicd verbundenen Leute, 
mithin neben den Vollgenogen auch nur dinglich verknüpfte Ausmärker oder 
nur perjönlih verknüpfte Schußgenofen dazu gehören!?%), Doch find die 


, v. Fluntern vor 1346 in 3. f. ſchweiz. NR. IV, 2. 69 f. $ 3: zum 
placitum fommt, qui habet ... 7 pedes, sive sit villicus sive extraneus, 1397 
b. Grimm I. 338: er sie daruff sesshaft o. nicht. 357, 858. 

ı2) Grimm I. 783: alle die die wasser u. weide niessen bei der ge- 
meinde. 487 $ 7: der wünne u. weide hie niesset. 429. 787. II. 668. III. 588 
592. IV. 241. V. 894 8 21. 

3) Grimm III. 426. 748: alle die in diesem hoff u. bezirk jars geben 
ainen helberling zins. IV. 733 $ 2: jeder Zinsbare. 

") Grimm I. 815: alle eigne leute des gotshauses. 425. 427. 483. 788: 
wer do den herren gelobt u. geschworen hat. U. f. w. 

115) Grimm I. 481: so feur u. flamm in dem kirspell prauchen. 508: 
die feur u. rauch haben. III. 45 $ 1: alle die seinen eignen rauk hat, sol 
in der landfesten sein. Aehnli 625. 746. 819. IV. 126: alle die husrüchin 
hant. 129. 527 & 1. Kaltenbäd I. 484 $ 6: wer eignen Rauch hat. 249 5 4, 
521 8 2, u. 542 $ 5: jeder hausgesessene, wobei nach 413 $ 3 gleichgiltig, ob 
es bestand o. aigen haus. 

170) Grimm I. 1: wer zwichent Rus u. dem Reine des gotzhus eigen ist; 
u. darnach alle die, die von dem gotzhus erb o. l&n hant. Ebenſo eigne u. be- 
leente ib. 322. 323. 368. 369. 373. III. 326. V. 57 $ 1; huber u. lehnleute 
I. 685; gemeinsleute u. huber III. 785 f.; gotshusleute u. huber V. 389 f. 
392f. alle hoflute u. die von dem hofe belent sint IV. 871 $ 3. 376 $ 3. 
4138 8 8. 483 $ 3; alle hausgenossen u, die so in dem twing gesessen sint, 
ib, 297 $ 1; wer innert den zylenn säshafft ist o. innert het eigen o. erb, 
ib. 359 $ 4. 307; ain etlicher, der zinsbarü gut in der mark z. B. oder 
aigen roch hat, I. 404; inmerker und usmerker die in die merke gegutet 
sind ib. 575 $ 1 u. 8; vgl. IV. 277; huber, gotzhuslute u. banlute I. 673; 
hoflüt, huber u, belehnte V. 52 $ 4. 864 $ 5; nachbarn, huber, einleuftige 
u. wer zu G. u. in der gemarken geeignet u. geerbt ist V. 289; wer leib 
oder gut von s. Valentin hat und wer gesessen III. 838; endlidy alle die an 
den gerichten sizen, frye, gozhusslüth, vogtlüth 0. aigne lüth, auch alle, die 
usert den gerichten sizen uff den gozhusguetern, u. alle gozhuslüte, wo die ussert 
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Letzteren mitunter nur zum Beſuch einiger, die Vollgenoken allein zum Bejuch 
aller Gerichte befugt und verpflichtet177), Weberdies ift die Theilnahme am 
Dinge noch nicht identifch mit aktiver Stimmführung und Urtelfindung da- 
jelbft 178), Dies ift auch bezüglich der ausnahmsweije vorkommenden Bethei- 
ligung von Frauen und andern unjelbftändigen Perjonen zu bemerken. Regel- 
mäßig werden, weil nur fie Vollgenogen find, lediglich Männer, die einem 
jelbjtändigen Haushalte vorftehen, zum Dinge berufen 7%), Witwen und Waifen 
ausdrüdlid davon ausgeichlogen 13%), Mitunter indeß jollen au Frauen zum 
Bejuh der Berfammlungen befugt!#1) oder ſelbſt verpflichtet jein 182). 

2. Der dingli-vermögensrehtliche Inhalt des Genofenrechts hat 
jeinen Mittelpunkt in dem Mitgenuß der gemeinen Mark, welder die Ver— 


den muren uff dem laudt sizent, in den beiden Sahrgerichten des Tannegger 
Amts, 1432 ib. I. 273—283. 

177) So follen in Berfe im 13. Jahrh. auf den 3 ungebotenen Dingen die 
mansonarii und alle anderen gerichtöfähigen Bannleute, auf ben 10 „botschefte“ 
nur mansonarii erfcheinen, Grimm I. 692; in der M. Schwanheim, in Hornau 
u. Kelheim follen die mit Eigen u. Erbe angefeßenen Genofen alle, die Ein— 
läufigen nur 3 Gerichte im Jahr befuchen, ib. 523. 561. 565; anderswo geht man 
um der Güter willen nur zu ben Zahrgedingen, wenn man aber zugleih auf Den 
Gütern haushäblich fißt, zu allen Gerichten, ib. V. 152 $ 38. 126 $ 9—10. 193 
$ S—10. vgl. au IV. 297 8 1. 

1) Bol. oben N. 122—123. Grimm III. 245 f. $ 11: Unfreie halten dad 
Gericht mit, aber 63 Schritt vom gehegten Dinge entfernt. IV. 662 8 5—7. 
I. 575 $ 11: die inmärcker binden Durch ihre Beichlüße Die Forenfen, obwol dieſe 
einige Nutzungsrechte haben (8 5—7. 13). Wyß a. a.O. 1310.33. Bluntſchli 
II. 65 u. 66. Maurer, Dorfv. I. 189 f. 

179) W. v. 1485 b. Grimm U. 656: ein eder man die selfmundig is. IV. 
483 $ 3. V. 394 $ 1: yegelich man der es vor dem alter o. vor jugent o. 
vor siechtagen gesuchen mag. I. 637: ein jegl. hauptmann aus dem haus dar 
faathleute seind. III, 291. Sogar die Witwer waren bisweilen, weil fein volles 
Hauswejen repraejentirend, ausgejchlogen; 3. B. in der Fulder u. Bingenheimer 
M. 1434 ib. IIL 438 u. V. 322 $ 1: obn widtwer widwen u. weisen. 

180) Grimm III. 447. 771. V. 801 8 8. 528 $2. Kaltenbäd I. 239 
$ 51. — Vertretung der Witwe durch ben mannbaren Sohn in Brindel b. 
Grimm IL 415. 

181) Grimm IV. 253: dasz jedes hausz u. hovestett in dem selben dorf 
einen man 0. ein fraw da soll haben zu dem gedinge. 1343 ib. 261 (Trou- 
illat III. 548): item les femmes vefves ne sont tenues venir au plaid ge- 
neral; et si aucune y venoit, franche cy vient et franche cy revat. 1404 ib. 
Ill. 651: utriusque sexus hominibus in lantgedynge. Ebenſo 1327 ib. V. 9. 

132) 98, v. Arbeiligen v. 1423 b. Grimm I. 487 $ 2: solche 3 gericht 
sollen suchen witwen u. weisen u. alle die in der gemarke u. dorfen sich 
gebrauchen wasser u. weide. II. 481: alle nachparen, kirspels kinder, witwen 
u. weisen. 
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knüpfung des Einzelnen und feines Guts mit der oekonomiſchen Gemeinjchaft 
zu fihtbarem Ausdruck bringt. Das Anrecht auf den Markgenuß wird nun 
haufig ganz allgemein aus ter Genofeneigenfchaft als folcher hergeleitet (Note 
146). Oft aber wird es auch in nähere Verbindung mit bejtimmten anderen 
Beſtandtheilen des Genoßenrechts geſetzt und hierbei zeigt fich eine charakteriftifche 
Mannichfaltigkeit. 

a. Mit bejonderem Nachdruck wird zunächſt bei den verjchiedeniten Ge- 
meindeformen der enge Zufammenhang der nußgbaren Befugniße mit den ge- 
uoßenjchaftlichen Pflichten betont. Darin liegt ein unzweidentiger Beweis 
dafür, wie weit man überall von der Auffaßung der Allmendrechte ald reiner 
wohlerworbener Privatrechte entfernt war. 

Derjenige und nur derjenige joll zur gemeinen Mark berechtigt fein, 
welcher die Pflichten eines Gemeindebürgers erfüllt183). Und zwar foll er be 
rehtigt fein, weil er verpflichtet ift, jo daß die Vortheile ein Aequivalent 
für die Laften bilden. Für die Bafis und Vorausjegung des Allmendgenußes 
in diefem Sinne wird aber nicht etwa blos die Theilnahme an etwaigen gerade 
jveciell für die Allmende gejhuldeten Abgaben erflärt!®4), jondern ganz all» 
gemein die Mittragung aller gemeinen Laſten, mögen dieje nun privatrechtlichen 
Frohnen und Zinfen, mögen fie öffentlichen Dienften und Steuern ähnlicher 
fein 185), Deshalb kann auch Pflichtverſäumniß den Ausſchluß aus der Mark186), 


) Grimm, W. II. 433 N. 1: An den Nußbäumen auf ver Allmende hat 
Niemand Recht, er thue auch der gemeinden recht. W. v. Meddersheim v. 
1514 ib. 723 $ 9: wer bey uns sitzt u. wohnhaftig ist u. den herren dienst- 
lich lieb u. leydten, gnad u. ungnad Iytt, der hat macht u. freyheit zuge- 
brauchen wasser u. weyd, fischen u. jagen gleich ein ander gemeinsman. 
Kaltenbäd I 412 $ 60: Niemand foll im gemeinen Bach filchen, er sey dan 
seszhaft u. trage gleiche purdt mit der gemain, Ebenſo 482 $ 43. 

1) 3. B. in Holzheim b. Grimm II. 694: wer kein buschhaber gildt, 
hatt auch kein geregtigkeit uff dem busche. Ib. 18. IV. 624 $ 10. V. 351 
$ 5. 482 8.5. 8. 

185) Waßer u. Weide foll genießen, wer mit der Gemeinde zindt, Grimm 
I. 283. 732. 812. II. 188. 139. 320. 677. 680. V. 596 8 19; wer mit ihr dient, 
ib. I. 427. IL. 24. 83. 85. 108. 229. 234. 337. 344. 438 $ 3. 439, 456. 702, 
175. 360. 807. III. 500. 516. 779. 886. IV. 210. V. 288; wer Dienft u. Bede 
mitfeiftet, ib. I. 530. II. 290. 295; wer den Bannwein trinkt III. 359; wer Eid 
u. Suld thut I. 428. 11. 86. V. 657 $ 6; wer rügepflichtig ift I. 652. 

6) Mote 69—78. Kaltenbäd I 415 8 12: er soll auch leiden mit der 
gemain in allen notturften nach seinem vermügen in solch anschleg, es sey 
zu weeg 0. zu steeg, zuespringen, so soll er auch gemainschaft haben mit 
der gemain als ain ander nachbar; wolt er darin widerredt haben, so soll 
er kein gemainschafft haben mit der gemain. Ebenſo 149 $ 33. 433 8 10. 
451 $ 10 u. 81. 599 8 57. — In der Schweiz foll nach dem Lenzburger Mand. 
v. 1712 Jeder, der ſich verheirnthet, eine beftimmte Ausrüftung anfchaffen. Bid 
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die „Pfändung an Waßer und Weide” zur Folge haben 187), 

Umgekehrt wird aus dem Mitgenuß an ver Allmende die genokenjchaft- 
liche Pflicht gefolgert. Wer Waffer und Weide genießt, foll diefen Vortheil 
auch vergelten und verdienen, indem er die gemeinen Laſten jowohl der Ge- 
jammtheit als dem Herrn gegenüber tragen hilft18%); er joll mit der Ge 
meinde zinjen, fteuern und dienen?#), den gemeinen Bannrechten ſich unter- 
werfen 190), Heer- u. Gerichtöfolge leiften!%); er jchuldet der Genofenichaft 
und ihrem Herrn Gehorfam!??), Charakterijtiich für die bezügliche Auffaßung 


er fie befißt, fol er von jeder Nugung in Wald und Feld ausgejchloßen fein, kei— 
ner Gemeinde beimohnen u. zu feinem Amte gewählt werden; Dfenbrüggen, 
Studien 114. 

») Grimm II. 171: den mag man pfenden mit wasser u, weid. 
III. 313. 

ss W. v. Großbodenheim v. 1300 b. Grimm V. 624 $ 18: were sich 
gebraucht wasser u. weid, der soll steg u. weg helfen machen. I. 459. Henne- 
berger &. O. v. 1539 IV. t. 1. c. 1: alle diejenigen, die in unser grafschaft 
H. seszhaft u. sich gemeinen wunn u. weiden, weg u. steg u. anderer ge- 
meinde neben anderen inwohnern gebrauchen u. freuen, die sollen auch mit 
steuer, folg, frohn u. reis, auch in weg u. steg machen u. andere obliegen- 
den nachbarlichen beswernussen, zu vergleichung des geniesz, neben anderen 
der gemeinde ein gemein mitleiden tragen. Tiroler 2. D. IV. t. 2. Stern- 
berg I. 9. 23. 26. 64. Bluntjchli I 413. 414. Bodmann II. 772. 773. 
Maurer, Einl. 89 f. 279; Marko. 155 f.; Fronh. I. 215 f. Dorfo. J. 192 f. 

189) Mer Waher u. Weide benußt, foll mit der Gemeinde dienen hoe u. 
nieder, Grimm V. 676 $ 1; dun als ein ander doselbes, ib, IH. 452; frohnen 
u. zinfen I. 22 $ 33. 459. 564. II. 154. 160. 192. 353. 462. 612. II. 413 8 16. 
417 8 20. 484 $ 4 u. 7. IV. 212. 361 $ 1. 479 $ 8; nad feinem Vermögen 
Bede u. Steuern geben, 1368 ib. II. 672, vgl. ib. 188. 432. IV. 516 $ 2. 601 
$ 12. 621 $ 7. V. 661 $ 3; den Landes vo. Schirmherrn u. ihre Beamten be- 
berbergen II. 449. 453. III. 362. 363. 439 u, ſ. w. 

0) Grimm V. 598 8 9: alle die da wasser u. weide suchen, die sollen 
banwin drinken; foweit er nicht ausgetrunfen wird, foll Jeder übernehmen sein 
theill nachdem als er der allmenden genüsst. gl. I. 458. III, 359. 362. 
367. 563. 818. 

m) W. der Abtei Prüm b. Grimm IL. 519: heerfolgepflichtig ift, wer Die 
communio in pascuis aquis nec non in terminis hat. gl. IV. 669 $ 10. 
Hontheim I, 664. 671. 672. 673. — Wer Waßer u. Weide braudt, fol uf 
den glockenslag gehoren u. folgen, Grimm IV. 648 $ 6. Bgl. 1401 ib. I. 
668: dat gevulchnisse von allen den die wasser u. weide alda nutzende 
wesen. 1403 ib. I. 625: teneatur ad sequelam pulsus campanae. — Beitrags- 
pflicht zum Heerlager ib. III. 363. 364. 439. — Ableitung ber Dingpfliht aus 
dem Allmendredt oben in N. 172. 

192) W. v. 1400 b. Grimm IV. 375 $ 6: der sol ouch mit inen dienen 
u. dem twing gehorsam sein als ein ander genoss. 1382 ib. IL 495: den 
Herrn zu einem lantheren kiesen. 
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ift 3. B. die Beftimmung des Fuldiſchen Markweisthums, wonach der Land» 
mann von der Beitragspflicht zum Heerlager des Abtes und Grefen dadurch 
befreit werden kann, da er in jeinen Hofzäunen bleibt und fich der Marf- 
nutzung enthält!93), 

2. Als integrirender Beftandtheil des Genofenrechts war der Allmendgenuß 
urjprünglih ein unmittelbarer Ausflug der freien und jelbftändigen Perſön— 
lichkeit. Während nun aber da, wo die Entwidlung der Real- oder Nugungs- 
gemeinde zuftrebte, die gleichwol geforderten perjönlichen Vorausfegungen neben 
der dinglichen Grundlage in die zweite Linie rückten, blieb in andern Gegen- 
den immer die Auffagung überwiegend, daß beftimmte perjönliche Eigenfchaften 
die eigentliche Duelle, der außerdem etwa noch geforderte Grundbeſitz nur eine 
weitere Bedingung der nußbaren Marfbefugniße jeien. 

Nah manchen Weisthümern wird man daher durch die Geburt‘), nach 
jehr vielen durch jelbftändigen Haushalt in der Mark zu den Nutzungsrechten 
berufen. Wer im Bezirk mit Teuer und Flamme gejeßen ift!%), wer haus- 
häblich darin wohnt!?%), wer eignen Rauch hat!?), wer im Dorfe jephaft 
und wohnhaft ift!98) oder in das Dorfrecht gehört1”), jol Mald, Waffer und 


19) MW, v. 1434 b. Grimm V. 324 $ 14: gienge he aber darausz u. 
noszte waszer u, weide als sein nachpaur, so solde (er) auch zu der kost 
thun u. bezalen als andere sein nachbar. 

14) Grimm I 217: es mag auch ein jeder in diesem gericht, welcher 
ein dorffkind u. alda geboren ist, ein kuh u. schwyn auff die zelg einem hirten 
fürschlagen, ob er schon keine aigne gelegne güter habe. III. 840: von allen 
sienen eltern darin geboren. V. 332 8 23. 

15) Grimm II 138: ein arm man, .. der in dem betzirk seszhaftig 
mit füre u. flamme ... , soll macht haben, wasser u. weide zu gebrauchen 
u. holtz zu hawen zu seinem füre. 201: wer feur u. flam hat, denen er- 
kennen sie wasser u. waidt zu gebrauchen in diesem gericht. Aehnlich ib. 
143 $ 2. 173 u. 174. 702, 

0 W. v. Elliton b. Grimm I. 119: welcher mit hus zu Wald sitzt, 
der ist mitt uns u. wir mitt im weidgenöss. W. v. Rorſchach v. 1469 ib. 235: 
wer unter Entrichtung von Einfaufögeld ind Dorf zieht, wenn er sin selbs cost 
ist u. der roch dürch das tach uff tringt, u. denn so hät derselb zenyessen des 
hofs gemainden, wunn u. waid, als ander hofgnossen. III. 659: der 
hewslich mit aigen rauch in der grafschaft gesessen ist. II. 475. 139. 
IV. 407. 

ı) 3,8. Grimm IV. 558 $ 1. 

18) Grimm IV. 614 $ 3: wer sesshaftig ist u. wohnet in dem dorf. 
I. 73 8 46: wer der ist, der zu N. gesessen ist, der sol u, mag bruchholz 
in der von N. gemein merck howen, einer als der ander, u. wunn u. weid 
niessen. II. 188. 192. 197. 202. III. 651 $ 34. 858f. IV. 6. 33. 283 $ 18. 
718 $ 6. 723 $ 9. 732 8 7. 

190) Grimm III. 738 $ 2. 

20 * 
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Weide zu gebrauchen haben. Es ift alfo hier die perfönliche Stellung an ber 
Spiße eines der jelbftändigen Hauswejen im Gemeindegebiet, worauf die Theil 
nahme an dem nußbaren Geſammtrecht in erfter Reihe beruht. 

3. Der Allmendgenuß war aber andrerfeitd von je ergänzende Zubehör 
des Sonderguts und fonnte im Laufe der Zeit, wenn der dingliche Titel 
die perjonalen Vorausfegungen in die zweite Linie drängte, ald unmittelbarer 
Ausflug des Rechtes am Hauptgut erfcheinen. 

Mit der Pertinenzqualität allein war dies freilich noch nicht ausgeſprochen. 
Denn die bloße Thatjache, daß der Einzelne dad Gemeinland zu feinem Hofe 
und für jein Gut benußte200), reichte vollfommen hin, um die Mark als 
Zubehör der Höfe, das Nutzungsrecht ald Zubehör ded Sonderguts bezeichnen 
zu können 201), Damit war an ſich bei dem weiten Umfange des alten Begriffs 
der Zubehörung über die Art und den Grund der rechtlichen Abhängigkeit des 
Nutzungsrechtes vom Güterbefig noch nichts Näheres ausgeſagt 201%), 

Ze mehr indeß die Entwicklung in vielen Gegenden den verfchiedenen 
Formen der Realgemeinde zuftrebte, deſto entichiedener wurde das Nußungs- 
recht von dem Hauptgut, zu dem es gehörte, rechtlich abhängig und in feinem 
Weſen durch das Recht am Hauptgut bedingt und beftimmt. Grundbefiß oder 
doh Grundbeſitz beitimmter Größe oder Art galt nun ald die unmittelbare 
Duelle entjprechender Marknutzungen 02). Der Genofe jchien feines Gutes 


200) Grimm I. 4l: genossamy . : zu güttern. 80. 899: den wald... 
bruchen . . zue iren guetern. 581: der marck auch gebrauchen in den güdern 
u. nirgents anders. II. 709. III. 412: haben alle märker... solche freiheiten 
u. recht zu ihren gütern u. höfen, 413. 416 $ 6 u. 13. Bgl. bei. auch Heus— 
ler a. a, D. 27. 72f. 

201) Died gefchah daher von je in den Pertinenzformeln der Trabitiondurfunden, 
Note 1 u. 5 zu $ 7. Ebenſo heit ed in Unterwalden, obwol die Alpnugung nie 
im heutigen Sinne bloße Gutspertinenz war, oft, das die alpen denen gütern 
gehören, u. fpäter fogar, „die Alpen ſeien Eigentbum der Güter“; Heusler 27. 
69 f. 72f. 114—116. Bol. Grimm I. 390: der wald..gehört.. zu den 18 
hofstätten. 174: in den hölzern u. bännen, so zu dem hofe u. schupposen 
gehören. 825: der walt, der ouch zu dem gute gehört. Maurer, Dorfv. I. 
36 N. 53: mit den hölzern so in die huben gehören. 

2018) Val. bei. auch Heusler a. a. D ©. 69f. 

22) Grimm III. 118: welck man, de ene Aove hevet u. selven besit in 
der marcke, de mach houwen u. driven als ein ander marckenote. I. 138: 
wer ein hofstatt hat. 390: wölche die 18 hofstetten inhaben, die mogen den 
wald niessen. 271: die erbgüeter in habend. IV. 361 $ 1: die selben güter, 
wer uff dien gesessen ist, die hant das recht etc. Vgl. I. 123. 126. 128. 
327 8 17. 422. 431. 662 $ 12. II. 701. III. 739. IV. 203. 286 $ 33. 362 $ 13. 
486 $ 33. 1323 b. Boehmer 472: alle die, die gut in ben dorfen hant. 
Ditmarf. L. R. v. 1567 a. 87 $ 6: so ock wol ein gehofte kofte in einem dorf 
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wegen, durch ſeinen Beſitz, kraft ſeines Sondereigens allmendberechtigt zu 
ſein 208); ja die Güter ſelbſt erſchienen als eigentliche Träger der Nutzungs— 
antheile2%), den Höfen als ſolchen wurde eine Ware, eine Gerechtſame, ein 
Echtwort zugejchrieben ?®), von gewarten und ungewarten Gütern, berechtigten 
Hofitätten, Gerechtigkeitshäufern u. j. w. wurde geredet?%). Natürlich theilte 


dartho eine gemeine marke gehöret.. de mach de gemene march gelich, 
sinem nabern geniten u. gebruken. 

208) Urk. v. 890 b. Neugart I. 485: quod nos.. de legitimis curtilibus 
talem usum habuimus, qualem unusquisque liber homo de sua proprietate 
juste et legaliter debet habere, in campis pascuis silvis lignorumque suceisio- 
nibus atque porcorum pastu pratis viis aquis aquarumque decursibus pisca- 
tionibus exitibus et reditibus. 1303 b. Kindlinger, M. B. II, 2 Nr. 50 ©. 
300: ii, qui jus cedendi ligna ratione domorum suarum in ipsa marcha videntur 
habere, qui vulgariter marchenote dicuntur. Grimm III. 84. 112. 116: ge- 
rechtigkeit ... van dem hove. 

24) W. v. Steinäder b. Grimm II. 400: 4 hoffstädt.. die haben den 
haw u. den baw; u. seindt 4 hoffstädt, . . dieselbige haben allein den baw 
u. nicht den hawe. ®. v. Holdenbanf ib. V. 69 8 4: ouch hand die 14 schuo- 
possen das recht, daz si nieszen söllent twing u. bänn, wunn u. weid in holz 
u. feld. 1336 ib. I. 180: die güeter sullent davon ir notdurft haben ze husen 
u. ze brennende u. ze solichen dingen, dü dien güetern notdürftig sin. IV. 
334 $ 5: 12 hofstätt, die rechtung in der banneg han; dazu $ 6—9. 300 8 
7: 17 hofstetten ze A., die kein rechtung habend in der v. A. holtz noch 
an wunn noch an weid. III. 211 $ 18: den schultenhof vor ein fulwarig erve, 
I. 44: 11 huben .. unser weydgenossen. 1383 $ 3 u. 1444 ib. 580 f.: 
seien folgende dorfer merker.. u. der huef zu H. 

205) W. v. Meggen b. Grimm I. 165 (14. J.): wer guot in disem hof het, 
das ehaftigi het an holtz u. an veldt;... der stamphacker het ouch kein 
ehaftigü. 11I. 84: dat hervordersche gut... die enhebben nein echtwort in 
der E, marke. 171 f.: sckaren ber Höfe in Naedfeld. IV. 300 $ 7 u. 334 8 65: 
rechtung ber Hofftätten. Bol. 1. 101. 107. 389, 691. 710. II. 650. 663. III. 222. 
124. 255 $ 6-12. 257 $ 6—8. 413. 824. IV. 160, 479 $ 8. V. 389 f. resp. 
392 f. $ 5. 6. 15. 18. Urk. w. 1332 b. Bluntichli I. 254: das... die wilde 
hube enkein recht hat an der holtzmark. Urf. v. 1204, 1210, 1242 b. Seibertz 
11. 1. 169, 178 u. 282: warandiam .. quam habwit mansus, domui .. assignamus. 
1241 b. Nieiert XVI. 125—126. Löw, Marfg. 78. 84. 86: das Recht haftet 
an ber betymmerten salstatt. 90. Urf. v. 1547, 1577, 1584, 1737. b. Sethe, 
Leibgewinndgüter, Anh. 29. 47. 65—66: dat die huve in der marken lieget u. 
tho deren nutzbarigkeit von alders mit berechtigt gewest. Ditmarf. Landr. 
v. 1567 a. 87 $ 13: idt schall ook nemandes sine gerechtigkeit an der ge- 
meinen mark einem andern verkopen efte verpanden, sunder de schal by dem 
gehofte bliven, u, wer den hof kofft adder in sine pandlyke gewher nimmet, 
dem schal solche gerechtigkeit mede folgen. 

206) Grimm III. 181: der hove recht, die dar inne gewart sint. II. 685: 
dat der hoeffthoestart ader platze.. eyn anerff sy; ... der hoeff sy eyn 
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in Folge einer ſolchen Entwicklung das Nutzungsrecht immer entſchiedener die 
Natur und die rehtlihen Schickſale der Hauptjache, es konnte ald SPertinenz 
des Hofed mit diefem veräußert, verpfänbet, verpachtet, vererbt und ſelbſt ge- 
theilt werden, und näherte ſich ebenjo wie das Grundeigenthum jelbft einem 
freien Privatrecht an. Allein es blieb bei der Annäherung, indem das Nußungs- 
recht immer zugleich wejentlicher Beltandtheil des Genoßenrechts und dieſes 
als Ganzes bis zu irgend einem Grade durch andere Momente bedingt und 
beftimmt blieb. Deshalb blieben aud die Nußungsbefugniße irgendwie zugleich 
durch die perfönlichen Beftandtheile des Genofenrechts gebunden, wie ja 
andrerjeits auch das Hauptgut mehr oder minder in genoßenjchaftlicher Ge- 
bundenheit und nicht ald reines Privateigenthum bejeßen wurde. 

4. Der Allmendgenuß hatte endlih auch für ſich betrachtet einen 
oefonomifchen Werth, der ihm unabhängig von feiner Beziehung zu einer be 
ftimmten Perſon oder einem bejtimmten Gute zufam. Das im Genohenredt 
enthaltene nußbare Recht Eonnte daher als ein Vermögensrecht von beftimm- 
tem objektiven Gehalt aufgefaßt werden, 

Daß dies frühzeitig geichah, beweiſen ſchon die mancherlei technifchen 
Namen, welche in den einzelnen Marken für den Inbegriff aller oder gewißer 
Nutungsbefugnige eines Genoßen als objektive Einheit üblih waren 207), 


anerff, III. 211 $ 18. Urk. v. 1449 6. Wigand, Arch. VI, 2. 185: eyn vulle- 
comen huysz, dat buirheit hevet. 

207) Der Antheil heißt communio, 948 b. Meichelbeck 1, 2. 444. 471, 
1271 ib. 73, 976 b. Zacomblet I. 4 u. 6, 1203 b. Günther II. 78; com- 
munitas 1195 b. Racomblet 1. 383; jus commune 1279 b. Bodmann I. 
441; gemeinde b. Sternberg I. 105; meente, bürgerschaft 3. f. D. R. VII. 
95 f. 101; gebauerschaft Grimm, W. I. 461; buirheit, Wigand, Ar. VI, 
2. 185; gemeinderecht, dorfrecht, nachbarrecht, Grimm I. 133. 462, BIunt- 
fchli II. 64—65; haushofgerechtigkeitib. 81; lexb.Meichelbeck I, 2. 475; 
ehafte 6. Grimm I. 165; gerechtigkeit ib. II. 685 f. III. 112. 116. 170. 175 
8 19. 182. 293; recht zuo der allmendt ib. IV. 306 $ 28; recht in der all- 
mendt ib. I. 454. Ill. 183; markrecht ib. III. 161. IV. 565 $ 7. V. 255 8 51 
u. 54. 268 8 2—3. 319 8 6; der marke gerechtigkeit ib. III. 112. 188; 
märkerrecht, marke 1225 u. 1279 b. Bobmann I. 441 (communibus juribus 
que marke dicuntur). 441 u. 1274 b. Günther II. 395; tagwenrecht 3. f. D. 
R. IX. 42. 43, 46. 48; achtwort oder echtwort ib. Kindlinger, M. B. II, 2. 
255. 326, Seiberk II, 1. 537, Falcke, trad. Corb. 875 u. 876, Wend U. 
255, Wigand, Arch. IL. 3. 99, Grimm UIJ. 84. 285 $ 29. IV. 565 8 6, 
669 $ 15, vgl. Haltaus 252 f., Bilmar, Spdiotifon 3; schara 855 u. 1166 
b. Kindlinger II. 22. 202, 796 6. Zacomblet I. 5, ware oder were Löw 
78; warandia Grimm IIl. 186; potestas o. gewalt 1195 b. Zacomblet I. 
883, ib. Il. 461. III. 10. 39, Urf. v. 1254 u. 1271 b. Günther II. 543. 373, 
Grimm III. 855 f.; communis utilitas 1195 b. Laeomblet I. 383; utilitas 
silvae 903 M. B. I. 128; usus 1120 b. Schoepflin I. 206; usamentum 1184 
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Damit war jedoch am fich noch nichts Näheres über die rechtliche Befchaffen- 
heit und Selbjtändigkeit dieſes Vermögensbegriffes ausgefagt. Vielmehr war 
nur die bejondere thatjächlihe und wirthichaftlihe Werthbedeutung des Ge 
noßenantheild an der Marf ausgedrückt 20%), während rechtlich dieſer Antheil 
bier noch Ausflug der Perjönlichkeit und dort untrennbares und unfelbftändiges 
Gutözubehör fein mochte 209). 

Wo ſich indeß die Entwicklung im Sinne den Rechtſamegemeinde vollzog, 
wurde der ideelle Antheil des Einzelnen an der Mark, nachdem er einmal im 
Begriff der Rechtfame, Ware, Gewalt, ded Gemeindenugens, Echtworts u. ſ. w. 
zu objeftiver Bejonderheit erhoben war, nunmehr au rechtlich verjelbitän- 
digt. Er näherte fih nun einem durch ſich ſelbſt beftimmten und für ſich 
befigbaren Recht, deſſen Natur, joweit fie eben von dem eignen rein vermögend- 
rechtlichen Gehalt abhieng, die eines jelbitändigen, vererblichen, veräußerlichen 
und theilbaren Privatrechts war?10), Und der Beſitz einer folchen Antheils- 
quote war es, woraus nun die einzelnen Nußungsbefugniße in der Gemein- 
mark floßen?!!). Da aber das Nutzungsrecht zugleich integrirender Beftand- 


b. Mone I. 406; nutz uf der gemeinde 1323 6. Boehmer I. 472; gemeinds- 
nutzen b. Sternberg 1. 6 f. 12 f.; einwartsgebrauch Bilmar, Idiotikon 86 
u. f. w. — Dazu kommen dann die zahlreichen Namen für bie einzelnen befonderen 
im Genofenrecht enthaltenen Nußungsrechte beftinnmter Art, wie jus lignorum 1255 
b. Günther II. 274; jus nemoris ib. 395; potestas in silvam 798 b. Lacomblet 
I. 2; dominatio in silvam 796 uw. 804 ib. 4 u. 12; holzmark 1168 ib. 299 (tria 
forestiforia que vulgus holz marchen nominant), 1136 b. Wigand, Arch. V. 
40, Grimm III. 617 (silvas et jura que dicuntur holzmarken); holzung 
ib. II. 285 8 27; Weiderecht, Majtrecht, Grasrecht, Alprecht, Rinderrecht, Kub- 
recht, Kuhhefſen, Kubfchweren, Stoß u. ſ. m. 

208) Solche Gerechtigfeiten wurden daher auch bei Gütertaren u. Steuerver- 
anlagungen jelbftändig gejchägt. Thomas I. 218. 222. 

209) Vgl. 3. B. oben NR. 204—206. 

210) Bol. Th. I. 604 N. 58-64; insbeſ. über die Trennbarkeit vom Gut bez. 
der bauerschaften in Sandhofen Grimm I. 461; der meenten in Dit— 
marfchen Michellen, 3. f. D. R. VIL 95 f.; des heſſiſchen Gemeindsnutzens 
Sternberg I. 6. 7. 24. 25. 47; der rechtsamen in Fulda Thomas I 218— 
219, in Zürih u. Solothurn Schauberg I. 124, Renaud a. a. O. 48, Wyß 
a. a. O. 58, der Bauerloje in Helgoland 3. f. D. R. XIV. 235— 286; der Waren, 
Scharen, Achtworte, Notten, potestates u. ſ. w. in Weftfalen u. am Rhein 
Löw, Markg. 78 f; Dunder, Gelammteigth. 167—169; Urk. v. 1144 b. Niefert 
11. Nr. 31 ©. 161; v. 1204, 1210 u. 1242 b. Seiberg Il, 1. 169. 178. 282; 
v. 1277 u. 1306 b. Falcke, Trad. Corb. 875 u. 876; v. 1306 b. Schaten, 
ann. Paderb. II. 207; vw. 1844 b. Mone V. 419-423; v. 1297 u. 1825 b. 
Wigand I, 4. 106 u. III, 3. 102. 

211) Die Allmende barf daher nur benugen, wer da recht in die allment 
hat, Grimm I. 453; mer gemain u. tayl daran hat Ill. 732; wer in die 
holzmark befuget ist III. 302 $ 13; ein gewerter man I. 512; ein iglicher 
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theil des Genoßenrechts und dieſes (von der ſpäteren Doppelbildung natürlich 
abgeſehen) ein Ganzes war, ſo zog die verſelbſtändigte Allmendgerechtigkeit als 
Baſis und tonangebender Theil des Gemeinderechts zugleich deſſen übrige Be— 
ſtandtheile nach ſich. Nur blieb es auch hier bei einer Annäherung an das 
Ziel des reinen Privatrechts, indem bis zu irgend einem Grade dad Genoßen— 
recht immer zugleich durch feine perjünlich:politiichen Beftandtheile bedingt und 
beftimmt, mithin auch das Nutzungsrecht weder für fi zum reinen Privat: 
recht noch für das Genoßenrecht zur alleinigen und ausſchließlichen Baſis 
wurde. 

D. Was endlih den Umfang ded Genoßenrechtes angeht, jo war dieſer 
am ſich für jeden Genoßen oder dod) für jeden Genofen derfelben Klaffe gleich, 
wurde aber dem thatjächlichen Erfolge nad) durch die Vertheilung der Rechte 
und Pflichten nah Bedürfnig und Vermögen ungleich geftaltet. Hieraus 
mußten fi im weiteren Verlaufe der Entwidlung Unterjhiede des Ge- 
noßenrecht8 ergeben, welche wiederum bei der eigenthümlichen Doppelnatur des 
Genoßenrechts von ungleichartigen Geſichtspunkten aus firirt und beurtheilt 
werden Fonnten. 

Soweit nämlich die perſönlich-politiſche Seite überwog, ftand die 
gleiche perjönliche Stellung der Genofen im Vordergrund. Der Genofe war 
mit dem Genofen glei berechtigt und gleich verpflichtet, womit eine ungleiche 
Betheiligung an den oekonomiſchen Vortheilen und Laften ald ein rein that- 
fächlicher Unterfchied jehr wohl vereinbar ſchien. Nur ein aus der Perfönlich- 
feit als ſolcher Fliegender Unterſchied Eonnte eine rechtlih ungleiche Stellung 
in der Genoßenſchaft herbeiführen. Unterjchiede folder Art ergaben fi aus 
der Ungleichheit der perſönlichen Selbjtändigkeit und bei weiterer Gliederung 
des Verbandes aus der Ungleichheit des Standes. Die jo gebildeten Genofen- 
klaſſen hatten dann jelbjtverftändlih auch in oekonomiſcher Beziehung Rechte 
und Pflichten von ungleihem Umfange Ihre Genofenrechte waren aber von 
vornherein qualitativ verſchieden und ftellten in der organischen Gliederung 
des Verbandes die Elemente engerer Gliederverbände dar. 

Soweit umgekehrt die dinglich-vermögensrechtliche Seite überwog, 
ftand der gleiche objektive Inhalt der Genofenrehte im Vordergrund. Man 
fuchte daher dur Firirung des Umfangs der im Genoßenrecht als ſolchem 
enthaltenen Rechte und Pflichten das Genoßenrecht tem Genoßenrecht gleich 
zu fjeßen, während es unerheblich jchien, ob aud; der Genoße dem Genoßen 
gleich berechtigt und gleich verpflichtet war. Nur ein Unterſchied im Befig 


gefurster u. gedingter man, 1350 ib. III. 428. 429. 431; ein erve, erfgenoite, 
geerfter III. 16f. 93. 229 f. 255 f. 257 f. 274 f. 279. 252. IV. 7S0—782. V. 
575 8 11; wer eine were bat I. 524 f.; wer eine echtwehr hat III. 254 $ 13; 
wer ein achtwort befitt ib. S2 f. 220. 855 f. — Bol. auch Th. I. 677 f. u. oben 
Note 54. Blumer I, 2. 355. 
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von Genofenrehten konnte daher bier zur Duelle rechtlicher Ungleichheit 
werden. Deshalb führte man die ungleiche Stellung der Genofen hier darauf 
zurüc, daß nicht jeder Genofe gerade ein Genofenrecht zu befigen. brauchte, 
fondern eine Vereinigung mehrerer Genofenrechte und der Befiß von Bruch— 
theilsrechten möglich war. Aus mehrfacher oder antheilämäßiger oekonomiſcher 
Berehtigung ergab fi dann hier auch eine Steigerung oder Minderung der 
perjönlich-politiichen Rechte. Der ganze Unterjchied aber erfchien ald ein 
lediglich quantitativer, durchaus mehbarer und in Zahlen ausdrückbarer, wes— 
halb denn auch eine organijche Gliederung des Verbandes damit nicht be 
gründet war. 

Da nun aber bei der Natur der alten Genoßenſchaft feine dieſer Nich- 
tungen zu ausjchließlicher Geltung gelangen Eonnte, fo ergaben fich fehr ver- 
jchiedenartige Syſteme der Klaffenbildung, welde bald dem einen bald dem 
andern Extrem näher, immer aber zwijchen beiden mitten inne ftanden. 

I. Zunächſt war der ältefte Unterfchied zwiſchen Vollgenofen und Pafiv- 
genofen urſprünglich rein perjönlich-politiiher Natur. Das Verhältniß der 
Schußgenogen war auf Perjonen berechnet, denen ed an perſönlicher Selbftän- 
dDigfeit mangelte und die deshalb jelbftändige Rechte und Pflichten in der 
Genoßenſchaft überhaupt nicht haben Eonnten. Ihr Genofenrecht enthielt daher 
gar Feine Berbandsträgerjchaft, jondern nur eine Verbandsangehörigfeit, es 
wurde von den VBollgenokenrechten mitdargeftellt und mitvertreten, ed war 
mithin ein Recht nicht von anderem Umfange, jondern von völlig anderer 
Gattung. 

Im Laufe der Zeit indeh traten hierin mancherlei Veränderungen ein. 
Sndem zu den Schußgenofen mehr und mehr auch unabhängige Hausvorftände 
gezählt wurden, die rechtlich und oekonomiſch mehr oder minder für fich ftanden, 
bildeten ſich daraus verjchieden gejtellte Einwohnerflaffen, in Bezug auf welche 
Das Princip blos paffiver Gemeindeangehörigfeit bis zu einem gewißen Grade 
durchbrochen ward. Man räumte diefen Leuten gewiße Anfangs ald nicht 
bindende Gunftbewilligung aufgefaßte?!2), allmälig aber oft durd das Her— 
fommen in fejte Rechtsanſprüche verwandelte?13) Nußungsrechte ein und zog 


212) Th. I. 607 N. 69. Grimm, W. I. 525. 686. II. III. 170: ut günsten, 
176 (1339): kottere nein recht, se kunnen dat gebidden wedder ... die 
marckenoten. 303 $ 36: die häuslinge in die mark zu erlauben. IV. 700 $ 
9: den köter nicht mehr, den wat de kreyge van dem bome deit. V. 153 
8 40.. 8389 f. u. 392. $ 6. 7. 15. 16. 18. Schauberg I. 55 $ 18. Landb. v. 
Uri a. 96. 98. 

213) Th. I. 608 u. oben N. 275 u. 324 3. $ 10. — Bgl. über Die Holzrechte 
per Rötter Grimm III. 16. 96: holz.. dar sick de kotter uth beholten sult 
na erem recht. 59. 279. IV. 679 $ 10 u. 14; über Kleine Holzrechte der armen 
ib. I. 142 $ 28. 258. 452. II. 11. 174; über Weiderechte der Kötter III. 141 $ 
14: die kötter.. so von alders mit hoede u. drift in der marken berechtigt ; 
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fie Dann andrerfeits zu jelbftändiger Theilnahme an den Gemeindelaften heran 214). 
Auf diefem Wege konnte endlich das Paffivgenofenrecht zu einem geringeren 
Aktivgenogenrecht werden, das zulegt, wenn der dinglich-vermögensrechtliche 
Geſichtspunkt überwog, mögliderweile als eine Duote des Vollgenofenrechts 
erſchien. 

Im Ganzen jedoch blieben die unter ſich wieder außerordentlich verſchie— 
denartigen Ländlichen Beifiger-, Hinterjaßen-, Kötter-, Häusler-⸗, Tagwer-Rechte 
u. ſ. w. trotz einzelner Modifikationen des Princips dem alten vom Vollge— 
noßenrecht qualitativ verſchiedenen Schutzgenoßenrecht näher als einem blos 
quantitativ geringeren Bruchtheilsrecht. Die Folge davon war, daß ſie bei 
dem ſpäteren Siege der rein vermögensrechtlichen Grundlage dann nicht in 
geringere Theilnahmerechte verwandelt wurden, ſondern aus der Genoßenſchaft 
ganz herausfielen. Aus paſſiv berechtigten Gemeindeangehörigen wurden dann 
in Bezug auf die agrariſchen Genoßenſchaftsverhältniße wahre Ungemeinder 
oder Ungenoßen. 

II. Auch unter den Vollgenoßen ſelbſt waren die älteſten das Gemeinde— 
recht beeinflußenden Unterſchiede perſönlich-politiſcher Art. 

So bildeten die in der Mark angeſeßenen Edlen, Ritter und Geiſtlichen, 
wenn und ſoweit ſie nicht aus dem Markverbande gänzlich ſchieden, eine von 
Standes wegen bevorrechtete Genoßenklaſſe?6). Sie wurden, obwol zur 
Gemeinde gehörig, den übrigen Genofen als befonderer Stand vorangeftellt?16), 
und nicht jelten bezüglich der Marfnugungen bevorzugt 217), bejonders aber 





über Maftrechte ded einlutig man u. der Witwe I. 432; über die Weiderechte Der 
Grundbefiglofen I. 217 u. IV. 427 $ 12, der „armen hausleute“ V. 212 $ 17 
u. 213 $ 11; über Tawnergerechtjame in Bern u. Solothurn Renaud a. a. O. 
44. 45. 48; über fonftige Nußungsrechte der Beiſaßen, Hinterfaßen, Tagelöhner 
u. ſ. w. Maurer, Marfv. 11Sf.; Dorfv. I. 144 f. 227 f. — Der allmälige Ueber- 
gang der Bergünftigung in Necht erhellt 3. B. aus dem W. des Weſterwalds v. 
1534 6. Grimm III. 124, wonad) olde kotters berechtigt find mit twen schweinen 
u. dat derde mit gnade in die mast u. mit so viel holtzes tho voringe als 
he lassen kan; dagegen de nien kotters, die binnen 30 jaren getimmert, sind 
nicht berechtigt mehr als sie biddet u. kopet. 

214) Th. I. 608 N. 70. Landb. v. Uri a. 96 u. 98; v. Schwyz 144. 

235) Maurer, Markv. 80 f.; Fronh. IV. 76 f.; Dorfv. I. 127 f. 

216) Grimm, W. I. 786. II. 685: den erffen, anerffen, edel u. unedel. 
III. 412. 413: alle märker geist- u. weltliche, edle u. unedle. V. 322 (1434): 
priester edelknecht scheffen u. die ganze gemeinde arme u. riche. 252 & 1 
(1393): wir die merker gemeinlichen, edel u. unedel, arm u. rich. Urk. v. 
1416 b. Bodmann I. 476: ir gantze gemeynde, edel u. unedel; vgl. ib. 124. 
263. 459. 470. 472. 495. Urf. v. 1323 b. Boehmer I. 472. W. v. Dürfheim 
b. Maurer, Dorfv. I. 128 RN. 77, 

m, MW, v. Selbold v. 1366 6. Grimm II. 421: ein Ritter, der Märker 
ift, treibt 12, fein Landfiedel 8, ein Edelmanı 8 Schweine. W. v. Geulberg v. 
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wegen ihrer anderweiten Verpflichtungen zuerft für ihre Perfon und zuleßt 
fogar für ihre Güter von Steuern und Dienften befreit ?18). 

Auch abgejehen hiervon aber fanden fich feit den mancherlei Durchkreuzun— 
gen von Grundherrichaften und freien Marken oft in Einem Gemeindever- 
bande Genofen von fo ungleihem Stande zufammen, daß dieſe Unterjchiede 
der Perjönlichkeit auch den Umfang des Genofenrechts beeinflußen mußten. 
Freie und Hörige, Hörige verjchiedener Gattung, Angehörige verjchiedener 
Herrn, Befiger eigner und geliehener Güter ftanden miteinander in Gerichte- 
und Marfgemeinjchaft?!?). Wenn man in jolhen Fällen in älterer Zeit zur 
mehr oder minder feiten Abjchliefung der einzelnen Gruppen in bejonderen 
Rechtsgenoßenſchaften neigte?2%), fo überwog fpäter umgekehrt die Anjchauung, 
daß fie nur die in einigen Punkten ungleich berechtigten und verpflichteten 
Klaffen eines einzigen Gemeindeverbandes jeien. Leute ungleichen Rechtes daher 
fonnten nun, von ihrer außerdem ftattfindenden Zugehörigkeit zu verſchieden— 
artigen Gerichtd- und Herrichaftsverbänden ganz abgejehen, in Bezug auf den- 
felben Gemeindeverband ungleiche gerichtliche Befugniße und Pflichten ??!), 


1493 ib. 491: Jagdrecht fommt in der Mark nur zu rittern edelleuten u. pastorn 
in der mark gesessen, die darinne eignen rauch halten. Bgf. I. 585 $ 6. III. 
413. 417 8 23—25. 

218) Bol. Grimm I. 504. 505. 511. 540 $ 18. 749. 790. 823. II. 569. 672. 
680. IIL 485. IV. 635 8 1—3. Maurer, Einl. 189. 208 f. 236 f. 239 $.; Fronh. 
IV. 382—334; Dorfv. 1. 194. 200—204. — In der Hellberger M. heißt es noch 
1433 b. Grimm V. 254 $ 8: so sollen alle paffen u. etellude stuern u. 
helfen machen zu brucken, zu stegen u, zu wegen gleich andern gemeindern. 
— Zn Alfenbrud ſoll nod 1509 der setelhoff zwar fo lange er dem Klofter ge- 
bört frey ledig eygen aller beschwernus u. dienstes fein: wan sie ihn aber 
verleien forder in eine frembde hant, derselbe soll dienen u. gemeintschaft 
haben gleich ein ander gemeinsman. Aehnlich 1409 in Affenheim ib. III. 452. 

210) Bl, 5. B. über das ungleiche Recht der frylüt, lüt die von eigenschaft 
wegen an daz hus K. hörent, unverlechent gotshuslüt, lantzügling und unelich 
lüt in der Grafihaft Kyburg Grimm. I. 22 f., bef. $ 35; Freie, Inhaber vogt- 
barer Güter, Hausgenofen u. Gotteshausleute ib. 257—259; huber, hoflüt u. 
lehnman 652—654; husgenossen u. hofjünger 24 f.; auch 245—257;, landtman 
u. freiman Il. 578 f.; gotthusleute, huber u. banleute IV. 236; auch 229 f. 
253. 263. 389—395. 157; husgenossen, freie u, gest 270 8 2—3; gotshuslüt 
u. belent lüt 483—487; aigen lüt u. hindersessen 487—496; nachpuren, hof- 
gnossen u. gest V. 148 $ 6—7. 19. 24—25. U. f. w. 

220) Th. I. 157—162, Hofr. dv. Loen b. Grimm III. 145—161; v. Büden 
ib. 213: dat sticht van B. heft drigerley echte: godeshuslüde, sünderlüde, 
vrige godeslüd; v. Eſſen v. 1324 ib. 877 f,: Echten der heiligen Yeute, der Ein- 
fäufigen u. ber Hpyen. 

221) Ueber die Unterfchiede der Dingpflicht oben N. 177; ungleiche Bußſätze 
b. Grimm II. 158. 489. 499. III. 674; ungleiche richterliche Fähigkeit der Haus— 
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ungleihe Amtsbefähigung und Amtöverpflichtung???), ungleiche Laften und 
Abgaben???) und ungleihe Marknugungsrehte2?t) haben, und bildeten gleich- 
wol nur verjchiedene Klaffen derjelben Genoßenſchaft. 

III. Je mehr indeß das dinglihe Clement in den Gemeinden überwog, 
deſto entjchiedener wurden die alten Unterjchiede des perfönlichen Rechts durch 
die einfachen Größenunterjchiede des Grundbefiges zurüdgedrängt. 

Die Bemehung der Marfnugungen nach dem wirthihaftlichen Bedürfniß 
führte, da nur bei wenigen Nußungen das perjönliche Bedürfniß des Haus- 
ftandes, gerade bei den wichtigften dagegen das fachliche Bedürfniß des Gutes 
entjchied 23), mittelbar zu der Vertheilung der oekonomiſchen Vortheile nad 
dem Mafjftabe des Grundbefißes. Dasjelbe aber galt von der Vertheilung der 


genoßen u. freien ib. IV. 270 $ 2, der eignen Leute u. Höfer II. 491, der Burger 
u. Lehnleute ib. 234, der Gotteshauslente und folder Infähen, bie nur Gottes 
bausgüter haben I. 142 $ 26. — Bgl. ib. 521. 650: von den hubern nimpt der 
probst wisung u. der meiger von den tzschupposern, 

222) Vol, Grimm I. 250 $ 5: zum Keller wird ein rechter Hofjünger u. nur 
wenn Feiner da ift ein andrer Gotteshausman berufen. IV. 236: zum Bannwart» 
thum exit Gotteshausleute, dann Huber, dann Bannleute. Bol. I. 148. 253 8 11. 
266 $ 6. 286. 413. Auch II. 297—298 über die Wahl des Holzgrafen in 
Münder. 

229) Befonderd wegen des Unterfchieded der Abgaben „von der eigenschaft 
des libes* (Grimm I, 300, 312) und „vom gute“ (ib. I. 312. I. 101. 120f. 
438. 590. IH. 793). Im erften Sal wird nur felten nach Köpfen (3.8. IL 61f 
$ 7—12), meift nad Hausftänden (3. B. II. 100. 129. 301. 351. 482. 456. 491. 
496. 534. 544. 638. 702. V. 138 $ 4. 267 $ 27—28) gemehen, dabei jedoch 
bisweilen von einer „zerbrochenen Ehe“ nur halb fo viel wie von einer „ganzen 
Ehe” erhoben (II. 119. 127. 438). Im zweiten Fall müßen von 2 Gütern in 
Einer Hand Abgaben u. Dienfte boppelt geleiftet werden (III. 759. Raltenbäd 
69 $ 47: von jedem Haus der gemain und der herschaft ganze steuer). 

224) Urſprünglich waren die Nutzungsrechte Freier u. Höriger verfchieden; vgl. 
Urk. v. 809 b. Neugart I. 485: talem usum . . . qualem unusquisque liber 
homo ,. debet habere; 863 im Cod. Lauresh. I. 68—69: der freie fendet 10, 
der Unfreie 5 Schweine de sua hoba. Dagegen heißt e8 1143 in Heffen: liberi 
et serviles omnes videl. incole de T. qui vulgo dicuntur merchere, Thu: 
dihum 247. Maurer, Fronh. I. 340, 352. 378 -380; Dorfv. I. 56. 206 f. 
Segeffer, R. ©. v. Lucern I. 504. — Immer machte ed in Bezug auf bad Recht 
an Hofallmenden einen Unterfchied, ob man dem Herren perfönlich hörig u. ob und 
womit man von ihm belehnt war. Vgl. Grimm II. 394. 398. 401. 508. Beſ. 
a. W. v. Loßburg v. 1477 ib. I. 389 u. dagegen die ®. v. Wellbaufen u. Lan— 
generchingen ib. 253 $ 11 u. 256 $ 19, 271 u. 272. 

225) Bol, N. 262— 264 zu $ 8. Grimm I. 180: die gueter sullent davon 
ir notdurft haben ze husen u. ze brennende u, ze solichen dingen, du dien 
gutern notturftig sin. IV. 361 $ 1: wes sy bedörffent zu denselben güttern. 
Vgl. I. 676. III. 114. 118, IV. 699 $ 15. 
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gemeinen Paften, deren Umfang ftets dem Umfang der Rechte entiprach 22°). 
Lag nun auch hierin am fich noch Feine Ungleichheit des echtes jelbft, fon- 
dern nur eine ungleiche Ausübungsmöglichkeit??”), jo mußte doch, je mehr die 
vefonomijche Seite den Schwerpunft der Gemeindeverhältnife bildete, deſto 
eher das Recht jelbit fih nah dem Umfang des Grundbeſitzes abzuftufen 
jheinen. Bielfah daher drang die Auffagung dur, daß dem ungleichen 
Grundbeſitz aud) ein verhältnißmäßiges ungleiches Antheilsrecht an der gemeinen 
Mark entjpreche2?®), daß jogar bei einer Subjtanztheilung oder einem Verkauf 
der Allmende das Land oder der Kaufpreis unter die Genofen nad) Maßgabe 
der Morgenzahl ihres Grundbefiges zu vertheilen fei???), daß endlich auch die 
gemeinen Laften nach dem Umfange der Güter bemeßen werden müßten 239), 


26 Grimm, W. I. 461: da sol yederman zu geben nach dem als er 
der gemeinden genüsset. Umgefehrt foll in Oberwintertfur 1472 ib. I. 127 
Jeder fo viel Bürden Holz erhalten, sovil er vierteil haber ze vogthaber gipt. 
— Bol. auch I. 138 u. 214. Urk. v. 1649 b. Renauda.a.D. 37 Note. Heus— 
ler a. a. D. 7. 12—15. Blumer I, 1. 377 u.558. Hanffen, Fehmarn 67—69. 
107 a. 4—7. 114 a. 32. Richthofen 565 $ 5 u. 576 $ 6. 

227) W. v. Baflerötorf b. Grimm IV. 283 $ 18: welhe ouch zuo B. in- 
wendig etters gesessen sint, die sint recht weidgenoszen nach den malen zo 
jederman sin nütz ab sin gütern gezücht; .. u. sol die almend alz fry sin, 
daz ein jeglicher, so inwendig etters gesessen ist, daruff sol u. mach triben 
nach dem als er statt hat, einer als der ander. 

228) Urk. v. 796 b. Lacomblet I. 5: cum scara in silva juxta formam 
hove plene. Urk. v. 1302 b. Kopp 59f.: umb daz gemeinmerch, daz das 
niemen niessen sol, wer in dem dorf ze Kussnach gesessen ist, denne als vil 
er ligender guetern da hat. ®. v. Hege b. Grimm I. 123: Holzanweifung nach 
gelegenheit der sach, je nach dem einer derselben gütter innhat. ®. v. 
Selbold ib. III. 421: so deilen wir dem pluge acht swyne. IV. 98: zu disen 
gütern hören zu einem jeden mentag 2 fuoder toubes holtz. 669 $ 15: 
fri echtwort ist 4 schwine u. von dem hove landes mach noch ein ider ein 
echtwort driven. 

229) rk. v. 1243 b. Racomblet II. 146: der Wald der Gladebacenses 
parochiani wird getheilt pro suorum lignorum communione, ita, ut unicuique 
mansui sua portio ascribatur. Urf. v. 1303 6. Kindlinger, M. 8. I, 2. 
300: Abt u. Markgenofen theilen einftimmig einen gemeinen Wald, assignantes 
ünieuique marchioni juxta modum domus sue legitimam portionem. Deffn. v. 
Höngg v. 1338 b. Grimm I. 10: der Erlös verfauften Holzes foll geteilt wer- 
den.. under die huber nach teiltig der gueter des hofs u, jeglichs hubers. 

20), Grimm. ®W. I. 817: der sol uns helfen tragen allen brüch u. stüre 
‚..als vil er der güter inhat u, bescheidenlich ist. 663: einem jeden huber 
anlegen, nochdem er hofgut hat. 138: von jedem zug dem Förfter ein Viertel 
Kernen. IV. 806 f. $ 25: so soll man das anlegen nach yedermans gutt u. 
gewerb. — Bertheilung des Kriegsdienftes nach der Größe der Huben b. Mau- 
ter, Fronh. IH. 501 f. 6318f. 
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Da nun aber der ſo nach der oekonomiſchen Seite hin fixirte Rechtsumfang 
des Genoßenrechts zugleich das Kriterium der Geſammtſtellung des Einzelnen 
in der Gemeinde bildete, war damit zugleich der Sat ausgeſprochen, daß fich 
auf ungleihen Grundbejig Genoßenrechte von ungleihem Umfange gründeten. 
So begegnet uns denn in der That in dem größten Theil Deutjchlands 
die Unterfcheidung mehrerer Genoßenklaſſen nad) der Größe ded Grundbefites. 
Insbefondere ftehen fih die Inhaber voller Bauerhöfe (Bauern, Huber, Boll: 
jpänner, Acerleute, Bahrende u. f. w.) und die Inhaber Eleinerer Aderwirth- 
ſchaften (Schuppoſer, Mentager, Kofjäten, Halbjpänner, Einjpänner u. j. w.) 
gegenüber, denen dann als dritte Klaffe die Befiger der zu eigentlicher 
Landwirthſchaft nicht mehr geigneten Stellen (Kotter, Brinkfiger, Häusler, 
Seldner, Büdner, Gärtner, Handwerker u. ſ. w.) binzutreten. Wo überdies 
aud die Befiger größerer Höfe noch zur Gemeinde gerechnet werden oder wo 
zwijchen alten und neuen Höfen ein Rechtöunterfchied gemacht wird, kann die 
Zahl diefer Klaffen fi) noch fteigern. Für die Genoßen jeder Klaffe und bei 
größeren Höfen jelbjt für jeden einzelnen Hof pflegt dann der Umfang der 
Nugungsbefugnige und der entfprecdhenden Laſten und demnächſt überhaupt der 
genofenjchaftlihen Rechte und Pflichten ungleich beftimmt zu fein?3), 
Unterjchiede diefer Art hatten bei der vermögensrechtlihen Natur ihrer 
Grundlage die Tendenz, ſich zu rein quantitativen Unterſchieden der Betheilt- 
gung am Gemeindereht zu entwideln. Wie den vollen mit einem ganzen 
Geſpann oder Pfluge bewirthſchafteten Höfen gegenüber die geringeren, ein- 
jpännig oder „halbſpännig“ bewirthichafteten Höfe fih als halbe Höfe, die 


231) Vgl. Th. 1. 603 N. 54; auch über huber und schupposer Grimm I. 
102—108. 144—149. 650. IV. 220 (entjtellt suppen esser, 423—427; huber 
u. mendager IV. 105. 119f. (1397); huber u. andre lehnleut o. zinslut I. 
652. IV. 113 (1354). 115. 478 f. (1301). — 2gl. bei. Die genau figirten Majt- 
und Holzrechte der größeren berrjchaftlichen, geiftlichen o, bürgerlihen Höfe unb 
demnächſt der einzelnen Markgenoßenklaſſen in niederdeutfchen Marken. 3. B. W. 
des Griümmelwaldes b. Grimm II. 286 $ 9—14; des Hoppenbruch ib. 291 
$ 6—16; aud die W. v. Doethebergen, Ditterfer Holz, Latwehren; Stremmen, 
Grindenwald ib. 291f. Berner über die ungleichen Rechte von sallerven, gemei- 
nen erven u. kottern ib. 58f.; v. hubenern u. kottern 77f. v. holtgreven, 
erven, schernen, buren, hovenern, kotern 81—85. — Im Flameröheimer Wald 
ib. U. 685—686 giebt ed außer dem Herrn, den Förftern u. Schöffen 4 verfchie- 
dene Klaffen. Die erfte bilden die rechten Erben, welde die freie Verfügung 
über den Wald haben u. ihn zo aller yrrer notturft gebrauchen. Die zweite 
bilden 350 Anerben, Befiger v. Höfen beftimmter Größe, welche gleiched Recht 
wie die Erben haben, uisgescheyden ryssen splyssen ind besclain. Die britte 
bilden 350 Waldſäßen (waldtseysz), welde Holz jeglicher Art außer Eichen und 
Buchen jchlagen dürfen. Die vierte 350 Kötter (coitter), die nur mit einem böl- 
zernen Hammer trodned Holz Schlagen u. grüne Weiden holen dürfen. 
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Fleineren Stellen vielleicht ald Dritteld- oder Viertelshöfe darftellten: jo 
wurden nun auch Rechte und Pflichten, foweit fie meßbar waren, nad) ent 
jprechenden feſten Verhältnißzahlen wertheilt29). Von da aus aber ergab fich 
ganz von jelbft die Annahme ganzer und halber Genofenrechte, welche aus 
dem Beſitz ganzer und halber Höfe folgten 23°), während bei weiterer Fort» 
bildung einer jolden Auffagung die Befiger größerer Güter als Doppel- 
genoßen oder jonft ald Inhaber mehrfacher Genofenrechte erfcheinen, 234) zuletzt 
auch Dreivierteld-, Dritteld-, Bierteld-, Achtelöbauern mit entſprechenden 
Bruchtheildgenogenrechten angenommen werben mochten. 235) 


232) Bol. Grimm I, 107: zu einer hub gehört 4 füder holtzrecht u. zü 
ainer schüposs 2 fuder holtzrecht. V. 251 $ ı u. 2 u. 252 $ 5: doppelted 
Recht des ackerman im Berhäftniß zum einfeltigen merker. W. v. Altenhaslau 
v. 1354 ib. III. 413: von einem ganzen Hof hat man Maftrecht für 12, von 
einem halben Hof für 6, von einem Mundhaus für 4 Schweine. Ebnſo ib. 417 
8 14 von einem ganzen Pflug, halben Pflug u. Mundhaud. 284 $ 13: wie viel 
echtwehr jeder zu voller mast treibe? der vollmeier zu voller mast 20, der 
dreihöfeling 16, der halbspänner 10, der köther 4 schweine. Bgl. ib. 85 R.1. 
Schauberg I. 155 a. 13. — Ebenfo verhält ed fich mit ber Laftenvertheilung. 
Bol. Rietberger Landr. b. Grimm 107 $ 46: dasz gleiche spänne gleiche 
dienste u. alle gleiche beschwernissen tragen sollen, gleichfalls halbe erbe 
u. kottstetten; dazu 103 8 4: ganzes erbe gibt 6 sch., halbes erbe 3 sch., 
köttererbe 1% sch., leibzüchter u. beilieger 9 pf. Vgl. über die verjchiedenen 
Abgaben u. Dienfte von ganzen, halben u. Viertelshuben, fowie von einleifftigen 
o. ungeerbten 1419 ib. I. 517; v. hube, schuppos u. mannsmad ib. 214; 
v. ganzen u. halben Pflügen 452; v. ganzen u. halben Zehn II. 490; v. ganzen 
Weinlehen u. Hedenlehen u. deren Bruchtheilen 659. 725—729; v. Höfen (12 Pf.), 
Lehn (6 Pf.) u. Hofitätten (3 Pf.) 1493 ib. III. 693; vw. hoevere n. köttere 
615.8 7f.; v. ackerman u. kotter 239; v. hufen u. lehn V. 393 8 5; aud) 
ib. I. 138. 491—492. III, 458. IV. 229f. V. 536 $ 1. 714 $ 3; über lehn, 
hofstatt u. weingärten Kaltenbäd 1. 165. 178. 187. 202.219. Vgl. Grimm III. 
173 $ 11: vom ganzen Erbe foll man 6, vom halben Erbe 3, von der Kotte 
2 Eichentelgen ſetzen; ebenfo ib. 211 $ 20 der vulwarich erve 5, der halfwarich 
erve 3, u. 140 $ 12—15 der Markgenofe 5, der Kötter 3. 

233) Th. I. 603. W. v. Borden b. Grimm III 94f.: der burman als gan« 
zer, der kotter ald halber Genofe. W. v. Beintersheim b. Maurer, Fronh. II. 
Anh. Nr. 7 ©. 578: es hatt auch ein gantzer bawer zwei theil am gemeinen 
holtz u. der einspenniger halb so viel. Hergegen musz auch ein gantzer 
bawer zwey theil wo von nöthen in der gemein zuelegen. 

234) Th. I. 603 N. 56. Urk. v. 1280 6. Gudenus I. 220. W. v. Schle- 
denhaufen 6. Grimm III. 193: den erfholtrichter ... . vor einen dudbelten 
marckgenossen. Ib. I. 459: was man alment von der gemeyn hye geit, da geit 
man in als vill als zweyen mannen. 

5) Th. I. 603 f. N. 55. 57. 72, Renaud a. a. O. 43—44, wonad in 
Schnottwyl in Solothurn mit dem Befig v. 8 Jucharten in jeder Zelg u. 10 
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IV. Wenn endlih das Genoßenrecht ald mehr oder minder jelbftändiges 
Recht von feiner nußbaren Seite ber aufgefaßt und einem Vermögensrecht 
genähert wurde, jo trat die Gintheilung nad Perjonenklaffen völlig zurüd vor 
der rein quantativen Eintheilung der genoßenſchaftlichen Geſammtrechtsſphäre 
in eine feſte Zahl ideeller Einheiten. Jedes Genoßenrecht erſchien dann vor 
Allem als eine Eigenthumsquote an der gemeinen Mark,23%) melde demnächſt 
nicht nur einen entiprechenden Antheil an den einzelnen Nußungen und den 
forrejpondirenden Laften, jondern an den Rechten und Pflichten der Gemeinde 
überhaupt gewährte23”). Während aber die Genofenrechte ihrem Gehalt und 
Umfange nad) einander vollfommen glei waren, entitand eine ungleiche Be— 
rechtigung und Verpflichtung durch die vorbehaltlich der verfagungsmäßigen 
Beihränfungen eröffnete Möglichkeit, mehrere Genoßenrechte In Einer Hand 
zu vereinigen?38) oder Bruchtheile von Genofenrechten zu befigen 2°). 

E. Für die rehtlihe Natur der Nußungsrehte am Gemein- 
land ergiebt fi) hiernach, daß diejelben überall ein integrirender Beftandtheil 
des Genofenrechts und daher diejem gleichgeartet waren, daß ed aber dabei 
eine offene Frage blieb, inwieweit die Natur ded Genokenrechtd durch feine 


Mädern Matten eine Rechtiame verbunden war, mit 6 Zucharten u. 7% Mädern 
% Nechtjamen, mit 4 J. und HM. %, mit 2 J. u. 2 M. % Rehtjame, mit 
jedem geringeren Beſitz %. Vgl. auch Haubold, Sächſ. P. R. $ 454. 

236) Vgl. Urk. v. 1159 b. Nieſert, Münſt. Urkb. IV. 114: portionem lig- 
norum quam vocant wara in silva; Urf, v. 1316 b. Wigand, Weplar. Beitr. 
I. 269: curiam.. cum tribus mansis terre arabilis, quinque sectionibus lignorum 
que vulg. merkerrecht dieitur. — Daher dann bier auch eine etwaige Theilung nad 
Rechtſamen ftattfand, 3.8. 1271 6b. Günther H. 411: inter se condividant 
ita ut quilibet eorum proportionaliter partem accipiat prout nunc juris habet 
in silva. 

237) Bol. 3. B. die Bertheilung v. Holz u. Weide nach gewalten b. Grimm 
III. 856; des Holzes nach Weren ib. I, 524; die Beftimmung bed Umfanges jeder 
gewalt im Koslarbuſch 5. Jülich 1483 ib. III. 856 u. im Welborfer Buſch ib, 
Iv. 780—782. Auch III. 171 (scharen). 175 $ 19 (gerechtigkeit). 

233) Th. I. 603. N. 56. 60. 63. Urk. v. 1759 b. Thudichum 236: das 
wirthshaus . . nest einem gedoppelten holzloos u. graszwehr. Namentlich findet 
fi fchon früh bei einem Hofe oder Befiger eine größere Zahl der weſtfäl. Waren 
u. Scharen, der nieberrhein. Holzgewalten, ber Alp- u. Weiderechte im Gebirge. 
Bol. Urk. v. 1168 b. Lacomblet I. 299: 5 Gehöfte mit 13 holzmarken. 1195 
ib. 383. Ib. IL 461: auf den Hof Sfenfrath fallen 64 potestates que holzge- 
welde dicuntur. 1301 ib. IH. 10. v. Löw. 35—37. 

239) Grimm IL. 188: fulle war... halbe war. 211 $ 20. I. 461: halbe 
u. viertel gebawerschaft. Kindlinger, M. 3. II, 2. 378. 383. 330. Piper 
158. 159. 160. 203. 219. 227. 230. 236. v, Löw 35f. 78f. 960f. Auch über 
halbe, viertel, fünftel, achtel Gerechtiamen Renaud a. a. D. 44—47, Bluntſchli 
I. 82; Maurer, Marko. 55f. Bol. Th. I. 604 f. 611. 676 f. 
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perjönlich-politiihe Seite und inwiefeit vielmehr umgekehrt gerade durch die 
in ihm enthaltenen Nußungsbefugnige beftimmt wurde. Ein organiſcher Zu- 
jammenhang zwiſchen Nugungsreht und Gemeindemitgliedichaft beftand über- 
all: unentſchieden jedoch blieb das Verhältniß, in welhem beide zu einander 
ftanden, Wurde das Nutungsrecht ftetd durch die Gemeindemitgliedſchaft in 
irgend welchen Punkten bedingt und injoweit einem öffentlichen Recht genäbert, 
jo bildete es ftetd in anderen Punkten die Grundlage der Gemeindemitglied- 
ſchaft und theilte infoweit diejer eine vermögensrechtliche Färbung mit. Der 
hüchſt unbeſtimmte Rahmen, welcher jo ſich ergab, wurde daun erjt durch die 


konkreten Nechtverhältnige der einzelnen Gemeinde näher ausgefüllt. So 


erflärt fi die ungleichartige Beihaffenheit des Nutzungsrechts nah Voraus— 
jegungen, Inhalt und Umfang. Kaum gab es zwifchen einem unjelbitändigen 
Ausflug der Gemeindemitgliedihaft und einem jelbitändigen Vermögensrecht 
und dann wieder zwiſchen einem höchſt perjönlihen Recht und einer reinen 
Gutspertinenz irgend eine Mitteljtufe, welche nicht in irgend einer Mark das 
Nutzungsrecht irgend einmal eingenommen hätte. Deshalb bejtimmten ſich 
auch jeine einzelnen Merkmale nicht nad einem allgemeinen Princip, jondern 
nad dem bejonderen Ortsrecht, welches auf die Fragen der Uebertragbarfeit 
und PVererblichfeit, der Trennbarkeit vom Hofe, der Theilbarfeit u. Kumulir— 
barkeit, der offenen oder geſchloßenen Zahl, der Mapitäbe für Feititellungen 
und Klaeneintheilungen u. j. w. die verfchiedenartigften Antworten gab. 
Kein Wunder, daß es unter jolhen Umſtänden nicht gelingen wollte, dieſe 
Nutzungsrechte der Genofen unter einen unfrer heutigen Nechtsbegriffe zu jub- 
fumiren. Auch dürfte für die hiſtoriſche Betrachtung hierzu ein Bedürfniß 
faum vorhanden fein. Für praftiiche Fragen kann fih dagegen allerdings ein 
ſolches Bedürfnig leicht geltend machen. Denn injfoweit althergebrachte Ver— 
hältnige diefer Art auf unfre Tage gefommen find, müßen fie fich, wenn aud) 
die alten Anjhauungen im Kreiſe der Gemeinde jelbft noch leben oder doch 
mehr von außen verdrängt ald von innen umgebildet find, den heutigen all» 
gemeinen Rechtsbegriffen fügen. Die Aufgabe, welche dann an den Juriſten 
berantritt, beiteht darin, aus dem ganzen Entwidlungsgange und dem oft 
wenig geflärten Rechtsbewußtſein der einzelnen Gemeinde die für die Natur 
ded Rechts überwiegenden Momente fejtzuitellen und demgemäß die Unterord- 
nung desjelben unter die heutigen Gattungsbegriffe zu vollziehen. Wenn 
Theoretifer und Gefeßgeber, VBerwaltungsbehörden und Gerichte lange Zeit 
hindurd den bequemeren Weg der Generalifirung einjchlugen ; wenn fie unter 
beliebiger Hervorhebung der einen oder der andern Ceite des alten Rechts 
allen Gemeindenußungsrechten oder doch denen eines beitimmten Landes die 
gleiche rechtliche Natur andichteten, mochten fie diefelben nun für rein poli» 
tische Ausflühe des Bürgerrecht oder umgekehrt für woehlerworbene Privat- 
rechte, für Servituten oder eigenthümliche Realvechte, für Rechte an dem Ei 
genthum einer juriftijhen Perjon oder Miteigentbumsquoten erklären: jo hat 
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man doch im neuerer Zeit dieſes unafsbleiblih zu Rechtsverletzung und 
Rechtöverwirrung führende Verfahren wiederum aufzugeben und ſich der kon— 
freten Unterjuchung der einzelnen Rechtsbildung zuzuwenden begonnen. — 

Bon den genoßenſchaftlichen Nußungerechten am © nland find mandjer- 
lei andere Nußungsrehte an den Allmenden jdjarf zu unterjcheiden, 
welhe zwar einen ähnlichen Inhalt, aber, da fie feinen organischen Beftand- 
theil des Genoßenrechts bildeten, eine ganz andere rechtliche Bafis hatten. 
Shre rechtliche Natur war von der Natur der Genofenredhte durchaus ver- 
ichieden, im Uebrigen aber wiederum je nad ihrer bejonderen Grundlage 
mannichfach ungleich beichaffen. Dahin gehörten die mancherlei ſchon erwähn« 
ten Nußungsbefugniße, welche als Entgelt für amtliche Thätigkeit oder für 
bejondere der Gemeinde geleijtete Dienfte gewährt wurden; ſodann die aus 
religiöjen, fittlichen oder humanen Motiven eingeräumten Eleinen Genußrechte; 
ebenjo die von je vorfommenden Nußungsrechte, welche auf Grund von Ber- 
trägen, Herkommen oder privatrechtlichen Koncejfionen für einzelne Perjonen 
oder Güter begründet wurden und welche im Weſentlichen den Charakter der 
heutigen Dienftbarfeiten hatten. Insbeſondere aber gehörten hierher manche 
von den herrſchafthichen Nußungsbefugnigen, die im Uebrigen “wiederum 
einen mannichfach ungleichen Nechtscharakter tragen und an denen die Mög- 
lichkeit verfchiedener rechtliher Natur der ihrem ökonomiſchen Gehalt nad) 
ganz gleichen Befugniße fih am Deutlichiten zeigen läßt. 

Herren oder ihre Amtleute und Höfe wurden allerdings in vielen Ge— 
meinmarfen ald Genofen betrachtet und es wurde ihnen dann aud ein 
einfaches oder um ihres größeren Befigthums willen gefteigertes genogenjchaft- 
liches Nußungsrecht gewöhnlicher Art eingeräumt 49), 


20, W. v. Erpel v. 1385 6. Grimm V. 331 $ 17: domini nostri hoc 
jus in silva ad parochiam et villam habent in C. pertinens, quod sunt com- 
participes ejusdem silve, videlicet markgenosz nuncupati, ut unus verus compa- 
rochianus natione suorum avorum seu aviarum sit pred. silve comparticeps. 
W. v. Kaltenholzbaufen v. 1423 ib. I. 537: der Herr v. Dieß ald geborner Ober- 
märfer ift wegen jeined Hofes zu H. Märker u. fteht den andern Märkern gleich, 
ſoll des auch heischen als ein ander märker. W. v. Roir II. 577: in der 
gemeinten, da halten wir den jonker wie einen anderen nachper. ®. v. Fri- 
lingen ib. 577. Bgl. ib. III. 92: overste erfnote. 188: fulle war, halve war. 
276: wes men s, gn. bestunde in dem broke? so vele alse einen anderen 
gemeinen arven, wente s. gn. hedde einen hof te Alten. Ebenfo 273 u. 279 
84. 283 $ 6. 320. W. v. Balgau IV. 131: die Klofterfrauen follen holtz 
feldt wonn weydt u. all ander zugehörung nutzen nieszen u. bruchen als 
ander dess dorfis burger nach ir notturft; auch gleich andern die Gemeinde- 
frobnen tragen. Ib. 558 $ 1: den landgrafen für einen mitmärker. Vgl. ib. 
532.8 3. 7. 8. — Ueber einen aud dem größeren Umfang des Grundbelißes 
bergeleiteten größeren Umfang der Nußungsbefugniße berrfchaftlicher Mitgenoßen 
vgl. bei. die Vorrechte der ald erben, erbexen, gewart u. f. w. bezeichneten 
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Allein daneben famen zweitens bei ihnen zunächſt andere Marknußungs- 
rechte vor, die ihnen Fraft eined genofenschaftlihen Amtes gebührten 241), 
und zwar deshalb, weil der Genoßenſchaftsvorſtand als folder nur der erfte 
unter den Genofen, der erfte oder oberfte Märker, Erbe oder Erbere war, 
indireft mit der Genoheneigenihaft zufammenhiengen #2), zugleich aber durch 
ihren Zufammenhang mit dem Amt eigentbümlich geftaltet wurden. 

Berichieden davon waren drittens gewiße Vorrechte bei der Marfnußung, 
welche der Herrſchaft als Entgelt für bejondere der Gemeinde gefchuldete 
Leiſtungen zuitanden 24). 

Eine vierte Klaſſe herrichaftlicher Nußungsrechte hatte von je die Natur 
von Privatgerehtjamen an fremder Sache, welche dur Verträge, Ver— 
gleiche oder Herfommen der Gemeinde gegenüber begründet waren?*). 

Allen diejen Nutzungsrechten ftanden füuftens die zahlreichen Rechte an 
der Allmende gegenüber, welche aus dem Herrenreht als joldhem floßen, 
daher in völlig freien Marken verneint wurden 5). Sie waren ihrer redht« 
lihen Natur nah ein Beftandtheil desjenigen Stüdes des Markeigenthums, 
welches bei der Theilung des Eigenthums zwiihen Herren und Gejammt- 
beiten auf die Seite des Herrenrechtd gefallen war. Mochte nun vorbehalte- 
ned echtes Eigen oder allmälig vom Gejammteigen abgezweigtes Herrenrecht 
vorliegen: immer waren fie der Anner einer dem Geſammteigenthum gegen: 
über durchaus felbftändigen Bodenherrihaft dingliher Art. Im Uebrigen 
fonnten fie eine jehr verfchiedene Geftalt annehmen. Bald enthielten fie in 


Herrenhöfe in weftfäl. Marfweisth., 3. B. HI. 255 $ 4. 25783. 286 $ 11. 
310. 454. IV. 669 $ 1—2. Ferner das W. v. Sandhofen ib. I. 459: die Herren 
haben in der gemark zu S. zwei pfluggewicht; bauen fie Die felber, fo haben fie 
Recht an Waher und Weide mit allem dazu gehörigen Vieh, follen aber davonn 
bede u. steuwer geben u. fronen als eyn ander gemeinsman; gibt man All 
mende aus, fo erhalten fie zwei Theile, follen aber aud) darvon.. an zeunen, 
graben machen u. an andern diensten als vill thon als zwei gemeinsman. 

41) Beifpiele oben in N. 185 u. 187 zu $ 10, 

247) Daher ed 3. B. b. Grimm II. 133 heißt: den erfholtrichter . . wegen 
des gerichtes vor einen dubbelten markgenossen in der mark. Oder III. 171: eine 
schar von oeren ampt. IV. 781 $ 6: der gn. h. als schirmher .... ein gewalt 
holz. 696 $ 2: ware bes höchſten Erben; 8 27, 

243) Beifpiele in N. 194 zu $ 10. 

24) Vol. z. B. Grimm, W. I. 453. 631. II. 471. II. 255 $ 6—10. 257 
8 6—8. 426. IV. 669 8 83. 5—10. V. 249 $ 14. 230 $ 10: animalia (bed 
Kloſters) de jure debent depasci in silvis que sunt communes illorum de S. 
per duos dies. 

245) Bol. 3. B. Grimm I. 585 $ 4. III. 258. $ 7-12. 260 $ 3. 462 $4. 
IV. 695 8 10. 701 $ 3. V. 302 $ 2. 804 $ 4. 668 8 5. 740 $ 12, Ueber bie 
den Herren eingeräumten Scheinrehte mein Humor ©. 30-31. 
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Bezug auf beftimmte Nußungsarten ein ausfchliegliches Recht?6), bald 
gaben fie ein mehr oder minder ausgebehntes Recht der Bornugßung 7), 
bald endlich gewährten fie zwar nur ein Mitnutzungsrecht, aber ein von 
den gewöhnlichen Beſchränkungen befreites?43) oder doch nad Zahl und Maß 
privilegiirtes249),. An dem Charakter diejer Herrenrechte nahmen natürlich die 
von ihnen abgeleiteten Befugnige, insbejondere die Nußungsrechte der herr» 
ſchaftlichen Beamten, Theil?°%. 

Endlich geitaltete fich jechötens bisweilen das Rechtöverhältnig eines 
Grundherrn und einer Gemeinde an einer Allmende, ftatt als qualitativ ge- 
theiltes, vielmehr ald gemeinfhaftlihes Eigenthum zu ibeellen Thei- 
len25!), woraus fih dann eine quotenmäßige Betheiligung am Genuß ergab 292). 


240) 3. B. auf Jagd o. beftimmte Arten der Jagd, Grimm I. 386 f. 534f. 
oO. 28. 29. 529. 540. 784. III. 427. 717. 776. 784. IV. 518 $ 21; Fiſcherei ib. 
1. 534 f. IH. 717. 776, V. 167 $ 34—35. 227 $ 22, oder doch Salmenfang, I. 
808—810. III. 743; Bienenfang I. 864; Werfchaft von Kohlenbrennern II. 581. 
734; Berleihung u. Zehnt v. Silber, Blei-, Eifen- u. Erzgruben, 1482 ib. II. 
784; Windbrüche ib. 287 $ 20; Echäfereirecht und Sonderherde ib. 471 u. 577. 
U. ſ. w. 

21) 3. B. des Vorſchneidens u. Vorleſene, Grimm I. 317. 321. 3283. 
820. 822; des Vortriebs, der Vorhut oder der Vormaft ib. 162. 603. 439 f. 737. 
I. 11. 720. 734: II. 818; des Borhiebs III. 818. — Umgekehrt kommt auch ein 
Recht des Herrn auf den ubernutz vor, z. B. I. 107. 179. 787. I. 581; 1460 
b. Schöpflin II. 324. 

2») 3. 3. Grimm I. 432. 639: Schweine nach Belieben. IV. 669 $ 4: 
sie haben m. gn. h. keine masze zu setzen. 698 $ 13—14: dem Herzog v. 
Lüneburg wollen fie feine Zayl ſetzen, doch foll er die Leute jchonen. 712. 798 
5 5 u. 8. Dal. auch I. 101. 354 8 53. 815. 

20) 3, B. Grimm I, 414: die markherren 80 swin. 521, 523. 734. I. 
784. IH. 82f. 284 $ S—11. 299. IV. 695 $ 19. 700 8 4—6. 

250) 3. B. Grimm I. 35. 101. 107. 108. 127 u. 128. 162. 322. 414. 422. 
432. 460, 815. II. 632. 649 $ 27. 832. 863. IV. 699 $ 15. 70088. V. 
230 8 6. 

25) Vgl. z. B. Urk. zwifchen 1218 u. 1225 b. Racomblet O. 68: ber Erz- 
biſchof bejtätigt Die von einem Klofter und einer Gemeinde vorgenommene Theilung 
einer silva indivisa, cujus medietas Merensi attinet ecclesie et medietas ho- 
minibus de Turre. Das Klofter hat die Theile gemacht, die Gemeinde gewählt. 
— Bol. die Waldordn. v. Scherzheim v. 1492 b. Done VIIL 154f. u. Grimm 
IV. 517 f., wonach die Herrichaft Lichtenau, mehrere Klöfter u. die Gemeinden 
v, 5 Heimbergthümern Miteigenthümer des Waldes find. 

252) W. v. Kehlingen b. Grimm III. 640: vom Holz oder feinem Verkaufs— 
erlös erhäft jtetd ver Herr %, die Gemeinde 4. Bol. ib, III, 229.8 1. 830. IV. 
713. — Dagegen fol in Morenhofen 1463 ib. II, 666, wenn der Wald abge- 
bauen würde, grund ind stumpe u. gn. h. allein, die eichen den anerven inde 
dat gras den naberen v. M. verbfciben. 
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Oder der Herr und die Gemeinde hatten Jeder ihre Sondermarf, aber gewiße 
gegenfeitige Nußungsbefugniße, 23) — ein Verhältniß, defien Urjprung wol 
regelmäßig in der Theilung eines gemeinfchaftlichen Grundſtücks zu fuchen ift, 
bei welcher einzelne Nutzungen in ungetheilter Gemeinſchaft zurücblieben 254). 


$ 12. Genoßenſchaft und Gefammteigenthum. 


Betrachten wir auf Grund des Bisherigen das Wefen und das ge- 
genjeitige Verhältnif von Genofenfhaft und Gejammteigen- 
thum in den Landgemeinden, fo treten uns hier überall die unentwidelten, 
aber inhaltvollen und umfangreichen Grundbegriffe des älteren deutjchen Rech» 
ted entgegen, welche in einer unüberjchbaren Fülle fonfreter, den realen Ver— 
hältnigen jedes Ortes und jeder Zeit fih anfchmiegender Geftaltungen Leben 
und Bewegung gewinnen. | 

I. Die Gemeinde ift eine jubjeftive Einheit im Sinne ber alten Ges 
noßenichaft, die Mark eine objektive Einheit im Sinne der alten räumlich. 
dinglichen Rechtsiphäre; beide find dur ein Gejammtrecht verbunden, das 
durch Herrenrecht mehr oder minder eng begrenzt jein kann, immer aber min» 
deftens ein Stüc des alten Grundeigenthums enthält und daher im Allge- 
meinen ald Gefammteigenthum bezeichnet werden kann. 

Urfprünglich geftaltet die Gemeinde ald perſönlicher Friedens- und Rechts- 
verband die Mark als ein in ihre Gejammtiphäre fallende neues Objekt 
lediglich nach fih. So wird die Mark das dingliche Abbild der Genoßen— 
ſchaft und das Gefammteigenthum ift lediglich von der Seite feines Subjeftes 
ber bedingt und beftimmt. 

Im Laufe der Zeit erjcheint mehr und mehr umgekehrt die in fih ge- 
fchloßene und gegliederte objektive Einheit der Mark als das Urfprüngliche und 
DBleibende, der Gemeindeverband ald Ausflug der Markgemeinihaft. Das 
Gejammteigenthum wird daher num mehr und mehr zu einem durch jein 
Objekt beftimmten felbitändigen Recht, das immer Eräftiger jeinerjeits auf bie 
Genoßenſchaft zurückwirkt. 

Wenn nun aber ſo eine angeſiedelte Geſchlechtsgenoßenſchaft, die, weil 
ſie Genoßenſchaft iſt, unter Anderm auch ihre Mark zu Geſammteigenthum 


253) IB, v. Coenen b. Grimm II. 86: sollen der herren welde u. der 
gemeinde welde einweydig seyn u. einhirdtig., Aehnlich 1456 ib. III. 549. 
W. v. St. Leon u. Roth ib. IV. 522 $ 4 (Mone 1. 21f.): darnach sageten si, 
daz die munche gewar habent in daz holz, daz in des dorfis marke ligit, u. 
daz dorf hat gewar in das holz, daz in der munche marke ligit. $ S: u. 
swar der munche viehe get, dar sol auch des dorfes viehe gen, u. swar des 
dorfes viehe get, dar sol auch der munche viehe gen. 

254) So erfolgt die Theilung des Waldes zwijchen Klofter n. Gemeinde in 
Tote 251 zu Sonbdereigen, aber mit dem Vorbehalt: viis et semitis ac pascuis 
.. communibus. 
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befigt, und eine Markgemeinde, die, weil fie Gejammteigenthümerin einer 
Mark ift, fich genokenjchaftlich verbindet und gliedert, an ‚den beiden Außerften 
Punkten eines Weges ftehen, von dem jede deutjche Gemeinde eine größere 
oder Fleinere Strecke zurücgelegt hat: jo finden wir in der Wirklichfeit von 
den Anfängen hiſtoriſcher Kunde bis in die Gegenwart überall mannichfache 
Mebergangs- und Miſchformen, welche ſich gewißermaßen ald Stationen jenes 
Weges darjtellen, an denen die Fortbewegung vorübergehend oder dauernd 
Halt gemacht hat. 

Mit diejen Unterjchieden Ereuzt fich dann weiter die Miſchung öffentlich— 
rechtlicher und privgtrechtlicher Verbindung. Die Genoßenſchaft jelbit ijt als 
Perjonengefammtheit zugleich eine politiiche und eine familienartige Vereini— 
gung, die Marf aber ift jowol ein territoriales Herrichaftsgebiet als ein ge- 
meinjames Grundvermögen. Und wenn im Ganzen die jubjektive Seite der 
Gemeinde joweit, als fie durch fich jelbit beftimmt wurde, ein öffentlichredht- 
liches Gepräge an fih trug, das Gejammteigenthum aber mit wachjender 
Selbjtändigfeit fih immer mehr einem reinen Vermögensrecht näherte: jo 
verfchwand doch weder aus der Perfonenverbindung jemals ganz das privat: 
rechtliche noch aus dem Marfeigen jemals ganz das öffentlichrechtliche Element. 

Sp war der Genofenjchaftsbegriff in mehrfacher Beziehung bereichert 
und umgejtalte, Indem zum erjten Mal die Genofenihaft mit einer ob- 
jeftiven Einheit dergeitalt verbunden war, daß Die leßtere bis zu irgend 
einem Grade ihr Weſen bedingte und beſtimmte, enthielt fie nicht mehr blos 
die früheren Keime politijcher wie privater Perjonenaffociation: jondern fie 
enthielt nun zugleich die Keime jolcher Körperſchafts- wie Gemeinſchaftsformen, 
die auf einem objektiven Subjtrate ruhen. Und indem diejes Subjtrat 
in einer räumlichen Sphäre beftand, die zugleich Gebiet und Vermögen war, 
lag bier jo gut der öffentlichrechtliche Gebietöverband als der privatrechtliche 
Vermögensverband, mithin jo gut die heutige Gemeinde mit ihren Abzwei- 
gungen als die heutige Vermögensgenoßenſchaft bis zum Aftienverein vorgebildet. 

Noch aber lagen alle diefe ungleihartigen Keime in dem Einen Begriff 
der Gemeindegenoßenſchaft ungeſchieden durdeinanter. Zu ihrer Scheidung 
war, jo lange fie mit einander harmonirten und der lebendige Fluß volfe- 
thümlicher Rechtsbildung das Gleichgewicht jederzeit heritellte, ein Bedürfniß 
nicht vorhanden. Als aber mit veränderten thatjädhlichen Zuftänden die poli- 
tiſchen und wirthichaftlichen, die perſönlichen und dinglichen Verhältniße inner- 
lich infongruent wurden, erfolgte, wo die Entwidlung normal verlief, die be- 
grifflihe Auseinanderjegung und oft auch die thatſächliche Trennung der 
ungleichartigen Seiten der alten Gemeinde, die nunmehr nicht jelten in ge- 
trennten Verbänden ihre befondere Fortjegung fanden). 

Allein dieſe normale Entwicklung bildete keineswegs die Regel. Weil in 


1) Vgl. Th. I. 674—675. 
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ter Zeit, im welcher die Trennung hätte erfolgen müßen, im größten Theil 
Deutſchlands die rechtsihöpferiiche Volkskraft verfiegt und der ihr entftam- 
mende Strom erjtarrt war: fehlte da, wo die Gemeindeverhältniße fich jelbft 
überlaßen blieben, meift Zrieb und Fähigkeit zur Löſung. Statt deſſen ent- 
ftanden dann vielmehr Rechtöbildungen, bei denen widerjprechende Principien 
die einzelnen Theile des Bau's beherrichten und jo ein unſymmetriſcher, oft 
geradezu verfchnörfelter und verbildeter Bau zu Tage trat. Bisweilen erhob 
fi) auf einem perjönlich-politifchen oder auch familien oder zunftartigen Fun— 
dament eine ihrem Inhalt nad weſentlich vermögensrechtliche Gemeinjchaft. 
Häufiger wurde umgefehrt eine rein vermögensrechtliche Hufengemeinſchaft oder 
gar ein nad) Art eines Aktienkapitald in ideelle Duoten getheilter gemeinjchaft- 
licher Grundbefiß zur Bafis eines Verbandes, der troßdem die Funktionen 
eines politijchen Gebietöförpers beibehielt; und es wurden Mipbildungen mög- 
lid, wie die Verwandlung der eines Privatrechtstiteld entbehrenden Marf- 
eingejeßenen in rechtloje Ungemeinder, oder wie die Meentenverfagung Dit- 
marjchens, bei welcher jogar die nach Auftheilung des Gemeinlandes mitunter 
nur noch das politifche Bürgerrecht bedeutenden Meenten nad) wie vor wie 
Eigenthumequoten behandelt werden fonnten.?) 

So bedurfte ed denn meift der ftaatlichen Einwirkung, um definitiv das 
unvereinbar Gewordne von einander zu löfen. Erſt von oben und außen her 
find einerſeits rein politifche Gemeinden hergeſtellt, um die öffentlich» rechtliche 
Hinterlaßenfhaft der alten Doppelgemeinde zu übernehmen, und find andrer- 
jeit8 die Nefte des Gejammteigenthbums und der Wirthſchaftsgenoßenſchaft, 
foweit fie nicht durch das politifche Recht abforbirt oder durch Vertheilung zu 
freiem Sonderreht ganz aufgelöft find, in die Sphäre des reinen Privatrechts 
gewiejen. So dauert das alte Gefammteigenthbum nur noch als reine Ver— 
wmögensgemeinfchaft fort, mag es nun als Gejammteigenthbum neuer Art, als 
Miteigenthum, oder als jelbjtändiges Nußungsreht an dem Eigentum der 
politijhen Gemeinde erjcheinen; und ebenjo entjpricht diefer Gemeinſchaft ein 
rein privatrechtlicher Perjonenverband, mag derjelbe num als Privatgemeinde, 
Korporation, Genoßenſchaft u. dergl., oder mag er lediglich als „Klaſſe“ oder 
zufällige Gefellihaft anerkannt fein). 

U. Wie mit Gemeinde und Marf im Ganzen, jo verhält es fi mit 
dem Recht des Einzelnen in Gemeinde und Marf. Urſprünglich ift Die 
Stellung ded Einzelnen in der Gemeinde von feiner Perjönlichkeit aus be 
ftimmt, fein Recht in der Mark aber ift nur das dingliche Abbild feiner Per- 
fönlichkeit. Später wird umgekehrt das Necht in der Marf mehr und mehr 
zu einem durch feinen eignen objektiven Gehalt beftimmten jelbjtändigen Recht 
und wirft nun feinerjeits auf das perſönliche Recht zurüd. Das Genoßenrecht 


2) Th. I. 674 f. 675—678. 
3) Belege in Th. I. 678—693. 
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alſo, als Ausdruck der Beziehungen des Einzelnen zum Ganzen, enthält immer 
zugleich perſönliche Gemeindemitgliedſchaft und dingliches Sonderrecht: allein 
unter den mannichfachen Möglichkeiten ſeiner näheren Beſtimmung ſtehen an 
den entgegengeſetzten Polen zwei entgegengeſetzte Auffaßungen. Nach der einen 
wird das Weſen des Genoßenrechts lediglich durch ſeine perſonenrechtliche 
Seite beſtimmt, während ſein ſachenrechtlicher Gehalt nur als Ausfluß der 
perſönlichen Stellung in der Gemeinde erſcheint. Nach der andern wird das 
Genoßenrecht auf die Baſis des ausgeſchiedenen oder unausgeſchiedenen Antheils 
am Geſammteigenthum geſtellt und von hier aus ſachenrechtlich konſtruirt, 
während das perſönliche Gemeinderecht ſich als abhängiges Zubehör anfügt. 
Zwiſchen dieſen beiden Polen aber liegen auch hier die mannichfachſten Ueber— 
gangs- und Zwiſchenſtufen, auf welchen in der Wirklichkeit die einzelnen Ge— 
meinden ſtehen. Und endlich kreuzt ſich auch hier mit der Miſchung perſonen— 
rechtlicher und dinglicher Natur die Miſchung der politiſchen und privatredht- 
lichen Seiten des Genoßenrechts und der in ihm enthaltenen Betheiligung an 
der Gemeinde wie am Marfeigen. 

Wo dann jpater das Gleihgewiht von Genofenfhaft und Gefammt- 
eigenthum geftört ward, traten natürlich entjprechende Berfchiebungen und 
Verbildungen des Genofenrechts ein, das aljo beijpieldweije hier als ein Drts- 
bürgerrecht mit lediglich vefonomijchem Gehalt und dort als eine Bodenaftie 
mit dem Inhalt eines Gemeindebürgerrechts Eonjtruirt wurde. Die von innen 
oder von außen Fommende Ausdeinanderjegung aber trennte mit den verſchie— 
denen Seiten der Gemeinde auch die verjchiedenen Seiten des Genofenrechts. 
Mitunter daher dauert das alte Genoßenrecht in zwei jelbitändigen Verbands— 
mitgliedichaften, in zwei „Gemeinderechten“ fort. Oder ed findet, während 
es mit feiner einen Seite im Ortöbürgerrecht weiter lebt, mit jeiner andern 
Seite wenigitens in einzelnen jelbjtändig gewordenen oder doch nur durch ein 
gejelichaftliches Band verknüpften Nutzungsrechten der Einzelnen feine Sort: 
jeßung ®). 

II. Dei allen folchen Verjchiedenheiten des Gejammtrechts einerjeits und 
des Sonderrecht3 andrerjeits blieb das Verhältniß von Einheit und 
Pielheit zu einander unverändert. Genoßenſchaft und Gejammteigenthum 
wurden daher von der alten Vorftellungsweife beherricht, nach welcher die 
Einheit des Ganzen mit der zujammengefaßten Bielheit der Einzelnen und 
die Bejonderheit der Einzelnen mit der zertheilten Einheit des Ganzen iden« 
tiih war. Die Genofenjchaft wurde mithin durch die Verbindung mit dem 
Geſammteigenthum weder zur Körperjchaft erhoben nod ihrer Eorporativen 
Keime beraubt; und das Gejammteigenthbum, jo lange e8 ein genofenjchaft- 
liches blieb, konnte weder Alleineigenthbum einer jurijtiihen Perjon noch ein 
bloßes Miteigenthum Vieler werden. 


# Die Belege oben in $ 11. 
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Für das römiſch gejchulte Denken der Juriſten ftand freilich, ald Diele 
Verhältnige an fie herantraten, nur die Alternative eines Eigenthums der 
Gemeinde ald juriltifcher Perfon mit etwaig:n jura in re aliena der Einzelnen 
und eines jelbftändigen condominium pro indiviso offen. Allein ganz ab- 
gejehen davon, daß hierbei dic politifche Seite des Verhältnißes ebenjo wie 
die Einwirkung des Gejammtrechts auf das freie Sondereigen völlig unbe- 
rückſichtigt und unerflärt blieb, war jede Diefer Alternativen den wirklichen Rechts- 
verhältnißen gleicy wenig adaequat. Es fehlten die abftraften Begriffe, welche 
dabei zu Grunde gelegt werden. Wären fie aber ſelbſt vorhanden gewefen, 
jo würde dennoch das genoßenfchaftliche Gejammteigenthum unter feinen von 
ihnen gefallen jein. Denn weder bewußt noch unbewußt waltete darin eines 
der zur Wahl geftellten NRechtöprincipien, ſondern ed war umgekehrt die orga— 
nijche Verknüpfung von Einheit und Vielheit, welche das Weſen der gefamm- 
ten in Frage ftehenten Rechtögeftaltungen ausmachte. 

I. Unvereinbar zunächſt mit dem Leben wie mit dem Rechtsbewußtſein 
wäre eine ausſchließliche Durchführung des Gedankens der rechtlichen Einheit 
gewejen. Das einheitliche Moment war vorhanden und wurde empfunden: jehr 
fern aber lag es den Gemeindegenofen, daraus ein ausfchliegendes Eigenthum 
einer juriftiihen Perjon abzuleiten, welches für die Einzelnen nur Rechte an 
einer fremden Sache offen gelaßen hätte, 

Vielmehr erjchien die Mark auch in ihren dem abgefonderten Einzelrecht 
durchaus entzogenen Theilen dem einzelnen Genoßen Feineswegs als eine ihm 
„Fremde* Sade. Auch die Allmende gehörte „Allen® und folglich Jedem, 
der einer von diefen Allen war. Mit irgend welchen Beziehungen war fie 
ja Zubehör der Sondergüter, deren wirthichaftlichen Zweden fie diente, und 
wurde von demjelben in fich zufammenhängenden Sonderrecht ergriffen, welches 
an Haus und Hof in voller Intenfivität beftand und an der vertheilten 
Feldmark fih abgeſchwächt fortjegte. Wenn es aljo überhaupt eine jelbitän- 
dige und individuelle Nechtsjphäre des Einzelnen gab, jo fiel auch die All- 
mende in diejelbe. Und wenn der Einzelne jein Beſitzthum in der Mark zu- 
jammenrechnete, zählte er ficher jeinen Antheil an der Allmende dazu und jah 
darin das abſchließende Stück derjelben Hufe, deren Hofitätte ihm als 
eigenjter Machtfreid und wahre Heimath jeines bejonderen rechtlichen Willens 
erjchien. 

So wurde denn in der That ſchon Außerlich die unvertheilte Mark, ftatt 
als eine der Bielheit fremde Sache, vielmehr ald das Eigenthum aller Ge- 
noßen, der Nachbarn oder Märfer bezeichnet?); fie wurde durch fat alle ihre 
Namen als das Allen gemeine, unvertheilte Gut harafterifirt®); fie galt als 


— — — — 


5) Note 103—114 zu 8 9. 
°%) Note 101 zu $ 9. 
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Zubehör des Sondereigen ;?) den einzelnen Genofen wurden an ihr ausdrück— 
lih Antheile oder Theilrechte beigelegt). 

Sp wurde ferner die Allmende in ftrafrechtlicher Beziehung nur dem 
Ungenoßen, nicht dem Genoßen gegenüber als fremde Sache behandelt, woraus 
fi) eine durchaus ungleiche Auffaßung und Beftrafung der von Genofen und 
der von Ungenogen unbefugt vorgenommenen Benußung ergab?). Der Un- 
genoße begieng einen Eingriff in fremdes Cigenthum, der Genoije überjchritt 
uur feine Befugnige durch den Bruch der genoßenſchaftlichen Benugungsord- 
nung. In diefem Sinne heißt e8 in Hanhofen: kein erbe frevelt nit of 
den ganerben !P), 

Und jo lieferte endlich die Geſchichte des Gejammteigenthums, welche im 
Großen und Ganzen in einer ftetig fortfchreitenden Auflöfung und Verthei— 
lung bejtand, den Beweis für ein von je darin enthaltenes und empfundenes 
Recht der Vielheit. Denn wie könnte man die Attraftionsfraft des Sonder— 
eigens, weldhes immer mehr vom Gejammteigen an ſich z0g, erklären, wenn 
dad legtere das ausſchließliche Recht einer dritten Perfon war? Wie und 
wann joll der Sprung vom jus in re aliena zum Eigenthum vollzogen fein ? 
Mer freilich aud dem getheilten Eigentum jeine hiſtoriſche Eriftenz abftreitet 


?) Note 124 zu $ 9. 

8) 3. B. Defin. v. Mure b. Grimm 1. 44: als vyl recht u. teyl als ein 
andrer. I. 129. III. 732: gemain u. tail daran. IV. 510 $ 35: sines teiles u. 
rechtes berubet an der marg. 1388 ib. V. 331 $ 17: silve comparticeps. I11. 
198. Maurer, Fronh II. Anh. Nr. 7 ©. 578: zwei teil. Cod. Lauresh. IIL 
237: portionem suam de silva. Urf. v. 1287 b. Tittmann II. 241. Urt. v. 871 
b. Neugart I. 871: quantum de communi silva ad portionem nostram per- 
tinet. Auh N. 240 3. $ 10. 

%) Bol. 3. B. Grimm I. 864: verfchiedene Strafen für civis u. non civis. 
II 783: für erven u. den der ghein erve is. Ill. 143—144: für gewart u. un- 
gewart man. 856: der geeift bricht 5 Mark Buße, der ungeerft 10 Marf u. 
wird gepfändet. W. des Delbrod ib. 118: de dinckplichtigen brocken viff mark 
u. de nicht dinckplichtigen vifftich goltsulden. W. v. Schermwiler I. 675: wer 
darinnen hauet, findt in der forster u. ist er ein gotteshausman, so sal er 
in ruegen für 6 d’ u. ist er ein ungenos, so sol er in pfenden. W. v. Alten- 
fteot III. 455: der Ausmärker, der die Mark jchädigt, verliert Leib und Gut; der 
Inmärker wird dann, wenn er dad wiberrechtlich Gewonnene aus der Mark führt, 
einem Ausmärker gleich gehalten, nur das Leben Fann er nicht verwirfen. Vgl. aud) 
T. 164. 11I. 113. 114. 117. 118. 210 $ 10. 302 $ 18 u. 26. 305 $ 18. 430. 
491. IV. 154. 510 8 32. 666 $ 17—18. V. 819 $ 7. 320 $ 19. Auch Note 
133 zu 89. 

Grimm, ® V. 575 $ 11. — Damit ift natürlich vereinbar, Daß Die 
graufamen, freilich nie vollzogenen Strafen für boshaften Markfrevel (vgl. mein 
Humor S. 49—51) auch dem Genofen angebroht werden. Und ein anderer Ge 
ſichtspunkt tritt natürlich infoweit hinzu, ald der Genoße, wie 3. B. oft durch 
Zagdfrevel, bei der Marknutzung grundherrliches Recht verlegt. 
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und an den geliehenen Gütern der Ritter und Bauern jura in re aliena 
fingirt, die troßdem ein unwandelbarer Zug der Gedichte zum Eigenthum 
erhoben hat, wird auch an dieſem Sprunge der Nechtsentwiclung Feinen 
Anftoß nehmen. | ; 

2. Schloß nun aber unzweifelhaft dad Gefammteigenthum ein Recht der 
Bielheit ein, jo wäre doch eine ausfchliegliche Durchführung des vielheitlichen 
Moments in nicht geringeren Widerſpruch mit dem Leben und mit dem 
Rechtsbewußtſein getreten. Es lag daher den Gemeindegenofen durchaus 
fern, die unvertheilte Mark als ein Miteigenthbum zu ideellen Theilen zu be- 
trachten oder überhaupt das Geſammtrecht in einer Summe von Individual. 
rechten aufgehen zu laßen. 

Mar doch das Sonderrecht nicht blos in Bezug auf die Allmende, jon- 
dern bis in feinen Kern hinein genohenjchaftli gebunden und beſchränkt. 
Ergriff doch das Recht der Gemeinde von dem Gemeinland aus, in dem es 
fih äußerlih und fichtbar foncentrirte, mit größerer oder geringerer Intenfi- 
vität die ganze vertheilte Feldmark und reichte hinein jelbft in das Sonder» 
eigen an Haus und Hof. Mufte doc der Einzelne in einer Reihe von Be— 
ziehungen es täglich empfinden, daß fein Sonderrecht für fi allein ebenjo 
unvollflommen ald unjelbitändig war, daß vielmehr erit die Einfügung in das 
Recht eined einheitlichen Genoenverbandes ihm Ergänzung und Halt gab. 
Wenn daher überhaupt eine dem inzelwillen entzogene Rechtsiphäre erijtirte, 
in welder ein höherer Gemeinwille einheitlich waltete, jo fiel auch die Mark 
in allen ihren Theilen und vor Allem: die Allmende irgendwie in diefe Sphäre. 
Der Einzelne jchrieb ſich freilih Sonderrecht nicht nur am getheilten Lande, 
fonvdern auch an der Allmende zu: aber wenn er ſchon als Hausbeſitzer und 
mehr no als Befiger von Aedern im Flurzwange das Recht ded Ganzen, 
deffen Glied er war, ald Schranke empfand, jo dachte er noch weniger daran, 
die unaudgefchiedenen Antheile an der Mark als freie und erjchöpfende Eigen- 
thumsquoten zu betrachten. 

So wurde denn in der That das Eigenthum an der Allmende und das 
daran ſich anjchließende Recht am vertheilten Lande der Gemeinde, der Ge- 
noßenſchaſt oder Märkerichaft in ihrer Einheit austrüdlich beigelegt oder als 
Zubehör des Dorfes bezeichnet 1!), es wurde fo gut für einheitliche Gemeinde- 
zwede wie für gemeinjame inzelzwede verwandt1?), und das Antheilsrecht 
des Einzelnen wurde ihm von feiner Gemeindemitgliedichaft wegen zuge» 
ſchrieben 19). 

So wurde ferner mit Mehrheit und in genoßenſchaftlichen Formen eine 
Fülle dispoſitiver Befugniße ausgeübt, welche dem Sonderrecht gegenüber den 


11) Bol. die Belege in Note 115—118. 125—127 u. beſ. 131—132 3. 89. 

2) Val. oben $ 10. 

19 3. 8. Urk. v. 1230 b. Günther II. 167: ratione universitatis jus 
habere. 
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Zwang eines höheren Willens zur Geltung brachten, indem fie es binden, be- 
ſchränken, ſchmälern, fujpendiren, ja unter dem Titel einer Strafe völlig ver- 
nichten konnten. 

Und ſo gieng auch geſchichtlich aus dem Geſammteigenthum nicht nur 
Sondergut, ſondern das heutige Gemeindevermögen als Vermögen einer 
juriſtiſchen Perſon hervor, was wiederum, wenn nicht ſchon im Geſammt— 
eigenthum Einheitsrecht lag und empfunden ward, ein ſeltſamer Sprung der 
Entwicklung, ein unbegreiflicher Eigenthumstauſch geweſen wäre. 

3. In Wahrheit alſo war das genoßenſchaftliche Geſammteigenthum ein 
auf der Verbindung von Geſammteinheitsrecht und Geſammtvielheitsrecht be— 
ruhendes Rechtöverhältniß. 

a. Legen wir und bie Frage vor, wir wir mit unjeren fertigen abftraften 
Begriffen dieſes Rechtöverhältnig, wenn hineingeftellt, aufgefaßt haben würden 
und wie wir feine heutigen Weberbleibjel wirklich juriftiih zu konſtruiren 


‚haben, jo bietet fih uns ein doppelter Ausgangspunkt dar. Wir fönnen es 


entweder von einer befonderen Beichaffenheit feines Subjefted aus oder von 
der objektiven Seite her erflären, in beiden Fällen freilich Ach ohne Wider: 
jpruch mit den römiſchen NRechtsbegriffen. 

«. Die bejondere Beichaffenheit des Subjekts Tiegt in der genofenjchaft- 
lichen Struftur der Gemeinde. Vermöge diefer Struktur ift die Gemeinde 
als ſolche eine rechtliche Einheit und zugleich eine verbundene Vielheit. Indem 
in ihr die Einzelperfonen fi zuſammenſchließen und aus ihrer Sfolirung 
herauätreten, bilden fie für die dauernden Einheitszwecke ded Verbandes ein neues 
gemeinheitliches Rechtsweſen und find doch zugleih für eine Reihe gemein- 
famer Individualzwede blos als gejellihaftlihe Mehrheit verbunden. Die 
genokenjchaftliche Willensiphäre ift alfo für beitimmte Beziehungen die Sphäre 
eined höheren, einheitlichen, den Individualwillen abjorbirenden Gemeinwilleng, 
für bejtimmte andere Beziehungen die gemeinjchaftliche Sphäre mehrerer durch 
gejellihaftliche Bande verfnüpfter Individualwillen. Tritt nun an einen jo 
organifirten Verband ein Rechtsinbegriff heran, jo fann er ganz in die Ein- 
heitsiphäre der Verbandsperſon oder ganz in die verbundenen Einzeliphären 
fallen: möglich aber ift, daß er fich theilt und zum einen Theil der Genofen- 
fchaft in ihrer Einheit, zum andern Theil den verbundenen Genofen unter- 
worfen wird. 

Mit dem römiſchen Perſonenbegriff ift dies, da die Perſon abjolut, un» 
theilbar und nur auf fich jelbit hingewiejen ift, unvereinbar. Bielmehr ift 
ein Perjonenverband nur denkbar entweder als societas, bei welcher nichts als 
eine Summe obligatorifch verfnüpfter, in ihrer Selbitändigfeit und Sjolirtheit 
durchaus intakter Ginzelperjonen vorhanden ift, oder als universitas, hei 
welcher zwar eine einheitliche juriftiiche Perjon entfteht, diefe aber wie ein 
fremdes Individuum den Einzelnen, die in ihrer Selbftändigfeit und Be- 
fonderheit gar nicht berührt werden, gegenübertritt. Im beiden Fällen bleiben 
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die Willene- und Rechtsſphären jeder Perfon begrifflih genau fo geſchloßen 
und jelbftändig, ald fie dies ohne die Vereinigung wären. Es hat daher für 
die Beichaffenheit eines Rechts gar Erine Erheblichkeit, wenn dafjelbe einem 
Verbande zujteht. Denn ift der Verband eine societas, jo fällt das Recht 
in die Individualjphären einer Mehrheit von Subjeften, deren obligatorijche 
Verknüpfung dabei gar nicht in Betracht kommt. Iſt der Verband eine 
universitäs, jo fällt das Recht in die Eine Individualjphäre der juriftiichen 
Perjon. Und treffen an irgend einem Punkte Rechte einer universitas und 
der fie bildenden singuli zufammen, fo iſt es genau, als träfen Rechte zweier 
beliebiger Individuen zujammen. 

P. Das Gejammteigentbum erklärt fih aber auch von der Beichaffenheit 
jeined Objektes aus. Indem eine Sade und zwar bier die Mark für einige 
Beziehungen als objektive Einheit zufammengefaßt, für andere Beziehungen 
in Theile zerlegt wird, entteht ein zujammengejeßtes Nechtsobjekt, das ſich als 
“ Ganzes zu einheitlicher und ald Summe von Theilfahen zu vielheitlicher 
MWillensherrihaft eignet. Das Eigentum im Sinne des Inbegriffs möglicher 
Herrſchaftsrechte an einer ſolchen Sache kann daher nun zweimal getheilt 
werden; nämlich erjtend qualitativ in zwei Befugnißgruppen, zweitens die 
eine diejer Gruppen quantitativ in ideelle Theile. Tritt das jo getheilte Ei« 
genthum an eine Genoßenſchaft und wird die eine Befugnißgruppe bei dieſer 
als Gejammteinheit foncentrirt, die andere den Genoßen nach ideellen Ans 
theilen zugewiejen, jo ijt das Gejammteigenthum fertig. 

Mit vem römiſchen Sad und Eigenthumsbegriff ift dies Alles unver 
einbar. Die Sache, als förperliche Totalität, kann nicht ald Ganzes und als 
Summe zugleih in das Recht fallen; das Eigenthum läßt ih nicht qualitativ 
theilen; am wenigjten kann die Geſtaltung eines Sachganzen jein Zutjeft 
beeinflugen. Zweierlei nur ijt möglid. Gntweder ed beſteht au ter Zade 
Alleineigentbum. Dann abjorbirt diejed die Sache in ihrer Totalitat, macht 
fie zu einem Stück des jurijtiihen Leibes jener Einen Perfon und läßt für 
Andere nur die Möglichkeit von Rechten an fremder Sache offen. Iſt zus 
fällig eine juriſtiſche Perſon die Cigenthümerin, jo erleidet diejer Sag auch 
nicht die leiſeſte Modififation; für Mitglierer ift genau wie für Dritte die 
Sade eine fremde. Oder aber ed beſteht an der Sade ein Eigenthum 
Mehrerer. Dann muß, falld man die Ausschließlichkert des Eigenthums retten 
will, die Idee der Körperlichkeit der Sache, falle man umgekehrt die legtern 
retten will, die Ausjchließlichfeit des Cigenthumd aufgegeben werden. Es ges 
jchieht das Erftere, und indem der Sachbegriff in ideelle Theile zerlegt wird, 
ergiebt fih am jedem Theil ein abgejonderteds und für fi wiederum aus 
ſchließliches Eigenthum. 

y. Ob das Geſammteigenthum aus der genoßenſchaftlichen Struktur des 
berechtigten Verbandes oder aus der eigenthümlichen Zerlegung jeines Objektes 
hergeleitet wird, macht zwar in Bezug auf das Verhältnig von Urſache und 
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Wirkung einen Unterjchieb: das begriffliche Endrefultat aber ift in beiden 
Fällen genau dasjelbe. Und diejes Refultat entjpricht durchaus dem deutjchen 
Perjonen- wie Sachbegriff. 

Eine Genoßenſchaft, in welder Gejammteinheit und Gejammtvielheit 
nebeneinander Geltung haben, befigt in der Weife eine Mark, daß von den 
daran begründeten Eigenthumsbefugnißen ein Xheil bei der Gefammteinheit 
wie bei Einer Perfon verfammelt, der andere Theil unter die Gefammtvielheit 
zu Sonderrecht zerftreut ift. Die Theilungsproportion aber wechjelt dabei 
nicht nur nad) Zeit und Ort, fondern ift von vornherein ungleich bezüglich 
der einzelnen räumlichen Marftheile. Doc) fällt irgendwie, fo. lange wenigftens 
der alte umfaßende Grundeigenthumsbegriff beſteht, jeder Marftheil in 
beide Macht: und DVermögensiphären 1#). 

Das Gefammteinheitöreht umfaßt an der ganzen Mark ein oberites Ge- 
bietörecht. Am umbegten Sondereigen ift es damit erjchöpft, joweit nicht 
fraft Ortsrechts die aus der genofenjchaftlihen Gebundenheit erwachjenden 
Befugnife Hinzutreten. An den Sonderädern im Flurzwange verftärkt es fi 
durch Früftigere Gebietögewalt, durch das Recht der Wirthihaftsbeftimmung 
und dur einen Inbegriff vorbehaltener Nußungsrehte. An wieder andern 
Markitücden ift für die Gefammteinheit eine Art Obereigentbum, an andern 
(wie einft an allen Aedern) ein durch ein vorübergehendes Sondergenußrecht 
belajtetes Eigenthum begründet. An der Allmende endlich ift das Eigenthum 
der Gejanmteinheit gerade nur joweit gemindert, ald die Nußungsrechte ber 
Einzelnen ihr gegenüber jelbftändig geworden find. 

Das Gefammtpielheitsreht umfaßt an der real getheilten Mark getrennte, 
an der unvertheilten Mark verbundene Sonderrehte. Das volle Sondereigen 
an der Hofitätte, das geminderte und beſchränkte Sondereigen an der Feld— 
mark, das Sonderuntereigenthbum oder bloße Sondergenußreht an mandherlei 
Allmendtheilen haben die Einzelnen getrennt für fi inne, aber fie find mehr 
oder minder auch hierbei durch die Zugehörigkeit der betreffenden Grundjtüde 
zur Mark beſchränkt. An der unvertheilten Marf dagegen ift nur injoweit, 
als fefte Sonderrechte an ihr begründet find, ein mehr oder minder ausge— 
dehntes Nußungsrecht bei der Gejammtvielheit. Dieſes Nutzungsrecht aber ift 
unter die Einzelnen nicht real, jondern zu ideellen Antheilen vertheilt, jo daß 
jeder Genoße fih ein Theilreht an der Allmende zujcreiben kann und Die 
fammtlihen Theilrechte untereinander in einer ähnlichen Verbindung wie beim 
Miteigenthum ftehen. 

So ergreift das Gejammteinheitörecht von der Allmende bis in die Höfe 
und das Gejammtvielheitsredht von den Höfen bis in die Allmende die ganze 
Mark; jedes aber ergreift von der Mark nur jo viel, ald das andere frei 


4) Die Darftellung der näheren Modalitäten nebft den Belegen für das Fol- 
gende ſ. oben in $ 10 u. 11. 
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läßt, iſt daher für fih unvollftändig, während beide Sphären in ihrer Zu- 
jammenfaßung fih zum vollen Marfeigenthbum ergänzen. 

Die praftiihen Folgen der Theilungsverjchiedenheiten treten dabei vor 
Allem in dem ungleichen Geltungsgebiet des Gemeindebeichlußes und der Ge- 
meindebeamtenmacht einerjeit3, des Einzelwillend andrerjeits hervor. Denn 
dem Gejammteinheitsrecht entjpricht die Kompetenz des verfaßungsmäßigen 
Mehrheitsbefchlußes und der amtlichen Funktionen verfahungsmäßiger Ge— 
meindeorgane; dem Gejammtvielheitsrecht dagegen entjpricht die auch für die 
Gemeinde und ihre Beamten unantaftbare Berechtigung des Individual 
willens. 

Bezüglich der reell vertheilten Markſtücke ſtehen ſich hierbei der Ge— 
meindewille einerſeits und ein beſtimmter Einzelwille andrerſeits gegenüber. 
Jede Verfügung, die nur das eigne Recht trifft, kann daher hier die Ge— 
meinde oder der Einzelne einſeitig treffen, während zu einer das Recht, beider 
treffenden Verfügung auch Uebereinſtimmung beider erforderlich iſt. So kann 
alſo z. B. vielleicht der Einzelne allein ein Hofgut einem Genoßen veräußern, 
die Gemeinde allein es mit der ganzen Mark einer Schirmherrſchaft unter— 
werfen, zur Veräußerung aber an einen Ungenoßen oder zur Theilung müßen 
beide übereinſtimmen. Oder einen Sonderacker kann der Einzelne für ſich 
mit dem Hofe verkaufen, die Gemeinde in der offenen Zeit herrſchaftlicher 
Mitweide einräumen, es bedarf aber der Uebereinſtimmung des Beſitzers und 
der Gemeinde, um den Acker vom Hofe zu trennen, gegen andre Aecker zu 
hegen, im Brachjahre zu beſäen oder in Wald zu verwandeln. Oder an einem 
Allmendgarten kann vielleicht der Einzelne ſein Genußrecht verpachten, die 
Gemeinde ihr Eigenthum verkaufen, einſeitige Einziehung aber vor Ablauf 
der Zeit iſt der Gemeinde und einſeitige Benutzung für beſtimmungswidrige 
Zwecke dem Einzelnen verwehrt. Bezüglich der Allmendgärten, Loosäcker und 
ſonſtiger im Sonderbeſitz befindlicher Gemeinländereien kann die Frage einer 
ſolchen Grenzbeſtimmung noch heute entſtehen. Im Uebrigen iſt am reell 
vertheilten Lande das Geſammteigenthum heute meiſt ganz fortgefallen. Denn 
die alten der Gemeinde kraft des Geſammteigenthums zuſtehenden Befugniße 
am Sondergut find, ſoweit fie nicht gänzlich aufgehoben find, theils vom 
Grundeigenthum abgelöft und in die Sphäre des öffentlichen Recht? erhoben, 
theild aus Gejammtbefugnigen zu gegenfeitigen individuellen Geredhtigfeiten 
abgejchwächt. 

Bezüglich des unvertheilten Gemeinlandes, auf welches hiernach heute 
der Begriff des Geſammteigenthums regelmäßig zu beſchränken ift, geftalten 
fih die Verhältniße weit fomplicirter. Denn bier ftehen ſich bezüglich der 
ideellen Antheile an dem gejammtvielheitlichen Nutungsrecht zwar eben» 
falls der Gemeindewille und ein bejtimmter Einzelwille, bezüglich des Gunzen 
aber der Gemeindewille und der gemeine Wille Aller gegenüber. 

Meber jeinen Theilanſpruch auf Allmendgenuß zunächſt kann der Einzelne 
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in gewißen Beziehungen ſelbſtändig verfügen, indem er nicht nur bei der 
Ausübung ſeines Rechts eine gewiße Freiheit hat, ſondern das Recht ſelbſt 
direkt oder indirekt mit dem Hofgut und vielfach ſogar ohne daſſelbe ver— 
äußern oder theilen kann. Ueberall jedoch darf er hierbei eine im Einzelnen 
freilich ſehr verſchieden gezogene Grenze nicht ohne Mitwirkung der Gemeinde 
als ſolcher überſchreiten, alſo z. B. ohne ausdrückliche Bewilligung Mark— 
produkte nicht ausführen oder beſtimmungswidrig verwenden, noch das Recht 
ſelbſt überhaupt oder an Ungenoßen oder ohne das Hauptgut veräußern oder 
über ein beſtimmtes Maß hinaus zertheilen. Die Gemeinde andrerſeits kann 
vermöge.ihres Einheitsrechts trotz Widerſpruches des Einzelnen nicht nur den 
Inhalt ſeiner Nutzungsbefugniße verändern, ſondern die Subſtanz des Theil— 
anſpruches ſelber angreifen, indem ſie z. B. die Zahl der vorhandenen An— 
theile durch Aufnahme neuer Genoßen mehrt und daher deren Quotengehalt 
ändert, Klaſſenunterſchiede einführt, oder in verfaßungsmäßiger Weiſe ſogar 
das ganze Recht zur Strafe ſuſpendirt oder aberkennt. Dieſe Macht des 
Gemeindewillens jedoch hat wiederum ihre ungleich bemeßene Grenze, welche 
nur mit dem Willen des Nutzungsberechtigten überſchritten werden darf, ſo 
daß überall der Einzelne mindeſtens verlangen kann, ohne ſeinen Willen nicht 
hinter ſeinen Mitgenoßen oder doch den Genoßen ſeiner Klaſſe zurückgeſetzt zu 
werden; ſo daß ferner wohl überall ein feſtes Sonderrecht auf Berückſichti— 
gung und Befriedigung des landwirthſchaftlichen Einzelbedürfnißes bis zu dem 
mit den Intereſſen des Ganzen verträglichen Grade begründet iſt; und ſo daß 
zuletzt nicht ſelten die genoßenſchaftliche Ausichliegifngsgewalt ganz aufhört, 
die Mehrung der geſchloßenen Zahl von Antheilen dem Gemeindebeſchluß ent- 
zogen wird, die Klafjenvorrechte unentziehbar werden, ja jelbit feſte Anrechte 
auf beitimmte Minimalquanta regelmäßiger Nugungen entitehen. 

In Bezug auf die Allmende ald Ganzes hat die Gemeinde als jolche 
auc wider den Willen Einzelner wichtige Rechte zu üben, fie z. B. zu ver» 
treten, zu öffnen und zu ſchließen, ihre Benußung zu regeln, zu beihränken 
und zu beauflichtigen, oft auch über ihre Subjtanz durch Rechtsgeſchäfte aller 
Art zu verfügen. Injoweit aber, als durd eine Verfügung das zu feitem 
Sndividualrecht gewordene gemeinjchaftliche Sonderreht Aller getroffen wird, 
muß gejammteinheitliher und gefammtvielheitlicher Wille zuſammenſtimmen, 
alſo zugleich ein Gemeindebefhluß und eine einftimmige Erflärung aller oder 
doch aller betheiligten Gemeindeglieder vorliegen.) in abftraftes Princip 


15) Es genügt alfo weder bloße Einftimmigfeit Aller noch einitimmiger Ge- 
meindebeichluß. Ginftimmigfeit Aller, die aber wegen bed Mangeld der verfaßungs- 
mäßigen Formen oder geforberter höherer Genehmigung nicht einen Gemeindebe- 
ſchluß enthält, könnte nur zu einer blos die Individualrechte treffenden Verfügung, 
z. B. zur Aenderung bed Theilungsmaßftabes, hinreichen. Einſtimmiger Gemeinder 
beichluß, der beim Diffenfe einzelner nicht Erfchienener möglich ift, ohne Einftim- 
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freilich darüber, in welchen Fällen die Gemeinde jo an den gemeinen Willen 
Aller gebunden ift, läßt ſich nicht aufftellen, vielmehr hängt hier Alles von 
einer oft jehr jchwierigen Unterfuhung des konkreten Gemeinderehts ab. Es 
gilt feitzuftellen, ob und wieweit der Einzelne nur als Gemeindeglied, ob und 
wieweit er ald Individuum genußberechtigt it. Eine Feitjtellung, die wegen 
des mangelnden Bewuhtjeind von der begrifflichen Verjchiedenheit beider Seiten 
der Perjönlichkeit in älterer Zeit und wegen der Fortdauer gemijchter, aus 
jener Zeit ftammender Befugnige oft nur nach dem Uebergewicht der einen 
oder der amdern Seite mit Offenhaltung der Entſchädigungsfrage bezüglich 
der übrigen Momente erfolgen fann. Darnach Tann es ſich möglichermetie 
ergeben, daß die Einzelnen ein wohlerworbened Privatrecht auf beſtimmte 
Nutungsarten haben und folgeweife jeder Dispofition widerjprechen können, 
die 3. D. die Verwendung des gemeinen Waldes für den gemeinen Holzver- 
braud oder einer Wieje für die gemeine Weide unmöglih machen würde. 
Oder ed kann ein jo feited Anrecht auf gewiße Nutungsquanta begründet 
fein, daß vor deren Befriedigung die Gemeinde jelbit für ihre öffentlichen 
Bedürfnige nicht ohne Einftimmigfeit jorgen kann. Oder das Recht des 
Einzelnen ftellt fih feiner Subſtanz nah als ein jelbitändiges Privatrecht 
an einer bejtimmten Werthquote der Allmende heraus, was dann zur Folge 
bat, daß jeder die Werthſubſtanz des Ganzen verändernde Rechtsakt, jeder 
Verkauf, jede Verpfändung, Bertaufhung, Verſchenkung oder Belajtung der 
Allmende oder eined Theild an die Uebereinjtimmung Aller gebunden it. 
Oder endlih dad Sonverreht it nad Inhalt und Umfang ein jo feites 
Privatrecht, daß jelbjt die Vertheilung der Allmende unter die Berechtigten 
nur einftimmig bejdhloßen werden fann. Dabei ift es natürlich unerheblich, 
wenn die Gefeßgebung der Neuzeit in dieſen und andern Fällen aus NRüd» 
fihten ded Gemeinwohld nicht nur von dem Erfordernig der Einftimmigfeit 
diöpenfirt, jondern jogar Jedem oder doc einer Minderheit das Recht auf 
SHerbeiführung einer Theilung gegeben hat. Denn die Gemeinheitötheilungd- und 
Ablöjungsordnungen haben wie fo viele neuere Agrargejege die Natur von 
Zwangsenteignungsgefegen, welchen der Gefichtspunft des öffentlichen Wohls 
zur Entziehung auch wahrer Privatrechte gegen Entſchädigung genügt. 

b. Eine derartige Analyje des Gejammteigenthbums ift offenbar den 
heutigen Reften der ländlichen Agrargemeinichaft gegenüber ebenio berechtigt 
wie geboten. Sie ift es um fo mehr, als gerade in einer Reihe ganz mo» 
derner Snftitute, bejonderd in Gewerkſchaften und Aftienvereinen, uns ein 
analoges genoßenſchaftliches Gejammteigentbum begegnet, bei weldhem die in 
den Agrargenofenjhaften nur fünftlih zu ermittelnde Grenze zwiſchen Ge- 
jammteinheitsreht und Gejammtvielheitörecht von vornherein durch Gejeß und 


migkeit Aller zu enthalten, ift nichts als ein befonders qualificirter Gemeindewille, 
ber in verfaßungsmäßig vorgejehenen Fällen gefordert wird. 
I. 22 
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Statut genau fixirt iſt, während überdies ſtatt der Mark mit ihren natür— 
lichen Früchten ein Geſammtvermögen mit ſeinen pekuniären Erträgen die 
objektive Beherrſchungsſphäre bildet, die in eine der Einheit zuſtehende und 
eine nach Quoten unter die Vielheit vertheilte Eigenthumshälfte zerlegt iſt. 

Aber auch bezüglich der in der Vergangenheit liegenden Geſtaltungen des 
Geſammteigenthums iſt eine ſolche Analyſe geeignet, dieſelben unſerm Ver— 
ſtändniß näher zu bringen und in ihnen die Keime der ſpäteren Entwicklung 
aufzufinden. Nur müßen wir dabei auf das Allerentſchiedenſte es vermeiden, 
eine ſolche juriſtiſche Begriffszerlegung in die Vergangenheit ſelbſt und in das 
ſchaffende Volksbewußtſein hineinzulegen. Denn gerade, daß man ſo nicht 
dachte und jo nicht unterſchied, war charakteriſtiſch für die damalige Rechts— 
auffagung der Genofenjchaft wie des Gejammteigentbums und beftimmend 
für ihre Rebensäußerungen. 

Die bei der obigen Analyje verwendeten Abjtraftionen waren von dem 
bier ſich manifejtirenden Rechtsbewußtſein noch nicht vollzogen. Man unter- 
ſchied nicht die Gejammtheit ald Einheit von der Geſammtheit als Vielheit, 
man trennte nit Gemeindemitgliedichaft und Sndividualperjönlichkeit. Hätte 
man Beides gethan, jo hätte jofort das alte Gefammteigenthum eine andre 
Geftalt gewinnen, politisches Recht und Privatrecht fich trennen, Gebietsrecht 
und Grundeigenthum fi löjen, ein eigentliches Gemeindevermögen vom Ge- 
noßengut ſich jcheiden, kurz Alles ſich vollziehen müßen, was zum Theil erft 
heute und nicht ohne Äußere Einwirkung vollzogen: ift. 

Anders in Wirklichkeit. Hier Fannte man nur Eine Gefammtheit, die 
einheitlich wie wielheitlich vorgeftellt werden Fann, nur Ein Markeigen, das 
Herrſchafts- wie Vermögensreht it, nur Ein Gemeindevermögen, dad dem 
Gemeindebedürfnig wie den gemeinen Bedürfnigen Aller dient, nur Eine 
Sonderrehhtsjphäre, welche das gemeinheitliche wie das individuelle Recht des 
Mannes umjpannt. 

Deshalb ift in allen diefen Punkten die Grenze, da fie ja nicht ein So 
oder Anders, ſondern nur ein Mehr oder Minder trennt, eine ewig flüßige. 
Aus den ungehindert hinüber und herüber ftrömenden MWechjelwirfungen und 
den unmerklich fich verjhiebenden Uebergängen entjteht eine unabjehbare Fülle 
ungleiher Rechtsgeftaltungen, die in ihrer lebendigen Realität der dogmatijchen 
Feftitelung und des Syſtemzwanges ſpotten. Ohne Zweifel war das ju- 
riftifche Denken, welches hierbei ftehen blieb, höchſt unvollfommen. Allein 
die relative Unvollkommenheit bedingte auch hier einen reicheren und tieferen 
Entwiclungsgehalt. Denn nur weil fein abſtraktes Dogma es frühzeitig in 
Feßeln jchlug, vermochte das Leben unaufhörlich die ihm harmoniſche NRechts- 
bildung zu zeugen. Und jo vermocdhten in den mannichfachen Stufen und 
Nüancen des genoßenſchaftlichen Markenrechts fich alle die großen politischen, 
wirthichaftlihen und focialen Gegenjäße und Veränderungen rechtlichen Aus- 
druc zu verichaffen, die in Bezug auf dad Verhältnig der Viehzucht und des 
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Aderbaus, der verjchiedenen Arten der Bodenkultur, des patriarchalen, patri- 
monialen und ftaatlihen Syſtems, der Perjönlichfeit und des Grundbefiges, 
der gemeinen Freiheit und der ftändijchen Gliederung, der Eommuniftijchen 
Gebundenheit und des Smdividualismus u. |. w. das Leben bewegten. 
Erft als gegen die neue Zeit hin das deutſche Leben erkrankt, als die Mannich— 
faltigfeit in Partifularismus, die Stetigfeit in Starrheit, der Gemeinfinn in 
forporativen Egoismus ausarten, geftaltet auch das Gemeinderecht fi krank— 
haft. Denn nun beginnen die ihres inneren Gehalts beraubten althergebrad)- 
ten. Sormen entweder zu erjtarren oder in lokaler und ftändijcher Sjolirung 
aus fich heraus fortzumachien, Zufällige und Unwejentliches vermag nun be 
ftimmend zu wirken, und zuleßt können geradezu verfrüppelte Nechtsbildungen, 
deren in ferner Vergangenheit Tiegende Wurzeln längſt verdorrt find, ein 
Scheinleben fortführen. 

IV. Wir haben jchliehlich noch zu betrachten, welche Folgen für die Be— 
griffe der Genoßenſchaft und des Gefammteigenthums die Verbindung meh- 
rerer Gemeinden durch Markgemeinſchaft hat. 

Sind Gefammteinheit und Gefammtvielheit nicht begriffliche Unterichiede, 
fondern nur Unterjchiede der Zufammenfaßung, jo muß auch die eine Mehrheit 
von Ortſchaften umfaßende Gefammtgemeinde ebenjogut ein Verband engerer 
Gemeinden ald ein Verband einzelner Markgenofen zu fein fcheinen. Auch 
bier daher. werden je nach den Fonfreten Umftänden zum Theil die der einen 
und zum Theil die der andern Vereinigungsweiſe entjprechenden Grundjäße 
berriden fönnen, und die Bewegung des wirklich geltenden Rechts nad der 
einen oder der andern Seite hin wird durch feinen feiten Rechtsbegriff gehin- 
dert. Ebenſo wird es an der Gejammtgemeinde nicht begrifflich unterfchieben 
werden, ob und wie weit fie eine neue Einheit oder nur eine Mehrheit von 
Theilhabern ift, und im Laufe der Zeit kann fie, ohne daß darin mehr als 
die Verdihtung oder Lockerung eined der Art nach fich gleich bleibenden 
Bandes zu liegen jchiene, thatſächlich fich einer jelbitändigen Körperſchaft oder 
umgefehrt einem bloßen Gemeinjchaftöverhältnii; beliebig nähern. 

So erſcheinen denn jhon nad) dem Wortlaut der Quellen ald Mitglieder 
der größeren Markgenoßenſchaſten bald die gefammten einzelnen Märker!®), 


16) Bol. 3. B. W. v. Kaltenholzhauſen v. 1423 6. Grimm I. 587; v. Die 
burg 1429 ib. III. 533 f.; v. Robenftein 1457 ib. 537 f. bei. $ 7 u. 8.; Des 
Cleinicher Eideö ib. IL. 134: das alle die im eid gesessen einwesserig u. ein- 
weidig seien; der Garber M. V. 301f. $ 2: auch weisen gemein merker der 
4 dorf, dasz in solchem bezürk u. weisen alle welde wasser u. weide zue 
irem nutzen u. gebrauch; der Senlenberger M. ib. 819; der Rodheimer 248; 
der v Windeken u. Oftbeim v. 1393 ib. 252 $ 1: wir die merker gemeinlichen 
edel u. unedel, arm u. reich, zn W. u. O., die zu der zit an eime uffen 
merkerdinge bi eine waren, bekennen; v. Berſchamp v. 1503 ib. III. 229: feine 
Dorfichaft hat einen Sonderhagen, fondern Alles gehört den holtingen gemeing; 

22* 
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bald die einzelnen Dorfichaften und Gemeinden!?), ohne daß damit etwas 
Verſchiedenes ausgefagt werden ſollte. Denn im erfteren Falle werden bie 
Märker gleihwol in ihrer Gliederung nad Dörfern vorgeftellt1%), bei ber. 
zweiten Ausdrudsweife aber die Einzelgemeinden mit den Gejammtheiten 
ihrer Vollgenoßen identificirt 19), 

Mas aber Bie realen Verhältniße angeht, fo ftanden fie urjprünglich 
durchaus einer unmittelbaren Zufammenfegung der großen Verbände aus allen 
Einzelnen näher. Alle einzelnen Markgenoßen erſchienen im Märkerding, 
ftimmten und urtheilten, hatten Theil an den Nußungen und Laſten ?20). Nur 


auch Holzbau u. Maſt ift allen gemene, nur umme beschüringe ores dorpes 
efte tokamender notruft willen fann jede Dorfichaft bei ihrem Dorfe etwas hegen 
Bol. auch Th. I. 587 N. 10 u. Maurer, Markv. 71. 

m) W. der Kleinauheimer M. aus 15. 3. b. Grimm IV. 552: die A. mark 
den funff dorffern mit namen ... zu rechtem eigen. 1519 ib. 557 $ 1: weisen 
wir.. den waldt.. zu gedochten 5 dörffern; $ 3: wenn die 5 märker den 
wald öffnen; $ 6: Bauholz wird von den 5 merkern erbeten. W. des Heimwaldes 
v. 1579 ib. III. 257 $ 5: was es vor erben seien? die dorfschaften (folgen 6 
Namen). W. v. Dagmerfellen v. 1346 ib. IV. 382 $ 5: die dörfer sind unser 
trettgenossen daselbs. Deffn. v. Breiti ». 1439 ib. II. 79 f. 83: die erlen die 
der drier dörfer sind. W. v. Bleidenftaedt v. 1486 ib. IV. 564 $ 2: was u. 
welche dörffer . .. in des apts u. syns closters walt merker sint? .. das 
die drue dorffer H. S. u. B. in dem. . walte merker sint. gl. ib. I. 51. 160. 
164. 815. II. 177. III.418 f. 485 $ 15 857. IV. 714. 758 8 5. RI. Raiferr. IV. 20. 

ıe Bol. 3. B. W. der Altenftädter M. v. 1485 b. Grimm III 453: die 
merker gemeinlich, die in die obg. mark gehoren, nemlich die v. A., die v. 
O., die v. R. u. die v. H. ®. der Oberrodener M. ib. 545 $ 4: acht dorfer, 
deren ingesessene underthonen. Auch II. 79. III. 229. 

m) Bol. 3. B. W. des Büdinger Reihswaldes v. 1380 6. Grimm IV. 428: 
dis sin dye dorfer, dye geforstet sin in dem B. walt;.. u. ein iglich gefurstet 
man sal hauwen. W. der Kleinaubeimer M. ib. IV. 557 $ 1: dies ist der be- 
grif der 5 dörfern gemark, die weisen wir den 5 dörfern allein u. keinem 
herrn, u. die inwohnern der 5 dörfer einen iglichen der aigen rauch helt für 
einen märker. Vgl. auch die Urk. v. 1321 u. 13823 b. Boehmer 461 u. 471 f., 
wonad) eine gemende.. zu den zwein dorfen Sulzbach u. Soden gehört, dieſe 
aber in Bezug auf biefelbe „zu einander horent“, fo daß fie Eine Gefammtge- 
meinde bilden und ald „gemeinschaft der dorfer S. u. 8.“ einen Vergleich mit 
der gemeinschaft des dorfis von dem Nuwenhaine von der andern siden 
fchließen; weshalb denn auch ald Kläger wegen der Entziehung der Allmende alle 
einzelnen Grundbefiger auftreten (alle die die gut in den dorffen bant, ritter 
von dem lande, burger uz den steden u. die gemeinen armen lude uberall 
in den dorfen). Aehnlich verhält es fih in Weilbach u. Eddersheim b. Grimm- 
IV. 559. Vgl. ib. I. 721. III. 558 $ 3 u. 6. 857. IV. 563 f. 

20) Bol. z. B. Grimm, W. IV. 488 f. 583. 537 f. 545 f. V. 248 $ 4—17. 
252 f. 317 f. 
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der Ueberſicht wegen mußten in jehr großen Verfammlungen die Märfer dorf 
weije treten und wurden borfweife von den betreffenden Drtövorftehern auf- 
gerufen und gezählt?!). Neue Genoen wurden daher auch oft unmittelbar 
in die Gefammtgemeinde aufgenommen??). Und in ber Rodheimer Mark 
follte ein etwaiger BVerfaufserlös von Holz unter die Ginzelgemeinden nad) 
Verhältnig der ihnen zugehörigen Märferzahl vertheilt werden ?3). 

Später jedoch werden oft mit gleicher Entſchiedenheit die einzelnen Ge— 
meinden als foldhe zu Trägern der Marfgemeinichaft erhoben. Es wird z. B. 
gemeinbeweis abgeftimmt und gewählt?4), ja es werden bisweilen nur noch 
die Vorftänte oder Ausſchüße der Einzelgemeinden zum Märferding berufen 2°). 
Oder ed werben die Markvorſtände nicht mehr von der Verfammlung Aller 
gewählt, jondern aus Deputirten der inzelgemeinden gebildet). Auch 
werden die Nußungen nicht jelten dorfweis vertheilt?”). Namentlih mußte 
da, wo eine Stadt in der Mark lag, die Entwidlung in diefe Bahn gedrängt 
werben?®), Und endlich ift ja die Zerfplitterung der großen Marfen überall 


m) Pol. 3. B. Grimm I. 554. II. 182. IIL 411. 488, 546 8 8. V. 314: 
mit lauter Stimme rnft der Mark Schreier die Schultheifen von 32 Orten auf; 
dann tritt dad Volt haufenmweis, 

») Grimm V. 71 $ 10: so einer uber berg u. thal einzöge in die ge- 
meinschaft der zweier obg. dörffe. | 

23 Grimm V. 250 $ 21: nach anzahl u. menige der merker in ire 
gemeine. 

2) W. der Kleinauheimer M. v. 1519 6. Grimm V. 558 $ 2: wess dess 
walts halber zu‘ schicken, zu thun u. zu handeln ist, soll man zu R. thun 
u. ausrichten, u. weisen auch mit recht, wo drey dorf hinfallen sollen, die ander 
zwey dorf mit zu fallen. W. v. Wärningen ib. IV. 313: das keiner daruff sol 
meygen, ee dann das die 4 dörffer desz eins werdent. W. v. Altenhaslau 1461 
ib. IH. 415 8 2: bei der Wahl des Gentgrafen hat jedes dorf seine wahlstimme. 

25) So erfchienen fpäter im Rheingau die Schultheiße, in der M. Miltenberg 
die Märkerfchultheiße, im Lande Toggenburg bie Ausjchüße ber 22 Kirchhören; 
Bodbmann I. 460. 469; Maurer, Marko, 72, 

26) W. v. Altftetten v. 1429 b. Grimm IV. 299 8 6: jeded Dorf wählt 2 
von den 4 gemeinen Anwälten. W. v. Nieber- u. Mättmenhasle ib. IV. 308: die 
v. N. ſetzen jährlich 2 Dorfmeier u. 2 Fürfprecher, die v. M. 2 Dorfmeier; bie 
Sechs Haben mit den Untervögten zufammen zu richten, Markſteine zu ſetzen u. 
Meg u. Steg zu ordnen. 

37) Bol. 5. B. Grimm, W. I. 815. II. 177. 551 8 12. IV. 304. V. 975 
5 12: von gepfändetem Vieh fällt % dem einen, % dem andern Dorf zu. Urk. v. 
1273 u. 1406 6. Remling, Speir. Urkb. I. 335. II. 44 -46. 185, 

28, Bol. z. B. W. v. Dornheim, Dornftetten, Selfe b. Grimm I. 374. 380 
—387. 759 f.; Heimgericht Randan v. 1295 ib, 766—768 (Stadt Landau einerfeita, 
14 Dörfer andrerfeits); der Gent Lohr ib. III. 580—533; v. Tätwil v. 1456 ib. 
IV. 398—403. — Anderd dagegen, troß Zugehörigkeit einer Stadt neben 11 
Dörfern, in der Bibrauer M. nah W. v. 1385 ib. I. 512. 
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zunächit nicht dur unmittelbare Theilung unter die Einzelnen, fondern durch 
Theilung in engere Gemeinmarfen erfolgt ?®). 

Im Zufammenhange hiermit fteht es, daß, während urſprünglich überall 
die großen Marfgemeinden die thatfächliche Bedeutung von Körperſchaften 
hatten, fie allmälig jehr oft zu Gemeinfchaften verflüchtigt find, deren that- 
jächlihe Bedeutung über ein indivibualrechtliches Miteigenthumsverhältniß 
nicht hinausreichte. Bejonderd war dies der Fall, wenn nur nod) zwei ober 
doch jehr wenige Gemeinden in einer Gemeinjhaft bezüglich einzelner Lände- 
reien ftanden. Mitunter zwar genügte eine ſelbſt geringfügige Allmende, um 
auc zwei im Uebrigen jelbitändige Gemeinden für die Allmendangelegenheiten 
zu einer Gejammtgemeinde von eigner Drganijation und Bedeutung zujam- 
menzufcliegen?%), wobei dann bisweilen auch noch die Gemeinfamfeit einzelner 
politifcher oder Firchlicher Beziehungen an die ehemalige umfahendere Einheit 
erinnerte?!). Schon früh jedoch begegnen uns auch Fälle, in denen als Reft 
einer alten Markgenoßenſchaft nur eine Gemeinjhaft dauert, die offenbar le— 
biglich den Charakter eines Individunlverhältniges, ſei ed nun eined gemein- 


2) Bol. Th. I. 83 f. u. oben $ 9. 

30) So bilden 3. B. die Dörfer Weilbach u. Edversheim nah ihrem W. v. 
1535 b. Grimm IV. 559 bezüglich einer ihnen gemeinen allmay offenbar eine 
Gefammtgemeinde. Denn fie jtellen in gemeinfamer Verſammlung eine gemeine 
Weideordnung auf; fie übertragen die Austheilung von Almendgärten an Schult- 
heiß u. Bürgermeifter beider Gemeinden ($ 4); fie geftehen jedem Genoßen aus 
einer Gemeinde ein Vorkaufsrecht zu ($ 7); fie beftrafen gemeinfam die Ueber— 
tretung der Allmendorduung ($ 7); fie follen gemeinfam bie Brüden unter- 
halten ($ 16); u. fowol der Belenntnißwein, der bei Empfang eined Allmend- 
gartens zu geben ift, ald bie Bußen fallen beiden Gemeinden zu, bie daher jährlich 
zufammenfommen follen, um fie zu vertrinfen ($ 17). — Ebenſo verhält es fich 
mit Sulzbah u. Soden (oben N, 19) und mit Neunkirchen u. Balborn b. Grimm 
V. 71 8 10, die Eine „gemeinschaft“ bilden; mit Laer u. Bartenftein ib. II. 
533, die in einer gemeinde find; mit Breyti u. Nürisborf ib. II, 50, die eine 
gemeinsamy haben: „in gemeind wise“. 

31) Vgl. Grimm, W. I. 523 u. 526, wonach ber Markgemeinjchaft beider 
Dörfer wegen, wenn zwei zum Goldjtein ſich jchlagen und einer von Sweynheim 
es fieht, der Leptere ed rügen foll. W. v. Weilbach u. Edderäheim ib. IV. 559 $ 
18, wo beide Gemeinden in eine Allmendordnung über eine ihnen gemeinfame 
Mark Strafandrobungen für Karten- o. Würfelfpiel aufnehmen. Vgl. ib. 758 85: 
erkennen wir.. den Wiederweilern einen weidtgang, ein kirch u, ein tauf 
mit den Oberweilern haben zu gebrauchen hiermit zu, Aehnlich das W. über 
das gemeinjame Gericht der 2 gemeinden Walluf u. Neuendorf v. 1304 ib. 570, 
bef. & 6: fürter weist man gemeine leuth als solche gemeinschaft zu halten, 
ein gemeine pfarr, ein gemein taufl, ein gemein pfarner, ein gemein 
klöckner, ein gemein schützen, ein gemeine hirten jenseit u. dieserseit, ein 
heingeregt. 
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chaftlihen Eigenthums oder Nutzungsrechts2), fei ed eined gegenfeitigen 
Nutzungsrechts an den im Mebrigen getrennten Marken zweier Gemeinden ®3), 
ſei e8 endlich einer einfeitigen Befugniß einer Gemeinde an ber Mark ber 
anbern ), trägt. 

Daß aber alle dieje Unterjchiede nur thatfächlicher Natur find und keines— 
wegs auf bewußt gewordenen Begriffägegenfägen ruhen, zeigt ſich deutlich in 
dem Vorkommen bunt geftalteter Uebergangs- und Mifchformen, bei denen 
die Mitgliedihaft der Einzelnen oder der Gemeinden und die genofenfchaft- 
liche oder blos individualrechtliche Natur des Ganzen kaum zu beftimmen 
find, vielmehr die den entgegengejegten Annahmen entjprechenden Grundſätze 
fombinirt zur Anwendung gelangen. inige Beifpiele werben dies er. 
läutern. 

In der Ganerbſchaft Hanhofen erſcheinen im Ganzen die einzelnen in 
den dazu gehörigen Dörfern angeſeßenen Erben als Gemeiner. Allein die 
Gliederung nach Dörfern tritt nicht nur in der dorfweiſe ſtattfindenden Vor— 
ftandswahl, jondern bejonders auch darin hervor, daß, von zwei fchlechthin 
berechtigten Dörfern abgejehen, nur diejenigen Dörfer mit ihrer Gemeinde. 
herde auf die Weide fahren dürfen, in denen mehr Erben ald Unerben figen. 
Alfo in Bezug auf die als Einheit betrachtete Gemeindeherde erhält das 
Dorf als ſolches dur die Erbenqualität feiner Genofenmehrheit felbft eine 
ähnliche Dualität!®5) 

3”) Bol. 3. B. Grimm IV. 309: u. die weid in dem riett sond sy beid 
teile, Hasle u. Nöschikon, mit einandren niessen. Auch N. 45 3. $ 9. 

33) Dal. die in N. 46 zu 8 9 angef. Stellen. Auh Grimm I. 51. 132 u. 
133. 374: so soll die waide beydenthalb gemain sin. 384. 721. IT 551 $ 12: 
vor 8. Walpern tag mag ein gemein uff der andern weiden. III. 532, Urf. v. 
1406 b. Remling II. 44—46: bie beiden Gemeinden von 9. u. %. einigen fich 
Dahin, daß, wenn die erjtere ihr Holz bannt, ihr Büttel ed dem Scultheißen u. 
dieſer weiter der Gemeinde zu 8, verkünden foll, für welche jenes Holz dann eben- 
falld gebannt fein fol; bannt umgekehrt die Gemeinde von 2. ein Stüd ihrer All- 
mende u. Weide, jo ſoll fie ed in bderfelben Weile an die Gemeinde von 9. ver- 
fünden, die dann ebenfalld die Weide nicht befahren fol. Hiernach hat alfo die eine 
Gemeinde Eigentum u. Banngewalt am Walde, die andere am Weideland, jede 
aber ein Mitnupungsrecht am Gemeinlande der anderen. 

4) urk. v. 1273 b. Remling I. 336: adjudicamus eisdem villanis de 
Westheim jus percipiendi pascua in Lingenthal cum rusticis ibidem per 
omnia communiter. Grimm IV. 714: anstösser, die auch etliche gerechtig- 
keit der ackernieszung im Hohenwald haben. ®. v. Offenthal ib. III. 403: 
diz nachgeschr. geben die von O, yerlichs den Rodermerkern wein der ge- 
rechtigkeit, die sye in Rodermarcke han. Ib. V. 712—714: die Gemeinde 
Klein-Nidedheim hat gegen einen jährlichen u. ewigen Zind von ber Gemeinde 
Bobenheim in deren Mark ein Weiderecht erworben, dad nur ruhen foll, wenn der 
Iegteren Gemeinde felbftbenußtes Weideland vom Ahein überſchwemmt ift. 

s Grimm, W. V. 575 $ 9; dazu $ 5. 22, 28. 
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Sn der gemeinen Ganerbichaft der Dörfer Freiesheim, Weiſenheim am 
Sand, Leiftadt, Kalftadt u. Herrheim find „alle sammenthafft unzertheilte 
zusamen gebundene gemeine ganerben* zur Berfammlung und zum 
Markgenuß unmittelbar berufen und bilden Eine Gefammtgemeinde (schult- 
heisz und gantz gemein der 5 dörfer). Aber die Gliederung nad Dörfern 
tritt darin hervor, daß jede Dorfgemeinde befonderd die verlefene Ganerben- 
ordnung durch Zuftimmung befräftigt; daß die Löjchpflicht gemeindeweis durch 
die Schultheißen angejagt und das audbleibende Dorf ald ſolches in Strafe 
genommen wird; daß ebenfo jegliches dorff seyn eynung bricht, wenn es 
die ihm obliegende Wegebekerung, die alfo gleichfalls dorfweife vertheilt ift, 
verabjäumt 3%). 

Im Gröver Rei ift Waher, Weide und Wald den beiden Zentgemeinden 
Cröve und Kinheim gemein. Alle Zentgenofen find unmittelbar nußungs- 
berechtigt, gemeinweldig u. gemeinweidig; und were es sach, das ein man 
von C. holtz hieb in irem aufgethanen busch u. einer von'’K. queme 
u. auch hauwen wölt, der mag beneben im u. vor im als wol hauwen 
als er; auch wird das Holz für Wagen u. Pflüge unter die Einzelnen gleich— 
mäßig vertheilt. Im Bezug auf Beherrihung und Beauffihtigung der Mark 
jedoch tritt, da e8 am einem gemeinjamen Markvorftand fehlt, die Orga— 
nifation der Cinzelgemeinden hervor. Deshalb follen in ihrem Bezirk der 
Zender von G. und feine Gemeinde die Marf von ir und der vonK. wegen 
verförftern und verhüten; auch joll der Zender von C., wenn Nutzholz ge- 
bauen werden foll, dies 3 Tage vorher dem Zender von K. verfünden; und 
um $riedewald zu legen oder aufzuthun, Holz wegzugeben oder Wald zu roden, 
bedarf er der Zuftimmung der Schöffen”). 

Sn der Foffenhelde werden zwar 15 Dörfer ald „merker“ bezeichnet, in 
Wirklichkeit aber find die einzelnen Grundbefiger ſtimm- und nußungdbered- 
tigt; nur wird dad Märferding dorfweiſe verfündet und jedes Dorf foll einen 
bejonderen geſchwornen Schügen haben ®$). 

Auch die Gärtesheden gehören drei Gemeinden, welche unter einem erften 
Märker ein gemeined Ding darüber halten, gemeinfam den Grenzumgang 
vornehmen und jowol Weide ald Holz „sämbtlichen“ gebrauchen. Aud ift 
Strafgewalt und Bußenbezug bei dem gemeinen märker. Aber jede Ge- 
meinde foll einen befondern Schüßen anjtellen und nöthigenfalld beſolden 39). 

Die 3 Dörfer Vilbel, Mafjenheim und Haarheim befigen das Ried in 
ungetheilter Gemeinschaft. Unter dem Gentarafen u. Schultheiß von B., dem Gent- 
grafen vonM. u. dem Schultheiß von 9. verfammeln fid} die ehrsamen nachbarn 


” W. v. 1400 u. 1560 6. Maurer, Marko. un. ©. 482—492. 
2) Grimm, W. II. 373. 377. 878. 

3) W. v. 1383 u. 1444 6. Grimm I. 578, u. 581f. 

3 W. v. 1540 b. Grimm I. 588—589. 
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u. ganze gemeinde, junge u. alte, der drei dörfer und weifen das Weiderecht 
($ 1). Sie ftellen feit, wie viel Vieh ein jeglicher Nachbar der 3 Dörfer 
auf die Weide treiben darf ($ 8). Das Eigenthum des Meidegebietd aber 
foll den drei Dörfern gemein fein. Neben ihnen hat Niemand Gerechtigkeit 
und Herrlichkeit auf dem Ried, ald der König, welcher fi hier ſammeln darf, 
wenn er über Wald und Thal zieht. Zieht er dann weiter, jo müßen ihm 
die 3 Dörfer einen Maulefel ftellen, der dann auch allen dreien wiederum 
zufällt oder verloren geht ($ 4). Gemeinfam haben die drei Dörfer Macht, 
jeden Angriff abzumehren ($ 5) und den zu ftrafen, welcher der Weide zu 
nahe gräbt ($ 6). Auch fällt an fie gemeiniam der Vortheil aus den Pfän- 
dungen u. Rügen der Schultheißen u. Schügen ($ 9—11. 13—14). Wird 
aber eine Arbeit nöthig, um die weide und den gebrechen zu bessern, ſo 
fönnen zwei Dörfer das dritte dazu zwingen; ein Schultheiß jagt es dann 
dem andern an (& 12). 

Eigenthümlicher noch geftalten fih die Gemeinſchaftsverhältniße der 
4 Gemeinden Warmsroth, Erbah, Genheim u. Roth nad dem Weisthum, 
das fie auf dem Sahrgedinge abgeben. Berjammelt find bier alle eingejeßenen 
Bürger der 4 Gemeinden, die auch jonft ald eine ungetheilte Gefammtige- 
meinde erfcheinen und 3. B. die Bußen für Dingſäumniß wie Marffrevel zu- 
fammen beziehen und nach BVerlefung des Weisthums im Jahrgeding ge- 
meinfam vertrinfen, die Strafgewalt haben, Gebot und Verbot in der ganzen 
Gemarkung üben. Seder Gemeindsmann und Cinwohner eined Dorfs ift 
daher auch unmittelbar berufen, die Befolgung der Gejammtartifel zu über- 
wachen und Mebertretungen zu rügen. Und wer in der Marf frevelt, ſoll mit 
Kind, Kindeskindern und Nachkommen aller Gerechtigkeit an Waßer, Weide 
und Wald entjegt fein. Während nun aber in allen diefen Beziehungen die 
Sliederung nad) Gemeinden gar nicht hervortritt, ift die Nukung durchaus 
gemeindeweid vertheilt. Zunächſt haben die 4 Gemeinden in einem zur Ge- 
marfung von ©. gehörigen Wald Waßer und Weide bergeftalt samptlich zu 
gebrauchen, daß fein Dorf vor dem andern dabei irgend einen Borzug haben 
fol. Offenbar aber find hierbei den einzelnen Dörfern bejondere MWeidebezirfe 
angewiejen, da jedes Dorf beftimmte Schonungen anlegen und hegen foll. 
Ebenfo find jeder Gemeinde befondere Hau- und Bannwaldungen im Gemein- 
walde abgefteint. Außerdem find nun ferner „eigne* Wälder ber Cinzelge- 
meinden vorhanden, an denen alfo das Eigenthum bei Einer Gemeinde fteht, 
Waßer und Weide aber ebenfalld den vier Dörfern gemein find. Das Laub— 
fammeln wird jeder Gemeinde in ihren eignen Wäldern und dem ihr zu- 
gewiejenen Theile des Gemeinwaldes, den Warmörothern aber überdies auch 
in den andern Theilen des Gemeinmwaldes, weil diefer ganz in ihrer Ge- 
marfung liegt, geftattet. Endlich wird zum deutlichen Beweife eines unter 


“0, W. v. 1509 b. Grimm III. 473—477. 
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den 4 Gemeinden angenommenen Geſammteigenthums beftimmt: wenn eine 
Gemeinde ausjtürbe, „so soll alsdann desselbigen dorf in gedachten walden 
habende gerechtigkeit u. theil an uns andere drey dorfer ewiglich ver- 
fallen seyn u. bleiben.“ #) 

Drei Gemeinden des Hochgerichts Kloſters in Graubünden beginnen 
einen anftatt der verbrannten älteren Urkunde neu errichteten Alpbrief mit 
ber Ankündigung, daß fie für fi und ihre Nachkommen beſchloßen hätten, 
Alpen, Allmenden und Waldungen ewig gemein zu haben, fo lange Grund 
und Grat fteht und währt. Nur auf-Zeit, wie die 3 Gemeinden mit Mehr— 
beit darüber einig würden, follen die Alpen getheilt werden ($ 41), An 
diefem Oemeinlande werben fodann die althergebrachten Nutzungsrechte jedes 
Nachbarn einer der 3 Gemeinden anerkannt. Er kann fo viel ſömmern als 
er zu wintern vermag ($ 2), der arme Hausmann eine Heimkuh treiben und 
heuen ($ 7 u. 11), Alles aber vorbehaltlich der Weidepolizei ($ 10). Fremde 
müßen von allen 3 Gemeinden zufammen angenommen werden und ihnen 
zufammen ein Einkaufsgeld und einen Tröfter, der allen dreien gefällig ift, 
geben; fie haben dann noch 12 Jahre Yang unvolltommenes Recht ($ 9). 
Keine Gemeinde oder Nachbarſchaft darf die andern Gemeinden oder Nachbar- 
haften mit gehirtetem Stab überfahren, fondern jeder ſoll hinter feinen 
Zäunen bleiben, wie von Alters her ($ 3). Allmenden oder Bannwald zu 
machen, ift feine Gemeinde ohne Bewilligung der andern befugt; jede fendet 
dann Verordnete, um der Vertheilung beizuwohnen. Auch darf nichts aus 
der Mark verkauft werden ($ 4). Jedes Frühjahr werben alle 3 Gemeinden 
zufammenberufen und es wird der Ausſchlag für Alpen und Wiejen gemacht 
($ 6). Werden für eine oder die andere Alp neue Anlagen nöthig, fo jollen 
die 3 Gemeinden fie aus dem gemeinen Seckel bezahlen oder dur Steuern 
aufbringen; bloße Reparaturen dagegen haben die Alpgenofen, denen die be- 
treffenden Alpen zugetheilt find, zu tragen. Die Feftftellung des Bebürfnifes 
erfolgt auf Antrag der Alpgenofen dur 3 Gejchworne, von denen jede Ge— 
meinde einen entjendet und deren Ausſpruch für die Alpgenoßen wie für die 
Gemeinden bindend ift ($ 8) 4). 

Solche leicht zu vermehrenden Beijpiele*) zeigen, wie mannichfachen 


4) W. v. 1608 6. Grimm II. 185-—137. 

22) B, Grimm V. 211—213 aus den Statutarrechten v. Graubünden VII, 
3. 102 f. 

3) Vol. z. B. noch die Waldordn. v. Scherzheim v. 1492 6. Mone VII. 
154 f. u. Grimm IV. 517—519. Recht am Walde haben verfchiedene Herrichaften 
u. Klöfter u. die Gemeinden von 5 Heimbergthämern, welche letzteren den Wald 
gebrauchen nach ordnung der 5 heimbergtum ($ 7): aber es werden unmittelbar 
den einzelnen Gemeinsleuten bejtimmte Nußungsrechte zugewiejen ($ 16 f.), u. der 
Herr v. Lichtenau ift oberjter Heimburg über den ganzen Wald. — Nach dem MW, 
v. Ramjen v. 1390 b. Grimm V. 613—617 find 9 Dörfer u. verfchiedene Herr- 
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Mebergangs- und Mifchungsverhältnigen zwijchen einer aus inzelnen und 
einer aus Gemeinden beftehenden Genoßenſchaft und zwifchen einem jelbjtän- 
digen höheren Marfverbande und einem bloßen Gemeinſchaftsverhältniß ſelbſtän— 
diger Theilhaber die ländlichen Zuftände in ihrer thatjächlihen Geftaltung 
entfprachen, während dabei nirgend ein abitrafter Körperjhaftsbegriff zur prin- 
cipiellen Firirung der Grenzen drängte. 


$. 13. Gefammtgerehtjame. 

I. Der allgemeine Zug der patrimonial-feudalen Zeit war dahin ge 
richtet, für jede dauernde Perjonenverbindung eine dinglihe Grundlage 
zu gewinnen. Nicht mehr wie ehemals bei den aus Bamilie und Gejchlecht, 
Stammes und Bolkögemeinihaft, Herrfchaft und Dienft fi ergebenten 
Berhältnigen trugen. die Beziehungen von Perfonen zu Perjonen fich jelbit: 
überall vielmehr ſchien es des Haltes entiprechender objeftiver Beziehungen 
zu bedürfen, die eine in fi zufammenhängende und mehr oder minder burd) 
fih ſelbſt beitehende Sachſphäre der Perfonenverbindung gegenüberftellten. 
Deshalb juchte man auch da, wo eine eigentliche Radieirung der Perfonen- 
beziehungen in Grund und Boden nicht thunlich war, ein Analogon herzu- 
ftellen. Ein jolches bot fih in der Auffaßung dauernder Rechtskomplexe ald 
liegenfchaftliher Gerehtjame dar. Denn von hier aus konnte man nicht 
nur jeder Perjonenverbindung in dem Begriff einer Forrejpondirenden Gerechtig- 
feit eine objektive Einheit von mehr oder minder jelbftändigem Beitande zur 
Seite ftellen, jondern auch ganz wie auf eine räumlich-dinglihe Sphäre auf 
eine Gerechtigfeitsiphäre Perfonenverbindungen bauen. 

Sp war ed nun namentlich auch bei den Genoßenſchaften. Soweit 
daher bei bejtimmten Genofenihaftsgattungen ein gemeinfames Recht an 
Grund und Boden entweder gar nicht vorhanden oder doch für eine durch— 
gängige Beherrichung des Verbandes nicht geeignet war, ſuchte man ihre ge- 
meinjamen Rechte und Pflichten durh die Anfnüpfung an einen andern 
Mittelpunkt zu einem der Berjelbftändigung fähigen objektiven Einheitöbegriff 
zufammenzufaßen. Es Eorrefpondirte dann jo der Genofenjhaft eine in fich 
gegliederte und gejchloßene Gefammtgerehtjame, die bald als Nealrecht 
noch in einer gewißen Verbindung mit dem Grundbefiß blieb, bald als völlig 





nutzungäberechtigt an einer Mark, deren Eigenthümerin offenbar nur die Gemeinde 
Ramſen ift, fo daß an fie allein die durch unbefugte Nugung oder Holzverfauf in 
fremde Dörfer u. Gerichte verbrochenen Einungen fallen (8 13 f. 23); die 9 Dörfer 
aber find nicht als ſolche nugungsberechtigt, fondern nur, wer in den egenenanten 
nune dorfen sitzet u. mene hat. (Mene ift nad Maurer, Dorfv. II. 444 als 
„Mähne” für Pferd zu nehmen, fünnte aber wie das niederfäch]. meente auch Ge- 
meinderecht bedeuten). — Vgl. auch Maurer, Dorfv. I. 22—25; Marko. 19f. 
33 f. 301. 
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ſelbſtändiges Immobiliarrecht erſchien. Und dieſe genoßenſchaftlich beſeßene 
Gerechtſame übernahm dann dem Perſonenverbande gegenüber eine analoge 
Rolle, wie es die Rolle war, die der Gemeinde gegenüber die Mark mit 
ihren Zubehörungen ſpielte. 

Schon in manchen wirklichen Markgemeinden warb neben der Mark— 
gemeinfchaft zugleich ein beſonders geartetes, mit dem Hufeninbegriff ver- 
fnüpftes Gejammtreht anderen Inhalts als wefentliches und den Genofen- 
verband mehr oder minder bedingendes und beſtimmendes Subftrat betrachtet. 
Und dabei macht fich nicht jelten eine Auffaßung geltend, wonad eigentlich 
diefes Gefammtreht die Hauptfahe und das Gejammtreht an Grund und 
Boden nur deſſen Zubehör ift. Dies ift 3. DB. bei ſolchen bofrechtlichen Ge- 
noßenfchaften der Fall, welche die von bemjelben Herrn mit gleichartigen 
Gütern zu gleichartigem Recht beliehenen Leute zu einem Verbande zufammen- 
jchließen, der fi nicht mit einem engeren oder weiteren Gemeindebezirk deckt 1). 
Auch jolhe Genoßenſchaften find freilich Hofmarkfgemeinten. Aber fie würden 
feine Einheit bilden, wenn nicht zu der Hufen- und Markgemeinſchaft ein 
Inbegriff gemeinjamer und gleichartiger Beziehungen zu demfelben Herrn, 
feinen Beamten und feinem Gerichte hinzuträte. Diefer Inbegriff nun aber 
erjcheint, je felbftändiger die Hofgenoßenſchaft wird, defto mehr ald ein Ge- 
ſammtrecht berfelben. Die Genoßenſchaft ald Geſammtheit daher fteht nun 
dem Herren gegenüber und ift im Berhältnig zu ihm die Trägerin eines auf 
Gerichte-, Verwaltungs und Abgabengemeinihaft beruhenden Gefammtrechts, 
deffen weitere Vertheilung unter die Einheit und die Vielheit der Hufen- 
befiger dann erft als eine Frage des inneren Genoßenſchaftsrechts erjcheint. 
Am deutlichiten tritt eine foldhe Auffaßung bei den Huberſchaften der ober- 
rheinischen Dinghöfe hervor; denn wenn auch der umfaßende und mit den 
Dorfmarfen ſich vielfach Ereuzende Hubenverband immer in einer engeren und 
befonderen Hofmarkgemeinſchaft fteht, jo Hält doch nicht diefe allein den Ver— 
band zufammen: bedingend vielmehr und beftimmend für ihm ift zugleich das 
gemeinfame Hubenrecht, das als Gefammtbefig der Huberſchaft gilt und in 
ihr wiederum von allen Hubern theild indgemein und theild insbejondere be- 
jeßen wird. Aehnliches aber gilt von den Baugenoßenſchaften, Lätenjhaften, 
wachözinfigen Genoßenſchaften und zahlreichen hofhörigen Vogtei- und Gerichts« 
genohenjchaften andrer Gegenden. 

Verwandt find die Genofenfchaften derjenigen Leute, welche mit Tand- 
gütern von befonderer wirthichaftliher Beichaffenheit beliehen uub durch die 
daraus fi ergebende Gemeinfamfeit verbunden find. Hierher gehören z. B. 
die Weinbergsgenofenichaften, für welche das Recht des unter fie vertheilten 


) Bol. z. B. Grimm, ®. I 745: e8 foll nur Ein Ding ftattfinden, dieweil 
der merteil huber u. stulgenossen in andern umbliegenden dörfern sesshaft. 
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Weinbergd eine ganz eigenthümlihe Sphäre objektiver Gemeinſchaft er- 
zeugte?). 

Weiter vom Typus der Gemeinde entfernen fi die Genoßenſchaften der 
in bdemjelben Bergwerk oder Steinbrudy beliehenen Bergleute, Waldwerken, 
Hüttenbefiger u. ſ. w., für welche neben der räumlichedinglihen Gemeinſchaft 
der Inbegriff der Berggerechtjame ein in mannichfach verfchiedener Weiſe ver- 
heiltes Gejammtrecht begründet?). 

Andre ländliche Verbände jegen fih aus den Befigern zu gleichem Recht 
bejegener Amts- oder Gewerbelehen zuſammen und erjcheinen, da für fie die 


2) Vgl. 3. B. dad Pergtäbing z. Engersborf v. 1575 b. Grimm III. 705— 
710. Berggenopen find Alle, die Berggut vom Bergheren zu Lehen haben. Letzterer 
empfängt von jedem Joch Weingärten beftimmte Abgaben ($ 2), die er aber jelbit 
holen muß ($ 4); wer dieſes „Bergrecht“ nicht entrichtet, wird geftraft ($ 3) u. 
verliert, wenn er drei Jahre fäumig ift, fein Berggut an den Herm ($ 29). Alle 
Befigveränderungen find gegen beftimmte Gebühren in ein Grundbud) einzutragen 
(8 7--9; ebenjo Erbanwartihaften ($ 10) u. Berpjändungen (3 24). Zu legteren 
wie zum Ermwerbe eined ererbten o. erfauften Weingartens bedarf es berrfchaftlicher 
Bewilligung ($ 11 u. 24), auch bat der Herr ein Vorkaufsrecht ($ 6), „Nuß u. 
Gewer“ erlangt man durch die Eintragung ($ 7). Die Inhaber der zu ſolchem Recht 
bejeßenen Güter nun bilden eine Genoßenſchaft, die fich jährlich auf drei Bergtä- 
Dingen verjammelt (F 3. 5). Der Herr wird hier durch einen Bergrichter o. Berg- 
meifter vertreten. Diefen ernennt er felbft, den Weinbergshüter fegt er mit Zu- 
ftimmung der Genofen ($ 25). Die genofenfchaftliche Gerichtsbarkeit ($ 5) bezieht 
fich auf das dingliche Recht der Weingärten u. auf die Bewahrung des befonderen 
Bergfriedend (8 12). Die Genofen find einander zu gegenfeitiger Hilfsleiftung ver- 
pflichtet ($ 18). Für jeden Genofen ferner befteht eine Reihe nachbarlicher Rechte 
u. Pflichten ($ 15—20) u. bergpolizeilicher Beſchränkungen ($ 30—34). Die Ge: 
noßenichaft befteuert fich felbft für Brunnen, Wege u. Stege im Berg ($ 14 u. 19). — 
Aehnliche Bergweisthümer finden fich in fehr großer Zahl b. Kaltenbäd; z. 2. I. 
149 f. 520 f. 569 f. 580 f. II. 66. 69}. 79f. Bol. auh Grimm IV. 523f. u. 
Mone III. 275. 282. 290. 296 f. — Nicht hierher gehört das Nebenweisthum 
v. Twann, in welchen es fi nur um die Beitellung, Belehnung, Bereibigung, bie 
Amtspflichten u. die Amtövorrechte der drei vom twingherrn zu ernennenden u. 
von der bauersame zu beftätigenden Rebbannwarte handelt; Grimm I. 182f.; 
Dfenbrüggen, Studien 98—110. 

3) Bol. Th. I. 442—444. Berner die Bergrechte zu Call u. Grefjenich v. 
1492 u. 1494 b. Grimm I. 796—797 u. IV. 795, gewiefen von dem Berg» 
meifter u. den Gefchwornen. Auch dad Bergweisth. zu Schleiden v. 1547 ib. II. 
572—575, gewiefen von Bergmeifter u. Gefchwornen in dem jährlich zweimal über 
den dortigen freien Steinbruch abzuhaltenden berggeding. Dingpflichtig find alle 
in dem freien Steinbruch gegen den Bergzehnten mit der Steinbruchsgerechtigkeit be— 
liehenen Steingräber. Diefelben bilden eine durch das befonbere Bergrecht, den 
Bergirieben, gemeinfame nußbare Gerechtigkeiten und eine gemeinfame Folgepflicht 
verbundene Genoßenſchaft. 
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gemeinfame Amts- oder Gewerbegerechtigkeit durchaus die Hauptſache ift, als 
wirflihe Amts- und Gewerbegenofenfchaften. Hierher gehören z. B. die Ge- 
noßenſchaften der Wildhuber, Erbförjter, Lehnjäger u. ſ. w., welche in ge 
noßenjchaftliher Verbindung das Forjtamt in einem beftimmten Walde zu 
verwalten haben, während zugleich der Befi gleichartiger Amtshufen einen 
gewigen MWaldmarfverband unter ihnen begründet‘), Verwandt find Die 
Zeidlergenofenfchaften, welche durch die Beleihung mit Zeidelgütern oder aud) 
mit der Zeidelgerechtigfeit als ſolcher ausfchlieglich befugt find, in einem be- 
ftimmten Walde Bienenfhwärme zu halten und den Heidehonig zu jammeln ; 
bei ihnen bildet das einigende Band die gemeinfame Zeidelgerechtigkeit, welche 
fi in eine Anzahl von Einzelgerehtiamen zerlegt, die urjprünglich als Real- 
rechte und jpäter als ſelbſtändige Gerechtigfeiten von den durd) fie verbundenen 
Genoßen bejeßen werdend). Aehnliches begegnet bei den Genoßenſchaften der 


9) Bol. 3. B. das W. der Wildhuber dad Lorſcher Wildbannd v. 1423 b. 
Grimm I 463—467, wonad) die Inhaber der im Wildbann belegenen, gegen be« 
ftimmte Pflichten geliehenen u. mit beftimmten Rechten am Walde ausgeftatteten 
Wildhuben zu einer Genofenfchaft verbunden find. — Aehnlich ift es im Dreieicher 
Wildbann nach dem W. v. 1338 ib. 498—503; hier giebt es 36 Wildhuben, deren 
feine in mehr ald 4 Theile zerjplittert werden darf und deren jeder bejtimmte Jagd«, 
Holz, Weide» und Maftgerechtiame im Walde zuftehen; die Hubener weijen auf dem 
jährlichen Maigericht dad Recht des Herrn und das Necht ihres eigenen Verbandes; 
Forftmeifter über fie ift der vom Reich mit diefem Amt belehnte Bogt v. Minen: 
berg. — Auch nad dem W. des Trierer Forſtamts ib. IV. 743 — 744 (u. Tacom- 
blet, Arch. I. 322) bilden die „inbeneficiati venatores“ eine Dienftgenoßenſchaft 
unter dem erzbijchöflichen magister forestariorum. — Urk. v. 1373 b. Grimm 
III. 611—613 über die Rechte der Erbförfter im Reichswalde zu Nürnberg, welche 
eine geſchworne Genoßenſchaft unter dem Waldftromer o. oberften Forftmeifter u. 
feinem Stellvertreter, dem Forftmeifter, bilden. Sie alle dienen dem Reich, haben 
bafür Holznugungsrechte u. Anrechte auf Pfänder u. Bußen, u. weifen u. handhaben 
auf regelmäßigen Verfammlungen des Waldes u. ihres Amtes Recht. — Bol. das 
W. der Erbwildförfter zu Kefflingen v. 1617 ib. II. 640—642; dad W. ber Förfter 
auf des Reichs Walde v. 1376 ib. IV. 789—791; das W. des Achener Reichs- 
walbes v. 1424 ib. 799. 

5) Vgl. d. Freiheit der Zeibler im Reichswalde zu Nürnberg v. 1350 b. Grimm 
III. 609—611 u. das (erneuerte) Zeidlerreht ». 1398 ib. 896—899. Nach der 
erften Urkunde, in welcher noch das Reich ald Grundherr erfcheint, wird „den 
Zeidlern gemeinlich” das Recht, welches fie „von ihren Zeidelgütern* haben, be— 
ftätigt. Danach fteht ihnen der vom Reich belehnte Zeidelmeifter u. ein von ihm 
nach Rath u. Willen der Zeibler beftellter Stellvertreter vor. Nur vor dem Zeidel- 
meifter haben fie zu Recht zu ftehen. Bor ihm wird das Zeidelgut empfangen u. 
aufgegeben. Wer fein „geerbter Zeidler” ift, darf weder Bienen halten noch einen 
Schwarm im Bannfreife aufheben. Bon den Zeibelgütern haben die Zeidler dem 
Neich mit 6 Armbrüften zu dienen u. Honiggeld zu geben. Sie haben aber auch 
gewiße Holzungdrechte im Wald, wegen deren fie fih an den Waldſtromer u. Forft- 
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Fisher, die fich bald aus den Befigern beftimmter zur Fiſcherei berechtigender 
Fiiherhufen zufammenjeßen ®), bald die von einem Grundheren nach Hofrecht 
mit der Fijchereigerechtigfeit als folcher beliehenen Perſonen verbinden”), bald 


meifter wenden müßen. Ueber dem Zeidelmeifter ftehen als höhere Richter ber 
Reichöpfleger u. der Landvogt. — In dem Zeidlerrecht v. 1398, in weldhem der 
Burggraf v. Nürnberg als Grund- u. Gerichtöherr erjcheint, wird das Recht der 
Zeidellehen, die hier „Zeibelwaid* heißen u. offenbar vor Allem unter dem Gefichtö- 
punft geliehener Amtögerechtiame erjcheinen, näher befchrieben. Wer eine Zeidel« 
weide bejtehen will, fol fie vor dem mit dem Forftmeifter u. den Zeidlern befepten 
Gerichte empfangen u. soll der zeidler recht u. gewonheit zu den heiligen 
schweren zu halten ($ 3). Ebendort erfotgt die Aufgabe einer Zeidelweide ($ 4). 
Im Uebrigen aber find die Zeidelweiden vwererblich u. weräußerlich; alle zeidler 
erben ire zaidelwaid uff ire kinder u. mögen auch die verkauffen, hingeben 
u. verschicken, wohin sie wollen ($ 6). Die Zeidelweide giebt dad Recht, im 
ganzen Walde Honig zu fammeln u. nach des Forftmeifterd Rath zu lochen u. zu 
wipfeln, fofern man nur bie bereit? von Andern gezeichneten Bäume vermeidet 
($ 7). Bon der Zeidelweide wird ein Honigzind entrichtet ($ 25— 27). Wer dreimal 
das Gericht verfäumt o. Jahr u. Tag die Zeidelmeide unbearbeitet läßt, verliert 
fein Recht G 5 u. 8). Jeder geſchworne Zeidler hat in Allen, was die zeidel- 
waid anrüret, ein Pfändungsrecht ($ 2). Uchber alle handlung u. sache, die die 
zeidelwaid rürent ($ 1), inäbejondere über die verjchiedenen mit Bußen bedrohten 
Bienen- u. Baumfrevel ($ 10—24), wird in den zwei Sahrgerichten verhandelt; 
aber auch wegen der außer der Zeidelmeide gehaltenen Bienen joll jeder Zeibler 
recht nehmen u. geben vor dem zeidelrecht ($ 9). Alle Zeidler müßen bier 
erjcheinen, der Forftmeifter Hält dad Gericht ab u. besetzet das gerichte mit den 
zeidlern u. läszet aus inen nemen u. fordern die vorsprechen ($ 1). Die Ge- 
fälle find halb des Burggrafen, halb der Zeidler ($ 2). 

°) Vgl. 3. B. das Recht der Fifcher zu Fulda um 1404 b. Grimm III. 330 
— 882. Sie fißen auf vier freien u. acht vogteilichen Gütern, deren Recht fie durch 
eldeste u. schephen weifen. An einem erbeteil eines ſolchen Fiſcherlehens haben 
zumächft die Ganerben, nad) diefen aber die andern Fischer ein VBorkaufsrecht. 

) Bol. 3. DB. Vischtaiding v. 1546 b. Kaltenbäd I. 313—318. Das 
Gotteshaus Hat die ihm gehörige vischwaid um jährliche Pfennige u. wöchentlichen 
Fiſchdienſt an die Fifcher verlichen (5 6). Diefed Fifchereilehen ift wererblich, muß 
aber vom Erben mit einer Ehrung neu gewonnen werden ($ 16) u. gebt bei Dienft- 
fäumniß verloren ($ 17). Das Gotteshaus beftellt zur Wahrung feiner herlichkaitt, 
obrigkaitt, gerechtigkaitt u. freihaitt einen Fiſchmeiſter ($ 7), dem alle beliehenen 
Fifcher Gehorfam in dem, was die vischwaidt betrifft, jhwören ($ 9). Der Fiich- 
meifter hält das jährliche Pantatding, in dem dad Recht verlejen, gerügt u. ge 
richtet wird (8 14. 53. 54), beftellt aber in den einzelnen Ortichaften „Beiftände“ 
zur Verhandlung geringerer Angelegenheiten ($ 10 u. 11). Dem Gotteshaus ge 
bühren Vorkaufsrechte an gewißen Fifchen ($ 19—22). Alle Fifcher find einer Anzahl 
polizeilicher Fiſchereibeſchränkungen unterworfen ($ 23—38). Die Fifchergenofenfchaft 
zerfällt in Meifter u. Knechte, welche Ießtere nach ihrer Verheirathung zuvörderſt 
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endlich fi als eine mehr oder minder abhängige Innung daritellen, die ein für 
ale Mal nad Art einer Handwerközunftmit dem Fiſchereirecht im Ganzen belieben 
iſt ). Im entjprechender Weije finden fih Sciffergenogenjhaften, denen eine 
„Schiffung“, eine Fährgerechtigfeit oder dergl. ald eine Gejammtgerechtigkeit, 
an welcher ideelle Nupungsantheile zu Sonderreht unter die Genofen ver- 


die Meijterfchaft empfangen müßen, um mit ber Fiſchweide beliehen zu werden 
($ 51), u. deren Berhältnig im Uebrigen ganz dad der Meifter u. Gefellen in den 
Zünften ift ($ 40—52). — Aehnlich wird ib. 310—313 das Recht der innerhalb 
der Grenzen einer beftimmten Fiſchweide berechtigten Filcher von dieſen auf Dem 
Pantaidiug gewieſen ($ 1—2). Auch fie ftehen unter einem Fifchmeifter ($ 3), den 
der Propft ernennt ($ 5) u. ber ein Amtölehen erhält ($ 8). Um das Fifchereirecht 
zu erlangen, muß man vom Propft damit belieben werden (3 11). Die Fiſcher haben 
beftimmte Dienfte u. Abgaben zu leiften ($ 6—7), dafür aber auch mancherlei ge- 
meinfame Rechte, 3. B. auch Holznutzungsrechte (5 21). Bei großem Eisgange 
müßen die Fifcher aus allen Dörfern fich gegenjeitig Hilfe leiſten ($ 15). Raufe- 
reien der Fijcher auf dem Waßer werden dem Propjt gebüßt ($ 12). — Bol. aud) 
das Fifchtaiding ib. 600 f. $ 79 f. 

8, So Schon die Wormfer Erbfiſcher 1106 b. Shannat II. 62. Ebenfo die 
universitas piscatorum von Trier u. Umgegenb nady ihrem Weisth. aus dem Ende 
des 13. 3. b. Lacomblet, Arch. 1.388 f. u. Grimm, W. IV. 744— 746. Feder 
Fifcher muß bei Buße auf dem jährlihen Dinge im Palaft des Erzbifchofs er- 
fcheinen u. die Rechte desfelben an den Gewäßern eiblich weijen helfen ($ 1). Die 
universitas wählt dann einen magister, ben der cellerarius palatii Namens des 
Erzbifchois in fein Amt einſetzt; nur wenn die Fifcher uneinig find, ernennt der 
cellerarius den magister ($ 2). Der Fijchermeifter o. ein andrer Fijcher an feiner 
Stelle hegt das Ding u. gebietet Frieden ($ 3). Ie nach der Art des Fiſchfangs 
haben die Fifcher verjchiedene Abgaben u. Dienfte zu leiften ($ 4. 5. 9), auch müßen 
fie die Fifche zuerft gegen eine von zwei Fifchern zu fegende Tare bem Herrn an« 
bieten ($ 6) u. die Bannwaßer meiden (8 7—8). Das Zijchereireht nun aber ift 
vom Erzbifhof der Gejammtheit ald einer Innung verliehen; deshalb wird am 
Schluß bejtimmt, daß, wie alle jegigen Fiicher dem Erzbifchof einen Eid gefhworen 
haben, fo quicunquc juvenis in eorum fraternitatem recipitur, cum ad annos 
pervenerit, ihm ſchwören ſoll ($ 10). Vgl. dazu das fpätere Trierer Fifcherweisth. 
v. 1340 ib. II. 281—282, in welchem die fischer ze Trier samentlich ihre (alfo 
der Fiſchergeſammtheit) Hergebrachten Freiheiten, Herrlichkeit u. Rechte im Fifcherei- 
bezirk weiſen; fie bilden jeßt eine freie Innung u. ſchulden nur noch um der Schirm- 
pflicht des Erzbiſchofs halber diefem einige Dienfte, Abgaben u, Vorkaufsrechte. — 
Eine Fifchereiordn. zu Auenheim v. 1442 ib. IV. 514—515 ift von den Fifchern 
mit Bewilligung des Herrn errichtet. Diefe Fiicher bilden eine Handwerkszunft mit 
bem Recht des „Fiſcherhandwerks“. Der neue Anzüglixg joll das fischerantwerg 
um eine beftimmte Summe „kouffen“ ($ 19); ebenjo, wer es aufgegeben bat u. 
von Neuem ausüben will ($ 20). Die Fiſcher fegen jährlich zwei Gefchworene, um 
Uebertretungen zu rügen ($ 16), balten jährlich Gericht ($ 17) u. beziehen ein Drittel 
ber dort erfallenden Bußen ($ 19). 
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theilt find, zufteht?). Beſonders ausgeprägt ferner zeigt ſich bei Verbänden, 
die mit einer Mühlengerechtigkeit beliehen find, der Typus einer auf ibeelle 
Antheile am Geſammtrecht gebauten Genogenjchajt!‘). Und jo oder ähn- 
li ift e8 auch bei anderen genofenjchaftlich bejeßenen ländlichen Amts- und 
Gewerberechten. 

Aber auch auf den höheren Stufen des Dienſt- und Lehnrechts machten 
ſich vielfach verwandte Gefichtspunfte geltend. Die weiteren und engeren 
Minifterialengenopenichaften, die Baffallenjchaften des Lehnrechts, die allmälig 
fih bildenden Ritterjchaften u. j. w. waren nicht blos durch die Gemeinfam- 
keit des Herrn und durch ein territoriales Band, jondern vor Allem durch die 
Gemeinfamkeit ihrer Dienftpfliht und der an dieſe ſich anschließenden Frei— 
heiten und Rechte verknüpft. Hierbei nun aber lag es dem Zeitbewußtjein 
keineswegs fern, den Inbegriff der dienftmännifchen, vafjallitifhen oder ritter- 
lichen Rechte und Pflichten fich als eine halb privatrechtliche Dienft-, Lehns— 
oder Amtögerechtfame vorzuftellen, die dem Verbande im Ganzen ald Gefammt- 
recht verliehen und unter die Einzelnen nad Duoten vertheilt war 11), 

Sn den ftädtiihen DVerhältnigen war ed Anfangs ebenfalls eine nad 
Dienjt- oder Hofrecht verliehene Gejammtgerechtigfeit, welche die Struftur der 
Münzergenoßenſchaften einerjeits12), der hofrechtlihen Handwerksinnungen 
andrerjeit81?) beſtimmte. Als aber dann mit dem Siege der Stadtfreiheit 
überall an die Stelle des Dienftes die freie Berufsthätigkeit und an die 
Stelle der feudalen Amtsgerechtiame das öffentliche Amt trat: da wurde zwar 
auch das ſtädtiſche Genoßenſchaftsweſen auf die Idee der freien und öffentlich 
rechtlichen Berufsämter gebaut. Inſoweit jedoch, als die nutzbare Seite des 


9) Dal. 3. B. bie Rechte an dem urfar zu Nussdorf an der Donau oberhalb 
Wiens v. 1450 b. Grimm III. 699—705. Die mit der „Schiffung“ im Urfar 
beliehenen Schiffer, deren Rechte u. Pflichten bezüglich der Fahrten auf der Donau 
bis ins kleinſte Detail geregelt find, bilden unter dem herrſchaftlichen Amtmann eine 
Genoßenſchaft, die fih auf drei Pantaidingen verfammelt. Der Antheil des Einzelnen 
an der Schiffung ift veräußerlich, der neue Erwerber muß aber dem Amtmann u. 
einem Ausſchuß der Genofen genehm fein u. von ihnen angenommen werben. Wer 
bie Abgaben u. den Tohnantheil an ben Herrn nicht zahlt, verliert feine Schiffung. 
— Aehnlich die Gerechtigkeit des urfar u. ber schefleut zu Kloſterneuburg b. 
Kaltenbäd I 308-310, 

10, Vgl. bei. Th. I. 968—971 über die Kölner Mühlenerben, deren für ben 
Verband bedingendes u. beftimmenbes, in ibeelle Antheile zerlegtes Gejammtrecht 
uriprünglich eine zu Lehn gegebene Mühlengerechtigkeit war. Vgl. auch die Mühlen— 
rechte zur Achen v. 1393 u. 1481 6. Grimm IV. 88. 

11) Bol. Th. I. 180 f. 198 f. 199. Auch die Weisth. der Kölner Lehns- 
mannen v. 1375 6. Grimm IV. 776—777 u. des Hersfelder Mannengerichts v. 
1523 ib. III. 340—342. 

2) Bgl. Th. I. 188 f. 

13) Vgl. Th. I. 1765, 

IL, 23 
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Amtes in Betracht kam, machte ſich auch jetzt die Anſchauung geltend, daß 
ih die Genoßenſchaft im Geſammtbeſitz einer Gerechtigkeit mit Zubehör be- 
finde und durch deren objektive Beichaffenheit und Gliederung in ihrem eigenen 
Weſen mehr oder minder beftimmt werde. So war ed vor Allem bei den 
Zünften, deren gefammte wirtbichaftliche Organifation von dem Grundgedanken 
ausgieng, daß das Handwerfsamt (officium, ammet, opus, handwerk, lehen) 
mit allen in ihm enthaltenen Rechten und Pflichten ein genoßenſchaftliches 
Gefammtbefigthum fei, an welchem jeder Genoße einen gleihmäßigen Antheil 
habe). Nicht anders aber betrachteten die faufmännifchen Gilden ihr Han- 
velsmonopol15), die Altbürgergilden ihre politifchen Vorrechte 16), die oft fich 
bildenden Brüderjchaften der Schöffen, Rathleute, Kirchfpielöbeamten und 
ſonſtigen Officialen ihr Eollegialifches Stadtamt”). 

Bis zu einem gewißen Grade läßt ſich ſodann im alle beruft- und 
ftandesgemäß geglieverten Genoßenſchaften die Anfchauung verfolgen, daß eine 
Gefammtgerechtigkeit fie zufammenhält!%). Und als dad Genoßenſchaftsweſen 
verfällt, find die Ausläufer diefer Anſchauung mächtig genug, um den allge- 
meinen Typus ber Privilegskörperfchaft zu erzeugen, bei welcher ein privat- 
rechtlich aufgefaßtes Privileg der Korporation als ſolcher zugeſchrieben wird, 
die Mitglieverrechte aber durchaus auf dem ibeellen Quoten dieſer Privilegs- 
gerechtjame beruhen 19). 


14) Bol. Th. I. 247 f. 358 f. 915 f. 

15) Bol. Th. I. 344 f. 

16) Bol. Th. I. 339 f. u. bei. 3425. — Charakteriftifch ift befonbers bie Form, 
in welcher im 14. 9. die Richerzeche in Köln ihre Vorrechte aufgiebt. Die ver- 
diende amptlude der hierlicheide ind des amptz up der burger huys der 
stat van Coelne dat genant is die Rijchertzech fonımen sementlicgen ind be- 
sunder mit dem Rath überein, daß fie dat gen. ampt van der rijcherzecheit mit 
aller synre heirlicheit, gerichten, rechten, renten, gulden ind mit alle syne 
zubehoere .. setzen ind gheven.. in hant ind gewalt der wijser ersamer 
lude des raitz gemeynligen der stat v. C. 8. Ennen u. Ederg, Quellen I. 
143—144; vgl. ib. 48 a. 327. 

17) Bgl. Th. I. 385 N. 21—26 über bie Kölner Burofficialen; ib. 344 über 
die Schöffenbruberfhaft;z auch Maurer, Stadtv. I, 241. — Bol. auch der Scheffen 
Rechte zu Burtſcheid 6. Grimm IL 823—825, welche von dem Schöffeneid, ber 
Pflicht, vor den Mitſchöffen Recht zu nehmen, u. ber Vertheilung der Einkünfte 
handeln, An letzteren participiven ber Gerichtsherr, der Vogt, der Meier, die Schöffen, 
der Schreiber u. der Bote. Die in Wein beftehenden Bufen werben von gefornen 
Sammlern in behoiff gemeynes scheffenstuels aufgehoben u. gemeinfam vertrun« 
ten. Ungehorfame Schöffen follen aus der scheffencammer u. gesellschaft ge- 
schlossen u. verweist werden. gl. auch die Willfür ber Scheffen u. des Rath 
gemeinfich in Seligenftabt 1377 ib. I, 506—507. 

18) Bol. Th. I. 439 f. 

0) Bol. Th. I. 638. 
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I. Soweit nun die VBorftellung von genoßenſchaftlichen Gefammtgeredht- 
ſamen reicht, jo weit reicht auch eine gewiße Analogie mit dem Gejammt- 
eigentbum an der Mark ?9), 

1. Der Genofenfhaft als einer fubjektiven Einheit gegenüber bildete 
die Gefammtgerechtigfeit mit allem ihrem Zubehör, aljo 3. B. das Amt mit 
allen darin enthaltenen Gewalt, WBerbot- und Nutzungsrechten, mit Einkünften 
und Gefällen und mit den entjprechenden Pflichten, eine einheitliche und ge- 
ihloßene objektive Rechtsſphäre. Sobald nun diefe Sphäre in den Kreis bes 
Genoßenſchaftsrechts fiel, begannen Genoßenſchaft und Gejammtgerechtigfeit, 
fih wechjeljeitig zu beftimmen. 

Hatte, wie died meift der Fall, eine ſchon vorher verbundene Genofen- 
haft die Gerechtigfeit erworben, jo geftaltete fie diejelbe zunächft ala Abbild 
ihrer perjönlichen Struktur. Sie blieb aljo zunächft in ihrem ohne Rüdficht 
auf dieſe Gerechtigkeit entwickelten Weſen unverändert und theilte vielmehr 
ihrerfeit8 Die eigne Natur der von ihr unter Anderm bejeßenen Gerechtigkeit 
mit. Einmal geftaltet aber, führte die genoßenſchaftlich bejeßene und ver- 
theilte Gerechtigkeit ein felbitändiges Dafein und begann nunmehr umgekehrt 
auf die Genoßenſchaft zurüdzuwirken, bis dieſe vielleicht nur noch als Aus- 
flug und Zubehör jener erjdhien. 

War umgefehrt eine von Mehreren bejeßene Gerechtigkeit oder Summe 
gleichartiger Gerechtigfeiten das Frühere und ed erwuchd erft nachträglich eine 
Genoßenſchaft, indem die Berechtigten fich zufammenjchloßen und beftimmte 
Seiten ihrer Sonderredhte zur Gemeinſphäre zufammenwarfen: jo erjchien 
zunächſt der Genofenverband als Ausflug und Zubehör der ‚objektiven Ge— 
meinjchaft. Mehr und mehr jedoch erhob fih, wenn einmal entftanden, Die 
Genoßenſchaft zur Selbftändigfeit, ergriff andere, von jener Gerechtſame un» 
abhängige Perjonenbeziehungen, und erjchien wielleicht zulegt als ein alter und 
natürlicher Perfonenverband, zu deſſen genoßenſchaftlichem Beſitzthum unter 
Anderm aud eine demgemäß vertheilte Gerechtjame gehörte. 

In beiden Fällen war das thatjächliche Rejultat regelmäßig ein Zuftand, 
der, wenn auch auf jehr verjchiedenen Punkten, zwijchen den Ertremen in der 
Mitte ftand. Während aljo in einer Reihe von Beziehungen die Natur der 
Genoßenſchaft bedingend und beſtimmend war für die rechtliche Behandlung 
der Gejammtgerechtigfeit, war in einer Reihe andrer Beziehungen ber Belit 
und die Gliederung der leßteren bedingend und beftimmend für den Bau der 
Genoßen ſchaft. 

Mit dieſen Verſchiedenheiten nun aber kreuzte ſich auch hier die Miſchung 
des öffentlichen und des privaten Rechts. Jede der alten Geſammtgerechtig— 
feiten reichte in beide Gebiete hinein, indem fie einerſeits gerichtliche und 


20) Die Belege für die Einzelnheiten Tiegen in ber Darftellung ber äußeren 
Rechtsgeftaltung in Th. I, 
23* 
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polizeiliche Gewaltrechte, Amtspflichten und Amtsbefugnige von mancherlei 
Art, politifche Mitbeſtimmungsrechte u. ſ. w. in fich enthielt, andrerjeit# wegen 
ihrer nußbaren Erträge einen vermögensrechtlihen Inhalt hatte, der durch Die 
als ihr Zubehör betrachteten Vermögensſtücke, Kapitalien, Renten und Ge 
fälle noch verftärft ward. Da nun aber beide Seiten von einander zunächft 
nicht gejchieden wurden, überwog bald die eine bald die andre für die Behand- 
lung des Ganzen. Im Allgemeinen mußte hierbei die Amtsidee um jo mehr 
einer Öffentlichrechtlichen Auffaßung zudrängen, je jelbftändiger der perjönliche 
Genofenverband blieb, während umgekehrt die Verjelbftändigung der Gejammt- 
gerechtigfeit der Hervorkehrung priwatrechtlicher Gefichtspunkte zu Gute fam. 
Auf diefem Wege Eonnte das Recht eined Amtes, eines Berufes oder eines 
Gewerbes, wenn auch nicht zu reinem Privatrecht, jo doch zu einer jo jehr 
von der nußbaren Seite beftimmten Gerechtfame werden, daß vielfach noch 
die Gejeßgebung unſrer Tage nit umhin gekonnt hat, den Privatrechts- 
charakter als entjcheidend anzuerkennen. 

Dies Alles aber gilt hier wie bei der Marfgemeinde nur von derjenigen 
Entwiclungsftufe, welche vor der Vollendung ded Staats- und Rechtöbegriffes 
liegt. Für die gefammte neuere Zeit daher und insbeſondere für das heutige 
Recht gilt ed gerade nur jo weit, ald die abitrafte Stantsidee und die Schei— 
dung von öffentlihem und Privatrecht ſich noch nicht durchgejegt hatten oder 
haben. Dagegen fallt die erfte begriffliche und thatjächliche Neberwindung 
jener Mijchverhältnige ſchon in die Zeit und den Rechtskreis des mittelalter- 
lien Städtewejend. Hier daher, joweit die Idee ded bürgerlichen Gemein- 
weſens die Genofenjchaften durchdringt, treten zuerft fefte, nad Grundlage 
und Beitimmung genau firirte Typen an Stelle der flüßigen Uebergangs— 
formen; bier beginnen zuerjt die öffentlichen Rechte und Pflichten ſich von 
den nußbaren Gejammtgerechtfamen zu jcheiden; bier Iöjen fi daher auch 
zuerft in ähnlicher Weife, wie dies jpäter auch in den Marfgemeinden ge- 
hab, die ihrem Rechtscharakter nach unvereinbar gewordenen Seiten des Ge— 
noßenjchaftsrechts von einander, jo daß vielfach jelbit äußerlich Die vieljeitigen 
Genoßenſchaften des alten Rechts in mehrere getrennte Körperjchaften aus- 
einanderfallen und beiſpielsweiſe diefelbe alte Gilde fich in einer geiftlidhen 
Bruderjchaft, einer politifchen Zunft und einer gewerblichen Innung fortzu- 
jeßen vermag. 

2. Dem Verhältniß von Genofenfchaft und Gejammtgerechtigfeit ent- 
ſprach auch hier das DVerhältnig von Genoßenrecht und Theilgerechtigkeit. 
Während daher mitunter die Theilnahme an den Vortheilen des Amts- oder 
Gewerberechtes lediglich als Ausflug der Mitgliedfhaft in der berechtigten Ge- 
noßenjchaft, anderswo umgekehrt die Mitgliedihaft im Berbande als jelbit- 
verftändliche Folge des Befiged der betreffenden Gerechtſame erjcheint, ijt in 
der Regel weder das eine noch das andere ausjchlieflich der Tall; und ebenjo 
wird die rechtliche Natur des Einzelrechts in der Regel nebeneinander durch 
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feinen perfönlichen und durch feinen fachlichen Gehalt beftimmt. In analoger Weije 
daher wie in der Marfgemeinde kann das Genoßenrecht fich außerordentlich ungleich 
charafterifiren. Von einem rein perfönlichen, Lediglich durd) Aufnahme oder in manchen 
Verbänden durd Geburt zu erwerbenden Recht durchläuft es alle Stufen bis 
zu einem veräußerlichen, vererblichen und jelbit theilbaren Antheilsrecht, bei 
dem nur no einzelne Beihränfungen daran erinnern, daß es zugleich die 
Mitgliedihaft in einem Genofenverband enthält. Bon völlig offener Mit- 
gliederzahl führt der Entwicklungsgang bis zur gejchloßenen Zahl der ein für 
alle Mal firirten Mitgliederrechte, während dazwijchen die mannichfachen, zuleßt 
bis zum förmlichen Verkauf eined neuen Mitgliedrechts gejteigerten Aufnahme— 
erjchwerungen liegen. Aus einem den ganzen Menjchen umfaßenden, familien- 
artigen Bande, das zugleich die Bafid der oekonomiſchen Erijtenz bildet, wird 
zulegt die nad Inhalt und Umfang objektiv firirte Duote eined Privilegs 
von beitimmtem Vermögenswerth, in welcher überdies das Stimmredt in dem 
Snterefjenverbande gleichartiger Antheilhaber tet. Und ebenjo gründen fich 
die Unterfchiede des Genoßenrechts hier auf die politifhen und perjönlichen 
Unterſchiede des Standes, der Selbjtändigfeit, der Amts- oder Gewerbetüchtig- 
feit, des Alters u. ſ. w., dort auf die Unterjchiede des privatrechtlichen Befik- 
titeld, auf den Beſitz mehrfacher Antheile oder der Bruchtheile won ſolchen 
u. f. w. 

3. Was endlich die Vertheilung der zu Gejammtrecht bejeßenen Gerecdht- 
fame innerhalb der Genoßenſchaft betrifft, jo pflegte auch dieſe der des Ge— 
jammteigentbumsd an Grund und Boden zu entjprechen. Der Inbegriff von 
Rechten und Pflichten wurde aljo in zwei Gruppen zerlegt, deren eine bei 
der Gefammtheit zur Einheit verfammelt, deren andere unter die Genoßen zu 
Sonderrecht zerftreut war. In bejonders jcharfer Ausprägung ift dies jchon 
früh 3. B. bei den Münzern, jpäter in einer an die Aftiengejellihaft er- 
innernden Form bei den Mühlenerbichaften u. j. w. hervorgetreten. Ebenſo 
aber übte 3. B. die Zunft oder Innung von den im Handwerfsamt enthalte. 
nen Befugnißen einen Theil, wie die gewerbliche Polizei, Autonomie und 
Gerichtsbarkeit, die Ertheilung neuer Anrechte, die genoßenſchaftliche Drgani- 
fation und Bindung der Stoffbeihaffung, der Produftion und des Abſatzes, 
in ihrer Einheit durch körperſchaftliche Bejchlüße und Organe aus; ein anderer 
Theil dagegen, wie namentlich der Betrieb des Handwerks für eigne Rech. 
nung und die gefammte nußbare Seite der Gerechtigkeit, aber auch die An« 
nahme und Entlafung von Lehrlingen u. j. w., war den Einzelnen zu Son» 
derrecht überwiejen. Sowol das Recht der Zunft als ſolcher wie das Recht 
jedes Zunftgenofen nannte man „officium“, „Amt”, „Handwerf”, „Gewerbe“, 
„Lehn”. Dffenbar aber war das Handwerksamt in feiner Zotalität, wenn 
wir ed und als Eigenthumsobjekt worftellen, weder bei der Zunft allein noch 
bei allen Meiftern, fondern bei der Einheit und Vielheit in ihrer organifchen 
Verbindung; und es ftand ber Zunft als jolcher nur gewißermaßen ein Ober 
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eigenthum am Amte, jedem Einzelnen aber ein ideeller Antheil an dem nuß- 
baren Inhalt desjelben zu. Ebenſo mannigfach ungleich, wie das Theilungs- 
verhältnig, konnte fi) bei derartigen Vertheilungen der Grab der Gelbitän- 
digkeit des Sonderrechts gegenüber dem einheitlichen Geſammtrecht geftalten. 
Sp konnten 3. B. bei der Zunft die Fragen, wie weit der einzelne Zunft- 
genoße beim Handwerksbetriebe genopenjchaftlich gebunden, ob und wann fein 
Recht entziehbar, wie weit es durch Zulaßung neuer Zunftmitglieder modificir- 
bar war, auf das Allerverjchiedenfte beantwortet werden. Im irgend welchen 
Beziehungen aber waren immer alle Gejammtgerechtigkeiten der unangreifbaren 
Sndividualiphäre der Einzelnen zugehörig, in irgendwelchen Beziehungen völlig 
gebundene und abhängige Beitandtheile der genoßenſchaftlichen Gemeinjphäre 
eined die Einzelnen überragenden Eorporativen Willens. 

Auch hier nun aber wurden urjprünglic weder die einheitliche und Die 
vielheitliche Seite der Geſammtheit, no die individuelle und die dem Ber- 
bande zugefehrte Seite des Einzelnen begrifflich geſchieden. Vielmehr lagen 
nur die thatfächlichen, konkreten, flüßigen Unterfchiede der mehr oder minder 
intenfiven Zufammenfaßung oder Zerftreuung des Rechtes Aller vor. Gerade 
hier indeß trat in diefer Beziehung in einer Reihe der hierher gehörigen Fälle 
eine durchgreifende Veränderung frühzeitig ein. Denn inden in den Städten 
der Körperjchaftöbegriff entwidelt ward, begann man ſchon feit dem 13ten 
Jahrhundert in den Zünften und verwandten Genoßenſchaften die Geſammt— 
einheit von der Gejammtvielheit mit Bewußtjein zu feheiden und mehr und 
mehr auch äußerlich eine fefte verfaßungsmäßige Grenze zwijchen dem Amts- 
oder Gewerberecht der Körperjchaft ald folder und den entiprechenden Amts- 
und Gewerberechten der Genofen zu ziehen. Dadurch aber tritt das Verhält- 
niß aus dem Rahmen der alten genoßenſchaftlichen Gejammtgerechtjame, von 
welchen bier die Rede ift, heraus und bleibt dem früher befprochenen Gefammt- 
eigenthum an Grund und Boden nur noch injoweit analog, als die forpora- 
tive Scheidung des Rechts der Gejammtperfönlihfeit von dem Recht Aller 
nicht in Betracht kommt oder doch nur ald Entfaltung der in dem alten ge- 
noßenjhaftlichen Gejammtrecht ungetrennt enthaltenen Keime in Betracht ge- 
zogen wird. 


s. 14. Gefammtfahrhabe. 

I. Sahrende Habe im Gemeinbefig bat es ficherlih ſeit den älteſten 
Zeiten gegeben. Das Geichledht, der Stamm, das Volk befaßen vermuthlich 
mancherlei gemeines Opfer- und Kriegsgeräth; fie hielten dauernd oder vorüber- 
gehend heilige oder zum Opfer beftimmte Thiere!); fie empfiengen ald Gejammt- 
heiten Bußen in Vieh und fpäter in Geld?); fie nahmen, wenn auch nur zu 


ı) Tac. Germ. c. 10: equi . . publice aluntur. 
2) Tac. Germ. c. 12: civitati. Wo, wie in Friedland, ſich die republifanifche 
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alabaldiger Vertheilung unter die Einzelnen, die Kriegäbeute an fi. Aber 
die Einheit der Gefchlechter Löfte fi auf, und die größeren Stammed- und 
Dolksgenofenjchaften verloren ihre gemeine Habe an die Könige und ihre 
Beamten. 

Dagegen treffen wir in den engeren Kreifen der Marf-, Dorf- und Hof- 
gemeinden zu allen Zeiten Gejammthabe an. Ein freilich geringfügiges ftän- 
diged Gemeinbefigtfum an Geräthichaften, Wuchervieh und Baulichkeiten bil 
dete ein Zubehör der Allmende. Außerdem hatte die Gemeinde aus Bußen, 
Einzugs- und Befigveränderungsabgaben, Allmendzinjen, Pfändungen u. f. w. 
mehr oder minder regelmäßige Einkünfte in Naturalien oder Geld. 

Größere Bedeutung indeß erlangte die bewegliche Gefammthabe vor der 
. vollen Entwicklung des Städtewejens nur in Bruderfchaften und Gilden, 
indem in ihnen nicht nur das genofenjhaftliche Inventar jehr vermehrt und 
die Einnahmen und Audgaben gefteigert wurden, jondern felbft jchon die Bil- 
dung ftändiger genoßenſchaftlicher Kapitalien begann. 

I. In Bezug auf alle Gemeinhabe trat, bevor der Körperfchaftsbegriff 
entwickelt war, der Mangel einer Scheidung von Gejammtheit und Geſammt⸗ 
vielheit befonderd fichtlih zu Tage. Die Gejammtheit jchlechthin hatte Ge- 
were und Eigenthum daran, ohne daß es weiter zur Sprache kam, ob fie in 
forporativer Weife ald Ein Subjeft oder ob fie in geſellſchaftlicher Weife als 
verbundene Vielheit von Subjekten bejaß. Es jchien jelbjtverftändlich, daß die 
Derfammlung der Genoßen darüber zu verfügen befugt war, wenn auch eine 
Minderheit abwejend war oder widerſprach. Es ſchien aber ebenjo jelbitver- 
ftändlich, daß jedem Einzelnen der Gebrauch gemeiner Habe für jeine indivi- 
duellen Zwede offen ftand und daß gemeine Einkünfte, joweit fie nicht un- 
mittelbar das gemeine Bedürfniß erjchöpfte, von Allen verzehrt oder unter 
Alle vertheilt wurden. Waren doch die forporativen Zwede des Ganzen und 
die gleichartigen Einzelzwecke beide „gemein,; und jchien doch, was der Ge— 
noßenichaft zu Gute Fam, zugleich allen Genoßen, was Allen zu Gute kam, 
zugleich der Genofenjchaft zu dienen. 

IT. Daß die Älteren Stammes und Volksgenoßenſchaften von dieſer 
Auffagung beherrſcht wurden, geht aus der gejchichtlichen Entwicklung jelbft hervor. 
Denn gerade dadurch wurde ed gehindert, daß ein gemeinheitliches Ver— 
mögen und ein gemeinheitlicher Haushalt des Volkes oder feiner Gliederungen, 
daß aljo etwa eine Gaufaffe und ein Gauhaushalt gebildet wurden. 

Das ganze Recht der fahrenden Habe wurde von ber habenden Gewere, 


Berfaßung erhielt, fallen auch fpäter die Bußen an die Vollsgefammtheit. Vgl. 3. 
B. die Stellen, nach denen tha liodon tho fretha gegeben wird, thera lioda fretho 
(Briedensbuße) verfällt, ber mena meente, den Männern gemeinlich u. f. w. gebüßt 
wird, b. Richthofen 34. 35. 63. 64. 65. 115. 116. 117. 121. 128. 157. 159, 
176. 177. 180. 411. 456. 472; auch heißt es, bie Buße falle in tha mena lande, 
z. B. ib. 384 u. 474. 
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der thatſächlichen Beſitzesherrſchaft bedingt und beherrſcht. Die Vorſtellung 
genoßenſchaftlicher Geſammtgewere aber konnte, wenn ſie mit der Vorſtellung 
einer gemeinen Gewere Aller zuſammenfiel, dem ſinnlich-konkreten Bewußtſein 
der alten Zeit nur ſo lange lebendig bleiben, als wirklich in greifbarer und 
ſichtbarer Weiſe die verſammelte Volksmenge eine Beſitzesherrſchaft übte. 
Sobald dagegen die gemeinen Sachen und Gefälle in die Hände des Königs 
und der Beamten kamen und mehr und mehr ſelbſt die Mitwirkung von 
Verſammlungen bei der Vereinnahmung, Verwaltung und Verwendung auf- 
hörte, mußte die Idee einer Gejammtgewere und damit die Idee eines Ge- 
ſammtrechts überhaupt ſich abſchwächen und zulegt erlöihen. So war denn 
in der That die Vorftellung eines beweglichen National» oder Stammeseigen- 
thums und irgend eines Anrechts der Gejammtheit an den in den Königs- 
oder Grafenhof fliegenden Bußen und Gefällen oft felbft da längſt ver- 
ihwunden, wo am offen liegenden Lande die Vorftellung ded gemeinen Volks— 
landes noch haftete?). 

Was nun aber die Könige und ihre Beamten oder ſpäter die Gerichts-, 
Vogtei- und Landesherrn zu Sonderreht befaßen und einnahmen, das war 
ohne Rückſicht auf feine Duelle und Verwendung das Recht ihrer Einen und 
ungetheilten menſchlichen Perjönlichkeit. In feiner Weife ſchied man etwa in 
ihren Händen ein Privatvermögen und ein öffentliched Gut, und weit ent- 
fernt war man von der Anjchauung, daß in dem an Stelle des Gefammt- 
rechts getretenen Herrenrecht das Eigenthum einer von ihrem Haupt nur re- 
praejentirten unfichtbaren VBerbandseinheit, eines Staates oder einer juriftijchen 
Perſon ſtecke. 

IV. In den Mark-, Dorf- und Hofgemeinden, in welchen ein Gejammt- 
recht an fahrender Habe troß der auch hier eintretenden Einengung durch 


3) Vol. Th. I. 115—117, bei. N. 83. Wenn in der ib. N. 73 angef. Urf. 
v. 841 aus Kemble nr. 248 II. 11 die PVorftellung eines Gigentbums oder doch 
Miteigenthums der Volksgefammtheit am Föniglichen Schag in Mercia noch einmal 
auftaucht, jo ſcheint fie offenbar nur durch bie ja in ber ganzen angeljächfiichen Zeit 
noch ſehr lebendige Vorftellung eines Gejammteigenthums am Bolkslande (ib. N. 
78—79) flüchtig gewedt zu fein. „Berthulfus rex et omnis gens Merciorum“ 
oder „rex cum omnibus Merciis“ haben, indem babei die Zuftimmung (licentia) 
der obtimates für die des Volkes gilt (vgl. Th. I. 115 N. 76 u. 77), Volksland 
an ein Klofter tradirt. Das Klofter hat dafür, außer verſprochenen Gebeten für ben 
König und das ganze Volk, einen großen filbernen, jehr ſchön und koftbar gearbeite- 
ten discus und 190 mancusas in reinem Golde an ben König und alle Mercier, 
mihi ei omnibus Merciis, gegeben. Beſitz uud Genuß fol der König, in deſſen 
Schatz die Koftbarkeiten doch wol gelegt wurden, allein haben (regaliter perfruendum 
et possidendum): am Eigenthum aber fchreibt man „allen” Genoßen des Volkes 
noch einen Antheil zu, um es zu erflären, daß dad Nequivalent für bad Allen ge- 
meine Land dem Könige audfchlieplich zufall. Praktiiche Folgen knüpften fich 
ichwerlich noch hieran. 
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Herrenrecht ftets erhalten blieb resp. neu gebildet ward, läßt fich biefelbe 
Auffaßung, welche einjt die allgemeine war, bis an die Grenze unjrer Tage 
verfolgen. Sa fie wirkte bier jo Eräftig fort, daß in den meijten Fällen ein 
wahres Gemeindevermögen, eine Gemeindefaffe und ein Gemeindehaushalt erft 
durch obrigfeitlihe Anordnungen gebildet find. 

41. Zunächſt war die ftändige Gemeindehabe jehr geringfügig und das 
Wenige, wad vorhanden war, diente mehr den Einzelnen als der Gemeinde. 
Die gemeinen Baulichkeiten waren Zubehör der Allmende und gleich diejer 
vornemlich für die Wirthichaftsbebürfnige Aller beftimmt; öffentliche Gemeinde 
häuſer, Schulen u. ſ. w. find weit jünger, ald die dem Sondergebrauch offeneu 
gemeinen Backhäuſer, Mühlen und ähnlihe Anlagent). Gemeine Geräth- 
ſchaften, wie Maß und Gewicht), auch wol Rüftzeug, Teuerlöjchgeräth, Trink— 
geſchirr u. ſ. w. wurden unmittelbar von Allen je nach Bedürfniß benupt®). 
Gleiches gilt vom gemeinen Wucherpieh”), an dem jogar oft die gemeine Ge- 
were durch alle Einzelnen vermöge einer fie reihweis treffenden Aufbewah- 
rungspflicht ausgeübt ward, während doch z. B. in der Haftung des ganzen 
Dorf für den von ſolchem Vieh angerichteten Schaden die Fortdauer der 
Gejammtgewere hervortrittd). Was die Gemeinde an Naturalien und Geldern 
einnahm, wurde, wie aus der Art der Verwendung erflärlich ift, nur kurze 
Zeit aufbewahrt und zu diefem Behufe den Gemeindevorftehern übergeben). 


) Dal. oben $ 10 N. 174f. Grimm, W. V. 606 8 5: wegen Webertheue- 
rung durch den Bannbäder hat „ein gemeinde“ mit Bewilligung des Amtmanns 
ein gemein backhaus gebauen, einen gemeinen becker darin gesetzt u. eine 
Ordnung errichtet. Gegen beftiimmte Abgaben kann jeder gemeinsman nad) feiner 
Wahl hier oder im Bannbadhaufe baden. Dal. ib. II. 153. u. 689 8 11. 

5) Dal. 3. B. Grimm V. 529 $ 10. 573 8 5. 627 $ 1u. 2. 

6) Bol. oben $ 11 N. 150. Ueber gemeine Waffenvorräthe, welche bie Ge— 
meinde bereit halten u. im Notbfall an Bedürftige ausleihen joll, Ordn. v. Ingers- 
beim v. 1484 b. Mone I. 10f. u. Grimm IV. 524 f. $ 12 GGarniſch, Geſchütz 
u. Were); W. v. Bermersheim b. Maurer, Frohn. III. 496f. 498 f. — Neber 
Feuerlöſchgeräth W. v. Neerach aus 16 3. b. Grimm IV. 819 $ 63: es sol 
ouch ein jeglich dorff im nuwen ampt ire furhaggen u. furleitern haben, 
alles zuo gemeinen hannden. — In Windeden u. Weinähr werden 1568 ib. I. 
604 beim Märfergelage kirchspielskanndten u. geschirr erwähnt, die im kirch- 
spielshaus aufbewahrt werben; bad meifte Geräth indeß bringen bie einzelnen 
Märker zum Gelage mit. 

) Bgl. oben $ 10 N. 195—197 u. $ 11 N. 149, 

8) Dben 8 11 N. 149. W. v. Behlen b. Grimm V. 316: ob einer were, 
die einen gemeinen burberen hette u. schaden dede, wie den schaden schole 
helpen dragen? Dath schal doen dat ganze dorp, averst de ber schal an m. 
gn. h. verfallen syn. 

9) Grimm I. 92: die Allmendeinung zu Flaach ift an die Dorfmeier abzu- 
liefern. Ebenfo in Töß ib. 134. In der Mechtilhäufer Cent ib. 555 an die Schult- 
heißen ber einzelnen Dörfer. 
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Ein ftändiger Fonds wurde daraus nicht gebildet und felbft eines gemeinen 
Kaftens oder einer gemeinen Kaffe gejchieht erft ſpäte und vereinzelte Er— 
wähnung 19). 

2. Auch die beweglidhen Einnahmen und Ausgaben aber führten zu 
feinem Gemeindehaushalt, fondern waren in unterjchiedslojer Weife der Er- 
werb und die Veräußerung der Gemeinde und Aller. 

Mancherlei Bußen in Wein, Bier, Geld u. ſ. w. fielen ausjchlieglich 
oder in Konkurrenz mit Herrn und Beamten der Gejammtheit zu. Aber 
fie fielen an die Geſammtheit jchlehthin, nicht an die Gemeinde als 
ſolche. Deshalb wies man auch diejelben Bußen oder Bußantheile hier an 
die Gemeindel!), die Geburfame!?), die Burfhaft!3), die gemeine Hub- 


10) So in Moläheim 1486 b. Grimm V. 426: das Hubredt ſoll halb Dem 
Meier u. das ander halbteil in den gemeinen hubcosten gehoren. W. v. 
Neerach (16. 3.) ib. IV, 319 $ 62: man sol ouch zuo hannden des gantzen 
nuwen amptz ein gemeine büschsen haben. Alpbrief v. Klofters ib. V. 211. 
$ 8: aus gemeinem seckel, 

1) Richthofen 513: halff ta dis riochtes bihoeff ende halff toe der 
meente; ib. 529 $ 44 (1412): de meente. W. v. 1468. 6. Grimm I. 41: der 
gemeind, Offingen ib. 98 8 9: einer gemeind, Dachſen 111 $ 13: der gemeind. 
Ib. 496: der gemein. 1419 ib. 518: der gemeynde dry eymer wyns. Schwan- 
beim 1453 ib. 523: was frevel u, bussin fallint, da geburet... das ubrige der 
gemeynde. Camberger M. 1421 ib. 577 $ 15: das uberig der gemein u. der 
mark. ©. Goar ib. 585 $ 5: was bruche von der einung im walt fallen, seien . 
der gemeine, Vgl. ib. 541 $ 27. 622. 781—782: der gemein 5 £ hir fir Brud) 
ihres Gebots, Raufen, Schlagen, ſchadhafte Zäune u. f. w. 788. Sehr oft in As— 
pizheim 1491 ib. 800—803. Ebenfo II. 47. 48. 51. 165 (den herren u. der 
gemein). 365 366 505: von den bussen hat die gemeinde das dritte teil- 
506. 1380 ib. III. 738 $ 2: mult.. ist der gemein, 769: der gemeinden. IV. 
315. 527 8 27. 527. 8 26 u. 27. Sahrfpruch v. Preinsborf ib. V. 519 8 6: 
an allen Gefälfen iu Frevelfachen hat ein gemein zwei theil.u. die herschaft ein 
teil; nur wenn die Sache vor den Amtmann fommt, ift e8 umgefehrt; dev Antheil 
der Gemeinde geht in beiden Fällen vor. Aehnlich in Woertb u. Lampersloch ib. 
516 $ 4 u. 528 $ 4 u. 6. Gleißweiler ib. 572 $ 4: der gemeind straf. Haßloch 
1492 ib. 577 f., wo e8 oft (3. B. $ 20. 39. 40) heißt: die einung ist der ge- 
meind. ®gl. ib. 79 $ 19. 253 $ 1—2. 521 $ 9—15. 547 8 7. 593 $ 21. 689. 
— Oft heißt es auch in oefterr. Pant., daß Bußen, bef. Wein, an „die gemain‘ 
fallen, 3. B. Kaltenbäd J. 15 $ 25. 17 $ 35. 53 $ 20. 525 $ 24, 

2) W. v. Derliton b. Grimm I. 74: der gebursami. Ebenſo in Nefften- 
bach u. 1395 in Kirchzarten ib. 78 $ 33 u. 333—335 (Allmendbußen, Strafen 
fir Ungehorfam, gewerbliche Vergehen u. |. w.). IV, 284 $ 25: der gebursamy 
zwen teil. 287 $ 2 u. 4: Bußen unter 58 gehören der gebursami gemein, dar- 
über halb dem Herrn halb der gebursamy, 365 $ 3. V. 93 $ 23 u. 24 (1343). 
95: die gebursami den dritten teil. 96 $ 3: die holzbuossen... zwen teil 
der gebursami. 

13) Sp befert man in Cappel b. Grimm I. 417—420 „der burschaft‘ bie 
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ihaft!4) oder Landſchaft 10); dort an das Kirchſpiel 16), das Dorf!?), den Hof!P), 
das Land oder das gemeine Land 19); dort an das Volk, das gemeine Volk, die Leute 
oder das Landvolk?o); dort an den Dingmann, den Gehöfer, den Hübner 
ober ben gejchwornen Lehnmann?!); dort an die gemeinen Märker oder 
Markgenogen??), an die Erben??), Genofen oder Gejellen?*), an die villani, 


Verftöße gegen die Zeichenfolge, Feuerfolge-, Kriegsfolge- u. Gerichtsfolgepflicht, 
Ihabhafte Zäune, das Halten ſchädlichen Viehs, die Holz- u. Allmendfrevel. 

), Grimm IV. 54: gemeine huobschaft. 

15) Rheingauer Landr. b. Grimm I. 541 $ 35: ein Drittel aller Brüchten 
fällt an „die lantschaft ader gemein.“ 

16) W. der Dftbeverihen M. v. 1339 6. Grimm III. 179: der Holzgraf er- 
bält % unde dat kerspel de twe deele. 

17) W. v. Rottum v. 1428 6. Grimm III. 867 $ 14: von allen kueren . 
dat doerp ein dorddendeill. W. v. Nieberrordorf ib. V. 106: die andren zwen 
dem dorf. Auch in Flaach I. 92 u. Sernatingen V. 217 heißt ed oft: dem dorf. 

") Grimm II. 137: von frevel u. bussen den herrn zweytheil u. dem 
. hoff das dritte theill. 

m) Richthofen 384 u. 474: in tha mena lande; 1252 ib. 366 f. $ 5: 

den lande; ebenfo ib. $ 6, 9, 21, 22, 26, 29, 32 u. 34; 1282 ib. 869 f. $ 2, 3, 
4, 5, 275; 576 $ 1, 2, 3, 4; 577; 1432 ib. 569 (an ein jedes land dieser drei 
landen). 
2», Richthofen 34 8 2: plebi pax (die Friedensbuße); den volcke 0. den luden 
eren frede; iha liudem hire fretha; ib. 42. Mr. 2: Buße geghen dat mene 
vollick; 48 nr. 3: dem volke 0. liudem; ebenfo 62 Nr. I1 u. 70 Pr. 19; 115 $ 
2: tha liodon to fretha; ebenfo 116 $ 9, 11, 12, 13. 117. 121. 128. 157. 159. 
176. 177. 180. 411. 456. 472. 478. W. v. 1449 6, Grimm I, 454: von ben 
Allmendeinungen in der Gent Sachfenheim lohnt man den Schügen, das Webrige 
ift Halb des Pfalzgrafen, halb des landvolks, die in die allment gehören. 

21) Grimm I. 569, 573 u. 574: dem dingman. II. 174: dem geschwornen 
lehnmann. 830: dem hoebner. V. 316 $ 4: dem lantman buszen. 

2?) W. der Bibrauer M. v. 1385 b. Grimm I, 514: Abzüge von allen Bußen 
f. Schöffen, Meifter, Vogt u. Knechte; was darubir ist, daz ist der gemeynen 
mercker, das mogen sie keren war sie wollen. Dfterwalder M. ib. II. 176: 
den gemeinen markgenossen. Speller Wald ib. 182: % den maelnoten u. marck- 
noten, % dem oversten holtrichter. Nortrupper M. ib. 2083—212: viele Brüchten 
in Geld o. Bier erhalten die mennen o. die markgenoten. Dfäburg ib. 252: 
den noten ein fass biers. Zaufen ib. 501: alle roge.. sollen der herren halb 
sein u. daz andirtheile, weme die merker daz bescheiden. Aitenftädter M. 
1485 ib. 454: den merkern. 

2) W. v. Beber b. Grimm III. 306 $ 36: wem komen die holzbrüche 
zu? 8. Magno u. den erben zwei part u, der dritte part den herren. Ablten 
ib. I. 282. 

24) W. v. Altregensperg 1456 b. Grimm I. 84: den gesellen ein eimer 
wins bei Markfrevel. Meggen (14. 9.) ib. 165: zwen teil der genossen. 
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Gentleute, Nachbarn, Bauern oder die armen Leute des Dorfd gemeinlich 25), 
an die Lehn- oder Hofleute?6), an die Huber, die gemeinen Huber oder die 
Huber gemeinlih?7). Die Buße war eine Schuld an das Volk oder an die 
Gemeinde, aber auch an bie Leute oder an die Bauern, und fie wurde nach 
der Zahlung zu Volks- oder Landesgeld, aber auch zum gemeinen Gelve aller 
Genoßen?*). Ebenjo wurden die Einzugs- und Aufnahmegelder unterjhiebs- 
los bald zur Zahlung an die Gemeinde??) und bald zur Zahlung an Die 
Dorfleute?'), die mancherlei bei Befigveränderungen und Vereidigungen auf- 
fommenden Gefälle jo gut dem Dingvolf oder dem Hübner?!), wie den Hubern 
oder Hofleuten??) überwieſen. Auch das gepfändete, verfallene oder erblofe 


25) MW, v. Nüferd vor 1346 b. Grimm IV. 327: % an bie villani, 1430 ib. 
I. 472: den centleuthen. 330: den geburen. 418; den buren. 522: den nach- 
geburen. III. 92: den buren I, 321: von den besserungen... die dorflüt 
den zwenteil. 1488 ib. 771: den von Danheim % aller wetten frevel u. unfell, 
1433 ib. 404: die Marfbußen (audg. nr. 7) fallen ganz zu den armen lüten des 
dorff gemeinlich ze Burbach. IV. 664 $ 22: % der Brüchten den gemeinen 
freien. V. 499 $ 33. 

2) Grimm Il. 402 u, 817: Bußen in Wein u. Brod f. Dingfäumniß u. 
Mißbau den lehenleuten. 1431 ib. I. 24: den hofjüngern. III. 875: von allen 
brocken der her 1 penninck u. die hoveslute 2 p. Ib. 38. 53. 54. 352. 

2) Dal. z.B. Grimm I. 658 $ 7. 661 $ 24—25. 662 $ 7. 663 $ 14 u 
23. 687. 724. 750: den gemeinen hubern zustendig u. gehörig. 752. 757. 778 
— 780. 11. 40. III. 478. IV. 8, 9. 12. 19. 37. 53. 55. 182. 181: die wisunge 
sind alle der huber. 201: bessert er den hubern gemeinlich, 203. 253. 255. 
265 $ 3. V. 248 $ 1—2. 425 $ 11, 12, 18. 427 8 1. 444 8 1,2 u. 5: den 
huobern ein Theil der Bußen für Zins- Ding- u. Eidesfäumnif. 448 $ 4. 452 
$ 8. 459 8 7. 460. 467 8 5. 471 $ 1. 485 $ 3. 514 $ 13. (1385): von allen 
freveln, wetten, eiden u, enpfengnissen das dirteil sie der huober. 520f. $ 1 
—20. 539 8 1. 

22) Richthofen 44 u. 48: liodskelde, populi debitum; ib. 16 Nr. 9: mit 
tian liudmerkum, of da liodafia, van dem menen ghelde, de pecunia plebis; 366 
u. 369: dat Zantfya. 

MW. v. Dachſen v. 1532 b. Grimm IL 111 $ 18: der gemeind. Bellheim 
1565 ib. V. 556 $ 20: der gemein zu inzuggeld. &fleifweiler 1568 ib. 572: 
einzug.. der gemeind. ®. v. Hochitetten u. v. Mannmweiler v. 1519 ib. 641 8 
9b u. 667 $ 12. 

2, W. v. Buochs v. 1433 b. Grimm-IV. 433 $ 14: den dorflüten. 

3) MW. v. Genzingen v. 1491 b, Grimm IV. 610 $ 11: so sall, der solich 
gut veruszert, dem dincksfolk eyn gelte wins geben. 643 $ 4: dem dinksvolk 

. wein u. wecken. I, 455: ein eimer weins, das gehört dem hübner zu. 

22) Grimm I 466: der neue Wildhuber fchuldet den hübnern einen Eimer 
Wein u. 12 Braten. 785: von jeder Veränderung eines Hubgutd unter Lebenden 
o. von Todes wegen gefellet den hubern ein anderung mit namen 4 unz heller. 
II. 385: hober u. lehnleut 6 alb. 399. IV. 244. 246: die dingepfennig sind 
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Gut gehörte, foweit ed an die Gefammtheit fiel, der Gemeinde oder Geburjame, 
dem Landmann oder den Landleuten, den gemeinen Märkern oder Walderben 39), 
Und ebenjo bildeten Holz. und Weidenbgaben, Allmendzinfe, der Ertrag ver- 
pachteter Allmendſtücke oder jonftiger Markerlös jo gut ein gemeines Ein- 
fommen aller Genofen wie ein genoßenjchaftliches Einkommen der Ge 
meinde3t), 


ouch der huber. 247. 248 (Wein, Brod u. Geld). III. 39—40: die hofeslüde 
erhalten einen Theil der Belehnungsgelder. Ebenjo II. 632 die höfer. Snöbejon- 
dere wird in den elſäß. Dinghofrodeln „den hubern“ regelmäßig ein Theil des 
Ehrſchatzes oder das fog. „hubrecht“ bei Huldigung eines neuen Hubers, bei Be- 
figveränderungen unter Lebenden u. von Todes wegen, bei Stellung eined Lehn- 
trägerd u. f. w., jowie eine Abgabe bei der Einjegung eines neuen Bannwarts, 
bei der Einziehung eines Gutes in den Hof u. bei fonftigen gerichtlichen Hand- 
lungen zugeiprochen; alle diefe Gefälle aber beftehen theild in Wein, Brod, Käſe 
u. f. w., theils in baarem Gelde. Bol. 3. B. Grimm I. 650. 677. 681 $ 22. 
703. 706 $ 10. 712. 715 $ 2 u. 8. 718. 719. 722. 725. 731. 739. 740, 750. 
758. 798. 803 u. 804. V. 248 $ 7—11. 426 $ 1. 429 8 3. 430 8 5. 4318 9: 
der huber den hubern. 444 $ 3—4. 446 $ 4—6 u. 14. 448 $ 4. 452 8 5. 
457 $ 2—3. 459 $ 4. 461 $ 4. 462 $ 16: dabit 4 quartalia vini mansionaris, 
463 $ 4. 467 8 78. 470 $ Au. 6. 471 $ 4. 482 8 22. 484 8 5. 485 $ 4-65. 
490 $ 9. 514 $ 13. 520 $ 1f. 539 8 2. 

3), Mein u. Bier, wenn ohne Willen der gemain ind aigen geführt, verfallen 
der gemain; Kaltenbäd I. 444 $ 74 u. 323 $ 59 u. 62. Ebenſo ib. 595 $ 55 
geichlagenes Holz, das nicht rechtzeitig fortgeführt wird. Vgl. ib. 131 $ 13: aus— 
geführtes Hol; muß man der gemein ersetzen. Rich thofen 505 $ 4: half totter 
meente byhoeff ende halff to des riochtes byhoeff; 525 $ 11: die gemeente een 
derden deel. Rheingauer Zandr. b. Grimm I. 539 $ 12: vom Gut des Mörbers 
erhält % der Kläger, % die gemeinde, X weib u. kinder. Ib. 362: die gebursame 
v. Wyler foll den dort werftorbenen Fremden begraben, fein Gut Sahr u. Tag be- 
halten u. dann anlegen mit ber Herrn Rath u. Gefallen. V. 554 $ 8: pfand 
darzu zu nemen, damit der gemein ir kost muhe u. schaden bezalt werd. — 
Dagegen follen nad) dem W. der Oberurfeler M. v. 1401 ib. IL 439 gepfändete 
Pferde werden dem lantmann; 1493 ib. 491: dem gemeinen märker o. lantman; 
V. 316 $ 9: gepfändete Schweine eigen u. gepuren dem merker u. lantman; W. 
der Dürstorfer M. ib. I. 590: von den Pfändern trinkt der Pfändende ein halbes 
Biertel Wein u, das übrige soll des gemeinen merckers seyn. — Enblid heißt 
es in Werheim 1479 ib. III. 500, das Pfand verfalle den märkern; im elberijchen 
Brud ib. 286 $ 71: % von den Pfändern gehöre dem Herrn, % den erben; in 
der Rodheimer M. V. 248: die pferde weren der merker; in der Seulenb. u. 
Erlenb. 1484 ib. 316 $ 7: daran gepurt den marckern oder lantmann wagen 
u. pferde; u. ib. IV. 663 $ 14: das an einen Unfreien veräußerte Freigut falle 
zu X an die gemeinen gantzen freien. 

) W. v. MWülfflingen v. 1484 b. Grimm I 137: Kornzind von bebauter 
Allmende foll der gemeind hören. Töß ib. 133: Weidezins der gemeind. III. 211 
$ 17: war die gemeinen markgenoten von weide u. wordegelde jarlichs upto- 


366 Genoßenſchaft und Geſammtrecht. 


So ſchien denn ſelbſt dann das Subjekt des Empfängers fein anderes 
zu werben, wenn ein Betrag, ftatt im Ganzen an die Gemeinde, in den ent: 
- sprechenden Duoten an alle einzelnen Gemeindeglieder gezahlt wurde. Biel- 
mehr jchien bier nur das Mittelglied eines gemeinjchaftlichen Befiges, deſſen 
Auflöjung in die Sonderantheile der Einzelnen in jedem Augenblide zuläßig 
und angemehen gewejen fein würde, von vornherein fortzufallen. In beiden 
Fällen wurde an „Alle”, an die Gejammtheit gezahlt: nur bier an Alle 
„inöbejondere” und dort an Alle „insgemein*. Deshalb fommen häufig 
Strafandrohungen vor, weldhe die Zahlung eines bejtimmten Bußſatzes an 
jeden einzelnen Genofen, Märfer, Bauern, Hofmann, Huber oder Gerichts- 
mann vorjchreiben®5). Und ebenfo finden fi) Befiveränderungs- und Auf- 
nahmegebühren, die jedem Genoßen zu zahlen find). Dabei beiteht aber 
in feiner Weije ein prinripieller Unterjchied zwijchen diejen und den an die 
Gemeinde im Ganzen zu entrichtenden Bußen und Abgaben; vielmehr tritt 
3. DB. bei den Bußandrohungen darin, daß auf ganz gleichartige und in gleicher 
Weiſe gegen die Gemeinde als ſolche gerichtete Vergehungen nebeneinander 
Bußen an die Gemeinde und an Jeden gejeßt werden, deutlich hervor, wie 
man hierbei im Wefentlichen nur das Gefühl einer ungleihen Mafbeflimmung 
und eines verjchiedenen Zahlungsmodus hatte”). Dft genug mögen daher 


heven hebben. I. 524: der Erlös aus Allmendverkäufern gehört der gemeym. Bol. 
8 10 N. 134—137. 207. 271. 303. 

20) Grimm I. 12 $ 5: wer beferes wisskorn als nöthig ift gibt, sol einem 
jeklichen hofmann 3 sch. verfallen sein. ®. v. &. Peter (15. 3.) ib. 346 $ 1: 
wer das Ding verfäumt, soll dem meier 3 schill. rappen pfenn. geben vorab 
u. darnach yedem gepur, der in das geding gehoret, auch 3 sch. r. p. Aehnlich 
in Espach u. Loßburg ib. 855 u. 390. W. v. Gerau v. 1424 ib. 493 $ 2: jeder 
im merkergeding ausbleibende Märfer sol idem merker 20 pfen. geben. 663 $ 
23: die grosse besserung das ist dem vogt 3 pfd 1 helbl. u. dem meier u. 
jeglichem huber 3 $ A pf. 686 f.: dem meier u. jedem huber 2 sch. Aehnlich 
Bußen aller Art 1485 ib. 702—703. Auch 726: jedem huber 2 sch. den. W. 
v. Schoened II. 564: der Friedbrüchige büßt jedem burger. W. v. Keuchen III. 
458: wer das Urtel des Dorfgerichtd ſchilt, verliert iglichem nachgebure, der isz 
hat helffen sprechen, 20 pf, W. des Ried v. 1509 ib. 474 8 3, 6 u. 7: für 
Dingfaumnig u. Marffrevel ſoll man einem jeglichen nachbar aus den dreien 
dörfern 20 pf. verbüssen. IV. 17 (1588): für Zind- u. Dingfäumniß befert man 
einer fr. abtissin 30 sch. u. yedem huober 3 sch. Aehnlich ib. 30. 32. 46. 116. 
133. 135. 136. V. 422 $ 10: begebe sich, dasz ein hueber den andern schluge 
o. schulte, .. der ist verfallen m. h. 304 d u. idem huber 28. Ib. 521 $ 9 
u. 15: jeglichem bauren. — Anderdwo büßt man nur jedem gerichtsman (V. 
522 8 4), scheffen (I. 518. 586. IV. 801) o. richter (I. 415). 

*) 3. B. Grimm I, 395, 407 u. 423, wonach bei Empfang von Hofgütern 
jedem lehnman bejtimmte Praeftationen gebühren. Vgl. ib. 421. IV. 29: jedem 
Huber 1 Schill, vom Empfänger einer Haupthube. 591 8 7. U. f. w. 

N So werben in dem W. v. Eappel 5. Grimm I. 417—420 ganz gleichartige 
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auch die der Gejammtheit, den Hubern insgemein oder den Hubern ſchlechthin 
zugewiejenen Gefälle ald unmittelbar zu vertheilende Bezüge der Einzelnen 
gemeint jein; jedenfalls ſtand ihrer Auflöjung in folde jo wenig etwas im 
Wege, als umgekehrt der Zujammenfaßung einer an alle Einzelnen geichul- 
deten Abgabe in einen der Gemeinde zu entrichtenden Geſammtbetrag ?®). 

Unter ſolchen Umſtänden kann es auch nicht befremden, wenn man bis- 
weilen die Buße für Gerichtöverfäumniß, ftatt ald Buße des Einzelnen an 
die Gejammtheit, vielmehr als Buße des einen Märkers an die andern 
Märker oder als Buße des ausbleibenden Huberd an die gegenwärtig ger 
wejenen Huber formulirt; wenn man ebenio im Hubrecht eine Praeftation 
des Einen an die Anderen erblidt 39). 

Ganz in Gemäßheit ſolcher Auffagungen erfolgte dann aud) die Ber- 
wendung der gemeinen Einnahmen. Sie erfolgte unterſchiedslos und ohne 
das Gefühl, daß dabei für die ungleichartigen Lebenszwecke verfchiedener Rechtd- 
wejen verwandt werde, für Gemeindebedürfniße und gleichartige Bedürfniße 
Aller. Davon aber war die praftifche Folge, daß ein eigentlicher Gemeinde- 
haushalt ſich nicht bilden konnte. 

Zunächſt wurden allerdings aus den gemeinen Einkünften die wenigen 
unmittelbaren Gemeindebedürfniße befriedigt. Es heißt daher, die Bußen, 
Einzugsgelder und Zinfe, der Erlös aus Allmendverfäufen u. j. w. follen zum 
gemeinen Nußen der ganzen Gemeinde verwandt, zur Verbeferung der Marf 


Bergehen zum Theil mit einer feften Summe der burschaft, zum andern Theil 
(Holzbieb in der gebannten Allınende, Aufbrechen des Friedhags, Verſetzen der Ge- 
meinmweide, Ungehorfam gegen den Heimburgen) jedem buren mit 2 s2 9 gebüßt. 
Dazu kommen in einzelnen Fällen Bußen an ben Herm, den Heimburgen o. ben 
Bannwart, bei Widerrede gegen ein Gerichtäurtel Bußen an jeben der 12 Ge— 
Ihwornen. Aehnlich das W. des Ried ib. III, 474 u. v. Morsbronn ib. V. 521, 
bei. $ 9 m. 15 vgl. mit $ 10—14. 

38) W. der. M. Altenhaslau v. 1354 6. Grimm ILL, 412: die Höchfte Buße 
ift 60 schill. pfen. u. ein halb viertel weins; dieselbigen 60 sch. pf. sollen 
(gehören) einem lande u. dem gerichte gemeinlich zu Hasselau, u, dem 
centgräffen 30 pf., jeglichem schöffen 20 pf. u. jeglichem landmanne 6 pf. 
— Umgefehrt ift in Bingen ib. IV. 591 $ 7 die Abgabe des neuen Mannwerkers, 
welche in je einer Wede u. einer Wurft an die andern Mannwerker beftand, auf 
ein geld gesetzt, 6 sch. den manwerkern gemeynlichen. 

3) Grimm IV. 203: wellicher huber nit gegenwertigk ist, wan man 
dinckhoff gericht hat.. der bessert den hubern die zugegen sint. 284: den 
andern hubern hubrecht. I. 844 $ 14: dem andern huber 8 brod u. ein viertel 
weins. W. v. Rodheim v. 1454 ib. V. 249 8 17: wer nicht zum Dinge kommt, 
der hett verloren u. were verfallen den andern merkern mit 20 pf. — Bgl. 
auh W. v. Langendiebach ib. 274 $ 5: ein Märker, der im verbotenen Wald haut, 
der soll es verbueszen dem merker arm u. reich vor 10 pfd; wen sie im das 
nachlassen, das hat einer einem zu danken; dazu $ 6 u. 12, 
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oder Dorfichaft angelegt, in des Dorfes Nugen und Frommen gekehrt werden 40). 
Man beftritt daraus die Koften der Beherung und Erhaltung von Zäunen, 
MWegen, Brüden und Brunnentl), der Anlage von Eichelfimpen 2), der ge- 
meinen Baulichfeiten 3), des Kirchenfaftens*), der Bejoldung der Gemeinde- 


10) W. v. Schwanheim v. 1453 b. Grimm I. 524: was der gemeynde 
davon (vom Allmendverfauf) gefellet, das sal man in gegenwertigkeit eyns apts 
u. eyns fauts ader irer amptluden mit den heimburgern berechnen u. in 
gemeyn nutz der gemeynde 5. wenden u. keren. W. bes Gröver Reichs ib. U. 
378: so was pende der zendener von O. o. der gemeinden furster o. die 
einichsleude selber nemen auf diesen vorg. weiden u. welden, die sullen 
sie dem zendener v. C. liebern, der soll ine ir recht u, lone davon geben u. 
das sein nemen, das ander in der gemeind nutz keren. Schiedsſpr. v. 1433 
ib. I. 575 Note: aus dem gemeinen Walde dürfen die von Sulzbach auch ohne 
Beiwißen derer von Soden wol einige Bäume verfaufen: doch das sie jährliches 
den von Soden darvon rechnung thun sollen, u. was gelt in davon oberte u. 
oberbliebe, das solte in beider dörfer notze u. frommen gegeben u. verwandt 
werden o. sust gegeben u. gekert. W. des Qudorfer Holting v. 1482 ib. III 
92: ein Theil der broke gehört den buren to betteringe der dorpschap. W. ber 
Altenftädter M. v. 1485 ib. 456: angewiejened u. liegen gebliebnes Holz verfällt; 
so mogen merkermeister u. ander geschworen solch gholcz in der marg nutz 
wenden. W. der Altenhaslauer M. v. 1354 faber erneuert) ib. 412: was buss- 
fällig wird von der mark wegen, dabey sollen zehen centgraffen u. die 
schöffen u. die merkermeister in dem gerichte, in der burk und in der stadt 
Geilnhausen u. mit ihrem rathe soll man lohnen einen gedingten förster, u. 
ist etwas übrig, das soll man legen an des gerichts nutzen u. notturft mit willen 
u. wissen des centgräf u. der märkermeister in dem gericht, in der burck u. 
in der stadt G., die sollen den dabey seyn, dass das so geschehe. Dazu 
414 $ 7: wenn die marck noth ahngienge u. an den busgen gebreche, der 
mark noth auszurichten, so mag der centgräf u. die schöffen mit willen u. 
wissen der merkermeister holz verkaufen, der marke noth auszurichten u. 
den geschwornen forster u. knechten zu lohnen, Und 416 $ 6: den Berfaufs- 
erlös aus den Pfändern der Ausmärker foll man ahn des gericht noth anwenden. 
Vol. auch ib. I. 181. 419, IV. 558 $ 7—8. V. 68 $ 57. 

“) Grimm IV. 30: uss denselbigen zwen theil sollent die burger steg 
u. weg verbessern. 1568 ib. V. 573 $ 7: die born soll die gemeinde auf 
ihren costen erhalten. II. 663. 666. III. 627—628. Bgl. auch über 1593 in 
Schwyz, 1546 in Appenzell, 1682 in Uri auflommende Biehgelder für Aufbehe- 
rung ber Wege, Brüden u. Gehege der Alpen Blumer II, 1. 366—867. 

42) 9. Löw, Markg. 150. Piper II, 1. 169. 204. 

3) W. v. Obermennig v. 1531 b. Grimm IL. 498: ein heimberger hebt 
die buissen von wegen der grunthern u. gemeynden zu O.; u. ob man buwes 
noit hett an kirchen, schlege ader graben, soll man sie daehin wenden.. 
Suss (alio wenn ein Baubedürfniß gerade nicht vorhanden) sollen es die hober- 
leuth verdrincken, rich u. arme. 


) W. der Elbermark v. 1440 b. Grimm ILL 322: von ben Brüchten eines 
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beamten*?), der Anfıhaffung gemeinen Geräthest%) und mancherlei ähnliche 
Ausgaben. Dies Alles aber nur, joweit ein unmittelbares Bedürfniß hervor: 
trat. Deckten die gerade eingehenden Gefälle eine nothwendige Ausgabe nicht, 
jo half man ſich mit einer Umlage oder mit Verkäufen aus der Allmende*?). 
Eine jtändige Gemeindefaffe unter regelrechter Berwaltung bildete man nicht; 
and waren ja, da für die meiiten gemeinen Anlagen das Material aus der 
Allmende genommen, die Arbeit durch die Genofen jelbit geleiftet ward #8), 
die baren Ausgaben geringfügig genug, um Kaffe und Haushalt entbehrlich 
zu machen. Nur ſpät und vereinzelt begann man in den größeren Marken, 
die Ginnahmen zu jammeln, Ausihüße für ihre Aufbewahrung und Ber: 
wendung zu beitellen und eine geordnete Rechnungslegung einzuführen). Im 
Allgemeinen waren es erſt die obrigkeitlichen Dorf- und Bauerordnungen, 
welche jeit dem 16ten Jahrhundert von oben und außen her allmälig einen 








mit Willen der Märker gebannten Holzes Fällt %, an den Herrn, %, aber zu 
gleichen Theilen an die drei Kirchen der drei marfberechtigten Dörfer. Vgl. über 
Appenzell Blumer a. a. D. 367. Auch W. v. Grand v. 1213 b. Grimm V. 4 
$ 10: apes sunt villiei, nec debet sociis dividere ceram, set debet custodire 
ad lumen dominorum. 

») Grimm, W. I. 454 (1449): das man von allen einungen den schützen 
lohnen soll. Bat. ib. II. 378 u. III. 412 (oben in N. 40). IV. 140 (1429). V. 
545 8 9. 573 8 8. 

») Grimm V. 529 $ 10: jeder heimburge im Gericht joll rechtes Maf u. 
Gewicht haben u. das kaufen uf der gemeine gut. Ebenfo ib. 573 $ 5: uf der 
gemeinde kosten. 

) ©. oben $ 10 N. 183 u. 193 u. W. v. Altenhaslau u. Obermennig in 
N. 40 u. 43. 

) Vgl. oben $ 10 N. 169— 182. 

) Vgl. bei. das Altenhasl. W. in N. 40, mobei inde zu bemerken, daß die 
vorliegende Redaktion jünger ald 1354 u, daß eine Stadt betheiligt ift. Ferner 
IB. der Dernefamper M. v. 1603 b. Grimm III. 140 $ 10: von den Brüchten 
fällt an den Erbholzrichter, % follen zu der marken verbesserung, auch dero 
marken u. holtgerichts notwendigen kosten verwendet werden; 142 $ 26: 
ingl. soll vor solchen marken upkumpten u. renten jarlichs auf allerheiligen 
tage klare rechnung von den einnam u. ausgaben beschehen, u. davon der 
dritte theil dem hern holzrichter, die übrige zwei theile den erbexen u. 
markgenossen zu pflanzung u. erbawung der marken u. anderen nothwen- 
digen ausgaben zugetheilt u. verwendet werden. — W. der Raesfelder M. 
v. 1575 ib. 172 $ 3: neue Bußen follen durch den Holzrichter u. die Förſter auf- 
gehaben u. zu besserung der marken als zu pflanzung u. dergl. mit raid des 
erbholzrichters u, erfexen angelegt u. demselben auf dem erbholting . . be- 
weisliche rechnung u. reliqua gethoen werden. Dazu 173 $ 11 u. 174 
Ss 13—14. — W. der Nortrupper M. v. 1577 ib. 211 $ 17: weide u. worde- 
gelt.. mogen sie noch alsz vorhen to eren profiet u. marke besten gebruchen 
u. nach alder gewonheit upheven. 

II. 24 
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eigentlichen Gemeindehaushalt ſchufen, indem fie die Bildung und Verwaltung 
einer Gemeindefaffe anordneten und vegelten, die Verwendung der Einnahmen 
für die Durch die verinderten Verhältniße und die neuere Aemter-, Schul- 
und Armengejeßgebung jehr vermehrten öffentlichen Gemeindebedürfniße anbe- 
fahlen und eine obrigfeitliche Kontrolle über Einnahmen und Ausgaben durd) 
Rechnungslegungen, Reviſionen und Berfügungsbejchränfungen  begrün- 
deten 59), 

Den alten Gemeindegenopenichaften dagegen lag vor ihrer Forporativen 
Umbildung die Borftellung eines eigentlichen Gemeindevermögens und Ge 
meindehaushalts noch jo fern, daß Einkünfte jeglicher Art, jofern fie nicht 
unmittelbar eine gemeine Verwendung fanden, nach alter Satzung vertrunfen 
oder vertheilt werden jollten. Daß insbefondere die Bußen nach allgemein 
verbreitetem Brauch vertrunfen zu werden beftimmt waren, folgt jhen aus 
ihrem jehr gewöhnlichen Anja in Wein oder Bier. Aber auch die Geld- 
bußen und den Erlös der Pfänder wandte man in derjelben Weije an. Der 
Sadyjenjpiegel erklärt es ausdrüclich für die Beftimmung der an den Bauer- 
meifter zu zahlenden Bußen, von der Bauerngemeine wertrunfen zu werden Dt), 
und in den Dorf- und Marfweisthümern erjcheint dies als jelbitverftändliches 
Schickſal der Strafgelder??). Ebenſo aber beftanden die Befißveränderungs- 


50) Bol. Th. I. 670. 674 N. 63-70. 693 f. v. KLöw 274. Weiske a. a. O. 
III. 89. Bluntſchli II. 90f. Renaud a. a. D. 66. Maurer, Marko. 41f. 
492 f.; Dorfv. U. 179 f. Sternberg 9. Hanffen, Fehmarn 128 f. 

51) Sachſ. ſp. III. 64 $ 11: dat is der bure gemene to verdrinkene. 

52 Grimm, W. I. 74. 472 (1430): der Todtichläger büßt den bergschöpfen 
u. den centleuthen ein halb fuder wein, die das mit einander uf dem Lands- 
berg trinken. Nidde ib. 529: solch pfand u. busse sollen uber die bruck 
nit gfurt, sondern im dorff durch ein faudt u. gemein verdruncken“,werden. 
565. 575 Note. 583. W. der Foffenbelde v. 1383 ib. 580 $ 4—6: ber Graf ſoll 
von ben Rügen ein Stüd Wein anfchaffen, das die gemeinen Märker trinken. 
Ebenſo 1444 ib, 582 f. 1540 ib. 588: die Strafen jollen durch die märcker 
vertrunken werden. 1491 ib. 801: die Bußen, welche für Ausbleiben beim Be— 
gräbniß der gemein verfallen, sallen verdrincken die gehorsam bei dem be- 
grebnus sein gewest. II. 330. 580. 635. 1366 ib. III. 420. 1485. ib. 454: 
were es sach, das die merker ire puss verzeren wölten. 1509 ib. 474 $ 3, 
6 u. 7: obe die nachbarn raths würden, die busse zu vertrinken. ®. v. 
Oberkleen v. 1480 ib. 499: denselben wein sollen armen u. reichen trinken, 
u. die geschwornen sollen den weinscherer u. den wein von der ruge be- 
zalen; reichen die Rügen nicht, fo joll der Dbermärfer das Mehr bis zum nächſten 
Märkerding auslegen. Werheim ib. 500. Laufen 1395 ib. 501 $ 6: waz von 
den vorg. bussin gefellet, daz man daz verzeren solle under der linde mit 
den hern u. merkern sementlich. $Hofjtetten 1384 ib, 542: der Vogt joll die 
eynung mit den nachgebauern vertrinken. Geisweiler IV. 265 $ 3: mag der 
meyer die fell mit den hubern vertrinken. 1535 ib. 560 $ 17: die Bußen 
von der gemeinen Weide zweier Dörfer jollen im wohlfeilften Wein von beiden Ge— 
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abgaben, Aufnahmegebühren und viele andere Gefälle entweder von vorn» 
herein in gemeinjchaftlich zu verzehrenden Speifen und Getränken, oder fie 
wurden, auch wenn fie in Geld zu entrichten waren, ganz oder theilweife zur 
Ausrichtung eines genoßenjcha'tlichen Gelages verwandt’). Selbft gemeine 
Zinfe, Renten und Padftgelder, den Erlös aus Holz. oder Markverfäufen 
u. ſ. w. zu vertrinfen, nahm man feinen Anftand>. Und jo wefentlich 
ſchien die Ausrichtung eines Märkergelags, daß jogar, wenn die Nügen zur 
Dedung feiner Koften nicht ausreihten, Verkäufe aus der Marf hierfür vor- 
geſchrieben waren). Denn wie jchon nad dem Bericht des Tacitus jede 


meinden zufammen vertrunfen werden. 621 $ 17: ein viertel-winss den nach- 
barn zu verdrinken. V. 69 $ 3: die gepursame gemeinlich in dem dorf mit 
einande verzören. 597 $ 6. 608 $ 4. 713 8 4. 

5) Bol. oben N. 31 u. 32. W. v. Dürkheim b. Grimm I, 786—787, 
Blenich ib. 812. Kleinfranfenheim ib, 744: u. soll alles hubrecht, so den 
hubern fallen u. gebüren wird, durch den meiger u. einen huber...ein- 
bracht, zusammengelegt, bi einander behalten u. nicht verzert werden bis 
auf den tag, so man dinkhof haltet, das alle huber bei einander sint; nur 
was fie beim Einſammeln verzehren, haben fie für fi. Bergheim 1369 ib. IV. 
244: Wein u. Geld, die werden den huobern, das sy desto basz gessind u. 
getrinkend. Aehnl. 247 u. 248. Genzingen 1491 ib. 610 $ 11: quod rustiei 
tale (den bei Befitveränderungen zu gebenden) vinum per totum annum differunt 
usque in die Martini, quod tunc cum gaudio bibunt; vgl. $ 15. Nübesheim 
ib. 734 $ S: sullen daz mit einander vertrinken. Auch der bei Verheirathung 
eined Bauern zu entrichtende Weinfauf wird vertrunfen, ib. I. 802. — Vgl. bei, 
noch über deu Charakter ded Rechts auf Theilnahme am Gelage als eines genofen- 
Ichaftlihen Geſammtrechts W. v. 1420 ib. IV. 33 u. 44: wenn ber Meier mit 
den Hubern einen neuen Huber fett, entrichtet Diefer ein Viertel Wein; wer ouch 
sach, das ein huber zu dem hubwin keme, der nit doby gesin wer, do man 
den huber gesetzet hette, der sol als wol recht darzu haben als der doby 
u. mit gewesen were. 

54) Bol. N. 208 zu $ 10. W. v. Borchen v. 1370.b. Grimm III. 96: wat 
denne dar aff rentede, dat mogen se verteren gemeynlicken, wen se alle syn 
in des dorps edder kerken denste gewesen, unde auderst nicht. Rauberäheim 
1482 ib. IV. 620 $ 17: der gemeind weydt jährlich uf steigung vor 14 gulden 
angeschlagen; der wein, so die steigung bringt, wird gleich vertrunken; 
$ 18: der weinkauf wird in der steigung getrunken. Auch den Verkaufserlös 
von Windfüillen follen im Nalbacher Thal die Herren u. die Gemeinde, wenn fie 
zujammenfommen, verzehren; 1532 ib. II. 26. 

55) IB. der Werheimer M. v. 1479 b. Grimm III. 500: wer es sach, das 
der markermeister das imbs nicht kunde bezahlen aus der rüge, so soll er 
greifen in die mark, daraus losen u. das imbs bezahlen. Dagegen foll in 
Dberfieen ib. 499 der Obermärker die Mehrkoften bis zur Dedung durch jpätere 
NHügen auslegen, während in der Foffenhelde nad; den W. v. 1383 u. 1444 ib. I. 
580 $ 3 u. 584 den Wein danıı „die gemeine merker jenseit u. disseit‘‘ be« 
zahlen jollen. Vgl. auch ib. II. 583 u. III. 839. 

24* 
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Bolfeverfammlung mit einem Zrinkgelage ſchloß, jo bildete ein ſolches auch 
jpäter den orbnungsmäßigen Schluß einer jeden Gemeinde- oder Gerichts— 
verfammlung?®), und die nähere Ordnung diefer Gelage, an denen ſich Der 
durch das Necht des Antrunfes bevorzugte Obermürfer 57) und in Hofverbänden 
der Herr oder doch jein Stellvertreter betheiligen füllte, war ein ernftes und 
wichtiges Stück des altbergebradhten Nechts?®). Auch nach der Begründung 
eines wirklichen Gemeindehaushalts erhielt ſich wenigftens bezüglich der Ueber— 
ſchüße Die uralte Sitted?), der jogar die erften obrigfeitlichen Ordnungen noch 
Konceffionen machen mußten‘) und deren zähen Kortbeftand im Volksleben 





*, Grimm R. A. 395. 529. 869-871. DOben N. 52—55. Grimm, W. 
III. 189, 

5) 3. B. 1383 u. 1444 b. Grimm I. 580 $ 5 u. 583: der grave soll 
andrinken u. darnach die gemeine merker, Ib. 589: der Obermärker joll den 
antrunck thun u. haben. 590. 

5) Val. z. B. ausführliche Beitimmungen über Art und Zubereitung ber 
Gerichte und Geräthe, über die Zeitdauer der Gelage, über Spiel u. Tanz, über 
bie Theilnahme von Frauen u. Gäjten und über die Tiichordnung, den Anſtand und 
die gute Sitte 6. Grimm, W. I. 127. 168. 619. 625. 745. 759. 786 f. II. 466. 
470. 494 (der jüngite Schöffe foll die Suppe fochen). 693 f. 697,f. 732. III. 189. 
604—608. IV, 42. 60. 135—136. 153, 177—178. 203. 236. 576 $ 5. 770 8 
3—4, V. 327. 369. 394 $ 9. 415 $ 2. 439 8 10—16. 485 $ 6. 607 $ 1. (des 
Sentherrn Hund foll unter dem Tiſche fein). Auch unten N. 59 u. 74. Bgl. auch 
mein Humor ©. IN. 20 u, 535—55 N. 186—196. — Formloſer gebt ed auf 
dem großen Märferding der Fofjenhelde nach dem W. v. 1383 b. Grimm I. 580 
$ 6 zu: do auch das gedrenge so gross were, das man nicht konte zum zapfen 
kommen, soll man den einen boden ausschlagen u. das fass uf den andern 
stellen u, schüsseln darin thun, das jederman drinken kunde. 

5) Vol. 3. B. no das W. v. 1655 b. Grimm I. 604—608 über dad Mär- 
fergelag zu Winden u. Weinähr. Der Holzmeifter muß, so viel die kirchspiels 
einnahm u. ausgab verleiden mag, das Erforderliche zum märkergelag anfchaffeı. 
Er läßt den Wein von einigen Echöffen u. Rathsvorſtehern probiren, die Stuben 
im Nathhaufe faubern u. wärmen, Tiſche aufjtellen u. des Kirchſpiels Trinfgefchirr 
in Stand fegen. Daun legt er Rechnung über fein Amtsjahr (kirchspielsrechnung) ; 
er muß genau verrechnen, was er an „Kirchfpieldzinfen” u. Rügen eingenommen u. 
was er „vor das kirchspiel* ausgegeben. Nac Beendigung der Geſchäfte fängt 
das Kirchipielögelage an. Der Holzmeijter zapft an u, wacht darüber, daß nichts 
verfchüttet wird, Ehen bringt jede Hausfrau. Es folgt eine feierliche Hegung Des 
Märkerdings, Berbot ded Unfriedend und der Unmäßigkeit und demnächſt Das 
Selage. Wer ih beim Trunk übernimmt, muß das Faß auf eigen Koften noch 
einmal füllen (dazu ib. II. 466. 693. 697. IV. 770 $ 4). Im Mebrigen joll der 
Holzmeijter die Koften „in seiner rechnung dem kirchspiel verrechnen.“ Dazu 
die Notiz: similes et ejusmodi consuetudines alibi locorum in talibus sym- 
posiis seu conviviis striete observantur in dioecesi Trevirensi, 

eo) In der ſächſ. L. O. v. 1482 (C. Aug. I. 8) heißt e8 noch: „daß Bußen 
von der Gemeinde zu Haufen gehalten u. auf drei Zeiten vertrunfen, das Webrige 
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die bis in unjer Sahrhundert gegen das Vertrinken der Gemeindeeinnahmen 
wiederholten Berbote bezeugen ®t). 

Auch anderweite Verwendung der Gemeindeeinkünfte für die Einzelnen, 
wie namentlih zur Erfüllung gleichartiger Verbindlichkeiten Aller®2) oder 
endlih zu direkter VBertheilung unter die Vollgenogen®), war üblih und 
ihien von der Verwendung für die Gemeinde als ſolche begrifflich nicht ver- 
tchieden 6%). 

3. Wenn nun aber jo das Beligthum, die Einkünfte und die Ausgaben 
der Gemeinde ſich zugleih als das zujammengefaßte Recht Aller vorftellen 
ließen: jo mußten von der andern Seite her die gemeinjamen Anrechte, Be 
züge und Ausgaben Aller ſich zugleich als Anrechte, Bezüge und Ausgaben 
der Gemeinde daritellen. ‘Denn wie der gemeinheitliche Haushalt im Be- 
griff des gemeinfchaftlichen ſtecken blieb, jo bildete andrerjeits Alles, was uns 
als blos gejellichaftliche Verbindung von Individualeechten erjcheinen würde, 
einen organijchen Bejitandtheil des einheitlichen und allumfaßenden Gemeinde: 
verbandes. Ä 

Sp war es 3. B. mit dem Anrecht auf die Benutzung des Wucherviehs, 
welches der Herr, der Meier, Keller oder Schultheiß, der Richter, der Pfarrer 
oder der Inhaber eines beftimmten Hofes zu unterhalten hatte. Dies war 
ein Recht der Genofen, Dorfleute, Nachbaren oder Huber‘), deren Feder im 


aber zu ihrer gemeinen Nußung u. fonderlich zu Gewehr, als Harniſch u. Geſchoße, 
gelegt u. das jährlich damit gebeßert werden ſoll.“ 

s Das jüngſte Verbot ift wol das der Gem. DO. f. Hohenzollern- Hechingen 
v. 19 Ort. 1833 $ 70. Vgl. auch öfter. Pant. v. 1734.b. Raltenbäd I 
485 8 5. 

62) Val. den folgenden $ 15. 

63) So fallen nach den Langewolder Küren v. 1250 u. 1282 hohe Bußen zum 
Theil an die Richter u, zum Theil an das Land; dat lantfya (Landesgeld) salmen 
delen.. en dat salmen den liuden inde hant geven; den Richtern aber (redgen) 
in den Kirchfpielen gibt man das ihre; Richthofen 366 f., bei. $ 5 u. 34; 369 
8 2. — Auf Fehmarn wurden nod) im vor. Jahrh., während im Uebrigen dad Dorf- 
vechnungswefen auf den fog. Hirtentagen regulirt wurde, bie Leichen- u. Antritts- 
gelder auf befonderen Fajtnachtöverfammlungen an die Hausbefiger zu gleichen Theilen 
vertheilt; ehemald waren fie auf Faſtnachtsgelagen vertrunfen worden; nur an 
einigen Orten, wie in Niendorf, floßen auch fie in Die allgemeine Dorflaffe; 
Hanffen a. a. D. 128—130. — Vgl. auch oben N. 35—38. 

*) So heißt es noch 1519 in einem W. über einen fünf Dörfern gemein- 
famen Wald b. Grimm IV. 558. $ 7: die Eicheln follen meiftbietend verkauft 
werden, u. solches geld alles den gemeindeeinwohnern der 5 dorff u. mit- 
märker zu guth kommen, einem so vil als dem andern, oder sonst zu not- 
türftigen versehung des walts u. gemeindenutz angelegt u. usgegeben werden; 
ebenjo nad) $ 8, so man weyde in dem wald verkaufen wird. 

65) Es heißt Daher, das MWuchervieh ſei zu ftellen den genossen, Grimm I 
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Bedürfnißfall ein feſtes Sonderrecht auf die Benugung des Wucherviehs für 
feine bejonderen Wirthſchaftszwecke hattess). Und doch ftand es den Berech— 
tigten „insgemein*, als ein „Geſammtrecht“, zu”) und ftellte ſich daher 
gegenüber dem Eigenthümer des Wucherviehs zugleich als ein Recht der Ge- 
meinde, der Bauerjchaft, des Kirchipield oder des Dorfes dar®®), jo daß auch 
die Gemeinde als jolhe und in ihrer DOrganifation das Recht zu vertreten 
und zu ſchützen hattess). Für den Charakter diejes Rechtes war es daher be- 
zeichnend, daß, wenn ed auf irgend eine Gegenleiftung gegründet wird, „Dieje 


167. 426; den dorffleuten ib. IV. 146. 219; den nachpuren I. 234; den armen 
leuten ib. 404; den hubern ib, 666 u. IV. 57. 70; den dinglüden Ill. 487; 
zue behoef der hofeslude II. 669; das die von Ossingen das recht hand I. 95. 

66) Grimm I. 439: wer sin bedarff von der gemeinde, dem zu gonnen. 
Kaltenbäd I 13 $ 8: der Richter foll der gemain ainen dorfistier halten u. 
ain yeder, der sein notturftig wirt, mag in bey inn suchen u. nemen. Ebenſo 
35 $ 76 der Miller den saupeern. Bgl. 51 $ 81; 59 8 23; 185 8 85; 528 8 56. 
Der Berlierer muß ihn der gemain erjeßen, ib. 69 $ 52. 

MW. v. Fifhingen b. Grimm I. 321: das die dorflüt hetten ein semlich 
recht gegen den tütschen herrn, das die tütschen herren sollend haben in 
iren costen ein wucherrind u. einen eber. III. 188: zue behoeff der gemeinen 
markgenossen. 

*, Das Wuchervieh joll gehalten werden „der gemein“, Grimm I, 598. 599. 
II. 253. 312 (der gemeine zu iren urber). IV. 30. 633 $ 6—8. V. 220 8 13 
(der kelmair ist ouch schuldig ainer gemeind ze halten ain wucherstier u. 
ain wucherschwin). 545 $ 10; auch die Stellen aus Kaltenbäd in N. 66; 
oder „der gebursami“, Grimm I. 76 $ 20 (das der gebursamy nutzlich 
sy). 77 $ 21 — 22. 100—101 (das der bursami nütz u. from si). 315. 
821 (der gebursami gemeinlich. 843 $ 6— 8. IV. 209. 240; oder der 
geburscheft, ib. IV. 126; dem kirspel II. 148. III 23; dem dorff I. 139. 
142 8 25. 440 (dem dorff ze A. ein stehelin rint u. das soll bluotrot sin). 
599. IV. 105. 210. V. 105 $ 7. — Eehr bezeichnend ift e8, wenn in dem Send— 
weisth. v. Olff ib. II. 771—772 die Pflicht des Pfarrerd, der Gemeinde das 
MWuchervieh zu halten, mit feiner gegen fie begründeten Pflicht zur Predigt u. zum 
Saframent ganz in Eine Linie geftellt wird. — Vgl. auch ib. I. 28. 107. 163, 
263. 326 $ 10. 367. 404. 51l. 529. 573. 611. 655 $ 7. 674. 680 8 11. 687 
689. 704. 735. II. 156. 198. 263. 409. 437. 528. 545. 615. 648. 669. III. 39. 
547. 569. 818. IV. 59. 99. 138. 139. 153. 211. 237. 254. 266 $ 3. 276 $ 2a. 
279. 335 8 21. 361 $ 21. 372 $ 11. 377 $ 18. 578 $ 5. 6118 17. 684 8 16. 

6) Grimm II. 154: dasz unsere lehenherren sollen der gemein halten 
alles fasel vieb, das die gemein ein benügen hab daran; u. beschee dasz nit, 
so soll die gemein greiffen zu der lehenherren gueter im feldt u. im dorff, 
nur das der gemein ein guten genügen beschee. Ib. 156: wenn das Haus 
Sponheim Stier, Eber u. Widder nicht hält, foll der Büttel cin Pferd nehmen u. 
reiten u. wenn er bad Pferd verliert ein neucs nehmen, biß der Gemeinde Genüge 
geichieht. 
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bald in einer Leiſtung aller Einzelnen, wie in der Zehntlaft?®) oder einem 
Grundzius”!), bald in einer Leiſtung der Gemeinde als ſolcher oder in einer 
auf ihre Allmende gelegten Laft beſteht??). — Ganz ähnlich aber verhielt es 
ih mit mandherlei anderen gemeinen Gebrauchsrechten, die 3. B. an des 
Herrn Geräth, an Maß und Gewicht, an feiner Beueritätte u. j. w. vor: 
kamen 78). 

Ebenſo erſchienen die mannichfachen ſtändigen Anſprüche der dingenden, 
zinſenden oder frohnenden Genoßen auf Bewirthung und Beköſtigung, auf 
Gewährung von Geldgeſchenken oder ſonſtige Gegenleiſtungen der Gerichts— 
und Grundherrn als Geſammtrecht alter Art. Denn allerdings kam der 
Genuß ſolcher Vortheile unmittelbar jedem Einzelnen zu. Allein da die 
ſämmtlichen Berechtigten nur in ihrer genoßenſchaftlichen Verbindung und in 


:0) W. v. Andelfingen b. Grimm 1. 101: der kylchen zehent ze A. sol 
han ein vaselschwin. 172: der her sol och ein wucherschwin haben in sinem 
costen: wenn aber daz nit gescheche, so sond die genossen kein zehend 
schwin geben. Vgl. ib. 95. 578. 598 f. II. 235. 312. 533. 618. 683. 723. 756. 
771. 772. 789. IV. 146. 150. 156. 234. 

") Grimm I 727 (1338). IV. 93: fonft find die Huber weder Zind noch 
Beßerung jchuldig. 

2, Oeffn. v. Laufen b. Grimm I. 107 u. III. 188: der Hof muß um be- 
fonderer Holzrechte willen den Faſel halten. Wiejendangen ib. I. 142 $ 25: der 
keller sol dem dorff ain eber haben, darumb söllen sy im siner swin ver- 
gebens hüten. Burbach 1433 ib. 404. II. 253: wegen des Anrechts auf befonderen 
Weidgang. IV. 50. Und ib. 133 heißt es ſogar, wenn Stier u. Eber nicht im 
Hofe find, so sind die huber nit verbunden geding zu haben. 

3), W. v. Bimbuh b. Grimm 1. 436: der meiger uff dem hoffe solle 
auch haben alle geschürre, mossen, ellen u. sester; also wil sie ymans lihen, 
dem sol man sie nyt versagen, u. derselbe sol sie auch by demselben tage 
widder in den hoff antwurten. Druſenheim ib. 735. Dejfter. Pant. b. Kalten- 
bäck J. 11 $ 115: es sol auch der richter u. gemain haben ainen traidt 
metzen, u. welcher in bedarf, der soll in nützen u. prawchen; er wird aber 
beftraft, wenn er ihn über Nacht behält. Vgl. ib. 13 $ 19. 51 $ 18. 58 8 10. 
167 8 35. 174 $ 25. 183 $ 69. 191 $ 70. 342 $ 33. 350 $ 53. 379 $ 30. 
529 8 71. IL. 23 8 8. — In Loßburg fol nad dem W. v. 1559 b. Grimm 
1. 394 im herpst der kilchherr ainen kessel haben in seinem kosten, u. wen 
ein frow im kirspel krut sieden will, soll er pfarrer ir den zu leihen schul- 
dig sein. — In Marlei 1338 ib. 729 wird der von einer zollfreien Hube ge 
jchuldete halbe Ohm Honig armen u. reichen, wer es heischet, durch s. 
Rickarten ere gegeben; eine Badebütte aber, zu welcher jene Hube die Dauben u. 
der Keller bie Reifen liefert, soll man lyhen kindbettern u. wer es bedarf. — 
Dal. ib. 725—726 über die rechte so die huber haben zu u. fr. mühle. — 
Und ib. 611: der orden schuldig zu halten .. ein stettigs fewr uf dem hoeff, 
im fhall so einem nachbauren das feuer aussginge, dasselb wider daselbst 
anzuzinden. 
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ihrer gemeinſamen Thätigkeit jene Anſprüche erlangten und ſchon äußerlich 
auf den allgemeinen Gerichts. und Zinstagen oder an den gemeinen Frohn— 
tagen als eine verfammelte Gefammtheit die betreffenden Leiltungen entgegen- 
nahmen, jo jchien auch hier zugleich ein Necht und eine Einnahme der Ge- 
meinde als folcher vorzuliegen ’#). 

Ganz analog verhielt es fich mit allen gemeinen Ausgaben, welche auf 
Grund einer gleihmäßigen Verpflichtung aller einzelnen Gemeindegenofen ge— 
macht wurden. Auch fie wurden zugleich zu den Ausgaben der Gemeinde ge- 
rechnet, indem durd fie die in der Geſammtheit dargeftellte und folgeweife 
mitverpflichtete Gemeinde gleichfalls entlaftet zu werden jchien >). 

V. Eine ungleich höhere Bedeutung hatte won vornherein in den Gil— 





4) Das Recht auf eine beſtimmte Bewirthung und Befchenfung an den Ge— 
richte» und Zinstagen ift daher ein Recht der gemeynd, 3. B. b. Grimm V. 589 
$ 12; der gemeinen huber beim Zahrgeding ib. I. 326 $ 1; der genossen, ib. 171 
(den genossen ein viertel weins), 436 (zu der genossen recht gehört eine genau 
vorgefchriebne Bewirthung des gantzen gediges u. der gemeynde im offenen 
Ding); des lehenmann II. 405; der schefen uw. lehnleute ib. 441; hoefer 470; 
hoeber 671; hofeslüde III. 40; nachbarn ib. 23 (ein viertel wins den nachbarn 
so dick als man ungebotten geding helt). Ebenſo aber verhält es fich mit dem 
Anſpruch auf Bewirthung und Beichenfung der Zinfenden (3. 8. ib. V. 559 $ 12 
ald Recht der gemeinde, III. 244 als Recht der erven) u. Frohnenden (3. B. LI. 
115. 117, wo ſehr genauer Speifezettel. 412. 693. 697. IV. 577 8 5). Vgl. audy 
II. 146. 299. 388. 450. 664. III. 548. 749. 770. 875. — Insbeſondere gehörten 
zum Gejammtrecht die mancherlei Anfprüche dev Huber in den Dinghöfen an Zins— 
und Gerichtötagen; fie haben außer den Recht auf beflimmte Speifen und Getränfe 
und auf das erforderliche Geräth oft auch den Anſpruch auf beſtimmte Geldgefchenke 
(3. 8. I. 711. 714 u. 750), auf ein helles Feuer und heitre Mienen (V. 327 $ 8), 
auf eine gute Stube und Feuer und Licht (V. 423 $ 3—4. 437 8 2. 460 $ 10); 
ja auf die Stellung eines dritten Manns zum Kartenfpiel (ib. 460 $ 10); vgl. I. 
651. 683. 686. 703. 715 $ 3. 724. 728. 732. 304. IV. 28. 31. 37. 56. 57. 72. 
75. 100. 117. 135. 136. 177 f. 203. 217. 290. V. 402 8 5. 403 8 8.404 8 8. 
409 $ 7. 428 $ 2. 475 $ 5. 492. 674 $ 13. — Auch gehörte zu den Gemeinbe- 
rechten der Anfprud auf die Stellung der Mufif zum Tanz, ib. III. 369. 563 — 
594 Note. IV. 576 $ 5; auf Bewirtbung u. Veichenfung der Kinder u. des Ge- 
findes, ib. I. 441. II. 168. 411. 413. 509 .; auf die Bewirthung der Schöffen, 
wo nur diefe noch berufen werben, ib. I. 611. 631. 692. 794— 795. 739. 745 f. 
84, 7, 9—15. 860. II. 39. 105. 128. 278 $ 11. 738. 767, oder der Schöffen 
u. ihrer Frauen u. Gäſte, I. 552 u. 625. III. 159. — Die gehörige Bewirtbung 
ift Vorbedingung des Nechtiprechens, vgl. 3. B. W. v. Lörrach ib. I. 326 $ 1: 
den gemeinen hubern ®ein, Brot u. Muß, sust sprechent si nit. Ebenſo Der 
Zinszahlung, vgl. ib. II. 122: ſonſt behält der arme Mann jo viel Hafer im Sad, 
um eine Mahlzeit Davon zu haften. — Vgl. ud Grimm, R. A. 394. u. 869; 
Maurer, Fronh. III. 307 f. 

5) Bgl. den folgenden 8. 
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den jeglicher Art das bewegliche Gefammtpermögen. Tretzdem reichte urfprüng- 
lich auch hier die alte Vorftellung des Geſammtrechts aus. Was an genoßenſchaft— 
licher Habe, an Geräth, Vorräthen oder Geld im Gemeinbefig war, gehörte der Ge— 
fanımtheit, aber es gehörte jo gut der Gilde, Brüderſchaft oder Geſellſchaft, als den Ge— 
noßen, Brüdern oder Gefellen gemeinlich. Und ebenfo waren die genoßenſchaftlichen 
Einnahmen und Ausgaben Gefammteinnahmen und Gejammtausgaben 
fchlechthin, ohne daß dabei der Unterjchied eines forporativen Haushalts und 
einer gejellichaftlihen Miteigenthumsverwaltung zum Bewußtjein gefom- 
men wäre. 

In der Folge jedoh war es gerade das bewegliche Gejellichaftsvermögen, 
welches, wenn auch erſt nach dem Vorgange und Vorbilde des ftädtiichen Ge- 
meinweſens, in Brüderjchaften und Gilden den Körperfchaftsbegriff heraus- 
bilden half und ihm die entjchiedenfte Ausprägung gab. Zu der ftändigen 
Habe, dieſer gewillfürten Bereine gehörten frühzeitig Gegenitände, bei deren 
Gebrauch die unmittelbare Betheiligung Aller aufhörte oder zurücktrat, wie 
3. B. das Inventar des Berfammlungshaufes, Siegel, Fahnen und Embleme, 
Utenfilien für gottesdienftliche Zwede und für Begräbniße, Kiften und Kaften 
u. ſ. w. ine gemeinjame Kaffe, die unter beſtimmt geordneter und red). 
nungspflichtiger Verwaltung ftand und nur feit abgegrenzten Zwecken diente, 
wurde gebildet. Zu den aus Bußen, Renten und Gefällen fliegenden Ein- 
nahmen traten regelmäßige Mitgliederbeiträge, welche bejonders geeignet waren, 
es allmälig Elar zu ftellen, daß dabei ein Wechjel des Subjektes ftattfand, 
obwol „Alle* an „Alle” zahlten. Unter den Ausgaben mehrten fich diejenigen, 
welde tem Genofenichaftszwed dienten, ohne doch unmittelbar und gleich- 
mäßig allen Einzelnen zu Gute zu fommen, wie die Ausgaben für religidie 
und fittliche Zwecke, für Ehrengejchenfe und Bejoldungen, für die Unterftügung 
nothleidender oder Flüchtiger Brüder u. j. w. Im diefem Allem aber Tagen 
die Anfänge und Keime eines Forporativen Vermögens und forporativen 
Haushalts. 

Auch hier jedoh war mit der Vollendung des Körperfchaftsbegriffs nur 
die begriffliche Auseinanderjegung von Einheitsrecht und Vielheitsrecht, nicht 
die ausjichliegliche Geltung des einen oder des andern zur Nothwendigfeit ge 
worden. Möglih und häufig blieb — und hierin zeigt ſich die lebendige 
Sortwirfung des alten Geſammtrechtsbegriffes — die organische Verbindung 
eines forporativen Eigenthums und felbitändiger Sonderredhte aller Genofen. 
So waren denn auch nach der entjchiedenen Ausprägung ihrer forporativen 
ratur die Gilden aller Art geneigt, das bewegliche Vermögen gleichzeitig tem 
Ganzen und den Einzelnen dienjtbar zu machen. Nach wie vor daher nah» 
men fie unter das Gildevermögen Gegenſtände auf, welche für den wirthichaft- 
fichen Sondergebraud aller Genofen, 3. B. in Gewerbsgilden für den Ge: 
werbebetrieb der Einzelnen, beſtimmt waren und woran dann den Einzelnen 
ſelbſtändige und nicht willkürlich "entziehbare Gebrauchsanſprüche eingeräumt 
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wurden. Nah wie vor ferner war ed die Genoßenſchaft als jolche, welche 
neben den rein forporativen Einnahmen und Ausgaben zugleich gejellichaftliche 
Zujfammenjhüße und Ausgaben für gleichartige Individualzwede der Einzel- 
nen vermittelte. Nach wie vor blieb der genoßenſchaftliche Haushalt bis zu 
irgend einem Grade zugleich eine Gemeinwirthichaft, die zur Ergänzung der 
Einzelwirthihaften da war. Und jo blieb überhaupt in Bezug auf alles 
Gildevermögen mit dem forporativen Element ein gejellihaftliches Element 
in Äbnlicher Weiſe verbunden, wie dies heute in durchgebildeterer Geftalt in 
Gegenſeitigkeitsgenoßenſchaften, Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoßenſchaften und 
ſonſt der Fall ift. 

Ganz befonders harakteriftiich ift in Diefer Beziehung die Art und Meife, 
in welcher die Genoßenſchaften das alte Gejammteigenthbum fortbildeten, als 
zuerft wahre Kapitalien in ihren Bei kamen. Ein jelbitändiges und 
fruchttragendes Kapitalvermögen, das durch Handelegeichäfte und Darlehen 
nußbar zu machen war, iſt in der Form eines genofenjchaftlichen Vermögens 
wol am früheiten bei den Münzergeno ßenſchaften vorgefommen, denen 
ja neben Juden und Lombarden die ausjchließliche Befugniß zu eigentlichen 
Geldgeſchäften zuftand. Ueber die Verwendung eines jolden Kapitals find 
und nun einige Nachrichten aus Köln erhalten. z 

Die dortigen Erbhausgenofen beſaßen nad) ihrem Statut von 1341 76) 
auf der Münze ein Gejammtfapital von 1200 Mark, das nie getheilt, fon- 
dern ſtets zu Aller Nutzen auf der Münze erhalten werden jollte (want sy 
solin alwege vur der munzen inde up der muynzen blyven in unser alre 
urbair). Dies jollte gelten, jo lange Eiche und Erde ſteht (vaste inde stede 
zohalden, als lange als eych ind erde steyt), weshalb nicht nur alle gegen: 
wärtigen Hausgenoßen es bejchwören, jondern neue Hausgenoßen niemals vor 
Ableiftung des gleichen Eides aufgenommen werden jollten. Bon diefem un— 
theilbaren Kapital nun Fonnte jeder Genoße gegen ausreichende Bürgichaft 
und Ausftellung einer Schuldurfunde 100 Mark oder nad Bedürfniß noch 
mehr als Darlehen auf ein Jahr erhalten. Sowol er als jein Weib und 
feine Bürgen mußten die gehörige Rücdzahlung an die Sefammtheit oder ihre 
Ordre (den huisgenossen of so weme sijt bevelint) angeloben. Mit diefem 
Gelde durfte er dann während: des Jahres Wechslergejchäfte machen (dat selve 
gelt up der munzen dat jar us wenden inde keren), jollte aber die Hälfte 
ded Gewinns (winnung) an tie Hausgenofen oder ihre Ordre herauszahlen. 
Wer feiner Rücderftattungspfliht nicht nachkäme, ſollte fein Genoßenrecht 
(huisgenoisschaft) verlieren; die Hausgenoßen jollten fih dann an die Bürgen 
und die Ehefrau halten, von denen die eriteren ebenfalls, wenn fie nicht zahl: 
ten, ihre Brüderichaft einbüßen jollten. 

Im Sabre 134977) wurde das Kapital auf 1500 Mark erhöht und 


”%) B. Ennen u. Eder, Quellen 1. 303 f. 
N) B. Ennen u. Ederg, Quellen I. 310 f. 
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einftimmig feitgefeßt, daß jährlich durd das Loos drei Genoßen beftimmt 
werben jollten, von denen jeder gegen Stellung von 5 Bürgen und Mitver: 
pflihtung feines Weibes eventuell eines Stellvertreterd 500 Mark ald Darlehn 
auf ein Jahr erhalten follte, um es zu eignem Nuten zu gebrauchen). Diefe 
drei Genogen jollten dafür während des Jahres den jog. „Dienſt“ beforgen, 
welcher in der Ausrichtung eines beftimmt vorgejchriebenen Traktaments, wozu 
alle Genogen zu laden waren, in der Ueberjendung von 4 Schillingen an 
jeden Genofen nah dem Ehen und in verjchiedenen Praeftationen an die 
Vorftände und Beamten der Genoßenſchaft beftand. Wer aber einmal aus- 
geloft war und gedient hatte, jollte nicht eher wieder mitlojen, als bis Alle 
herangefommen waren. 

Hier iſt nun offenbar die Genoßenſchaft als jelhe, deren forporatives 
Weſen entihieden ausgeprägt ift, die Eigenthümerin des in Frage ftehenden 
Kapital. Schon die ftarf betonte ewige Untheilbarfeit ſchließt jeden Ge- 
danken an ein bloßes Miteigenthum aus. Auch jtehen fich die Genoßenſchaft 
und der einzelne Genoße bezüglich der Hingabe und Rüderftattung, der Bürg- 
ſchaftsſtellung und Gewinntheilung und aller daraus folgenden Rechtsverhält- 
nige durchaus wie zwei bejondere Rechtsjubjekte gegenüber. Allein es liegt 
feineswegd in römiſcher Weiſe das Alleineigenthbum einer juriftiihen Perjon 
vor. Denn das Kapital ift von vornherein nicht oder doch nicht ausichließlich 
für die einheitlichen Zwede des Forporativen Ganzen beitimmt. Bielmehr läßt 
nur die im erjten Statut ausgemachte Theilung des Gewinnes bezüglich der 
an die Genoßenſchaft fallenten Hälfte eine forporative Verwendung überhaupt 
offen?®), im Uebrigen hat das Kapital die ausdrückliche Beitimmung, den 
Einzelnen für die Zwecke ihres Faufmännijchen Privatgeſchäfts (ze irrer aller 
urber, in unser alre urbair) zu dienen. Die Genoßenſchaft giebt daher aud) 
nicht nach freiem Entſchluß wie an beliebige Dritte, deren gleichzeitige Vereins. 
mitgliedſchaft juriſtiſch unerheblih wäre, die einzelnen Theilſummen ihres 
Kapitals an die Genoßen zum Darlehn hin. Sie ift vielmehr zu diefer Hin- 
gabe nach orbnungsmäßigem Turnus und unter feititehenden Bedingungen 
verfaßungsmäßig verpflichtet; das Kapital ijt gerade deshalb in ihrem Beſitz, 
um den einzelnen Genoßen und zwar nur ihnen und ihnen allen in gleicher 
Weiſe zur wechjelweifen Sondernußnng anheimzufallen. So ift denn aud 
das Anreht des einzelnen Genofen auf das betreffente Kapital einerjeits 
offenbar ein fefte® und dem Eorporativen Mehrheitswillen gegenüber jelbitän- 
diges Privatrecht®%), und doch andrerjeits bedingt und beftimmt durch die Ge- 


'8#) „haven, hantyeren ind keren ind wenden zo irme nutz ind urbere, 
sunder yemans wederreyde, wie sij dat bes doen mogen“. 

») Ebenſo möglidy aber ift, daß vielmehr Theilung diejer Gewinnhälfte unter 
die übrigen Genoßen ftattfand. 

0) Genau wie etwa das Guthaben des Genoßenſchafters in einer modernen 
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noßeneigenſchaft und mit dieſer ſo eng organiſch verbunden, daß durch Säumniß 
bei der Rückzahlung die Mitgliedſchaft in der GEenoßenſchaft ſelbſt verloren 
geht. Wegen diejer durch das Genoßenſchaftsſtatut vermittelten organischen 
Verfnüpfung des forporativen Eigenthums und der Sonderrechte der Genofen 
erhält auch die Genoßenſchaft als ſolche für das geliehene Kapital nicht, wie 
died einem Dritten gegenüber der Fall jein würde, ein volles Aequivalent. 
Vielmehr wird, wenn in der Gewinnvertheilung des erjten Statuts ein ſolches 
noch gefunden werden fönnte, nach dem zweiten Statut jedenfalls nicht ein wirklicher 
Entgelt gewährt, jondern es wird nur durch die Vorfchriften über den „Dienft* 
zu Gunſten der in dem betreffenden Jahr nicht zum Kapitalgenuß berufenen 
Einzelnen eine gewiße Ausgleihung bergeitellt. 

Dffenbar liegt in diefen Statuten der Kölner Münzer, deren Satzungen 
ficher nicht vereinzelt geitanden haben*t), eine etwas unbehilflihe Verwirk— 
lihung desjelben Gedanfens, der in vollfommeneren Geftaltungen jo frucht— 
bar für die neuere Kapitaldafjociation geworden ift. Das durch die genofen- 
ihaftlihe Vereinigung an Kraft potenzirte Kapital joll in feinen Früchten 
wieder an die Einzelnen zurücditrömen: die Rechtsform aber für ein folches 
Verhältniß, Das dem römischen Leben unbefannt war und daher auch im 
römijchen Recht feinen Typus bervorbrachte, entwicelt fih einfach aus der 
germanischen Genoßenſchaft und ihrem Geſammtrecht. 

Andre Genoßenſchaften machten jelbjt durch Anlage oder unmittelbaren 
Gebrauch ihre Kapitalien nußbar, vertheilten aber demnächſt die Revenüen 
oder doch beftimmte Praebenden aus denjelben an die Einzelnen. Hier wur: 
den dann oft die Bezugsrechte der Einzelnen nicht nur zu jelbitändigen Privat: 
rechten, jondern erichienen mehr und mehr ihrerjeits ald der Kern des nun- 
mehr lediglich mit Rücklicht auf jeinen Vermögenswerth behandelten Genofen- 
rechts, das zuleßt wol gar von dem entſprechenden Vermögensrecht völlig ab: 
jorbirt ward. Offenbar machten fi) bier in Bezug auf Kapitalien genau 
diefelben Entwiclungsgejege geltend, weldye die Geſtaltung des genoßenjchaft: 
lichen Gejammteigenthums am Grund und Boden und der liegenihaftlichen 
Geſammtgerechtſame beherrjchten. Wir finden daher auch hier überall ganz 
analoge Phaſen und Formen der Redtöbildung??). 


Erwerbs: und Wirthichaftsgenogenfchaft oder das Anrecht des Aftionärd auf 
Dividende. 

en Vgl. 5. B. das Stat. der Körperfchaft der Officinlen des Bnramtes v. ©. 
Brigiden in Köln v. 1320 b. Ennen u. Eder a. a. O. I 244, wonach das 
900 Mark betragende Genofenfchaftsfapital den beiden jährlih zu wählenden 
Meiitern in zwei Raten geliehen werden follte, wogegen dieſe bie Nüdgabe cidlich 
verfprechen und je 12 verdiente Amtleute als Bürgen dafür beftellen follten. 

82) Hierher gehören manche geiftliche u. weltliche Bruderfchaften u. Gilden, be 
fonders in jpäterer Zeit. Vgl. Tb. I. 239. 335 N. 17. 853. 869 N. 1. Vgl. auch 
Hansen, Fehmarn 336 über das Kapital einer dortigen Betterfchaft, welche Die 
Binfen an die Vettern (jeder erhielt alle 3 Jahr 2 species) vertheilte. 
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8.15. Gefammtforderung und Gejammtverbindlicdhfeit. 


Wie im Sachenrecht Gefammteigentfum und Gejammtgerechtiame, ſo 
waren im Obligationenredt Gefammtforderung und Gelanmtverbindlich- 
feit Erzeugniß und Korrelat des alten Genoßenſchaftsbegriffs. 

A. Gefammtforderungsrehte find bereits als Beltandtbeile des 
Gejammtvermögens und Duellen des Erwerbs von Geſammteigenthum vielfach 
erwähnt. Dabei hat fich ſchon zur Genüge herausgeſtellt, daß als ihr Sub- 
jeft die Gefammtheit genau in demjelben Sinne wie bei Geſammtſachenrechten 
erſchien. Zu welderlei Handlungen, Leiftungen oder Zahlungen daher aus 
Satungen, Rehtsgeichäften oder unerlaubten Handlungen die Herren und 
ihre Beamten, beliebige Dritte oder eigne Glieder einer Genoßenſchaft ver- 
pflichtet fein mochten: die Berechtigte war ftets die Gejammtheit ſchlechthin 
in ihrem zugleich einheitlichen und vielheitlichen Beitande. Das genofen- 
ihaftliche Gejummtforderungsreht war daher weder die durchweg einheitliche 
Forderung einer juriftifchen Perfon noch eine bloße Summe jelbftändiger 
Einzelforderungen, jondern hatte für das eine oder das andere jowie für eine 
Miihung von Beiden ald Fir bloße Modalitäten desſelben Begriffes Raum. 
Thatjächlich mochte die eine Genofenichaftsforderung einem forporativen Ein» 
heitsrecht nahe ftehen, die andere ald Summe für fidh beitehender, durch die 
Verbindung der Gläubiger, die Identität des Objekts oder auch durch bloße 
Sleichartigkeit zufammengehaltener Forderungsrechte aller Genoßen erſcheinen: 
begrifflih jchien damit nicht eine Verſchiedenheit des Subjefts, jondern nur 
eine Verjchiedenheit der mehr oder minder feiten Zujammenfaßung geſetzt zu 
fein. In beiden Fällen wurde „Allen®, nur bier „befonders* und dort „ind 
gemein“, geichuldet; und zulegt Tief ſich jedes noch jo einheitlich Eoncentrirte 
Forderungsreht ver Geſammheit in eine Summe von Theilforderungen auf: 
gelöft und jede irgendwie verknüpfte Bielheit von Sonderforderungen aller 
 Genofen in eine einheitlihe Genoßenſchaftsforderung zujammengefaßt vor- 
stellen. 

Mer daher einer Gemeinde oder Gilde eine Zahlung oder Leiſtung im 
Ganzen ſchuldete, der brauchte allerdings nur unmittelbar an die Berfammlung 
oder an ihren gehörig bevollmächtigten Stellvertreter oder Beamten zu erfüllen. 
Denn er war nur zur Gejfammtleiftung an die Genofen gemeinlich verpflichtet 
und Eonnte daher jeden einzelnen Genoßen zurückweiſen, der das Ganze oder 
einen Theil abgefondert für fich verlangte. Hatte er aber etwa aus freien 
Stücden jedem Einzelnen zum verhältnigmäßigen Theil geleiftet und Abnahme 
gefunden, jo erjchien er ficherlich ald befreit. Denn wenn bier auch ftatt des 
richtigen Weges, an Alle „gemeinlich“ zu erfüllen, der unrichtige Weg, an 
Alle „beionders" zu leisten, eingeichlagen war: jo war doc jchliehlich das 
rechte Subjekt in den Befig des gejchuldeten Objektes gelangt und damit die 
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Forderung Fonjumirt. Es war ja an Alle, mithin an die Gefammtheit, die 
fih mit Allen deckte, geleijtet?). 

Mar umgekehrt Jemand allen einzelnen Gemeinde: oder Gildegenoßen zu 
gleihartigen nad Einzelbeträgen feitgejeßten Leiftungen verpflichtet, jo konnte 
und mußte er, da er eben „Jedem“ etwas jchuldig war, zunächit jedem Ein- 
zelnen abgejondert erfüllen. Wenn er jedoch, wo eine Zufammenfaßung thun- 
lich war, an die Genofenihaft im Ganzen zur Vertheilung unter die Einzel- 
nen geleiftet und Abnahme gefunden hatte, jo war er feinerjeit befreit und 
der Einzelne konnte ſich wegen feines Sonderanjpruchs nur noch an die Ge— 
nogenihaft halten. Denn feiner Verpflichtung, eine Summe von Einzel 
leiftungen an „Alle* zu erfüllen, hatte er auch jo genügt, da er dad Ganze 
au die Gejammtheit geleijtet hatte, die Geſammtheit aber alle Einzelnen und 
zwar Alle ohne fefte Abgrenzung der Vereinsmitgliedfchaft gegen die Indivi- 
dualperjänlichfeit in fich enthielt?). 

Dazwiihen nun aber lagen zahlreiche genoßenſchaftliche Rechtöverhältnige, 
bei denen von vornherein eine einheitliche Forderung der Geſammtheit für be- 
ftimmte Beziehungen in eine Summe von Theilforderungen der Genoßen 
zerlegt oder umgefehrt jelbjtändige Forderungen der Genofen zu einem von 
der Genoßenſchaft und ihren Beamten zu vertretenden und geltend zu machen» 
den Einheitsrecht zufammengefaßt waren. Nur waren hierbei die Grenzen 
nicht feſt und principiell, fondern flüßig und Fonfret, indem der Eine Begriff 
einer Forderung der Gejammtheit für die verfchiedenten dem Einzelfall ange 
meßenen Nüancirungen Raum hatte. 

Endlih mußte auch, wie von dem genofenfchaftlichen Geſammteigenthum 
die Gemeinjchaft zur gefammten Hand, jo von der genofenjchaftlichen Ge— 
jammtforderung die Borderung zur gefammten Hand?) vor der Vollen- 
dung des Körperjchaftöbegriffs ſich zwar ſcharf unterjcheiden: der Unterjchied 
fonnte aber nicht in ter principiellen Bejahung oder Verneinung eines von 
der Mehrheit der Einzelnen verfchiedenen Forderungsjubjektes gefunden werben. 
Vielmehr war, wie bei der Genoßenſchaft die Eriftenz, jo bei der gefammten 
Hand die Nichteriftenz einer jelbftändigen Perfönlichkeit ded Ganzen noch latent 
und gewißermahßen in der Schwebe, jo daß in beiden Fällen eine zugleich ein- 
heitlihe und vielheitliche Gefammtforderung gleicher Weiſe vorzuliegen fchien. 
Darin jedoch unterjchied fih die Forderung zur gefammten Hand von den 
hier erörterten Gejammtforderungen, dab bei ihr nad) vertraggmäßiger Ab- 
mahung von der Mehrheit der Gläubiger Seder ſowol einen Theil ald das 
Ganze verlangen, der Schuldner aber ſich durch Leiftung an Einen liberiren 


) Den Beleg liefern die in $ 14 N. 35—39 angef. Stellen. 

2) Bol. oben $ 14 N. 65 —74, 

3) Sachſ. fp. III. 85 $ 1-2. Hamb. St. v. 1270 VII, 8. Stobbe, zur 
Geſch. des deut, Vertragsr. 174. 
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und den mit Einem gejchlogenen Vergleich den Uebrigen entgegenjegen Eonnte. 
Denn dies beruhte auf einem durch die geſammte Hand geichaffenen gegen- 
jeitigen Bertretungsredht der Gläubiger, von weldem in Gemeinden und Gil: . 
den nicht die Rede ift. Vielmehr ift hier ſtets nur der dur die Verfaßung 
oder durch bejondere Vollmacht berufene Genoße zur Vertretung der berechtigten 
Geſammtheit befugt, mag nun im Uebrigen die leßtere als vielköpfige Gläu- 
bigerijhaft oder als Eorporative Gläubigerin aufgefaßt werden. 

B. Gejammtverbindlichfeiten folgten in großer Zahl theils aus 
allgemeinen Rechtsſätzen, theils aus genoßenſchaftlichen NRechtsgeichäften oder 
auch aus unerlaubten Handlungen. Dabei trat in allen Fällen, indem die 
Geſammtheit zugleich als Einheit und als Vielheit verpflichtet ward, der Unter 
Idjied des alten Genofenfchaftsrcchtes von dem jpäteren entwicelten Körperjchaftd- 
recht ſehr jcharf hervor. 

I. Im Allgemeinen zunächſt find bier folgende Verhältnige zu 
unterjcheiden. 

1. Wenn eine Genofenshaft im Ganzen irgend eine einheitliche 
Handlung, Leitung oder Zahlung jchuldete, jo haftete dafür die Geſammtheit 
ſchlechthin und zwar nicht nur in ihrer Einheit fondern auch in ihrer Biel 
heit. Allerdings traf eine derartige Verpflichtung zunächſt das Ganze des 
Verbandes: aber dieies Ganze war ja von der Summe der Einzelnen, aus 
denen es ſich zuſammenſetzte, nicht zu trennen. Wenn daher die Genofenjchaft 
als folche verpflichtet war, jo waren ſtets auch alle Genoßen, deren Gejammt- 
heit fih ja mit der Genoßenſchaft deckte, mitwerpflichtet. Deshalb war auch 
eine jolche genoßenſchaftliche Geſammtſchuld nicht principiell, jondern nur dem 
Grade und ten Modalitäten nad von einer Verpflichtung Mehrerer zu ge 
jammter Hand*) verſchieden. Wie eine jolche verpflichtete Mehrheit in Bezug 
auf die Schuld zugleich als Einheit erſchien, jo erjchien die verpflichtete ge- 
noßenjchaftlihe Einheit zugleih als Vielheit, während hier die jelbftändige 
Rechtsperjönlichkeit ter Einheit noch latent und dort die Nichteriftenz einer 
eignen Gejammetperjönlichfeit noch unentichieden war. 

a. Möglich war es, daß der Berechtigte durch die bejondere Beichaffen- 
heit feines Rechtes gebunden war, zu nächſt die Genoßenſchaft in ihrer Ein- 
heit, in ihren Vorftänden, in ihrem ungetheilten Gejammtvermögen anzu— 
greifen; daß er erſt, wenn diefer Weg ihm nicht zum Ziele führte, die Ge- 
ſammtheit in ihren einzelnen Trägern aufjuchen und fi an die Perjon und 
das Vermögen der Genofen fonderlih halten durfte. Allein dies empfand 
man nicht als eine Verjchiedenheit des haftenden Subjefts, fondern nur ald 
eine verjchieden abgeftufte Art der Geltendmachung. Immer waren es alle 
Genoßen, die herangezogen wurden; fie fonnten aber, weil fie eben im Ganzen 


— 








) Stobbe a. a. O. 138—171. Platner, die Bürgihaft 36 f. Näheres 
unten $ 36. 
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und in ihrer Verbindung jchuldeten, verlangen, in erjter Neihe insgemein 
und erit dahinter jonderlich angegriffen zu werden. War der Körperjchafts- 
begriff entwicelt, jo ftellte fich ein ſolches Verhältniß als Principalhaft der 
juriſtiſchen Perfon unter jubjidiärer Mitverhaftung der Einzelnen dar: 
vorläufig indeh Tag nur der Keim hierzu in einer Haftungsweile, die von dem 
Zeitbewußtjein einfach als Haftung einer Genoßengeſammtheit empfunden 
wurde, welde zwar von der einen Seite her Ginheit und zunächſt als jolde 
verpflichtet, von der andern Seite her aber Vielheit und deshalb immer zuleßt 
auch als ſolche verhaftet war. 

b. Weil nun aber in der alten Genoßenſchaft die Genoßen nicht blos 
mit einem bejtimmt begrenzten Stück ihrer Perjönlichkeit, jondern mit ihrer 
Perjönlichkeit ſchlechthin jteckten, indem die gemeinheitliche und die individual» 
rechtliche Seite der Einzelperjönlichfeit überhaupt Legrifflih noch nicht ge- 
jchieden war: jo hafteten im Nothfall alle Einzelnen für jede Genoßenſchafts— 
Ihuld unbefhränft, mit ihrer ganzen Perſon und ihrem ganzen Vermögen. 
Eine in jubjeftiver Beziehung limitirte Haft konnte es gar nicht geben, fo 
lange nicht die Gefammteinheit als ein von der Geſammtvielheit verjchiedenes 
Subjeft erkannt und in diefer Eigenfchaft für die Alleinfchuldnerin erklärt 
war. War jede Genofenihaftsihuld nur eine genokenjchaftsweije gejchuldete 
Verbindlichkeit Aller, jo mußte von jelbit, jobald diefe Modalität hinfällig 
wurde, eine gewöhnliche Verbindlichkeit Aller au die Stelle treten. 

Hiermit ift natürlich nicht ausgeſchloßen, daß eine beſchränkte Haftbar- 
feit von objeftiver Seite her durch die ausjchließliche Anweilung einer Ge: 
jammtjhuld auf eine bejtimmte Vermögensmafje bergeftellt werden konnte, 
daß aljo 3. B. die Auflegung einer Gemeindepfliht auf die Allmende oder 
die Fundirung einer Gildeſchuld auf ein Gilvehaus möglich war. Allein 
hierin ftehen Genoßenſchaftsſchulden nicht anders als die Verbindlichkeiten 
Einzelner und es fommt daher ganz allein der objektive Sharafter der Schuld 
als Realihuld in Betracht, während injoweit, als daneben oder dahinter etwa 
noch eine perjönliche Berpflichtung fteht, auch wieder die Mitverhaftung der 
Einzelnen in der Geſammtheit Platz greift. 

c. Dffen endlich bleibt bei der unbejchränften Haftung der Einzelnen 
für die Gefammtheit die weitere Frage, ob dieſe Haftung eine ratenweije 
oder eine ſolidariſche if. An ſich iſt jo gut in der Genoßenſchaft wie 
außerhalb derjelben Beides möglih. Je nad den Umständen kann daher eine 
Genoßenſchaftsſchuld, jobald und joweit fie die einzelnen Genofen in ihrer 
Befonderheit verpflichtet, bald fich von ſelbſt unter Alle vertheilen bald von 
vornherein Seden für das Ganze verbindlich machen; oder fie kann auch zwar 
zunächit ratenweije, in Bezug auf etwaige Ausfälle aber jolidarijch gejhuldet 
werden, Im Allgemeinen neigte man in älterer Zeit durchaus zu der An- 
Ihauung, daß zwar im Verhältniß der Genoßen zu einander die Geſammt— 
ſchuld jofort in gleiche Theile zerfalle, daß aber nad außen im Zweifel jeder 
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Genoße für das Ganze hafte. Es jchien ſich aus dem innigen Verbande der 
alten den ganzen Menjchen umfaßenden Genofenfchaft von ſelbſt zu ergeben, 
daß „Einer für Alle“ jtehen mußte Die mittelalterliche Rechtsanſchauung 
erlaubte daher jowol bei Schulden als bei Deliften einer Geſammtheit, jobald 
von dieſer unmittelbar Befriedigung nicht zu erlangen war, ein beliebiges 
Mitglied derjelben herauszugreifen, zu pfänden oder zu verhaften. Es mochte 
dann der Genoßenjchaft überlaßen bleiben, wie fie unter ihren Genoßen eine 
Ausgleichung herbeiführen wollte. In dem mehr völferrechtlichen Verkehr der 
Städte untereinander und mit Fürften und Ländern blieb dieſer Grundfag 
auch nach der Ausbildung des Körperſchaftsbegriffes Tebendig, wie ja auch heute 
aud dem Bölferreht noch nicht alle Spuren der Haftung des Ginzelnen für 
die Geſammtheit verjhwunden find. 

2. Wenn umgekehrt alle Genofen zunächft in vielheitlicher Weiſe 
Jeder für ſich eine Handlung oder Leiſtung ſchuldeten, dieſe Pflicht aber eben 
Alle gleichmäßig traf, ſo ließ ſich die Summe der Sonderpflichten, ſobald 
zu ihrer Zuſammenfaßung irgend ein Anlaß vorlag, zugleich als genoßenſchaft— 
liche Gejammtpflicht vorjtellen. Als Gejammtpflicht aber zog fie zugleid) die 
Geſammtheit in ihrer Einheit in das Schulöverhältnig hinein. Wenn daher 
die gemeinen Verbindlichkeiten Aller zugleich eine Verbindlichkeit der Genofen» 
ihaft als joldher begründeten, jo fonnte auch die Genoßenſchaft in ihrer Orga- 
nifation in der einen oder anderen Beziehung zwiſchen den Berechtigten und 
die einzelnen DVerpflichteten treten; fie konnte 3. B. die Einzelbeträge durch 
ihre Beamten jammeln und abführeu laßen, fie konnte den Gejammtbetrag 
aus ihrem Vermögen vorjchiegen, fie fonnte Ausfälle deden, fie konnte zulegt 
überhaupt die Verbindlichkeit im Ganzen dem Berechtigten gegenüber über- 
nehmen und nur ihrerjeits die Ausgleihung unter den Genofen durch Heran- 
ziehung der Ginzelnen zu den ihnen obliegenden Sonderleiftungen als eine 
innere Berbandsangelegenbeit betreiben. In allen diejen Beziehungen Fonnten 
fih im Laufe der Zeit je nad) dem Eonfreten Bedürfniß die Grenzen des ein- 
heitlichen und des vielheitlihen Moments in der Gejammtpflicht beliebig ver- 
idieben, ohne daß damit das jchuldende Subjekt zu wechjeln jchien. Schuld— 
nerin vielmehr war und blieb die Gejammtheit und ed war nur das die Ver— 
bindlichkeit durdhziehende Band Iojer oder ftraffer gezogen, hierhin oder dorthin 
gewendet, jo oder jo mit der abgejonderten die gemeinfame Haftung Aller 
gemischt. Dabei Fam im Ganzen der immer feiteren Zufammenfaßung ur- 
jprünglich getrennter Pflichten jowol die Neigung der Genofen, in allen’ 
Dingen verbunden aufzutreten, ald das Intereffe der Berechtigten zu Gute, 
welche ſich lieber einer einheitlih handelnden und Freditfähigeren Gejammtheit 
ald den zerjtreuten Einzelnen gegenüber jahen. 

Mit der Vollendung des Körperjchaftsbegriffs mußten die ungleichartigen 
Derpflichtungsformen, welde in dem Einen Begriff der Geſammtverbindlich— 
feit als bloße Modalitäten Plag gehabt hatten, aucd hier auseinanderfallen. 

1, 25 
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Nun gerade zeigte es ſich, wie verfchiedenartige Keime und Möglichkeiten in 
der alten Gefammtpfliht neben einander gelegen hatten. So find denn in 
der That diefelben gemeinen Zind- und Dienjtpflichten einer Genofengefammt- 
beit, welche in der Regel zu rein individuellen Berbindlichkeiten der einzelnen 
Grundbefiger einer Feldflur wurden, in Städten und Zünften zum Theil in 
rein förperjchaftlihe Abgaben und Leiftungsverbindlichkeiten umgewandelt 
worden. 

3. Auch im Verhältniß zu ihren Gliedern war jede Pflicht einer 
Genoßenſchaft eine Gefammtpflicht. Deshalb enthielt die einheitliche Pflicht 
der Gefammtheit gegen den Einzelnen zulegt immer auch eine Pflicht der 
übrigen Genofen gegen diejen einen, und eine gegenjeitige Pflicht aller Ge- 
noßen erfchien zulegt immer auch als Pflicht der Geſammtheit gegen den Ein- 
zelnen. Wenn thatjächlich der berechtigte Genoße wegen feiner Befriedigung 
bald mehr an das Ganze in feinen Beamten und Borftänden, bald mehr an 
jeden einzelnen Mitgenoßen gewiefen war, jo ſchien aud hier nur eine ver- 
ihiedene Ausprägung, eine größere Koncentration oder Zerjtreuung berjelben 
Pflicht Aller gegen Einen vorzuliegen. Deshalb fonnte denn auch jpäter aus 
derjelben Gejammtpflicht eine Eorporatipe oder eine gegenjeitige Verbindlichkeit, 
3. B. aus der Unterftügungspflicht Aller gegen den Genogen jowol die Forpo- 
rative Armenlaft der Gemeinde oder Zunft, als Beiſtands- und Hilfepflichten 
des Einzelnen gegen den Einzelnen, des Nachbaren gegen den Nachbaren, des 
Bürgers gegen den Bürger hervorgehen). 

4. Dem engen Berbande der alten Genoßenſchaften entwuchs aber nod) 
eine weitergehende Solidarität der Pflichten, als fie an fi) aus dem Begriff 
der Öejammtverbindlichkeit folgt. Das war die Haftung der Gejammt- 
heit für Schulden und Delikte des Einzelnen. 

An fih ward durch feine bejonderen Handlungen und Geſchäfte nur der 
Einzelne verpflichtet. Denn wenn er aud, da die Individualperjönlichkeit 
noch nicht von der Verbandsmitgliedſchaft gelöft war, nie als bloßes Einzel- 
wejen, jondern immer mit der Gejammtheit feiner rechtlichen Eigenjchaften 
und folgeweife auch als Glied eines Ganzen auftrat und haftete: jo Fonnte 
er doch nicht durch jein alleiniges Wollen und Thun diejes Ganze ſelbſt, wie 
umgekehrt das Ganze ihn, verbinden. Allein in einer Reihe von VBerhält- 
nißen erſchien ed troßdem als die Pflicht der Gejammtheit, jedes ihrer Glieder 
zu deden und deshalb im Nothfall auch für jeine Verbindlichfeiten einzuftehen. 
‚Eine jolde Anſchauung mußte fih um fo eher entwickeln, in je fefterer Ge- 
ihloßenheit die Genofenjhaften einander und den höheren Verbänden gegen- 
übertraten und je energijcher fie in allen Angelegenheiten des Lebens die ein- 
zelnen Genoßen ſchützten und vertraten. Wenn überall nicht nur Einer für 
Alle, jondern Alle für Einen ftanden, jo jchienen auch Alle für Einen ver- 


) Bgl. oben $ 11 9. 131—145 u. Th. J. 229. 
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antwortlih zu jein. So brach fih denn in der That nach manden Rich— 
tungen bin eine jubfidiäre Haftung der Gejammtheit für die Delikte und 
Schulden der einzelnen Genofen Bahn. Wo eine jolde Haftung nicht auf 
ausdrüdlicher oder gewohnheitsmäßiger Satzung beruhte, zeigte ſich wenigitens 
die Neigung, fie vertragsmäßig auf die Gefammtheit zu übernehmen. Und 
wenn die unbedingte Vertretung des Genofen dur die Genoßenſchaft im 
einzelnen Falle nicht gefordert jchien, jo verlangte man vielfach von der Ge- 
jammtheit, daß fie, um fi von der Haft für den jchuldigen Genoßen zu be 
freien, diefen förmlich aus ihrem Berbande weife und der Rache oder Strafe 
überlaße; oder man machte die Gejammtheit wenigitens dann für den Ge- 
noßen verantwortlich, wenn fie diefen gegen einen gerechten Anſpruch in Schuß 
nahm, das Recht gegen ihn weigerte oder ſonſt fich mittelbar feine Handlung 
zu eigen machte. Sobald und ſoweit nun aber die Gejammtheit für den 
Einzelnen einftehen mußte, war ihre jubjidiäre Verbindlichkeit natürlich eine 
Gejammtverbindlichkeit im oben entwidelten Sinn, welde nicht blos die Ge- 
noßenſchaft als jolche, jondern aud die Vielheit der Genoßen und jomit jeden 
Einzelnen ergriff. Mithin enthielt zulet jede genoßenſchaftliche Geſammthaft 
für den Genoßen zugleih die Haftung jedes Genofen für den Mitgenoßen 
in ſich. 

Am weiteiten reichte die Haftung Aller für Einen in ven alten Ge 
ihlechtern, die ald Gejammtheiten für Wergeld und Schadenserjaß, welche ein 
Genoge verwirft hatte, auffamen®). Reſte einer ähnlichen, wenngleich be 
jchränfteren Haftung der Gejammtheit für Vergehungen der Einzelnen finden 
fih in Gemeinden und Hundertihaften”). Freiwillig übemahınen die alteı 
Schußgilden, gezwungen die engliſchen Vereine für Sriedensbürgichaft eine der- 
artige Gejammthaft?). Nicht jelten wurde bei Vereinbarungen verſchiedener 
Genofenverbände miteinander ausdrüdlich ausgemacht, daß jeder Verband dem 
andern gegenüber eine Garantie für jeine Mitglieder übernehmen ſolle?). 


6) Th. I. 18. N. 21—39. Auch über die Haftung der Geſchlechtsverbände 
Ditmarfchens ib. 411 u. Rive, über den Freiftaat Ditmarfchen im M. 4, 
Freib. 1871, ©. 21 u. 25. Nach dem zweiten Landr. (zwifchen 1467 u. 1481) 
a. 30 können fich jedoch die Gefchlehtögenofen von ber Zahlung der, Friedensbuße 
durch Webergabe des Friedbrüchigen an bie öffentliche Strafe und Friedloſigkeit 
befreien. 

7, Th. J. 73 N. 43. — Bol. auch Urk. v. 1260 b. Trouillat II. nr. 547 
p. 722: die wegen unbefugten Fiſchens u. Holzend auf Kloftergrund verklagte 
universitas villanorum de Öheim veripricht dafür einzuftehen, daß Jeder von ihr, 
der das noch einmal thue, Buße und Erfat geben werde. — Löw 263. Maurer, 
Einl. 162—165. 

8) Th. I. 231 N. 36 u. 240f. 

») So übernahmen in einem Vertrage v. 1273 mit Holftein die Gejchlechter 
und hinter ihnen die Kirchipiele Ditmarjchens ausdrüdliche Garantie und Haftung 

25* 
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Und in dem Verkehr der Gemeinden, Städte und Herren untereinander erhielt 
ſich das ganze Mittelalter hindurch die Rechtsanſchauung, daß ſowol bei Ver— 
gehungen wie bei Schulden eines Genoßen der Gläubiger äußerſten Falls ſich 
an deſſen Mitbürger oder Mitgenoßen halten känne!o). Mindeſtens gab man 
auswärtigen Gläubigern dann, wenn die Gemeinde des Schuldners die Zuftiz 
geweigert und jo gewißermaßen defjen Verbindlichkeit auf ſich geladen hatte, 
die Befugniß, jeden Gemeindegenofen zu ergreifen und zu pfänden!!), Nur 
durch ausdrüdliche Verträge und Privilegien juchten die Städte ſich gegen die 
Anwendung eined ſolchen Grundjaßes, der zu dem neuen bürgerlichen Gemein- 
weſen nicht mehr paßte, zu jhügen. Schon die wiederholten Zufagen und 
Derabredungen aber, durch welche die Haftung für Schulden und Vergehungen 
außer dem Falle ausdrücklich übernommener Bürgſchaft auf den urjprünglid) 
Berpflichteten bejchränft ward 12), beweifen, wie hartnädig das Leben den alten 


für flüchtige Räuber und Diebe aus ihrer Mitte. Einer ſolchen vertragsmäßigen 
Uebernahme der Geſammthaft bedurfte es in diefem Falle auch bei den Gefchlechtern, 
weil diefe an fich nur für Gewaltthat, nicht für unmwürdige Handlungen der Ge: 
noßen auffamen; vgl. Landr. v. 1445 8 15; Nivea. a. O. 38. In einer Berein- 
barung ber beiden Rande der Brofmer u. Emfiger b. Richthofen, frief. Rsqu. 
137 heißt es ebenfalld: die Verwandten follen zablen; sive si cognatos non ha- 
huerit, eives pro eo solvant, si noluerint eum dare actori. 

0) So heißt ed noch im Königsfelder Nechtöbr. v. 1860 b. Gengler, 
Stadtr. 225 $ 5, die bortigen Bürger follten zwar an andern Orten nur bei ver- 
weigerter Juftiz, in der Stadt Neuenburg aber kraft eined althergebradhten Rechte 
diefer Stadt unbepingt wegen Schulden ihrer Mitbürger verhaftet und gepfändet 
werden können. Vgl. auch Schlef. Landr. II c. 11 $ 11. Hüllmann, Städtew. 
I. 197—201. Donandt, Brem. Stadtr. I. 210. Stobbe a. a. O. 150f. 
Platner a. a. O. 5f. Maurer, Stadtv. II. 826. 

19 Bol. Priv. f. Regensburg v. 1230 b. Gaupp I. 169 u. Gengler 374 
$ 13: item nullus civis neque bona illius detineri debent loco pignorum pro 
episcopo vel pro duce vel pro quacunque alia persona, nisi tantum pro suo 
econcive hoc adjecto, quod detentor civibus primo proposuerit causam suam et justitia 
sibi fuerit denegata. Urk. v. 1355 b. Lacomblet III. 454: civitas autem ipsa 
et cives Col. nusquam poterunt vel debebunt communiter vel divisim in 
personis suis aut rebus vel bonis pro promissione, debito, excesso, forefacto 
sive delicto Sui concivis vel concivium aut etiam civitatis impeti, impigno- 
rari, invadi vel quomodolibet aggravari, nisi civitas aut judices civitatis antea 
super eo pluries et legitime requisiti . . justitiam secundum jus civitatis fa- 
cere denegassent. Urk. v. 1267 b. Schoepflin, Als. dipl, Nr. 644. Könige: 
felder Rechtsbr. $ 5 (in N. 10). Brünner Schöfffnbuh Nr. 428 b. Rößler 
197— 200. 

12) Bol. 3. B. die Verträge der Stadt Köln mit Verdün v. 1178 6. La— 
comblet I. Nr. 464 ©. 326 u. Ennen u. Eder, Quellen I. 577; mit Slan- 
dern b. Warnfönig I. Nr. 17: nihil repetatur ab eis pro debito alterius; 
init dem Grafen v. Berg v. 1280, 1284, 1299 b. Ennen u. Ederk, Quellen 
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Gebrauch feſthielt. Freilich hatten die Rechtsverhältniße zwijchen den einzel- 
nen Städten und Herrn im Mittelalter einen halb wölferrechtlichen Charakter, 
und im Völkerrecht iſt es ja bis heute nicht ganz unerhört, ftaatliche Gemein: 
ihaften oder jelbit einzelne Mitbürger für die Handlungen einzelner Staats- 
angehöriger verantwortlich zu machen. 

5. Analoge Verhältnife finden fich übrigens aud) bei herrſchaftlichen 
Verbänden. 

Weil zunächſt jeder Herr in fi den Verband der ihm unterworfenen 
Leute darftellte, ohne daß diefe Stellung von jeiner Privatperjönlichfeit abge— 
trennt gemejen wäre, machte er durch feine Verträge und unerlaubten Hand- 
lungen aud die einzelnen Glieder feines Herrichaftsverbandes haftbar. Das 
ganze Mittelalter hindurch jah man daher Jeden, der von einem Herrn wegen 
einer Schuld- oder Schadenserjaßforderung feine Befriedigung direkt nicht er- 
langen Fonnte, für berechtigt an, die Unterthanen, Schußpflichtigen oder 
Hörigen und ihre Güter anzugreifen und zu pfänden!S). Urſprünglich hatte 
dieſes Pfändungsrecht Feine feite Grenze, obwol doch nur durdaus eigne Leute 
mit ihrer ganzen Perjönlichkeit in den Herrfchaftsverband gehörten und von 
dem Herrn gleih Sachen zum Pfande geſetzt werden konuten. Mit irgend 
einem Stüd ihrer Perjönlichkeit gehörten eben auch freie und halbfreie Unter- 
thanen zu der Herrichaftsiphäre des Herrn, und es fehlte meift an einer feiten 


II. 156 f.; mit andern Städten und Fürften v. 1259 u. 1262 ib. II. 360. 406. 
407. 456; kaiſerl. Priv. f. Köln v. 1273 ib. II; auch die Urf. 6. Lacomblet 
11, Nr. 463. 530. 532. 610. 719. 789 u. Ennen, Geſch. 563, bei. N. 5. Ferner 
dad Priv. f. Nürnberg v. 1219 b. Gaupp, Stadtr. I 177 $ S: nullus Nu- 
rembergen. sit alicujus gaphant de jure nec unus mercator pro alio. Handf. 
v. Sreiburg i. U. v. 1249 ib. UI. 103 $ 126. Priv. f. Weſel v. 1382 b. Geng- 
ler 522. Verträge der Stadt Hamburg mit friefiichen Landesgemeinden v. 1297 
b. &appenberg, Hamb. Urkb. Nr. 899 u. 900 ©. 750; Vertr. v. Bafel u. Luzern 
v. 1293 b. Trouillat II nr. 426 p. 550. Urk. b. Geiberk I Nr. 875; 1374 
ib, 1I Nr. 840 ©. 113; b. Guenther II nr. 151 u. 157; b. Schreiber I 
Nr. 121 u. 135; b. Niejert I Nr. 15; b. Lappenberg, Stalhof, Urkb. ©. 17 
(v. 1311). — Ebenfo erlangte die Kölner Judengemeinde eine ausdrückliche 
Zufage, daß weder fie noch einzelne Juden fortan für Vergehungen einzelner Juden 
haften follten; Ennen, Geſch. v. Köln I. 476; Quellen II. 321. 

19) Bol. Priv. f. Nürnberg v. 1219 b. Gaupp I 177 $ 7: quicunque do- 
minus aut alius creditor (lied debitor) alicui Nurembergen. accommodata 
reddere renuerit, mansionarius illius aut mercator vel suus voctman erit 
pignus Nurembergen. Königsfelder Rechtsbr. v. 1360 b. Gengler 225 $ 4. 
Brünner Stadtr. aus d. 14. 3. b. Nöfler 361 Nr. 75: ob unsir purger ainer 
eim lanthern oder eim ritter icht parget vor eim schephen o. vor czwain u. 
gilt im daz nicht czu dem tag, so schol er sein leut phenden in der stat. 
Urf. 6. Boehmer 304—305 u. 543F., beſ. $ 11; b. Seiberg I nr. 277, 
Grimm, ®. IL 62. 315 u. 316 (v. 1417). 848. V. 344 $ 7. 
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und für Dritte kenntlichen Abgrenzung dieſes Stücks gegen die übrige Per— 
ſönlichkeit!«). Allmälig indeß erkannte man, daß gerechter Weiſe der Unter- 
than nicht an Mehrerem gepfändet werden konnte, als an dem, wozu er jelkft 
dem Herrn verpflichtet war. Man ftellte daher jetzt das Princip auf, daß die 
Unterthanen nur mit dem, was fie dem Herren an Bete und Steuer jchulde- 
ten, für deſſen Berbindlichfeiten verhaftet und pfandbar feien!d). Zuleßt 
judhte man überhaupt durch Privilegien und Verträge die unmittelbare Mit» 
verhaftung der einzelnen VBerbantsglieder für den Herrn zu bejeitigen 16); ber 
Gläubiger war dann außer dem Falle ausdrüdlicher Verbürgung lediglich an 
den Herrn ſelbſt gewiefen, während Letzterer durch Schatzungen und Beten 
mittelbar die Theilnahme der ihm unterworfenen Leute und Gemeinden an 
denjenigen Berbindlichkeiten, welche den ganzen Herrihaftsverband berührten, 
realifiren mochte. | 

Umgefehrt hatte der Herr, weil er den gefammten Verband darftellte und 
vertrat, in beftimmtem Umfange für die ihm unterworfenen Einzelnen einzu: 
jtehen und fie zu verantworten; insbeſondere Iud er, wenn er oder feine ge- 


14) Doch war natürlich vermöge des inneren, Verbandsrechtes der Herr ver- 
pflichtet, jeine Leute auszulöſen und jchadlos zu halten. Vgl. Jura burgi Cha- 
telblance b. Grimm, ®. I. 848: ber Herr verjpricht Bürger, die pro debito vel 
pro facto domini verhaftet find, auszulöfen. Zugrecht des Oberelſaß v. 1331 ib. 
V. 344 $ 7: wer er ouch für sinen herren bürge worden sins willen oder 
öne willen, der herre sol in ouch von allem schaden ziehen. 

»5) In einem Frankfurter Schöffenipruh v. 1474 b. Thomas, Oberhof 
Nr. 107 S. 357—359 wird entjchieden, daß mehrere Angehörige des Grafen 
v. Wertheim für ein von dieſem gefchuldetes Sahrgeld recht verhafft u. pfantbar 
syn, ein Anderer aber nit wytter ader aders .. dan so vil er synen gnaden 
jaris zu bette u. stuwer geben musze. Allgemein heißt es in dem Recht der 
Freien v. Hachberg (vor 1341) b. Grimm, W. I. 360: es enmag Öch enkein 
fri man verbotten werden noch gefroent noch behaben in enkeiner stat von 
reht für den herren, won umb als vil, als ein schoeffel habern vergelten 
mage u. ein huon mit zwen tagwan wert sint, ist das er sin dem herren 
eht noch schuldig ist, — er hab denne anders mit der hant gelobt. 

6) Vor Allem die Städte juchten fich und ihre Bürger von ber unmitelbaren 
Haftung für den Stadtherrn zu befreien. Vgl. Priv. f. Regensburg v. 1230 8 13 
(oben in N. 11); f. Schweibnig v. 1285 b. Gengler 421; f. S. Gallen v. 1291 
ib. 409 $ 8: daz man deheinen burger von St. Gallen weder heften noch 
phenden sol an lip noch an guote, weder für abbet noch für voget, er si ez 
danne selb gülte oder borge; f. Goslar v. 1219 b. Göſchen 115 3. 18; Urf. 
v. 1231 u. 1236 b. Lacomblet II Nr. 169 u. 205 ©. 87 u. 107; b. Ennen 
u. Edert II Nr. 122; v. 1297 b. Boehmer 306; Magdeb. Schöffenfpr. v. 1494 
b. Neumann, Magd. W. Nr. 62. — Aber jelbft in Hofgemeinden findet fich 
Aehnliches; vgl. 3. B. W. v. Schwarzadh 6. Grimm I. 426: so ist ein jeglicher 
s. Peters man nit pfantbar fur sin eygen herren, er sye dann ein amptmann 
0. habe es dann gelobt mit der hand. 
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rihtlichen Bertreter die Juſtiz gegen jeine Unterthanen weigerten, ihre Verbind— 
lichkeiten dadurch auf ſich jelbjt!?). 

I. Während nun in den Städten und Gilden die urſprünglich aud fie 
beherrjchenden Formen der alten Gefammtverbindlichfeit allmälig überwunden 
wurden: finden wir in den ländlichen Gemeinden der Marken, Dörfer 
und Höfe auch dieſe alten Voritellungen bis in die neuere Zeit lebendig. 
Insbeſondere find ed hier die gegen die Herren ftändig begründeten gemeinen 
Berbindlichkeiten, bei denen der principielle Unterſchied von der ftädtijchen Ent- 
wiclung in die Augen jpringt. Je unabhängiger eine Landgemeinde wurde, 
ein deſto Eräftigeres Geſammtrecht jtellte fich zwiichen den Herrn und die Ein- 
zelnen, deſto mehr trat die Gemeinde dem Herrn ald Ganzes gegenüber und 
übernahm jelbjt die Vertheilung der Abzaben und Dienite unter ihre Genoßen: 
nirgend aber erlangte fie jene Gejchloßenheit der jtädtiihen Gemeinwejen, 
welche in allen Dingen und insbejondere in Bezug auf Dienfte und Steuern 
ihre Bürger gegen den Herrn vertraten, jo daß dieſer überhaupt fein un« 
mittelbared Recht gegen die Einzelnen, jondern nur ein Recht gegen die Stadt 
als ſolche Hatte. Eine ſolche Rechtsgeftaltung ſetzte eben den Körperichafte- 
begriff voraus, während bei Gemeindegenofenjchaften alter Art mit der Ge- 
noßengejammtheit immer zulegt auch die in ihr verbundenen einzelnen Genofen 
dem Herrn unmittelbar verpflichtet waren. 

1. Bei Weitem die meiften ländlichen Abgaben und Dienjte belafteten 
urjprünglih die Einzelnen. Denn mochten fie nun von freien, von hörigen 
oder von unfreien Bauern, und mochten fie au Grund», Gerichts: und Bogtei- 
herrn oder an das Reich, die öffentlichen Beamten und jpäter die Landesherrn 
gejhuldet werden: der urjprüngliche Werpflichtungsgrund Tag immer in einer 
unmittelbaren perjönlichen oder dinglichen Unterwerfung der Einzelnen unter 
das Herrichaftsreht des Berechtigten. Deshalb wurden die Abgaben und 
Dienfte als jtändige Laften entweder auf die Sondergüter oder auf die ein- 
zelnen Hausjtände gelegt und nah dem Maßſtabe der vorhandenen Güter, 
Hausjtände oder Köpfe feitgeftellt und firirt. Im Laufe der Zeit indeß wur- 
den derartige Einzelverpflichtungen, wenn fie auch den Grundcharafter der 
Sonderlaft beibehielten, in um jo mehreren Beziehungen genoßenſchaftlich zu- 
iammengefaßt, je fräftiger die genoßenſchaftliche Selbitändigkeit der Landge— 
meinde hervortrat. Sie wurden daher ald gemeine Laſten von den Gefammt- 
heiten getragen, während die hejondere Verbindlichkeit des Einzelnen vorzugs— 
weile nur noch innerhalb der Genoßenſchaft zur Sprache fam!®). 


19 Bol. Th. I. 92 u. 97. — Ausdrüdliche Mebernahme einer Garantie gegen 
fremde, die das Herrfchaftsgebiet betreten würden, b. Lacomblet II. Nr. 407; 
Michelſen, Urkb. I Nr. 84. 

18) Randr. der Grafichaft zum Bornheimer Berg b. Boehmer I. 355 u. 
Grimm IH. 485 $ 14: daz kein dorf joch niemannes gud widir sinen willen 
unde auch die Zude heines sundirdienstes sint gebunden; wan waz man deme 
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a. So war es zunächſt bei jehr vielen in Naturalien oder Geld ge- 
ichulteten Abgaben, bei Grund- und Leibzinjen, Vogtei- und Schußfteuern 
der verjchiedenften Art. Schon die Ablieferungs- oder Erhebungsform kenn— 
zeichnete fie meift als gemeine Pflichten. Die Genoßen jollten fie an den 
großen Gerichts. und Verſammlungstagen mit zu Hofe bringen und „jament- 
haft" abliefern!®); oder fie jollten auch wol den Zins unter fih jammeln 
und demnächſt dur einen gemeinjchaftlichen Bevollmächtigten oder Boten 
im Ganzen an den Herrenhof jenden?®). Andre Abgaben jollte der Gemeinde 
vorftand oder ein andrer Beamte bei den Einzelnen erheben, um fie gejam- 
melt abzuliefern?!), und zwar war dies nicht blos Sache ernannter Beamten 
des Herrn, jondern oft auch Sache gewählter Beamten der Genofenjchaft?2). 
In einer zugleich für die Auffagung des Amtes charakteriftiichen Weiſe unter- 
icheidet in diefer Beziehung die Deffnung von Peitingau, ob der die Steuern 
und Dienfte in Empfang nehmende Amtmann vom Herrn ernannt oder vom 
Dorf gewählt und vom Herrn nur beftätigt ift; im erften Falle wird das 
Dorf ſchon dur die Leiftung an den Amtmann liberirt, im zweiten Falle 
dagegen trägt es die Gefahr des Verluftes oder der NWeruntreuung durch den 








konge dienen sal, daz sal das land gemeinliche dun u. jederman nach siner 
maht, darnach er in den dorfern ist gesezzen u. nuzzet wasser u. weide. 

0) So heit ed 1498 b. Grimm, W. IV. 193: Huber u. Nichthuber, die 
in den Dinghof zinfen, follen den Zins zum Gedinge mitbringen, u. solliche 
zynsz söllen sy bezalen u. dar antwurten sammenthaft. Bgl. Maurer, Fronh. 
III. 3427. 

x) 3. B. Grimm, W. I 446. 751: dinkhofsambler. IV. 195. W. v. 
Froigheim v. 1260 ib. IV. 772—776 (Lacomblet I Nr. 494): die lithones 
follen einige Abgaben perfönlic), andere an den boinmeister abliefern, das Ge— 
treide aber durch drei Dazu abgeorbnete lithones an einem bejtimmten Tage zu 
Schiff an den Hof bringen; der Transport geſchieht sub expensis aliorum litho- 
num, die Weberbringer erhalten einen Lohn in Getreide; dabei follen fie bid Duse- 
burg das Schiff in custodia haben, haften aber nicht für casus fortuitus, fondern 
nur für culpa vel negligentia; vgl. $ 7--11. — Vol. auh Maurer, Fronh. 
III. 349 f. 

21) 3. B. Grimm, W. I. 429f.: ein büttel sol auch vordern u, sameln 
zinse u. häubtrecht u, velle. 436. 339 f. (1397): der meier, 350 $ 22: unter- 
vogt. 814: banwart. 823: keller. 826. III. 521: frybote. 529: schultheisz. 
722 $ 15 u. 724: kämmerer u. vogt. IV. 104: u. h. sol setzen einen keller, 
der ime dis gut semne in frone hofe an siner stat. 201: meier, 501 8 5: 
amman. 768 $ 15: huyn. V. 368 $ 29: meier. 419 $ 8: villicus.. debet col- 
ligere census. 442 $ 4: der hofmeister soll sammelen den zins. 

22) So 1339 b. Kindlinger, Hör. 423 des Heimbürgerd. Ebenfo Grimm, 
W. 1. 504. In Mülheim 1475 ib. 261 foll der Dorfweibel dem Abt die Hühner, 
Zins u. Ungeld fammeln. In Monre 1264—1268 ib. III. 618—620 jollen der 
gewählte preco u. scultetus ... colligere et presentare census dominorum. 
Ebenio 1457 ib. 624, 
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Amtmann 23), Wie aber jo der genofenjchaftliche Organismus der Abliefe- 
rung oder Erhebung von Abgaben der Einzelnen dienftbar wird, jo hat auch 
in anderen Beziehungen, z. B. bei der Prüfung der Güte des Gelieferten, bei 
der Enticheidung über die Säumniß und deren Folgen, die Genoßenſchaft 
mitzuwirfen®+). Deshalb werden oft geradezu die von Allen gejchuldeten 
Abgaben als Abgaben der Gemeinde), oder doch als Abgaben, welde 
der Einzelne in der Gemeinde, mit der Gemeinde, dur das Mittel der Ge- 
meinde zu entrichten hat?6), bezeichnet und gedacht; und fie gelten überaus 
häufig als ein Aequivalent für ſolche herrfchaftliche Gegenleiftungen, welche 
zunächſt der Gefammtheit zu Gute fommen, wie 3. B. für die Gewährung 
von Geſammtrecht an Grund und Boden einerjeits??), von Schirm und Schuß, 
gerichtlicher Hilfe und politifcher Vertretung ambdrerjeit32?). Zulegt Fonnte 
man geradezu die Gemeinde als eigentlihe Schuldnerin des Herrn und die 
Einzelnen blos als Schuldner der Gemeinde betrachten; man fonnte ausdrüd» 
lich beftimmen, daß der Herr fi) an die Gemeinde zu halten, dieje aber fich 
an den Einzelnen zu erholen habe??); ja man Fonnte, während an fich der- 


23) MW. v. 1455 b. Grimm III. 649 $ 26: wenn der herr u. das dorf 
eins amtmanns bedürffent, u. dass der herr einen amtmann nimbt an des 
dorffs willen u. dass dann das dorff geit demselben amptman die steur u- 
dinst, so sind sy ir ledig u. sind einem herren fürbass auf dasselbig jahr 
nichts mehr schuldig. Setzt aber das dorf’ einen amptmann mit eines herrn 
willen u. dass derselbig amptman die steur u. dienst hat eingenommen u. sy 
einem herrn nicht ausrichte, so ist das dorff sy wider schuldig zu geben 
einer herrschaft. 

24) Bol. oben $ 10 N. 62 u. $ 11 WR. 158. 

25) Vol. z. B. Grimm II. 252: die gemein gibt den Schmweindehm. V. 
547 8 12: u. git die gemein... fasznachthuener. Bgf. ib. IL. 283—289. III. 787. 

2) W, v. Dieffenthal v. 1449 b. Grimm III. 566: wer zu D. sitzet u. 
wohnet, .. der soll mit der gemeyn .. geben bette sture frone dienste atzunge. 
Aehnlich 1410 ib. 567 (nach marzale) u. 1410 ib. 569. Bol. auch $ 11 N. 154 
—157. Stewerbefreiungen erfolgen daher oft mit der Formel, Jemand jolle „weder 
fonder noch mit der Gemeinde dienen“; 3. B. 1284 b. Grimm I 823: darzuo 
sol dehein schultheisse noch dehein kelner deheime herren dienen noch 
bette noch sture geben sunder noch mit der gemeinde. 

2?) Val. oben $ 9 N. 191—202 u. $ 11 N. 183—183. 

2) So 3. B. b. Grimm, ®. I 318. 363. 426. 675. 699. 701. 735. 743. 
II. 258. 265. 323. 365. 519. 529. 567. III. 148 $ 29. 329. 566. IV. 552 8 4. 
643 8 1. 

20) Hofgeding zu Miünftermaifeld v. 1589 b. Grimm II. 460: die Heimburger 
der 6 Dürfer follen jeder die Zinfe aus ihrem Dorfe abliefern; gefchieht dies nicht, 
soll.. ein kellner macht han, ein gantz gemein davor zu penden, u. ein heim- 
burger des dorfs, an dem gebrech ist, hat macht den furter zu penden, also dass 
sich die gemein schadlos enthebe. Aehnlicy noch einmal ib. 460—461 mit dem 
Zufaß: were aber sach, dasz die gemeindt die pendt liessen stahn, das sie 
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artige Abgaben ſich mit der Genofenzahl minderten und mehrten®), für den 
Fall einer Verminderung der Aderwirthe die Uebrigbleibenden für den Ausfall 
haftbar machen ?!). 

b. Aehnlich verhielt es fi) mit den Dienjten, die ald Reallaften auf 
den Sondergütern oder ald Perfonallaften auf den Hausſtänden rubten. 
Sp wurden die meijten Frondienſte, obwol zunächſt von den Einzelnen ge- 
ichuldet, auf gemeine Anfage in Gemeinſchaft geleiftet ?) und ald Gejammt- 
verbindlichkeiten, welche zugleih Sedem und der Gemeinde, Allen und dem 
Dorfe, der Gemeinde in ihren gejpannbefigenden Gliedern oder den Einzelnen 
in der Gemeinde oblagen, bezeichnet und betrachtet??). Ebenſo waren ed Ge- 
meindelaften, die durch die Zwangs- und Bannrechte begründet wurden ®%). 
Auch den Kriegd- und Landfolgedienft leiftete die Gemeinde’?), fie wurde von 


sich verzierten (d. h. verzehrten, durch die Schuld abforbirt würden), mach ein 
kelner furter tasten an irre gereit guetter, so aber der nit da enwere, hat ein 
kelner furter zu tasten an die vorg. gemeine erbschafft. 

0) W. v. Sandhofen b. Grimm I. 462: blieben nur drei Hausftände im 
Dorf u. jeder von ihnen gäbe feine Kornbede u. leiſtete feinen Frontag, dann jollten 
fie alles Recht zur Allmende behalten. 

m) W. v. Thundorf v. 1436 b. Grimm V. 120 $ 16: der her hät och 
die recht zu den gütern also: wäre sach, dasz si alle wüst lägend bis an 
ains, dasselb gut sölti dem herren die zins alle abtragen u, usrichten, o. 
aber der, der das ain hät, der mus es och lassen ligen. Und in Erpel follen 
nah dem W. v. 1388 ib. 532 $ 25, wenn die ganze Bauerfchaft bid auf Wenige 
oder Einen auöftirbt, Die Weberlebenden dem Herrn aud für die Leitungen der 
Uebrigen auffommten. 

22) Pol. z.B Grimm, W. IL 527: wan sie dem hern sein hew machen, 
so sollen sie gemeiniglich mehen. Ib. V. 27 $ 11: gemeinlich beim Fejtungs- 
bau. 1b. 508 $ 43—44: frobnen mit den gemeinden der dörfer, 

3) Grimm I 444. 458: darnach soll die gemeinde des dorfis uff heben 
wiesen... u. sollen das furen . . alle die pferd haben. 462. 728. II. 268: 
gemeinde. 113 vgl. mit 115: „ein jedweder geerbter gemeinsman“ u. damit 
identifch „die gemeindt“. 169: ein hofman . . der soll alle übernächtige fahrt 
thuen, die die gemein zu B. u. gn. h. thuen soll. Auch heißt ed ib. 524 f., 572f. 
u. 766, der lehenman, der gehöffer, der lantman fchulde. III. 9: kirspele. 
380: daz die dri dorfe O. M. u. M. alle jare zwene tage iglicher huswirt zu 
dem bergfridde zu W. erbeiten sollen. Ebenſo 879. 881. IV. 724 $ 16: ge- 
meine. Vgl. auch III. 237f. m. V. 51 $ 7—8. Auch Kaltenbäd I 169 8 
60—62 vgl. mit $ 63: die wisen . . ist die gantz gemain schuldig aufzefahren 
u. gen N. zufüren. 

3) Grimm I. 324: da nimt die gebursami banwin. II. 723: dyt dorp 
L. gedrongen in diese müllen zu mahlen. 

35) Grimm I. 622: das die gemein dem voigt nit furter schuldig me zu 
folgen vur einiche geweltliche sach, dan als weit das gericht v. L. geet. II. 
84: so sal dye gemeynde v. H. gehorsaym syn u. h. v. Trieren zu sinre ge- 
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ihrem Vorfteher verjammelt und geführt?*), fie beftritt aus dem gemeinen 
Gut oder doch gemeinſam die Koften??). Zulegt wurde daher vielfach, wenn 
ed nicht aller Genoßen bedurfte, eine Dienjtpflicht Aller in eine Pflicht der 
Gemeinde, eine gewiße Zahl tauglicher Perjonen zu ftellen, verwandelt 39). 
Oder ed wurde der Gemeinde nur die Herbeiführung eines beſtimmten Arbeits- 
rejultates auferlegt, während die Aufbringung und Vertheilung der Arbeit 
ihrem freien Belieben anheimgeftellt ward). Und als endlich jtellenweije 
eine Ablöjung oder Adaeration der Dienfte erfolgte, nahm die Gemeinde nicht 
nur die Verhandlung und Vertragsberedung mit den Berechtigten in ihre 
Hand, jondern fie übernahm jehr häufig diefen gegenüber die an Stelle der 
Dienfte tretende Geldrente oder jonjtige Abgabe in einem Gejanmtbetrage auf 
die Gemeindefaffe*9). 


bode zu hervertin umme des stiftes noyt in des stiftes kost. III. 318: gemeine 
landes upbedunge u. klockenschlach. 554: die zenth, die soll nachziehen, 
wuo die vogte hinzuhen. IV. 394 $ 20: wenn das fryampt reisen muss. Vgl. 
I. 382. 535. 832. III. 226 $ 7—8. 408. 

3) Grimm, W. II. 378: der Zendener von Kröve iſt der Hauptmann über 
die 2 anderen Zendener ded Kröver Reichs, welche mit ihren Gemeinden zu ihm 
ftoßen, u. führt des Reiches Banner. Ib. 380. III. 359: der zcentgraff mit der 
zent. 367. 

7, W. v. Emmel b. Grimm II. 353: die gemeinde joll dem Herrn 3 Tage 
u. 3 Nächte nachziehen uf der gemeinden costen. TII. 362. In Salzjchlieff dagegen 
ift die Gemeinde nicht geleitpflichtig, will Daher doch ein Nachbar ben Junkern 
Ehre beweifen u. mitziehen, das sol er von seynem gut thun u. nicht von der 
nachbarn gut; ib. Ill. 375. 

3, Vol. z. B. W. v. Dornftetten b. Grimm I. 382. Genzingen ib. II. 156: 
item hat die gemeind ein wachthaus zue Bingen, u. wen es sach were, dass 
die statt feindschaft hette, so muessen wier dasselbig mit zwayen personen 
behüeten u. bewachen, wan wier erfordert werden; dafiir ift die Gemeinde in 
ber Stadt zollfrei u. darf, wenn fie Feindſchaft bat, ihre Kühe in den Stadtgraben 
treiben. Krumberger Hof ib. II. 608: der gantz hoff foll uff des hoffs kosten 
zwei Wächter ſchicken. Bol. ib. V. 237 $ 2—3. — In Bezug auf den Kriegsdienſt 
dagegen erfolgte, jeitdem nur eine bejtimmte Anzahl von Leuten aus jeder Gemeinde 
geftellt wurbe, zum darakteriftifchen Unterfchiede von den die mwaffenfähige Mann- 
ſchaft felbft ausmählenden Städten in den Dörfern u. Grundherrſchaften die Aus- 
wahl immer durch landesherrliche u. grumdberrliche Beamte; Maurer, Fronh. 
III. 480 f. 

20) W. v. Becheln v. 1482 b. Grimm I. 597: wird das Haus im Fronhof 
durch Alter o. Feuer zerjtört, so soll das dorf oder die gemeine des dorfs 
B... das haus wieder bauen u. ufrusten u. in gewohnlichem bauw halten. 
Rorbach (14. J.) ib. II. 329: u. dy dinste teilen sy glich under sich. 1320 
ib. I. 668. III. 303. 

MW, v. Miünftermaifeld v. 1372 b Grimm II. 457: das dorf ist.. 
eyne nachtselde schuldig u. die mag der heymburge des dorffs abelosen mit 
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2. Umgekehrt gab es von je und im Laufe der Zeit in wachſendem 
Make Abgaben und Dienfte, welche zunächit von der Gemeinde im Ganzen 
als eine einheitliche Leiftung oder Zahlung geſchuldet wurden. Hier waren 
aber wieder die Einzelnen in und mit der Gemeinde verhaftet. 

a. Hierher gehörten befonders die für einen bejtimmten Ball oder ein 
für alle Mal auf ein Gefjammtquantum in Geld oder Naturalien feitgejegten 
Beden und Steuern. Die Gemeinde jhuldete hier im Ganzen die ein- 
heitlihe Summett), welche fich folgeweije mit der Mehrung oder Minderung 
der Genofenzahl nicht veränderte). Es war Sache der Gemeinde, den 
Steuerbetrag auf die jedesmal vorhandenen Mitglieder zu repartiren, wobei 
theils die ordentlichen Gemeindebeamten, theils beſonders gewählte Schäßungd- 
ausſchüße thätig werden jollten®#). Die Erhebung, Sammlung und Abfüh- 


eyner marg Monsterer werung. Vgl. W. v. 1417 u. 1437 ib. 458 u. 459; v. 
Pellenz v. 1417 ib. 489. W. v. Vierheim v. 1568 ib. IV. 530: die Gemeinde hat 
fi) mit dem Klofter Schonau wegen ber Frondienfte verglichen, daß ſtatt berfelben 
die gemein z. V. zu ewigen tagen jährlich eine beftimmte Summe u. bei nicht 
rechtzeitiger Abtragung einen beftimmten Betrag darüber zahlen jol. W. v. Burbach 
v. 1433 ib. I. 406: so hand die armen lüt zu B. schäffery u. banwin abköfft. 
Urk. v. 1473 6. Grimm, R. U. 354: die Gemeinde bat alle Dienjte, Atzung 
u. Rager bis auf Einen jährlichen Frontag mit einer jährl. Abgabe von 100 fl. 
abgefauft. 

4) Dal. 3. B. Urf. v. 1201 b. Lacomblet Il, 2: homines de Turren de 
communi silva, quam vocant holzmarke, persolvent . . duos modios avene. 
Grimm, W. J. 12 8 9, 14 (170 Ellen huebtuch) u. 15. 24. 254 $ 12. 376. 
407 $ 5. 520. 528. 566 $ 2. 700 (1336); bette ... das die vogtige soll geben. 
788: gemeind.. 12 malter korn. 789. 325: Iybsbeede. II. 507: die gemein. 
649. 689 (1395): vaitrecht, dat dat dorp ... schuldich in jairs zu richten. 
692. 764: eine Scyagung wird auf bie 6 honschaften des Landes vertheilt. III. 
373: das dorf O. gibt dem tzentgraven eine fertel habbern. 417 $ 18: das 
A. gericht... gibt u. h. v. Hanau 70 pfund im jahre, auf dasz er dasselbe 
soll schützen und schirmen. 424 (1407): dye 99 phunt heller .. dye das 
gericht zu Selbold yerlichs gibbit, wan es gedingitz nymet. 521: jährlich 
40 ®fund, u. darumb sal sie eyn her in R. schewern, schirmen u. fordern u. 
getreulichen versprechen. W. v. Sueſtern v. 1260 ib.. 862: Bete in ben drei 
Fällen, wenn der Herr über die Alpen zieht, jeine Tochter heirathet oder fein 
Sohn Ritter wird. V. 508 $ 42. 553 $ 13: das dorf Hardt gibt der churf. 
Pfaltz jerlich ein bestendig bedt, nemlich 66 gulden. 556 $ 18. U. f. w. 

22) W. v. Saspach b. Grimm I. 413: dieselben urborn, ir sin litzel o. 
vil, die sollen jahrs geben u. h. v. Strasburg zwo marg silber u. nit me, u. 
sollen damit jars ir bett gericht han’ u, ledig sin. 

3) Vgl. z. B W. v. Sellanden 6. Grimm I. 29: fteuern u. dienen nach der 
vieren erkantnus. Koßheim ib. 663: so sol der meier u. der huber die urten 
anlegen u. einen jeden huber anlegen, nochdem er hofgut hat, mit sampt 
den hof- u. lehenlüten. 632. 759: Berrechuung durch den heimburg mit einem 


8 15. Gelammtforderung und Gefammtverbindfichkeit. 39% 


rung der jo feitgeießten Stenerbeiträge bejorgte häufig ebenfalld die Gemeinde *). 
Häufig indeß war es auch Sache des Berechtigten, durd feinen Beamten die 
von der Gemeinde umgelegte Steuer bei den Einzelnen zu erheben®). War 
died Letztere der Fall, jo trat es deutlich hervor, wie die Gefammtpflicht gegen 
den Herren durch einfache Bertheilung in eine Anzahl unmittelbarer Sonder: 
pflihten gegen den Herrn löslih war; troßdem dauerte aud bier die unmittel. 
bare Gejammthaft fort, jo daß die Gemeinde namentlich für die auf Unver— 
mögende angewiejenen Steuerquoten verantwortlich blieb). Einer derartigen 





reichsman und einem herrenman. 786—787: durch zwei huber. Fanfel 1459 
ib. II. 429 u. 430. Gondorf ib. 466 $ 2: heimburg u. geschworen legen den 
Wein um. Niederfall ib. 467: ein alle 2 Jahr fälliges banfoder, welches darum 
gegeben wird, das die gemeindt hat macht, ihre geboder zu hoeckhen u. zu 
senckhen. III. 313. Bafferdtorf 1400 ib. IV. 281 $ 10: ed wird (nah $ 11 
als Entgelt für des Landgrafen Schirm) eine pfunt stür gegeben; wenn die 
verkünt werdent ze geben, . . so soelent die von B.,so die selben stür wissent 
ze geben, dry erber man erwelen, die dü stür an leggen, jeden man nach 
dem er denn lip u. guot u. gewerb hat. Ebenfo Klotten b. Schauberg, 3.1. 
187 f. Borderweidenthal um 1530 b. Grimm V. 544 $ 3: das die gemeinde 
‘ sammentlichen verrechnen sollen; $ 7: wan man jares die..zinse da ge- 
meinlichen rechnet u. bezalt. Bgl. Oberjchlettenbah u. Darjtein ib. 545 $ 1 
u. 546 $ 3 u. 4. Großbodenheim um 1300 ib. 624 $ 22: welch not diesz dorf 
angehet von atzung wegen o. anderst, dasz soll man kuntschaft zuesammen 
rechnen, u. welcher die meisten morgen hat, die da nit frei seind, die geben 
auch die meiste bet, u. darnach auf küsten u. kasten, wie man dasz weisz. 
— Dol. Hanffen, Fehmarn 151 f. 

+, W. v. Sandhofen b. Grimm I. 457: das man den herrn gyt von des 

dorfs wegen 25 3 heller... Darnach geben die armen leut 70 malter ‚korns 

. u. sollen das antwortten gein Wormbs . . uf des dorfs costen u. schaden. 
II, 643: die Gemeinde jendet jährlich eine Bebe myt yrme burgermeister. 697; 
Lieferung des Hafers durch Gejihworne. IV. 723 $ 9: das Gericht Tegt jährlich 
wegen der Marfnugung 9 Ib. heller unter die Gemeinde um, der Schultheiß lie- 
fert fie an die Herrichaft. 

,3.B W. v. Fankel v. 1459 b. Grimm II. 429: 8 Männer find ge- 
foren, die Weinbede eiblich auf die Güter zu legen, zu erhöhen c. zu erniedern. 
Die 8 Männer fchneiden das in einen Kerbtod, Tiefern diefen dem Vogt, und die 
Gemeinde gibt dann dem Vogt einen Knecht, den voigt von huiss zu huiss 
weysen, wo er heben solle. Die 8 Männer entſcheiden dann aud, ob die Quali- 
tät des Weins genügt. Vgl. W. v. Niederfteinheim v. 1430 ib. I. 511. 

#6) So 5. B. bei der „Raubſteuer“ v. 33Pfd. 9 in Brütten, welde der Vogt 
jährlich für den Rechtsſchutz erhält. Fordert er die Steuer, fo follen die Gemeins- 
fente binnen 8 Tagen ſich verfammeln und stürmeiger wählen, welche die Steuer 
in gerechter Weife Niemandem zu Liebe noch zu Leide nad) dem Vermögen umzu« 
fegen ſchwören. Und sond die stür einem vogt verschriben gen, der sol sy 
samlen ob er wil, u. sonnd sy nit füro damit zeschaffen haben, es were dan 
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Geſammtverbindlichkeit entſprach dann auch die gleichmäßige und gleichzeitige 
Verhaftung der gemeinen und der beſonderen Güter, namentlich der Allmende 
und der Sonderländereien, für den ganzen Betrag der Bede““). Mitunter 
ward übrigens die Bede nach den verfchiedenen Genoßenklaſſen vertheilt und 
dann auch die Gefammthaft ausichlieglih oder doc zunächit innerhalb der 
einzelnen Klaſſen begründet *8). 

b. Andre eiftungen und Lieferungen, wie 3. B. die Beherbergung und 
Derpflegung des Herrn und feiner Beamten, die Fütterung ihrer Thiere und 
die Gewährung des Einlagers, beftanden ſchon ihrer Natur nad in einer 
feften und von der wechjelnden Genofenzahl unabhängigen Gejammtleiftung. 
Auch fie aber begründeten, obwol fie im Ganzen der Gemeinde als ſolcher 
oblagen, zugleich direkte Verbindlichkeiten der Einzelnen gegen den Herin; fie 
wurden daher als Laſten der Gefammtheit ſchlechthin, wodurd jo gut die Ge- 
meinde wie die ſämmtlichen Genofen verpflichtet wurden, bezeichnet und be- 
handelt). So war z. B. im Gefolge derartiger gemeiner Laften für den 
einzelnen Hufenbefiger oder Hausvorſtand die unmittelbare und individuelle 
Pflicht begründet, dem Herrn gewiße Naturalien zu liefern, Pferde und Leute 
bei fih aufzunehmen, fein Gut beweiden zu laßen®%), Demnächſt aber blieb 


sover, das sy jeman leytin, da semliche armutt were. Wird das Letztere durch 
eidesftattliche VBerficherung des Vogtknechts, das er da der stür wert nit fünde, 
weder pfennig noch pfand, feftgeftellt, dann follen dieselben die vormals dabi 
saassen,... wider zusamen gan u. sonnd gedennken wie dem vogt syn stür 
werde Grimm, ®.1I 145. 

2) Grimm, W. V. 556 $ 18: die Bede iſt uf ir guter, hausbrauch und 
gemarken geschlagen u. besetzt. 

*, W. v. Geindheim v. 1455 b. Grimm I 492: der Vogt erhält 60 malter 
frucht; auch weysen wir, wer iss sach, dass der einlitzige also schande were 
u. dass schulteis ampt, dass sie die 10 malter (vie auf fie fallen) nit geben 
kundenn, so soll der Aubener mit den 50 malter dass jare wasser u. 
weide beschott han u, soll sich des dass jare gepruchen u. niemans mer. 
gl. III. 18. 

) W. v. 1460 b. Grimm I. 594 N. 1: wir heimburger u. ganze gemein 
des dorfes zu N., wir thun sämmtlichen kund u. bekennen vor uns, alle 
unser erben u. nachkommen, daß die beiden Herren dad Recht des Einlagers in 
beftimmter Sorm gegen und haben. 1419 ib. III. 382: Herberge uff des dorfles 
u. gerichtes koste. 1426 ib. 425: off der nachgebure koste. II. 32: uf des 
armen mans seckel zeren. 385. 393. 405. 406. 

50) Vgl. 3. B. W. v. Hüningen b. Grimm I. 651: der Thurmpropft- quar- 
tiert fih mit 12% Mann zu Roß in des Meierd Hof, des Meierd Bote führt 
jeglihem Huber ein Pferd zu; nimmt diefer ed nicht ab, fo bindet man ed an 
einen Pfahl vor feiner Thür u. er muß es bezahlen, wenn ed verloren geht. Aehn- 
ih 668. 680 $ 10. 682. 692. Vgl. ib. 562. u. 564: die hubere gemeynlich 
by eyn ander richten den Imbs aus, die Abgabe aber, welche zu zahlen ift, wenn 
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nur in einigen Beziehungen der Schade definitiv deſſen, ten er gerade traf5t), 
während bezüglich der erheblicheren Leiftungen eine nachträgliche Ausgleihung 
ftattfand. Denn es follten von der Gemeinde aus gemeinen Mitteln den Ein- 
zelnen und insbejondere den Gemeindevorftänden, welche meift nad der an fie 
zu richtenden Anjage des Herrn die Hauptauslagen zu machen hatten?), die 
gehabten Koften erjtattet werden®®); und es erfolgte zu diefem Behuf nad 
dem Abzuge des Herren eine gegenfeitige Verrechnung und Vertheilung aller 
Schäden’t). Die Gemeinde daher war es auch, welche bei der Ablöſung von 


der Imbs nicht gefordert wird, trifft die Einzelnen. Vgl. auch ib. 658 $ 3. 665. 
630 $ 9. 685. 691. 743. 823. 826. 

>) W. v. Kaltenfondheim v. 1468 b. Grimm III. 580: wene es trift, der 
sal den schaden haben u. ime die nachgebauer nit bezalen. Strome ib. S04: 
dem dat meisteill geatzt wirt, der hait des schaiden desdae mehe, u, nemant 
hilfft dem anderen synen schaden gelden. Bendorf 1403 ib. I. 612. Halsbadı 
ib. 547. 

») Grimm, W, II. 643: Anjage an den bürgermeister van des dorffs 
wegen. Bgl. I. 562. IV. 723 $ 10: der Schultheiß beitelt Ehen u. Trinken 
beim heimburger bed Dorfs, darnach sollen das die heimburger der gemeine 
berechnen u. soll das die gemeine bezalen. CEbenfo 1468 in Protiche ib. II. 
440, Bgl. ib. 449, 456. 306. III. 820. 

5) Grimm I. 460: ben Sutterhafer soll die gemeindt bezalen. Becheln 
1482 ib. 600: wenn das Dorf Fehde bat u. nach dem Junker ſchickt u. dieſer 
kommt jelbjechst oder jelbzehnt, jo ſoll er in feinem Hofe bleiben, jeinen Echild 
davor hängen u. das Dorf nady Kräften vertheidigen helfen; u. was er also dan 
mit seinen freunden o. pferden verzehrt, das soll die gemein doselbst be- 
zalen. Hargesheim 1505 ib. II. 162: das gericht soll ihm guetlich thuen, das 
soll die gemein bezalen. Breulih ib. 456: das sall die gemein bezalen. 
Garden 1462 ib. 449: u. thut der heimburg mit seinen gesellen von der ge- 
meinden wegen eim kelner scholtesen u, zweyen botten die kosten. 1384 
ib. III. 542 u. 543: man foll deu Vogt berbergen, u. das sal das dorff geben, der 
arm als der reich. II. 682: welche kosten dan ein gemein verrichten und 
bezalen sol. V. 566 $ 1a: was das gericht verzert, sol die gemein bezalen. V. 
697 $ 6: daz soll die gemein des dorfs gelten. Küre v. 1412 b. Richthofen 
525 $ 40: wes hy (der bifchöfl. Amtmann mit 13 Pferden u. 13 Leuten) dan 
verteert in der buer hus, daer dat dynck is, dat sollen die selve buren be- 
talen. Nach öfterr. Pant. foll, wenn die Herrfchaft 2 oder 3 Knechte jchidt, Die 
Zehrung auf den Richter gehn, sein ir aber mer, so geet sy auf die gmain; 
Kaltenbäd I. 192 $ 86. 216 $ 2. 226 $ 66. 334 8 79.— Berlangte ein Ein- 
zelner außerordentliche Hilfe, bedurfte er 3. B. außer den ungebotenen Dingen des 
Herren oder Richters, fo jollte oft er allein die Zehrungskoften tragen; 3. B. 
Grimm I. 99: än der gebursami schaden; 1410 ib. III. 569: das solt das 
dorff nit gelten. 

) W. v. Galgenfcheid v. 1410 6. Grimm I. 454: Einfager des Herrn u. 
jeines Gefolges im Dorf; u. des morgens, so sie off brechent, so sollent die 
gemeyne daselbs eyne clocke luden, u. abe sy nyt elocken hant, so sollent 
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Herbergs- und Agungspflichten handelnd auftrat und die Ablöjungsjumme in 
einem Gefammtbetrage auf fi übernahm). 

Aehnlich verhielt es ſich z. B. mit der Pflicht, dem Herrn, wenn er über 
die Alpen ziehen wollte, ein Pferd, ein Saumthier oder einen Ochſen zu ftellen. 
Auch hierzu war die Gemeinde im Ganzen verpflichtet. Während nun aber 
oft ohne näheren Zujag beftimmt wird, daß die Gemeinde das Thier liefern 
und dasjelbe im Falle der Rückkehr zurücdempfangen oder aber in herkömm— 
licher Weiſe entjchädigt werden jolled%), war mitunter die nähere Art und 
Weiſe der Leiftung in eigenthümlicher Form dergeſtalt feitgejeßt, daß eine 
direfte Pflicht des Einzelnen, die erft hinterher durch eine Geſammtentſchädi— 
gungspflicht Deckung fand, zur Entftehung kam. Der Herr jollte nämlich aus 
der ihm vorzuführenden Gefammtherde des Dorfs ein Thier auswählen dürfen, 
dad dann der Eigenthümer ihm überlaßen mußte. Kam das Thier zurück, 
jo fiel es wieder an feinen früheren Beſitzer. Allein der Letztere jollte nad) 
einem bejtimmten Sag für den inzwiihen entbehrten Gebraud von der Ge- 
meinde entjhädigt werden. Und für den Fall des Verluſtes wurde von vorn» 
herein der Werth des Thieres abgejhäßt und ein Taxpreis firirt, den eintre- 
tenden Falles die Gemeinde dem Eigenthümer zu zahlen hatted”). Aehnliches 


sie der gemeynden by ein roiffen, also abe eyme nachbure me schades ge- 
schiet were dan dem andern, das sollent sie under sich geliche belegen, also 
das eyner nyt me beswert werde dan der ander. Bgl. ib. 806. 1434 ib. III. 
439. 695 $ 5—6: man sol das beschomen ab reichen u. armen. Kaltenbäd 
I. 16 $ 2 u. 22 $ 2: was Herrn u. Anwälte auf dem Pant. verzehren, sol die 
nachperschafft so in das ampt gehören trewlich under ainander anslagen u. 
bezalen. — Vorher firirte Beitragsjüge der Huber u. Einleiftigen in Birgel 1419 
b. Grimm I. 518. 

5) Grimm, W. I. 51]. 789: die döster u. die zn Elbstatt haben... ein 
moitsatzung gemacht mit den hern, dass sie gebent vor atzung 4 pfd. h. 
u. 8 pfd. h. vor den banwein. IV. 603 $ 20 (62% röm. Gulden uf der ge- 
meinde) u. 22. 

*, Grimm, ® I 285. 496. 497 $ 10. II. 450: die hoeber ftellen einen 
Ochſen zum Nömerzuge u. erhalten ibn o. 7% Schill. zurüd. W. v. Morftadt 
v. 1365 ib. III. 436: want ein here v. Limburck mit eim röm. Könige uber 
berg wolte reiten, so sall ihme die gemeinde . . einen seümer zeügen. Brechte 
er den wider zu lande, so solte er in der egen. gemeinde wieder geben, 
W. ded Ried v. 1509 ib. 474. 

SW, v. Birgel v. 1419 b. Grimm I 518: wenn der Vogt mit dem 
Könige o. den Lehnsheren überd Gebirg muß, so ist ym daz dorff schuldig eynen 
seymer,. Alle Pferde werden dann nusgetrieben u. der Vogt greift eind an, Dies 
ihäßen darauf die 7 Schöffen auf ihren Eid ab, also zu nemen u. zu geben, 
als iz des tages wert were. ®erliert der Vogt das Pferd durch eigne Schuld, 
jo ijt ihm das Dorf feines mehr zu geben fchuldig. Kommt ed aber wieber u. der 
arme Mann läßt ed wieder über feine Schwelle, jo erhält er für jeden Tag, den 
ed aus dem Stall war, ‚einen Schilling. Kommt es nicht wieder, fo erhält er den 
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fam üfrigens auch jonft, z. B. kei Ehrengeſchenken cter bei tem im Falle 
des Einlagers gejchulteten Braten, vor). 

c. Bon den Dienjten beftanden namentlich viele Gerichte- und Po- 
lizeiftonen in einer von Natur einheitlichen Leiſtung, welche deshalb zwar auf 
der Gemeinde im Ganzen rubte, im Verfolg aber nichtödeftoweniger auch die 
Einzelnen unmittelbar verband. Cine derartige zugleich forporative und ge- 
meine Gefammtpfliht war z. B. die Pflicht zur Gefangenfegung, Gefangen- 
haltung, Bewahung und Ablieferung des Verbrecher 59); hierbei waren die 
Einzelnen, jei es in ihrer Gejammtheit fei es nach einer von dem Herrn oder 
der Gemeinde getroffenen Auswahl, unmittelbar und perſönlich zur Thätigfeit 
berufen ©), während doch andrerjeits die Gemeinde als ſolche für die gehörige 
Bewachung und Auslieferung im Ganzen verantwortlich bliebe). Ebenſo 


Werth nad) der Abſchätzung der Schöffen erſetzt. W. v. Croßenburg v. 1415 ib, 
III. 511: jeder Huber zieht feine 2 beften Pferde aus dem Stall, des Vogts Knecht 
wählt, die hubener fchägen u. fegen Bürgen, das gewählte Pferd dem Gigen- 
thümer binnen 14 Tagen zu bezahlen. 

»9) W. v. Winningen b. Grimm II. 502 (auch R. U. 364): beim Cinlager 
des Herrn jollen Vogt u. Heimburge unter die Herde gehen, das befte Kalb nehmen 
und in bie Küche bringen; dieselbe kalbe soll die gemeynde dann bezalen dem, 
des sie gewesten ist. — Ein Ochs ald Vermählungsgeſchenk ib. II. 598. 

») Grimm I. 771: die gemein foll bei der Gefangenjegung helfen. Rheing. 
Landr. ib. 540 8 16: bes Orts burger follen den Gefangnen 3 Tage bewachen. 
Ib. 562: alle nachber u. untersassen, 680 $ 15: die huber. 684, 704: die 
huber u. banleut. 823: 7 Nächte ein fronbanwart u. huber u. lehenlüte u. 
darnach die banlüte. II. 106: die nabern. 391, 398—381. 397. 598: die ge- 
hulten, 596. 598: gesambte einwohner des dorfis z. L. 661. 663: die nachbarn. 
692: naberen. 613: lehnmänner. V. 584 $ 13: das die gemein pflichtig u. 
schuldig ist zu huten den stock o. plock im diephuse. 536 $ 7. 587 $ 15. 
583 $ 2. " 

6), Grimm, W. I 698 (1320): wirt ein diep gevangen do, den sol der 
weibel behalten in dem stock die erste nacht, u. lit er lenger do, so sol er 
drige huber nemen die sin hutent, an der dritten naht die huber allesement, 
an der vierden die banlute allesement. Bol. 707 $ 28 u. 708. In Bafjenheim 
ib. 689 gebietet der Büttel immer abwechjelnd je 4 Hubern die Bewachung für 
eine Nacht. In Eidger u. Eller ib. U, 426f. sullen die nachpauren .. bey 
sein, die darzu gegeben werden. In Klüfferatb ib. 322 führt man den Ber- 
bafteten Verbrecher zunächit in deö Meier? Haus u. läutet die Gemeinde zufammen. 
Die follen ihn dann auf den Gemeindeplag führen, in den Stod ſchließen u. dort 
1% Tage verforgen, Dann foll ihn die Gemeinde in bie Burg an den Burggrafen 
abliefern u. dort bis zur Hinrichtung die Hut thun. Aehnlich in Zrittenheim 
ib. 823. 

1) Es ift die Pflicht „der Gemeinde”, den Mißethäter zu verhaften und dem 
oberen Richter auf der Grenze ihrer Mark zur feftgejeßten Zeit auszuliefern. Iſt 
der Richter trop geböriger Anfage nicht anweſend, jo Fan fie den Verbrecher laufen 
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lagen kei der Vollſtreckung peinlicher Urtel allen einzelnen Mitgliedern. des 
Gerichtöverbandes oder einer in dieſem begriffenen Genofenklafje beftimmte 
perfönliche Dienftleiftungen und Naturallieferungen ob), ja die Hinrichtung 
jelbft follte bisweilen in fo buchftäblichem Sinne von Allen vollzogen werden, 
daß dabei jeder Einzelne das Strict zu berühren hatte): allein die Pflicht 
laßen oder ihn zum Schein mit einem feidenen oder zwirnen Faden anbinden und 
ſtehen laßen. Thut fie dies num, fo foll fie „nicht weiter pflichtig”, foll „unent- 
golten* fein. Woraus folgt, daß fie andrenfalls fi) in ihrer Geſammtheit haftbar 
machen würde Kaltenbäd I. 32 $ 4. 69 $ 53. 173 8 16. 204 $ 28. 209 $ 
19. 221 8 7. 228 $ 5. 238 $ 41. 251 $ 26. 259 $ 11. 266 $ 5. 281 $ 10. 
283 8 12—17. II. 17 8 5. 65 $ 2. 91 $ 28. 95.8 20. 97.8 3—4;, Grimm, 
N. A. 182 u. 874; W. I. 81f. 604 $ 6. 670. 691. III. 893; mein Humor 37 
—38. Vgl. Richt hofen, frief. Req. 478: da riuchteran myt hulpa dera meentha 
den misdadigen in dine stoc to werpena; 1412 ib. 525 $ 18: die buren der 
marke haben den gefangenen Mifjethäter bei eigener Verantwortung aufzubewahren. 
— Bol. auch über die Pflicht der Gemeinde, einen in ihrer Mark gefundenen 
Leihnam an den Landrichter auszuliefern, Kaltenbäd I. 383 $ 27. 359 $ 20. 
384 $ 17. 554 $ 22. 

62), Grimm, MW. I. 551: sollen die inwoner u. verwandten derselben 15 
dorff den galgen machen .. u. by dem walpoden bisz zu ende des rechten 
mit iren geweren sin u. bliben. 11. 426 f.: man läutet beide Dörfer zuſammen 
u. sollen alle gemeindsburger schuldigh sein, galgen, leitern, stiel, rat auf- 
zurichten. Ib. 471: jeded Haus muß einen Mann jchiden. 681: Alle müßen dem 
glockenschlag folgen. III. 374: zum Galgen im Gericht sollen die herrn das 
holz geben, die landleute sollen das holz furen, on die scheffen, die moller 
sollen in machen, die leinweber sollen in heben. ®gl. II.. 98. 267. 505. II. 
459. 460. 768. 891. V. 512 $ 20. Aud R. U. ©. 833—885, bei. die Note. 

63, MW, v. Dreys v. 1498 b. Grimm DO. 334: abe eyn mistediger mensch 
were, der gepurt der gemeynen zu bewaren u. zu richten. Sie fett ihn ge- 
fangen, foltert ihn u. führt ihn, wenn er befannt hat, auf den Richtberg. Alda 
sall eyn styll staen myt eym armen. Dann soll dye gemeyn dem mistedigen 
den slop in den hals thun under eym mantel u. das seyll gericht u. gemeyn 
glich zusamen uberzehen, u. dat seyll umb den paell wynden der underm stiell 
staen sall u. also den mystedigen würgen lassen. ®ill aber dye gemeyn nicht 
jelbft bandtbätig werden, fo kann fie uf ir kost einen Scharfridhter werben, der in 
iren wegen richt. Ebenſo im W. v. 1588 ib. 338. Bol. W. v. Eröve ib. 379 
u. 380: die ganze Gemeinde tritt mit gewappneter Hand auf u. bei der Hinrichtung 
follen der zendener u. die gemein den boden (Büttel) helfen das mensch u. 
rade uffrichten in die lufft. Ib. 443 $ 13: die Gemeinden follen den Berurtbeil- 
ten zum Richtplatz fahren, u. wenn Fein Henfer da ijt, foll der dorsbot (Dorf- 
büttel) henken. Auch in Prateln follten nach einer Ausſage v. 1458 alle Prateler 
im Notbfall beim Hängen Hand anlegen; ebenfo in Arheilgen alle Centmänner; 
Grimm, R. A. 884. Zu Wiefenbrunn in Franken ift ed das alte Necht ber Ge- 
meinde, einen Dieb ſelbſt aufzuhängen, u. alle inwohner müssen dabei an den 
strick greifen; ebenfo follten in Zütland u. Nipen die Bunden (coloni) dem Dieb 
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im Ganzen erſchien als eine eigentliche Gemeindelaft, jo daß die Gemeinde 
ald ſolche dem Gerichtsherrn gegenüberftand und nad) der Verwandlung der 
Dienft- und Fieferungspflichten in bios pefuniäre Laſten aus Gemeindemitteln 
den Denker zu bezahlen und die jonftigen Vollſtreckungskoſten zu betreiten hatte®#). 

3. Auch die im Gemeindeinterefje jelbit begründeten gemeinen Laſten 
ſtellten fih als Gejammtverbindlichfeiten dar, welche die Gemeinde in ihrer 
Einheit und in ihrer Vielheit gleichzeitig trafen. Es war mithin jowol eine 
Pflicht der Gemeinde als eine gemeine Pflicht Aller, Wege und Stege, Brücken 
und Brunnen, Zäune und Deiche anzulegen und zu unterhalten) zum Kirchen- 
bau beizutragen ®%), den Fremden zu begraben”) u. j. w. Und man zog für 


das Strid um den Hals legen u. es jollte ein jeder hardesman dat strick anrüren; - 
ib. 885. Bgl. auch Weisth. V. 512 8 20, 

MW. v. 1430 6. Grimm I. 474 819: das centvolk joll den Henker lohnen. 
495: der gemeine centhman. II, 308: die Koften trägt der Miffethäter,; wenn 
er nichts hinterläßt, der Kläger; wenn auch diefer nichts bat, die arme gemeinde. 
Ib. 803: wer in feinem Haus, Eigen o. Erbe einen Dieb ergreift, darf ihm das 
Seine wieter abnehmen, ihm Arme u. Beine zerfchlagen u. ihn im Haus o. der 
Hofreithe and Firft benfen; iſt er ihm zu ftarf u. entfommt auf die gemeine 
Straße, jo jollen ihn die Nachbarn ergreifen u. zu Gericht führen; dann bat der 
Beitohlene die Wahl, ihn jelbft zu benfen o. einen Henker zu bejtellen; den Lohn 
des Letzteren bezahlt der Verbrecher, eventuell der Beſtohlene, wenn aber auch dieſer 
nicht fo viel bat, so sall dat gantz kirspel den lone under sich heben u. dem 
hencker geben; ebenfo verhält es fich mit der Koft des herbeigerufenen Schirm- 
bern. Vgl. TI. 459. 479. 483: iſt der Beftoblene ein Landmann, jo joll bas 
Landvolk, fonjt der Beſtohlene „den dieb gehangen schicken“ (d. b. die Koften 
tragen). 

65) Es heißt z. B. b. Grimm IL 481: wege u. stege soll die gemein halten. 
419: kirweg u. steg . .. sol die burschaft gemein machen; ebenjo den Brunnen. 
522: die gememe joll zäunen, der Schultheiß fol den Säumigen pfänden (aus 
welcher Nebeneinanderftellung deutlich hervorgeht, daß unter der Gemeinde alle 
Gemeindeglieder verftanden werben). 792: den Brunnen, deſſen Gebrauch Herr u. 
Gemeinde gemeinichaftlid haben, foll der Herr anlegen, die gemeind .. in irem 
eignen costen baw u. wesen ewiglich halten. II. 757: sollen (sic!) die gemeinden 
halden die valder u. steg. 658, III. 449: die gemeine das ander valthor. 591 
—592. IV. 768 8 14. Dazu bann II. 622 $ 9: wegh u. stegh u. landstrassen 
sollen wegfertig gehalten werden u. ein jedweder bürgermeister soll seine nach- 
barn zehlen. Vgl. Richtbofen, frief. NRög. 210: mit 4 jeder über den 5. Grab 
binaus anfallenden Erbſchaft schelma beyterie domma anda dikar, ther tha mene 
mente to kumpt tho haldene. Ib. 308: thene e/metha. 505 $ 7 u. 9: die mene 
mente den dyck; meenwirk aller Dorfleute für den Deich; Pflicht jedes Dorfes 
(hem), den Raſen für ben Deich jeines Bezirks berzugeben. 

*) Grimm I. 705: m. fr. sol auch decken das winterteil, die banleut 
das summerteil u, der kirchherr den chor, 821: die gebursami. II. 723: die 
nachbarn. V. 607 8 1: die gemeinde. 

») Grimm I. 362: die gebursame, da er stirbt, in begraben, 
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alle derartigen Zwecke einerfeit3 die Allmende, Die jonftigen gemeinen Mittel 
und die gemeinen Ginnahmen beran®®), um andrerjeitd zugleich unmittelbare 
und gleichmäßige Dienft- und Beitragspflichten der Einzelnen aus der ein» 
ſachen Bertheilung der Gejammtlaft berzuleiten®®). Aehnlich verhielt e8 ſich 
inöbejondere auch mit der Bejoldung der Gemeindebenmten. Denn obwol die 
Gemeinde im Ganzen mit ihnen den Dienjtvertrag abſchloß, obligirte fie da- 
durch nicht nur fih in ihrer Einheit, jondern unmittelbar ihre einzelnen 
Glieder’), Und in ganz gleicher Weije jchien jowol dem auf die Bejoldung 
aus der Allınende und aus gemeinen Mitteln. angewiejenen?!), als dem mit 
Forderungsreihten gegen jeden Einzelnen ausgeftatteten 7?) Beamten die Gejammt- 
beit ſchlechthin verpflichtet zu jein ®), weshalb auch chne Weiteres die eine 
Bejoldungsform in die andere übergehen konnte. 

4. Daß vertragsmäßig übernommene Gemeindejhulden mit der Ge- 
meinde zugleich alle einzelnen Genoßen haftbar machten, kann um jo weniger 
bezweifelt werden, ald noch in den Städten derjelbe Grundjaß galt. Erſt im 
Zuſammenhang mit der ftädtijchen Entwidlung wurde wenigftens jo viel durd)- 

gefeßt, daß fortziehente Gemeindeglieder, wenn fie nicht ansdrüdlid eine Bürg- 


68) Val. oben $ 10 N. 169—178 u. $ 14 N. 40—46. 

6 Bol. oben $ ION. 179—183. Auch Kaltenbäd I. 218 $ 28, 403 $ 
55, 407 8 44, 428 $ 35, 11. 7 $ 3, wonach alle Gemeindeausgaben nach einem 
billichen u. zimblichen anschlag auf alle so des aigens geniessen umgelegt 
werden, also das jederman geleich geschech. 

”) Grimm, W. III. 314: wenn ein burschop einen herde ofite schwenn 
mededen, ob sie den semptlich, die eine so woll als die ander, tho underhol- 
dende schuldig syn? Diesulvigen schullen sie gelich helpen holden. gl. I. 
134: wie wir mit unsserem hirten sines lons halber überkomen, des soll ipn 
menklich ane sinen costen u, schaden ungefar 8 tag vor o. nach s. Martis tag 
früntlich abrichten u. bezalen; welicher aber daran sümig ist, von dem mag 
er (der Hirt) sin lidlon mit botten inziehen. 

1) Bol. oben $ 10 NR. 184—192. 

72) Bol. oben $ 10 N. 193. Grimm I. 456: den Hirten lohnt ein jeder 
hofman nach anzahl seiner küh. 

») Grimm I 315: u. sol die gebursami dem banwarten lonan. 456: den 
schützen .. halten u. lonen.. die hofleute. 589: soll eine jede gemeinde... 
selbst besolden. III. 572: von der gemeind wegen. I. 538—539: die von 
Lorch, das oberst dorff, gibt iglich husgesess den forstern 2 albus. III. 640 
$ 1: die nachpurschaft fol den Fürfprechen bejolden, ihm ein jeder 2 pf. zu geben 
schuldig sein. 

79 W. v. Münfter v. 1339 6. Grimm IV. 188: dem Kildwart gab bisher 
jeber angeſeßene Mann, ber geſäet hatte, eine Garbe, der blos Weinberge hatte, ein 
halbes Viertel Weind, ver Feine Frucht baute, 4 Pfennige. Fur disz alles gibt ime 
die gemeindt zechen viertel, halb rockhen u. halb gersten. 
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ſchaft für die Gemeinde übernommen hatten, von der Verhaftung für Gemeinde: 
ichulden frei wurden ”). 

5. Dasjelbe gilt, wie ſich Schon gelegentlich ergeben hat und noch weiter 
ergeben wird, für die Verbindlichfeiten aus unerlaubten Gefammthand- 
lungen 76), 


8.16. Politifhes Geſammtrecht. 

A. Bei dem mehrerwähnten Mangel jedes Gattungsunterfchiedes zwifchen 
öffentlichem und privatem Recht waren Herrn und Gejammtheiten genau in 
derjelben Weife politifche wie vwermögensrechtlihe Subjekte. Im niederen 
wie höheren Verbänden gab es jo wenig eine abftrafte „Itaatörechtliche”, wie 
eine abftrafte „juriftifche* Perjönlichkeit. Für alle die Rechte und Pflichten 
vielmehr, welche ein vorgejchrittneres Bewußtjein mit der idealen Einheit bes 
Staates, des Gemeinwejend oder der Gemeinde verfnüpft, stellten entweder 
fihtbare Herrn oder fihtbare Gejammtheiten fih als finnlih wahrnehmbare 
Träger dar. 

In Bezug auf das politijhe Herrenrecht treten uns bis in die höch- 
jten Zebendfreife hinauf noch jpät die urfprüngliden Rechtsanſchauungen ent 
gegen. In Bezug auf das politiihe Geſammtrecht aber vermögen wir, 
da dasjelbe in den höheren Kreijen meift frühzeitig dem Herrenrecht gewichen 
war, die urivrüngliche Auffaßung vornemlic aus den ländlicher Weisthümern 
der engeren Verbände nachzuweifen. In Dörfern, Marken und Höfen, zum 
Theil auch in einzelnen freigebliebenen Genten und Gauen, fowie in größeren 
Vogteien, Gerichten und Immunitätsbezirfen wirkten dieſelben BVorftellungen 
von politifher Gejammtberechtigung, welche dereinft die geſammte Verfagungs- 
entwiclung beherricht, gebildet und umgebildet hatten, auch in den Zeiten des 
Feudalismus ungehindert fort. Allerdings lernen wir hier das politifche Ge- 
ſammtrecht nur in enger und modificirter Anwendung fennen; feinem recht- 
lichen Bau nad aber ift es dasſelbe Recht einer ſichtbaren Genoengefammt- 
heit, wie dies einftmald das umfahende und durch Feine höhere Gewalt be- 
jchränfte Recht der ſouveränen Volksgeſammtheit geweien war. Und aud 
bier entfalten in den engiten ländlichen Lebenskreiſen uralte Begriffe und 
Triebfräfte vielfach no in denjenigen Zeiten eine zeugende Kraft, in welchen 
in den Städten jowie in einzelnen Yändern das politiihe Geſammtrecht längſt 
dem einheitlichen Recht eines freien Gemeinweſens gewichen war, das Herren» 


75) Zugrecht des Dberelfaß v. 1331 b. Grimm V. 344 $ 7: wer ouch daz 
ein stat o. ein dorf schuoldig werent in der gemeinde an juden, gawereschen 
o. eristenen lüten, u. züge darüber einre dannant, den sol die schulde nit 
anegan zu geltende; wer aber er für die schulde bürge, so sol er leisten, 
was er gelobt hat, u. sol in die gemeinde, für die er bürge ist, von allem 
schaden darumb ziehen. 

’6) Vgl. unten $ 15 a. ©. 
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recht höherer Ordnung. aber ſich bereits zit einer obrigkeitlichen Staatsgewalt 
umzubilden begonnen hatte. 

I. Seder alten Genoßenſchaft ftand irgend welches, im Einzelnen 
aber ein an Snhalt und Umfang fehr verjchiedenartiges politisches Gefammt- 
recht als gemeinfames Befigthum zu. inen Unterſchied begründete hier zu- 
nächſt der Charakter des betreffenden Genofenverbandes, indem natürlich den 
Dorf, Mark:, Hof, Gerichts, Gau- und Volksgemeinden auf ihren verfchie- 
denen Stufen jehr ungleichartige Machtkreije entſprachen. Sodann lag ein 
weiterer Unterihied in dem Grade, bis zu weldem die Verknüpfung alles 
Rechts mit Grund und Boden und damit auch die Verwandlung des politi- 
ihen Gefammtrechts in patrimoniales Zubehör der Dinglichen Gemeinjchafts- 
rechte vorgejchritten war. Drittens endlich ward der Inhalt des politischen 
Geſammtrechts ungleich durch die Grenzen beitimmt, welche ihm in jedem ein- 
zelnen Falle das konkrete Recht einer höheren Gefammtheit und mehr und 
mehr auch das überall hineinragende Herrenrecht zog. 

1. So blieben überall einige politiſche Befugniße ald freies und 
jelbftändiges Gejammtrecht im ausjchieglichen Genoßenſchaftsbeſitz. Hatte 
ſich einjt bei der Volksgeſammtheit alle damals vorhandene Staatögewalt be- 
funden, jo blieb auch jpäter jede vollfreie Gemeinde für den Kreis ihrer 
inneren Angelegenheiten ſouverän; die unter Grund-, Schuß» und Gerichts- 
herrſchaft ftehenden engeren und weiteren Gemeinden aber hatten immerhin 
einen irgendwie bejtimmten Friedens- und Rechtskreis, in welchem fie ſelbſtän— 
dig und ohne fremde Mitwirkung eine Reihe politifcher Machtbefugniße als 
Geſammtrecht übten. 

In diefem Sinne war zunächft nach außen jede Genofengefammtheit 
zur Vertretung und Bertheidigung ihrer jelbft befugt; ein Recht, das fih von 
dem Recht jelbjtändiger Kriegführung bis zu dem Recht bloßer Geſammtnoth— 
wehr gegen den unberechtigten Angriff auf ihre Perfonen oder ihr Befigthum 
abjtufen und ein jehr verjchieden intenfives Waffen- und Fehderecht enthalten 
konnte)y. Nah innen aber hatte die Gefammtheit aus eigner Machtvoll- 
fommenheit den Frieden und das Recht des Verbandes zu handhaben und alle 
gemeinjamen Angelegenheiten nach eignem Ermeßen zu ordnen. Ueberall lag 
hierin das freie Verfjammlungs- und Bereinigungsrecht?), deffen Beichränfungen 


1) Bol. oben F9N. 137 u. 8 11 N. 101—102, 104. 107. W. v. Berheln 
v. 1482 6. Grimm I. 600: dass das dorf B. veden o. feindschaft hette. 
Daher tritt die herrichaftfiche Schirmpflicht erit ein, wenn die genohenfchaftliche 
Selbftwehr fich unzureichend erweist. Vgl. Grimm IL 316: dieselb gerechtig- 
keit, s0 die gemeinde nit handhaben kundt, mach sie m. h. anschreien, soll die- 
selbige schutzen u. schirmen u. dabei handhaben als der oberster einichsman. 
III. 824: enkunde des (Markichädigung) der heimburger u. die gemeinde des dorfs 
niet gekeren. Ib. 420. IV. 552 $ 3. 

?) Drenther Landr. v. 1412 b. Nichtbofen 521 8 1: weret sake dattet 
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erft mit der Entwidlung der polizeiobrigkeitlihen Befugniße begannen). 
Zum Gejammtredt gehörte ferner das Necht der Mitgliederaufnahmet) und 
Mitgliederausichliegung?), das Recht der Berathung und Beſchlußfaßung über 
genoßenſchaftliche Angelegenheiten®), Das Recht der Selbſtbeſteurung?). Gar 
nicht denkbar war eine Genoßenſchaft ohne das Necht der Autonomie, fo daß 
in irgend welchem Umfange jede Gemeinde Sapungen und Willtüren errichten, 
Strafen auf deren Uebertretung jeßen®), unter Gemeindebann gebieten und 


gemene landt myt malckandern tho spreken hadden (sic!) van saken, die den 
Jande anoeerende weren, soe mach dat gemene landt wilckoeren by malckanderen 
tho komen, by ene pene die sy daer up setten, ende een hagelsprake tho holden ; 
ende des gelykes elck dynkspil, elck kerspel ende elck buerschep wilkoeren by 
hem selves, tosamende tho komende om hoer marck to berichten, als esch 
ende saedt, hoy ende holdt to bevredene ende anders thoe doene, des hem 
noot ys in den lande ende in hoer marke. Nur Berbünde gegen die Herrlich 
feit des Bilchofd von Utrecht find ausgenommen. — Damit ftimmt merfwiürdiger 
Weile faft wörtlich überein das Rheingauer W. b. Grimm I. 539 u. IV. 572 
$ 1: wäre es sache, dasz die gemeine landschaft des Ringawes mit einander zu 
sprechen hätte von sachen die das land berühren, so mag die landschaft will- 
küren, bey eynander zu kommen auf der Lützelnawe bey einer pön u. ein 
hagelsprach halten. Desgl. mag jeder flecken u. dorf zusammen komen u. 
ihre marke berichten, als zum wald u. weid, holz u. trifft, weg u. steg, u. 
anders zu thun, als dick des noth ist im lande u. in ihren marken. Aber 
gegen die herlichkeit des guten s. Martins u. des erzb. zu Menz sollen sie 
keinen verbund machen. — Vgl. W. v. Zuozwil v. 1488 ib. V. 144 $ 27: 
so möchten si wol ain gmaind samlen, Moröbronnen ib. 521 8 5: der heim- 
burg zu M. ein glocke leutet von der gemeind wegen. Hochſtetten (II) ib. 
643 8 1. 

2) Th. 1. 670 N. 52. 1466 b. Grimm V. 153 $ 46: sol nieman kain 
gmaind han noch samlung, dann mit ains vogtherren willen. 1475 in Mel« 
bad) ib. 266 $ I wird nur verboten versamelung ader verbontnisz wider die 
hern des gerichts, iren amptman ader diener. 

4) Dben $ 11 N. 10. Grimm IV. 632 $ 7: einchen fremden zu em- 
pfahn zu der gemeind des egen. dorffs zu Ibrssheim, das das thun mecht 
ein schulteis... mit der gemeynd des selben dorfis, u, nit die dutschen hern. 

5) Oben $ 11 N. 66f. Grimm I. 128: uss der gemeinde verwist. 

9) Grimm V. 642 8 13: die von ber Gemeinde gewählten Bürgermeifter u. 
Vierer sollen sambt... der gemeinden raten, was not u. nutzlich zum besten 
betrachten u. anstellen. Vgl. oben Note 2. 

) Grimm III. 683: auch haben wir das recht, zu stifften u. zu sturen 
nach willen der nachbauern. Küren der Oſter- u. Wefterhammerife v. 1386 
b. Richthofen 520 $ 3: wanneer die bueren over dragen, dat die oldermans 
een schot nemen sullen, fündigt der Burfnedht den Schoß an u. jeder. Bur muf 
ihn bei Strafe entrichten. Oben $ 10 N. 179-192 u. $ 13 N. 67. 

6), MW. v. Höngg v. 1838 b. Grimm I. 8: was ouch die dorflüte ze H. uf- 
setzend umb iren frid u. nutz u. was bussen si den uflegend, die ir gebot übergand, 
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verbieten fonnte?). Der Autonomie aber entiprach ſtets eine genofenjchaftliche 
Gerichtsbarkeit, jo daß im weiterem oder engerem Umfange „von der Gemeinde 
wegen“ oder „in der Genoßen Namen” Gericht gehalten!®), gepfändet!!), ges 
ftraft und gebüßt??), die Sühne unter ftreitenden Genoßen vermittelt und be: 
ftätigt wurde), 

Für die engeren Gemeindeverbände ftellten vor Allem die Angelegen- 
heiten der Gemeinmark einen im Ganzen der Stärke ihres dinglichen Ge- 
ſammtrechts entiprechenden öffentlichrechtlichen Machtfreis her. Als Beitand- 
theile, Ausflüge oder Zubehör des Geſammteigenthums ergaben fich, wie oben 


1338 ib. V. 636 $ 4 u. 5: an den Saßungen, die Schöffen u, Gemeinde unter 
fi) machen, bat der Bogt Fein Recht, Ib. 421 $ 14: ist es, das die banleut 
einuong machen. IH. 645. IV. 629 $ 9. 665 $ 27. Richthofen, frief. Raqu. 
269 c. 10: van der bure wilkore; $ 1: alle buerwilkör is vry. 

MW. v. Oberugwil b. Grimm V. 198 $ 47; was ouch gmain nachburen 
durch des gmainen nutz willen fürnement u. ansehent u. was poten si daruf 
haiszent setzen. Thiengen ib, 228 $ 5: gebot u. verbot, so sie selbs under 
einander haben. Dijfingen 1. 93 $ 8: so hatt ein gemeind zu pietten an 
5 schill. bis uff ein pfund, u. gehört die buss einer gemeind. Ib. 781: der 
gemein gebot. 801 u. 802: gebott der gemein. III. 733 $ 2. 

1) Mefterwolder Landr. v. 1470 c. 10 $ 2b. Rihthofen 269: alle buren 
mogen sulvest over wilkoer richten sonder broke. Ib. 527 $ 25: die mene bur 
richten üßer waterlosinge ende jochwech., Grimm, ®. III. 785 $ 3. V. 301 
$ 10. 549 $ 5: so haben si von wegen des dorfs zwen heimburgen, die si 
ziehen, die do des dorfs ordnung machen u. underhalten. Wellicher dassel- 
big verbrech, den strafen si under einander dorumb. $ 6: so haben si ein 
geprach, wann si irer guter halber spennig sin, das si sich selb under ein- 
ander wissen zu entscheiden. 

11) Grimm III 580: wir megen auch umb unser einigung unter eynander 
pherden, II. 22: dasz die gemeinde nit macht habe, einen becker zu pfenden 
in dem backhus mit gewalt: aber finde man ine vor der thur, so mag man 
in pfenden. Ib. 463: Niemand darf anders, ald wenn er ed mit recht erlangt, 
d, 5. gerichtlich, pfänden, ausgenommen die beiden Förſter und ein heimburg von 
wegen der gemeinden. III. 824: na setzungen des heimburgen u. gemeinden. 
IV. 679 $ 2—9. 723 $ 6: ob dieselben heimbergen jemants fiengen von der 
gemeindt wegen. V. 293: durch die heimburgen von der ganzen gemeinde wegen. 
Drenther Landr. b. Richthofen 529 $ 48. 

1) Grimm I. 481: wer solch verbott bricht, soll die gemein straffen; 
wo aber die gemein nicht straffen will, mögen beyde juncker von ihrent- 
wegen straffen lassen. III. 402: den han die lantsedell under yne darumb 
tzu stroffen. 804. V. 256 $ 16. Kaltenbäd J. 209 $ 18: Meinen Diebftahl 
hat die gmain zu puessen. 

'9) Grimm I. 27. 217, II. 470. III. 641 $ 9: so fern also dem amptman 
nit geklagt wurde, mögen wir das wohl gutwillig richten u. hinlegen. 671. 
804. Kaltenbäd J. 558 $ 5. 555 $ 5, 27. 
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gezeigt iſt, die mannichfachſten dorf-, feld- und markpolizeilichen Geſammtbe— 
fugnigeld). Gerade für Markangelegenheiten reichte das eigue Bannrecht der 
Dorfgemeinden!d) und größeren Marfgemeinden!‘, am Weiteſten, jo daß unter 
Dorf- oder Markbann geboten und verboten, eine Küre oder Einung gemacht 
ward, Und wenn nicht immer darin auch die Befugniß Tag, in eignem 
Namen Gericht zu halten, zu ftrafen und die Bußen zu beziehen!?): jo war 
doch wenigftens die Pfändungsgewalt in der Mark ſtets ein jelbjtändiges Ge- 
ſammtrecht8). Häufig aber ftand ausdrücklich feit, daß das Dorf- oder Mark. 


19 Bol. g IN. 181—183 u. $ 10. 

») Grimm, W. I. 77 $ 29—31 u. 33: die von Nefftenbach ein einung 
setzen uff die stroffelweide, es sye über holtz o. in velde, als denn ye der 
merenteil über ein kompt; $ 34. Ib. 74: daz si alle ir einung von &vaden, 
von friden u. von graben selber under in ufsetzen u. innemen suln, Ib. 89: 
was die gmeind überein kompt umb einung, verbannen, holtz u. veld. 92. 
94. 219: was die nachpuren uffsetzend im gericht zuo N. von bennen, vatten, 
zeholtz u. zefeld. 225. 235. III. 463 $ 21: wir haben wohl macht, dass wir 
in den samfeldern einen’ ban legen; „. solches haben wir auch untereinander 
aufzusagen. 659: mit dem gewählten richter mügen wir wol setzen unser pann 
uber unsser feld, zäun u. wismad u. ander unser notturft, da sol uns kain 
pfleger nichts einreden, er sol seiner puess warten. IV. 281 $ 13 u. 25: die 
gemein fchließt ı. öffnet die Wiefen, ſetzt Einungen über Stoppelweide u. Brache. 
V. 122 $ 11: die nachpuren jeten Bußen wegen Holz u. Feld. 330 $ 5: com- 
munitas et scabini in Erpel et parochie habet ab antiquo statuere terminum 
et locum vindemiandi in banno. 580 $ 33: ir einung, wie sie sie machen. 
Maurer, Dorfv. II, Anh. Nr. 10 ©. 468. 

ie) Grimm I. 557. 605. H. 434—485: Waldbot, Heimburgen u. Erben 
follen ohne ded Amtmanns Urlaub u. Geheiichen die Wälder in verbott u. usser 
verbotte zu allem irem willen legen. 705 $ 1: dat wassergangk, clocken- 
clank, wege u. stege des kirspels ze F. frei seint auss der erden bis in den 
himel, u. in geines herren gebot noch verbot verhaft sei. III. 280 $ 15: was die 
erben darauf setzen. 303 $ 39, IV. 78: die ganze gemeine trifft forſtpolizeil. 
Anordnungen. 

7) Mitunter werden jelbjt bei den von der Gemeinde allein ausgehenden Ge- 
boten bie Bußen für Webertretung dem Herrn ausſchließlich zugewiefen, wie 6, 
Grimm I. 225. 235. III 645. 659. V. 198 $ 47. 2288 5. 330 8 5. Gewöhn— 
li dagegen nur eine Quote, fei es %, wie ib. I. 8. 89. 92, 94. 78 $ 33, oder 
%, wie V. 421 $ 14, oder %, wie II. 470. Und oft erhält auch diefen Bußantheil 
der Herr nur, wenn feine aktuelle Hülfe zur Cingewinnung nöthig wird, ib. J. 74. 
II. 470. V. 93 $ 23 u. 24. 95. 

>) Bol. S 11N. 138. Grimm 1. 460: mag die gemeinde .. pfenden. 
514. II. 435. III. 489. IV. 599 $ 19: Ueberbau im Feld o. Dorf joll die Ge- 
meinde zunächit im Guten zu befeitigen auffordern ; thut er das nit, so mocht 
die gemeynde es abbrechen u. nemen u. soll darumb die gemeinde ongefre- 
velt han. V. 554 $ 6: die von Belheim haben macht, bem vom Ausmärfer 
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gericht im Namen der Gemeinde zu hegen war!®), der Gemeinde die Straf: 
gewalt?®) und ſelbſt ein Strafmilderungsrecht?!) zuftand, die Gemeinde aud- 
ſchließlich die Bußen für Verlegung der Feld- und Markeinungen bezog ??). 
In ähnlicher Weile Eonnten auch aus dem Befit eines Gemeindehaufes, an 
dem der geiteigerte Verfammlungsfriede wie an der alten Dingjtatt feſt ward, 
erhöhte politiſche Geſammtbefugniße erwachſen ??). 

So weit jedoch der Begriff der Markangelegenheiten reichte: auch in den 
engſten Genoßenſchaften griff das politiſche Geſammtrecht darüber hinaus und 
umfaßte autonomiſche, gerichtliche und polizeiliche Befugniße in Bezug auf die 
vom Boden unabhängigen ſittlichen, gewerblichen und ſocialen Gemeinſchafts— 
verhältnige der Genoßen?. Bereinzelt kamen ſogar noch in fpäterer Zeit 








entführten Markholz zu folgen, ed, wenn es ſchon verbaut wäre, wieder aus bem 
Bau zu reißen u. Pfand dazu zu nehmen. 580 $ 33. 

, Grimm, W. I 514: vor die mercker bringen; zum Märferbing vo. 
Förſterding sulde ein iglich mercker vor dem andern geleyde han ,. . war 
man yme gebode von der marg wegin. I. 665. III. 278: weme se de gewald 
bestan over de Worthorst? den erven. III. 474 $2: das gericht u, 
weiderecht soll gehegt u. gehalten werden von wegen der dickgenanten drey 
dörfer. 

2) Grimm I. 98 $ 14: so hatt ein gemeind denselben an ein pfund zu 
straffen. 134: der gemeind soll zugehören ze straffen; .. solche der gemeind 
straff soll allein berüren die efaden, burecht, u. was brüchiger züne, greben 
uffthun u. derglich mengel. 566 $ 9: merkere gemeinlich. 588: soll für 1fl. 
von den merkern gestraft werden. 589: welcher merker brüchig.. soll von 
dem merker gestrafit werden, III. 474 $ 6: so hetten die 3 dörfer macht 
zu büssen. V. 303 $ 9: der mark straf; $ 12: von gemeiner mark wegen. 
306 $ 12: der mark verbueszen. 

2) Grimm, W. III. 215: id en were denne de erven öne begnaden 
wolden. 489: doch mogen der walpode u. der lantman das mildigen. V. 248 
$ 4: wegen des Schadens joll der Ausmärfer thedingen .. mit dem merker- 
meister u. merkern. Auch I. 514: vur die merker, das er das virantwort. 

2) 3.8 Grimm, I. 98 $ 9. 514. 731: wo einer der gemein gebott nit 
hielte, so soll er der gemein 54 hir verfallen sein zu straffen, während Bruch 
von des schultheissen gebott u. verbott dem Herrn verbüßt wird. III. 788 8 2: 
die mult mag die gemeinde legen hoch u. nieder nach des dorfmeisters rath 
u. ist die der. gemeinde. IV. 281 $ 13. 

2), Val. W. v. Aspizheim v. 1491 b. Grimm I. 800, wo die Ordnung über 
das Gemeindehaus einen Theil des Dorfrechts und ihre Aufrechterhaftung eine 
Dorfgerichtöfache bildet, u. wo e8 heißt: Ahaus u. stub ist gefreit von der gemein, 
wer einen heisset liegen, fluchet o. gröblich überfüre als mit handanlegung, 
der soll der gemein verfallen sein ein viertel weins, 

2) So hat in Aspizheim die Gemeinde zu gebieten, zu richten u. zu ftrafen 
in Bezug auf den gemeinen Dorfgraben, das gemeine Holz, das Gemeindehaus, Die 
Heldflur, Die Weide, die Bauten, das Feuerweſen, Maß u. Gewicht, das Spiel, 
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die im Uebrigen nur von Herrn beſeßenen höheren Gerihhtögewalten und jelbit 
der Blutbann als Geſammtrecht vor, jo daß im Namen einer Gemeinde 
Blutgerichte gehalten und peinliche Urtel volljtredt wurden”), Und wo, wie 





die Abgaben bei Befipveränderungen u. Ehefchließungen; Grimm, W. I 800 - 
803. In Dachien ib, 111 $ 16 achören außer holtz, veld, stegen, wegen, wunn, 
weid, zun, stelinen, greben, fridhegenn, efatenn, brunnen auch für u. liecht 
u. derglichen ehafftinen zu den Gemeindeangelegenheiten. Bgl. ib. 662: alle 
gewicht u. massen hat die gemeinde zu besehen. Aehnlich ib. V. 574 $ 9. 
Iv. 639 $ 11: die baumeister von der gemeinde wegen. Bgl. au I. 125— 
130. 788. IV. 281. 308. 329 $ 4. V. 331 $ 19 u. 23. 

25) Mechte der Freien z. Rachſendorf v. 1460 b. Grimm II. 686—688: in 
Abweſenheit des Richters fünnen die Freien einen in die Freiung kommenden ſchäd— 
lichen Mann allein angreifen und, wenn ihrer dreie beifammen find, einen als Rich— 
ter an die Schranne feßen und die zwei andern über ihn richten, dan die 60 freien 
haben den pan über das pluet zu richten; u. darnach mügen sie in wol hahn 
an den negsten paum. Auch haben fie den Wildbann. Der freien Güter find 
60. Außerdem gibt es „12 gevogte guetter“, die gleiche Rechte haben, ausge— 
nommen Blutbann, Wildbann u. Schöffenfähigfeit. — W. v. Strome ib. IIL 
503: jeder kann einen Dieb in feinem Haufe tödten u. der Nachbar foll ihm helfen. 
— MW. v. Dreys v. 1498 ib. II. 335: ein ehemaliger Zender befundet, er babe 
dem Vogtherrn auf deffen Bitte, einen mißthätigen Deenfchen laufen zu laßen, 
zweimal als ein zender van wegen u. befelh der gemeynen geantwortet: neyn, 
nach sinem verdienst muess er sterven. ferner habe 1429 die Gemeinde eine 
Frau, die fich erhängt hatte, abgehauen, durch ein Loch unter der Schwelle heraus 
und bid auf die Nichtftätte gezogen u. dort begraben; da feien die Vogtherrn zu— 
gefahren u. hätten die Gemeinde gefragt, warum fie das gethan, wer ihr das er- 
laubt habe? Antwort dye gemeyn u, sprach: sie hetten nyemans orlauff geheischen, 
das gericht wer ir. — W. v. Trittenheim v. 1533 ib. 323: vorter weisen wir 
ein frei hoechgericht der gemein, ein zender sol der hohe richter sein. Der 
Zender foll mit der Gemeinde den Miffethäter unterhalten, bewachen und, nachdem 
die Schöffen ihn verurtheilt, binrichten laßen. Iſt die Gemeinde beforgt wegen 
feiner vielen Blutsfreunde, jo follen ihr die Schirmherrn auf ihr Aniuchen u. ihre 
Koftgn Beiitand thun. Vortmer weisen wir alle die guter, die daz mistetig 
mensch verlassen hat, sie seind beweglich o. unbeweglich, der gemeinden zu. 
In Merzig wählt nach dem W. v. 1563 ib. 364—365 die ganze Gemeinde jährlich 
zur Erntezeit einen Zender, ber über alle weltlichen Dinge innerhalb des Bannes 
u. Bezirkes der Zenderei „ein gewaltiger, nach erkanntnus der scheffen o. der 
gemeynden zu straffen u. zu richten,“ fein fol. U. hat der zender von wegen 
der gemeinden nit allein in bürgerl sachen, als in pfandschaften u. dero- 
gleichen, die strafen mit wissen der gemeinden zu hoehen u. zu niedern, 
besonder auch in criminal- u. bloedsachen zu richten. al. ib. 366: hat der 
zender zu U. von wegen der gemeinden das hochgericht. . . Der zender mag 
auch von wegen der gemeinden mit rath derselbiger den missthätigen begnadigen 
.. Es gebrucht sich aber der zender von wegen der gemeinde des rads, des 
schwerts u. des feurs. Doc können die nachbarn ſolche Strafen in Gelditrafen 
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in Friesland, die alte Vollfreiheit in einer an die vorkönigliche Zeit erinnern— 
den Weiſe fortbeſtand, da blieben auch die oberſten politiſchen Befugniße, 
welche einſt die Volksverſammlung geübt hatte, bei der Geſammtheit der Gau— 
oder Landesgenoßen?6). 


umwandeln. ©. 367: Auf befonderes Anfuchen, aber auch nur auf ſolches foll 
der Schirmherr, der dafür jährlich 6 Gulden empfängt, bei der Gefangenhaltung u. 
Aburtheilung Beiſtand Teiften. Verurtheilung u. Hinrichtung erfolgt von wegen der 
gemeinden. ©. 368: Der Scharfrichter muß burger zu U, werden, gleich nad 
Verrichtung ded Amts aber die Bürgerfhaft wieder aufgeben. — Bol. endlich aud) 
W. v. Glüfferath ib. 321 f., wonach die Gemeinde Hochgerichtäherrin zu % ift. 

26) Es ift die Gefammtheit aller Sriefen, welche ihre Freiheit u. ihr Nedhi 
mit ihrem Gelde von K. Karl erfauft hat; fo erfauften fie die 17 Küren (petitio- 
nes, liodkesta, willkoren), vgl. Richthofen 28 (mith hera fia capaden, com- 
paraverunt pecunia sua); jo überhaupt Die auf ewig gefeftete friefifche Vollfreiheit, 
ib. 439; vgl. 102, 383 $ 2, 440—441 u. 532. Alle Friefen befigen daher einen 
freien Stuhl (a fria stole), 10te Küre ib. 10. Das friefiiche Recht ift ein Befit- 
thum der Volksgeſammtheit (14te Küre ib. 22: mit allera Fresena riuchte; 
16te Küre ib.: bi liuda riuchta; ib. 40 f.: thit is that londriucht allera Frisona; 
vgl. 121. 125 F.); u. ſowol der geſammten Volksgemeinde ald einer jeben Laudes— 
gemeinde fteht ein unbeichränftes Selbftgefeßgebungsrecht zu (vgl. 3. B. ib. 110. 
151f. 194f. 278. 308. 311f. 358 f. 3866 $ 1 u. 369 $ 1. 372 8 35. 474 
u. f. w.). Ebenſo ift der gemeine Friede ein Volksfriede (13te Küre ib. 20: thera 
lioda fretho, frede den volke, pax populi; 117; 400 $ 79), und ganz wie in 
ältefter Zeit fällt daher die Friedendbuße an die Gefammtheit, während ber Richter 
nur den Bann erhält; vgl. ib. 34 $ 2: tha Ziudem hire fretha and tha frana sin 
bon; plebi pax et sculteto solvetur suus bannus; den luden (den volcke) eren 
vrede ende den richter synen ban; ebenfo ib. 48, III; 62, XI; 70, XIX; 42, 
Il (yeghen dat mene vollick); 115 $ 2: tha liodon to fretha; ebenfo 116 $ 9, 
11, 12 u. 13; oder ed wird dem lande, dem menen lande gebüßt (oben $ 14 
N. 19). — Deshalb ift auch das Leben des Verbrecherd dem Bolfe verfallen, vgl, 
ib. 36: des Falfchmünzers Hals is thera liuda. Er muß es mit der Buße vom 
Volke löſen, 15. Küre ib. 22: lesane sin haved mith 12 merkum etta liydem 
(a plebe, van dem volke). Sonſt ijt er helpeloes fan der meente, ib. 482. 
Wird er aber bei unfühnbaren Bergehen oder wegen Unvermögens gerichtet, jo 
zahlt er damit allem Volke; 16te Küre ib. 22: thenna jelde hi alle liudem te 
thonke, thi ther hongat; quia ille eque solvet omni populo qui pendet; wente 
he betaelt geliken allen Juden de hanghet. — Auch iſt ed das geſammte Volk, 
welches den Nechtsjchug zufammen mit feinem Richter gewährt; vgl. ib. 42, II: 
dat mene vollick and de richter sal em (dem eine Grundftücksveräußerung anfech- 
tenden Mündel) helpen; vgl. ib. 62, XI; 475 8 4: Gefangenjegung mit Hilfe 
dera meentha. — Und endlich werden alle Richter u. Beamten, fowie der Ajega 
(Zte Küre ib. 4), vom Bolfe gewählt; 1361 ib. 109: quod singuli districtus 
terrarum suos judices eligant; Weſterwolder 8. R. v. 1470 c. 10 $ 27 ib. 271: 
een richter des landes, gekoren van dem gerichte u, believet van den ge- 
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Zur Ausübung ihres eignen Rechts konnte jete Genoßenſchaft fi) Be- 
amte und Diener beftellen, woraus ſich eine Neihe neuer Gejammtbefugniße 
öffentlichrechtlicher Art ergab. So kam als Gefammtrecht das freie Wahlrecht 
der Dorfvoriteher, Dorf- oder Bauerrichter, Heimburger, Zender und Hunnen 
vor??), wobei nur mitunter eine herrjchaftliche Amtsinveititur folgen jollte”®). 
Ebenſo in großen Marken die freie Wahl ter Obermärfer und ihrer 
Stellvertreter?®), auch bier bisweilen durch nachträgliche Belehnung er— 


menen lande. Landr. v. Buddinge a. 71 ib. Wörterb. s. v. atta: die meenten 
mogen oer atten setten by hem selven. 

=) Bol. Grimm, W. I. 114. 216. 247. 326 (1315): die gemein kiest den 
Zender, bei Uneinigfeit aber enticheiden die Echöffen., 617 (1476): die gemeinde 
der 3 Dörfer wählt den Bürgermeifter. 331: den neuwen heimburger, den die 
gemeinde dan küset u. setzet. II. 211. 495. 501. 569: den Zenner fiejen die 
andern im dorf. 764: geforne Qunnen der 6 hontschaften des Landes Kempen. 
III. 243. 493, 559. 688. 580: der hoeber wählt den heimburger. IV. 320 $ 4: 
sie hand ouch das recht zwen dorfmeier zu kiesen. 679 (1410): die landt- 
lude hebben de macht, dat se den richter mogen erwelen. 723 $ 5: die ge- 
meindt hat jahrs macht einen heimburger zu suchen under den schöffen u. 
die schöffen einen under der gemeind. V. 517 $ 2: den heimburger u. vier 
geschworne. — 2gl. Th. I. 625 N. 150. Sternberg I. 6 u. 10. Blumer 
I. 3851. Maurer, Dorfv. II. 38—44. 

2) Grimm, MW. I 749: fie fiefen ein heimburgen u, sol ime der meier 
das ambaht lihen. Ebenſo die Heimburger der 9 zu Marlei gehörigen Ortichaften, 
welche nach dem W. v 1388 ib. 728 die dorflüte, indem fie Mitte März bazıı 
zusammengon, wählen, der Schultheiß einfetzt. Vgl. W. v. Clotten v. 1446 ib. 
II. 444; Moure 1264—1268 ib. III. 618: schultetum eligunt homines in 
M. etc. Bubenheim 1357 ib. S23 f.: heimburger u. gemeinde verjammeln ſich 
u. die gemeinde Fiest mit Rath der Echöffen einen Heimburger, den zwei von 
den drei die Grumdherrichaft gemeiniam befigenden Gotteshäufern einſetzen 
fünnen; käme aber in 2 o. 3 Wochen Keiner für die Gotteöhäufer, so mach die 
gemeinde under sich einen _heimburgen kiesen ane varhe u. widerspraiche 
na iren besten sinnen. 

29) Th. 1. 626 N. 134, bei. die Stellen aus dem Bibrauer u. Kaltenholz- 
baufer W., Grimm 1. 513 u. 587. Ib. 606: Wahl des holzmeister. Selbold 
1366 ib. 111. 419f.: die rittere u. die merkere mit den scheflen, arme u. 
riche, sollen den cingrefien setzen u. entsetzen. Oberurſel ib. 489 f.: etellude 
u. der landman fiejen aus Rittern, Priejtern o. Sandleuten den merkermeister. 
Münder ib. 297: die erfien zu M. kieſen jährlich mit den meiften Stimmen einen 
neuen holzgreven. Garber M. ib. 463 $ 13: die märker kiesen sich iren 
märkermeister, doch muss er in der mark behubet u. begütet sein. Xlten- 
ſtadt 1485 ib, 453 f.: Sährlich auf dem Märkferding geben undermerkermeister 
u. alle Förster ihre Acmter an ven obermerkermeister auf u. werden neu ge 
wählt. Sodanu gibt der obermärkermeister jein Amt an den neuen under- 
merkermeister auf u, man wählt einen neuen obermärkermeister, der ein Ritter 
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adnzt?). Nicht minder die Wahl von Gent, Amts- und Landrichtern durch Die 
Gerichtögemeinten?!), ja von Vögten und Herrn durd) die Vogtei- und Immuni— 
tätsgemeinden?2). Dazu trat dann häufig das Wahlrecht von Schöffen, Geſchwor⸗ 
nen und Ausihüßen®). Gewöhnlicher noch iſt das Recht zur Wahl und Anſtellung 
von untergeordneten Gemeindebeamten, Förſtern, Bannwarten, Flurſchützen, 
Weibeln, Bütteln, Hirten u. ſ. w.3%, wobei auch bier oft eine das Wahlrecht 


o. Nittersgenof fein fol. Werben die landsiedel nicht einig, jo müßen fie es den 
lehnherrn verfündigen. Lehnherrn u. Märker unter der Linde zu A. baben bier 
da die Mark feinen Herrn bat, allein das merkerding u. der marg recht zu 
‘ halten. Kleinauheimer M. ib. IV. 552 $ 2—4: ein vogtherrn ‘darin gekoren 
u. nit geboren. Ib. 77: holtzgrebe, der zugleich gogrebe ijt, richter, frohne 
u. holtzknecht werden gewählt. 

0) Grimm, W. I. 513: das der beste merker, der off den tag da ist, 
einen meister bestedigen sal; u. ein fogt o. wer von eins fogdes wegin da 
ist, der sal einen foid bestedigen; werz sache, daz der fogd nit da enwere o. 
nymant von sines wegen, so mochte der beste mercker auch eynen foid be- 
stetigen. III. 297: Belehnung des neuen Holzgrafen mit einem grünen Eichen— 
zweige. Vgl. I. 607 u. III. 490. 

3) W. der Freien v. Neuenzelle b. Grimm IV. 497 $ 7: wir fryen u. ge- 
nossen sond haben 2 frye waibel u. ain fryen rihter. Aber den rihter mugen 
wir under uns selben setzen u. erkiesen, wen wir wellend, der zu uns gesworn 
hat u. unser genosz ist. Ebenjo im Amt Affholten ib. 394 $ 16 freie Wahl 
u. Entjegung des Amtmanns. Bol. die W. des Altenhaslauer Gerichts v. 1354 
u. 1461 ib. DI. 441f. $5 u. 415 $ 2 u. 3 über die Wahl eines Gentgrafen, 
ber dem /ande, dem gerichte u. der mark nutz u. gut sein soll, durch Schöffen 
u. Landvolk nebft zugezogenen Gutsberren, zweier Märfermeifter durch die Gent- 
ichöffen u. zweier durch die Märker. Dabei follen alle ambter zum jahr einmal 
ledig u. los seyn, ausgenommen der schöffen, so bis an ir lebensende rech- 
net. Val. auch ib. 271 N. 1 über die noch um 1578 von den goheleuten aus 
6 Dörfern vollzjogene Mahl u. Aufhebung eines gogreven. Bgl. ib. I. 364. IH. 
823. Th. I. 214 N. 23. 516 f. 5217. 577. Unten N. 152. 

32) Hofr. dv. Hattnegge b. Grimm III. 49 f. MW. der Freien v. Rachſendorf 
ib. 689: auch haben wir das recht, ob unss des nott geschäh, das die graf- 
schaft versetzt o. verkaufft wurd o. verlorn, damit uns ein vogt wurd zu 
schwar, so haben wier das recht, das wier uns mügen gevogten wo wir hin wwellen. 
Sn Heimersheim ib. IL 719 follen die 7 Herrn jährlich aus ihnen einen Jahres— 
berrn wählen; ift aber nur Einer anmwejend, jo wählen die Schöffen mit; find bie 
Herrn umeins o. befommt der Jahresherr Krieg, jo wählen die Schöffen allein. 

33) Th. I. 167 N. 29 u. 631f. Grimm I. 112. 418. V. 314 $ 13. 375 $ 
27—28. 415—417. 489 8 7. Kaltenbäd I. 480 $ 13: vier geschworne .. 
die soll die gemain setzen u. erwellen. Maurer, ®orfv. I. 71 N. 7—13. 

») Grimm I. 89: es sollauch ein gemeind erwellen einen vorster u, einen 
hirten. 114: die gemeind hat ouch ein vorster zu erwellen. 134: wir sond 
järlich ein vorster wellen. 163: die genossami kiest den banwart. 235 $ 11: 
Meibel. 241 $ 20: es sond och, die in den hoff gehorend, ainen waibel setzen 
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ſelbſt nicht einſchränkende herricaftliche Amtsbelehnung folgen fol”). Mit: 
unter haben die Gemeinden und Kirchipiele auch Kirchenbeamte zu wählen ?%). 
Fa es fommt jogar-ein genogenjchaftlices Wahlrecht herridaftlicher Beamten 
vor, während diejelben im Webrigen ihren alten Charafter beibehalten haben 
und ald Vertreter des Herrn gelten’). Dem freien Wahlrecht entipricht in 
der Regel ein freies Abjeßungsreht??). Während des dauernden Amtsver— 


u, entsetzen. 831: die 4 schutzen u. förster die des jairs in demselben jair- 
ding von der gemeinen gemacht werden. II. 139 $ 3 u. 7: die Gemeinde 
wählt Malleute. 634: die merker .. moegen setzen iren klöckner, iren richter, 
ire 6 schutzen. II. 855. IV. 81 u. 91: die huber wählen den Bannwart. 279 
$ 2: die Gemeinde den MWeibel. 324 $ 6: villani den Hirten u. lucarius. 326 $ 
12. 395 $ 21: die gebursami sol ouch einen hütter u. einen förster erkosen. 
420 $ 41: die Gemeinde den Weibel. 422: die Gemeinde Holz- u. Feldföriter. 
526 $ 9: fie jollen jährlich unter fich orbnen gejchworne undergenger, messer, 
steinsetzer, dorfimeister, schutzen, hirten, auch heiligenpfleger. V. 136 $ 17: 
die gemaind sol ainen vorster erwellen; $ 18: ain hirt. 144 $ 29: die hus- 
genossen den Weibel; $ 30: ain gemaind .. zwen schetzer, die besechen des 
dorf nütz u. schaden. 197 $ 38: Hirt mit allermaist stimmen. Kalteunbäd 
1. 131 $ 17. 86: nachtwachter, feldhütter u. halter aufzunemen stehet zu 
einer ganzen gmein. 169 $ 49. 600 $ 72. 

>), Grimm I. 101 u. 103: Sörjter. 137: daz dorf sol han einen gmeinen 
knecht, den sol dass dorf erwellen u. sol der vogt dass demselben knecht 
lihen. Ebenſo 239 $ 1 u. 2 beim Weibel. 678 beim banwart... welhen die 
ambahtlute gekiesent. 693: villani de communi consilio eligere debent pre- 
conem .. et duos banwarten .. quos scultetus locare tenetur. 704: die ban- 
leut. 721. 726—729: das dorff joll den Büttel fiefen, der schulteis ihn jegen. 
749: die Bürger fiefen, der Meier foll in das banwarttum setzen. III, 617: 
preconem eligere tenetur universitas; ., praepositus .. habet illi electo con- 
ferre post illorum electionem offieium preconis 624: schulteissen u. buttel. 
IV. 22: huber u. gemeinde fiefen den Bannmwart, das Eotteshaus beleiht ihn. 
125: wo die geburschaft kieset einen hirten o. wenn, dem sol es der meyster 
v. W. lihen. 157: banlut kiesen banwarte, der Meier leiht ihnen das Bann— 
wartthum. Aehnlih 265. 361 $ 22. 375 $ 20. V. 119 $ 11. 419 $ 4: preco .. 
debet a mansionariis eligi et a villico debet constitui. 716 $ 19: universitas 
debet eligere custodem segetum. Der scultetus vereidigt ihn. 

%) Grimm I. 163. 166: das wir die genossen .. einen sigersten setzend 
u. entsetzend. 419: Mehner. IL. 637. IV. 56: kirchmeier u. kirchwarten. 526 
$ 9: Heiligenpfleger. V. 482 $ 25: die gebauren den Sigriften. 

3”) Ih. I 167 N. 26. Grimm I. 39. 149: die Hofjünger wählen den Herr- 
ſchaftsbüttel. 238 $ 1 u. 2: die Genoßen jegen auf 1 Jahr den Keller, der Herr 
ſoll ihm den Kellhof leihen. 

ss) Grimm I 513: dede er (der VBogtherr) den merkern nit recht u, 
ebin, sie mochten einen andern setzen. II. 241 $ 20: setzen u. entsetzen. 
111. 420 (N. 28). 688. IV. 394 $ 16. 522 $ 2: wenn der selb vogtherr den 
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hältnißes aber erjcheint die Gejammtheit als Amtsherrin des genoßenſchaft— 
lichen Beamten. Der Gejammtheit daher wird der Amtseid geſchworen 9). 
Ihre Vollmacht ift die Duelle des Amtsgewaltt%). Ihre Angelegenheiten find 
es, die fie dem Beamten zu getreuer Verwaltung übergeben hat“). Im ihrem 
Namen, „von ihretwegen“, wird jede Amtshandlung vorgenommen*). Ihr 
Gewaltauftrag beftimmt die Amtsfompetenz, jo daß alle Saden, zu denen jie 
dem Beamten nicht Macht gegeben hat, von diejem vor fie gebracht werden 
müßen®). Ihr iſt der Beamte verantwortlih und rechenihaftspflich- 


markern nit beholfflich were .. so mochten die marker ane zorn o. widder- 
spruch ein markerding machen uber zwerch nachat u, mochten einen andern 
vogtherrn kiesen u. machinn. 

#) Grimm I 39. 417: dem gedinge — sweren. 419: der heimburg 
soll ouch der burschaft sweren. 458. 607. II. 635: eid, den sie den merkern 
gethan haben. III. 298. IV. 279 $ 2. 552 $ 3: der markmeister mit seinen 
14 vorstern hat den merkern geschworen. V. 509f. $ 5: siner gemein. Richt— 
bofen, Wörterb. s. v. atta: dia atten soelen der meenten zweeren; berfelbe, 
Rsqu. 482: di decken swerra enen stouwenden eeth tofarra tha meente; 489, 

5) Bol. W. v. Leudesdorf v. 1382 b. Grimm IL 831: der alte Heimburger 
oll jährlich den con der Gemeinde neu gewählten mit dem heimburgerampt beleh- 
nen u. ime das ufftragen; u. soll der neuwe heimburger die 4 schutzen u, 
förster, die des jairs in demselben jairding von der gemeinen gemacht werden, 
mit denselben ampten belenen von der gemeinden wegen. Vgl. ib. 587: u. haben 
inen darinnen mögen in der mark gegeben. III. 420: hat der cingrefe die 
gewalt von den rittern u. merkern, armen u. richen. Ib. 808 $ 39: von weme 
die geschwornen macht haben etwas zu erlauben in der mark? von den 
erben. V. 360: von wegen gemeiner markgenossen die verordnete. 

s) Grimm, W. I. 114 (1518): sy hand ouch das recht, 4 dorfimeyer zu 
erkiesen , des dorffs u. gantzer gemeind sachen zu verwalten. Ib. 163 (14 3.): dü 
gnossami v. A. sol einen banwart kiesen, dem si getruwen ir holtz u. ir veld. 
216 u. 217: erwählte Vierer follen in ihrem Dorf Nuß u. Ehre betrachten, be- 
jonders mit fridhägen, stäg u. wegen, mit feür u. wassergängen, mit unfrid- 
bar vech u. rossen; auch über Alles, was dem dorff ald inwohnern auch bider. 
benleuthen ſchaden fünnte, Banngebote machen, den Ungehorfam ftrafen u. Grenz- 
irrungen fcheiben. IV. 188 (1339). Langewolder Küren v. 1250 b. Richthofen 
368 $ 31: de dyck by den velde bevelet men unses lands richteren; 
vgl. ib. 541. 

) Z. B. W. v. Cappel b. Grimm I. 417: der gewählte heimburg bat von 
des dorfes wegen das gemeine Burgericht anzufegen, Reifen u. Züge zu gebieten, 
bei Sturmläuten zu befehligen, dad gemeine burenwerk anzujagen u. Holz anzu— 
weiſen. II. 335: als ein zender van wegen u, befelh der gemeyn. 364—368. 
Bol. unten $ 18 N. 59 u. 69. 

3, Grimm IV. 820 $ 4: die Dorfmeier ſchwören, was sachen an si lan- 
gend, deren si für sich selbs nüt gewalt hand, die an ein gemeind lassen 
langen. Ebenſo I. 114. Vgl. ib. 481: Ueberſchüße follen die Heimburgen ver- 
Wenden myt gemeynem rat eyns apts zue S. u. des volkes, das dazue gehoeret. 
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tigt), Sie aber wird zugleich von dem in jeinen Amtsgrenzen handelnden 
Beamten repraefentirt, jo dat Vergehungen des Einzelnen gegen den Beamten 
als Vergehungen gegen die Gefammtheit gelten %). 

2. Dem jelbjtändigen politiihen Geſammtrecht jtand überall jelbitän- 
diges politiſches Herrenrecht gegenüber. 

Sp verjhieden in Bezug auf Art, Inhalt und Umfang das Herrenredht 
war, jenachdem es aus einem uriprünglich eignen Recht an den Perjonen oder 
am Boden ftammte, oder aus der füniglichen oder einer anderen auf fie zurück— 
führenden öffentlichen Gewalt abgeleitet war, oder endlich aus der verjelbitän- 
digten Vorftandichaft eines engeren Genofenverbandes herrührte: immer ftand 
es der ihm unterworfenen Gejammtheit als ein jelbjtändiges Recht gegenüber, 
deſſen Eriftenzgrund jedenfall® außer und über der Geſammtheit lag. So er- 
gab ſich ſtets eine von der genoßenſchaftlichen Gefammtgewaltiphäre durchaus 
getrennte und unabhängige, für fie äußere und höhere herrſchaftliche Gewalt- 
jpbäre, deren Träger im ihrem Bereich entweder in eignem Namen oder im 
Namen höherer Herrn, des Königs oder eines Landesherrn, jedenfalls nicht 
im Namen der betroffenen Gejammtheit, geboten und verboten, bannten und 


415: ein heimburger sol auch nüt thun o. lassen one der zwolffer wissen u. 
willen. III. 420: tzu richten u. tzu gebieten mit der ritter u. mitmerckere 
wissen u. rat, armen u. richen. 

1) Küren v. 1386 b. Nichtbofen 520 $ 3 u. 521 $ 9: eigne Verhaftung 
des Oldermann, der den Schoß, des Deichrichters, der die Bußen nicht beitreibt; 
Wörterb. s. v. eth: thi redieva, thi enne unriuchtae dom delt, recht tha 
liudum (zahlt dem Volk) VIII. mere; auch verbrenne man fein Haus u. fee ihn 
fofort vom Ant. Grimm, ®. I 108: daz die genossen ainen vorster umb 
misstätig sachen, die von dez vorsters ampts wegen uff louffen, straffen mügend 
nach ir erkantnüsse. 5l4: wan meister u, foid die forster heissen huden, wo 
sie des nit endeden, so sullen sie in virbussen u. sullen den merkern den 
schaden keren. IV. 23 (1354): Bannwart, Kilchwart u. Hirt ftehen vor den Hubern 
u. der Gemeinde zu Recht. V. 251 $ 4: die alten Zörfter follen den neuen ufrech- 
nung thun in beisein des grefen u. der gemein. — Deshalb Toll in Gappel ib. 
I. 419 der Baunwart einem heimburgen burgen geben, der burschaft genüg 
ze thund. — In Kolböheim 1415 ib. V. 428 $ 1 foll der Meier für jeden Huber, 
den er zu laden verfüumt, der Huberichaft 2 3 befern. In Münftermainfeld ib. 
I. 460 follen die Heimburger der 6 Dörfer, wenn fie die Nachbarn nicht zuſam— 
men läuten, die Buße jtatt der Ausbleibenden entrichten. 

#5, Grimm I. 335. 419: Ungehoriam gegen den Heimburger befert man jedem 
Bauern, Vgl. Kaltenbäd 1. 578 $ 11. Auch fol nach oeſterr. Pant. der, welcher 
einen Nadhtwächter, Feldhüter, Hirten o. andern gemeindiener der Gemeinde ab» 
wendig macht, ihr Buße zahlen u. einen Erſatzmann ftellen, andernfalls aber jelbft 
deſſen Amtäpflichten übernehmen, bis die Gemeinde einen andern gewinnt. Ib, 131 
$ 85—86. 537 $ 61. II. 63 $ 23. 83 $ 18. — Bat. über den erhöhten Frieden 
der friefiihen Richter Richtyofen 247c, 12 $ 17, 285 c.9. 288 $ 1. 
378 $ 10. 

II. 27 
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begten, richteten und ftraften, pfändeten und zwangen, jchaßten und jteuerten, 
Bußen und Gefälle bezogen *). 

Eine ſolche herrſchaftliche Gewaltiphäre aber enthielt mit den politischen 
zugleih nußbare Befugnige und bildete im Ganzen einen einartigen Rechts— 
inbegriff, für deſſen rechtliche Natur immer mehr feine vermögensrechtliche 
Seite entfcheidend ward, Mehr und mehr erichien jomit jede „Herrlichkeit ” 
oder „Hoheit“, mochte fie nun Landes-, Gerichts, Schirm-, Amtd-, Vogtei⸗, 
Grund» oder Leibherrlichkeit jein, als eine geſchloßene und gegliederte Gerecht- 
jame von patrimonialem Charakter, welche mit dem Grundbefig oder für fi 
vererbt, veräußert, verliehen, getheilt und zerjplittert werden konnte““). Und 
ed traten jo an Stelle der gebornen und gefornen die ererbten und erfauften 
Herrn #). 

MWeil nun aber jo dem Gefammtrecht nicht eine obrigfeitliche Gewalt 
von ftaatlicher Natur, jondern ein gleich ihm auf der Miſchung von Privat- 
recht und öffentlichem Recht beruhendes, dur Konkrete Titel begründetes, 
immer entjchiebener patrimoniales Herrenrecht gegenüberftand: jo Fonnte die» 
jelbe Gejammtheit, ohne daß ihr inneres Wefen dadurch beeinflußt wurde, einer 
Mehrheit von jei ed getrennten fei es vereinigten Herrenrechten unterworfen 
fein. Ueberall zunächſt waren an demjelben räumlichen und perjönlichen Kreije 
mehrere der Art nach verjchiedene Herrichaftsgewalten, 3. B. öffentliche und 
eigne Gewalt, Grundherrfhaft und Vogtei, höhere und niedere Gerichtsbarkeit, 
weltliches und geiftliches Machtrecht, gleichzeitig begründet: von allen joldhen 
Gewalten num aber beanfpruchte noch feine, eine an ſich nothwendige und be» 
geifflih einheitliche Obrigkeit darzuftellen, fondern jede erſchien ald eine aus 
bejonderem Titel fließende und in fich jelbjtändige Gerehtfame; und die damit 
begründeten Herrichaftsiphären ftanden unter befonderen Trägern unabhängig 
neben einander und traten ebenjo eine jede für fi) in befondere Beziehungen 
zu der ihnen allen entgegengefegten Genoßenſchaftsſphäre““). Auch das gleich 


6) Bol. Th. I. $ 12—14, 20—23 u. 53; beſ. ©. 168. u, 588. 

7) Vol. oben $ 6 u. Maurer, Frohn. III. 1—105. W. v. 1475 b. Grimm 
I. 260: das das dorff M. u. der kellhof daselbst mit allen huoben, schuppissen 
u. hoffguetern, mit vählen, mit lässen, mit aller gerechtigkeit des gottshaus R. 
recht eigen ist, 1468 ib. V. 157: vogtien mitsampt gericht, zwing u. penn u. 
aller herlikait mit aller gewaltsami u. gerechtigkait, mit wildpann, vorst u. 
aller herlikait u. zugehörd ... über lüt u. guot. II. 234: gericht-, grund u. eigen- 
tumbsherr. Ib. 117: vur einen rechten grundtherrn, lehnherrn, vogtherrn 
u. hochgerichtsherrn. gl. I. 265. II. 697. 704. III. 486. 646—655. V. 175. 
217. 239. 360. 591. 639, Th. I. 211. 1. ſ. w. 

“ W. v. Limburg v. 1374 b. Grimm I. 287: Trier ift gekauffter herr, 
timburg rechter geborner herr. Ib. 513: vur einen rechten gekoren foyd u. nit 
vor einen geboren foyd. 

9) Diefe Auffaßung tritt deutlich in allen Weisthiimern über die Rechte wer- 
Ihiebenartiger Herrn hervor. So bejonderd in Bezug auf die getrennten Gerech- 
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artige Herrenrecht ferner konnte in feinen Verbindungen und Trennungen ſich 
mit dem Gejammtrecht mannichfach Ereuzen. Vielfach erſtreckte fih Eine 
Herrihaftsiphäre über mehrere mit einander im Webrigen ganz unverbundene 
Genoßenſchaften, vielfah war umgekehrt in dem Gebiet Einer Gefammtiphäre 
eine bejtimmte Art von Herrſchaftsgewalt unter mehrere Herrn räumlich zer 
jplittert®). Häufig aber wurden im Laufe der Zeit die urſprünglich gejon- 
derten Herrjchaftsiphären für dieſe oder jene Beziehungen vereinigt, jo daß 
dann einem bejtimmten Gejammtredht eine jo oder jo verbundene Mehrheit 
von Herren in loferer oder feſterer Gemeinſchaft gegenüberftand; es war dann 
beifpielöweije die Subjtanz des Herrenrechts bei den Befigern mehrerer bered)- 
tigter Sronhöfe, während die Ausübung bald einem durd Wahl oder Alter 
beftimmten Herrn zufallen, bald wechjelweis gejchehen, bald endlich einem von 
Allen gemeinfam beftellten Beamten übertragen werben jollte, der dann im 
Namen ſämmtlicher Herrn Ein Geriht und Eine Berfammlung abzuhalten 
batted!). Aehnliche Verhältnige Fonnten auf umgefehrtem Wege entitehen, 


tigfeitöfphären der geiftlichen Grunbherrichaften u. der Vogtherrſchaften, z. B. 6. 
Grimm L 821—824 (1284). II. 357 f. 512—521, 521—524. 781—784. 787— 
789. III. 435; W. v. Leudesdorf v. 1382 ib. I. 829-832: Schöffen u. Landmann 
gemeinlich weiſen die Gerechtigkeit des Erzbifchofs von Trier (Eigen am Dorf, das 
in jeine freie camer gehört, Zoll, Fähre, Fiſcherei, 3 Schüßenämter, Heimburger- 
amt, Kirchenmeifteramt, Glodenklang, volgung zu allen sinen noeden) und des 
faydt gerechtigkeit (ein Zahrgeding, Schirmberrlichkeit, Bußenbezug u. |. mw.) ge- 
fondert. — Ebenfo aber werden andre fonfurrirende Herrfchaftögewalten aufgefaht; 
vgl. 3. B. W. über die Nechte des Pfalzgrafen bei Rhein, ded NRaugrafen u. der 
14% zu Alzei auf dem Stein verliehenen Grafichaften ib. I. 798—800; über Die 
vom Zentgrafen u. 27 Zentichöffen gewiejenen Rechte des Pfalzgrafen u. des Herrn 
v. Erppach in der Zent Berfelden ib. 446—450; des Grafen v. Wied u. des 
Walpoden ib, 626—630 u. f. w. — Bol. aud die Scheidung eines engeren u. 
eined weiteren Bannbezirtd, in beren erftem ein Klofter Grund, Lehn-, Bogt- u. 
Hochgerichtaherr ift, während im zweiten Trier den Blutbann bat, ib, II. 117—120; 
ähnlich 110, 112 u. 114. — Dagegen findet fich in einem ®. v. Kirburg v. 1582 
ib. I. 645—648 ſchon der Gegenfag obrigfeitlicher und lehnherrlicher Rechte; vgl. 
auch III. 375 u. 380. 

0), Maurer, Fronh. II. 416. III 97—103; Dorfv. I. 13—15. 

51) So foll in Heimersheim b. Grimm II. 719 von den 7 Herrn ftets nur 
Einer auf ein Zahr geloren werden, der das Gericht hält, den Schultheißen jet, 
Gebot u. Verbot hat, In Trittenheim ib. 322—325 find zwene gewaltherrn u, 
vogtherrn des dorfs zu T. gemein, die beide herrn gleich, weshalb beide 
Bußen, Zoll u. Fiſcherei zur Hälfte haben; dagegen follen fie und ein dritter Herr 
in Bezug auf ihre Zindgüter jeder allein u. beſonders Herr fein; von ben Hod)- 
gerichtsfchöffen aber follen 7 hinter dem erften, 4 hinter dem zweiten u. 3 hinter 
dem dritten Heren wohnen. Bol. ib. IL 552: das Hochgeriht Pronzfeld gehört 
3 Herren, davon Jeder einen Bogt refp. Schultheiß u. ber eine 7, der andre 10%, 
der dritte 3% Scheffen darin figen hat. Ib. 50: 4 Herrn, deren Jeder einen 

27* 
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wenn eine urfprünglich einheitliche Herrfchaftsiphäre durch Erbgang, Kauf, 
Pfandſchaft u. ſ. w. am eine Mehrheit von Herrn gelangte; dad Herrenrecht 
wurde bier feiner Subftanz nach bald zu ideellen Theilen, bald zu gefammter 
Hand mit mehr oder minder enger genoßenſchaftlicher Verbindung der Herrn 
bejehen, die Ausübung in den verjchiedenften Formen durch einheitliche Ver— 
tretung der Gemeiner und durch Beichränfung der Einzelherrn gebunden, das 
Recht ger Genoßenſchaft als ſolcher aber durch diefe Verſchiedenheiten im der 
Trägerſchaft der Herrihaftsiphäre überall nicht berührt 2). 

Wie die Gefammtheit durch genohenjhaftliche, jo ließen die Herren durch 
herrichaftliche Beamte, Gehilfen und Diener ihre Gewaltrechte ausüben. Diefe 
Beamten, welche vom Herrn ernannt und abgejeßt, bevollmächtigt und ver- 
eidigt werben, ihm verantwortlih und rechenichaftspflichtig find, in feinem 
Namen handeln und ihn vertreten und darftellen, find fo wenig obrigkeitliche, 
wie die Genoßenſchaftsbeamten gemeinheitliche Organe. Vielmehr ftellen die 
berrichaftlichen Aemter ſich wiederum als bejondere, vom Herrenrecht abge 


Meier u. Schöffen bat. Niened ib, III. 536: der gemeine zentgraff von aller 
herrn wegen, die gemeine an der zent haben. 1b. 573—580: 2 Herrn halten mit 
ihren Bögten gemeinfam das Zentgericht, fünnen aber auch, wenn fie uneind werden, 
jeder ein befonderes Gericht halten, das alle Zentpflichtigen befuchen müßen. Bol. 
die Orbnung zwifchen 2 Herrn ib. I. 609—610. Auch III. 332—338. Ueber ge- 
meinjchaftliche Fronhofögerihte Maurer, Fronh. III, 79 f. 103. 

52) So wird in ganerbichaftlichen Bezirken die Gewalt zu gefammter Hand 
befeßen (4. B. Grimm II. 52: gemein herrn; 779—802: gemeiner; III. 342: 
sammeter handt; 887—890: halb den ganerben zu S.; IV. 620 $ 1), meijt aber 
nur von Einem, dem fog. Inhaber des oberften Steined der Burg, dem Xeltejten, 
dem gefornen Haupt u. |. w. ausgeübt (1336 ib. I. 699). — Zu gleichen Anthei- 
len wird bejeßen das vierherrige gericht zu Isenberg, ib. I. 835—836. Bgl. 
III. 164 $ 1: veri domini curtis. 853 f.: dit gerichte ist zweier herren, jeded 
halb. — Das Gericht zu Burgjaffa mit Waßer u. Weide ift Aalb luter eigen ber 
Grafihaft Hanau, Die andre Hälfte aber gehört einer Ganerbfchaft, die wussten 
dan under yne selber wole, wie viele teyle yre iglicher an demselben halbin 
teyle hette. ®gl. 1380 ib. 526 f.: den dritteil an dem gerichte; .. den dritteil 
an der vogtey haben fie verjeßt. Ib. 537: alle gepotte u. verpotte u. alle 
gerechtigkeit zuo grunde u. boden, zu dorfie u. felde weiſen fie zu 4 an 
Würzburg, zu Y an Mainz, zu “ an Riened; find % zufammen, fo können fie 
Gericht halten. — Im Geriht u. Dorf Riened 1380 ib. 518—525 haben die 
Herrn v. R. den Zentgrafen zu ernennen, Die Gemeinde den Schultßeiß zu wählen, 
beide Beamte haben aber nicht nur den Herrn v. R., fondern auch den Herrn von 
Mainz u. Hanau zu jchwören. Denn Riened, Mainz und Hanau befiten die Herr- 
{haft indgemein. Und zwar gehört am „obertheil“, an allen lewten.... es seyen 
mann 0. frawen der Herrfchaft R. ein Erbviertel, von den andern brei Bierteln 
aber gehört die Hälfte Mainz, ein Viertel Hanau; der niedertail gehört den Herrn 
v. M. u 9. allein; die Stadt endlich zerfällt in 2 Bezirke, deren einer den 
Herrn v. R. allein gehört, der andere gemein ift. 
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zweigte Gerechtſame dar, welche der ftetigen Tendenz, fich zu felbftändigem 
Feudalrecht zu entwideln, folgen ®3). j 

3. Neben und über den jo von einander gejonderten und durch eigne 
Organe vertretenen Machtkreifen von Herrn und Gejammtheiten tritt zugleich 
eine gemeinſchaftliche Machtſphäre hervor, in Bezug auf welche Herren- 
reht und Geſammtrecht zufammentreffen. Innerhalb eines jolchen gemein. 
jamen Bereiches erjcheinen Herr und Gejammtheit ald eine in beftimmter 
Weiſe verbundene Zweiheit, jo daß fie weder die Träger eined von ihnen bei« 
den verjchiedenen neuen Subjekts noch bloße organifch unverbundene Indivi- 
duen find. Die betreffende Gewaltiphäre aber erjcheint als eine politische 
Gerechtigkeit, die ihren beiden Subjekten theils in ungetheilter Gemeinſchaft 
und theild in qualitativer oder quantitativer Getheiltheit zufteht. Zum Ge- 
jammtrecht gehört dann aljo ein theild ausgefchiedener theils unausgefchiedener 
Antheil an einem politiihen Gewaltrecht, an welchem zugleih der Herr An- 
theil hat. 

So wird bejonders die Gerichtsbarkeit der unteren und jelbft der höheren 
Stufen nicht felten ald das gleichzeitige Beſitzthum des Gerichtäherrn und der 
Gerichtögemeinde vorgeftellt. Indem hier das „Gericht“ als eine objektiv 
einheitlihe Gerechtigkeit erfcheint, wird daran entweder dem Herrn eine Art 
Dbereigentyum und der Gemeinde ein Untereigenthum zugefchrieben 4), pder 
es fteht jelbft der Gemeinde eine Duote an der Gerichtshoheit zu 55), oder es 
wird endlich das Gericht als gemeinfchaftliches Beſitzthum ſchlechthin bezeich— 
net5®). In allen ſolchen Fällen wird das Gericht in doppeltem Namen, im 
Namen ded Herrn und im Namen der Genofengefammtheit, gehegt und ge» 


59) Th. I. 167 u. oben $6 a. E. Auch Grimm I. 52. I. 358. 514 f. 
516 f. 782, IV. 104. Der berrfchaftl. Beamte handelt ftet# von des herrn wegen, 
3. ®. ib. I. 141 u, IV. 537. . 

5) W. v. Kroßenberg v. 1415 b. Grimm III. 509: daz die eigenschgft, 
herschaft u. gerichte des dorffs zu K. mit siner czugehorunge gehore den 
herrn zu s. Peter czu Mentze u. sy ir eigen u. der armen lüte erbe. Aehnlich 
ift e8, wenn in Flamersheim ib. 11. 686 die Hinrichtung bes Markfrevlers erfolgt, 
uff dat.. den erffen u. anerffen irre gerechdicheit u. deme herren sin hoigheit 
behalden werdt. 

5) Grimm II. 321: in dem bezirk des hochgerichts erkennen wir u. 
gn. churf. u. h. z. Trier als ein freien hochgerichtsherrn in zweytheil u. die 
gemeindt zu G. in drittheil. 

56) W. v. Bafferstorf gegen 1400 b. Grimm IV. 279 $ 1: sint dis dy ge- 
richt u. dü rechtung, hohe gericht u. nidrü, zwing u. benn, die gehoerent an 
das hus zuo Kyburg u. ouch der gebursamy zuo R. V. 267 $ 17. HI. 580 
(1468): wir schultheiss, heymburger u. die zwelffer, auch die gemeind des 
dorfs tzu K. bekennen... das wir jerlich ... an unserm dorfgericht ... zu recht 
theilen, (Der Schultheiß ift Vertreter des Herrn). 
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bannt5”), wobei der richterliche Beamte jeinen Auftrag ausdrücklich von Beiden 
herleitet und Beider Frieden den Anwejenden auferlegt??). Nur der Ausdrud 
ſolcher Gemeinjamfeit ift dann auch die Theilung der Gerichtögefälled?) und 
des Fonfiscirten Guts *0) zwifchen den Herren und die Genofen. 


57) So werden Märkferdinge gehegt von des herrn u. der merker wegen, 
Grimm II. 533; zuerft der Herrn, darnach von der marckere wegen arme u, 
riche, ib. 423 u. V. 274; im Namen des oberherrn u. waltpoden..u. des 
gemeinen merkers, ib. III. 490; mit u. gn. h. und mit den merkern, ib. 500; 
vgl. 1. 575 $ 1. 579 $ 2. 587. III. 117. — Uber auch Hofgerichte werden 3. B. 
in Werzig von wegen des ampts . . u. lehnmanns oder von wegen des lehn- 
herrn scholtes u. lehnmann, in Niederuflingen von wegen der Herrichaft und ber 
Gehöber, im Königreich von wegen eined röm. Königs, des Vogts, der Schult- 
heißen u. des hoffs allgemein in Frieden u. Bann gethan, ib. II. 368, 369 
u. 40. — Ebenfo wird das hohe Geding in Urmersbach u. Fahrgeding in Hoechen 
bejegen u. in Bann u. Frieden gethban von wegen der herrn..u. der gantzen 
gemeind, ib. II. 445 u. V. 698 $ 1. — 2gl. die Bannformel v. Liesdorf v. 
1458 ib. II. 14: ich thuen ban u. frieden dem freihen jargedinge von wegen 
Maria der mutter gotes, meins hern des abts u. convents, .. des meyers, 
der gericht u. der ganzer gemein. Vgl. ib. S03 u. V. 385 $ 3. Selbſt das 
Sendgericht ib. IL 361 wird in Bann u. Frieden gethan von wegen Gottes u. 
feiner Apojtel, der Herrichaft, des Landdechanten, des Paſtors, der Sendſchöffen u. 
des gemeinen mannes, 

5) Grimm, W. IV. 679 $ 1: der Bogt hegt dad Gericht mıyt fulborde der 
herrn von Hasserode u. der lantlüde, Ib. II. 58: der Richter fragt, ob er 
Holzding halten folle na dem male, dat ick dey macht hebbe thovorn von m. 
gn. h. u. na von den gemeinen erven. Er erhält dann eine entjprechende 
Antwort. 

59) Man vgl. 3. B. das W. des Freidings Emmerfe b. Grimm IV. 662 f., 
wonad) die gemeinen Freien von allen Brüchten u. von verfallenem Gut ein Drittel 
erhalten, während fie ausfchlieglich die Bußen für Uebertretung folcher Vorfchriften 
beziehen, die fie unter fich allein (willkür unter den freyen gesetzt) errichtet 
haben ($ 14 N. 22 u. 27). Aehnlich ib. 243 8 7, 9 u. 10 vgl. mit $ 4. Vgl. 
ib. III. 113 u. 118, 123: alle verfalle, pfechte, uppkumst u. rente des We- 
strenwaldes komme den holtgreven in stedde meines herren de eine del to, 
de ander deel den erbexen u. die derde den markgenoten. Ebenjo 124. 204. 
V. 307. 385 $ 4—6. 388 $ 8. SKindlinger, M. 8. II, 2. 362 u. 382. 

Bol. Grimm, W. IV. 662 $ 14. — Nach dem W. v. 1548 ib. II. 448 
ift der „Auswendige”, welcher in den hohen Wälden des Kirchipield Brohl Holz 
baut, dem hochgerichtsherrn mit dem forderwagen u. den hindersten pferden 
u. der gemeinde im kirspel mit dem hinderwagen u. den fördersten pferden 
verfallen. — In der Hohen Mark wird vom frevelnden Ausmann zugetheilt der 
man dem walpoden, die perde dem lantman, den merkermeister 8# h u. 
wagen u. geschirre den furstern, ib. IH. 439. — Bezeichnend ift ed auch, wenn 
eö ib. IV. 211 heißt: auch soll stohn ein stockh halber uff irem (der Nebtiffin) 
eigen des hoffs, der ander halb stockh uff der allmend. 
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Ebenjo erſcheinen vielfah in Markſachen, weil ja die Mark zugleich dem 
Herren und der Markgemeinde gehört, Gebot und Verbot, Bann und Deffnung 
als das gemeinjchaftliche Recht des Herrn und der Genofen®). Hier follte 
dann aljo weder die herrſchaftliche Anordnung nod die genofenichaftliche Küre 
einfeitig herrſchen, es jollte vielmehr der Herr und jein Beamte nicht ohne die 
Gemeinde®2), die Gemeinde nicht ohne ihn 6), Keiner daher ohne den Andern vor- 
gehen 64). Sofern aber Ein Beamte zum Erlaß von Gebot und Verbot kom. 


61) W. v. Einfiedeln vor 1493 b. Grimm,I. 156 8 19: es sol ouch nie- 
mant, er sey wer der well, dehein einung in der waldstatt z. B. nit machen 
noch setzen, das die dry teil angange, dann ein her v. B., ein vogt u. die walt- 
lutte gemeinlich; jonft wäre die Einung kraftlos. Ib. 522 f.: Marfherr u. Märker 
gemeinfam haben die Mark zuzuſchlagen, Holzausfuhr, Nugung über Bedarf o. 
Anlage neuer Kotten zu geftatten. Aehnlich IIL 114. 117. 118. 176. 204. 260 
$ 14. 499. 799 (herr u, gantzer hobsman). 1321 ib. IV. 502 $ 8: es sol 
öch nieman uber des gotzhus aigen kaine ainunge sezzen, wan dem gotzhus 
u. der gebursami der das erbe ist. 731: dise.. einunge u. sazunge ist ge- 
macht u. gesazt worden mit willen des abtz u. der gantzen gemeynen. — 
Ueber den Gegenfaß zu rein genohenfchaftlichen Küren vgl. oben N. 8, 9, 15 u. 
17; über den Gegenjag zu rein berrjchaftlichen Geboten (wie fie 3.B. b. Grimm 
III. 260—269. 558 f. 561. 562. 575 vorfommen) vgl. ib. I. 781 u. V. 551 8 9 
(unten N. 64) u. III. 818 (N. 65). 

2, Grimm, W. I. 404. 111. 174: der Exrbholzrichter kann ohne die Erberen 
weber die marke in verbot o. zuschlag legen ($16), noch aus der marken holz 
verkaufen o. verschenken. 200: noch bodt noch verbodt ... eth geschehe 
dan mit der semptlichen erffexen vulbordt u. verwilgunge. 280 8 14. 379. 
644: es sol auch der rihter nihtes setzen noch erlaben aun der gepurschaft 
willen o. ir dez merern teils. IV. 327 8 21: procuratores ville nullum vadium 
dietum einung facere debent sine villanis. V. 623 $ 3 (1300): auch han 
unsere herrn v. O. alle einungen zu machen mit der gemeind wissen u. 
willen. 

) Grimm I. 162: das die gotzhuslüt noch der vogt kein einung 
machen sullent noch ab lan än des gotzhus amptmann. II. 497. III. 308 
$ 40. IV. 365 $ 10: ouch mag die gebursami holz u. veld u. ander ding 
bannen mit dem twingherrn u. ouch den bann uszlassen mit dem twinghern. 
395 $ 15—17. V. 119 $ 12: die husgenössen jollen Einung o. Gebot nicht 
ohne den Herrn machen. 144 $ 27. 173 $ 3 (1435): was von gemainen hofge- 
nossen o. dem mertail under in über die Dorfmarf angejehen u. bedadjt wird, 
.. das sol u. mag ain vogt u. ain waibel daselbs gebieten an des Herrn Statt. 
Aehnlich 176 $ 10. Dal. 293: das die gemeinde desselben dorfes zu Nidda 
kein gebot, ordnunge noch gesetze thuen noch machen sollen noch macht 
han zu setzen..in der marke des dorfes zu N. ohne urlaub der Herrn, weil 
grund u. eigenthumb desselben dorfes u. marken den Herrn gehört. 

6) Grimm III. 867 $ 14: dat men ghein kueren up dat doirp leggen 
en sal, het en sye die herren by den doerp ende dit doerp by den heern. 
IV. 616 $ 15: dass die gemein kein gebott hatt zue machen ohne den probst 
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petent war, jollte er jowol im Namen ded Herrn als im Namen der Ge— 
meinde handeln®). Und nicht anders verhielt es ſich vielfach mit der 
Pfändungs-, Straf: und Zwangdgewalt und fonftigen Ausflügen politiicher 
Macht 66). 

An Folge ſolcher Gemeinſamkeit findet ſich vielfach auch eine Gemein- 
ihaftlichkeit der Nemter. Während meiſt berrichaftliche Beamte zur Aus- 
übung des Herrenrehts und genofenjchaftliche Beamte zur Ausübung des Ge 
fammtrechts auf Grund getrennter Vollmachten mit völlig gefonderten Kom: 
petenzen nebeneinander ſtehen *7), gibt es auch zahlreiche zur gleichzeitigen Aus— 


noch der probst ohn die gemeinde uber das feldt. V. 551 $ 9: dasz dasz 
closter ohn die arme leut u. die arme leut ohn dasz closter bederseits 
keinerlei einung sollen machen eins ohn dasz ander. 

65) 3. B. Grimm II. 497: gebot u. verbot sollen geschehen von wegen 
der herren v. S. Florin und der gemeynden zu OÖ. durch eynen heimburgen. 
III. 589 f.: das man eynen dorffride u. eynunge halden soll, was der schult- 
heis gebut von der herren wegen und von der menner wegen; (folgen Ge— 
bote über Dorf, Marten», Nachbar-, Zaun, Grenz, Waher, MWege- u. Holzrecht). 
Ib. 818: was man vor der kirchen zu Kruft mit geluither klocken gebeuth 
o. verbeuth, dasselb gebeuth o. verbeuth man von des gotzhaus und der ge- 
meinden wegen; ausgenommen drei stuck, nemlich doppelspiel, reuberei u. 
ungewonliche eide, die punceten magh der h. abt vor sich verbieten u. 
buessen, u. soll ime die gemeinde darin nit tragen. 

s) So joll 3. B. b. Grimm III. 896 der Schultheiß von wegen u. gn. h. 
u. auch der gemeinde halben jtrafen; vgl. ib. 1. 607: des herrn obermärkers 
u. gantzen kirchspiels ungnad u. straffe; Dagegen find in Töß ib. 134 bie 
Strafgewalten ded Herrn u. ber Gemeinde völlig gefondert. — Vgl. ib. III. 686: 
Hinrihtung von u. fr. wegen, des lants u. des klegers wegen. — Pfändung des 
herrn u. der erben wegen II. 471; von der herrn v. Elben u. der merker 
wegen Ill. 322; vgl. I. 335. — Gemeinfchaftlicher Bußbezug bes Herrn u. ber 
Gemeinde wegen Bruch des Friedens vor der gemein u. Ungehorfam gegen bie 
Gemeindegiode ib. I. 782; II. 47. 48. 

0?) Bgl. 3. B. die jcharfe Gegenüberfiellung des /roenhof mit feinen ernannten 
schultiss, schefien u. fronbotten u, der gemeinde mit ihrem gewählten heimburger 
im Dorfe Winningen b. Grimm Il. 501—504; des berrichaftlichen u. des ge 
meinen Amtmann ib. I. 220; des heimburger des Herrn u. des heimburger ber 
Gemeinde ib. III. 559; der zwei Föriter, die beide der Meier mit der Huber Rath 
feßt, einen von des bischofs wegen, den andern von der gemeinde wegen, ib. 
I. 825; vgl. 431 (in Note 71); der beiden Bannwarte ib. 670; ains h. abbts 
amman u. die von dem dorff darzue gesetzt sein ib. 236. — Vgl. W. v. Pe— 
teröhaufen ib. 247: der herrichaftliche Ammann richtet um Erb u. Eigen, trifft es 
aber fahrende Habe an, fo fteht er auf u. gibt den Stab an ain amman des dorffs 
ab. — Ebenſo finden fi abgefondert herrſchaftliche Schultheißen, Untervögte, 
Richter, Meier, Ammänner u. ſ. w. neben den genofenjchaftlichen VBorftehern ib. I. 
111 $ 77. 176. 404. 415. 483. 524. 616, 619. 620. 672. 679, 781. 11.9. 10, 
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übung von Herrenreht und Geſammtrecht beftimmte Aemter, die auf einer 
doppelten Vollmacht beruhen, mit doppelter Kompetenz ausgerüftet find und 
als gemeinfhaftlide Aemter eined oder mehrerer Herrn und der Ge— 
meinde gelten®®), Solche Beamten mühen daher den Amtseid fowol dem 
Herrn als der Gemeinde leiften®®) und jchulden beiden Treue und Gehor- 


18. 28. 30. 32. 187. 371 f. 569. III. 640 $ 1, 3, 18. 473. 476. 816. 819. 894. 
895f.; Bodmann I 491; Schauberg L 2820 u 21.78 4f. 152 8 29; 
Schöttgen et Kreysig II. 653 u. 655; Maurer, Dorfv. II. 35—38. 

68) W. v. Burbach v. 1433 b. Grimm I. 403: die Abtei Hirfau fept einen 
Schultheiß u. derselb schultaiss sol sin ain gemainer schulthais der herren 
v. H. u. des dorfs ze B.; u. wäre, ob sich ein vogt des dorfis B. an dem 
vorg. schulthaissen nit wölt laussen benuegen, so mag er ainen aigen schult- 
haisen setzen; ber Büttel foll tun, was ine ein schulteiss heist, v. m. gn. h. 
wegen u. auch der gemeinen. — ®. v. Obermendig v. 1382 ib. II. 495: mir, 
dem Herrn, gehört da8 Dorf myt eynem gekoren u. gesworen heymburgher, 
den dey gemeynde kuyst, myr myn recht u. herlicheit tzo halden u. den 
herrn v. S. Floryn dat ere u. der gemeynde dat ere. — Bgl. ib. I. 123: 
zwei dorfimeyer u. ein vorster... die der stifft B. u. der gemeind zü H. nutz 
fürdern u. schaden wenden. Ib. 193. III. 735 $ 11: ir selber u. den nach- 
pawren einen kamrer. — Bgl. über gemeinfchaftliche Förfter in Borne, deren einen 
ber overheer, ben andern dy gantze gemeente van den 14 kirspelen jegt, bie 
aber beide dem Herrn und ber Gemeinde ſchwören, ib. 858; auch II. 666; ge- 
meinfchaftliche Schügen o. Bannwarte ib. I. 325 $ 4 u. 788; vgl. bei. Efringen 
ib. 324, wo der Meier mit der Geburfame Willen einen Rebenbannwart, die Ge— 
burfame deren zwei, ebenjo ber Meier und die Geburfame je einen Kornbannwart 
ſetzen; dafür wird ſowol dem Meier ald der Geburfame je ein Biertel Dinkel; 
u. fo foll es auch bleiben, wenn fie übereinfämen, zufammen nur einen Bannwart 
zu ſetzen. — Auch in den öfterr. Pant. ericheinen Richter u. Gefchworne als gleich- 
zeitig berrichaftlihe u. genofenfchaftliche Beamte, die von der herschaft u. des 
dorfs nutz wegen handeln; Kaltenbäd I. 175 $ 35. 183 $ 73 (und der 
gemein wegen). 192 $ 73. 333 $ 66. 

6 So fchwört der Vogt dem Gotteshaus, dem Dinghof u. gemeinen Hubern, 
der Meier dem Gotteshaus, dem Vogt, dem Dingbof u. den Hubern b. Grimm 
1. 658 $ 3 u. 662 $ 2 u. 4; der Amtmann dem vogt u. den genossen ib. 39 
u. 194; der Schultheiß den herrn u. der gemeinde ib. 458 u. V. 239 $ 4, den 
herrn u. den samptlichen hove III. 51; der Meier dem Abt u. dem Dinghof I. 
714 $ 1, — Ebenfo fchwört der centurio... sculteto ex parte dominorum et 
communitati de fidelitate III. 823; heimburg u. vier geschworne . . zum vor- 
dersten der herschaft u, darnach einer ganzen gemein V. 51782; der heim- 
berger ... einem schultissen u. der gemein ib. 637 $ 84; die Dorfmeier dem 
Herrn u, der Gemeinde I. 114 u. IV. 320 $ 4; heimburger, gesworen, schutzen, 
klockener u. froenen... mym herrn, den erben u. den nachbarn II. 470. — 
Auch ſchwören Förfter, Schützen, Büttel u. Weibel dem Herrn u. den Märkern, 
dem Herrn und der Gemeinde, dem Herrn u, der gepursamy, 3. 8. I. 76 $ 11. 
11.684. 685. IV. 279. V. 632 $ 17. 
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jam?®), fo daß fie im woörtlichften Sinne zweien Herren dienen. Und obwol 
fie häufig aus urſprünglich rein herrfchaftlichen oder rein genoßenſchaftlichen 
Beamten hervorgegangen find, werben fie ald gemeinjame Werkzeuge des Herrn 
und der Genoßenſchaft von jenen beiden Beamtenklaſſen ſcharf gefchieden 71). 
Dem verjchiedenen Charafter der Aemter entſpricht in der Regel das 
Beſetzungsrecht. Zwar kommt bisweilen freie Wahl gemeinfchaftlicher und 
jelbft berrfchaftlicher Beamten??), und ed kommt umgekehrt freie und nur 
meift an den Genofenfreis gebundene Ernennung gemeinfchaftlicher und felbft 
genopenjchaftlicher Beamten vor”). Gewöhnlich aber ernennt ſich jeder Macht- 
haber jeinen Vertreter, jo daß herrihaftlihe Beamte ernannt, genofenjchaft- 
Viche gewählt, gemeinjchaftlidhe aber durd) das Zufammenwirfen des Herrn und 
der Gemeinde beftellt werben. Dabei findet fi) entweder ein Wahlrecht der 
Geſammtheit, dad mitunter nur durch das Invetiturrecht, meift aber durch 
ein eigentliches Beftätigungsrecht 4), wobei indeß der Verſagung der Beftäti- 








0, Grimm, W. I, 101: der vorster..soll och einem vogt u. der ge- 
bursami gehorsam sin. Il. 164: heimburger, der soll auch den herrn u. der 
gemein gehorsam sein; ebenjo 2 schützen. 1568 ib. V. 573 $ 10: der Heim«- 
burger fhwört, dem schultheiszen, den dorfmeistern u. einer gemeinde ge- 
horsam zu sein. I. 583: der mark verbundlich u. gehorsam. 1343 ib. V. 
87 $ 4: u. süllen ouch die vorster u. die hirten dem keller u. ouch der ge- 
bursami gehorsam sin u. warten in allen sachen. gl. III. 411. 420, V. 
632 $ 17. 

7) Bol. z.B W. v. Um b. Grimm I. 431: drei Waldförjter, zwene von 
dez aptis wegen und der gemeynde, der dritte alleyn von eyns aptis wegen. 
1427 ib. !Il. custodes terrarum .. duo deputandi ex parte dominorum et com- 
munitatis, de tertio debent moniales disponere. Auch W. v. Wellhaufen ib. 1. 
253 $ 11, wonach der gewählte Weibel sol u. mag da heissen u. gebiethen, 
was die hofjünger u, gotzhausleuth und die herrn da zu schaffen hand, wäh- 
rend nach $ 14 der Meier lediglich an stat u. in namen eins herrn gebietet. 

2) Mahl berrfchaftlicher Beamten oben N. 375 Wahl gemeinfamer Beamten 
b. Grimm I 76 $ 11. 101. 103. 258 $ 11. II. 495. III. 823. IV, 279. V. 
517 8 2. 

?3) Freie Ernennung gemeinfamer Beamten b. Grimm I. 658 $ 2 u. 5. 
662 $ 1 u. 5. 707 8 25. II. 666. III. 735 $ 11. 8235 genoßenjchaftlicher Be- 
amten ib. 177. 179. 560. 616. 654 $ 3. IV. 208. 405 $ 1. V. 687 8 37 u. 39. 
697 $ 15: der Schultheiß fegt den gemeinen heimberger. — Auch nad) oefterr. 
Pant., bei. jpäterer Zeit werden nicht nur ber richter, 3. 8. b. Kaltenbäd I. 
13 8 7. 24 8 3 u. f. w., fondern oft aud) die mit jenem zufammen den Gemeinde. 
vorftand bildenden vierer, burger u. f. w. frei ernannt, 5. B. ib. 718 1. 7881. 
80 8 1. 83—84. 126 $ 2 u. 3. 130. 473; ebenjo pergmaister u. vierer ib. 
149 f. 324—326. 

29 W. der Grafſchaft Werbenfeld v. 1481 b. Grimm IIL 659: ob uns ain 
amptman abgieng, richtter o. ander amptlewt, da sol uns kayn pfleger kain 
richter herein in die graffschaft nicht setzen an unsern willen; wir süllen 
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gung oft Schranken gezogen find”), ergänzt wird. Dber es findet fi ein 
Grnennungsrecht des Herren, das an den Rath oder die Bewilligung der Ge- 
meinte gebunden ift’%). Dft heißt e8 daher jchlechthin, Herr und Gemeinde 


ain richtter undter uns selber erwelen mit ainess pflegers willn u. «so süllen 
wir ain richter setzen mit ainander untter uns selber, so sol in ain pfleger dan be- 
stättn ain jar; füeget er dann der herschaft u. uns lenger, so mügen wir in 
lenger haben Bgl. auch ſchon W. v. Echternach v. 1095 ib. II.: der advocatus darf 
feinen subadvocatus fonftituiren, nisi ex famila ecclesiae et per electionem et consen- 
sum ejusdem familiae. 1380 ib. III. 523: neben dem ernannten Zentgrafen ein von den 
mennern erwählter, aber zu beftätigender Schultheiß. Vgl. 1344 ib. I. 312; 1387 
II. 823. I. 651: ein heimberge u. die gemeine sollen alle jar ein banwart 
welen; ein meiger sol den banwart bestättigen. Ib. 228: ain gemaind zuo 
T. sol u. mag ainen waibel erwellen u. setzen mit der meren hand, der 
ainem hern auch gefellt. Vgl. ib. 650. — Kaltenbäd I. 403 8 1: die gmein 
erwelt durch die maisten walln o. stim ein richter, doch in gegenwart u. 
wolgefallen o. veränderung der grundobrigkeit; 186; 424 $ 1. 

») W. v. Baffenheim b. Grimm I. 690: kiesent die huber einen banwart, 
der Keller kann bi zur dritten Wahl bie Beitätigung verfagen, dann muß er aber 
einen aus den dreien wählen. Aehnlich IV. 616 $ 16. Vgl. IL. 164: zwei Glöd- 
ner kann der Pfarrer ablehnen, den dritten muß er dran laßen, er sey krumb 
oder schlecht (d. i. unehrlich o. ehrlich) — Dagegen foll ib. 1. 9 der Propft 
den Förfter ernennen, wenn Meier u. Huber nicht einig werden; vgl. ib. 707 8 
26: der vogt u. die gemeinde setzen einen heimburgen, were es, das sie nit 
übereinkomen, so mag der meier dargeben einen heimburgen. 

20) 3, B. Grimm I 35 (1347): mit der gebursami willen. 193: mit 
wissen u. willen der vogtlüde. 261, 280 u. 324: mit der gepursame willen. 
331: so wir ein voget wellen sezen, das sün wir tuon mit der geburen rat 
u. willen. 350 8 21: hat ein undervogt zu setzen u. zu entsetzen all monat 
mit sinen armen leuten. 359: mit der merteil der husgenossen. 365: Unter- 
vogt mit der Geburen Willen. 670. 687: meier.. mit der burger wissen u. 
willen. 815: mit der gebursami. II. 394: &örfter mit rath der lehenleuthe, 
darumb dass sie die leute besser kennen. 401. III. 8: der Herr foll mit rade 
der hoifsleude daselbst kiesen schulteiss, scheffen u. fronen. 10: setten mit 
rade der hofsleude u. auch entsetten. 325: eyn richten zeientgreben kysen 
mit der lantlude rat. 488: mit den merkern die marg bestellen, 519. 656: 
Amtmann nach der nachpawrn rath u. willen. 548: schultessen setzen o. ent- 
setzen fönnen nur beide Herrn mit der gemeinde rath. 824: bit rade eins 
heimburgen u. der gemein. 900: mit Rath der armen 2eute. IV. 58: mit der 
huober u. vögte willen. 277 $ 3: mit der gemaind des dorfs gunst u. willen. 
291 $ 5: mit der meren hand der gnossen. V. 87 $ 4: mit rate aller der 
gebursami o. des merenteils under inen. 95 u. 103 $ 8: mit der meren hand 
der gebursami. 544 $ 5. 547 8 6. 562 $ 7. 558 8 8 u. 12: Schultheiß u. 
Pfarrer werben ernannt mit wissen u. willen der ganzen gemein. — Bgl. aud) 
Kaltenbäd I. 88 $ 13—16: das Klofter jet ben hofmaister, der Vogt ben 
amptman mit der gemain, Ebenſo #eldhüter ib. 41 $ 44. 81 $ 29. 126 8 6, 
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follen zufammen mit gemeinem Rath, Feiner ohne den andern die Aemter be- 
fegen 7). Dft aber find auch unter gleichen Geſichtspunkten Fomplicirtere 
MWahlarten, z. B. Praejentation durch den Herrn zur Wahl?8), Praefentation 
dur Wahl zur Ernennung?®) oder eine Berbindung von Beidem 8%), ent« 


254 $ 17. Richter u. Vierer jeßt die Herrfchaft mit der gemain willen ib. 172 
8 4. 178 8 7, 186 8 8. 195 $ 7. 223 $ 31. 480 $ 12. 

7) Drenther Landr. v. 1412 b. Richthofen 525 $ 17: der Bifchof v. Utrecht 
o. fein Anıtmann u. die gemene meente bed Landes o. ihre Abgefandten follen 
jährlich Die Etten Fiefen u. feßen myt malckanderen ende hoerer geen buten 
den andern; jeßte ihrer einer ohne den andern dennoch Etten, jo follten deren 
Weiſungen ungiltig fen. Grimm I. 272: weibel.. erwölt.. von dem herrn 
u. den hausgenossen. 309: ein probst u. die gebursami. 1469 ib. 23: Amt- 
mann foll ein Genoß fein, den die hoflütt u. der techant .. mit gemainem 
raut darzuo wellen. 868: das si den meiern u. der gebursami gevellent. 
445: den herren u. dem dorpe. Ill. 865 $ 17: dat men tho L. gheinen custer 
noch schutter setten en sal, et en sye die heern by den doerp u. doerp by 
den herrn sementlichen. Dorfgejchworne follen erwellt werden durch des 
abbt anwalt u. durch die gantz gemain b. Kaltenbäd 1.13 987.248 3. 
44 8 6. 57 8 3. 521 $ 4. 522 8 6. 542 8 5. 

8) Grimm I 220: die Genofen wählen den amman aus 3 vom Abt Be» 
nannten. Ib. 710: die huber nehmen zu Bannwarten 2 aus 3 Borgefchlagenen. 
1495 ib. V. 177 $ 17: die Nachbarn wählen den Gemeindeamtmann aus 3 vom 
Herrn Benannten. Vgl. 1346 u. 1348 ib. IV. 385 $ 14. u. 395 $ 15—17; 1494 
ib. V. 509 $ 8. 

”) Grimm I. 510: die nachwern jchlagen drei vor, der Herr gibt daraus 
ben Schultheiß. V. 209 $ 2: die hoflüt jchlagen 3 Hoflente vor, aus denen der 
Herr den Amtmann wählt. 1457 ib. I, 448: der Herr foll den Zentgrafen, Büttel 
u. Glöckner aus 3 durch Wahl Praejentirten wählen; gefällt ihm feiner, jo werden 
die Borichläge wiederholt; doch nie fol er fie anders ſetzen als mit der zentschoffen 
u. lantvolcks wissen u. willen; .. dan es hab etwan ein herre z. E. mit 
gewalt one willen der zent u, lantvolkes einen zentgraven geben, davon der 
zent u. dem lantvolck grosser schaden entstanden sie. 

50) In Tablatt 1471 b. Grimm I. 232 fchlägt ain gemainde zum amman 
jährlich 5 ehrbare Genofen vor; paßt dem Herrn feiner, jo fehlägt er der gemaind 
5 vor, daruss sy denn ainen amman nemmen söllen. — Aehnlich 1432 in 
Burgau ib. 279, wo aber zuerft der Herr 4 vorfchlägt, u. wenn von diefen ben 
Gotteshausleuten keiner gefällt, letztere ihrerjeits dem Heren 4 zur Auswahl praejen- 
tiren. Der Ammann beftellt fi dann in ben einzelnen Höfen waibel, allenthalben 
mit der nachpuren willen, als Stellvertreter, weil er nicht überall fein fan. — 
Vgl. 1469 ib. 193: zum Ammann o. Waibel macht zuerft der Vogt Vorſchläge; 
dann können die vogtlüde drei andere vorfchlagen; nimmt der Vogt feinen daraus, 
io kann er 3 neue vorjchlagen; nehmen die Leute dann Feinen, jo ernennt der Bogt 
einen auf ein Jahr; der alte amman foll immer unter den Vorgeſchlagenen fein. 
— Bol. auch ib. 788, wo der Abt 3 u. die Gemeinde 3, aus biefen 6 aber beibe 
jufammen 2 zu schützen wählen. 
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wicelt worden. Auch findet fich, wenn ein Amt mehrere Träger hat, die 
Theilung des Ernennungsrechtes nad) Zahlen ®), was namentlich bei Eollegiali- 
ſchen Schöffenftühlen und Ausihüßen vorfommt, bier aber ſchon den Ueber- 
gang zu einer veränderten Auffaßung anbahnt®2). 

U. Wie viel oder wie wenig politifhes Recht nun aber der Gejammt- 
beit ausjchlieglich oder unter Mitbetheiligung eines Herrn zuftand: immer war 
ed Gejammtreht im alten Sinn. Die Geſammtheit ſchlechthin in ihrer 
fichtbaren oder vorgeitellten Verſammlung, mithin weder ald Trägerin eines 
abjtraften Gemeinwejens noch ald bloße Vielheit von Individuen, war Sub- 
jeft der politifchen Rechte und Pflichten, welche gerade deshalb eine rein ftaat- 
lihe Natur im heutigen Sinne nidt haben Eonnten. 

Zedem einzelnen Genoßen daher jtand zwar die Gemeinde als das Ganze 
deffen Theil er war, mit politiicher Einheitsmacht und Zwangsgewalt gegen- 
über; fie war die Verförperung eines ihm übergeordneten Gemeinwillens; und 
er verfprach ihr wie einem Herrn mit dem Genoßeneide Treue, Huld und Ge- 
horſamss). Allein auf der andern Seite war dieje jelbe Gemeinde identijch 
mit der zufammengefaßten Vielheit der VBollgenofen, welche in ihrer Fonfreten 
Individualität darin enthalten waren; fie ließ fi) ohne Zerftörung ihres Be 
griffs in jedem Augenblid in die Summe ihrer gegenwärtigen Träger aufge- 


st) Vol. z. B. 1395 b. Grimm I. 333: der herre sol setzen einen ban 
warten mit der gebursami willen u. sont die geburen den andern banwarten 
setzen mit der herrn willen. Aehnlich 1433 ib. 404. III. 323, 858. W. v. 1340 
b. Trouillat III 514 u. 517: einen Bannwart feßt der Meier mit der Hofleute, 
den andern die Hofleute mit des Meiers Willen; beide follen rechte Gotteshausleute 
fein. Bgl. Grimm I. 652: der Propſt jeßt den obermeyer, die 12 huber u. die 
gemeind erkiesen under den hubern ein undermeiger. Ib. III. 172 $ 2: von 
den 4 Förftern wählt der Herr 2 aus 4 Praejentirten, 2 ernennt er. — Bol. 
Kaltenbäd 1. 403 $ 1 u. 424 $ 1: die Grundobrigkeit ernennt einen, der ge- 
wählte u. beftätigte Richter 2, die Gemeinde einen von den 4 Dorfgefchwornen. Ib. 
8358 $ 8 u. 383 $ 8: die Herrſchaft wählt 2 Geſchworne aus iren undertanen, 
die gemain zwei aus der nachbarschaft. — In Sandhofen b. Grimm I. 460 
haben Gemeinde u. Herrfchaft je einen Schüßen zu feßen, die Gemeinde fann aber 
biejed Herrenrecht abfaufen; denn wenn ihr der ernannte Schüge nit füglich wer, 
so mag die gemeinde den herren geben funfthalb untzre heller u. mogen ein 
andern setzen. 

82) Bol. unten $ 18 über die Entwidlung des repräfentativen Gedankens. — 
Dem gemeinfchaftlihen Ernennungsrecht entipricht übrigens immer ein gemeinfchaft- 
liches Abjegungsrecht; vgl. 3. B. Grimm I. 6. 428. 458. III. 172 86. Nidt- 
bofen 525 $ 17 a. ©. 

MW. dv. Senheim b. Grimm II. 435: were zu $. sitzt o. dar khombt 
u. gesint burger zu werden, das der soll... dem heimburger zu 8. von der 
gemeinde wegen..globen u. schweren gedrew u. holde zue sein. Ib. V. 
555 $ 10: wer gemeinsman werten will, fol! u. gn. h. und der gemein globen 
u, mannrecht thun. I. 791. Bgl. N. 17 u. 19 zu $ 11. 
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löſt vorftellen; und der Einzelne, wie er jelbjt mit jeiner ganzen Perjönlich- 
feit lebendiger Mitträger des Verbandes war, Eonnte fich die ihm gegenüber 
berechtigte und verpflichtete Verbandseinheit zulegt immer in die Vielheit feiner 
Mitgenoken, die Summe der Anderen, zerlegen®*). Allerdings trat gerade in 
Bezug auf die eigentlichen Gewaltbefugniße, deren Subjekt die Gemeinde war, 
die Vorftelung ihrer Vielköpfigkeit vor der Vorſtellung ihrer Einheitlichkeit 
thatjächlih am meiften zurüd: vorhanden aber blieb fie immer und konnte in 
jedem Augenblide wieder hervortreten. Und jo lag ed der Anjchauungsweife 
der Zeit Feineswegs fern, der Vorftellung von einer gejeßgebenden, richtenden, 
und jtrafenden Gemeindegewalt die Vorftellung von einem Recht der Genofen 
gleichzufegen, „unter einander“ Satzungen zu errichten, „einer über den 
anderen“ Gericht zu halten, „unter ſich“ zu pfänden oder „einander“ zu 
ftrafen®®). 

Schon äußerlich daher identificirte man die Verbanddeinheit mit ber 
Summe ihrer Träger dergeftalt, daß man in unterſchiedsloſer Weije ald Sub- 
jeft von Autonomie, Friedensbann, Gerichtöbarfeit, Strafgewalt, Selbftver- 
waltungsrechten, Wahlbefugnißen, Aemterhoheit u. j. w. die Genoßenſchaft und 
die Genoßen nannte; daß man alle jene Befugniße bier der universitas, 
communitas, der Gemeinde, Märkerſchaft, Bauerjchaft oder Nachbarſchaft, auch 
wol dem Lande, dem Gau, der Gent, der Mark oder dem Dorfe, dort den 
Männern, Genoßen oder Leuten, den Land», Gerichtd-, Vogt- oder Bannleuten, 
den Märkern, Bauern, Nahbarn, Dorfleuten oder Hubern beilegte; daß man 
bald der communis plebs, dem gemeinen, ganzen, gefammten oder allem 
Volke oder Lande, der gemeinen Menge oder menen Meente, der gemeinen 
Bogtei, Landihaft oder Hubſchaft, bald den gemeinen, ſämmtlichen oder allen 
Genogen, Männern, Land», Mark» oder Dorfleuten u. ſ. w., ihnen allen ge- 
meinlih oder insgefammt diejenigen Befugniße zufchrieb, welche wir heute 
mit der idealen Einheit des entjprechenden Gemeinwejens verknüpfen 
würden 86). 

Daß aber ein ſolcher Sprachgebrauch nicht etwa blos die ftehen gebliebene 
Ausdrudsweife einer anders denfenden Zeit, jondern das Produkt eines leben⸗ 
digen Bewußtſeins war, für welches in der That die Gemeinde auch als po— 
litiſches Rechtsſubjekt mit der Vielheit ihrer augenblicklichen individuellen 
Träger zufammenfiel, läßt fih aus einzelnen charafteriftifchen Zügen mit 


8) Vol. die Belege in $ 11 N. 92—96, 101—125, 129—130, 135—145, 
154—157 über politifch geartete Pflichten u. Rechte, welche der einzelne Genoße 
gegen die Genoßenſchaft Hatte, damit zugleich aber gegen jeden Mitgenofen zu 
haben jchien. 

85) Beifpiele oben in Note 8, 9, 10, 11, 12 u. 15. 

86) Dies ergiebt eine Vergleichung der gerade zum Beleg hierfür in extenso 
mitgetheilten Stellen in Note 1—81 zu dieſem 8. — Ausdrücklich wird z. 8. b. 
Kaltenbäd I. 38 $ 11 identificirt: die gemain oder ain jeder hauszsessig. 
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Sicherheit abnehmen. Dahin gehört die häufige Beftimmung, wonach bei 
Vergehungen gegen die Gemeinde oder ihre Beamten und Diener an jedes 
einzelne jelbftändige Gemeindeglied eine Buße gezahlt werden muß3”). Noch 
bezeichnender ift ed, wenn in Defterreih und Tirol in ſolchen Fällen die Buße 
zwar an die Gemeinde, den Richter oder den Herrn fällt oder zwijchen ihnen 
getheilt wird, aber nad der Anzahl der Vollgenofen bemeßen werden fol, 
Häufig heißt ed: wer ain gantz gemain widertreibt, verwandelt von jeder 
hertstatt von ainem valtor zum andern 52 pf.°®); oder: wer ain pantai- 
ding widertrib, wer nach yeder person in der gemaind umb 72 pf., oder 
ähnlih?). Und in derfelben Weiſe werden einzelne Vergehen gegen die Ger 
meinde, 3. B. bezüglich der Gemeindediener?), des gemeinen Gutes?!) oder 
der perjönlichen Gemeindepflichten®), nach oder von yeder hertstatt zwifchen 


7) Vgl. oben $ 14 N. 35—37. W. v. Maröbronn b. Grimm V. 521 $9 
u. 15: wer Wald o. Allmende befhädigt o. wer ben gemeinen Hirten fchlägt, 
derselb verbricht einem jeden bauren 9 untz pf. 

8) Raltenbäd J. 6 $ 53. 536 $ 49. 

89 Kaltenbädl. 1387. 1985. 484 5285. 60 $ 37. 6587. 
70 8 2. 182 8 69. 249 $ 5. 255 $ 2 (wer die Rechte ded Aigen widertreibt). 
319 $ 5. 522 $ 6. 521 $ 6. 527 8 60. 542 $ 9. 516 $ 10. — Berfchiedene An- 
füge für Gefchworne u. Gemeinber finden fich hierbei ib. 525 $ 26 u. 532 $ 7. 

 W. v. Schlanders b. Grimm III. 739 (um 1400): wer einen gemeinen 
hirten schlägt, der ist gekommen um 5 pfund, so viel mal, als freye feuer- 
stätte in derselben bauerschaft sind. KaltenbädL 578 $ 6: daz man den 
huetter nicht verfraiben sol mit worten o. mit werchen, darumb daz er ain 
gemainer diener ist; wer es darüber tet, der ist wandls verfallen nach yedem 
mamn der gemain 72 pf. 

91) Kaltenbäd I. II $ 107: wo ain gemain holtz ist, wer an willen der 
gemain o. der oberkhait darein fert, holz abschlecht, der verwandelt von 
yeder hertstatt von ainem valltor zum andern 72pf. Aehnlich, wer gemeinen 
Grund an fich zieht, ib. II. 129 $ 44; wer einen fruchtparn pawmb auf der 
gemein grundt niederfchlägt (während ein fefter Bußſatz eintritt, falls der Bau 
auf nachparngrund jteht) ib. 1. 9 $ 81 u. 533 $ 76; wer eine gemeine Gaſſe 
verunreinigt, ib. 9 $ 77, 47 $ 37, 59 8 29, 538 $ 73; wer einen gemeinen 
Brunnen jchädigt, ib. 9 $ 79—80; wer bez. ded gemain pach frevelt, ib. 10 
s 102 u. 539 $ 92; o. bez. ber — viechtrifft, ib. 10 $ 103 u. 104, 589 
$ 88 u. 96. 

v2) So bei Ungehorfan gegen Richter u. Gefhworne, Kaltenbäd I. 44 $6 
u. 57 8 3; Berabfäumung der Rüge 11 $ 116; Brud des Hausfriedens 586 
8 32; —— 525 8 26 u. 537 8 55; Verſäumniß des Beiſtandes in Feuers⸗ 
gefahr 172 8 11, 180 $ 34, 188 $ 36 u. 38; Uebertretung feuerpolizeilicher Vor⸗ 
fhriften 41 $ 43, 49 $ 59, 55 $ 83, 534 $ 28, II. 129 $ 53; Verſtoß gegen bie 
genoßenfchaftlihen Unterftügungspflichten I. 250 $ 17 u. 33, 253 $ 8, 307 9:26, 
526 $ 4, 586 $ 30, 589 $ 7, 599 $ 56. 
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den Fallthoren geblißt; oder fie werden gebüßt nach jedem Nachbarnꝰ*), nach 
jedem Haus), mach jeder Perjon in der Gemeinde”), nach jedem Haus- 
genofen?) und in Bergtädingen nad) jedem Berggenofen?”). Beitimmungen, 
die ihr volles Verſtändniß erjt gewinnen, wenn man andere damit zufammen- 
halt, wonach bei Vergehen gegen das Gericht Bußen nad) Jedem an ber 
Schranne, ebenjo aber bei Beichädigungen einer Herde Bußen nach jedem 
Viehhaupt, bei Zaunfreveln nach jedem Zaunſtecken, bei Baumfreveln nad) 
jedem bejchädigten Stamm oder nach jedem Aſt des beſchädigten Baumes, 
beim Raufen nad jedem Finger, beim Ueberpflügen oder Uebermähen nad 
jeder Aderfurche oder Maht verwirkt werden”). Welche wichtigen praktiſchen 
Folgen aber dieje Spentificirung der „Gemeinde” mit „Allen” auch in Bezug 
auf politifche Rechte hatte, wird ſich unten bei Beiprechung der Art und Weiſe, 
in welcher die Gemeinde ihr Geſammtrecht ausübte, näher ergeben ($ 18). 

Kaum hervorgehoben zu werden braucht unter diejen Umftänden, daß von 
der andern Seite her auch politifche Rechte, welche ſich zumächit als jelbitän- 
dige Rechte der Einzelnen darftellen, aber jedem Einzelnen gleihmäßig zuftehen, 
zufammengefaßt ald Necht der Gemeinde erſcheinen. So z. B. die Rechte der 
Pfändung, der Selbitwehr, des Friedegebietens, der Sühne, des Beijtandes; 
fo ferner manche Privilegien und Befreiungen, wie Zollfreiheit, Gewerbefreiheit 
und andere). Hier wird nach innen nicht unterjchieden, was dem Einzelnen 
nur als einem Gliede oder Organe des Verbandes und was ihm als Indivi— 
duum zufteht; nach außen aber decdt fi das Recht Aller vollfommen mit 
dem Recht der Gemeinde ald jolcher 100), 


»2) 3, B. b. Kaltenbäd I. 41 $ 43. 44 86.5788, 165 $ 9, 12, 21, 
65. 238 $ 46 u. 47, 343 $ 52. II. 129 8 44. 

») Raltenbäd I. 18 8 61. 68 8 48. 

9%) Kaltenbäd J. 13 $ 7.148 18. 15 $ 26. 16 $ 31.19 8 5. 

») KRaltenbäd I. 75 $ 16. 

») Grimm IV. 707 $ 14: wer das nit thät u. wider die ordnung sich 
sezen wolt, der ist wandlpflichtig nach jedem perggenossen 12 pf; dazu ib. 
$ 13 u. 21. 

vs) Kaltenbäd I. 54 $ 39. 57 $ 5. 67 8 4, 59 8 26 u. f. w. 

so Bar. oben $ I N. 107—109 u. 126—128. Grimm I. 316 u. 663 
(Gewerbefreiheit ald Gemeinderecht). Ib. I. 830: des (Zolles) ist die gemein 
frei; vgl. UI. 687. IV. 608. V. 383 $ 11; Kaltenbäd I. 541 $ 5: auch ist 
des aigens recht, dasz wir kain maut geben. ®rimm I. 830: vom Fährgeld 
frei der gemeinen. Vgl. ib. 569 f. $ S—15, wo ed als fryheit der gemeynde 
gewiefen wird, daß jeber Nachbar beftimmte Rechte gegen den Müller, Bäder u. 
Wirth (welcher letere jedem auf 4 Wochen borgen muß) u. daneben ein befchränf- 
ted eigned Gewerbe- u. Weinfchanförecht bat; $ 11: auch hat die gemeynde 
fryheit, das ein iglicher nachbuer mage machen molen u. backhus uff dem 
sinen. 

0, Deshalb werden auch mitunter Nechte aller Einzelnen durch Laften ber 
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Il Der Charakter des politiſchen Gejammtrechts trat insbejondere in 
dem Verhältniß der alten Genoßenſchaften zu ihren Herrn auf 
entjcheidende Weije zu Tage. Die Genofen bildeten au in diejer Beziehung 
weder ein abgeſchloßenes Gemeinwejen noch eine bloße Summe beherrichter 
Einzelperjonen, jondern eine Gefammtheit mit Gefammtreht und Gejammt- 
pfliht. Die Dorf, Hof, Mark, Gerichts: oder Vogteileute waren ihren 
Herrn nicht, wie jpäter die Unterthanen der Obrigkeit, als unverbundene Ein- 
zelne, jondern in ihrer genoßenjchaftlichen Verbindung unterworfen; aber fie 
bildeten auch nicht, wie die Städte, politiihe Körperjchaften, die Tediglid in 
ihrer Einheit zu den herrjchaftlichen und öffentlichen Gewalten in Beziehungen 
Itanden, jondern in und mit der Gejammtheit waren zugleich die Einzelnen 
durd) ein unmittelbare Band an den Deren geknüpft. Nicht anders verhielt 
es ih mit den Baffallenichaften, Dienftmannenverbänden und Ritterichaften 
der einzelnen Ränder. Ueberall war es die Gejammtheit fchlehthin, welche 
mit einer Summe von Rechten und Pflichten dem Herrn gegenüberftaud, und 
nicht principielle Unterjchiede, jondern konkrete faktiſche Verhältniße entjchieden 
über die hierbei offen gelafene Trage, wie weit die Nechtsbeziehungen zwifchen 
Beiden erit durch die Verbandseinheit hindurch und wie weit fie ohne ſolches 
Medium die Einzelnen trafen. Wenn nun aber fo ſchon die Gefammtheiten 
in fih das einheitlihe und das vielheitlihe Moment dem Herrn gegenüber 
ungejontert verbanten, jo zeigte ſich derſelbe Mangel an Abftraftion und be- 
grifflicher Sonderung in Bezug auf die weitere Trage, ob der Herr und die 
Geſammtheit oder eine Mehrzahl von Gejammtheiten in ihrer Zufammen, 
faßung ein neued Ganze mit eigner Nechtöjubjeftivität bildeten oder eine bloße 
Mehrheit von Rechtsſubjekten blieben. Auch bier blieb man bei der Fonfreten 
Dorftellung eines durch gegenjeitige Rechte und Pflichten gefitteten Berbandes 
ftehen, ohne ſich bewußt zu werben oder die Frage aud nur aufzuwerfen, ob 
und wie weit diefer Verband eine höhere organische Einheit oder nur indivis 
duelle Rechtsverhältniße jelbjtändiger Organismen erzeugte. Allerdings daher 
‚faßte man Herrn und Gefammtheiten in den Begriffen des Hofs, des Gerichts, 
der Gent, der Grafichaft, des Landes u. j. w. zum Ganzen zufammen: aber 
von der Idee einer abftraften Einheit, für welche Herr und Gefammtheit nur 
Glieder gewejen wären, war man weit entfernt. Um Bieles mehr neigte man 
vielmehr der entgegengejegten Auffaguug zu, wonad Herr und Gelammtheit 
als jelbftändige, nur durch eine Summe von Einzelbeziehungen verbundene 


Gemeinde vergolten. Vgl. z. B. Grimm I. 462: der Fährmann ſoll ein gemein 
man jein u. Jedermann vom Dorf um 2 Brode jährlich, Reiter u. Fuhrwerk aber 
um die Hälfte des von Fremden geforderten Fährgeldes überfahren; auch ſoll er 
viermal zu den ungebotenen Dingen kommen u. jedesmal 14 Heller bringen, weil 
ihm die Gemeinde zu feinem Lohn verbelfen fol, wenn Jemand ins Dorf ent— 
gienge; fonft mag ihm der Schultheiß mit der Gemeinde den Rhein fperren. 
—— 28 
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politiſche Subjekte erſchienen, ohne doch auch hier die grundſätzliche Auflöſung 
des organiſchen Verbandes in reine Individualrechtsverhältniße zwiſchen ver- 
ſchiedenen phyſiſchen oder juriftiihen Perfonen je zu vollziehen. 

Sp waren denn genau in derjelben Weije, wie Gefammtnußungsrechte 
am Herrengut oder dad Gemeindereht auf Stellung des Wucherviehs, die po» 
litiſchen Anſprüche der Genoßenſchaften gegen ihre Herrn Gejammtreht im 
alten Sinn. Es war ein Recht der Geſammtheit fowol in ihrer Einheit als 
in ihrer Vielheit, daß die ordentlichen Gerichte abgehalten, das Recht aufrecht- 
erhalten und der Unfriede abgethan, die dazu nöthigen Vertreter und Beamten 
ernannt würden 19), Sowol in ihrem Verbande als in ihrer Vereinzelung 
hatten alle Genoßen Anſpruch auf Schuß und Schirm des Herrn nnd insbe— 
jondere des Vogtheren, auf Abwehr ungerechter Angriffe und Niederlegung un- 
rechter Gewalt, auf jhleunige Gewährung der Rechtshilfe, auf Vertretung und 
Verantwortung vor fremden Gerichten, auf Löſung aus der Gefangenjchaft 
u. ſ. w. 102), namentlih auch auf Schuß und Bertretung durch einen Herrn 


101) Bol. W. v. Thalweil (14. 3.) 6. Grimm IV. 334 $ 3: item sprechent 
die gmossen .. das ir recht ist, das inen das gotzhus von Mure jerlich zwei 
gericht haben sol, ze meien u. ze herbst. 1429 ib, 279 $ 1: hat das dorff 
ze A. zwey geding. Aehnlich ib. I. 64 $ 4. 167. 173. 226. 247. 249. 257, 
265 $ 4. 273. 330. 667. — Bat. IL 35 $ 5: de richter sall den vestgenoten 
richten allen viertein tagen tho gebürlicher tyt, u. die richter sy schuldig, 
to geben den vestgenoten vorspracke u. ordel tho wysen, so viel als es en van 
noden. Ib. 343: die Dörfler v. Kirburg find dem Greben v. Ziegenhain dienft- u. 
folgepflihtig, wan der lantman aller by einander ist; darumb sy (bie Greben) auch 
schuldig zu richten uber halsz u. uber haubet den von K., wo es noid gesche. 
I. 103: ein byschoff sol ouch den Ahoflüten ainen richter han. Vgl. I. 284. 
566 $ 6. 742. 794. III. 51. 689. 690. 819. 820. 874. V. 436. 728 $4 Kal- 
tenbäd I. 553 $ 2. 555 $ 1. 55881.11.783, 

109) Bol. 3. B. Grimm IV. 373 $ 24: dirre hof het och daz recht, wil ein 
gnosse hinan ziehen usser diesem twing, den sol ein vogt beleitten mit sinem 
lib u. mit guot untz in das nechst gericht; wil och jemant in hofe old in 
diesen twing ziehen, den sol man enpfahen u. schirmen für einen gmossen. Ib. 
820 $ 4: alle die, so in dem gericht zü Berg sitzend, hand das recht, das si 
der vogtherr um die vogtrecht u. dienst, die si im jerlich gend, sol be- 
schützen u. beschirmen. III. 405: by allen obg. gewyseten artickeln sullen 
die vorg. herren das egenant gericht... u. die lantsiedel schuren, schirmen, 
handhaben, vertedingen u. bliben lassen tzu ewigen tagen. Ib. 35 $ 6: der 
Richter ift fchuldig, die vestgenoten tho verhalen u. tho verantworten, dat 
enne niemandt dat ere neme. I. 789: wan das dorf not angieng, so sollen 
die hern darkomen u. sollen das dorf helfen beschirmen u. beschuwern. Bgl. 
I. 116. 123 (recht der gemeinde). 140 $ 5 u. 6. 145. 174. 249. 258. 265. 
823. 365. 473 $ 16. 519. 528. 535. 567. 600. 621. 658. 743. 830. II. 697, 
700. 704. II. 381. 436. 480, 512, 740. 759. 770 $ 1. 826. IV. 552 $ 2-4. 
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gegen etwaige Mitherrn oder Unterherrn!®). in Geſammtanſpruch der Ge- 
meinde war ed, daß der Herr die in jeinem Dienfte getödteten Genoßen be- 
graben, für die Hinterbliebenen jorgen, Verarmte unterftügen follte!%). Die 
Gejammtheit jchlehthin war ed ferner, welche verlangen Eonnte, daß fie beim 
bergebradhten Recht bleibe!®) und insbejondere über die üblichen oder ver- 
tragsmäßigen Abgaben und Dienfte hinaus nicht befchwert werde 106); daß auch 
der Herr Niemanden aus dem Gerichte lade 107), jelbjt aber vor den Genoßen 
Recht juhe und nehme). Und endlich waren umgekehrt alle gemeinen Ber- 


Kaltenbäd I 556 $ 28. — Der Vogtherr oder fein Stellvertreter indbefondere 
follte gefährbete Genoßen in feinen Hof aufnehmen (Grimm V. 465 $ 6), fie vor 
auswärtigen Gerichten vertreten u. verantworten, ihnen Beiftand u. ficheres Geleit 
verfchaffen (3. B. ib. I. 738. IL. 263. 436. III. 839), fie aus der Gefangenfchaft 
föfen (I. 735. 748. 784. II. 60. 115. 119. 534. 567. III. 832) u. f. w. Und 
zwar foll er gerichtliche wie außergerichtliche Hilfe auf Anrufen im Notbfall fo 
fchleunig leiften, baß er barfuß ober mit Einem Stiefel das ungefattelte Pferd be- 
fteigt (ib. I. 658 8 9. 675. 699. 701. 818. V. 422 $ 6. 435 $ 12; mein Humor 
29 N. 106), Tag und Nacht reitet (Grimm I. 318. 363. 426), ein Pferd zu 
Tode reitet (II. 191. 196. 199. 201. 207. 240 $ 43—44), um ben Genofen 
fchreibt, ald wäre er ber Größten Einer (TO. 76). Bgl. auch das W. v. Dürf- 
beim ib. I. 734 über die Schugpflict des Abts gegen den wegen Todtſchlags fliich- 
tigen Huber o. Getteshausmann (mein Humor 10 N. 21). 

19) Grimm, W. III. 336: ob auch der zweyer heren einer ein unrecht 
geboit tete, das sal der ander abzethun haben; item ob sichs mechte, das 
der zweyer gerichtsherrn einer vhede o. orleuge hätte, so sal der ander das 
gericht u. volk beschutzen u. beschirmen nehist seinem eigen gude; u. das 
sol die maur umb die Auel sein. Vgl. I. 140 $ 6. 249. 265. 281. 351 $ 30 
(der Abt gegen den Kaftennogt u. der Kaftennogt gegen den Abt). 831. IL. 87. 
50. 58. 111. 375. 378. 573. 580. 

) Grimm I. 818 (1429): Waifen von Gotteöhausleuten foll der Abt, wenn 
der Nachlaf nicht reicht, aud bed Gotteshauſes Gut erziehen. Ib. 734: dem ver- 
armten Gotteshausmann foll der Abt narung geben sein leptagen. II. 529: 
wo jemandt todt liebe, soll ein abt die witwe u. weisen beraden nach seinem 
besten. 534: er foll den gefangenen Genoßen löfen, den verwundeten heilen laßen, 
den Tobten beftatten u. Weib u. Kind verforgen. Bgl. ib. 567 u. II. 832. 

05) Grimm I. 448 (1457): das er die armen leut u. lantschaft solle 
lossen bliben bi iren rechten u. alten herkomen. 830. III. 378: gemeltes dorf 
bey seiner freiheit handhaben u. behalten. 

1069) Grimm I. 323. 366. 425. 470. 535. 566. 621. 818. 831. II. 410. 461. 
III. 436. 480. 511. 540 u. 541. 545. 899. IV. 320 $ 4. Kaltenbäd I. 185 $ 
96. 193 $ 92. 219 8 43. 

von 3.8. Grimm I. 621. 831. 

00), Grimm I. 137: währ das ein vogt zu ihr keinem üdt ze sprechen 
hat, es seig von fräffel o. warumb dass were, da sol er ein gemeinrecht von 
im nemen ze Wülfflingen von den hofjungern, u. sol auch darumb nieman 
sprechen den die hofjunger, u. was man da recht git, dess sol in benugen, 

28 * 
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bindlichkeiten gegen die Herrn, politische jo gut wie privatrechtliche, Gefammt- 
verbindlichfeiten im oben entwidelten Sinn!"®). 

Deshalb war es auch für die hier wie überall durdhgreifende enge Ver— 
fnüpfung und Korrefpondenz von Recht und Pflicht ohne Belang, ob zunächſt 
die Gemeinde in ihrer Einheit oder ob umgekehrt zunächſt die Einzelnen ſich 
als berechtigt oder verpflichtet darftellten. Politische Pflichten der einen wie 
der anderen Art bedingten das Allmendrecht der Gemeinde oder wurden durch 
diefes bedingt!%); und politiihe Anſprüche der einen wie der anderen Art 
waren abhängig von der Erfüllung bejtimmter Gejammtleiftungen, gleichwie 
die leßteren in dem einen wie in dem anderen Ball ala eine Entihädigung 
des Herrn für die aus jeiner Schuß- und Gerichtöpflicht Fliegenden Laften 
- galten. Es ſollte alfo 3. B. der Herr Schirm und Redtshilfe gewähren, 
weil und folange ihm gezindt und gedient ward, und ihm ward gezinst und 
gedient, damit er hierfür Schirm und Rechtshilfe gewähre und jolange er 
feiner Herrenpflicht nachkam !1}). 

Das politiiche Gefammtverhältnig zwiſchen einem Herrn und der von ihm 
abhängigen Geſammtheit ftellte fich, wie das Recht der ländlichen Kreije über- 
haupt!12), weder ald Ausflug eines felbftändigen Gemeinwillens noch als bloße 
Rechtsbeziehung felbitändiger Sonderwillen dar. Vielmehr waltete eine das 
Gemeinheitlihe und das Individuelle, das Gefeß und die Befugniß, das 
Deffentlihrechtlihe und das Privatrechtliche überall nicht jcheidende Auffagung 
vor, welche darin zur Hälfte ein Vertragsverhältnig und zur andern Hälfte 
einen organiichen Verband jah und die eine diejer Vorftelungen ſtets durch 
die andere modificirte. Im Allgemeinen mußte dabei, je jelbftändiger die Ge- 
noßenſchaft wurde, defto mehr die VBertragsauffagung überwiegen. So wurden 
fhon die Eide und Verfprechungen, welche die Grundlage des gegenjeitigen 
Verhältnißes befeitigten, vielfah als Vertragsgelöbniße behandelt, ohne doch 


Aehnlich in Adligenswil ib. 163. 201: wer den amptman vorladen will, bittet ben 
vogtherrn um einen andern richter, der jo fange Gewalt habe. Weitnau 1344 
ib. 310: Hat der Propft zu Elagen, jo joll er einen Gottedhausmann an feine 
Stelle fegen, ihm den Stab geben u Hagen. II. 437: mehrere Herrn, die fich 
zweien, follen vor dem Hofe Recht nehmen. III. 840. 

109) Vgl. oben $ 15 N, 18—64. 

110) Vgl. oben $ I N. 191—202 u. $ 11%. 183—19, 

1) Bol. $ 15 N. 28. Grimm III. 343 (oben iu N. 101) u. IV. 820 8 4 
(in N. 102). W. der Holzmarf Beber ib. III. 306 $ 37: wofür sollen die herren 
den dritten part haben? wenn den erben u. markgenoszen gewalt wider- 
führe, so sollen die herren die gewalt steuren helfen. Ib, 329: daz thun wir 
von bede wegin, daz sy uns deste fordir schuren, u. en haben ny gelernet 
von unszin eldirn, daz wirs von rechte gebin sullen. IV. 58 (1394): ob jemandt 
den huobern wollt einen gewalt thuon, des sont ir die vögte vor sin; darumb 
nemmendt auch die ir recht uss denselben huoben. 

12) Vgl. den folgenden $. 


$ 16. Politiiches Geſammtrecht. 437 


die in ihnen enthaltenen Keime von Unterthanen- und Berfagungseiden je 
ganz zu erſticken. Der Treu- und Huldeid ward dem Herrn perſönlich!!s) und 
von allen einzelnen Genoßen!!4) gejchworen, aber jeder Nachfolger fonnte in 
jeiner Eigenſchaft ald Herr die Erneuerung fordern 125) und jedes nette Ger 
meindeglied mußte feiner Gemeindemitgliedihaft wegen ſchwören; auch Teiftete 
die Geſammtheit oft nicht blos in ihren einzelnen Mitgliedern, jondern als ver: 
bundene Gemeinde den Eid!!#) und konnte dabei jelbft durch ihre Vorſtände 
vertreten werden!17), Umgekehrt gelobte der Herr, ehe ihm gehuldet und 
fein Recht gewiejen ward, Allen insgeſammt wie insbefondere in feierlicher 
Form die Aufrechterhaltung des beitehenden Rechts!!®), Schon der äußeren 
Form nad) ferner waren nicht blos Satzungen und MWeisthümer, jondern auch 
Berträge und Bergleiche, welche Herr und Geſammtheit wie zwei jelbftändige 
politifhe Mächte mit einander ſchloßen, Duelle des politiichen Rechte!!?). Der 
Vertragsauffafung entſprach es dann, das ganze politische Verhältnig für den 
Fall einjeitigen Bruchs der gemeinfamen Feftjegungen als gelöft zu betrachten. 
Meberfchritt daher der Herr jeine Befugniße, fo durften die Genoßen fi ge- 
meinjan gegen ihn zur Wehr jegen!20), jeine Einkünfte pfänden !2!), fi in 


113) So heißt ed in Engelberg im 13. 3. b. Grimm I. 3: dem neuen Abt 
buldigen alle tallüte .. unz an ir ende oder an das ende des herren herschaft. 
Im Amt Tannegg 1432 ib. 283 wird während erledigten Biſchoföſtuhls dem meren 
tail der kapitelherrn des obg. gestift gehorsam vwerjprochen. Nah Berpfändungen 
wird dem Pfandgläubiger gehuldet. Umgekehrt läßt in Ickſtadt der Herr v. Ebſtein 
duch Amtmann u. Zentgraf die Gloden läuten u. die Gemeinde zufammenfordern, 
weil das bisher vwerpfändete Dorf gelöjt ift, u. fordert für ſich als erbherren 
huldigung, aidt u. pflicht; welches der zentgrefe, scheffen u. ganze gemeine 
also wie gehorsame underthanen geleistet. 1483 ib. 558. 

11) Bol, oben $ 11 N. 5—6, 18—19, 27 u. 75. Grimm 1. 38, 472 $ 11. 
622 $ 3. 658 $ 4. 933. 835. II. 671 (1378): hulda et juramentum Jedes, der 
zu feinen Fahren gelommen; nullus admittitur ad judicium, der nicht gehuldet, 
II. 431: jeder zentman, der einen eignen Hausjtand gründet. V. 157 8 2, 
216 $ 5l u. 52. \ 

5) Bat. oben N. 113 u. Grimm I, 169 $ 5. IV. 79. 

16) W. der Rodenfteiner M. v. 1457 b. Grimm IV. 537—440: es foll der 
merker samenthaft u. iglich besunder oder der merker gemeinlich u. iglich be- 
sunder der Herrichaft huldung, handgelupt u. aid leiften. Deshalb mahnt auch 
1497 ib. Il. 142 der Scyultheiß die gemain sambt u. jeden insonderheit ihrer 
Gelübde u. Eide. Ebenjo ib. 158. Vgl. 1453 I. 592: es ſchwören einem Drittelsherrn 
schultess, scheffen u. die menner gemeynliche, jeglicher mit hand in sine hant. 

"7, Kaltenbäd I. 43 $ 60: richter u. vierer ſchwören u. geloben dem 
Herrn für sich selber und anstatt der gantzen gemain. 

ns) Grimm I. 282. 470. 730. II, 802. 

110) Bal. den folgenden $. 

120) Bol. 3. B. oben Ss IM. 141 u. 8 11 RN. 104. 

21) W. v. 1385 b, Grimm I 513: wenn die Wildförfier einen Märker zu 
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andere Schugverhältnige begeben!??). Vernachläßigte er feine Herrenpflicht, fo 
ſollte er oft auch feine herrſchaftlichen Rechte verlieren; jo jollte er, wenn er 
. nicht zum Sahrgeding Fam, des Zahres feine Zinshühner und Frohnen ein- 
büßen 123); und wenn er die Gemeinde nicht jchirmte, die Rechtshilfe weigerte 
oder das Necht brach, follte man jowol der Zinspflicht1?4) als der Gerichts- 
pflicht!25) gegen ihn ledig fein. Auch nahm man, wenn er fi zur Vornahme 
einer ihm obliegenden Handlung nicht bereit finden ließ, dieje ohne ihn, meift 
mit jombolifcher oder jcheinbarer Wahrung feines Rechtes, vor!?%), Mitunter 
hatte er an den Bußen für die Nebertretung genoßenſchaftlicher Küren nur in 
folhen Fällen Theil, in welchen feine thatjächliche Hilfe bei der Beitreibung 
angerufen warb127). Bezeichnender no für die Ausdehnung der Vertrags” 
auffakung auf das politiihe Gebiet find die Beftimmungen, wonad, wenn 
der Herr das Recht brach, die Vergehungen der Genofen in einem gewißen 
Umfange ftraflos bleiben follten. Sp jollte in der Dieburger Mark, wenn 
der Obermärfer oder einer feiner Beamten das Recht brach oder einem Märfer 
ein Märferding verjagte, die Mark bis zum nächſten ungebotenen Märferding 
offen jein und jede Markbuße fortfallen!2®), Grlaubte der Marfherr fich 


Unrecht pfänben, so sollen die mercker an m. h. des foyd gelt grifen, das ime 
fellet von der marg, u. sollen ime sin pand losen. 

122) Grimm I. 249. 264. 281. V. 67 $ 48—5l. 

123) W. v. Ruſeck v. 1423 b. Grimm I. 171: ber Herr foll zwei Gedinge 
verfünden u. halten. Welichs jars aber die meygen geding u. herpst geding 
nit also gehept wurden, so sound die genossen desselben jars nit gebunden 
sin weder hunr zu geben noch die tagwan zu thund. Ebenfo noch 1526 in 
Treyffen ib. IV. 643 8 1. 

124) Hofr. v. Bonn b. Grimm III 148 $ 29: so synt se schuldich, oeren 
rechten heren oer rechte pacht to betalene, u. anders nit, so veer als hie 
sie bei oerer gerechtigkeit leth u. vor unrecht gewalt beschermet. 

125) Bol. z. B. DW. v. Alzei b. Grimm I 800; W, des Gröver Reiche 
ib. 11. 875. 

126) Bol. oben $ IN. 188 u. $ 14 N. 61; auch bie Fälle ver Scheinerfüllung 
in meiner Schrift, der Humor, ©. 37—40; Grimm, W. III. 837—838: ein 
Wald ift jo freied Eigen dreier Gemeinden, daß, wenn Semand darin zu Tode 
käme, man ihne ohne Weitered begraben Tann, fobald man nur vom oberften Zenber 
deö Orts, und, wenn diefer nicht zur Hand wäre, von dem nächften Baum, da der 
Todte liegt, Erlaubniß gefordert hat. 

127) Sp erhält in Boswil 1343 b. Grimm V. 98 $ 23 u. 24 die Geburfame 
die Bußen für den Bruch aller Ordnungen, welche Keller u. Anwälte mit ihr über 
Holz u. Zeld o. mit ihren Berorbneten über Steg, Weg u. Gräben fegen. Wenn 
aber der Bogt gerufen werden muß, um den Ungehorfamen zu zwingen, erhält 
diefer ein Drittel der Bußen. Aehnlich ib. I. 74; V. 95 u. fonft. 

28) W. v. 1429 b, Grimm IV. 535 $ 8: so stunde die marcke offene 
u. wern auch alle busse abe als lange, bisz daz man ein merckerding hette 
u. die marcke mit iren geboden widder bestellte; $ 13. 
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Marffrevel, jo follten alle gleichartigen Frevel der Märker ftraflos fein 129), 
Brad der Herr einen bejonderen über den Wald gelegten Bann und Frieden, 
fo war der Bann und Friede aud) für die Genofen zu Ende!30) und es trat 
der vor jenem Gebot beitehende Rechtszuſtand wieder ein 13T), 

In Bezug auf die allgemeine Tendenz der Entwidlung in den erwähn- 
ten Mijchverhältnigen ift übrigens zu bemerken, daß jede Genoßenſchaft in 
demjelben Maße, in welchem fie fi Selbitändigfeit und innere Feftigfeit er- 
rang, in fich jelbft das einheitlihe Moment zu ftärfen, ihre Beziehungen zum 
Herrn aber in bloße Rechtöverhältniße zweier für fich beftehender Subjefte ab- 
zufhwächen ſuchte. Die Genoßenſchaften näherten fi daher mehr und mehr 
gefchloßenen politifhen Gemeinwejen mit Eorporativen Rechten und Pflichten 
gegen ihre Herren an, während die größeren Verbände, für welche vielleicht 
ehemald der Herr das Haupt und die Genoßen die Glieder gewejen waren, 
fi mehr und mehr in Einzelbeziehungen jelbjtändiger Herrſchaften und jelb- 
ftändiger Genoßenſchaften auflöften. Geſchah ed doch überall gerade auf Kojten 
der umfaßenderen Verbandseinheiten, daß engere Verbände zuerft ſich zu Ge- 
meinheiten verdichteten und zu Einheiten zufpigten. 

IV. Beſonders ausgeprägt erjcheint der Unterjchied der alten Genoßen⸗ 
ſchaften von geſchloßenen Gemeinweſen im Verhältniß engerer und 
weiterer Verbände. 

Bei der älteſten Gliederung des Volkes war jede engere Geſammtheit in 
ihrer konkreten Erſcheinung Beſtandtheil der umfaßenderen Verbände; ſie war 
daher ſowol in ihrer Einheit wie in ihrer Vielheit Grundlage des politiſchen 
Geſammtbau's, Beides aber war von einander ungeſchieden und unabgegrenzt. 


29) W. v. 1453 b. Grimm I. 524: wer es auch, das die herren o. am- 
mechtlude brechin in der zyt, als das bruche nit usgebin were o. ussgerufen, 
so hetten die markir nit virloren, ob sie auch in derselben zyt brechin; 
ebenfo 1421 ib. 525. W. v. Saspadı ib. 414. W. der. Hohen Mark v. 1401 
ib. III. 483: u. was gebode der walpode uber den walt machet, also sal er 
auch halten; verbrechet er aber, so sal der lantman nit buszen, obe er 
darnach auch verbrechet. Died wird dann im Einzelnen beim Jagen im Wild» 
bann u. beim Holzhauen in der gehegten Mark wiederholt; in andern Fällen foll 
der frevelnde walpode .. als wole buszen als der lantman u. der lantman als 
der walpode. W. v. Kruft ib. 818: bricht u. gilt des herren vihe, so soll 
auch der gemeinden vihe brechen u. gelten; bricht u. gilt des herren vihe 
nit, so soll auch der gemeinden vihe nit brechen u. gelten. 

130) Deffn. v. Malters b. Grimm IV. 379 $ 36: wen och der meiier o. 
vogt den ban brechent, so ist er och dien gnossen allen us, also dz keiner 
nüt buoszet, ob er dz selbe tuot. 

’31) Rekord v. Borne v. 1486 b. Grimm III. 3859: der Herr u. Die Gemeinde 
der 14 Kirchſpiele legen, wenn ed nöthig, den Wald auf 6 oder 3 Jahre in Frieden. 
Bräche aber der Herr dies felbft, so müchten alle die vors. gemeinten wederom 
boschen, als si eerst deden, eer he te vreden gelacht was. 
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Einerſeits daher beſtand das Volk aus Gaugemeinden, die Gaugemeinde aus 
Hundertſchaften, die Hundertſchaft aus Markgemeinden, und überall bildete, 
indem die engere Genoßenſchaft in ihrem Zuſammenhang und ihrer Gliede— 
rung unter ihren beſonderen Vorſtehern im Heer und im Gericht der größeren 
erſchien, der kleinere Organismus ein lebendiges Glied des höheren Drganis- 
mus. Andrerſeits aber war jeder Gemeindegenofe unmittelbar und als Ein- 
zelner zugleich Gent, Gau» und Volksgenoße, die Cent- oder Gauverfamm- 
lung war eine einheitliche Genofengejammtheit, das Volk im Ganzen war 
nicht ein bloßer Bund von Genoßenſchaften, jondern ein einiger Genoßenver— 
band aller freien Männer. Hierin lag offenbar Keim und Möglichkeit jowol 
eirier Staatenfoederafion als eines einheitlichen Staats ald endlich der man— 
nichfachften bundesſtaatlichen Zwiichenbildungen, bei welchen für einige Bezie- _ 
ungen die Einzelnen und für andere die ftaatlic; abgejchlogenen Unterver- 
bände Träger des Gefammtftaats ſind: vorläufig aber war feines von dieſem 
Allen der Fall, da eben in den Gemeinden von jelbit alle Einzelnen und in 
alfen Einzelnen die Gemeinden als Beftandtheile der größeren Gefammtheiten 
mitgedacht wurden und das Dervortreten der einen oder der amdern Voritel- 
lungsweiſe lediglich von der Fonfreten und flüßigen inzelgejtaltung abhieng. 
Seitdem dann die Genoßenſchaften von Herrſchaftsverbänden durchkreuzt, zer⸗ 
theilt und überwölbt wurden, trat aud im Verhältniß von Genoßenſchaften 
zu engeren odet weiteren Herrichaftöverbänden ein ganz analoger Rechtsbau hervor. 

Sobald eine feite Eorporative Bildung eintrat, mußten diefe Zuftände 
fi) mit Nothwendigfeit nach verjchiedenen Richtungen hin klären. Denn jeder 
zur Körperjchaft verdichtete politische Verband mußte in jeinein naturgemäßen 
Streben nad) Geſchloßenheit und Koncentration die Machtſphäre jeiner Ein- 
heit jowol gegen Höhere Einheiten alö gegen engere in ihm enthaltene Ein- 
heiten ficher ftellen und hierbei genau die Grenze firiren, bis zn welder feine 
Glieder noch unmittelbare Träger höherer Verbände und bis zu welcher für 
ihn jelbit noch engere Körperichaften die politifche Grundlage bleiben Eonnten. 
In der That vief diejes Bejtreben eine gewaltige Bewegung hervor, in Folge 
deren überall gejchloßene politische Machteinheiten an die Stelle der Genoßen— 
geſammtheiten und Herrenverbände traten. Städte, Yandesgemeinden, Stände, 
Territorien ſchloßen ſich den höheren Verbänden der Länder und des Reiches 
gegenüber zu politiihen Körpern ab, die möglichſt nur noch als ſolche, nicht 
mehr ald Summen unmittelbar unterworfener Ginzelner fid) im vie Höheren 
Drganismen fügen wollten. Umgekehrt gelmg es oft der ceitralifirenden 
Tendenz diefer neuen jtaatlichen Gebilde, die in ihnen enthaltenen Gemeinden 
und Genoßenſchaften zu bloßen Bezirken und Abtheilungen herabzüdrücken. 
Dazwiichen aber entjtanden mannichfach Fomplicirte Gemeinwejen, deren Ge— 
fammtbau gleichzeitig, nun aber mit bewußter und principieller Grenzbeitim- 
mung, auf den unmittelbaren Verband aller Bürger und auf engere Körper» 
ſchaften gebaut war. 
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Mährend nun aber diefe Bewegung in vollem Fluße war, verharrten 
auch in. diefer Beziehung die ländlichen Verbände in ihrer großen Mehrzahl 
ganz in dem alten ungefonderten Verhältniß. Don wenigen Ausnahmen ab- 
gefehen, gelang ed ihmen micht, ſich nach Art der Städte korporativ gegen die 
böheren politiſchen Mächte abzuſchließen. Andrerfeits war, bevor ſich das 
Herrenrecht zur Obrigkeit umgeftaltet hatte, kein umfaßenderer Gerichts:, Amts- 
oder Landesbezirk ein ungegliederter Unterthanenverband. Ueberall vielmehr 
machten fih mit nnd nebeneinander in Bezug auf das Ganze jowol defjen 
Einheit ald die in ihm enthaltenen genogenjchaftlihen Zuſammenhänge 
geltend. 

Sn den Genten und Landgerichten mithin, welche aus mehreren Dörfern 
oder Marken beitanden, war jeder jelbitändige Dorf- oder Markgenoße zugleich 
unmittelbarer Gent- oder Gerichtsgenoße (Gentmann, Gentwerwandter, Ding- 
mann); die verfammelten Genoßen bildetem auf den Cent- oder Landdingen 
(Senttagen, Zandtagen, Landgerichten) eine einzige „Gemeinde* (die gemeine, 
das gemeine centvolk, das landvolk, das dingvolk, die versammelte ge- 
meine); Gentgraf oder Landrichter und ihre Stellvertreter mit den Gent- oder 
Landihöffen und dem Gentbüttel oder Landknecht jtanden unmittelbar der Gent 
als ſolcher vor!??), Aehnlic verhielt es fi) mit mit den aus mehreren Bauer- 
ſchaften oder Kirchipielen zujammengejeßten ſächſiſchen und frieſiſchen Gogemein- 
den, indem auf dem Goding oder Landgoding unter dem Gogreven alle 
„Goleute", „ver ganze Go“, „das gemeine Land“ zuſammenkamen 199). 
mit den Gemeinden der Landveiten oder Beftgerichte, in welchen alle 
einzelnen Bauern „Veſtgenoßen“ waren!34); mit den Huntſchaftsgemein— 


132) Bol. z. B. die Gentweisthümer v. Yandöberg 6. Grimm I. 470 f.; 
Zwingenberg ib. 477 f.; Pfungftatt 485 f.; Mörfeld 438 f.; Oberanſtatt 455 f.; 
Arheiligen 487 &; Gerau 494 f.; Mechtilhänfen 554 f.; auch ib, 648; Bursla III. 
324 f.; Suntra 325 f.; Hofbibra 390 f.; Kaltenfondheim 570f.; Hayna 581 f. 
(versammelte gemeine); Herrenbreitingen 585 f.; Melrichitädt 890 f.; Trappftädt 
893 f.; Hofbibra 882 f.; Niederroden IV. 542 f. (zentgraf, 14 scheffen, landvolk, 
dinggenesz, lantding); Steinheim 555.5; Neichartöhaufen V. 233 f.; Umſtadt 
237 f. — Gleiches gilt von den Genten, die zugleich Marken waren, wie Sachfen- 
beim, Altenhaslau, Lohr, zur Eiche ib. I. 4525. IU. 410. 530. 563 1. — 

33) Vgl. 3» B. die Goweidthümer des goe tom Ottersberg b. ®rimm IH. 
219 f. (gogreve, schepen, goleute): Eolzhaufen ib. 224 f. (ghoherr u. gemeine 
gholeute); Brodenjen 236 f. (dat gautze land, lande u. lude, der goe); 119f. 
(de sumetliken buren der (10) burseap); Warendorp 121 f. (gemein goding .. 
vor dem gemeynen lande); Rodenfelde 130 f.; Sandweil 1525.; Landgoding 
Wiedenbrüggen 107 f.; Behlen 312. f; Landrecht des Go Eldagſen IV. 659 f.; 
Dildesheim 686 f. (gogreve, landesknecht, dinklude). 

29) Bol. 3. B. Landfefte v. Aldenwile v. 1403 b. Grimm I. 624 f. (judices 
et communitates); Schwelm III. 27. (hogreve, vrone, vestgenote); Hagen 
34 f. (vesting, vestgenote); Benker Heidenrecht 40f. (schulte, vestgenoiten); 
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den 135) u. ſ. w. Nicht anders ferner war es mit allen in voller oder geminderter 
Freiheit verbliebenen und doch nicht zu Landesgemeinweſen verdichteten Gauen 
und entſprechenden Landesbezirken 186), ſowie mit den aus alten Gerichtsgenoßen⸗ 
ſchaften erwachſenen, wenn auch mehr oder minder herrſchaftlich gewordenen Ge- 
richtögemeinden der Land- und Jahrgedinge 17), der Freiengerichte 138), der Graf- 
ſchaften 13°), Diefelbe Erjcheinung aber wiederholte fi) in dem größeren berr- 
Ihaftlihen ISmmunitäts-, Bogtei-, Amts- und Gerichtögebieten, zu welchen 
mehrere börige oder fchußpflichtige Dörfer und Höfe gehörten. Auch hier bil- 
deten alle Bezirkdeingejeßenen unmittelbar eine dem weiteren Bezirk ent- 
iprechende abhängige Genofengefammtheit oder Gemeinde, in Hochgerichten alfo 





Landfefte v. Hattnegge 45 f. (landherr, landschaft, vestgenoten); Hemmendorf 
IV. 654. (vestgericht, gogreve u. rath). 

5) So z. B. dad Huntgedink des Randes Ravengiröburg b. Grimm IL. 174f.; 
dad Honnelgeding ib. 279.; das Hungericht der 7 Dörfer ib. I. 796 f. 

36) Bol, Th. I. 214 f. u. 527 f.; indbefondere über die friefifchen Landes-, 
&o- und Bauergemeinden u. die ſchweizer Thalfchaften vor ihrer Umbildung zu 
Gemeinwefen ib. 219 f. 516 f. u. 521 f. — Auch Sachſſp. III. 61 $ 1; Schwabfp. 
c. 135 u. 358. — Ferner über bag placitum provinciale (landding) Tittmann 
a. a. D. 115—183. — Auch d. Weiöth. des Cröver Reiche b. Grimm II 370— 
334 (neben Grundherr u. Vogt zender, scheffen u. gemeinde des ganzen Reiche); 
bes Landes Breifig ib. 634 f. (hoffner, merkere u. lantmann); des Landes Dreiborn 
(1419) ib. 757—767 (land, herr, landmann, landding); des Landes Blankenburg 
(1457) ib. III. 17—22; die Tiroler Landfprache zu Schlanderd um 1400 ib. 738f.; 
W. des Hattgau ib. V. 500—512. 

9) Vol, 3. B. dad lantgedynge Adendorf v. 1404 b. Grimm I. 650 — 
655 (scultetus, villani et incole comitatus, jurati); das Randgeriht b. Wer- 
nigerode IV. 680f.; im Amte Koldingen ib. 639 f.; die Jahrgedinge ib. II. 799f. 
806 f. 809 f. 819 f. 812 f: annale placitum, scultetus, scabini et communis 
populus, 

se) Bol. 3. B. die Zahrgerichte der Freien zu Winkel unter dem lantgraf 
1417 b. Grimm I. 86—88; die vom freidinkgreven (freygrefen) mit allen freien 
(freileuten) des Bezirkes abgehaltenen freidinge in Volleröheim, Sidte u. Em- 
merfe ib. III. 244f. 245f. IV. 262f.; die Rechte deö freien amtes zu Willisau 
v. 1408 ib. IV. 386f., v. Neuenzelle ib. 496 f. (gnossen), zu Affholtern ib. 391 f. 
(ed verfammeln fich die gnossen im lantgericht der grafschaft unter landgraf u. 
freyen amptman). 

139) Rindlinger, M.B. II,2.78 (1187): in libero placito cometiae suae. 
W. der Graffchaften v. Lags v. 1308 b. Grimm I. 813f.; v. Wied ib. 823 f. 
(schulteissen sambt iren kirspeln u. gemeinen find bie dinckleute- unter dem 
amptman o. Freifchultheiß); v. Dieß I. 577f. u. IV. 581 f. (amptlude, burgman 
u. lantman); II. 758f.; v. Affenheim III. 450 f. (gref u. dorfgraf); v. Werben- 
feld 1431 ib. 657—662 (elich täding mit Pfleger, Richter, Amtleuten u. 72 
Ürtelsfindern); libera baronia v. Richolt ib. 864; grafengericht auf dem Leinen- 
berge IV. 677. 
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eine Hochgerichtögemeinde!4%), in Amtsbezirken eine Amtögemeindei41), in 
Vogteien eine DBogteigemeinde der auf dem Bogtding verfammelten Vogt- 
leute!42), Insbeſondere entfprach daher auch jedem größeren Hofgerichtöver- 
kande ein unmittelbares Genofenfchaftsverhältnig der im Uebrigen zu engeren 
Dörfern, Marken und Höfen gehörigen Gerichtsleute, welche, fei ed nun auf 
Grund gleihmäßiger dinglicher Beziehungen des abgeleiteten Beſitzes 149), ſei 
ed auf Grund gleichmäßiger perjönlicher Eigenfchafts- oder Hörigfeitöverhält- 
niße!44), dur das Band der gemeinjamen Abhängigkeit zu einem Rechts: und 
Gerichtöverbande verfnüpft wurden. 


“) 3. 8. b. Grimm I. 40f. 108 f. 124 f. 132 f. (eidman). 204 f. 
(14 Dörfer). 266 f. 331 f. 487 f. 497 f. (24 scheffen u. ganze gemeinde). 637 f. 
639 f. 643 f. 823 f. IH. 752. IV. 746. 

1) Vgl. 3. B. Deffn. des ©. Blafifchen Waldamtes v. 13883 b. Grimm IV. 
487 f.: im oberften Dinghof fommen auf 2 Gedingen waltlute u. waltprobst des 
ganzen Amtes zufammen; Amt Tannegg ib. I. 273 f.; Amt Mairhofen IIL 685 f.; 
Bergpflege Bubenheim ib. 825 f. (waltpott, heimburger, lantman). 

a) Bol. z. B. W. der Vogtei Berfilon 6. Grimm I. 48—52; der Bogtei 
Burgau ib. 192—202 (ein mit Wißen u. Willen der Vogtleute gewählter Amt- 
mann u. eine Genofenjchaft der vogtlüde); v. Rötzenheim ib. 636 f. (faathherr, 
faathzingel, faathgericht, faahtrecht, 7 faathscheffen, faathschultes, freie faath- 
leute); ®. v. 1468 ib. 38—42 (dad Recht des Gerichtes u. Zwinged v. Wette- 
ſchwil wird feitgeftellt von Vogt u. Gemeinde; Alle über 16 Jahr ſchwören 
dem Vogt, der gewählte Amtmann aber jchwört dem vogt u. den genossen; 
Herbft- u. Maitäding). Vgl. auch III. 383 f. 386 f. IV. 327. 648 f. u. ſ. w. 

3) So z. B. bei den Meierdingen oder meierdingsgerichten aller durd) den 
Befiß von meierdingsgütern dazu berufenen meierdingsleute b. Grimm III. 
240 f. u. 252f.; bei den Hägergerichten (hegersch gericht) der hegerschen leute 
auf ben hegerschen gütern ib. IV. 671. 676 f. 683 f.; bei dem Herrichaftägericht 
zu Loßburg aus 4 Dörfern ib. I. 383 f.; bei dem Heiligengericht Oberampferach ib, 
III. 615 f.; beſonders aber bei den Hubenverbänben der oberrheinifchen Dinghöfe, 
von denen immer eine größere Anzahl durch einen gemeinfamen Oberhof zu einer 
weiteren Gemeinde verbunden zu fein pflegte; vgl. ib. I. 310—380. 423 f. 426 f. 
429 f. 650— 764, bei. 652. 672. 713. 734 f. II. 755. IV. 1f. V. 343. 

1) Sp 3. B. nach dem Engelberger Gofrodel (18. 3.) b. Grimm L 1f. 
bei den Mai u. Herbftdingen für das Amt u. die Höfe des Klofterd im Zürichgau, 
zu welchen Jeder kommen foll, wer zwischen Rüs u. dem Rine des gotzhus 
eigen ist; im 14. 3%. ib. 2—5 die tallüte; ebenfo bei den VBerfammlungen der 
hoflute unter amman u. vogt in der Waldftatt Einfideln ib. 149 f., der waldlüde 
u. gotzhuslute ib. 151—159; bei den dreimaligen landtagen in den Klofterhöfen 
v. Pfäffers ib. 183—187. Bol. ferner W. des Haufes u. Thales Schöne II. 
559—566; des Hofverbandes v. Chiemfjee TIL. 671— 679; der Herrfchaft Uffrteth 
mit 2 Gerichten u. 11 Dörfern V. 492—500. Aud ib. II. 671f.: viri villani 
et incolae universi et singuli dominii et districtus castri in Hardt et Cuchen- 
heim et aliarum villarum attinentium ad easdem. Hierher gehören auch Die 
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Andrerjeits jedoch ftüßte ſich der rechtliche Bau aller dieſer Verbände 
zugleih auf die in ihnen enthaltenen engeren Verbandseinheiten. Die Ein: 
zelnen konnten vor der Gegrifflichen Vollendung des Perjonenbegriffs jo wenig 
nur mit ihrer abitraften Einzelwejenheit als ohne jede Beimifchung des In— 
dividuellen in rechtliche Beziehungen gejegt werden; fie gehörten daher auch) 
den größeren Landes- und Gerichtöverbänden nicht als ungegliederte Maffe, 
jondern mit allen ihren Gliederungen und Zufammenhängen an. Mit der 
Gejammtheit der Einzelnen waren aljo auch die unter ihnen beftehenden enge- 
ren Verbände als Beitandtheile ded größeren Ganzen gejeßt. Dieje engeren 
Verbände ftellten fi den umfaßenderen Organismen gegenüber durchaus ala 
jelbftändige und für fich lebende Organismen dar, indem den weiteren Ge- 
noßenſchaften oder Herrihaften gegenüber jede Genofenjhaft ihren eigenen 
Friedend- und NRechtöfreis!®), ihre eigenen Berfammlungen und Beamten, 
Pflegämter u. umfangreicheren Ehehaftd- u. Pantaidingsgemeinden in Baiern u. 
Defterreich ib. III. 625 f. 679 f. 689 f. u. b. Kaltenbäd. Ebenfo die alle 7 Jahr 
zu Eifenhaufen ftattfindende Gerichtöverjammlung aller eignen Leute des Kandgrafen 
v. Hefien, Grimm IIL 345 f. 347 f. 

15) Vol. 3. B. die friefifche Küre v. 1361 b. Richthofen 110, wonach in 
allem nicht gemeinfam Feftgefegten unaquaque regio gaudebit suis privilegiis et 
constitutionibus specialibus; auh Tb. I. 219f. Zentweisth. zu Melrichftäbt 
v. 15923 b. Grimm II. 893: alle gerechtigkeit, die wir die schopfen heut zu 
recht gesprochen haben, sollen einer Jeden dorfmark an irem alten herkommen 
u. gerechtigkeiten unschedlich sein. Wuterjcyied von des lands und jeder ge- 
meynde altes herkomen im Rheingau ib. I. 539 f., 3. 8. $ 37. Bgl. das aud« 
führliche Weisth. über das Verhältniß des Dorfes Trappftädt zur Gent Könige: 
bofen, in die eö gehört, ib.. III. S93 f.; das beſondere Recht der Dörfer u. Höfe 
im Go Ottersberg ib. 219— 221; der einzelnen Bauerfchaften im Hattgau V. 500f.; 
der vier geschlechter der freien in Sidte III. 245f.; des adel der herschop 
Homburg im Go Brodenfen ib. 239 f. Auch über das Necht mehrerer Genofen- 
ichaften in Einem Hofverbande Th. 1. 219. — Sehr häufig ſchließen fich die ein- 
zelnen Ständeflaffen innerhalb der größeren Gemeinde wieder zu befonderen Rechts 
genoßenfchaften ab; jo weifen die gemeyne scheffen des landz Blankenburg 1457 
. Grimm IH. 17—22, ed gebe bort fünferfei Leute, eyn ycklich bii zyme be- 
bunderen rechte, nämlid) dienstlüde, burgere, eygenlüde, vryen u. vaitlüde, ı. 
nur zu Unrecht u. zu großen Schaden des Landes habe der Amtmann ihr Recht 
unter einander gemengt. Vgl. Landgericht Tauterbach ib. III. 358—370, wo die 
Burgleute, die Stadt mit dem Vogt u. die Zent mit dem Zentgrafen drei bejondere 
Rechts- u. MWehrgenokenfchaften mit eignen Schöffen, alle zujammen aber eine 
Landgerichtögemeinde bilden. — In dem Gericht u. der Vogtei Zülpich find ſowol 
die Rechte des Erzbiſchofs u. Vogts, ald die Gerichtöfompetenz des Schultheißen 
u. der Schöffen aus den einzelnen dazu gehörigen Städten u. ber Honnen u. Ge- 
meinden vom Lande nach räumlichen Bannfreifen verfchieden geftaltet; jo inäbefon- 
dere im burchvrede, im burchbann, im bivanck, in ber bannmeile u, in einem 
bifchöfl. walt; W. v. 1375 u. aus dem 15. 3. ib. 707—715. 
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ihr eigenes mit beitimmter Machtfülle ausgerüftetes Gericht beſaß!6), und 
ebenjo jeder Hofverband jein bejonderes Recht!) und jein von bejonderen 
Hofbeamten geleitetes Hofgericht!“s) hatte. Allein der engere Organidmus 


0) In den Weisth. finden fich 3. B. vielfach Beftimmungen über die Roms» 
petenzgrenze zwifchen dem Gentgericht u. den Dorfgerichten. Vgl. 3. B. W. ber 
Cent zur Eidye b. Grimm III. 553 f., bei. 555: blutige Händel u. harte Belei« 
Digungen gehören an die zente, andere das gehoret uff die dorfgericht u. nit 
an die zente. W. der Cent Bursla ib. 324f.: ober schult richt eyn heym- 
burge. W. der freien Zent Keuchen ib. 457 u. 458: jedes der 16 Dörfer bat 
feineyg gewählten Dorfgreven, u. die dorffigreven mit iren nachgeburen richten 
u, wysen uber das, als ir einer von dem andern odir sust ander lude vor 
dem greven clagen; die Berufung aber von den Dorfgerichten geht an das oberite 
Gericht zu Keuchen, welches der jährlich gewählte oberste greve abhält. Ib. 
893 f.: die gemeindt zue T. haben ann ihren vor alters hergebrachten dorffs- 
mahlen umb schult gehandelt; auch braucht bei verjchiednen Vergeben der Gent 
nicht gerügt zu werben, Weisthümer der Gent u. des Dorfes Kaltenfondheim 
nebeneinander ib. 575 f. u. 580 f.; ebenjo des Hochgerichts u. des Hofgerichts Ahr- 
weiler ib. 643 u. 6465. — Vgl. auch über die befonderen Gerichte der Heimburger 
im Hattgau V. 509 f.; in zwei Bogteien ib. 494 $ 4 u. III. 328. Berner über 
das Hochgericht, die Vogtgerichte der Laten u. die Gerichte der honnen in ben 
6 hontschaften des lantz Kempen I. 764. — Pal. ib. 177 (Immunität eini- 
ger Dörfer vom huntding). — Bisweilen folgen allgemeines Gericht u. Sonder» 
gerichte unmittelbar auf einander; im Dinghof Efringen ib. I. 325: nach aller 
ofinung sol man den lüten gebietten, dz sie zeman gangin von jeglichem dorf 
sundrig u. Ofinen u, huld tun u. umb genossami ; ib. 606: die Gemeinden Weinähr 
u. Winden halten zuerst jede über ihre Sondermark ihr eignes Nügegericht u. treten 
fodann zum Märferding ded ganzen Kirchipield zujammen. — Vgl. auch oben 
Note 2. 

7, W. des Bornbeimer Bergd v. 1303 b. Grimm III. 483 $ 1, 3, 4: dem 
lantrecht der grafschaft fteht deö einzelnen hofes recht gegenüber. 1403 ib. I. 
624 f.: judicium quod dieitur landfeste; .. non habent ipsi judices et com- 
munitates judicare, decernere seu declarare super vasallos et castrenses 
domini et eccl. suae Col. W. v. Harbt v. 1378 ib. II. 671 f.: salvis juribus 
dominorum feudalium dictorum lehnherrn, .. qui tamen nihil praecipere 
possunt ibidem (in ihren Höfen) contra praecepta vel jura domini arch, et 
suorum officiatorum aut eccl. Col. 

4) So wurden im Gröver Reich ein Buding, 3 Vogtdinge u. 3 Lehnberrn- 
Dinge gehalten, die im Bezirk Dinghöfe befipenden Gotteshäujer aber Fonnten bar- 
über eigne Dingvögte jegen u. Hofgedinge darin halten, fofern fie nur nicht in 
die höheren Gerichte eingriffen; Grimm IT. 370 f., bei. 374. 1496 ib, 406—410: 
die Zunter haben etliche untergericht in dem landgericht .. uf irem eigen- 
thum, aber das Randgericht zu Crombach ift ihr Oberhof. Ib. Il. 650—655: bie 
Höfer im Landgeding Adendorf haben bejondere hoiffgedinge, find aber gleichzeitig 
im landgedinge pflichtig. 1. 273—233: außer den beiden Sahrgerichten ded Amts 
Tannegg Hält man nah S. 274 Hofgerichte in den Keluhöfen nach der höff 
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war als eine bloße Zufammenfaßungsform feiner Glieder immer zugleich im 
weiteren Organismus enthalten und konnte daher je nach den Umftänden auch 
für die Zwede des Ießteren verwandt werden. So zogen denn in der That 
ganz wie in alter Zeit die Dorf- und Bauerfchaften, die Marf- und Hofge- 
gemeinden als gegliederte Genofengefammtheiten unter ihren Borftehern dem 
höheren Heered- oder Gerichtdaufgebot zu und blieben enger verbundene Ein- 
beiten in Heer und Geriht1#). Auch hatten in gewißem Umfange die Vor- 
jteher der Einzelgemeinden in ihren Bezirken zugleich die Intereffen des höhe. 
ren Verbandes zu vertreten, 3. B. deſſen Gericht anzuſagen 180), das Aufgebot 
zu gegenfeitiger Waffenhilfe zu erlaßen 161), die Bußen einzuziehen 162), jo daß 
mit Rückſicht hierauf auch eine Mitwirkung der höheren Gewalten bei ihrer 
Mahl oder doch die Leitung und Anordnung der im Uebrigen freien Dorf- 
vorjteherwahl durch ben Centgrafen 168) vorkommen konnte. Und umgekehrt 


recht. Breifig ib. IL 634 f.: der Markrichter hält dad Märkerding, der Baumeifter 
der Webtiffin Zahrgeding, der Schultheiß 3 wissighdinge mit ihren hofhörigen 
Leuten. Dürkheim ib. I. 783 f.: allgemeine Jahrdinge u. befondere Hubhofädinge. 

149) Bol. 3. B. Grimm II. 107—111: im gemeinen werf des landgoding 
Wiedenbrugge verfammeln fi unter dem gorichter alle Kirchfpiele u. Burfchaften 
jede mit ihrem burrichter. Ib. 359 u. 367: alle Burgmannen, Bürger u. Rand» 
leute der Landſchaft Lauterbach find folgepflichtig; die burgkludte suldin vorhyne 
zcegen, darnach der vohit mit der stat, u. darnach der zcentgraff mit 
der zcent. 

150) W. des freien Gerichtd Keuchen b. Grimm III. 459: auch wan isz noit 
were, ein gespreche um des gerichts noit zu han, so sulde der oberste greve 
daz den andern greven virkünden u. iz dann die dorfigreven ir iglicher 
sinen nachgeburen verkünden. 

») Grimm III. 554: ob ein dorff, das in die egen. zent (zur Eiche) ge- 
hörte, iehts anginge, die sollen iren heymbergen senden zu dem nehsten 
dorff dabey, befjen Heimburger wieder an den nächſten u. fo fort; vgl. 556: 
wurden die von W. von der zente gemant, so sollen sie ine beholfen sein; 
also solle auch die zente ine hinwieder on geverde; auch foll feine Gemeinde 
Bannholz u. unzeitige Bannweide machen, wenn fie aber nach der Ernte ihre alther- 
kömmliche Weide in Bann legt, dies dem Heimbergen des Nachbardorfd und fo ein 
Dorf ed immer dem andern anzeigen. 

152) W. v. 1473 b. Grimm I. 554: der im Centding Ausbleibende aud einem 
der 11 Dörfer fol die buesze dem schulteissen in dem dorf, da er gesessen 
were, liefern. 

53) So im freien Gericht Keuchen b. Grimm III. 459: wan der nuwe 
oberste greve gekoren wirt, so bevylhet er dan den nachgeburen in ydem 
dorffe, daz sie iren dorffgreven auch kiesen uff den eyt, der sie dunkte der 
redlichste u. beste darzu sin; es kann aud ein Lehnmann ohne eigned Gut im 
Gerichte fein. Der oberfte Greve felbft dagegen wird jährlich durch 7 Kiefer, bie 
der bisherige oberfte Greve bei Aufgabe des obersten grevenampts aus ben 
Nittern, dann aus den Nitterögenofen, nöthigenfalld aus Pröpften u. Paftoren, 
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galten die Gemeindevorfteher bei dem höheren Verbande als die rechtmäßigen 
und namentlich gerichtlichen Vertreter ihrer Gemeinden !°4) und follten in ihrem 
Namen ſprechen und rügen!®) Sa von bier aus verengte fih an manchen 
Orten die Verfaßung dahin, daß in der höheren Gerichtöverfammlung nur 
noch die Vorfteher der engeren Gemeinden zu erjcheinen oder doch ausjchlieh- 
lich das Recht zu weifen und eine Stimme zu führen hatten 15%), Und wenn 
das Gericht mit Urtelöfindern, Schöffen oder fonftigen Vertretern der Gefammt- 
beit befegt ward, jo machte fi auch hierbei oft die Gliederung des Gerichts- 
bezirfes nad) Dörfern und Höfen geltend, indem die Gerichtöbeifiger nach be- 
ftimmten Verhältnißzahlen won den engeren Gemeinden abgeorbnet oder doch 
aus ihnen genommen werben follten 157). 





legtenfalld aber aus dem gemeinen Volk ernennt, geforen; er muß ein im Gericht 
anfäßiger Ritter o. Ritterögenoß fein, ſchwört dem gerichte u. darf das Jahr 
lang weber eined Herren Rath fein, noch eigne Fehden haben; Tb. 458. 

154) Bol. unten $ 18. Bornheimer Landr. $ 12 6. Grimm III. 485. W. des 
Hattgau ib. V. 509 f. $ 6 (der heimburger jeder bauerschaft foll deren Gemäß 
im Randgericht eichen laßen). 

‚) An ſich find die Dörfer felbft rügepflichtig; ngl. 3. B. Grimm III, 
852: zentpflichtige dorffer sind schuldig, die vier ruge an die zent zu bringen; 
ib. 485: „die dorfe* follen im Randgericht rügen, daz den dorfern schadelich 
ist u. auch den Zuden u. alliz daz, daz des koneges reht gedrucken mag. 
Sie werden aber hierbei durch ihre Vorfteher vertreten; 3. B. in Lidberg 1369 ib. 
IV. 759 durch die hünnen; im andgericht des hochgrefen und ber bawern zu 
Wernigerode ib. 680 durch die bawernmeister der 10 Dörfer, welche auf den Ruf 
der rüffer nach einander vortreten und rügen was rügbar ift; in den Zent Umftadt 
1455 ib. V. 237 $ 4 durch die heimburger, in Altenhaslau Il, 412 ebenjo; in 
Trappſtädt ib. 893 durch die dorfismeister. 

56) So wird das Hochgericht Bruch befegt mit den 9 Zendern der 9 Dörfer, 
Grimm II. 331f.; das Gericht Pelleng mit den 24 Heimburgern ib. 487 f.; das 
Honnelgeding Euren mit schulteis, scheffen u. zender der statt Trier und ben 
Zendern v. 9 Dörfern ib. 279 f.; das Vogtding Lauenftein mit 5 Räthen v. 5 
Flecken u. aller dorfer bauermeisters ib. IV. 648 —654; dad Hochgericht Bern- 
caftel mit den Zendern der 18 Ortfchaften unter amtmann, landzender, oberzender, 
aber noch unter Betheiligung deöd gemein man o. dingvolk ib. 755 —764. In 
der Bergpflege Bubenheim follten i. 3. 1556 nur noch die 12 Heimburger erjcheinen 
u. unter bem Waldboten das Recht des Landmanns weifen, ib. III. 825 f.; in ber 
Grafſchaft Rietberg find die ganzen Gemeinden verfammelt, aber nur ihre Vorfteher 
weifen dad Landrecht, ib. 103—107. Bol. 1874 ib. II. 266 f.: die 5 Dörfer, und 
jwar centner u. gemeinde, find das Hochgericht schuldig zu besitzen, aber nur 
die Gentner wählen den Richter. Ib, IH. 122: im Gaugericht Warendorp weiſen 
burrichter und gemeyne buren zufammen das Recht, die Brüchte jedes Burrichters 
aber ift doppelt fo hoch wie die eined Buren. Vgl. ib. 131 $ 3. 

157) So ſollen in der Cent zur Eiche b. Grimm III. 556 außer den Schöffen 
mit jedem berfelben 2 Männer uf die zente gehen auss dem dorfi, darinn er 
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B. Dieje Vorftellungen, welche alles politische Recht an fichtbare Herrn 
oder fihtbare Geſammtheiten Enüpften, find auf dem Lande erft jpät und un- 
vollfommen den abſtrakten Begriffen obrigfeitliher oder gemeinheitlicher Ge- 
walt gewicen. 

1. Eine Umbildung der Gemeindegenoßenichaft zur Körperihaft, wie 
die Städte fie vollzogen haben, erfolgte auf dem Lande nur vereinzelt und 
erſt nach ſtädtiſchem Vorbild, Wo ed aber geſchah, wurde nicht nur ein Theil 
des gemeinjamen Vermögensrechts, jondern vor Allem das die Einzelnen über- 
ragende pelitiihe Geſammtrecht in die Einheitsjphäre der forporativen Per- 
jönlichfeit erhoben. Damit wurde das Dorf, die Mark, das Amt oder das 
Laud gleih der Stadt zu einem ftaatlihen Gemeinwejen, weldes, 
mochte ed nun einem jelbjtändigen Eleinen Landesſtaat oder einer abhängigen 
politifchen Bezirfö- oder Ortsgemeinde ähnlicher jein, jedenfalls mit einer ibm 
jelber eutjtammenden politifhen Geſammtperſönlichkeit begabt war. 
Wie diefer Vorgang fih vollzog und welche Folgen er für die Anbahnung 
aller jener Wandlungen und Sonderungen hatte, die vor tem Eintritt des 
Staatögedankens in das Leben unmöglich find, wird jpäter noch angedeutet 
werden ($$ 33 und 34). Hier ſei nur auf die Äußere Ericheinungsform einer 
Umbildung hingewiejen, die in ihrer Vereinzelung das, was überall vor und 
meift neben ihr lag, durch den Gegenſatz in noch Elareres Licht jtellt. 

Nur ſpät und unvollfommen treten und bei einzelnen Dörfern Anfäße 
zur Umbildung der Derfmarfgemeinde in ein politiihes Dorfgemeinwejen ent» 
gegen. Wo fich aber jeit dem 144ten Jahrhundert eine ſolche Entwicklung 
zeigt, da wird mehr und mehr „das Dorf‘, wie es im Vermögensrecht als 
berechtigt und verpflichtet genannt wirb 198), jo auch ald das einheitliche Sub- 
jeft politijher Rechte bezeichnet und der Summe der Dorfgenofen gegenüber. 
geftellt 17%). Allerdings kann auch hierbei entweder nur die räumfich-dingliche 


gesessen ist. In den Ehehaftgerichten p. Oberampferach ſoll der ältefte Heiligen- 
pfleger Richter fein, die andern beiden Deiligenpfleger jollen als Beifiger fungiren, 
außer ihnen aber folen 10 Männer urtheil helffen sprechen, von denen jeder 
von den 5 Zleden des Gerichts je 2 mählt; ib. III. 615. (15 3). Dal. ib. 227 
$ 10: das Recht des Goherrn wird von 10 Männern, je einem aus jedem Dorf 
im Go, erfragt. Bol. ib. 893: das Dorf gibt einen Schöffen an die Cent; aud 
579 u. 890 f. Ib. II. 759: die huntschaf v. C. ind die huntschaf v. R. die 
gievent samen einen schefien an die griffliche banc. So werben auch die Ober- 
böfe bisweilen durch je 2 der ältejten Huber aus den einzelnen Dinghöfen gebildet 
(1. 713), o. durd) die 15 meiger aus 15 dinckhofen (ib. 652) o. ähnlich (ib, 
734); die Zahrgedinge im Oberhof Tholey aber werben, während den Oberhof jelbjt 
nur die 7 Hoficheffen v. Tholey bilden, von 52 Scheffen, Hoficheffen wie Land- 
icheffen, beſeßen, von denen 7 Orte je 7 und einer 8 entſandt haben, 1450 ib. 
Iıl, 755—766. 

158) Bal. oben, bei. 8 HM. 128; $ 15 N. 17. 40. 49. 68 u. j. w. 

), Es heist, das dorf habe Fehden, Feindſchaften, Streitigkeiten, Grimm 
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Rechtsſphäre der Dorfmark vorgejtellt oder die zu diejer gehörige Genoßenge— 
jammtheit gemeint ſein 160)3, Wenn aber ein folder Sprachgebrauch fich feftigt 
und vielfach wiederholt; wenn von einer Ehre ded Dorfes und von der Für- 
forge der gewählten Vorſtände für des Dorfes Ehre und Nußen die Rebe 
ift161) und der öffentliche Vortheil des Dorfes zur Richtſchnur für die Ver— 
wendung des Dorfvermögend gemacht wird!62); wenn gerade bei den Dörfern 
der freien Landſchaften 168), bei den mit Städten in Verbindung tretenden 
Dörfern 164), jowie da, wo die Dorfverfaßung in die Fleckenverfaßung über- 





I. 600 (oben NR. 1) u. IV. 522; jeder flecken u. dorf ordne felbft jeine Ange- 
legenheiten, ib. I. 539 u. IV. 572 $ 1 (oben R. 2); man richte des dorfes noth 
aus, ib. I. 789. IIL. 495 $ 16. 554. Das dorf bat macht zu buszen, Ill. 
474 $ 6; daz daz dorf in ban hat gelegit, IV. 522 85; ed wird von der 
dörfer wegen Gericht gehalten, III. 474 $ 2 (oben NR. 19). In einem größeren 
Bezirk hat jedes dorf eine wahlstimme, III. 415 $ 2; dad Gericht zu befigen, 
Tl. 266 f. (oben N. 156); Schöffen an die Banf zu geben, III. 893 (N. 157); 
zu rügen, III. 485 8 3 u. 882 (N. 155); die dörfer fommen überein, IV. 313. 
Das dorf ſetzt Beamte, J. 263 (N. 67); ift ihr Machtgeber, I. 137, 582, 403 
(N. 35 u. 68); lohnt fie, IV. 140; fie Handeln von wegen des dorfs V. 549 
8 5 (N. 10). 

160) Vol. über dad Erftere oben $ 6; über dad Zweite ib. ©. 121—122, bef. 
die Stellen, welche von einem „gemeinen“ o. „ganzen“ Dorfe reden in N. 142, 
u. die Stellen, wo auf das „Dorf* der Plural folgt, in gs AN. 3 u. oben N. 151, 

161) W. v. Bliggendtorf v. 1381 b. Grimm IV. 365 $ 3: die jährlich ge- 
wählten Vierer follen des dorfs eer u. nutz geloben u. sweren. Ebenſo 1348 ib, 
332 $ 7 u. 9 n. 385 $ 41, wo bie Vierer bannen u. entbannen, wenn es fie be- 
biinft, das es dem dorf nutz u. er sy. Ib. 395 $ 15: ein herre sol ouch 4 setzen 
die die gebursami erwelt, u. sönd die des dorfes nutz u. er behalten u. das 
schweren. Pratteln ib. V. 56 $ 3: die des dorfes ere sweren u. haltent. Vgl. 
auch oben N. 41. 

162) Bol, oben $ 15 N. 40 u. 49. Deffn. v. Kölliton (Anf. d. 15.3.) b. 
Grimm V. 68 $ 57: wär daz die gotzhuslät u. die huober zuo des dorfs ze 
K. ere, gemeinem frommen u. schinbarem nutzen etwas bedörftend o. schaffen 
wöllten, das können fie mit des Propftes u. Vogtes Genehmigung uszer dem ge- 
meinwerk tuon u. ustragen; dies fteht in beutlichem Gegenfaß zu ben ib. $ 53—56 
gewiefenen Sondergenußrechten der Einzelnen am Gemeinwerf, 

183) So find die Stellen in N. 161 u. 162 aus ſchweizer Deffnungen. In 
Friesland wird z. B. in dem Deichrecht der 3 Hemmen v. 1453 b. Richthofen 
504 f. jedem hem (d. i. Dorf) Autonomie über Deiche und Siele, das Recht ber 
Deichichau, eine befondere Lieferungspflicht für Die Deiche zugeichrieben, $ 1 u. 6—7; 
vgl. bef. $ 1: dat elck hem scel riochta in syn hem. Doch ijt in den friefifchen 
u. niederfächfiichen Landesgemeinden meift erft beim Kirchipiel oder dem entiprechen- 
den Berbande die politifche Gefammtperfönlichkeit deutlich erkennbar, während die 
Bauerfchaft, Dorfgemeinde, Bauernmeente oder hemmerik im Wefentlichen eine 
Marktgemeinde alter Art bleibt. 

164) Vol. unten $ 26 u. 28. 

IL, 29 


450 Genoßenfhaft und Geſammtrecht. 


geht 166), am entjchiedenften das Dorf perfonificirt wird; wenn endlich dem 
veränderten Sprachgebrauch eine thatjächliche Umbildung der politifchen Ge- 
meindeverfahung im Sinne der Ratheverfafung, des Ortsbürgerrechts und bes 
öffentlichen Nechts parallel Täuft?6%): jo ift in diefem Allen eine Annäherung 
an den Begriff eines örtlichen Gemeinwejens mit eigner politifcher Gejammt- 
perjönlichkeit nicht zu verfennen. 

Auch größere Marken vollzogen mitunter die Anfänge forporativer Kon» 
centration und ed wurde dann „die Mark“ im Sinne eines politifchen Mark- 
gemeinwejens als das Subjekt öffentlichrechtlicher Befugniße bezeichnet 167). 
Dod blieben dies noch mehr als bei den Dörfern bloße Anfänge, zumal fie 
in eine Zeit fielen, in welcher die Bedeutung diefer Marken mehr und mehr 
auf das DBermögensrecht beſchränkt ward168), Anders war ed nur da, wo der 
Markverband mit einem größeren Gerichtd- und Landesverband zufammen- 


fiel 169), 


165) Bol. z.B. W. v. Küffenberg 1497 b. Grimm V. 221 $ 26—28. 

’e0) Bol. Th. I. 629 u. 632; unten $ 18 u. 34. 

10?) So fchwören 1485 in Altenftadt der geforne Ober- und Untermärfermeifter, 
1401 in der Oberurjeler M. der Märfermeifter, u. in Münder der Holzgraf „der 
mark“, ihr Recht zu wahren u. ihr getreulich vorzuftehen, Grimm I. 454. 489, 
111. 298. gl. ib. V. 317 u. 319: der mark recht u. rüge neben der mark- 
waltpot sein herlichkeit. Das Märferding wird umb hege u. nutzbarkeit 
willen der marken gehalten, jo oft ed der mark noth thut, 1480 ib. I. 449 u. 
1429 IV. 534. Es wird von der mark wegin geboten, I. 514 (oben N. 19), 
von der Darf wegen u. an bie Mark gebüht, V. 303 $ 9 u. 12 (No. 20); 249 
f. $ 18, 22, 23 u. 24; die Schüßen follen der mark verbundlich u. gehorsamb 
sein, 1. 583. — Daß hierbei indeß nicht nothwendig die Mark ald juriftifche Perfon 
gemeint zu fein braucht, zeigt das W. des Büdingers Reichswaldes v. 1380 ib. I. 
426 f., wo ganz Aenliched von dem „Walde“ ausgefagt wird; 3. B. ©. 426: der 
Forftmeifter forge, daß dem herrn recht geschehe u, dem walde sin ere blibe; 
430: die Förfter pfänden von waldes wegen; fie haben ein Förfterding umb des 
waldis not; es hat der walt dye friheit von des richs wegen. — Bgl. aud 
Th. I. 632. 

8) Seit dem 16. Jahrh. finden ſich in einzelnen Marköweisth. Anklänge an 
Namen u. Begriff der römifchrechtlichen universitas; 3. B. 1500 b. Grimm II. 
143: von der gemeinheit wegen der Letter buren u. der Letter marke; 1549 
ip. 114; 1608 ib. 139 f. $ 3, 4 n. 6; auch die Beftimmungen über Verwendung 
der Markbußen ib. 140 8 10 u. 1575 ib. 172 $ 8, 11—14 u. 21. 

‚0, So in Altenhadlau nah dem W. v. 1354 u. 1461 b. Grimm II. 
410-418: ber gewählte Gentgraf foll dem gerichte, dem lande u. der mark nutz 
u. gut (411), der mark getreue (415 $ 2) fein u. geloben, ein rechter richter 
zu seyn dem armen u, reichen u. der mark getreu zu sein; aber auch alle 
merker ſollen dem gericht u. der mark getreulich beholfen seyn zu allen ihren 
rechten (412). Ganz ähnlich in Selbold 1366 ib. 418—422, wo der gewählte 
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Nicht felten verdichteten ſich auch Kirchſpiele, Aemter oder Gerichte 
zu forporativen Bezirföverbänden und man ſchrieb dann dem Kirchipiel, dem 
Amt, dem Gericht, der Pflege, dem Thal, der Gent, dem Go, der Graffchaft 
u. j. w. politifche Rechtsjubjektivität zu170), Am entjchiedenften trat dies bei 
den zu politiihen Bezirksgemeinweien von oft weitgehenter Selbftändigfeit 
umgebildeten Unterverbänden hervor, in welche die freien Randesgemeinwejen 
am Meer und im Gebirge zerfielen 171), 

Bor Allem endlich entwicelten diejenigen Länder, welche fi) durch kor— 
porative Abjchliegung und Umgeftaltung der ihnen entfprechenden Genofen- 
verbände zu ftaatlichen Landesgemeinweſen erhoben, eine ſtaats- und völfer- 
rechtliche Perſönlichkeit. An Stelle der finnlih wahrnehmbaren Genofenge- 
jammtheit wurde dann auch hier das Land, das Thal oder die Waldftatt als 
Das eigentliche Subjekt der öffentlichen Gewalt betrachtet und benannt, An- 
fünge einer folden Entwicklung begegnen uns im verfchiedenen Gegenden 
Deutſchlands und zwar nicht nur in freien, fondern auch in landesherrlichen 


Eingrefe der marke u. dem lande nutze u. gut fein u. ſchwören foll, der marcke 
truwe u. holt tzu sin u. der marke truwelich tzu huden. 

” Bol. Th. I 528 -529 u. über die Landftandfchaft von Aemtern, Thälern 
u. Gerichten u. f. w. ib. ©. 540 N. 21—26. Grimm I. 607: gantzen Kirch- 
spiels ungnad u. straffe. IV, 705: na wilkör eines karspels. III. 636: Hin- 
richtung von . . des lants .. wegen. Ib. 555 u. 882: die zent mahnt, hilft, 
richtet. I. 479: dieser centh zu ehreu u. nutzen. 452: Eid der zent gethan. 
V. 270 $ 27. 

1) So find im Lande Ditmarfhen die kerspele (parochiae) u. die zwifchen 
dieſen u. dem Lande ftehenden döfte felbitändige Gemeinwefen mit eigner ftnats- 
rechtlicher Perſönlichkeit, handhaben als ſolche den Frieden u. das Blutgericht, üben 
eine Zwangögewalt gegen die Geſchlechter und ſchließen politiiche Verträge ab; vgl, 
Urf. 0.1281 b. Lappenberg, Hamb. Urkb. I. 650: si vero aliqua parochia ad 
resistendum violatori insufliciens fuerit, illam manu valida tenebimur 
unanimiter adjuvare (die universitas des Landes); Dazu 2 Urf. v. 1236 ib. 679; 
Urk. 6. Nitzſch, Jahrb. f. Landesk. der Herz. Sch. Holft. u. Lauenb. III. 124: 
offte der jenich döft edder kerspel den vrede allene to der hand twinge; 
vgl. ib, 124—128. — Bol. über die Kirchipiele auf Fehmarn Hanfjen 82 f. — 
Ueber die Zufammenkunft von 3 Kirchipielen des Landes Hadeln, wozu die gemein- 
heit jedes Kirchfpield Abgeordnete jendet und bevollmädtigt, u. ihre gemeinfamen 
Beichlühe v. J. 1489 Grimm, W. IV. 708. — Ueber das Berfammlungsrecht 
u. die Autonomie jedes Kirchipield u. jedes Dingfpiels oben N, 2. — Mitwir: 
fung der Kirchfpiele bei der Feftftelung u. Befiegelung des Wefterwolder Landr. 
b. Richthofen 278. — Ebenſo kommt den einzelnen frieftfchen deelen politifche 
Perſönlichkeit zu; vgl. ib. 510 f. 513: user deelis sighel; 478 f. 471: met da 
mena delis. sighele ; auch ben nordfriefiichen Aarden, ib. 550 u. 578 f.; o. allge» 
mein den distrietus, ib. 109 nr.3. — Ueber die fchweizer. Kirchfpiele, Werten, 


Biertel, Tagwen, Rhoden u. f. w. Th. I. 519 N. 15. 
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und vogteilihen Landeögemeinden, jofern nur den lehteren die forporative Ab- 
ſchließung gegen das Herrenrecht im Bereich der eignen politischen Machtſphäre 
gelang. So in gewißem Grabe jelbit jchon im Landrecht der Grafihaft zum 
Bornheimer Berg von 1303172), jo zum Theil im Rheingau???) und in den 
Gerichten der Wetterau!“4), jo um Bieled deutlicher in den Landesverbänden 
von Kempen, Huxori, Ravengiröberg, Dornftetten, Delbrück u. ſ. m. 175), 
Demfelben Gedanken in weit volllommenerer Ausprägung giebt die merfwür- 
dige Verfaßung des Schwarzwald Ausdrud, welde durch eine freie Einung 
Eonftituirt ward 17%), Mehr oder minder beftimmt nahmen die Natur der- 


172) Daffelbe (b. Böhmer IL 355 f. u. Grimm III. 355 f.) ericheint freilich 
im Wefentlichen nur ald das Weisthum einer alten Gaugenoßenſchaft über die Rechte 
der Fönigl. Amtleute u. Richter, der berrichaftlichen VBögte, der Grundherrn und 
Landfiedel im Gaubezirf, Aber ed werden doch bie im lantgericht ihr lantreht 
weijenden lantlude ($ 5) der öffentlichen und berrjchaftlichen Gewalt gegenüber zur 
geichloßenen Einheit ded Landes o. der Grafjchaft zufammengefaßt. So ift die 
grashaft dem Könige u. der Stadt Frankfurt Friegädienftpflichtig u. letztere fol 
dafür daz lant .. befreden u. beschirmen ($ 11); bie cingrefen haben deme 
lande gesworen ($ 12); dem Könige ift fein Dorf, fein Gut u. Fein Mann zu 
Sonderdienft verbunden, jondern waz man deme konge dienen sal, daz sal daz 
land gemeinliche dun. 

23) Bel, nach dein Rheingauer Landw. v. 1324 b. Grimm I. 534 f. u. IV. 
352 f. Hier wird der Ringaw o. das land als felbftändiges Gemeinmwefen dem 
Erzb. dv. Mainz entgegengeftellt u. fchuldet diefem ald dem obersten herrn u. faut 
nur bejtimmte Waffen. u. Dienftpflichten, als im das land gedeilet hat. Durch 
Einzug wird man burger in dem Ringkauwe u. muß der Glode u. dem Banner 
des Gaues folgen und ihn gegen jeden Angriff ſchützen. — Auch nad dem Landr. 
ib. I. 539—544 hat das land Schöffen zu feßen u. diefe nebft Schultheiß, Unter- 
ſchultheiß u. Landrath find Beamte des Landes ($ 15 u. 27); die gemein lant- 
schaft des Ringaues hat die Koften der drei landtage zu tragen, auf welchen des 
bischofis amptman mit dem lant zu Ringau dinget ($ 30); nur um wiszlich 
noit des lantsz werden die Tandleute zum Heer aufgeboten ($ 31); die lant- 
schaft ader gemeyn kann allein zu Brüchten verurtheilen u. empfängt % ber 
ſelben ($ 32). 

. Bol. Wippermann, 3. f. D. R.XVI. 1f. bei. 70 f.; Thudich um, 
R. ©. d. der Wetterau. 

115) Bol. Th. I. 528 N. 54—59. 

6) Grimm V. 225—223 (aud Mone X. 380-883) v. 1484: disz sind 
unser des gemeinen Swarzwalds friheiten, rechtungen, alt herkomen, gewon- 
heiten u. ordnungen, so wir die waltluot loblichen herbracht han. Jeder 
über 14 Jahr ſchwört nicht nur dem Landesfürften ($ 1), fondern auch gemeinem 
and treue u. warheit, iren nutz u. fromen zue furdern, iren schaden zu 
wenden u. den einung zue halten ($ 2). Diefer einung ift von Allen aufgefegt 
u. beſchworen ($ 17) u. foll ebenfo von Jedem beſchworen werden, der neu in 
den einung zieht u. nad; alter Sapung aufgenommen wird ($ 20). Seber 
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artiger kleiner Landeögemeinweien auch einzelne abhängige Thäler an, welche 
eine Rathsverfaßung oder eine ſich einer jolhen nähernte Geſchworenen- oder 
Shöffenverfagung hatten77). Zum vollen Durchbruch endlih kam das ftaat- 
Einungsgenoß fol im Lande Recht nehmen ($ 18), muß das Land vertheibdigen 
($ 19) u. hat Allınendrechte (3 21—23). Der Landesfürft hat zur Aufrechthaltung 
feiner Gerechtfame Amtleute u. Vögte im Lande (8 3), von denen ber Waldvogt 
Hauptmann im Kriege u. oberjter Richter ift ($ 14 u. 18). Für feine inneren 
Angelegenheiten aber wählt dad Land völlig frei am ©. Georgentage jährlich Einungs- 
meifter u. Räthe ($ 5), welche dem gemeinen Rande jchwören ($ 8), jein Recht 
weijen ($ 4) u. zur Berathung nad) Belieben mit o. ohne Waldvogt u. Amtmann 
fo oft fie wollen zufammentommen können ($ 7). Dagegen barf ber Waldvogt 
nicht, ohne ſich vorher mit den nächften Einungsmeiftern berathen zu haben, Tag 
fegen ($ 13), muß dem gemeinen Rande Treue, Nuß, Frommen u. Anfrehthaltung 
feiner Rechte ſchwören ($ 8), darf Niemand ôn die einungsmeister u, die andern 
vom land von ber letzin (Randwehr) geben laßen, u. foll abberufen werden, wenn 
er dies bricht ($ 16). 

17) Bol. 3. DB. das Thalrecht v. Schönau u. Todtnau v. 1321 b. Grimm 
IV. 500—503 (Mone I. 201f.). Dem Gotteshaus v. S. Blaften u. feinem Amt- 
mann einerfeitd, bem Vogt u. feinen Unterpögten anbrerfeits ftehen „die Thalleute 
gemeinlich” als eine Thalgenoßenfchaft mit eigenthümlicher Rathsverfaßung gegen- 
über. Der Rath, den ain talmenige sezzet u. erkuset u. der dann dem Gotteö- 
haus, dem Bogt u. den Thallenten ſchwört ($ 15), foll in jedes Gebot des Vogts 
($ 16) u. die Beftellung von Unternögten ($ 14) u. Weibeln ($ 26) zu willigen 
haben; er hat aber auch jelbftändig Einungen zu feßen, an denen dann der Vogt 
feinen Theil bat ($ 19), 3. B. über das Waffentragen ($ 21); swenne och daz 
tale ane rait ist, so sint ellu gebote us ($ 20). Im Mebrigen gilt im Verhält— 
niß zum Klofter das gewöhnliche Recht einer Grundherrfchaft ($ 1—12) u. im 
Verhältniß zum Vogt das gewöhnliche Recht einer Vogtei (Befugniße des Vogts in 
8 13, Abgaben $ 22, Dienfte $ 23, Schirmpflicht $ 24). — In eigenthümlicyer 
Weife find zu Münfter im Elſaß Stadt u. Thal zu Einem Gemeinwefen verbun. 
ben, bad als „der vogt, der rathe u. die gemeinde der statt u. des thals“ mit 
bem Klofter verhandelt, vor der Huldigung einen Eid des Abts, der statt u. dem 
thale ihr Recht zu halten, verlangt u. den Nechtsbrief mit dem Giegel der Stabt 
u. bed Thales verfieht; Urk. v. 1339 ib. IV. 183-—192, bef. 191. — Aus fpäterer 
Zeit gehört hierher das aus drei Marken beftehende Thal Ebernburg, deſſen Ge- 
meinde drei echte Dinge hält, % der Markbußen, andere Strafgelder u. eine Wein- 
ſchankſteuer bezieht u. in eignem Namen über Grenzirrungen richtet; der an Stelle 
einer verbrannten Urf. darüber ausgefertigte Freibrief v. 1567 wird den schulteiszen 
schöffen u. burgern gemeinlichen des thals E. gegeben; Grimm V. 650— 
655, bei. 5 8, 23—25. — Ebenfo das Urbeisthal nach der erneuerten Ordnung v. 
1536 ib. 347—354. Dieſes Thal gehört der Herrfchaft Rappolftein, welche einen 
schulteis u. stathalter des tals ernennt, der in jedem der 3 dad Thal bildenden 
Kirchſpiele jährlich einmal Banngericht hält ($ 1 u. 4). Die Gemeinde bed schult- 
heiszthumb aber wird durd 16 geschworne burger, 4 aus jedem Kirchfpiel, ver- 
treten, welche der Schultheiß jährlih aus je 6 zur Hälfte von ben biäherigen Ge— 
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liche Landesgemeinweſen in den Thälern und Ländern der Schweiz!“s) und 


größtentheils auch in den Landſchaften der Frieſen, in Ditmarſchen, Stedingen, 


Hadeln und verwandten bäuerlichen Gemeinweſen!70). Hier war ed das Land 
im Sinne eines ftaatlihen Gemeinwejens, welches Kriege führte und Frieden 


ſchloß, ſich ftritt und verglich, Sühnen und völferrechtliche Verträge mit aus» 


wärtigen Mächten eingieng18%); die Länder als folhe waren die Träger und 
Glieder der über ihnen ſich erhebenden Bünbel?!); das Land als jtaatliche 





ihwornen u. zur Hälfte von der Gemeinde vorgefchlagenen Männern fegt ($ 2). 
Ebenfo werden Weibel u. Bannwart beftellt ($ 3). Auch wählt die Gemeinde einen 


Au 


Hauptmann ($ 15) u. einen Fähnrich, dem aus jedem Kirchfpiel 4 zugegeben werden: - 


($ 16). Die 16 Gejhwornen haben in geringeren Sachen jelbftändiges Gebotsrecht 
(8 8), freied Berfammlungsreht ($ 12) u. mit dem Schuftheißen zufammen die 
Aufnahme neuer Thalbürger ($ 13). Die Thalbürger als folche haben bebeutende 
Maft-, Zagde, Holz n. Weiderechte ($ 21—36). Ein Theil aller Bußen verfällt 
dem gemeinen nutzen ($ 7 u. 21—23). 

18) Bol. Th. I. 516 F. 

Bol. Th. I 514f. Auch dad Stebinger Deichrecht v. 1446 b. Grimm 


III. 215—217, welches der Erzb. v. Bremen, die Etabt Bremen u. de gemenen: 


erfexen des Stedinger landes.. um nut u. bestantenisse willen  dessulven 
landes gewillfürt haben u. in weld;em das land durchaus als ein beſonderes Gemein- 
weſen perfonificirt wird, welches ſich bei ber Beftellung des Deichgrafen u. der 
Deichgejchwornen betheiligt, dad Deichrecht ſetzen u. ändern hilft u. den dritten Theil 
der Deihbrüchten bezieht. Vgl. auch über die Landfchaft Fehmarn Hanſſen Sf. 
u. 71—92; über Berfagung u. Recht auf Helgoland 3. f. D. R. XIV. 263 f.; 
über Ditmarfchen Rive, der Freiſtaat Ditmarfchen im M. A. Freiburg 1871. 

so, Bol. Th. 18 AI N. 11 u, 13. 31—36. 38. Vereinbarungen von ändern 


mit Ländern b. Richtbofen 135 f. 137. 298 f. 301 f.; de Stat Groningen ende 


de lande Fivelgo ende Hunsingo 1448 ib. 815 f.; Zwiſt w. Vergleich zwifchen 
dem Bijchof v. Iltrecht u. dem lande von Drenthe 1412 ib. 522 f.; zwifchen terra 
Thetmarsie u. der Stadt Hamburg v. 1265, 1281 u. 1291 b. Lappenberg, 
Hamb. Urfb. I. 560. 650. 716; zwijchen terra Rustringia u. Hamburg-1291 ib. 
715—716; zwifchen den Emsgauer Friefen u. Bremen 1269 b. Sartorius II. 


725 (terra Emesgovie 50 marc. recipiat im alle des Friedensbruchs), terra 


Wurtzatia ib. 726. — Vgl. auch Nitzſch a. a. O. III. 125. 

a) Val, die Schweizer Bünde v. 1291, 1332, 1851, 1352, 1408, 1450 u. ſ. 
w. b. Kopp 32f, Tschudi I. 276f.; Grimm V. 156 $ 63: weder zuo 
herren, stetten noch lendern usswendig der aignossschaft. $erner die allgemeinen 
Geſetze der Briefen b. Richthofen 102f., wonach die „zelande* (zelandiae, 
terrae, insulae, deele) zu gemeinfamer Wehr gegen den Angriff jedes Herrn, der 
enich zeland schaya iefta schanda will o, die frief. Freiheit angreift, verbindet 
find, fi durch Abgeordnete verfammeln u. im Nothfall einander Zuzug leiften 


miüßen, in welchem Falle der dem Aufgebot der Landesrichter Ungehorfame an jedes: 


gehorfame Bundesland (104 a. 7: cuilibet insulae venienti) eine Strafe v. 100 
Mark zahlen muß. Ebenſo find nach den Zufäßen v. 1361 ib. 109 f. die Seefande 
als jolche verbündet; wenn alicui zelandie Gefahr droht, jo follen omnes alie 
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Einheit war dad Subjekt der Kriege: und Steuerhoheit, des Yandfriedens und 
Landrechts, der Gefeßgebung und Gerichtöbarfeit1#2), und entwidelte, weil es 
zugleich ald Bermögensfubjeft das Cigenthum am Gemeingut übernahm und 
Bußen, Gefälle und Abgaben bezog!?), einen öffentlichen Yandeshaushalt; 
bas Land als ſolches handelte dur feine Beamten und Organe und ftand 
biefen ald Amtsherr gegenüber 184); das Land in feiner Ginheit entfaltete ſowol 
den engeren Gemeindeverbänden ald den einzelnen Landesbürgern gegenüber 
eine Staatliche Machtfülle!®); das Landeswohl wurde zum Mittelpunft des 
politifhen Gemeinlebens, man ſprach fogar von einer Ehre des Landes 186), 
und ſchon Außerlih gab ſich die Forporative Einheit des Landes in dem Ge— 
brauch eines Landesſiegels 17) und eines Landeszeichens 188) fund. 


zelandie binnen früheftens 3 u. fpäteftends 14 Tagen nach einer durch tüchtige 
Boten u. offene Briefe zu bewirfenden Mahnung Zuzug leiften, u. zwar sub pena 
200 marcarum singulis zelandiis applicandarum; auch darf Niemand zuridgehen 
nisi de communi consilio et unanimi omnium zelandiarum ibidem existentium 
et perdurantium (a. 6). Bgl. Th. I. 530 N. 4—8 u. 531 f. 

182) Bol. Th. 1. 8 49 N. 7, 14, 38; oben N. 2; auch Nitzſch a. a. 
D. 125. 

83) Bol. Th. 18 49 N. 7 u 14; oben $ 14 N. 19; auch Nisfh a. a. ©. 
125 über die Berfügungsbefugniß des Landes Ditmarichen bezüglich des Reſtes der 
gemeinen Landedwaldungen. 

, Bol, Th. IS 49 N. 16—20, 36, 43—47. Richthofen 525 $ 17: dat 
land Drenthe jegt mit dem Biſchof die etten. Vgl. über nordfriefifche Landee- u. 
Harbenräthe, die mit volbord des landes handeln, ib. 568. 571. 575—576. Auch 
Stedinger Deidhr. b. Grimm III. 215—217, wonach Deichgrefen u. Deichge- 
ichworene um des Landes Nutzen willen, de dem lande nutte si, de nuttesten 
u. de besten vor dat land, gefeßt werden; einen Eid to dem lande, des landes 
beste to donde, jchwören; jährlich na nut u. bestantnisse des landes Deid)- 
ihau uppe des landes broke halten; auch fonft von des landes weghen auf 
Landedfoften Handeln; u. zu Allem, was fie anders .. deden an des landes 
besten, dat in desser schrift nicht utgedruckt were, .. allike volmechtig 
wesen follen. 

185) Val. Th. 1849 N. 15 u. 30; N. 22, Daher die Waffen- u. Wehrpflicht 
jebed Landesbürgers gegen das Land u. der Schwur, „des Landes Nutzen u. Ehre 
zu fördern u. Schaben zu warnen u. zu wenden mit guten Treuen“; Dfenbrüggen, 
Studien 111f. — Bol. Richthofen 390 $ 21: dat hi hors ende wepen halda 
schild toe der landwer. 

186) Vol. Th. J. 8 49 N. 6. 

) Vgl. Th. J. 5 49 N. 2, 6, 9 u. 87. Richthofen 110: sub sigillis 
nostrarum terrarum; sigillum terre Phiwilgonie. 151: Giegel der 4 Länder. 
289 8 19. 296 $ 5: Leumundszeugniß sub sigillo sue terre. 312, 313, 568: 
onses landes zeghel. 347 $ 17: auf Bitten der zylvestene, die jelbft fein Siegel 
haben, hängt dat land van Drenthe .. des landes zeghel an. Vgl. 139. 348. 
479. 481. 560. Im Weftermolder Randr. v. 1470 c. 7 8 3 ib. 267 wird beftimmt:: 
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2. Alle dieſe Umbildungen des politiihen Geſammtrechts ländlicher Ver- 
bände in gemeinheitliches Recht waren nun aber Ausnahmen von ber all- 
gemeinen Entwicklung. Im Allgemeinen war eine ſolche Umbildung kaum 
begonnen, ald das Herrenrecht ſeinerſeits fich feiner ſinnlich-konkreten Natur 
entfleidete und zu abſtrakter obrigfeitliher Gewalt geftaltete. Diefe 
neue Obrigkeit aber enthielt ſchon ihrem Begriff nach die Fülle der politischen 
Gewalt ald nothwendiges und unveräußerliches Attribut in fih. Sie fonnte 
daher weder ein politiſches Geſammtrecht alter Art, noch das Recht eines jelb- 
ftändigen Gemeinwejend unter ſich anerkennen: vielmehr juchte fie Alles, was 
davon vorhanden war, in fi aufzufaugen, um höchſtens in der Form eines 
obrigfeitlihen Auftrages einzelne politifche Sunftionen den engeren und weite- 
ren Gemeinden zurüdzuftellen. Der Gemeindeverband wurde jo auf dem Ge— 
biete des öffentlichen Rechts zu einer obrigfeitlichen Anftalt, einem SPolizei- 
oder Verwaltungdbezirf und nur für Privatrechtszwede war diefer Verband 
nebenbei nach romaniftifchem WVorbilde „inforporirt”. Das alte politijche Ge- 
ſammtrecht aber verjchwand aus dem Bewußtjein wie aus dem Leben 189), 





nemant sal des landes segel gebrucken, daer sinnen by die twalff gesworen 
ende van een ytlich karspel twe vogeden der hilligen kerchen; aud) ſoll nach 
& 6 Jeder, wer des landes segel auf einen Brief begehrt, eine Abgabe dafür ent- 
richten; das Landrecht ſelbſt befiegeln die gemenen lande einträchtig mit dem 
landsegel u. jedes Kirchipiel mit dem Kirchipieläfiegel. 

se) Mejterwolder Lanbr. v. 1470 c. 16 $ 2 b. Richthofen 277: kein Maß 
darf man brauchen, se enhebbe des landes teken. 

0) Bol. Th. I. 529. 665 f. u. 693 f.; unten $ 33f. Anfänge der Berwand« 
lung des konkreten Herrenrechts in abitrafte Obrigkeit und der Zerfegung ber ge- 
noßenfchaftlichen Gemeindemacht durch dieſe finden ſich ſchon im 15. Jahrh.; vgl. 
3. B. die freilich fehr wereinzelten Stellen in den v. Grimm gefammelten Weisth., 
in denen Wort u. Begriff der Obrigkeit erfcheinen; wie IV. 649 $ 27: rathe u. 
bauermeisters haben macht von den hern wegen, nemblich als der obriykeit ; 
Ordn. f. das Dorf Ingersheim v. 1484 ib. IV. 524—527, bei. 52, 4 u. 18: 
sie sollen nyeman von der gemeyn frihait gestatten, er hab dan darumb 
brief u. schin von der oberckeit; ib. 319 $ 61: Pflicht zur Rechnungslegung; auch 
oben $ 14 N. 50, 60—61; fowie die von oben gegebnen Marfordnungen v. 1537 
u. 1636 6. Grimm V. 568. u. 275f. u. d. Ordn. des Gerichted Melbach ib. 
265 f. — Befonderd deutlich tritt ber Mebergang bei einer Vergleichung ber b.Kal- 
tenbäd gefanmelten öfterr. älteren u. jüngeren Pantaidinge hervor, indem in ben 
älteren und autonome Genoßengefammtheiten mit politiichem Gefammtrecht begeg- 
nen, feit dem 16. J. aber troß Beibehaltung des gleichen äußeren Rahmens bie 
obrigfeitliche Auffaßung einbringt, bis im 17. 3. die Gemeinde nur noch als Poli- 
zeibezirk erfcheint. Nun wird von oben her willkürlich reformirt u. generalifirt u. 
die Gemeinden fommen oft vergeblih um Wieberabhaltung der unterlaßenen Pan- 
tatdinge ein, bis fie endlich ſelbſt nachläßig werden, ba die Pantaidinge nur noch 
Berfammlungen für die Verlefung obrigkeitlicher Anordnungen, die Ernennung der ' 
Richter u. Gefhwornen u. die Verhörung der Gemeinderechnung find. Vgl. z. 2. 
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8. 17. Der Begriff des Rechts und das alte Genofßen- 
ſchaftsweſen. 


So lange weder das Genoßenſchaftsweſen durch den Körperſchaftsbegriff 
noch die Herrſchaft durch den Obrigkeitsbegriff umgebildet war, konnten auch 
die Unvollkommenheiten der älteren germaniſchen Rechtsidee nicht überwunden 
werden; insbeſondere treten uns daher dieſelben bis in die neuere Zeit im Be— 
reiche des ländlichen Genoßenſchaftsweſens entgegen. 

Hier vor Allem ſpaltete ſich das Recht in eine Unzahl partikulärer und 
partifulärfter Rechte, deren jedes als ein organijch gewordenes Ganze feine 
konkrete Sondereriftenz führte. Ein joldes Dorf, Mark, Hof-, Gerichte. 
oder Landesrecht haftete theild am einer beftimmten Dertlichkeit, theild an einem 
beftimmten Perfonenfreife, ed war daher unmittelbar oder mittelbar in letzter 
Snftanz zugleich Zubehör eines Gebieted und Befitzthum von Perfonen und 
Perjonenverbänden!); es umfaßte ferner, wie fi zur Genüge gezeigt hat, ohne 





1. 92. 97f. 446f. 464 f. 473f. IL 54—58 (1767) u. d. Bemerkungen bes 
Herausgeberd S. XI—XIU. Selbſt die Wortbebeutung von pantaiding wird ver- 
geben, 3. 8.1.8883.1383. 1982. 6582. 522 33. 53283. 54182. 
Schon äußerlih „ift die alte vielbezeichnende Form „wir fprechen zu Recht” ver. 
fchwunden, dafür fteht ein kurzes „Sollen**; ib. I &. VII u. 54—58; auch die 
Zufäge in Eitenthal I. 606; die rein obrigfeitl. Ordnungen ib. 129f. 474 ($ 2: 
zur Richtſchnur gegeben). II. 78 8 1; die bit ind Detail reglementirende Ordn. f. 
Melt v. 1780 I. 135—146; die generalifirenden Bergtädingsordn. des Klofters 
Maurbach ib. 149—161. Richter u. Gefchworne werden nun von obrikeits wegen 
geſetzt, ib. 474 8 2, felbft die gewöhnlichen Gemeindediener von der Obrigkeit er- 
nannt, ib. $ 8. Die Gemeindeglieder fchulden dem Dorfrichter u. Geſchwornen 
Gehorfam „als ihnen von ber Obrigkeit Vorgeſetzten“, während biefe 
nur der Obrigkeit gegenüber verpflichtet find, „die ihnen anvertraute Ge- 
meinde zu verwalten“, ib. II. 57 8 22. Obrigkeitliche Prüfung u. Bewilli- 
gung werden bei jeber Veräußerung von Gemeindegut oder dem Ausleihen von Ge- 
meingeld geforbert, 1. 474 8 9; bei der Führung von Proceffen, ib. 475 $ 10; 
bei der Aufnahme neuer Mitglieder, ib. $ 12; bei jeder Ausgabe, ib. II. 54 & 2, 
8, 9. Die Begriffe obrigkeitlicher Aufficht, Prüfung u. Anmeifung, ber vor ber 
Obrigkeit fchuldigen Rechnungslegung, der obrigkeitlihen ‚Decharge“ u. „Ratiha- 
bition* fommen auf, ib. I 474 $ 2, 9; 485 $ 5; IL. 54f. $ 1—16. Und jede 
der Gemeinde nod verbleibende öffentliche Funktion gilt ald delegirte obrigfeitliche 
„Polizei”, ib. I. 57 $ 18. — Nur für Bermögensrechte tritt daneben jept an 
bie Stelle der alten Genofengefammtheit der romaniftiiche Begriff der juriftifchen 
Perſon, defien Kenntniß 3. B. aus dem „Panbuch des Löbl. Eremt. Stüfft Mölt 
incorporirten Pfarr- u. Dorf-Obrigkeit zu Grüllenberg” u. des incorporirten Marft 
Weickendorf, ib. I. 129 f. u. 100f., erhellt. 

1) Bol. oben $ 6 ©. 93 f. NR. 385—49 u. ©. 114 fi — Daher heißt es 
neben einander, wo ed fich um das ganze Recht handelt, liuda kere end londriuchte, 
frief. Küre Nr. 3 6, Richthofen © 4. Bol. Grimm L 537: dass mark u, 
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begrifflihe Scheidung öffentliches und privates Recht; es enthielt endlich ſowol 
das abjtrafte und konkrete, als das objektive und jubjeftive Recht in unge- 
trennter Miſchung und gegenfeitiger Gebundenheit in fich. 

Auf der einen Seite daher fehlte dem Recht nicht nur nicht das Moment 
der einheitlichen, allgemeinen,und gleichen Norm ?): fondern etwas davon hatte 
ed in allen jeinen Beftandtheilen an fih. Auch die fubjeftiven und konkreten 
Rechtöbeziehungen daher wurden durch feftitehende Satungen geregelt und be- 
herrſcht; ganz bejtimmte einzelne Rechtsverhältniße fchienen zugleich ein Stüd 
des Drtögejees zu jein; und Wort und Begriff der Satzung, Ordnung, Küre, 
Einung, Beliebung u. j. w., der leges, statuta oder decreta, erſtreckten fich 
von den wirklichen Rechtsnormen bis in ihre Eonfreten Anwenbungsfälle 
und die ihnen entſprechenden dinglichen oder perjünlichen Einzelverhältnige 
hinein ꝰ). 

Auf der andern Seite jedoch war das Recht nur die Summe der Rechte, 
und ließ ſich ohne jeden objektiven Rückſtand in einen Inbegriff konkreter, 
bejonderer und rein jubjeftiver Befugnige und Pflichten auflöjen. Jede 
Satzung daher bezeichnete und dachte man zugleich ald die Berechtigung, Rech— 
tung, Gerechtigkeit, Freiheit, Ehehafte u. f. w., ald das jus oder privilegium 
irgend eined Subjekts, jei es nun eines höheren oder niederen Herrn, ſei es 
einer Gejammtheit*), Das Orts- oder Landeögejeß jeßte fich zufammen aus 
der Summe der Rechte des Herren und ded Dorfes, des Vogtes und der ge- 


märker bei recht bleiben. 76 $ 20: dis sint die gericht u. rechtung des 
dorffs u. der gebursamy ze N. IV. 356: %z dz irs tals u. umb ir gnossamy 
recht sy. III. 631: was ir gutter u. hintersassen fur alt herkommen hetten. 
1. 457: das dorffe u. die armen leute. IV. 273 $ 11: esz ist auch der husz- 
genossen u. der dingstatt recht. III, 248 f.: recht der pröbstingsmänner u. 
pröbstingsgude. U. ſ. w. : 

2) Bol. oben $7N. 2. Auch die frief. Rechtsſage b.Richthofen 434f. ; ib. 197 f.: 
dess riucht sa us. god selva sette. Berner die nicht feltene Formel, ein Weisthum 
werde abgegeben durch des plossen rechtes willen, 3. B. 1865 b. Grimm IH. 
435; ib. V. 108, 

3) Bol. unten N. 6. 33. 55—60. 62. 

9 Grimm, W. I 151: fryheit, ehaffti u. rechtunge; andre Beifpiele in 
den folgenden Noten. — Das Recht erfchien daher in derjelben Weife, mie etwa 
dad Grundeigenthum, als das Beſitzthum einer Gefammtheit. Hieraus folgte die 
Perfonalität des Rechte, die Fortpflanzung beffelben auf die Erben, der Ausfchluß 
Fremder; vgl. unten N. 24—27. Deshalb mußte auch 3. B. der. in das Land 
Delbrück einziehende Landdroft zuvörderſt den Randleuten vor verfchloßenem Schlag- 
baum zufagen,. dad Recht nicht bringen, jonbern bei ihnen finden zu wollen; 
Maurer, Einl. 326. Und ein Unterhof mußte bad Recht, das er aus feinem 
eignen, Schage nicht zu. ſchöpfen vermochte, dem Oberhof mitunter förmlich ab- 
kaufen; 3. B. b. Grimm II. 633. 
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meinen Mark, der Herrichaft und des Landes); aus den Gerechtigkeiten und 

Freihelten des Hertn und der Gemeinde, des Fürſten und bet gemeinen Mär- 
fer, der‘ Hersfchaft und der Gefammtheit®); aus den Hoheiten des Herrn und 
den’ Gerechtigkeiten‘ des Landmanns7); aus den Rechtungen der Herrichaft 
und der Genofen, Nachbarn, Bauern, Armenleute, Hofleute, Taten oder Ein- 
wohner®); aus den Rechten einer Mehrzahl‘ von Herren und Beamten und 
vom Genoßenſchaften oder Genoßenklaſſen)). Das Recht der Genoßenſchaft 
hinwiederum erſchien als das Beſitzthum einer zugleich einheitlichen und viel— 
heitlichen Geſammtheit; es war zugleich das Zubehör des Dorfes und der 


2) Z. B. Grimm I. 335: es ist ouch des herrn recht u. des dorfs recht. 
488: dis sint die friheiten u. recht, die u. gn. h. der markgrave u. öch das 
dorf R. hat. 93: der vogtherschafft u. des dorfs z. F. gerechtikait u. alt 
harkomen.° III. 490°f.: dem hern ... u. der gemeinen mark ... ihre rechte. 
658:’der herschäft ü. dem land. IV. 3386—388, 522. U. }. w 

6) Grimm I. 591: u. gn. h. Hessen u. Nassauw ihre gerechtigkeit wey- 
sen u. dem gemein merker auch das sein. IV. 596 f.: {ryhait, u. oberkait 
von Mainz u. fryheit u. herlicheyt der gemeynden z. N. V. 564: beider 
herren u. der gemein zu L. ordnung, statuten, recht u. gewonheid. Kalten- 
bädl. 33682: unser herrn rechten u. der besammung ; vgl. $ 16. Gewöhnlid) 
wird hier das Necht der herschaft u. gantzen gemain gewiefen, 3. B. 52 $ 90. 
165 f. 172 f. 177 f. 186 f. $83 uw. 4.194 $ 3 u. 4. 202 f. 208 f. 220 f. 234 
8 3 u. 4. 287 f. 288 $ 4. 326. 345. 375 f. 449 f. 479 5. 584 8 4f. 

?) Grimm II. 765: die hoheit des hern u. dess landmans gerechtigkeit; 
ähnlich 767. Ib. IV. 319: des walpoten herlichkeit u. der mark recht 
u. ruge. 

9) Grimm I. 6 (1338): sollen ... geofnet werden allü reht u. gewon- 
heit der kilchen u. des probstes ze Zürich u. der dorflüten ze Höngg. 79: 
dis nachgeschriben is die richtung, so junkher H. 8. in dem hoff ze Breity 
hat, u. ouch die gerechtikeit, so die so dar inn sigent habend. 388: 
m. gn. h. herligkait u. der armen leut im tall gerechtigkait. 392: des herrn 
herlichait .. u. auch der armenleut daselbst herrlichait, herkommen u. nies- 
sen. ‘816: recht des gotzhus .. u. der hofluten. 428: so die rechte eym 
apt . . also gesprochen werdent u. den hofgenossen ire recht. Il. 362: dasz 
ist die gerechtigkeit, wilches die 14 scheffen weisen dem hern u. den armen 
leuten. 672—675: hocheit| u. gerechtigkeit des Kurfürften u. alter geprauch 
der Nachbarn. 667. III 54 u. 55. 376: was friheit u. gerechtigkeit die 
hern tı. die nachbarn daselbst haben. IV. 784: der heren recht voir u. der 
laten recht nae. 794 $ 20: den C. irre gerechtigkeit u. ouch den naeburen 
yrs naeburrecht als von alders. 

9) 3.8. Grimm I. 145: verhören . . diss hoff rechtung u. m. h. v. 
Einsideln recht u. eines vogtes recht u. der hoffjunger rechtung. 821—824 
(1284): Rechte des Gotteshaufed, der Vögte, Echultheißen, Huber, Lehnleute n. 
Gotteshausleute. II. 285: de recht der scheffen u. der huber. 386: des 
hern recht, hofs recht u. schultessen recht. IV. 500 f. u. 503 f.: Rechte bes 
Gotteshauſes, des Vogted u. der Thalleute gemeinlich. 
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Güter!Y); es umfaßte die Freiheiten und Gerechtigfeiten der Gemeinde und 
der Genoßen, ded gemeinen Dinged und ber einzelnen Dingleute, der Märfer- 
ſchaft und der Märfer arm und reich, des Landes und der Randleute, bes 
Dorfes und der Bauern, des Hofes und der Hofjünger!!); es ließ fich zulebt 
in die Summe von Befugnißen auflöfen, welche die Genofen gegeneinander 
hatten!?2), So fonnte denn in der That der gefammte Inhalt eined Dorf-, 
Mark, Hof, Gerichts oder Landesweisthums einfchlieglich aller in ihm vor» 
getragenen objektiven Normen in den Rahmen der gegenfeitigen Rechte und 
Pflichten gedrängt werben, welche ber Herr gegen die Genofen und die Ge- 
noßen gegen den Herrn!), der Herr und die Gemeinde gegeneinander!#), die 


10) Bol. 3 6 N. 38—49; auch oben N. 5. 
1) Bol. z.B. Grimm I, 71 f.: gerechtigkeit der gemeinde. 114: die ge- 
meind hat das recht. Aehnlich 463 u. 544—549. 1II. 393: iglich dorfschaft 
. seine gerechtigkeit. 306 —312: Rechte jeder bauerschaft. IV. 870 u. 371. 
v. 11 $ 6: jura et consuetudines placiti generalis. 382: dis seind die recht 
u. die freiheiten, die zu uns der gemeinde gehörent in dem kilchgang. — 
Dagegen ib. J. 27—29: recht der hofjünger. 425, 427, 436: so sint diss der 
genossen recht. 512, 513, 514, 573 8 3, 575 $ 3: der merker recht. Ill: 
419: wie u. was rechtes die merckere, arme u. riche, daselbes hetten. 
689—692: recht . . der holden u. vogtlut. IV. 64 (1483): recht die wir 
huber gemeinlich haben; ebenfo 1354 ib. 94 u. 112. 314 f. $ 11—14: der 
gotshuslüt recht, 334 $ 4: so hant die gnossen das recht. 649: thiet is de 
gerechtigkeit, de de landtlüde hebben. V. 67 $ 48: dis sint der gotzhuslüten 
recht. 719: der merker recht. — Bgl. auch die Stellen oben in N. 5—7 mit 
benen in N. 8-9. 
12) Grimm III. 732: hye ist vermerkt dy gewonhait u. gerechtichait 
der nachpawrnn ze Stumb gegen ein ander. 
MW. v. 1276 b. Grimm IV. 456 $ 4: jura placiti generalis, que prior 
et ecclesia debet hominibus terre et homines terre ecclesie et priori. 1388, 
ib. V. 332 $ 25: domini. . habent hoc jus praescr. ad parochiam suam et villam 
in Erpele et dicta parochia et villa ad eos dominos viceversa. I. 457: das gericht 
u. gemeynde des dorfis zu S. uff ire eyde zu ungebotten dingen weisen, was 
rechts die herren v. S. zu dem dorffe u. armen leuten daselbst u, hinwiederumb 
das dorffe u. die armen zu den herrn v. S, haben. Ib. 42: rechten .. die 
der vogt gegen den lüten . . o. die lüt gegen den vogt hettent; ähnlid) ib. 
406 f. 1I. 362: was zu diesem geding der lehnman dem h. apt u. wiederum 
der h. apt dem lehnman schuldig seie. I. 307: Recht bed Hofed gegen die ge- 
bursami u. der gebursami gegen den Hof; äbnli IV. 297. Ib. 90 u. 95: das 
ein jegelich dinghof wise sin recht, .. wie sich der her gegen den hubern 
halten sol u, die huber gegen dem hove. Ib. 354: dis ist der rodel u. die 
rechtung, so die kilchgenossen der kilchen ze W. gemeinlich hant gen ein 
kilchhern. 
" Grimm 1. 245: diss ist die offnung, so ain herr v. P. u. die gotz- 
huslüt zu L. gegenainander hant. 248: sol es zwischen baiden tailen also 
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verjchiedenen Herren und Beamten unter fi und gegen die Genofen jowie 
die Genoßen gegen jene!?), Herr und Gemeinde gegeneinander und die Ge- 
noßen der Gemeinde untereinander1®) hatten. Und ed war möglich, in vielen 
MWeisthümern auch äußerlich den gefammten Stoff in Befugnißinbegriffe der 
einzelnen Perjonen und Perjonengejammtheiten zu zerlegen und abgejondert 
dad Recht oder die Rechte des Grundherrn, der Vögte, der Beamten und 
Gerichtöperfonen, der Gemeinde und ber verfchiedenen Stände oder Klaffen in 
der Gemeinde vorzutragen !?). 


gehalten werden. V. 333 $ 27: hoc jus dominorum et parochie alternatim 
tentum et observatum. gl. I. 470. III. 851. IV. 256. V. 333 $ 27. 

15) Deffn. v. Weitnau v. 1344 b. Burdarbdt 233 f.: du reht du das vorg. 
gotzhus zu W. het zu sinen eignen luten, u. du reht du die gotzhuslut hant 
zu dem gotzhus, u. ouch du reht du unser vogt hant zu dem gotzhus u. zu 
den gotzhusluten, u. ouch du reht so das gotzhus u. ouch du gotzhuslut 
hant zu den vogtun. 

16) MW, v. Thundorf v. 1463 b. Grimm V. 118: rechtung des gerichts- 
hern . . uw. damit och die rechtung, so den das dorf hinwiederum 
gegen ainen hören hat u. die nachpuren och gegen ainander habend. 
Vgl. I. 372. 

1) W. v. Zarten v. 1397 b. Grimm L 3383: wenne dem apt sinü recht 
gekündet werdent u, darnach dem vogt u. den geburen irü. IV. 784: der 
heren recht voir ($ 1) ende der lathen recht nae ($ 2—3). In Offingen I. 
94—97 Rechte der Herrichaft, vann 97—99 hernach vollgend des dorfis O. alte 
brych u. recht; vgl. ib. 75 u. 76 $ 10. Ib. 124: erjt erfolgt die Deffnung des 
Herrn, dann ded Vogted, dann ded Meierd u. zuletzt der gemeind. In Gigolz- 
beim 1320 ib. 664—667 werben getrennt nach einander gewiefen des hoves recht, 
des meigers reht, des weibelsreht, m. h. des abbates reht, des vörstirs reht, 
der huber reht; ib. 113—115 des bropst recht, des vogts, der gemeind u. 
keller recht, der chorherrn recht, der gotzhuslüten recht (darunter Erbrecht, 
Breizügigkeit, Schußrecht). Ebenſo in Scherzwiler ib. 675 f.: 1) dieses freien 
dinghofs rechte u. freiheiten; 2) der gotteshausleut u. hueber recht; 3) des 
meiers rechte; vgl. 284 f. In Hege 1396 u. 1464 ib. 120—124: 1) des 
brobsts recht u. fryheit (Gerichtsbark, Bußen, Ungenofeneben, Hühner, Bro- 
nen); 2) des vogttes recht (Tagwen, Zinfe); 3) der gemeind recht (Grenzen, 
Allmende, Weidgang, Dorfmeier, Förfter, Schirm); 4) der chorherrn recht (Ab- 
gaben von ben Gütern, Herberg); 5) der gotzhuslüten recht und fryheitt (foll 
3. Ermbrach geöffnet w., vgl. ib. 115). In Zannegg u. Fiſchingen 1432 ib. 
273—283 rechte der erbgüter, gotzhusgüter eto. (Erbrecht, Befigrecht, Laften) ; 
der gotzhuslüt, frigen etc. (perjönliche Berhältnige); des herrn; endlich des 
herrn und der gotzhuslüt (Berfaßung u. f. w.). Ib. IV. 596 f. in $ 1—7 u. 
21 fryheit u. oberkeit von Mainz; in $ 8 bi 20 fryheit u. herlicheyt der 
gemeynden zu Niederolen (Rechte gegen Müller, Bäder u. Wirth, Zugfrei- 
heit, Allmendrecht). In Wendenheim ib. 465 beginnen die 88 1—3 mit ber 
Formel: disz seind die recht des landgraven v. Elsasz in dem dorf zn V.; 
die 88 4—10 mit disz sind der lute recht zu V. gegen den vorg. herrn, 


462 Genofenfchaft und Gejammtredt. 


Diefe Ungetrenntheit von Abjtraftem und Konfretem, von Gejeß und 
Befugniß prägt dann auch, wie jhon ein flüchtiger Weberblid zeigt, den die 
Norm und das NRechtöverhältnig eng verwebenden Cinzelbeftimmungen der 
Meisthümer ihren Charakter auf. Ueberall erjcheint das Allgemeine nur im 
Kleide des Bejonderen und das Bejondere binwiederum beanſprucht eine all- 
gemeine und bindende Gültigfeit. Daß ein beftimmtes Ehe- und Erbrecht 
gilt, daß Vergehen jo oder jo gebüßt werden, dag Niemand vor ein auswär- 
tiged Gericht geladen werden darf, find konkrete Befugniße diejer beftimmten 
Gemeinde; es ift die rechtlihe Eigenschaft der einzelnen Höfe und Güter, daf 
fie in diefer oder jener Weife erworben, veräußert, getheilt, vererbt, verloren 
werden fönnen; die gefammte Verfaßung iſt ein Inbegriff von Gerichts», 
Zwangd-, Bann, Wahl- und Einungsbefugnißen der Herrn und der Gefammt- 
heiten. Umgekehrt hat das Recht der Gemeinde, den Wald des Herrn zu ber 
nußen, über feinen Ader zu fahren und in feiner Mühle zu mahlen, jo gut 
wie ihr Anſpruch auf Selbitverwaltung und eigned Gericht den Charakter 
althergebradhter Satzung; die den einzelnen Gütern obliegenden Reallaften 
jeder Art ſcheinen ſchon vermöge ihrer Ständigkeit und Ewigkeit der Ausfluß 
eines unwandelbaren höheren Gejeges zu fein; ja bis zu irgend einem Grade 
ſcheint jeder die Rechtöverhältnige abändernde Willensakt einzelner Genoßen 
zugleih dem Schatze der Rechtsvorſchriften, welhe das Leben des Genofenver- 
bandes binden und regeln, etwas hinzuzufügen oder zu nehmen. 

Unter diejen Umftänden mußten bejonders die Begründungstitel von 
objeftivem und jubjektivem Recht von einander ungejchieben jein, und es 
mußten auch hier den Plaß der heutigen doppelten Begrifföreihen umfaßendere 
einfache Begriffe einnehmen, in welchen zwiefahe Keime unentwidelt jchlum« 
merten. 

Der größte Theil des Rechtes berubte auf Herfommen. Der Begriff 
des Herfommens aber enthielt noch gleichzeitig und ungezweit den Begriff der 
Normen erzeugenden Gewohnheit und der Rechtöverhältnige begründenden IUn- 
vordenklichkeit in fi; ja die Fortgeltung des Rechtes wurde dabei noch unter- 
ichiedslos und gleichzeitig auf die objektive Stetigfeit des unwanbelbaren Ge— 
jeged und auf die Kontinuirung von Freiheiten und Befugnigen durch Ber 


das sie recht hant (Holz u. Weiderecht, Schirmredht, Förfter- u, Hirtenrecht). 
In Haflod 1492 ib. V. 577 beginnen bie erften 8$ mit me recht haben unser 
herren hier; einige (7, 8, 13, 14, 16, 21—23) mit me recht, haben u. h. hier 
u, auch die gemeind; die 88 24—40 mit me hat die gemeind recht hier. 
Im Hattgau 1490 ib. 500—509 weifen die Schöffen abgefondert der herren recht, 
u. zwar $ 1—5 die befonderen Rechte des oberherren (Blutgericht, Begnabigung, 
Heerbann), $ 6—15 beder herrn gemein recht (Steuern, Gefälle, Hauptredt, 
Mühlen); des gerichts recht $ 16—37 (Ernennung v. Vogt u. Büttel, Verfahren, 
Strafen, Zeugenpflicht, Pfändungen); des landes recht $ 33—47 (Freizügigkeit, 
Chefreibeit, Folter⸗ u. Arreftfreiheit, Gemeßenpeit ber Fronen u. Beten). 
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erbung bafirt. Die Weisthümer tragen daher als alte Gewohnheit und Sitte, 
unvordenkliches Herfommen oder von je geübten Brauch in bunter Mifchung 
objektives Gewohnheitsreht und aus Verjährung abgeleitete Rechtsverhältniße 
vor!?), Der gefammte fonfrete Rechtszuſtand wird von den Alten den Sungen 
überliefert und dur jährliche öffentlihe Bekundung vor DVergekenheit ge- 
ihüßt!?), jo daß Schöffen wie Dorfleute nicht aus ſich jelbft, jondern aus 
ber Lehre ihrer Vorfahren und Eltern die Weifungen und Ausſprüche ſchöpfen 
jollen?°). Weil etwas Jahrhunderte gegolten hat, ſoll es fernerhin fortgelten 21) 
und vor jeder willfürlihen Abänderung oder Neuerung bewahrt bleiben 22). 
Denn ald ein heiliges Beſitzthum ift das Recht von den Vorfahren an das 


9) So b. Grimm I. 52. 100. 184. 386. 395. 409. 470. 282: andre ge- 
wonliche dienst, als das von alters her sit u. gewonheit ist. III. 23: nach 
altem herkomen u. gebrauch des hoffs. 453: der marg alt herkomen gewan- 
heit u. recht. 631: was ir gutter u. hintersassen fur alt herkommen hetten. 
365: des dorfs O. eehaft u. von alter also herkhomen. IV. 273: der ding- 
statt gewonheit u. recht. Bgl. aud die Stellen 6. Grimm, R. A. 772f. Mit- 
unter fängt jeder Sa eined Weisth. an: ouch sind wir also herkhomen; 3. B. 
Grimm, W. J. 159. — Auch in dem Redhtöftreit v. 1487 ib. 397—403 wird 
zwar die Unvordenklichkeit ald Grundlage des Allmendrechts bereitd auf einen über 
zweier Männer Gebächtniß binausreichenden Befigftand geftügt u. fomit ber Anfang 
zu formeller u. felbftändiger Ausbildung dieſes Inftitutes gemacht: allein eine völlige 
u. bewußte Abtrennung deffelben von dem. objektiven Gewohnheitsrecht ift auch hier 
feineöwegs erfolgt, Beides wird vielmehr alö altes herkommen ber Gemeinde 
zufammengefaßt. — Bgl. auch Bejeler, P. R. $52 S. 170, Stobbe, P. R. I 
8 69 ©. 471—472. 

19) So heißt ed im Latenrecht v. Schönau b. Grimm IV. 302—804 oft: 
der alte loess hats den jungen gelert; oder: so haben es die jungen von den 
alten. Ib. V. 710 a. Anf. u. TIl.a. E.: solches weiszthumb haben die alten 
uf uns herbracht u. allweg jährlich bei iren eiden u. pflichten mit recht 
mündlich geweiszt. 

2) Grimm II. 676: dis alles weist u. hat der schefien nit. von sich 
selbst, sunder von seinen vurfaren. 1. 577 $ 17: dis hant die eltisten ge- 
wiset, die jezunt lebent.. fur ein recht, als das von altem an sie komen 
ist u. von den eltesten hant horen weisen. gl. ib. 533. 

21) W. v. 1498 6. Grimm II. 335: das hetten sy allwege also — 
u. van iren eldern gehoret, es bleyff auch zu der ziit daby. 1394 ib. IV. 
59: dieselben recht hant die huober u. ir vorderen herbracht hundert jar 
u. auch me. Bgl. ib. 90 u. 95. 

2) Grimm I. 547: Sceffen, Amtlente, Huber u. Dingleute find vußfallig 
wenn ſie Anderes weiſen, als was ſie nach Ausweis der beſiegelten Briefe früher 
gewieſen haben. Ja mitunter iſt nuiheit geradezu identiſch mit Unrecht, z. B. 1463 
ib. IL 665. Vgl. Kaltenbäd I. 84 5 41 u. 230 $ 46: es soll auch 
niemand kain neuung hier aufbringen. Vgl. auh Stobbe, Riga. I. 
590—591. 
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lebende Geſchlecht gebracht, damit dieſes es wiederum den kommenden Ge— 
ſchlechtern unverkürzt überliefere??). Jeder neue Herr tritt in die Rechte ſeiner 
Vorfahren, die Genofen in ihrer gegenwärtigen Geſammtheit treten in die 
Rechte ihrer Altvorderen ein?*). Gleich den Allmenden und den Sondergütern 
haben die gemeinen Genofen von ihren Vorvätern das Recht geerbt und erben 
ed fort auf Kind und Kindestind®). Wie die Väter für Kinder und Enkel 
Schätze erwerben und das Aderland mehren, jo erwerben fie ihnen Gerechtig— 
feiten und Freiheiten 6), zu deren Mitgenuß der Fremde, da er nicht ſchon 
durch Geburt Miterbe des Rechts ift, erft durch die Aufnahme in den Genofen- 
verband gelangt ?”). 

Auch in Bezug auf die Feftftellung und Bewahrung des Rechts 
tritt Aehnliches hervor. Diejelbe VBerfammlung der gemeinen Genohen oder 
ihrer dafür beftellten Ausfhüße vollzog in wejentlich gleichen Formen durch 
die Rechtweiſung jowol die regelmäßige Feftitellung und Bekundung des 
geltenden objektiven Rechtes als jeine Anwendung auf ein einzelnes ftreitiges 
Rechtöverhältnig?); daher nahmen einerfeitd die gemeinen Urtel über be- 


2) Grimm I. 705: wir die gemeine nachperschaft des ganzen kirspels 
zu F. haben dies ‚weisthum u. gerechtigkeit von unsern voreltern hergebracht. 
I. 463: gantz gemeinde..u. ist auch also von alter her uff sie komen. IIL 
17: recht ind gewonden desselben landz also as yre furfaren ind aldern ain 
sy bracht haint. 872: vort hebben onse voirvaederen aen ons bracht voer 
ons haves recht. Bgl. ib. 19 u. 401. Wefterwolder Landr. v. 1470 5. Richt— 
bofen 278: wy gemene inwoenders des landes W. erkennen u. betugen, 
daß Died altes, von den Borfahren bergebrachtes Landrecht if. Dal. ib. 561 
u. 578, 

2, W. v. Wyler b. Grimm I. 359f.: jede Brage des Herrn, ob das u. das 
Recht ei, wird auf den Eid beantwortet: ja her, dwer vorderen hand es ulsz 
an üch bracht u. unser vordern an uns. gl. ib. 386; 1378 ib. III. 648. 

25) Küren v. 1426 b. Rihthofen 561: unse wilkörtes recht... dat unse 
voroldern .. hebben an uns andeervet van natiden an alse dat dith land erst 
gestifftet is, u. fort kind na kind na to ervende. Grimm, ®. IL. 307 8 1: 
ift dad Recht? ja, weil unsere vorväter uns solches haben geerbet. Vgl. ib. 342. 

2) Grimm III. 336: wir geben kein theurst heubt, das uns die alten 
erworben. Ebenſo ib. 337. 

a7) Bol. oben $ 11 N. 89—91 u. 100. 

2») Daher war einerjeits jede rechtweijende Volksverſammlung zugleich Gericht, 
u. es war anbrerfeitd jedes Gericht zugleich zur Abgabe von Gerichtsweisthümern, 
zur Aufzeichnung bed geltenden Rechts und zur Ertheilung allgemeiner Belehrungen 
über basfelbe berufen. Wie ferner bei Gelegenheit der periobifhen Neubelundung 
des Drtörechts zugleich einzelne Streitfälle erledigt wurben, jo wurden oft einzelne 
Streitfälle der Anlaß zur erften Beftftellung u. Aufzeichnung o. zur Neubelundung 
des MWeisthumsd; vgl. Stobbe a. a. D. I. 274—275 u. 590. Sodann waren, 
wie nur angedeutet zu werben braucht, bem Weisthum unb bem Urtel die Formen 
ber richterlichen Frage und der gemeinen Antwort gemeinfam, Und fowol in Bezug 
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ftimmte Streitfälle zugleich etwas vom Charakter allgemeiner Rechtsweis— 
thümer an und wurden ohne Anjtand in das jährlich neu bekundete Weis- 
thum, die Deffnung, die Jahrfprache oder den Jahrſpruch als Theile des Orts— 
gejeßed mit aufgenommen??); und ed wurde andrerjeitd das Weisthum als 
ein gemeined Urtel oder Drdel, das die Geſammtheit oder ein Ausihuß auf 
die Frage des Richterd einbrachte oder fand, ald ein Rechtsſpruch zur Löſung 
der auftaucenden Zweifel, Irrungen und Streitfragen bezeichnet, betrachtet 
und eingekleidet3%), In analoger Weiſe enthielt die gemeine Kundſchaft, 
welche in der Form eidliher Befragung aller oder erlefener Gemeindegenoßen 
jeitend der öffentlichen oder berrichaftlichen Richter veranlaßt wurde, jowol die 
Feſtſtellung des Gewohnheitsrechtes durch ein befchwornes Weisthum ald das 
Gemeindezeugniß über einzelne ftreitige Verhältniße in fi und ließ fich fpäter 
nad) der einen oder der andern Seite hin wenden?!). Endlich waren auch 


auf den Juhalt als iu Bezug auf bie über ben einzelnen Fall hinaus beanfpruchte 
Geltung wurden nicht nur Gemeinbeweisthümer u. Gemeinbeurtel, fondern auch noch 
die ſtädtiſchen Schöffenweisthümer u. Schöffenurtel, ja auch NReichsweisthümer u. 
Reichsurtel von einander keineswegs fcharf getrennt. Vgl. auch Stobbea. a. O. 
276 f. u. 466 f. 

20) Die Weisthümer liefern viele Belege. Man neigte daher auch überall dazu, 
das durch ein gerichtliches Urtel für den einzelnen Fall feftgeftellte objektive Recht 
in concreto als ein badurch zugleich bezeugtes objektives Recht in abstracto für 
den betreffenden Kreis zu behandeln. In vielen Erfeuntnifen des Taiferlichen Hofe 
gerihts wurde jogar ausbrüdlich bemerkt, daß die darin ausgeſprochene Rechtsnorm 
in allen gleichen Fällen ald allgemeines Geſetz gelten folle; vgl. Stobbe a. a. O. 
466 N. 11. 

30) In vielen Gegenden heißen die Weisthümer ganz allgemein ordele, recht- 
sprüche u. f. w.; jede einzelne Sagung wird als ein ordel gefunden u. eingebracht, 
eine communis sententia genannt (3. B. b. Richthofen 135f.), mit den Bor- 
meln „wir sprechen ouch zu recht“, „wir erteilen zu recht“ o. ähnlich ein- 
geführt. 

3 Die fränkiſche inquisitio verband gerade in ihrem urjprünglichften Fall der 
Vornahme zu Gunften des Fiskus fchon deshalb mit dem Gemeindezeugniß ein Ge» 
meindeweisthum über objektived Mecht, weil ein großer Theil des gefammten öffent: 
lichen Rechtsgeſetzes im Gewande fubjeltiver Kronrechte zur Erfcheinung kam. Noch 
mehr mußte dies hervortreten, als im normannifchen u. englifchen Recht die Anmens 
dung der inquisitio zu VBerwaltungszweden üblich ward. So fonnten denn fpäter 
aus berfelben inquisitio ald parallele Inftitute die verjchiedenen Arten der Proceh- 
jury einerfeitd, u. die normannifche u. altenglifche Weisthumsjury, die heutige eng« 
liſche Jury zum Beweife ded Gewohnheitörechts, ſowie die altfranzöfiiche enquete 
par turbe andrerſeits hervorwachſen. Vgl. Brunner, die Entftefung der Schwur- 
gerichte ©. 87 f. 206 f. 290 u. bei. 335—395. — Ebenfo aber diente im deutſchen 
Mittelalter die Befragung der Gemeinde o. erleſener kundiger Gemeindegenoßen 
fowol ald Beweismittel im Proceh wie ald Mittel zur Zeftftellung bed Gewohn- 
beitörechts, fo daß Ältere Kundſchaften o. Verhöre gleichzeitig Weisthümer u. ges 

Io. 30 
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die von ftreitenden Parteien veranlaften gemeinen Schiedsſprüche in ber 
Regel Weisthümer und Urtel- zugleich). 

Unter diefen Umftänden mußte auch die bewußte Redhtserzeugung 
die Momente des legislativen Aftes und des bloßen NRechtögejchäftes mit ein» 
ander vermijchen. 

Die Nechtserzeugung jeitens einer Gefammtheit zog daher auch die 
Begründung von Rechtsverhältnißen in die Vorftellung des autonomiſchen 
Aktes und Handlungen der Selbitgejeßgebung in die Vorftellung des Vertrages 
hinein; es fchienen nicht der Art nach, jondern nur der Wirkung nad ver- 
ichiedene Handlungen der verfammelten Gemeinde zu fein, wenn fie feitjegte, 
dad Harniſch von nun an als liegende Gut gelten jolle, und wenn fie bie 
Allmende unter fi). zu Sonderrecht vertheilte. Einerſeits alſo fehlte es Feines» 
wegd an der Vorftellung des gejeßgeberiichen oder autonomiſchen Aftes, ver 
Satung, Küre, Ordnung, Einung oder Beliebung, des Geſetzes, Statutes oder 
Domes?3); allein wie diefe Vorftellung nicht als reiner und jelbjtändiger Be- 
griff in die Abftraftion erhoben ward, jondern durch die Idee der individuellen 
Millensvereinigung gebunden blieb, jo konnten auch Einzelverfügungen über 
die Allmende, Berträge zwiſchen Geſammtheit und Einzelnen und Berein- 
barungen aller Einzelnen unter einander über gemeinfchaftliches jubjeftives 


meine Zeugenausfagen find, auch fpäter aber Beided unter denfelben Begriff der 
gemeinen Kundſchaft fiel, Vgl. 3. B. die Kundſchaft über die Rechte verfchiedener 
Herrn v. 1430 b. Grimm I. 470—475; die gejonderte Bernehmung v. Centſchöffen 
u. Eentvolf über die Anfprühe u. Srrungen der Herrn 469 f.; auch ib. 408f. u. 
411f.; die Verhörung der scabini ,. de jure speciali ac communi zweier Herrn 
1260 ib. II. 861; aud V. 549: haben die merenteil der erbern lut daselb 
disen bericht geben. Bgl. auch Stobbe a. a. DO. 590 N. 18 u. über bie 
fächfiiche Borm des Beweiſes durch Kundichaft der Gemeindegenofen Laband, 
vermögensr. Kl. 219—229. 

2) Bol. 3.8. den Schiedsſpruch der vereidigten servitores et scabini zwiſchen 
Abt u. Vogt zu Echternach v. 1095 b. Grimm, W. II. 269 f.; Schiedsſpruch 
des Schultheißen, der Schöffen u. der Nachbarn 1413 ib. I. 496; ber scheffen 
u. gemeinde gemeinlichen 1353 ib. V. 649; befonderer aud den Dörfern gezo— 
gener Schiebörichter 1284 ib, I. S21 f. u. 1355 ib. III. 388. 

”) Bol, oben $ 16 N. 8 u. 9; 15 u. 16; 61—65. Richthofen 135: 
Volksfüren, quibus justicia et pax propagetur. Cmfiger Domen v. 1312 ib. 
194 f.: tha domar, ther alle Amesga bi rekeniath anda bi riuchtath. Ib. 
358 f.: hec sunt statuta terre Hummerke, que statuta universitas voluit; dit 
synt de wilkoren, der lude bynnen Hummerkelande maket hebbet. 1332 
ib. 520: haec autem scripta sunt..ad utilitatem et commodum universitatis 
terre Threntie. 1450 ib. 510 $ 1: eine Küre wird errichtet um restene ende 
frede, reed ende deed, oirbaer ende needtrefie uses landis, um kreft dis 


riochtes ende sillicheit user meente, Grimm III. 235: kuer u. eynunge u. 
der lantlude recht. 


8 17. Der Begriff des Nechts umd das alte Genoßenſchaftsweſen. 467 


Recht in die autonomijchen Satzungen gezogen werden. Andrerſeits vermochte 
auch in Bezug auf das objektive Recht die Volksküre nicht das ihr anhaftende 
Vertragsmoment zu überwinden. Bielmehr erſchien der geſammte Nechtözuftand 
innerhalb eines Verbandes als Ausflug und Gegenftand eines Vertrages Aller 
mit Allen, einer eidlichen Verbündung, einer vertragemäßigen Vereinbarung 
oder Webereinfunft?*); er wurde in feinem fortdauernden Beftande durch die 
ausdrücdliche Billigung und Beftätigung jeder neuen Verſammlung gewißer- 
maßen ftetd auf eine neue Vertragsbafis geftellt 5); und die bewußte Aende- 
rung einer einzelnen Norm wurde als abändernder Vertrag betrachtet und 
eingekleidet?). Man juchte daher au, um dem gefammten Redtszuftande 


29) W. v. 1326 6. Grimm IV. 785: verdroghen ons des sameliken. 1361 
ib. V, 404: die recht, so hiervor geschriben stehend, deren seind die huber 
einhelliglichen eins worden. Ib. I. 718: die.. huber.. komment einhelliglich 
überein, 1536 ib. 128: das wir inwoner zu Töss gemeinklich übereinkomen 
u... nachfolgende artikel angenomen u. denen ze gelaeben uns vereynt han; 
dann heit es öfter: es ist och gar eigentlich beret (S. 132 u. 133); was man 
sich dann vereint (131); wir hand uns och vereint (133); wie dan die gemeind 
sich vereint (133). Kindlinger, M. 8. Il, 2. 863: die maellude u. gemey- 
nen buren hebn ingegaen. Richthofen, frief. Reg. 528: wörden . . eins, 
bewilligeden, wilkörenden ende beleveden, dat si be eren olden landrechte 
bliven wollen. 1453 ib. 504: wy riochteren ende meene meenthe... hebben 
. . eendrachtlike begripen; ähnlich ib. 510 $ 1. 1386 ib. 520: di gemene 
buren van der Oosterhemmerike ende van der Westerhemmerike .. bekanden, 
dat sie sint overdragen ende hebben begrepen, dat si hyr na buerrecht wil- 
den holden. — Auf die Idee ded Bundes o. Vertrages weist auch die Entfte- 
bung der Wörter ewa o. ©he, einung, pactum o. pactum legis, wizöd (in wiz- 
zehtding) u. ſ. w. 

3, Deutlich erhellt 3. B. diefe Auffaßung aus d. W. v. Borchem v. 1370. 
b. Grimm III. 94—101: ock worde wy erfigenoten to der sulven tidt sempt- 
liken eynst um des gemeynen besten willen des kerspels to B., uppe dat 
nene vorder twidracht upenstünde under uns u. unsre erven u. meggern, 
dat wy alle na bescreven artikel, alse de inholdet u. van oldingen wenten 
herto sint geholden, dat wy de ock vort wilt u. scülen holden, so lange dat wy 
wedder tho samen komen u. eynst werden, düsse olden früntscap, wisunge u. över- 
dracht to verniggende. Jeder Artikel beginnt dann: vorder worden wy erfige- 
notten under uns eynst semptliken u. vulbordeden dar all in umme des ge- 
meynen besten willen. Aehnlid ber Schluß ©. 100 u. 101. 

* So fommen i. J. 1398 6. Grimm IV. 363 gemeinlich jung u. alt, 
arm u. rich überein, daß Harnifh von nun an fein fahrend Gut fein fol. In 
Erbholzheim ib. 1. 722. haben schulteiss u. meiger, auch gemeine huber u. 
stulgenossen .. für sich u. alle ire nachkommen vereinbart, entschlossen u, 
zu recht erkant, daß von nun an Ehrihaß u. Hubrecht von einer getheilten Hube 
nur einfach gegeben, dafür aber ein Borträger beftellt werben foll; ähnlich ib. 723 
wegen andrer Abgaben. Auch in Aspizheim ib. 800-803 haben bie einzelnen 
dorfeinigungen u. gebott der gemein ». 1491 u. 1500 einen vertragsmäßigen 
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die objektive Stetigfeit und womöglich ewige Dauer zu fidhern, die ausdrücd- 
liche und zwar meijt eidliche Unterwerfung aller einzelnen Genofen unter jede 
neue Satzung zu erlangen?”), Auch juchte man im Voraus zugleich) die Erben 
und Nachkommen durch eine ausdrückliche Erklärung und nicht jelten durch 
einen für fie mitgeleifteten Eid an die jo vereinbarte Norm zu binden ®®), 
Der man ordnete für die Zufunft regelmäßig wiederkehrende Beſchwörungen 
des Weisthums an??), beftimmte im Voraus, daß jeder heranwachſende Ge- 
noße und jeder aufzunehmende Fremde das Ortsrecht zu beſchwören habe*0), 
und verpflichtete wol gar jedes Gemeindeglied zu einem dahin Iautenden Eibe, 


Charakter; ja eine Einigung über den Weinkauf bei Verheirathungen läßt fich bie 
Gemeinde jogar von denen, die fich nächitend verheirathen wollen, ausdrüdlich an« 
erkennen. Cbenfo overdragen di gemene buren 1356 b. Richthofen 520f. 
verfchiedene Punkte, 3. B. Erhebung eines Schoßes ($ 3) u. jährliche Wahl v. 
vier Deichrichtern ($ 8). 
h 3”) Vgl. 3. B. die ausdrüdliche Ertheilung der —— durch alle Genoßen 
zu jedem Artikel in Borchem in N. 35. Auch 1450 b. Richthofen 575: hebben 
de dre lande belevet u. vwlbordet. 1429 ib. 568: mit voller eindrechtigkeit 
der ganzen meinheit in dissen dreen landen. 571: mit vulbord. 487: disse 
ponten habbeth disse meenthe swerren fest to halden. 377: dit is dat lant- 
recht, dat der elemetha Vredewolt hebben gekoeren ende mit hoer eeden 
beswoeren. 1450 ib. 510 $ 1: ende ofter besweren oen dae helgum; baher 
ijt nad) ©, 513, wer die Küre bricht, eerlass ende meeneedich. Ebenfo werden 
viele Weisth. b. Grimm von der ganzen Gemeinde bejchworen. 

3 W. v. Buochs v. 1433 6. Grimm IV. 436: wier die dorfflüt gemein- 
lich verfünden unfer altes Dorfredt. Also so haben wir es in schrift geleit.. 
für uns u. unser nachkommenden, die wir harzu vestenklichen verbinden. 
Dazu 439 $ 19: num befchwören wir ed. für und u. alle unfere Nachfommen. 
Alpbrief v. Klofterd ib. V. 211 $ 1: für das erste haben wir beschlossen für 
uns alle drei gemeinden, auch für unsere nachkommenden, dasz wir sollend 
alpä, almeinen u. wäld gmein han bis in die ewigkeit, wil grund u. grat steht 
u. wärt. W. v. Bertzweiler v. 1469 ib. 658: wir..hübner,,. bekennen .. für 
uns u. alle unsere nachkomen. W. v. Borchem v. 1370 ib. III. 94: gemeine 
erfigenoten... vor uns, unse nakomelinge u. erven, 1418 b. Richthofen 
561: de rathlüde des landes Eyderstede hebben sick verdragen u. hier dör 
belevet u. willköret, kind na kind tho holdende. 

, W. v. Buochs b. Grimm IV. 439 8 18: das Dorfrecht follen die Dorf- 
leute ſämmtlich u. alle ihre Nachkommen v. 10 zu 10 Jahren neu bejchwören. 
W. v. Hochftetten ib. V. 468: alle Einwohner follen das Weisth. geloben u. 
ſchwören u. ed ſoll dreimal jährlich verlefen werden. 

2) So foll in die Gemeinde Töß Niemand angenommen werden, er gelobe 
denn zuvor, bie vereinbarten Artikel zu halten; Grimm I. 128. Den Hofrodel 
v. Einfiedel foll jeder Knabe über 14 Jahr, der im bezirk sitzt, befchwören, ib. 
IV. 349. Das Recht des freien Amts Willifau beſchwört jeder Einzögling u. 
wird des Eides ledig, wenn er audzieht, ib, 386, 
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daß er niemald einen unvereidigten Gemeinsnmmn zulaßen werdet!). So 
wenig aljo beitand die objektive Rechtsordnung durch ſich ſelbſt außer und 
über ihren perfönlichen Trägern, daß ihr ein längerer Beftand nur durch um- 
ftändlihe Mafregeln zu fichern fchien, welche die eidliche Anerkennung durch 
jedes etwa Fünftig in ihre Sphäre tretende Individuum im Voraus zu er- 
zwingen bemüht waren. 

Sn gleicher Weife vereinigte das für eine Gejammtheit von einem Herrn 
gegebene Recht, foweit ein ſolches einfeitig vorfam, den Charafter ber 
legislativen Verordnung und ber dispofitiven Verfügung. Herrſchaftliche An- 
ordnungen, die in Kolge höherer oder niederer Banngewalt unter Straf. 
androhung erlaßen wurden, pflegten in berjelben Form von Gebot und Ber« 
bot, Befehl und Erlaß, Verfügung und Sagung eine beftändige Norm für 
beftimmte Lebensverhältnige aufzuftellen und ein einzelnes Macht» oder Ver— 
mögensrecht des Herrn auszuüben; es jchien die Anwendung desſelben Heeres-, 
Gerichts- oder Wildbannd zu fein, wenn eine Verordnung über die Heeres» 
pflicht und Heereszucht, über den Procefgang oder über die Jagdpolizei erlaßen, 
und wenn der Heereöbann für einen bejtimmten Fall aufgeboten, ein gebotenes 
Ding angefagt, Gehorfam gegen einen Beamten befohlen, ein herrjchaftlicher 
Wald in Bann gelegt warb 2). Ebenſo waren die Privilegien, deren Er- 
theilung jedem höheren oder niederen Herrn injoweit zuftand, ald er darin von 
feiner eignen Machtfülle an eine Gefammtheit abgab, in völliger Ungejchieden- 
heit die Quellen von Geſetz und Befugniß; dasjelbe Privileg verlich einer Ge- 
meinde ein beſtimmtes Verfaßungsgeſetz, beitimmte Proceßnormen und be 
ftimmte Erbredhtögrundfäße, und das Eigenthum an einem Walde, ein Nußungs- 
recht am Herrengut und die Befreiung von Grundzinfen und Zöllen; ja gerade 
die Privilegien fpiegelten bis aufwärts zu denen des Kaijerd und der Randes- 
herrn die Miſchung des objektiven und des jubjeftiven Rechts bis in die neueite 
Zeit am treueften wieder). Wenn aber ſeit dem Ende des 15ten Jahrh. 


u) W. v. Niederflördheim v. 1374 b. Grimm I 635: Schultheiß u. Go 
meinde fir fich u. ihre Nachkommen erkennen die Deffnung an ($ 1), globen auch 
vor uns u. unser nachkommen samenthaft u. besunder (8 2), u. befhwören am 
Schluß nit nur das Ganze noch einmal (S. 636), fondern geloben auch (S. 637): 
daz wir nieman von armen luden by uns u. unser gemeinde laissen sesshaftig 
sin, er globe danne dise vorg. artikel alle feste u. stede zu halten in guten 
truwen u. swere dan zu den heiligen als wir getan han. 

2) Es war died bid aufwärts zu den königlichen Verordnungen ber Ball, wie 
namentlich auch die fränkiſchen Kapitularien zeigen. 

#3) Bol. bef. unten $ 25 über die Stadtprivilegien. Auch bei der fagenhaften 
Zurüdführung alter Sapungen auf Karl d. Gr., Otto I o. Friedrich I (vgl. Stobbe 
a. a. D. 269f. u. 356 f.; Richthofen 28. 127f. 439; auch oben $ 16 N. 26) 
ftellte man ji immer ein Privileg vor, durch welches der Kaifer zur Belohnung, 
auch wol gegen Bezahlung o. beftimmte ihm geleiftete Dienfte an ein beſtimmtes 
Subjekt (die Gefammtheit, das Bolt, die Stabt u. f. m.) beftimmte fubjeftive Be- 


470 Genofenfchaft und Geſammtrecht. 


bisweilen auch in ländlichen Kreifen „obrigfeitlihe Drdnungen” im rein objef- 
tiven Sinne erlaßen wurden), jo bebeutete das eben ſchon den Eintritt eines 
neuen Gedankens in das ländliche Recht. 

Erfolgte eine gemeinjame Nechtöfeititellung oder Rechtöbegründung 
durch den Herrn und die ihm unterworfene Gejammtheit, jo war am wenig: 
ftend von einer Unterfheidung der darin enthaltenen autonomijhen und dis— 
pofitiven Momente die Rede. Vielmehr nahm ein folder Rechtsakt einerjeits 
den gejammten Eonfreten Inhalt der gegenfeitigen Befugnige und Pflichten 
in Satzungsform auf und lieg fie an dem nie ganz mangelnden legislativen 
Charakter der Feftjtellung Theil nehmen. Andrerſeits aber wurde der ge- 
fammte Rechtszuſtand und mit ihm das den betreffenden Berband beherrichende 
objektive Recht mehr oder minder der Vertragsauffagung unterworfen, Auch 
die Saßungen daher wurden als Ausflug und Gegenftand von Berträgen, 
„Kontraften”, Uebereinkommen, Vereinbarungen und Bergleichen 2), jowie in 
Streitfällen von Kompromiffen, Schiedsſprüchen, Sühnen und Urteln*) ge- 


fugniße, Freiheiten, Vorrechte u. ſ. w. verliehen haben follte; dazu gehörte dann 
aber auch die Geltung eined befonderen Verfaßungs- und Privatrehtd. — Aus den 
Weisth. vgl. W. v. Engwil b. Grimm I. 234, wo ſich das Dorfrecht zufammen- 
fegt: 1) aus den fryheiten, rechten u. gnaden, so ein h. v. Costanz denen freyen 
Engwilern geben u. gethan hat (e3 folgen Beftimmungen über freie Berehelichung, 
Zollfreiheit, Erbrecht, Gericht, Zwing, Bann, Frevel u. Freizügigkeit); 2) aus den 
Freiheiten, so dieselben Engkwiler under in selbs gemacht haben (®orfaufs- 
recht der Genofen, Verbot der Ladung vor auswärtige Gerichte); 3) aus ben rech- 
ten, die ein h. v. C. zu den freyen hat (Dienfte u. Abgaben). 

#) 3.8. b. Grimm I. 442. 111. 673. IV. 524—527,. V. 266. 268. 275f. 

») 3, B. Grimm I. 2: tegedingen .. mit der gnöszami, 29f.: ueber- 
einkommen bes Klofters, der Vögte u. der gemeinden. 38—42. 56: mit ganzer 
gemeind. 109: vertrag. 153 $ 7: so ist ein herr v. E. u. die waltlüt in 
güetigkeit verkomen u. sölichs vereint worden. 156 $ 22. 159 $ 37 u. dazu 
$ 19. 115: mit gemeinen gotzhuslüten vereint. 116: abgeredt, 247: hand 
si sich ouch geaint. 638: zu halten gütlich mitenandern ains geworden. 
II. 447: vertrag. 667. 688. 690. III. 143: de holtrichter myt den sempt- 
licken buren syt overdragen. 871: avergedragen. IV. 51. 121. 158: do dis 
überein getragen wart. 221: die herren v. L. u. die hueber gemeinlichen 
‚.mit einander uber eins komen. 409: mit einandern .. ains worden. 416 
8 62. 455. 611: ein Sendweisthum als contrackt, offgericht zwifchen Prior u. 
Konvent, Pfarrer u. 3 Gemeinden, V. 121: Abt u. die. . gemain insessen u. 
gerichtsgenossen . . mit ainandern ingangen u. überkomen. 125. 130: bie 
Herrn mit gemeinlich al ir vogtlüten. 157. 164 $ 3. 167 $ 32. 223 8 7. 262. 
292. 325. Kindlinger, M. 8. II, 2. 363. 

6) Bol. z.B. Grimm, W. I. 63—71. 789-796. III. 643 f, 890. 893, 
IV. 522 (1289). 794 $ 20. V. 135. Richthofen 138f.: Compositio v. 1253 
zwifchen Bifchof u. Kapitel et gentem Brocmannorum. 1276 ib. 140f. 1424 
ib. 312f.: zwifchen Probft ende de gemene meente geseten in de provestye. 
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dacht und behandelt; und es wurden ber Herr oder die verichietenen Herrn 
mit ihren Beamten einerjeitd, die gemeinen Genofen, das Volk oder die Ge- 
meinde andrerjeitd bei der Abfaßung des Weisthums einander durchaus als 
Vertrags und GStreittheile gegenübergeftellt). Ia die Bertragsauffagung 
herrſchte oft bis zu einem ſolchen Grade vor, daß bei der Feftjegung des Dorf- 
rechts nicht nur Mandatare der Geſammtheit, jondern ſelbſt Specialbevollmäd- 
tigte einzelner abwejender Gemeindeglieder auftraten); daß der Feftftellung 
und Aufzeihnung des Weisthums beiderfeitiges Verſprechen und Gelöbnif, 
Befiegelung und Unterjchrift, jowie die Ausfertigung mehrerer Urkunden für 
die betheiligten Herrn und Gejammtheiten folgten); daß durch bejondere 
Klaujeln die Erben und Nahfommen gebunden und fünftige Abänderungen 
erjhwert wurdend%); daß bei einem Wechſel in der Herrihaft ein förmlicher 
Erneuerungdvertrag zwifchen der Geſammtheit und dem neuen Herrn ftatt« 


*) Grimm I. 156 $ 19: der Herr, ber Vogt u. bie Waldleute gemeinlich der 
Waldſtatt Einfideln Fönnen nur gemeinfam fepen, das die dry teil angange; eine 
Sapung, die dehein odg. teil äne den andern machete, ijt in ſolchem Falle Eraft- 
los. 1b. 463: die herrn u. gemeindt yetwedder seite. 633—641: Schultheiß einer- 
feits, gemain hoffgnossen u. mayer der andern site. IV. 119: Bertrag zwijchen 
Abt u. Kapitel eineörheild u. den hubern u. mentagern des dinghoffes ander 
site. V. 157: beider partien. 172: gemain hofgenossen u. hofjungern an 
andern tail. Vgl. N. 48—50, 

#) W. v. 1467 b. Grimm 111. 335: in der Form eines feierlichen für fie u. 
die Erben bindenden Bertrages ftelen ber Bertreter des Landgrafen u. benannte 
Männer, mechtlich von er u. erer meddewoner wegen, ihr gegenfeitiges Recht 
fejt. U. waren die menner alle gemeynlich geynwertig des gen. dorfis, usge- 
scheiden zwene, die von alders u. krankheit wegen nicht mochten geyn- 
wertig komen; .. do waren Happel der alte u. Gerart von alders u. krang- 
heit persohnlich daheime u. dorch die anderen doch mechtlich geynwertig. Das 
W. v. Dachſen ib. I. 108 ift ein Uebereinfommen des Gerichtsherrn eineötheild u. 
6 Männer, alle sechs als vonn wegen u. in namen einer gantzen gemain 
hierzu verordnet vollmechtig anwälti, andersteils, V. 311 $ 12: die Gemeinde» 
bevollmächtigten verbinden durch einen Vergleich mit dem Herrn kraft der macht 
u. gewalt, welche die leute alle an fie gefegt haben, die vorg. gemeinde die 
itzunt stund u. hernach koment. 

49) Bol. 3. B. Grimm I. 171—173 (1421): Iunfer u. die genossen ge- 
meinlich .. zem andern teil vereinbaren den Rodel, geloben fich gegenjeitig feine 
Beobachtung, befiegeln ihn u. erhalten jeder eine Ausfertigung. 730. II. 802. III. 
35 $ 21: 4 Abfchriften des vestingboekes, beren je eine beim Droften, dem ger 
richtseingefeßenen Adel, den semptlichen vestgenoiten u. dem Richter liegen foll. 
Ib. 884 - 886. 

s) Grimm III. 208 u. 212: semplike erfexen u. guitherrn u. ber Holz- 
richter legen Irrungen durch einen Vertrag bei, den fie beiderseits vor sich, ire 
erven u. nachkomen jhliefen u. unabänderlich zu halten verſprechen. Vgl. ib. 
175 8 20 u. 21. III. 338 un. V. 310 in N. 32, 
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fanddt), In allen dieſen Punkten ſteigerte ſich das Uebergewicht der Ver— 
tragsauffaßung in demjelben Grade, in welchem die in Betracht fommenden 
Faktoren fich als jelbjtändige politiiche Mächte abjchloßen, jo daß endlich viel- 
fach die gemeinfamen Rechtöfejtjegungen ehemals vwerbundener Gefammtheiten 
und Herren ſich vollitändig in ein Syitem völferrechtlicher Verträge über ein- 
zelne Punkte auflöften ®®). 

Snöbefondere endlih trat bei einer bewußten Abänderung des be 
ftehenden Rechtes die Vermiſchung von Geje und Befugniß hervor, indem 
einerjeitd auch die Umgeftaltung der Rechtsverhältniße an den autonomifchen 
Elementen der Weisthümer und Beliebungen Theil nahm, andrerfeits auch die 
Aenderung des objektiven Rechts als eine Verfügung über Befugnife und 
Pflichten, ald eine „Mehrung oder Minderung” des ſubjektiven Beſitzthums 
Eontreter Perfonen erjhien. Was eine Gefammtheit fich jelbft geſetzt hatte, 
fonnte fie in derfelben Form auf ihren echten Dingen widerrufen oder ab» 
ändernd?). Seine einjeitigen Anordnungen Fonnte der Herr einjeitig zurück- 
nehmen oder modificiren®‘). Den Hauptinhalt der Weisthümer aber konnten 
nur Herr und Gejfammtheit in Gemeinſchaft umgeftalten). Dann war es 
Genofenpflicht, nicht ohne den Herrn, und Herrenpflicht, nicht ohne die Ge- 


5) 1343 b. Grimm V. 85— 87: bie Abtei Zürich Hat den Zwing- u. Keln- 
bof Boswil verfauftz alle genozen . . erteilen mit offenlich gesamnoter u. ge- 
vallener urtheil gemeinlich uf den eid . . des hofs recht u. gewonheit, wie 
es biöher Abtei, Kelhof, Huber u. Genofen mitsament gehabt baten; ganz ebenfo 
fol es num nad) gemeiner Webereinfunft auch mit dem neuen Herrn, feinen Nach— 
fommen u. Erben auf ewig ftät u. feſt bleiben. Vgl. ib. III. 819, 

52) So war ed zum großen Theil im Verhältnig von Kaifer u. Reichsftänden; 
fo im Berhältniß von Landesherrn u. Landſtänden; fo überall, wo Städte mit andern 
Städten, Ländern, Fürften o. Herrn fich über gemeinfame Satungen verftändigten; 
fo aber auch bei den Bereinbarungen benachbarter fFriefifcher Landesgemeinden über 
beftimmte Punkte des objektiven Rechts Richthofen 135 f. 298 f. 311 F. 315 f.: 
doe verdroeghen de stat ende de lande aldus dese punten. 324. 334 f.; vgl. 
auch Th. I. 521 N. 26) u. f. w. 

5 W. v. Romainmotier v. 1267 b. Grimm IV. 458 8 26: si aliqua in- 
novanda fuerint aut mutanda in consuetudinibus supradictis, in generali 
placito de communi consilio innoventur aut mutentur. W. der Bibrauer M. 
v. 1385 ib. I. 512: wir wysen die mark vur ein recht haimgerede; wess sie 
zu rade worden u. gebot mechten, fugete is in nit, sie mochtens minnern 
o. meren. Dieburger M. 1429 ib. IV. 536: alle Märker widerrufen einmuthig u. 
mit lauter Stimme alle Briefe u. Inftrumente, die fie vormald gemacht hatten. 
Vgl. oben N. 36. 

4) Bol. 3. B. Grimm IV. 527 $ 32 (1434). V. 263 (1497). 268 $ 29 
(1475); aus fpäterer Zeit ib. I. 479. IV. 606 a. €. 622 a. €. V. 648; unent- 
jchieden bleibt 1452 ib, I. 520 in Obernrade, ob die Stabt Frankfurt als Grund- 
herr die wysunge zu myndern u. zu meren habe? 

55) Bol. oben $ 16 N. 61—65, 


$ 17. Der Begriff bed Rechts und das alte Genoßenſchaftsweſen. 473 


meinde das Recht zu mindern und zu mehren, einen neuen Nobel zu jeßen 
und zu ordnen, ein Gebot oder eine Neuerung zu machen’). Bielmehr follte 
nur mit gemeinem Willen des Herrn und der Gemeinde die Deffnung ge- 
ändert werbend?), wobei dann wieder ein ſolcher gemeinfchaftlicher Akt zum 
Theil ald eine autonomijche Satung, jei es nun als beitätigte Küred®), ſei es 
als bewilligted Herrengebot 59), fei es als doppeljeitige Gejeßgebung®®), aufge- 
faßt ward, in überwiegendem Maße jedoch als ein mehrender oder mindernder 
Abänderungsvertrag älterer Vereinbarungen erfchien®!). Während daher mit- 
unter eine Neuerung unter abſtrakten Gefichtspunften getroffen wardẽ?), war 
ed weit gewöhnlicher, dabei nur an den Verluft oder Erwerb von Befugnißen 
und an die Uebernahme oder Abjchüttelung von Pflichten zu denfen. Man 
faßte alfo beijpielsweife die Verlegung oder Zufammenziehung der altherfümm- 

56) Randger. v. Grombad 1496 b. Grimm III. 407: dass die.. gerichts- 
herrn kein neuen gebott noch neuerung sollen machen ohne wissen u. willen 
des lantvolks.. Auch so soll das gericht mit samt dem landvolk kein andere 
gebot noch neuerung machen ohne wissen u. willen der gerichtsherrn. Vgl. 
ib. I. 162. 404. H. 497. III. 200. 644, 867 8 14, IV. 327 $ 21. 616 $ 15. V, 
119 $ 12. 293. 551 8 9. 

57) W. v. Ridenbah v. 1495 6. Grimm I. 216: würbe es nöthig, dise off- 
nung ze bessern o. ze mindern, das sol beschechen mit ains h. v. s. Gallen 
u. dero gemaindt v. R. gunst wüssen u. willen. Ebenfo 1469 ib. 328. Aehnlich 
V. 210 $ 6: etwas in diser offnung ze mindern, ze meren, o. ze endern ald 
mer darzuo ze sezen. ®gl. IV. 502 8 8. 

e6) 3.8. 1424 b. Grimm V. 71: weil ber frühere Rodel nicht ausreicht, 
8o haben wir gnossen gemeinlich mit rat wissen u. wüllen des .. twingherren 
desselben hofs die nachg. rechtung u. stock harzuo gesetzt u. geordnet. Ib. 293: 
die gemeinde desselben dorfes fann mit Erlaubniß bed Herrn gebot, ordnunge o. 
gesetze thuen u. machen. 551 $ 9: einung. gl. ib. 119 8 12. 

5) Grimm III. 200: bodt u, verbodt.. mit der semptlichen erffexen 
vulbordt u. verwilgunge. gl. ib. I. 209. 223. V. 125. 130 $ 48. 173 8 3. 
176 $ 10. 178 $ 27. 623 8 3. 

), Grimm IV. 574 (1324): auch sol nieman kein new recht machen im 
Ringkau, es si dan da unser her, man, burgman o. dinstman u. hofesman, u 
das sol auch gescheen uf dem landtag. Ib. 731: dise.. einunge u. satzunge ist 
gemacht u. gesazt worden mit willen des abt. u. der gantzen gemein. II. 497: 
gebot u. verbot sollen geschehen von wegen der herren.. und der gemeyn- 
den. III. 818. 

6) Grimm I. 111: wir H. B. brobst u. gantz capitel mit gemeinen 
unsers gotzhus lüten unns mit einandern geeint, in ber alten Deffnung Br 
Artikel zu Ändern u. hinfürder das Folgende zu halten. Vgl. N. 63. 

62) En wenn 1404 in Rnterlafen die gemeinen Gotteshausleute vor Probft u. 
Kapitel das alte Recht dahin ändern, daß von nun an Muttermagen gleich den 
Batermagen erben follen, u. dies nlwe gesetzde, weil ed götlicher u. gemeiner als 
das alte fei, beftätigt wirb, 
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lichen Gerichtstage ald ein Paltiren des Gerichtsherrn und der Gerichtäge- 
meinde über ihre heiberfeitigen darauf hezüglichen Rechte und Pflichten auf, 
jo daß dabei der Herr auf feine bisherigen Befugniße verzichtet, die Gemeinde 
dafür neue Pflichten vertragsmäßig übernimmt und z. B. bei einer Zujammen- 
ziehung vier jährlicher Dinge in Eines fich in der Form eined Vertragsver— 
ſprechens verbindlih macht, für etwaige Verſäumniß diefes Einen Dinges in 
Zufunft ebenjo viel verwirfen zu wollen, als bisher die Buße für die Ver- 
ſäumniß aller vier Gerichtötage betragen haben würbe®°), 

Wenn nun aber jo alle Unvolllommenheiten der älteren deutichen Rechtd- 
idee im Bereiche des alten Genoßenſchaftsweſens mit Zähigkeit hafteten: jo 
waren auch ihre eigenthümlichen Borzüge bier auf das Kräftigfte ausgeprägt. 
Es bedarf zum Beweije deſſen nur der Erinnerung an das, was und im 
Großen und im Kleinen überall begegnet ift. Wir fanten überall das öffent: 
liche Recht als gleichartigen Beftandtheil des Einen Rechtes anerkannt, geſchützt 
und mit Grzwingbarfeit ausgerüſtet; wir fanden jeder öffentlichen und privaten 
Befugniß in ihr felbft und ſchon ihrem Begriff nach eine Schranke gejeßt; 
wir fanden die Idee der inneren Einheit von Recht und Pflicht und ihrer 
gegenfeitigen Bemeßung nad einander bis ins Kleinfte durchgeführt; wir 
fanden Harmonie des Nechtes mit den Äußeren Lebenöverhältnigen und mit 
den fittlihen Begriffen, lebendiges Rechtsbewußtſein und ſchöpferiſche Rechts 
bildungsfraft im Volke, fowie an Stelle des fehlenden Syſtems ein fich ſelber 
tragendes organijches Gefüge. 

Die Abftreifung ihrer alten Unvolffommenheiten fonnte die deutſche Rechts— 
idee nur im Zujammenhange mit der Erhebung der Allgemeinperfönlichkeit 
über ihre finnlichen Träger vollziehen. Wir werden daher diefen Fortſchritt 
zuerft im Kreife des Stadtrecht, demnächſt auch in den Ländern fi) anbahnen, 
zulegt aber im Großen nicht ohne Zuhülfenahme fremder Staats- und Rechts— 


) Grimm I. 679 8 2: die bisherigen 3 Dinge in Boffisheim werden mit 
der Aebtiffin u. mit der Huber Willen auf 4 Donnerötage im Jahr gelegt. W. v. 
Hohenfrankenheim I. 742 u. V. 723: seind meyer u. huber überein khomen, 
dass die drey ding uff s. Michelstag zusammengeleit sint. Gleiches haben die 
huber gemeinlich erkant in Kleinfranfenheim I. 745; erbitten u. erlangen fie IV. 
180 u. 182, W. v. Bühl ib. 124: in dem jor 1442.. sint die huber mit 
einem keller einhellenklich zerat worden u. hant usz den drien gedingen eins 
gemachet u. hant das erste u. hinderste abgelossen. Also das von dishin 
öweklich alle jor sol gedings tag u. geding sin uff den obg. sunnentag, in 
aller massen u. rechten, als ob das selb geding drü geding wören; .. das 
sol alles dryveltig sin uff dem gedingstag, als ob das drü geding beschehen 
wäre. W. v. Lohmar ib. III. 24: dieweilen die herren von Bonn den hoffs- 
leuthen von vier dinklichen tagen drey nachgelassen, hat der lehenman be- 
willigt, uff den einen .. als vill zu verwircken .. als wan einer viermal aus- 
bleiben wurd. 
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begriffe fich vollziehen jehen. Im Folge hiervon mußte der Fortſchritt mit 
zeitweiliger Verdunkelung der eigenften nationalen Grundanjhauungen und 
zum Theil mit der Zerftörung ihrer lichteften Vorzüge bezahlt werden. Allein 
dem aufmerfjamen Beobachter wird nicht entgehen, daß gerade in neuefter Zeit 
die urfprüngliche Anlage unferes Rechtes fih innerhalb der davon unberührt 
bleibenden modernen Errungenschaften wiedernm Bahn bricht und jene jelben 
Keime fortentfaltet, welche die ländlichen Weisthümer jo unentwidelt und doch 
fo treu bewahrten. Darauf beruht die Hoffnung, daß wir nicht definitiv den 
Staatsgedanken mit dem Untergange der Rechtenatur des öffentlichen Rechts, 
den Gejeßesbegriff mit dem Verluft der Harmonie von Geſetz und Freiheit, 
die Selbftändigkeit des Privatrechts mit dem Siege des Subjektivismus, die 
Trennung von Recht und Moral mit der Zerftörung der dem Rechte imma- 
nenten Sittlichkeit, die fchärfere Zerlegung der Nechtöverhältnige mit der Zer- 
reißung des organischen Zufammenhangs von Recht und Pflicht, die Wißen— 
Schaft und das Syftem mit ber Abdrängung des Volkes vom Recht und mit 
dem Zwiefpalt zwijchen Recht und Leben erfauft haben werden. 


8. 18. Willend- und Handblungsfähigkeit der Gefammtheit. 

A. Der Wille ift im Gebiet des Rechts die Seele der Perjönlichkeit. 
Wie daher alle Eigenthümlichkeiten des deutſchen Perfonenbegriffs in der Be— 
jonderheit des germaniſchen Willensbegriffes wurzelten, jo entiprach insbefondere 
der alten Vorftellung vom Weſen der Gejammtheiten eine analoge Borftellung 
des Geſammtwillens. 

Das ältere deutjche Recht kannte weder einen für fich ſeienden abftraften 
Sndividualwillen, noch einen für fich ſeienden abftraften Allgemeinwillen: es 
fannte nur den Einen, die Momente der Befonderheit und der Allgemeinheit 
in einander jchmelzenden fittlich-gebundenen Zotalwillen. Einerſeits daher gab 
es Fein abgejchloßenes Gebiet, in dem der Einzelwille ſouverän gewefen wäre, 
jondern irgendwie wurde diejer immer zugleich ald das abhängige Glied einer 
höheren Willensordnung vorgeftellt. Andrerſeits aber eriftirte die höhere 
Willensordnung nirgend in einer von ihren individuellen Trägern abgelöjten 
Sphäre, jondern manifeftirte fi) überall als der fonfrete Totalwille eines 
fihtbaren Herrn oder einer ſichtbaren Gejammtheit. 

Daß alle Inhaber herrſchaftlicher, ſei es öffentlicher ſei es eigner 
Gewalt von dem Kaifer und den Landesherrn bis zu Grafen, Vögten und 
Grundherrn die Träger eines perſönlichen Herrenwillens, in dem fid 
Gemeinheitliches und Individuelles untrennbar verband, nicht aber die Drgane 
eines abjtraften Stantswillens oder eines anderen öffentlichen Allgemeinwillens 
waren, bedarf hier Feiner näheren Darlegung mehr. Eine wichtige Folge hier- 
von war, daß auch bei ihrer Willensvertretung die Hebertragung von indivi- 
duellem und von öffentlichem Willen, die privatrechtliche Stellvertretung und 
das Öffentliche Amt von einander nicht geſchieden wurden; daß vielmehr jeber 


476 Genoßenſchaft und Gefammtredt. 


Stellvertreter oder Beamte ein Stück der herrfchaftlichen Willensmacht in fich 
trug, ohne daß fich innerlich oder Auferlich hierbei trennen ließ, ob und wie 
weit er mit fremdem inzelwillen begabt, ob und wie weit er zum Organ 
eined den ganzen Verband durchdringenden und einheitlich bejeelenden öffent- 
lichen Willens berufen war. So ragte eine höhere Willensordnung in alle 
Lebenöfreife ded Volkes hinein: aber fie fam lediglich ald der konkrete Wille 
ber fichtbaren Herrn und ihrer fichtbaren Vertreter zur Erjcheinung. 

Soweit umgekehrt dad Genoßenſchaftsrecht reichte, war e8 der Ge- 
fammtwille, in welchem ſich die den Einzelwillen bindende und bejchrän- 
fende höhere Willendordnung offenbart. Auch der Gejammtwille aber war 
der Wille eines konkreten und fichtbaren Subjekts. Er war zwar nicht bie 
bloße Summe vieler jelbjtändiger Einzelwillen: er war aber ebenjowenig ber 
Mille einer von ihren Trägern abgelöften abftraften Einheit. Vielmehr war 
er der Wille der in greifbarer Weiſe zugleich viellöpfigen und einheitlichen 
Berfammlung. Er £fonnte daher ſchon äußerlich fo gut ein Wille der Gejanmt- 
heit oder der Gemeinde), wie ein gemeiner Wille Aller oder ein vereinigter 
Wille der Genofen?) genannt werben. 

Unter diefen Umftänden waren die Willensafte der verfammelten Gemeinde 
weder rein forporative Gemeindebeſchlüße noch bloße vertragsmäßige Willens- 
vereinigungen, fondern trugen ben Keim und die Möglichkeit von Beidem 
in fi. 

Einerſeits war ed nicht eine Summe für fih einen ijolirten Willen 
faßender und ausjprechender Individuen, welche den Gemeindewillen zu Stande 
brachte. Vielmehr war es die zur Einheit verbundene Genofengefammtheit, 
welche unter ihren rechtmäßigen Vorftänden an rechter Stätte und zu rechter 
Zeit in georbneter Weife fih Eines Willens bewußt ward und biejen durch 
Einen Geſammtakt ald ihren einheitlichen Beſchluß erklärte. Und ein folder 


) Z. B. Kaltenbäd J. 172 $ 4, 223 $ 31 u. Grimm, W. I. 404 u. IV. 
277 $ 3: mit der gemaind willen. Ib. V. 623 $ 3: mit der gemeind wissen u. 
willen. III. 548 u. 824: mit der gemeinde rath. IV. 731, 767 $ 5, V. 5588 12: 
mit willen der gantzen gemeind. I. 35, 261, 324, 333: mit der gepursami willen. 
IV. 299 8 6: mit der gepursami rath. Richthofen 538: universitas voluit. Ib. 
460: buta der meente rede. 518: by der mene meente rede. 405: hit ne se dat 
al dioe meente anders hlya wil. U. ſ. w. 

2) So in ganz gleihem Sinne wie in ben in N. 1 angef. Stellen 1303 b. 
Kindlinger, M. B. I, 2. 800: communi omnium commarchionum voluntate et 
arbitrio. Günther II. 295: communi omnium consilio. Grimm I. 434: zu 
allem irem willen. I. 431: myt gemeynem rat. I. 575, III, 321, 322, IV. 563 $ 
3: mit willen der mergker. I. 414: mit der marglüt wissen u. willen. I. 279, 
III. 656 u. 683: nach willen der nachburen. I. 331, 336, 365: mit der geburen 
rat u, willen. Ib. 687: mit der burger wissen u. willen Ib. 193: mit wissen 
u. willen der vogtlüde, II. 394: lehenleute, III. 8 u. 10: hoifslude, ib. 325: lant- 
lude, IV. 58: huober. III. 659: mit unserm willen. U. f. w. 
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Beſchluß band auch die Abwefenden?), unterwarf fi) die widerftrebenden Einzel- 
willen, und beanſpruchte nicht blos bei den gegenwärtigen, fondern auch bei 
allen fünftigen Gemeindegliedern Geltung. 

Andrerjeits jedoch blieb jeder Willensaft der Verſammlung zulegt immer 
ein zujammengejeßter Willensaft der Verfammelten. Auch einen wirklichen 
Gemeindebeſchluß daher Fonnte man als das Refultat einer vertragsmäßigen 
Willensvereinigung Aller, einer einhelligen Uebereinfunft der Genoßen unter 
einander, einer von Jedem genehmigten und beihwornen Vereinbarung be- 
traten und behandeln®)., Die Bindung Fünftiger Gemeindeglieder mochte 
man dann theils aus ihrer Stellung ald Erben der jeßigen, ‚theild aus der 
von dem neu eintretenden Genoßen abgegebenen und beſchworenen Beitritts- 
erklärung berleiten®). Abwejende mochten, foweit der allgemeinen Dingpflicht 
gegenüber ihre Abwejenheit entjhuldbar war, durch Bevollmächtigte vertreten 
oder zu nacdhträglicher Zuftimmung veranlaßt werden‘). Den Widerſpruch 
Einzelner endlich juchte man, wie ſich bald zeigen wird, ſchon wor ber Be 
ſchlußfaßung zu befeitigen, damit der Beſchluß jelbft den übereinftimmenden 
Willen Aller, den communis omnium consensus, in fi) enthalte. 

So wurde man fich des fpecifiichen Unterjchiedes zwiſchen Gemeindebe- 
ſchluß und gemeinfamer Willensvereinigung in feiner Weife bewußt. Man 
empfand darin nicht die Willensakte verjchiedener Subjekte, ſondern den mehr 
oder minder einigen und gemeinen Willensaft derjelben Gejammtheit. Man 
ſchied nit die freiwillige Selbitbindung der bis dahin ungebundenen Ein- 
zelwillen und die rechtönothwendige Willensbindung der Glieder durch den 
Willensentſchluß einer höheren Gejammtmadt, jondern jah hierin nur bie 
mehr oder minder hervortretente Macht der bejonderen oder der gemeinſchaft— 
lichen Redtsiphäre. Allerdings daher ftanden durch das konkrete Verbands . 


3) Grimm I. 513 (1335): zum rechten Sahrgeding bedarf e8 Feiner Ladung; 

wers aber sache, das nymant me dar qweme dan dry mercker, der eine mochte 
die andern zwene bestedigen (d. h. zu Meifter u. Vogt wählen u. einjeten). Ib. 
420: wan ein heimburg der merteil zwolff (die Mehrheit der Zwölfer) hat, so 
mag er wol richten, inmassen als obe er daz ganze gericht hette, u. sol das 
crafft u. macht haben. 1496 ib. IV. 356: in bywässentz der merteil tallüte, 
Küren der DOfter- u. Wefterhemmerife v. 1336 b. Richtbofen 520 $ 2: wan die 
oldermans buersprake beden laten, foll Jeder bei Strafe erfcheinen; ende wann- 
eer dat sie soeven bueren hebben, so moegen sie cluften; ende wes die meren 
deel der buren overdragen, die to buersprake komen, dat salmen stede vast 
holden. 
* Bol. oben $ I N. 180: ain gantze gemain uberains worden; $ 16 N. 
2: fie komen by einander, um mit eynander zu sprechen; $ 17 N. 34—37; 
auch $ 16 N. 8—12 u. 15. 

5) Bol. oben 8 17 N. 33—41. 

6) Bol. oben $ 1TN. 48, 
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recht für. die verſchiedenen Einzelbeziehungen verſchiedene Rechtsregeln feft, welche 
hier das einheitliche und dort das vielheitlihe Moment des Gejammtwillens 
zur Geltung brachten, den fehlenden oder abweichenden Einzelwillen hier zur 
Unterwerfung zwangen und dort als unantaftbar berüdjichtigten; allein diefe 
Regeln floßen nur aus der dem Grade nad ungleidhen Intenfivität der ge- 
noßenſchaftlichen Verbindung, aus der ftärferen Zufammenfaßung des Rechts 
Aller zu einem die Sonderredhte abjorbirenden Geſammtrecht oder dem jelb- 
ftändigen Fortbeftande der Sonderrechte innerhalb der Gemeinjchaft. Und über- 
dies bezogen alle jolche Regeln fi hauptjächlic nur auf die Mittel und Wege zur 
Erzielung eines Gefammtwillens, der zulegt immer als der zugleich einige und 
gemeine Wille der fihtbaren Genofenverfammlung in greifbarer Geftalt zur 
Erſcheinung Fam. 

Nichts kann für dies Alles bezeichnender jein, ald die eigenthümliche Art 
und Weije, in welcher zuerft das Majoritätsprincip Eingang und Ver— 
breitung fand. 

Ganz allgemein ftand im Mittelalter für alle genoßenſchaftliche Ange 
legenheiten, welche nicht die feiten Sonderrechte der Einzelnen berührten, Die 
Geltung des Stimmenmehrs feſt, während Bejchlüße, die in die Sonder- 
rechte eingriffen, mit Ginftimmigfeit gefaßt werden mußten. Mit ber 
mehren Hand wurden Urtel und Weisthümer gefunden”), mit dem mehren 
Theil wurden Wahlen vollzogen®), mit Stimmenmehrheit wurden Ginungen 
und Gebote aufgeridhtet?), durch Mehrheitsbefchlüße jollte in allen das Ge- 

7) Url. v.1253 b. &acomblet II. 249: dieimus, generalem esse consuetudinem 
terre et civitatum, quod minor pars sequatur majorem in sententis. W. v. 
1458 6b. Grimm I, 257: die Deffnung des Gerichtd wird mit der meren hand 
anerkannt. Vgl. ib. 373. 389. 713. II. S24. 1341 ib. 361 f.: mehrere Urtel werben 
gefunden mit der meysten menge der scheffen u. der lantlude. 558: mehrteil 
der scheffen. IV. 200: wer daz merteill huber mit ir urtel an im hat, der 
hat daz recht gewonnen. 270. V. 109. 690 $ 63. SKaltenbäd I 553 8 9. 
Lappenberg, Werth. ©. 188 $ 16. Graf u. Dietherr, Rechtsſpr. 414 f. 
Nr. 124—130. 

®, Grimm I. 239 $ 1 (14. 3.): Keller wird, uff welhen dz meist gefellet. 
279: der amman wird gewählt mit der mehren hand. Ebenfo ib. 76 $ 11 ber 
Meibel mit der meren hande; auch 228. 1347 ib. 35: Förfterwahl mit Mehrheit. 
Vgl. ib. 5. 35. 513. III. 411. 415 $ 2. 559 (1424): heimburger .. wen die 
gemeinde koset o. der merer theil unter ihne. 1400 ib. IV. 279 $ 2: die 
husgenossen wählen ben Weibel mit der meren hant. Ib. 324 $ 7 (vor 1346): 
lucarius... eligi debet a majori parte... et qui aflectat eligi, non habet vocem 
in electione. 365 $ 3: bie Vierer werden gefegt mit der meren hand der ge- 
bursami. 394 $ 16: man soll einen amptman in dem freyenampt wellen u. 
verlieren mit der meren hand der genossen. 

®, Grimm I 645 (1378): die gepurschaft alle oder ir merer teil... setzent 
‚ „ einung. 257, 389. III. 361. 645. IV. 277 (14 3.): fein Bann, es sige denn 
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meindevermögen oder dad Gemeindewohl berührenden Dingen die Minderheit 
gebunden werden!‘). Sobald aber in irgend einer Beziehung feite Sonder- 
rechte anerfannt waren, jollte darüber nur mit voller Einhelligfeit aller Ein- 
zelnen verfügt werden Fönnen !!). 

Allein auch diefe Sätze waren keineswegs der Ausdrud einer bewußten 
Unterfheidung vertragsmäßiger Willendeinigungen und Forporativer Ent- 
ſchließungen, jondern fie unterjchieden nur, ob bei der Bildung des Gefammt- 
willend die ſämmtlichen ihn bildenden Einzelwillen erheblich waren oder nicht. 
Es war in beiden Fällen ein Gejfammtwille, der zu Stande fam: der Unter. 
ihied lag nur darin, daß in dem einen Falle jeder Einzelne wegen der Stärfe 
feines Sonderrechts das Zuftandefommen eines Gejammtwillens zu hindern 
befugt war, während in dem andern Falle umgefehrt der Einzelne wegen ber 
Stärke der Gemeinjhaft die Pflicht hatte, jeine Beihülfe zur Erzielung eines 
Gejammtwillens in beftimmter Weije zu gewähren. Deshalb wurde einerjeits 
die einhellige Willenserklärung Aller regelmäßig in die an fi damit nicht 


daz daz dorf u. die gemaind all oder sy der mertail den uf setzend. Ib. 284 
$ 25. 308. 379 $ 37. 

10) Sächſ. & R. II. 55: swat so die burmester schept des dorfs vromen 
mit wilkore der merren menie der bure, dat ne mach der minre deil nicht 
wederreden. Ebenſo Schwäb. 2. R. (2.) c. 214; Rupr. v. Freif., Laudr. c. 142, 
Glarner Landesſatz. v. 1387 b. Blumer I. 562: was ouch die landlüt gemein- 
lich überein koment, wz do dz mer under inen eins wirt, dz sol war u. stät 
beliben, Und sol der miner teil dem merenteil volgen u. in dien sachen nicht 
sumen. Dz selb sol jeklichem tagwen in unserm land behalten sin. Grimm, 
W. 1 78 8 3—34. 114. 139: wass dass dorff zeschaffen hat. 168: was under 
den gnossen das meer würd, das sol der minderteil halten. 213. 513. III. 
179. IV. 321 $ 4. 374 $ 25: dirre hof het och daz recht, wez der merteil 
under den gnossen uber ein kumpt, daz sol der minre teil stette han. V. 
105: u. was da unter inen das mer wird, das sol man halten. 1488 ib. V. 
144 $ 27: wen man ain gemaind hat, was dan das mer in der gemaind wirt, 
dem sol der minderteil nachvolgen. Kaltenbäd I. 154 $ 32. 158 8 19. 
Graf u. Dietherr 75f. Nr. 55—57. — Ueber, Mehrheitsbeſchlüße in Angelegen- 
beiten der gemeinen Mark, inöbefondere bei Eigenthumsverfügungen über dieje vgl. 
oben $ 10 ©. 230—231. 

ı) Bol. über die Fälle, in denen Einftimmigkeit in Markangelegenheiten ge- 
fordert ward, oben $ 10 ©. 231F. N. 154—160. Das allgemeine Princip wirb 
ausgefprochen in den W. v. Embrad (ib. N. 154) u. Berg (Grimm IV. 321 $ 
4): u. was darumb das mer wirtt, dem sol menglichs gestragx nachgan, es 
wurde dann etwas damit beschwert, der mag es mit recht widertriben (al. witer 
triben). Ebenjo im Wefterwolder Landr. c. 10 $ 1 5. Rihthofen. 269: alle 
buerwillkoer is vry; waer die twe deel hen wellen, daer sal die derde 
volgen, dat enweer, dat de derde deel mede verdorven worde, dat die richter ende 
twalven mede kennen, ende sollen dat dan maken, dat het ene gemene 
orber worde. 
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identijche Form eines einftimmigen Gemeindebefhlußes gekleidet; fie wurde als 
ein genoenjchaftlicher Aft von der auf dem echten Dinge verjammelten, in 
ihrer Gliederung und Verbindung ald Einheit thätigen Gejammtheit vollzogen 
und mit Einem Munde verfündigt; fie reihte ſich als gleichartiger Akt Den 
forporativen Gemeindehandlungen an. Andrerjeitd aber wurde der Mehrheits- 
wille nicht als die verfaßungsmäßige Erfcheinungsform eines abſtrakten Körper- 
ſchaftswillens, jondern lediglich als der gemeine Wille des überwiegenden 
Theiled der Verſammlung aufgefaßt; er feßte fih durch, weil er von den 
widerftrebenden Theilen des gejpaltenen Gejammtwillens ber ftärfere war; Die 
Minderheit jollte gejeglich verpflichtet fein, fih der Mehrheit anzujchliegen, 
damit zulegt auch hier ein gemeiner und einiger Gejammtwille vorliege. 

Wie in alter Zeit im Waffengeklirr oder Gefchrei ter Mehrzahl die ab» 
weichende Meinung Weniger verhallt und zulegt nur Eine Willensäußerung 
der Bolfsgemeinde hörbar geworden war: fo bildete auch jet die einftimmige, 
unwiderjprochene, „mit Einem Munde” abgegebene Erklärung bei jeder größe- 
ren Berfammlung durchaus die Regel, indem ber offenbar überwiegenden 
MWillensmeinung der Genofen gegenüber der Einzelne feine abweichende Mei— 
nung für fich behielt, den laut gewordenen Widerfpruch fallen Tief, äußerſten 
Falles aber wol auch jet noch vom Iauteren Zuruf der Menge übertönt ward. 
Kam ed aber zu einer fihtbaren und ausgefprochenen „Zweiung“ des Willens, 
jo trat jet an die Stelle der ehemaligen Entſcheidung durch thatſächliche 
Uebermacht oder Waffengewalt die Entiheidung durd das Geſetz. Chemals 
hatte der ftärfere Theil den ſchwächeren in jeinen Willen gewaltfam hineinge- 
zwungen:; die Anerfennung des Majoritätsprincipg war urjprünglid nichts 
weiter, ald die Verwandlung des thatjächlichen Zwanges in einen Rechtezwang. 
Das Geſetz ſelbſt Tegalifirte jeßt den Anfpruch des Mehrheitswillens auf Geltung, 
weil er der ftärfere war; das Geſetz verpflichtete die Minderheit, ſich dieſem 
Willen anzujhliegen; das Geſetz vermittelte jo auf friedlihem Wege die Be- 
jeitigung des Zwieſpalis und die Herftellung eines einigen Gefammtwillens. 

Deshalb war zunächſt eine genaue und mechanische Abzählung in den 
meijten Fällen ſchwerlich üblich. Vielmehr verlangte man regelmäßig eine 
überwiegende und offenbare Mehrheit. Widerfprach eine durch Stel- 
lung oder Zahl bedeutende Minderheit, jo konnte dadurch das Zuftandefommen 
eines Gejammtwillens überhaupt gehindert werden 12). Trennten fi) umge 
fehrt nur wenige und vereinzelte Stimmen von ter Gefammtheit ab, jo jchien 
dieſe davon in ihrem Weſen nicht berührt und es fchien trogdem eine ge 
meine Meinung „Aller vorhanden zu lein!e). Auch wurden die Stimmen 


12) Vgl. be. über die Nefultatlofigkeit der genoßenſchaftlichen Gerichtsbekun⸗ 
dung in folhem Falle Laband, vermögendr. Kl. 224 N. 28; Brunner, die 
Eutſt. der Schwurgeridhte 125. 289-290. 870. 

19 So wird 1477 b. Grimm I. 389 regiftrirt, daß bei einem Weisthum ber 
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oft mehr gewogen als gezählt!4). Wurden fpäter feitere Zahlenregeln einge 
führt, jo verlangte man vielfach für alle oder doch für wichtigere Fälle eine 
Zweibritteld- oder Dreivierteldmehrheit?5). Und zuleßt Fonnten aus demfelben 
Keime der alten mit gemeinem Munde von einer Gejammtheit abgegebenen 
Willenserklärung ſich die verfchiedenften Syſteme von der Geltung der ein- 
fachen Mehrheit der Erjchienenen 16) bis zu dem Erforderniß voller Einftim- 
migfeit entwideln!?). 


Gemeinden von 4 Dörfern Etliche aus Loßburg abweichender Meinung find; es 
beißt aber trotzdem, fie wüsten allgemainlich u. yeder insonnderheit. In Lauterbach 
1341 ib. III. 361 befunden Schöffen u. Landleute des Gerichts eiblich das Recht 
bes Stiftes u. des Vogts; auch bier wird eine von der Ausſage der meysten 
menge abweichende Audfage zweier Männer vermerkt, aber ald unerheblich 
behandelt. 

, W. v. Höngg v. 1338 b, Grimm I. 5: Meier u. Huber wählen den 
Förster. Stimmen aber Meier u. Huber nicht überein o. fcheiden fich die Huber 
mit Stimmengleichheit, fo foll der Probft denjenigen fegen, der in den dorflüten 
u. dem dorf allernützet dunket, also dass er in derselben mishelli ansech, 
wer der merteil sie an gut u. an eren (kann auf bie Stimmenden oder auf den 
Kandidaten bezogen werden). Kaltenbäd L 154 $ 32 u. 158 $ 19: jeder Berg- 
genoße ſoll gänzlich halten, was in jedem perktaiding nach gemaynem rat des 
pergmaisters, der vierer u. aller perggnossen oder des maisten und vernufftigisten 
tails der perggnossen zu ainem merklichem gemainem nucz des pergs auf- 
geseczt o. zu underkomen ains gemain merklichen schadens verpoten wirt, 
bis etwa auf einem anbern Bergtaiding ber mehre und vernünftigere Theil der 
Berggenofen es widerruft o. anders ſetzt. 

15) So fordert dad Weſterwolder Landr. bei allen Bauerküren die Mehrheit 
von zwei Dritteln, oben N. 11. Bgl. Richthofen 330: sa hwer sa thi twed- 
nath (%) se uppa enne kere kemen, thetti thirmenat (dad dritte Drittel) folgie. 
Ebenfo in Dftbevern dad W. v. 1339 f. Markangelegenheiten: wess de holtgreve 
u. de twe dele van den marckenoten .overgedreget, dat se menet, dat der 
marke beste si, dess sal de derde del mit en volgachtig sin; Kindlinger, 
M. B. IT. 378 u. 384; Grimm II. 179 In Malters (14. 3.) ib. IV. 379 $ 
37 foll der Meier keine Einung u. feinen. Bann über Holz u. Feld fegen oder aus» 
laßen, won mit der gnossen zwen teil willen, oder wen es die zwen teil uber 
ein koment. — Bgl. Oelrichs, Samml. der Gefeßb. Bremend 65: wes den dre 
over en dreget, dat scal de verde stete holden. — In Pfeffingen forbert das 
W. v. 1344 b. Grimm V. 3875 $ 27 u. 28 in einem gewählten Kolleg v. 13 
Bidermannen eine Mehrheit v. 10 Stimmen. 

16) Bol. die Stellen in N. 3. Kaltenbäd I. 553 $ 9: ob ein urtail chrieg- 
haft wurde, welichs tails mer ist umb ain man, der tzeucht fuer. 

19 Man vgl. bei. den von Brunner a. a. DO. ©. 364—371 geführten Nach- 
weit, wie aus der fränf. u. älteren normann. Sitte, fi) zwar mit einer offen. 
baren u. überwiegenden Mehrheit der Fragegefchwornen zu begnügen, im Balle 
ernfterer Zweiung aber das Verfahren als refultatlos anzufehen u. zu wiederholen, 
einerſeits im fpäteren normann. Recht das Erforderniß ber Uebereinftimmug von 
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Soweit num aber ferner das Majoritätsprincip galt, erklärte es Feines. 
wegs den Mehrheitswillen einfach für den Geſammtwillen. Bielmehr legte es 
in regelmäßig wieberfehrender Formulirung ber Minderheit die geſetzliche Pflicht 
auf, das von der Mehrheit Gewollte gleichfalls zu wollen. Die Minderheit 
follte der Mehrheit nicht widerſprechen 18), fie jollte ihr „Tolgen*19), d. h. fie 
ſollte ſich ihrer Willensmeinung zuftimmend anſchließen ?). Es erſchien als 


11 Stimmen unter 12 und ſodann bei der engliſchen Jury das Erforderniß voller 
Einſtimmigkeit hervorwuchs, andrerſeits aber für gewiße (beſonders poſſefſoriſche) 
Proceße im normann. R. die Geltung einfacher Mehrheit (7 won 12) fich entwickelte. 
— Bol. auch die v. Stobbe, Pr. R. 122 N. 8 allegirten Greifswalder Stat. 
v. 1450 tit. 1 8 1, welche, während fonft gerade für Afte der Autonomie das 
Majoritätsprincip allgemein durchgedrungen war, Abänberungen der Rathöftatuten 
bei Widerjpruch eines Rathsherrn für unzuläßig erklären, wente wat allen an 
roret, dat schal sunder aller willen nit wandelt werden. 

18) Bol. Sächſ. 8. R. IL 55 (in R. 10), Schwäb. 8. R. c. 214. Rupr. 
v. Freif., Landr. c. 142. W. v. 1484 b. Grimm I. 139: da sol der minder theil 
dem mehren volgen, ohn widersprechen. 

9) Urk. v. 1258 in N. 7: minor pars sequatur majorem. Glarner Landes- 
fat. v. 1387 in N. 10. Wefterwolder Landr. in N. 11: waer die twe deel hen 
wellen, daer sal die derde volgen. Richthofen 484: dy minre deel dae 
mara ti folgyana; auch die frief. Küre in N. 15. Grimm, WII 179 in 
N. 15; V. 144 82 in N. 10. Ib. 1.78 8 33 u 34: was der merteil über- 
einkompt, das soll der minderteil folgen. 139 (N. 18). 149: daz der meyst 
von den hoffjungern uberein werde, waz m. h. v. Einsidlen u. dem dorfi 
nutzlich u. erlich ist, des sol der minder teyl dem meren volgen. .1495 ib. 
213: wenn och zuo B. ain mers an ainer gemaind, darumb ain gemaind ge- 
sampt ist, funden wirt, so sol das minder dem meren volgen. 1385 ib. 513 
worden die mercker icht zu rade von der marck wegen u. sprechen, das en 
das beste u. das notzeste wer, u. darumb dan eweyhen worden, so sulden 
die mynsten den meisten folgen, u. sulde vorgang han. Ebenſo bei Wahlen: 
worden sie eindrechtig, das wer wol u. gut; wurdin sie aber nit eindrechtig, 
das sie cweihende worden, so sulden die mynsten den meisten folgen u. 
solde vorgang han. Ib. 713: war die meiste menige under den allen hin- 
fellet, da soll man hin volgen. IV. 284 $ 25: alz den der merteil überein 
kumpt u. waz der merteil dar inn tuot, daz sol der minderteil volgen. 308: 
was der merteil wil, sol der minderteil volgen. 1420 ib. V. 109: werden 
mehre Urtel, so sol je die minst der meren völgen. — Auch heißt «8, die Min« 
derheit jolle der Mehrheit „nachgehen“, Grimm I. 114 u. IV. 321 $ 4 (R. 11). 
Oder fie folle ven Beſchluß jener „Halten“, „ftet haften“, 3. B. ib. I. 105 u. IV. 
374 8 25 (in N. 10); Bremer Stat. in N. 15; Kotbhing, Schwyzer Rechtsq. 
349 $ 44: was die merer hand machet, dz soll die mindre baltten. 

20) Daß dies unter dem Bilde des „Folgens“ gemeint ift, ergibt z. B. das 
W. v. Treyfe v. 1340 6. Grimm I. 810: sententia per approbationem et collau- 
dationem communem, quae volga dieitur, ab omnibus et singulis stabilite. Vol. 
ah Grimm, R. U. 864—865 u. die folg. Noten 24—27. 
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eine genoßenſchaftliche Pflicht der Einzelnen, überall da, wo nicht etwa in ihr 
Sonderrecht eingegriffen ward, den Sonderwillen zuleßt dem überwiegenden 
Semeinwillen unterzuordnen. Wenn aber jo die Minderheit ihren Widerſpruch 
aufgab und den Willen der Mehrheit zum ihren machte, jo waren es zuleßt 
trotz anfänglicher Zweiung dennoch Alle, welche einen gemeinen und einigen 
Willen erflärten?!). Nur jo begreift e& fi, daß troß der wiederholten und 
nahdrüdlidhen Betonung des Mäjoritätsprincip, zu der doch ein Bebürfnif 
getrieben haben muß, in faſt allen Urkunden und Weisthümern uns nur ge- 
meine, gejammte, einhellige oder einmündige Rechtseröffnungen, Urtel, Wahlen, 
Beichlüße u. j. w. überliefert werden 22). Hier wird eben nur das fchliefjliche 
Rejultat mitgetheilt, welches vermöge jener allgemein verbreiteten Rechtövor- 
Ihrift dadurch zu Stande Fam, daß die überftimmte Minderheit den Mehrheits- 
willen durch ihren Beitritt zum Gejammtwillen machte Blieb aber die Min- 
berheit beharrli in ihrem Widerjpruch, jo begieng fie damit vielleicht ein ftraf- 
bared Unrecht: ein eigentliher Gejammtwille indeß Fam dann überhaupt nicht 
zu Stande?). 

In befonders Flarer Ausprägung treten dieje Anſchauungen bei Meinungs» 
verichiedenheiten unter Urtelöfindern hervor. Findet ein Schöffe oder ein urteld- 
berechtigter Genoße ein anderes als das zuerjt eingebradhte Urtel, jo behält 
derjenige jein Urtel, welchem die mehre Folge wird). Nachdem aber die 
Mehrheit Eonftatirt ift, ſchließen fi) dem Mehrheitsurtel auch die urfprünglich 
Diffentirenden unter ausdrücdlicher oder ftillihweigender Aufgabe ihres Wibder- 
ſpruches zuftimmend an, wie dies bisweilen jchon im Boraus von den Ein- 


21) Daher wird 3. B. in ben W. v. Altenshadlau vw. 1354 u. v. 1461 $ 2 
b. Grimm I. 411 u. 415 von ber Wahl des Gentgrafen gejagt, ed jolle über Die 
Borgejchlagenen abgeftimmt u. bei Stimmengleichheit von den Märkern dem einen 
eine Körftimme zugelegt werben; wer aber fo die meiften Stimmen habe, den follten 
dann bie Märker gemeinlih zum Gentgrafen wählen. Bol. auch oben N. 13 u. 
unten N. 26 u. 25. 

22) Bol. unten N. 52, 85 u, 95 f. 

23) In ſolchem Falle tritt dann meift höhere Entſcheidung ein; vgl. unten N. 27. 
Vgl. auch W. v. Rümlang b. Grimm V. 332 $ 2: einhellig können die Huber 
bannen; können fie ſich aber nicht vereinigen, indem die Einen dabei bleiben, zu 
fügen „wir sond bannen“, Die Anbern, zu jagen „wir sond nit bannen“, fo mag 
ed die Minderheit vor bie Aebtiffin ziehen, wer joch des minren teils nit mer 
denn einer 0. zwen. 

#4) Sächſ. Landr. II, 12 $ 10: wedersprict en die vulbort unde vint he 
en ander ordel, svelker die merren volge hevet, die behalt sin, ordel. Schwäb. 
Landr. c. 116 u. 172: zerhellent die zwelfe under ein ander umbe ein urteil, 
so sol die minri menge der merren volgen. Richtſt. Landr. c. 49 $ 4: we 
den de merer volge heft de behalt dat ordel. Kaltenbäd I 353 89 
(R. 16). Lappenberg, Hamb. R. A. 188 $ 16: welcker de mesten volghe 
hefft, de beholt syn ordel. Bgl. oben N. 7. 

31* 
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zelnen erflärt25) oder ganz allgemein von den Schöffen im Voraus verfpro- 
hen wird?) So wird fchließlih durch allgemeined „Vollwort“ ein „ge 
meines“, „gefammtes”, „einftimmiges* Urtel erzielt, das nun unanfehtbar 
dafteht?”). Allein der abweichende Urtelöfinder oder Genoße kann aud anders 
verfahren, wenn er im Gegenjaß zu einem bloßen Meinungsjtreit das von den 
Andern gefundene Urtel für ein rechtswidrige und unter allen Umftänden 
unannehmbares halt. Dann kann er durch eine nicht dem Zeitpunkt, jondern 
der Art nad) verjchiedene Erklärung das Urtel „jchelten" oder „verwerjen* 28). 
Dadurch erhebt er den Vorwurf der Rechtswidrigfeit und erklärt auf eigne 
Gefahr Hin, dem Urtel niemals, auch nicht wenn ihm die meifte Folge werden 
follte, fi anjchliegen zu wollen ?9). In diefem Falle fommt ein gemeines Urtel 
nicht zu Stande?) Damit aber ift die Möglichkeit eines Urteld durch dieſes 


20) So fpricht nach Nichtit. Lehnr. 9 8 3 der im Lehnsgericht ein abweichen- 
bed Urtel findende Mann feine Zuftimmung zu dem fich ergebenden Mehrheitd- 
urtel im Voraus mit den Worten aus: dit duchte mi to lenrechte rechter sin, 
wes aver juwen mannen duncket, des volge ick gerne. 

26, So enthält in Hornbah b. Grimm V. 690 8 63 ber Schöffeneid das 
Berfprechen, er werde sein eidgesellen der meinsten parteien mit urtheil nach- 
volgen. Ebenſo verſpricht in Burtjcheid ib. IL. 824 der neue Scöffe: zum 
dritten sall auch den meisten stimmen folgen, doch seine stimme darumb u. 
gutdünken ihme nicht nachtheilig sall sein. — Vgl. aud das Verſprechen ber 
Schöffen u. Räthe in Seligenftadt 1377 ib. I. 507, nie, wenn ein Mehrheitd- 
befhluß zum Schaden ausfchlägt, außerhalb des Rathes die Mitverantwortung durch 
die Berufung darauf ablehnen zu wollen, daß man bei ber Beichlußfaßung nicht 
zugegen gemejen ſei o. mit ber Minderheit geftimmt habe. 

27) Bol. oben N. 20. Auch Zöpfl, R. ©. $ 126 N. 97, um. über die Aus- 
driide gesamint, einhelliges, gemeines urteil, sententia communis, generalis 
u. |. mw. ib. N. 90 u. 96. 

26) Bol, im Gegenfag zu den in N. 24 angef. Stellen, über das fädl. 
„Schelten“ Sächſ. . R.L188 8; II, 12 $ 4—6, 8, 11—15; III, 69 $ 3; 
über das fhwäb. widerwerfen, verwerfen, widersprechen Shwäb. Landr. (2.) 
c. 114, 116, 172; jchwäb. Lehnr. c. 18, 128, 131. Auch Homeyer, Syft. 
8 87—88; Zöpfl $ 126 Nr. 11 u. 12, 

20) Unterliegt daher der Scheltende, jo muß er wegen feined ungegrünbeten 
Vorwurfs Wette u. Buße zahlen; Sächſ. Landr. II, 12 $ 5; ſächſ. Lehnr. a. 69 
8 11; Richtſt. Landr. 50 $ 6—8; Richtſt. Lehnr. 27 8 75 — mährend bavon 
derjenige, der nur ein abweichendes Urtel findet u. mit feiner Meinung in der 
Minderheit bleibt, befreit ift; Sächſ. Landr. I, 12 $ 10; ſächſ. Lehnr. 69 $ 3; 
Görliger Landr. c. 47 $ 20: swer einis orteils nicht ne volgit, das manige 
liute volgint unde doch in unrecht dunkit, der ne darf deme richtare wettin 
noch den volgerin busze geben. — Hiermit härgt dann vor Allem auch bie 
Möglichkeit des gerichtlichen Zweilampfed um ein gejcholtenes Urtel zufanmen ; 
Sidi. Landr. II, 12 $ 10; Lehr. 69 $ 8. 

20) Sächſ. Landr. I, 18 $ 3. Es wirb überhaupt gar nicht um vulbort ge- 
fragt; ib. II, 12 $ 14; Schwäb. Lanbr. c, 172. 
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Gericht überhaupt zerftört und es tritt der Zug an ein höheres Gericht ein, 
welches nun zugleich entjcheidet, ob ber dem Mehrheitäwillen Trotzende mit 
Recht oder mit Unrecht die Unterwerfung geweigert hat. Erſt in fpäterer Zeit 
find allmälig diefe in den Rechtsbüchern noch ſehr Maren Unterſchiede ver- 
wiſcht worden 31). 

Wie hier überall, jo machte fih fchlieglih vor Allem auch bei ber 
Willensvertretung einer Gefammtheit die Auffafung des Gejammtwillens 
als des Willens ver zugleich einheitlichen und vielheitlichen Verſammlung geltend. 
Gleich einem Einzelnen kann auch die Gefammtheit nach dem deutjchrechtlichen 
Princip der freien Stellvertretung ihren Willen in einen Andern hineinlegen, und 
ed können dabei bie verjchiedenften Abjtufungen von einfacher Vollmacht bis 
zu befinitiver Willensentäußerung vorkommen. Allein aud hierbei wird in 
allen Fällen die Gefammtheit als die fonfrete Genofenverfammlung gedacht, 
jo daß zwar feine bloße Vertretung aller Einzelnen, ebenfowenig aber ein for 
poratives Willentorgan der Genoßenſchaft als ſolcher entiteht, beide Momente 
vielmehr ungetrennt in einem unentwidelten Doppelbegriff durd) einander 
liegen. Die jehr erheblichen praktischen Folgen hiervon werden ſich fogleich 
bei Erörterung der Gefammthandlungen herausſtellen. 

B. Die Handlungsfähigfeit der alten Genofenfhaft war mit ihrer 
MWillensfähigfeit gegeben. Eine Handlung der Genofenfhaft ſelbſt lag in 
jeder unmittelbaren Gefammthandlung. Soweit aber eine ſolche unthun« 
lich war, bedurfte fie der Stellvertretung. 

I. Eine Geſammthandlung Tag überall da und nur da vor, wo 
die Verſammlung der Vollgenofen als ein konkretes und ſichtbares Kollektiv. 
wejen den Gejammtwillen zur That machte. Diefe Verſammlung aber war 
weder das follegialifche Organ einer von ihr verfchiedenen Eorporativen Einheit, 
noch eine bloße Summe von Individuen: fie war vielmehr die Genofen- 
haft ſelbſt, welche in ihrer Zotalität als eine zur Einheit verbundene Viel- 
heit greifbare Geftalt gewann. 

Deshalb war zunächft die Vornahme genoßenſchaftlicher Gefammthand» 
lungen nicht, wie bei den Mitgliederverfjammlungen der entwidelten Körper- 
ihaft, auf eine beftimmte Berfammlungsform befchräntt. Vielmehr waren 
zwar, jolange die Genofen zerftreut waren, nur ifolirte Sonderhandlungen 
der Einzelnen möglid. Sobald aber die Genofen irgendwie in geordneter 
und rechtmäßiger Weije verfammelt waren, ftellte ihre Verſammlung nicht 


s) &o z. B. offenbar fhon in dem W. v. Dornhaim v. 1417 6. Grimm 
I. 373, wonach der, welcher die minren urtail hat, fein Urtel in das nächft« 
gelegene Ding ziehen mag. Ebenfo nad dem W. v. Binzifon v. 1135 ib. IV. 
270 $ 2, wonach der Mindertheil Die Sache vor das nächfte Ding bringen Tann; 
gibt auch dieſes der Mehrheit Recht, fo bleibt es babei; erhält aber bier bie frü« 
here Minderheit dad Mehr, fo kommt die Sache zur definitiven Entſcheidung an 
das britte Ding. 
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blos die vereinigte Vielheit, fondern zugleich das organiſch gegliederte Berbandö- 
ganze dar. Wie jchon in ältefter Zeit das Volk ald Heer und ald Gericht, 
als DOpfer- und Feftverfammlung gleihmäßig fein einheitliches Leben mani— 
feftirt hatte, jo Fam auch im fpäterer Zeit die Dorf, Mark, Hof, Gerichtö- 
oder Randesgemeinde in der verfchiedeniten Weiſe als handelnde Genoßenſchaft 
zur Erſcheinung. Sie ward vor Allem fihtbar auf den ungebotenen und ge- 
botenen Dingen. Aber ed war diejelbe Gemeinde, welche ald ein lebendiges 
Ganze handelte, wenn fie aus irgend einem außerordentlihen Anlag dem Ruf 
der Gemeindeglode folgte; wenn fie mit gemeiner gewaffneter Hand die Marl 
vertheidigte; wenn fie mit vereinigter Kraft der Feuerögefahr wehrte, den Deich 
gegen die andrängende Fluth jehirmte oder ben Mißethäter verfolgte; wenn 
fie. zue Heeres- oder Gerichtöfolge unter ihrem Vorſteher dem Herren» oder 
Landesaufgebot zuzog; wenn fie irgend öffentliche, gemeine oder herrſchaftliche 
Dienfte und Frohnen mit gejammter Hand verrichtete; wenn fie das der 
Gerihtöfigung folgende Gelage oder eine andere öffentliche Feſtfeier be 
gieng’2). 

Sn allen diefen Fällen nun aber handelte fie ald Gejammtheit alter Art, 
Sie handelte daher in größerer oder geringerer Gemeinjamfeit, jo daß in dem 
einen Falle mehr die Ginheitlichfeit ded Geſammtaktes hervortrat, in dem 
anderen Falle die denfelben bildenden Einzelhandlungen im Bordergrunde blieben: 
der begriffliche Unterfchied aber zwijchen der Einen Handlung eines kollegialiſch 
gebildeten Körperjhaftsorganes und einer Summe gleidhartiger Individual 
handlungen blieb dabei latent. Es jchien diejelbe Gejammtheit zu fein, welche 
richtete und ftrafte und welche die Bußen vertranf, welche eine Wahl vollzog 
und welche gemeinſam frohnte oder den Zins am Dingtage zu Hofe trug. 
Während daher einerjeitd auch bei bloßen gleihartigen Individualhandlungen 
die genofenjchaftliche Gliederung und Verbindung ſich geltend machte und bei» 
jpielöweife gleichartige Abgaben in genofenfhaftlicher Form entrichtet, gleich- 
artige Frohndienjte in der Gemeinde geleiftet wurden ?®), betrachtete man 
andrerfeitd die Forporativen Gemeindehandlungen, mochten es nun Akte der 
Geſetzgebung oder Gerichtöbarfeit oder mochten es Zahlungen und Leiftungen 
jein, immer zugleih als gemeinfame Handlungen Aller, und legte beifpiels- 
weije bei der Vollſtreckung eines Todesurtels durch die Gemeinde einen fo 
buchjtäblichen Accent auf die wirflihe Mithandlung Aller, daß dabei jeder 





32) Daher wird b. Kaltenbäd 1. 35 $ 62 ganz gleichgeftellt: wann die 
nachbahrn in beysamblung sein, es sey auf hochzeithen 0. herrn geschäfften 0, 
gemainen nutz. Ebenſo 231 $ 66. Bgl. auch W. der Nortrupper M. b. Grimm 
III. 210 $ 4: ed follen de gemeinen markgenoten sambt den maelluden u. 
schulten ein daurmail holden u. also in sampt fromdt guit (fremdes Vieh) na 
vermoge der weiden verloven u. innemen; vgl, ib. 211 $ 16. 

33) Bol. oben $ 15 N. 19f. u. 32. 
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Einzelne den tödtenden Strict mit der Hand berühren follte?‘). So war e8 
denn auch möglich, daß diejelbe Gejammthandlung im Laufe der Zeit, wenn 
eine genauere Firirung der in ihr enthaltenen einheitlichen und vielheitlichen 
Momente eintrat, bier fih zu einem durchaus einheitlichen forporativen oder 
follegialiichen Akte verdichten, dort fih in eine Summe völlig ifolirter Einzel— 
handlungen auflöfen, dort endlich bei irgend einer der zwijchen diejen beiden 
Ertremen liegenden zahlreichen Uebergangsformen ftehen bleiben fonnte>>). 

Im Zujammenhange hiermit jteht es, daß für die verjchiedenartigen Bunt. 
tionen ded genoßenſchaftlichen Lebens feine ftreng gejonderten und verichieden« 
artigen Berjammlungen beitanden, jondern die verfammelte Genoßenſchaft alle 
ihre Angelegenheiten auf demjelben Dinge durch unmittelbare Gejammthand- 
ungen erledigen konnte. Soweit das Recht einer bejtimmten Verſammlung 
überhaupt reichte, waren nicht nur gerichtliche, autonomiſche und administrative 
Funktionen völlig ungeſchieden, jondern diejelbe Verſammlung traf auch ver- 
mögensrechiliche Verfügungen und ſchloß privatrehtliche Verträge ab; und fie 
nahm nicht blos Rechtsakte vor, jondern fie handelte zugleich als ein wirth- 
Ichaftliches, religiöjes, fittliches und ſociales Ganze. 

In diejer alljeitigen Thätigkeit war die Genofenverfammlung durd feine 
andere Kompetenzgrenze ald durch die Grenze des Verbandsrechtes jelber be 
ſchränkt. Sie fonnte daher in höheres Herrenrecht oder jelbftändige Sonder- 
rechte natürlich nicht eingreifen: innerhalb derjenigen Macht- und Rechteiphäre 
aber, welche überhaupt der Genoßenſchaft offen ftand, war fie jouverän, Denn 
fie war nicht das hauptſächlichſte Organ des Verbandes, jondern der Verband 
felbft. Sie handelte nicht ald ein verfaßungsmäßig zur Erfüllung beftimmter 


34) Bgl. oben $ 15 N. 63 uw. betreffö der Identifieirung der handelnden Ge— 
meinde mit „Allen“ überhaupt $ 15 u. 16. 

35) Viele Beifpiele find fchon vorgefommen, 3. B. bei den gemeinen Einnah- 
men u, Ausgaben, Zindzahlungen, Dienftleiftungen u. |. w.; bei den Beftfeßungen 
u. Bekundungen des Ortörechtd; bei ben zwifchen Eorporativer Gemeindenugung unb 
ifofirter Sondernutzung liegenden, zulegt oft in das eine ober ambere dieſer Er- 
treme umfchlagenden Benutzungsformen der Allmende u. ſ. w. — Einen höchſt inter- 
effanten Beleg für dad Gefagte aud dem Gebiete des Proceßrechts bietet die Ge— 
fchihte der Bildung des Wahrjprudes der Gefchwornen. Aus derfelben, ben 
doppelten Keim noch in Einer bald mehr gemeinen und bald mehr gefonderten Ge— 
fammtbefundung umfchließenden fränfifchen Inquiſitio gieng zuletzt, wo bad In— 
ftitut verfümmerte, die volle Ifolirung der Geſchwornen, wo es aber fortwuchs, 
ihre forporative Bereinigung zur Jury als einer procefualifchen Wahrjpruchäge- 
noßenſchaft hervor, Dazwifchen aber lagen fange Zeit hindurch die mannichfachiten 
Mebergangöformen. Vgl. den näheren Nachweis der Entwidlung u. die Darftellung 
jolcher von ihm mit „den zahlreichen Mebergangäftufen, welche das deutſche Recht 
zwiſchen den Gegenfägen der Societät u. der Korporation audgebilbet hat,“ paßend 
verglichenen Zwifchenformen 5. Bruuner a. a. O. 119 — 122. 278 — 284. 
363. 378. 
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Lebensfunktionen des Einen Gemeindeförperd neben anderen Drganen berufenes 
und beöhalb mit einer beftimmten Kompetenz ausgerüfteted Organ, jondern 
fie handelte in eignem Namen und übte eignes Recht. 

Hieraus folgte aber andrerfeitd, dag im Sinne der älteren Anfhauungs- 
weife nur im Falle unmittelbarer Gefammthandlung die Genoßenſchaft jelbit, 
in jedem anderen Falle höchſtens ein Anderer an ihrer Stelle zu handeln 
fhien. Immer war daher in allen genoßenſchaftlichen Angelegenheiten zunächft 
und an fi die VBerfammlung Aller zur Thätigfeit berufen. Fiel diefe un— 
mittelbare Gefammtthätigkeit fort, jo gieng damit nothwendig, bevor eben die 
Eorporative Umbildung vollzogen war, auch das genofenjchaftliche Leben ver- 
Ioren. Blieb umgekehrt das genokenjchaftliche Leben intakt, jo bejorgte auch 
nad wie vor die Geſammtheit jelbit die genofenjchaftlichen Angelegenheiten. 
So blieb in&bejondere, während in den größeren Verbänden mit der Möglich— 
feit der Gefammthandlungen au das Gefammtrecht mehr und mehr jchwand, 
in ben ländlihen Verbänden gerade jo weit, als das Gemeindeleben fort- 
dauerte, auch dad Syſtem der Erledigung aller Gemeindeangelegenheiten durch 
die Gemeindeverfammlung erhalten. Und feit der Ausbildung der ſtädtiſchen 
Rathöverfagung lag im Gegenſatz zu diefer gerade hierin ein Zeugniß für die 
Fortdauer einer älteren Rechtöbildungsitufe auf dem Lande. 

Die Berfammlung aller Gemeindegenofen war es daher, welche unter 
unmittelbarer Betheiligung jedes Einzelnen richtete, gebot, verbot, ftrafte und 
begnadigte, das Recht wied, Küren und Satzungen errichtete, Beamte wählte, 
Anweifungen und Vollmachten ertheilte, Aufjicht und Kontrolle übte, Mit- 
‚glieder aufnahm und entließ; welche über die Mark und andres Gemeindegui 
verfügte, Verträge und Vergleiche ſchloß, Berpflichtungen übernahm, Ber- 
iprehen und Eide empfieng, Abgaben und Bußen einnahm und verbraudte 
oder veraudgabte; welche überhaupt alle Gemeindeangelegenheiten in demfelben 
Sinne wie der Einzelne feine Privatangelegenheiten regelte und ordnete. Die 
felbe zur Einheit verfammelte Menge der Vollgenoßen war ed, welche in eig- 
nem Intereffe oder zum Herren» oder Gerichtödienft bewaffnet oder unbewaffnet 
auszog, kämpfte, wehrte, verhaftete, bewachte, arbeitete oder vollſtreckte. Und 
diefelbe Gejammtheit endlich war es, welche in bezeichnender Weife die regel- 
mäßigen Markumgänge vornahm?®), die theils die Feftftellung und Sicherung 


) Bol. 3. B. W. v. Lieddorf b. Grimm I. 14: jährlich nach beendetem 
Sahrgeding wird die Markt von der Gemeinde umgangen. Ib. I. 588: die ge- 
meinen Märfer der 8 Gemeinden umgehen die Gärteöheden, fchlagen Kauten u. be» 
ftimmen die Setzung eichener Grenzpfähle, ehe fie das Märkerbing halten. Ib. 456: 
„Untergang* der Hübner. 1429 ib. V: die priestere, die burgmanne, die burger 
u. nachgebuere gemeinlich machen einen Umgang. 1455 ib. I. 492: als.. die 
gemeynde begangen hand. Ib. 585: sambt dero gemeind einen gemainen 
gang gegangen. III. 570: wann die armen lute zu U. jars mit dem crutz 
umb den fluer ritten, gl. I. 655 $ 1. III. 93. 125. V. 598 $ 21. Kalten- 


8 18. Willens. und Hanblungsfähigkeit der Gefammtheit. 489 


ber Grenzen nebft der Befichtigung und Abwehr etwaiger Schäden, theild die 
Ausübung einer ſymboliſchen Befighandlung bezweckten??), und welde jo genau 
in berjelben Weiſe, wie der Einzelne dad Sondereigen oder das Herrſchafts- 
gebiet ald das feine umgieng, umfuhr oder umritf, durch die Gejammt- 
umzüge der ganzen Gemeinde die Mark als Gejammteigenthum fenn- 
zeichnete®®). 

Wie eine fo beichaffene Gefammthandlung das geignete Mittel war, Ge- 
fammtreht im alten Sinne zu begründen oder aufzuheben, Gejammtbefugniße 
andzuüben und Gejammtverbindlichfeiten zu erfüllen, ergibt ein Rückblick auf 
die frühere Darftellung. Zu dem ganzen auf die Ununterſchiedenheit won 
Gefammteinheit und Gejammtvielheit gegründeten Bau der privaten und poli- 
tifchen Gefammtrechtöverhältnige bildet die Handlungsfähigfeit der Gefammt- 
beit ald des finnlidh wahrnehmbaren Subjeftes aller jener Rechte und Pflichten 
das unentbehrliche Korrelat?®). 

U. Die Gefammtheit fonnte jedoch niemald und felbft nicht bei den 
engften und einfachften Verhältnigen alle genoßenſchaftlichen Angelegenheiten 
jelbft beforgen. Denn fie war nicht immer beifammen, und fie bedurfte, auch 
wenn fie beijammen war, des Leiterd und Sprechers, des Führers und Richters. 
So beauftragte fie ſeit uralter Zeit Stellvertreter, für fie zu handeln, 
und ed entitanden genoßenſchaftliche Aemter. 


bädl. 171 8 86: jährliche Markbefichtigung durch richter, geschworne u. gantz 
gemaine; ebenjo 374 $ 74, 406 $ 35, 471 $ 40; PBermarfung durch die gantz 
gemain ib. 7 $ 57, 344 $ 68, 536 $ 53, 549 $ 47. Bgl. Kaiferr. (E.) c. 56: 
daz ein iglich stat u. ein iglich dorfe sal dri werbe in dem jare zu houffe 
komen mit allen den luten, die in der stat o. dem dorfe wonen, u. sallen 
den gemeinen nutz besehen. 

3) Pol, Maurer, Einl. 224—226; Marko. 319—321; Dorfv. II. 6-10; 
über dad circumducere, circumire, determinare o. cavallicare, die Landleite, 
Ranbbereifung, Umfahrt, Umzug, Umritt o. Untergang überhaupt Grimm, Gr. 
A. 132; R. U. 86f. 237; D. Mythol. I. 96; auch über flavifche Grenzfeitftel- 
ungen durch die zufammenberufene vicinia Landau, Terr. 158. 

33) Erft fpäter wurbe die Gemeinde hierbei mitunter durch Ausſchüße o. ein- 
zelne von den Beamten zugezogene Perfonen vertreten. So in Dürfheim burch die 
Achter, Maurer, Dorfv. IT. 9 u. 10; in Ingersheim durch 5 bi 6 Genoßen u. 
ebenfoviel Knaben, 1484 8 10 b. Mone I. 12; in öjterr. Dörfern durch dorf- 
richter u. vierer, Kaltenbäd 1. 41 $ 45; oder durch die Gefchwornen u. 
4 andre Berggenofen, ib. 581 8 26 u. 583 $ 19. Andre Beifpiele b. Grimm, 
W. TI. 65 un. Maurer, Dorfv. II. I N. 47, 48 u. 52. 

3%) Daher ift überall, insbeſ. in $ 10, 12, 14, 15, 16 u. 17, von Handlungen 
ber Gefammtheit die Rebe gemefen u. ed hat fich dabei herausgeſtellt, wie ſowol 
dem Begriff als der äußeren Wortbezeichnung nach die Handlungen ber universitas, 
communitas oder gemeinde und bie gemeinen, gefammten ober zufammengefaften 
Handlungen ber Genofen nicht gejchieden wurben. 
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Die genofenjhaftlihen Beamten waren Willensvertreter der Gejammtheit 
im alten Sinn. Sie vertraten nicht blos eine Summe von Einzelnen, aber 
fie waren auch nicht die verfagungsmäßigen Organe einer forporativen Ein- 
beit. Denn die Begriffe eines Organs und einer Verfaßung fehlten und 
mußten fehlen, jo lange nicht das einheitliche Gemeinleben als die jelbftändige 
Lebensordnung einer unfichtbaren Perjönlichkeit, für welche die Gefammtheit 
jelbft nur die Hauptfunftionärin war, begriffen worden war; und neben einer 
Gejammtheit, die den Verband jelbit in feiner Totalität darftellte, fonnte es 
feine anderweiten gleichartigen Repraejentanten ded Verbandes als ſolchen, jon- 
dern nur Repraefentanten der Gefammtheit geben. So waren denn in ber 
That alle genoßenſchaftlichen Beamten die Stellvertreter der finnlich-fonfreten 
Verſammlung und handelten im Namen vdiefer. 

Mit diejer Auffagungsweife nun aber war eine ganze Reihe von Wand» 
lungen in Bezug auf die Stellung der Beamten und den Begriff des Amtes 
nothwendig gegeben, jobald die Genofenverbände ſich nach innen fomplicirten 
und nad) außen erweiterten. 

Urſprünglich erjcheint jeder Beamte als der bloße Bevollmädtigte 
und dad Amt als eine Bollmadht der Gefammtheit. Durch ten Gefammt- 
akt der Wahl hat die verfammelte Menge den Heerführer wie den Richter zur 
Bornahme derjenigen Handlungen ermächtigt, welche die vielföpfige und nur 
periodijh zur handlungsfähigen Einheit zufjammentretende Geſammtheit jelbit 
nicht vornehmen kann; er foll die verjammelte Gemeinde führen und leiten, 
für die nicht verfammelte aber alle laufenden Gejchäfte beforgen. Damit bat 
die Gefammtheit ihren Willen nicht veräußert, jondern nur in einen Willens 
träger hineingelegt, der in einer Eontinuirlichen Abhängigkeit vom Gefammt- 
willen ſteht. Sie bejtimmt durch ihren Auftrag den Inhalt des Beamten- 
willens, vermag ihn fortwährend zu beeinflußen und zur Uebereinftimmung 
mit dem eignen Willen zu zwingen, und kann die ertheilte Vollmacht jederzeit 
widerrufen. Während fie nicht beijammen ift, vermag fie allerdings nicht zu 
handeln und entbehrt daher momentan ber Macht über den Willen ihres Ber- 
treterd: allein fie tritt in Furzen Zwijchenräumen ungerufen aus eigner Macht 
zufammen und fann auch jonft fich leicht in außerordentlicher Weiſe vereinigen, 
fo daß fie einem vorübergehend abwejenden Geſchäftsherrn gleiht. So läßt 
fi) die Vorftelung eined ununterbrochenen Stromes, ber den Gefammtwillen 
auf den Vertreter hinüberleitet, fefthalten. Das Amt jelbft bleibt unter ſolchen 
Umftänden eine Vollmacht, die mehr Pflicht als Befugniß ift, jedenfalls vom 
Gejammtredt ein jelbjtändiges Recht nicht abzweigt. Der Beamte handelt an 
Stelle und im Namen der Verjammlung, ift ihr Rechenſchaft jchuldig, Teiftet 
ihr den Zreueid und verwaltet die Rechte diejer feiner Gejhäftöherrin, ohne 
irgend ein eigned Befigreht an ihnen zu haben. 

Diefe Vorftellung der Geſammtvollmacht nun aber geht mit ber Aus- 
dehnung des Verbandes über einen beftimmten Umfang hinaus frühzeitig ver- 
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Ioren. Die Gejammtheit tritt nur noch einige wenige Male im Jahre aus 
eigner Macht, fonft nur auf den Ruf des Vorftehers aus ihrer Zerftreuung 
heraus. In der Zwifchenzeit handelt der Beamte in thatſächlicher Selbitbe- 
ftimmung und Selbftändigkeit, fo daß er, mag er immerhin nachträglich ver- 
antwortlid fein, zur Zeit feinen eignen Willen unabhängig vom Oejammt- 
willen durchzujeßen vermag. Auch der verfammelten größeren Volksgemeinde 
gegenüber erhebt er fich zu der Bedeutung einer eignen Willensmadt. So 
ift der fontinuirlihe Strom unterbrochen, die Möglichkeit jteter Beitimmung 
des Beamtenwillens durch den Gejammtwillen zerftört. Damit aber wird für 
das Bewußtſein einer an der Gricheinung haftenden Zeit die Vorftellung der 
Geſammtvollmacht hinfällig. An ihre Stelle tritt die VBorftellung einer dau- 
ernden Willensübertragung. Die Geſammheit hat fi eines Stüdes ihres 
Gejammtwillens dergeftalt entäußert, daß fie jelbft e8 nicht mehr hal, viel- 
mehr der Beamte es jelbftändig ald ein nunmehriges Stüd feines Sonder- 
willens beit. Der Beamte ift nun aljo der Träger einer zwar vom Ge— 
fammtwillen abgeleiteten, aber bis zu irgend einem Grade von demfelben un- 
abhängigen bejonderen Willensmacht. Damit aber ändert fi aud) die 
objektive Beichaffenheit des Amts, Es wird mehr won der Seite der in ihm 
enthaltenen Befugniße, ald von der Seite der Pflicht aufgefaßt; es ift ein 
vom Gejammtrecht abgezweigtesd Sonderrecht; und ed wird als joldhes nad) 
deutfchrechtlicher Weiſe zu größerer oder geringerer objeftiver Selbſtändigkeit 
erhoben und in dem Begriff der Aıntsgerehtjame als dauernde objektive 
Einheit in die Rechtswelt hingeftellt. 

Dieje Vorftellungen nun aber durchlaufen in der weiteren Entwidlung 
eine Reihe. verfchiedener Phafen, indem jowol die Selbftändigfeit des Beamten- 
willend gegen den Gejammtwillen ald die objektive Verſelbſtändigung des 
Amtörechted einer fortwährenden Steigerung zugänglich find. 

Im Allgemeinen erjcheint zunäcft der Beamte ald beliehener Inhaber 
von Gejammtwillen, das Amt ald Lehen. Die Gefammtheit hat ein Stüd 
ihres Willens zu ſelbſtändigem Beſitzrecht fortgegeben, aber nicht definitiv ver- 
äußert. Das Amt ift als felbftandige Gerechtigkeit vom Geſammtrecht abge, 
trennt, aber nicht völlig von ihm abgelöft. Dieje Vorftellung der Amtsleihe 
aber ift wiederum der mannichfachiten Nüancen und Steigerungen fähig. Der 
Beamte Tann vorübergehend oder dauernd, lebenslängli oder für fih und 
jeine Erben beliehen, dieſe Beleihung kann widerruflich oder unwiderruflich, 
die in dem Amt begründete Willensmacht fann von unendlich verjchiedenem 
Snhalt und in der allerverjchiedenften Weile durch den Gejammtwillen be- 
jchränft oder von ihm unabhängig fein. Das Amt als jolhes kann entweder 
als Zubehör eined Grundftüces oder für fich jelbit die ganze Entwiclungs- 
reihe von einem faſt prefären beneficium bis zu einem aus faft reinem 
Privatrechtstitel beſeßenen feudum durchlaufen und durch die mannichfachften 
Zwifchenglieder fih der DVererblichkeit, Theilbarkeit, Weräußerlichkeit, jowie 
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überhaupt der Patrimonialität annähern. In unaufhaltfamer Entwidlung 
drängen überall die Aemter zu fteigender jubjeftiver und objeftiver Verſelb— 
ftändigung, bis fie faft als freie Privatrechte erſcheinen. Immerhin jedoch 
bleibt. bei der Amtöleihe die Erinnerung an bie Duelle, aus welcher diefe 
Willensmaht und diejes Sonderreht gefloßen find, lebendig, und äußert irgend» 
welche praktiſche Folgen in Bezug auf die Stellung des beliehenen Beamten 
zu der als Amtöherrin fortgeltenden Gefammtheit. 

Bei einer weiteren Befeitigung des Amtörcchtes, wie fie in ben größeren 
Genoßenſchaften regelmäßig eintritt, geht die WVorftellung der Amtsleihe in 
die Vorftellung einer Herrfcherwürbe über, welche ald eignes Recht beſeßen 
wird, Die Gejammtheit hat fi) eines Theiles ihres Willens definitiv und 
der Subitanz nad) entäußert, von dem Geſammtrecht ift ein unabhängiges 
Machtrecht völlig und für immer abgelöft. Im Einzelnen freilich können 
hierbei wiererum jehr verſchiedene Verhältniße beftehen. Bei der Berufung 
eines neuen Trägers der Würde nach dem Tode des bisherigen oder doch nach 
dem Erlöſchen feines Geſchlechtes, bei einer etwaigen Abjegung des Unwürdigen, 
bei der Bindung und Beſchränkung der Gewaltausübung u. ſ. w. kann bie 
Willensmacht der Gefammtheit in jehr verſchiedener Weiſe von Neuem hervor- 
treten. Die Herrſchergewalt jelbft kann fi in höherem oder geringerem Grabe 
einem fachlich felbftändigen Eigenthumsobjekt annäheren und in Bezug auf feine 
rechtlihen Scidfale die verjhiedenften Stufen zwiſchen einer perjöhlich 
gebundenen Würde und einem freien Privatrecht durdlaufen. In jedem Falle 
aber ift die fouveräne Willensmaht der Subftanz nad getheilt und es ift 
vermöge einer dauernden Inftitution über und neben der Machtſphäre ber 
Berfammlung eine bejondere und jelbftändige Sphäre Fonftituirt, deren Träger 
aus eignem Recht und in eignem Namen handel. Mag daher die genofen- 
ſchaftliche Selbftgewalt der Verfammlung in größerem oder geringerem Grabe 
fortbeftehen: über und außer ihr fteht ftatt eined Beamten ein jelbftändi- 
ges Haupt des Verbandes und ftatt des Amtes eine eigne Herrſchafts— 
gewalt. 

Auch damit aber ift die Entwiclung noch nicht befchlogen. Indem viel- 
mehr das verjelbftändigte Machtrecht intenfiv und ertenfiv wächft, erjcheint es 
zuleßt als das urfprüngliche und überwiegende Moment, während das fortbe- 
ftehende Geſammtrecht nur noch ald ein abgeleitete vorgeftellt wird. So wird 
aus dem Haupte der Genoßenſchaft ihr Herr und aus der volfsthümlichen 
Herrſchermacht eine Herrſchaft. Die Berfammlung aber erfcheint nun ihrer- 
jeitö blos als die Trägerin einer vom Herrenwillen abgezweigten Willensmadht, 
das Geſammtrecht als ein mehr oder minder verjelbftändigtes Stück des Herren- 
rechte. Bis zulegt, wenn die Verfammlungen Aller ganz verfchwinden, die 
Geſammthandlung überhaupt aufhört und die Auffaugung der Genofenfchaft 
durch die aus ihr felbft erzeugte Herrichaft vollendet wird. 

Sp war mit ber Unfähigkeit der alten Genoßenſchaft, anders als in 
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fihtbarer Verfammlung zu handeln, und mit der Auffaßung jeder Stellver- 
tretung als einer Vertretung der Gejanmtheit die nothwendige Umwandlung 
aller umfaßenderen Genofenverbände in Herrihaftsverbände gegeben. Und fo 
wurden in ber That zuerft im Volföverbande und jodann in jeinen politiichen 
Öliederungen immer mehr gemeinfame Angelegenheiten aus ber genoßenſchaft— 
lihen Sphäre jchwerfälliger Gefammthandlung in die Sphäre einheitlih hand- 
lungsfähiger Herrenmacht verlegt. 

Auch der Herr jedoch war nicht überall gegenwärtig und vermochte nicht 
überall perfönlih zu handeln. Deshalb bedurfte auch er der Stellvertretung 
und ernannte herrfhaftlihe Beamte, um an feiner Stelle und in jeinem 
Namen zu handeln. Dieſe Beamten ftanden ihrem Machtgeber von vornherein 
ungleich abhängiger gegenüber, ald die genoßenſchaftlichen Beamten der Ver- 
ſammlung; in ganz anderer Weife, ald der Wille einer felten oder nie mehr 
vereinigten Geſammtheit, ließ fi der Wille des abwefenden Herrn aud über 
ben ferner Diener als fortwährend mächtig vorjtellen; ja ed Eonnten Welt- 
reiche entftehen, in denen ein einziger perfönlicher Wille alle gemeinjamen An- 
gelegenheiten durchdrang, in zahllojen Aemtern beftimmend lebte und die man- 
nichfachſten Amtshandlungen zu den von Einem Centrum aus geleiteten Hand- 
lungen der Vertreter Eines Herren ftempelte. Allein auch der herrſchaftliche Be— 
amte war nicht das Organ eines felbftändigen öffentlichen Willens, der in dem 
Herrn nur jeinen bauptjächlichiten Träger gefunden hätte, jondern nur ber 
bevollmächtigte Vertreter der finnlich-lebendigen Perjönlichkeit ded Herrn. Und 
fo konnte ſich auch das herrfchaftliche Amt, ſobald es thatfächlih unabhängiger 
wurde, demjelben Umwandlungsproceß, welcher das genoßenſchaftliche Amt von 
feiner Duelle ablöfte, auf die Dauer nicht entziehen. In hundertfahen Baria- 
tionen vielmehr machten alle von oben ftammenden Aemter des Reiche, der 
Länder und der engeren Herrſchaftskreiſe den Entwidlungsgang von der wider 
ruflichen Vollmacht zu einer patrimonialen Gerechtſame durd, die zuerft leih- 
weiſe und bald aud als eigned Necht mit größeren oder geringeren Einjchrän- 
fungen beſeßen und immer mehr einem freien und ftändigen Eigenthums— 
objeft angenähert ward. Bis zulegt oft genug aud den Herrſchafts— 
verband, vor Allem das Reich jelbit, die aus ihm jelbft erzeugten Aemter 
nach ihrer Umwandlung in jelbjtändiges Machtrecht zerjplitterten und zer- 
rißen. 

Erſt als die jelbjtändige Wejenheit der Allgemeinheit erfaßt und hier 
von der Individualität des Herrn, dort von der Perjonenvielheit der Gejammt- 
beit abgehoben war, um ald Staat oder Gemeinwejen mit eigner Perſönlich— 
feit gefeßt zu werden, konnte der alte Amtöbegriff dem Begriff eines verfaßungs- 
mäßigen Organes weichen. Damit erjt war die Scheidung der Beamten- 
beftellung von der Vollmacht, der forporativen Funktion von der Stellvertre- 
tung, der Amtseigenjchaft von der Individualität ihres Trägers möglich. 
Nun konnte der einheitliche öffentliche Wille als eine den ganzen Verband 
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durchdringende Willensmaht und jede Handlung eines verfaßungsmäßig dazu 
berufenen Organs als Handlung der Verbandsperjönlichkeit begriffen werben. 
Aus genofenjhaftlihen wurden num gemeinheitlidhe, aus berrichaftlichen 
wurden obrigfeitliche Aemter. Jene traten in der ftädtijchen Rathever- 
faßung, diefe in der obrigkeitlichen Aemterverfaßung nach Tangdauernder Bor- 
bereitung zuerft vollentwicelt ins Leben. 

Was nun die alten genoßenſchaftlichen Aemter, zu welchen wir uns hier- 
nach zurüchwenden, insbefondere angeht, jo Bietet uns auch hier wiederum das 
Bauernrecht bis in die neuere Zeit Belege für Entwidlungsftufen, die jonft 
längft überwunden waren. Und aud hier vermag uns eine Betrachtung von 
MWandlungen, die fi) im Kleinen vor unjern Augen vollziehen, zwar nicht die 
äußere Form, wol aber das innere Wejen analoger größerer Vorgänge von 
weit höherem und zum Theil vorgeſchichtlichem Alter zum Verſtändniß zu 
bringen. 

1. Wir finden zunähft in allen ländlichen Genoßenſchaften in dem 
Amte des Vorftehers das ältefte aller germanifchen Aemter, das Amt des 
Heerführers und Richters, wieder. Dieſes Amt, in welchem der Urjprung der 
gefammten öffentlichen Gewalt gelegen hatte und über deffen Funktionen die 
jelbe vor der Vollendung der abitraften Staatsidee im Grunde nie hinaus- 
fam, hatte auf den höheren Stufen längft jede Spur eines genogenjchaftlichen 
Charakters eingebüßt. An der Spike des Volkes war es zum Königthum 
geworden. Aber auch in den Glieberungen ded Volkes nad) Ländern, Gauen 
und Gerichten war ed mit wenigen Ausnahmen der geliehenen oder eignen 
Gerichtsherrſchaft gewichen. Und nur in manchen großen Marken und allen 
Dörfern wahrte es noch feine alte Natur. 

a. In den großen Marken zeigt und das Amt des oberften Vor- 
jteherd und nicht jelten auch das Amt jeines Stellvertreterd in feinen verſchie— 
denen Geftaltungen nebeneinander und gleidhzeitig die verjchiedenen Phajen 
deſſelben Entwiclungsproceßes, welcher dereinft das Wahlfürftenthfum in Volts- 
königthum und diefes in Gebietöherrjhaft verwandelt hatte?%). Urjprünglich 
war ſchon dem Namen nach diefer Beamte, wie der „Fürſt“ der Erſte unter 
den Volksgenoßen, jo nur der „erfte* oder „oberfter Märker, der „Ober- 
märfer*, der „höchſte“ oder „oberjte* Erbe*), während er jpäter auch dem 


0) Bol. i. A. Th. I. 626—628 u. 630. 

4) Grimm I. 588: erster märker. IV. 548 $ 1 u. 4: obermärker u. 
zweiter märker. I. 604 u. V. 257 f.: obermärker. I. 577 8 3, 587, 590, III. 
426 f., 500 $ 1 u. 2, 501 $ 1: oberster märker. III. 259 8 2, 278, 283 8 4, 
286 8 5, 289 $ 4, 291, 292. 294, 295: höchster erbe. Ib. 260: höchster u. 
nächster erbe, Ib. 161, 187, 215: oberster erfexe. Ib. 819 u. 320: overster 
holtrichter u. neben ihm ein nächster erffexe. Ib. II. 666: ‚oberster anerve. 
. IV. 668 $ 1: overste u. hogeste erve aller holtmarke. 
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Namen nad fi in einen Meifter, Grafen oder VBogt*?), fodann in einen 
Gerichts-, Schirm- oder Vogtherrn, zulegt in einen Grund» oder Landesherrn 
verwandelt. So beruht denn auch die Beftellung des Vorftehers in einigen 
Marken noch auf freier und widerrufliher Wahl der gemeinen Märkerjchaft %), 
während anderdwo bas Amt mit einem beftimmten Gejchlecht verknüpft *), 
zum Zubehör einer geiftlihen Würde geworden %), als Pertinenz mit einem 
beftimmten Herrenhofe verbunden) und mit oder ohne Grund und Boden 
veräußerlich, vererblih und theilbar iſt “). Demnächſt erfcheint auch feiner 
ganzen Stellung nad in manchen Marken der Vorfteher noch ale abhängiger 
Bevollmächtigter der Gefammtheit); in anderen Marken hat er eine mehr 
oder minder jelbjtändige Amtsgerechtigfeit inne*°); in vielen fteht er ald Ober- 
märfer, Vogt, Holzgraf, Waldbote u. j. w. zwijchen einem Beamten und 
einem Herrn in ber Mitted®); in den meiften endlich ift er durchaus ein Herr 


2) Grimm V. 275 $ 11 u. 13: märkermeister. 251 $ 1 u. 4: ober- 
märkermeister u. untermärkermeister. Unten N. 50. 

2) Th. I. 626 N. 134. Oben $ 16 R. 29-31 u. 38. Grimm V. 275 
8 11 m 13. 

#4) Daher „erffholtrichter“ 5. Kindlinger, M. B. H, 2. 87Sf.; „erb- 
holzrichter* 6. Grimm III. 138f. 190. Vgl. ib. 215 über die oberjte Holzgraf- 
fchaft der Grafen v. Hoya, IV. 547 8 1 über die der Herm v. Hanau. Ferner 
I. 588. III. 283 8 4. V. 824 $ 12. 362 $ 2. — Auch 1380 ib. II. 428: daz 
riche ift Obermärfer, wird aber vertreten durch einen Forftmeifter, der von alters 
dazu geboren. Bgl. Th. I. 627 N. 140. 

5) So b. Grimm II. 666 u. IV. 533 eines Erzbisſthums; IV. 698 $ 5 
eines Bisthums; IL 780 u. 784 f, einer Abtei; V. 2458 $ 3 einer Pfarrei. Ib. 
DI. 259 $ 2 fteht einem Domkapitel u. I. 604 einem Konvent das Amt zu. 

#) 3. B. 1401 b. Grimm III. 488: oberster herre u. waltpode ist eyn 
h. v. Eppenstein o. wer Hoenberg von sinetwegen inhabe. Aehnlich ib. 278. 
286 8 5. 289 5 5. 291. 292, 295. 491. V. 817 $ 1. Bol. IIL 2S1 u. 319: 
dat min gn. h. v. Minden, van wegen sines huses tom Berg, sy der overste 
holtrichter deser mark. 1369 ib. II. 759: dat hait to richten dat huis van 
L., want it is ein holtgreve oever die gemarcde ind oever die gemeinde. 

49 Th. 1. 627 N. 142—143. Grimm III. 169: die Würde des erfholt- 
richter ijt zujammen mit dem Haufe Naesfeld verkauf. W. v. Gerau v. 1424 
ib. I. 493 $ 1: der Graf v. Katenelenbogen hat zu zwei Theilen, der Inhaber von 
Grebenhaufen zum britten Theil das Märkergericht zu gebieten; weil aber Greben- 
haufen jeßt den Grafen v. K. verpfändet ift, mögen fie allein Gericht Halten. 

) Bol. bei. Grimm I. 587 u. II. 420 (in N. 40 5.8 16); auch II. 
364— 368. 

0) Ald Amtögerechtfame kann daher die Obermärkerichaft auch feudale Natur 
annehmen u. Gegenftand einer Inveſtitur fein; oben $ 16 N. 30. 

50) Bol. 3. B. W. v. 1554 b. Grimm IH. 439— 447: die Fürften v. Heffen 
u. Naſſau ftreiten um die oberkeit, herlichkeit, obermerkerschaft u. gerechtig- 
keit der mark v. Bingenheim; während dabei im Webrigen die Obermärkerſchaft 
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aus eignem Recht oder der Vertreter eines höheren Herren®!), wobei dann 
wieder das Herrenrecht fih bald als bloße Gerichtsherrſchafto?), bald als 
Schirm- oder Vogteiherrihaft?), bald ald wahre Grundherrichaft 4) charakte- 
rifirt, um fjchlieglich meift zu einem Anner oder Ausfluß der Landeshoheit zu 
werden und zulegt in deren allumfaßendem Begriff völlig zu verfchwinden 9). 
Im Zufammenhange mit diejen Unterjchieden werden dann aud die Stell- 
vertreter, Unterbeamten und Ausſchüße bier vom Obermärfer zu jeiner®®), 
dort von den Markgenoßen zu ihrer?”), dazwijchen vielleicht won Beiden zu- 


u. das in ihr liegende Recht, in holtz, in veld, in wasser u. waid alle gebot u. 
verbot uff u. abzutun, durchaus als Herrenrecht behandelt wird, erinnert doch an 
den Amtöcharakter der von Heffen für das von ihm beanfpruchte Vorrecht ange: 
führte Grund, fo fei eö vor Zeiten fejtgeftellt, weil Naffau der Markverwüftung 
nicht gewehrt habe. — Eine Zwijchenftellung zwiſchen Herrn refp. berrfchaftlichen 
Beamten u. genofenjchaftlichen Vorftehern haben auch die oberften Holzgrafen, die 
Holzgrafen, die Holzrichter u. j. w. ib. H. 758. III. 91f. 111 f. 176. 187. 190. 
259 8 4. 260. 283 $ 4. 286 $ 2. V. 827 $ 2; der oberste herr u. waltpode 
ib. III. 488. 491. V. 317 $ 1, 2 u. 13; ber anerve u. waltgreve ib. II. 780; 
ber Waldgraf ib, II. 793 u. ſ. w. 

51) Daber heißt er nun au herr, z. B. b. Grimm II. 784 f.; obrister 
herre über die mark, 1383 in der Foflenhelde ib. I. 582; obermarkherr ib. 
V. 361 $1. 

52) 3.8. Grimm I. 493 $ 1, 6—10. 575 8 3. U. 759. III. 169. IV. 
545 $ 1: herrn des merkergerichts. V. 324 $ 12 u. 18. 

5) W. v. 1449 b. Grimm I. 452: in der Zent Sachjenheim ift der Pfalz- 
graf obrister faut u. herr, die allment zu beschirmen u. scheuern dem lant 
u. den armen leuten, die recht darin haben. Ib. 585 $ 5: obrister schirmer 
u. merker uber den walt. 590: zwei Herren find .zu gleichem Recht oberste 
merker u. beschirmer über die frie marck. IV. 539 $ 7: obrigster vaugt u. 
herr uber wasser u. weide; dazu $ 12. II. 772—7783. III. 320. 

5), W. der Schwanheimerr M. v. 1453 b. Grimm I 521f.: der Abt ift 
Grundherr, die Stadt Frankfurt Bogt; jener fett u. entfeßt einen Schuitheiß, bie 
Stadt einen Untervogt. Vgl. ib. II. 580 f.: drei Grundherrn, deren einer als 
schlusselherr den Wald auf u. zuzufchließen bat. IV. 694 $ 1: dem Herrn ben 
erdboden u. hohe obrigkeit u. deshalb nad) $ 3 gebott u. verbott. 

5) Maurer, Markv. 373—423. W. v. Schledenhaufen v. 1576 b. Grimm 
III. 190: wegen derselben holtgraveschaft u. landesfürstlicher obrigkeit. Vgl. 
ib. 187, 286 $ 5, 289 $ 4, 291, 298, 294, 295 u. f. w., wo überall der landes- 
fürst als folcher zugleich höchster erbe if. W. v. 1663 ib. V. 275f.: als ein- 
zige hohe obrigkeiten u. obermärker. gl. IV. 533. 

50) Bol. 3. B. Grimm 1, 588. U. 772. 784 f. (dev Abt beftellt ſich wer- 
meister, vörster, waltgreven, baeden). III. 111f. 169 f. 258 f. 260. 284 $ 7. 
291. 320. IV. 667: holtmester u. sine schwornen. 694 $ 5. V. 275 f. (herr- 
Ihaftl, Märkermeifter, Oberförfter, Förſter u. f. w.). 

) Bol. oben $ 16 N. 34—85. Grimm I 498 $ 3. 580 f. (geschworne) 


— — 


$ 18. Willend- und Handlungsfähigkeit ber Gefammtbeit. 497 


jammen zu ihrer gemeinſchaftlichen Vertretung beftellt5%). Ebenſo werden 
diefelben Amtshandlungen, wie Gerichtähegung, Gebot und Verbot, Straf. 
vollzug, Markverwaltung u. ſ. w., bier ausfchlieglih in der Märker, dort aus- 
ſchließlich in des Marfheren, dort endlich gleichzeitig in des Herrn und der 
Märker Namen vorgenommen). Bußen und Gefälle fallen bald an die 
Gejammtheit, bald an den Vorjteher, bald werben fie getheilt®0), wobei dann 
wieder der Bußantheil des Obermärkers bald ald Amtslohn, bald ald Ausflug 
eignen Rechtes erjcheint®!). Im entiprechender Weiſe wechjelt die Natur der 
mit der Borfteherwürde verknüpften befonteren Nugungsrechte ®). Und endlich 
verjchiebt fih mit dem Charakter des Amtes au der Umfang der in ihm 
enthaltenen Befugniße, bis das zurüchbleibende Geſammtrecht der gemeinen 
Genoßen Eleiner und Eleiner wird, um zuleßt oft ganz von dem ihm jelbft 
einft entjprungenen Herrenrecht aufgezehrt zu werden #3). 

b. Sn den Dörfern wahrte das DVorfteheramt weit länger feine ur— 
iprüngliche Natur. Der Gemeindevorfteher war Richter im alten Sinne‘). 
Als Führer der werjammelten und Vertreter der nicht verfammelten Gemeinde 
übte er im Kleinen genau diefelben Funktionen, welche einjt im Großen das 
gewählte Haupt der Bolfsgemeinde geübt hatte). Zu allen diejen Funktio— 


591. IV. 533 (Zentgraf, Ammann, Knecht u. Förſter). 698. V. 320. 576 
8 23—33. 

58) Oben $ 16 N. 68. W. v. 1355 b. Grimm IV. 547 $ 3. Alberger 
Marfprot. v. 1554 b. Kindlinger, M. B. U, 2. 378 f.: der erffholtrichter 
beftellt einen Stellvertreter, die Genoßen laßen diejen zu. 

59) So erfolgt die Gerichtöhegung, das Gebot, die Pfändung von wegen ge- 
meiner markgenossen b. Grimm V. 360; von der mark wegen ib. I. 514. 
V. 308 $ 12; von den erben ib. III. 58. 303 $ 39. IV. 679 $ 1; dagegen 
lediglich in des Herrn Namen 1457 ib. IV. 537f.; u. endlich im Namen des 
Herrn und der Märfer ib. I. 591 u. V. 317 8 2. Bol. auch oben $ 16 N. 19, 
25, 42, 57 u. 58. 

60) Bol. oben $ 14 u. $ 16 N. 59—60. 

on Val. z. B. Grimm IV. 667 $ 34 u. 35: das Recht auf % der Bußen 
ift der Lohn für den gewährten Schirm. Ib. 533 $ 4: das Recht auf % erfcheint 
als eigned Recht. 1516 ib. III. 320: die bröke gehören ihm von wegen der 
hohen ovrigkeit. Auch U. 177. 

62) Bol. die als Ausflug des Amts betrachteten Nutungsrechte in N. 185 
u. 137 zu $ 10 u. N. 248 zu $ 11 mit den berrjchaftlihen Nugungsrechten in N. 
251—256 zu $ 11. 

03) Bol. oben $ I u. 16. 

64) Gr hieß daher judex loci, richter, Dorfrichter, burrichter, Dorfgraf o. 
Grebe, Heimburger, Zender, Hunne, Schultheiß, Vogt u. |. w.; ſpäter auch Bauer- 
meifter, Dorfmeifter, Amtmann, Pfleger, Führer, Altermann u. ſ. w. 

85) Er hatte daher ald Richter den Dorffrieden u. dad Dorfrecht zu handhaben, 
unter Dorfbann zu gebieten u. zu verbieten, die Gemeindeverfammlung zu berufen 
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nen aber berief ihn die Vollmacht der zugleich einheitlichen und vielheitlichen 
Sejammtheit%). Cr war genau in demjelben Sinne, in welchem ver herr- 
ihaftlihe Drtsbeamte als Willensträger des fichtbaren Herren erjchien 7), der 
bevollmächtigte Stellvertreter der fihtbaren Berjammlung®®). Alle feine Amts— 
bandlungen daher vollzog er von wegen und im Namen der Genoßengeſammt— 
heit®®), die er nad innen und nad außen in den Grenzen jeiner Vollmacht 
vertrat ?®), 

Auch das Amt des Dorf- oder Bauerrichterd aber zeigte, weil ed eben 
feine forporative Organjchaft, jondern die Vertretung der fihtbaren Gejanmt- 
heit war, die Tendenz aller alten Genoßenſchaftsämter, fih der Geſammtheit 
gegenüber zu verjelbjtändigen. Zwar Eonnte ed wegen der Nähe und häufigen 
Zujammenkunft der auftraggebenden Gemeinde aus fich jelbit heraus fih nicht 
bis zur Dorfherrjchaft fteigern: wohl aber fonnte es fid) zu einer mehr oder 
minder jelbjtändigen Amtögerechtjame entwideln, welde in feudalen Formen 
verliehen ”!), ald Zubehör eines Hofes vererbt und veräußert 2), oder jonjt im 


u. zu leiten (Grimm IL 139. 495.- III. S21. V. 153 $ 46; bair. 2. R, v. 1616 
p. 690), das Dorfgericht zu hegen, die Fragen zu ftellen, die Beſchlüße u. Urtel 
zu vollziehen. Er hatte aber auch als Heerführer die bewaffnete Mannjchaft bes 
Orts behufs der Heered-, Land» oder Gerichtsfolge aufzubieten u. anzuführen 
(Grimm I. 418. 620. III. 821; Günther II. 515; Maurer, Fronh. ILL 


469 f. 475). 
66) Bol. Th. I. 623 N. 149 u. oben $ 16 N. 40 u. 41. Schauberg I. 


100 $ 14, 21, 25. Neocorus 1. 541. Grimm V. 93 $ 24. Ueber die Ge- 
‚ meindewahl oben $ 16 R. 27 u. über deren Auffaßung als Willenserffärung der 
Gejammtheit oben N. 24. 

6) Bol. oben $ 16 N. 65—67. Grimm I. 661 $ 27. 682 $ 10. 781. 
Maurer, Fronh. IV. 88 f. 

65) Daher war die Gefanmtheit im alten Sinne die Amtsherrin ($ I6 N. 87); 
ihr wurbe der Amtseid geleiftet (ib. N. 39 u. 69); vor fie mußte das, wozu Die 
Vollmacht nicht ausreichte, gebracht werden (ib. N. 43); ihr war er Rechnung 
jhuldig (ib. N. 44 u. Maurer, Dorfv. I. 21 N. 5 u. 6). 

) Vgl. oben $ 16 N. 42 u. 57, Deshalb hegt der heimburg das Gericht, 
ftraft, pfändet, gebietet u. verbietet, läutet die Glode, fett in Gefangenschaft u. j. w. 
von der gemeinde wegen, 3. B. b. Grimm I. 335. 607. II. 471. 497 u. 498. 
Ill. 332. 820. IV. 639 $ 11. 723 $ 6. V. 293. 521 $ 5; von wegen des dorfs 
ib. IIL 474 $ 2. V. 549 $ 5; von der menner wegen ib. III. 589 f. 818. Ebenſo 
ber Zender von wegen u. befel der gemein ib. II. 335. 364—368. 

ꝛo) Nach innen gegen die Einzelnen, nach außen gegen den Herrn (3. B. 
&rimm I 620. 1I. 30. 139. 498. III. 820 u. 821), die öffentliche Gewalt (ib. 
II. 266. 325f. 331, Lacomblet, Archiv 1. 255), höhere Verbände ($ 16 N. 
154—156) o. Nachbardörfer Grimm I1I. 554). 

") Bol. oben $ 16 N. 27 u. 39. JInsbeſ. W. v. 1382 b. Grimm I. 831, 
wo die Belehnung im Namen der Gemeinde durch den abgebenden Vorſteher erfolgt. 
Auch ib. 658 8 2. 662 $ 1. 1I. 444. V. 687 $ 39, 

”) Th. 1. 629, — Vorzugsweife finden fich freifih die Erb- oder Lehnjchul- 
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patrimonialer Weiſe behandelt wurde. Und völlig fonnte es fih von der 
Sphäre der Geſammtheit überall da ablöfen, wo es von dem darüberftehenden 
Herrenreht angezogen und von dem Amte des herrichaftlichen Orts» oder Hof- 
richters, des Schultheigen, Kellers oder Meiers, ganz oder theilweije abjorbirt, 
damit vereinigt oder darin umgewandelt wurde >). 

Nur in den Ausnahmefällen, in welchen die freigebliebenen oder freige- 
wordenen Bauerjchaften fich zu politffchen Ortsgemeinwejen umbildeten, find 
auch ihre Vorjteher aus genohenjchaftlichen Beamten zu gemeinheitlichen Orts— 
obrigfeiten, aus Vertretern der Gejammtheit zu Organen des Gemeinwejens 
geworden”), Won den alten Dorfrichtern unterfchieden fi dieje neueren Ge- 
meindevorjtände meift ſchon äußerlich durch die Kollegialität”d), die Ausdeh— 
nung ihres Wirfungsfreijes auf eine eigentliche Ortsregierung 7%) und die ihnen 
aufgetragene Fürforge für das öffentliche Wohl”, Im Allgemeinen jedoch 
war es in den Dörfern zu einer folhen inneren Umbildung der genoßenſchaft—- 
lichen Aemter noch nicht gefommen, als die landeeherrliche Gejeßgebung von 
oben und außen her eingriff und die berrichaftlichen oder auch die ehemals 
genopenjchaftlihen Aemter zu einer polizeilichen Ortsobrigkeit umjchuf?s). 

2. Außer den Vorſtehern kamen zahlreihe untergeordnete Gemeinde 
beamte und Gemeindediener vor”). Auch fie waren bevollmäctigte Willens: 
vertreter der verjammelten Gemeinde und hatten in den Grenzen ihres Auf- 
trages jtatt der Geſammtheit zu handeln®). Und aud dieſe Aemter entfal- 


zenhöfe in den Dörfern der ehemals flavijchen Gebiete, wo dag Amt berrjchaftlichen 
Urjprungs war. 

73) Bol. Th. I. ©. 628 f. 

74) Bol. Th. I. ©. 629 u. oben $ 16 N. 155—166. 

5) So finden fi in der Schweiz 2 oder 4 Dorfmeier, Ewalte, Gefchworne 
0. Dorfvierer; in Franfen u. der Pfalz 2, 3 oder 4 Heimberger, Bauermeifter o. 
Dorfmeifter; in Ditmarfhen 2 oder 4 Schließer. Auch zahlreichere Kollegien kommen 
vor, Maurer, Dorfv. II. 32f. 3527. 

76) Daher namentlich auf eine umfafende Drtspolizei u. eine geregelte Ver— 
mögensverwaltung. Th I. 629 N. 156. Oben $ 16 N. 162. Grimm I 179. 
211—213. 216. 

2 Bol, oben $ 16 N. 41 u. 160. Grimm I. 114: des dorfis u. gantzer 
gemein sachen zu verwalten. Aebulich ib. 211. Insbeſ. jollen die Dorfvierer 
nad ſchweizer Deffnungen für des Dorfes Nugen u. Ehre forgen, den Nugen der 
Gemeinde fördern u. den Schaden von ihr abwenden, gleichmäßig Armen u. Reichen 
verfahren u. ſ. w.; 3. B. ib. 123. 177. 179. 216. IV. 365 $ 3. 355 $ 41. 395 
$ 15—17. Schauberg LS $ 6. 52 8 7, 10, 21. 94 8 44, 45, 52. 112 $ 10. 
Ebenjo die 2 Dorfmeier ib. I. 55 $ 1 u. Grimm IV. 405 $ 1. Vgl. aud) ib. 
1. 77 8 24, 29, 30, 40 u. 44. 211. 293. IV. 188. 

8) Bol. Th. I 629—630. 666. Oben $ 16 N. 190. 

», Th. I. 630. Maurer, Markv. 255—269; Dorfv. II. 95— 119, 

0) Bgl. oben $I6EN. 34-37 u. 44. — Einen andern Eharakter hatten folche 

32 * 
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teten die Tendenz, fi) in lehnbare oder jelbit vwererhliche Gerechtigfeiten von 
mehr oder minder patrimonialem Charakter zu verwandeln ®1). 

3. Weit größeres Intereſſe bietet die Betrachtung der verjchiedenen Ent- 
wiclungsphajen, in welden uns repraejentative Ausſchüße ald Ver— 
treter der Gejummtheit begegnen. Denn gerade hier tritt der Unterjhied alter 
Genoßenſchaften und wahrer Gemeinheiten auf das Klarfte in den ihrem 
inneren Weſen nach verjchiedenen Gedanken hervor, welche fih in der Schöffen- 
verfaßung einerjeitS und der Rathsverfaßung andrerſeits ausprägen, 
während mancherlei Zwifchenftufen den Mebergang vom alten zum neuen 
Syſtem verdeutlichen. 

Die alte Genoßenſchaft konnte ed, wie in der Vorfteherichaft nur zum 
Nichteramt, jo in der Bildung repraefentativer Ausſchüße nur zu dem Schöffen- 
amt oder einem ähnlichen Urtelöfinderamt bringen. Indem aber aud) dieſes 
Amt den Charakter aller Nemter des alten Rechtes trug, verlor gerade fo weit, 
als die Gefammtheit ihre gerichtlichen Funktionen an einen Ausſchuß abgab, 
die Genoßenſchaft als jolde an Bedeutung. Denn durch die Schöffen wurde 
die Gefammthandlung zuerjt beſchränkt und endlich bejeitigt, mit der Geſammt— 
handlung aber verlor fih bald auch das Gejammtreht und zuleßt der ge- 
noßenjhaftlihe Zufammenhang überhaupt. 

Gerade das Schöffentbum hat daher den Hebel gebildet, um ſchon in 
früher Zeit die großen Gerichtsgemeinden des Volksrechts zurücdzudrängen und 
endlich zu zerjtören, Recht und Gericht von ihrer genofenfchaftlichen Wurzel 
Aemter dann, wenn fie nicht auf unmittelbarer Geſammtvollmacht, jondern auf 
der Vollmacht eines höyeren genoßenfchaftlihen Beamten beruhten; doc kamen in 
ben ländlichen Verbänden derartige mittelbare Genoßenſchaftsbeamte meift nur ala 
Bertreter u. Gebülfen ſolcher Borfteher u. Würdenträger vor, deren Amt ſich ſchon 
einer Herrfchaft oder doch einem jehr felbjtändigen eignen Recht genähert hatte. — 
Wieder in anderen Fällen trat an die Stelle ded Gemeindeamts die Borftellung 
bloßer Dienjtmiethe, jo daß die Gemeinde lediglich die Arbeit um Lohn gedungen, 
nicht aber für ivgend weldye Beziehungen fich einen Willensvertreter beftellt zu haben 
ſchien; fo heißt es von den Hirten, welche ber Regel nad wahre Gemeindebeamten 
find, im W. v. Ermatingen b. Grimm I 239 $ 3: so sol ain gemaind den 
hirtten dingen; u. in Dejterreich werden fpäter Hirten u. Feldhüter ald der gemain 
diener bezeichnet u. ihr gegenüber genau fo, wie das Rohngefinde gegmüber dem 
Hausherren, geſtellt; Kaltenbäd I 8 3 64. 56 $ 61. 199 $ 69. 343 $ 45. 879 
8 87. 470 $ 27; oben $ 16 N. 50. 

Bol. W. v. Adligenswil (14. J.) b. Grimm I 163: dü genossami sol 
einen banwart kiesen, .. dem sol ein buwmeister liehen das ampt mit aller der 
rechtung so dar zu hoeret. Ebenſo das sigristenampt .. mit aller der rechtung 
so darzu hoeret. Vgl. ib. 101: die Geburfame wählt den Förfter, der Herr be 
lehnt ihn, auch gehört dazu ein vorsterlehn. II. 445: dan belent der heimburger 
fort alle andere ampte an dy gemeindte treffent. Vgl. $ 16 N. 35. Erbliches 
Börfteramt b. Maurer, Markv. 265. 
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abzufchneiden. Und umgefehrt finden wir in den ländlichen Gerichtsverbänden 
niederer Ordnung gerade jo lange, als das genofenichaftliche Leben in ihnen 
vollflommen intaft blieb, das Schöffenthum gar nicht oder dech nur unvell- 
fommen entwidelt. 

In den meiften Dörfern und Marken, ebenſo aber in zahlreichen länd— 
lichen Gerichtögemeinten von größerem Umfange erfolgte bis in die neuere 
Zeit ſowol die Feititellung des Verbandsrechtes im Allgemeinen als deſſen 
Anwendung auf den einzelnen Fall durch unmittelbare Gejammthandlung der 
ganzen verfammelten Gemeinde. Es gab fo wenig hierfür als für irgend 
einen anderen Zweck ftellvertretende Kollegin. Alle Genoßen gemeinlich, ein 
hellig und ungezweit weifen, öffnen oder finden das NRecht®?). Und zwar han« 
delu fie hierbei gleichzeitig Alle indgemein und Jeder insbefendere®#), fie treten 
als lebendige Gejammtheit zugleih in ihrer Vielheit und im ihrer Einheit 
auf, Deshalb wird bei der Rechtweifung zunächſt noch mehr als bei anderen 
Gejammthandlungen auf die wirflihe Anweienheit und Berheiligung Aller, 
faft Aller oder doch einer jo großen Menge, daß fie für Alle gelten kann, ge» 
jehen®4); und nachdrücklicher noch als jonjt wird die jhlieglihe Einftimmig- 


2) MW. v. 1479 b. Grimm I. 555: der lantmann weiset einhelliglich .. 
gemeiniglich ... ungezweit. Ib. 426: von allen genossen gemeinli-h. 1491 ib, 
If. 850: einmüthig .. haiwlud ind leinman. IV. 784: die laten einträchtig. 
V. 130: da ofnetend dieselben ire vogtlüt ainhelligklich u. gemainlich. 1499 
ib. 436: alle einhellig. I. 243—257: jeder Artikel beginnt: die hofjünger sagend 
einhelliglich. Kaltenbäd I. 324 $ 65: ainhellig die ganz gemain. Verordn. 
v. 1385 b. Richthofen 308F.: thet wy (die Richter) endrachtelyke an wel 
byret menlycke myt ther mena menata in dissa for scriwana london seten. 
1446 ib. 575 f.: redt unde menheit eindrechtigen willkörden u. setten. Andre 
Beifpiele unten in NR. 95—99. 

es) 1355 b. Grimm IV. 547: die merkere .. gemeinlich und besonder, 
omnes et singuli. Vgl. ib. 1. 389 (oben N. 13): allgemainlich u. yeder in- 
sonnderheit. 

%) Grimm II. 632: die höfner v. Breyfig erflären, sie haben iren vollen 
nit, one den wüsten sie nit zu handlen. Ib. 615: die gehoefer all ingemein 
erflären, der folle der gehoefer seye nit beyeinander; jedoch wullen sy biss 
zu irrem follen, da es angenommen werden wolle, wess an sye von alters 
pracht, weysen u. sprechen Ib. V. 317: mit lauter Stimme ruft der Echreier 
der Mark die Schultheißen ihrer 32 Dörfer auf; das Volk tritt haufenweis u. die 
fehlenden werden gerügt; der Erntezeit wegen wird den Ungeborfamen verziehen 
und befchloßen, von den anweſenden Schultheißen, Märkern, Hubnern u; Yandmän« 
nern die Weifung aufzunehmen, der doch ein groisz menige bei einander zugegen 
were. Bgl. ib. III. 142f.: aller oder je zum wenigsten der mererteil der 
bauermenner D. marken. 1327 ib. 9: nos (43).. pro nobis, vice et nomine 
omnium aliorum proborum hominum de A. W. v. Hardt 1378 ib, II. 672: ver 
ſammelt find disereti viri villani et incolae pene universi et singuli dominii 
et districtus. II. 183: das der ganze hoff solle bey einander sein, nemlich 
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feit der Anwejenden betont”). Die Weisthümer erjcheinen als Feſtſetzungen 
der verfammelten, der gemeinen, der fümmtlichen oder aller Zandleute, Veſt— 
genoßen, Märker, Erben, Bauern oder Huber ®%); fie werden abgegeben ven 
den Nachbarn oder Hubern gemeinlich’"); es jprechen in ihnen die Männer, 
Genoßen, Goleute, Freien, Märker, Veſtgenoßen, Dorfleute, Lehnleute, Hofleute 
u. ſ. w.*88); 08 weilen das Recht die ſämmtlichen Genoßen in allen ihren 
Ständen und Klaffen, Edle wie Unedle, Arme wie Reiche?”). Auch ift Die 


28 lehenmänner. IV. 41: feblt ein huber, jo ſoll das gedinge nicht gehindert 
werden; bresten aber zwei, so sind sy nit gebunden zu sprechen. Vgl. oben 
N. 3. — Ye mehr das Weisthum einem Vertrage äbnelte, defte größeres Gewicht 
legte man natürlich auf die Anweſenheit Aller, fo Daß fogar eine Vertretung Ab- 
wejender durch Bevollmächtigte vorfam (N. 48 zu $ 17). Umgekehrt trat dies Er- 
forberniß ganz zurid, wenn das Weisthum den Charafter einer Kundichaft hatte 
(4. B. b. Grimm I. 577 $ 5 nur Weifung der eldisten, die jezunt leben‘. 

85) Bol. 5 IT N. 34—41 u. oben Nr 4 u. 82. 

8) Urk. v. 1015 6b. Kindlinger, Hör. 223: universi coloni. Grimm III. 
453—457: die merkere gemeinlichen, die bei ein versamt waren .. im 
merkerding unter der linde. Ib. I. 493, 533, 590f., IV. 533f. (1429), V. 
301 f.: die gemeinen merker. IH. 763: die gemeine erven. III, 502: gemeyne 
landlute. Ib. 761: die samentlichen haifsman. III. 32 (1320): alle hofesleute. 
1. 26 u. 257: alle husgenossen. V. 384 (1349): alle huber. II. 35 8 21: 
semptliche vestgenoiten. Ib. 119f.: de semetlicken buren der burscap. Ib. 
192. 193. 229. W. v. 1400 6, Maurer, Marko. Anh. Nr. 5 ©. 452 f.: die ge- 
meinen ganerben. Stat. v. 1250 u. 1282 b. Richthofen 366 8 I un. 369 $ 1: 
statuta sunt hec jura ab omnibus laieis in Langewolda commorantibus; 
alle Langewoldena hebben. dat geset. Weiterw. L. R. ib. 275: wy gemene 
inwoenders des landes W. erkennen ende betugen. 

s”, Grimm I. 637. IV. 221: die hueber gemeiniglichen, 1388 ib: III. 
401: die nachgebur gemeinlich des dorffes. 

"), Grimm I. 579, III. 500 (1395): die merker. Ill. 27, 34 f., 40, 45 f.: 
die vestgenoiten. IV. 659: die gohelüde. Ib. 662 f.: die freien. III. 240— 244 : 
erven. I. 55 u. IV. 334: die genossen uf iren eid. III. 295, 321, 496 u. 497: 
die menner, I. 633 f.: die lehenleute. III. 401 u. 404: wir lantsedel. 1. 729 f. 
u. IV. 27: die huber. I. I11f. $ 1—70, 43 f., 45f., 102, 149 f., III. 483, IV. 
335, 363 f.: die hoflüt offnend, sprechend, wisent u. ſ. w. 1. 27—29 u, V. 
179 (1393): es sprechept die hoffjünger. V. 239: die von Gensheim. 3. f. D. 
R. XIV. 270f.: die landes lüte errichten 1587 in Helgoland des landes will- 
kürliche beliebung u. recht. Richthofen 2. willekoer der Vresen; liodkest 
Ib. 151 f.:.kere, ther Brocmon ekeren hebbath. 331: hebbet tha liude keren 
and redgevan uppe sweren. 1282 ib. 372 $ 35: dit hebben de luede gekoren 
Urk. b. Heuslera.a. D. Anh. Nr. 2, 3, 4, 6, 7, 9,12, 18, 44, 57, 60, 64, 
72, 78, 85: es befunden, erfennen, verordnen die theiler, dorfleute, kilcher, ge- 
meine uertner, kirchgenossen. 

#) Grimm V. 252 $ 1 (1393): wir die merker gemeinlichen, edel u. 
unedel, arm u, rich, zu W. u. zu O., die zu der zit an eime uffen merker- 
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gewöhnliche Form der MWeisthümer in den Zeiten der unangefocdhtenen Auto« 
nomie eine Einfleidung der einzelnen Süße und Urtel in ein: „wir jprechen 
zu Recht, daß”, oder in ein ähnliches: „wir jagen, ertheilen, öffnen, weijen, 
willfüren u. f. w.*; oder der Schreiber des Weisthums berichtet von dem ge« 
jammten anweſenden Genohen: „fie jprechen, weiſen, ertheilen, daß u. ſ. w.”. 
Aber die Genoßen weijen andrerſeits ald Einheit und in einem einheitlichen 
Akt das Recht; es ſpricht daher nach einer charakteriftiichen Redewendung 
haufig im Weisthum der Märfer, Landmann, Yehnmann oder Huber), oder, 
was noch bezeichnender ift, der gemeine Märfer oder Landmann, der Lehn- 
mann und Höfer gemeinlich"); es weist das Märfergeding, das gemeine 
Warf, der Dingwart gemeinlich, das placitum generale, der ganze Umjtand 
oder die verſammelte Menge); die Saßungen werden. aufgeftellt von ber 
universitas, communitas, Gemeinde, Gemeinjame, Theilfame, Uerte oder Nach— 
barichaft, von der gemeinen Gemeinde, der ganzen Gemeinde oder ber Gebur- 
jame gemeinlih); oder es handelt darin das Land, das ganze oder gemeine 


— — 


dinge bi eine waren, bekennen. Ib. I. 151—159: die waltlüte u. gotzhuslüte. 
III. 486: die dinglude u. hofigenlude. IV. 119 u. 121: die huber u. mentager. 
I. 490: hubener u..gemeinde. Ib. 787 u. 788: die ganz gemeinde, priester, 
edel u. alle andere seszhaftig zu D. — Bat. III. 112f. 117. 183 f. 200. 
Urk. v. 1363 6b. Zacomblet III. 535: die merkere, die huvenere u. der 
lantman. 

", Grimm I. 565 u. 580-584, IV. 537 f. (1429) u. 537 f. (1457): der 
merker. 1. 554 f. u. 578f., III. 483 f.: der lantman. II. 361 f., 385 f., 398 f., 
401 f., 405 f., 417 f., 422 f., 433 f., 608, III. 22f.: es weiset der lehnman. IV. 
540 f.: der landsidel. II. 124 u. 331: der zender. II. 132f.: der eidman. 1. 
454 u. 803, III. 828: der hübner. I. 735—797 immer: item weiset der huber 
u. spricht zum rechten. II. 233: der gehoeber. I. 549f.: der hubener u. 
lantman. 

st) Grimm III. -490f.: der gemeine inmärker, Ib. 502: der gemeine 
lantman. Ib. 305: der kirspellsman .. versamelt under der linden. II. 337: 
der lehnman u. hoefer gemeinlich. 

»2) Grimm III. 500 u. V. 248 8 8: das merkergedinge. III. 109: das 
gemeine warf. IV. 455 (1276): placitum generale; recognitio placiti generalis. 
I. 526 (1306): einmüthig ausgefprocdpen u. beichiworen von deme dingwarte ge- 
meinlich. Aud omnis populus, cunctus populus, omnis plebs, omnis turba,: 
ganzer umstand, die menige; Grimm, R. A. 779. u. Urf. 6. Meichelbeck 
Nr. 29, 368, 472, 487, 703. Vol. Richthofen 377: dat der elemetha Vre- 
dewolt hebben gekoeren. 

») Richthofen 358f.: que statuta wumiversitas voluit (deutſch: wilkoren, 
der lude bynnen Hummerkelande maket hebbet). Grimm I 621, 783—755, 
788, II. 139—140, III. 496 u. 497: es weiset, deilet, spricht die gemein. 
Ib. 498 u. V. 242 8 1, 2, 3, 9 u. 10: wir die gemein. I. 557, III. 493, 494, 
495, 503, V. 182: die ganze gemein. I. 482: die ganz gemeine hat semptlich 
geredt, Ill. 726—733: die nachpawrschaft. I. 331f.: die gebursami gemein- 
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Land, die ſämmiliche Veſte, der Hof, der ganze oder ſämmtliche Hof). 

Die Gefammtheit in diefem Sinne vermag num freilich nicht immer Die 
einzelnen Säße oder Urtel unmittelbar ſelbſt zu formuliren und auszufprechen. 
Allein fie wendet zum Erſatz zuvörderft überall Formen an, welche auch den 
Ausſpruch Einzelner zum Gejammtaft machen oder einem ſolchen möglichft 
nähern. Stellt der Richter feine Frage an die ganze Verfammlung, jo begibt 
ſich diefe, fofern nicht einfacher Zuruf genügt, nach einem jehr verbreiteten 
Gebrauche abjeits, hält eine Berathung oder ein „Geſpräch“ und beauftragt 
einen entweder von vornherein für die ganze Verhandlung oder jededmal für 
den einzelnen Spruch aus ihrer Mitte beftellten Redner, die gefundene Ant- 
wort in ihrem Namen dem Richter zu verfünden; demnächſt kehrt fie zur 
Dingftätte zurück und ertheilt durch den Mund des Nebners die Weifung, 
welche durch die fehweigente oder ausdrückliche Bewahrheitung Aller endlich die 
Bollkraft erlangt ®). Der Sprecher tritt hier durchaus als der bloße Bevoll- 


lich. Richthofen 513f.: by der mene meente reede. Ib. 311. 504 ı. 510. 
Urk. b. Heusler a. a. DO. Nr. 1, 5, 10, 12 u. 55: die theilsame, uerte, 
gemeind, der freitheil. 

%) Grimm I. 534 (1324): als im das land gedeilet hat. III. 236—240: 
dat gantze land findet die Urtel u. bringt fie ein. 237: dorch lande u. lude. 
121: vor dem gemeynen lande. 35 $ 21: semptliche vest. 860: die 14 kir- 
spele wijsen. IL 9f., 11, 12f., 137 f., 386: der hoff wiset. Ib. 137f.: der 
ganze hof hat erkant u. geweiset. III. 162 $ 4: der sämtliche hoff. Richt- 
hofen 474: da vilkeren dis landis. 

») So wird 1444 b. Grimm I. 593 das Weisth. der Foſſenhelde verlefen; 
darauf hat sich der gemeine märker gemeinlich jung u. alt, die dann uff 
den dagk da waren, uff den zettel beraden u. seint sammentlich wieder 
kommen u. einmüdiglich mit einem munde durch H. Kraen den schulteiszen 
zu H. erzehlen u. sagen lassen. In der Dürstorfer M. ib. 590 werben ge 
meine Märfer befragt, geben fort, berathen fih, kommen wieder u. haben einen 
auss den gemeinen merkern . . dargestellt, der von der gantzen gemeinen 
merker wegen gesprochen. ®. der Seulberger M. v. 1493 ib, III. 490 f.: 
der Landmann beredet fich, weist auf den Eid, einträchtig u. einmüthig, durch einen 
Nebner. Ebenfo 1. 729--737. 787. U. 385 f. 414 f. 486. Sehr ausführlich wird 
in der Bingenheimer M. ib. III. 439 —447 die Hegung des Gerichtö mit der 
gantzen gemein der neun dorfschaften des merkergedings geſchildert; Sprecher 
ift hier ein alter Märtermeifter, der aber vor jedem Auoſpruch fich vorher mit 
Allen beredet u. nachher von Allen bewahrheitet wird. Vgl. ib. 404 u. 502. 
W. v. Nebftein v. 1431 ib. V. 206: Alle indgemein u. der Fürfprech indbefondere 
werben auf ihre Eide befragt; Rebterer nam daruf ein bedenken mit ainer ganzen 
gmaind u. ward gemainlich u. ainhelleklich ertailt. Im W. der Mechrithäufer 
Gent v. 1479 ib. I. 554 u. 555 heißt ed dreimal: da ging der lantman mit 
laube in sein gesprech, kam widder u. sprach einmundlichen Bgl. W. v. 
Eddersheim v. 1453 u. Bfleidenftabt v. 1509 ib. 557 u. 559. W. v. Dttenheim 
v. 1452 ib. 408—412: eibliche Ausfage der ganzen gemeyn u. gerichtslutten 
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mächtigte Aller auf. Er redet von wegen und im Namen Aller, anftatt und 
im Namen der Menge, nad Erfenntnig und Befehl des gemeinen Warfes, 
für alle Märker, als Fürfpreh, Anwalt, Bormund oder Mumpar der ganzen 
Gemeinde*). Gr ift nur das Werkzeug, gewißermaßen der Mund der Ge- 
ſammtheit, und es bleibt die Gefammtheit jelbft, welche durch den Einen, 
per organum, durch feinen Mund, mit Einem Munde oder einmündig 
fpricht?”.) Ueberdies ift die ganze Gemeinde bei dem Ausſpruch gegenwärtig, 


beyder herschaft zu O., die dann by einander gesammelt u. gegenwertig 
warent; es werden „schultis und menge“ befragt; der schultis fordert anstatt 
u. inn namen der menge ein bedencken; fie gehen abfeits, jeder leiſtet den Eid 
u. ald Kundigfter redet für fie ein alter Dann, den der schultis mit der gantzen 
mengen zu 0. uszerwelt hattent, inen ir rede für sie alle zethunde; doch was er 
rette, wer ir aller geheysz meynumge u. einhellige stimme Aehnlich zu Ichenheim 
ib. 411—412. Vgl. auch 8S38—841 u. 842. W. v. Maffenheim vw. 1424 ib. 
570—572: schulteiss, scheffen u. ganze gemein geben dreimal mit Urlaub 
heraus, berathen fich, kehren wieder u. antworten durch Einen, ber feine Rebe 
anbebt: mich hait schulteiss, scheffen, das gericht u. die gemeynde hier gegen- 
wurtigliche gewyset u. wisen ich mit yne u. ist auch von alters also auf uns 
komen. gl. II. 297. Biele andre Beifpiele, aud aus Gedichten, b. Grimm, 
R. A. 786—791. 

», W. v. 1869 b. Grimm II. 758: de consensu sive rogatu necnon vo- 
luntate predictorum omnium. III. 109: die ordele bes Landgodingd werden 
eingebradyt nach erkenntnisse u. bevelle des gemeynen werfs, der menne, o. 
ähnlich. Ebenfo ib. 224—223: von wegen der gemeinen gholeute.. I. 768 f. 
Einer aus der gemeynde spricht von wegen u. mit wissen der scheffen u. ge- 
mein in Q. Ib. 770 f.: ebenfo ein Schöffe. V. 377: Einer thut mundlich ver- 
sprechung .. von irer aller wegen. V. 319: ein gewählter Fürſprech ſpricht fur 
einen redner anstait u. von wegen der merker, hubener u. landman. III. 383: 
die menner.. haben einen, gnant Hans Scheer, von ir aller wegen reden 
lassen. Bgl. V. 609. W. v. Modjtadt v. 1365 ib. III. 435: husgenossen alle 
gemeinlich uff den aide getheillet u. ihr einer von ihr aller wegen auss- 
geleyt. I. 590: von der gantzen gemeinen merker wegen. 410: anstatt u, 
inn namen der menge; ir rede für sie alle. III. 631: Einer fpricht ald anwalt 
der hubmaier. V. 292: als vormunder u. mumpar der ganzen gemeinde. 
KRaltenbäd IL 449 $ 2: vorsprech. 484 $ 9—12: vorsprech u. weiser. 

or) W. v. 1460 b. Grimm III. 404: alle landsiedel berathen fich u. jprechen 
dann usz eym monde durch den vorg. Heintzen Lorey. 477: dorch den mont 
F. C. scheffes. I. 683—636 (1532): die lehenleute .. eindrechtiglich u. ein- 
mundig durch E. B. ihren mitlehenman. 549 u. 550 (1489): der hubener u. 
lantman der 15 dorff.. hant mit zytigem rate, wolbedachtem vorbetrachtem 
mude u. durch eynen mund reden lassen. 554: der lantman .. sprach ein- 
mundlichen. Ib. 583 (in N. 95). II. 414 f. (1468): daruff sie sich beraden u. 
geantwort haint u. eynmundig durch yren zentener tun sagen. III. 814 (1507): 
scheffen u. alle gemeyne burger des dails Montreal weifen per organum Claes 
Stumpe. Ebenfo I. 810 (aud Bodmann 676): per organum. Auch in Defterreich 
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fontrolirt ihn und eignet ihn fich nicht nur immer durch fchweigende Aner— 
fennung, jondern oft noch durch ausdrüdliche Zuftimmung an?®). Zu dem- 
jelben Refultat endliher Gefammthandlung gelangt man aber auch dann, 
wenn ber Richter von vornherein jeine Frage nur an Cinen aus der Menge 
richtet und der Gefragte mit oder ohne vorherige Berathung mit den Uebrigen 
auf die Gefahr Hin, daß jein Urtel verworfen und durch ein beßeres, dem Die 
mehre Folge wird, erjeßt wird, die Antwort ertheilt??). 

Bisweilen wird, indem die Korm eines Vergleiches oder Vertrages über- 
wiegt, die Gefammtheit bei Feſtſtellung ihres Rechtes durch Abgeordnete oder 
Bevollmächtigte ad hoc vertreten!) Da folde Verordnete nur einen be- 


fpricht die gemain .. durch ainen redner, Kaltenbäd I. 11 $ 116; oder durch 
zwei nachpaurn, ainen aus den burgern, den andern aus der gmain, ib. I. 
177 8 2 u. 3. 186 8 2. 194 $ 2. 202 8 2. 208 8 2. 234 $ 2. 281 $ 3. 319 
8 2—3. 326 8 3. 353 8 7. 383 $ 7. 391 $ 2. 513 $ 3. 

), So wird oft in den niederſächſ. Holtingen u. Godingen, nachdem Einer 
nach Beratbung mit dem Umftande ein ordel eingebracht hat, ausdrüdlich hinzu— 
gefügt: welch ordel ungeschulden togelaten; z. 8. Grimm III 111f. 116. 
123. Und das war eine „Ichweigende Vollbort”, 3. ®. ib. 115: alle ordel mie 
schwiegender vulbordt unwederfochten gebleven... u. in ere kraft u. wirkung ge- 
gangen; vgl. 114, 117, 119, W. v. Kirchzarten v. 1395 ib. 1. 331: im offnen 
Ding unter der Linde wird ein alter Rodel vorgelefen u. bei jedem Artifel die 
gebursami gefragt, ob er Recht ſei; u. zu jeglichem stucke desselben rodels 
antwurtent dieselbe gebursami gemeinlich u. unmwidersprochenlich u. ertheilten 
bei iren eiden, daß es aljo von Alterd Herfommen jei. I. 344 f.: von den lehn- 
lüten gemeinlich u. unwidersprochenlich geoffnet, erteillt u. gesprochen. — 
Ausdrüdliche Ratihabition durch Alle ib. III. 93. 441f. u. Grimm, R. 4. 
790 u. 79, auch in den öſterr. Pant., in denen nach der Weiſung regelmäßig die 
Frage ergeht: ob es ir aller word u. red ist? ob es ir aller red ist? oder ähn- 
ih; 3. B. Kaltenbäd I. 285 8 4, 9, 10, 20, 23, 25-29. 326f. 413. 
434 f. 555 f. 

%) Grimm II. 58: der befragte fürsprech karde sich um u. bereit sick 
mit den gemeinen erven u. quam weder . . u. sprak. Vgl. ib. I. 581. 730, 
III. 112. 117. 119. 471. 473. III. 576 8 12. 

10, W. dv. Dachſen in N. 48 zu $ 17. Grimm V. 3118 12 (ib). W. v. 
Nidda v. 1271 in Ueberfeßung v. 1442 ib. 292: zmei pfarleude fchliefen ala 
vormunder u. mumpar der ganzen gemeinde des dorfes zu N. einen Bergleich 
mit Defan u. Stift. Ib. 310 N. 2: zwei Männer find von der Dorfgemeinde ald 
vormunder, werber u, sonderlich boden gesetzt u. gekoren, um deren Recht zu 
befunden; jie verbinden ſich u. die leute alle, mit der macht u. gewalt, die sie 
an uns gesatzt hant. die vorg. gemeinde, die itzund stund u. hernach koment. 
W. v. 1619 ib. I. 71—73: 2 dorffmeyer inn namen u. als bevollmächtigte an- 
wält einer gantzen ehrsamen gemeind zu B. erjcheinen vor dem Zürder Rath u. 
öffnen Weidgang u. Recht ihrer Gemeinde W. v. Mülheim v. 1475 ib. 259: 
von gemeiner hoffjünger sechsman, so sy darzue geben u, erwelt haben. 
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ftimmten einzelnen Auftrag baben und gewöhnlich überdies das jo formulirte 
Meisthum der nächſten Genofenverfammlung zur Beltätigung vorgelegt 
wird 101), pleibt auch hier der in der Gejammthandlung liegende Schwerpunft 
unverrüct. 

Selbitändiger treten jofort die bejonderen rechtsfundigen Urtheiler, ſobald 
fie in irgend einer Form eingeführt find, der Geſammtheit gegenüber. Auch 
fie indes fchneiden zunächſt feineswegs die Gejammtheit von der unmittelbaren 
Thätigkeit im Recht und Gericht ab. Don jelbit verfteht fich dies, folange 
nur für die jedesmalige einzelne Verſammlung Urtelöfinder aus der Menge 
durch Wahl oder Ernennung zu eidlicher Rechtsbefundung erlefen werden 12). 
Nicht minder aber waren die ftändigen Ausſchüße der Schöffen, Geihwornen 
u. ſ. w. urfprünglich bloße Vorfinder des Nehts!®). Sie waren dies An- 
fangs in allen und aud in den öffentlichen Gerichten der Hundertichaften und 
Gaue; fie blieben es jehr viel länger in vielen Immunität und Derrichafts-, 
gerichten, in manchen Land-, Grafſchafts-, Vogtei-, Gent- und Hocdgerichten, 
in den meilten Mark-, Dorf: und Hofgerichten. Deshalb weiien jo oft die 
Schöffen und alle Genofen, die Geſchwornen und die ganze Gemeinde ge- 
meinſam das Net!) Oder Schöffenweistfum und Gemeindeweisthum 


Langenerchingen ib. 264 f.: Verhörung von 5 Gefchwornen, die von ainer ganzen 
gemeinde der hoffjünger u. des dorfis zuo E. ain warheit von der obg. rech- 
tung ze sagend gemannt u. geschikht seind. 

, 3.8. 1429 b. Grimm IV. 297: die gebursami ze A. gemeinlich 
wählt u. beftellt mit vollem gewalt einige geborne u. geſeßene Hausgenoßen zur Feit- 
ftellung des Rodels; dieſer wird dann vor der gantzen gemeinen gebursami ze A. 
verlesen u. mit quoter kraft bestätigt. Ganz ähnlich die offnung u. rechtung 
des twinghofs von Winkel v. 1417 ib. 86 f. u.” bes richts u. zwings ze Wette- 
schwyl v. 1468 ib. 33—42. Vgl. auch Rorbas ib. 38. 

2, W. v. Pully v. 1863 b. Grimm V. 15: die procuratores wählen, be 
jtellen n. vereidigen de consensu et voluntate hominum ville auf dem placitum. 
generale zur wabrbeitgemäßen Rechtweiſung septem juratos de melioribus et 
antiquioribus dicte ville. Das W. v. Moldbeim v. 1472 ib. 423 ſetzen die 
biichöflihen Beamten zufammen mit 13 von ihnen erfefenen Hubern auf. Val. ib. 
III. 644. Andre Beifpiele 6. Maurer, altgerm. Gerichtäv. 103 f.; Fronh. TV. 
115 N. 55—56 u. 120 N. 77. 

109) Den Audfchüßen fteht in diefer Beziebung der frieſ. asega (Richthofen 
4. 76. 396. 412 u. Wörterb. s. h. v.) gleich. Ebenſo der altbairifche judex 
(Beieler, Zeitihr. f. R. G. Bd. IX. ©. If, bei, ©. 5). 

109) Sp weilen noch 1553 b. Grimm I. 832— 335 dad Recht der Grafſchaft 
Wied die schulteissen sambt iren kirspelen u. gemeinden, indem die Fragen 
an schultheissen, landtman sambt dem ganzen umstandt gerichtet werden u. 
schulth. richter u. dinckleute ſich übereinitimmend erflären. Vgl. ib. II. 634— 
637: das recht, das wir geschworne hoffner, merckere u. lantmann des lantz 
v. Breyszich deilen u. weisen. 1341 ib. IIl. 360—366: burgmannen, scheffin, 
burger u. lantlude der stat u. des gerichts. 1460 ib. II. 812—815: auf dem 
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werben zunäcft jedes für fich gefunden, dann aber zum einftimmigen Ge— 
jammtweistbum vereinigt !%). Auch wird häufig froß ber Anmwejenheit von 





— — — 


annale placitum weiſen scultetus scabini et communis populus das Recht. Vgl. 
ib. 189 u. 707f. W. v. 1404 ib. IT. 650—655: jurati villani et incole mit 
über 250 verfammelten Parochianen u. Unterthanen der Grafichaft Adendorf. I. 
626--630: schultiszen richteren dinckluden u. landman der grafschaft. Ebenfo 
in verfchiedenen Genten die lantscheffen u. lantlude, scheffe u. landvolk, scheffe 
u. Jantman gemeinlich, 3. ®. I. 829; II. 406—410; 605-608; 610f.; III. 
406—410. Bal. I. 512f.: Schöffen u. Märfer. II. 753 (1369): silvatici sive 
forestarii scabini et communitas. I. 624 (1403): judices cum parochianis et 
communitatibus suis. II. 611: geschworner u. landmann. Gebr häufig, 3. B- 
1. 768, 770, II. 494 f., 678, III. 515, scheffen u. gantz gemein. 1. 395 u. 11. 
781 f.: scheffen u. menner. III. 398: scheffen gemeinlich, eldiste u. gemeynde. 
I. 566, 570 f., 457f.: schulth. schopffen u. gantze gemein des dorfis. IV. 
762 f. u. 765 f.: die scheffen u. die nachbarschaft o. gemein nachbarn. II. 
184 u. 609: scheffen u. dingleute. I. 631: scholteis, scheffen, geschworen u. 
gemeine nachparn. III. 580 (1468): wir schultb. heimburger u. die zwelffer, 
auch die gemein des dorfs tzu K. J. 608: scheffenen heimburgen gesworn u. 
kirspelslude. IL. 662; die geschworen allgemeinlich u. die ganze nachbar- 
schaft. II. 439: heimburgen gesworn u. ganze gemein .. einmondiglich. al. 
1. 453. 466. 612. II. 448. 450. 667. 6:0. Ebenio bei Hofgerichten, 3. B. III. 
802 (1284): vronegedinge et scabini curtis. II. 436 f.: scheffen u. hoiffsleuthe. 
III. 745: der scheffen sambt den sämbtlichen höbern. III. 826: scheffen u. 
höfer samendlich. II. 483 u. 486: scheffen hoefer u. gantz gemein, Il. 799 f.: 
der hoff u. die gemeinde. III. 33: heymanni et litones, coloni et jurati curtis. 
I. 561: schulteis scheffen u. die hubere gemeynlich. I. 638 f., 643 f., 838 f., 
842: scheffen u. lehnleut. H. 136 u. 137: scheffen u. lehnman. III. 848 f.: 
lienleude inde geswoirn. 1431 ib. V. 114. $ 5l u. 52: durch ain geschworen 
gericht u. ain ganz gemaind .. erkant. Bgl. auh Richthofen 311f.: wi 
ghemene rychters end ghemene meente van Hunsingo u. Fivelgo lande. 1450 
ib. 510 $ 1: wi greetman riochteren ende mene meente. 1453 ib. 504: wy 
riochteren ende meene meenthe. 1466 ib. 513 f.: gryetman ende dat gemene 
riocht .. by reedt der prelaten ende jeldermannen ende wysera lyoedena 
ende by der mene meente reede. 

105) W. v. 1417 b. Grimm V. 609: die scheffen, hubener u. gemeinde 
gemeinlich zu Pfeffingen, Ungstein u. Kalstadt weifen auf Frage des Schult—⸗ 
heißen der Herrfchaft Recht. Nah S. 612 u. 613 gehen hierbei Schöffen u. Huber 
auf die eine, die Gemeinden auf die andere Seite u. unterreden fich beſonders. 
Dann kommen fie noch einmal wieder Alle zufammen u. werben eind. Darauf 
weift Einer Namens der Echöffen u. Huber mit einem monde. Endlich sprach 
do ein ander, genant Henne Czulle, von der gemeinden wegen gemeinlich, 
u. beftätigte alles das daz die scheffen u. hubere do gesoget. Ebenſo wird 
im Hochgericht zu Berncaftel 1400 u. 1490 ib. IV. 746—755 das Weisihum von 
ben Zendern der 18 Ortſchaften abgegeben, dann aber nach befonderer Berathung 
dur das anmwefende „dingvolk* resp. den „gemein man“ beftätigt. In ber Gent 
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Schöffen der Umftand oder Einer daraus zuerst befragt 100), Mindeftens 
fommt das Urtel dann an die Gemeinde, wenn die Schöffen es nicht zu fin- 
den wißen oder ſich nicht einigen können 107). Oder die Schöffen berathen 
fich, ehe fie einen Ausipruh thun, mit der ganzen Verſammlung 108). Oft 
wird das Weisthum oder Urtel der Schöffen ausdrüdli von der verfammel- 
ten Menge genehmigt, gebilligt oder bejtätigt10%). Und jedenfalls ift auch bei 
einer fejter ausgebildeten Schöffenverfaßung überall da, wo überhaupt noch 
die Gejammtheit im Geriht anweſend iſt, dur die befannten Rechte des 
Umftands dafür gejorgt, dag der Schöffeniprud, wenn er von feinem anwejen- 
den Genoßen gejholten oder verworfen wird, zuleßt auch ald Ausjprud der 
Gejammtheit, die ihn mit „jchweigender Vollbort“ ſich angeeignet hat, er- 
ſcheint 19), 

Gleihwohl war in der Einführung ftändiger Schöffen der Keim zur 
Bejeitigung der alten Gemeindethätigkeit gegeben. Denn jobald es ftändig 
geworden war, erjhien das Schöffenthum als ein Amt, und entfaltete nun- 


Zandöberg ib. J. 470—475 will i. 3. 1430 von den beiden Gentherrn der eine 
den gemeinen centhman, ver audere nur die centschöpfen vernehmen; es geichieht 
aber Beides; schöpfen u. centvolk in einer gemein werden auf einen landtag 
vorgeboten u. geben gefonderte Weisthümer ab, das centvolk aber von der menige 
wegen der leuthe u. von der irrung, die durch dieselbige menige geschehen 
möchte, durch einige Xeltere, die fi mit den Ihrigen berathen. 

%) Grimm 1. 810. II. 78. 710: herr richter, ihr mögt fragen die schranne 
u. auswendig der schranne. Schauberg I 408. Grimm, R. 4. 774 Note**). 

») Grimm IL 51: weiß der Schöffe ein Urtel nicht, jo kommt ed an die 
Gemeinde. IIL 576 $ 12: können sie aber des urteils nicht eins werden, so 
sollen sie die hubener zue sich nehmen. 

108), W. v. 1345 b. Grimm II. 522: scabini habita deliberatione inter 
se et cum aliis sanioribus et senioribus ipsorum convicinis ad hoc vocatis, 
1402 ib. III. 164 $ 2: die jurati ziehen die übrigen curtiales zur Berathung. 
Bol. ib. 77. Im Heimbad) 1601 ib, I. 619 nehmen die 7 Schöffen nur noch 
beiweilen die gemeine hoefler nach gestalt der sachen in ihren rath. 

‚0 W. des Go Öttersberg b. Grimm IIL 219 f.: die schöffen weifen, Alle 
beftätigen. I. 485: verlejen u. verhandelt für einer gantzen centh. 1468 ib. II. 
414 f.: die Echöffen weifen, Die ganze Gemeinde beftätigt. Ib. 159 f. III. 93: deden 
eynen tovall. 1348 ib. V. 435: scabini curie dominicalis per se et nomine 
omnium villarum .. presentium, consentientium et hoc ratum et gratum 
habentium. Waldordn. v. 1560 b. Maurer, Marko. Anh. ©. 485—492: Edhult- 
beißen, Bürger- u. Dorfmeifter jeßen die Orbnung, laßen aber die ganze Gemeinde 
zujtimmen, 

110) Grimm III. 115: mit schwiegender vullbordt. I. 595 — 602: in gegen- 
wertigkeit der ganzen gemein. 1407 ib. 808 f.: scultetus et scabini .. prae- 
sente multitudine copiosa hominum villa Grimm, R. 4. 773 u. 865. 
Maurer, Marko. 360 F.;.Sronh. IV. 224 f. 
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mehr die allen alten Genoßenſchaftsämtern innewohnende Tendenz, fih zu ver— 
jelbftändigen und von dem Gejammtrecht abzutrennen. Dieje Tendenz fonnte 
ih um jo leichter realifiren, ald von je die Schöffen auf Lebenszeit beitellt 
zu werden pflegten!!!). Sodann war die Beitellung der Schöffen vielfach in 
den Händen des Richterd oder Gerichtöheren 12), während der Gemeinde höch— 
ſtens, wie nad der karolingiſchen Einrichtung dem Volk des Gau’s, ein Zu- 
ftimmungs- oder Vorſchlagsrecht vorbehalten wart). Diver die Gemeinde 
hatte zwar urjprünglich das freie oder beſchränkte Wahlrecht 4), das einmal 
Eonftituirte Kolleg aber erlangte das Selbitergänzungsreht!1), War jchon 
bierdurh die Idee der Geſammtvollmacht zurüdgedrängt, der Zufammenhang 
mit der Gemeinde gelodert, die Schöffenmaht unabhängig von der Gemeinde- 
macht geworden, jo fonnte in weiterer Steigerung das Schöffenamt gleich jo 
vielen andern Aemtern mehr und mehr zur patrimonialen Amtsgerechtigkeit 
werden. Indem man die mit ihm verbundenen nußbaren Bezüge!l6) als die 


m), v. 1461 b. Grimm II. 415 $ 1: alle ambter sollen zum jahr 
einmal ledig u. los seyn, ausgenommen der schöffen, so bis ahn ir lebensende 
rechnet. Vgl. I. 112. Sächſ. Weichb. (v. Th.) a. 36, (v. D.)a. 42 $ 1. 

2) Unter den Rechten, weldhe als Ausflug der Grundherrlichkeit in feſten 
Formeln dem Herrn zugewiejen zu werden pflegen, findet ſich häufig das Recht, 
scheffen zu setzen u. zu entsetzen, zu machen u. zu entmachen, gericht u. ge- 
schworne zu machen u. zu entmachen o. ähnl. So b. Grimm I. 745 $ 2. 
791. U. 73. 75. 80. St. 87. 39. 93. 96. 98. 99. 101. 109. 110. 112. 114. 293. 
297. 299. 319. 449. 451. 503. 585. 548. III. 793. IV. 640. 757. gl. I. 220 
u, II. 575 $ 7. 

113) Cap. a. 829: totius populi consensu. Grimm I. 84. 506. 544. Da- 
gegen ib. 525 u. I. 791 mit rath der scheffen. 

14) Grimm I 112. 691. IV. 698 8 8. V. 314 $ 13. 489 $ 7. Hofr. v. 
Xanten b. Zacomblet, Arch. 1. 178 c. 8. 

115) Sp wählen in Eifel b. Grimm III. 60 $ 1 die hoffluide u. kottere 
julammen 7 Uxtelsfinder, welche litones o. laten heißen ſollen; in Zufunft aber 
ſollen dieſe fich felbft ergänzen. Vgl. ib. I. 615. II. 335. 350. 354 (1315). 409. 
432. 506. 522. 549: der scheffe kiest den scheffen. 645. III. 837. 846. IV. 
723. 797 $ 7: ind die scheffen soelen den scheffen kiesen, V. 334 $ 29. 
Ebenfo bei den 12 richtern in Gappel ib. I. 417. Bgl. auh Maurer, Fronh. 
II. Anh. S. 567. Günther IH. 914. — Oft gefchieft auch jchon die erfte 
oder die für einen beftimmten Fall vollzogene einmalige Beftellung von Urtheilern 
dergeftalt, daß der gewählte o. ernannte Richter zunächft einen Urtheifer erlieft, 
beide zufammen den zweiten, die drei den dritten, u. fo fort, bis die Zahl (meijt 
12) voll ift; 3. B. Grimm V. 177 8 17 u. 18. 159 $ 19. 164 $ 5 u. 7. 108. 
209 $ 2 u. 3. 213 $ 1 u. 3; etwas anders ib. III. 869. 

116) Beftehend in einem Antheil an Bußen und au anderen Gerichtsgefällen 
(Srimm I. 223. 235. 234. 285. 481—482. 560. 594. 599. II. 71. 98. 128. 278. 
291. 597, 600. 662. 740, III. 771. 300. 810. 811. V. 414 8 7 u. 8. 574 81, 
2 u. 3; Richthofen 272 c. 12 $ 7. 278 c. 17 $ A. 304. 505 $ A. 513; oben 
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Hauptſache anſah, erſchien der „Schöffenſtuhl“ als ein nutzbares Recht von 
liegenſchaftlichem Charakter. Dieſes Amt mochte dann aus feudalem Titel 
beſeßen 117), als Realrecht mit beſtimmten Schöffengütern verbunden Us), als 
ein für ſich beſtehendes Stammgut im Mannsſtamme vererbt werden!8). Und 
wenn der einzelne Schöffe der Gemeinde gegenüber als Inhaber eines eignen 
Rechtes erſchien, ſo konnte zuletzt auch die Geſammtheit der Schöffen der ge— 
meinen Genoßengeſammtheit als Trägerin eines beſonderen Geſammtrechts ent— 
gegentreten, bis ſie ſich als ein durch ſich ſelbſt beſtehender und mit ſelbſtän— 
diger Macht begabter Verband von der Gemeinde ſonderte und mehr deren 
Gegenſatz als deren Theil zu ſein ſchien!?0). 

Ein jo verjelbjtändigtes, durd ein geliehenes oder eigned gemeinjchaft- 
liches Amtsrecht zufammengehaltenes Schöffenfolleg übernahm dann zuerjt in 
den gebotenen und jpäter aud in den ungebotenen Dingen um jo leichter und 


8 16 N. 35 a. E.); in Nußungsvorrechten (3. B. Grimm III. 256 $ 13. 258 $ 
17. 421); in baarem Lohn (z. B. ib. I. 750); in Bewirthungs- u. Belöftigungs- 
anjprüden (oben $ 14 N. 58 u. 74); in Dienjt- u. Abgabenfreiheiten (Grimm 
I. 701. ıIL. 478. IV. 723). 

m) Vgl. z. B. W. v. 1395 6. Grimm 1. 645. Ib. 432. 506. 522. II. 
837. 657—622 (1431): Pfleger, Richter, Amtleute der Grafichaft u. alle die zuo 
der schrannen gehorn u. darzuo belehentt seyn (im Ganzen 72 Dann). Vgl. 
ib. S46 u. II. 525 u. 732: der Schöffe wird vom Grundherrn (resp. Schultheiß) 
mit der rechten, vom Vogt mit der linken Hand in die Bank gejegt (belehnt, 
inveſtirt). 

ns) Z. B. Grimm Ill. 164 $ 2. Hofr. v. Loen ib. 145f. $31 (das weſtfäl. 
Tegederamt). Günther III 914. Bodmann II. 683. 654 u. 662 Note f (wo 
aber aud dem Realrecht eine Reallaft geworden iſt). Vgl. auh Grimm 
IV. 71. 

10, W. v. Haſelach v. 1336 b. Grimm I. 701: die scheffeltum erbet ouch 
nüwent vatterhalp. 1352 ib. V. 30 $ 22: eschewin; Bruder u. Brudersfind o. 
Xeiberben, die sönd das amt erben; jonft leihe der Bijdjof ed, wem er will. — 
Alſo ganz, wie der Schöffenftuhl im echten Ding längit auf den ebenbürtigen 
ältejten Sohn o. nächſten Schwertmagen vererbt wurde; Sachſenſp. III, 26 $ 3; 
Schwabenſp. (W.) c. 235, (%.) c. 286. 

20) Bol. oben $ 13 N. 16. Der neue Schöffe jhwört dann dem scheffenstul 
und wird“ dieſem gegenüber berechtigt u. verpflichtet, 3. B. Grimm III. 355; vgl. 
Il. 409. Im Hofr. v. %oen ib. il, 145—161 bilden schulte, 4 tegedere u. 2 
Geſchworne „das ampt“ (waer die sevene die hande reicket, dat is ein in- 
siegel des ampts to Loen) u. ftehen als dritte Macht zwiſchen Herrſchaft u. Ge- 
meinde. In Neumagen 1315 ib. II. 325 f. jollen die 14 Schöffen, falld die Ge- 
meinde zu feiner einjtimmigen Wahl gelangt, ven Zender kieſen. In Meddersheim 
ib, IV. 723 $ 5 joll jährlid die gemeindt .. einen heimburger suchen under 
den schöffen u. die schöffen einen under der gemeind. Sn Offenheim 1409 
ib, III. 450 f. kieſen dte Schöffen unter fi) den dorfgraffen. Ib. III. 396 jegen 
die Zwölfer Einen u. die Gemeinde Einen über den Harniſch. 
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früher, je größer der Gerichtsverband war, die ausjchliegliche, Freie, in eignem 
Namen vollzogene Weijung des Rechts 121). Wie jhon in Farolingijcher Zeit 
in den gebotenen Grafjhaftsdingen, jo waren gegen Ende des Mittelalters 
auch in vielen Märker-, Bogt«, Land» und Hofdingen diejenigen Genoßen, 
welche nicht als Schöffen oder Parteien betheiligt waren, zum Erjcheinen nicht 
mehr verpflichtet 122). Nicht jelten wurde im 15. und 16. Jahrh. ausdrüd- 
lich, indem die Neigungen der Gerichtsheren und das Erjterben des Gemein- 
ſinns zufammentrafen, eine bis dahin beitehende allgemeine Dingpflicht abge 
ſchafft!28). Mit der Pflicht erloſch bald die thatjächliche Betheiligung, endlich 


121) So werden ausschließlich schöffen als rechtweifend genannt b. Grimm 
I. 520. II. 83 (1393). 138. 326 (1315). 431. 681f. 710. 719. III. 497. 744. 
748; geschworne II. 688; das gericht ib. 155f. u. III. 492. 496. 749; schulth. 
schöffen u, rath IV 618 $ 7; die Zender, Heimburger o. Burrichter der zum Ges 
richt vereinigten Einzeldörfer ib. II. 266f. 279. 331f. 487f. III. 103. 825f. 
IV. 648f. (N. 156 3. $ 16). Am bäufigften ift dies in den Gerichtsgemeinden 
höherer Ordnung; jo bei Land» u. Gentweisthümern 1. 446f. 452. 471f. 475. 477. 
483. 480f. 485f. 487f. 494. 516. 520. 11. 370. 819. Im. 103f. 581 f. 585f. 
IV. 542f. 555f.; im Honnelgeding II. 279f.; in Godingen, 53. B. IH. 132f. u. 
130 f., wo das Weisthum den ‚gemeinen Eingefeßenen nur noch vorgelejen wird, 
während ib. 119. u. 121f. noch bie jämmtlichen Bauern, in der Zent zur Eiche 
ib. 556 wenigftens noch je 2 Dorfleute neben jedem Schöffen mitwirken; bei Hoch» 
gerichtöweisthümern, 3. B. Il. 575f. 602f. III, 752f. 11. 331f. (9 zender). 4877. 
(24 heimburger). IV. 711f., während 3. B. das Hochgericht Obermendig 1332 ib. 
111. 494f. noch 24 scheffen u. ganze gemein besitzen. Geltener in Marken, 
3. B. I. 512. 523. II. 581: diese zwölf.. sollen alsdann moegig u. mechtig 
sein zu weisen jedem hern sein gerechtigkeit u. dem landtmann sein gerech- 
tigkeit. IV. 545 $ 1. Häufiger in größeren Hofverbänden, 3. B. ib. I. 584. 585. 
593. 608. 616. 619. 625. 699—701. II. 444f. 515—521 (1298). III. 394. V. 
262f. Vgl. auch oben $ 16 N. 157. 

22) W. v. Talfanf v. 1505 b. Grimm II. 127: darzu kompt der landt- 
mann, der da zu schaffen hat; sonst ist niemandts dahien bezwungen. Bogt- 
ding v. Yauenftein ib. IV. 648-654: außer den 5 Räthen der 5 Fleden u. den 
Bauermeiftern der 22 Dörfer erfcheint nah $ 83 nur, wer verfronet. W. der 
Hohen Mark ib. 489: der ausbleibende Märfer bat nit me verluren dan sine 
kure. W. v. Embrach v. 1518 ib. I. 112: es mag ouch ein jegklich gotzhus- 
man, dem joch nit verkündt wirt, zü solichem gericht komen. — Auch in 
diefer Beziehung alfo dringt erft gegen Ende ded M. U. in die ländlich-bäuerlichen 
Verbände das ein, was fchon nach 1. Wisig. II, 2, 2 galt u. für bie gebotenen 
Grafihaftsgerichte von Karl d. Gr. (Cap. a. 769 c. 12, a. 802 c. 14, a. 803 c. 
20, a. 807 c. 7 u. 12 b. Pertz, L. I. 33. 104. 115. 151) eingeführt ward. 

3) So wird in Molöheim i. 3. 1486 nad) dem W. b. Grimm V. 426 
$ 2 u. 5 die Wahl von 9 oder 11 Beifißern, von den huobern dazu geordnet, 
neu eingeführt; nur dieſe follen noch dingpflichtig fein, nur für fie foll der Meier 
noch kochen. Ebenjo in Alvolsheim 1521 ib. 427 8 3. Bol. auch II. 376. 482. 
V. 45886. W. v. Miel ib. IV. 763 $ 6: vor zeiten waren alle Befiger kur- 
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jogar das Recht der Gejammtheit. ine Zeit lang mochten die Schöffen 
auch dann, wenn fie das Necht allein fanden, ald Vertreter der nicht ver- 
fammelten Gemeinde gelten!?). Allmälig indeß wurden fie überall zu Urtels- 
findern aus eignem oder doch aus einem nicht von der Gefammtheit abge- 
leiteten Recht. So entihwand zulegt mit der thatjächlichen Gefammtaus- 
übung aud die Vorftellung, daß Gericht und Recht dem Genofenverbande 
entjtammten, und jucceffiv wurden zuerit in den weiteften, dann im immer 
engeren Kreijen die gerichtlichen Inftitutionen aus der Sphäre des genoßen- 
Ichaftlihen Geſammtrechts herausgehotben. 

Diefem gewöhnlichen Verlauf der Entwiclung gegenüber fehlt es indeß 
nidt an Ausnahmen, welde uns, jtatt einer Schmälerung und endlichen 
Zeritörung der Genoßenſchaft durd den aus ihr herausgewachjenen Gerichts- 
ausſchuß, vielmehr eine Fortbildung des Schöffenthums im Sinne der Gemein- 
heitöverfagung zeigen. In ganz analoger Weiſe, wie bisweilen der alte ge- 
noßenſchaftliche Richter zum Eorporativen Gemeindevorfteher wurde, entwickelte 
fi) hier der alte genofenfchaftliche Gerichtsausihuß zum gemeinheitlichen Re 
praejentativorgan. Die Fähigkeit jedoch, feine urſprüngliche Anlage zu über- 
winden, erlangte das Schöffenthum erft, wenn es ein ihm urjprünglich frem— 
des Element, eine verwaltende Thätigfeit neben den gerichtlichen Funktionen, 
in fih aufgenommen hatte. Schöffen oder Gejchworne, welche zugleich den 
Richter ald Gemeindevorfteher zu berathen oder ohne ihn unter einem eignen 
Vorſteher laufende Verwaltungsgefhäfte im Namen der Gemeinde zu bejorgen 
bhatten!?°), fonnten im Laufe der Zeit zu einer ratbsähnlichen Gemeindebehörde 
werden oder doch die Brücke zur Bildung eines eigentlichen Rathes fchlagen. 


mebdiger Hofftätten geſchworen; aber umb vielheit der personen u. unkosten 
willen haben die herren die geschworen abgesetzt u. 7 scheffen an die statt 
gesetzt. Bgl. auch das Beifpiel b. Maurer, Fronh. IV. 112. 

124, W. v. 1521 b. Grimm V. 564: die gerichtsmenner alda an statt u. von 
wegen einer ganzen gemein. 1442 ib. IV. 51: Meier u. Dorfgefhworne an eigner 
Statt u. innamen der ganczen gemeindt u. der huober des dinghofs zu B. 
1518 ib, IL. 112: 12 richter.. u. was sy von gemeiner gotzhuslüten wegen 
handlent, söll.. bestan als ob sy das alles gemeinlich gehandlet hettint. 
1506 ib. Il. 189: vor gantzem gericht der hoffscheffen u. lantscheffen, wie 
die von wegen der landtschaft... versamblet waren. 

125) Wie z. B. die Schöffen der Mark Altenhaslau b. Grimm III. 412 u. 
414 8 TR. 40 3. $ 14.); die Zwölfer (4 Zörfter, 1 Wermeifter, 2 Schultheihen, 
5 Schöffen) im Möringer Wald ib. II. 581. Vgl. ib. IH. 258 $ 17. 259 $ 11. 
698 $ 49 u. 57. V. 248f, $ 24 (13 geschworne). 650f. Piper 254. Maurer, 
Marktv. 284 f. Auch über die 4 Gefhwornen der öfterr. Pant. Kaltenbäd J. 
19 $ 3. 33 8 12. 52 84, 7, 34. 61 $ 3. 56 $ 4. 72 $ 20. 41 $ 45. 175 8 35. 
183 $ 73. 192 8 73. 333 $ 66: richter u. geschworne handeln von der ge- 
mein wegen. 

II, 33 
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Indeß trat eine folche Entwicklung, die z.B. in Flandern die Regel bildete 126), 
in Deutjchland nur in wenigen Städten und Landesgemeinden, jeltener noch) 
in Marken und Dörfern ein!??), 

Näher, als die durchaus oder vorzugsweije gerichtlichen Ausſchüße, ftanden 
einem repraefentativen Organ von vornherein Gemeindeausfhüße anderer 
Gattung, welde jpäter aud in ländlichen Verbänden mitunter vorfamen. 
Denn ſchon die Thatjache, daß überhaupt Ausſchüße nicht gerichtlicher Art be- 
ftellt wurden, enthielt ein Hinausgehen über die alte Genoßenſchaftsverfaßung. 
Hierher gehören die Kollegien der Beifiger, Geſchwornen, Gemeindebevoll- 
wächtigten, Verordneten u. f. w., welche vielfach einem ſei es herrichaftlichen 
oder genofenjchaftlihen Worfteher zur Seite ftanden und jowol diejen ftatt 
der Gefammtheit berathen und binden als gegen ihn die Gejammtheit ver- 
treten ſollten128). Nicht jelten kamen fie neben einem außerdem bejtehenden 








126) In Flandern war fchon jeit dem 12. Jahrh. die Schöffenverfaßung in den 
Gerichten jeder Gattung dergeftallt durchgeführt (Warnkönig I, 1. 278f. III, 1. 
264f.), daß fich ungebotene Dinge nur noch in den „tillen Wahrheiten‘, Rügege- 
richten mit dem „Charakter eined polizeilihen Inſtituts“, erhalten hatten (ib ILL, 1. 
332—350). Nur um hier einzeln u. geheim über anzubringende Rügen vernommen 
zu werden, erfchienen noch alle Gerichtdeingefehenen; eine aktive Theilnahme der- 
jelben an Geſetzgebung u. Rechtiprechung tritt nirgend hervor. Die Schöffen nun 
aber waren nicht nur die Beifiger im Grafengericht: „außerdem waren fie die Stell- 
vertreter, das rechtmäßige Haupt der ftädtifchen u. der Gaugemeinden, u. hatten in 
diefer Eigenjchaft, u. zmar ohne die perfönlihe Mitwirkung irgend eines gräflichen 
Beamten, die Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten; im letzter Eigenſchaft find 
fie daher von Einem aus ihrer Mitte praefidirt, er heiße erfter Schöffe, Bürger- 
meifter, Bogt u. ſ. w.“. Im 13. J. erft traten ihnen Räthe zur Seite. (Ib. I, 
1. 279. 367). Sowol in den Etäbten (ib. 276. 334 f.), ald in denjenigen Gauen, 
welche als „land“, „chatelnie* o. „ambacht“ „eine den Städten ähnliche Landes- 
o. Kreisgemeinde“ bildeten, lagen daher ſchon im Schöffenthum die Anfänge einer 
freilich auch bier erjt mit dem Hinzutritt der Räthe vollendeten korporativen Kon- 
jtituirung u. Abſchließung (ib. 277: „eine universitas“). 

27) Bol. bezüglich der Städte Th. I. 271f u. unten $30. (Wenn Maurer, 
Städtev. I. 157 den Einfluß des Schöffenthums der öffentlichen Gerichte auf Die 
Ausbildung der Stadtverfaßung von vornherein ald undenkbar beftreitet, fo wider« 
legt ihn ſchon die flandriſche Städtegefchichte). Weber die in den friefifchen Landes- 
gemeinden allmälig vollzogene Umwandlung von Nichterfollegien in Zandesräthe 
Th. 1. 524—525. Ein Beijpiel aus einem Dorfe bietet das W. v. Cappel in der 
Ortenau b. Grimm I. 418—420, wo neben dem gewählten heimburgen „das 
gericht der burschaft“ ober „die zwölf“ zugleich Wrtelöfinder find ı. die laufen- 
ben Gemeindeangelegenheiten bejorgen, hierbei aber ſchon ganz wie ein Dorfrath 
jtehen; vgl. ib. 418: ein heimburger soll ouch nüt thun o. lassen ohne der 
zwolffer wissen u. willen. 

20) Bol. z. BMW. v. Safpah b. Grimm I. 413 über den Rath der 12, 
welchen dev amtman bei Anfnahme eined neuen Gemeinbegliedd zuziehen fol, 


$ 18. Willens: und Handlungsfäbigkeit der Gefammtheit. 515 


Schöffenkolleg vor!?%). Ihre Vollmacht bezog fih entweder nur auf beftimmte 
einzelne Sunftionen!30), oder fie follten überhaupt für die Gemeinde handeln, 
wo dieje nicht jelbft gegenwärtig war!3!). Auch fie waren nun freilich ur- 
fprünglich nichts als bevollmächtigte Stellvertreter der Geſammtheit im alten 
Sinn, und fonnten daher, bejonderd wenn der Gemeinde ihr urfprüngliches 
MWahlreht!??) verloren gieng, fih von der Gefammtheit ablöjen und deren 
genogenjchaftliches Leben jchmälern oder zerftören!?). Häufiger aber wurden, 
wie in faſt allen Städten, jo auch außerhalb derjelben gerade ſolche Verwal—⸗ 
tungsausihüße der Hebel für die Erhebung der alten Genoßenſchaft zur kor— 
porativen Gemeinheit. Dies geichah, wenn fie die Idee der Gefammtvollmadht 
zur Idee der forporativen Repraejentation umbildeten und jo zulegt die zugleich 
regierenden und vertretenden Organe eines durch fie handelnden Gemeinwefens 
wurden. Dadurch wurden fie zu eigentlichen kollegialiſchen Räthen, wie fie 
nah Art der Stadträthe in freien Randesgemeinden und manden Amts- oder 


Auch ib. III. 690. Berner über die Berathung bes Markvorfteherd durch Aelteſte 
ib. I. 577 $ 15. 441. 442. 446, 473, 476; durch einen Ausschuß von Gefchwornen 
ib. III. 258. 296. 298. 302. 303. 304. 456; über Gejchworne neben dem Honnen 
1483 b. Gudenus II. 1284, 

29) 3. B. b. Grimm III. 139. 172 $ 1. 276. 816. 818. ıV. 533 (Rath 
u. Hohichöffen in der Dieburger Mark. Piper 159. 193. 197. 200. Bob- 
mann I. 475. Ebenſo in flandrifchen Städten, Ländern u. Dörfern nah Warn- 
tönig I, 1. 279. 

130) So b. Grimm 1. 456 ein jährlich von den Hübnern gewähltes Zwei— 
männerfolleg zur Schätung von Schäden; ib. 200 zur Ausübung der Beuerpolizei; 
ib. 90 geschworne für Befichtigung der Zäune; ib. 589 für jährliche Begehung 
u. Befihtigung der gemeinen Mark dreier Dörfer. Vgl. W. v. Boswil v. 1343 
ib. V. 98 $ 24: Keller u. jeweilige Dorfanmwälte follen zufammen mit denen, so 
von der gebursame darzu geben u. gesetzt werdent, die gemeine Arbeit feft- 
ftellen u. umlegen. W. v. Pfeffingen v. 1344 ib. 375 $ 27—28S: 13 userlesen 
biderman, um Korn, Wein, Bäder u. f. w. zu befichtigen u. Recht u. Gerechtig- 
keit zu erkennen für Arm u. Reid. W. v. Grendelbrud ib. 415—417: 14 ge- 
schworne man über Waßer u. Wald, Frevel u. Hubrecht. KRaltenbäd J. 218 
$ 28: auch habent die nachpaurn das recht, das sy vier under in erwellen 
u. darzue setzen sullen, das sy fewrstett, steg u. weg, zeyn u. marich u 
ander notturft des dorffs beschawen u. ausrichten sollen. Bgl. über die Aus- 
fhüße für Umlage u. Sammlung der Abgaben $ 15 N. 4144. 

31) So in Partſchins in Tirol b. Grimm UI 738 $ 2 u. 5 fieben „beste 
u. älteste‘ neben dem dorfmeister; in Behrungen in Sranfen ib. III. 895 der 
Gemeindeausſchuß; in Schönau u. Todtnau ib. IV. 502 $ 14 der rath neben dem 
vogt; in Ditmarfchen die Geſchwornen neben den Schlütern. Vgl. auch die Beir 
fpiele aus Baiern u. der Rheinpfalz b. Maurer, Dorfv. II. 6I N. 98 u. 99. 

132) Vgl. oben $ 16 N. 33. 

133) Machweife aus größeren Marken b. Maurer, Marfv. 236—296. Auch 
Möringer W. b. Grimm II. 5307. 

33* 


ST. EEE 
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Bezirköverbänden entftanden!?#, vereinzelt auch in den wenigen zu Orts— 
gemeinwejen abgefchloßenen Marken und Dörfern fih ausbildeten 139), 
Solche Landes-, Amts» oder Dorfräthe ftanden dann entweder einem jelbftän- 
digen Einzelvorfteher zur Seite, oder fie bildeten ſelbſt einen EFollegialijchen 
Bezirks- oder Ortövorftand, in welchem letzteren Falle fie fi mit den ver- 
wandten aus dem Vorfteheramt erwachjenen Kollegien nahe berührten und oft 
vermifchten 136), Alle derartigen Bildungen indeß vollzogen fich auf dem Lande 
nur vereinzelt, jpät und ſekundär: die wahre Geburtsftätte des in der Rathe- 
verfaßung liegenden neuen Gedanfend waren die Etädte, und dort haben wir 
ihn aufzufuchen und zu verfolgen 137). Auch haftete der ländlichen Rathöver- 


134) Sp die Aınmänner u, Räthe in ben fchweizer Landesgemeinweſen, Th. I. 
519— 520; die Räthe mancher friefiichen Gemeinden, ib. 525 N. 42—44, Ridt- 
bofen 561. 568. 570. 571. 575—576; die consules in Ditmarfchen, ib. 526 N. 
48; der Randesrath in Delbrüd, ib. 527 N. 56; der Landrath im. Rheingau, oben 
$ 16 N. 173; einungsmeister und räthe im Schwarzwald, ib N. 176; die Thal- 
räthe in Schönau u. Todtnau u, in Münfter, fowie die Gefchwornen im Urbeis- 
thal, ib. N. 177. — Bol. auch unten $ 33, 

5) Dol. über die Ratheverfahung größerer Marten Maurer, Marko, 
294— 295. 297—306; über Gemeinderäthe in Dörfern der Schweiz, Baierns, ber 
Stifter Fulda u. Speier derjelbe, Dorfv. II. 65—75; über bürgermeister u. 
rath, consules o. geschworne in Dörfern des Rheingau's Bobmann I. 263. 
475. 491. 493; über bürgermeister u. rath in Heffen Grimm IIL 347, in 
Weftfalen R. v. Wefthofen $ 5; bürgermeister u. vierer ib. V. 642 $ 13; bür- 
germeister u. 24; in Dbereiffensheim 1553 b. Wigand, Weplar. Beitr. III. 
159 f.; heimburger u. geschworne in niederrhein. Dürfern b. Grimm III. 
816u.818; rathsvorsteher im Kirchfpiel Weinähr ib. I. 604, Räthe in den 
Dörfern v. Glarus u. Zug b. Blumer I. 377, Renaud, R. ©. v. Zug 12 u. 
29, Landbuch v. Glarus I $ 4, 73, 77, 183, 269, 270; Schlüter u. (10-20) Ge- 
Ihworne, jpäter Bauerfchaftsbevollmächtigte in Ditmarfchen, Neocorus II. 540; 
Bauermeifter und Gefhworne in Oldenburg; Dorfräthe in Preußen b. Voigt VI. 
735. 

136) Vol. 8 16 N. 161 u. oben N. 75—77. 

137) Bol. unten $ 23 u. 30. — Mebrigens fehlt e8 auch nicht an Zwifchen- 
bildungen zwifchen Dorf: und Etadtverfaßungen, wie 3. B. dag W. von „Fleden 
u. Thal” Küffenberg v. 1497 b. Grimm V. 221 8 26—28 zeigt, wonach 3 Näthe, 
welche jährlich von den abgehenden 8 alten Rüthen gewählt werden jollen, zuſam— 
men mit 4 vom Herrn ernannten Richtern ald Schöffen fungiren, für fich allein 
aber das Gemeinwohl verwalten, den Frieden handhaben, den Haushalt führen 
und über Einnahmen und Ausgaben beim Ablauf ihrer Anıtöperiode den neuen 
Räthen Rechnung legen. — Im Allgemeinen galt das Vorhandenſein eined Rath 
ftets ald unterfcheidendes Merkmal der Städte; fo hatte das Dorf Peitingau Vierer 
an der Epike: als aber die Einwohner 1. 3. 1483 „alle die Rechte der Städte und 
Märkte in Oberbaiern* erhielten, war damit auch die Befugniß zur Wahl eines 
Raths von 4, 6 oder 8 (jpäter 12) Mitgliedern verbunden; Maurer, Dorfv. II, 
67 N. 81-82 u. 75 N. 21, 
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faßung ſtets eine gewiße Beichränktkeit und Unvollfommenheit an. Denn 
indem gerade in den Fräftigiten ländlichen Gemeinheiten nach wie vor der 
Schwerpunkt in der Berfammlung Aller lag!ss), die Verlegung aber des 
Schwerpunfts in einen Ausfhuß mit der Schwächung des Gemeinwefens ver- 
bunden zu jein pflegte, zeigte fi, daß die Anſchauung der alten Zeit, für 
welche das Gemeinwejen fi mit der Gefammtheit deckte und jede Ausſchuß— 
handlung ald Rechtsausübung durch Stellvertreter erfchien, hier noch nicht voll. 
fommen überwunden war. Sedenfalld machte fi) nicht wie in den Städten 
als Elarer und bewußter Gegenſatz des alten Rechts, ſondern höchſtens als ein 
im Verborgenen treibendes Motiv der Gedanke geltend, daß durch den Rath 
das unfichtbare Gemeinwejen felbjt wollte und handelte. 

II. Als willens und bandlungsfähige Gefammtheit war die alte Ge- 
noßenjhaft insbefondere vertragsfähig. Mochte fie nun aber mit den 
Herren, anderen Verbänden und beliebigen Dritten 139%), oder mochte fie mit 
einem einzelnen Genogen aus ihrer Mitte14%) ein wie immer befchaffenes 
Rechtsgeſchäft abjchließen: ftets griffen dabei die bisher erörterten Vorftellungen 
des Gejammtwillens und der Gejammthandlung Platz. In der Regel daher 
war es die Verſammlung jelbft, welche den bindenden Willensentihluß faßte 
und fundgab, während die Vorſteher nur die Vorbereitung, Sormulirung und 
Beurkundung beforgten. Selbft wenn befondere Vollmachten für den Abſchluß 
eines beftimmten Vertrages ertheilt waren, jolgte regelmäßig der Vollziehung 
des Bertrages durch die Bevollmächtigten die Annahme und Beftätigung des. 
felben durch die verfammelte Gemeinde. Sofern aber Vorfteher und Beamte 
einen für die Genoßenſchaft bindenden Rechtsakt vornahmen, erfchienen fie nach 
außen wie nach innen durchaus als Stellvertreter der Gejammtheit. Es war 
daher immer die Vorftellung lebendig, daß der eine Vertragstheil die felbft 
oder durch Vertreter anwejende fihtbare Genofenverfammlung ſei. Ein folder 
Vertrag mußte dann ganz von jelbit unmittelbare Gejammtbefugniße und Ge- 
fammtverbindlichfeiten im früher entwidelten Sinne erzeugen. Von der Er- 
fenntniß einer abjtraften juriftiihen Perjon, ald deren Handlungen die Ge- 
meindeverträge gegolten hätten, zeigt ſich hierbei feine Spur. 

IV. Die Genoßenſchaft war ferner gerihtsfähig, fie konnte Elagen 
und verklagt werden. Auch vor Gericht aber trat urſprünglich die Gefammt- 
heit in ihrer fihtbaren und finnlichen Körperlichkeit auf. Und aud vor Ger 


138) Vgl. Th. I. 520 u. 526. Renaud, R.G. v. Zug 29. Maurer, 
Dorfe. II. 29. Grimm, W. IV. 533 $ 4. 

139) Beifpiele v. Verträgen über die Allmende in $ 9 N. 53, 55, 59, 
147—162; über die gegenfeitigen Nechtsbeziehungen zwifchen Gemeinde u. Herrn 
8 17 N. 45—52 u. 61; über den Kirchenbau zwifchen der gemeinde und dem 
Klofter b. Remling II. 187; zwifchen einem Grafen u. schulth., richtern, dorff- 
meistern u. gemeinen zweier Dörfer ib. 498. 

#0) 3. B. b. Grimm I. 801. Vgl. auch oben $ 10 N. 207. 
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richt wurde ſodann durch bevollmächtigte Vertreter nicht eine abſtrakte juris 
ftiiche Perfon, jondern die abwejende Gemeindeverfammlung vertreten. 

In ältefter Zeit geftaltete fi) die Sahe nad) der ganzen Anlage ber 
Verfaßung ſehr einfach. Jede Genoßenſchaft juchte und nahm vor dem Ge— 
richt des ſie umſchließenden höheren Verbandes Recht: dieſes Gericht aber fiel 
zuſammen mit der allgemeinen Verſammlung, in welcher die engeren Ver— 
bände ohnehin als geordnete Genoßengeſammtheiten körperlich gegenwärtig 
waren. So begegnen und auch in ſpäterer Zeit noch Fälle, im denen eine 
Ortsgemeinde in Markangelegenheiten vor der gefammten Märkerſchaft, eine 
Bauerſchaft vor der Gent: oder Gaugemeinde, eine Hofgemeinde vor dem 
höheren Herrichaftögericht bei Gelegenheit der echten Dinge eine Klage gegen 
andere Genoßenſchaften, gegen Beamte und Herrn oder gegen einzelne Gerichts- 
genofen anftellt!*); oder in denen fie umgekehrt auf die Klage einer andern 
Gemeinde oder ihres Herren hier in ihrer Gejammtheit Rede und Antwort 
fteht142). Die Elagende oder verflagte Gejammtheit gibt hier in geordnetem 
Berfahren ihre Parteierflärungen in derjelben Weiſe, in welcher fie das Recht 
öffnet oder ihren Bertragswillen bekundet, durd den Mund eines Redners 
ab143), Auch wenn, wie Died die Regel fein wird, der Vorfteher als ſolcher 


141) Grimm III. 804: dieser ... artikel habenn sich die gemeindt z T. 
vor der cent z. K. beschwert. W. der Bibrauer M. v. 1385 ib. I. 515: wers 
sache, das man da heym czweyende wurde, in welchem dorffe das were, das 
solden sie suchen zu B. vor der mercker scheffen, daz da were von der 
marck wegen. W. v. Leudesdorf v. 1382 ib. 831: u. hait die gemeinde das 
alwege geklaget, als sie auch das noch heute tages claget (über den Vogt 
vor dem Erzbifchof). W. v. Neinih, Temmeld und Liefch v. 1874 ib. II, 267: ob 
den egen. dorffen gewalt geschee in den dinghen, daz mag yglich dorff synen 
herrn clagen, u. enmöchten dye herren des nicht geriechten, so sullen sy iss 
clagen u. g. h. v. Triere, als eyme obersten richter. 

12) W. v. Zarten v. 1397 b. Grimm 1. 344: vor den Lehenleuten gemein- 
lich Eagt der Abt des Gotteshauſes S. Maria durch feinen Fürfprech gegen die 
Lehenleute einer beftimmten VBogtei, weil fie früher ihm allein im Walde Nohrhalde 
das Recht, zu ſetzen umd zu entjegen, ſowie alle Einungen und Beßerungen zuer- 
fannt, jpäter aber im Widerſpruch hiermit dem Herrn dv. Blumened ein Pfund 
von jeder Beherung im Walde zugefproden hätten. Die VBogtleute beftreiten durch 
ihren Zürfprechen, dem Gottedhaufe‘das ehemald zugewiefen zu haben. Der Abt 
aber beweift e8 durch den Schwur von S Mannen. Darauf erkennen die Lehn— 
leute gemeinlich dem Gotteshaufe die fraglichen Rechte zu und verurtheifen überdies 
jene Vogtleute zu einer Beherung. — Vgl. W. v. Berftatt v. 1498 ib. 551: uff 
clag des walpoden im Reingau gegen den 15 dorffen (einer terminye im Gau) 
daselbs (auf einem vom Erzbiſchof angefegten Dingtag) furgewandt, seyndt 
durch m, gn. h. v. Mainz jeder parthye ein zedel, diese artikel inhaltende, 
übergeben. 

43) Gin Beifpiel gewährt der vor dem Schultheifen und 12 gefchworenen 
Richtern des Stadtgerichtd zu Schiltach geführte Nechtöftreit zwifchen dem Herrn 
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für die Gemeinde das Wort führt, hat er dabei lediglich die Stellung eines 
gerichtlichen Fürſprechen; wahre Procefpartei ift nicht er, fondern die mitan- 
wejende Gejammtheit, welche -zu ihm genau in bemfelben Verhältniß fteht, 
in weldem fonft eine Partei fih zu dem ihr Wort redenden, aber ihrem 
Rechte nichts vergebenden Fürſprechen befindet!“). Denn die Gejammtheit 
jelbft in ihrer fihtbaren Erſcheinung ift berufen, das Geſammteigenthum oder 
Geſammtrecht, defjen Subjekt fie ift, jo gut gerichtlich wie außergerichtlich zu 
vertheidigen!®#). 

In Uebereinftimmung hiermit jeßt offenbar das alamannifche Volksrecht 
bei dem von ihm gejchilderten Markenftreit die Anwejenheit der ganzen Ges 
noßenſchaften (genealogiae) voraus!*). Dasjelbe aber gilt von dem Zuſatz 


Gangolf zu Hohen Geroldded und Schenkenzell als Kläger und den armen Leuten 
v. Uebel und Langenbach ald Berflagten. Kläger bringt die auf Freiheit jeines Ei: 
genthumd an dem von ber verflagten Gemeinde ald Allmende befeßenen und bean- 
fpruchten Walde im Hägbach gerichtete Klage durch einen Fürfprechen an. Ebenſo 
antworten bie armen Leute gemeinlih durch einen Fürfprechen mit beigegebenen 
Räthen. Es folgt Widerrede des Klägerd und Nachrede der armen Leute, Beweis: 
urtel und Beweidaufnahme, endlich das Endurtel zu Gunften der verflagten Ge— 
meinbe. Urk. v. 1487 6. Grimm I. 397—4083. 

144) W. ded Gröver Reihe b. Grimm II. 382: der Zender nimmt einen 
Raumer und einen Warner zu ſich; versprech sich der zender mit keinen 
sachen anders, dan in seine gemeinde geheischen hette u. zu rath worden 
were, so wer er allein umb die buesse u. die gemeind nit. 

145) W. v. Pfäffilon um 1427 b. Grimm IV. 346 $ 22: wäre dz uns je- 
mant unser gemeinmärch ab welte reden, dz wir dz wol mügen behaben mit 
unser sälb hand. W. von Altorf v. 1493 ib. 1. 15 $ 14: si sprechent och, 
das si mit ir selbs mund u. hand ir gemeinwerk wol mugent behaben u, an 
ir gerichten erteillen u. uff han, u. söll inen dar in nieman nüt stossen. 
Dazu ib. IIT . 299: wir müßen um unfere Allmende mit umwohnenden Herren 
kämpfen, die und etwas abzuzwacken ftreben; wir aber pfänden fie, wollen nicht 
weychen, got helff unsz weiter! 

146) ]. Alam. tit. 84. Die beiden ftreitenden Genealogien treten hier durd)- 
aus gefammthandelnd auf. Die Elagende Genealogie umfchreitet, nachdem Einer 
aus ihrer Mitte nach ihrem Geheiß (ubi isti voluerint) die beanſpruchten Gren— 
zen der Mark durch Zeichen- abgeftedtt hat, das ftreitige Gebiet. Nach dem Um— 
gang kommt fie zur Stelle zurück, nimmt in Gegenwart des Grafen Scholle und 
Zweig, pflanzt ben Zweig in die Scholle und greift dieſe dann vor dem Grafen 
mit der Hand an, um fie feinen Händen zu übergeben (et illa genealogia, qui 
contendunt, levent illa terra praesente comite et contendent in sua manu). 
Der Graf übergibt fie unter Anlegung ded Siegeld einem Treuhänder. Die ftrei- 
tenden Genofenjchaften aber verbürgen einander den Zweikampf (tunc spondeant 
inter se pugna duorum). Den Kampf jelbft fechten dann an einem jpäteren Ge- 
richtötage: offenbar nur zwei Einzelfämpfer ald Bertreter ihrer Gefammtheiten aus. 
Sie fämpfen über der wieder zur Stelle gebraten Scholle, nachdem fie Diefelbe 
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zum Sachjenpiegel, der von dem Streit zweier Bauerſchaften über Gemein- 
land handelt147). Denn es foll die Bauerfchaft gegen die Bauerſchaft vor 
den Umfaßen, womit entweder eine umfaßendere Märferverjammlung oder die 
Goverfammlung gemeint fein kann, für den Fall aber, dat die Verflagte hier 
Rechtes weigert, vor dem oberen Richter lagen. Allerdings foll im letzteren 
Falle bei Zahlung der Wette der Bauermeifter die Gefammtheit vertreten 14). 
Daß aber bei dem ganzen Streitverfahren der Bauermeifter nur als Wort- 
führer der Gefammtheit an der Spike der ebenfalle anweſenden und feine 
Erklärungen jofort fih ameignenden oder verwerfenden Bauern erjcheint, wird 
durch ein Bild zu dieſer Stelle bewiefen 19). 

Menn dagegen die Gefammtheit vor ein entfernteres Gericht geladen war 
und jelbft nicht erjcheinen konnte oder wollte, entfandte fie urfprünglich be— 
jondere bevollmächtigte Vertreter, welche fie, ganz wie eine Einzelpartei Dies 
gethan haben würde, für den einzelnen Proceß erwählte und mit Bollmacht 
verſah 160). Natürlich Fonnten dies - die Vorfteher fein: daß aber der Wor- 
fteher jelbft oder zu feinen Händen die Gemeinde als juriftiiche Perſon ge- 
Inden wurde und der BVorfteher ohne Weiteres ald legitimirtes Proceforgan 
oder als Procekpartei galt, Fam erft in jpäterer Zeit vor!?!). Und im All- 
gemeinen galt noch lange, nachdem im Uebrigen die Körperichaften als ſolche 
durch Vorſteher, Syndici oder andere Procefvertreter gerihtsfähig geworden 


mit den Schwertern berührt und Gott angerufen haben. Wie diefe Kämpfer von 
den Genenlogien bejtellt werden, wird nicht berichtet. 

147) Sachſenſp. III. S6 $ 2. 

148) Ire burmeister mut vor sie alle wedden en gewedde. — Daß, wie 
Stobbe, 3. f. D. R. XV. 116 behauptet, die Verurtheilung gegen den Bauer- 
meijter auägefprochen worben wäre, ift in der Stelle nicht gefagt. 

149, Homeyer zu Sachſenſp. III. 86 $ 2: „Bild: auf jeder Seite jteht ein 
Bauermeifter mit 3 Bauern hinter fih; die Bauermeifter legen eine flache Hand 
gegen einander und richten ben Zeigefinger ber andern empor.” Die 3 Bauern 
ftellen offenbar die Gemeinde vor. 

150) Dem in Note 143 erwähnten Eigenthumsjtreit ift ein Befigftreit zwiſchen 
dem Vater des Klägers und der verflagten Gemeinde voraufgegangen. Bon diejem 
berichten die Verklagten (Grimm a. a. D. 398): es fei richtig, daß der Vater 
des Klägers ihnen den Wald verboten babe; jie aber hätten ſich defjen gemwehrt u. 
jei fo lange Streit gewejen, bis sy der gen. herr des waldes gen Rotweil an 
das landgericht geladen het; da hetten sy dri mann uss der gemeinde gewählt 
u. die dahin geschickht, sy mit vollmächtigem gewalt zue verstan. Da Kläger nicht 
erichienen, jeien fie geheißen, dass sy sich haimsigen solten u. ihr allmendt inn- 
haben, nuzen u. niessen hin als her, wie sy die von alter hergebracht hatten, 
biss dass man sy wiederumb lüde o. wider intrag geschehe. Die Zeugen, 
darunter einer der damaligen, Gemeindebevollmächtigten, beftätigen dies; ib. 408. 


151) Urk. v. 1557 u. 1558 aus Lori b. Maurer, Dorjv. II. 21 N. 
728. 
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waren, auf dem Lande die Gejammtheit im alten Sinne ald der eigentliche 
Streittheil!52). 

Auch zwifchen der Gemeinde und einem einzelnen Gemeindegenoßen war 
ein eigentlicher Rechtsftreit möglich. Zunächſt hatte in diefem Falle der Ein- 
zelne vor der Gejammtheit jelbft gegen die Gejammtheit Recht zu ſuchen oder 
zu nehmen. Obwol nun dabei, jo lange die alte Gerichtsverfaßung bejtand, 
diefelbe Verſammlung zugleih Partei und Geriht war, wurte dennoch ein 
jolher Handel als wahrer Redhtshandel aufgefaft. Es machte fi dabei die 
Idee geltend, dak dur den Mund der Gemeinde das Recht jelbit ſpreche. 
Die Gemeinde machte ja nicht, fondern fand nur das Recht, welches fie nicht 
ändern konnte, wenn es ſich aud als ihr nachtheilig ergab; und das Recht 
war es, welches zur Entjcheidung des Streited angerufen worden war. Dee» 
halb konnte auch, wenn entweder die Gemeinde oder der Einzelne das Recht 
bier weigerte, jowol der Genofe die Genoßenſchaft als die Genoßenſchaft den 
Genoßen vor dem höheren Richter belangen 1°). 


152) Daher erjcheinen in ben Urkunden bald die Gemeinde, Genoßenfchaft, 
Bauerichaft, bald die Genoßen, Bauern, gemeinen Leute u. f. w. ald Procefpartei. 
Bol. 3. B. die Streitigkeiten über Allmendeigentbum v. 1152 6. Zacomblet I. 257; 
v. 1329 u. 1468 b. Mone I 425 und 405. Urk. v. 1319 b. Trouillat IlInr. 
162 p. 277: die gebursami, gemeinsami, gemesami von Rarge erhebt gegen dad 
Klofter von Luzela eine vordrunge anf einen Wald und wird damit abgewiefen. 
Aehnlich 1323 ib. nr. 190 p. 328 gegen villanos de R.; 1358 ib. IV nr. 327 
p- 639. Vgl. auch die Klage eines Klojters gegen bie universitas villanorum de 
Oheim wegen unbefugter Nußung von Klofterland 1261 ib. II nr. 547 p. 722. 
— In den bei Heusler, Rechts. am Gemeint. in Unterw., im Anbange mitge- 
getheilten Streitfällen von Genofamen mit Genofamen oder Einzelnen erfceinen 
als Kläger oder Berklagte gewöhnlich die gemeinen Genofen, Theiler, Kilcher, 
Uertner, Bergleute u. f. w., fo Nr. 15, 21, 24, 26, 30, 31, 36, 39, 41, 42, 49, 50, 
63, 67, 76: jeltener die Gemeinde, die Uerte, der Freitheil, wie Nr. 16, 17, 18, 33, 
37, 38, 46, 75, 83. In den Urf. Nr. 82, 68 u, 87 treten Einzelne im Namen 
gemeiner Genofen auf. In einem Streitfall v. 1845 Nr. 35 find Parteien die 
Minderheit und die Mehrheit der Freitheildgenofenfchaft (nicht etwa die Genoßen— 
fchaft als jolche und die Minderheit). — Bid in die neuefte Zeit galten nah mans 
chen Gefetgebungen die Landgemeinden ald jogenannte universitates inor- 
dinatae. 

153) Bol. bei. Sachſenſp. III. 86 $ 1: wer feiner Bauerjchaft Allmende (ge- 
mene) beeinträchtigt, wird zunächft vor dem Bauermeifter gerügt o. beffagt und 
muß dann 3 Schill. wetten; weigert er aber bier Rechtes, jo wird er vor bem 
oberen Richter beflagt und muß dem Nichter wetten und der Bauerfchaft (den 
buren) büßen mit 30 Schill. und ibre Allmende (al. Gewere) zurüderftatten. Auch 
Kaiferr. c. 56: unrechtmäßig in Belit genommenes Gemeinland erwirbt man nie 
mals durch Verjährung; wan wie lange daz man daz gemein gut inne hat ge- 
habt, so verluset man ez doch mit rechte mit der gemeinlibe ding (al. in dem 
gemeinen dinge), d. h. alſo durch Rechtsſpruch des Gemeindegerichted. Vgl, Urf. 
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Ganz ebenſo, wie im ordentlichen Proeeß, trat auch im ſchiedsrichter— 
lichen Verfahren die Geſammtheit der Genoßen als Partei auf!4). 

V. Daß eine Genoßenſchaft unerlaubte Handlungen begehen könne, 
wurde nicht bezweifelt. Sie begeht ſolche durch einen rechtswidrigen Gefammt- 
aft, mag fie nun ald Verſammlung unmittelbar jelbft beſchließen und handeln, 
mag fie ihrem Worfteher oder Beamten einen rechtswidrigen Auftrag ertheilen, 
mag fie eine rechtöwidrige Handlung eines Vorftehers oder eines einzelnen Ge- 
nofjen ſich ausdrücklich oder ftilljchweigend aneignen. 

Die Folgen einer unerlaubten Genofenfhaftshandlung beftehen in der 
Verbindlichkeit zum Schadenserſatz und möglicherweife auch in einer Strafe. 
In erjterer Beziehung bringt ed die früher erörterte Natur der Gefammtver- 
bindlichkeiten mit fi, daß in der Gemeinde zugleih alle Einzelnen haften. 
Aber auch die Beitrafung einer Genoßenſchaft trifft, jo lange man die von 
der Gemeinſchaft unberührte Individualjphäre der Einzelnen nicht ausgejondert 
und abgeichloffen hat, oft genug mit der Einheit zugleich die Vielheit. Mit 
den Strafen daher, welche die Genoßenſchaft als ſolche und nur mittelbar in 
ihren ohnehin dem Ganzen angehörigen Beziehungen die Einzelnen jhädigen, 
wie 3. B. Vermögensbußen aus Gemeindegut, Entziehung Forporativer Pri- 
vilegien oder Auflöfung, werden auf gleihem Fuße andere Strafen verhängt, 
welche jeden Einzelnen unmittelbar in feiner Sondereriftenz treffen. So waren 
z. B. weder die kanoniſchen Interdilte und Exkommunikationen, noch die 
Reichsacht, wenn fie gegen ganze Länder und Gemeinden ausgejprochen wurden, 
im Sinne des Mittelalters bloße politifche Gewaltafte: fie waren dem Zeit- 


v. 13236. Boehmer 471 f.: Entſcheidung eines Streits zwifchen der Gemeinde ber 
Dörfer Sulzbad und Soden einerjeits und dem zu Sulzbach anfähigen Nitter 
Hartmut und andern Dorfleuten andrerſeits. Letztere Hatten bie gemende 
(Allmende) ber Dörfer sich ane genomen . . also daz sie ir sulde 
sin u, nicht der gemende. Dez claiden alle die, die gut in den dorfen hant, 
ritter von dem lande, burger uz den steden u. die gemeinen armen lude 
uberal in den dorfen, daz die gemende .. in abe were genomen. — Bgl. 
auch oben N. 145. 

154) Vol. 3. B. 1278 6. Remling I. 335 den Schiedsſpruch der arbitri 
electi ex parte universitatis villanorum in W. et L. (über Weiderechte); 1209 
ib. 144 u. 1272 ib. 329 die Schiebsiprüche des Bifchofs zwifchen dem Kloſter u. 
der universitas de Mutterstadt ; 1273 ib. 336 die Entfcheidung der judices Spi- 
renses zwiſchen den fratres und der universitas villanorum in Wertheim; 1406 
ib. II. 44—46: Streit der Schultheißen u. Gemeinden zweier Dörfer über Wälder. 
Bol. Urk. v. 1321 b. Boehmer 461: won also lange zweiunge u. crig ist ge- 
wesen zchuchen der gemeinschaft der dorfer Solzpach u. Soden von einer 
siden u. der gemeinschaft des dorfis von dem Nuwenhaine von der andern 
siden umme sogetan dinst, als sie der stat zu Frankfort bedersit sint vir- 
bunden; es folgt ein Schiebsfpruch über ihre Abgaben und Heerfahrts- 


pflichten. 
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bewußtfein Handlungen der ftrafenden Gerechtigkeit. Selbſt die von Reiche 
wegen zu vollziehende Zerflörung oder Verwüſtung ganzer Dörfer und Städte 
ſchien eine Strafe zu fein, auf welche von Rechts wegen und in den Formen 
Rechtens erfannt werden konnte. Daß mit den Schuldigen auch Unſchuldige 
beftraft wurden, ward um fo weniger ald Unrecht empfunden, je inniger ber 
Genofenverband war. Auch hat ed nichts Auffallendes, daß eine Anſchauung, 
die im Völkerrecht noch heute lebt, vor der Entftehung wahrer Staaten aud) 
das innere Staatsleben beherrſchte. Denn die alten Genoßenſchaften fahten 
felbft der öffentlichen Gewalt gegenüber alle ihre Glieder feiter zufammen, als 
heute felbft in den Zeiten des Krieges der Staat feine Bürger zufammen- 
zwingt. Bis Zu einem gewißen Grade aber jehen wir hier auch heute bie 
Sndividualität aller Einzelnen im Ganzen vorübergehend dergeſtalt aufgehen, 
daß jeder Einzelne für die Schuld der Allgemeinheit nicht blos thatſächlich, 
ſondern auch kraft völferrechtlidher Principien leidet. 

Auch hier wiederum treten und aus dem engen Lebenskreiſe der Landge— 
meinden bis in die neuere Zeit Belege für den Fortbeftand der alten Rechts. 
anfchauungen entgegen. So werden die Abgabe eines unrichtigen Weisthumg 15°), 
der Mißbrauch der Gemeindegewalt 15%), die Wahl eines untüchtigen Beamten 197), 
Das Unterlagen einer Rüge 168) ald Gefammtvergehungen behandelt und durch 
Strafen geahndet, welche die handelnde Gejammtheit zugleih in ihrer Ein- 
beit und in ihrer Vielheit treffen. ine ungehorfame oder ſäumige Einzel: 
gemeinde wird durch das Märferding für immer oder auf Zeit aus ber 


155) Vgl. dad W. v. Zarten v. 1397 oben in N. 142, wo bie. der unrechten 
Weiſung überführte Vogteigemeinde fchlieglich verurteilt wirb, daß fie dem Abt 
das bessern söllent jeglicher drie schilling. 

156) Died geht 3. B. arg. e contrario aud dem W. v. Niederolm b. 
Grimm IV. 599 $ 18 hervor, wenn hier der Gemeinde das Recht, einen Ueber— 
bau nad) erfolglos gebliebener gütlicher Aufforderung abzubrechen und fortzunehmen, 
mit dem Zuſatz zugefprochen wird: und soll darumb die gemein ongefrevelt han. Bgl. 
Rheingauer Landr. ib. I. 540 $ 24: will eine Gemeinde einen ihrer Bürger nicht 
als Zeugen folgen laßen vor das Landrecht o. zu anderm Gebing, auf Dingen 
o. auf Rechtgeben, fo verbricht jedes Haus 3 Pfund Kölniſch, des zweiten Tages 
Doppelt, bed dritten dreimal fo viel, am vierten die höchfte Buße; vgl. 
$ 16. 

157) W. v. Um b. Grimm I. 429: u. were daz der selbe büttel sümig 
were an den vorg. dingen gegen dem abte u. dem gotzhuse, dez ist das volk 
schuldig zue bessern die yne darzu erwelt hant. 

158) W. bes Cröver Reichs b. Grimm II. 382: zender u. gemeinde find 
rügepflichtig; verfäumen fie eine Rüge, so were der zender u. seine gemeinde, 
die des tags schuldig da weren zu sein, irer jeglicher umb dieselbe buesse. 
Bol. Kaltenbäck I. 11 8 116. 
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Mark gewiejen 5°), ohne daß es weiter zur Sprache käme, ob und wie weit 
damit ein Gemeinderecht oder eine Summe von Sonderrechten faffirt wird. 
Eine Bauerfhaft, welhe das Gemeinland der andern Bauerfchaft beeinträch- 
tigt, muß nad) dem Sadjenjpiegel dem Richter wetten, ber gejchädigten 
Bauerſchaft aber Buße zahlen und den Schaden erjegen. Dabei wird ber 
Charakter der Geſammtſtrafe und Gejammterfagpfliht dadurch jcharf bezeich- 
net, daß in Bezug auf Buße und Wette der Bauermeiſter die Bauerjchaft 
zu vertreten hat, während doch andererjeitd „Alle* davon betroffen werden und 
zweifelloed dem Bauermeifter die Namens der Gemeinde entridhteten Straf. 
gelder erjtatten müßen 160). Auch jonjt findet es fih, daß ber Vorfteher jo 
gut bei Delikten wie in allen anderen Beziehungen die Gejammtheit zu ver- 
treten hat!°l), Daraus ergibt fih aber, daß unerlaubte Geſammthandlungen 
als genogenihaftlihe Vergehungen betrachtet werden. 

Mit der Frage nach der Möglichkeit und den Folgen einer unerlaubten 
Genoßenſchaftshandlung darf die weitere Frage nicht verwechjelt werden, in- 
wieweit eine Gejammtheit nad außen fogar für Vergehen einzelner Genoßen 
haften muß. Soweit freilich eine jolde Gejammthaft darauf geftügt wird, 
daß die Geſammtheit ſich die Handlung ihres Gliedes aneignet, das Recht 


159) Record v. Vorne v. 1486 b. Grimm III. 861: zwingt ein Kirchſpiel 
anf die Aufforderung des Märkergerichtd denjenigen, der eine Keure verwirft hat, 
ſchuldbarer Weiſe (alsoe verre als sy hen krygen connen) nicht zur Zahlung, so 
sullen sy alle van denen kirspel der gemeenten met sinen toebehor quite 
sijn. Ausjchluß einer ganzen Gemeinde wegen Dingfäumniß in ber Gamberger 
M. 5b. Löw 214. Vgl. Schazmann p. 17 (b. Maurer, Marfv. 193 N. 55), 
wonach in der Mörler M. jebe Gemeinde fchuldig ift, ben ihr angehörigen Märfer 
zur Zahlung verwirkter Bußen zu dringen; wenn dies in 3 Monaten nad) der 
Rüge nicht geichehen, so sollenn dieselbig gemeinn alss lang der margk ver- 
stossenn u. entsetzt sein, bis dass solch buessenn volkhomlich ausgericht 
werenn, 

160) Sachjenip. III, S6 $ 2: to derselven wis betert en burscap der an- 
deren mit dren schillingen unde gilt iren scaden, of man sie den ummese- 
tenen beklaget, als man durch recht sal. Weigeret sie aver dar rechtes unde 
werdet sie dem overen richtere beklaget, ire burmeister mut vor sie alle wed- 
den en gewedile unde den buren mit drittich schillingen büten unde iren scaden 
gelden. Eine Handirift hat: sie muten ime dar umme gewedden al en gewedde; 
dat scal die burmester vor sie dun ete. Meherere Handſchriften haben gemein ge 
wedde. Danad) fann der Sinn der Stelle nicht zweifelhaft fein. 

161) IB, der Bibrauer M. v. 1385 b. Grimm I. 515: jeder feldschütze foll 
in feinem Dorfe Wiefen, Aeder u. Flur umgehen und befichtigen, ob fein Schabe 
gejhehe von sinen anstossern; findet er folchen, jo fol er folgen u. vom heim- 
burger (offenbar ded Nachbardorfs) Pfand um bie Einung fordern; doch muß er 
bies bei jcheinender Sonne thun, fonft verliert feine Gemeinde das Recht auf bie 
Einung. 
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gegen ihn weigert oder ihn in Schuß nimmt, trifft auch bier der Gefichts- 
punft des Gejammtdeliktes zu. Allein e8 hat fich früher ergeben, daß zum 
Theil darüber hinaus Alle für Einen und demgemäß zuleßt Jeder für Seden 
haften mußten. Wo dies der Fall ift, macht ſich darin ein weitergehendes 
Princip geltend, das auf einer noch um Bieles ftrafferen Spannung des Ge- 
noßenbandes beruht 162). 


162), Vgl. Th. I. 73 N. 43 und oben $ 15. 


Drittes Kapitel. 


Kirche und Reich als Rechtsſuhjekte. 


8 19. Die Subjecte bes Kirchenguts. 


Während jo Gejammtheiten und Herren die fihtbaren Träger des die 


Sndividualjphären überragenden Rechtes waren, traten dadurch, daß ſich ganz 
gleichartige Vermögens und Herrichaftsbefugnige im Anſchluß an das Kirchen- 
gut im Beſitz der Kirche befanden, daneben ſchon früh auch unſichtbare 
Subjefte in das bürgerliche und politische Leben ein. Denn die Subjecte des 
Kirchenguts deckten fich weder mit fihtbaren Cinzelnen noch mit fichtbaren 
Geſammtheiten. Wir können daher die Frage nicht umgehen, wie diefe Sub- 
jefte fi dem Volksbewußtſein darftellten und welches der Einfluß ihres 
Vorhandenſeins auf die Bildung der weltlichen NRechtöbegriffe war. Dagegen 
fommt die frühzeitig beginnende innere Entwidlungsgefhichte der in der 
Kirche jelbft über diefen Punkt verbreiteten Ideen!) für uns nur infoweit 
in Betracht, als fie mittelbar in das weltliche Recht hinüberwirkte. Es wird 
fih aber zeigen, daß ein entſcheidender Einfluß kanoniſcher Rechtsgedanken 
auf den deutſchen Sörperjchaftsbegriff erft jeit der Aufnahme der fremden 
Rechte und in enger Verbindung mit dem Einfluß des römiſchen Rechts fich 
geltend gemacht hat. 

I. Zür das volföthümlide Bewußtſein zunächft der älteren drift- 
lih-germanijhen Welt fügte fi der gefammte kirchliche Rechtöorganis- 
mus durchaus in das vorhandene Syftem der Borftellungen über Verbände 
ein. Nur waren einerjeits die Firchlichen Verbände ſämmtlich herrichaftlicher 
Natur, fo daß das Geſammtrecht auf diefem Gebiete nur ald ein abgeleitetes 
vorkommen konnte, und ed weilten andererjeit3 die Häupter diefer Verbände 
nicht auf Erden, jondern im Himmel. 


1) Bol. darüber vor Allem Hübler, der Eigenthümer des Kirchenguts. Leipz 
1868, 
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Die Kirche war dem Germanen ein mit dem irdifchen Reiche paralleles, 
Himmel und Erde umjpannendes, zur Einigung der ganzen Menjcheit beru- 
fenes geiftliched Reich (Civitas Dei). Herr diejed Reiches war Gott jelbit 
und Ghriftus fein Erbe und Mitkönig. Aber er glih einem germanijchen 
Heerfönige und fpäter einem oberjten Lehnsherrn, den in ftufenförmiger Glie- 
derung der Verband jeiner Getreuen umgab. Als höchſte und nächſte Wür- 
denträger, als oberjte Gefolgleute und Diener umgaben ihn jeine Heiligen. 
Auh auf Erden daher war Gott das Haupt der Geſammtkirche und jeine 
Heiligen waren die Häupter der Einzelfirchen, welche den Paläften und Wohn- 
häuſern irdifcher Herren entiprachen. Ganz wie an Burgen und Höfe, jo ſchloßen fid) 
aud) an die Gotteshäufer reich gegliederte Herrſchaftsgebiete an, welche ald räumlich- 
dingliche Rechtsſphären durch den Begriff der Zubehörung mit ihren Mittel- 
punkten verfnüpft waren. Die überirdijchen Herren aber bedurften der irdifchen 
Stellvertreter und fanden dieje in den geijtlihen Worftehern und Verwaltern 
ihrer Kirche. An dieje ſchloßen fi dann weiter, den Genoßenſchaften des 
Dienft- und Hofrechts vergleichbar, die dem Dienfte Gottes und eined Hei- 
ligen gewidineten Genofengejammtheiten mit einem mehr oder minder jelbjt- 
fändigen abgeleiteten Gejammtreht am SKirchengut an. Darunter endlich) 
Itanden in weiteren und engeren Gemeinden die Gejammtheiten der Gläubi- 
gen, welche mehr und mehr nur als Gegenjtände der geiftlichen Herrſchaft 
erſchienen. Co ergab fi) die folgende Vorſtellungsreihe: 

1. Eigentlihe Subjefte des Kirchengut® waren Gott und die Hei- 
ligen. Wenn ſchon unter den Römern, vielleicht noch im Anſchluß an den 
alten, die Erbeseinfegung von Dei certi geftattenden Polytheismus?), Gott 
und die Heiligen mitunter als rechtsfähig betrachtet wurden und Juftinian 
jelbft Beitimmungen für den Fall einer Erbeseinjegung von Christus, B. 
Virgo, alius Sanctus erlaßen Eonnte?): jo hatte die Kirche gute Gründe, 
eine Anjhauung zu befördern, welche ald Schugmittel gegen jede Antaftung 
des Kirchenguts und als Motiv jeiner Vermehrung wirkte. Schon der heilige 
Ambrofius beifpielaweije verfoht und begründete fiet). Um jo leichter konnte 
fi in den germanifchen Reichen diefe Anjhauung zur berrichenden erheben. 
Denn fie allein jagte der ſinnlich-konkreten Borftellungsweije eines Naturvolfes 
zu. Reichen ja doc ihre Nachklänge bis in unjere Zeit. Ganz allgemein 
daher jah man in Gott oder Chriftus als dem Oberhaupte der Geſammtkirche 
den oberjten Herren alles Kirchenguts, gewißermaßen einen Obereigenthümer 
defjelben, ja den höchſten Grundherrn der ganzen Erde’); jede einzelne Kirche 


2) Ulp. fragm. tit. 22 $ 6. 

3) L. 26 Cod. de S. S. Eccles. 1, 2. 

4) S. Ambrosii Epistol. Classis I Epist. XX u. XXI, in der Benebiftiner- 
ausgabe ©. 858 u. 872. Hergeleitet wird bier das Eigenthum Gottes aus dem 
Sage: reddite Caesari quae Caesaris sunt et quae Dei sunt Deo. 

5) Bgl. z. B. Urk. v. 990 Nr. 674 b. Kemble, Cod. Dipl. III. 254: et nunc 
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aber mit ihrem Zubehör war das jpecielle Eigenthbum eines Heiligen. Geradezu 
diefen Sinn haben urfprünglid die Ausprüde Gotteshaus, Gottesader, 
Öotteöfriede u. j. w., und die Bezeichnung der Einzelfirdhe als einer ecclesia 
S. Petri oder S. Mariae, einer S. Pauls- oder Jakobikirche, auch wol einer 
Kirche des Erlöſers jelber oder des heiligen Geiſtes. Man ſprach von Eigen, 
Herrlichkeit, Rechten, Höfen, beweglihem Gut, Hörigen, Dienftlenten und 
Dafallen Gotted und der Heiligen, von res, patrimonium, jura, fundi, 
homines, ancillae, servi, ministeriales Dei, Christi, s. Petri, s. Mat- 
tha6i u. ſ. w., von ©. Peteröleuten, ©. Peteröland oder Peteröpfennigen®) ; 


obsecramus per misericordiam Dei, qui est proprius et verus dominus omnium 
terrarum, quae ad, ecelesiam Dei pertinent. Urk. v. 851 Nr. 265 ib. II. 39: haec 
est hereditas domini, dos aecclesiae Christi, solum s. Mariae et b. Bartholo- 
mei apostoli. Ganz allgemein jagt die L. Wisigoth. V tit. 1, 6: Deo ergo 
datur, quiequid a fidelibus in Dei ecclesiis justissima devotione offertur. Aehn- 
lih Cap, Car. M. VI. c. 305: omnia quae domino offeruntur procul dubio 
domino consecrantur. 

6) Alle diefe Ausdrüde werben durch Urkunden jedes Zeitalters, befonders reich- 
lich aber durch die geiftlichen Güterverzeichniße, Heberolfen u. f. w., wie 3. B. 
das Polyptique des Abtes Irminon und bie Korveyſchen Verzeichniße, belegt. "ıı 
charakteriftifcher Weife ſprechen angeljächfiiche Gelege aud dem 7. Jahrh. von Godes 
feoh (3. 8. Schmid ©. 2) und angelfähfifche Urf. von 806 u. 853 b. Kemble 
IV. 140 n. 208 von: „ipsa terra s. Petri“; und: „in aeler scire, dhaer s. Be- 
nedictus haefdh land inne.* Vgl. Urk. v. 947 b.tacomblet I. 53: de rebus 
domini nostri almi Petri. 1061 ib. 127: ipsa Walburga, postquam aneilla 
facta est s. Adalberti, recepit bonum s. Adalberti. Urf. v. 891 b.Schannat 
II. 10: quasdam res de proprietate s. Cyriaci. Richthofen, frie. R. DO. ©. 
4: frethe alla godes husem u. alla godes monnem. ®. b. Grimm I. 539: 
die herrlichkeit des guten s. Martins. 1426 ib. IV. 646: des heiligen crutzes 
eigen u. der hern v. F. lehn. ®. v. 1554 ib. II. 277: weisen die 14 schef- 
fen dem heiligen apostel s. Petro ... vor grundtherren, Ib. II. 615 f.: 
zwei ehehafftgericht z. O., die seyn des heiligen (s. Georg); bazu kommen 
Alle, so unter dem heyligen sitzen; fie richten um des heyligen äcker u. wie- 
sen; Bußen find des heyligen; die Koften der Schöffenbewirthung trägt der hey- 
lige: ein zimlich zerung, die soll der heylige ausrichten! Aehnlich ebenda 
865 f. s. Valentin, 868 f. s. Quirin, Il. 239 f. s. Peter, ald Grundberrn; vgl. 
ib. 706 $ 2: dat unse leve frauwe Maria die moder Christi Jesu u. der ritter 
8. Georgius disses kirspels gruntherrn sein u. von wegen u. anstatt ihrer 
weist man. Auch der Huldeid wird daher geleitet „dem guden herrn s. Maxi- 
min“ (II. 238) oder „myn gn. frowen .. yn statt des hiligen marschalcks 
s. Quirins“. W. v. Heimeröheim ib IL. 722: dat sie den gueden s. Cunibertz 
u. uns arme gemeinde zo H. bi dem alden herkommen .u. reichte beibehal- 
den willen. Beſonders aud 1315 ib. IL 325 — 328 über ben Hergang, ald 
s. Peter u. s. Mauricius ir guter gedeilt haben. Dies ſei durch Echöffen der 
Gemeinde Neumagen gejchehen, und dafür hätten die Heiligen der Stabt umd der 
Gemeinde für alle Zeiten ihre Güter zinäfrei gegeben. Vgl. auch Note 90, 
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und man wollte hierbei in einem jehr viel eigentlicheren Sinne als heute 
etwa bei Ausdrücden wie patrimonium Petri mit dem Genitiv den wirklichen 
Eigenthümer bezeichnen. Im zahbllofen Urkunden daher erfolgen Schenkungen, 
Zuwendungen unter Lebenden oder von Todes wegen, Uebergaben von Grund- 
jtücen an Gott und einen Heiligen”), wobei ausdrüdlich erklärt wird, daß 


7) Man vgl. 3. B. die angelfächfiichen Urk. 6.Kemblev. 604 nr. 1, L 1: 
tibi, s. Andrea, trado aliquantulum telluris meae. Nr. 47 v. 700 o. 705 ib. 
54: domini genetrici b. Mariae . . . in perpetuum possidendem perdono. Nr. 
255 v. 844 ib. II. 18: V mansiculas ... Deo omnipotenti humillime largi- 
tus sum, Nr. 273 v. 854 ib. 55: donavi Deo et s. Petro.. Nr. 373 v. 938 
ib. 209: dabo V cassatos ... Deo et s. Mariae et s. Petro principi. Teftam 
vo. 944—946 nr. 410 ib. 266: s. Albano terram. Teftam. nr. 954 IV. 288. 
Nr. 543 v. 968 ib. III. 543: domino nostro Jhesu Christo ejusque genetrici 
Mariae. Nr. 573 v. 972, 624 v. 980 ib. III. 87 u. 175. Nr. 659 v. 987 ib. 
231: predium . . . Deo ejnsque venerabili genetrici semper virgini Mariae 
.. . donavi. Nr. 606 ib. 150: reverendae Trinitati ejusque apostolis Petro 
et Paulo. Nr. 700 v. 998 ib. 306: omnipotenti Christo sanctoque ejus An- 
dgeae . .. quoddam ruris territorium . . . et utilitatem silvarum ad eandem 
terram pertinentium . . . restituo, Nr. 710 v. 1004 ib. 332. Aebnlich die Ur- 
funden in angeljächliicher Sprache, 3. B. Nr. 722 ib. 364: to Gode into Godes 
cyrican; Nr. 826 ib. IV. 190: dhat ic habbe gifen . . . Christ and sainte 
Petre .. . land. Aehnlich Nr. 828. 330. 842. 857. 863. 865. 866. 873. 856 ib 
193. 201. 208. 213. 216. 217 f. Rgl. ferner Nr. 927 v. 1066—1069 u. Nr. 
928 ib. 265. Nr. 956 v. 1194 ib V. 364. Urf. Nr. 1298 v. 1002, 1302 v. 
1006, 1312 in Bd. VI und viele andere. Im einer fehr gewundenen Erörterung 
werden in Urk. nr. 740 v. 1021 — 1024 ib. IV. 28 Gefcenfe an Chriſtus, 
weil diefer ja der urfprüngliche Geber aller Güter fei, sun sibi data genannt. — 
Nicht anders die deutichen Traditiondurfunden. Faſt ſtehend 3. B. erfolgen bie 
Lorſcher Traditionen in der Yorm: dono ad sanctum Nazarium; z. B. Urk. v. 
799, 785 u. 800 im Cod. Lauresh. II. nr. 1968. 1983. 1985. Ebenfo in nie- 
derrhein. Urf. b. Lacomblet, 3. B. I. 32 u. 33: sancto Kuniberto et fratribus 
eine Zehntgerechtigkeit; 1208 ib. IL. 7: decimam . . contulit gloriose virgini; 
1080 ib. I. 149: Rottzehnte den 11000 sanctis virginibus. Aehnlich bei Rem— 
ling, 3. ®. 940 I. 11: ad s. Mariam .. in proprium damus locum. 1036 
ib. 61 u. 63: s. Marie ad ecclesiam Spirensem tradimus. ©. 62: du.os comi- 
tatus s. Marie. Bei Ried, Cod. Ratisp. heißt ed 740 1.2: trado ad s. dei 
martyrem Emmeranum hereditatem juris mei. Ebenſo 814 ©. 12 (ecclesiam); 
837 ©, 35, 844 ©. 88, 983 ©. 109, 983 ©. 110 u. fehr oft. Urk. 6. Gude- 
nus I], 1: ut partes suas s. Bonifacio traderent eumque suum coheredem 
facerent in terris, ut sui cohaeredes fierent in caelis. 1174 ib. 11. 10: 
s. Petro praedia . . obtulerunt. 1069 II. 5: Deo et b. Petro. 1186 II. 21. 
Urk. v. 959. 960. 990 ib. III. 1026. 1027. 1032. Auch b. Neugart, 3. ®. I. 67: 
trado ad partes s. Dionysii. 1172 U. 102: praedia Deo dederunt et s. Mar- 
tino, Bei Schannat, 3. B. 891 H. 10: tradidit ad s. Cyriacum. Im Lüb. 
Urkb. Teft. vor 1289 I. 480 f.: ad s. Johannem; . . do ad dominum no- - 
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von nun an der Heilige ſelbſt das Eigenthum oder das fonftige vom Ber- 
äußerer übertragene Recht haben jolle?). Deshalb hat denn auch die bekannte 
fanonijche Herleitung des Kirchenzehnten aus einem göttlichen Obereigenthum 
nichts Auffallendes®). Ebenſo treten Freie, die fi der Kirche ergeben, im 
den Dienft oder die Knechtichaft Gottes und eines Heiligen!P), Unfreie oder 
Hörige werden dem Heiligen geſchenkt!1), und eine ſolche Knechtſchaft ift mil- 
der als die eines irdifchen Herrn. Ja im bdreizehnten Jahrhundert wird ein- 
mal eine Schenfung von Wachszinfigen an eine Abtei damit motivirt, daß 
eigentlih am Menſchen nicht ein Menfch, der feines Gleichen jei, jondern nur 
Gott jelbft Eigenthumsrechte haben könne!). Auf der andern Geite find 
natürlich die Heiligen auch zu Leiftungen und Zahlungen mannichfachjter Art 





strum et ad s. spiritum et ads. Georgium; do ads. Clementem; do ad s. Egidium ; 
8. spiritui u. ſ. w. Trouillatl. 60 f., u. fo jedes Urfundenbuch. Wie ſehr man da— 
bei an die wirkliche Perföntichkeit des Heiligen denft, zeigt 3. B. der angelfädhfiiche 
König, wenn er in Nr. 905 b. Kemble IV. 243 jagt: dono.. . Deo ets. Ead- 
mundo meo cognato; nr. 895: mine meges. z 

8, Man übergibt etwas Gott u. dem Heiligen in perpetuam possessionem 
ober perpetuo possidendum, 3. B. Urf. nr. 47 v. 700, 255 v. 844, 659 v. 
957 6.Remblel, 54. II. 18. III. 231; v. 959 u.1149 b. Gudenus III. 1026 u. 
I. 190; oder in proprium, 3. ®. 940 b. Remling 11 (s. Widoni); in perpe- 
tuam heredidatem, nr. 345 b. Kemble IV. 280; ut habeat, ar. 373 v. 938 ib. 
11. 209. Vgl. nr. 920 ib. IV. 259: post obitum filii mei L. Aabeat s. Albanus 

. et possideat in perpetuum, Nr. 853 ib. 208: s. Benedictus habbe his 
freodom on eallen thingen swa wel and swa freolice swa ic meseolf, Nr. 
1292 v. 996 ib. VI. 136: deo omnipotenti ejusque praenom. apostolis here- 
ditario jure conceditur. 

9) Bel. c. 26 X de decimis (a. 1199) III, 30: cum enim Deus, cujus est 
terra, .. deterioris conditionis ess enon debeat, quam dominus temporalis, .. 
videtur iniquum, si decimae quas Deus in signum universalis Dominii sibi 
reddi praecepit, diminui valeant. Vgl. aud) leg. Ed. Conf. c.7 pr. b. Shmib 
©. 494: de omni annona decima garba Deo est reddita et ideo reddenda; 
$ 3: qui caseum fecerit, det decimum Deo. 

10) Sp heißt ed in einer Urk. v. 1020 b. Lacomblet I. 97 von der Freien 
Meinza, welche einen serviens ecclesiae s. Adalberti heirathet: libertatem suam 
Deo sanctoque martyri Adalberto cum bona voluntate obtulit. 

11) Ark. 0.8976. Schannat 12: Arnulfus Imp. tradidit nonnullos ex suis 
ministerialibus..s. Cyriaco. Urf, v. 1170 b. Neugart II. 101: servos meos, 
quos manu potestativa libere tenui .. b. Gallo tradidi. Cbenfo in zabftei- 
en Stellen Hörige ald Zubehör von Grundjtüden. Grimm I. 160: zu urkund 
das wir der heiligen eigen sind. 760 $ 8—9 u. 763 $ 31: sante Adelheiden 
eigen. 754: s. Peters eigen. 

12) Urk. 0.1259 6. Lacomblet II. 270: quia nemo creaturam sibi similem, 
nisi solus creator omnium, sibi debet appropiare. 
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verpflichtet1?).. Cs braucht nur angedeutet zu werden, daß an dieje finnliche 
Auffaßung auch die Vorftellung von der Verdienftlichkeit der kirchlichen Zu- 
wendungen anfnüpft; wer Gott bedenkt, rechnet auf unmittelbare Belohnung 
in diefem wie im künftigen Leben und erwartet mehr, als er geopfert hat, 
womöglich das Siebenfache als Erfaß !t) ; insbefondere fichert er fich die Für- 
iprache des beſchenkten Heiligen, ein Gefichtspunft, der die Ausbildung der 
Zuwendungen für das Seelenheil (pro anima) wejentlich förderte. Umgekehrt 
wurzelt hier die höhere Befriedung des Kirchenguts; denn wer 
dasjelbe beſchädigt, beraubt Gott und jeine Heiligen ſelbſt und jeßt ſich des— 
halb, wenn er nicht den Friedens- oder Nechtsbruch rechtzeitig ſühnt, auf 
Erden und am jüngiten Tage zeitlichen und ewigen Strafen, vor Allem dem 
Ausihlug aus der Kirche und dem Reiche Gottes aus !>). 

Auch als in fpäterer Zeit die Ausdrüde, welde von einem Eigenthum 
Gottes oder Chrifti ſprachen, im Sinne der Kirche zu bloßen Bildern ge- 
worden waren, hat ficherlih im Bewußtjein des Volkes die alte finnliche 
Anſchauung noch lange gehaftet. Gerade mit Rüdficht hierauf fand es die 
Kirche ſelbſt mitunter noch angemehen, mehr als einen blos bildlichen Aus- 
drud daraus zu machen, um die Heiligkeit und Unantajtbarfeit des Kirchen» 
guts zu erhöhen, und es konnte endlich die Theorie der göttlichen Proprietät 
fogar wißenſchaftlich aufgeftellt und begründet werden!®), Die einzelnen Hei— 


15) Vgl. 3. B. Grimm 11.706 $ 2: umb den loin den Maria die moder 
godes u. der ritter $. Georgius geven mogen. Ib. III. 615 f. (oben N. 6). 
Lüb. Kämmereibuh (14. 3) im Lüb. Urkb., wo öfter der heilige Geift ald Schuld- 
ner aufgeführt wird. 3. B. 1. 1037: s. spiritus tenetur 40 sol. pro duabus 
mansis, quas habuit in domo Jaterali. 1050: s. spiritus in Travemunde dat 
5 marcas annuatim de molendino et pratis et agris. 

14) Sehr viele Urkunden werden daher mit ber Sentenz „date et dabitur 
vobis“ eingeleitet; 3. B. nr. 726 b. Kemble III. 869: date et dabitur vobis.. 
Ideoque nunc donabo Deo omnipotenti exiguum munus ruricoli. Nr. 1142 
v. 924 ib. V. 275. In der Hoffnung auf größeren Erſatz, ob remunerationem 
majoris praemii, wird 3. 8.965 in nr. 1255 b.Kemble VI. 75 u. 850 b. Gu- 
denus II. 28 gejcyenft; in der Erwartung eines fiebenfältigen Nequivalents 650 
bei Remling ©. 1. 

15) Vgl, die v. Kemble Einl. zu Tom. I, p. LXTII—-LXVII zufammenge- 
ftellten BVerfluchungsformeln, welche, weil die Beraubung der Kirche eine Berau- 
bung Gottes und der Heiligen felber ift, den Zorn diefer, die Ausjtoßung aus ihrer 
Gemeinschaft, die Vereinigung niit Judas und dem Teufel dafür androben. Vgl. 
nr. 845 IV. 280: quicunque hoc dono s. privaverit Albanum; . . donec 
terram s. martyri reddat Albano etc. L. Wisigoth. V, 1, 6: de manu Dei 
quis auferat. Cap. Car. M. L. VI. c. 305: et quaecunque ab ecclesia tollun- 
tur, Christo tolluntur. 

16) Hübler 1. c. S. 4—17, und über die im kanoniſchen Recht vorhandenen 
Anfänge die dort ©. 8 und 17 citirten Stellen. 
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ligen indeß, welche in der älteren Volksanſchauung die Hauptrolle fpielten, 
treten hierbei vor Gott und Chriſtus zurüd. 

2. Um aber ihre Rechte ausüben, ihre Pflichten erfüllen zu können, 
bebürfen dieſe überirdifchen Perfonen irdifcher Vertretung. Dieje wird ihnen 
vor Allem durch die Vorfteher ihrer Kirchen zu Theil: dur den Papft 
als Vorſteher der Geſammtkirche, dur die Biſchöfe, Priefter und andere 
Verwalter als Vorfteher der Einzelfirchen, dur Aebte und Aebtiffinnen, 
Pröpfte, Dekane, Prioren u. ſ. w. ald Vorfteher von Klöftern und geiftliden 
Anstalten jeder Art. Der Papft, wie er im Kirchenregiment Statthalter 
Chriſti ift, bat in gleicher Eigenſchaft eine oberfte Verwaltungsbefugnig an 
allem Kirchengut!”). igentliche Verwalter und Befiger des letzteren aber 
find die Vorfteher der Einzelkirchen, welche daher anjtatt Gottes und des 
Heiligen Verträge und Rechtsgeſchäfte abſchließen, Rechtsftreite durchführen, 
und die mit dem germanifchen Grundeigenthum verfnüpften öffentlichen Rechte 
an Perjonen und Sachen ausüben. Sollen daher dem Stifts- oder Klojter- 
heiligen Sachen oder Rechte zugewandt, Immunitätöprivilegien ertheilt oder 
Pflichten erlagen werden, jo geichieht Dies zu Händen des Biſchofs oder des 
Abts, und es kann mit Rückſicht hierauf au wol gejagt werden, dieſem 
werde gejchenkt, Iegirt, verkauft oder gegeben, er empfange oder habe, ja er 
jei Eigenthümer des Kirchenguts oder Inhaber des kirchlichen Rechts!8). Sol- 
hen und ähnlichen Ausdrücken inde lag niemals die Anſchauung zu Grunde, 
der Beneficiat als jolcher jei wirklich das legte Subjekt des Kirchenvermögens. 
Bon jeher war man fi) vielmehr auf das Lebhafteſte deffen bewußt, daß er 
fremdes Gut verwaltete. Dahin mußte ſchon die Bemerkung führen, daß er 
mit dem Amtswechſel ohne jeden weiteren Succejfionstitel das gefammte Kir- 
chenverimögen auf den Nachfolger übertrug, was häufig in den Urkunden aus- 
drücklich hervorgehoben wird 19); daß er feine freie Verfügung darüber hatte 


17) Er ift der oberfte „dispensator et gubernator*. Schulte, de rerum 
ecclesiasticarum dominio, Berol. 1851, p. 31-32. NRidter, 8. R. $ 306. 
Hübler, a. a. ©. ©, 28 Note 11. 

18) L. Alam. II, 1: pastor ecclesiae res suas possideat. Urf. v. 680 nr. 
195. KemblelI. 25: Hemgislo abbati libenter largior. Nr. 32 v. 691 ib. I. 
35: meo venerabili episcopo in propriam possessionem tradidi ad ecclesiam illam. 
Nr. 48 u. 63 v. 701 u. 712 ib. 55. 73. Nr. 105 ib. 128: donabimus tibi, H. 
abbas, terram juris nostri. Nr. 114 v, 759—765 ib. 139: tibi episcopo. Nr. 
122 v. 778ib. 160; nr. 135. — Urf. v. 1218 b. Lacomblet II. 39: abbatissam 
. . in possessionem advocatiae misimus. Urk. v. 1231 ib. S9. Ueber die Re- 
gierungsrecdhte bed Erzbifchofs 1204 ib II. 7. Auch in den Weisthümern heißt eö 
3. B. Grimm I. 103: ains bischofs v. Costentz aigenschaft; eö werden Die 
grundherrlichen Befugniße dem Probſt zugefchrieben (3. B. ib. 406 — 408), bem 
Abt (3. B. ib. 351. 430 f.), der Aebtiſſin (3. B. ib. 52—59) u. f. w. 

19) 3. 8. Urf. v. 679 nr. 16 b, Kemble I. 20: teneas possideas tu (ein 
Abt) posterique tui, 1086 b. Remling I. 62: episcopus et ejus successores 
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und zur Verwendung für beitimmte Zwede verpflichtet war; daß er Privat- 
vermögen baben und über diejes Nechtsgefchäfte mit der Kirche ſchließen oder 
zu Gunften des Heiligen teftiren konnte?). Sehr häufig daher werden ſchon 
in früher Zeit die Biihöfe und Aebte als bloße Vertreter Gottes und der 
Heiligen, als die Verwalter und Ausſpender des Vermögens ihrer Kirche be: 
zeichnet?!), und fie müßen bei der Aıntsantretung jchwören, dem Gtifts- oder 
Klofterheiligen feine Güter unverfehrt zu erhalten ??). 

Wenn fpäter, nachdem die Bannung des Kirchenbegriffes in den Klerus 
vollgogen war, die Verwaltungsbefugnige der Firchlichen Würdenträger benugt 


. tale jus et potestatem . . habeant. Urf. v. 696 6. GudenusI. 14: fo- 
restum et bannum nostrum et ejusdem banni usum s. Martino et ejusdem 
ecclesie provisori scil. archiepiscopo suisque successoribus... in proprium potesta- 
tive tradidimus. 956 ib. IL. 3: abbati W. coenobitisque . . omnibusque in 
posterum successoribus. 1122 b.2acombet I. 195: abbati ejusque successori- 
bus (Recht auf Schätze.) 1225 ib. II. 66: Reichsfehn ecclesiae, etiam archiepi- 
scopo et successoribus. Urf. v. 1189 b. Emminghaus ©. 28, 

20) Ep wird z. B. in der Urk. nr. 728 b. Kemble IV. 2 dem Bifchof ein 
Grunditüd in der Art geichenft, daß er über einen Theil deffelben frei verfügen, 
das Uebrige aber s. Germano binterlaffen folle. 

21) urk. v. 796 b. Lacomblet I. 5: tradidi ad reliquias s. Salvatoris et 
s. Marie . . et in manus Liudgeri presbiteri, qui easdem reli- 
quias procurabat,. 2gl. Urf. v. 800 u. 801 ib. 11—13. Urk. v. S02 ib, 13: 
ad usus ecclesiae abbas possedeat, 820 ib. 20: custodes ipsius ecclesiae ha- 
beant licentiam tenendi habendi possidendi commutandi. Urk. v. 858 b. 
Schannat ©. 6: injus ecclesie ..sub tuitione pontificis superius nominati suc- 
cessorumque illius, Urf. v. 696 u. 989 b. Remling 15. 19. 996 b. Gudenus 
I. 14: episcopi... provisores ecclesie. Nr. 622 v. 979 b. Kemble III, 171: 
episcopo . . ruris particulam . . largitus sum, .. ut ecclesiae dei cui praeest 
. . perpetualiter deserviat. Nr. 753 v. 1035 ib. IV. 50: qui monasterio illo 
ad manus dei praesunt. Grimm, ®. II. 139: der pater im süsternhaus zu 
Dulman ... wegen des heiligen geists ... als gemeine erbexen. W. v. Sar- 
gau v. 1561 ib. II. 56: Der Bann gefchieht zum erften von des guten hilgen 
s. Peters wegen; darnach von eynem ertzbischof zu Trier, dan er von symes 
stiffte wegen eyn rechter grundtlehnherr yst. Ebenſo 87 u. 124. Ganz baffelbe 
bedeutet ed, wenn nebeneinander ain herr u. sin gotzhus, der apt u. das gotz- 
hus, die eptissin u. ir gotzhus als Subjeft genannt werden, 3. B. ib. 52 f., 
187 f., 203 f., 218 f., 223 f., 532 f. — Ausdrüdlic jagt dann c. 2 X de do- 
nationibus III, 24: quod cum episcopus et quilibet praelatus ecclesiasticarum 
rerum sit procurator et non dominus, 

22) Bol. 3. B. die Eideöformel des Kölner Erzbiichofd bei Ennen u. Ederg, 
Quellen II. 630. Sie beginnt: bona b. Petri, que nunc habet et que juste 
habiturus est, conservabo, et que distracta sunt et injuste alienata, pro 
posse meo recuperabo. Eide der Basler Biſchöfe v. 1395 u. 1399 6. Trouil- 
lat or. 271 u. 331 IV. ©. 555 u. 616. 
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wurden, um ein wahres Eigenthum vderjelben am Kirchengut zu konſtruiren: 
fo ift dies für Feine Zeit von praftijcher Bedeutung geweſen. Sowol die 
Theorie des päpftlichen Eigenthums ?8), ald die eined Eigenthums der einzelnen 
Beneficiaten?*) war durchaus unhiſtoriſch. Den vereinzelten Quellenausdrücken, 
welche die Begründer diefer Theorien für fih anführen fonnten, ließe ſich ein 
überwältigendes urfundliches Material gegenüberitellen, welches deutlich be— 
weifen würde, wie lebhaft zu allen Zeiten in und außer der Kirche das Be— 
wuhtjein war, daß die Geiftlihen fremdes Gut verwalteten. 

3. Den eigentlichen Kirchenvorftänden jtanden in verjchiedenem Umfange 
und verjchiedener Stellung geiftlihe Genoßenſchaften mit Follegialifdher 
Verfaßung zur Seite. Die größte Bedeutung hatte das genoßenjchaftliche 
Glement in den Klöjtern, deren Konvent freilih nidht von Anfang an ber 
Träger wahrhaft forporativer Rechte war, wol aber dem Abt oder der Neb- 
tiffin gegenüber von jeher jelbftändiges Gefammtreht hatte. Seit dem 8. 
Sahrhundert nahmen an allen größeren Kirchen die Kapitel der Klerifer eine 
ähnliche Stellung ein. So ungleih nad Zeit und Ort die Verfaßung und 
Bedeutung aller diefer Kollegien fein mochte: überall waren fie im Befit 
eines mehr oter minder jelbitändigen und fich ftetig mehrenden Gejammt- 
rechte. Sie erlangten nad innen alle Rechte genoßenſchaftlicher Selbitver- 
waltung, die Autonomie, die Borftandswahl, die Disciplinargerichtöbarfeit 
über ihre Mitglieder, die Befugnig zur Aufnahme von neuen Genoßen und 
zur DVerbrüderung mit anderen Verbänden. Im Berhältnig zum Biſchof oder 
Abt aber erlangten fie Antheil an der Ausübung fowol der Kirchengewalt als 
der politifhen Herrichaftsrechte, die Mitwirkung bei der Beftellung des Nach— 
folgerd und mannichfache fonjtige Rechte. Insbeſondere erwarben fie bie 
Mitverwaltung des gefammten Kirchenguts, die Zuftimmung bei Veräufßerungen, 
und einen zuerft prefären, dann rechtlich feitgeftellten Befit und Genuß an 
einem Theil des Kirchenvermögend, welcher zu ihrem Unterhalt beſtimmt 
war >), 

In allen diefen Beziehungen nun waren die Kapitel, Kongregationen, 
Konvente und Kollegien als Gejammtheiten berechtigt und verpflichtet. 
Sie ftellten fi dem allgemeinen Rechtsbewußtſein ganz wie andere Genofen- 
gefammtheiten dar, welche ohne Unterfcheidung ihrer Einheit und ihrer Biel: 
heit die Träger von Gejammtrecht waren. Wie fih daher im Innern bie 
Bertheilung des Rechts unter die Einzelnen geftalten mochte?%) ; als Inhaberin 


23) Bol. über diefelbe Hübler Lc. ©. 23—29. 

24) Bol. Hübler ©. 29—36. 

25) Bol. Th. 18 31. 

26) Die Vertheilung des kirchlichen Korporationdguts unter die Mitglieder bie- 
tet in ihren mannichfachen Abjtufungen von der Einräumung eines rein thatjäch- 
lihen Genußes bis zur Konftituirnng von Beneftcien und Praebenden als feiter 
Jura singulorum höchſt intereffante Analogien mit der Theilung des weltlichen 
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defjelben galt urfprünglich die fichtbare Verfammlung der Genofen, welche 
durch die innigite Rebenegemeinichaft zufammengehalten werben und deshalb 
bei ihren gemeinfamen Rechten, Beſchlüßen und Handlungen ebenfogut als 
die Einheit des conventus, capitulum, collegium, clerus, hired, der familia 
oder eongregatio erjcheinen, wie fie andererfeits dabei ftetd eine Vielheit von 
fratres, sorores, elerici, servientes oder famuli Dei bleiben ?”). 


Geſammteigenthums zwiſchen Einheit und Vielheit. Hatte Doch die Kirche Anfangs 
oft Mühe genug, zu verhindern, daß fid) das Gemeineigenthbum gänzlich in Eon- 
derrechte auflöfte. Erft verhältnißmäßig fpät wurde der Gedanfe bes Alleineigen- 
thums der einheitlichen juriftiichen Perſon als folcher bergeftalt befeftigt, daß eine 
allmälige Hinüberziehung ded ganzen Anftaltsvermögend in die Sphäre ber Ge 
fammtvielheit unmöglid ward, Die mannichfachſte Verfchiedenheit in Bezug auf 
die Rechtönatur der Mitgliederrehte am Korporationdgut aber blieb auch jetzt offen. 
Da indeh die innere Geftaltung bes kirchlichen Gemeinrehts von ummittelbarem 
Einfluß auf die Geftaltung bed weltlichen Geſammtrechts nicht geweſen ift, über: 
died aber die Tendenz des Firchlichen Rechts auch bei den Gemeinichaften fich je 
fpäter befto entjchiebener auf die wenigftend ideelfe Zurüddrängung des Bielheitö- 
rechts durch Das Recht einer abjoluten Einheit richtete, muß auf eine nähere Erör- 
terung der älteren Verhältniße hier verzichtet werben. 

27) So bezüglich des Rechts der Abtswahl. Vgl. Urk. v. 862 6. Neugart 
II. 9: fratribus . . licentiam ex illis ipsis eligendi abbatem, u. 966 nr. 527 
b. Kemble II. 432: quem sibi omnis concors congregatio sive pars quamvis 
minima congregationis salubriori elegerit consilio. — Ebenfo bei Berleihung 
der Brubderfchaft. 3. B. 1027 b. Lacomblet I. 120: abbas ... una cum con- 
gregatione sibi subjecta eos in fraternitatem suscepit, u. 1127 ib. 199: ca- 
nonici s. Kuniberti matronam . . et filiam ejus in consortium suae fraterni- 
tatis receperunt. — Bei Berbrüberungen, 3. B. 1219 b. Gudenus I. 467 u. 
476: fraternitas . . inter decanum et capitulum eccl. Moguntinae u. de- 
canum totumque capitulum Turonense, wonad fratres des einen Kapitels, Die 
zum andern kommen, in deſſen consortium aufgenommen werben u. Praebenben 
de communi erhalten folfen; 1321 ib. III. 193; 1266 im Urkb. des Bisth. Lü- 
bed S. 184 (Brüderichaft zwifchen den Domlapiteln v. Hamburg u. Lübeck); 1279 
ib. 246 (ddelgorıs des Abts u. Konvents in Kovunsyegdares mit erg u. 
nacoıs Tois abrod ovvodies in Rübed), — Ebenfo bei dem Konfenje zu Rechts— 
aften des Vorſtehers, 3. B. 1. Wisigoth. V, 1, 3: consensum . . caeterorum 
clericorum; nr, 550 v. 959 b. Kemble III. 33: necnon et familia ecclesiae 
annuente; ebenfo nr. 522. 558. 560. 586. 618. 619. 620. 627. 649. 695 u. f. w.; 
angelfächf. mid gedafunge and laefe dhaes ärwurden hyredes on W., 3. B. 
nr. 675 v. 990, 676 v. 991 ib. 255 u. 256. Bol. Urk. v. 1276 b. Lacomblet 
II. 70: abbatissa et conventus libere disponant de silva. 1207 ib. 12: volun- 
tate totius conventus. 1231 ib. 90: consensu utriusque capituli. 1194 ib. 
I. 252: consilio totius conventus. 1279 ib. II. 426: Einlöjung der zu Leben 
fortgegebenen Yurggrafichaft de consilio, consensu et voluntate capituli. — Oft 
folgt auf den Singular conventus das Berbum im Plural: z. 8. nr. 1070 b. 
Kemble V. 271; 1229 b. Zacomblet II. 84: quicquid juris habemus in 
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Diefe Gejammtheit aber war urſprünglich feine aus fich beitehende, ſon— 
dern eine abhängige Genoßenſchaft. Deshalb war fie auch niemals Subjekt 
der Subſtanz des Kirchenguts. Sie ftand vielmehr zu Diefem und jeinem 
Eigenthümer urſprünglich ganz analog, wie eine weltliche Dienft- oder Hof- 
gemeinde zum Beſitz und zur Perfon ihres Herrn. Sie war eine familia, 
ein hired, eine Gejammtheit dienender Leute, und fie war als foldhe, ganz 
wie der weltliche Herrichafteverband einem Fronhof, jo einer Kirche zugehörig?®) 
und deren Heiligen als ihrem perfönlichen Dienit- und Schußherrn unter- 
worfen??). In doppelter Weiſe aljo lag das Band, weldes fie zur Einheit 
verfnüpfte, außerhalb ihrer felbit. 

Biſchof und Kapitel, Abt und Konvent, Prior und Brüder, jpäter auch 
das Kapitel allein, Dekan und Kapitel, die Geiammtheit der Brüder u. ſ. 
w. verfügen daher zwar über das Gut und die Nechte der Kirche, treten als 
Kontrahenten und Streittheile bezüglich derfelben auf, werden auch wol als 
Subjekt bezeichnet?®): allein fie find hierbei ſtets nur die Repraefentanten eines 


area, . . contulimus conventui s. Marie Magdalene, ut ibidem magnificent, 
prout eis videbitur. — Ueber Verträge, Zahlungen, Klagen der Gefammtheit 
vgl. Note 30; über Befig und Nutung derſelben Note 33. 

28) Deshalb heißen fie familia eccelesiae oder monasterii, grex ididem deo 
serviens, fratres in ecclesia oder ad ecclesiam famulantes, familia ad ecclesiam 
pertinens (Beifpiele in Note 30—33), eidem loco subjecta familia (z. ®. nr. 
599 b. Kemble II. 141), angeljädi. dham gebrödhram, dhe dhertö hyredh 
(3. B. or. 842 ib. IV. 201). 

29) Deshalb heiken fie eine familia des Heiligen (z. B. nr. 27 v. 686 °b. 
Kemble I. 32), angelfächfiih hired, die servi, servientes, famulantes des Hei« 
ligen o. Gottes (3. B. nr. 1249 v. 963 ib. IV. 64; v. 747 b. Lacomblet I. 6) 
und ähnlich. Vgl. Note 30—33. 

30) Jede Urkunde Liefert Belege. So veräußern abbatissa cum conventu 
suo Patronatrechte 1208—1216 b. Racomblet II. 29; praepositus, decanus to- 
tumque capitulum einen Wald 1223 b. Remling 173; prepositus ceterique 
ejusdem congregationis fratres 908 b. Gudenus I. 245; episcopus et ejus 
familia mihi dederunt nr. 203 u. 206 v. 814 b. Kemble ib. I. 256. 260; 
abbas et fratres taufchen ib. IV. 13, verfaufen 1241 b. Racomblet II. 134, 
verleihen zu Erbzins 1238 ib. II. 120, ald Rottland ib. 121. — Ebenfo erwer- 
ben fie jcheinbar für ſich; z. B. 1210 Lacomblet II. 17: vendidit fratribus ec- 
clesiae mansus; 1275 ib. 68: fratribus coenobii silvulam contulit; 1229 ib. 
84: conventui proprietatem donavi; 1201 ib. 3; 1231 ib. 92; 1232 ib. 94 (ca- 
nonieis); 927 ib. I. 49 (sororibus); Urf. nr. 377 u. ;1000 v. 725 u. 741 &. 
Kemble V. 42 u. 47: abbati et fratribus; nr. 594 v. 963—975 ib. III. 129: 
dyses ic geann Adelgäre abbode ande thäm hirede. Cine anbere Kirche mit 
Hufen wird gejchenft venerabilibus sororibus 927 b. Lacomblet I. 49; Im— 
munität verliehen abbati et ejus familiae nr, 151. 242 u. 248 b. Kemble 
I. 182. II. 11 u. 14; conventui 1207 b. Zacomblet II. 12; Zolffreiheit abbati 
et conventui 1245 ib. II. 153 u. 1215 ib. 26, fratribus 1215 ib. 27, conven- 


8 19. Die Subjefte des Kirchenguts, 537 


anderen Rechtöfubjefte, des Heiligen und feiner Kirche. Ausdrücklich wird 
daher oft als der eigentliche Berechtigte vor oder neben ihnen der Heilige ge- 
nannt®t); fie werden als bloße Inhaber des der Kirche gehörigen Gutes 
bezeichnet); an dem ihnen zum Unterhalt zugewiefenen Kirchenvermögen 


tui 1248 ib. 182, abbati et fratribus 1203 u. 1249 ib. 5 u. 186; Patronat 
abbati et conventui 1234 ib. II. 103, conventui 1209 ib. 15, capitulo 1225 
ib. 66. — Ihnen wird gefhuldet 879 b. Emminghaus 11: R. ceterisque 
scholasticis a colonis debetur. — Sie ſchulden 1283 b. Lacomblet II. 462: 
de min herre der bischof unde dat gestichte van Colne schuldig sind; 1220 
ib. 50: abbas totusque conventus. — Ihnen wird legirt 3. B. 1236 ib. 108: 
abbatisse et conventui; 1283 ib. 462: den mönchen, den nunnen. — Sie 
find Streittheil, 3. B. 1282 b. Gudenus II, 223: inter priorem et conventum 
monasterii A. etc.; 1208 b. Neugart II, 112: prepositum et capitulum. 
1226 b. Zacomblet II. 70: abbatissam et conventum. 1142 ib. I. 235: epise. 
et ejusdem ecclesiae congregatio; 1174 b. Gudenus II, 183: inter congre- 
gationes. 1226 b. Lacomblet II. 76: Streit u. Vergleich zwifchen decanus to- 
tumque capitulum u. abbatissa totusque conventus. C. 9 X de judiciis II, 
l: causam, quae vertitur inter fratres Dulmen. monasterii et monachos S. 
Albani. — Sehr häufig werben auch in den ländlichen Weisthümern ald Inhaber 
der Grunbherrichaft und der damit verbundenen Befugniße probst u. capitel be- 
zeichnet (3. B. Grimm I. 5 f.); ober probst u. capitel gemeinlich (j. ®. ib. 
175 f.), apt u. gemeinlich der convent (ib. 29. 56 f. 139 f. 490. 521: ain 
apt u. ein convent des cloysters ... als ein rechter grundherr); eptissin u, 
gemeinlich capitel (ib. 52 f.); abbas totusque conventus (ib. 370£.); oder die 
herren von S. Gallen (ib. 290 £.), die herren von Hirsau (ib. 403—406), die 
herren zu s. Peter („den hern zu s. Peter wasser u. weyde zum rechten 
eigen. ib. 516—520. 521. 530. 546. 568) u. f. mw. 

31) 4. ® nr. 587 v. 975 b. Kemble III 119: Deo et s. Petro mo- 
nachisque veteris coenobii. Nr. 27 v. 686 ib. I. 32: b. Peatro ejusque fa- 
miliae tradidi. Nr. 853 ib. IV. 208: dhaet ic habbe gegeofen Criste and 
s. Marie and s. Benedicte and Aelfwine abbod into R. saca and socna, tol 
and team etc. Urf. v. 874 b. Tacomblet IL 32. 38: s. Kuniberto et fratri- 
bus. Nr. 1326 b. Kemble VI, 189: reddo deo et abbati A. et fratribus 
loci. Nr. 840 ib. IV. 200: dhaet O. abbud and eal dhaet hired . . habban 
and wealdan H. hundred. Nr. 543 ib. 201: dhaet S. Peter and dha gebro- 
thra on W. habben to heora bileoven dhaet land. Ebenſo nr. 845, 846, 855, 
864, 872. Nr. 844 ib. IV. 203: Christe and s. Petre and W. abbode and 
dhen brodhren on €. Nr. 853 ib. 208: dhaet s. Marie and s. Benedictus 
and se abbodh and dhe gebrodhra into B. habban dha socne and dhat mar- 
ket aet D. Nr. 1173 ib. V. 350. Bol. Grimm IV. 63 8 21: Huldeid dem 
hilligen s. Pantaleon ind dem apt ind convent des goedeshuisz s. Pan- 
taleon. 

32) 3. B. Urf. v. 1184 b. Gudenus II. 19: ecclesie ... in manus abba- 
tis ... omniumque fratrum ejus. 1202 b. Zacomblet II. 5: ipsi ecclesiae et 
fratribus. Nr. 1226 v. 959 6. Kemble VI. 25: ecclesiae Christi et monachis 
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wird ihnen in ganz ähnlichen Wendungen, wie fie für die Nutungsrechte der 
Hofgemeinden an Hofmarken üblid find, eine Gefammtnußung zugeiprochen ?®) ; 
ja nad) einer angeljächjiichen Urkunde find bei einer Vergabung, welche zwei 
Eheleute an Gott und den heiligen Alban zur Grlangung der Klofterbrübder- 
ihaft in Geld und Ländereien vornehmen, Biſchof, Abt und Mönde ganz 
wie Dritte zugegen, indem bie Gejchenfgeber vor vielen Zeugen und Volk 
fprechen: „Notum vobis cunctis omnibusque hominibns esse volumus, quod 
nos hodie, videl. ego Oswaldus et Aedhelidha uxor mea Deo sanctoque 
ejus martyri Albano istam terram damus in perpetuam hereditatem, in 
praesentia domini Wulfwii episcopi et fratrum ecclesiae s. Albani, 
qui hic adsunt modo nobiscum ®t).“ 

Almälig find die Kapitel zu befonderen Korporationen mit völlig abge- 
jondertem Vermögen und einem Inbegriff jelbftändiger Rechte geworden 35). 
Auch in den Klöjtern verftärfte fih das Eorporative und follegialifhe Ele 
ment®%). Gleihwol haben weder Kapitel noch Klöfter in dem Sinne aus 


ibidem deo servientibus. Nr. 334 v. 927 ib. II. 157: eccles. Chr. et familiae 
in eadem Christo servienti. Au Grimm, W. I. 2. 344. 423 f. 430. 433 f. 
u. ſ. w. 

33) Bol. 3. B. Urf. v. 1098 b. Gudenus II. 5: que deo et b. Petro et 
ecclesie illi in dotem, et fratribus inibi deo servientibus in sustentationem con- 
tulerat. 1049 b. Emminghaus 17: ecclesie ir usus monachorum. Häufig 
b. Remling: S. Widoni ad usum prepositi et fratram in proprium tradidi- 
mus. Teſt. v. 944—946 nr. 266 b. Kemble II. 410: s. Albano terram eo 
tenore, ut fruantur fratres communiter. Nr. 806 ib, IV. 140: ipsa terra s. 
Petri in usus servientium ei sit libera. Nr. 766 ib, 72: dhäm gebrödhrum 
tö dryce. Ebenjo nr. 820, 321, 822 ib. 170 f. Nr. 1222 ib. VI. 11: dhen 
hirede to dryce. III. 327: ad opus monachorum inibi deo servientium. Nr. 
610 ib. 157: rura ad usus fratrum domino collata, Ib. 155: monachi com- 
muniter ad necessarios usus jure possideant. Nr. 599 ib. III, 141: ad usum 
praesulis eidemque loco subjectae familiae. Nr. 1030 ib V. 69: dedit eccle- 
sie ad opus monachorum. Nr. 1249, 1261, 1262, 1263 u. 1267 ib. VI. 4 f. 
überall: ad ecclesiam . . ad usus fratrum ibidem deo servientium libenter 
eoncedo. AXebnli 980 Gudenus I. 11. 

34) Urk. nr. 845 b. Kemble V. 280. 

35) Vol. Th. I $ 31 ©. 288 f. Dann waren natürlich auch Rechtögeichäfte 
zwiſchen dem Bifchof u. feinem Kapitel möglih. Bol. 3. B. ſchon Urf. nr. 1032 
v. 824 b. Kemble V. 72: placuit itaque W. archiepiscopo ejusque familiae, 
quae sita est in civitate Dorobernia, aliquam vicissitudinem terrarum inter 
se habere. Nr. 1040 v. 834 ib. 87. 

36) Bol. Th. I ©. 290 f. 427. Auch bei den Klöftern Fam ein abgefonder- 
ted KRonventsvermögen vor. 3. B. Geinäheimer W. v. 1455 b. Grimm I. 491: 
der apt 24, der convent '% vom großen Zehnten. Val. ib. 453. Vertrag zwifchen 
Abt u. fratres 1251 b. Racomblet II. 195. 1123—1147 ib. J. 248. W. v, 
Monre v. 1264—1268 b. Grimm III. 617: ecelesia b. Petri apud Monre ha- 
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fich einen Körperichaftsbegriff erzeugt, daß Iediglih die ihnen immamente, 
in der Geſammtheit lebende Einheit zum Subjekt ihrer Rechte geworden 
wäre. Zeitweiſe famen fie allerdings den freien Genofenichaften des deutjchen 
Rechtes jeher nahe, und die zwiſchen geiftlihem und weltlihem Recht in der 
Mitte liegenden Ordensvereinigungen und Brüderfchaften find in ter That 
oft ganz dahin zu zählen. Im Allgemeinen indeß wußte die Kirche gerade 
joweit, als ein Verband kirchlich war, die genokenichaftlichen Elemente durch 
den Gedanken der Anstalt zu binden, fie dem Dienft einer Einheit unterzu- 
ordnen, die von oben und außen, nicht aus ber vereinigten Gejammtheit 
jelbft entitammte 3%). Als Anjtalten daher, wenn auch ald Eorporative 
Anftalten, wurden Kapitel und Klöſter zu juriftiichen Perfonen, und dieſe 
Perjönlichkeit war, wie wir ſehen werden, nicht die Fortſetzung des bier be 
fprochenen Geſammtrechts, fontern fie trat an die Stelle der dieſem Ge- 
fammtrecht übergeordneten Rechtejubjektivität des Heiligen. 

Weniger noch haben in der Kirche als folder die innerhalb der Dierar- 
chie vorhandenen genoßenſchaftlichen Glemente es vermodt, die Gefammtheiten 
des Klerus zu freien genoßenjchaftlichen Körperichaften zu formiren und als 
joldhe zu Zrägern des Kirchenbegriffs zu erheben. So gewaltig zeitweife ber 
Gedanke klerikaler Genoßenſchaften den Anftaltsharafter der Kirche motificirte: 
er modificirte ihn eben nur. Im Ganzen wie in allen einzelnen Gliedern 
blieb die Einheit der Kirche und der Kirchen in letter Inftanz über und 
außer den geiftlichen Kollegien belegen?s). Wenn daher jelbft das eigentliche 
Kirchengut im Gefolge der jynodalen Strömungen von einer vielverbreiteten 
Lehre für das Eigenthum ver geiftlichen Gefammtheiten erklärt wurbe39), 
wobei man namentlich ſchon im 13. Jahrhundert neben dem Eigenthum ver 
flerifalen Didcefanverbände eine Art Obereigentbum, ein dominium generale 
der Geſammtheit des Klerus annahm #9): jo beweift Dies zwar, wie tief im 
Mittelalter in die Kirche felbft der Gedanke eindrang, welcher diefelbe "mit 





bet quandam vineam, . . que libere attinet fratribus pred. ecclesie, ita quod 
prepositus nihil habet juris in illa. Aber es handelte ſich dabei, wie aus Diefer 
felben Stelle erfichtlich, nur um abgefondertes Genußrecht, ohne daß die Idee bed 
Eigenthums der Klofterfirche als folcher aufgegeben wurde. Ebenſo wurden bie 
völligen Bermögendauftheilungen, wie fie Häufig vorfamen, doch immer 
nur als Genußtheilungen, nie als Subjtanztheilungen betrachtet. 

37) Bol. Th. 1 ©. 241. 754 f. 

38) Vgl. Thl. I ©. 285 f. 426 f. 844. 

39) Bgl. über dieſe erft von ihm wieder in ihrer ganzen Bedeutung ang Licht 
gebrachte ‚klerikale Kollegialtheorie*, die befonders in Frankreich ihren Boden hatte, 
Hübler J. c. ©. 36—48. 

40) Bol. beſ. die bei Hübler S. 37—38 abgedrudte Stelle aus Johannes 
de Parrhisiis (f 1304), die von mehreren fpäteren Ranoniften entfehnt ward (ib. 
39 - 40). 
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einer Innung der Geiftlichkeit identificirte*!), war aber zulegt doch nur eine 
vergebliche und zwar eine einfeitig Elerikalszünftige Reaktion gegen den längſt 
feftgeftellten anftaltlichen Charakter der Kirche. Auch ftand diefer Anjhauung, 
was bei Klöftern und Kapiteln nicht in Betracht kam, der Umftand entgegen, 
daß fie für die Laien nicht einmal den Platz kirchlicher Paffivbürger offen 
hielt, 

4. Den Abſchluß des Gottesreiches bildete die Gejammtheit der 
Laien, welche fich gleich dem Klerus nad den einzelnen Kirchen in Gemein- 
den und Genoßenſchaften gliederte. Die Laiengemeinden waren im Sinne 
der ausgebildeten Hierarchie den Kirchen, welchen fie zugehörten), als bloße Paſ— 
fivbürger unterworfen. Die Laien follten in Firdlichen Angelegenheiten Rechte 
nicht ausüben: fie waren nur zum Gehorchen da®). Hieraus ergibt fich 
daß im Sinne des Fanonijchen Rechts den Laienverbänden eine eigene Per- 
jönlichkeit nicht zufam**) ; fie waren Berwaltungsfprengel, waren Gegenftände, 
nicht Subjekte firhlihen Rechts. Am wenigften konnte man auf die Idee 
verfallen, in der Gemeinde den Eigenthümer des Kirchenguts zu juchen. Das 
war erſt vom proteftantischen Standpunkt im Sinne der von der Reformation 
eritrebten Zurücverlegung der Kirche in die Gemeinde möglich: im Mittel- 
alter finden fi von einer ſolchen Auffagung feine Spuren ®). 

Die Kirche hat nun aber freilich die Idee der Ausfchliefung der Laien 
vom firchlihen Recht niemald ganz durchzuſetzen vermocht. Die Inititute der 
Dogtei, des Patronats, der aus der Kirchenbaulaft hergeleiteten Kontrollrechte, der 
Betheiligung an den Wahlen zu geiftlichen Aemtern u. ſ. w. durchbrachen ihr 

4) Hierüber Th. I $ 40. Die Berfechter des Forporativen Eigenthums 
Ichreiben daffelbe der „communitas ecclesiae*, der „congregatio ecclesiasticorum 
virorum“, dem „coetus ecclesiasticorum“, dem collegium, conventus zu, und ver- 
gleichen Diejelben mit einer universitas und ihren cives, berufen fich auch auf 
das Eorporative Eigenthum der Klöfter (Hübler ©. 44). 

42), Bol. 3. B. Url, v. 1252 nr. 571 u. 572 b. Lappenberg, Hamb. Urkb. 
&. 475: coloni villam L. inhabitantes, qui olim et usque ad hec tempora ad 
ecclesiam B. jure parrochiali pertinebant, folfen num einer andern Kirche zuge 

Drei. 

: 43) C. 5 D. 89: saecularibus viris res ecclesiasticae non committantur; 
C. 1. D. 96; c. 22. C. 16. Q@. 7; c. 23 eod.: cui obsequendi manet necessi- 
tas, non auctoritas imperandi; c. 2 X. de judiciis II, 1. Urk. v. 1169 b. 
Zappenberg 1. c. 215: docendus est populus non sequendus. 

4) Schulte 1. c. p. 12: nunquam ex jure canonico parochias vel com- 

munitates religiosas pro personis habitas esse moralibus. Vgl. auch 
. 23. 

ö #5) Bol. über die Gemeindetheorie Hübler l. c. S. 78—88, der die noch 
von Savigny II. 266 getheilte Anficht, als fei bereitd von Aelteren das Eigen- 


thum der Kirchengemeinde angenommen, ald Irrtum nachweiſt. ©. 39 Note 2 
u. 79 Note 1. 
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Princip. Alle ſolche Befugniffe fanden ebenſo wie die entiprechenden Pflich— 
ten ihr Subjekt häufig in einer Gejammtheit, bejonders in den Pfarrgemein- 
den. Doch ift eine eigenthümliche firchengemeindlihe Körperichaftöbildung 
daraus im Mittelalter nicht erwacien. Die Kirchengemeinden deckten ſich 
entweder mit den ohnehin politiih und wirtbichaftlih verbundenen Gemein- 
ſchaften, oder fie fahten nur für beitimmte kirchliche Zwecke mehrere Gemeinden 
in eine Geſammtheit zufammen, ohne daß eine beſondere Firchengenofenjchaft- 
lihe DOrganifation einen jelbftändigen Kirchipielsförper abgelöft hättet). Im 
beiden Fällen waren die betreffenden Geſammtheiten ganz in derjelben Weife, 
in welcher fie Gejammteigentbum und politiiches Geſammtrecht bejafen, die 
Subjecte firhlicher Rechte und Pflichten). Auch traten fie in Firchlicher 
Dinficht ganz wie in den weltlichen Beziehungen unmittelbar ald Geſammt— 
beiten beichließend und handelnd, vertragichliegend und jtreitführend auf**). 


45) Dol. Th. I ©. 624. 

a7) Dal. 3. B. über kirchliche Wahlrechte der Gemeinde Note 36 zu $ 16 u. 
Grimm III. 835; über die Behandlung der Kirchenbaulaft ald Gelammtpflicht 
Note 64 zu $ 15; über die Verwendung der Allmende und der Bußgelder für den 
Kirchenbau Note 178 zu $ 10 u. Note 43—44 zu $ 14; über bie Theilnahme 
an der Verwaltung des Kirchenvermögens Grimm I. 504 (1390). IV. 612 $ 3, 
568 $ 7: Brauenftein bildet eine Parochie mit Scirftein, gibt den dritten Pfennig 
dazu und verlangt deshalb auch, den dritten man für die Verrechnung zu ftellen. 
III. 39—100 (1370): dad Kirchenvermögen verwalten zwei Templer, welche jähr— 
lich den Kirchherrn und den alten Templern NRedinung über Ausgaben und Ein- 
nahmen, zu welchen lepteren aud der Zins für die auf dem Kirchhof ftehenden 
erblichen und vorbehaltlich eines Kirchenvorfaufsrechtd veräußerlichen, aber nicht 
kumulirbaren Kornfcheuern gehört, Rechnung legen; über die Beiträge der drei 
Kirchipielödörfer zum Kirchenbau und an Wachs wird mit Stimmenmehrheit ber 
Ichloßen. Ib. I. 163 (14. 3.) heißt ed fogar: die genossami von Aldelgeswile die 
sullen einen sigristen kiesen, der inen ir kilchen schatz behüte, wand er 
ir ist. Bol. auh Rihthofen 123. — Ausführlich werden in ben Sendweis- 
thümern die Rechtsverhältniße zwijchen Kirchen und Kirchjpieldgemeinden feftge- 
ftellt ; befonders die Kirchenbaulaft und andere Parochialfaften, die etwaigen Wahl- 
und Kontrolrechte der Gemeinde, die auf der Zehntberechtigung ruhende Pflicht zur 
Unterhaltung des Wucherviehs, die geiftliche Strafgewalt u. f. w. Bol. 3.8. 
Grimm I 504—510. II. 147 f. 360 f. 423 f. 456. 618 f. 683. 723. 768. 
III. 97 f. 744 f. IV. 379 f. 772 8 15—17. 611—614. 763 8 8-10. 

48) 3. B. Vergleihe v. 1154 b. Lacomblet 1. 263 zwifchen ben 
parochiani von Mehlem und den parochiani von Muffendorff über 
der Letzteren Beitragspfliht zum Kirchenhau in Mehlem. Aehnlich 1150 
ib. 253. 1195 ib, 383. 1224 ib. IL 64: Wehereinfommen betreffd eines 
Weinzehnten zwifchen der ecclesia s. Mariae in Achen und den parochiani de 
Leneche, die weiterhin mehrfach universitas heißen. Urf. v. 1208 b. Lappen» 
berg nr. 472. Urf. v. 1232, 1236, 1244 nr. 352, 367, 385 b. Trouilllat 
I. 525. 543. 565. Beionders aber Urkunden v. 1285 nr. 317 u. 320 ib. II. 412 
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5. Menn nun aber fo für das ältere Rechtsbewußtjein die Subjekte des 
Kirchenrechts fi durchaus in die allgemeinen Vorftellungen von Perjonenver- 
bänden einfügten, fo entſprach das geiftliche Recht dem weltlichen auch darin, 
daß hier wie dort die jubjektiven Einheiten ihr Gegenbild und ihre Ergänzung 
erft in den objektiven Einheiten räumlich-dinglicher Nechtsiphären fanden. 
Wie den Herrn und Gejammtheiten mehr und mehr die einzelnen Rechte und 
Pflichten durd) das Mittel von Höfen und Marken, mit denen fie ald Zu- 
behör verknüpft waren, zuftanden: jo gruppirten und gliederten auch die Firch- 
lichen Befugniße fih nah räumlichen Mittelpunften und waren erit durch 
das Medium der fo hergeftellten einheitlichen Herrichaftsjphären mit deren per— 
jönlichen Trägern verbunden. Dieje Mittelpunkte waren die Kirchen. Das 
Gotteshaus (casa Dei) galt urſprünglich im wörtlichſten Sinne als Wohn- 
haus Gottes und des Heiligen, der ja im feinen Ueberreſten perjönlich und 
förperlich darin gegenwärtig war und deſſen Reliquien deshalb ald jo wejent- 
lih erjdienen. An die MWohnftätte des überirdiichen Herrn ſchloß fih dann, 
ganz wie an den Fronhof des irdilchen Herren, anfänglich auch äußerlich die 
Behaufung feiner Vertreter und Verwalter. Den Beſchluß des Firchlichen 
Herrenhofs bildeten die Wohnungen und Höfe der geiftlihen Genoßenſchaften, 
welche ſich dem Heiligen zum Zreudienft gleich Gefolge und Gefinde ergeben 
hatten. Im weiterem Umkreiſe umgaben die Kirche als geiftliches Zubehör 
die Sprengel der Laien. Und das Verhältnig über- und untergeordneter 
Kirchen wurde durchaus Ähnlich gedacht, wie das Verhältniß niederer und 
höherer Höfe bis aufwärts zum Königshof, jo daß auch in räumlicher Be- 
ziehung zuleßt alle Kirchen nach ter römiſchen Kirche blickten und von ihr 
abbiengen. 

Alles mithin, was an Nechten über Perfonen nnd Sachen ein Heiliger 
bejaß, beſaß er ald Zubehör einer beftimmten ihm gehörigen Kirche; Alles, 
was ihm zugewandt wurde, fam dadurch in eine fachliche Beziehung zu dieſer 
Kirche; und was er zu leiften oder zu zahlen hatte, damit war feine Kirche 
belaitet. | 

In zahllofen Urkunden daher werden Sachen, Rechte und Perjonen als 
Pertinenzen einer Kirche bezeichnet; es wird gefagt, fie gehörten zu der Kirche, 
pertinent ad ecclesiam oder ad monasterium®), Sn demfelben Sinne 


u. 415: bie universitas parochianorum ecclesie (Taffennes) tam nobilium quam 
ignobilium verfauft resp. vertaufcht nach Gemeindebefchluß zur Bejtreitung der 
Kirchenbaulaſt ein Stüd ihrer Allmende (de communibus bonis parrochie, que 
vulgo gallice dicuntur cummene). Alſo volle Zdentität der Pfarr- und Marf- 
gemeinde! Vgl. 1309 nr. 86 ib. III. 153. 

49) Vgl. jhon L. Alam. tit. VII: servum aut ancillam aut bovem aut ca- 
ballum aut qualecunqgue animal vel ceteras res quae ad ecclesiam dei per- 
tinent. XIX: possessio semper ad ecclesiam pertineat. I, 1: et proprietas 
de ipsis rebus ad ipsam ecclesiam in perpetuum permaneat. Cap. d, 845 
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erfolgen Zuwendungen oder Traditionen zu der Kirche oder in die Kirche®9), 
wobei bejonders aus dem angeljächliihen Sprachgebrauch erhellt, wie bamit 
nichts Anderes ald die bildliche oder wörtlihe Webertragung von Drt zu Ort 
gemeint ijt?!). Sm der Form der Uebergabe jelbit wurde die räumliche Be. 
ziehung zur Kirche angedeutet, indem entweder der Gegenitand jelbit oder 
doch die Traditiondurfunde in Gegenwart von Zeugen und des Kirchenver- 
walterd auf dem Altar (super altare) niedergelegt ward?). Damit fcheint 
aud ein Grundftüd jeine Rage zu ändern, da ed num anderswohin hört oder 


IV, 3: res ad ecclesiam mihi commissam pertinentes; ib. 4: eccelesiarum et 
rerum ad easdem pertinentium defensionem. Urf. v. 797 nr. 164 b. Kemble 
I. 201: et hoc recte pertinebat ad aedem episcopalem. Nr. 532 v. 967 ib. 
III. 7: possessio, quae ad eundem monasterium rite noseitur pertinere. Nr. 
727 v. 1018 ib. IV. 1: ecclesia salvatoris... cum omnibus ad illam perti- 
nentibus sit libera. Urk. v. S58 b. Schannat II, 6: ceterae ad eandem ec- 
clesiam pertinentes causae; v. 1154 b. Gudenus II. 19: ecclesiam cum ho- 
minibus qui ad eam pertinent. 1227 b. Zacomblet II. 78: curtis ecclesiae 
attinens. 

50) L. Alam. 1, 1: si quis liber res suas vel semet ipsum ad ecclesiam 
tradere voluerit. Daß die Einzelfirche gemeint it, zeigt das Folgende: ad ec- 
clesiam ubi dare voluerit. Ib. II, 1: persolvat censum, multam ad eccle- 
siam. IV. V: ad ecclesiam componat. XII: aut regi aut duci aut ad eccle- 
siam ubi pastor fuit. L. Bajuv. I, 1: donare ... ad ecclesiam. I, 11: se 
ipsum et uxorem et filios tradat ad ecclesiam in servitium. Deer. Tass. II. 
VI: dare ad sanctuarium dei. L. Saxon. 15: traditionem haereditatis suae 
facere „.. ad eccelesiam vel reg. L. Liutpr. VI, 72: si in ecclesia aut in 
loco sacro aut in xenodochio pro anima sua aliquid quispiam donaverit. Urf. 
v. 775-778 b. Kemble I. 162: ad monasterium s. Mariae . . concedo. Urf, 
v. 650 b. Remling 1. 1: Zinfen ad ecclesiam. Ib. 2 u. 4: Immunität ad ec- 
clesiam. Urk. nr. 63 u. 3216, Kemble I. 73 u. II. 124: praedicta terra 
ad ecclesiam ... in servitium pristinum redeat. 978 b, Gudenus I: ad 
ecclesiam Mogunt. tradidit. 943 b. Neugart Il. 17: ad monasterium C, in 
proprietatem, Urf. v. 802, 820, 833, 834 u. 836 b. Lacomblet L 14 19. 
22. f.: ad ecclesiam. 1085 ib. 133: ad ecclesiam archiespieopalem .... ita 
ut arch. et successores habeant potestatem tenendi. 

st) Urf. v. I965—975 nr. 594 b. Kemble III. 129: abbode and thäm 
hirede intö Niwan mynstre. Ib. 127: his drihtene (Gott) to ealdan mynstere 
to W. Nr. 707 v. 1002 ib. 326: intö dham mynster. Gbenfo Nr. 826, 827. 
830. 831 ib. IV. 190. 193. Nr. 699 v. 997 ib. IIL. 304: intö Christes circean 
dham hirede. Teft. v. 1012 nr. 721 ib. 359 f.: Land u. Geld into nunnan 
mynstaer, intö nigean mynstaer etc. Ebenſo nr. 722 ib. 362. Nr. 782 v, 
1046 ib. IV. 106: intö Christes cyrican dhäm munecum tö föstre. Nr. 848 
ib. 206: Criste and seinte Petre intö C. Ebenſo nr, 849 (ein hundred) 
u. 850. . 

52) L. Alam. tit. I. L. Bajuv. tit. Ic. 1. 
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fieht 53). Umgekehrt ift jede Veräußerung von SKirchengut eine räumliche Ab» 
trennung von der Kirche, da das objektive Band der Zugehörigkeit durch— 
jchnitten wird’. Wie jeher hier überall der räumliche Siun des Wortes 
„Kirche? im DVordergrunde fteht, geht aus dem ſynonymen Gebrauche anderer 
MWörter hervor; denn man jpricht genau wie von einem tradere ad eccle- 
siam auch von einem tradere ad loca oder per loca sanctorum, einem 
solvere ad altare, einem consecrare ad reliquias, einem Schenken an die 
heilige Stätte). Und wo der Ausdrud ein vollftändiger ift, wird gejagt, 
es werde dem Heiligen zu feiner Kirche in die Hände ihres Verwalter zum 
Nugen der dafelbit dienenden Genoßenſchaft gegeben’). 


5) 3. B. Urf. nr. 847 6. Kemble IV. 205: das Land Zigee intö Cristes 
circean on C. Nr. 880 u. 884 ib.: ligee intö seynt Eadmunis mynstre. 

5) L. Sal. Em. tit. 58: si quis... de infra ipsa ecclesia aliquam expo- 
liationem aut de infra illam ecclesiam aliquid tulerit. L. Alam. I, 2: de ipsa 
ecclesia abstrahere. Ebenſo V. VII, be. c. 2: juret in ipso altare, cui res 
furtivas abstulit. L. Bajuv. II c. 3, 3: de infra ecclesia furaverit. Urf. nr, 
255 v. 844 b. Kemble II. 18: ab ipsa ecclesia auferre. U. ſ. w. 

55) Urk. nr. 920 b. Kemble IV. 259: ad sanctum locum, ubi ego jacere 
cupio, i. e. apud s. Albanum. Nr. 1 v. 604 ib. I. 1: per loca sanctorum 
aliquid de portione terrae... oflere. Urf.v. 1066—1069 ib. IV. 265: s. Petro 
in loco qui dieitur Burch. Angelfächfifh intö dhaere hälgan stowe, d. h. an 
die heilige Stätte, 3. B. nr. 557, 694, 766, 820, 821 u. 822 ib. III. 49. 293 
n. IV, 72. 170. 171, was lateinijch ib. 201 in nr. 843 mit „sacro loco“ über- 
jeßt wird. Vgl. au L. Alam. II, 2: ad illa loca sancta dedisset. Form. 
Sirmond. I: locis sanctorum . . . conferimus. Ed. Theodor. Regis 125: si 
quis de ecclesiis id est locis religiosis. 779 b. &acomblet IL. 1: locis venerabi- 
libus, bald darauf ecclesiae s. Marie. 830 b. Ried 25: locis sanctorum confert. 
1087 b. Remling 65: ad altare. 812 b. Emminghaus 4: parochiam cum de 
cimis .. super altare s. dei genetricis donavit. 1099 b. Zacomblet I. 163: 
omnia legaverunt ad altare b. Michaelis. 796 ib. I. 5: tradidi ad reliquias 
s. salvatoris et s. marie.. et in manus Liudgeri presbiteri, qui easdem reli- 
quias procurabat, portionem hereditatis meae. Aehnlich ib. 10, 11 m. 13. Urf. 
v. 799 ib. 9 u. 834 ib. 22: tradidi ad reliquias. 802 ib. 15: fiscum..in 
proprietatem ad reliquias. 836 ib. 23. 797 ib. 6: ad reliquias et ad usus 
servorum dei, qui easdem reliquias sanctas procurare juste videntur. 

») 3. B. Form. Sirmond, I: ego...dono donatumque in perpetuum esse 
volo ad basilicam s. Martini, ubi ipse pretiosus corpus requiescit, vel omni 
congregationi ibidem consistenti et venerabilis vir ille abbas praeesse videtur, 
villam ... sicut a me praesenti tempore videtur esse possessum, totum et ad 
integrum de jure meo in vestro vel s. Martini jure proprietario trado atquer 
transfundo. Urk. nr. 722 6. Kemble III. 364: Nu cyde is, dhaet alle dha 
thineg, dhe ic to Gode intö Godes cyrican and Godes theöwan geunnen hebbe, 
sy gedön etc. Nr. 711 ib. 835: Ego... basileus quandam ruris possessionem 
».. domino ejusque genetrici M. et b. Petro..necnon s. Aedhelredae virgini 
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Denfelben Sinn nun aber hat in älterer Zeit nnd namentlich vom 9ten 
bis ins 12te Jahrhundert gewöhnlich auch der die Kirche, fheinbar perjonifici- 
rende Sprachgebrauch. Wenn fehr häufig von res, jura, proprietas, usus, 
hereditas, agri, homines, ancillae, familia, pecunia, thesaurus ecclesiae, 
basilicae, monasterii, coenobii gejprodyen wird57); wenn man der Kirche 
oder dem Gotteshaufe ſchenkt, übergibt, vermacht, jchuldet, verkauft, zahlt 59); 
wenn die Kirche befißt, erwirbt, ſchuldet, zahlt oder Leiftet5%): fo foll in der 
Regel auch hiermit nur ein Verhältnig objeftiver Zugehörigkeit zum Kirchen» 
gebäude ausgebrüdt und das leßtere jo wenig zum Rechtsſubjekt erhoben wer- 
den, ald wenn das Gleiche von Höfen und Hufen ausgefagt wird. Häufig 
wird bei allen jenen Redewendungen durch einen Zufaß deutlich bewiejen, daß 
der Begriff der Kirche oder des Gotteöhaufes durchaus finnlih und räumlich 
gemeint ift6%). Im Mebrigen aber Ichrt eine Betrachtung der Urkunden im 


precipue ac reliquis virginibus cognatis, ad monasterium scil. quod in E. 
situm est, ad usus monachorum ibi degentium, perpetua largitus sum heredi- 
tate. Urk. v. 1201 b. Lacomblet UI. 3: quicquid juris in decima novalium 
habui, in manus domini A. Col. archiep. libere et absolute resignavi et dom. 
arch. eandem decimam cum consensu ad ecclesiam.. . contulit, ut exinde 
defectus prebende fratrum . . snppleatur. Biele Beiipiele find ſchon vorge: 
fommen. 

5”) Res ecclesiae 3. B. jchon in 1. Alam. VII, 1. XIX. XX; 1. Bajuv. I 
e. 2; 3c.1; 6; 1, Wisigot. Vt. 1. 2 etc. — Servus ecclesiae in 1. Alam, 
VII. XVII, 1. 2. XX. XXI XXI; 1. Bajuv. 1. c. 4. 5. Colonus ecclesiae 
in 1, Alam. IX. Ancilla ecclesiae ib. XVIH, 1. XXL XXI. Jus et proprietas 
monasterii 943 b. Neugart II. 34. Christi ecclesiae proprium in nr. 195 
v. 811 b. Kemble I. 235. Facultates ecclesiarum 1139 b. Lacomblet I. 216. 
Immunität der ecclesia 1193 ib. 377. Aud in den friefiichen Rechtsqu. heißt es 
godishuses erve, land, egin, god, schielda u. ſ. w.b. Richthofen ©. 89f. 174. 401. 

5) So fchon 1. Alam. XXII: solvantur ecclesiae. L. Bajuv. I c. 2: eccle- 
siae reddat. L. Wisig. V, 1, 1: res sanctis dei basilicis . . collatae, Const. 
Chlotar. d. 560 c. 10: oblationes defunctorum ecclesiis deputatae. L. Alam. 
V: ecclesiae componat. Gudenus II. 46: solvet ecclesie. Urf. v. 970 nr. 
566 b. Kembile III. 65: tellus.. subjiciatur ecclesie. U. f. w. 

s) L. Alam. XX: nec ecclesia perdat, quod legitime possidere debeat. 
Ur. v. 744 b. Remling 3: ut ab hac die ipsam rem ..ipsa casa Dei habeat, 
teneat atque possideat. Urf. v. 997 nr. 661 b. Kemble III 234: sit illa 
terra in potestate illius ecclesie. Urf. v. 779 b. Lacomblet I. 1: ecclesia et 
ejus rectores possideant. 

%) 3. 8. Urk. v. 840 nr. 244 b. Kemble I, 6: ecclesiae s. Marie, .. 
quae sita est in E., libenter in perpetuum concedo. Aehnlich nr. 32 v. 691, 
47 v. 700, 348 v. 929, 577 w. 973 ib. I. 35. 54. H. 163. III. 96. Urf. v. 799 
in Monum. Boica 28, b. nr. 39: ecclesiam, quae est constructa... cum omni 
pertinentia vel soliditate sua. Urk. v. 1083 b. Neugart II. 33: trado ad 
monasterium, quod dieitur Scaphusa et est exstructum ... ubi u. ſ. w.; und 

II. 35 
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Ganzen und eine Vergleihung der nebeneinander üblichen Formen, daß bis 
ins 11te Jahrhundert zum Mindeften im Sinne des betheiligten Volkes dabei die 
Vorftellung der objektiven Zugehörigkeit noch durchaus überwiegt, ohne daß ge- 
läugnet werden foll, daß zu allen Zeiten won Einzelnen unter der berechtigten, 
erwerbenden oder veräußernden „Kirche“ die unfichtbare juriftiiche Perjon ver- 
ftanden worden iſt. 

II. Denn dieſe ganze volksthümliche Auffafung hatte in der Kirche 
ſelbſt, fo tief fie auch in diefelbe eingedrungen fein mochte, ſchwerlich jemals 
ganz den abjtraften Begriff der juriftiichen Perjönlichkeit vernichtet. Und jeit 
dem Alten Sahrhundert tritt diefer Begriff im kanoniſchen Recht in entjchie- 
denfter Weiſe wieder in den Vordergrund, um fodann mehr und mehr aud 
dem Bolfsbewußtjein fich aufzudrängen. Sowol die Kirhe in ihrer Allge 
meinheit als die einzelnen Kirchen und kirchlichen Anstalten erjcheinen jegt als 
ideale Rechtsfubjefte und nehmen mehr und mehr den Plaß ein, auf welchem 
bis dahin Gott und die Heiligen ftanden. Dabei war offenbar die nie ganz 
ausgejtorbene Ueberlieferung der juriſtiſchen Perfon des römiſchen Rechtes von 
großer Erheblichkeit. Der römifche Begriff wurde aber vom kanoniſchen Recht 
in eigenthümlicher Weife und zunächit vielfah in myſtiſch-ſcholaſtiſcher Ein- 
kleidung umgebildet, um als kanoniſcher Anftaltsbegriff eine ungleid) 
großartigere und intenfivere Wirkſamkeit zu entfalten. 

1. Am früheften wurde die Kirhe in ihrer Allgemeinheit als 
eine unfichtbare myſtiſche Einheit gedacht, welde über der von ihr umfahten 
Gemeinjhaft der Gläubigen ftand. Sie wurde in allegorifcher Weiſe per- 
jonifieirt, eine Mutter der Gläubigen) oder die Braut Chrifti genannt, 


doch nachher ©. 34: in jus et proprietatem pracfati monasterii. Urk. v. 891 
b. Nemling 10: ad episcopi basilicam, ubi etiam episcopi princ. sedes esse 
constat, tradentes. Ebenſo 1184 b. Gudenus IH. 19. 1018 nr. 727 b. 
Kemble IV. 1: ecel...inD. sita.. cum omnibus ad illam pertinentibus sit 
libera. — L. Bajuv. I c. 5: jure tin altare in illa ecclesia cwjus servum ocecidit. 
Ib. I. c. 10, 4: ad illam ecclesiam ubi ministri fuerunt. L. Alam. II, 1: ad 
ecclesiam ubi dare voluerit. XI. IIL IV. V (januae ecclesiae). Lacomblet 
ll. 47 (fenestrae eccl.).. Urk. v. 833 b. Emminghaus 8: monasterium in 
Saxonia fundavimus . . et idi . . subsidia contulimus. Nr. 925 u. 954 b. 
Kemble IV. 272 u. 288: terram ad monasterium de E. dedi et misi in illam 
ecclesiam quam..ibi aedificavimus. Aehnlih 700 b. Remling2. Bezeichnend 
ift auch der Hinweis auf die Dort ruhenden Reliquien, 3. B. 776 b. Ried 3: 
trado .. locum .. ad ecclesiam, ubi corpus sacratum s. Emmerani jacet. 
Ebenjo 792 ib. 7; 762 nr. 109 b. Kemble I. 133; 1220 6. Zacomblet II. 
47. Endlich wird oft gelagt, ed werde der Kirche zum Nuten der in oder bei ihr 
lebenden oder dienenden Brüder (fratrum ibi degentium, inidi deo servientium) 
gegeben, 3. B. Ried 35; Remling 15. 16. 19. 

°') Ueber das hohe Alter der Vorftellung, daß, wie Gott der Vater, jo die 
Kirche die Mutter aller Chriften fei, vgl. Hundeshagen, über einige Hauptmomente 
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einem Körper mit Haupt und Gliedern verglichen 2). Als eine ſolche myſtiſche 
Perjon wurde fie auch jtatt oder neben Gott oder Chriſtus als oberite Trä— 
gerin alles kirchlichen Friedens) und alles Firchlichen Nechteset) genannt. 
Schien auch damit anfänglich kaum etwas Verjchiedenes ausgejagt zu werden, 
jo daß durchgängig in den Kapitularien und vielfach in den Urkunden die 
Ausdrüde Gottes- und Kircdhenfriede, res Dei und res Ecclesiae, patrimo- 
nium Christi und patrimonium Ecclesiae gleichbedeutend gebraucht werden 
und oft geradezu die Kirche als Gott oder Chrijtus erflärt wird: jo lag doch 
darin immerhin der Beginn einer VBerjelbftändigung der Kirche als der von 
Gott gegründeten und mit eigner Perjönlichfeit begabten Heilsanftalt. Bei 
diejer Einen und allgemeinen Kirche Foncentrirte fih dann mit dem Fort— 
jchritt der Hierarchie die Fülle aller Kirchengewalt ; fie wurde, wie einft das 
römijche imperium, zu einem untheilbaren und einheitlichen geiſtlichen impe- 
rium zujammengefaßt, welches nur Ein Subjeft haben konnte. Inwiefern 
neben oder über dem Papſt der verſammelte Epiefopat zur Darjtellung diejes 
Subjektes berufen jei, das mochte nach Gegenftand heftiger Kämpfe werden: 
das dagegen wurde nicht mehr in Frage geitellt, daß es nur Eine Duelle der 
Kirchengewalt geben könne und daß alle Inhaber von Kirchengewalt dieſe nur 


in der gefchichtl. Entwidf. des Verb. zw. Staat uw. Kirche, 6. Dove, Zeitſchr. f. 
K. R. I 247. Schon im 3. Jahrh. jpricht Tertullian. de praeser. c. 21 fie aus; 
ebenjo Cyprian, de unitate ecclesiae p. 109: wer die Kirche nicht zur Mutter 
bat, kann auch Gott nicht zum Vater haben. Deshalb find auch alle Chriſten 
Brüder. Bgl. Schmid, Angelj. Gef. Anh. IV. ©. 358: ealle we habbadh 
aenne heofonlicne faeder and äne gästlice möder, seö is ecclesia genamed, 
thaet is Godes cirice, and thy we sin gebrothra. Urf. v. 966 nr. 528 
b. Kemble III. 1: sanctam matrem ecclesiam. Nr. 305 v. 1060 ib, IV. 141: 
ad matrem nostrae salutis ecelesiam. Urk. v. 941 b. Racomblet I. 53: nostrae 
sanctae matris ecclesiae.. ®. v. 1401 b. Grimm II. 262: Mutter kirchen. 

62) Vgl. Cap. v. 845 I praef.: sub uno capite Christo, ut revera unus homo, 
in unius Eeclesiae corpore, singuli autem alter alterius membra ... omnes loqua- 
mur. — Diefe Vorjtellung geht durch alle Jahrhunderte hindurch: die Kirche ift 
der myſtiſche Leib Chrifti; er ift das Haupt und alle Gläubigen find die Glieder; 
Shriftus und feine Kirche find Eine Perſon, welche alio die geſammte Chrijtenheit 
umfaßt. — In der Prarid ift dann natürlich der Papft an Stelle Chrifti das 
Haupt, die Bilchöfe find die allein thätigen Glieder des myftifchen Leibes. Bol. 
3. B. Urf. v. 1251 b. Ried 480, wo ber Bifchof jagt, er babe zum Papit ge- 
ftanden, quia membra ecclesiae capiti suo coherent. 

63) Bl. 3. B. Leg. Ed. Conf. c. 1u. 2b. Schmid ©. 491 u. 492. 

#4) Cap. v. 845 II praef.: ab hac eadem Ecclesia (der Mutter aller Ehriften) 
vobis ad gubernandum commissa. Urk. v. 851 b. Kemble II. 41: dos eccle- 
siae Christi. Gef. Aedhelbirts b. Schmid ©. 2: Godes feoh and ciricean. 
Gef. Wihträds ib. 14: die Kirche frei von Zinfen; 18 $ 21: ciricean canne riht 
(Reinigungsredht). 

35* 
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als Organe der Einen Kirche übten. Diefe Entwicklung mußte nun auch für 
das Kirchenvermögensreht ſich wirkſam zeigen: die allgemeine Kirche wurde 
zum Subjeft eined oberjten Verwaltungs und Auffihtsrechtes, durch welches 
das Eigenthum der Einzelkirchen an ihrem Kirchengut in tief eingreifender 
Meife beſchränkt ward. Allein gleihwol ift die Geſammtkirche nie, wie fie 
zum wahren und alleinigen Subjeft der Kirchengewalt geworden war, ſo 
zum wahren und alleinigen Subjekt ded Kirchengut3 geworden. Nicht ein- 
mal ein nad germanifcher Weife vielfach vorgeitelltes Obereigenthum, ge- 
ſchweige denn ein Alleineigentbum der Geſammtkirche am Kirchengut ift zu 
wirklicher Ausprägung und praftiicher Bedeutung gelangt. So nahe ber- 
artige Konftruftionen dem centralifirenden Geift der Fatholifhen Kirche liegen 
mußten, wie fie denn auch in neuerer Zeit direft oder auf Ummegen immer 
wieder verfucht worden find): fie fcheiterten im wirklichen Leben an der 
äußeren Abgeichloßenheit der inzelfirchen und ihrer Rechtsſphären, an der 
Abſicht und dem Wortlaut aller Traditionen, an den täglich vorfommenden 
NRechtögeichäften und Streitigkeiten zwijchen verjchiedenen Kirchen. Das Fano- 
nische Recht ſelbſt Hat daher ganz unummwunden im Gebiete der Temporalien 
den Einzelkirchen die Sonderperjönlichfeit zugeftanden, welche es ihnen im 
Gebiete des Kirchenftantörechtes verjagte. 

2. Die Perfonificirung der Einzelkirchen erfolgte nach dem Vorbilde 
der Geſammtkirche. Wie dieje eine göttliche Anftalt war, deren Körper durch 
die chrijtliche Idee in ihrer generellen Erſcheinung zur Perſönlichkeit belebt 
wurde, jo waren die Einzelfirchen bejondere, von dem großen Körper abge- 
zweigte Anftalten, in denen die chriftliche Idee fich in ihrer lokalen Erjchei- 
nung zur Perfönlichkeit verkörperte. Allerdings war jede einzelne Kirche nur 
ein Mittel für die Erreihung des Einen Kirchenzweds: allein da diefer Zweck 
bei ihr eine Iofale Färbung annahm, durd eine eigenthümliche Verfaßung 
erjtrebt wurde und bejonderer äußerer Mittel bedurfte, jo hatte jede einzelne 
Anftalt auch wiederum ihre bejondere Individualität. Sie war daher nicht 
blos ein Glied, jondern eine felbjtändige Tochter der allgemeinen Mutter und 
fonnte jelbjt wieder die Mutter von Tochterkirchen fein). Und dieje ihre 

65) Bol. darüber und dagegen Schulte I. c. S. 87—46, Richter $ 287, 
Hübler ©. S8—111. Daß die Älteren Theorien vom Eigenthum Gottes, des 
Papfted und der Armen bafjelbe Ziel hatten, bedarf nur der Andeutung. 

6) Bol. 3. B. Urf. nr. 625 v. 980 6. Kemble III. 177: deinceps redda- 
tur antiquae matri, s. Mariae dei genetricis basilicae. Nr. 725 v. 1018 ib. 
IV. 1: aecclesia salvatoris in D. sita, omnium aecclesiarum regni Angligeni 
mater et domina. Urk. v. 1104 6. Remling 85: ecclesia Swarzahe, Spirensis 
ecclesiae filia. 1132 b. Lacomblet I 208: der Erzb. v. Köln fchlichtet einen 
Streit filiarum nostrarum bunnensis et sigebergensis ecclesiae. 1227 b. Ried 
356: ecclesiae Ratisbonensis matris vestrae. W. v. 1393 b. Grimm V. 179 
$ 2: und ir tochter ist. 
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anſtaltliche Individualität war eine bleibende und dauernde, gleichwie der Hei— 
lige, unter deſſen beſonderem Schutz ſie ſtand, und die geweihte Stätte, an 
die fie gebunden war, unverändert blieben, während die Perſonen ihrer Vor— 
fteher, der ihr dienenden geijtlihen Gejfammtheiten und der ihr unterworfenen 
Gläubiger wechjelten. 

So als lebendige Einheiten aufgefaßt, fonnten die einzelnen Kirchen auch 
im Recht als Perjonen gelten und find in ber That die Subjekte aller in 
ihre Sphäre fallenden weltlihen Rechte geworden. Im den Gejegen und Ur— 
Funden der fränkifchen Könige, in welchen überhaupt die römiſchen Abjtraktio- 
nen vielfach noch nachklingen, ſchon vorherrichend®”), in den folgenden Sahr« 
hunderten, in denen die Refte römijcher Denkweije in dem jugendlichen Sinne 
der germanifchen Welt fich auflöjen, faft ganz verjchwindend: taucht jener Ge- 
danke allmälig wieder auf, um jeit dem 12. Jahrhundert fich die unbeftrittne 
Herrſchaft zu erringen. Er liegt durchaus, felten nur durch die Spuren an- 
derer Auffagungsweijen verdunfelt, dem gejchriebenen kanoniſchen Recht zu 
Grunde®d). Daß er aber mehr und mehr aud in das allgemeine Bewußt- 
jein eindringt, wird dur Urkunden, Gejeße und Weisthümer hundertfach be- 
ftätigt. 

Denn überall in dem reihen und mannichfachen Rechtsverkehr zwiſchen 
der Geiftlichfeit und den Laien find es Die einzelnen Kirchen, Stifter, Klöfter 
u. f. w., welche ald Subjefte des Kirchenguts erjcheinen. Von der Gefammt- 
kirche ift dabei überhaupt fait nie die Rede. Daß aber die Einzelfirche als 
Anftaltöperjon, als eine unfichtbare juriftiihe Einheit in die Rechtöverhältniffe 
mit der Laienwelt eintritt, ergibt der überwiegende Sprachgebraud) der Quellen. 
Kirchenvorfteher und geiftlihe Genoßenſchaften werben freilich jeßt wie früher 
ald die Inhaber des Kirchenguts und der damit verbundenen Rechte bezeichnet: 
aber jet wie früher üben fie fremdes Recht, indem fie eine über ihnen ftehende 
und ihren Wechſel überbauernde Einheit vertreten. Als dieſes bleibende Sub- 
jeft des Kirchenguts wird auch jeßt noch häufig der Heilige bezeichnet: aber 
jeine Einführung in den Rechtsverkehr verblaßt mehr und mehr zum bloßen 
Sinnbild), er wird zum himmliſchen Schugpatron, deſſen irdifche Beziehun- 


6 Man vgl. ftatt anderer nur das Priv. Karld d. Gr. v. 812 (6. Emming- 
haus 4 u. 5), wo ed in unmittelbarer Aufeinanberfolge heißt: ecclesia .. villis 
dotata; ecclesias vicinas fecit esse heredes; ecclesiae . . donatae; ecclesiae 
solvat; in usus Ecclesiae veniat; ecclesiae solvatur; ecclesia substantiae illius 
heres erit; ecelesia . .. habebit; familia ecclesiae; substantia ecclesiae; eccle- 
siae erunt u. f. w. L. Wisigot. V, 1, 5: ecelesiae munificentia., 

68) Bol, den Nachweis bei Schulte 1. c. p. 46f.; auch Syſtem 485 f. u. 
Lehrbuch 430. Richter $ 802. Hübler ©. 111f. 

Bol. W. zu Diedenhofen b. Grimm II. 338 (16. J.): dem guden hern 
sant Maximin das ist dem cloister sant Maximini. — Wo «8 fih nidt um 
juriſtiſche Sprechweije handelte, gab man auch jpäter oft den alten ſinnlichen Vor— 
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gen die myſtiſche Perfönlichkeit feiner Kirche übernimmt. Auch jegt bleibt 
die Kirche der räumliche Mittelpunkt ihrer äußeren Herrichaftsiphäre: aber 
aus der Dinglichen wird eine Glos örtliche Einheit, welche lediglich das Sub: 
ftrat der an diefe Stätte geknüpften Anftaltsperjönlichkeit ift. Dieje leßtere 
allein ift e&, mit welcher als mit ihrem ewigen und bleibenden Subjeft die 
Subftanz der gefammten für den Iofalen Kirchenzwed keftimmten Rechtsſphäre 
verbunden wird. 

Der Kirche, dem Stift, dem Gotteshauje, dem Klofter u. j. w. wird 
daher das Gigenthum an Liegenjchaften und beweglichem Vermögen, an Gütern 
und Leuten zugefhrieben ?9). Ebenſo aber ift die geiftlihe Anjtalt als ſolche 
Subjekt der mannichfachen öffentlichen Rechte, welche ihre Wurzel im germa- 
nijhen Grundeigentum haben?!); fie daher ift in geiftlichen Xerritorien bie 


ftellungen einen fehr lebendigen Ausdruck. Als ein Beifpiel für alle kann die an- 
ſchauliche Schilderung eines Streitd des Biſchofs von Bajel u. des Abts v. ©. 
Gallen v. 1270 6. Trouillat II nr. 152 ©. 199 dienen. Beide jtehen ſich ge- 
waffnet gegenüber. Da sprach der bischoff von Basel zum apt: her von s. 
Gallen, wa verschuld unsre Vrow ye den unfug, den ir und s. Galle inen 
hand zugefugt? Do antwurt der apt: herr von Basel, wo verschult ye S. 
Gall umb unser Frowen, das ir im sinen win namend, den ritter u. knecht 
soltend han getrunken ? 

79) Vgl. die Stellen aus dem kanon. R. bei Schulte, Syftem 457 Anm. 4, 
wo von proprietas, res propriae, jus et proprietas alicujus ecclesiae die Rebe 
ift. Ganz ebenfo aber heißt ed in den ländlichen Weisthümern b. Grimm I. 5: 
das der meigerhof von rechter eigenschaft zu gehoeret der kilchen u. der 
probstye Zürich. 319: das gotzhus hat ein holz, ist des gotzhus eigen unver- 
lihen. 344: wand die eigenschaft desselben waldes des gotzhus v. s. Marien 
ist. 300: der fronhof der desselben gotzhus eigen ist. 703: das ist alles des 
closters leigen. 56-63 u. 161: des gotzhus eigen u. luten erbe. IV. 495 
$ 73. 476 $ 75. V. 77 8 1: umb des gotzhus eigen u. erb. 62 $ 1: des 
gotzhuses ze s. Gallen recht eigen. An zahllofen Stellen ift von des Gottes- 
baufes eignen Gütern und eignen Leuten bie Rede, 3. B, I. 2. 5. 139—144. 151f. 
160. 167. 169. 175f. 183. 2455. 287. 239. 303. 314 f. 328. 336 f. 426 f. 505. 
— Auch diejenigen Ausdrüde aber, welche urjprünglid nur die Pertinenzqualität 
bezeichnen, wechjeln ihre Bedeutung, indem fid) nunmehr dad „zu der Kirche Ge— 
hören" in ein „der Kirche Gehören” wandelt. — Schärfer noch tritt bei dem be- 
weglichen Kirchenichat das Eigenthbum der juriftifchen Perfon hervor, 3. B. aud) 
in den MWeisthümern b. Grimm III. 99 (der kercken gude); IV. 612 $ 3 (hait 
aber dye hellige kyrche also vil, so sal man yss von der kirchen gelt machen 
u. halten; hait aber dye hellige kyrche nyt also vil, so sollent yss dye 
dry gemeynen gelten); 763 $ 8 (die kirchmeister von wegen der kirchen 
gutteren). 

) Bol. z.B. Grimm I. 6: die kilchen ze Zürich mit allen iren gütern, 
rehten u. ir lüten, die si hatt u. besitzet in dem dorf ze Hoengg. 218f.: ge- 
richt zwing u. benn u. alle herlichait, wiltpann u. vorst...ayns herrn u. 
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wahre Trägerin der Landeshoheit und aller darin enthaltenen Befugniſſe über 
Land und Leute, welche Biſchof und Abt mit oder ohne Kapitel und Kon— 
vent nur ausüben??); bei ihr iſt die Subſtanz der Lehnsherrlichkeit und 
Dienftherrlichfeit über Baffallen und Minijterialen 73); fie ift die wahre Grund— 
berrin in den ihr zugehörigen Hofmarfen +); fie ift die Inhaberin der Ge- 
zichtögewalt?d) ; fie ift das Subjekt des Patronats über andere Kirchen 7%); 
ihr ſtehen nußbare Regale, wie Münze, Zoll, Judenſchutz, zu. Die Kirche 
als ſolche ift ferner Befigerin?”), fie ift erbfähig?®), fie hat als Gläubigerin 


sins gotzhus. 232f. 149f.: des gotzhus recht, ban u. getwing, ellu gerichte. 
187f.: rechte, so das gotzhus ze s. Gallen ze Appentzell hat. 289f. 305f. 
308f. 310f. 314f. 325f. 329f. 336f. 346. 423. 488 u. f. w. II. 885: rechte, 
die der stift hat. 671. IV. 368 $ 6—10. V. 230: hec est justitia claustri 
Schwarzahe. 

12) Auch ber Ecelesia daher find die Untertanen eines Biſchofs fidelitatis 
vinculo adstrieti und zu obsequium verpflichtet, 3. B. 1230 b. Lacomblet II. 
S6, ja ber Bifchof ſelbſt jchwört ihr Treue, 3. ®. 1395 b. Trouillat IV nr. 
271 ©. 255: quod servet fidelitatem ecclesie Basiliensi. Urf, v. 1477 b. Gu- 
denus IV. 431: ipsa arch. Sedes, civitatis Moguntine pleno jure Domina. 
Grimm I. 530f.: des stiffts lande u. gebiete. 

73) Bgl. 3. B. Urk. v. 1169 6. Cacomblet I. 3, wo bie eccl. Col. ala Lehns— 
berrin ericheint, 1246 ib. 156, wo ihr Lehnstreue gejchuldet, und 1220, 1222, 
1245 u. 1247 ib. 49. 57. 66. 168, wo ibr zu Zehen aufgetragen wird. Ebenſo 
bei bäuerlichen Lehen, 3. B. Grimm I. 136: vom closter zu lehen. 317. Auch 
bier wird der Huldeid dem Gotteshaus geleiftet, 3. B. ib. 170: dem gotzhus 
hulde tun. 

7) 3. B. Urk. v. 1224 b. Racomblet II. 65: ecclesiae .... medietatem 
oppidi. Ebenfo nad) den Weisthümern faft aller Firchlichen Hofgemeinden, 3. B, 
Grimm I 2. 173—175. 185. 714—716. IV. 368 f. ı. 487. V. 57. 62. 
77. 82f. 

5) Urk. v. 1201 b. Lacomblet II. 1: habet potestatem judicandi. 1209 u. 
1218 ib. 15 uw. 40: judicium civile. Grimm III. 670: es hat das gotzhaus 
in der hofmark zu richten. V. 77 $ 1 u. 82 $ 1: sol nieman richten, denne 
ein kastvogt an des gotzhus statt. 103. 104 $ 1. IV. 369 $ 16: richten an 
des gotzhuses stat. I. 5: der probstye zwing u. ban. IV. 368 $ 7: des 
gozhuses getwing u, ban. V. 59 $ 5 (1413): den mag daz gotzhus strafen 
nach sinen gnaden. — Ebenfo jurisdictio einer ecclesia in c. 16 X de foro 
comp. 2, 9. 

6, 3. 8. Urk. v. 1212—1216. 1217. 1222 b. Lacomblet I. 22. 33. 38. 
59. 1227 ib. Sl: ad abbatem et ecclesiam spectat patronatus. gl. c. 8 X 
de his qu. f. a. pr. 3, 10; c. 6 Xib. u. Conc. Trid. sess. 21 c. 4 (jus praesen- 
tandi); c. 3 X de ecel. aedif. 3, 48. 

n) Urk. v. 1193 6. Lacomblet 1.: ecclesiae.... ita donavimus, ut habeat 
et obtineat. 1201 u. 1205 ib. II. 1. 11: libera possessione dinoseitur obtinere. 
Grimm I. 6 (in Rote 71). gl. c. 8—10. 17. X de praescr. 2, 26. 

?e) 3. 8, Urk v. 1262 b. Gudenus I. 140; v. 1235 b. Lacomblet II. 


— 
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zu fordern?) und iſt als Schuldnerin verpflichtet ®%), Im geſammten Rechts— 
verkehr tritt fie wollend®!) und hantelnd®?) auf. Im Gebiete des öffentlichen 
Rechts vollzieht fie durch ihre Organe völferrechtliche und ftaatsrechtliche Aftes®), 
im bürgerlichen Redt nimmt fie privatrechtliche Gejhäfte vor®*), ſchließt Ver— 


105: facultas legandi ecclesiaee Grimm IV. 390 $ 49f. V. 77 8 13 u.L 3: 
die erbet das gotshus; IV. 434 $ 2: daz gotshus erbt; ebenjo $ 3; dagegen 
8 4. 5. 9. 11. 12. 13: die herren erbten. Das Gotteshaus hat das Befthaupt- 
recht ib. I. 3. 166. 331. IV. 369 $ 1 (dem gotzhus das best haupt gevallen) 
u. 813. Ihm fallen ledige Güter an ib. IV. 369 $ 15 (ledig dem gozhuse); 
fonfiseirte (I. 3) u. f. w. — Bol. ecclesiae als heredes instituti in c. 13 C. 12 
Q. 1; c. 3 X de reb. ececl. alien. 3, 13; als Inteftaterbin Diet. Grat. ad c. 5 
C. 12 Q. 5; ce. 1 X de succ. ab int. 3, 27; als Regatarin c. 40—43 C. 17 
Q. 4; tit. de testam. et ult. volunt. 3, 26. 

9) Urk. v. 1216 b. Lacomblet II. 32: ecclesie nostre .. obligavit advo- 
catiam. 1223 ib, 59: ecclesiae obligare predium. Grimm I 7: die bus u, 
al die geltschuld, die die dorflüt ze Höngg der kilchen ze Zürich schuldig 
werdent. Ib. 152: wer dem gotzhus zins schuldig ist. 133: dem closter 
schuldig. Ihm werden Bußen, Zinje und Dienfte geſchuldet ib. 80. 152. 167. 
169. 287. 308. 316. 319. 4235. IV. 868 $ 5. 490 $ 67—Tl. V. 82 $ 12. 18. 
20. 175: dem gotzhus zinsbar. 224 $ 9. — So aud) c. 1C. 16 Q. 6: ecclesiae 
debetur. 

80) Urk. v. 1226 6. Racomblet II. 74: ecclesia solvit. 1283 ib. 101: der 
Kirche wird eine Bede erlaffen. 1311 ib. III. 73: monasterium. . oppressum .. 
oneribus debitorum. Grimm V. 58 $ 2: demselben banwart sol das gotshus 
zwen nuw schuoch geben. 

®) 3. B. Grimm I. 4: des gotzhus willen. Ib. 9: das Gut joll ange 
boten werben der kilchen von Zürich, ob si es haben u. kouffen wil. Ib. 1. 
308 u. V. 104 $ 2: des gotzhus huld. I. 311: dem sol der probst des gotz- 
hus huld u, sin huld versagen. I, 316 u. IV. 508 $ 9: des gotzhus gnade. 

82) Dabei wurde fchon 1185 vom Reichstage anerkannt, daß nur Handlungen 
rechtmäßiger Biſchöfe die Kirchen verbänden. Nr. 252 b. Trouillat I. 389. 

8) Die Kirche führt Kriege und ſchließt Friedens- u. Bündnifverträge. 3. B. 
Urk. v. 1203 b. Zacomblet Il. 6. 1217 ib. 35: Bündniß inter Ecclesiam Colon. 
et archiepiscopum ex una parte et ducem Lotharing. et terram suam ex alia. 
Grimm I 530f.: des stifts kriege. Ib. 176: unser gotzhus hett ein vor- 
komnisse getan mit u. h. von Berne. Das Gotteshaus ernennt Beamte, 3. B. 
Grimm I. 179: gotzhus hat fryheit u. rechtsame, zu setzen ein amman u, 
die vierer u. auch ein banwart. 307. 316. Es richtet (Note 75), ftraft 
(Grimm IV. 490 $ 25. 26. 32. 500 $ 9. V. 77 $ 15. 82 $ 23), bevogtet (ib. 
IV. 490 $ 29), pfändet (ib. $ 26 u. 37), zwingt (ib. $ 42), befegt und entſetzt 
($ 44), foll aignen luten nach varn u. jagen (ib. $ 37) u. f. w. 

#) Das Gotteshaus empfängt Zahlungen und Dienftleiftungen, nimmt zu Erbe 
oder zu Fall, 3. 8. Grimm IV. 369 $ 1. 490 $ 33. 49—55. 60. 501 $ 2. 3. 
I. 187—192. 317. 205: zuo des gotzhus handen. IV. 425 $ 9: da sol dasz 
gottshus nemmen das beste hobet. 371 $ 13: geantwurt ward dem gotzhaus. 
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träge®5), führt als Partei Rechtöftreitigfeiten durchss). Kirchen und Klöfter 
werden daher durchaus als Perfonen angejehen und behandelt und den 
Einzelperfonen als gleichartige Subjefte zur Seite geftellt?”). 

DI. Wenn nun aber jo in der Kirche und den kirchlichen Anftalten dem 
allgemeinen Bewußtjein mehr und mehr ſich unfinnliche NRechtsperjönlichkeiten 
offenbarten: welchen Einfluß hatte dies auf die Auffaßung der Rechtsfub— 
jeftivität weltlider Verbände? 

Unftreitig war das Vorbild der Kirche nicht ohne alle Bedeutung für 
die bald beginnende Umwandlung der alten Verbände Denn wenn man 
überhaupt einmal fi zu dem abjtraften Begriff. einer unfinnlichen Perjön- 
Lichfeit erhoben hatte, jo war man dadurch beßer ald vorher befähigt, auch in 
Bezug auf weltliche Rechtöjubjefte eine ähnliche Abftraktion zu vollziehen. 


Es befichtigt feine Güter (ib. V. 77 8 19. 82 $ 21), übt die PVorlefe (I. 317), 
das Fifchereirecht (V. 230 $ 4). Es zahlt und leijtet (Note 80). Vgl. 1226 b. 
Zacomblct IL 74: ecclesia denegat, asserit; 1237 ib. 118: assignabit, accepit 
juramenta; 1152 ib. I. 257: aluit; 1223 b. Gudenus II. 46: corriget, indul- 
gebit, recipiet bestheupt et buteil. Auch kann nach kanon. Recht eine Kirche 
ufufapiven u. durch Ujufapion verlieren (c. 11—17 C. 16 qu, 8; c. 6. 13.14X 
de praescr.; c. 2 eod. tit. in VIo. 2, 13). 

85) Dabei wird bald die Kirche fchlechthin ald Kontrahentin bezeichnet, 3. B. 
ecclesiae vendidit predium 1226, 2217 u. 1235 b. Zacomblet IL. 76. 81. 106; 
ecclesie Mogunt. et... Quedlinb.... commutationem faciunt 11556. Gudenus 
I. 221; das Gotteshaus verkauft feine eignen Güter 6. Grimm I. 32; verleiht 
fie ib. IV. 490 $ 46. 424 $ 3: so sol das gotzhus dasselb gut lychen nach 
sinem willen; fauft ib. V. 77 $ 14. S2 $ 20. Bald heißt es, die Kirche handle 
durch ihre Vertreter, z. B. 1156 b. Lacomblet I. 276: ecclesia s. Gereonis per 
curatores suos emit allodium. Bald endlich, der Geiftliche handle Namens 
ber Kirche, z. B. sent. Frid. 11. d. 1216 6. Emminghaus 29: cum ipso epis- 
copo nomine ecclesiae quoddam concambium fecissemus. 1232 b. Zacomblet 
I. 155: Uebergabe u. Berzicht in manus archiepiscopi, decani, subdecani et 
prepositi monasterii in E. canonicorum Coloniensium, recipientium resignati- 
onem ipsam et donationem nomine Coloniensis ecclesiae. 

8) 3. B. Urk. v. 1144 6. Neugart Il. 17: &treit inter Basileensem et 
s. Blasii ecclesiam über das jus advocatiae. 1232 5. Lacomblet II. 94: eccle- 
siae.. possint demonstrare. 1152 ib. I. 257: Sigebergensis ecclesia quod 
suum erat obtinuit. Grimm, W. I. 82: die gotzhuser fprechen als Parteien 
an. So auch ecclesiae ala litigantes in c. 9 X de probat. 2. 19; c. 6, 12 
X de test. et attest. 2, 10; jus vindicandi der ecclesiae in c. 2 C, 12 Q. 3; 
Miebereinfegung in den vorigen Stand c. 1m. 5Xdei.i.r.1,4l, 

») 3. B. Urk. v. 1213 b. Schannatll. 98: ecclesiis et personis ecclesi- 
asticis. Priv. Frid. II d. 1219: bona clericorum et ecclesiarum. Const. 
Ejusd. d. 1221: libertates ecclesie et personas ecclesiasticas;... ecclesiis 
aliisque piis locis aut ecclesiasticis personis. Grimm, W. V. 230 84 (13, $.): 
nullus hominum debet piscari nisi claustrum. 
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Allein diefer allgemeine Einfluß des kirchlichen Vorbildes auf die nationale 
Denkweiſe fällt mit dem Einfluß der mittelalterlichen Kirche auf den geiftigen 
Geſammtfortſchritt überhaupt zuſammen. Wie überhaupt, jo war aud bier 
die Kirche die Lehrmeifterin der Völker im Abſtrakten, Syftematifchen, Prin- 
cipiellen. Won den parallelen geiftlichen und weltlichen Bildungen waren die 
erjteren jtetö in Bezug auf durchdachte Konfequenz und bewußte Generalifirung 
voraus. Und in dem ganz allgemeinen Sinne einer mittelbaren Einwirkung 
durch das Medium des veränderten Bewußtjeins ift die Kirche geradezu vor— 
bildlich gewejen für den Staat. Allein diefer Einfluß läßt fich weder, meßen 
noch wägen, und jeine Betrachtung vermag für die Gejchichte einzelner Snfti- 
tute, außer jenem allgemeinen Gefihtspunft, Feine näheren Aufſchlüße zu 
geben. 

Anders ift es, joweit fi ein direkter Einfluß eines bejtimmten kirch— 
lihen Begriff auf den entjprechenden weltlichen Begriff nachweijen läßt. Es 
entiteht daher die Trage, ob in unſerem Falle ein folder Einfluß bemerkbar 
ift? ob mit andern Worten etwas dafür jpricht, daß in irgend einem Sale 
das Nechtsbewußtjein den ihm an der Kirche aufgegangenen Begriff einer ju- 
riftischen Perjon auf die Einheit eines weltlichen Verbandes übertragend an— 
gewandt habe? 

Dieje Trage, deren Beantwortung von großer Wichtigkeit ift, weil im 
Falle ihrer Bejahung die wejentlihen Merkmale der Fanonifchen Anjtalts- 
perjönlichkeit fich bei der weltlichen Berbandsperjönlichkeit wiederfinden würden, 
it für die Zeit der rein mationalen Nechtdentwidlung entjchieden zu ver» 
neinen. 

Zunächſt ift nämlich der Fanonifche Kirdjenbegriff, wenn wir ihn mit den 
weltlichen Verbandsbegriffen in Parallele ftellen, gar nicht dem alten Genoßen— 
ſchaftsbegriff, als deſſen Fortentwiclung der deutſche Körperihaftebegriff er- 
ſcheint, fondern vielmehr dem alten Herrichaftsbegriff innerlich verwandt. Und 
deshalb kann jedenfalld von einem Einfluß auf die Gejchichte des Körper: 
Ichaftsbegriffes jo lange nicht gefprochen werden, als diejer nur die in der Ge— 
noßenjchaft gegebene Geſammteinheit zur Perſon erhebt. Denn die Kirchen- 
perjönlichkeit des kanoniſchen Nechtes ift ja gar nicht an die Stelle einer ehe: 
mals berechtigten Gejammtheit, jondern fie ift an die Stelle eines überirdi- 
ichen Herrn getreten. Und fie fteht den durch fie und unter ihr verbundenen 
Gemeinſchaften genau jo unabhängig und trandcendent gegenüber, wie Gott 
und die Heiligen jelbft. Die deutichrechtliche Körperjhaft dagegen entſtand 
dadurch, daß die einer Genoßenſchaft immanente Einheit als jolde erfannt 
und als Rechtsſubjekt gejeßt wurde, und fie lebte als ein wahres Gemein» 
weien nicht über und außer, jondern in der Gemeinjchaft. Das Fanonijche 
Recht Hat alfo mit andern Worten den reinen Anftaltsbegriff erzeugt, 
während die Erzeugung eines reinen Körperjhaftsbegriffes dem deutjchen 
Rechte angehört. 
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Allerdings haben auch im fanonifchen Recht anftaltlihe und Forporative 
Elemente miteinander gerungen. Allein die Anjtaltsidee hat überall gerade 
fo weit, ald ein Injtitut kirchlich blieb, dergeftalt gefiegt, daß die Eorporativen 
Elemente dem Gedanfen der von außen und oben hineingelegten Willensein- 
heit unterworfen blieben. Wo die Förperjchaftliche Auffagung mehr in den 
Vordergrund trat, war dies meijt gerade deshalb der Fall, weil das weltliche 
germanifche Rechtsbewußtjein eindrang. Und jo war das jpecifiich Kirchliche, 
was als Faktor einer Beeinflugung der weltlichen Rechtsbildung in Betracht 
fommt, gerade in der kanoniſchen Anftaltsidee und in der Unterordnung der 
forporativen Idee unter jene gelegen. 

Daß im Begriff der Gefammtfirde der Anftaltsgedanke über den 
forporativen Gedanken triumphirte, ijt befannt. Wenn die Kirche ald Gemein- 
Ihaft der Gläubigen, ald coetus universalis oder als universitas aufgefaßt 
wird, jo wird damit nur ihre paſſiver Wirkungskreis, nur die Bafis ihres 
muftifchen Körpers bezeichnet: ihre lebendige Einheit Liegt in ihrem göttlichen 
Haudte und deſſen irdiſchem Stellvertreter, Grund ihrer Einheit und der ge- 
jammten ihren Organismus bejeelenden und belebenden Verfaßung ift nicht 
der vereinigte Wille der Glieder, jondern der Eine Wille ihres Stiftere. Alle 
Bewegung in ihr ftammt von oben. Sie ift die von Gott jelbjt gewollte 
und in dieſer bejtimmten äußeren Ordnung gewollte, jeit ihrer erſten Er- 
rihtung unveränderte und unveränderliche Heilsanftalt. Auch die inneren 
firhlichen Verfaßungsſtreitigkeiten rührten nicht an dieſe transcendente Natur 
der kirchlichen Perjönlichkeit; nur ob der Papſt allein oder über ihm bezie- 
hungsweiſe mit ihm die Gejammtheit der Biſchöfe Eraft göttlicher Anordnung 
zur Repraejentanz der Kirche berufen jei, konnte noch ftreitig werden. Seder 
Verſuch, ein genogenfchaftliches oder forporatived Element in die Kirche ein» 
zuführen, beſchränkte ſich auf den Verſuch einer kollegialiſchen Geftaltung der 
entjheidenden Organe der transcendenten Kirchess). Und nicht einmal in 
diejer der Anjtaltsidee fubordinirten Stellung vermochte gegenüber der Konje- 
quenz des Fatholifchen Grundprincipe das Forporative Princip fi auf die 
Dauer durchzufegen. 

Was nun aber die Einzelkirchen angeht, fo find fie nur die für 
äußere Zwecke verjelbftändigten Glieder der Geſammtkirche und theilen daher 
deren Natur. Shre gejonderte Erijtenz beruht auf dem Willen der Geſammt— 
fire, welche fie auch aufheben und verändern fann. Don dorther ftammt 
ihr Leben und dorthin fällt ed zurüd. So find fie aud im Recht durchaus 


) Auch die Koncilien wollen ja nicht die Chriftenheit ald religiöfe Gemein- 
Ihaft, ſondern die hriftliche Kirche ala religiöfes Inftitut repraefentiven. So nennt 
fih das Basler Koncil sacrosancta generalis synodus Basiliensis in spiritu 
sancto legitime congregata, universalem ecclesiam repraesentans, 3. ®. 1432, 
33 u. 37 b. Gudenus IV. 191. 193. 227. Bgl. Hübler, Konftanzer Koneil 
©. 361. 382 u. 383. 
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als Anftalten perfonificirt. Der in ihnen verkörperte Wille ift die individua- 
Iifirte und lofalifirte Erfcheinungdform defjelben Stiftungswillene, der die Ge- 
jammtkirche befeelt; ihr Körper ift der dem allgemeinen Kirchenorganismus 
eingefügte und angepaßte befondere Anftaltsorganismus des einzelnen Inftituts, 
Auch die Perjönlichfeit der Einzelfirhe daher jteht außer-und über ihren Trä— 
gern und der durch fie verbundenen Gejammtheit jei es ber Kleriker ſei es 
der Heiligen: fie fteht ihnen ebenfo als ein trandcendenter höherer Wille gegen- 
über wie einft der Heilige; fie findet in den zu ihrer Darftellung berufenen 
Perjonen zwar die Werkzeuge ihrer Thätigkeit im Nechtsleben, keineswegs 
aber die Duelle und die Norm ihrer rechtlichen Eriftenz. 

Am erheblichſten modificirt ift der Anftaltscharafter der Kirchenjubjekte 
bei Kapiteln und Klöftern. Allein im Sinne des kanoniſchen Rechtes 
find auch fie ihrem eigentlichen Weſen nach jederzeit kirchliche Anftalten ge- 
wejen, wenn auch Anitalten mit Forporativer DVerfaßung. Das forpora- 
tive Element tritt auch hier nur im Dienfte der geiftlichen Anftalt auf, welche 
leßtere ihre Eriftenz und ihr Leben von oben und außen empfängt. Die 
Kapitel waren nicht um ihrer jelbft, jondern um der Biſchofskirche willen 
da; auch die Sonderperfönlichkeit daher, deren Anerkennung fie errangen, war 
nur eine verjelbftändigte Abzweigung von der Kirchenperjönlichkeit jener; fie 
waren „Stifter mit einem kirchlichen Zwed, der nur eine Individualifirung 
des allgemeinen Kirchenzweded enthielt; das Korporative in ihnen war nur 
dad Mittel für die Zwede einer. nicht aus der Körperjchaft entftammenden 
Beranftaltung und wäre mit dem Fortfall des von oben in fie hineingelegten 
einheitlichen Willens in ſich zuſammengeſunken. Nicht minder blieb in den 
Klöftern das genoßenſchaftliche Element, jo frei es thatjächlich ſchalten mochte, 
der Idee nach ſtets durch das Princip der geiftlihen Anftalt bedingt und be— 
ftimmt. Die Zwede des Klofterd Tagen außerhalb der es tragenden Perfonen- 
gemeinjchaft; die Vereinigung zu einer Elöjterlichen Körperſchaft erſchien immer 
zugleich als die gemeinfame Hingabe der Perjönlichkeit an eine ald Zweck ge- 
jeßte transcendente Idee, über welche daher auch die Gejammtheit jelbft als- 
bald Feine Macht mehr hatte; das Klofter als eine kirchenrechtlich anerfannte 
Sondereriften; mußte fi nicht blos der Geſammtkirche eingliedern, fondern 
diefe mußte ihren eignen höheren Willen als belebeude und das Leben rich— 
tende Kraft in den dafür dargebotenen Körper hineinlegen. Auch das Klofter 
war daher ald Anftalt Rechtsſubjekt: die berechtigte Perfon war nicht eine der 
geiftlichen Körperfchaft immanente Gejammteinheit, jondern die ſich diefer Kör- 
perjchaft als ihres Organs bedienende Stiftungseinheit. Deshalb, wurde denn 
auch zum Namen diefer juriftiichen Perfon der Name der Klofterfirdhe oder 
des Gotteshaufes gewählt, während Abt und Konvent ald bloße Organe der 
kirchlichen Anftalt daneben gejtellt wurden ®®); und deshalb wurde noch bis in 


) Bol. z. B. W. v. Hornbach b. Grimm V. 690 8 61 u. 63, wonach 
Schultheiß und Schöffen ſchwören, s. Pirman u. seinem closter zu Hornbach, dazu 
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ſpäte Zeiten die Klofterperfönlichkeit unter dem Bilde des Klofterheiligen vor- 
geftellt.) Allerdings ift ſowol in Klöftern wie in Kapiteln zu Zeiten dieſe 
Idee der geiftlichen Anſtalt ſehr zurücdgetreten; fie und verwandte geiftliche 
Genoßenſchaften betrachteten ſich zu Zeiten als freie, durch fich jelbft beftehende, 
daher auch aus ſich jelbjt mit Rechtöperjönlichkeit bekleidete Körperjchaften; 
und fie behandelten deingemäß ihr Vermögen als Eorporatives Gejammteigen- 
thum und ihre Gemeinheit als fich jelbit Zwed. Allein das war eben die 
Folge einer den Firhlihen Standpunkt verjchiebenden Verweltlihung, bei wel- 
cher demgemäß auch die Firchlichen Nechtöbegriffe jener Zeit zurückgedrängt 
wurden, während umgekehrt dem Grade der Intenfivität, mit welcher in Bezug 
auf einen geiftlihen Verband das kirchliche Princip überhaupt aufrecht blieb, 
ſtets die Intenfivität des ihn heherrichenden Anftaltsgedankens entjprad). 

Unter ſolchen Umftänden konnte die firchenrechtliche juriftiiche Perjon für 
die Umwandlung der deutſchrechtlichen Genoßenſchaft in eine deutjchredhtliche 
Körperſchaft ein direftes Vorbild nicht gewähren. Denn die fanonifche Anftalt 
und die deutjchrechtliche Körperfchaft waren in Allem außer in dem Einen 
Punkte verjhieden, daß hier wie dort eine mit feiner finnlih wahrnehmbaren 
Perfon oder Perjonenmehrheit ſich deckende Rechtsperſon erkannt und aner- 
fannt wurde. 

Dagegen konnte allerdings der kanoniſche Anftaltsbegriff vorbildlich wir- 
fen, wenn ed fih im Herrjchaftsverbande um die Erjegung des fichtbaren 
Herrn durch eine ideale Berbandseinheit handelte, für welche der Herr nur 
noch Repraefentant fein ſollte. Allein zunächſt fehlte e8 am jedem Bedürfniß, 
den fichtbaren Herrn ald Verbandshaupt in ähnlicher Weiſe wie den über- 
irdijchen Heiligen dur einen abftrakften Begriff zu erfegen. Demnächſt find 
auch in diefer Beziehung die erften Anfänge zur Löſung der Verbandseinheit 
als foldyer von der konkreten Perjönlichkeit des Herrn auf der Grundlage des 
nationalen Rechtes gemacht, wie fich dies insbejondere in der Form zeigt, in 
welcher am Ente des Mittelalters zuerjt die Begriffe der Landesobrigkeit, der 
Gutsobrigkeit u. j. w. auffommen. Und erjt mit der Aufnahme der fremden 


apt u. comvent daselbst. Vgl. ib. I. 358. 369. 390. Ib. 151: des erwirdigen 
gotzhus u. eins yettlichen herrn u. aptz des selben gotzhus zum Einsidlen 
...fryheit, ehaffti u. rechtunge. ©. oben Note 32. 

%, Grimm, W. II. 238 (16. 3.): der gude h. sant Maximin ijt Zehnder. 
Der Schöffe jhwört dem guden herrn sant Maximin das ist dem cloister sante 
Maximini getruwe u. holt zu sin. Ib. V. 714 $ 2: scabini.. jurant d. abbati 
nomine s. Petri. W. v. 1390 ib. 614 $ 1: das der liebe ritter s. Jorge, der 
ein heilg man ist, obirst gerichtsherre of dem stamp uber wasser u. weide, 
u. darnach, wer ein herre zu Stauff ist, ein oberster fautherre u. ein huter 
des stampes uber wasser u. weide. S. 616 $ 52: halb an ihn, halb an den 
Bogtheren fallen die Gefälle; letzterer foll, weil der ritter ein heiliger man isti, 
das Blutgericht üben. Vgl. ©. 617 $ 1. 4. 5 u. noch 1656 ©. 622 8 1. 
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Rechte hat dann in der That der Fanonifche Anftaltsbegriff theils für fih und 
theils ald Medium für die Importation des römiſchen Korporationebegriffes 
auf die deutſche Nechtsbildung pofitiv eingewirkt. Denn von da an bildete er 
einen der Faktoren, welche nit nur den Staat im Ganzen und in feinen 
Gliedern durchaus anftaltlic formirten, fondern auch den nationalen Körper- 
ihaftsbegriff mehr und mehr in anftaltlihem Sinne umbilveten. 

IV. Die vorstehenden Bemerkungen werden durch die Beobachtung unter- 
ftügt, wie gerade diejenigen Berbände, welche zwiſchen geiftlihem und 
weltlihem Recht in der Mitte ftehen, auch zwifchen dem Anſtaltsbe— 
griff und dem Forporativen Genofenjchaftsbegriff am früheften und lebhaftejten 
jhwanfen. 

Schon das, was von Kapiteln und Klöftern gejagt ift, läßt ſich hierfür 
anführen. 

Weit auffallender ift bei den geiftlihen NRitterorden die Miſchung 
anftaltliher und genogenjchaftliher Ideen. Bei ihnen tritt zunächit vielfach, 
ganz wie bei den Mönchsorden das einzelne Klofter, jo die lokale Ordens: 
anftalt als NRechtöfubjeft auf. Die einzelnen DOrdensgemeinden, Kommentur 
und Brüder oder Meifter und Ritter eined Haujes, der Konvent oder die Brü- 
der gemeinlih an einem bejtimmten Ort jchließen Berträge und führen 
Streit?!), erwerben Bejig und Eigentum?) und üben lehn-, gerichts- und 


»») 3. B. commendator ac ceteri fratres domus Theutonice prope Mar- 
purg 1319 b. Gudenus III. 169. Vgl. ib. Iv. 909. 968. 970. 1050. Urf. v. 
1272 b. Ennen u. Ederb II. 51. Urf. v. 1266 6. Schreiber 64. Ib. 119f. 
Url. v. 1283 b. Boehmer 199. Ib. 235. Commentur und convent des thutz- 
schen huses zu F. 1325 ib. 482. Commendur u. die bruoder gemeine des 
huses ze Cling. s. Joh. Ordens des spittels von Jherusalem 1310 b. Neugart 
II. 371. Fratres hospitalis 1250 b. Lacomblet II. 189; 1277 b. Boehmer 
151; ib. 219. 224. Actio .. contra fratres domus Theuton. in M. 1253 b. 
Gudenus IV. 832; ib. 904. 885. Fratres receperunt ad ordinis sui con- 
sortium ib. IV. 895. Cum fratribus concambium 1293 ib. 971. 

»2) So heißt es ausdrüdlich 1222 b. Boehmer 33-34: eine Wittwe fchenkt 
und übergibt ihren Hof fratribus domus theutonice, specialiter inquam illis, 
quos ex pred. fratribus nunc et in posterum hospitali in Sassenhusin preesse 
continget. Vgl. 1255 ib. 43. Bgl. 1260 b. Gudenus IV. 897: fratres libere 
possideant. 1273 b. Zacomblet II. 385: fratribus in jus proprietatis tra- 
didi. Aehnlich fratribus b. Gudenus II. 440. IV. 867. SS6. S96. 932. 954. 
937. 939, 993; Ried 798; Schreiber 95. Oder magistro et militibus 1225 
b. &acomblet I. 70; magistro et fratribus 1258 6. Gudenus IV. 893; 
commendatori ib. 953. Am bäufigften commendatori et fratribus domus N.N., 
3: B. Lacomblet I. 253 (1261). 297. 419. 439. 445. 576. 577. II. 9. Gu- 
denus IV. 927. 931. 933. 938. 950. 951. 969. 978. 979. 984. 985. Dem 
commentur u. convent b. Böhmer 51l. Den brudern des huysz ind hospi- 
tailtz 1862 6. Lacomblet II. 531. 
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grundherrliche Befugniße aus), während als das durch fie dargeftellte Sub- 
jeft das beitimmte „Haus“, „Hospital“, „Hospitalshaus“ u. |. w. im Sinne 
einer lokalen kirchlichen Anftalt bezeichnet wird). Daß dabei die einzelnen 
Ordensgemeinden auch in vermögensrechtlicher Beziehung jehr unfelbftändig 
geftellt, bei ihren Verfügungen an die Genehmigung höherer Ordensgewalten 
gebunden und deren direkten Eingriffen ausgeſetzt waren®), hätte fih nad 





v3) Urk. v. 1361 b. Racomblet III. 525: ein Ritter empfängt ein Gerichtd- 
leben ald Bafjall der eirsomen geystlichen lude bruder R. v. V., commendner, 
u. der gemeynen bruderen des duytschen huses zu Couelentze. W. v. 1352 
b. Grimm 1. 319—321. W. v. Dfthaufen ib. 710—711. 

4) Urk. v. 1241 b. Ried 341: vineam . . vendidit domui Teutonicorum, 
que attribuitur beate virgini s. Marie, emente ipsam nomine dicte domus Hein- 
rico confratre ipsius. 1254 b. Zacomblet II. 215: feodalia bona . . concessi- 
mus domui Theutonice in manus dilecti in Christo fratris Werneri, qui pred. 
domum Theut. apud R. nunc obtinet commendatam. Daher auch: domui in 
M. ac fratribus ejusdem contulimus 1277 b. Gudenus IV. 932; ib. 947. 
1003; Neugart II. 197. 216. 274; den bruodern u. dem huse s. Johannes 
ze Vriburg 1273 b. Schreiber 72. Vgl. Ur. v. 1314 6. Gudenus IV. 1016. 
ad altare s. Marie et b. Elisabeth domus Theut. in G. appropriamus. 1219 
ib. 866: Comes de R. cuidam loco ... Teutonice domui pertinenti bona sua 
. . contulit. Ib, 978: donaverunt .. b. Elisabeth et fratribus domus Theut. 
in M. jure proprietatis pertetuo possidendum. Oder e8 werden Güter geichenft 
oder vermacht „dem duitzschen huse zu Breitbach,“ Zacomblet II. 462; domui 
1256 b. GudenusIV. 859 u. ib. 891. 914; domui hospitalis 1221 Boehmer 
31; hospitali 1233 Gudenus IV. S74, 1228 &acomblet IH. 32. Domus als 
Partei 1257 b. Boehmer 114. Census de curia domus Theut. 1229 b. Gu- 
denus IV. 872. „Das haus“ als Grundberr b. Grimm ®. I. 63—71. 
319—321. 

95) Bol. 3. B. die Veräußerungsverträge v. 1260 b. Laeomblet II. 282, 
1268 b. Neugart I. 352 u. ib. 353 n. 355, wo Komtur und Brüder eines 
Drdenhaufes mit dem Landkomtur zufammen verfaufen. Gudenus IV. 261: 
Meister dutschen Ordens in dutschen landen. 1237 b. Yacomblet I. 115: 
der Sohanniterordensmeifter für Deutſchland und der Meijter und die Brüder des 
Drdenshaufes in Deuß nehmen 4 Manfen in Erbpadht. 1256 ib. 237: accedente 
voluntate et licentia fratris W. commendatoris. de Confluentia superioris. 
1333 b. Gudenus IV. 104: gebieder des dutschen ordens u. commendur ge- 
oben eine Zahredrente mit Wißen u. Willen der Brüder. 1305 ib. 1003: prae- 
ceptor per Alemanniam, commendator in M. ac ceteri fratres. 1257 ib. 591: 
Acceptation bed per Allemanniam praeceptor. 1314 ib, 1017: Schreiben des 
Hochmeifterd des beutfchen Ordens. 1293 Boehmer 279. Urf. v. 1242 im 
Lüb. Urkb. I. 97: frater H. praeceptor et universitas fratrum domus Theu- 
tonicorum in Prussia jchließen mit der Stadt Lübeck einen Bertrag über eine in 
Samland zu gründende Stadt. Urf. v. 1246 ib, 107: Schiedsſpruch inter Ma- 
gistrum summum et fratres domus Theutonice in Prussia ex una parte, der 
Stadt Lübeck andrerjeits. 1289 ib. 459: frater.... praec. hosp. s. Marie Theuton. 
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Analogie der Verfaßung der Mönchsorden und der Kirche überhaupt auf eine 
bloße Regierungsgewalt zurücdführen laßen. Allein wenn bisweilen in ber 
That die einzelnen Häuſer auch im Verhältniß zu einander und zum Gelammt- 
orden als bejondere Rechtsſubjekte behandelt zu jein fcheinen®%), jo war doch 
die Gentralifation in den Ritterorden zu groß, als daß diefe Auffaßung fich 
durchzujeßen vermocht hätte. Vielmehr überwog mehr und mehr die Auf- 
faßung, daß die einzelne Ordendgemeinde nur ald Glied und im Namen des 
ganzen Ordens und diejer durch fie erwerbe und befite?”). Der ganze Orden 
daher in feiner Einheit und Allgemeinheit abjorbirte alle politiihe und pri- 
vatrechtliche Perfönlichkeit: er wurde Cigenthümer, Grundherr, Landeäherr. 
Welcher Art war nun aber dieſe Einperfönlichfeit des Ordens? Urjprünglich 
tnüpfte diefelbe offenbar an die lokale Stiftung im heiligen Lande an, von 
welcher der Drden feinen Ausgang genommen hatte; fie war aljo eine in 
Serufalem domicilirte Anftaltöperfönlichkeit®). Je mehr indeß jeit der großen 


de Jerusalem, vices gerens magistri generalis in terra sancta, totumque Capi- 
tulum domus hospitalis bevollmächtigen die Stadt Lübeck zur Rüdzahlung einer 
von ihr für den Drden aufbewahrten Summe. Vgl. ib. 619. 632. 803—822. 

s) Urk. v. 1245 b. Gudenus IV. SS1: frater Th... preceptor Livonie, 
vices Magistri gerens per Alemanniam: .. quod nos bona domus nostre in 
Busenheim, pro debitis solvendis a magistro nostro fratre H. de H. in curia 
Romana contracta, vendere compulsimus; sed quia F. commendator et fratres 
de M. pro eisdem debitis se in LX obligaverunt, eidem domui in M. pre- 
dicta bona pro prenominata pecunia libere contulimus et absolute. 

0) Urk. v. 1226 6. GudenusIV. 871: mansus.... fratribus H. et S. de 
R., nomine Theutonice domus ultra maris, conferimus. 1265 ib. 908: totum 
ordinem pred. fratrum, sed specialiter domum et locum in Marpurch. 1288 
b. Boehmer 239: domui in S. ac ordini. Ebenſo 242. 1349 Lacomblet II. 
386: donavimus ... commendatori et fratribus domus in W. ordinis hospi- 
talis Iherosolimitani s. Joh. baptiste ac toti ordini . . jus patronatus. 1219 
Boehmer 22: ut ad proprios usus et utilitates pred. hospitalis (in Jeruſa— 
lem) fratres teneant et possideant. 1310 Ried 757: chaine ansprach noch 
chain vorderung .. gein dem Haus noch gein dem Orden von seinetwegen. 
Daher Priv. des Papfted für magister et fratres s. Johannis Iherosolimitani .. 
ad domos et hospitalia vestra libere accipere, Zacomblet I. 561. Grimm, 
W. II. 96: gruntherr.. von wegen des deutschen ordens. 

95) Urk. v. 1229 b. Gude nus IV. 873: concedimus . . omnipotenti Deo 
et b. Marie Virgini Matri eius et venerabili Hospitali s. Marie Alamanno- 
rum Jerusal. mansum et dimidium.. . Donamus insuper .. eidem hospitali 
omnia jura et omnes actiones... Et promittimus dicto Hospitali obligando 
nos et nostros heredes. gl. 1234 ib. 877 u. 879. 1218 ib. I. 457: Teuto- 
nico 8. Mariae in Jerusalem hospitali. 1281 ib. IV. 941. 1210 Ried 299. 
1220 Remling I. 159. 1218 b. Zacomblet 1. 39: curtim .. contuli hospitali 
s. Marie domus Theutonicorum in Jherusalem. Ib. 69. 95. 332. 388. 1219 
ib. 45: domui hospitalis s. Marie in Jer. Alemannorum nuncupato contuli- 
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Verbreitung und dem mehrfachen Domicilwechſel der großen Orden das Wefen 
berjelben unabhängig von einem beftimmten räumlichen Mittelpunkte jchien, 
defto mehr trat die organifirte Genoßenſchaft der Ordensbrüder ald Trägerin 
der Einheit in ben Vordergrund). Dies zeigt ſich ſchon äußerlich darin, 
daß ftatt des Namens der Schußheiligen, des Hospitales, des Haufes u. ſ. w. 
der Name des „Ordens“ zum Ausbrud der berechtigten, wollenden und 
handelnden Perjönlichkeit erhoben!®), der Orden aber nicht felten durch die 


mus...a fratribus ipsius domus et ipsorum vicem gerentibus in perp. quiete 
et integraliter possidendi. 1234 u. 1257 Gudenus IV. 877 u. 891: Domui 
Teutonice gefchenft, obligirt, mancipirt. Ib. 892. 878: domum Theut. et fratres 
de omnibus bonis... warandare, firmare et stabilire. Urf. v. 1289 6.Boeh- 
mer 241: b. Marie beatoque Johanni baptiste ad manus magistri et fratrum 
domus hospitalis. 

») Url. v. 1319 Gudenus IV. 1026: verkauft u. geben... bruder C, 
Landcommendur des heiligen Ordens von dem Dutschen Huse ze Franken 
u. gemeinlich allen den Brudern dezselben Ordens die zwei dorfen. 1237 
u. 1261 ib. 880 u. 901: fratribus s. Marie domus Teuton... vendiderant. 
1306 ib. 992: magistro et fratribus domus Theut. Jherosol. 1302 ib. 984: 
Commend. et fratres Ordinis militie Templi verfaufen die ihnen von einem Johan⸗ 
niter vermachten Güter an den Komthur und die Brüder des beutfchen Ordens. 

100) Urk. v. 1294 b. Boehmer 286: Berfauf an den commendator de F. 
ordinis s. Johannis, nomine ejusdem sui ordinis; .. de, dicti ordinis curia;... 
ponentes ipsum et per ipsum dictum suum ordinem in perpetuam possessionem 
dicte curie... reddentes dictum ordinum ab ipsis perpetuo absolutum. 1293 
ib. 279: eidem fratri H. et suo ordini tenemur; .. ipsam mansionem .. pre- 
libatus Ordo pro subpignore habebit. 1312 Gudenus III. 74: nostro or- 
dini... tradita. Ib. IV. 964: ordini suo unitam; .. ac eidem ordini merum 
et plenum jus competere in ea. Ib. 261: habe, .. die unserm orden geno- 
men were. 869. 1250 Zacomblet IL. 437: der Großmeiſter des Sohanniter- 
ordend bekundet, dem Orden gefchenkte Koftbarkeiten empfangen zu haben. 1261 
Gudenus IV. 899: omnia bona, curias etc... ordini fratrum domus s, 
Mariae Theut. Jerosol,.. donatione perpetus ... contuli possidenda. 1355 
ib. III. 385: Karl IV. gibt Ordini Theutonico das Recht der Befeftigung eines 
oppidum, den Blutbann und das Marfrecht, ut in dicto oppido ipse Philippus 
et commendatores ejusdem loci pro tempore existentes ordinis sui nomine ju- 
dicium sanguinis cum singulis pertinenciis exercere .. possint et valeant. 
Neugart I 378 u. 379: Jemand jhwört dem... landcommentur des düt- 
schen Ordens durch Elsas u. Burgunden an desselben Ordens stat, daß fein 
Sohn fein Recht an beftimmten Gütern dem orden aufgeben werde, unb gibt im 
u. dem orden Burgen. 1315 ib. 886. 1339 Gudenus IV. 1047: bie Gtabt 
Mainz giebt die Erlaubnif, eine Straße zu verbauen, dem bruder W... ober- 
sten meister dutschen ordens in dutschem lande, sime orden und dem dut- 
schen huse, das by uns u. in unser stat zuM. gelegen ist. 1318 Boehmer 
444: kein ordin, der da sitzit in der stat zu Frankfurt, sin geseze adir sine 

IL. 36 
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Bezeichnung als Ordo Generalis oder Universalis, als Orden gemeinlich 
u. |. w. im Sinne einer genoßenſchaftlichen Gejammtperjönlichfeit harafterifirt 
wird 10), Indeß blieb auch hier die perjonificirte Ordenseinheit zulegt immer 
eine firchliche Stiftungseinheit. Der Zufammenhang mit der Kirche, der die 
ganze DOrdensverfaßung beherrihende Gedanke eines überfinnlichen und vom 
Himmel ber gejeßten Zwecks, das für diefen Zwed gebrachte totale Opfer der 
Einzelperjönlichkeit und die alles Leben an Einem Punkte foncentrirende 
Gentralijation mußten ed bindern, daß jemals der Orden lediglich als die 
einer genoßenſchaftlichen Gemeinheit entftammende Einheit erſchien!02). Viel— 
mehr war zuleßt auch bier der Ordensverband nur das äußere Kleid einer ihm 
transcendenten Willenseinheit. 

Am mannichfachiten endlich verweben ſich anjtaltlihe und genofenjchaft- 
liche Elemente bei den geiftlihen Brüderjhaften und frommen Stif— 
tungen, welde vielfach jogar in einander übergehen. Hierauf aber müßen 
wir unten noch zurückkommen, indem die zuleßt durchdringende rein anitalt- 
lihe Serjonificirung des pium corpus feit Aufnahme der fremden Rechte die 
Brüde für den Uebergang des Fanonijchen Begriffes in das weltliche Privat- 
recht gejchlagen hat. 


$ 20. Das Reich ald Rechtsſubjekt. 

Was von der Idee höchſter jtaatliher Machtfülle im deutſchen Volkebe— 
wußtſein lebte, das koncentrirte ſich ihm in der Idee des Reiches. Zum 
Reiche gehörte zugleich ein umfaßendes Reichsvermögen. Es entſteht daher die 
Frage, ob, wann und wie das Reich im Sinne eines Staates oder Fiskus 
als Rechtsſubjekt vorgeſtellt worden iſt oder welche andere Vorſtellung etwa 
dieſe Stelle eingenommen hat? 

J. Zunächſt beruhte offenbar die in der Vorſtellung des Mittelalters 
vorhandene Kontinuität der Reichsgewalt nicht auf einer Identität ihres Sub— 
jeftes, jondern auf der Stetigkeit ihres objektiven Beſtandes. Das deutjche 


wonunge iht me irwide anders dan iz itzunt is; u... insollent auch keine 
hande ligende gut han. Vgl. Grimm, ®. I. 530. 

so) Urk. v. 1316 b. Neugart II. 390— 394: ich gebe Güter und Gerechtig- 
feiten gegen das Berfprechen von Seelenmeffen an drei Brüder des ordens. s. Joh. 
des spitals von Hierusalem an ires ordens stat gemainlich; ... u. sezze sü mit 
diesem briefe u. swie ich beste mag an des vorgeschr. orden stat in ganzen 
u. frien nuz u. gewer aller der vorgeschr. guoter u. nuzze u. rechte. 1299 
ib. 353: precipue pro exeneratione ardue necessitatis Ordinis Universalis. 
Sowol zum Nuten des einzelnen Ordenshaufes als Ordinis Generalis. Vgl. 1301 
u. 1310 ib. 355 u. 372. Dagegen behält 1242 im Lüb. Urkb. 97—98 ber deutſche 
Drden gewiße Rechte in der von Lübel zu gründenden Stadt bald nostre domui 
bald nostro ordini vor. 

2) Bol. Th IH 40 II. 
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Mittelalter insbefondere war von dem Gedanken erfüllt, daß „das Reich" kraft 
göttliher Einſetzung von Anbeginn an als eine höchfte irdiſche Herrjchergewalt 
eriftirt habe, daß aber zu feinen Trägern im Laufe der Sahrtaufende verjchie- 
dene mit einander wechjelnde Völker berufen worden jeien!). Inſofern hatte 
alfo jedenfalls die Einheit des Reiches, welche den Wechſel des Subjektes 
überdauert hatte, ihren begrifflihen Halt lediglich in der Vorſtellung einer 
objektiven Einheit. 

Das Reich in diefem Sinne der Reichsgewalt wurde im Laufe der Zeiten 
jehr verfchieden aufgefaßt. Immer aber hatte die germanifche Idee des Reiches 
mit dem abjtraften Begriffe des römijchen Imperium nur den Namen gemein. 
Zwar hatte fie ihrem Inhalt nad) Momente in fi, welde fie ſachlich ven 
jeder anderen germanijchen Gewalt unterjchieden und einer Staatsgewalt 
näherten. Allein im Uebrigen fügte fie ſich ihrer rechtlichen Natur nad) durd)- 
aus in die älteren germaniſchen Vorftellungen ein. 

Einen eigenthümlihen Gehalt hatte die Idee der Reichsgewalt ſchon da- 
durd erhalten, daß fie den Germanen zuerjt an dem außerhalb ihres Lebens— 
freifed ftehenden römiſchen Weltreihe aufgegangen war. Unauslöfchlich hatte 
fih der germanijchen Phantafie die aud noch im Niedergange überwältigende 
Herrlichkeit eines politiſchen Gebildes eingeprägt, das jo hoch und weit über 
ihren eignen, nur erjt bis zum Stammesverbande gelangten Staatöbildungen 
jtand. Als dann die Germanen jelbit auf den Trümmern des Weltjtantes 
neue Reiche gründeten, Enüpften fie zuerft außerlih an das ehrwürdige Smpe- 
rium an, bis im Franfenreiche zulegt das wiederhergeitellte Reich zum eignen 
Beſitzthum eines germanischen Herrſchers wurde, um endlih auf die Deutſchen 
überzugehen und bei ihnen mehr und mehr auch innerlich mit der Volksſeele 
zu verwacdien. In diejer ganzen Entwidlungsreihe enthielt die Idee des 
Reiches ftets die Vorftellung eines höchiten irdiſchen Herrſcherrechts, welches 
nod aus anderer Duelle ald das germanifche Fürſten- und Königsrecht floß. 
Immer erſchien das Reich den Germanen ald eine uralte, nicht von ihnen 
jelbft erzeugte Gewalt, die für fie Anfangs eine durchaus fremde war, die fie 
Dann ſich in einzelnen Splittern ameigneten, die fie endlich als Tegitime Erben 
übernahmen. Als die tiefe, ehrwürdige, der eignen Willfür entrüdte Duelle 
diejer Gewalt ftellte fich ihnen mehr und mehr eine göttlihe Anordnung dar. 
Gott jelbft hatte neben der Kirche das Reich geftiftet: es war das weltliche 
Schwert, weldes er auf Erden zurücgelaßen, das oberjte Richteramt, welches 
er über die Chriftenheit gefeßt hatte. Bon Anbeginn an hatte es kraft gött- 
licher Einjegung beitanden und war von Volk auf Volk gekommen. Nun 
war ed bei der deutfchen Nation, deren jchöpferiiche Phantafie es mit allem 
Zauber überirdiſcher Weihe befleidete und in die Sphäre eined poetiſchen 


Sachſenſp. II. 44 $ 1. Otto Frising. VI. c. 24: hic est Otto, qui.. 
imperium Romanorum virtute sua ad Francos orientales reduxit, 
36 * 
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Ideals erhob. Wie aber dieſe geheiligte Gewalt von je beftanden hatte, jo 
ſchien auch ihr Sortbeftand unabhängig vom menjhlihen Willen. Die Eriftenz 
des Reiches konnte fo wenig wie die der Kirche ein Einzelwille oder ein Ge- 
jammtwille in Frage ftellen. Und gerade diefes Moment der Nothwendigkeit 
und Stetigkeit war es, welches der Reihögewalt mehr von ftaatlihem Wejen 
verlieh, ald andere Herrichergewalten hatten. Denn wenn auch der begriffliche 
Inhalt, welcher hierbei als weſentlicher und unveräußerlicher Kern der oberften 
Gewalt gejeßt ward, keineswegs mit der Fülle einer wirklihen Staatsgewalt 
identifh, ja zum Theil überhaupt mehr idealer als realer Art war: jo war 
doch ſchon in der bloßen Vorſtellung, daß die Reichögewalt in irgend einer 
Ausdehnung eine felbftändige, nothwendige, dauernde und unzerftörbare Eriftenz 
habe, eine Annäherung an den Staatögedanfen enthalten. 

Troß diefer Steigerung nun aber, welche die Reichsidee für den Begriff 
der höchften politifhen Gewalt herbeiführte, fügte fih aud die Reichsgewalt 
ihrer rechtlichen Natur nah in die älteren germanifchen Borftellungen ein. 
Den abjtraften Charakter des römiſchen imperium verlor fie gerade jo weit, 
als fie in den germanijchen Lebend- und Borftelluungsfreis hineingezogen 
wurde, und behielt ihn auch im fränkiſchen Reihe gerade nur jo weit bei, 
ald römiſches Weſen in ihm fortlebte. Für die germanifhe Anſchauungsweiſe 
wurde fie zu einer oberften Dienjtherrlichfeit und demnächſt zu einer Ober— 
lehnherrlichkeit über Land und Boll. Sm Sinne des deutihen Mittelalters 
daher erſchien fie als ein von Gott zu Lehen gegebene: Amt, mit dem ein 
Inbegriff feudaler Befugnige und Pflichten verbunden war. Sie hatte gleid) 
andern Aemtern und Herrihaftsrechten den Charakter einer immobiliaren Ge- 
rechtigkeit, in welcher fich zahlreiche Einzelrechte zu einer in ſich gegliederten 
und gejchloßenen objektiven Einheit verbanden. Und wie überall, jo war aud 
bier politijches und nußbared Recht zu einer einzigen Herrichaftsiphäre ver- 
bunden. In gleicher Weiſe gehörten die höchſten richterlichen, Friegs- und - 
ſchirmherrlichen Befugniße der Erde, die nußbaren Regale und zahlreiche ein 
zelne liegende und fahrende Güter zu diefem objektiv verfelbftändigten Snbe- 
griff, der unter dem Namen des Reiches in ftetiger Dauer und Kontinuität 
die Jahrhunderte hindurch beftand. 

I. Wer war nun aber das Subjekt diejes höchſten und umfaßendften 
Rechtskomplexes? War ed eine unfinnliche, vom Herrfcher nur repraejentirte 
Reichsperſönlichkeit? Gab es wohl gar den abftraften Begriff eines Staatet, 
dem die öffentliche Gewalt, und eines Fiskus, dem das öffentliche Vermögen 
der Subjtanz nad) zuftand ? 

Zu einer bejahenden Antwort auf diefe Trage könnte die Fortdauer der 
römiſchen Terminologie, die fi beſonders im fränkiſchen, zum Theil aber 
auch im deutſchen Reich erhielt, verleiten. Zwar möchte fi kaum ein Sprad- 
gebrauch nachweiſen laßen, der im Gebiete des öffentlichen Rechtes den Staat 
oder ein korreſpondirendes Abſtraktum zur Perjon erhöbe und ihm Rechte 
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oder Pflichten zuertheilte. Vielmehr wird als berechtigt und verpflichtet hier 
einfach der König oder der König nebſt der ihn beichränfenden Gejammtheit 
der Großen genannt. Allein ſchon früh wird im Gebiete des Vermögens» 
rechtes der Fiskus, deffen Name ſchon den älteſten Volksrechten befannt ?) 
und fodann den Gejeken, Formeln und Urkunden aller Zeiten ſehr geläufig 
ift, in Verbindungen aufgeführt, weldhe an ſich die Deutung auf die juriftifche 
Perjönlichfeit des Staates zulaßen würden. Es wird von Grundjtüden, Leuten 
und Saden, von Forderungen und Rechten des fiscus geſprochen, es wird 
dem fiscus gezahlt, verſprochen und gebüßt, ja der fiscus tritt als Kontrahent 
und Partei auf?). Trotzdem ijt hierbei an eine Fortdauer des römijchen ab- 
ftraften Begriffes nicht zu denfen. Schon die befannte Thatjache, daß ſowol 
im fränkiſchen ald bis zum 12. Sahrh. im deutichen Reich Fönigliches Privat. 
vermögen und Reichövermögen durchaus zufammenfielen 9, ſchließt jede Mög- 
lichkeit einer joldhen Annahme aus. Cine nähere Betrachtung ergibt denn 
auch, daß unter fiscus in den Quellen gar feine jubjeftive, fondern lediglich 
eine objektive Einheit verftanden wird. Fiscus ift nichts weiter als das 
föniglihe Gut, weldyes dabei in germaniſcher Weife ald eine an den Könige. 
hof angeſchloßene Sachſphäre, als der königliche Hof oder Palajt mit allem 


2) Schon der J. Salica im Titel de reippus (in fiscum ipse reippus.. col- 
ligatur), der 1. Ripuar., 3. 3. tit. 69 (71) u. 89 (91), 1. Alam., 1. Bajuv. 
u. ſ. w. 

3) L. Ripuar. 89 (91): tertiam partem .. fisco tribuat; 69 (71) $ 1 u. 2: 
omnes res ejus fisco censeantur. L. Alam. IV: ad fiscum .. pro fredo solvat. 
L. Bajuv. I, 7, 4: pro fredo ad fiscum. Ebenſo wird fpäter in Reichsgefegen und 
Privilegien für den Bruch eine Buße an den fiscus angedroht, 3. B. 11826. Nemling 
I. 123: 100 libras auri pro poena fisco imperialis camerae; 11806.Schannat 55; 
1188 im Lüb. Urkb. I. 11. Konfisfationen nimmt der Fiskus vor, 3. B.1. Ripuar. 69; J. 
Wisig. XII, 2, 17: eorum vero bona sibi... fiscus adsumat. Erblofer Nachlaß gehört 
dem Fiäfus, 3.3. 1. Sal. emend. 63 $ 3: si autem ille moritur, compositio aut 
hereditas ejus.. ad fiscum pertineat, aut cui fiscus dare voluerit. Der 
Fiskus erbt, 3. 8. 1. Rip. 57, 4: non alium nisi fiscum nostrum heredem re- 
linquat. Der Fiöfus befigt, 3. ®. form. Marc. I, 14: sicut ab illo aut a fisco 
nostro fuit possessa; I, 15: quam usque nunc aut fiscus noster aut ille tenuit. 
L. Alam. 39 (40): fiscus adquirat. Ganz regelmäßig werben die in den Immur 
nitätsprivilegien verliehenen Nechte ald Veräußerungen vom Fisfus (de fisco) be- 
zeichnet; ed fol auf den Begünftigten Alles übergeben, mas biäher der Fiskus be- 
309; 3. ®. 814 b. Schannat 2: quicquid de rebus praefatae ecclesiae fiscus 
sperare poterat; 965 ib. 21; 888 b. Lacomblet I. 41; 814 b. Neugart-IL 3; 
670—673 b. Remling 2: quantumcunque ad partem fisci nostri reddere de- 
buerant. Bgl. auch die Stellen aus meroving. Zeit bei Waitz (2. Aufl.) II. 592 
N. 2 und 619 N. 2. 

* Th. I. 116—117. Roth, Benefictalm. 68f. 203. 416f. Eichhorn 
8295|. Gengler, Grundriß ber deut. Rechtsgeſch. 288. 
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Zubehör vorgeftellt wird. Deshalb wird mit dem Worte fiscus nicht blos 
die Gefammtheit des Reihsvermögens?), jondern oft ein einzelnes Stück des— 
felben, jei ed die Kaſſes), jei es der Schaß”), ſei es eine beſondere Gerecht- 
fame, jei es eine einzelne villa oder ein Grundftüd des Königs bezeichnet®) ; 
wobei gerade der letztgedachte jehr verbreitete Sprachgebrauch die völlige Um— 
wandlung des in dem Morte ſteckenden Begriffes zeigt. Dasjelbe beweijen 
auch die üblichen Synonyma. Denn neben einigen andern der römijchen 
Rechtsſprache entlehuten Ausdrücden, wie aerarium®), publicum!®), respublica!!), 
werden vor Allem ſolche Worte mit fiscus völlig ſynonym gebraucht, welche, 
wie curtis regia!?), palatium!?), dominicum!#), den Hof oder das Haus 


5) Waiß a. a. D. II. 618. Gengler a. a. DO. 284 theilt eine Stelle aus 
einem alten Gloffar mit, worin der fisc ald „sac ou bourse du roy oü l’on met 
publiques cens ou revenues ou fourfaitures“ definirt wird. 

eo Waitz a. a D. I. 618 N. 2 u 3. 

) Waitz a. a. DO, I. 620. 

®) Sehr viele Beifpiele aus meroving. Zeit b. Waitzz (2. Aufl.) II. 61I N. 5 
u. Roth a. a. DO. 205 N. 6, aus Ffaroling. ib. N. 9 u. 11. Cap. 812: Franei 
qui in fiscis aut villis nostris. Urf. v. 823 b. Boehmer 2: ex fisco nostro 
Franconofurd. Urf, v. 802 b. Lacomblet I. 15: Karl d. Gr. fchenkt fiscum 
suum qui vocatur lotbura in proprietatem ad reliquias. 

o Waiga aD. I. 620—621. 

0) L. Bajuv. Ic. 10, 5: pro fredo in publico solvat. L. Alam. I, 2: 
fredum in publico solvat. Ed. Chlotar. II. d. 614 c. 23: in publicum non 
exigatur. Tassilon. decr. de popular. leg. 12 (14) u. 13 (15): in publicum 
solvere, componere. Waiß a. a. D. II 620 N 3. 

1) Urk. v. 858 b. Schannat 7: Beilegung eines Streites über die utilitates 
bes Odenwalds, erregt von den exactores regii inter rempublicam et ecclesiam. 
Häufig ift in den Kapitularen von utilitas, ministri, bona reipublicae u. ſ. w. 
die Rebe. Bol. auch Waitz (2. Aufl.) II. 619 N. 1. 616 N. 1. 622 N. 1. 

") 3, 3.1. Alam. 31. Ed. Rotar. c. 15: ad curtem regis exigat; 158: 
curtis regia accipiat; 159 u, 160: curtis regia suscipiat; 163: tunc illi curtis 
regia succedat, tunc curti regiae socientur; 171, 183, 185, 186: in curte regis 
componat, exigantur; 195, 196, 197: ad curtem regis se commendare; 199: 
cum curte regis dividere; 201: facultas ad curtem regis perveniat; 202, 224, 
225 u. ſ. w. L. Grimoaldi 8: curtis regia medium de rebus suis accipiat. 
L. Liutpr. III c. 13: medietatem curtis regia; 17 u. 18: succedat ei curtis 
regia; IV c. 20: habeat curtis regia. L. Aistuli 8, 12: si quis cum curte 
regia causam habuerit. Auch curia oder camera wurbe in gleicher Weile 

üblich. 

13) 3.8. 1, Liutpr. c. 30: deveniat ipsa substantia in potestastem palatii; 
ce. 35: et componat in palatio. L. Rachis c. 7: componat.. in palatio regis. 
Daher find auch homines fiscales o. fiscalini n. palatiales gleichbebeutend. 

19 3. 8. Decr. Tass. de popular. leg. c. 11: in dominico, L. Chamav. 
c. 3f. L. Fris. tit. 16: ad partem dominicam .. componuntur; 17 8 1. 
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des Königs ganz ausbrüdlich Bezeihnen. Der Sinn aller jener den fiscus 
iheinbar perfonificirenden Redewendungen ift daher fein anderer, als der aller 
jener früher beſprochenen jcheinbaren Perfonificirungen von Höfen, Häufern, 
Hufen und Geredhtigfeiten ($ 6). Es wird damit lediglich das Verhältniß 
objeftiver Zugehörigkeit oder eine in diefem Verhältniß eintretende Berän- 
derung ausgebrüdt. Als eigentlihes Subjekt aber fteht dahinter der König, 
weshalb denn aud ohne jeden Unterfchied diefelben Bußen, die dem Fiskus 
zugewiejen werben, nach andern Stellen an den König fallend), und alle fis— 
kaliſchen Sachen und Rechte promiscue auch Sachen und Rechte des Könige 
genannt werben!®). 

Ueberhaupt aber ift, wie im Uchrigen das Subjekt der Reichsgewalt auch 
vorgeftellt werden mochte, unter allen Umftänden an eine Trennung feiner 
ſtaatsrechtlichen und jeiner privatredhtlichen Seite nicht zu denken. Vielmehr 
wurden bier wie überall die öffentlichrechtlihen und die privatrechtlichen Ver- 
hältnige begrifflic nicht gejhieden; genau in derfelben Weife dachte man fich 
den König als Inhaber der Staatögewalt, als Träger allgemeiner financieller 
Rechte und als igenthümer beftimmter Maldungen und Aecker; und es 
fonnten daher zuleßt die öffentlichen Rechte auch bier von ihrer nußbaren 
Seite her patrimonial aufgefaßt, privatrechtlihe Eigenthumsſplitter aber als 
Regalien mit gewißgen Merkmalen von Staatshoheitsrechten bekleidet werden!?). 


is) 3.8. Ed. Rotar. c. 5.9. 18. 19. 20—22. 25. 26. 189. 200; L. Liutpr. c. 26. 
27. 28; Grimoald. c. 6.7; L. Rachis c. 8. 7: componat regi. Ed.Rotar. c. S u. 1. 
Liutpr. c. 25: sit culpabilis regi. Ed. Rotar. c. 21: det regi. L. Liutpr. c. 30: acci- 
piat rex. L.Bajuv. I c. 11,1. L. Fris. tit. 3 c. 2, 3, 8;9 ec. 1, 8, 14, 15, 
16, 17; 17 ce. 5; add. sapient. 3 u. 8: weregildum, fredum componere, exsol- 
vere, satisfacere ad partem regis. 

6) Diefelben Grundftüde daher, welche fisci heißen, heißen auch villae, loci, 
curtes, curiae regis oder regiae; vl. 3. B. Cap. de villis, wo bie kaiſerl. Billen 
als fiskaliſches Gut bezeichnet u. im breviarium rerum fiscalium die faiferl. Ein- 
nahmen aufgeführt werden; bef. c. 4, wo es gleichbedeutend heißt: Franci autem 
qui in fiscis aut in villis nostris commanent. So läßt auch Gregor Tur. VI, 
46 a. 534 den 8. Chilperich fagen: ecce pauper est fiscus noster, ecce divitiae 
nostrae ad ecclesias sunt translatae, Und in der Urk. v. 1111 b. Remling 
89 wirb auddrüdlich definirt: in loeis fiscalibus id est ad utilitatem imperatoris 
singulariter pertinentibus. Byl. auh Waitz a. a. D. 619 N. 4. 

7) Bol. Th. I. 101—117, bei. N. SO—83. v. Sybel, Königtb. 265: „in ber- 
ſelben Weiſe dachten fie fi den König als Inhaber der Gerichts- u. Finanzhobeit, 
wie als Eigenthümer feiner Wälder, Wiefen u. Ackerflächen“ ; es bejtand noch voll- 
fommene „Unfähigkeit, zwifchen der Staatögewalt und deren fichtbarem Träger zu 
unterjcheiden‘. Wait (2. Aufl.) II. 626: „alle öffentlichen Rechte haben, wenn 
fie dem König Einkommen gewähren, den Charakter eines Befigthumsd angenommen, 
das nicht wefentlich anders behandelt wird, ala ein Ader o. Hof, ber ihm eigen- 
thümlich angehört u. vielleicht. auf einem ganz privatrechtlichen Wege erworben 
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Beweis genug, daß auch auf der Geite bed Subjekts eine Unterjheidung von 
„Staat“ und „Fiskus“ dem Zeitbewuhtjein völlig fremd fein mußte. 

In Wirklichkeit wurde nun aber bis in das ſpätere Mittelalter hinein 
überhaupt fein unfichtbared Begrifföwejen, jondern ein ſichtbarer Inhaber als 
das Subjeft der oberſten Herrſchafts- und Vermögensſphäre vorgeitellt. 
Urfprünglich war dieſes Subjeft die verjammelte oder verjammelt gedachte 
Volksgemeinde geweien!?), Mit der Entitehung des Königthums war jo gut 
von der politifchen Machtfülle wie vom Vermögensrecht der Volksgeſammtheit 
ein Stüd auf den König übergegangen, jo daß nun der König und Die 
Bolksgefammtheit miteinander in ähnlicher Weife, wie fpäter no oft in 
großen Marken Obermärker und Märferihaft, das höchſte Recht beſaßen. 1) 
Almälig und vor Allem jeit der Vereinigung mehrerer Völker in Einem 
Neiche wurde der König zum alleinigen Herrn der Reichögewalt, jo daß nun 
die Begriffe der Reichöverwaltung und der Föniglihen Haus- und Hofverwal- 
tung, des Reichsgutes und des Königsgutes fich vollfommen vecten?‘). Endlich 
aber begann von biefem Punkte aus eine rücdläufige Bewegung, indem durch 
Beneficial- und Lehnsweſen ein Theil der öffentlihen Gewalt wie ded Kron- 
gutd an die zu Königsdienern gewordenen oberften Volksgenoßen zurücgelangte, 
dieje fich zu einer auf den Reichstagen zur Erſcheinung fommenden Gejammt- 
beit zuſammenſchloßen und ald ſolche mehr und mehr eine Mitträgerfhaft der 
im Begriffe des Reichs zufammengefaßten Rechte erlangten?!). 

Wie in diefer ganzen Entwicklung der Staatöverband zuerjt einer wei- 
teften Genoßenſchaft, dann einer Genoßenſchaft mit herrjchaftliher Spige, 
fodann einem oberften Herrfchaftsverbande und endlich einem Herrſchaftsver— 
bande mit genoßenſchaftlicher Zuſammenfaßung der Glieder entipradh, jo wur- 
den auch, ganz analog wie in den engeren und engften Verhältnißen, bald die 
fihtbare Gejammtheit, bald der fichtbare Herr, bald Herr und Gefammtheit 
in irgend einer der möglichen Kombinationen ald letztes Subjekt des Ber- 
bandsrechtes vorgeftellt. 


worden ift”. Umgelehrt ift von einer Herrjchaft des fiscus (in ditionibus fisci) 
bie Rede, ib. 619 N. 3. Vgl. überhaupt ib, 616— 645, 

e) Bol. Th. I. 33 u. 58—59. 

9) Bol. Th. I. 50-52 u. 115 N. 75—79. Typiſch hierfür find noch die 
Reiche ber Angelfachjen, in denen das witenagemot als Fortjegung der alten Bolfe- 
verfammlung erfcheint und aus eignem Rechte an der Etaatsgewalt und dem Staats- 
vermögen Antheil Bat. 

20) Bol. Th. I. 101-117, bei. N. 8O—83. Diefe Entwidlung ift im frän- 
kiſchen Reich ſchon unter den Merovingern vollendet. 

21) Bol. Th. I $ 23. Bollendet ift dieſe Entwidlung, ſobald der Begriff ber 
Reichsſtände (status imperii) herportritt. Im deutfchen Reiche brauden die Kon- 
ftitutionen Friedrichs II. ſchon das Bild, daß ber Kaifer dad Haupt, die Fürften 
bie Glieder des Reiches ſeien; const. d. 1232 (M. G. L.H. 91): velut membris in- 
sidet caput, ita nostrum in principibus viget et consistit imperium. 
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II. Sm deutſchen Reihe insbejondere bildete fih jeit dem Siege 
des Wahlprincips mehr und mehr die Vorftellung heraus, daß nicht der Kaijer 
allein, jondern der Kaijer in Verbindung mit der Gejammtheit der Reidyd- 
ftände Subjekt der Reichögewalt und des Reichsvermögens jei. Der Kaifer 
blieb freilich Herr und Haupt des Reichöverbandes und befaß in dieſer Eigen- 
Ichaft ein eignes und jelbjtändiges Herrſchaftsrecht am Reiche, ein unter Um: 
ftänden als Eigenthum oder DObereigentbum zu qualificirende® dominium, 
während die gejammten Stände niht nur als inzelne blos Lehn- und 
Nutzungsrechte an der Gewalt: und Bermögensiphäre des Reiches übten, jon- 
dern auch ald Gejammtheit ihr Recht vom Kaifer ableiteten. Allein die volle 
Reichögewalt und das volle Eigenthum am Reichsgut jchrieb man dem Kaijer 
ald dem Reichshaupt und den Stänten als der Reichsgeſammtheit in Gemein- 
ihaft zu. Der techniſche Ausdruck hierfür in Urkunden und Rechtsbüchern 
wurde, daß man entweder „Kaijer und Reich‘ oder ſchlechthin „das Reich‘ 
ald Subjeft von Rechten und Gütern bezeichnete, wobei im erjteren Falle 
unter Reid die Reihegefammtheit allein verjtanden, im zweiten Falle das 
Reichsoberhaupt darin mitbegriffen wurde?). 

Seitdem wurde auch die dem fränfiihen Reiche unbefannte Scheidung 
des Reichögutes und des Föniglihen Erb» oder Hausgutes möglich. Während 
urjprünglid der neugewählte König jein Hausgut mit dem biöherigen Reichs- 
gut verſchmolz, führte der häufigere Wechjel der Dynaftie zu einer unter den 
Hohenftaufen durchaus vollzogenen Trennung. Der Natur der Sade nad 
wollte der König jein Hausgut nicht mehr in das Reichsgut aufgehen laßen, 
jeitdem das letztere bezüglich der Verfügung und Benugung dur Anrechte 
der Stände beſchränkt war, und ed wollten ebenjowenig die Stände das von 
ihnen mitverwaltete und mitgenofene Reichsgut dem freien Sondergut des 


22) Die Städte, Dörfer, Herrfchaften und Höfe des Reiches heißen daher jetzt 
entweder nostre et imperii civitates (3. B. 1277 n. 1293 im Lüb. Urfb. I. 333 
u. 544; 1292 6. Schreiber I. 97; 1292 b. Gudenus I. 863), aream... im- 
perio et nobis specialiter attinentem (1219 b. Boehmer 28) und ähnlich, 
oder loca imperio pertinentia, ad imperium spectantia (3. B. 1180 b. Boeh- 
mer 17 u. Schannat 85), imperii et ad dominium imperii specialiter per- 
tinentia (1226 im Lüb. Urkb. 1. 45) u. ſ. w. Unb wenn z. B. im Speierer Priv. 
v. 1111 es nod heißt in locis fiscalibus id est ad utilitatem imperazoris sin- 
gulariter pertinentibus, jo wird bei deffen im Uebrigen wörtlicher Herübernahme 
in das Priv, v. 1182 das Wort imperatoris in imperii umgeändert; Remling 
I. 89 vgf. mit 123. Auch jchließt der Katfer Verträge über das Reichsgut Namens 
des Reiches ab, 3. 8. 1196 6. Schannat 91: commutationem seu contractum, 
qui celebratus est a nostra majestate nomine imperii ab una parte. Die Reidje- 
fteuern werben an Kaiſer und Reich gezahlt, 3. B. 1321 b. Boehmer 460: 
uns und dem riche; 1340 im Lüb. Urfb. II. 652: census nobis et imperio ... 
debitus .. et solutus. 
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Königs gleichgeftellt wißen. So kam es dahin, daß die Begriffe der Reiche- 
macht und des Reichsguts einerfeitd? und der Hausmacht und des Hausguts 
des Königs andrerjeitd auseinanderfielen 23). 

Diefer Unterjhied war indeß keineswegs etwa der einer öffentlichen 
Stantögewalt mit Staatsvermögen und eines Föniglichen Privatverınögens mit 
Patrimonialrechten, Bielmehr waren beide Gewalt: und Vermögensſphären 
in gleicher Weife von dem feudalen Princip der Verfchmelzung ftaatlicher und 
nußbarer Rechte beherrſcht. Der Unterfchied lag aljo nur darin, daß die eine 
Rechtsiphäre dem Könige und feinem Haufe als freicd Sondergut zuftand, 
die andere nicht ihm allein, jondern ihm und der Reichsgefammtheit ald ein 
gemeinjchaftliches Befisthbum gehörte. Weder hier noch dort war alfo ein 
abjtrafter Staat oder Fiskus das Subjekt, jondern ed lagen beftimmt von 
einander gejonberte objektive Rechtsinbegriffe vor, als deren Subjekt verjchie- 
dene Herrn und Gejammtheiten in alter Weiſe vorgeftellt wurden. 

Diejer Auffafungsweife entſprach der auferordentlih mannichfache Ge 
brauch des MWorted „Reich“ oder „imperium‘, welches ebenjo vieldeutig iſt, 
wie etwa das Wort „Hof“ oder „Hans“. 

In vielen Fällen wird damit gar feine fubjektive, fondern eine objektive 
Einheit bezeichnet. Dann geht der Austrud häufig auf das räumliche Reiche: 
gebiet?*), wobei aber wieder bald das ganze Zerritorium, bald das unmittel- 
bare Reichsland, bald nur ein Stüd des legteren (ähnlich wie fiscus) gemeint 
ift. Häufiger noch wird darunter die Reichsgewalt mit Zubehör im Sinne 
einer Tiegenjchaftlichen Gerechtigkeit, eines oberjten Weltamtes oder einer Lehns—⸗ 
‘oberherrlichkeit verftanden, jo daß tann das Wort „Reich in ähnlicher Weile 
wie heute etwa das Wort „Krone gebraucht und eine Summe von Rechten 
und Pflichten als fein Zubehör bezeichnet wird). 

Wenn dagegen das Wort „Reich“ eine ſubjektive Bedeutung hat, jo be 
deutet es die Reichsgeſammtheit. Als ſolche wird im weiteften Sinne bie 
Summe aller Reichdangehörigen, im engeren Sinne nur ter Inbegriff der 
unmittelbaren Reichöleute, im engften und regelmäßigen Sinne aber die Ge- 
ſammtheit der. Reichenollgenofen, der aktiven Träger des Reiches verftanden. 


23) Ju voller Schärfe hat der Schwabenfp. (L.) c. 124 die Scheidung von 
des riches gut unb des kinniges eigen gut. Das Letztere kann ber König an 
daz riche vergeben. Thut er. ed nicht, fo erben es feine nächften Erben, während 
fie des riches gut nicht erben. 

2), 3.8, Sachſenſp. TIL. 60 $ 2: binnen deme rike. Schwabenſp. (L.) c. 133. 

25) Bol. N. 1. Sachfenfp. DI. 52 $1, wo koniglike gewalt und des rikes 
gewalt forreipondiren. Schwabenſp. (2.) c. 118. Es Heißt daher, dem Könige 
werbe dat rike mit ordelen verdelt, Sachſenſp. IL 54 $4, Schwabenſp. (2.) 
c 124 u. 313; die deutfche Erde ſei romeschem rike underdan, ſächſ. Lehnr. a. 69 
8 7; der Papft könne oder: fönne nicht das Reich als Lehen vergeben; es finde 
eine Nachfolge in das Neich ftatt; ed gehöre etwas zum Reiche u. ſ. w. 
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In letzterer Beziehung findet dann wieder ein zwiefach verſchiedener Sprad)- 
gebrauch ftatt, jenachdem das Haupt diefer Gefammtheit als ihr Theil oder 
als ihr Gegenſatz gedacht wird, Iſt das Erftere der Fall, jo erſcheint als 
Reich“ der Kaifer mit dem Reichstage?®), der Kaifer als Reichsrichter mit 
den Reichsſchöffen?'), der Kaifer als Reichskriegsherr mit dem Reichsheer 29); 
ja bisweilen ift es der Kaifer allein, an den ald an den oberften Repraejen- 
tanten der Einheit des Neicheverbandes bei Nennung des „Reiches vorzugs- 
meife gedacht wird 29). Wenn dagegen neben dem Kaifer oder im Gegenſatz 
zu ihm vom „Reiche' geſprochen wird, jo wird darunter zunächſt die das 
Reich mit ihm theilende Gejammtheit, mithin oft geradezu die Reichsverſamm— 
lung, der Reichstag oder ein irgendwie font verfammelter Inbegriff von Reichs— 
ftänden oder Reihevaffallen verftanden 3%). Und auch in diefen Fällen, in 
denen am früheften der Schein entfteht, als folle in dem Namen des Reiches 
der Sndividualperfönlichkeit des Kaifers die Staatsperfönlichfeit entgeyengejeßt 
werden, ift Anfangs ein weit finnlicherer und greifbarerer Gegenjag gemeint. 





26) Vol. 3. B. Sachſenſp. I. 1: Berbot, fich gegen das Reich zu werbünden, 
IIL 19: freie Leute u. Reichsdienftmannen thun dem Reich Hulde. IIL 54 $ 3: 
bi-des rikes bulden. Grimm, ®. I 191: Bflutbann von des riches wegen. 
1b. III. 474 $ 9: das reich, das soll ihnen helfen von des königs wegen. 
TB. des Büdinger Reichöwaldes v. 1380 ib. 432: Der Forftmeifter weijt von des 
heiligen riches wegen bei dem Eide, den er dem heyligen riche getan. 

2) 3. B. Sachſenſp. IL 12 86 u 8 II. 19. 71 82. Sächſ. Lehnr. a. 4 
$ 2. 69 88, Richtſt. Paudr. 49 $ 8, 5088 u.9. 

2, 3.8 Grimm, ®. IH. 426: eyn riche zicht in die Burg, über das 
Gebirge. 

20) 3. B. Nichtft. Lehnr. c. 16 $ 3: wert he aver hervluchtich ute des 
rikes denste, dar id rike sulven is edder des rikes hovetman, deme dat rike 
dat orloge gegeven hadde; vgl. $ 2: den dat rike gesat het. W. des Büdin- 
ger. Reichswaldes b. Grimm HL 426: daz daz riche oberster märcker sy 
ober den walt; . . wer ez auch, daz eyn riche birssin wulde in dem B. walde, 
so solt eyn furstmeister die 12 forster verboten u. die solden myt eyme 
riche zu walde riden, ir iglicher myt eyme armbroste off des riches koste 
u. schaden. Bgl. ib. I. 813. Lauterer W. ib. 772—775, wonad daz riche 
grundherrliche Rechte übt, Amtleute nach sinem willen fegt, Bußen anorbnet u. f. w. 

30) Vgl. oben N. 22. Sachſenſp. III. 54 $ 3: als man den koning küset, 
so sal he deme rike hulde dun, unde sveren dat he... it rike vorsta an 
sime rechte; Schwabenſp. (2.) c. 122. Hier erflärt zwar Homeyer, Regifter 
©. 469 „Reich als jnriftifhe Perfon, der der König Hulde thut*: allein es dürfte 
doch wohl an die Gefammtheit der Stände zu denken fein, in ähnlicher Weiſe, wie 
der Herr der Gemeinde oder der Landesherr der Landichaft einen Treueid leiſtet. 
Bol. Urk. v. 1373 b. Lacomblet III 645: unse ind des riches swere ungnade. 
Daß jedenfalld nicht immer das Reich neben dem Kaifer eine juriftifche Perſon be 
deutet, zeigen Stellen, wie im W. v. 1380 b. Grimm III. 426: und wer ess 
daz eyn keyser u, daz riche wulde ober bergk. 


“ 
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Allerdings indeß ift in dieſer Trennung des Reichs von der Perjon tes 
Kaiferd im Zufammenhange mit der objektiven BVerjelbftändigung der Reichs— 
gewalt ber Webergang des Neichäbegriffed in den Begriff einer abjtraften 
Reichsperfönlichkeit jchon zur Hälfte vollzogen. Und feit dem 13. oder viel- 
leiht jhon jeit der Mitte des 12. Jahrhunderts tritt dann wirklih mehr und 
mehr der Begriff einer idealen Geſammtperſönlichkeit des Reiches hervor 31). 
Allein in das eigentliche Volksbewußtſein drang die Vorftellung der abſtrakten 
Reichsperſönlichkeit nicht tief ein. Ueberhaupt aber vollendete fie ſich erft in 
einer Zeit, als das Reich einen großen Theil feiner realen Bedeutung ein- 
gebüßt hatte und zu einer Foederation der Stände geworden war. Go war 
denn auch dieſe Reichöperjönlichkeit Feine wahre Staatöperjönlichkeit, jontern 
eine Ginungsperjönlichfeit nad) dem Bilde vieler anderer das ſpäte Mittelalter 
erfüllender Bünde, Und für die Erzeugung eined wirklihen Staatöbegriffes 
war bieje Perjonififation des Reiches von viel geringerer Bedeutung, als Die 
inzwifchen vor fi) gegangene Umwandlung der Städte in ftaatlihe Gemein- 
wejen und die bald im Anſchluß hieran fich vollziehende Konftituirung der 
Kerritorialftaaten. Nur in der fpäteren publiciftiihen und civiliftifchen 
Doftrin wurde die Reichöperjönlichkeit von großer Wichtigkeit, indem vie 
Zuriften vorzugsweife an ihr das ftaatliche wie das fisfalifche Recht ent- 
widelten und erit von da aus die betreffenden Begriffe in die Xerritorien 
einführten: hierbei aber Fnüpften biejelben gar nicht an die hiſtoriſch ent- 
wicelte deutjchrechtliche Gefammtperfönlichkeit des Reichs an, jondern identi- 
fieirten einfah das deutjche Reich mit dem römiſchen imperium und ſuchten 
auf dasjelbe Alles zu übertragen, was fie über Staat und Fiskus aus dem 
Corpus juris herauslajen. 


1 Manche der angeführten Stellen aus Sadfenipiegel u. Schwabenfpiegel 
(def. in N. 26 u. 30) u. auch jchon die entfprechenden Ausdrüde in älteren hohen— 
ftaufifchen Urkunden (3. B. die Urk. v. 1180, 1182 u. 1196 in N. 22) laßen fich 
recht gut von einer idealen Reihsperfönlichkeit verftehen. Daffelbe gilt von andern 
mehrdeutigen Ausdrücken ber Rechtsbücher. 3. B. Sachſenſp. I a. 29: dat rike 
unde de svavee ne mogen sik nümmer versvigen an irme erve. Ib. III. 81 
8 1: des rikes gud. Sächſ. Lehnr. a. 71 $ 7: in’t rike irsterven. Ib. 2 8 6, 
4 8 3, 65 $ 4: des rikes gut. Schwabenip. (L.) c. 3862: swer sich des riches 
gutes underwindet; c. 347: u. vindet ein man gut uf der vrien strazze under 
der erde, daz ist des riches. Ganz entfchieben wird im Heinen Kaiſerrecht, das 
aber überhaupt wegen feiner abftraften Auffaßung eine Sonderftellung einnimmt, 
das Reich im Sinne eined Staates perfonificirt; vgl. 3. B. die Vorrede; Ic. 1. 
2. 10. H. c. 18. 25. 26. 27. 40: alle ding sind des riches. 55. 56. 59. 72. 
73: wa man gemeinem nutz tut, da dient man dem riche. 74. 89: wer die 
e des riches nit enthelt, der sal ane dise e des riches sterben. 111. 114. 
117. 118. 119. DI c. 1—10. IV c. 1. 15. 16. 


Vierted Kapitel. 
Die Stadtperſönlichkeit. 


$ 21. Urfprünglider Zuftand. 

Wie in allen Beziehungen die Städte ald die Geburtöftätten der neuen 
Gedanken zu betrachten find, weldye den Uebergang von der mittelalterlichen 
Kulturepoche zur modernen angebahnt haben, jo vollendete fi hier auch der 
deutſche Körperjchaftsbegriff und erzeugte durch die Erhebung der Stadt zur 
Perjon das erfte wahrhaft ftaatlihe Gemeinwejen deutiher Bildung. Wie 
aber in allen Beziehungen die ftädtijhe Entwidlung nur die organijche Ent- 
faltung uralter Keime des germanifchen Gemeinlebens ift, jo ift auch der Be 
griff der Stadtperjönlichkeit in langfamer Bildung aus den älteren Bor- 
jtellungen der Genofenihaft und des Geſammtrechts herausgewachſen. 

I. Urjprünglid waren die ſtädtiſchen Ringmauern in feinem Punkte 
das Kennzeichen eined befonders gearteten Verbandes. In der Stadtmark ſaß 
eine Ortömarkgemeinde oder eine Mehrheit ſolcher Gemeinden, die ganz gleich 
den ländlichen Marfgemeinden organifirt waren. Hier lag die Dingftätte 
einer Gent- und Gaugemeinde, die fi über die Mauern der Stadt weit hin- 
aus eritreden mochten und jedem anderen öffentlichen Gerichteverbande dieſer 
Stufen entiprahen. Das Recht des Stadtgau's und der Stadteent war wie 
jeit vielen Sahrhunderten alles höhere politiiche Recht beim Könige, als beffen 
Stellvertreter ein Graf und unter ihm ein Centrichter oder Schultheiß die 
öffentliche Gewalt des Volksrechtes handhabten. Zwijchen die volksrechtlichen 
Verbände aber ſchoben ſich aud hier die intenfiv und ertenfiv wachſenden Hof- 
und Smmunitätöverbände, die dadurch, daß ihren Mittelpunkt ein bifchöflicher 
Fronhof, eine Föniglihe Pfalz oder andere Höfe in den Städten bildeten, von 
ähnlichen ländlichen Verbänden nicht verfihieden wurden. Wenn fi nicht in 
allen Städten alle dieje verichiedenartigen Elemente nebeneinander fanden, fo 
ftanden fie doch in den großen Biſchofsſtädten nebeneinander, denen gerade die 
erfte und originäre Erzeugung des jtädtifchen Gemeinwejens zufiel. Und aud 
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in den andern ‚Städten, die Anfangs etwa reine Grundherrſchaften ober viel- 
leicht auch völlig freie Gebiete gewejen waren, gieng jeder wirklich jtädtijchen 
Entwicklung eine Differentiirung in mehrere verfchiedenartige Verbände voran. 
Denn es gab in der entjcheidenden Epoche weder Städte ohne Hof- und Im— 
munitätsverband, noch begann irgendwo eine ftädtiihe Bildung ohne vor- 
berigen Hinzutritt eines volksrechtlichen Gerichtöverbandes. 

In Bezug auf alle dieſe ftädtiihen Verbände nun aber herrſchte Diejelbe 
Auffaßung des Verhältnißes von Einheit und Vielheit, welche die ländlichen 
Verbände beherrichte. In den volksrechtlichen Verbänden war die Verſamm— 
lung der Bollgenogen Trägerin desjenigen Rechts, welches nicht den öffentlichen 
Beamten ald Repraejentanten des an die Spike aller höheren politiihen Ver- 
bände getretenen Königs zufland. In den Hof- und ISmmunitätöverbänden 
war der Herr der Eigenthümer alles Gemeinjchaftsrechts, welches nicht Bereits 
als abgeleitetes Beſitzthum auf die innerhalb des Herrſchaftsrechtes genoßen— 
ſchaftlich geeinten Gefammtheiten von Minifterialen, freien Zinsleuten und 
Hörigen übergegangen war. Den jubjektiven Einheiten aber Eorrejpondirten 
auch hier die räumlich-dinglichen Einheiten der Marken und Höfe, für welche 
die Stadt als jolhe Anfangs ein lediglich lokales Gentrum war: eine Stadt- 
marf, die in mehrere Heimjchaften zerfallen oder mit umliegenden Dörfern 
gemeinfam jein konnte, eine Stadteent und ein Stadtgau einerjeits, und 
eine möglicherweije über die Stadtmauern weit hinausreichende Grundherr- 
ichaft mit mehr oder minder gejteigerten Immunitätörechten andrerieits. Wie 
diefe Verbände mit ihren jtädtijchen Beftandtheilen von ihren außerjtädtijchen 
Theilen unausgejondert waren, jo verband fie untereinander lediglich die auch 
jonft zwilchen den Volksverbänden und den fie durchkreuzenden Derrichaftsver- 
bänden beitehende äußere Verbindung. Hier wie auf dem Lande nahmen die 
herrſchaftlichen Hinterjaßen nicht nur am Markverbande, fondern auch au den 
Öffentlihen Gerichtöverbänden mittelbar Theil. Und bier wie auf dem Lande 
afficirte die Immunität der Herrichaftögebiete mehr und mehr aud die in 
ihren Bereich fommenden volksrechtlichen Elemente. 

Unter diejen Umftänden gab es den Begriff einer Stadt als politijcher 
Einheit nit. Vielmehr hatten die Worte „ Stadt" und „Bürger“ eine lediglich 
lokale Bedeutung. Als civitas, Stadt, Burg oder Wik bezeichnete man eine 
ummauerte und befejtigte bewohnte Stätte!), ja im weiteren Sinne nicht fie 
allein, jondern den jedesmal in Betracht fommenden Bezirk, deffen politifcher 
oder kirchlicher Mittelpunkt die Stadt war, aljo namentlid die Mark, den 
Gau oder die Divecefe?),. „Bürger“ aber, cives, urbani, oppidani nannte 


1) Bol. Maurer, Stadto. L 2—4. 7—12. 14—19. 44—45. 

2) Schon Dufresne fagt (vgl. Fichard 74): hic solum addam, nomine 
eivitatis non modo urbem caput gentis, sed etiam totum urbis agrum pagumve 
aut dioecesin designari. Vgl. Ducange, Glossar. s. v. civitas. Hegel ll. 3477. 
Waitz (2. Aufl.) I. 323 f. 364 f. 
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man die Bewohner eines ſolchen Orts, ohne damit von ihnen bereits bie 
Mitgliedihaft in einem politischen Verbande auszujagen?), Es gab weder 
ein bejonderes jtädtifches Gemeinweſen noch eine ſtädtiſche Bürgerſchaft, ſon— 
dern nur öffentliche und herrſchaftliche Verbände in der Stadt und ſtädtiſche 
wie ländliche Mark-, Gau- und Hofgenoßen. 

II. Der Anfang einer ſtädtiſchen Verfaßungsentwicklung lag in einer 
doppelten Veränderung, welche ſeit dem 10ten Jahrhundert in Deutſchland 
eintrat. Die Stadt wurde zu einem beſonders gearteten Gebiet und es bil— 
dete ſich der korreſpondirende Begriff einer beſonders gerarteten ſtädtiſchen 
Gemeinde. Beides vollzog ſich zuerſt in den Biſchofsſtädten, und zwar voll- 
zog es fi) vornemlich duch eine Koncentration der verſchiedenen in der Stabt 
vorhandenen Gewalten in den Händen des Biſchofs. Eine ähnliche der ftädti- 
ihen Einheit günjtige, die jtädtifche Freiheit aber zuvörderſt bejchränfende 
oder zurüchaltende Entwidlung fand dann aud in andern Städten ftatt. 
Für die Entjtehung des jtädtijchen Gemeinwejend aber wurden durch dieſe 
Entwidlung eines geihlogenen Stadtverbandes mit einem monardifchen Haupte 
wichtige Faktoren geſchaffen. 

1. Das Stadtgebiet nahm eine eigenthümliche rechtliche Beichaffen- 
heit zuerft durch die Feſtſtellung eines bejonderen und zwar erhöhten Frie— 
dens an, der innerhalb der Stadtmauern und abgeihwädht innerhalb des 
ganzen Stabtbannes herrihte. Daraus jhon ergaben ſich die Anfänge eines 
befonderen ftädtiihen Rechts, welches fich bald durch ſolche den Stadtherrn 
und jpäter den Bürgern ertheilte Privilegien mehrte, die eben nur auf das 
Stadtgebiet Bezug hatten. Den Abſchluß aber bildete die durch die Dttonijchen 
Smmunitätsbriefe allerdings erſt angebahnte Begründung eined bejonderen 
ſtädtiſchen Gerichts, mit deſſen Vollendung die Stadt von jedem unmittel- 
baren Zujammenhange mit den alten gerichtlichen und überhaupt politijchen 
Bezirken losgelöjt war. Das Rejultat war, daß die Stadt mit allen ihren 
Pertinenzen und Bewohnern als ein eigenthümlich bejchaffenes Territorium 
aus der allgemeinen Gliederung des Landes heraudtrat; daß mit dem Worte 
„Stadt“ fih nun nicht mehr blos die Vorftellung einer Auferlich bejonders 
qualificirten Stätte, jondern einer juriſtiſch bejonders qualificirten räumlich 
Dinglichen Einheit verband, welcher ein Stadtfriede, ein Stadtreht und ein 
Stadtgericht entiprahen. Die Stadt in diefem Sinne war aljo eine neue 
Gebietsart. Sie war weder mehr für fih nod in Verbindung mit andern 


3) Maurer a. a. D. 129—134. Den Gegenfaß von Bürgern o. cives in 
dieſem älteften Sinn bilden aljo die Landleute, rurales, ruricolae (ib. 131 N. 5-8). 
Identiſch damit find die omnes civitatis habitatores (1074 b. Boehmer I. 12), 
omnes in oppido commorantes (Stabtr. v. Soeſt $ 58), omnes qui in civitate 
habitant (Speirer Priv. v. 1111), omnes civitatem nostram inhabitantes cu- 
juscunque fuerint conditionis (Tüb, Priv. v. 1183 im Urkb. I. 9). 
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Gebieten ein Grafſchaftsgau, eine Hunderte oder eine Ortsmark alter Art: 
fondern fie war ein im fich gejchloßenes Gebiet, welches die Funktionen einer 
Ortsmark und eines öffentlichen Gerichtäbezirfes höherer wie niederer Art in 
ſich vereinigte. Noch weniger war die Stadt eine gewöhnliche Vogtei oder 
Grundherrſchaft oder Beitandtheil einer jolchen geworden: fondern fie war ein 
in ſich geſchloßenes Gebiet, an welchem beftimmte oberherrlihe Befugniße 
mehr oder minder vogteilihe oder grundherrlihe Beichaffenheit annehmen 
mochten, in welchem aber dieje den ganzen Gebietsumfang ergreifenden Rechte 
des Biſchofs, ded Königs oder eined andern Stadtherrn ſpecifiſch verſchieden 
waren von ihren Hofrechten an einzelnen Theilen des Gebietd. Denn diefe 
wenn auch an fi dem Hofrecht entjprungenen Rechte waren nun verfnäpft 
mit anderen aus dem Volksrecht ftammenden Befugnißen am ganzen ſtädtiſchen 
Meichbildt). 

2. An eine folche Abſchließung des Stabtgebieted mußte ſich nothwendig 
die Entftehung einer Stadtgemeinde als eines beſonders gearteten Perjonen- 
verbandes anjchliegen. Derjelbe langſame Proceß, welcher das ſtädtiſche Ter— 
ritorium dem Rande gegenüber rechtlich differentiirte, Töfte auch die Stadtein- 
wohnerihaft von ihren ehemaligen Genofen im umliegenden Randgebiet und 
ertheilte ihr eine jpecifijch ſtädtiſche rechtlihe Dualität. rüber oder jpäter 
zerrig der Zufammenhäng freier ftädtijcher Hufenbefiger mit etwaigen Marf- 
genofen in benachbarten Dörfern; zerreißen mußte vor Allem das Band zwijchen 
ftädtiichen und außerſtädtiſchen Gerichts- und Gaugenoßen; ſelbſt unter den 
ritterlichen Dienftmannen des Stadtherrn löſte fi eine hejondere ſtädtiſche 
Minifterialenfhaft von den ländlichen Genofen ab; und die Maffe der hörigen 
Stadtbevölferung endlich trat ſchon durch ihre Beihäftigung in einen bald 
auch rechtlich firivten Gegenjag gegen außerſtädtiſche Hofgenoßen desjelben 
Herrn. War aber jo die gefammte Stadteinwohnerfhaft nad außen ein 
Ganzes, jo mußte mehr und mehr auch eine innere Verbindung hinzutreten. 
Diefe wurde vermittelt durch den Vereinigungspunft, den für alle Einwohner- 
Elaffen ihr gemeinfames Haupt bildete. Denn gewiße Rechte erlangte auch 
in den freieften Bifchoföftädten der Biſchof über alle Einwohner, während 
in Zöniglihen und fürftlihen Städten von vornherein eine einheitliche Ober- 
gewalt gegeben war. Der Bifhof vor Allem erwarb durch die Privilegien der 
Dttonen die Ernennung oder Belehnung der öffentlichen Richter, welche zwar 


4) Bol. Th. I. 255f. Auh Maurer a. a. D. 333 f. itber den Stadtfrieden, 
394 f. über dad Stadtredt, 352 f. u. 437 f. über das Stabtgeriht. Maurer gebt 
aber bier wie überall einfeitig von dem Begriff der bäuerlihen Mark aus, melde 
fi) im Stadtgebiet lediglich fortfegen fol, während daffelbe vielmehr vor Allem 
auch die Funktionen des alten Gerichtsgau’s reſp. der herrſchaftlichen Gerichtäbezirfe 
fortfeßt. Erft durch die Verfchmelzung der früher an verfchiedenen Bezirken baften- 
den Funktionen wurde dad MWeichbild eben zu einer neuen, bis dahin unbekannten 
Gebietögattung, zum Stadtgebiet, 
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öffentliche d. h. im Volksrecht wurzelnde und vom Reiche entjtammtes Recht 
übende Beamte blieben und von welden der Oberrichter (Burggraf oder Vogt) 
nad wie vor den Blutbann unmittelbar vom Könige empfieng, welde aber 
jedenfalls eine Verknüpfung der öffentlihen Gewalt in der Stadt mit ihrem 
einheitlichen Oberhaupte vermittelten. Und es wurden nun die öffentlichen 
und die herrihaftlichen Richterämter mehr und mehr denjelben Perjonen über- 
tragen, die öffentlichen und die vogteilichen Dinge mit einander verſchmolzen. 
Daraus aber, dag nun von Einem Punkte eine gemeinjame Gewalt über alle 
Städtifchen geübt und gemeinfame rein ftädtijche Richter und Beamte über 
Ale gejegt wurden, erwuchd mehr und mehr auch ein innerer, genoßenſchaft— 
liher Verband unter allen Städtiſchen. Sie alle waren ja nun in irgend 
welchen Beziehungen die Genoßen eines bejonderen ftädtifchen Friedens, Rechts 
und Gerichts; und in Bezug auf die oberjte Verbindung des damaligen öffent 
lihen Rechts, in Bezug auf den öffentlihen Gerichtöverband, waren fie alle 
unmittelbar oder mittelbar die Genofen einer bejonderen ſtädtiſchen Mani- 
feitation deſſelben. Breilih trug diefe innere Einheit zunächſt nicht weit: 
aber fie enthielt den Keim fteter Verdichtung. Wenn zunächft Dienftmannen, 
freie Hofbefiger und Hörige mit durchaus gefondertem Standesrecht fortbeitanden ; 
wenn ein Theil der Stadtbewohner unter fi in engerem Genoßenverbande 
lebte und der andere Theil in mannichfach verjchiedenen engeren Herrichafts- 
verbindungen mit dem Biſchofe ftand; wenn nad) wie vor an dem das alte 
Bolfsgericht fortfegenden oberſten Stadtgeriht nur Einige mit vollem Selbit- 
vertretungsrecht Theil nahmen, die Anderen nur durd das Mittel und bie 
Bertretung ihres Herrn dazu gehörten: jo war doch neben allen Unterſchieden 
ihnen das gemeinfam, daß fie irgendwie enthalten waren in einer ftädtijchen 
Sriedens-, Rechts- und Gerichtsgenoßenſchaft. So trat nun in der That eine 
in fi verbundene Stadtgemeinde an die Stelle der alten Verbände. Diefe 
Stadtgemeinde glich allen andern Gemeinden darin, daß fie in VBollgenoßen 
und Schußgenohen zerfiel, von denen die leßteren bald gleich den Geiftlichen 
mehr als Schußberechtigte bald gleih der Maffe der börigen Bevölkerung 
mehr als Schußpflichtige erſchienen, die Vollgenoßen aber fi ſtändiſch gliedern 
fonnten und in der That ſich zunächft in die nur mit der Hälfte ihres Wejens 
in der Stadtgemeinde ftehenden ſtädtiſchen Minifterialen und in den Kern 
der freien ſtädtiſchen Hofbefiger glieberten. Allein diefe mehrgliedrige Ge- 
meinde war von allen andern Gemeinden barin verſchieden, daß fie eben 
Stadtgemeinde und als ſolche eine neue und eigenthümliche Gemeinde 
art war. Sie war weder eine bloße Marfgemeinde, noch eine Gent- oder Gau- 
gemeinde alter Art, und fie war ebenjowenig eine herrſchaftliche Hof- oder 
Immunitätsgemeinde. Sie war vielmehr eine abgejchlogene Stadtgemeinde, 
welche die Bedeutung eines Ortmarköverbandes und eines öffentlichen Gerichts. 
verbandes in fich vereinigte, welche aber den alten freien Volksrechtsverband, als 
deſſen Fortſetzung oder Wiederbelebung fie erjcheint, hinreichend modificirt hatte, 
II. 37 
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um ihn zugleich zur Aufnahme und endlichen Abjorption der dienft- und hof» 
rechtlichen Verbände zu befähigen). 

IH. Mit der Abjchliegung eined Stadtgebiet und einer Stadtgemeinde 
war die Baſis gegeben, auf welcher ſich die Stadt ald ein jelbitftändiger und 
eigenartiger politijcher Organismus entwideln konnte. Es war aber zunächſt 
noch eine offene Trage, ob diefer Organismus fid) in der Form eined neuen 
Herrjchaftsverbandes oder in der Form eines freien genoenjchaftlichen Gemein» 
weſens geitalten werde. Möglich war Beides, da die Keime zu Beidem vor» 
handen waren. Und gerade in den Biſchofsſtädten jchien es Anfangs, als 
werde die neue Bildung in einer neuen Form gleichmäßiger Herrſchaft über 
ein ſtädtiſches Xerritorium und feine Bewohner beftehen. Allein der drohen- 
den Ausdehnung bijhöfliher Vogtei und ihrer beginnenden Steigerung zu 
einer Art Grundherrſchaft über die ganze Stadt jtellte fi) das unter günftigen 
äußeren Umftänden zu gewaltiger Kraft erwachte genoßenfchaftliche Bewußtjein 
entgegen. Indem die Stadtgemeinde fih als einen in fich jelbft geeinten freien 
Derband des öffentlichen Nechtes empfand, welcher als Erbe der alten Volksfreiheit 
nur der föniglichen Gewalt und ihren Ausflügen, nicht aber irgend einer eignen 
Herrjchaft eines Grundheren Unterwerfung ſchuldete, trat fie in einen Gegen- 
jag zum Biſchofe und bald in den Kampf mit ihm ein. Und diefer Kampf 
wurde die Wiege einer Stadtverfaßung, für welde die Idee eined freien 
bürgerlichen Gemeinwejend das treibende Princip war. Mehr als ein Sahr- 
hundert brauchte die Stadtgemeinde, um einmal in fidh ſelbſt eine zur Erfül- 
lung ihrer Aufgabe befähigende Organijation zu erzeugen, und andrerfeits 
die Trägerſchaft des unter dem Begriffe der Stadt heranwachjenden politischen 
Machtkörpers für fich zu erobern. Weiterer Jahrhunderte bedurfte es, bis fie 
für das ihr num unbeftritten gehörende Gemeinweien dem Biſchofe die Teßten 
Reſte öffentlicher und herrihaftliher Gewalt abrang. Ja ihr Ießtes Ziel 
erreichte die Mehrzahl der deutjchen Städte überhaupt nicht. Die erften 
Spuren aber des neu erwachten Gedanfens, deſſen Konjequenzen erſt nach 
Sahrhunderten fich vollendeten, treten uns jeit der Mitte des 11. Jahrhunderts 
darin entgegen, dab die Stadtgemeinde fih ald Bürgerfchaft bezeichnet 
und empfindet. Der Name der Bürger, der cives, burgenses, urbani, 
civitatenses u. j. w. drückt jet nicht mehr blos eine rechtliche Zugehörigkeit 
zur Stadtmark, jondern die aktive Mitgliedihaft in einer bürgerlichen Ge- 
meinde aus; es gibt nicht mehr blos einen zur Stadtgemeinde verbundenen 
Inbegriff von Stadteinwohnern, jondern eine genofenjchaftlich geeinte univer- 
sitas civium, welche ein eignes, wenn auch noch bejcheidenes aktives Anrecht 


5) Vol. Th. I. 255 f. u. 2795. Auch Maurer a. a. O., ber aber wieder in 
der Stadtgemeinde nur die alte Stadtmarkgemeinde fieht, während in derjelben hoch 
gleichzeitig die alten Gerichtägemeinden fteden und gerade erft durch dieſe Verſchmel— 
zung und Soneentration der ehemald getrennten Funktionen die Stadtgemeinde zu 
etwas Neuem und Eigenartigem wurde. 
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an der Stadt hat; und diefe Genoßenſchaft der Städtifchen birgt in ſich den 
freilich noch lange nicht realifirbaren, aber jchon in ihrem Namen angedeute- 
ten Anfpruch, Herrin der Stadt und mit der Stadt als politijhem Körper 
ibentijch zu werben®). 

IV. So ftehen fi) beim Beginn der Entwicklung des ftädtifchen Ge- 
meinwejend die Begriffe „cives‘‘ (resp. cives universi oder unversitas 
civium) und „eivitas“, „Bürger“ (resp. Bürger gemeinlicy oder Gemeinde 
der Bürger) und „Stadt" im Sinne von Bürgerfchaft und Stadtgebiet mit 
Iharf ausgeprägter Bedeutung gegenüber. Che wir aber das Verhältniß 
diefer beiden für ung als Elemente des jpäteren Stadtbegriffes fundamentalen 
Begriffe zu einander darlegen, müßen wir zur Abwehr oft vorfommender 
Irrthümer noch Einiges über den Sprachgebrauch der lateiniſch gejchriebenen 
Duellen hinzufügen. Denn um fo erheblicher für die Geſchichte der Begriffe 
die Geſchichte der Wörter ift, defto jorgfältiger muß man bei den in fremder 
Sprache abgefahten Urkunden fih davor hüten, in der fremden Hülle aud) 
den fremden Gedankengehalt wiederfinden zu wollen. Vielmehr dürfen wir 
in den vom früheren Mittelalter angewandten Iateinifchen Ausdrüden nichts 
ald die regelmäßig wiederkehrende Ueberſetzung beitimmter Ausdrüde der 
Nationaljprache ſuchen. Die Iateinifhen Wörter haben aljo keineswegs den 
ehemaligen römijchen Begrifföwerth, jondern lediglich den Begriffswerth eines 
deutichen Wortes, für welches fie gejeßt find. Gerade die Worte „eivis“ und 
„eivitas“ bieten hierfür einen jchlagenden Belag. 

Das urjprüngliche ſprachliche Verhältniß von civis und eivitas war dem 
römischen Bewußtſein durchaus lebendig geblieben. Civis war der originäre, 
eivitas der abgeleitete Begriff. Unter civitas verjtand der Römer den Inbe— 
griff der Bürger und fam von hier aus zum Staatöbegriff. Erft in weiterer 
Hebertragung wurde auch das von der civitas bewohnte Gebiet als civitas 
bezeichnet. 

Ganz anders im mittelalterlihen Latein. Hier erjcheint civitas als 
der primäre und civis ald der abgeleitete Begriff. In Deutſchland insbe- 
jondere ift eivitas lediglich die Meberjegung von Stadt, Burg oder Wil, ift 
ſynonym mit urbs, oppidum, villa, und geht durdaus von der örtlichen 
Bedeutung aus. Dagegen ift civis die Ueberjegung von Burger, Städt ⸗er 
u. ſ. w., ift fynonyım mit urb-anus, oppid-anus, und verhält ſich aljo zu 
eivitas wie Märfer zu Mark, vieinus zu vicus, parochianus zu parochia. 
Hätte man das Wort civis nicht vorgefunden, jo hätte man für den ent» 
iprechenden Begriff ein von civitas auch ſprachlich abgeleitetes Wort bilden 
müßen, und nichts ift bezeichnender, als daß wirklich für civis das Wort 


5) Th. I. 258f. Daß dabei im technifchen Sinne nur bie aktivberechtigten 
Bollgenoen, im weiteren Sinne aud die Schußgenofen der Bürgerfchaft Bürger 
genannt werben, entfpricht durchaus dem in allen anderen Genoßenfchaften berr- 
ſchenden Sprachgebrauch. 
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civitatensis vorkommt”). Erft einer langen Entwicfung bedurfte ee, bis 
das Wort eivitas von dem rein Tofalen Begriff ſich wieder zu dem Begriff 
eined Nechtöjubjeftes erheben konnte. In dieſem ganzen Entwidlungegange 
aber Forrefpondirte es nicht dem deutjchen Worte „Bürgerfchaft”, jondern 
blieb dem Worte „Stadt” parallel. Es iſt aljo nicht die universitas civium, 
jondern die urbs gewejen, von deren Begriff die Stadtperfönlichkeit ihren 
Ausgang nahm. 

Da die genaue Feitjtellung des MWortgehaltes wichtiger ift als fie fcheint, 
gerade in Bezug auf das Wort civitas aber faft ausnahmslos die Schrift- 
fteller fih dur die eigne Denfweife und die römiſche Etymologie haben 
irre führen laßen, indem fie dasjelbe unbedenklih mit „Bürgerjchaft“ identi- 
fiiirten und überjeßten®), mögen bier einige Beweiſe für die vorgetragene 
Auffaßung zufammengeftellt werden. 

1. Bis zum Anfange des 12. Jahrhunderts ift in deutjchen Rechts- 
denfmälern ſchwerlich eine Stelle nachweisbar, in welcher unter civitas über- 
haupt ein Rechtsſubjekt irgend welcher Art zu verjtehen auch nur die Möglich- 
feit vorläge. Das Wort wird fogar im Anfange weit häufiger für das 
ganze Gebiet ded Gaus oder der Diöceje ald für die Stadt jelbft gebraudht?). 
Wo aber das leßtere der Fall ift, wird offenbar ſtets an das ummauerte Gebiet 
mit feinen Kirchen, Häufern, Straßen, Weingärten, Höfen und Aedern, an 
die Bewohner aber nur injofern, als fie als Zubehör dieſes Gebietes erjcheinen, 
gedacht. Vorzugsweiſe ift daher von Perjonen und Dingen infra und extra 
civitatem die Redel0), von den Häufern, Straßen, Mauern, Thoren, Wällen 

*) 3. B. im Augöburger Stadir. v. 1156; in ber Urf. v. 1281 b. Gercken 
IL 17 u. 18; im Magdeb. Rechtöbr. f. Herzog Heinr. I. b. Tzſchoppe und 
Stenzel 270. 

ı So Wilda, Gildenwefen 75 u. fonft. Arnold I. 240. 243 („civitas 
oder Bürgerfchaft i. e. S.“), 284 u. ſonſt. Ennen, Köln IL 474. v. Dönni- 
ges, Stantör. I. 254 u. 255 (civitas gleich Bürgergenoßenſchaft), Maurer, 
Stadtv. II. 514 N. 3. 

%) Nah Gfrörer, zur Geſch. der deut. Volker. im M. A. II. 210 hätte fogar 
im 8. Jahrh. oft der außerftäbtiiche Theil des Bezirkes vorzugsweiſe civitas, bie 
Stadt ſelbſt oppidum geheißen. Daher z. B. in Urf. v. 717 b. Pardessus II. 
813: sub oppidum Metensium civitatis; form. Baluz. VII: tam in civitate illa 
quam et foras in ipso pago, nachher aber: in oppidum civitatis illius. — So 
heißt denn auc ber Bilchof ein episcopus civitatis, der betreffende Gaugraf ein 
comes oder judex civitatis und fpäter Burggraf, was nur die Ueberfeßung von 
comes civitatis ift. 

10) So werden Grundftüde gefchenft in civitate Moguntia 772, 804, 737, 
777 im Cod. Lauresh. II nr. 1418, 1981, 1989, 1991; vgl. ib. nr. 1968: 
unum mansum in civitate M; nr. 1968 (799): unam aream foras murum civi- 
tatis M.; nr. 1985 (800): unam aream in civitate M. infra murum. ®gl. die 
Schenkungen v. vineae u. horti intus murum civitatis b. Schannat, trad. 
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dev eivitas wird. wie von Theilen eines Ganzen geiprochen!!), und die 
Stäbtegründung wird ald Bau einer civitas bezeichnet!?). Nicht anders ift 
eö zu verftehen, wenn von Grundſtücken oder Erbe, von einer Mark oder 
Saden der civitas die Rede it; damit wird urjprünglich Tebiglih und 
jpäter nicht jelten ein räumliches Pertinenzverhältnif angedeutet, das daher 
auch gewöhnlich ausdrücklich an Stelle der genitiviichen Form ausgeſprochen 
wird 18). Seitdem die Stadt zu einem befonderen Friedend- und Rechtskreiſe 
geworben, kommen Ausdrücke wie pax, jura, consuetudines civitatis auf; 
daß aber auch dieſe an die Lerritorial-Borftellung anknüpfen, folgt ſchon 
daraus, daß auch das in der Stadt geltende kirchliche Recht als jus civitatis 
bezeichnet werden Fann!#). 

2. Sn den Iateinifhen Urkunden werden Ausdrüde, deren urfprünglich 


Fuld. nr. 15, 22, 25, 73 v. 768, 765 u. 785; nr. 195 ib. v. 804: in civitate 
Botparde. Urf. v. 821 in Mon. Boica 28b nr. 77: infra murum civitatis bat- 
taviensis. Urf. v. 830 b. Schannat; hist. Worm. II. 5: in suburbanis M. 
civitatis. Urf. v. 782 u. 1061 6. Remling 4 u. 51. Urf. v. 794—5S00 u. 874 
b. Zacomblet I. 32 u. 33: extra muros civitatis Col. Urf, v. 976 b. Riedl. 
108: in pago . . in suburbano Reginae civitatis; 983 ib. 109: in R. civitate, 
huic civitati adjacenti; 983, 1000 u. 1002 ib. 110, 114, 115, 116, 117. Urf. 
v. 1056 5b. Gudenus I, 370: extra civitatem prope murum; 1069 ib. II. 
4—7: in suburbio civitatis M. Urf. v. 1002 6. Schannat 41: Zoll, Königee 
bann u. f. w. in ben civitates publicae. 

ı) Auch ift die Rede von einem latus, einer pars orientalis der civitas 
j. 8. b. Ried 90 u. 372. &s heißt 1054 b. Schannat 60: Der Biſchof be- 
gründe eine neue Parochie, während er civitatem.. divisam in quatuor parochias 
von feinen Vorfahren erhalten babe. 

2) Man fagt civitatem aedificare, construere, condere, fabricare; viele 
Belege b. Maurer I 30f. 

3) Daher ftehen 3. B. in den Worten der Urk. v. 798 b. Schannat „civi- 
tas cum omnibus rebus ad eam attinentibus“ u. denen ib. 858 „ad Wimpinam 
oppidum pertinentes locos et res‘ die civitas u. das oppidum ganz glei. Die 
Stabtmarf heißt in demfelben Sinne marca o. terminus civitatis, wie bie Dorf- 
mark marca villae; 3. B. 1247 im Lüb. Urkb. I. Nr. 155: inter terminos villae 
Serez et terminos eivitatis; Anfhwenmungen follen ad wicbelede civitatis ge- 
bören; vgl. 1303 ib. II. 149: fossatum factum inter marchiam civitatis et 
inter villas J. B. S. et S. de T. in P. et inde ulterius in Travenam distin- 
guit terminos inter ipsas villas et civitatem, ita quod, quicquid jacet ex ista 
parte fossati, pertinet ad civitatem, quod est ex alia parte fossati, hoc per” 
tinet ad d, villas.. 1290 b. Zacomblet II. 527: fundus ad ipsorum pertinet 
eivitatem. Befonderd bezeichnend ift die Urf. v. 1003 b. Remling I. 21: publi- 
cum judicium facere infra eivitatem. Spira seu Nemeta vocatam aut in eircuitu 
extra civitatem id est in villa Spira aut in marcha que eidem urbi adjacens est. 

4) So enticheidet noch 1220 b. Remling I. 156 der Bifchof einen Firchlichen 
Streit secundum consuetudinem civitatis. 
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räumlicher Sinn feinem Zweifel unterliegen Fann, wie locus, oppidum, 
castrum, castellum, burgum, vicus, villa), genau in denſelben Berbin- 
dungen wie civitas gebraudt. Und dies geichieht genau in derſelben Weiſe 
auh da, wo zuerſt die Stadt als Rechtsſubjekt erfcheint!d). Dagegen 
forrefpondiren die Ausdrüde oppidani, urbani, castrenses, burgenses, villani, 
vieini oder ihre universitas niemald dem Worte civitas, ſondern ſtets ben 
Ausdrücken cives, universitas civium oder commune !?), 

3. Die dem Worte civitas entiprechenden deutjchen Worte, bejonders 
die drei wichtigiten, burg, wik und stat, gehen jämmtlid von dem räum- 
lichen Begriffe aus 18). Das Wort „Stadt“, welches zulegt die andern ver- 
drängt, ift nichts ald „Stätte. Nun wird aber, feitdem das Deutjche in 
die Urkunden Eingang findet, dad Wort civitas in allen jeinen Anwendungen 
und indbefondere auch in denjenigen Fällen, in denen es ein handelndes und 
wollendes Rechtöjubjekt bedeutet, mit „Stadt“ wiedergegeben, während doch, 
wenn civitas biöweilen die universitas civium bedeutete, auch Uebertragungen 
wie burgscap, gemein der burgere u, j. w. vorfommen müßten!?). 


5) Belege hierfür und Näheres über den Gebrauch diefer Ausdrüde in älterer 
Zeit b. Gfrörer a. a. DO. II. 247255. Bol. au Maurer 104—112, 

16) So ſchon Const. d. 1231: nulla civitas, nullum oppidum facere possunt, 

17) Bezeichnend ift es auch bei dem bekannten Unterfchiede von Bann und In— 
terbift, daß von ber Kirche „excommumicatio in commune, interdictum in ipsam 
civitatem‘‘ ausgefprochen ward; 3. B. 1275 u. 1319 b. Lacomblet II. 393 u. 
III. 143; vgl. 1074 u. 1298 6. Ennen u. Ederg I 484 u. III. 444. 

18) Bol. über den Namen „wik* Grimm, Gramm. II. 641 u, IH. 418; 
auch Maurer 108f. N. 39—55; über „burg“ ib. 104f. N. 3—18. Beide Worte 
feinen einen befeftigten Platz zu bedeuten. 

10) Man vgl. nur den latein. Tert des älteften Straöburger Rechtd mit der 
fpäteren Uebertragung (beide nebeneinander fiehen b. Walter, O. J. G. IU. 
780—798) in art. 1. 5. 13 (in hanc igitur civitatem judicandi potestatem — 
uber dise stat hat nieman gewalt ze richtene). 31. 39. 51. 52. 60. 64 (per 
totam civitatem — also wit so diu stat si). 79. 80. 83. 86. 90. 99. 107. 117. 
Ferner den Iatein, u. deut. Text der Urf. v. 1270 b. Tzfhoppe u. Stenzel 
371f. $ 1. 6. 9. 7: item ut silvas et pascua eidem attinentia civitati ipsi 
cives cum omni possideant libertate — auch daz dy welder u. dy weyden, 
dy do gehoren czu derselben stat, dy sullen dyselben burger besiczen mit 
allir freyheyt; $ 10: pacem dei et domini regis et ipsius civitatis — Gotis 
frede, des konygis frede u. der stat frede; $ 51: civibus ejusdem civitatis 
— den burgern derselben stat; praefuerint civitati — werden bevor seyn 
der stat. Ebenſo der Stadtrechtöbrief f. Wejel v. 1277 u. deſſen Weberjegung 
b. Gengler, Stadtr. 523. $ 6, 9, 20, 21, bei. aber $ 10: persolvat civitati 
— der stadt; $ 21 u. 22: tertia pars civitati ad augendum rempublicam — 
dat derde deel der stat thoe vermeringhe des gemeynen guedes. Endlich die 
latein. u. deut. Recenfion ded alten Schweriner Stadtr. b. Gengler 432 $ 9, 
11, 20, 21, 22. In $ 9 heißt es bier: qui civitatis statuta infregerit, tres 
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4. Die in den Urkunden ſehr häufigen Ausdrücke cives civitatis, cives 
et civitas, universi cives civitatis, universi cives et civitas, universitas 
civium et civitas, universitas civitatis, universitas civium civitatis u. ſ. w. 
wären unbegreiflihe Pleonasmen, wenn man jchon unter civitas die Bürger 
{haft zu verftehen hätte??). 

5. Endlich liefern einen vollfommen überzeugenden Beweis für den 
zeitweiligen völligen Untergang der perjönlichen Bedeutung des Wortes civitas 
die romanifhen Sprachen. In ihnen allen ift civitas nur im Sinne von 
„Stadt“ erhalten, wie franzöfiih cite, italienisch cittàa, ſpaniſch ciudad, 
portugiefiich cidade, auch englifch city zeigen. Erſt hiervon ift dann, während 
das einfache Wort civis ganz verloren gegangen ift, der Name des Bürgers 
abgeleitet, 3. B. citoyen und citadin, cittadino, citizen, und die Bürger: 
ſchaft ald Inbegriff der Bürger wird entweder durch Ableitungen von dieſem 
abgeleiteten Wort, wie cittadinanza, oder überhaupt durch Bildungen ganz 
anderen Stammes (bejonderd von commune, municipium, burg) ausgedrüdt. 
Hier haben die Sprachen jelbjt eine förmliche Geſchichte der Stadtverfaßungen 
gejchrieben ! 


8.22. Die Bürgergenoßenſchaft und dad Stadtgebiet. 


Die Begriffe „Bürgerſchaft“ und „Stadt“, wie fie jo vor der Erbauung 
des ftäbtijchen Gemeinwejend nebeneinander ftanden, fügten ſich noch durchaus 
in die alten Vorſtellungen über jubjeftive und objektive Einheit. 

Die Bürgerjhaft war eine neue Art der Genoßenſchaft und überragte 
an Sntenfivität ihrer Bedeutung und an Reihthum der Gliederung die länd— 
lihen Verbände, indem fie in fih eine Fülle dort zeriplitterter Funktionen 
foncentrirte. Sie war aber zunächſt gleich jeder Landgemeinde eine Genofen- 
ichaft mit Gefammtreht und Gejammteigenthum im alten Sinn. Auch bei 
der Bürgerjchaft daher fehlte es an jeder begrifflichen Trennung der Gejanmt: 
vielheit und der Gejammteinheit. Vielmehr war die Bürgergefammtheit 
ſchlechthin als die fichtbar vereinigte Menge der Bürger das Subjekt der 
bürgerfchaftlichen Rechtsſphäre, welche einerjeitd an dem höheren Herrichafts- 
und Amtsrecht, andrerjeitd an dem Sonderrecht der einzelnen Bürger und 
marcas den. dabit, duas civitati, tertiam potestati — welker entbrekende 
ward der gesette der stat, de schall dre mark penning geven, 2 marck der 
stadt u. 1 marck der herschop. $ 22: praeterea quiequid consules civitatis 
ad communem usum ordinaverint, rectum civitas observabit — vortmehr alle 
datjenige, dat dei rathsherrn setten tho der stadt gemeine besten, schal de 
stadt by macht holden. Wenn irgendwo, läge bier die Ueberfeßung mit Bürger» 
haft, fall eben dieſer Begriff in eivitas ftedte, nahe! 

20) Vgl. viele Beiſpiele ſolcher Wendungen unten in den Noten zu 88 23 ff. 
— Auch ftatt cives in civitate eligent in den Urf. v. 1233 u. 1251 5. Lacom- 
bfet II. 160 u. 201 hätte man einfacher gejagt civitas eliget. 
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ihrer engeren Verbände ihre Grenze fand. Dieje Geſammtheit ftellte fi bar 
in der Berfammlung der Vollbürger, welche dabei theils jeder für fih den 
von ihm vertretenen Hausftand, theild in ihrer Gemeinfchaft den der Gejammt- 
heit unmittelbar zugehörigen Schugbürgerverband gleichzeitig mit barftellten. 
Als eine folde Genoßengeſammtheit beſaß und übte die Bürgerfchaft ganz in 
alter Weiſe ein mehr oder minder umfaßendes politiiches Gefammtrecht, welches 
theild in einem eignen genoßenjchaftlichen Recht einer freien Selbitverwaltung 
und Autonomie, der Aufnahme und Ausihliegung von Genoßen, einer unter- 
geordneten Selbftgerihtöbarkeit und Selbſtbeſteurung u. ſ. w., theils aber 
auch in einem Geſammtantheil an-dem Recht und Gericht der höheren öffent» 
Yihen oder herrfchaftlichen Ordnung beitand. Diejelbe Gejammtheit ferner 
verband mit dem politifhen Recht auch bier ein Gefammteigentbum an ber 
Stadtmark, welches wiederum feinerfeits in wichtigen Beziehungen die Grund» 
lage ihres inneren Baues bildete. Und ganz wie irgend eine andere Gemeinde 
trat die Bürgerfhaft ald Gejammtheit wollend und handelnd im Rechtöverfehr 
auf, ſchloß Vergleiche und Verträge, erwarb Privilegien und Rechte. Alles 
genoßenjchaftlihe Recht daher, alle genogenfchaftliche Gewalt und alles bür- 
gerliche Vermögen, jede einzelne gemeinjame Befugniß oder Pflicht wird auch 
äußerlich diefer Bürgergefammtheit und daher jo gut den cives oder cives 
universi, den Bürgern oder Bürgern gemeinlih, wie der universitas ober 
communitas civium, der Gemeinde der Bürger oder der Bürgerſchaft zuge- 
fchrieben und durch königliche oder fürftliche Privilegien ertheilt, auferlegt oder 
beftätigt. 

Die „Stadt andrerjeitd war eine neue Gebietögattung, aber fie war 
gleich anderen Gebieten und Marken eine räumlih-dingliche Einheit mit kör— 
perlichen und unförperlicen Pertinenzen. Sie war eine in fid) gefchloßene, 
gegliederte und mit objektiven Rechtöqualitäten begabte Sachſphäre, zu welcher 
ein Inbegriff von Rechten und Pflichten gehörte. Nur diefe objektive Zu- 
gehörigfeit war zunächſt ausgedrüct, wenn man von einer Mark, einem Be- 
fitthum oder einer Befugniß der Stadt in Wendungen ſprach, die jpäter fich 
mit einem ganz anderen Inhalt erfüllten. 

Bürgerſchaft und Stadt dedten fi) nun aber Anfangs keineswegs. Das 
Band zwilchen beiden wurde lediglich durch denjenigen Befugnißinbegriff ge- 
bildet, welcher der Bürgergefammtheit an der Stadt ald objeftiver Einheit 
zuftand. Einmal daher gab es bürgerjchaftliches Recht, welches entweder gar 
nicht oder nur mittelbar an dieje beftimmte räumlidy-dingliche Bafis rechtlich 
gefnüpft war. Andererjeitd reichte der objektive Stabtbegriff über den Begriff 
der Bürgerfchaft hinaus, indem die Bürgerſchaft zunächſt überall das Recht 
an der Stadt mit Herren und Benmten theilte, welche ebenjo unmittelbar 
wie fie ſelbſt an der ftäbtiichen Rechtsſphäre Theil hatten. Wenn daher die 
vielverbreiteten Redewendungen, welche Rechte und Privilegien der Stadt und 
ver Bürger, der cives et civitas nebeneinanderftellen oder zujammenfaßen, 
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jpäter zu bloßen Formeln wurden, jo waren fie zur Zeit ihrer erften Anmen- 
dung der Ausdruck jener doppelten ſubjektiven wie objektiven Beziehung. 
Deshalb gehen auch die meiften ftädtiichen Gründungsurfunden noch von der 
Auffaßung aus, daß eine doppelte Freiung und Privilegiirung, die des Bodens 
und die der bürgerlichen Genofenjchaft, vollzogen werde, oder fie weifen den 
Bürgern beftimmte Rechte fo, daß diefelben zur Stadt gehören jollen, zu. 

Das Recht der Bürger an der Stadt war ferner darin den übrigen 
Geſammtrechten an beftimmten Gebieten urſprünglich gleih, daß in ihm der 
politiijhe und der vermögensrechtliche Inhalt ohne jpecifiiche Sonderung ver- 
bunden war. Se nachdem über der Stadt lediglich die öffentliche Gewalt 
oder eine eigentlihe Grundherrſchaft oder eine irgendwie dazwiſchen gefchobene 
Gerichtd- oder Vogteiherrihaft ftand, war auch das bürgerliche Geſammtrecht 
ungleich geartet. Es Eonnte alſo in feinem Kern alle Stufen vom echten 
und vollfreien Eigenthum des Volksrechts bis zu einem bloßen Untereigen» 
thum des Lehn, oder Hofrechts durchlaufen und in der verjchiedenften Weiſe 
gemindert, bejhränft oder belaftet fein; und am den verichiedenen Theilen der- 
jelben Stadtmark Eonnten fidh hierbei die Theilungsverhältnige zwijchen Ge- 
jammtreht und Herrenrecht ungleich geftalten. Der Beichaffenheit des Ge- 
ſammtrechts aber entſprach auch bier das Recht und die Freiheit der Bürger- 
jhaft ald einer Gejammtheit. Deshalb waren für die Bürgerfhaft die 
Eroberung des vollen Rechtes an der Stadt und die Erringung voller Selb» 
ftändigfeit und Selbitregierung identische Ziele. Sie mußte vor Allem fremdes 
geundherrliches Recht an der Stadtmark bejeitigen und jelbit zu deren oberfter 
Grundherrin werden, um überhaupt zum freien und unabhängigen Gemein- 
wejen emporzufteigen. Und fie mußte enblid darüber hinaus, wenn fie ihrem 
legten Ziel gemäß nicht blos Gemeinwejen, fondern jtaatliched Gemeinweſen 
werden wollte, auch von der öffentlichen Gebietöherrlichkeit über ihr Terri— 
torium ein größeres oder Eleinered Stück für fich jelbft erwerben. 

Wenn nun aber jo „Bürgerfhaft” und „Stadt fi Anfangs keineswegs 
decften, jo drehte fich die ganze fernere Stadtentwicklung um die Ueberwindung 
dieſes Gegenjaged, um die äußere und innere Verſchmelzung der jubjektiven 
und der objektiven Begriffseinheit. Die äußere Einheit beider Sphären 
wurde bergeftellt, indem zuletzt alles im Stadtbegriff enthaltene Recht in der 
Bürgerfhaft und in ihr allein feinen Träger fand, alles genofenjchaftliche 
Recht der Bürgerſchaft aber in ihre Eigenſchaft ald Stabtbefigerin verlegt 
wurde, fo daß jedes höhere öffentliche oder herrjchaftliche Recht an ſtädtiſchen 
Perjonen oder am Stadtgebiet aus dem Stabibegriff ausjchied und nur noch 
als das Recht eined außerhalb der Stadt ftehenden Dritten an der in ſich 
gejchlogenen und vollendeten Stadt möglih blieb. Hieraus aber erwuchs 
zugleich die innere Einheit, indem in die Wirklichkeit wie in das Bewußt— 
fein ein ftädtifches Gemeinweſen trat, in beffen höherer Einheit ſich die alte 
Genoßenſchaftseinheit und die alte objektive Einheit gleihmäßig Löften und 


586 Die Stadtperfönlichkeit. 


das als ſolches Subjeft und Mittelpunkt einer einheitlichen Gemeinheitsjphäre 
wurde. Diefes neue Gemeinweſen, deſſen ePerfönlichkeit den Namen der 
„Stadt erhielt und fomit diefem Worte einen neuen und vorher unbelannten 
Inhalt lieh, war die erfte zugleich ftantliche und privatrechtliche vollentwickelte 
deutſche Körperjchaft. 

Der neue Gedanke aber brauchte Sahrhunderte von feinem erften Auf. 
leuchten bis zur völligen Durhbildung und Durchführung. Leicht begreiflich 
daher iſt es, daß neben ihm die älteren Vorftellungen ihr Leben frifteten. Ja 
euch mit feiner Vollendung war es vereinbar, daß die unvollfommeneren Be» 
griffe der älteren Zeit da, wo fie ausreichten oder wo es überhaupt auf 
ſchärfere Praecifirung nit anfam, zur Anwendung gelangten oder doch in 
Formeln und Redewendungen dem Schein nad fortvauerten. Dazu kommt, 
daß dasjenige, was im Bewußtſein der Bürger ſich längft feſtgeſtellt Hatte, 
doc den übrigen Ständen des Volkes noch fremd bleiben konnte. So finden 
wir denn das ganze Mittelalter hindurch in den ftädtifchen Quellen und am 
meilten in den Privilegien und Beurfundungen von Kaijern und Fürften 
neben den für das neue Gemeinwejen charafteriftiichen Ausdrücken zugleich 
eine Ausdrucksweiſe, welche an die älteren Vorftellungen mahnt. Nur ift 
dieje Ausdrucksweiſe nun nicht mehr die alleinige und techniſche. Sowol aus 
diefem Grunde, ald weil nur am Gegenjage des Alten das Neue Klar wird, 
jollen die Einzelnheiten und die Belege der hier behaupteten urſprünglichen 
Auffaßung erft bei Beiprehung ihrer Umbildung gegeben werden ($$ 25 ff.). 

Nur Ein Beifpiel mag hier vorläufig angeführt werden, welches die Art, 
in der man fi das Verhältnig einer Genofengefammtheit zum Gemeinde. 
gebiet urjprünglich vorftellte, an einer Fleineren Ortſchaft noch im leßten 
Viertel ded 13. Zahrhunderts verfinnlicht. 

In einer Urkunde von 1276 (b. Gudenus II. 196 f.) ertheilt Philipp 
v. Hohenfels der Gemeinde feiner bieher grundherrlichen villa Muminheim die 
Rechte einer gefreiten Ortſchaft. Dies thut er in der eigenthümlichen Form, 
daß er die villa mit allem Zubehör der Gefammtheit ihrer Einwohner, den 
„milites nobiles hubenere et universi homines ville Muminheim“, zu Zehen 
gibt: „Villam cum omnibus juribus, videlicet judicio, jurisdictione, 
censibus, precarüs, hospitalitate, viis, inviis, pratis, pascuis, vineis, agris 
ceultis et incultis, aquis et aquarum decursibus et ceteris attinentiis 
quibuslibet, que de jure vel consuetudine in ipsa villa et in terminis 
ejus habuimus et habere dinoscimur, ex pura benevolentia in rectum 
et perpetuum feudum concedimus et damus; ipsos jam nune in 
possessionem praedictorum omnium transmittentes et dantes eis secun- 
dum jus et consuetudinem terre et vassallorum nostrorum debitam 
warandiam super eo“. Dieje gejammtbelehnten Einwohner bilden eine Ge- 
noßenſchaft, in Bezug auf welche fie freies Aufnahme und Ausſchließungsrecht 
baben follen: „homines nostros, qui postmodum dictam villam inhabitare 
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voluerint, ab eadem villa sine nostra et heredum nostrorum contradic- 
tione vel impeditione possunt repellere si voluerint et a suo consortio 
removere“. Für das Lehen haben fie Lehnsträger bejtellt: „dieti autem 
milites nobiles hubere ac universitas hominum in recognitionem hujus 
infeodationis praesentaverunt et nominaverunt nobis personas subscriptas 
(folgen die Namen von 3 milites und 5 Anderen), qui pro eis omnibus 
nobis et nostris heredibus homagio tenebuntur, et eosdem recepimus in 
vasallos“. Beim Tode oder Wegzug eines diejer Vafjallen joll die Gejammt- 
heit einen Anderen pracfentiren, doch joll ihr Säumniß darin unnadtheilig 
fein und der Praejentirte darf nicht zurückgewiejen werden. Die Bafjallen 
fönnen über das Lehen feine der Ortſchaft oder der Gemeinde nachtheilige 
Verfügung mit rechtliher Wirkung treffen: „si. . communi vel singulari 
consilio ad nos vel ad alios quoscunque hoc feodum alienare aut in pre- 
judicium ville ipsius et universitatis quicquam procurare intenderent, ex 
eo ipsi ville seu universitati nullum detrimentum possit aut debeat pro- 
venire“. Der Herr foll daraus fein Recht erlangen, jondern andere Bafjallen 
annehmen. Im Inneren der Gemeinde follen die Vaffallen als jolche fein 
Vorrecht haben: „predieti quoque vasalli vel quicunque fuerint pro tem- 
pore, ratione homagii quo nobis et nostris heredibus adstringuntur, 
nichil plus juris, potestatis aut utilitatis habebunt vel sibi poterunt ven- 
dicare, quam ceteri milites nobiles hubenere et universi homines ville 
predicte; omnes enim gaudebunt in perpetuum libertate“. Schließlich 
folgen Befreiungen von anevel, hergewede und andern Laften. 

Hier werden alſo jubjeftive und objektive Einheit jcharf gegeneinander: 
gejtellt. Letztere wird als eine räumlich-dingliche Rechtsſphäre, eine Ortsmarf 
mit dazu gehörigem Gewalt: und Nutzungsrecht, vorgeftellt. An diejer ob» 
jeftiven Sphäre ber villa hatte bisher der Herr das grundherrliche Eigenthum, 
die darauf wohnende Gejammtheit aljo nur ein hofrechtliches Gefammtredt. 
Jetzt gibt der Grundherr jeinen Antheil an der villa der Ortsgemeinde zum 
Gejammtlehen und behält fih nur ein ſehr abgejchwächtes Obereigenthum 
vor. Im Bezug auf diejes Lehen wird die Gemeinde dem Herrn gegenüber 
durch ein jtändiges, von und aus ihr zu ergänzendes Kolleg von acht Bafjallen 
vertreten, die aber nur die rein perjünlichen vaffallitifchen Rechte und Pflichten 
zu üben haben, während das dingliche Recht jelbit, die Verwaltung, Berfügung 
und Benutzung des Lehns, ausichlieglih und ohne Vorzug der Lehnsträger bei 
der Gejammtheit ift. Gleichzeitig mit dieſer Belehnung nun aber wird bie 
Gejammtheit, welche fi) aus den Ständen der Ritter und Edlen, der Hufen- 
befiger und der übrigen (vermuthlich bis dahin hörigen) Bewohner zufammen- 
jeßt, zu einer freien und autonomen Genoßenſchaft erhoben, während fie offen- 
bar bis dahin eine hofrechtliche Genoßenſchaft war. Weber die innere Verfaßung 
ihres „consortium“ wird nichts Näheres mitgetheilt: es ſcheint aljo ihre innere 
Einrihtung und die Beitellung von Gemeindevorftänden durchaus ihr jelbit 
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überlaßen zu werden. Ausdrücklich wird nur gejagt, daß die Lehnsträger als 
jolde mit der Gemeinbeverfaßung nichts zu thun haben. 

Aus Allem geht hervor, da universitas und villa noch nicht zur Ein- 
heit des Gemeinwejend verbunden find. Die universitas ift eine an fi) auch 
unabhängig von der villa denkbare, beftimmt gegliederte und organifirte Ge- 
noßenſchaft. Die villa ift eine an ſich jo gut im Einzelbefig wie im Gejammt- 
befig vorſtellbare Grundherrichaftsiphäre. Die an ihr heitehende Grundherr- 
haft wird der universitas zu Zehen gegeben, wobei für das formale Rechts- 
verhältniß der Umftand, daß die beliehene Gefammtheit eben die Ortseinwoh- 
nerichaft ift, als ebenfo unerheblich behandelt wird, wie etwa bei einem 
Burglehen die Frage, ob der beliehene Ritter die Burg bewohnt oder nicht. 
Es entiteht nur das rein äußerliche Verhältnik, daß jegt zu dem genofen- 
ſchaftlichen Befigthum der Ortögemeinde unter Anderm auch das Lehnreht an 
den grunbherrlichen Befugnifen in ihrer eignen Ortsmarf gehört. Diefe ganze 
höchſt gefünftelte Einfügung einer neugefchaffenen Gemeindefreiheit in die feu- 
dalen und patrimonialen Nechtöbegriffe zu einer Zeit, in der auch in Fleinen 
Städten Gebiet und Bewohnerfchaft ſchon zum lebendigen, untheilbaren und 
unveräußerlichen Gemeinwejen verſchmolzen waren, fteht freilich jehr ijolirt da: 
fie zeigt aber deutlich den Charakter der alten Vorftellungen, welche bier in 
ihre Konjequenzen verfolgt werben. 


8 23. Die Bürgerfchaft in ihrer DOrganifation. 

Aus den fo gegebenen Elementen entwicelte fih das freie ftäbtifche 
Gemeinwejen in der Weife daß die Bürgergenoenjchaft fi eine einheitliche 
Drganifation gab, ald zur Einheit organifirte Gejammtheit aber die Stabt 
für fih eroberte. Die erfte Seite diefer Entwicklung, die innere Ausgejtal- 
tung der Bürgerjhaft zu einer von allen bisherigen Genofengefammtheiten 
ſpecifiſch verſchiedenen Gemeinheit, vollzog ſich dadurch, daß die alte Mark. 
und Gerichtögemeinde nach Abjorbirung der hofrechtlichen Elemente den Ge- 
danken und die Formen der frei gewollten Gilde mit der Gemeindegenofen- 
ſchaft verſchmolz. Die zweite, nach außen gefehrte Seite der Entwidlung 
aber Yag darin, daß die jo Fonftituirte Bürgerjhaft fi mit der Stadt 
identificirte und in Folge deffen als geſchloßenes zugleich ſtaatliches und ört— 
liches Gemeinwejen mehr und mehr die im Stadtgebiet beitehenden öffent. 
lichen und berrjchaftlichen Gewalten für fi erwarb?). 


1) Bol. TH. I 249 f. u. 264. Seidem befonderd Maurer, Geſchichte der 
Städteverfaßung in Deutjchland, 4 Bde, Erlangen 1869—71, u. Heusler, der 
Urfprung der deut. Stadtverfaßung, Weimar 1872. Auch dieſen Schriften gegen- 
über muß ich meine in Th. I audgefprochene Grundanfhauung aufrecht erhalten. 
Mir fcheint von ben immer noch fo fchroff einander entgegenftehenden Anfichten 
über den Urfprung der deutfchen Stadtverfaßung jede, bis auf die alfgemein auf- 
gegebene Anknüpfung an bie römifche Municipalität, ein richtiges, aber zu einfeitig 
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Hier haben wir zunächit die erfte Seite der Entwicklung, die Organifation 
der Bürgerfchaft zur Einheit in Bezug auf den für uns entjcheidenden Punkt 
des Verhältniges von Einheit und Bielheit in der Gefammtheit zu prüfen. 


betontes Moment zu enthalten, das nur in die richtige Stellung zur Gefammtent- 
widlung gebracht werben muß. Zunächſt ift m. E. eine der Wurzeln des ftädti- 
hen Gemeinwejend die alte Ortsmarkverfaßung geweſen, welche, überall vor— 
handen, auch überall ein Bildungsfaftor des Stadtförpers war. Hierauf mit 
Nachdruck hinzuweiſen, ift ein großes u. wie mir fcheint von Heusler unterfchägtes 
Berdienft Maurer’d. Im Mebrigen liegt die Einfeitigkeit und Willfürfichkeit 
von Maurer'd Behauptung, daß die Stabtverfaßung nichts weiter ald eine durch 
ben freien Berfehr erweiterte und gejteigerte Ortsmarkverfaßung fei, auf der Hand. 
Maurer beantwortet eigentlich überhaupt nur die Frage, wie die Gemeindeverfaßung 
in der Stadt war, ehe fie Stabtverfaßung wurde, nicht aber bie Frage, woburd 
fie zur Stadtverfaßung geworden iſt. Sein Werk ift daher keine wirkliche Ge- 
Ihichte der Stadtverfahung, fonbern eine Zufammenftellung ftädtiicher Zuftände 
ohne jede Hervorhebung der inneren Ungleichartigkeit des Alten und bed Neuen. 
Nur fo erklärt es ſich, daß er fpäte und felbft moderne Zuftände ganz unbebeuten- 
ber Aderftädte, die immer einem Dorfe fehr ähnlich blieben, in Eine Linie mit den 
großen Städterepublifen des Mittelalters ftellt; daß er aus der Analogie bairifcher 
Markfledenverfaßungen ded 16. Jahrh. auf Bildung und Inhalt des rheinischen 
Städtewejend im 11. u. 12. Jahrh. Schlüße zieht; daß ihm eine einzelne Wort- 
äbhnlichkeit genügt um ſchon in der Zeif unmittelbar nach Karl dem Kahlen einen 
Rath zu entdeden (I. 582); daß er nirgend das Mefentliche und Zufällige in der 
Stadtverfahung, das ſpecifiſch Städtifche, was natürlich nur in größeren Städten 
voll und nur in älteren originär entwidelt ift, und die Reſte eines ganz oder halb 
ländlichen Lebens und Rechts unterfcheidet. Auch das reiche von Maurer gefam- 
melte Material kann deshalb nur mit Vorſicht benugt werben; viele von ihm aus 
dem Zufammenhang genommene Stellen beweifen jo nicht nur das nicht, wofür fie 
angeführt werden, fondern überhaupt nichts. Am verfehlteften find Maurer's Aus- 
führungen über die Entftehung bes ftädtijchen Raths (I. 546 f.), der aus dem alten 
Dorfvorftehern hergeleitet wird, während ſolche doch gerade in ben älteften und 
größten Städten neben dem Rath ald untergeordnete Beamte fortlebten. — Gleich 
der Ortsmarkverfaßung ift au die Hofverfaßung ein Bildungsfaktor der Stadt- 
verfaßung geweſen. Allein fie hat nicht pofitiv ſchöpferiſch, ſondern nur indirekt 
und ſekundär gewirkt, Ihre Bedeutung lag darin, daß bei der den Einigungsproce 
der Bürgerfchaft befchleunigenben Ausdehnung der bifchöflihen Macht die in die 
Hände des Stadtoberhaupts gelangten königlichen Gerichte und Beamtungen an bie 
bofrechtlichen Snftitutionen des bijchöflichen Herrichaftäverbandes angelehnt wurden, 
und daß fchließlich der Bürgerverband, indem er die hofrechtlichen Elemente befreite, 
in fih aufnahm und fich affimilirte, hierbei die auch für ihn brauchbaren Beftand- 
theile der Hofverfaßung verwerthete. Allein mit Nigfch und Andern in der Stabt- 
verfaßung eine Entfaltung der Hofverfaßung zu fehen, ift noch verfehlter ald bie 
Maurer'ſche Anfiht. Nicht die Entfaltung, fondern die Abjorption des Hofrechts 
war Inhalt der ftäbtifchen Entwidlung, die ihrem pofitiven Kern nad vielmehr 
volfsrechtlichen Urfprungd war. Denn, wie dies Arnold und jegt indbefondere 
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Sndem wir aljo den Organiſaktonsproceß jelbit vorausjegen, fragen wir nur, 
was derſelbe für die innere und Äußere Differentiirung von Gejammteinheit 
und Gefammtvielheit gewirkt hat. 


Heusler ſchlagend dargethan haben: bie Bürgerfchaft war die verjüngte freie Bolfs- 
gemeinde bes öffentlichen (d. h. volks- und königsrechtlichen) Gerichtes und Rechtes 
der fränfifchen Zeit. — Ungleich wichtiger daher war für die Bildung ber Stadt- 
verfahung bie öffentliche Gerihtsverfahung, d. h. das königliche Ober- 
und Untergericht mit den ihre Stellung vom Könige berleitenden Richtern, dem 
volfsrechtlichen echten und gebotenen Dingen und den bierfür beftehenden Schöffen- 
einrichtungen. Arnold und Heusfer haben m. E. unwiderleglich dargethan, daß in 
den Biſchofsſtädten die Stadtverfaßung direft aus der öffentlichen Gerichtsverfaßung 
hervorgegangen ift und daf in allen andern Städten irgend welche Aufnüpfung an 
die öffentliche Gerichtöverfagung zum Weſen der Stadt gehörte. Nur eine jehr vorein« 
genommene Auffaßung kann m. E. beftreiten, daß in dem öffentlichen Gerichtöverbande 
ein pofitiver Bildungsfaltor des ftädtiichen Gemeinmwefend Tag. Nicht ald eine bloße 
Drtsmarfgemeinde oder als eine Hofgenoßenſchaft nahm die Bürgerichaft das ftädtifche 
Gemeinwefen in die Hand, fondern vor Allem als eine durch die Immunität nach 
außen hin abgeſchloßene und durch das Schöffenthum und die echten Dinge organi« 
firte ftädtifche Gerichtägemeinde; bei ihrer Fortentwidlung diente daher ihre gerichts- 
genofenfchaftliche Organifation ald Ausgangspunkt; und ed gehörte zum Weſen des 
ſtädtiſchen Gemeinmwefens, irgend etwas von der im Gerichtsweſen fich manifeftiren- 
den öffentlichen Gewalt zu befigen und die volle Hineinziehung derfelben in den 
bürgerlichen Berband zu erftreben. Allein man darf nicht mit Heusler dad Wefen 
der Stadtverfahung mit dem Satze für erfhöpft halten, daß durch fie öffentliche 
Gewalt auf einen Rath übergieng. Damit find zumächft die anderen Wurzeln der 
Stadtverfaßung mit Unrecht für unwejentlich erklärt, indem doch der Begriff der 
Stadt nicht blos in ihrem won Heudler einfeitig betonten ftaatlichen Charakter, 
jondern in der Bereinigung des ftaatlichen und des fommunalen Charakters lag, 
das Kommunale aber in ihr doch jedenfall aus der Ortömarkverfaßung und zum 
Theil aus der Hofverfaßung ftammte. Sodann wird dabei der alte Begriff einer 
öffentlichen Gewalt, welcher die vom Könige ald dem Repraefentanten des Gefammt- 
volfes ftammende Gewalt bezeichnete, ohne doch Damit eine fpecifiiche und nur ihr 
eigenthümliche Qualität von ihr audzufagen, im Sinne des modernen Staatöbegriffs 
aufgefaßt. Es ſoll diefe Gewalt einen rein öffentlichrechtlichen Charakter haben, 
während die feubalen und patrimonialen und wie es fcheint auch die fommunalen 
Verfaßungselemente ihr ald reines „Privatrecht“ entgegengeftellt werben. Dem- 
gemäß abftrahirt dann Heusler den Begriff der mittelalterlichen Stadt eigentlich 
nur von der Reichöftadt, während die übrigen Städte für ihn nur theilweife Offen- 
barungen des eigentlichen Stadtbegriffs find; feine Schrift ftellt im Grunde nicht 
den Urfprung der Stabtverfaßung, fondern den Urfprung der Neichöfreiheit und 
Reichöftandichaft der Städte dar. Vor Allem aber ift, auch abgefehen von dieſer 
unrichtigen Qualificirung der Reichsgewalt als rein öffentlichrechtlicher und jeder 
andern Gewalt als ſchlechthin nicht öffentlichrechtlicher Gewalt, mit dem Sate Heusler's 
nur die Eine Hälfte des Stadtbegriffs erfchöpft. Denn das Wefen ber Stadt liegt 
doch nicht blos darin darin, daß fie gewiße politifche Rechte hatte, ſondern vor 
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I. Der erfte Schritt zu dem Ziele einer Trennung der Gejammteinbeit 
von der Gejammtvielheit Liegt darin, daß thatjählich in dem größeren 
und ungleidhartigeren Bürgerverbande das Moment der Einheit fich Fräftiger 


Allem darin, wie befchaffen das Subjekt diejer Nechte war. Ob der Rath, ob die 
BDürgerfchaft, ob die Stadt ald ſolche das Subjelt eines Theiled der öffentlichen 
Gewalt wurde, hat für Heusler in Bezug auf das Specifiiche der Stadtverfaßung 
gar Feine Bedeutung: für unfere Unterfuhung kommt gerade ausschließlich nur 
dieje Frage in Betracht. Wenn ſich aber zeigen follte, daß die neue und eigen- 
thümliche Befchaffenheit des in der Stadt gefegten Subjektes öffentlicher Gewalt auch 
für die rechtliche Qualität diefer Gewalt ſelbſt Neues und Eigenthümliches be- 
wirkte, jo ift auch von Heusler's Standpunkt aus dad Weſen ber Stadtverfaßung 
erſt damit erichöpft, daß der Erwerber der öffentlichen Gewalt ein fo und fo or- 
ganifirted Gemeinweſen, ein von allen bis dahin vorhandenen Rechtsſubjekten ſpe— 
eifiſch werfchiedened Rechtsſubjekt war. Es Tiegt mit andern Worten der Unter- 
Ihied der Stadt vom Dorfe (vom jpäteren dörflihen Nachbildungen natürlich abge- 
fehen) nicht blos in dem ungleichen Umfange ihrer Machtfphäre, fondern vor 
Allem auch in dem ungfeichen inneren Bau des zu dieſer Machtſphäre berufenen 
Perfonenorganidmud, Und diefer Unterfchied ift eben der einer Genoßengemeinbe 
und eined forporativen Gemeinwefens, womit, wie wir ſehen werden, der innere 
Unterfchied von Markverband und Gebietöverband, von Genofenreht und Bürger- 
tet, von Schöffenverfaßung und Rathsverfaßung, von richterlichen und regierenden 
Dbrigkeiten eng zufammenhängt. Weil Heusler dieſe innere Seite der Stadtver- 
faßuny in ihren Begriff nicht mitaufnimmt, hält er fich mit derfelben Einfeitigfeit, 
mit welcher Maurer Mongingen und Waldkappel zu Typen einer Stadt erhebt, 
umgekehrt nur an die zu Freiftaaten vollendeten größten Städte. Und doch hatten 
irgendwie auch Mongingen und Waldfappel am mittelalterlichen Stadtbegriff Theil! 
Für den jpeciellen Zwed der nachfolgenden Unterfuhung fommt nun gerade das 
ausjchlieglich in Betracht, was Heusler gänzlih außer Betracht läßt, während bie 
von ihm in mufterhafter Weife bewahrheitete Seite der Stadtentwicklung außerhalb 
bes Bereiched unjerer Unterfuchung liegt. Denn bier ſoll lediglich die Frage nach 
dem Subjekt, nicht die Frage nady dem Umfang der ſtädtiſchen Rechte beantwortet 
werden; und in Bezug auf den Erwerb ber öffentlihen Gewalt intereffirt uns daher 
nur das, wie der Umftand, daß bie Erwerberin eben eine Stadt war, auf jene 
Gewalt gewirkt bat. — Auch mit der Hinzufügung der öffentlichen Gerichtäver- 
faßung zu den übrigen vorhandenen Berfaßungselementen find ſomit die Bildungs. 
faltoren des ftädtifchen Gemeinweſens noch nicht erſchöpft. E muß noch irgend 
ein anderer Faktor binzugetreten fein, der durch jeinen Hinzutritt das eigentlich 
Neue in die zur Trägerfchaft der Stabt berufene Gemeindeorganifation brachte. 
Das Berdienft, auf diefes neue, jchöpferiich umbildende Prineip, das überall erft die 
Städte zu Städten machte, hingewieſen zu haben, fchreibe ich denen zu, welche bie 
Geſchichte der Stadtverfaßung mit der Gefchichte der bürgerlichen Gilden und 
Schwurvereinigungen in Zufammenhang gebradht Haben (Wilda, Lappenberg, 
Warnkönig, Hartwig, Burkhart, Ennen, jetzt auch Brentano, Arbeitergilden J. 17f.). 
Allerdings ift auch Diefe Anficht einfeitig ausgebildet worden; man bat einmal bie 
Gilden aller Bürger zu fehr außer Verbindung mit der durch fie nicht gejchaffenen, 
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geltend macht als in ländlichen Verbänden. Es wird aljo häufiger und lieber 
ald dort die Gejammtheit in ihrer Zufammenfügung zur Einheit vorgeftellt 
und genannt, ohne daß freilich zunächft die hierbei in den Hintergrund ge— 
ſchobene Vorftelluug der Vielköpfigkeit diefer Einheit definitiv bejeitigt wäre. 
An fih rein faktiſch, Hat dieſe quantitative Praeponderanz des Einheitlichen 
in der Geſammtheit für deſſen Verfelbitändigung deshalb eine praeparatorijche 
Bedeutung, weil fie das Bebürfnig nach Gewinnung bejonderer Organe für 
die bürgerjhaftlihe Einheit weckt und wach hält. 

Während alfo begrifflih auch hier zunächſt nur die cives singuli und 
die cives universi, die Bürger fonderlih und die Bürger fammtlich einander 
gegenüberftehen und auch jpäter noch der Unterjchied einer gemeinfamen und 


fondern nur organifirten und umgebildeten Marf- und Gerichtsgemeinde gedacht, 
und ift außerdem in der Annahme nicht bezeugter förmlich Eonftituirter Gilden zu 
weit gegangen. Allein richtig ift, daß überall der Bürgerverband durch die Auf- 
nahme bes Princips und ber Einrichtungen einer Gilde erft zu dem geworben ift, 
was ihn vom ländlichen Mark- und Gerichtöverbande unterichied. Dies ift auch 
fein „vager Satz“. Denn er bedeutet bad ſehr Beftimmte, daß die neuen Begriffe 
des Bürgerrechte, der bürgerjchaftlichen Drgane und der bürgerfchaftlihen Ver— 
faßung eine Reihe derjenigen Merkmale, melde fi von den Begriffen des Ge- 
meinberechtd, der Gemeindevorſtände und der Gemeindeverfaßung unterfchieden, den 
Begriffen der Gildemitgliedihaft, der Gildevorftände und der Gildeverfaßung ent- 
nommen haben. Da unzweifelhaft auch im denjenigen Städten, in welchen feine 
die ganze Bürgerfchaft umfaßende alte Schußgilde beftand und ebenfo wenig eine 
neue Schwurbereinigung in ber Berfaßungsgefchichte eine nachweisbare Rolle fpielte, 
engere Gilden vorhanden waren, jo Fonnte Die Uebertragung von Gildemäßigem 
auf den Bitrgerverband fid) unſchwer vollziehen. Fa es mußte fi) ganz von felbft 
ergeben, daß die Bürger, in ihren jocialen Beziehungen täglih an das Gilderecht 
erinnert, diefed mehr und mehr auch auf ihren Gefammtverband übertrugen. Fin- 
ben wir doch bei den Untergemeinden der Stadtbezirke noch jpäter eine allmälige 
Umgeftaltung fi vollziehen, welche fie zuletzt Gildeförpern fehr annähert; vgl. 
3. B. über die Kölner Parodien u. Bauerbänfe Th. I. 333— 336; andre Beiipiele 
unten in $ 30. — Somit halte ich meine in Th. I ausgefprochene Auffaßung feft 
und muß fie nur, da z. B. Maurer (I. 164 u, 175) mid) ald Anhänger der An- 
fnüpfung an die öffentliche Gerichtsverfaßung und gleichzeitigen Anhänger der Her- 
leitung aus dem Gildewejen mit bem jheinbaren Vorwurf der Inkonſequenz anführt, 
ebenfogut aber für feine eigne Anficht Hätte anführen können, fchärfer formufiren. 
Die Stadtverfaßung ift überall aus den alten Gerichtd-, Mark- und Hofverbänden . 
dadurch entftanden, dat Die Bürgerichaft als eine zugleich den Marfverband und 
den öffentlichen Gerichtöverband fortjeßende Drts- und Gerichtsgemeinde aus dem 
Zufammenhange des Landes heraudtrat, die in der Stadt vorhandenen hofrecht⸗ 
lichen Verbindungen abjorbirte und demnächſt dur die Aufnahme des Princips 
und der Formen der Gilde fich gemeinheitlich organifirte; daß aber dann bie fo 
Eonftituirte Bürgerfchaft den Begriff der Stadt in ihren Verband hineinzog und 
für das gefchloßene bürgerliche Gemeinweſen ein größeres oder geringere Stüd ber 
in der Stadt beftehenden öffentlihen Gewalt erwarb. 
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einer zertheilten Sphäre der Bürger das Stadtrecht zu erſchöpfen fcheint?): 
wird es doch jeit dem 12. Jahrhundert ſehr gewöhnlich, die Bürgerfchaft den 
einzelnen Bürgern nicht mehr blos ald cives universi oder burgere gemein- 
lich, jondern als universitas civium, communitas, commune, gemeinde der 
burgere entgegenzufeßen®). Dieſe universitas oder communitas fchließt Ver- 
träge und Vergleihet), erwirbt), veräußert), ijt Cigenthümerin, Berechtigte 
und Berpflichtete”); das Stadtfiegel, Anfangs meift sigillum eivium oder 





2) Bol. 3. B. die fcharfe Unterjcheidung befjen, wad die burgere gemeinlich 
angeht, und deffen, was die burger sonderlich, zwenzig oder drizege, minir 
oder me, daz die gemeinde nüt angienge, in dem Vertrag v. 1282 b. Schrei» 
ber I. 92. Urf. v. 1252 b. Ried 433: in damna vel opprobria singularitatis 
vel universitatis Ratispon. — Die Stadtallmende dagegen gehört civibus .. uni- 
versis et singulis (3. B. 1307 b. Lacomblet III. 39). Auch wird Beiftand, 
Schuß, Bundestreue den cives universi et singuli (Racomblet II. 442) oder 
universaliter et singulariter (1271 ib. 367) oder den burgere semelich inde 
sunderliche (1263 u. 1323 ib. 11. 297 u. III. 169) zugefagt, mit den cives uni- 
versi et singuli Sühne, Friede, Bertrag gemacht (1299 ib. II. 611), und umgekehrt 
von den Bürgern universaliter et singulariter veriprochen (3. B. 1264 ib. 318). 

3) 3.8. Urf.v. 1282 in Note 2; Urf. v. 1180 b. Racomblet I. 334, wo die 
universitas civium den parochiani (einer Burgenoffenjchaft) gegenüberfteht (unten 
Note 7) u. ſ. w. 

* 3. B. Urf. v. 1260 b. Remling 283: in nos a dictis capitulo et uni- 
versitate fuerit compromissum. 1259 b. Ried I. 451: confoederatio gegen 
cives Ratispon. seu communitas eorum. 

5) 3. 8. Urf. v. 1216 im Lüb. Urkb. I. 25: Waldemar tritt einige Be— 
figungen an Lübeck mit den Worten ab: communioni praetax. civium secundum 
jus lyb. civitatis et sec. justitiam que wicbyld dieitur ejusdem civitatis con- 
cedimus jure perpetuo possidendas, 

6) 3. B. Ur. v. 1257 b. Neugart II. 216: nos cives in Villingen tam 
majores quam minores et ut plenius dicamus universitas (aljo es ift nur ein 
vollerer Ausdrud für „Alle“!) de consensu domini .. . domum ... in oppido 
nostro sitam . .... liberam reddimus intra septa illius domus ab omni jure 
eivili et consuetudine civili. 

?) So wird der universitas civium Erbeigen zugefchrieben. Urk. v. 1180 
b. Lacomblet I. 334: aedificia ... . universitati civium hereditario jure possi- 
denda conferrent. Que aedificia sicut a predictis 'parochianis universitati 
civium collata sunt, ita nos eidem universitati in perp. hereditario jure ea 
possidenda concedimus et confirmamus, ut scil. nobis debitum censum et 
vorhuram de his sicut de ceteris areis persolvant (siel). Urk. v. 1219 b. 
Boehmer 28: nulla ... persona . . antefatam civium nostrorum universita- 
tem super eadem capella molestare audeat. Auch das Rathhaus heißt oft 
domus universitatis ober communitatis (3. B. 1264 b. Boehmer 132). Die 
universitas ift obligirt, 3. B. 1260 b. Remling 283: universitas . . ad sol- 
vendum . . tenetur. Die univers. ald Belehnte in $ 22. 

u. 38 
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burgensium genannt, wird immer häufiger al® sigillum universitatis oder 
communitatis bezeichnet®); ganz allgemein erjcheinen die universitates und 
communitates ald Gegenjaß von Einzelperſonen ?). 

Die Erinnerung an die römijhe und heutige Bedeutung” der Worte 
universitas, Kommune, Gemeinde u. ſ. w. verleitet leicht dazu, gerade in 
jolhen Bezeichnungen den erjten Ausdruck einer anerkannten Rechtsperfönlich- 
feit der Stadt zu finden. Dies ift inteß für Deutjchland durchaus unrichtig. 
Gerade umgekehrt vielmehr find jene Ausdrüde, fofern fie die Geſammtheit 
als Rechtsſubjekt jegen, die Repraejentanten einer vor Vollendung des Stabt- 
begriffes liegenden Stufe, während fie bei ihrer jpäter fortdauernden Anwen- 
dung gar nicht das eigentliche Rechtsfubjeft, jondern höchſtens den Inbegriff 
jeiner Träger bezeichnen wollen. An eine ideale Rechtsperſönlichkeit wird 
dabei jo wenig gedacht, daß im Gegentheil vorzugsweiſe die zur Einheit 
zufammengefaßte Vielheit oder Allheit dabei vorgejtellt wird. Nicht Die 
Spiße, jondern die Baſis des ſtädtiſchen Gebäudes wird damit ausgedrückt. 
Und eine förperjchaftlihe Organijation will man damit jo wenig andeuten, 
daß vielmehr umgekehrt die Organijation negirt oder doch fortgedacht wird, 
wo von universitas oder gemein die Rede ift. 

Das römiſche Wort „universitas“ insbefondere hat hier wie überall 
jeine juriftiih technifche Bedeutung gänzlich. eingebüßt. Der Nachdruck, welcher 
bei diejer leßteren auf die Ableitungsfilbe (tas) gelegt war, ift zum Stamme 
(universi) zurüdgefehrt. Deshalb wird in jo vielen Gingangsformeln mittel. 
alterlicher Urkunden mit dem Worte universitas irgend eine ganz unjuriftijche 
Zufammenfaßung, wie 3. B. der ganzen Menjchheit, der Chriften, der gegen- 
wärtig und zukünftig Lebenden, Aller derer, welche die Urkunde leſen oder 
hören werden, vorgenommen!‘). Cbenjo aber bedeutet. in den ftäbtijchen 





9) Sigillum universitatis civium Ratisponensium ſchon 1236, 1238, 1255 
b. Ried I. 278. 283. 445; sigillum communitatis civium Coloniensium zuerjt 
1252 b. Zacomblet II. 203; universitatis Mogunt. 1288 b. Gudenus II. 
295; universitatis Erancof. 1288 b. Boehmer 236 (ingesigelde der gemeinde 
v. F. 1303 ib. 349); 1295 in Gelnhusen, Grünberg, Wetzlar b. Fichard 82 
Note 61. Die universitas daher ald Ausftellerin von Urkunden, 3. B. 1240 in 
Weplar b. Boehmer 69, 1243 in Frankfurt ib. 73. 

°) 3. 8. Const, Erid. II. d. 1221: item nulla communitas vel persona 
publica vel privata collectas sive exactiones ... . imponant. Aud wird Bann 
und Acht gedroht über quaecunque communitas vel persona. 

0) Vgl. z.B. Lacomblet I 249. II. 3. 17. 18. 19. 21. 37. 59. 77. 
Ebenfo liegt ein ganz unjuriftiiches Zufammenfaßen vor, wenn cd in ber Const. 
v. 1220 heißt: saepe edictum speciale serpere solet in detrimentum univer- 
sitatis; wenn eine universitas hominum et subditorum erwähnt wird (3. B. 1284 
im Lüb. Urkb. I. 422); wenn mehrere Städte zuſammen ald universitas oder 
communitas civitatum angerebet werden (3. B. 1259 im Lüb. Urkb. J. 229 und 
bäufig in den Briefen ver Fürjten an die hanfifchen Seeftäbte). 
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Urkunden der Ausdruck universitas civium ſchlechthin nur die Geſammtheit, 
ohne alle Rüdfiht auf ihre Drganifation oder juriftifhe Perfönlichkeit. 
Ganz Far tritt dies beifpielsweije in einem Kompromiß von 1255, welches 
der Biſchof von Regensburg und der Herzog von Baiern hei Gelegenheit 
ihred Streites über die Münze eingehen, und in dem in Gemäßheit desjelben 
erfolgten, ſowol in der Mittheilung der Schiedsrichter als in der des Biſchofs 
erhaltenen Laudum hervor!!). Die Streitenden fompromittiren „in univer- 
sitatem civium Ratisponensium‘“* und wollen halten, quicquid per dietam 
universitatem vel per certas personas quas ad dictum negotium ex se 
duxerint eligendas, arbitratum fuerit, constitutum vel etiam ordinatum. 
Wäre nun universitas die fonftituirte Körperjhaft, jo hätte diefe einfach 
durch ihre Drgane, Bürgermeifter und Rath, den Sprud zu fällen gehabt. 
Aber universitas ift die Gejammtheit im eigentlichen Sinne, und deshalb 
vertreten zwar zumächit Bürgermeijter und Rath bei Abichluß des Kompro- 
mifjes die universitas und geloben für fie an Eides Statt die Fällung eines 
rechtzeitigen, volljtändigen und unparteiiihen Spruchs: allein diefen Spruch 
jelbft jol die ganze Bürgerjhaft unmittelbar oder durch die ad hoc von ihr 
zu bevollmädhtigenden Perjonen fällen. Promiserunt etiam — heißt es, in 
der eriten Urkunde — magister et consules civitatis Ratispon. pro ipsa 
universitate fide praestita vice sacramenti, quod ipsi (d. i. die universi 
cives) bona fide decident dictam discordiam sive questionem infra 
crastinum b. Egidii, et quod nullatenus difierant seu dimittant aliquatenus 
indecisam. Und im Laudum ſelbſt wird dies deutlicher erzählt: promisimus 
etiam nos magister et consules civitatis, qui presentes fuimus illa vice 
pro ipsa universitate Ratisp. fide praestita corporaliter vice sacramenti, 
quod ipsa universitas vel certe persone, quas elegerit ex se, bona fide 
sine dolo et captione terminabunt dictam discordiam. Die universitas 
überlegt fi darauf, daß zu diefem Geſchäft Wenige beßer als fie ſelbſt ge- 
eignet find, und überträgt daher die ihr gegebene Gewalt an 13 von ihr ge- 
wählte Perjonen. Tandem, quia visum fuerit universitati, quod hujusmodi 
negotium per pauciores commodius quam per totam universitatem 
civium tractaretur et decideretur, ipsa universitas potestatem sibi 
traditam a prineipibus dedit et tradidit nobis Ottoni et XII aliis supra 
seriptis. Dieje 13 fällen und beurfunden das Laudum, gerentes in hac 
parte totius universitatis civium Ratisp. (fehlt vicem). Befräftigt wird es 
sigillo universitatis civium Ratisponensium. 

Sp wie bier wird aber überhaupt ftetd mit universitas die Geſammt— 
beit ſchlechthin bezeichnet. Nicht jelten folgen, zum deutlichen Beweije der 
bei der kollektiviſchen Zuſammenfaßung fortlebenden Vorftellung einer Bielheit, 
pluraliſche Formen 1e). In der Meberjegung des Stadtrechts von Luzern von 

1) Die 3 Urk. ftehen bei Ried 442.443, 445. 


12) So in der im Text mitgetheilten Stelle. Ferner 1180 b. Lacomblet I. 
38 *+ 
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1252 wird fogar universitas civium mit dü menige der burger wieber- 
gegeben). Und nur, wo fid) entlehnte römiichrechtlihe Wendungen in eine 
Urkunde verirrt haben, erjcheint wol einmal das Wort in der römiſchen Be- 
deutung 1%). 

Mit universitas aber ift commune oder communitas, Worte, die in 
außerdeutſchen Städten (befonderd in Stalien und Frankreich) zum Theil einen 
anderweiten technifchen Sinn erhielten, in Deutſchland im Ganzen gleichbe- 
deutend. Und ebenjo verhält es fi mit dem zu Grunde liegenden deutjchen 
Worte „gemeinde*. 

Weil jo mit universitas, communitas oder gemeinde die Gejammtheit 
ohne Rüdfiht auf ihre Gliederung und Organijation bezeichnet wird, jo 
nehmen dieje Worte vielfach noch eine eingejchränftere, je nach dem Gegenjaß 
verjchiedene Bedeutung an und drüden dann.nur einen Theil der Gejammt- 
beit aus. In diefem Falle ift es nicht etwa das Forporative Moment, 
fondern ed ift gerade der in irgend einer Gliederung oder Organifation 
nicht mitbegriffene Theil der Bürgerſchaft, worauf jene Ausdrüde ſich vor- 
zugsweife beziehen. Deshalb bedeuten fie da, wo ihren Gegenjag der Inbe- 
griff der Vollbürger, die Bürgerjchaft im engeren Sinne, die cives, burgenses 
oder burgere gemeinlich bilden, den Snbegriff der Schußbürger, der Dand- 
werfer, der politiſch unberechtigten oder minder berechtigten niederen Stände; 
man fpricht in diefem Sinne bejonders zur Zeit der Zunftbewegungen technijch 
bon cives et communitas, von burgere und gemeinde, mitunter auch von 
cives et universitas; und gerade die Worte, die für und den rechtlich organi- 
firtten Kommunalkörper ausdrüden, bezeichnen jo vielmehr das von der 
bürgerfchaftlihen Gliederung und dem vollen Bürgerrecht ausgeſchloßene 


343: universitas . . persolvant; 1212 ib, II. 21: devotionem, quam erga 
nostram gerunt celsitudinem dilecti fldeles nostri universitas civrium Col; 
1486 b. Gudenus IV. 475f. 478: die burgerschaft ,. mogen. U. f. w. 

3) Gefchichtöfreund I. 180. 

14) Sp wenn der Negensburger Bifchof 1321 in feiner Befchwerdefchrift (b. 
Ried I. 789—793) den Bürgern jagt: „qua tamen auctoritate permissa singula 
feceritis, non videmus, quum nec judicandi vel condendi statuta, immo nec 
habendi consules aut eligendi magistrum seu et sonandi campanam, et 
postremo nec constituendi universitatem vel disponendi ea quae sunt juris univer- 
sitatis, vel pontificali vel imperiali seu regali concessione ulla vobis tradita 
sit facultas, sed in dispendium salutis vestri et prejudicium juris nostri ea 
temere presumpsistis.” Dad Elingt allerdings nicht viel anders, ald was mander 
heutige Zurift den Negensburgern vorwerfen würde: „Ihr maßt Euch ohne Staatd- 
genehmigung die Rechte einer juriftiichen Perfon an!" In derfelben Urkunde ift 
aber auch von einer „possessio vel quasi* (©. 790) die Rede, jo daß wir über 
die Quelle jener Gedanken über Korporationsrechte nicht zweifeln Fönnen. Inter— 
eſſant bleibt die Urkunde als Beleg, wie früh man durch die Hervorſuchung römifcher 
Rechtögrundfäüge das deutiche Genoßenſchaftsrecht zu fchädigen fuchte, 
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Stadtvolk und find völlig gleichbedeutend mit populus, plebs, populares, 
pauperes, minores, multitudo, volk, menge oder gedigen der Stadt). 
Mo auch die Handwerker ald Gegenſatz der Gemeinde, und Handwerker und 
Gemeinde zufammen ald Gegenjaß von Rath und Bürgerfchaft erjcheinen, da 
ift unter Gemeinde das in der zünftigen Organifation nicht mitbegriffene 
Volk zu verſtehen 16). Ganz regelmäßig endlich bildet die universitas oder 
gemein der burger den Gegenſatz zu dem ftädtifchen Behördenorganismus, 
indem fie in zahllofen Urfundenanfängen hinter den consules ald die Bürger- 
gejammtheit aufgeführt, ebenjo aber bei allen inneren Parteiungen, Streitig- 
feiten und Verträgen den Stabtbehörden entgegengeftellt wird. So wird in 
Köln um die Mitte des 13. Jahrhunderts das niedere Volk ald communitas, 
die gejammte den bisherigen Regierungsbehörden entgegentretende Bürger: 
Ihaft aber als universitas bezeichnet; die consules, fraternitates, populus 
communitatis et generaliter tota universitas civium predictorum fordern 
Abſetzung von Bürgermeifter und Schöffen, weil durd fie die pauperes et 
plebei immo generaliter qui communitas appellantur jedes Ginflußes ke- 
raubt würden, und der Erzbiſchof willfahrt cum ipsius universitatis consilio 
et assensu, deliberatione cum universitate civium habita; und bei allen 
jpäteren Kölner Bürgerzwiften ift die gemeinde der Gegenſatz theild des 
Raths theild der NRicherzehe!?), Ebenſo wird in Neuß Vorſorge getroffen 
für den Fall eines Streites zwijchen der universitas oppidi und den 


5) Wal. 3. B. Urk. v. 1261 b. Schöpflin I. 434: cives et communitas. 
Basler Urf. v. 1373 u. 1385 b. Ochs II. 221f., 223, 279: den bürgern u. der 
gemeinde. Speierer Urf. b. Lehmann 588 u. 596f. Wormjer Urk. v. 1366 
pr. u. & 4 b. Schannat II. 151: dem rade den burgern u. der gemeinde; 
vgl. 200. Bamb. Stadtr. $ 430: wider die burger o. wider die gemein. 
Jäger, Um 741 (Urk. v. 1327). Urk. v. 1326 u. 1375 b. Tzſchoppe und 
Stenzel 512, 575, 537. Bol. auh Maurer, Städt. TI. 516—520 und über 
das gedigene (in Strasb. u. Baſel) Ochs I. 351. 393. 404. 406. Heusler, 
Bafel 125. 129. 130; Urfprung 105. 

o Bol. 3. B. Strasb. Schwörbrief von 1482 b. Schilter zu Königähof 
1092 u. 1095: die meister, die räth, die ritter, die knechte, die burger, die 
handwerk und die gemeind. Eßlinger Urf. b. Maurer, Stabtv. II. 518 Note 
24: denen burgern, die auswendig des raths sind, und den zünften u. der 
gemeinde. Bei. auch unten die Kölner und Frankfurter Urf. (Note 17 u. 21). 
Diefe lepteren u. verwandte Stellen fcheinen mir von Maurer Il. 514—516 
mißverftanden zu jein. 

m) Urk. v. 1259 b. Lacomblet II. 258—259. Bol. auch Laudum von 
1258 ib. 245. 249 u. 250, wo aber ſowol scabini, als fraternitates, als alii 
cives (oder populares) zufammen bie communitas bilden. Ueber den fpäteren 
Sprachgebraudh 1374 ib. III Note und Hagen's NReimchronif vers. 1209. 1818. 
1389. 3266. 3290. 3477. 5734. 
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officiales, und in Bonn foll die universitas dem Rath gehordhen!?)., In 
Freiburg wird von Streitigkeiten und Verträgen zwifchen den Bierund- 
zwangigern und ber universitas, jowie zwijchen Rath und Gemeinde be- 
richtet 17). In Worms erjcheint um 1300 die gemeinde ald Gegenſatz des 
Raths und der Geſchlechter, in Speier jtreitet 1258 die universitas mit dem 
consilium 2%). In Frankfurt treten Zünfte und Gemeinde dem Rath gegen- 
über?!), Und ähnlich ift es überall. 

Auch ift ja dem Worte „Gemeinde* bis heute dieje ihm im Mittelalter 
ausjchlieglihe Bedeutung ald Nebenbedeutung verblieben. 

I. Wenn nun aber in der bloßen Zujammenfagung der Bürger zur 
universitas, communitas, gemeinde, bürgerschaft u. j. w. ein Hinweis auf 
ihre Organiſation nicht liegt, jo ift ed um jo wichtiger, daß jeit dem 
Erwachen des ftädtiichen Lebens ganz allgemein gewiße technifche Formeln in 
Gebrauch kommen, welche ausdrüdlich die Bürgerjchaft als eine gegliederte 
und organifirte Gemeinde barftellen. Denn indem die Geſammtheit nicht 
ſchlechthin, jondern regelmäßig in ihrer jo und fo bejchaffenen Organifation 
ald Trägerin der ſtädtiſchen Sphäre bezeichnet und vorgeftellt wird, ift Die 
alte Spentificirung der Bürgerihaft mit der Verfammlung aller Vollbürger 
überwunden. Im der Geitalt und dem Gebrauche diefer Formeln aber, deren 
allmälige Veränderung die ganze Stadtgefhichte in fi abipiegelt, treten 
nach mehreren Richtungen hin Berjchiedenheiten hervor, deren Betrahtung 
den Fortjchritt in der Idee des Gemeinweſens deutlich anzeigt. 

1. Ein erfter Unterjhied liegt darin, ob in den Formeln Richter 
aufgeführt werben oder nicht, und ob fie, wenn aufgeführt, an der Spite ber 


8) Ark. v. 1259 u. 1285 b. Lacomblet II. 263. 471. 

19) Urk. v. 1248 b. Schreiber L 53: C. scultetus consules et universitas 
civium ville F, befunden, eö jei inter universitatem et 24 majores discordia 
exorta. Die universitas klagt und vergleicht fich dahin, daß fie das Wahlrecht 
von 24 neuen conjurati erhält. Von nun an wird im Folgenden bie universitas 
auch diefen neuen 24 entgegengefeßt. Vgl. Urf. v. 1293 ib. 123. 133. 139. 140 
u. f. w. (rad und gemeinde gemeinlich v. F.; mit der 24 und auch mit der 
24 und mit gesameter und mit gemeiner gemeinde v. F.). 

20) Urk. v. 1300 b. Schannat 156. 158. 3. B.: die 16, die die ge- 
meinde gekoren hant (sic!); die 16 und die gemeinde mogen zu hauff gehen, 
sich zu underreden ane wapin u. ane geverde u, ane vrevil; u. ähnlich jehr 
oft. — Ferner die Speierer Urk. b. Remling 277: Der Kath gibt consentiente 
ad hoc universitate civitatis Spirensis fein Necht und die universitas das ihre 
in die Hände des Biſchofs, der eine neue Berfahung einrichten ſoll, auf. 

2) 3. 8. 1358 b. Boehmer 658: zuschin dem rate zu F. uff eyne 
siten u. den antwerkyn u. der gemeine zu F. uff die andern syten. 668: von 
der zünfte und von der gemeinde wegin. 1360 ib. 671: es follen die hant- 
werk drij uz yn u. die gemeinde auch drij uz yn. . zu radluden. . kiesen. 
Bol. ib. 662. 663. 672. 773. Vgl. auch Kriegf, Bürgerzwifte 35 f. 355. 
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Formel oder erft hinter der oberften bürgerlichen Behörde ftehen. Die in 
diefer Beziehung eintretenden Veränderungen find der adaequate Ausdrud für 
die allmälige Hinausdrängung fremder Herrichaftsgewalt aus dem Stadtbegriff 
einerfeitd und für die Erfegung der altgermanijchen Gerichtöobrigkeit durch die 
neue ſtädtiſche Regierungsobrigkeit andrerſeits. Urſprünglich lautet bei allen 
wichtigen und follennen Beurkundungen die Formel für den Stadtverband 
dahin, dag Richter und Bürger, Richter Schöffen und Bürger, Richter Rath 
und Bürger u. ſ. w. genannt werden; aljo judices et universi cives, comes 
advocatus et populus, advocatus scultetus et universitas, scultetus sca- 
bini et cives, judices scabini consules et universi cives, advocatus scul- 
tetus consules et universitas, und ähnlich. Hier ericheinen aljo offenbar 
die königlichen oder herrſchaftlichen Richter nicht blos als Vertreter eines 
Rechtes gegen die Stadt, fondern ald Mitträger der Stadt ald folder; fie 
ftefen irgendwie noch in dem Stadtverbande, der mithin noch fein rein bür- 
gerlicher ift; ein jelbftändiges Geſammtrecht der Bürger eriftirt, erſchöpft aber 
noch nicht den Stadtbegriff. Im Laufe der Zeit begegnen wir immer mehr 
Formeln, in denen die Richter nicht genannt werden; das Richteramt verliert 
feine alte Bedeutung für den Stadtbegriff und wird daher nur noch im Falle 
eigentlicher gerichtlicher Thätigfeit mit aufgeführt; und jelbit im Falle des 
Fortgebrauchs der alten feierlichen: Formel entbehrt nun der in ihr dem ad- 
vocatus oder scultetus eingeräumte Ehrenplatz feine materielle Bedeutung. 
Lebteres it namentlich dann der Ball, wenn die Stadt jelbit das Richteramt 
erwirbt und dann nod eine Zeit lang oder bei bejonderer Gelegenheit die alte 
Formel in Uebung bleibt. In der Regel aber tritt ſeit der vollen Ausprä- 
gung des ftädtifchen Gemeinweſens der Bürgermeifter an die Spige der Formel 
und Vogt oder Schultheiß werden, wenn überhaupt, erjt hinter ihm genannt. 
Damit ift unzweideutig fundgegeben, dat die Stadt ald joldhe ein gejchloßener 
bürgerlicher Verband ift und daß im diefem Verbande das Richteramt nur die 
Bedeutung eines gewöhnlichen ftädtifchen Amtes hat. Endlich verjhwinden 
dann die Richter ganz aus den die Stadt bezeichnenden Formeln: fie find nun 
zu Richtern im heutigen Sinne geworden und haben daher jelbjtverjtändlich 
an der Repraejentang des Stadtitaates als joldhen feinen Antheil mehr??). 

2. Ein zweiter Unterjhied der Formeln liegt darin, ob fie nur die 
Gliederung oder auch die Organijation der Bürgerjhaft ausdrüden. 
Anfangs wird vor Allem nur die ftändiiche Gliederung angezeigt, jo daß aljo 
die verjchiedenen Bürgerflaffen, 3. B. milites et cives, ritter und burgere, 
burgenses majores et minores, ritter burger und gemeinde, cives et in- 


22) Dies Alles ergibt eine Vergleichung der im Folgenden angeführten For— 
meln unter Berüdfichtigung ihrer Zeitfolge und des Alters und der Selbitändigkeit 
der betreffenden Stadt. S. Note 26-63; indbefondere auch die Oppenheimer 
Formeln. Th. I ©. 281 Note 5. 
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habitantes u. ſ. w., nebeneinander geitellt werden??) a. Damit aber ift noch 
nichts ſpecifiſch Städtijches ausgebrüdt, wie denn derjelbe Sprachgebrauch von 
je auf dem Lande üblich war und immer jede Genoengefammtheit alter Art, 
wenn fie gegliedert war, auch in dieſer ihrer Gliederung als Rechtsſubjekt 
vorgeftellt wurde. ine ftärfere Betonung der Einheit des Verbandes feiner 
Vielheit gegenüber lag darin Feineswegs; vielmehr war umgekehrt dadurch, daß 
die einzelnen Stände oder Klaffen in ihrer konkreten Bejonderheit und folge- 
weife ald engere zu Sonderverbänden hinneigende Gejammtheiten in der 
größeren Gejammtheit mitgedaht wurden, ftatt für die legtere nur das ihnen 
allen Gemeinjame zu abitrahiren, ein Moment der Trennung und Sonderung 
gegeben. Einen ſpecifiſch ſtädtiſchen Charakter dagegen erlangen die Formeln, 
feitdem fie die Organifation der Bürgerfchaft ausprüden und durd die Auf- 
führung der ftäbtiichen Behörden die Zujpigung des Bürgerverbandes zur Ein— 
heit betonen. Damit ift natürlich nicht ausgeſchloßen, daß neben der Orga- 
nifation auch die Öliederung in den Formeln ausgeprägt bleibt, hinter den 
Behörden aljo die Bürgerſchaft nach Ständen oder Klaffen aufgeführt wirb?3). 
Doch tritt dad Moment der ftändischen Sonderung mehr und mehr zurüc, 
bis endlich höchſtens noch der Unterjhied von Bürgern und Schußgenofen 
Ausdrud findet?) oder aber die neue Gliederung nad) politischen Körper- 
ihaften, nad Zünften u. ſ. w., die ja vor Allem eben zugleich Baſis der 
DOrganifation ift, in den Formeln zur Erſcheinung fommt2). 

3. Ein dritter Unterjchied liegt darin, ob in den Formeln nur die 
handelnden Drgane oder zugleih die gejammte Bürgerjhaft ge 
nannt werden. Daß eine Behörde, die eine Urfunde ausftellt, ausjchließlich 
als Ausftellerin genannt, daß zunächſt an fie eine Urkunde addreſſirt, daß aud) 
wohl das von ihr auszuwübende ftädtiiche Necht als das ihre bezeichnet wird, 
ift nichts Beſonderes?s). Ebenſo wenig ift es umgekehrt etwas den Städten 
Eigenthümliches, daß in vielen Fällen die Behörden und die Bürgerverfamm- 


222) Bol, z. B. Urf. 1200 u. 1220 b. Schoepflin I. 309. 844; v. 1137 
b. Schannat II. 69; v. 1228 u. 1230 b. Boehmer 52. 54. 55. U. f. w. 

»3) Alſo z. B. scultetus ministeriales scabini et universitas burgensium 
in Frankfurt (1236); scultetus milites scabini consules et universi eives 
Frankf. (1268). Bgl. die Bormeln zu Note 39. 42. 51. 54. 55. 65. Auch Tb. 
I ©. 281 Note 5. 

%#) So in unten anzuführenden Wormjer, Zreiburger, Freiberger u. Erfurter 
Formeln. Note 39. 44. 63. 

=) So in Kölner und Zürder Formeln. Vgl. Note 38 u. unten $ 30. 

26, Aeltere Beifpiele find: 1149 u. 1169 b. Ennen u. Ederk, Quellen L 
251 u, 255: magistros civium et scabinos nostros Colonienses ac offfciales 
de Rigirzegheide; 1171 b. Lacomblet I. 308: Nos Coloniensium senatores 
(erneuern ein Zollprivileg). 1178 ib. 326. 1218 ib. H. 40: scabini universique 
magistratus Colonienses. 1194 b. Boehmer 19: seultetus et reliqui judices 
Frankof. Für die fpätere Zeit bedarf ed Feiner Belege. 
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lung zu unmittelbarem Zujammenwirfen berufen find und daß dann dies in 
einer Urkunde berichtet, aljo etwa ein Beſchluß als der übereinftimmende Be- 
ihluß des Nathes und der Geſammtheit bezeichnet wird. Eigenthümlich aber 
und für die ſtädtiſche Entwicdlung in hohem Grade bezeichnend iſt ed, daß 
zum jollennen, eigentlihen und techniſchen Ausdrud des Stadtverbandes For- 
meln werden, welde in konſtanter Weife die ftädtiichen Behörden und die 
ſtädtiſche Gefjammtheit nebeneinander nennen, daß e8 daher bei dem Gebrauche 
diefer feierlichen Formeln gar nicht darauf anfommt, ob etwa in dem ein- 
zelnen Falle nur eine einzelne Behörde wirklich handelnd auftritt oder ob die 
Bürgerverfjammlung mitwirkt. Advocatus consules et universi cives, richter 
ratlude rittere und burgere gemeinlich, burgermeister rath und gemeinde 
der burger u. f. w. find ed nun, welde in den der Stadt ertheilten Privi— 
legien und Urkunden angeredet werden, welche ihrerjeit# Urkunden augitellen, 
Verträge ſchließen, Proceße führen, richten und ftrafen, Rechtsgeſchäfte beglau- 
bigen, veräußern und erwerben, verjprechen und fich verjprechen laßen, welche 
endlich ald Träger der Gewalt, des Eigenthums, der Rechte und der Pflichten 
der Stadt erjcheinen. Dieje Formeln drüden alſo techniſch das ftäbtiiche 
Gemeinweſen aus. Und deshalb braudt fie ohne Weiteres auch der Rath, 
wenn thatjächlih er allein in der Urkunde ſpricht. 

Um aber die Bedeutung diefes Sprachgebraudes zu würdigen, gilt es 
zunächft, ihn vor den Mißverſtändnißen ficher zu ftellen, vermöge deren man 
ihn in neuerer Zeit ganz oder zum Theil mwegzubeuten oder doc umzudeuten 
verjucht hat. Man verftand die tiefere Bedeutung jener heute ungebräud:- 
lichen Formeln, die allerdings jhon im Mittelalter, wie ja meift die Form 
ihren Inhalt überlebt, oft zu leeren Kormeln wurden, nicht mehr und 
flüchtete fi nun zu manderlei jeltjamen Interpretationen. Insbeſondere ver» 
juchte man, um immer nur die wirklich handelnden Organe ausgedrückt zu 
finden, die Worte cives, ceteri cives, burgenses, universi cives, universitas 
oder gemeinde auf die fünftlichite Weiſe zu deuten. 

Den Anftoß hierzu gab Fihard durd feine Erklärung der Frankfurter 
Formeln. Nach ihm ſoll der Ausdrud „cives“ zwar die ſämmtlichen Bürger 
bezeichnen können, im eigentlich techniſchen Sinn aber und befonders in allen 
Urfundenanfängen fi nur auf die Rathmannen beziehen; unter „civitas“ 
aber joll die Stabtbehörde oder das königliche Pfalz. und Stadtgericht zu ver- 
ftehen fein. Hierfür allegirt er eine große Zahl von Urkunden, deren feine 
jeine Behauptung beweilt. Wenn 1235 der König zu sui universi cives 
pro tempore constituti jpricht, mögen die cives „constituti* jo viel wie 
jonjt die „Bürger im Amt” bedeuten. Warum aber mit „devotio eivium“ 
nug die Treue des Raths gemeint jein joll, warum Schenfungen, Verleihun- 
gen und Bekanntmachungen an die cives nur dem Rath gelten jollen, iſt 
Ihwer erfihtlih. Völlig unbegreiflich erjcheint es, warum 1234 die Anrede 
„sicut pro ceteris civitatibus et hominibus nostris civitas vestra nobis 
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devotior extitisse dinoscitur“ nur an die königliche Obrigkeit gerichtet, 
warum bei der Weberweilung einer Buße „sculteto et civitati“ die civitas 
nicht ald die Stadt, ſondern nur ald das Eönigliche Gericht zu deuten, und 
warum jogar bei einer i. 3. 1219 über die Stadtallmende getroffenen Ber- 
fügung diejenigen, qui hoc nomine eivitatis sunt executi, ald Vertreter der 
königlichen Oberbehörde aufzufaßen jein jollen. Daß scultetus et eives, scul- 
tetus et universi cives Urkunden ausftellen, 3.8. 1238 u. 1239 Scenfun- 
gen am das Klofter vollziehen; daß 1236 scultetus ministeriales scabini et 
universitas burgensium in F. den Verkauf eines Zehnten, 1256 scultetus 
milites scabini ac universi cives in F. eine Gültenabgabe, 1265 sculteti 
de F., de Geilinhusen, burggravius de Frideberg, advocatus de Wetflare, 
scabini et universitates eivitatum einen Schiedsjpruch verkünden: diefe und 
unzählige ähnliche Urkunden fonnten allenfalld den Irrthum, die universi 
eives feien die Rathmannen, herbeiführen. Wenn nun aber jeit dem Sabre 
1266 in den Urfundenanfängen ausdrüdlich die consules genannt werden 
und dennoch die cives nicht fortfallen, wenn 3. B. 1266 scult. scab. con- 
sules totumque commune Frankof., 1267 scult. scab. cons. et univ. cives 
beurfunden, 1268 scult. milites scab. cons. et univ. eives Frf. verordnen, 
wenn ebenjo in den deutſchen Urkunden Rath und Bürger nebeneinander ge- 
nannt und alle Privilegien und Begrüßungen an fie gerichtet werden: jo hätte 
Fichard fi hierdurh von feinem Irrthum überzeugen lapen jollen. Statt 
defien jchließt er, — und diefe vorgefaßte Meinung war der eigentliche Duell 
aller jener Erklärungen, — die cives, die universitas, dad commune jeien 
eine um dieje Zeit neu in den Rath getretene zünftige Bank, der gegenüber 
die alten Rathmannen nun ald consules ausgezeichnet worden jeien. Die 
Annahme von einem Eintritt der Handwerker in den Frankfurter Rath in fo 
früher Zeit bedarf heute Feiner MWiderlegung mehr: mit ihr aber ftürzt die 
ganze Interpretationdfunft Fichards zujammen?”?), 


7) Richard, Frankf. 73—93. Ed mögen hier noch, um die Folgen der 
KRonfequenz bei einer irrigen Interpretation zu zeigen, einige weitere Erflärungs- 
verfuche Fichard’8 angeführt werben, die fich meift felbft richten. Cives rebelles 
1278 find „die ungehorfame Stadtbehörbe* S. 93). Die 1219 den civibus ge 
ſchenkte curtis ift „der obrigfeitlichen Behörde“ gefchenft (S. 95). Scultetus sca- 
bini et universi burgenses de F. communi consilio (1228) — „durch einftim- 
mige Bewilligung des Schultheißen und aller Beifiger” (S. 99). Zins, der nostre 
eivitati gejchuldet wird (1227), wird „dem Stadtrath* geichuldet (S. 100). Buße 
fällt 1284 zu % sculteto, % civitati, % artificibus qui antwercgenoz dicuntur 
zu, d. 5. % dem Schultheiß, % dem Rath ohne die Zünfte, % den zünftigen Bei- 
figern ded Rathe (S. 116)! Rat gemeinsamentliche (1303) ift „authentifche Er- 
Märung von universi cives“ (S. 171). Daneben joll aber doch wieder „burger“ 
neben Rath und Schöffen in den deut. Urkunden die zünftigen Rathmannen bebeu- 
ten (S. 183 f.) Die Städtebünde des 13. Jahrh. find nur Bünde der königlichen 
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Nächſt Fichard hat ih Littmann am ingehendften mit den Formeln 
befchäftigt?8). Auch er geht von dem unrichtigen Beftreben aus, wenn irgend 
möglich nur die wirklich handelnden Organe darin ausgedrückt zu finden und 
deshalb die cives oder burgere möglichſt einjchränfend zu erflären. Wo von 
universi cives oder burgere gemeinlich die Rede ift, will er aller- 
dings die Gefammtheit darunter verftehen; mit dem einfahen Worte cives 
oder burgere dagegen werde nur bisweilen die Bürgergemeinde bezeichnet, in 
der Regel aber gehe ed auf die Mitglieder eines Stadtregimente. Im leß- 
teren Falle jeien die Bürger entweder der Rath ſelbſt, oder jowol vom Rath 
wie von der Gemeinde verjchieden. Das Legtere jei wieder in dreifacher Weife 
möglich, indem die Bürger in manden Städten den großen Rath, in manchen 
das Stadtgeriht, in manden endlich zünftige Rathöbeifiger bebeuteten. Wo 
dagegen die Gemeinde jelbit ald handelnd genannt werde, da mühe man an- 
nehmen, daß fie wirklich ald Gejammtheit mitgewirkt habe. Und wo aud 
diefe Annahme im Stich läßt, da endlich gibt Tittmann als möglich zu, daß 
in der Erwähnung der Bürgerjchaft die „Anerkennung, daß fie und nicht der 
Stadtrath der Inhaber des Rechts jei, der Stadtrat) nur verwalte*, ent- 
halten fein könne — Nun! was Zittmann als legten Nothbehelf Hinftellt, 
das ift der eigentliche Kern der Sache! Wahr ift allerdings, daß die Rath: 
mannen biöweilen nicht nur ald „cives constituti* oder „burger im amt“, 
ſondern unter Fortlagung jolder Zuſätze vorzugsweije ald „burger“ bezeichnet 
werden; wahr it, daß, je mehr der Rath zur Obrigkeit wurde, deito mehr 
bei Nennung der Bürgerjchaft der Gedanke an einen die Gemeinde gegen den 
Rath jelbft wiederum vertretenden Ausſchuß überwog: allein in jeder derartigen 
Spracverengerung liegt nur eine lokale Verengerung des in ben Formeln 
urfprünglich ausgedrückten und im Hintergrunde ftetd lebendigen Gedankens. 
Die allgemeine Bedeutung der Formeln und dad Princip ihrer Bildung ift 
nicht aus ſolchem hier und da etwa nachweisbarem einjchränfenden Verſtänd— 
niß jpäterer Zeiten abzuleiten, jondern gerade umgekehrt aus der fihtbar her- 
vortretenden Tendenz, möglichſt die Totalität der Bürgerihaft in ihrer 
Gliederung und Drganifation zu bezeichnen. Auch im Einzelnen aber jtehen 


Stadtbebörden (S. 189). Die Gemeinde der Bürger foll zum erften Male 1315 
erwähnt fein: prudentibus viris scabinis consulibus et universis opidanis F. 
(S. 190). Und wie opidani von cives, fo ſoll oppidum von civitas verfchieden, 
bier die Behörde, dort die Stadt zu verftehen fein (S. 191. 192)!! So 1320: 
ad notitiam principum comitum baronum civitatum et oppidorum, d. h. „der 
Stadtbehörden und Städte!” Ebenſo 1329: civibus ac opido eorum. Dagegen 
1336 consulum totiusque universitatis opidi nostri bedeutet den alten und ben 
gefammten Rath. Und in allen deutjchen Urkunden endlich foll unter burgere, 
stat u. burgere, burger gemeinlich u. f. w. ſtets der Rath oder, wo dieſer 
außerdem genannt wird, ein Theil des Raths zu verſtehen fein (S. 192 f.) 
2, Fittmann Heinr. d. E. 1. 326—334. 
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die Beweife Tittmann's für fein jo künſtliches Interpretationsſyſtem, das dem- 
felben Worte die verfchiedenften Bedeutungen unterfchiebt, auf ſehr jchwachen 
Füßen. Für die Behauptung, daß „burger“ die Rathmannen jeien, bringt 
er nur die Stelle der Freiberger Statuten bei, wo es von den gewählten 
Rathmannen heißt, „di sullen daz jar burger sin“. Es ift die aber nur 
eine ungenauere Spredyweife für burger im rat, im ampt oder Aehnliches, 
dur Feine Hinzufügung eined Artikels oder eines Wortes wie „gefammt“ 
wird ein technifcher und ausjchliegliher Name bezeugt, und jedenfalls würde, 
auch wenn bied der Fall, nur ein vereinzelter und Iofaler Sprachgebrauch vor- 
liegen. Aehnliches läßt fih auch fonft wol aus manchen, bejonders Fleineren 
Städten nachweifen??) ; die technijche Bedeutung eines Amtes aber hat meines 
Wißens das Wort „burger“ nur bisweilen in Dörfern, in benen eben die 
Genoßen jelbft nicht Bürger, jondern Nachbarn oder Bauern heißen, erlangt?®). 
Wenn Tittmann fi) ferner auf die Formel burgenses et communitas civi- 
tatis nostrae Vribere beruft, jo braucht das nicht „Rath und Gemeinde“, 
fondern fann ebenfogut „Bürger und Gemeinde" heißen, indem dann darin 
die Voll- oder Altbürger der Gejammtgemeinde vorangeitellt wären. Daß 
aber in Freiberger Urkunden die Bürgermeifter zuweilen magistri consulum 
und zuweilen magistri burgensium heißen, daß das Stadtfiegel in einer Urf. 
v. 1241 sigillum consulum heißt und doch nachher als sigillum burgensium 
in V. angehängt wird, hätte Faum angeführt werden follen, da e8 noch heute 
fehr gewöhnlich ift, diefelbe Sache bald dem Magijtrat und bald der Bürger- 
ſchaft zuzuschreiben, da ferner die Bürgermeifter bekanntlich meift aus Raths— 
meiftern hervorgiengen und faft immer gleichzeitig Bürgervorftände und Raths- 
vorftände waren, und da endlih das Bürgerfiegel ebenjo zugleih Raths— 
fiegel ift. 


29), Bol. v. Maurer, Stadtv. I. 539. In manchen Städten, 3. B. Luzern, 
Amberg. Kellheim, heißen die Ratbmannen „bürger des raths“. 

30) Sp um 1460 in Papmanndborf 6. Grimm, W. 694—699. Ein Ric 
ter unb gefchworne purger ftehen dem Dorf vor. Wen man aus der gmain 
vadratt zw dem purgerambt, der muß ed annehmen ($ 42). Die purger ſitzen 
an der Schranne ($ 49) und üben zugleich mit dem Dorfrichter die Ortäpofizei ($ 
57). — Sehr häufig heißen im öfterreichifchen Dörfern die Geſchwornen im Gegen- 
fag zu ben übrigen „nachpaurn‘“ oder der „gmain‘ die „burger“. So in Paum- 
garten b. Kaltenbäd I. 44 f., bei. $ 6.10. 26. 77. 83; in Hadlad ib. #7 f.; 
Ruckherstorff 165 f.; Erdpruft 522 f.; Hereddorf 177 $ 2: zwen nachpaurn, ainen 
aus den durgern, den andern aus der ymain; vgl. 227 8 84. Dagegen heißen 
in denfelben Gegenden in ben Märkten mit ftädtiicher Verfaſſung alle Genoßen 
purger oder burger, wahrend richter und rath die Ortöbehörbe bilden. 3. B. 
in Melkh (1497) b. Kaltenbäd 1. 561 f. ($ 2 u. 10 f.); in Herzogenburg ib. 
117 f.; in Weidendorf 92—110; in Neunlirchen 487—491 (3. B. $ 2-3). 
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Mit Fihard ftimmen Eichhorn und Gemeiner überein®t), während 
v. Maurer umgefehrt zwar deren Interpretation verwirft, ſeinerſeits aber 
immer, wo die universi cives genannt werden, auch eine thatjächlich mit- 
bandelnde Bürgererfammlung verftanden wißen will32). Dagegen jucht 
v: Zancizolle in ähnlicher Weife wie Zittmann zu deuten und betrachtet 
gleih ihm das, was Ausgangspunkt fein müßte, als legte Rüdzugslinie 3). 
Hegel bat fih von Tittmann überzeugen laßen, daß „Bürger“ bisweilen 
nur die Vertreter der Bürgerfchaft heißen. Ennen wendet ebenfalls in 
Bezug auf die Kölner Formeln ganz die gerügte Interpretationsmethode an >°). 
Denn wo ihm die Ausbrüde ceteri cives, vulgus, omnes, universus 
populus, universi cives, communitas populi, civitas Coloniensium, 
universitas civium, tota communitas civitatis, commune civitatis, burgere, 
gemeine burgere, alle burgere, die gemeinde, die burgere gemeinlichen 
u. ſ. w. in den Formeln begegnen, fieht er darin nicht etwa die Geſammtheit 
der Bürger, weil dieje eben nachweisbar dabei nicht mitthätig war, jondern 
irgend einen Ausſchuß. Deshalb identificirt er ohne Weiteres jene Ausdrüde 
mit anderen, die in der That einen Ausihuß bedeuten, wie jurati cives, 
ceteri officiati, discreti cives, alii majores civitatis u. |. w.; und wenn 
jpäter die Formel judices scabini consilium ceterique cives auffommt, find 
ihm die ceteri cives der weite Rath, wenn bdiejelben ceteri cives aber 
ausdrüdlih noch neben dem weiten Rath auftreten, find fie noch wieder 
bejondere Vertreter der erbgefeßenen Bürgerſchaft. Die richtige Erklärung 
der Formeln dagegen deutet Heusler an’). 

In Wahrheit ift in allen ftädtiichen Formeln die urjprüngliche und 
allgemeine Bedeutung von universi cives, burgere, burgere gemeinlich, 
universitas u. f. w. durchaus die, welche dem MWortfinne entſpricht. Es ift 
aber andrerjeitd mit der Aufnahme der Gejammtheit in die Formel feines- 


- 1) Eihhorn, 3. f. geih. R. W. 11. 167 f. u. 192; Gemeiner, Urfpr. 
v. Regensb. 57. 

3%) v. Maurer, Stadiv. J. 587 f. III. 2. Dazu beifpielsweife die Er- 
Härungen II. 557 Note 16; 580 f. N. 6 f.; 657 N. 39. Nur für die Stadt 
Meg fieht er ib. 658 f. ſich genöthigt, anzunehmen, daß neben dem grant conseil 
noch li paraiges et la communalteit in folhen Fällen genannt werden, in denen 
jener fie vertritt. Er hilft fich darüber mit der Bemerkung fort, daß ein „Pleo- 
nasmud“ vorliege. 

33) Städtewefen 33 f. Er jegt fünf Möglichkeiten: 1) wirkliche Theilnahme 
der Gejammtheit; 2) Zuftimmung zu einzelnen Geichäften; 3) cives optimo jure; 
4) Ausdrud der Repraefentation, fo daß, wo der Rath handelt, „ein Handeln der 
ganzen Bürgerfchaft fingirt wäre”; 5) Name für Rath. 

34) Geſch. der Städten. U. 423 Note. 

3) Geſch. der Stadt Köln IL 473, 

3%) Urſprung der deut. Stadto. 170. 
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wegs nothwendig die wirkliche und unmittelbare Thätigfeit einer Bürgerver- 
jammlung ausgedrückt. Vielmehr läßt fih mit Beitimmtheit nachweiſen, 
daß die Formeln in vielen Fällen zum Ausdrude der handelnden Stadt 
dienen, in denen lediglich beftimmte Organe unmittelbar thätig werden und 
dennoch nad Lage der jeweiligen Stabdtverfafjung gar fein Organ vorhanden 
war, welches neben den namentlich aufgeführten Behörden noch unter der 
Bürgergefammtheit verftanden werden Fönnte. 

So ergeht beijpieläweife in Köln jhon 1159 rectorum judicum ac 
totius populi sancte Colonie pari voto ac unanimi consensu incom- 
mutabile decretum®”). Später nennt fih die handelnde Stabtbehörde 
scabini et populus Coloniensis, scabini et cives Col. zu einer Zeit, in der 
noch fein Rath vorhanden war; und ganz allgemein werden im 13. Jahr- 
hundert, als eine bejondere Gemeindevertretung neben dem Rath in feiner 
Weiſe eriftirt, die Urkunden ausgeſtellt von judices scabini ceterique con- 
sules et cives Col.; jud. scab. ceterigne consules et jurati universique 
eives; jud. scab. consilium et cives universi; jud. scab. cons. et tota 
communitas civitatis Col.; jud. scab. consilium fraternitates et universi 
cives Col.; jud. scab. consilium et commune civitatis; richter schöffen 
rath u. burgere gemeiniglich der stat; reythere scheffen rait bruder- 
scheffe inde gemeyne burgere van Kolne u. f. w.®%). In Worms werden 
die Urkunden bis 1225 von den cives Worm., ſeitdem won den consules et’ 
universi cives oder universitas civium, fpäter von ministeriales cons. jud. 
scab. et universi cives, zeitweife (1305 u. 1306) aber mit „wir der rad, 
die sessehene und die gemeinde“ oder „und die burger“ (obwol 
doch ficher neben den Sechszehnern damals feine andre Gemeindevertretung 
eriftirte) ausgeftellt; und wenn i. 3. 1386 ein Vergleich zwiſchen dem 
Biſchof, jeinem Stift und Klerus und zwischen den burgermeistern rate 
burgern hintersessen u. inwonigern der stat zu W. gejchloßen wird, 
fann wohl Niemand hier nur die Behörde genannt finden®). In Speier 
begegnen und jud. cons. et univ. cives@%), in Main; camerarius scult. 
jud. consilium et univ. cives®) als beurkfundend, verfprechend oder bewibmet; 


a7) Racomblet IL 159. 

3) Bol. die Zufammenftellung von Formeln b. Ennen, Köln I. 629 - 680 
u. die Urk. v. 1230, 1240, 1248, 1260 u. 1261 5b. Laeomblet I. 124. 197. 
174. 261. 271. 285. 291. 
3) Arnold I. 290 f. Urk. v. 1305 u. 1316 b. Mori II. 182 u. 185. 
Urf. v. 1294, 1360, 1366, 1384, 1386, 1397, 1411, 1424, 1430 b. Schannat 
151. 176. 185. 193. 196. 200. 209. 210. 225. 234. 235. 

“) Ark. v. 1258, 1261, 1280, 1397 b. Remling 277. 288. 363. 554. 714. 
1255 ib. 261: consulibus et civibus, 

#1) Urk. v. 1256, 1269, 1277, 1335 6. Gudenus II. 440. 441. 443. 444. III. 
289. Die Behörde allein nennt fi) camerarius scultetus judices, 3. B. 1300, 
1303, 1318, 1322 ib. II. 447. 449. 454, 
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und in berjelben Gegend treten jchon im 13. Sahrh. scab. cons. ac univer- 
sitas civium in Marpurg, magistri cons. ac universitas oppidi de Synzche, 
seult. scab. cingravii et tota universitas opidi Ascafimburg, adv. et 
pociores ville Offinheim et tota universitas ibidem, scult. scab. et univer- 
sitas civium Fritzlariensium, radismeister rad u. burger gemeinlichen von 
Duderstadt befundend, vertragend, anerfennend, huldigend auf*?). In Bafel 
ftellen 1271 der vogt, der schultheisse, der burgermeister, des gotshus 
dienstman, der rate, die zunftmeister u. gemeinlich das gedigen von B. 
eine Schuldurfunde aus®). Im Freiburg werden alle Privilegien dem 
schultheis und den vierundzweinzig und den burgere gemeinlich v. F., 
den schulth. burgermeister den 24 d. rat u. d. gemeinde der stat F. 
i. B. ertheilt; burgerm. schulth. rat burger u. gemeinde gemeinlich 
fertigen Urkunden und Berträge aus; und ein gegenjeitiger Bund wird ein- 
gegangen und beſchworen von dem Grafen einerjeitd und den alten 24 d. 
burgerm. d. rat d. burgere u. d. gemeinde gemeinliche arme u. riche 
ze F. andrerjeits*). Da bier neben den VBollbürgern noch die ganze Ge- 
meinde genannt wird, überdies ſowol die alte Stadtobrigfeit als der ihr neu 
zur Seite gejeßte Gemeindeausihug ausdrüdlih von den Bürgern und der 
Gemeinde unterjhieden werden, ift ed unmöglih, nur an die handelnde Be 
hörde zu denfen. In Bern wendet fi ſchon das Privileg. v. 1218 an 
scult. cons. et univ. burgensibus de Berno®). Die Reidhöfchreiben an 
Lübe find ftets addreffirt adv. cons. et univ. civibus oder universitati 
civium%), und in dem Proceß zwiſchen der Stadt und dem Grafen v. Holftein 
v. 1308 erfcheinen durchgängig cons. et cives ald Partei, die Klage ift eine 
Klage des mag. civium consilii nec non universorum civium Lubec., es 
heißt: der burgermeister der rat u. die burger gemeinlich han geclaget 
uf graven G. v. Holtzaten unde sol er in antworten®’). Sehr gewöhnlich 
ift e8, daß bei den Verhandlungen der Städte über Landfrieden und Bünd— 
nige nicht die Rathmannen allein, jondern Bürgermeifter, Rath und Gemeinde 
die Urkunden ausftellen, die Anjchreiben und Einladungen erlaßen u. ſ. w. 
Schon während des 13. Jahrhunderts treten im diefer Weiſe beiſpielsweiſe 


42) Urk. v. 1288, 1323, 1282, 1278 b. Gudenus II. 259. 1038, 223, 
I. 832. III. 429. 

#) Urk. b. Trouillat II nr. 166 p. 220. 

“) Urk. v. 1260, 1265, 1282, 1301, 1302, 1309, 1315, 1324, 1350 b. 
Schreiber L 59. 61—63. 95. 162, 164. 187. 202. 206—237. 252. 408. Bgl. 
auch 1326 ib. 257 (Urfehde mit burgern rat u. gemeinde v. F.); 1326 ib. 
352 u. 260: mit burgern u, gemeinde u. allen iren helfern u, dienern, 1314, 
1321 ib. 199, 338 u. ſ. w. 

#) Schreiber I. 26. Gaupp, Stadtr. II. 44. 

46) Lüb. Urkb. L 340 f. u. an fehr vielen anderen Stellen. 

#7) Url. v. 1308 u. 1311 im Lüb. Urkb. IL 195 f. u. 241 f. 
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im banfifchen Städteverfehr Eorrefpondirend auf: adr. cons. et commune, 
oder burgenses, oder populus universus, oder communitas, oder universitas 
civitatis Lubecensis, Hamburgensis, Rostock; cons. et cives oder com- 
mune civium Rigenses; adv. scult. cons. et universitas oppidi Susaciensis; 
scult. cons. ceterique cives de Elbingen; cons. cum universitate burgen- 
sium civitatis Zwerinensis; adv. cons. et commune civitatis Wismar; jud. 
scab. cons. et commune Monaster.; jud. scult. cons. ceterique burgenses 
Tremon.; adv. cons. et universitas Tharbatienses; scult. cons. et com- 
munitas civium de Thorun; adv. scab. cons. et commune civitatis Stenda- 
liensis; scab. cons. et commune Mageburgenses; cons. et commune 
civitatis Halberstad®#). In allen diefen Städten aber beftand im 13. Jahr- 
hundert Feine bejondere Gemeindevertretung neben dem Rath. Dasjelbe gilt 
von den Städten, deren Richter Schöffen Nathmannen und Bürgerfchaften 
ihren Beitritt zu dem Landfrieden ded großen rheinijchen Städtebundes vom 
Sahre 1254 erflären®), jowie von den zahllofen mit ähnlichen Formeln 
eingeführten großen und Fleinen Städten der rheinijchen, ſchwäbiſchen, jchweize- 
riſchen und niederdeutichen Bünde?%). So lautet der Eingang eines Bünb- 
nißes: wir richtere schefien rait ind die gemeine burgere der stat van 
Colne, wir scholthiss scheffen rait ind gemeine burgere der stat von 
Couelentze, inde wir ritter scheffen burgermeister rait inde gemeine 
burgere der stat v. Andernache, inde wir scheffen burgerm. rait inde 
gemeine burgere der stat v. Bunne®!). Ebenſo jchließen scult. adv. scab. 


*) So im Lüb. Urkb. Bd. I. die Urf. v. 1234, 1226, 1241, 1235, 1235, 
1242, 1253, 1274, 1272, 1277 ©. 68, 131 f., 95, 78, 79, 97, 180, 328, 355 
u.j.w.; v. 1241 u. 1255 ©. 96 u. 198; v. 1257 ©. 225; v. 1231 ©. 61; 
©. 357; v. 1241 ©. 9; v. 1250 ©. 151; v. 1255 ©. 204; v. 1255 ©. 205; 
v. 1274 u. 1277 ©. 328 u. 351; v. 1277 ©. 344; v. 1250 ©. 154; v. 1280 
©. 370; v. 1280 ©. 370; v. 1281 ©. 374; ». 1281 ©. 375. Vgl. auch die 
Urf. 1293 u. 1294 ib. 551 —578, wo eine universitas oder communitas burgen- 
sium neben den consules Urkunden ausftellt der Städte Danzig, Stade, Greifs— 
wald, Elbing, Lippftadt, Paderborn, Lemgo, Herford, Minden, Hörter, Hildesheim, 
Lüneburg. 

49) Vgl. Die Beitrittserflärungen bei Ennen u. Eder I. 347 f. nr. 
339 f. Hier erflären 3. B. ihren Beitritt jud. scab. ceterique consules et uni- 
versi cives civitatis Monasteriensis (nr. 339); cons. et universitas-burgensium 
de Warenthorpe (nr. 341); cons. universique cives Hervordenses (nr. 342); 
cives de Ahlen (nr. 344); scab. cons. ac. univ. cives opidi Nussiensis (nr. 
346); jud. scab. ceterique cons, et univ. cives oppidi in Telget (nr. 347); jud. 
scab. cons. totaque Vrethensis civitatis universitas (nr. 348); ähnlich nr. 
349; jud. scab. oons. et universitas in Burken (nr, 359). 

50) Zahlreiche Belege enthalten die Urfundenbücher von Schaab zur Geſch. 
bed rhein. Städtebunded, v. Sar torius zur Gefch. ber Hanja, v. Kopp zur 
Geſch. der eidgenöß. Bünde u. f. m. 

sı) Urk. v. 1359 b. Lacomblet II. 492. 
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et universitas civitatis Aquensis ein Bündnig ab, die magistri burgenses 
scab. totaque universitas opidi Durstensis geloben Innehaltung eines 
Landfriedend und ertheilen ben prud. viris magistris civium scult. scab. 
consulibus et civibus civitatum Col. Mag. Trevir. Worm. Spir. Argent. 
Basil. Constanc. auctoritas et potestas, pacem generalem... ordinandi°2). 
Auch fonft jtellen in Achen burgermeister schefien rait inde burger gemein- 
lichen des kuniclichen stuils van Ayghen Urfunden aus5%), und der Kaiſer 
jhreibt fidelibus suis scult. ac universis ministerialibus et burgensibus de 
Aquis oder scult. adv. scab. et universitati civium Aquensium®%). In 
Bonn beurfunden mil. scab. et populus Bunnenses, in Neufs scab. et 
eives, in Arnheim burgerm. scepene raet ende ghemeyne stat, in Anber- 
nad) rittere scheffene burgerm. rait u. andere gemeyn burger). Die 
milites scab. et universi pariochiani totius communitatis ville in Ceyrne 
verleihen zwei der communitas zuftehende Nittergewalten®%). Sculteto mag. 
civium scab. cons. et universitati civium Tremoniensium, den burger- 
meistern schepenen ende der gemeynt van onser stat Geldern wird 
abdrejfirt?”), Schon 1264 jtellen scult. cons. et universitas civium de 
Brisacho, 1272 der schult. der rat u. gemeinlich die burger von Nuwen- 
burg in Brisgowe, 1314 der schulth. der rat u. die burger u. die ge- 
meinde gemeinlichen von Endingen Urfunden aus). Ein Bündniß 
v. 1318 jchließen die sculteti, consules et burgenses seu universitates 
villarum de Fryburgo, de Berno, de Soloduro, de. Mureto et de Bielo 
ab5°), und wenn fich 1352 der schultheisze, der rate und die 200 und 
die burger gemeinlich der statt Bern mit Städten und Ländern ver 
bünden®0), jo zeigt ſich deutlich, wie au neben dem großen Rath die Ge 
ſammtheit in der Formel verbleibt. Achnliches findet fi in allen Städten 
der verjchiedenften Gegenden‘). Es bedarf nur der Andeutung, dab unter 


52) Urk. v. 1241, 1301 u. 13090 b. Lacomblet IL. 134 u. III. 9, u. 5. 

53) Urk. v. 1351, 1364, 1375 b. Lacomblet III. 409. 555. 658. 

s) Urk. v. 1209, 1215, 1232 b. Lacomblet II. 15. 28. 93. 

55) Ark. v. 1243, 1254, 1355, 1362 b. Lacomblet II. 128. 220, II. 
440. 532. 

86) Urk. v. 1301 b. Lacomblet III. 10. 

5) Ark. v. 1298 u. 1825 b. Lacomblet IL. 585 u. III. 193. 

58) Urk. nr. 170 u. nr. 102 b. Trouillat II ©. 225 u. 142; v. 1314 b. 
Schreiber 197. 

50) rk, nr. 156 b. Trouillat III, 266. 

0) Urk. v. 1552 b. Tschudi 422 f. 

°, Ep in Edhlefien, 3. B. 1293 communitas civium de Swidnitz cousules 
et scabini, 1306 consules et universitas civitatis Wratizlavic b. Tzſchoppe, 
u. Stenzel 420 u. 479. In Münden im 13. Jahrh. der rat u. die gmain 
der purger oder consules et universitas civium nah Maurer II. 587. Rich- 
ter rat u. die gemayn der stat ze Lanndshuet 1313 b. Oefele, script. II. 
- IL 39 
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diefen Umftänden die von Fichard angeführten Frankfurter Formeln?) und 
nicht minder die bei Tittmann zufammengeftellten Formeln der Städte 
Thüringens und Meihens‘) Belege der hier vorgetragenen Anficht find, und 
daß die gegebenen Formeln ſich leicht um das Hundertfache vermehren ließen. 


128. Jud. scab. cons. et univ. cives Wetflar. 1232 b. Gudenus V. 83, 
DOppenhetmer Formeln in Th. I ©. 281 Note 5. Judex magister consules ju— 
rati et universitas civium 1288 in Wien b. Hormayr, Wien I. 2, Urfb. ©. 
38; 1364 ib. I, 5 ©. 42: der inner u. ausser rat u. die gmain der burger. 
Schreiben der „consules et scabini universitasque vulgaritas in Damis“ den 
‚in Berlin nee non in Colonia consulibus et scabinis universitatique“ v. 1309 
b. Zimmermann II (Urfb.). 161. Ebenſo in friefiihen Städten; z. B. wy 
hoevetling richteren u. meene meente in den Damme 5b. Ridhthofen 295; 
nos consules et universitas in Groninge; aldermannus scabini et communitas 
Leuwardenses; alderman, sceppenen, riucht end reed, haedlingen, jelden end 
meene meente des steds Lyouwerd; auldermann, scheppenen end red des 
steds toe Liouwerd ende meene meente ende jelda; ib. Wörterb. s. v. „aldir- 
man“ u. „jelde“. Beifpiele aus Eeinen Ortjchaften 6. Grimm, W. IL 766 f. 
II. 707 f. II. 861. 

62) Außer den von Fichard beiprodenen Urkunden vgl. man befonderd noch 
folgende Frankfurter Urkunden ded 13. Jahrh. bei Boehmer, Cod. Moenofr.: 
Urk. v. 1225, 1226, 1227, 1225, 1230, 1232, 1234, 1236, 1238, 1239, 1242, 
1243, 1245, 1253, 1254, 1258, 1259, 1265, 1273, 1277 ©. 44. 45. 50. 52. 
53. 54. 57. 60. 62. 65. 67. 70. 71. 73. 74. 86. 90. 118. 120. 137. 304, Alle 
diefe Urkunden find audgeftellt von den Behörden und von den universi cives, 
der universitas oder tota communitas, 

5 Tittmann ©. 329—332. Hiernach erfcheinen: 1309 Bürgermeifter, 
gefhworene Bürger und Stadtgemeinde in Dresden. 1284 Gefammtheit 
der Bürger in Meißen. 1297 Schulth. Rath und Gemeinde in Ludau. 1266 
Vogt, Schöppen, Rath und ganze Gemeinde in Ochatz. Cons. et univers. cives 
in Guben. 1329 u. 1334 Rathömeifter, Geſchworne u. Gemeinde der Bürger 
in Zwidau; Rathm. u. gefammte Bürger in Eifenberg (erwerben dad Egultheifen- 
amt); Richter und Gemeinde der Bürger in Lösnitz. 1250 u. 1253 Billikus, 
1256 Schöppen, 1258 Villikus, Schöppen und die Gefammtheit der Bürger in 
Gotha. 1270, 1273, 1278 Schultheiß, Rathmannen und die Gefammtheit der Bür- 
ger in Thamsbrücke. Im Saalfeld errichten Die Stadtgemeinde, die 3 Räthe und 
die Stadtgemeinde die Statuten. 1269 fümmtliche Bürger u. 1278 Rathm. und 
Gejammtheit der Bürger in Mühlhauſen. In Erfurt endlich erſcheinen i. J. 1217 
Graf, Vitzthum, Schultheiß, Richter und die gefammten Bürger v. E., ſpäter 
regelmäßig Rathmannen und gefammte Bürger (3.8. 1279, 1282, 1283), während 
1272 ein Bündniß ded Grafen von Gleichen gefchloffen wird mit den Rathmannen 
u. den Bürgern fowie mit der ganzen Gemeinde, feinen lieben Getreuen. Die 
fegte Urkunde vermag ſich Tittmann nicht anders als mit der höchſt unmwahrfchein® 
lichen Annahme zu erffären, daß mit den „Bürgern“ die Richter gemeint fein! In 
Wahrheit joll nur die gefammte Ginwohnerfchaft, die Gemeinde mit und ohne 
Vollbürgerredt ausgedrückt werben. Daß der Graf aud bloße Schußgenofen ins 
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Wem alle dieje Beweife noch nicht genügen, da fi ſchließlich immer 
vielleicht noch irgend eine Behörde entdeden ließe, die man in die universi 
eives hineininterpretiren fönnte, der betrachte nur eine Regensburger Urfunde 
von 1260, wonach consules judices Ratisp. sive cujuscumque dignitatis 
vel officii ejusdem eivitatis viri cum universitate civium Ratispon. einen 
Dergleih zwiſchen einigen concives und den decanus et universitas capituli 
majoris ecclesiae mit dem Siegel der universitas befunden‘), Hier ift 
zweierlei unbejtreitbar: einmal, daß ein gewöhnlicher vom Rath allein voll- 
zogener Aft der freiwilligen Gerichtöbarfeit vorliegt, zweitens, daß die troßdem 
ald mithandelnd bezeichnete universitas feine Behörde fein fann, da Alle, 
die irgend eine Würde oder irgend ein Amt in der Stadt haben, ihr gegen» 
übergeftellt werden. Gerade in Regensburg aber hat man in dem hier jehr 
früh entwidelten großen Rath eine bejonders einleuchtende Erklärung der 
jtehenden Formel magister consules et universi cives civitatis Ratispon. 
finden wollen. Einen fehr handgreiflichen Beweis endlih, daß wenigitens 
nicht immer die handelnden Perjonen allein als Urkundenaugiteller gelten, 
liefert auch die bisweilen ftattfindende Aufnahme bloßer Schußgenofen in die 
Urkundöformeln. So, wie fi) bereitd gezeigt hat, in Worms, Freiburg, 
Erfurt; jo beijpieldweije auch in Boppard, wenn ed hier 1252 heißt: nos 
scultetus milites cives ac universi sub jurisdictione et judicio civitatis 
Bopardiensis constituti tenore praesentinm protestamur et manifeste 
cupimus esse notum; oder in Königäberg in der Neumark, wenn gejchrieben 
wird: consulibus scabinis ac civitatis nostrae in Königsberg civibus seu 
inhabitatoribus universis®°). 

Uebrigens ift diefer in ganz Deutjchland herrſchende Sprachgebrauch 
keineswegs auf Deutichland beſchränkt, ſondern charakterifirt die auffommende 
Stadtfreiheit aller europäiſchen Länder #°), 


Bündniß fchließt, kann nicht auffallen, wenn wir 3. B. den Wormſer Vergleich v. 
1386 zwiſchen Biſchof, Stift u. Pfafſheit einerieitd und „zwischen den burger- 
meistern, rate, burgern, hintersessen und inwonigern der stat ze Worms“ andrer- 
feitö (b. Schannat 200) oder die Urk. aus Freiburg (oben Note 44), Königs- 
berg (Note 65) u. f. w. damit vergleichen. 

64) Ark. b. Ried I. 461. Viele jpätere Formeln b. Maurer II. 580 f,, 
der aber mit Unrecht erjt gegen die Mitte des 14. Jahrh. einen großen Rath 
annimmt. 

85) Vgl. Note 39. 44. 63. — Ur. b. Ennen u. Ederk II, 324 — 
Zimmermann, märf, Städtev. I. 63 Note 48. 

6°) So gebrauchen die italien., niederländ., franzöſ., engl. Städte ganz ähn— 
liche die gefammte Stadtgemeinde in ihrer Organifation bezeihnende Formeln. 
Major Londoniärum et ejusdem civitatis universalis communa, aldermannus 
consules et cives in Liwerd ſchreiben an Lübeck (Küb. Urkb. I. 149 u. 165 
(1251). Advocato potestati consilio et communi Mediolanensi addreifirt der 
Kaifer (1246 b. Boehmer 77). Ju Meg treten in zahlreichen Urkunden des 

39* 
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Wenn nun aber hiernach feftfteht, daß fhon feit dem 12. Sahrhundert 
in ganz allgemein üblichen Formeln die gejammte Bürgerjhaft in ihrer 
Organifation ald Trägerin des ſtädtiſchen Gemeinwefens bezeichnet wird, ohne 
daß hierbei etwas darauf ankäme, ob im einzelnen Falle wirklich die Bürger- 
verjammlung oder nur beitimmte ftädtiiche Behörden thätig geworden resp. 
zur Ausübung der betreffenden Rechte berufen find: jo liegt hierin der Beweis 
für die um jene Zeit vollzogene thatſächliche und begrifflihe Ausbildung einer 
gemeinbeitliden Drganifation. Denn das bürgerliche Gemein» 
weſen det fih nun nicht mehr mit der Verſammlung aller Genopen, fo 
daß, wenn nicht Alle wirklich thätig werden, der Begriff der Stellvertretung 
Platz greift oder aber vom Geſammtrecht fi ein eigned Herrenrecht mit 
feinen Tägern und Stellvertretern löft: jondern die Bürgerſchaft iſt eine 
organifirte Gemeinheit, welche in ihrer ganzen umfaßenden Bedeutung überall 
da will und handelt, wo die dur die Stadtverfagung zu der betreffenden 
Zunftion berufenen Organe thätig werden. Mit der Formel „Bürgermeifter, 
Rath und Bürger gemeinlih" wird ein Gefammtorganismus ausgedrückt 
der mit ber Vielheit der Bürger in ihrer Zufammenfaßung nit mehr 
identifch ift und deſſen einheitliche Natur darin ſich Elar manifeftirt, dab er 
als ein mit fich ſelbſt identifches Subjekt in gleicher Weife gefeßt wird, wie 
immer auch in dem bejonderen Falle nur auf einen oder den anderen feiner 
in der Formel hervorgehobenen Beitandtheile das Gewicht thatſächlich fallen 
mag. 

4. Schlieglih treten bei dem Gebrauch der Formeln auch in Bezug 
darauf, welche Behörden aus der Gejammtheit herausgehoben werden, 
mannichfache Unterfchiede hervor. Und in dieſer Beziehung fpiegeln ſich in 
der Sormelbildung nicht nur die örtlichen Bejonderheiten, ſondern auch ge- 
wiße allgemeine Triebfräfte und Proceße der jtädtijchen Entwidlung wieder”). 

Zunächſt dofumentirt fih in den Formeln der Fortſchritt von unvoll- 
fommeneren zu volllommeneren Organen der Bürgerjhaft. Auf der erften 
Stufe treten zwiihen Richter und Bürgerjhaft nur Schöffen oder fonftige 
gerichtliche Ausſchüße auf. Während aber urjprünglich die Schöffen einerfeits 
eine an den Richter anlehnende rein gerichtliche Behörde und andrerjeits ein 


13. u. 14. Jahrh. „Nous li Maistre Eschevin, li Treze, li consous et toute 
li communeteiz de la Citeit,“ oder... „li consoil, li paraiges.... et toute la 
communalteit de la Citeit,‘“ oder „Nos Magister scabinus et tredecim justi- 
ciarii necnon consilium ac tota communitas seu universitas civitatis“ auf, 
während dabei doch in einer Urk. v. 1327 ausdrücklich bemerkt wird, daß in Wirk- 
lichkeit ald Repraefentant der gefammten Gemeinde nur der von ihr gewählte große 
Rath zugegen if, Vgl. Maurer, Städten. IL 657—659. 

9) Die Belege für das Folgende liegen, foweit fie nicht befonders beigebracht 
werden, in den bisher angeführten Formeln u. in Th. I. 271—278. 280f. 
u. 813 f. 
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der Bürgerſchaft gegenüber felbftändiges Kolleg mit eignem oder von oben 
entftammendem Rechte find: vollzieht fih in manden Städten ein doppelter 
zur Rathöverfaßung hinzielender Fortjchritt, indem die Schöffen durch die 
Uebernahme von Berwaltungsfunftionen den Gedanken der Stadtregierung 
und durch die Wahrnehmung der bürgerjhaftlichen Vertretung bei dem Stabt- 
berrn und feinen Richtern den Gedanken der Repraefentation in gewißem Um— 
fange verwirklichen ®%). Aeußerlich zeigt fich dies, wenn die handelnte Stadt. 
gemeinde als jolhe mit der Formel für Schöffen und Bürgerfchaft bezeichnet 
wird‘); wenn die Schöffen unter einem vom Richter verfchiedenen Vorſteher 
auftreten’); wenn Schöffen und Gefammtheit in ihrer Zufammenfaßung einen 
Gegenſatz gegen den Herrn und feine Richter bilden ”!). Auf einer zweiten 
Stufe werden gildemäßige Ausſchüße von jehr verichiedener Art (offi- 
ciales de richerzecheit in Köln, 40 judices pacis feit 1156 in Worms, 24 
conjurati fori jeit 1120 in Freiburg i. Br., 24 jurati in Sreiburg i. U., 
12 jurati in Burgdorf, conjurati civitatis in Dagenau??) u. f. w.) in den 
Formeln genannt. Sie find in Wahrheit bereitd gemeinheitlihe Regierungs— 
follegien, nur regieren und vertreten fie die Bürgerjchaft lediglich innerhalb 
derjenigen Angelegenheiten, für welde dieſelbe zur Gilde feit Alterd vereint 
ift oder fi durch beſchworene Friedenseinung neu Fonftituirt hat, nicht da: 
gegen als den alle Gemeinfhaftszwede umfaßenden Verband eines ftantlichen 
Gemeinweſens. Dieje legte begrifflihe Vollendung vielmehr erreicht das Ge- 
meindeorgan erft auf einer dritten Stufe, auf welcher, meift jchon am Namen 
erkennbar, ein eigentliher Rath aus der Bürgerfchaft heraustritt??). Indem 
derfelbe als ein gewähltes, wechjelndes, Follegialifhes Organ der Stadt die 
ganze Bürgerſchaft als folde zugleich regiert und vertritt, ift der Gedanke 
eines fi durch fein Organ felbft regierenden Gemeinweſens verwirklicht. In 
em Rath; verfhwinden nunmehr die etwa vorhanden gewejenen älteren 
Kollegien natürlih da fofert, wo gerade aus ihrer Umbildung der Rath 


9) Dal. Th. I. 271—272 u. gegen Maurer, welcher alle Erheblichkeit der 
Schöffen für die Stadtverfaßung beftreitet (bef. I. 157—161 u. 631—638), jept 
auch Heudler, Urfpr. 167 f. 

6) Biele Beifpiele folder Formeln find vorgefommen, und zwar nicht blos, 
wie Maurer I. 635 behauptet, bei gerichtlichen Anläßen, fondern bei Bündnifen, 
Eühnen, Mittheilungen an andere Städte u. f. w. 

70) Dem „Scöffenmeifter‘, in Flandern „erftem Schöffen” u. |. w.; Th. I 
S. 271 Note 61—62. 

29 Es ift dies überall der Fall, wo die Echöffen in den Formeln auftreten, 
während doc der Richter darin fehlt. DViele Beifpiele find fchon vorgekommen. 
Zn Köln waren ſchon im 11. Zahrh. die Schöffen Vorklämpfer der Bürgerfchaft 
gegen ben Erzbiichof und feine Beamten. 

2) Bol. Th. I S. 272—273. 280 Note 3 u. 4. 

3) Th. I ©, 273 f. 280. 284. 
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hervorgegangen ift, wie dies regelmäßig bei Gilde- oder Friedensausichüßen 
und mitunter auch bei Schöffen der Fall wart. Mo dagegen der Rath 
neben andern Kollegialbehörden oder gar im Gegenſatz zu ihnen erwuchs, 
treten in den Formeln oft nod lange Zeit hindurch mehrere Kollegien ale 
felbftändige Organe der Bürgerfchaft auf, bis zulegt der Rath, indem er alle 
bürgerliche Selbftregierung in feiner Hand Eoncentrirt, alle älteren Behörden 
verfchlingt. So lautet in Köln, nachdem der Rath zuerft felbftändige Bedeu- 
tung erlangt hat, die vollftändige Formel „scabini officiales consules et 
universi cives“; ſehr bald jedoch verjchwinden die officiales, und mehr und 
mehr, obſchon volljtändig erft nach Sahrhunderten, auch die scabini”?), Sehr 
zahlreich find die Städte, in deren jollenner Formel vor den consules nod) 
lange scabini genannt werben, mithin „scabini consules et cives“ der Aus- 
druck für die handelnde Stadtgemeinde iſt's). Indeß vermögen die Schöffen, 
wenn fie in folcher Weife fid) an der Spite der Bürgerjchaft behaupten, auf 
die Dauer doch nur für gerichtliche Angelegenheiten eine Sonderftellung zu 
wahren, während fie im Uebrigen zu einem oberften Beftandtheil oder einer 
erften Bank des Rathes werden; das consilium zerfällt alfo hier in foldhe 
consules, die zugleich scabini find, und bloße consules oder consules i. e. ©,, 
und die Formel „scabini et consules“ nimmt mehr und mehr die Bedeutung 
und zulegt auch den Wortlaut des einfachen „consules“ an’). Wo dagegen, 
wie in Magdeburg u. den Städten Magdeburgiichen Rechts, die Schöffen ſich 
als ein völlig jelbftändiges Kolleg neben dem Rath erhalten, werden fie immer 
ftrenger auf rein gerichtliche Funktionen befchränft; in Folge deffen fünnen fie 
nur jo lange, ald noch Reſte der alten, im Gericht die Spike jedes Verban— 
des erblicdenden Anſchauung leben, fi vor den Rathmannen in den Formeln 
behaupten; bald räumen fie den Rathmannen, in deren verwaltender Thätig- 
feit man immer. deutlicher das pofitive Leben des Gemeinwejens erfennt, den 


29 Vgl. Th. 1 ©. 275 Note 71. 

75) Th. I S. 274 Note 69 u. oben Note 26. 27. 38. Auch noch Eidbuch 
v. 1395 8 365. Ennen u. Ederg I 64. Erſt 1396 mit der Zunftverfahung 
verfhwinden die Schöffen ganz aus dem Stabtrath. 

6) Beifpiele oben in Note 42. 49. 51. 52. 53. 54—57. 61. 

7) Dies ift 3. B. der Entwidelungsgang in Frankfurt a. M. Bol. oben 
Note 26 u. 27 u. Fich ard 183, Kirchner I. 416. Ebenfo in Ulm. Vgl. Jäger 
184. 187. 235; Urf. v. 1333 ib. 263: amman, rat aller bediu, richter u. rat- 
geben; u. fpätere Formeln, in benen nur Rathmannen erwähnt werben, ib. 264. 
265. 270. Vorübergehend treten die Echöffen auch in Dagdeburg in ben Rath; 
Rathmann III 159 f. u. 199. Zum Theil auch in Nürnberg und Weplar; v. 
Maurer, Stadbtv. 636 Note 29—30 u. 32; oben Note 61. Bol. auch über 
Görlitz u. Löwenberg Tzihoppe u. Stenzel 215. u. 589; über Ofterburg u. 
andere märfijche Städte, in denen die Schöffen erfte Rathabanf waren, Zimmer- 
mann I. 79. 
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erſten Plaß und bleiben nur noch hinter ihnen als minder wejentliches Glied 
des Organismus in den Sormeln; endlich verjhwinden fie ganz aus denjelben, 
da fie nun ald Gericht im heutigen Sinne aufgefaßt werden und als ſolches 
in dem Ausdrud für die handelnde Gemeinde feine Stelle beanſpruchen kön» 
nen 78). Endlich finden fih Städte, in denen das Schöffenthum aud mit 
feiner gerichtlichen Seite frühzeitig im Rath untergeht und erft fpäter wieder 
eine Bildung bejonderer Gerihtsbehörden im heutigen Sinne ftattfindet?®), fo 
daß die Entwiclung bier ganz ebenfo verläuft, wie in der großen Zahl der» 
jenigen Städte, in denen überhaupt niemals gejonderte Schöffen- und Rathe- 


ꝛe) In Magdeburg felbft ftehen bis 1261 die Schöffen über dem Rath, dann 
werben fie Beftandtheil defjelben, 1294 müßen fie wieder austreten und find nun 
bem Rath untergeordnet, bis fie zulegt ganz aus den Formeln verſchwinden; 
Rathmann a. a. O. — Aehnlich verhält es fich in den vielen Städten ſächſiſchen 
Rechts, Weſtfalens, ded Rheins u. f. w., wo Anfangs Schöffen vor und über dem 
Rath auftreten, fpäter hinter uud unter ihm. VBgl. über den charafteriftifchen Ent- 
widlungsgang der Formelbildung in Oppenheim (erft scabini consules, dann cons. 
scab., zuleßt consules) $rand 237. 244. 260 f. Ueber Soeft Th. 1. 232 Note 
8. Ueber Schweibnig Urf. v. 1328 b. Tzfhoppe u. Stenzel 521 8 19. Ueber 
die märfifhen Städte Zimmermann I. 74 f. u. 186 f. Hier blieben überall 
scabini und consules gejondert (3. B. 1285 in Salzwedel, 1298 in Königsberg, 
1807 in Berlin) und es ſanken allmälig die scabini, die Anfangs den consules 
voranftanden, ald bloße Gerichtsmänner unter diefe herab. Zimmermann, I©. 
74—79. Auch oben Note 65. 

», Ein hiſtoriſch beglaubigtes Beiipiel bietet Stendal. Hier waren Schöffen 
u. Rathmannen urfprünglich völlig getrennte Kollegien und nad) der befannten Be. 
ſtimmung des Magd. Re. wurden jene auf Lebenszeit, bie Rathmannen aber auf 
ein Jahr gewählt. Bol. Urf. v. 1285 6. Lenz, Branbenb. Urfb. I. 128. Ebenſo 
noch 1845 b. Gerden I. 90 u. 94. Dagegen heißt es in Urf. v. 1351 b. 
erden 1. 102 f. u. v. 1360 b. Lenz Nr. 143 ©. 331 f.: dat der schepen 
banck ewilick bi dem rade bliven scol, und die ratmanne, die des jars tu 
dem rade gekoren werden, scolen alle jar, wen si gekoren sint, tu der 
schepen bank und tu schepen recht sweren; u. da scole wie ock in alme 
recht beholden glick schepen die tu langer tid gekoren sin u. gesworen 
hebben, u. die beleynde richter in unser stad tu Stendal scol alle jare, wenn 
sie gekoren werden, sie upper schepenbank stedigen u. setten, dat jar over 
to blieven. Aehnlich wol in Prenzlau, wo erft 1426 eine Empörung der Gilden 
wieberum zur Trennung führte; Zimmermann I. 79—80. Ebenfo finden ſich 
in Stradburg, Regensburg, Mainz, Wormd, wo urfprünglich gewiß auch befondere 
gerichtliche Ausihüße beftanden Haben, in den Zeiten bed erjten Auftretens bed 
Raths nur consules in den Formeln; jpäter aber treten in denfelben judices oder 
scabini als eine dem Rath untergeordnete Behörde, alfo als ein Stadtgericht neuer 
Art, Hinter dem Rath auf (f. oben Note 39. 41. 64), bis fie zuleßt wieder, weil 
fie zwar fortbeftehen, aber Fein Organ bes handelnden Gemeinwejend mehr find, 
aus den Formeln verjchwinden. 
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folfegien neben einander beftanten haben, vielmehr von vornherein nur Ein 
für Verwaltung und Rechtſprechung gleichzeitig beftimmtes Kolleg aus der 
Geſammtheit hervorwuch3®®). 

Ein weiterer Entwicklungsproceß, der in der Bormelbildung auch nad 
der entjcheidenden Erhebung des Nathes erkennbar zu Tage tritt, beruht in 
der die inneren ftädtischen Verfaßungsbewegungen befonderd während ver 
Zunftunruhen beherrfchenden Richtung, die in dem Gedanken des Gemeinde- 
organd gleichzeitig enthaltenen Momente der Regierung und der Vertre— 
tung im Gleichgewicht zu erhalten oder das zwiſchen ihnen geftörte Gleich 
gewicht wiederherzujtellen. Der erfte Eintritt dieſes Gleichgewichts bezeichnete 
den Zeitpunkt, in welchem das Mejen des Rathes vollendet war. Vor ihm 
lag haufig eine Epoche, in welcher in der Stellung des Rathes das Moment 
der Vertretung überwog; denn wenigftend da, wo ber Rath nicht aus 
älteren Behörden hervorwuchs, jondern fei es allmälig fei es durch einen Eon- 
ftitutiven Aft als ein Ausſchuß der Bürgerfchaft entftand, um die Sntereffen 
derfelben bei dem Stadtherrn oder gegen ihn, vielleicht auch gegen ein Schöffen- 
folleg oder ſelbſt ſchon (wie in Köln) gegen die Bertreter einer Altbürgergilde 
wahrzunehmen, mußte diefe repraejentative Stellung zunächſt ald die Haupt» 
fache und die zugleich übertragene Machtfülle mehr nur ald Ausfluß derſelben 
ericheinen. Umgekehrt zeigte nachher bei längerem Beitande der Rath faft 
überall die Tendenz, das in jeiner Stellung enthaltene obrigfeitlihe Ele— 
ment, nachdem dasjelbe nach unten hin jelbitändig geworden war, auf das 
Entihiedenite in den Vordergrund zu drängen. Se mehr er in feiner Hand 
alle ftädtiihe Gewalt Foncentrirte, je unabhängiger er vom augenbliclichen 
Geſammtwillen wurde, je häufiger er nicht blos für ſondern aud gegen die 
Gefammtheit von feiner Macht Gebrauch machte, deſto fhärfer mußte ſich in 
feinem Wejen das Merkmal der Obrigkeit ausprägen. Das Bewußtjein, 
daß der Rath wenn auch jelbftändig doch nicht in eignem Namen regierte, 
fonnte ſich befonders dann leicht abjchwächen, wenn an die Stelle unmittel- 
barer Bürgerwahl die Ernennung des neuen Raths durch den abgehenben 
oder gar jchon die Selbitergänzung ohne periodifchen Rathswechſel trat. Auch 
abgeſehen hiervon aber wandelte fi die Stellung des Rathes jedenfalls, 
fobald der Gegenſatz von Alt» und Neubürgern, Bürgern und Gemeinde, 
Geſchlechtern und Zünften fih beftimmt ausbildet. Denn fobald fich die 


0, So in Speier, Bafel, Freiburg, Bern u. andern Städten bed Breisgau, 
ber Schweiz, Schwabend; in bairifchen u. öfterreich. Städten, in Bremen, Ham- 
burg u. Lübeck u. allen niederdeutfchen Kitftenftäbten verwandten Rechts. Vgl. oben 
Note 40. 44—46. 48. 58—60. Auch Ih. I ©. 234 Note 14. Stabtr. v. Frei» 
burg i. Ve. $ 123, Burgdorf $ 39, Murten $ 37 b. Gaupp II. 103. 123. 167. 
Ur, v. Emmerich v. 1233 6. Lacomblet II. 100. Urf. v. Salzwedel v. 1247 
b. Lenz I. 43. Urk. v. Weil v. 1293 b. Jäger 186. W. v. Meiningen b. 
Grimm, W. III 597. 593 u. 600. gl. ib. 361. II. 214 f. 
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Vollbürgerichaft zu einer Gevorrechteten Altbürgerfchaft, won der und aus der 
allein der Rath beftellt ward, verengte, während andrerfeitd bereits auch andre 
Ginwohnerftänte fi als felbftändige Glieder der Geſammtbürgerſchaft be- 
trachteten, regierte der Nat die Gefammtheit und regierte fie Doch nur im 
Namen und als Vertreter einer Klaſſe. Je mehr nun in allen ſolchen Fällen 
in Bezug auf das Verhältnig von Rath und Bürgergefammtheit das Gefühl 
des Gegenjaßes über das von der Idee der Vertretung bedingte Gefühl der 
Identität fiegte, defto mehr Motive jammelten fich für eine Verfaßungsände- 
rung an. Diefe aber wurde friedlich oder gewaltſam um fo leichter zur That: 
fache, je mächtiger noch die innere Triebfraft und je ferner von der jpäteren 
Erſtarrung der lebendige Fluß der ftädtiichen Entwicdlung war. Dabei mußte 
der Inhalt der Veränderungen, ſoweit diejelben auf das Verhältnig von 
Organ und Geſammtheit Bezug hatten, unter allen Umſtänden eine Stär- 
fung der vepraefentativen gegen die obrigfeitlichen Elemente fein. Der Weg 
aber, welcher fich zur Erreichung dieſes Ziele bot, war ein doppelter. Ent- 
werer man juchte den beitehenden Rath im Sinne einer Selbitregierungs- 
behörde der Geſammtbürgerſchaft zu reformiren, indem man Bildung, Zujam- 
menfegung oder Befugniße änderte, alfo z. B. die Wahl den Bürgern zurüd- 
gab oder den bürgerlichen Genoßenſchaften übertrug, den bisher ausgeichlogenen 
Ständen den Zutritt eröffnete oder beitimmte Rathejtellen ficherte, gewiße 
Rathehandlungen an die Zuftimmung der Gefammtheit oder der Zünfte 
band u. ſ. w. Diver aber man fchuf zu lebhafterer Verförperung ded Ge» 
danfens der Vertretung ein neues Organ, welches dem vorzugsweije regieren: 
den alten Organ forrigirend zur Seite trat. Das Leßtere geſchah wieder in 
mannichfach verjchiedener MWeife. Bald übernahm ein ſtändiges bald nur ein 
im erforderlihen Fall berufenes Kolleg die neue Funktion; bald tagte dasjelbe 
jelbitändig bald war es nur eine Berftärfung des regierenden Raths; bald 
wurden nur beitimmte Angelegenheiten, wie der ftädtiiche Haushalt, Bau- 
jachen, Steuerjachen u. ſ. w., bald alle wichtigeren Fragen des Gemeinwejens 
der alleinigen Kompetenz des regierenden Rathes entzogen. So mannichfach 
diefe Einrichtungen aber aud) von einander abwichen und ſo ſehr fie fich oft 
im Laufe der Zeit verwidelten: gemeinfam war ihnen allen der Grund- 
gedanfe, eine Vertretung der Geſammtheit gegen deren eigne Regierung zu 
Ihaffen. Während aljo nunmehr der regierende, Fleine, enge, innere Rath 
vorzugsweile den Gedanken der ftädtifhen Obrigkeit zum Ausdrud brachte 
war in dem großen Rath oder den entjprechenden Kollegien ein Eräftigerer 
Ausdruck des repraejentativen Gedanfens gewonnen. Inde handelte es fich 
dabei immer nur um ein Mehr oder Minder. Ganz trat auch in der Stel— 
lung des Eleinen Raths das Moment der Vertretung nie zurüd; und ber 
große Rath oder jeder Ähnliche Bürgerausihuß war in irgend einem Grade 
immer zugleich mitregierendes Organ der Stadt, hatte alfo Theil an den 
obrigfeitlihen Tunftionen. Es überwog nur, und zwar in jehr verfchiedener 
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Proportion je nad den Befonderheiten der Verfaßung, dort das eine und 
bier das andre Moment. Deshalb Fonnte denn auch im Laufe der Zeit eine 
neue Verſchiebung erfolgen, aud das zweite oder dritte DVertretungdorgan 
fonnte zur Bürgerſchaft oder doch zu einem bis dahin unentwickelten Theil 
derjelben in einen Gegenjaß treten, und es Eonnte dann wiederum eine neue 
Ausſchußbildung ftattfinden. Und diefer Proceß konnte fih mehrmals (wie 
in der That z. DB. in Köln, Magdeburg und fonft der Fall war) wieder 
holen, bis die Verknöcherung der Stadtverfaßungen in dem einmal feit- 
geftellten Rahmen ſolcher lebendigen Neuſchöpfung ein Ziel jegte 4), — Alle 
diefe äußeren und inneren Vorgänge num aber, welde fih um das Gleich— 
gewicht von Obrigkeit und Vertretung drehen, dokumentiren ſich in entſprechen⸗ 
den Veränderungen der die handelnde Stadtgemeinde ausdrückenden Formeln. 
Beſonders bezeichnend dabei iſt eine freilich kaum ſtrikt zu beweiſende, ſondern 
mehr nur herauszufühlende Feinheit der theils ſueceſſiv theils aber auch gleich— 
zeitig angewandten Nüancen der Formelbildung. Nicht immer nämlich wird 
jedes neue kollegialiſche Organ nach ſeinem Entſtehen ſofort in der Formel 
aus der Geſammtheit ausdrücklich herausgehoben; auch ſpäter aber geſchieht 
dies nicht ſtändig, ſondern nur in einer größeren oder geringeren Zahl von 
Fällen*2). Dieſe Ungleichheit iſt nicht bloßer Zufall, ſondern beruht im 
Ganzen darauf, daß wir, wenn wir nur an die Vertretung einer Gefammt- 
heit durch ihr Drgan denken, beide zufammenfallen lagen und alfo nur bie 
eine oder das andere nennen, fie aber dann trennen und gejondert aufführen, 
wenn wir die Selbjtändigfeit des Organs gegen die Gejammtheit hervorheben 
wollen). So ift es alfo ganz natürlich, dag der Rath jelber in der erften 


ot) Vgl. über dies Alles Th. I 8 34, bei. ©. 318 f. u. 325 f. 

*2) Solche Fälle find ed befonderd, durch welche die oben gerügten Irrthü— 
mer veranlaßt find und mitunter einen Schein von Berechtigung erlangen. 

°9) Auch heute tritt dies hervor, befonderd in Fällen, in denen eine völlige 
Sonderung ber obrigkeitlichen und der repraejentativen Bunftionen vorliegt Bei— 
ſpielsweiſe werden wir geneigt fein, eine Stadtgemeinde entweder ala „Magiftrat 
und Stadtverordnete‘, oder aber als „Magiftrat und Bürgerfchaft*, nicht dagegen 
ald „Magijtrat, Stabtverordnete und Bürgerfchaft" zu bezeichnen. Denn bie 
Stadtverordneten find reined Bertretungdorgan und deden fich infoweit mit der 
Bürgerfchaft. Daß wir auch entweder den Magiftrat oder die Bürgerſchaft je nad) 
den Umftänden allein nennen können, wo im Grunde die Stadt als folche gemeint, 
ift, Tiegt auf der Hand: Stadtverordnete und Bürgerfchaft aber nebeneinander nennen 
wir nur, wo eine Selbjtändigfeit beider gegeneinander in Betracht fommt, alfo 
3. B., wo die Stadtverordneten, wie zum Theil am Rhein, ein mitregierender 
Gemeinderath find. Ebenſo verhält es fich mit „Senat und Bürgerfchaft“. Ober 
im Repraejentativftaat” mit „König und Parlament® refp. „König und Land“, 
„Regierung und Bolfövertretung“ reſp. „Regierung und Volk“ u. ſ. w. Auch hier 
fagen wir eines oder das andere, fchwerlich aber z. B. „Regierung, Volksvertretung 
und Volk“. 
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Zeit jeines Beftandes, weil vorzugsweiſe nur Vertreter, in der Formel ent» 
weder allein ohne die vertretene Bürgerſchaft oder gar nicht erfcheint, indem 
im letzteren Falle in Rormeln wie „advocatus scabini et universi cives“ 
die Bürgergefammtheit mit ihrem Repraejentativausichuße ſich deckt; daß dem- 
nächſt da, wo es fih um die Vertretung bejonders nach außen handelt, bie 
universitas civium oder die universi cives auch jpäter noch ohne bejondere 
Heraushebung des Raths genannt werden; daß aber im Ganzen, je entjdie- 
dener fih die jelbftändige obrigkeitlihe Stellung des Raths befeftigt, defto 
regelmäßiger bei vollem Ausdrud der Rath vor der Bürgerjchaft und in jehr 
vielen Fällen der Rath ohne die Bürgerfchaft genannt wird. In ganz ähn- 
licher Weife treten dann jpäter große Räthe und ähnliche Kollegien überhaupt 
nur dann, wenn fie auch der Gefammtheit gegenüber eine gewiße Selbftän- 
digkeit erlangt haben, zwiſchen dem alten Rath und der Bürgergefammtheit 
in der Formel auf; und es geſchieht dies um jo häufiger, je mehr der Anlaß, 
bei welhem die Formel gebraucht wird, den Gedanken an die Mitregierungs- 
funktionen diejer Kollegien nahe legt. Handelt es fi aber nur um ben 
Ausdrucd der Repraefentation der Bürgerſchaft durch ihren Ausſchuß, jo wird 
entweder nur jene oder nur diejer neben den jonjtigen Behörden genannt. 

Sn entgegengejegter Richtung, aber durchaus analoger Weife, dofumentirt 
fi) nad der Spike der Formel zu das Heraudtreten ded Bürgermeifter: 
amts aus dem Rath. So lange diejes Amt vornemlih nur eine Rathe- 
vorftandihaft bedeutet, wird es entweder gar nicht oder doch nicht ftändig 
in der Formel ausgedrüct®H). Seitdem dagegen aus dem Rathemeiſter 
(magister consulum) in Wahrheit ein Bürgermeifter, aus dem Rathsamt 
das oberfte Stadtamt, aus dem leitenden und vollziehenden VBorfigenden des 
Raths ein jelbjtändiges republifaniiches Haupt der Bürgerjchaft wird, geht 
der Nennung «des Rath regelmäßig die Nennung ded oder der Bürgermeifter 
(oder der Städtemeifter, Oberzunftmeijter u. j. w.) voran. Nun werben die 
Worte „Bürgermeifter und Rat)” wejentlich für jede Stadtformel. Damit 
ift zugleih der letzte enticheidende Schritt gethan, um die Richter, Burg- 
grafen, Vögte, Schultheißen u. ſ. w. aus ihrer Stellung an der Spike ber 
Stadt zu verdrängen und in den Formeln fie den Bürgermeiftern nachzu— 
ftellen und mehr und mehr ganz fortzulaßen ®). 

Unter dem Einfluß jo verjchiedenartiger Bewegungen und Verwidlungen 
zeigen nicht nur die für verjchiedene Städte oder zu verjchiedenen Zeiten 


#1, Eine Ausnahme machen wegen ihres eigenthümlichen Uriprungs die Bürger- 
meifter in Köln und der Bürgermeifter in Regensburg. Pal. Th. I ©. 278 
Note 77. Bol. im Webrigen die Mehrzahl der oben angeführten Kormeln des 
13. Jahrh. 

85) Aeltere Formeln, in denen ein Schultheiß oder Bogt hinter einem Bürger- 
meijter aufgeführt wird, ſ. oben bei Note 44 u. 52 aus Freiburg u. den Rhein— 
ftädten. Später ift dies, ehe die Richter ganz verfchwinden, häufig. 
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üblichen Formeln eine große Mannichfaltigkeit, jondern auch dieſelbe Stabt- 
gemeinde in derjelben Epoche kann, je reicher ihre Entwiclung ift, in um fo 
zahlreicheren Ausdrücen als politifher und rechtlicher Organismus bezeichnet 
werden. Bis in die feinften Nüancen kann dabei der Sprachgebrauch 
wechjeln, jenachdem feierlicher oder weniger feierlich gefprocdhen, die eine oder 
die andere Seite in der Stellung einer Behörde hervorgehoben, das Recht 
ber Behörde oder das der Geſammtheit betont werden fol. 

Grft als das innere Reben der Städte erftarrt, erft mit dem 15. u. 16. 
Zahrhundert hört diefe in ihrem Weſen nun nicht mehr verftandene Mannich- 
faltigkeit, diefe Nennung der Behörden für die Gemeinde, der Gemeinde für 
die Behörden, beider zufammen für die Behörde, beider oder einer von beiden für 
die Stadt, hören alle die vielfachen Variationen in der Bezeichnung ber 
Behörden jelber allmälig auf. „Bürgermeifter und Rath“ werden mehr und 
mehr zu gewöhnlichen und ftereotypen Obrigfeiten, alle von ihnen ausge 
jtellten Urkunden ergehen auch nur unter ihrem Namen, alle Briefe, Klagen, 
Privilegien find an fie addreffirt®6), Als dann gar die römische Korporation- 
lehre eindringt und man in den Organen der Stadt Kuratoren fieht, welche 
Namens der juriftischen Perfon handeln, gebt ſelbſt das Verſtändniß des 
alten Gemeinwejens verloren. Nun fcheint ed unbegreiflih, wie einft ber 
Rath, wenn doch nur er verordnete, ald „Rath und gefammte Bürgerjchaft” 
verordnen konnte. Nun fieht man nicht mehr, wie die alte Formel „nos 
seultetus milites scabini consules et universi cives Francofurtenses .. 
statuimus infra scripta“ 8”) der treffendite Ausdrud für die genofenfchaftliche 
Autonomie der gegliederten und organifirten Bürgergemeinde war. Und noch 
weniger verſteht man jekt den alten Begriff der ftädtifchen Selbftverwaltung, 
in Folge defjen ed 3. B. im 3. 1255 heißen fann, daß judices scabini et 
cuncti cives Nussienses einen Pak ausjtellen®%). Set beginnen vielmehr 
jene fünftlihen Interpretationsverfuche, welche dem unbegriffenen Ausdrud 
des alten Gemeinwejens die eignen Anſchauungen unterzujcieben juchen. — 

II. Sobald nun aber die Bürgerfhaft in ihrer Drga- 
nijation als Trägerin des ftädtifchen Rechtes gejegt wurde, war der alte 
Begriff der Genofenihaft und ihres Gejammtrechtd überwunden. Denn 
damit war die Spentificirung der Gejammteinheit mit der Gefammtvielheit 
unmöglih gemacht. Der bürgerichaftlihe Organismus deckte ſich nicht mit 
der verjammelten oder verfammelt gedachten Menge der Bürger, jondern er 
war der nad Art eines einheitlichen Körpers gegliederte und organifirte 
Bürgerverband, welcher je nach den Umftänden in verjchietenen dazu berufenen 
Organen und nur in wenigen Fällen noch in einer Verſammlung aller 


80) Man vergl. nur die Urf. u. Briefe des 15. u. 16. Jahrh. 6. Schannat 
IL, Gudenus IV., Schreiber II. u. f. w. 

#7) Urk. v. 1268 b. Boehmer 147. 

%#) Ennen u. Eder II 359. 
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Bürger zur Erſcheinung kam. Wenn diefer bürgerfchaftliche Organismus 
au da, wo irgendwie der Rath innerhalb feines weit umfaßenden Geſchäfts— 
bereiches thätig ward, fein Leben befundete, jo war er eben eine den ganzen 
DBürgerverband wie die Seele den Körper durchziehende Einheit, dedte ſich 
aber nicht mit der vielföpfigen Gejammtheit der Bürger. 

Mit der formelmäßigen Ausprägung der bürgerjchaftlihen Organifation 
war indeß doch nur erit die Erjcheinung, nicht ſchon das eigentliche Weſen 
des neuen einheitlichen Nechtsjubjcktes ausgedrückt. Die organifirte Bürger 
jhaft war ja nur die augenblidlihe Xrägerin des Gemeinweſens, nidyt das 
Gemeinweſen jelbit; fie war die dem Wechſel unterworfene Form, nicht bie 
unveränderliche innere Subjtanz des in der Stadt herrihenden öffentlichen 
Willens; fie war der Körper, nicht das ihre Individualität erft zur einheit- 
lihen Perjon jteınpelnde geiftige Wejen der Stadt. Schon äußerlich war ja 
in der zujammengejegten Formel die Summe der ftädtifchen Glieder und 
Organe nur Folleftiv zujammengefaßt. Sodann aber wecdjelten im Laufe 
der Zeit nicht nur die Mitglieder der Bürgerfchaft wie der Behörden, jondern 
es wandelte ſich häufig die Organijation ſelbſt und damit die Geftaltung der 
Formeln, während doc die gemeinheitlichen Rechte und Pflichten in unver- 
änderter Kontinuität auch von dem anders EFonjtituirten Organismus fort: 
geübt wurden. Sah man fih doch in Rüdfiht hierauf nicht ſelten veranlaft, 
ausdrücklich mit der jegigen Bürgerfchaft und ihren jetzigen Behörden zugleich 
die fünftige Bürgerſchaft und ihre Fünftige Behörden als Erben und Nach— 
folger zu binden oder für berechtigt zu erklären, wie wenn es 1265 heißt: 
Nos judices consules et universi cives Spirenses .. promittentes, nostros 
successores judices consules et universam plebem civitatis ad servandum 
idem in perpetuum presentibus obligantes®°). MWeberdie® war in dem 
Begriff ded bürgerfchaftlihen Organismus das räumliche Subftrat des 
ſtädtiſchen Gemeinwejens nicht mitangedeutet. Und endlich trat bei dem Ver— 
fehr der Städte untereinander hierbei nur das Mannichfaltige und Bejondere, 
nicht aber dad ihnen gemeinfame Merkmal der eignen Perjönlichkeit hervor. 

So galt es aljo, die über dem Rath wie über der Bürgerjchaft ftehende, 
bei allem Wechſel mit fich jelbft identijch bleibende, das Stadtgebiet mit dem 
bürgerſchaftlichen Organismus zujammenjchmelzende und überall, wo Stadt. 
verfaßung beitand, gleihmäßig vorhandene Einheit zu erkennen und auszu— 


89) Bei Remling 310. Dal. Urk. v. 1829 ib. 508: die burgmannen u. 
die burger v. Landau, die jetzund sint und hernach werdent, uswendig der 
stad u. in der stad u. was zu der stad holt. Ebenſo 1337 ib. 525. Urk. v. 
1378 b. Ried I. 917: wir die gesworn des margtz ze Sybenpurch u. die 
gemain gemainleich daselbs arm u. reich bechennen . . für uns u. für alle 
unse erben u, nachkommen. 1231 im Lüb. Uıfb. I. 61: civibus et heredi- 
bus. Noch i. 3. 1524 b. Neugart II. 517 verjprechen burgerm. rat u. grosser 
rat der statt Zurich ... fur uns all unser nachkommen u. gemeine statt Z. 
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drücen. Immer deutlicher und Tebendiger wurde die reale Eriftenz einer 
jolhen Einheit, die fih als eine jelbftändige höhere Willensordnung dem 
individuellen Willen gegenüber geltend machte, auf allen Lebensgebieten 
empfunden. Sp kam fie denn auch im Gebiete des Nechts zu immer vollerem 
Bewußtjein und errang fi) die eigne Perfönlichfeit unter dem Namen und 
Begriff der Stadt. 


8. 24. Die Erhebung der Stadt zur Perfon. 

Wann zuerft die Stadt als Necdtsfubjekt aufgefaßt ift, läßt ſich 
natürlih nicht nah Fahren beitimmen. Weniger noch ift ed möglih, den 
inneren Vorgang, der bei diefem Nefultate endete, erihöpfend zu analyfiren. 
Mir müßen vielmehr uns hier mit indirefter und annähernter Erkenntniß 
begnügen und wie bei allem Werden, deffen Natur für unfer Denken nie 
ganz fommenjurabel ift, einen unaufgelöften Reft hinnehmen. 

Im Allgemeinen läßt fich zunächſt äußerlich feftitellen, daß ſchon feit der 
Mitte des 12. Jahrh. vereinzelt und dann feit dem 13. Jahrh. immer 
häufiger und regelmäßiger die Stadt (civitas, urbs) ald das Subjekt von 
Rechten und Pflichten, ald wollend und handelnd da genannt wird, wo man 
früher nur die Bürgerfchaft und ihre Organe nannte. Das Wort „Stadt“ 
erhält einen ähnlichen fjubjeftiven Gehalt, wie ihn etwa heute das Wort 
„Staat" hat. Weil nun aber dies unzweifelhaft im Worte „Stadt“ 
urjprünglih nicht lag, fo ift hiernadh gewiß, daß der neue Sprachgebrauch 
der Ausdruck eines neuen Begriffes war. . Für diefen Begriff folgt ſchon aus 
feiner Namengebung jo viel, daß in ihm die Berfnüpfung der objeftiv-räum- 
lichen Gebietsiphäre und der perfönlich » genoßenjchaftlihen Bürgerfhaftsiphäre 
zur lebendigen Einheit vollzogen war. Denn in dem neuen Begriff ift einer- 
jeitö der in ihm enthaltene Perfomenverband ſchlechthin als ein an die Stätte 
gebundener Organismus gekennzeichnet, und es iſt andrerſeits darin bie 
Groberung der Stadt dur die Bürgerſchaft vollendet, indem jonft nicht der 
Name der Stadt für ein ausfchliegliches bürgerliches Gemeinwefen monopolifirt 
und alle nicht bürgerliche Gewalt als ein außerhalb des Stadtbegriffs 
liegendes fremdes Recht gegen die ohne Rückſicht darauf fertig Eonftituirte 
Stadt gejegt werden könnte. Diefe Einheit aber wird ald ein lebendiges, 
wollendes und handelndes Weſen betrachtet und als jolches insbejondere im 
Recht anerkannt. Es ergibt fi aljo ſchon aus der bloßen allgemeinen Betrad- 
tung des Sprachgebrauches, daß unter dem Namen der Stadt ein an bie 
Stätte gebundenes bürgerliches Gemeinweien zur Perjon erhoben worden ijt. 

Im Einzelnen jedoch ift ſchon dieſe äußere Thatfache ded veränderten 
Sprachgebrauches nicht ohne eine gewiße Umftändlichkeit feitzuftellen. Denn 
die Veränderung zeigt fih großentheils nicht in ganz neuen Ausdrüden und 
Nedewendungen, jondern in einer allmäligen Nüancirung und in einer auf 
veränderte Bedeutung hinweijenden freieren und häufigeren Anwendung 
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altherfömmlicher Ausdrucksweiſen. Insbeſondere z. B. bedeuten dieſelben 
Wendungen, die Anfangs eine Zugehörigkeit zur Stadt bezeichneten, ſpäter 
ein Eigenthum oder Recht der Stadt. Hierbei nun aber ſteht der veränderte 
gedankliche Gehalt nicht mit Einem Schlage überall und gleichmäßig fertig 
da: ſondern bald hier bald da taucht der neue Gedanke auf, um ſcheinbar 
wieder zu ſchwinden, bald klarer bald unvollkommener iſt er ausgeprägt, bis 
er ſich endlich in vollem und tiefem Strome Bahn bricht. Und von den 
ältereren Städten ringt ſich jede auf ihre Weiſe durch eigne Arbeit zu dem 
neuen Rechtsbegriffe durch, ſo daß derſelbe gewißermaßen auch eine Lokal— 
geſchichte hat. Dazu kommt, daß neben dem Neuen überall in breiter Fülle 
das Alte in Wort und Begriff ſein Leben weiterfriſtet. 

Die Hauptſchwierigkeiten aber ergeben ſich aus dem innigen Zuſammen— 
hange, in welchem dieſer Eine Fortſchritt mit gleichzeitigen Fortſchritten anderer 
Art ſteht. Erſt aus ſeinen Konſequenzen, die ſich weit in alle Lebensgebiete 
verzweigen, vermögen wir mit Sicherheit Exiſtenz und Beſchaffenheit des 
neuen Begriffes feſtzuſtellen. Umgekehrt aber iſt dieſer neue Begriff das 
Produkt einer tiefgreifenden Umbildung, welche ſowol die Verhältniße wie 
die Anſchauungen überhaupt durch das ſtädtiſche Leben erfuhren. Indem wir 
auf die genaue Scheidung von Urſache und Folge verzichten, begnügen wir 
uns mit der Konſtatirung der Wechſelwirkung, welche zwiſchen der von uns 
behandelten Begriffswandlung und andern Begriffswandlungen, ſowie zwiſchen 
dieſer Veränderung der Ideen und der Veränderung der Lebensverhältniße 
beſtand. Ohne ſagen zu wollen, was und bis zu welchem Punkte hier 
Wirkendes und Bewirktes war, müßen wir doch feſthalten, daß eins nicht 
ohne das andere entſtehen und wachſen konnte. 

In näherer oder entfernterer Weije fteht nun freilih die Erhebung der 
Stadt zur Perjon mit allen in der Stadt vollzogenen Umgeftaltungen des 
mittelalterlihen Wejens in innerem Zufammenhange Allein indem wir uns 
im Uebrigen auf Andeutungen beſchränken, haben wir nur die im Gebiete 
des Rechtes felber liegenden engiten Zufammenhänge näher zu unterjuchen. 

Zunächſt ift die Ausprägung der Stadtperfönlichkeit nur eine einzelne 
Welle in der großen geiftigen Kulturbewegung, welde in den 
Städten des Mittelalters fich vollzog. Diejes Städtewejen, obſchon es jo voll 
und ganz im feiner Zeit fteht, ift doch auf der andern Seite jchon das ver- 
Fleinerte Bild unjerer modernen Welt. Und jo enthält überall das bürger- 
lihe Denfen und Leben im mittelalterlihen Gewande einen modernen Kern. 
Genau diefelben Züge daher, welche uns im Gebiete des Rechts begegnen, 
charakterifiren die intellektuellen, ethbijhen und religiöſen Wandlungen, 
die der Bürgerjtand anbahnte. Weberall ift der Fortjchritt vom halben zum 
vollen Bewußtjein, vom Konfreten zum Abjtraften, vom natürlichen Werden 
und Wachen zu freier geiftiger Schöpfung dharakteriftiih. Insbeſondere aber 
trifft die mit der Erhebung des Stabtbegriffs vollzogene Sonderung der 
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Allgemeinheit und der Bejonderheit aud auf den übrigen Kulturgebieten den 
Kern der Veränderung. Die Emancipation ded Individuums von den taufend 
Feßeln der Gemeinfhaft und die Emancipation der Allgemeinheit von den 
Banden des Zufälligen und des Individuellen, — das find überall die 
beiden fi) bedingenden Seiten desjelben großen Proceßes. So wählt, wie 
im Gebiete des Rechtes bürgerliche Freiheit und ftaatliches Geſetz gleichzeitig 
fih entfalten, die geiftige, fittliche und religiöje Freiheit nicht heran, ohne 
daß man fich andrerjeitö der über allen Einzelnen ftehenden, für Alle bindenden, 
in fich jelbit beruhenden, von der menjhlichen Gemeinſchaft getragenen Ordnung 
bewußt würde. Eine nahe äußere Berührung endlich bejteht zwijchen ber 
Bollendung des Stabtbegriffes und der Cmancipation des geiftigen Kultur- 
lebens von der Kirche. Denn tie Stadt als perfonificirte Allgemeinheit 
erfüllt fih mit der Bedeutung eines Kulturorgans und drängt, im Beſitze 
erweiterter Aufgaben und Ziele, die Kirche von der äußeren Beherrichung 
der Kultur zurüd: die Stadt felbft aber übernimmt von der Kirche nur die 
Pflege, nit zugleih die Beherrfhung des Kulturlebens und bereitet daher 
auch in diejer Beziehung die moderne Welt vor. 

Näher noch ijt der Zufammenhang der Umwandlung des Rechts mit der 
Umwandlung des jocialen Lebens. Wie in rechtlicher Beziehung die Start 
über das Individualrecht erhoben und damit zugleich das Individuum vom 
Gefammtrecht befreit wird, jo entwickelt fich in focialer Beziehung zugleich 
ein regered öffentliches und gejellichaftliches Leben und eine freiere und unab— 
hängigere Einzeleriftenz. Ungleich intenfiver geftaltet ſich das ftädtiiche Ge- 
meinleben, ald dieö bei den auf ihren Burgen und Hufen wohnenden Rittern 
und Bauern der Fall war. Aber obwol das öffentliche Leben in weiteren 
und engeren Kreijen jeine jreie und eigenthümliche Sphäre gewinnt, abjorkirt 
es doch nicht wie im Altertbum das häusliche Leben der Bürger. Und indem 
fi bei den zahllofen Berührungen und Kollifionen des regeren Verkehrs der 
Einzelne jchärfer feiner Bejonderheit bewußt wird, erhält zugleid das Einzel- 
leben einen reicheren Gehalt, eine freiere Ausprägung und eine erhöhte Selb- 
ftändigfeit. Wie in politiicher, jo fällt auch in focialer Beziehung in den 
Städten zuerjt die trennende Scheidewand der Stände. Kein gefjellichaftliches 
Nivellement wird angeftrebt! Bielmehr entjpricht dem Bau des Gemein- 
weſens, das ſich von den antiken Stadtſtaaten jo wejentlich durch das Princip 
der genohenfchaftlichen Gliederung unterjcheidet, das buntefte Sonderleben aller 
einzelnen genofenjhaftlic verbundenen Berufs- und Lebenskreije. Allein über 
aller Sonderung und individuellen Färbung erhebt fih der einigende und 
gleiche Bürgerbegriff; und wie dem Bürgerftande ein einziges bürgerliche 
Recht entjpricht, jo wißen fih auch in ſocialer Beziehung die Stadtbewohner 
dadurch, daß fie Bürger find, mehr geeint, als Berufs- und Standesunter- 
ſchiede fie zu trennen vermögen. Im Reiche freilih iſt der neue erblühende 
freie Bürgerftand zunächft nur ein Stand wie andere. Daß er aber in jei- 
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nem innerjten Weſen von feinen Mititänden verfchieden ift, offenbart er im 
Laufe der Jahrhunderte. Denn er iſt es, der fih zum Volke erweitert, den 
alten Standesbegriff auflöft und das Leben der Gegenwart aus fich erzeugt. 
Wie jhon die Sprache bekundet, haben in gleicher Weife, wie das „bürger- 
liche” Recht zum gemeinen Rechte Aller und der politijche Bürgerbegriff in 
jeiner Erweiterung zur Grundlage des ganzen Staates geworden ift, das 
„bürgerlihe” Leben und die „bürgerliche Gejellihaft ſich die Welt erobert. 

Bor Mem unlöslih ferner war die Entwidlung des Stabtbegriffs mit 
der wirthſchaftlichen Umgejtaltung verbunden, welche Handel, Verkehr und 
Gewerbe in den Städten herbeiführten. Ift ja doch überhaupt das wirth 
ſchaftliche Leben die ftoffliche Bafıs des Rechts und deshalb einer der Haupt- 
faftoren jeines Charakters. In den mittelalterlihen Städten nun aber voll. 
zogen fich wirthichaftliche Fortſchritte, welche das bisherige Wirthichaftsiyftem 
von Grund aus umgeftalteten. Hier vollzog fi) der Uebergang von ber 
Naturalwirthichaft zur Geldwirthſchaft; es vollzog ſich die Emancipation des 
beweglidhen Kapitald vom Grundbefiß; es vollzog fi) die Befreiung der Arbeit 
von der Hörigfeit. Der hiermit erreichten neuen Lebensftufe der Volkswirth— 
haft mußte eine totale Wandlung des Rechtes entiprechen, wie fie denn in 
der That in den Stadtredhten auf nationaler Grundlage angebahnt, wenn 
auch zulegt nur mit Hülfe des einer analogen Wirthichaftsitufe entiprechenden 
fremden Rechtes durchgeführt und verallgemeinert wurde, Unter diejen wirth- 
Ihaftlih bedingten Rechtswandlungen aber war gerade die Ausbildung der 
Stadtperfönlichkeit, wie fih im Einzelnen überall ergeben wird, ein entjchei- 
dender Punkt. Denn fie bedeutete zugleih die Scheidung von öffentlichem 
und privaten Recht, die Freiheit der Perjonen und des Eigenthums, die Kon- 
centration des öffentlichen und die Entfeßelung des individuellen Willens; und 
fie enthielt ald nothwendiges Gegenbild desſelben Procehes, der die Stadt zur 
Trägerin einer den bisherigen patrimonialen Gefichtspunften entrüdten Sphäre 
erhob, die Herjtellung eines freien Privatrechts in fich, welches bie dingliche 
und zuftändlihe Gebundenheit mehr und mehr abjtreifte und zu dem beweg- 
lihen Geftaltungsgebiet des individuellen Willens wurde. 

Daß endlich die Wandlung des Rechts auf das Innigſte verfettet war 
mit der Wandlung des ftaatlihen ebene, welde in den Städten eintrat, 
bedarf nur der Andeutung. Iſt ja doch der Staat zum Theil nur das aktiv 
gewordene Recht und das Recht zum Xheil nur der Niederichlag des Staats. 
Die Erhebung der Stadt zur Perſon war nur der rechtlihe Ausdrucd der 
hiftorifch-politifchen Thatjache, daß innerhalb der bürgerlichen Lebenskreiſe das 
politifche Gemeinleben in Einen Brennpunkt zufammengefaßt und zu jelbitän- 
diger Bedeutung erhoben war. Indem aber diefes neue ftantliche Gemein- 
wejen zwar weder über noch außer das Recht trat, wol aber die alte Beichrän- 
fung auf die Handhabung von Frieden und Recht abftreifte, entfaltete ed eine 
bis dahin unbekannte pofitive Lebensthätigkeit im Sinne der bewuhten För— 
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derung des öffentlichen Wohle. So entitand nach außen und innen ein von _ 
dem individuellen Handeln ſpecifiſch verjchiedenes politiiches Handeln, es ent- 
ftand eine eigentliche Regierung und eine öffentliche Verwaltung. Daraus 
aber entiprang wiederum eine Fülle dauernder Ginrichtungen und Drganija- 
tionen, welche jämmtlich zugleich Nechtsinftitute waren und nicht nur den 
Inhalt des öffentlichen Lebens, jondern aud den Inhalt des öffentlihen Rechts 
rweiterten. Und da alle pofitiven Beränderungen im Kriegs, Finanz- und 
Polizeiwefen und in dem gefammten politijchen Lehensgebiete überhaupt in 
centralifirendem Geiſte erfolgten und deshalb auf die Borftellung eines ein« 
zigen ſtädtiſchen Gemeinlebens zurücleiteten, von dem fie nur Ausflüge waren: 
jo mußte von hier aus namentlich auch der Nechtöbegriff einer ftaatd- und 
privatrechtlichen Perfönlichkeit der Stadt ftetd neue Nahrung und erhöhte Be- 
deutung gewinnen. 

Was nun aber dad Rechtsgebiet jelbit angeht, jo war auf dieſem 
der Eine neue Gedanke der Stadtperjönlichkeit jowol Duelle ald Wirkung 
einer gleichzeitigen Wandlung aller anderen Grundbegriffe. Wandeln mußte 
fi) mit der Erhebung der Stadt zur Perfon die Grundanjchauung vom 
Weſen des Rechts ($ 25); wandeln mußte fi im objeftiver Beziehung die 
Stellung von Grund und Boten zu den Perjonen ($ 26); wandeln mußte 
fih in fubjeftiver Beziehung die Stellung des Einzelnen zur Allgemeinheit 
($ 27). Nach diejen drei Richtungen hin wollen wir zunächit der Erjcheinung 
des neuen Begriffes nachforjchen, bevor wir die Nechtöfähigkeit der Stadt im 
öffentlichen Recht ($ 28) und im Privatrecht ($ 29) und ihre Willens- und 
Handlungsfähigkeit ($ 30) näher prüfen, um dann endlich das innere Weſen 
der Stadtperjönlichkeit feitzuftellen ($ 31). 


5 25. Die Stadtperſönlichkeit und das Stadtredt. 

Das Stadtreht entitand durch die in dem Kreife des ſtädtiſchen Lebens 
vollzogene Umbildung des Landrechts und der in viejes aufgenommenen Be- 
itandtheile des Iofalen Markenrehts und Hofrechts. Es trug daher urjprüng- 
lich alle Merkmale an fi, welche für die altgermanifche Rechtsidee charak— 
terijtifch waren. Seitdem indeß die Stadt zum ftaatlihen Gemeinwejen mit 
eigner Perjönlichfeit ward, erhob fih, wenn auch nur für den Kreis diejes 
Gemeinweſens, die Nechtsidee auf eine höhere Stufe, ohne die Vorzüge ihrer 
nationalen Anlage aufzugeben, 

I. Bor Allem jhieden fih objeftives und jubjeftives Recht, Geſetz 
und Freiheit. 

Anfangs waren in diefer Beziehung die früher dargeitellten ländlichen 
Derhältnige audh in den Städten maßgebend. Das Stadtreht war ein 
Kompler von Saßungen, die fid) andrerjeits theils ald Befugniße des Stabt- 
heren, ter Bürgergefjammtheit und der einzelnen Bürger, theils ald Rechts- 
qualitäten der Stadtmark, der Bürgerhäufer und Herrenhöfe darftellten, und 
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von gegenjeitigen Beziehungen zwijchen Herren, Gejammtheiten und Einzelnen, 
die andrerfeits den Saßungscharafter in fih trugen. Duellen dieſes Rechtes 
aber waren Gewohnheit, Meisthümer, Willfüren und Reichs- oder Landes— 
geſetze in bunter Miſchung mit Unvordenklichkeit, Einzelſprüchen, Verträgen 
und Faijerlichen oder fürſtlichen Privilegien. 

Am längſten erhielt ſich diefer Zuftand infoweit, ald das Stadtrecht nicht 
von innen erzeugt, jondern von außen gegeben oder doch von außen feitgeftellt, 
lanftionirt oder beichränft ward. Schr viel ergiebigere Duellen, als eigent- 
liche Reichs» oder Landesgeſetze, blieben immer die Faiferlichen und fürftlichen 
Privilegien und die mit den Stabtherrn geichlogenen Vergleiche oder 
Verträge. Dabei aber unterfhied man nicht, inwieweit Normen oder Rechts— 
verhältniße daraus flohen. 

Die Privilegien wenden fih bis zur Mitte des 12. Jahrh. ausjchliej- 
ih und ſeitdem in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle an die Bürger- 
gejanmtheit, die Behörde derjelben oder die organilirte Gemeinde. Sie ver- 
leihen jodann der jo bezeichneten Geſammtheit, den cives, universi cives oder 
der universitas eivium, eine Summe von „Freiheiten und Rechten“. Daß 
damit eine Privilegiirung der Gefammtheit im alten Sinne gemeint ift, folgt 
aus dem überwiegenden Gebrauch pluraliicher Formen !) und aus mancherlei 


1) Ju den Urkunden aller Jahrhunderte werden die negotiatores, mercatores, 
habitatores, cives, burgenses u. j. w. privilegiirt. So im 10, Jahrh., 3. B. 
Priv. f. Bremen v. 966 im Brem. Urkb. ©. 12 u. b. Lappenberg I. 48: ne-, 
gotiatores ejusdem loci incolas; 962 f. Maröberg b, Seiberg I. 13. Ebenſo 
im 11. Jahrh., 3. B. Urf. w. 1074 b. Boehmer 12: sint omnium civitatum 
habitatores regiae munificentiae spe laetificati, quam Wormacienses ipsa re 
sunt eonsecuti. Nicht anders im 12. Jahrh.; z. B. Urk. v. 1129 b. Lacomblet 
I. 200; v. 1166 f. Achen b. Gengler, Cod. mun. I. 1; v. 1163 u. 1166 f. Am- 
berg ib. 32 u. 33; v. 1145 f, Duisburg b. Gengler, Stadtr. 96; v. 1156 f. 
Worms b. Schannat 76: eivium Worm,... pacem insuper eis; v. 1166 b. 
Lacomblet I. 295: liberi sunt burgenses de Dusburch a theloneo solvendo; 
v. 1180 b. Boehmer 17: burgenses nostri in Weteflare... eodem jure et 
libertate gaudeant, qua homines nostri de Frankinfurt potiuntur; v. 1180 b. 
Schannat 85: eis (als Gefammtheit) concedimus, ut cives Worm. (als Ein« 
jene) in locis imperio pertinentibus nullum theloneum persolvant; ®. v. 1169 
f. Köln: quod cives nostri Col.,. talem obtinuerint libertatem; v. 1188 f. 
Lübeck im Lüb. Urkb. I. 9—11: civibus civitatis nostre incolis; v. 1188 f. 
Goslar 6. Göſchen 111; v. 1189 |. Hamburg b. Kappenberg 253.5; v. 1193 
f. Speier b. Remliug 126: universis eivibus; v. 1190 u. 1193 b. Lacomblet 
I. 365 u. 376. So bleibt es aber auch im 13. Zabıh.; 3. B. 1203 im Lüb. 
Urfb. 16: civibus L. inhabitantibus; 1204 ib. 16—19: civibus Lub.; 1232 f. 
Hamburg: privilegium civibus civitatis in H. concessum; Urf. v. 1211 u. 1219 
b, Schöpflin I. 311. 321—322. 335; v. 1244 b. Gudenus I. 580: hanc 
gratiam .. facimus... nostris civibus Mag.; v. 1260 b. Schannat II. 128; 
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Zufägen, wie wenn die Erben und Rechtönachfolger der jegigen Bürger?) oder 
Alle, welche ſich nach der Ertheilung des Privilegd in der Stadt niederlaßen 
würden °), ausdrücklich eingefchlogen werden. Auch wird bisweilen geradezu 
gejagt, daß in der Gefammtheit gleichzeitig alle Einzelnen begnadet jeien 9). 
Andrerjeits erjcheinen die Privilegien zugleich ald Begabungen der Stabtmarf; 
denn mit diefer werden Freiheiten und Rechte als untrennbare Pertinenzen, 
als Theile der an ihr haftenden Rechtsiphäre verbunden. Gleihwie Mauern 
und Thürme die Stadt Außerlich befeftigen und abſchließen, jo joll fie auch 
rechtlich ein mit bejonderem Frieden und Recht ausgeftatteter Bezirk fein, der 
jomit allen ihm zugehörigen Bewohnern erhöhte Freiheit mittheilt ). Dies 


v. 1235 u. 1237 b. Boehmer 16 u. 17; v. 1300 b. Schreiber I. 150: civi- 
bus; v. 1260 b. Remling 235; v. 1201u. 1245 b. Ried I. 283. 408; v. 1220. 
1226. 1293 im üb. Urkb. I. 25. 44. 544: civibus civitatis L.; v. 1212. 1222. 
1226. 1231. 1235. 1236. 1242. 1243, 1248. 1255. 1257. 1275 u. |. w. b. La— 
eomblet IL 21. 59. 73. 87. 106. 107. 136. 138. 148. 172. 220. 227. 239. 
393 u. f. w.; v. 1205. 1207. 1212. 1215 6. Ennen u. Ederß II. 20. 28. 42. 
56. 343; Tzſchoppe u. Stenzel ©. 266 u. faft überall; W. v. Reinau b. 
Grimm I. 287: „kauflleuth recht“. Genau derjelbe Sprachgebraud erhält fich 
dann, wie jebed Urfundenbuch zeigt, in den jpäteren Jahrhunderten. 

2) Z. B. Urk. v. 1215 b. Zacomblet I. 26. Priv. v. 1230 f. Regendburg : 
concedimus eisdem civibus, heredibus suis et successoribus omnia quae in 
capitulis infra scriptis apertius continentur. Stadtr. v. 1221 f. Wien b. 
Gengler 530. Urk. v. 1226 im Lüb. Urkb. I. 44: praedictis burgensibus.. 
et eorum successoribus .. confirmamus. Aehnlich ib. 45. Umgefehrt werben 
den Bürgern oft beftätigt omnia jura, quae tam ipsi quam progenitores et an- 
tecessores eorum .. habuerunt; z. B. 1281 f. Graz b. Gengler, Stadtr. 168. 

») Urk. v. 13807 b. Trouillat II nr. 57 ©. 112: ipsi burgenses de 
Loufenowe qui nunc sunt et ii qui in posterum burgenses erunt ibidem. 
1282 b. Schreiber L. 97: civibus Frib. tam praes. quam fut. Priv. f. Lünen 
v. 1341 b. Gengler, Stabtr. 278 $ 21. Ennen u. Ederg I 578 Sehr 
häufig heißt es im jchlejifchen Städteprivilegien: ejusdem eivitatis habitatoribus 
tam modernis quam futuris quoddam jus et quaedam bona dabimus oder ähn- 
lich; 3. B. 1224, 1261, 1291 b. Tzſchoppe u. Stenzel 284. 364. 414 u. 415. 
Vgl. au Priv. v. 1135 in Note 4 u. v. 1215 in Note 5. 

%) 3. B. Url. v. 1135 f. Mainz b. Gudenus 1. 118: ut sicut ipsi pariter 
meo communicaverant labori, sie omnium aliquid honori et utilitati confer- 
rem, .. habitantes infra murum prefate civitatis et manere volentes hoc jure 
donavi. 

5, Ein häufiger Vergleich! 3. B. Priv. v. 1166 f. Achen b. Zacomblet I. 
283: eundem locum imperialis defensionis et nostre clementie privilegiis et 
libertatis institutione quasi muro et turribus muniamus. Urf. v. 1215 ib. II. 
26: locum et omnes habitantes privilegiis.. quasi muro et turribus munia- 
mus. Justitiam et libertatem.. quam Carolus.. eis dedit.. eis confirma- 
mus;.. scil. ut non solum cleriei et laici loci hujus indigenae, sed et omnes 
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ift der urfprüngliche Sinn, wenn von Rechtöverleihungen an die Stadt oder 
den Drt die Rebe ift®). Je mehr fih daun die Bürgerfchaft zur Trägerin 
des ganzen Stabtbegriffs erhob, deito mehr mußte das der Stadt anklebende 
Recht ſchon als jolches zugleich der Bürgerjchaft zuftehen, jedes Recht der 
Bürgerfhaft aber zugleich als Ausflug ihrer Verbindung mit dem Stadtgebie. 
erfheinen. Doc konnte Beides jelbit dann, wenn es fich thatfächlich ſchon 
deckte, begrifflich noch gejdhieden werden. Es wurde daher gebräuchlich, das: 
jelbe Recht den Bürgern und der Stadt gleichzeitig zu ertheilen?), die Bürger 
und den Raum der Stadt ansdrüdlich nebeneinander zu privilegiiren®), wobei 
man dann bald mehr die Stadt mit allem ihren Recht als Beſitzthum ver 
Bürgerichaft?), bald mehr die Bürgerjchaft als Zubehör des mit einem befon- 


advene hic inhabitare volentes, praesentes et futuri . . fruantur. Dal. auch die 
räumliche Auffaßung des Stadtfriedend b. Grimm, W. III. 607. V. 8 12 u. 
13.88 1.19 8 26. 

6) Priv. v. 1182 b. Remling 121: Friedr. 1. betätigt privilegium .. Hen- 
rici Imperatoris, quod ipse.. Spirensi contulit civitati; 1198 u. 1235 ib. 137 
u. 200: ceivitati; 1203—1209 im Lüb. Urfb.: civitati Lubecensi; 1234 b. Dre- 
ger 165: quod civitati nostre Stralawe eandem justitiam et libertatem con- 
tulimus, que civitati Rostock est collata; 1245 b. Tzſchoppe u. Stenzel 
306: dantes eidem foro easdem libertates, quas habent alia fora annualia 
terre nostre; 1247 b. Lacomblet IL 166: civitati; 1300 ib. 620: oppidum in 
Morse eisdem juribus et libertatibus sit dotatum, quibus oppidum in Dins- 
laken perfrui noscitur et gaudere; 1376 ib. III. 682: der stat Kolne; 1309 
nr, 84 6. Trouillat III. 150: civitas Biel. 

) Z. 3. Urk. v. 1205 b. Ennen u. Eckertz IL 20: vobis (sc. scab. et 
universo populo) et civitati vestrae concessas. 1226 u. 1242 ib. 103. 104. 
226. Urk. v. 1218 b. Schreiber 26 a. 1: burgum et burgenses. 1234 b. 
Boehmer 59: civibus+ac oppido de Oppenheim. 1233 b. Lacomblet II. 
122: der Erzb. liberat civitatem et cives von ber Bieraccife. 1276 ib, 406 u. 
408: oppidanis et oppido; 1282 b. Schreiber I. 97: civibus et civitati. 
Noch häufiger im 14. Zahrh.; 3. B. 1329 b. Boehmer 479: stat u. purger; 
495: ir u. auch den purgern daselbs die gnade getan; 1398 b. Schannat 
211: burger u. stat; 1347 b. Zacomblet II. 357: die stat inde burgere v. 
Wesel; 1349 ib. 377: civibus et civitati; 13829 b. Boehmer 502 u. 508: 
civibus ac oppido; civibus et oppidis; 1355 b. Zacomblet IH. 453: jud. 
scab. cons. ceterique cives nobilis Col., — dietis civibus et eorum civitati.. 
jura; 1319 b. Gerken V. 335: tribuimus dicte civitati Rathenow et civibus 
ibidem jura et libertates omnes quas civitati Berlin et civitati Spandow .. 
dedimus. 

% 3. B. Priv. f. Graz v. 1302 b. Gengler, Stadtr. 169: memoratis 
eivibus ac loco Gretzensis civitatis indulgemus,. 

9 So im Priv. v. 1226 im Lüb. Urfb. 1. 45, worin den Bürgern bie Reichd- 
freiheit ihrer Stadt verliehen wird: universis burgensibus.. ut praed. civitas 
libera semper sit, videl. spec. civitas et locus imperii et ad dominium 
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deren Recht gefreiten Gebietes 1%) dachte. Am deutlichſten offenbart fich dieſe 
Auffagung in ſolchen Urkunden, welde nicht eine bejtehende Stadt privile- 
given, fondern die Stadt erjt gründen oder ein Dorf zur Stadt erheben. 
In den Vordergrund tritt hier gewöhnlih die Abjchliegung und Befreiung 
eines beitimmten Gebiets und die Bezabung desjelben mit gemehrtem Frieden 
und Reht!!). Daneben aber wird meift als zweite, beſondere Seite der Ver- 
leihung die Befreiung und Rechtsbewidmung der an tem Ort bereits be 
ftehenden oder durch Anfiedlung zu Bildenden Genoßenſchaft als Perjonen- 
gefammtheit hervorgehoben!?). Spuren von dem Bewußtjein, daß durch einen 


imperiale specialiter pertinens, nullo unquam tempore ab ipso speciali 
dominio separanda. Urt, b. Dreger 374: quod nos civitatem nostram 
Gholberch Teutonicis jure Lubecensi, quinque annis liberam, donavimus 
possidendam. 

10) 3. B. Priv. v. 1166 f. Achen b. Gengler, Cod. mun. I. 1: ipsam ci- 
. vitatem Aquisgranum.. una cum omnibus civibus ejus.. sub.. tuitionem 
suscipimus; nachher: omnes ad hanc sedem pertinentes. VBgl. auch Priv. f. 
Speier v. 1111; ferner Note 5. 

) So namentlich bei den Städtegründungen auf flavifchem Boden: ein be 
ftinnmtes Gebiet ſoll gefreit, mit deutfchem echte begabt und mit Anfiedlern be- 
jeßt werden (plantare, locare). DBgl. die Urk. b. Tzſchoppe u. Stenzel, z. B. 
1233 ©. 292: quod Themoni civitatem Nuenburg jure Teutonico quo Loe- 
wenberc privilegiata est locandam dedimus; 1253 ©. 330: cum... disposuis- 
semus fundare et construere liberam et firmam in Glogovia civitatem, quae 
ex libertate ad se copiam hominum invitaret, ex firmitate vero concurrentibus 
ad ipsam securitatis possit presidium impertiri; (alfo „Freiheit“ u. „Feſtigkeit“ 
find ganz gleichartige Eigenichaften derjelben „eivitas‘); 1222 ©. 281: ad locan- 
dum Theutonicos vel alios hospites in jure theutonico; 1293 ©, 419: quod 
ex nova plantatione et locatione eivitatis nostre Strelin ipsam communimus 
et sibi conferimus omne jus, quo nostra civitas Swidnyz,. gaudet; 1228, 
1240, 1250 S. 283. 301. 302. 318 u. ſ. w. Urk. b. Dreger 499. Gründungs- 
uf v. Weſel v. 1241 b. Lacomblet II. 132, Urk. v. 1288 b. Boehmer 
233: Rudolf v. Habsburg befreit oppidum Windeck und ertheilt eidem oppido... 
eadem Jlibertatis jura quibus civitas nostra Frankofurt gaudet. 1317 b. 
Gudenus III. 152: villam libertamus. Ib. 386: ipsi oppido. 1388 b. Rem- 
ling 537: darzu geben wir demselben dorfe alle die rechte, fryheit u. gute 
gewonheit, die unser u. des ryches stat Landauwe hat u. von alter herbracht 
hat. 1341 ib. 557: demselben flecken. 

2) 3. B. Gründungsuf. f. Hamm v. 1213 (o. 1193) b. Gengler, Stadtr. 
154: ego.. opidum in Marca volens construere, juris sui electionem opida- 
libus contuli. $ 1: liberum primo possidentes opidum suum, deinde Sosatien- 
sium jus sibi eligent (erftend jollen fie die Stadt frei befigen, zweitens eine au- 
tonome Genoßenſchaft in diefer fein). Urk. v. 1312 f. Dürkheim b. Schöpflin 
II. 99; v. 1340 f. Hörde b. Genglerl. cc. 198f.: dat wy dey stat u. dey burghere, 
dey dar inne wonet, hebben gevrighet u. vrighet. 1298 ib. 223. Auch bei der 
Gründung v. Freiburg 1120 tritt dieje doppelte Seite hervor: in loco proprii suo 
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jolhen Akt eine Körperfchafteperfönlichkeit ins Leben gerufen werde, find Ans 
fange nur ſehr vereinzelt zu treffen. 

Daß nun Privilegien folder Art die Gefihtspunfte des objektiven und 
des jubjeftiven Rechtes nicht jcheiden Fönnen, Liegt auf der Hand. Wenn fie 
den Sag ausſprechen, daß die Luft frei macht, jo jcheint darin die Begabung 
des Stadigebietd mit einer bejonderen Rechtöqualität zu liegen; die Aufhebung 
des gerichtlichen Zweikampfs jcheint die Verleihung einer bejonderen Freiheit 
an die Geſammtheit der Bürger zu fein; und die Einräumung andrerjeits von 
Nugungen im Reichs- oder Herrſchaftswalde wird als etwas mit jenen Saßun- 
gen durchaus Gleichartiges vorgetragen. 

Allmälig, feitdem Bürgerihaft und Stadtgebiet in eine höhere Einheit 
verbunden find, können auch Kaijer und Fürften dem neuen Gemeinwejen die 
Anerkennung nicht verjagen. Nunmehr werden daher Privilegien, Rechtö- 
bewidinungen und Freiheitsbriefe der Stadt als ſolcher ertheilt, Wird doc 
ihon in dem (freilich jet als unecht behaupteten) Privileg Friedrichs I. für 
Worms von 1156 der Stadt im Verhältnig zum Reid) eignes Necht, eigne 
Ehre und eignes Interefje beigelegt!?); in dem Privileg desjelben Kaiferd für 
Lübeck von 1188, das zugleid das fürftliche von 1163 enthält, werden der 
Stadt ſelbſt Gejeßgebungsreht, Nutzungsrechte und Antheile an den Gerichts- 
gefällen zugejchrieben!*); in dem Privileg für Speier von 1198 werden, wäh- 


fundi fribure... sec. jura Colonie liberam .. constituit fieri civitatem; und: 
mercatoribus undecumque ad eundem locum confluentibus quae subscripta 
sunt concessit privilegia, omnibus in eadem civitate manentibus jure retinenda. 
Ur. f. Emmerich v. 1233 b. Lacomblet I. 100: de villa.. condidi civitatem 
regiam seu imperialem,... eidem et ipsius civitatis civibus universis cum 
integritate rerum suarum ,. omnimodam concedens libertatis plenitudinem, 
qua alia civitas seu cives aliarum civitatum vel locorum non gaudeant am- 
pliori, sed eadem et aequali gaudeant, qua liberior fruitur civitas seu cives. 
Aehnlich Orfoge 1847 ib. II. 360. Diüfjeldorf 1288 ib. If. 501: communi bono 
ipsius oppidi D. et oppidanorum ejusdem providere volentes. Mühlheim 1322 
ib. 163: oppidum.. et universos oppidanos liberum et liberos facit. 1373 
ib. 641 u. 644: oppido et ejus incolis. 1374 ib. 648: Solingen wird erhoben 
jur vryheit und es werben dann (649) die Rechte verliehen der vryheit u. den 
burgern. 1874 ib. 645. Urk. v. 1275 b. Remling 339. 1300 b. Schreiber 
. 157: das wir der statt, den burgern u. der gemeinde ze Waldkirch... 
Friburger recht haben geben. So bejonders auch in zahlreihen Gründungsurf. 
ſlaviſcher Fürſten; z. B. 1221 b. Tzſchoppe u. Stenzel 279 (concessimus jus 
teutonicale hospitibus); 1228 ib. 289 u. j. w. 

»3) Schannat II. 76: sicut imperium decet et iustitiam et honorem ac 
commodum civitatis. 

“) Lüb. Urkb. I. 10: praeterea omnia civitatis decreta (kore) consules 
judicabunt; quidquid inde receperint, duas ;partes civitati, tertiam judici 
exhibebunt; . . tertiam civitas habebit; .. quicquid lucrum provenit de 
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rend fi in dem von 1411 noch nichts Derartiges findet, der Stadt jelbit, 
in Belohnung ihrer Treue, Rechte und Freiheiten ertheilt, die Selbftverwal- 
tung durch die von ihr aus ihren Bürgern zu wählenden und zur Wahr- 
nehmung der Rechte der universitas civium berufenen Rathmannen verliehen, 
und eidliche Bürgjchaften für die Erfüllung dieſer Faijerlihen Verſprechungen 
gegeben!d); und jeitdem mehrt fi in ben für große wie kleine Städte be 
ſtimmten faiferlichen wie fürftlichen Privilegien die Auffagung, daß Empfän- 
ger des Privilegs die Stadt als Gemeinweſen ift 1%). Gleichwol bleibt, wie 


judicio civitati debetur medietas. S. 9: sunt igitur hii termini usibus ejus- 
dem civitatis . . assignati. 

5) Nemling 137: 8. Philipp weist im Eingang auf die ihm von den 
civibus civitatis Spirensis gewährte Unterftügung bin. Dann fährt er fort: 
Nos vero civitatis illius, quae semper parentibus et antecessoribus nostris 
devota exstitit, debita pietate respicientes .. omne jus ab antiquis impera- 
toribus ei per privilegium collatum renovando confirmamus ... Civitati illi 
indulsimus, quod nec dominus rex nec nos aliquam in ea specialem vel com- 
munem faciamus exactionem, nisi cives ex libero arbitrio spontaneum nobis 
et competens servitium duxerint exhibendum .. . Civitati ... indulsimus, 
ut libertatem habeat, duodecim ex civibus suis eligendi, qui per juramentum 
ad hoc constringantur, ut universitati prout melius possint et sciant provi- 
deant et eorum civitas gubernetur (fehlt ein Wort, wol consilio) ... Super 
hiis omnibus civitati per homines nostros .. caucionem juramenti fecimus 
exhiberi. Hier ift die Anerkennung der Stadtperfönlichkeit zweifellos. Denn daß 
eivitas nicht „Bürgerſchaft“ ift, bat fich oben ergeben, folgt auch aus der ganzen 
Ausdrucksweiſe (3. B. „eives civitatis“; „in ea“ ftatt „ab ea“; die civitas foll 
ex civibus suis wählen, nicht „aus fich*), Ebenſowenig aber fann civitas noch 
rein räumlich und objectiv verftanden werden, denn fie wählt, fie bewies ihre 
Treue u. f. w. 

10) So bei Köln, dad fogar 1206 ald civitas Coloniensis ſchon ein Biünd- 
niß mit dem Könige ſchließt; Ennen u. Eder I. 26. Nicht anders bei 
Magdeburg, deſſen Priv. v. 1188 nicht nur einen von der Bürgergenoßenfchaft 
gehandhabten Stadtfrieden und Etadtrecht. anerkennt, Sondern fchon von einer Ehre 
der Stadt fpricht, pro honore civitatis Magdeb.; Tzſchoppe u. Stenzel 
266 f.; Laband, Magdeb. Rechtsqu. S. If. In der Gründungsurf. f. Freiburg 
v. 1120 heißt es bereit in $ 47: omnis mensura vini, frumenti, et omne pon- 
dus auri vel argenti in postestate ‘consulum erit et postquam eam equave- 
rint uni eorum, cui visum fuerit, eivitas committat. Die Etabt alfo wird bier 
ichon als Machtgeberin bezeichnet. Doch mag die Stelle, wie auch ber jtatt 
copjurati gebrauchte Name consules vermuthen läßt, ſpäteres Einfchiebfel fein, 
Auch dad Priv. f. Medebach v. 1142 b. Gengler, Stadtr. 282 f. perfonificirt 
ihon das oppidum, indem es ihm nicht nur ein bejonderes Recht und namentlich 
ein forum beifegt, fondern auch den Ausbrud „oppidum . . asserebat“ braucht. 
„Prenominate ville, immo honesto oppido forum habenti publicum et banno 
regio confirmatum Medebecke . . easdem reddens leges, easdem consuetudi- 
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ſchon die angeführten Beiipiele zeigen, nad außen Bin Gele und Befugniß 
ungejchieden: es ijt nur die Körperjchaft als joldhe jet Subjekt der „Freiheiten 
und Rechte” geworden, in deren Begriff fih Normen und Befugniße zufam- 
menfinden. Die Scheidung beider Beftandtheile des in ihrem Privileg ent- 
baltenen Stoffs bleibt der Stadt jelbft überlaßen, und diefe fann fie nur 
nach innen, weil fie nur bier herrſcht, vollziehen. 

Aehnlich wie mit den Privilegien verhält es fi) mit den Verträgen, 
Vergleihen, Sühnen, Friedensihlüßen zwijchen Städten und Stadtherrn. Da 
das ſtädtiſche Gemeinwefen im Kampfe groß ward, errang es ſich früher im 
Gegenſatz zu den höheren Gewalten als unter ihrer Proteftion die Anerfen- 
nung. Wenn daher die gefammten Bürger, die Bürgergefammtheit, die orga- 
nifirte Gemeinde, die bürgerlihen Behörden u. ſ. w., welche immer jelbjtän- 
diger mit Königen, Biſchöfen und Fürften ftritten und pacidcirten, hierbei 
Anfangs nur für ſich jelbft und nicht für eine fich gar nicht mit ihnen 
deefende, fondern zum Theil nod vom Biſchof oder Stadtheren ſelbſt reprae- 
fentirte Stadt auftreten fonnten: jo änderte fi) dies, als der Begriff der 
Stadt auf das freie bürgerliche Gemeinwejen beihränft und das Herrenrecht 
aus dem Etadtbegriff herausgedrängt war. Nunmehr war ed die Stadt ſelbſt, 
welche mit Königen, Biſchöfen und Fürften Streit führte und Verträge ſchloß, 
und fie wurde das Subjeft des ihren Gegnern abgerungenen oder ihnen gegen- 
über behaupteten Rechts. Allein die Scheidung von objektivem und fubjektivem 
Recht blieb auch bezüglich der jo feitgeitellten Nechtsmaterien dem inneren 
Leben der Stadt überlafen und auf diejes beichränft!?). 

Soweit nun aber das Stadtrecht nach innen gekehrt war, trat in ihm 
in der That der Gefegeöbegriff dem Befugnigbegriff fcharf gegenüber. Dies 
mußte um jo leichter gejchehen, je mehr unter den Rechtäquellen die bewußte 
Rechtserzeugung in den Vordergrund trat. Denn in der Form, welche 
fie in den Städten annahm, ftreifte die Autonomie felbit den Schein des 
Vertrages ab und prägte fich beftimmt als die Selbitgejeßgebung eines Gemein- 
weſens aus!®), Den Beihluß einer Gemeindeverfammlung mochte man fi 
als Vereinbarung Aller denken: die Willtüren des Raths waren offenbar der 
Ausdruck eined von der Summe aller Willen verjchiedenen Gemeinwillens!?). 
nes, quas ante benefacionem (ed war infeubirt worden) se habuisse asserebat, 
praecipiens quoque, ut in foro pax haberetur et leges illius fori similes 
essent legibus fori susatiensis. Aus dem 13. Sahrh. vgl. 3. B. das Priv. für 
die civitas Coloniensis, welches ihr wegen ihrer Treue der Erzbifhof dahin 
ertheift, daß fein Bürger außer ihr wor Gericht zu ftehen braucht, v. 1239 b. 
Ennen u. Ederg II. 191. 193. 195. Berner 1224 ib. 90. Priv. v. 1224, 
1247 u. 1272 für die civitas Lubecensis im Lüb. Urfb. I. 90. 120. 314. 

17) Vgl. unten $ 28, 

18) Vgl. unten $ 28. 

19) Daher wird ſchon 1229 in Hamburg (b. Rappenberg, Urkb. I. 722) 


a 
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Deutlicher noch wurden die mehr polizeilichen Ordnungen und Satzungen bes 
Raths ald eine für den Einzelnen höhere Norm empfunden?%), während doch 
andrerjeitd auch fie im Namen der Stadt und zum Nußen des gemeinen 
Weſens, nicht als Dispofitionen über ein geltend zu machendes eignes Herren- 
vecht erlagen wurden ?!). So wurde in dem Begriff der Küren, Saßungen, 
Ordnungen, Statuten ein Inbegriff objeftiver Normen aus der Sphäre des 
individuellen Beliebens herausgehoben, — Normen, die für den Einzelnen 
eine höhere Willensorbnung darftellten, die aber der in den verfaßungs- 
mäßigen Organen zur Erſcheinung kommende Gemeinwille mit Bewußtfein 
ſchuf und veränderte??). Neben dem gejegten Recht mußte aber im ferneren 
Verlauf aud das gewordene Recht, foweit e8 einen allgemeinen und 
zwingenden Charakter offenbarte, als objektives Necht begriffen und die das 
Nechtsbewußtjein zur ungejchriebnen Norm erhebende Uebung von der ein 
einzelnes Nechtöverhältnig befeftigenden Unvordenklichkeit unterfchieden werden 2). 
Und endlich wurden ſich aud die ftädtiihen Schöffenftühle und Gerichte oder 
der ihre Funktionen erfüllende Rath jehr deutlich des Unterjchiedes bewußt, 
ob fie das Recht befundeten und wiejen oder ob fie über das Vorhandenfein 





definivt: jus tale, quod vulgo kore dicitur: statuta mandare et edicta promul- 
gare. Aber auch, wenn die Gemeinde mitwirkt, heißt ed: Rath und Gemeinde 
haben gesetzt und geboten, gesetzt und verpoten etc., 3. B. Mindener 
Stadtr. a. 594 u. 402 b. Auer 151 u. 154. 

20) Daher heißt ed „des rades bod u, settinghe“, 3. B. 1365 in Lüneburg ; 
die Rathmannen oder Geſchwornen setzen u. gebieten, gebieten u. verbieten, 
heizen u. gebieten, 3. B. im Münchener Stadtr. a. 239. 241. 340. 392. 413 u. 
in den Nürnberger Rathsordn. des 14. Jahrh., 3. B. b. Siebenfees IL 117. II. 
395. 397. 680. 681. 

2) Vgl. Freiburger Etabtr. c. 48 b. Schott III. 279: die 12 geswornen 
sullen u. mugen setcen u. heizen u. gebieten allez daz si dunket gut u. 
nutze sin der stat u. den luten. 2gl. auch unten 8 28. 

22) Schon in der Bezeichnung gibt fich dies fund. Die autonomifchen Sat- 
ungen ber Städte find Willfüren, find gekornes Recht; aber fie find zugleich 
Statuten, Geſetze, Sapungen, Ordnungen. Stadtr. v. Soeſt v. 1120: 
electa justitia. Hamb. Urk. v. 1263 b. Lappenberg I. 602: ordinationes, 
statuta sive coras., Bremen 1246: quaedam statuta quae vulgariter vocant 
willkühre. Regensburg 1251. b. Gemeiner I. 361: statuta quae per eosdem 
eives facta fuerint. Erfurter R. v. 1306 b. Wald I. 95: dit is di willekur 
der stat zu Erforte. Schweriner Stabtr. b. Gengler 432 $ 9: civitatis sta- 
tuta, überſetzt mit: gesette der stat. Stadtr. v. Freiberg v. 1315 b. Schott IH. 
87: gesetze oder willekuren. Prager Etadir. $ 130 b. Rößler 88: statuta 
consilii; das sein die gesetze und ordnungen, 

23) Als „Gewohnheit“. 3. B. Wiener Handf. v. 1296: der recht u. die 
guten gewonheit, der di selbe stat ze Wienne herbracht hat. Stadtr. v. 
Saalfeld v. 1558 b. Waldy I. 127: ordnung, willkür u. gewohnheit. 
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einer ſubjektiven Befugniß oder Pflicht eine Entſcheidung fällten. Dies 
beweiſen die ſtädtiſchen Schöffenweisthümer, die Rechtsmittheilungen an andre 
Fürſten und Städte u. ſ. w.?h, verglichen mit Schöffenſprüchen und Raths— 
urteln 2). Nur die andre Seite diejer Entwidlung war es, daß den von 
ihnen gejonderten Rechtsquellen gegenüber nunmehr auch die Begrüntungstitel 
von Rechtsverhältnißen in größerer Neinheit erfchienen. Nechtege- 
ihäfte, Verträge wie einfeitige Dispofitionen, erlangten innerhalb der vom 
objektiven Recht ihnen gezogenen Schranfe eine bis dahin unbekannte Freiheit 
und Beweglichkeit in der Erzeugung und Geftaltung des jubjektiven Rechts. 

Sp gewinnt denn endlich der Begriff des „Stadtrechts“ im feiner 
Totalität die Bedeutung des die Stadt beherrſchenden Gejeßes, die Rechte 
und Pflichten aber, welche den einzelnen Rechtsſubjekten zuftehen, verlieren 
ihre fie der Satung nähernde Ständigkeit. Es entftehen die Gegenſätze des 
Geſetzes und der Freiheit. Aber die höhere Einheit der Nechteidee 
gebt nicht verloren, und indem in der Freiheit die gefegliche Beſchränkung, 
im Geſetz der frei ſchaffende Gemeinwille mitgedacht wird, bleibt die Harmonie 
beider das erftrebte Ziel. 

I. Im Anſchluß hieran wurde ferner die Unterſcheidung des Rechtes 
in abstracto und des Rechtes in concreto möglih. Das objektive 
Recht in feiner Anwendung auf den Ginzelfall wurde von der allgemein- 
gültigen Saßung, die demgemäß weit abjtrafter als früher gefaßt werden 
fonnte, unterſchieden; ein organiicher Kompler von Sabungen wurde als 
Rechtsinftitut begriffen; ein geichloßenes und ſelbſtändiges Syſtem von 
Kegeln wurde faßlih. Auch das jubjeftive Recht aber wurde nicht mehr 
bios als Fonfrete Befugniß oder Fonfretes Rechtsverhältnig aufgefaßt, jondern 
von der Mannichfaltigkeit der Einzelfälle wurden Rechte und Nechtöverhältnige 
ald allgemeine, das ftofflihe Kerrelat ter Rechtsregeln bildende Begriffe 
abftrahirt. Dies Alles aber war von größter Wichtigkeit, weil dadurch allein 
an Stelle der alten halb unbewußten Rechtszeugung eine bewußte Gejeß- 
gebung und neben ihr eine theoretiiche Neflerion über das Recht ermöglicht, 
überdies die Scheidung der richterlihen und geſetzgeberiſchen Thätigkeit durch- 
führbar wurde?s). Wie aber hierdurch wieder die Umbildung der alten 

29 Mie bei Tzihoppe u. Stenzel ©. 270. 294. 851. 423.448. Thomas, 
Dberbof 49 f. 54 f. 92 f. 255 f. 

25) Die Einzelurtbeile wurden in das Gerichts, Stadt- oder Echöffenbuch 
eingetragen und hatten als Praejudicien und Ausdrud des Gerichtägebrauchs hoben 
Werth. Aber als Entſcheidungen einzelner Fälle unterfhied man fie ſcharf von 
von den bisweilen vorkommenden nticheidungen allgemeiner Rechtsfragen, 
welche man als sententiae generales, mene ordele oder gemeyne ordele bezeichnete. 
Eo 1309 b. Gudenus III. 736; in Bremen b. Oelrichs 67 f.; in Godla 
n. ſ. w. . 

2°) Daher die bewußten NAenderungen von nicht mehr pahenden Rechtsjäpen; 
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Gerichtö- und Gemeindeverfaßung bedingt wurde, wie ferner ohne jene ver» 
änderte NRechtönuffahung die in ter alten Landgemeinde ganz undenkbaren 
willfürlihen Verfaßungsänderungen, ja nur der Plan einer darauf abzielenden 
bewußten Bewegung unmöglich gewefen wären, das bedarf nur der Andeutung. 

II. Das frei und jelbjtändig gewordene ſubjektive Recht gab indeß 
in den Städten, obwol nunmehr eine jhärfere Zerlegung feiner Elemente 
möglih wurde, den altgermanifchen Charakter nicht auf. Es wurde Feines» 
wegs im römifhen Sinne zu einem Syjtem einfeitiger, an fidh ſchrankenloſer, 
nur äußerlich dur Follidirende Befugniße Anderer beſchränkter Befugniße. 
Vielmehr wurden die Gedanken der Einheit von Recht und Pflidt, 
der jeder rechtlichen Herrſchaft als inneres und wefentliches Merkmal inne- 
wohnenden Schranke, und der Gegenfeitigfeit aller rechtlichen 
Beziehungen nit nur aufrechterhalten, ſondern dergeftalt geklärt und ver- 
ſchärft, daß fie bei den ftädtifchen VBerfaßungsbewegungen und inöbejondere 
bei den Zunftunruhen als leitende Ideen beftimmend wirken fonnten ?”). 

IV. Das objektive Recht feinerjeits ftreifte mit feiner Heraushebung 
aus der Sphäre der jubjektiven Freiheit diejenige Unvollfommenheit und 
Gebundenheit ab, welche die Folge der Anknüpfung von Rechtsnormen an 
Perjonenverbände einerjeitd und Marken und Höfe andrerjeit3 gewejen war. 
Damit wurde vor Allem möglich, ein einheitliches Grundprincip zu gewinnen, 
welches über den Geltungsbereich der Geſetze entichied. In den 
Städten zuerft trat an die Stelle von Perjonalität und Dinglichkeit die 
Staatlihfeit und damit die Territorialität des Rechts. 

Urfprünglih ftanden in den Städten nebeneinander, ohne ſich zu 
deden, ein Rechts- und Friedenskreis des Stadtbezirks und ein Rechts— 
und Friedenskreis der bürgerlichen Genoßenſchaft #3). Jener war ber 
Inbegriff von Satzungen, welde dem Stadtgebiet und jeinen einzelnen 
Theilen als rechtliche Cigenthümlichkeiten anflebten. Das „Stadtrecht“ in 
diejem Sinne umfaßte daher weder alles bürgerliche Recht, da der Bürger 
verband über den Stadtmarkverband hinaus reichte, noch nur bürgerliches 
Recht, da zur Stadt aud Grundherrihaften und Hofgüter gehörten, in Bezug 
auf welde Dienft- und Hofrecht galt??), Das Recht der Bürgergemeinde 


die Beranftaltung von Rechtöfammlungen und Rechtsaufzeichnungen; die Nieder: 
ſetzung förmlicher Gefegesfommilfionen zur Ausarbeitung von Gejetentwürfen; die 
fpäteren Revifionen und Reformationen. Daber die gefteigerte Pflege der Rechts— 
wißenfchaft in den Städten. Daher aber auch die Möglichkeit der Webertragung 
des Rechts von einem Drt auf den andern und endlich die größere Geneigtheit zur 
Aufnahme der fremden Rechte. 

27) Nachweifungen hierüber in Th. I. 

28) Vol. $ 22 u. oben Note 1—12. 

») So wird in den jura et leges civitatis Argentinensis, was die alte 
Ueberfegung b. Schilter, Königähofer Chron. 700 (Walter u. Gaupp laßen 
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andrerſeits, das jus commune civium?®), war urſprünglich ebenfalld ein 
bejonderer Begriff: e8 war das genofenjchaftliche Recht einer Perfonengefammt- 
beit und baftete nach dem alten Grundjaß der Perfonalität an der Stammes- 
und Standeszugehörigkeit?!),. Nur dieſes bürgergenogenjhaftlihe Recht, 
nicht das Recht der räumlichen Stadt, wurde bei den älteſten Stadtrechtöver- 
leihungen an neu begründete Orte verpflanzt; ed wurbe als ein jus merca- 
torum Coloniensium, Susatiensium, civium den neugebildeten Bürger- 
gefammtheiten mitgetheilt??) und vor Allem den deutſchen Gemeinden auf 
ſlaviſchem Boden als deutſches Stammesredht, jus Teutonicorum, mitge- 
geben??). „Stadtrecht“ und „Recht der Bürgerſchaft“ deckten fich alſo keines— 
wegs. Und der Sprachhgebraud erinnerte noch lange an diejen alten Dualis- 
mus, indem es üblich Klieb, den vollen Inbegriff des Stadtredhts als jus 
civium et civitatis, recht der stat und der burgere zujammenzufaßen ®%), 


den Eingang fort) „der stette recht von Strasburg‘‘ wiedergibt, mit dem bürger- 
lichen Recht auch bifchöfliches Hofrecht vorgetragen. Auch ift der Stadtfriede ein 
räumlicher Sriede, an dem fowol Fremde wie Einheimifche Theil nehmen; $ 1: ad 
formam aliarum civitatum in eo honore condita est Argentina, ut omnis 
homo, tam extraneus quam indigena, pacem in ea omni tempore et ab om- 
nibus habeat. In anderen Städten wird es als befondere Eigenfchaft gemwißer 
Güter hervorgehoben, unter Weichbildreht zu fliehen. So 1340 b. Wigand, 
Arch. V. 173: quod dietus ortus utendus est jure, quod dieitur wicbeldeme 
recht. al. 1341 ib. 173. III, 3. 32. VI. 260. 

3%) Kölner Urk. v. 1154 b. La comblet I. 263, 

s) So heißt ed nody 1135 in Mainz b. Gudenus I. 119: infra sui 
nativi juris; Priv. f. Bremen v. 1186 b. Donandt Il, 14: componat utrique 
secundum jus suum. Beweifend find auch die fpäteren Berbote ber Berufung 
auf nationales Necht (unten Note 47). Neben dem Recht der Bürger gab es in 
der Stadt noch ſpät das nationale Recht der Juden; ebenſo aber das befondere 
Standesrecht der Geiftlichen, Ritter und Dienftmannen, urfprünglich auch der Hö— 
rigen u. f. w. 

32) Freiburger Urf. v. 1120 6. Gaupp II. 19 f. $ 7: si quando discepta- 
cio vel questio inter burgenses meos orta fuerit .. pro consuetudinario et 
legitimo jure omnium mercatorum precipue autem Coloniensium examinabitur 
judieio. Priv. f. Hamm v. 1213 (vo. 1193) b. Gengler 184: der Graf von ber 
Mark überträgt den Bürgern juris sui electionem. Beſonders beißt ed in $ 1: 
Sosatiensium jus sibi eligant. Sie wählen nad) $ 14 jus illorum de Lippia. 
Priv. f. Dieffenhofen v. 1173 8 6 ib. 80. U. f. w. 

3) Vgl. auh Maurer, Städtev. IV. 22 f. 

34) Urk. v. 1180 b. Zacomblet I. 334: omnia jura civium et civitatis, 
1278 ib. II. 376: civium et civitatis Col. privilegia. 1274 ib. 436: jura 
civium et civitatis. 1289 b. Schreiber I. 169: es sollen dü stat u. die bur- 
gere .. bi iren rechtin bliben, Priv. f. Emmerich v. 1233, f. Buchhorn, f. 
Ratbenau v. 1319, f. Ueberlingen v. 1272, f. Kaufbeuren v. 1330, b. Gengler, 
Stadtr. 107. 141 8 7. 368-369. 495 8 7. 248. Priv. f. Boldberg v. 1325 b. 
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Aber Shon im 12, Sahrhundert begann die Verfchmelzung des Rechtes 
der Stadtmark und des Rechtes der Bürgerichaft zu dem einheitlichen 
Stadtredt im neuen Sinn. Indem der Stadtbegriff in einen Gegenſatz 
zu jeder außerjtädtiichen Gewalt trat, jchied auch aus dem Begriff des Stadt- 
rechts jedes in der Stadt etwa noch geltende nicht bürgerliche, jondern 
herrichaftlice oder geiltliche Recht aus. Diejes neue Stadtrecht oder Weich— 
bildrecht aber war ein Inbegriff von Normen, welder dvadurc zur Einheit 
wurde, daß ihr gemeinjamer Ausgangs: und Mittelpunkt das ſtädtiſche 
Gemeinwejen war. Damit war die politiihe Verbindung der Stadt zugleich 
ald Duelle und Grenze des Geltungsbereihs der Stadtgeſetze erklärt. Das 
neue Stadtrecht ergriff daher den ganzen Stadtbezirk und Alles was rechtlich 
zu ihm gehörte. 

Schon das Privileg für Augsburg von 1156 oder 115739) bezeugt, 
daß „Stadtreht" und „Bürgerliches Necht* fich decken. Nach dem Eingange 
zwar (a. 1) Scheint zugleih mit dem bürgerlichen and kaiſerliches und 
bischöfliches Net zum Stadtreht im weiteften Sinne gerechnet zu werden; 
denn auf die Beichwerde hin, quod civitas nullo certo juris ordine vel 
termino fungeretur, wird beitätigt das jus advocatorum, urbis prefecti, 
civitatensium omnis ordinis. Dagegen wird bald darauf (a. 3) die justicia 
Augustensis civitatis der justicia domni episcopi (a. 3 $ 8), der justicia 
advocati (a. 5) und der praefecti justicia (a.-6) entgegenjtellt. Unter 
Stadtreht aber wird dabei offenbar dasjelbe verjtanden, was nachher (a, 5 
$1u.6$ 1) als ein gemoßenjchaftliches Recht der Bürger, wonach Vogt 
und Burggraf über fie richten follen, mehrfach urbanorum justicia heißt. 
Die eivitas ift alfo ſchon ein gegen Bilchof und Beamte jelbjtändiges 
Gemeinwejen, das als jolches Träger der feine Glieder beherrſchenden Normen 
it. Zu dem Stadtrecht gehört aber auch der Friede und das Recht des 
jtädtifchen Territoriums, die urbana pax und urbana justicia (a. 3$ 1 u. 
a. 4), welde auch Ungenoßen in beitimmten Fällen ergreifen fünnen (a. 6 
$ 11). Das Stadtrecht iſt daher gleichzeitig ein bürgerfchaftlides und ein 
ſtädtiſches Recht, und diefe beiden Seiten find jchon jo jehr verjchmolzen, 
daß ſogar beftimmt werden kann, die Aufnahme in das Stadtrecht jolle die 
Geltung des Rechtes der Bürger auch für Liegenjchaften des Bürgers be- 
gründen (a.4 $ 2: quicunque jus civitatis nactus est, nullus eum impetere 
debet de jure proprietatis vel beneficii . nisi secundum urbanorum 


Tzſchoppe u Stengel 5ll: damus praedietis civibus et ipsi civitati Golt- 
berg omnia jura et statuta, quibus civitas Legnizensis et cives nostri Legni- 
zenses reguntur et quae apud ipsos servantur. Vgl. Priv. f. Kreuzburg v. 
1274 ib, 511. Priv. f. Biel v. 1318 nr. 157 6. Trouillat 11. 269. Grimm, 
MW. J. 845: libertatem statuta et conditiones burgi de C. et habitantium 
in eodem,. V. 246. 

®) Bei Gaupp, Stadtr. II. 199 5. 
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justiciam). Hier ift der Gedanke, daß das Stadtreht das Recht des 
ftädtifchen Gemeinwefens iſt, »ollfommen durchgeführt; es fell gelten, foweit 
diejed Gemeinwejen Macht und Geltung hat; es ergreift daher den Ungenofen, 
der fich gegen einen Genoßen vergangen, dann, wenn er in das ftäbtijche 
Territorium kommt (si civitatem intraverit), und erfaßt andrerfeits wegen 
bed Genofenverbandes den Genofen jo ftark, daß ihm auch deffen geſammte 
liegende Güter unterworfen werden. 

Auch das alte Soeſter Recht deutet, wenn es fi als antiquam et 
electam susaciensis oppidi justiciam, aljo ald gefornes Stadtrecht anfündigt 
und am Schluß das Recht der Bürgerjchaft und der Stadt ausdrücklich 
identificirt 3°), auf das Vorhandenfein des neuen Begriff. Gegen Ende des 
12. Zahrh. wird dann ſchon ziemlich allgemein das jus Coloniensium und 
dad jus civitatis, urbis Coloniensis, Colonie u. ſ. w. gleichgejegt?”). 
Später ift es durchaus die Regel, daß unter jus eivitatis, oppidi, urbis, 
recht der stadt, wikbelederecht zugleich das verliehene oder geforne Ge- 
noßenjchaftsreht der Bürger verftanden®®) oder das autonomifch gebildete 


3) Bei Seibert I nr. 42 ©. 48 f. $ 1 u. 63: quod forte quisquam 
hominum civitatem Susaciensem super antiquo jure suo sive consuetudinibus 
ab antiquo servatis impetere vel inquietare voluerit, magistri burgensium 
precipue et totum consilium et si necesse fuerit totum commune civitatis 
jura sua et consuetudines antiquas tactis sanctorum reliquiis obtinebunt. 

3) 3. B. Ur. v. 1159 u. 1169 b. Lacomblet I. 276 u. 302. Auch in 
ben jpäteren Freiburger Priv. (3. B. in dem früher für die Grüntungsurf. gehal- 
tenen Stadtrodel b. Gaupp II. 28 f. $ 1), in der Handfeſte f. Bern v. 1218 
(ib. 44 $ 1) u. ſ. mw. erfcheint das jus Colonie -» oder eivitatis Col. als 
Grundlage. 

3°) So die justicia eivitatis 1156 in Worms; die jura civitatis 1188 im 
Lüb. Urfb. I. 9. u. 10; Priv. f. Medebach v. 1142 u. f. Siegberg v. 1182 b. 
Gengler, Stadtr. 282 f.: judicaria potestas et jus burgense, quod oppidum 
Sigebergense eatenus dinoscitur habuisse; vgl. Seiberb I. 73f.; Tacomblet 
I, 342; das jus civile quod vulgo wycbeleth vocatur in Hamburg 1206 u. 1209 
b. Zappenberg Nr. 355 u. 374 ©. 313 u. 330; vgl. S. 519; die consuetudo 
et jura civitatis 1239 u. 1249 6. Enten u. Edert 11. 190. 194. 195. 288; 
communia civitatis jura 1259 6. Ried 449; jura loci illius sive civitatis 
1284 im Lüb. Urkb. I. 422. Im Laudum vw. 1258 heißt ed b. Lacomblet II. 
247: jura et privilegia civitatis; 249: consuetudo eivitatum; 252: commune 
statutum civitatis. Grimm 1. 827. 506. 827, III. 607 u. 608: der stete recht. 
So theilen auch die Magdeburger scabini judices et universi burgenses dem Herzog 
von Schlefien nostre civitatis jura mit b. Tzſchoppe u. Stengel ©, 271 f., 
Laband ©. 4. Im Priv. f. Leobſchütz v. 1270 b. Gengler 247 $ 10 forre 
jpondirt pacem Dei et domini regis et ipsius civitatis. Prager Etat. b- 
Nößler a. 50 ©, 34: unser stat rechte. Urk. v. 1235. 1236. 1242 b. Lappen— 
berg, Hamb. Urkb. I. 431. 482. 445: recht unser stadt to Hamborch. Es iit 
daher auch fehr gewöhnlich, daß einer neu gegründeten Bürgerſchaft das Recht 
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Recht ſchlechthin Stadtrecht genannt wird). Ob man von einem Recht der 
Bürgerichaft, das fie in ihrer Stadt hat), oder vom Recht der Stadt, das 
deren Bürgerjhaft verbindet*!), fpriht, macht nun feinen Unterſchied mehr. 
Und wenn natürlich nicht mit Einem Schlage die ältere Auffaßung bejeitigt 
ift und namentlich infoweit, ald auch jetzt Gejeß und Befugnig vermiſcht 
werden, die Anfnüpfung von Rechtsnormen an perjönlihe und dingliche 


einer andern Stadt übertragen oder verliehen wird. 3. B. 1222 civibus in eo 
oppido (Attendorn) degentibus libertatem et omnia jura, quae oppidum Su- 
satiense ab antiquo habere dinoseitur, b. Geibert I. 217. 1235 den cives 
de Malchow die jura civitatis Suerinensis b. Gengler 431. 1261 den Bür- 
gern in Bredlau jus civitatis Magdeburgensis infra distrietum sive murum 
eivitatis, b. Tzſchoppe u. Stenzel 364. Aehnliche Stadtrechtöverleihungen v. 
1219 b. Kindlinger, M. 3. IL. 251; v. 1200 f. Rüden u. 1296 b. Seiberg 
I. 154 f. u. 577; v. 1298 an Liegnitz und Strehlen b. Tzfhoppe u. Stenzel 
419 u. 422; auch ib. 415; v. 1310 f. BlIelede, 1321 Bodum, 1277 Brud, 1348 
Cleve, 1306 Eversberg, 1275 Buchhorn, 1281 Fürftenberg, 1288 Haltern, 1241 
u. 1244 Hannover, 1242 Kiel, 1293 Lentkirch, 1275 Lindau, 1304 Lüdinghauſen, 
1246 Gemünden, 1358 Neheim, 1255 Oels, 1225 Prenzlau, 1252 Roftod, 1292 
Stargard, 1243 Stettin, 1234 Stralfund, 1275 Weberlingen, 1270 Uelzen ($ 13), 
1347 Weibftadt b. Gengler, Stadtr. 24. 26. 57. 64. 109, 141. 143. 178, 185. 
219. 251. 253. 268. 303. 310. 333. 361. 381. 459. 464. 469. 495. 497. 514, 
Mittheilung ded Ulmer Raths an Ravensburg 1296 ib. 502f. In demſelben 
Sinne erfcheint in dem Priv. f. Paffau ib. 344— 348 fehr oft die pax und treuga 
civitatis, Urk. v. 1278 f. Colmar b. Trouillat II nr. 234 ©. 302: die 
andern stette die och ire recht hant; 1285 ib. nr. 419 S. 532. Daß dabei 
immer die Etabt ald Gemeinwejen gemeint ift, zeigt 3. B. Urk. v. 1373 b. 
@acomblet IL 645: na der stat rechte ind urdeile. 

») 3. B. Urk. v. 1267 Lüb. Urkb. II. 165: dat si unser stades recht. 
Urk. v. 1261 $ 1b. Tzſchoppe u. Stenzel 351 u. Laband 14: do man 
Magdeburg besatzete, do gap man in recht nach irn willkure, do wurden sie 
zu rate, daz sie kuren ratman zu eime jare, die swuren u. sweren noch alle 
jar, swenne sie nuwe kiesen, der stat recht u. ire ere u. iren vromen zu 
bewaren. Jedes ftädtifche Statut liefert weitere Belege. 

0, 3, B. Franff. Stadtr. v. 1297 b. Boehmer 304 f.: quod nos scult. 
scab. cons, ceterique cives de F. libertatibus et juribus infrascriptis in 
nostra civitate utimur ab antiquo et consuevimus observare ac observamus. 
1290 b. Tzſchoppe u. Stenzel: concedimus insuper civibus nostris Nissen- 
sibus et favemus, quod ipsi jura illa in ipsa civitate nostra Nissensi habe- 
ant et eis utantur, quod sunt semper et quae habuerant ab antiquo. Aebnlich 
1283 u. 1292 ib. 400 u. 415 u. viele andre, Vgl. Münfter Schöffenw. v. 1326 
b. Gengler 804: jus civile in civitate Monasteriensi. Aehnlich Priv. f. 
Bianden v. 1308 u. f. Wittftod v. 1248 $ 1 u. 10 ib. 512 u. 551. 

4) 3. B. Urk. v. 1275 b. Gengler, Stadtr. 556 $ 3: ut cives in Witz- 
stock utantur eo jure civitatis.. 1323 ib. 555 $ 1. 
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Einheiten alter Art fortdauert #2): fo bricht fih im Ganzen mit immer 
größerer Klarheit der Gedanfe Bahn, daß das Stadtrecht der Inbegriff der 
Gejege iſt, welche das ſtädtiſche Gemeinweſen beherrihen#). 

Das „Stadtreht” im diefem Sinne ift weder ein genoßenſchaftliches 
Stammed- oder Standesrecht noch das Recht einer Mark und ihrer Hufen: 
ed iſt das Recht eines ſtaatlichen Gemeinweſens und gleich diefem zugleich 
perjönlih und territorial, zugleih ein „bürgerliches" und ein „ftädtifches“ 
Recht). Der Bürger lebt nad Stadtrecht, weil er Glied eines territorialen 
Gemeinweſens ijt, und im Stadtbezirk gilt bürgerliches Recht, weil er das 
Zerritorium eines Bürgergemeinwejens it). Das Stadtrecht ergreift daher 


*2) Vogl. oben die Stellen, in denen nody von einem Necht der Bürger, aller 
Bürger u. dgl. oder von einem Recht der Bürger und der Stadt nebeneinander 
die Rede iſt. Kann doch noch in einer Urk. v. 1283 6. Schannat 145 der 
Bifchof veriprechen: daz wir.. unser burger gemeinlich von Worms sollen 
lazen an dem recht, daz sie hant;.. daz wir alle die hantvesten, recht u, 
frieheit u. gute gewonheit, die unser liebe burger von W. sonder oder sam- 
ment han u. herbracht han,.. halden. Das ift ganz die alte Vermifchung : 
denn das objektive Stadtrecht wird hier in berjelben Weiſe ald Necht der Bürger 
„Jammt” gedacht, wie Einzelbefugnige ald Necht der Bürger „fonder“. 

3) Eon jagen 1260 im Lüb. Urkb. I. 637 adv. cons. ac univ. cives in 
Lubeke, jie theilten den burgensibus in Dersowe mit: jus nostrum eivitatis, quo 
videlicet jure burgenses nostri sibi statuto regimine moderantur. Und das Priv. v. 
1221 f. Bochold b. Gengler 25 jagt: ut cives opidi in Bocholte simili eodem- 
que jure in omnibus et per omnia gaudeant et regantur, quo civitas Monasteri- 
ensis cum suis habitatoribus infra ambitum civitatis uti consuevit et qubernari, „daß 
Recht, welches das Münfterijche Gemeinweſen mit feinen Eimwohnern innerhalb 
feines Stadtgebiets feit Alters gebraucht und nach dem ed regiert wird“. 

#4, Daher find die bezeichnendften Ausdrüde jus civile civitatis, jus statuta- 
rium civitatis, jus munieipale urbis. 3. B. 1287 b. Gengler 23: jus civile 
civitatis Monasteriensis; 41 ib.: jus civile urbis Brisaciensis; 23 ib.: jus sta- 
tutarium civitatis Bielefeldiensis. Und es iſt nun ganz dasjelbe, ob von einem 
jus civitatis oder urbis, einer jussitia urbana, einem Stadt-, Weichbild-, Markt- 
oder Burgrecdht (vgl. oben Note 38), oder von einem jus civile (Hagenau 1164 $ 7), 
eivitatense (Itzehoe 1303), municipale (Goldberg 1328 b. Tzſchoppe u. Stenzel 
513), concivium (Racomblet 11. 148), burgense (1182 ib, I. 342), civium u. 
ſ. w. Die Rebe tit. 

45) Died ift im dem Priv. f. Bochold v. 1221 (oben Note 43) gejagt. Ans 
Ihaulich tritt ed auch in dem herzoglich bejtätigten Weisth. der Breslauer Rath- 
mannen f. Glogau v. 1302 b. Tzſchoppe u. Stenzel ©. 445 hervor, wenn es 
bier heißt: wer burger czu Glogow ist u. koufet dorfer, vorwerc adir gut, was 
gutis daz sie, in welcher wis daz gut genant si, daz in der stat wichbilde u. 
gebyet czu Glogow gelegen ist, daz gut sal in die stat czu Glogow gehoren 
u. mit der stat schossen u. mit rechte in der stat rechte liegen, u. besiczczer 
desselben gutes sullen dburgerrecht in der stat haben, u. alles daz di burger 

3, Al 
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mit Rechtsnothwendigkeit alle Perfonen, welche fih im Stadtgebiet nieder- 
lajen #6); die Stadt hat feinen Raum für die alte Perjonalität des Rechts 
und arbeitet derfelben mit Bewußtſein entgegen *?); fie jucht jogar aus ihren 
Mauern, joweit fie ihr Princip eben durchzuführen vermag, jedes bejondere 
Standesreht zu verbannen und verlangt von Rittern und Geiſtlichen Die 
Unterwerfung unter das bürgerliche Gejeg#). Das Stadtrecht ergreift aber 
ferner mit rechtlicher Nothwendigkeit alle Güter, die im MWeichbilde liegen; 
es ergreift fie gleichmäßig und durchweg, weil fie Beitandtheile des Stadtge— 
bietes find; es hat feinen Raum mehr für die alte Dinglichfeit des Rechts, 
vermöge deren jedem einzelnen Grundftüd die Beherrichung durch bejondere 
Rechtsnormen als individuelle Eigenſchaft anhaftete“9). 

Die Geltung des Stadtrechts reicht daher gerade ſo weit, wie der Ver— 
band des ſtädtiſchen Gemeinweſens reicht. Ganz und voll iſt ihm unter— 


czu rechte haben, daz recht sullen si haben ebiclich u. daz selbe gut sal 
man vor erberichter in der stat vor eyner geheysten banc in der stat dinge 
uflazen u. derselbe richter sal daz gut von der stat wegen rechen u. inwisen 
di gekouft han daz gut. 

*) Sächſ. Weichbildr. a. 4: denn sie alle mit weichbildrecht begrieffen 
sind, die im weichbild besessen u. wonhafftig sind. 

4) So verbietet der Magd. Schöffenbrief v. 1261 $ 54 b. Tzſchoppe u. 
Stenzel 353 den Wenden ausdrüdtich, ſich auf ihr nationales Recht zu berufen. 
Sn der Urf. v. 1268 6. Rappenberg, Hamb. Urkb. I. 602 heißt ed: omnes 
autem ordinationes, statuta sive coras, quas cives Hamb. apud concives, mer- 
catores nostri Flandrenses pro se observare tenebuntur ibidem. Bgl. Urf. 
v. 1250 f. Brieg u. Neumarkt b. Tzihoppe u. Stenzel 819: Polonus vel 
eujuscunque ydiomatis homo liber domum ibi habens jus theutonicorum pa- 
eiatur. Daher mußten Fremde bei der Aufnahme ind Bürgerrecht oft ausdrücklich 
versprechen, ji) dem Stadtreht u. Stabdtgericht zu unterwerfen. 3. B. Urk. v. 
1321 u. 1326 b. Schreiber, #reib. Urkb. I. 237 u. 259. 

#) So Urk. v. 1262 f. Greifenberg b. Dreger, Cod. Pomm. I. 457: con- 
tulimus X militibus et famulis XXX mansos ita tamen, quodum ibidem man- 
serint pareant juri eivili. Ganz allgemein heißt e8 1251 in Regenäburg b. Ge— 
meiner I. 361: tam spirituales quam seculares cujuscunque conditionis exi- 
stat et judei servi camere nostre specialiter, statuta, quae per eosdem cives 
facta fuerint.. custodiant et observent. Wegen der beanspruchten Unterwerfung 
von Rittern und Geiftlichen unter das Stadtrecht hatten die Städte freilich viele 
und nicht immer erfolgreidhe Kämpfe zu beftehen. 

#) So ſchon 1120 $ 32 in Soeſt: omnes aree censuales infra oppidum 
unius sunt juris; Schrae v. 1350 $ 148: dey sint von eyme rechte. Priv. f. 
Medebach v. 1165 $ 10. Auch erhielten meift die Vorſtädte und Neuftädte gleiches 
Recht wie die Hauptſtadt; 3. B. Herford b. Wigand, Arch. II, 1. 48: de nyge 
stad sal des sulven rechtes bruken, des de olde stad bruket. Anders 3. B. 
in Gtettin, wo auf dem finfen Oderufer Magd., auf dem rechten üb. 
Recht galt. 
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worfen, was jowol dem Bürgerverbande wie dem Stadtbezirk angehört. 
Allein für perjönlihe Beziehungen beaniprucht das Stadtrecht auch auswärts 
Geltung für jeine Bürger, indem dieſelben auch dort Bürger bleiben ®). 
Und umgefehrt wird es feiner territorialen Geltung wegen aud auf Nicht— 
bürger in gewißem Umfange angewandt, joweit diejelben in der Stadt 
Grundbefig haben oder in ihrem Bannkreiſe Nechtsverhältnige eingehen oder 
gegen das Geſetz verjtogen’t). Dagegen beginnt man nun aud, in Bezug 
auf ſolche Verhältnige, die ihren eigentlichen Sig außerhalb des Gebietd- 
und Perjonenfreijes der Stadt haben, fremdes Recht als gleichberechtigt mit 
dem eignen zu betrachten und vor den ftädtiichen Gerichten zuzulaßen®?), 

Es liegt auf der Hand, daß in allen diejen Beziehungen im Stadtrecht 

50) Befonders für alle politifchen u. vöfferrechtfichen Beziehungen, indem ver- 
möge der von den Etädten im Auslande erworbenen Privilegien und Freiheiten, 
zum Theil im Anflug an ihre auswärtigen Gilden und Höfe, jeder Bürger als 
folcher gewiße Rechte und Pflichten hat. Die Bürger find aber namentlich auch 
im Verhältniß zu einander an das Stadtgeſetz fo gut außerhalb wie innerhalb der 
Stadt gebunden. So werden bie im Auslande unter Bürgern ſchwebenden Streitig- 
feiten nah Stadtrecht beurtheilt und dort zugefügte Injurien der Stadt gebüft; 
Etedtr. v. Freiburg i.U. 6. Gaupp DO. S2f. $ 39 u. 40; v. Colmar v. 1298 
ib. I. 119 $ 27. — Biel weiter reiht die Geltung des heimischen Rechts im Aus- 
fande, jofern es fih um fürmliche Niederlaßungen und die Gründung von Handels- 
folonien daſelbſt handelt oder fofern die Städte im Verkehr mit fremden und viel- 
Teicht Halbbarbarifchen Völkern, deren Necht und Gericht fie nicht als gleichitehend an— 
erkennen, durch befondere Privilegien ihren Bürgern die volle Eremtion vom frem- 
den Recht und oft auch vom fremden Gericht verfchaffen. Hier gift einfach die alte 
Perfonalität fort, es find dies aber Verbältniffe, wie wir fie ja auch heute noch 
ben orientalifchen Bölfern gegenüber aufrecht erhalten. Bejonders den Slaven 
gegenüber galt jenes Syftem. Bisweilen aber auch deutjchen Stämmen gegenüber, 
wie 3. B. die Stadt Hamburg in einem Vertrage mit dem Lande Ditmarjchen von 
1265 b. Zappenberg, Urkb. I. 561 fich ausbedang: burgenses Hamburgenses 
Thetmarsis se incusantibus respondebunt secundum jura civitatis Hambur- 
gensis. 

) Bol. 3. B. Priv. f. Augsburg v. 1156 a. 6 $ 11; Handf. v. Freiburg 
i. U. b. Gaupp I. 52f. $11.18. 19; Priv. f. Weberlingen v. 1275 6. Gengler 
495 $ 5; Priv. f. Nürnberg v. 1313 b. Gaupp I. 179f.: quicquid etiam con- 
sules et scabini civitatis Nurembergensis praedictae sub juramento prestito 
pro pace ac moderatione rerum venalium intra civitatem eandem statuerint, 
tam ab extraneis quam a civibus observetur. Insbeſ. vgl. auch die Abh. über die 
„Baftgerichte" bei Dfenbrüggen, Studien S. 19-68. Auch Rößler, Prag 
LXXXVIf. 

2) Died folgt 3. B. aus dem Stadtrechtsbuch Ruprechts v. Freyſing c. 69, 
wenn hiernach der Fremde im Gaftgericht „nach des landts recht u. nicht nach 
seinem landts recht* dann Recht nehmen fol, wenn es fi „umb ain guet das 
in dem land ist“ handelt. Alſo jonjt nad dem eignen Necht! 

41* 
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das heutige Syſtem der fogenannten Zerritorialität des Rechts, welches aber 
eigentlich ald Syitem der Staatlichfeit des Rechts bezeichnet werden muß, 
typiſch vorgebildet ift. Auch unſer heutiges Landrecht Hat feinen Geltungs- 
grund in der ftaatlichen Bedeutung eines beſtimmten Gebietsverbandes und 
gilt daher, joweit diejer fich erſtreckt. Deshalb beherricht es ſowol das Gebiet 
ald die Gebietöangehörigen; es ergreift in gewißem Umfange auch das 
Fremde, was in die Sphäre diejed Gebietes tritt, und ed folgt in gewißem 
Umfange dem Gebietsangehörigen, welder auswärts in Rechtöverhältnigen 
ftept®%). In beiden Beziehungen aber findet das einheimifche Recht mehr 
und mehr feine Geltungsgrenze an der Anerkennung der Gleichberechtigung 
des fremden Rechtes, welches für foldhe NRechteverhältnige, deren eigentlicher 
Sit auswärts ift, nicht nur die Gebietsangehörigen dem einheimifchen Rechte 
entzieht, jondern auch zum Eintritt in das ihm fremde Gebiet veritattet 
wird, 

V. Gndlih war der für uns wichtigfte und won ber Ausbildung tes 
Körperjchaftsbegriffes am wenigften trennbare Fortichritt die Scheidung 
von Öffentlidbem und privatem Redt. 

Sobald die Stadt ald Gemeinwefen unterjchieden wurde von der Summe 
ihrer Glieder, und fobald andererſeits bei den Einzelnen ihre Eigenjchaft, 
Bürger jenes Gemeinweſens zu fein, von ihrer Eigenfchaft ald Individuen 
getrennt wurde: war ed möglich, das auf die Allgemeinverhältnige und das 
auf die Sndividualverhältnige gerichtete Recht auseinanderzuhalten und jedes 
der beiden Gebiete nach dem ihm innewohnenden Lebensprincip verjchieden zu 
geftalten. Und umgekehrt gewährte allein diefe Scheidung die Möglichkeit, 
den Gedanken der Stabtperjönlichfeit durchzuführen und die Stadt zum 
wahrhaft ftaatlichen Gemeinwejen auszubilden. 

Beitimmt audgeiprochen und definirt wurden nun zwar die Gegenfähe 
des Öffentlihen Rechts und des Privatrehts im Stadtrecht nit. Allein die 
einzelnen Rechtöinftitute nahmen eine verjchiedene Natur an, jenachdem fie 
fih auf die Allgemeinheit und ihre Glieder oder auf die Einzelnen als 
Einzelne bezogen, und diejenigen Injtitute, in welden bisher öffentliches 
Recht und Privatrecht untrennbar verwoben gewejen waren, fielen nun in 
zwei ungleichartige Hälften auseinander, 

Den Charakter des öffentlichen Rechts nahm alles Recht an, bei 


53) Eine Zeit lang betonte man für das Landrecht ausſchließlich die territoriale 
Seite und bildete daher das Princip der Staatlichfeit des Rechtes einfeitig als 
Zerritorialitätsprincip aus. Im neuerer Zeit bat aber das einheimische Recht in 
Bezug auf Staatsangehörige feinen Wirkungskreis wieder über das Gebiet hinaus 
erweitert, während natürlich in entjprechendem Umfange fremdes Recht für Fremde 
bei einheimifchen Gerichten zugelaßen wird. Damit ift auch das Landrecht wieder 
im Sinne ded alten Stadtrechts zugleich ein „bürgerliches* Recht geworden, fo daß 
man nicht mehr das territoriale Princip einfeitig betonen darf. 
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welhem die Stadt als Allgemeinheit und ihre Mitglieder als Bürger in 
Betracht kamen, weldes ſich aljo auf die gemeinheitliche Seite der Perfonen 
bezog. Dahin gehörte das gefammte Verfaßungs- und Verwaltungsrecht des 
ftäbtifchen Gemeinwejens, das Recht des gerichtlichen Verfahrens und das 
Strafreht. Auf allen diefen Gebieten trat das Cinzelintereffe vor dem Ge- 
meinwohl, das individuelle Belieben vor dem öffentlichen Willen, die freie 
Beweglichkeit vor der objektiven Stetigfeit zurüd. Dies zeigt fih z. B. im 
Strafrecht darin, daß die Grundlage deffelben ein ewiger Stadtfriede wird, 
daß Fehde und Privatradhe fortfallen und daß Wergeld und Bußen mehr 
und mehr durch öffentliche Strafen verdrängt werden®4). Sm gerichtlichen 
Verfahren) wird die Thätigkeit des Gerichtes erhöht; die alte Anſchauung, 
wonach der Wille der Parteien für den Gang des von ihnen geführten 
Streited vielfach entſcheidend bleibt, verblaßt; von den Beweismitteln ver- 
jhwinden mehr und mehr die Gottedurtheile und der Zweifampf und an die 
Stelle der Eideöhelfer treten Zeugen; es bildet fih eine ordentliche Berufung 
aus. Bürgerliches und peinliches Verfahren beginnen fi zu fondern. Im 
legteren gewinnt in den Städten zuerft die öffentliche Anklage Boden und 
bereitet den Uebergang zum Unterjuchungsverfahren vor. Im Berwaltungs- 
recht wird, zum Theil jehr bald unter Uebertreibung des faum entftandenen 
Polizeibegriffs, die jubjektive Freiheit dur eine große Zahl im öffentlichen 
Snterefje getroffener Anordnungen eingefchränft, während andrerfeits die Ver— 
waltungsbehörden in allen Zweigen ihrer Thätigfeit durd die ein für alle 
Mal feitgejtellten Statuten und Ordnungen gebunden werden. Bor Allem 
aber entwicelt fi das den Organismus ded ganzen Gemeinweſens beftim- 
mende Berfahungsreht im Sinne einer objektiven Lebensnorm ber 
ftädtifchen Körperjchaft, jo daß die Befugniße und Pflichten der einzelnen 
Bürger, ihrer Stände und Genoßenſchaften und der verjchiedenen ſtädtiſchen 
Drgane nad diefer Richtung hin nur noch als Ausflug des Geſetzes erfcheinen 
und jeden individualrechtlihen Nebencharafter abftreifen. So verändern 
Bürgerrecht, Aemter und Gewalt- oder Unterwerfungsverhältniße jeder Art 
ihr Weſen: fie hören auf, als Privatrechte beſeßen, vererbt, veräußert, getheilt 
zu werden und finden ihre Duelle wie ihre Grenze in der dauernd geordneten 
Berfaßung der Stadt). — Wenn nun aber fo das öffentliche Recht der. 
individuellen Willensiphäre entzogen wurde, jo gab es doch nicht den 
Charakter des Rehtes auf. Das Gemeinwohl war fein Ausgangspunft, 
aber das Einzelmohl zog ihm eine fefte Schranke. Es war das Herrichafts- 
gebiet eines einheitlihen Allgemeinwillens: aber in welcher Weiſe diejer 
Allgemeinwille fih aus der organifchen Verbindung der von den Einzelwillen 
abgetrennten Stüde bildete und demnächit fich äußerte, das war ſelbſt der 


54) Einiges darüber b. Maurer I 376. 413f. IV. Af. 
5) Maurer IH. 598—760. IV. 7 f. 
56) Näheres darüber unten in $ 28. 


646 Die Stabtperfönlichkeit. 


Inhalt rechtlicher Normen. Das öffentliche Recht wurde nicht durch den 
abjoluten Willen einer dem Bürger gegenüber jchranfenlojen Staategewalt 
ald von außen fommende unabänderliche Zwangsnorm bingeftellt: es war 
vielmehr das Gejeß, welches der dem bürgerlichen Organismus immanente 
und von allen feinen ©liedern getragene Gemeinwille fich jelber jeßte. Daher 
wurde denn auch die Stetigfeit des öffentlichen Rechts vor Erftarrung dadurch 
gewahrt, daß der freien Selbitbeftimmung und dem bewußten Entihluß des 
öffentlichen Willens die Aenderung anheimgeftellt und überdies auch innerhalb 
des objektiv feitgeftellten Rahmens ein bejtimmtes Bewegungsfeld frei gelaßen 
ward. Im Gegenfaß zu dem von der Vielheit der Individuen ausgehenden 
Privatrecht gieng allerdings das öffentliche Recht von der Einheit des Ge- 
meinwejens aus: aber dieſes Gemeinwejen war ein Organismus, defjen 
Gliederung und Organifation ſelbſt unter das Recht fiel. Deshalb erzeugte 
auch für den von ihm geregelten Kreis das Öffentliche Necht keineswegs nur 
einfeitige Befugnige der Stadt als jolcher und willenloje Unterwerfung ver 
Bürger: jondern ed erzeugte gegenfeitige Beziehungen zwijchen dem Ganzen 
und jeinen Theilen, die als Glieder einer höheren Einheit dennod) zugleich 
jelbftändige Einheiten blieben. So war es möglih, troß der Erhebung ber 
Stadt zum Staat die Rechtsnatur des öffentlichen Nechtes beizubehalten und 
demfelben troß der Emancipation vom Privatrechtöbegriff wollen gerichtlichen 
Schuß zu gewähren”), 

Gleich epochemachend war die in den Städten vollzogene Umgeftaltung 
desjenigen Nechts, welches nad der Abjonderung des öffentlichen Rechts wegen 
feiner Beziehung auf Individualverhältnige nunmehr zu reinem Privatrecht 
wurbed®), Hier gewann der individuelle Wille reichlich zurück, was er dort 
an Herrichaft verloren hatte. Der freie Verkehr entwidelte ſich und löfte das 
individuelle Belieben von den Feßeln, in welche die Zuftändlichfeit alles Rechts 
ed bisher geihlagen hatte. Freiheit und Beweglichkeit traten an Stelle der 
Gebundenheit und Ständigkeit. In allen Punkten erfolgte jo eine Umbil- 
dung, welche zu einem jelbjtändigen und reinen Privatrecht, das vorher fo gut 
wie ein rein öffentliches Recht unbekannt gewejen war, überhaupt erit führte, 
Im Perſonenrecht trat died darin hervor, daß die Privatrechtsfähigfeit 
von dem politifchen Recht gelöft wurde; daß aud der Sremde in den Galt- 
gerichten nach Meichbildredht Necht nehmen und geben konnte; daß innerhalb 
der Bürgerjchaft der Stand aufhörte, ein verjchiedenes Necht zu bedingen, und 
jo an die Stelle des Sonderrechfö der Stände ein gemeined bürgerliches Recht 


2) Died wird fih im Cinzelnen unten in $ 23 u. 30 ergeben, 

58) Die Umbildung des Privatrechts durch das Stadtrecht vor der Aufnahm: der 
fremden Rechte harrt noch der erfchöpfenden und prineipiellen Erforfhung. Da; 
Befte darüber hat Arnold, zur Geſch. des Eigentums in den deut. Städten und 
in feinen andern Werfen gelegentlich bemerkt. Ciniges bei Maurer I. 394—436 
u. IV. 26. 
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trat, wie ja noch heute das „bürgerliche“ Recht zugleich das gemeine iſt; daß 
die privatrechtliche Zurhickjegung der Frauen und Waffenunfähigen endete. Im 
Sachenrecht erlangte die bewegliche Habe jelbftändige Bedeutung und der 
Grundbeſitz wurde gleich ihr zu einem freien Objekt individueller Herrichaft; 
ed wurde überhaupt ein reines und eigentliches Privateigentbum an Grund 
und Boden zum erjten Male möglich, indem die das alte Grundeigenthum 
erweiternden und belaſtenden öffentlichen Nechte und Pflichten von ihm gelöit 
und auf eine jelbjtändige Baſis getellt wurden; jo wurde (wenn nicht für 
die Erbgüter, jo wenigitens für die erworbenen Güter) das Princip der Ges 
bundenheit des Grundbefiges mehr und mehr dur das Princip der Freiheit 
des Grundbefißes verdrängt; die herrichaftlichen, genoßenſchaftlichen und fami— 
lienrechtlichen Beichränfungen des Eigenthums fielen allmälig fort; das in 
dem Gedanken der Grundherrihaft feine kräftigſten Wurzeln treibende ge- 
theilte Eigenthum verjchwand zulegt aus den Mauern der Städte; die alten 
Reallaften mit ihrer halb öffentlichen Natur veränderten ihr Weſen und 
machten den rein privatrechtlichen wiederfäuflichen Grundrenten Pat. Wahr— 
haft jchöpferiich zeigt fih das Stadtrecht im Obligationenreht; während 
vorher jtändige Zuftandsobligationen die Negel bilden, werden nunmehr die 
beweglichen Verfehrsobligationen in mannichfacher Weije aus- und durchgebildet ; 
der fich jelbit bindende individuelle Wille wird zu freiefter Gejtaltung der Ver— 
träge veritattet; die Fundamente für den modernen Bau des MWechjelrechts, 
des Nechtes der Anweifungen und Inhaberpapiere, der Handelsgeſchäfte, des 
Seerechtö werden gelegt. Auch im Familienrecht vollzieht fich ein analoger 
Proceß; indem die legten Reſte der genoßenſchaftlichen Geichlehts: und Fami- 
lieneinheit aufgelöft und durch frei geforne Gejellihaften und Gilden erjeßt 
werden, füllt die öffentlichrechtliche Seite der Familienverbindung mit den 
Inftituten des Wergelds, der Fehde und Blutrache, der Eideshülfe u. f. w. 
fort und es entjteht ein jelbjtändiges Familienprivatrecht; in dieſem aber 
bringt die Gleichitellung der Weiber mit den Männern und die wachjende 
Bedeutung der fahrenden Habe die wichtigiten Veränderungen hervor. Hiervon 
fann endlich auch das Erbrecht nicht unberührt bleiben; die verichiedene 
Behandlung der einzelnen Vermögensſtücke hört mehr und mehr auf, ſeitdem 
die Bejonderheit der Sachen dem einheitlichen Vermögensbegriff gegenüber an 
Bedeutung verliert; bei der gejeßlihen Erbfolge verjchwindet allmälig ber 
Unterjchied der Geſchlechter; dem individuellen Willen wird wie unter Leben⸗ 
den jo von Tode wegen eine freiere Verfügung über Vermögensrechte ein» 
geräumt. Alle diefe Veränderungen vollziehen ſich Freilich nur langjam und 
feineswegs gleichförmig; insbejondere halten die ſächſiſchen Stadtrechte, der 
fonjervativen Stammesrichtung folgend, die mit den neuen Zuftänden irgend 
vereinbaren Snititute des alten Rechts mit großer Zähigfeit feſt. Daß fid 
aber — worauf ed bier nur ankommt — die Entwidlung in der angebeuteten 
Richtung bewegte, kann wicht bezweifelt werden. Gleichwol verläugnete auch 


; 
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das neue Privatrecht nicht die Grundgedanfen der germaniſchen Rechtsanſchauung 
und unterfchied fich durch diefe nach wie vor in principieller Weife vom rö- 
mischen Privatreht. Wie im öffentlichen Recht dem Staatswillen die All- 
macht, jo blieb im Privatrecht dem Individualwillen die jchranfenloje Freiheit 
verfagt. Statt von jouveränen und beziehungslojen Einzelwillen gieng man 
nach wie vor von gegenjeitigen Willensbeziehungen aus. Befugnif und Pflicht, 
rechtliche Herrichaft und rechtliche Beſchränkung blieben innerlih untrennbare 
Korrelate. Die Rechtsgleichheit der Perjonen ſchien doch Fein Nivellement, 
die Einheit des Vermögens feinen farblojen Sahbegriff, die Unterwerfung des 
Rechtsobjekts unter die Willensherrjchaft des Rechtsſubjekts nicht Die juriftifche 
Srrelevanz der Objekte zu fordern. Und in jeiner Stellung zum Recht und 
Snterefje der Allgemeinheit blieb das Privatrecht in ungleich höherem Grade 
gebunden und beichränkt als das rein individualiftiiche Recht der Römer. 

Sm Gefolge diefer Umwandlungen mußten die alten Nechtöinftitute, in 
welchen öffentlichrechtlihe und privatrechtlihe Elemente ungeſchieden enthalten 
waren, im Stadtrecht zuerft fich im zwei verjchieden geartete Snftitute jpalten, 
welche einerjeits als Gegenfäße und andrerjeitd doch ald verwandte Spröflinge 
desjelben Keims erſchienen. So jpaltete fih vor Allem das alte Grundeigen- 
thum in die öffentlichrechtliche Gebietshoheit und das Privateigenthfum an 
Grund und Boden. Die dinglihen und perjönlichen Laften, Abgaben und 
Dienfte fielen auseinander in die dem Gemeinwejen gejchuldeten Steuern und 
Dienfte und die auf Privatrechtötiteln beruhenden Zinfe und Leiftungen. Die 
alte Stellvertretung löſte fih auf in die Organſchaft einer Gemeinheit und 
die Willensvertretung eines Individuums, in das Amt und die Bollmadt. 
Pertrag und Verfaßung, Vereinbarung und Statut wurden zu parallelen, 
aber ungleihartigen Begriffen. Aehnlih verhielt es fih z. B. mit den Be 
griffen der öffentlichen und der Konventionaljtrafe, der gerichtlichen und ber 
ſchiedsrichterlichen Entjcheidung. Und dasſelbe Tiefe fih durch alle Rechte: 
gebiete verfolgen. 

Was insbefondere die Bedeutung diefer Scheidung des öffentlichen und 
privaten Rechts für den Perfonenbegriff angeht, jo blieben Rechtsſubjekte, 
mithin Perjonen, im öffentlihen Recht und im Privatrecht nebeneinander 
Verbände und Einzelne, inöbejondere alfo die Stadt und ihre Bürger. Der 
Einzelne war als Individuum im Privatrecht, ald Bürger im öffentlichen 
Recht befugt und verpflichtet; die Stadt war im öffentlichen Recht ala All— 
gemeinheit die Trägerin höherer Gewalten und Pflichten, im Privatrecht ftand 
fie als Einheit den Individuen gleih. Die Unterfcheidung diefer zwei Seiten 
der Perjönlichkeit war von den allerwichtigiten Folgen: gleihwol vergaß man 
darüber nicht des von dem Weſen der Perjönlichkeit untrennbaren Merkmals 
der inneren Einheit. So wenig man daher aus der Doppelfeitigfeit eine 
Doppelperjönlichkeit des Einzelnen folgerte, fo wenig unterfchied man etwa 
ven der Stadt qua Staat eine Stadt qua Fiskus, eine „Stadtkämmerei“ 
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oder Stadtkaffe als befondere Perſon. Es war diejelbe Stadt, welde als 
Gemeinwefen richtete und als Privatrechtöperjon Faufte oder verfaufte Nur 
war jeßt das Privatrecht feiner inneren Natur nach genügend erfannt und ge 
feftet, um ſich felber gleih zu bleiben, mochte nun ein Einzelner oder die 
Stadt ald fein Subjekt in Betracht Fommen. 


8 236. Die Stadtperfönlidhkeit und die Stadtmarf. 

Die Stadtmarf war urfprünglih eine Mark im alten Sinne!). An 
ihr beftand daher ein bürgerjchaftliches Geſammtrecht, das nach oben Kin durch 
höheres Herrenrecht beſchränkt, nach innen im Geifte der alten ländlichen Ver- 
faßung vertheilt, in beiden Richtungen von ungetrenntem politifchen und pri« 
vatrechtlichen Gehalt war. Die innere Struftur aber dieſes Gejammtrechts 
war bedingend und beftimmend für die Struftur der bürgerlichen Genofen- 
ſchaft. 

Ganz anders wurde es, ſeitdem die Stadt als Perſon in das Recht trat. 
Nunmehr ſchloß ſich das Recht der Stadt als ſolcher nach außen und innen 
ab. Nach beiden Richtungen hin ſchied ſich das öffentliche Gebietsrecht und 
das Privateigenthum an Grund und Boden. Das erſtere trat in einen 
inneren und wejentlichen Konner mit dem Bau der Stadt, das Privateigen- 
thum aber fiel der freien Individualiphäre anheim. Daraus ergab fi für 
die Stadt der Begriff eines ftantlichen Zerritorialgemeinwejens, für die Rechtd- 
verhältnige an Grund und Boden die völlige Auflöjung des bisherigen Rechte: 
ſyſtemes. 

Dies Alles jedoch vollzog ſich nur ſchrittweiſe, oft ungleichmäßig und ſtets 
nur für den eigentlich ſtädtiſchen Lebenskreis. Wir haben daher im Folgen— 
den nebeneinander das Alte und das Neue darzuſtellen und zu dieſem Behufe 
gejondert das Verhältnig zu einem höheren Gebietöheren, zu andern Verbän- 
den und zu den eignen Gliedern zu betrachten, um zuleßt die Bedeutung der 
Stadtmark für den Bau des ftädtifchen Gemeinwejens feitzuftellen. 

I. Einem höheren Gebietsherrn gegenüber beitanden an der 
Stadtmart | 

1. anfänglich genau diejelben Rechtöverhältnige, wie fie auf dem Lande 
in bunter Mannichfaltigkeit vorfamen. 

Es gab alio Stadtmarfen im freien Gejammteigenthbum, andere im vogfei- 
lihen und belafteten Gejammteigenthbum, wieder andere im bloßen Gejammt- 
untereigenthbum oder Geſammtnutzungsrecht der Bürger. In entiprechender 
Weife ftand der Bürgerichaft bald lediglich die Gebietsherrichaft des Königs 
und feiner Beamten, bild die Vogtei- oder Gerichtsherrſchaft eines Biſchofs 
oder Fürften, bald eine wahre Grundherrihaft an der Mark gegenüber. Das 


') Died aud einer reichen Fülle von Material nachzumeifen, ift ein großes 
Berdienft v. Maurers, beſ. Städten, IL 1—190. 
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Verhältniß von Herrenreht und Gemeinderecht konnte dabei an verjchiedenen 
Stüden der Mark ſich verjchieden gejtalten: es war aber regelmäßig das 
gleiche an dem Kern des bürgerlichen Geſammtrechts, d. h. der bürgerlichen 
Allmende, und an dem Kern des bürgerlichen Sonderredhtd, d. h. den Höfen 
und Häuferu der Vollbürger ). Und in den verjchiedenen Nüancen diejes 
Theilungsverhältniges des dinglichen Stadtmarkrechts war urfprünglich eben- 
jowol die privatrechtlihe Stellung der Bürgerfhaft in Bezug auf Grundzinfe, 
Dienfte, VBerfügungsfreiheit u. j. w., ald das Maß der berrichaftlichen und 
bürgerlichen Gewaltrechte gegeben. 

Boller Gemeindefreiheit entſprach von Alters her echtes Gejammteigen 
an der Stadbtmarf oder einem Theile derjelben?), ohne daß natürlich damit 
Streitigkeiten über den Umfang ausgefchlogen waren %). 

Verdunfelter oder herabgeminderter Gemeindefreiheit entſprach die Ver— 
dunfelung oder Herabminderung des Cigenthums an der Stadtmarf. Im 
demfelben Grabe daher, in welchem zeitweije auch freie Gemeinden fi, bijchöf- 
licher oder jonjtiger Vogtei fügen mußten, hatten fie auch ein oberherrliches 
Recht an ihrer Mark zu dulden. Sie hatten vom Sondergut Zins zu zahlen 
und ſelbſt Dienfte zu leiften, und fie mußten in gleicher Weiſe am unver- 
theilten Lande eine vogteiliche Herrichaft anerkennen. So erſcheint in Baſel 
bei der Stiftung des Klofterd ©. Leonhard nach einer v. 1033 datirten aber 
wol erjt dem 12. Jahrh. entftammenden Urkunde der Biſchof als derjenige, 
welcher die eigentliche Verfügung über das dazu hergegebene Gemeinland trifft, 
und die Bürgerjchaft erteilt nur ihre Zuftimmungd). In Strasburg waren 


2) y. Maurer, Städten. II. 180. 

3), Vgl. Th. IS. 254 Note 8, In Magdeburg fett der Rechtöbrief f. 
Herz. Heine. I. v. Schleſien (Tzfhoppe u. Stenzel 270 f., Laband 4 f.) in 
$ 3 eine proprietas an der communio civitatis .. tam in campis quam in silvis 
aut in quibuscunque locis voraus; ebenfo $ 18. Auch in Bremen fcheint bie 
Urf. v. 1159 b. Lappenberg, Hamb. Urkb. 203 ein Eigenthbum der Bürger an 
ihrer Gemeinweide zu ftatuiren; ſcharf wird derfelben die bifchöfliche Hofmark ent- 
gegengeftellt, an der die Bürger ebenfalls ein Mitweiderecht haben. Die Bürger: 
mark umfaßt die terminos pascuorum suorum quae ab antiquo possederant; 
die Hofmark nennt der Bifchof campum insuper ad curiam nostram Berchove 
specialiter attinentem. Nur bezüglich der leßteren werben der Benugung gewihe 
Schranken gezogen. Val. auch Urf. v. 937 u. 967 ib. 42 u. 49. 

4 Erlangte doch ſelbſt in Köln der Erzbifchof 1180 u. 1258 Schiedsjprüche, 
die ihm das Eigenthum an Mauern, Thoren, TKürmen, Gräben u. öffentlichen 
P lägen zufprachen, ohne daß freilich in Wirkfichkeit die Stadt ihr Eigenthum daran 
einbüßtee Ennen, Köln II. 524. 

5) Bei Heusler, Bafel 93: monticulus ille totius urbis civium commu- 
nis erat. Ezelinus adiit episcopum supplicans, ut eo mediante et totius urbis 
populo consentiente locus ille libertati donaretur. Presul igitur populum 
Dei alloquitur facilique concione consensus totius plebis inclinatur. Assum- 
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die Verhältniße beftritten und jchwanfend, wie ja auch hier die Freiheit der 
Bürger am Ernſteſten in Trage geftellt und mit am Glänzendften behauptet 
wurde. Landſchenkungen, die der Biſchof hier im 12. Jahrh. mit Bewilligung 
der Bürgerjchaft vornahm®), können nur aus der Stadtallmende erfolgt fein, 
deuten aljo auf bijchöfliched Obereigenthum; andrerſeits fommt um 1142 
auch jelbitändige Verfügung der Bürgerfchaft über Grund und Boden vor ?). 
Zedenfalld kam es zum Streit, den i. 3. 1214 Friedrich IL zu Ungunften 
der Bürger dahin entjchied, die ganze Stadtallmende, in und außer der Stadt, 
habe der Biſchof vom Reich zu Lehen und er allein könne ein Recht daran 
einräumen 8). Wie aber die Nathöverfaßungen troß aller Kaffationen der 
jtädtefeindlichen Geſetze fortbejtanden, jo behauptete fih troß jenes Spruchs 
die Bürgerjchaft im Befig ihrer Mark; vergeblih juchte 1261 nod einmal 
der Biſchof, fih ein Mitbeftimmungsrecht über die Allmende zu vindiciren; 
1263 mußte er definitiv das Alleineigenthbum der Stadt anerkennen’). Aehnlich 
ift überall mit der politiichen und perjönlichen Freiheit zugleich das echte und 
freie Eigenthum der Bürgerfchaft an ihrer Mark, Allmende wie Sondergütern, 
verbunfelt, herabgemindert und ganz oder theilmeije wiederhergeftellt worden!). 

Dem allmäligen Emporfteigen der Föniglichen und fürftlichen Hofftädte 
entipradh die langſame Erhebung eines blos aus Gunft eingeräumten Ge- 
ſammtnutzungsrechts zum freien bürgerlihen Eigenthum an der Stadtmarf. 
Mancherlei Zwiichenitufen zeigen hier einen Zuftand, der den Keim der Un- 
ficherheit und des Streites in fih trug. So läßt ein in Frankfurt geführter 





tis itaque cleri prioribus et civium nobilioribus condescendit episcopus et 
locum libertati donavit. 

6) Bei Strobel, Geſch. des Elſaßes L 380—382: consentientibus omni- 
bus canonieis et burgensibus; omnibus burgensibus tam divitibus quam pau- 
peribus consentientibus; communi petitione burgensium; communi consensu 
burgensium. 

N) Strobel a. a. D.: burgenses omnia lobia juxta murum versus 
portam . . et unum areale ... donaverunt. 

9) Schöpflin, Als. dipl. 1. 326: quod nullus hominum illas terras in 
civitate vel extra quae vulgo nuncupantur almende habere debeat vel sibi 
ex eisdem aliquid vendicare, nisi de manu episcopi, qui ipsas terras ab im- 
perio et de manu nostra se tenere recognoscit. 

®) Urk. v. 1261 b. Schöpflin 1. c. 433—434. Neverd v. 1263 a. 6. b. 
Schil ter zu Königshoven ©. 73. Arnold I. 342. 3. J. 1261 bezeichnet der 
Bifchof es als thatjächlichen, aber ungerechten Zuftand, daß die Bürger almendas 
in civitate et ejus banno sitas ecclesie nostre per imperialem sententiam 
dudum adjudicatas privatis suis usibus applicant. 

10) Neber Worms Urf. v. 1156 b. Schannat II. 77: ad fines communis 
pascue burgensium; 1220 u. 1236 b. Morig IL 157. 170. Ueber Zürich 
Bluntihli, R. ©. I$13 ©. 62f. Meber Regensburg Urf. v. 1318 b. 
Gemeiner I. 544. 
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Streit einen Einblid in die Bildungsgefchichte der dortigen Stadtmark thunl!), 
Auch in Münfter läßt fich verfolgen, wie in dieſer unzweifelhaft grundherr- 
lichen Stadt die Hofmark zuerft unter mandherlei Streit thatſächlich und dann 
rechtlich eine freie Stadtmarf wurdel?). In Ulm mußte noch 1241 der Kaijer 
bei Verfügungen über die Mark zuftimmen 1%). Und wenn im Allgemeinen 
die bedeutenderen Königsftädte und die freieren Hofitädte der Fürften mit 
ihrer politifchen Unabhängigkeit und Selbitändigkeit auch frühzeitig das Eigen- 
thum an der Stadbtmarf errangen!*), jo laßen ſich in Hleineren Städten diejer 


11) Kaifer Heinrich VI. hatte 1193 einen Hof bei ber Stadt dem Schult- 
heißen Wolfram gefchenkt, die Wittwe des Iegteren ihn dem Klofter Haina tradirt 
u. Sriedrich II. dies 1216 betätigt. Demfelben Klojter traten Die cives ihrerfeits 
1219 ein jenem Hofe angrenzendes Wiefen- und Sumpfland gegen jährlichen Zins 
ab. Dabei bezeichneten fie Died Land als Theil ihrer Allmende (in ipsorum pa- 
scua communi situm; . . ad suam retineant communionem). Das Klofier aber 
beftritt fpäter Die Berechtigung der Stadt und weigerte bie Zinszahlung. Die 
Bürger beftanden auf ihrem Recht. Der König indeß zwang fie zum Verzicht auf 
bie Abgabe (1227). König und Stadt befunden dies in zwei befonderen Urkunden, 
die bei äußerer Aehnlichkeit eine fehr abweichende Auffaßung des Vorganges zeigen. 
Der König erklärt, die Bürger hätten auf feinen Befehl ihr vermeintliches Recht 
aufgegeben, das fie auf die Behauptung geftügt hätten, quod ad ipsorum juris- 
dictionem et communitatem pratum, silva et pascua jam dicte curie perti- 
nerent. Die Stadtgemeinde dagegen (scultetus cum universitate civium) bekundet, 
fie habe auf Wunſch des Königs und der Königin durch Gemeindebefchluß (de 
communi consensu) ben Klofterbrübern den bisher gezahlten Zins erlaßen, obwol 
diefelben rechtlich (rationabiliter) der Stadt verpflichtet geweſen feien. Diefe 
Rechtsverwahrung deutet darauf, daß nicht blos die Grenze, fondern auch das 
alleinige Verfügungsrecht der Stabt über die faktifch aus dem Königsland jedenfalls 
fchon ausgefchiedene Stabtmarf in Frage ftand. Vgl. die Urk. b. Boehmer 19. 
24. 27. 50. 54 u. Fichard 94—102, Mebrigens erkannte fchon 1219 der König 
jelbft die Selbjtändigkeit der Stabtmarf an, inden er der universitas civium 
einen dem Reich gehörigen Hof am Kornmarkt fchenkte, um eine Kapelle darauf zu 
bauen und in alle Zukunft deren Priefter zu beftellen; Boehmer 28 u. 29. Auch 
1225 ib. 44 heißt es: in pascuis et silvis communibus et privatis, 

2) Der Grundherr befchwerte ſich, daß die Bürger Eichen und Buchen zur 
Befeftigung der Stadt dem Walde entnahmen. Ordinatae erant arbores grandes 
quercinae et faginae, quas maledicti homines, etiam cives urbis desecuerunt 
et fortalitium ex eis ante urbem construxerunt. Später aber verfügte bie 
Stadtgemeinde, die jchon 1257 ſelbſtändig einen Bund mit Biichof und Domkapitel 
eingieng, ganz frei über die Marl. So 1342 u. 1850. Wilkens, Geſch. ber 
Stadt Münfter 49. 53f. 122. 150 f. 

3) Jäger, Ulm 722. 

14) Bol. über Dortmund Maurer I. 254 u. DI. 181 Note 5; über Goeft 
ib. 1. 249 f. u. 11. 91 f. Aus dem in Bern 1218 gebrauchten Wort usuagium 
ift noch nicht mit Maurer II. 181 auf bloßes Nutzungsrecht der Bürger zu ſchließen. 
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Kaffe auch fpäter noch die ſehr verſchiedenen Stufen des bürgerjchaftlichen 
Rechts an der Stabtmarf erkennen, welde ftets in direftem Verhältnig zu 
ber in ber betreffenden Stadt erreichten Stufe bürgerlicher Freiheit und Selbit- 
verwaltung ftehen. So finden wir in Seligenftadt noch im 14. Sahrhundert 
ein jehr beichränftes wogteiliches Eigenthum, dafür aber auch noch Bejthaupt- 
pflicht der Bürger und eine wenig freie Gemeindeverfagung!d), Im Weißen- 
burg wird i. 3. 1275 dem Abte „dominium et magistratus“‘, Obereigenthum 
und grundherrliche Vorjteherihaft, den Bürgern aber ein umfaßendes und 
jelbjtändiges Untereigenthbum an der Stadtmarf beigelegt, und dem entjprachen 
die perjönlihen Verhältniße der Bürgerſchaft!is). Die Stadt Selz aber Tiegt 
noch 1310 ganz auf „des closters eigen“, Allmende und Einzelgüter in ihr 
werden von der Bürgerſchaft lediglich zu Hofrecht befeßen, und jo ift denn 


In Nürnberg Heißt ed 1813 b. Gaupp I. 179 f.: stratas communes vel regias 
vulgariter appellatas (alſo dem Namen nad noch königlich). 

5) Es heißt zwar: quarum proprietas pertinet ad oppidanos, aber nad). 
ber: hereditas nemoris, similiter aquarum, silvarum et arvorum intra oppidum 
et extra pertinet ad oppidanos et ad oppidum. Außerdem finden ſich Holz- 
berechtigungen am Herrſchaftswalde. Die Beithauptpfliht der Bürger und ihre 
ganze Gemeindeverfaßung zeigt, daß fie jedenfalld fein vollfreies Eigen an ber 
Mark hatten. Vgl. Weisth. b. Kindlinger, Hör. 420 f, Grimm I. 506 f. u. 
Maurer I 249. 

16) Val. den Schiedöiprud, den K. Rudolph u. Andere 1275 in einem 
Etreit zwiichen Abt und Konvent einerfeitd und ben cives Wissenburgenses 
andrerjeits fällen, bei Grimm I. 764—766. Drei Bannhölzer gehören dem Abt 
allein. Alle andern Waldungen dagegen und Waher und Wieje im Territorium 
der Stadt find bürgerjchaftliche Allmende, aber Möfterliher Grundberrlichkeit und 
Markvorftandichaft unterworfen: sint communes et almeinde, ita quod abbas sit 
super his magister et dominus; ebenjo nachher: communes pascue que vulg. al- 
meinde vocantur, aber „dominium et magistratus“ des Abts. Deshalb hatte 
der Abt das Recht auf Novalzehnten, wenn Aeder oder Weinberge daraus gemacht 
wurden; er war Haupt der „communitas“, Richter in Markangelegenheiten, ver- 
fügte über die Mark; auch genof er Vorrechte bei der Nußung, hatte die Benuß- 
ung zu erlauben und bezog die Bußen für den Brud der Einungen. Anbrerjeits 
aber hatten die Bürger fefte und felbftändige Beholzigungs-, Maft- und Weiderechte 
in der Maıf; nur mit dem commune consilium civium fonnte über die Eubftanz 
oder Benugung der Mark verfügt, eine Markordnung (eynunge vulg. ordinatio) 
errichtet oder ein Walphüter (custos silvarum) beftellt werden; und Die auf den 
Allmenden vorgefallenen Streitigkeiten folte der Abt nur unter Zugiehung ber 
Bürger (per civium . . auxilium) richten. Diefer Zuftand aber entjpricht etwa 
dem damaligen perjönlichen Verhältniß der Gemeinde, denn biefe war Feineswegs 
ſchon frei, vielmehr waren die Bürger nicht nur zins-, fondern auch befthaupt- 
pflihtig und nur das Streitroß fonnte losgefauft werden (S. 765); auch mußten 
fie bei der Rathswahl (si consules eivitati . . praeficiuntur) den Abt zuziehen 
und durften nur, wenn er weder ſelbſt kam noch einen Bertreter jchidte, die dem 
Reich, dem Klofter und der Stadt fürderlichfte Wahl allein treffen (S. 764). 
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auch von einer wahren Stadtverfaßfung hier überhaupt noch nicht die Rebe, 
indem weder das Gemeinwejen ald Ganzes dem Herrenrecht gegenüber ge 
ſchloßen noch die perjönliche Freiheit der einzelnen Bürger principiell anerfannt 
ift!?), Solche Fälle einer an der Stadtmarf fortbejtehenden eigentlichen Grund» 
berrichaft find auch noch aus jpäteren Zeiten nachweisbar!®): fie find aber nur 
der Ausgangspunkt für eine Entwicklung, die erft mit ihrer Ueberwindung 
eine wirklich ftädtijche wird!e), 

Endlih war auch bei neuen Stadtanlagen unerläßlih, der Bürger: 
gemeinde ein dingliches Recht an der Stadtmarf einzuräumen!?). Und auch 
dieſes Necht entiprach nah Stärke und Gehalt dem Grade der gleichzeitig 


1) W. v. Selz v. 1310 b. Grimm I. 759—764. Die ganze Stabt Lit ufe 
des . . closters eigen zu Selse und jeder Bürger buldigt dem Abt ald Grundherrn: 
fo fann denn auch dad Recht des Klofterd auf Abhaltung der drei echten Hof- 
dinge und der MWochengerichte ($ 1—T7), auf die Schöffenweifung ($ Sf.) und bie 
Ernennung der Schöffen und des Biütteld ($ 34—35), auf Bannwein u. Wein- 
ſchank (4 25—29), Münze ($ 24), Zoll- und Marktabgaben ($ 25—29) tief in 
das jtäbtifche Gemeinwefen hineinreichen. Aber auch die einzelnen Bürger find 
nicht freie Eigenthümer ihrer Grundftüde, denn in dem vorg. eigen sol nieman 
han kein gut, er in hab es danne zu lehene oder umbe einen zins von 
demme closter zu Selse ($ 10): fo ift denn nicht blos die Körperfchaft, es find 
auch die Einzelnen noch unmittelbaren Herrichaftsrechten des Abts (pr. u. $ 36) 
und der Bede-, Beſthaupt- und Dienftpflicht ($ 10. 11. 14. 32. 33) unterworfen, 
ja e8 giebt noch perſönlich hörige Bürger in der Stadt, indem jeder taugliche 
Bürger auf ein Jahr, der hörige aber fo lange es dem Abt beliebt Schöffe werben 
foll ($ 36: ist aber der biderman des stiftes z. S. vonme libe, der mus scheffen 
sin als Jange ein abbet wilt). 

8), Bol. Maurer, Etadto. 1.257. IT. 181. III. 272. W. v. Remich b. 
Grimm I. 240—249; v. Neufilh ib. 291—300; v. Dornheim ib. 372—380; 
v. Wetter v. 1239 ib. III. 344. Ueber die Rechte, die noch im 14. Jahrh. der 
Herr und fein Meier an dem Markt und den Gaßen in Bonn hatte, Weisth. b. 
Grimm IV. 768. Beſonders Iehrreich find au die jura burgi de Chatelblanc 
v. 1303 b. Grimm I. 845—848, wo der Grundherr noch an aula fori et ejus 
redditus das Eigenthum, eine börige „familia“, Zinje an allen Häufern, Mühlen- 
u. Badofenzwang, ein Hofgericht u. |. w. hat. Auch W. v. Lautern ib. 775. 

sa) Daher beißt e8 3. B. 1417 in Dornheim b. Grimm I. 374: das gotz- 
hus sol cze Dornhain allü die reht han an ampten und an allen dingen, als 
ob es ein dorf wäre. 

0) Faſt jedes Gründungsprivileg Tiefert den Beleg. Bol. 3. B. Priv. f. 
Lübeck v. 1188 u. f. Hamburg v. 1189, Weftfäl. Urk, f. Hagen v. 1296 $ 5 
u. f. Hirſchberg v. 1308 $ 9 u. 17 6b. Seiberg II, 1. 572; 111. 472f. Die 
Gründungsurk, 6. Tzſchoöppe u. Stenzel, 3. B. 277. 319. 328 f. 389. 424. 
448. 592. Diele Priv. b. Gaupp, Stadtr.; Gengler, Stadtr. u. Cod. mun. 
Dazu Tittmann I. 2135. Stenzel, Einl. 187f. Maurer, Stadtv. I. 276 f. 
Unten Note 20. 


$ 26. Die Stadtperjönlichkeit und die Stadtmarf, 655 


begründeten perfönlichen Freiheit und genoßenſchaftlichen Selbitgewalt. Echtes 
greundherrliches Eigen erhielten die Bürger Anfangs nicht. Denn fie mußten 
ald Einzelne von ihren Hofftätten einen Zins entrichten und waren ald Ge- 
fammtheit mannichfachen Beihränfungen uud Belaftungen bezüglich der unge- 
theilten Mark unterworfen. Andrerjeitd erhielten fie wie an ihren Häufern 
und Höfen fo an einer gemeinen Mark ein jelbitändiges Herrſchafts- und 
Nutzungsrecht, das jedenfalls jtarf genug war, um die ganze Stadbtmard als 
die ihre erjheinen zu lafen. Denn von dem bürgerjchaftlichen Gejammt- 
reht an der Stadtmard werden immer auf das Schärfſte Diejenigen 
Nutzungsbefugniße unterjhieden, welche den Bürgern außerdem an den 
herrichaftlih verbleibenden Wäldern, Weiden und Gewähern ertheilt zu 
werden pflegten?%). Das Recht, welches den Bürgern an der Stabtmarf 
gegeben wurde, lag daher zwijchen vollfreiem Eigen und bloßem Nutzungs— 
recht in der Mitte. Im Uebrigen fonnte e8 von ſehr verſchiedener Befchaffen- 
heit fein und konnte ſich demnächſt auf der einmal gegebenen Bafis mit dem 
Wachsthum der bürgerlichen Freiheit in verichiedenem Grade verdichten. 
Mögli war es, daß die Stadtmarf als Lehn?!) oder als hofredhtliches 
Erbe??) der Vürgerjchaft erichien. Sie Fonnte aber auch ald vogtbared oder 
belaftetes Eigenthum verliehen fein oder fih zu joldem heranbilden ?®), 
Sie konnte endlich auch als freied oder doch nur um einzelne gerichtöherrliche 
Befugnife geminderted Eigen aufgefaßt werden?*). Der Beihaffenheit und 

20) So in ber Berner Handf. v. 1218 b. Gaupp II. 45 $ 6: concedimus,.. 
vobis regia libertate silvam que dicitur Bremegarto et quicquid muris ville 
circumquaque adjacet et accolinatur pro tsuagio quod vulg. dieitur Almenta, 
et insuper damus vobis communitatem et usumfructum, quod dicitur Ehehafte in 
foresto pro omni necessitate vestra, indempne tamen et sine destructione. 
Das Löwenberger Stadtbuh b. Tzſchoppe u. Stenzel S. 279 unterjcheibet: 
he gap in ouch ein vorwerc... in die stat zu gehoren mit allerslachte rechte; 
und: he gap in ouch, daz die burger v.L. u. die drin gehoren mit allerhande 
vie der weide von Placuitz sollen nutzen. Bgl. Stenzel, Einl. ©. 137 
Nr. 1-6. So erhielten auch Dresden (1237), Lieberoje, Guben, Eommerfeld 
Hütungs-⸗, Holzichlags-, Fagd» u. Fifchereirechte in den fürftlichen Wäldern u. Ge 
wäßern als bejondre Gefammtnußungsrechte außer der Stadtmark; Tittmann 
a. a. O. Vgl. auch W. v. Selfe b. Grimm I 761f. $ 13-15 mit $ 30. 
Oben Note 3 n. 15. 

21) Ein Beijpiel oben in $ 22. s 

22) So wol noch 1164 in Hagenan b. Gaupp I. 97: nostra liberalitate 
nemus adjacens usw illic inhabitanecium permittimus. Auch; in Laudenburg 
nach Note 26. 

23) Bei den Städtegründungen des 13. Jahrh., beionderd auf ſlaviſchem 
Boden, ift bied die Regel. Grundzins, Erbvogtei, Berfügungsbeichränkungen u. |. w. 
zeigen died. Bgl. Note 25—27. 

24) So verlangen ſchon in ihrem Rechtöbrief für Herzog Heinrich I. v. Schlefien 
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der Intenfivität diejes dinglichen Gejammtrechts entſprach dann die Beſchaffen- 
heit und Intenfivität des Herrenrehts an der Stadtmarf, das ald Grund-, 
Vogtei- oder Gerichtöherrjchaft in verjchiedenem Umfange den Boden unmittel- 
bar ergriff. Und auch hier war das Verhältniß des dinglichen Herrenrechts 
und des dinglichen Geſammtrechts urfprünglich in ganz derjelben Weije die 
Duelle und dad Maß des politiihen wie des Privatrehts. Hier wurzelten 
die vom Sondergut und bisweilen auch von der Allmende an den Stadt- 
herren zu zahlenden Zinje2) und die Beichränfungen der Bürgerjchaft kei 
Verfügungen über ihre Mark?) Hier aber wurzelte aud das Recht des 


(b. Laband ©. 5) die Magdeburger für alle nad) magdeb. Recht zu gründenden 
Städte proprietas an ihrer Mark und ausfchliehlihe Verfügung über deren Be- 
bauung. $ 3: item ut vobis nostra libertas ubique sit pro exemplo, proprie- 
tatem, quam ad communionem eivitatis de vestra largitate tam in campis quam 
in silvis aut in quibuscunque locis tribuistis, non vos contra voluntatem et 
honorem civitatis impedire debetis fossatis sive quibuscunque edificiis, non 
aliquem malignum contra vestra statuta hoc presumentem tolerare debetis. 
Die Stelle beweist zugleich den Zufammenhang von proprietas und libertas und 
die Ungefchiedenheit des Rechts an der Mark u. am Territorium, — Vgl. Etadtr. 
v. Eiſenach v. 1283 $ 19 6. Gaupp I. 201: pascua.. et communitates.. 
fluvios et torrentes.. nostris burgensibus jure proprietatis contulimus et do- 
navimus. Priv. v. 1315 f. Bieſenthal b. Zimmermann II. 162: universa 
ligna et gramina pertinent ad civitatem nostram titulo proprietatis. Stabtr. 
v. Sueftern v. 1260 b. Grimm Ill. 862: quod scabini de communi consensu 
civium Suest. assumpto advocato domini de V. possunt suas communitates 
ponere ad bannum seu ad pacem. 

3) Almendzind z.B. in Mongingen nah Maurer IL. 183. Bol. aud unten 
Note 34. 

26) So beburften scult. cons. ceterique jurati oppidi Bruchsselle i. 3. 1314 
der Genehmigung von Bifhof und Stift in Speier, ut ipsum locum dictum ze 
den stangen .. qui vulg. dicitur ein almende, inter se et oppidanos sive in- 
colas dicti oppidi dividere sen distribuere possint; u. die Erlaubniß wurde 
nur unter ber Bedingung gegeben, daß die Zutheilung an die Einzelnen zu un 
veräußerlichem Recht erfolge. Urk. b. Remling I. 471. — Die Bürger von Hil- 
desheim follten nicht ohne den Vogt und der Vogt nicht ohne fie über die Mark 
verfügen; Maurer II ©. 181 Note 10; vgl. Note 12 u. 16. — Die Stadt 
Guben beburfte nady Tittmann I. 342 i. 3. 1280 fogar der Einwilligung des 
Markgrafen, um ihre Viehweide zu anderweitem Gebrauch zu verwenden. — Und 
1315 b. Schannat Il. 164 heißt ed in einem Vergleich des Biihofs von Worms 
und feiner Stadt Laudenburg einerfeit? und eines Herrn NRejuvart andrerjeits: mee 
so sprechen wir, daz der Odenwalt bis in die Utere sal sin ein rechte al- 
mende des bischofs u. sines stifites ze Worms u. sinre stad zu Laudenburg 
zu allem irem recht, . .. ewiclich den von L. zu irme nutze u. fromme. . . U. 
daran sol der bischof u. sin stad L geben hern Rejuvart 100 . heller 
Biihof und Stadt treten alſo gemeinfchaftlich für bie im Obereigenthum des 
Erfteren ſtehende Stadtallmende auf. 
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Stadtherrn bezüglich des Stadtgerichts, der ſtädtiſchen Aemter, des Antheils 
an öffentlihen Gefällen, der Betätigung von Wahlen und Statuten, der 
Bürgeraufnahme u. ſ. w. 2). 

2. Eine principielle Beränderung in biefen Verhältnißen 
mußte eintreten, jeitdem die Stadt Perfon wurde und im Zufammenhange 
hiermit öffentliches Gebietsreht und Privateigentbum an Grund und Boden 
auseinanderfielen. 

a. Im öffentlichen Recht trat nunmehr zwiſchen den Stadtheren 
und die Siadtmark die gejchloßene Einheit des ftädtiihen Gemeinwejens. 
Diejed Gemeinwejen aber ertrug, foweit ed eben Gemeinwejen war, fein in 
jein Inneres hineinreichendes fremdes Net. Deshalb nahmen nun diejenigen 
im Recht an der Stadtmark enthaltenen Befugnige, welde der Stadt als 
politiiher Allgemeinheit zuftanden, einen bejonderen Charakter an. Sie 
foncentrivten fih in dem Begriff eines ſtädtiſchen Gebietörechts, eines 
mit der Stadt gegebenen und für fie wejentlichen rein öffentlichen Rechts am 
ftädtifchen Zerritorium. Als Territorium war die Stadtmarf die uncrläßliche 
und efjentielle Bafis des auf ihr fi aufbauenden bürgerlichen Gemeinwefens; 
nnd foweit fie dies war, gehörte fie der Stadt und nur der Stadt, ohne 
daß eine direfte und unmittelbare fremde Herrichaft an demfelben Gebiet 
damit vereinbar gewejen wäre Freilich jtand immer eine höhere Gewalt 
und oft ein Herrenreht über ter Stadt: aber dieſes Recht war zunächſt 
gegen das Gemeinwejen als jolches und erft mittelbar gegen deſſen Gebiet 
gerichtet, ergriff aljo nicht mehr unmittelbar den Grund und Boden. Und 
wenn für die Stellung der Stadt der alte Unterjdied des dinglichen Rechtes 
keineswegs gleihgültig war, vielmehr gerate von ihm es wejentlich abhieng, 
ob das neue Gemeinwejen nur die Reichögewalt, ob ein Fönigliches Herrfchafts- 
recht, ob eine anderweite jtärfere oder jhwächere Herrſchaft über ſich anzuer- 
kennen hatte: jo war doch die Freiheit oder Abhängigkeit der Stadt nicht 
mehr Ausflug eines vollen oder getheilten Eigenthums an der Stadtmarf, 
fondern flog aus der öffentlichen Rechtsordnung, welde eine ungleiche 
Selbjtändigfeit der einzelnen Stadtgebiete bedingte. Es lag in der Natur 
der Sade, daß jede Stadt als leßtes Ziel die volle Gebietshoheit in ihrem 


27, W. v. 1469 6. Grimm II. 366—368: alle herlichkeit an der stat, 
amt u. gericht zu Lauterbach. W. v. Wetter v. 1239 b. Grimm II. 344: 
dominus noster habet statuere et destituere judicium in advocato sculteto 
et 14 scabinis et debet facere einungen in opido et villis adjacentibus de 
agris pratis pascuis silvis et via communi. In Meiningen werben Bürger „von 
des Herren und der Stadt wegen“ aufgenommen, jchwören beiden, von beider 
wegen kann jeder Bürger einen Gaft kümmern, wirb durch ben Schultheiß 
Geleit gegeben und wird dur Rath und Gemeinde ein neuer Schultheiß ge— 
wählt; Grimm, W. III. 600. 597. 598. Maurer I. 89f. 533. 5965. III. 
272. 536. 

I. 42 


658 Die Stadtperfönlichkeit. 


Territorium anftrebte. Wenn aber auch nur wenige Städte. diejes Ziel 
erreichten, jo wurde doch immer bis zu demjelben Grabe, bis zu welchem ber 
Stadtbegriff überhaupt durchdrang, das Gebietsrecht der Stadt abgeſchloßen 
und feitgeftellt. Iede Stadtmarf daher war gegen jede höhere Gewalt durd) 
die Einheit des Gemeinwejens in fich geſchloßen und fonnte mit Recht als 
ein freies und immunes Gebiet, ald eine „Smmunität“ oder „Freibeit" be- 
zeichnet werden ®8). 

Die konſequente Durchführung diejes Gedankens forderte die Bejeitigung 
aller fremden Grund oder Gebietöherrichaft im Innern der Stadt. In der 
That jehen wir daher die berrihaftlihen Nechte am vertheilten und unver: 
theilten Lande mehr und mehr verichwinden®?), Sie gehen zum einen Theil 
auf in das gleihmäßig gegen die Stadt als ſolche begründete Herrenredht, 
und verwandeln zum andern Theil fih in bloße privatrechtliche Ansprüche. 
So werden inöbejondere die Nenllaften alter Art, welche dem dinglichen 
Abhängigkeitsverhältnig der ſtädtiſchen Grundftüde und ihrer Befiger Ausdrud 
gaben, theild durch die politiihe Steuer- und Dienftpflicht der Stadt als 
ſolcher abjorbirt?®), theild gehen fie in einen rein privatrechtlihen Häuſerzins 
über?!), Ueberhaupt aber verjchwinden allmälig alle gebiets- oder grund- 
berrlihen, die vogteilihen und zulegt aud die gerichtöherrlichen Gewaltbe- 
fugniße an den einzelnen Stüden des ſtädtiſchen Meichbilds: es bleibt über 
der ftädtijchen Gebietögewalt, die, jo weit fie eben reicht, das ganze Weichbild 
gleihmäßig ergreift, nur ein politijches Herrjchaftsrecht jtehen, Das gegen die 
Stadt als jolhe und folgeweije gleichmäßig gegen alle Theile ihres Gebietes 
gerichtet ijt??). * 

Leicht erklärt es ſich, daß dieſer Proceß ſich nur langſam vollendet, daß 
insbeſondere die gerichtsherrlichen Befugniße im der Stadt oft den alten 


26) Urk. v. Brieg v. 1250 b. Tzfhoppe u. Stenzel 319: infra terminum 
libertatis. W. v. Saarbrüden 6. Grimm II. 2, 3, 7: alle die in dieser frei- 
heit sin. 1303 ib. 1. 847: infra libertatem. 848: termini libertatis. Wormfer 
Urk. dv, 1284: infra immunitatem civitatis. Altes Soeſter Stadtr. a. 44 u. 50: 
uppe dey mundate; uter stat uppe de mundate. Biele andre Beijpiele für die 
Benennung des Stadtgebietd als freiheit, friede, mundat u. f. w. b. Maurer, 
Stadto. I. 375. 396. II. 166. Vgl. auch oben Note 12 zu 8 26. Sidi. 
Weichb. a. 4. 

29) Bol. auh Maurer L 3795. und III. 301f. 540 Note 1—4 über den 
Erwerb der grundherrlihen Höfe, Aemter und Gerichte durch die Städte; be. das 
Beifpiel des Fronhofs in Meppen. 

0) Vgl. unten $ 28, 

3) Maurer, I 396f. Arnold, zur Gefchichte des Eigenthbums S. 34f. 
255. Grimm, ®. I. 847: quaelibet domus... debet. 

32) Vgl. unten $ 28. Es bedarf nur der Andeutung, daß fi) von bier aus 
wiederum bie Bejonderheit des Stadtfriedens, des Stadtgerichtd und des Stadtrechte, 
kurz die Immunität mit allen ihren Bolgen ergibt. 
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Charakter wahren und daß manche Fleinere Stadt Faum über die Anfänge 
der Entwicklung binausgelangt?). Solche thatjächlihe Unvollkommenheit 
modificirt den Stadtbegriff nicht. Modificirt dagegen wird diefer, ſeitdem bie 
Territorien ſelbſt zu ftaatlichen Gebieten werden. Denn die neue landes: 
herrliche Gebietshoheit fordert ihrem Begriff nach eine unmittelbare ftantliche 
Gewalt über die ganze Fläche des Territoriums. Daber wird nunmehr bei 
den landesherrlichen Städten auch das Stadtgebiet jelbft zugleich einer 
direkten höheren und gleichmäßigen Gewalt unterworfen. Das ſtädtiſche 
Gemeinwejen, das ſonſt als Staat im Staat erfcheinen wide, wird für die 
allgemeinen ftaatlihen Angelegenheiten bei Seite gefheben: nur für den 
engeren Kreis der Gemeindeangelegenheiten verharrt daher die Stadtmark in 
der Stellung eines eignen und geichlogenen Territoriums Und jo ift auch 
heute das Gemeindegebiet einerjeits Abtheilung des Staatsgebiet und andrer- 
ſeits als Baſis eines jelbftändigen politifchen Körpers ein Gebiet für fich. 

b. In privatredtlider Hinficht bewirkte die Erhebung der 
Stadt den Untergang des getheilten Eigenthums in feiner alten umfaßenden 
Bedeutung. Denn indem die Etadt als Gemeinwejen zwijchen ihr Gebiet 
und jedes fremde Herrenrecht trat, hörten die zufälligen Eigenthumsver— 
hältnige an Grund und Boden auf, die Stellung und das Recht der Perjon 
zu bedingen und zu bejtimmen. 

Nunmehr war ed für Begriff und Weſen der Stadt an ſich bedeutungs- 
los, wie es fih mit dem feiner öffentlichredtlichen Bedeutung entkleideten 
und auf rein jnchenrechtliche Beziehungen beſchränkten Privateigentbum an 
der Stadtmarf verhielt. Fremdes Privatreht an dieſer berührte in feiner 
Weiſe die forporative Selbftändigfeit und Geſchloßenheit der Stadt. Möglich) 
daher und für den Stadtbegriff unerheblich war es, dal; die Stadt am Ge- 
meinlande oder einem Theile defjelben nicht Eigenthum, jondern ein jchwächeres 
Privatrecht, daß fie daneben dingliche Rechte an fremdem Lande, ftärkere oder 
ſchwächere Nutungsbefugnige an berridaftliden Wäldern, Weiden und Ge- 
wäßern, daß fie jelbjt, jofern nur auch dieſes ein Glos privatrechtlicher Begriff 
geworden, bloßes Untereigenthum bejaß’t). Ebenſo berührte es die Stellung 


33) Man braucht nur an die jpäteren jog. Patrimonialftidte zu denken. Bat. 
auch über die Fortdaner grumdherrlicher Nechte in den Etädten Maurer I. 
272—286. 310-317. 482. 484 u, bei. das Beijpiel v. Waldlappel IV. 83-84, 
u. Grimm, W. I 184. 287—288. 503 f. IT. 623 f. 745 f. 

34) Bol, oben Note 25 u. 26 über Allmendzinfe und Beſchränkungen der Ver— 
fügung iiber Gemeinland; Note 20 über ftädtifche Nußungsrechte; unten $ 29 über 
bingliche Rechte der Stadt; W. v. Andernach v. 1495 b. Grimm II. 624—625 
über wirkliches Obereigentbum, 3: B. $ 24: wasser u. weide... u. gn. h. v. 
Colne zu s. gn. oberkeit u. den burgern zu irer gerechtigkeit, davon sie dan u. 
gn. h. verbunden sin zu dienen. Ueber Anrechte ausmwärtiger Herren auf ein« 
zelne Straßen, Pläße, öffentliche Gebäude und Die davon erhobenen Abgaben 
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und den Begriff der Stadtförperfchaft nicht mehr, wenn alle ober einige 
Grundſtücke der einzelnen Bürger zind- und rentenpflichtig, mit privatredht- 
lichen Laſten und Dienften beſchwert oder auch, fofern nur auch hier Feine 
verfönlihe Herrihaft mehr darin enthalten war, fremdem Obereigenthum 
unterworfen waren). 

Freilich war hierdurch nicht ausgefchlogen, vielmehr im Weſen der 
ſtädtiſchen Entwicklung begründet, dab die Stadt unwandelbar dahin jtrebte, 
auch das Privateigenthum am ganzen Weichbild theild bei fich theils bei 
ihren Bürgern ausfchlieglih und in möglichiter Freiheit zu Foncentriren. 
Am Tebhafteften war jede Stadt bemüht, alles dem gemeinen Gebrauche 
dienende Land in freies Alleineigentbum der Stadt als jolcher zu verwandeln, 
namentlich daher fremdes Anrecht an Märkten, Plägen, Straßen, Sejtungs- 
werfen u. ſ. w. zu befeitigen?®). Andererjeitd aber wurde auch in Bezug 


Maurer IL 65f. u. 187—190. Auch Urk. v. 1280 (über dad Gewandhaus in 
Wetzlar) u. 1253 (Mainz) b. Gudenus II. 217 u. I. 6383; 1290 b. Boehmer 
247; Jäger, Ulm 598; Kindlinger IL 104; Ennen, Köln J. 406; Tzſchoppe 
u. Stenzel 192—193 u. Urf. v. 1250 ib. 319: civitas singulis annis de ta- 
bernis solvere debet domino duci 20 marcas. Dagegen war dad Recht, welches 
noch im 14. Jahrh. der Erzbifchof in Köln an Straßen, Plägen und Feftungs-- 
werfen in Bonn in Anfpruch nahm, noch eine Grundberrfchaft alter Art, welde 
mit der Durchführung bed ftäbtifchen Gemeinwefend unverträgli war. W. 6. 
Lacomblet, Archiv IL 317 u. Urk. v. 1373. ib, 96. In ber zweiten Urkunde 
leitet deshalb der Erzbifchof daraus nicht blos Privatrechte ab, fondern das ple- 
num merum et mixtum imperium eineö verus et immediatus dominus. 

3) Nahmeifungen über die verjchiedenen unvollkommenen Befigtitel an Weich— 
bildgütern, — Leibe, getheiltes Eigenthum, freies, aber mit Grund oder Wortzind 
beijchwerted Eigentum, — b. Pauli, lüb. Zuft. 44—48; Arnold, zur Geld. 
des Eigths. 34—59; Maurer I. 386. 396f. IL. 123. u. 154. Vgl. aud 
Ennen, Köln I. 406. Göſchen, Goslar. Stat. 235f. Lambert II. 207. 
— Ein Beijpiel für eine fortdauernde, mit wahrer Stadtfreiheit unverträgliche 
Grundberrfchaft alter Art am Sondergut bietet die Stadt Selz (oben Note 17). 
Dort folgte daher auch noch eine Grundhörigkeit aus dem abhängigen Beſitz, wäh- 
rend überall, wo der Etadtbegriff durchgedrungen war, ein etwaiges getheiltes 
Eigenthum dıftchaus nur dingliche, d. h. privatrechtliche Wirkungen hatte So be- 
merft auh Maurer a. a. D. mit Red. 

3, Sp erwarb die Stadt Stendal i. 3. 1227 den ganzen Markt, der big- 
ber jchon dem gemeinen Gebrauch gedient hatte, zum Eigentum und ebenjo 1243 
dad Kaufhaus; Urf. b. Lenz I. 27 u. Gercken I. 2. Die Stadt Witftod Faufte 
1227 vom Stadtherrn den ganzen Markt mit allen darauf befindfihen Gebäuden; 
Url. v. 1275 b. Gengler, Stadtr. 556 $ 1: civitati nostre W. vendidimus 
totum forum pro pecunia numerata. Ebenfo Frankfurt a. ©. 1253 b. Ger- 
cken IV. 564. Köln erwarb 1180 die Gebäude am alten Markt, Lacomblet 
I. 334. In Erfurt überließen die Erzbifchöfe von Mainz und ein Klofter ver- 
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auf dad Grundeigenthum der einzelnen Bürger durch den freien Verkehr, die 
Bedeutung des beweglichen Kapitald und den ganzen Geift des neuen Privat- 
rechts nothwendig eine Richtung bedingt, welde die möglichite Befreiung des 
Grundeigenthbums von allen nicht dem freien Individualwillen entiprungenen 
und jederzeit unterworfenen Laften und Schranken zum Ziel hatte. Indem 
fih in diefem Sinn die erbliche Leihe zu Untereigentfum und diefes zu 
zinspflichtigem Alleineigenthum fteigerte; indem bald auch die ewigen Grund» 
zinfe für ablösbar erklärt und vielfach abgelöft wurden; indem frühzeitig 
ſchon ter Begriff ded „Weichbildguts“, „bürgerlihen Guts“ oder „Stadt 
guts“ ein freies, beliebig veräufßerliches, feine ftändige Reallaft tragendes 
Grundſtück bedeutete, diejes dingliche Weichbildrecht aber mehr und mehr zur 
Regel in der Stadtmark wurde 37): vollzog fi bier bereit im Mittelalter 
diefelbe Entwiclung, die auf dem Lande erjt der neueſten Zeit angehört. 

I. Im Verhältniß zuandern Gebieten war die Stabtmarf 

1. urſprünglich ebenfalld eine Mark im alten Sinn. Hier wie auf 
dem Lande fanden daher die mannichfachften zugleich öffentlichrechtlichen und 
privatrechtlichen Gemeinſchafts und Durchfreuzungeverhältnige werjchiebener _ 
Marken, Höfe und Gerichtögebiete ftatt. In größeren Städten fanden fich 
mehrere Marken?®), Eleinere bildeten mit umliegenden Dörfern eine einzige 
Mark??). Bejondere Hofmarfen in und neben der Stadt waren mit diefer 
Iojer oder enger verbunden*). Freie und herrichaftliche Gerichtögebiete höherer 
Ordnung durchſchnitten das Weichbild oder verbanden es mit außerſtädtiſchem 
&ebiett!). ’ 

2. Die Erhebung der Stadt zur Perfon und die Scheidung von 
Gebietöreht und Grundeigenthum bewirkte auch hier durchgreifende Ver— 
änderungen. 

a. Im öffentlichen Recht mufte der Gründung des einheit- 


fchiedene ihnen gehörige Pläße nebit den darauf errichteten Gebäuden ad commu- 
nes civitatis usus. Maurer II 189 Note 50 u. 51. gl. ib. HI. 302. 

37) Bol. Arnold a. o. DO. 258—2%. Maurer I. 398-—402. 

se) Bol. Th. I. ©. 333 f. u. jet inäbef. auh Maurer I. 203 f. über bie 
4 Dfarreien in Worms, 249 f. u. II. 91—96 über die Burfchaften in Soeft, II. 
96—109 u, 149—155 über die Bauerichaften in Köln. Auch I. 547 f. 

9. Maurer, Einl. 179. 181. 200; Stadtv. II. 163. Befonberd aber 
das Beijpiel der Stabt Heppenheim ib. 137, welche mit 6 Dörfern bis in bie 
neuere Zeit Eine Marfgemeinde bildete. Auch W. v. Brüdenau b. Grimm IN. 
889: die nachgebauer haben stadtrecht. Deffn. der Stadt Neufilh ib. I. 
291—300, bei. S. 296: vogt, rauth u. alle burger gemeynlich, sy seyend gesessen 
in der stadt oder uf dem landt. 

10) 9. Maurer, Stadtv. I 95 f. 466 f. 533—546; indbefondere über bie 
4 Fronhöfe in Miünfter I. 259 f.; über die Höfe in Köln IL 149 f. u, Grimm 
II. 744 f.; über den Dinghof in der Stadt Neufilh ib. I. 294. 

)y, Maurer, Stadtv. I. 157 f. 352 f. 460 f. 631 f. 
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lichen Gemeinweſens die Herftellung eines einheitlihen und geſchloßenen 
Gebietes entjprechen. Es war daher gerade der Hauptinhalt dev ftädtijchen 
Entwicklung, daß die Stadtmarf von aller politiihen Verbindung mit der 
Umgegend gelöft wurde*®), dal; alle Marken, Dörfer, Höfe andrerjeits, welche 
Außerlich mit der Stadt verbunden waren oder wurden, auch innerlich im 
ſtädtiſchen MWeichbild aufgiengen *). 

Dieſe Entwicklung war freilich langſam und kam nicht überall zum 
Abſchluß. Nach außen hin blieben nicht ſelten kleinere Städte mit Dörfern 
oder Höfen in einer auf Markgemeinſchaft ruhenden und nicht blos privat— 
rechtlichen Gemeindeverbindung*), häufiger noch in einer Rechts- und Ge— 
richtegemeinjchaft höherer Drdnung®). Innerhalb der Stadtmarf andrerjeits 





2) ©. oben $ 21. 

3) Aenßerlich durch Hineinziehung in die ftadtiichen Mauern, innerlich durch 
Rersinigung mit der Stadtmark. Vgl. über die Vereinigung von Vorjtädten mit 
der Altitadt Maurer, Etadtv. II. 83 f.; von benachbarten Dörfern mit der Stadt 
ib. 131 f.; von Burgen und Höfen mit der Stadt ib. I. 474 f. u. I. 129 f.; von 
Stiftern u. Klöftern mit der Stadt ib. II. 145 f. VBgl. die Vereinigungsurkunde 
v. 1324 6. Tzſchoppe u. Stenzel 247 f., bei. aber die von Heidelberg u. Berg- 
beim v. 1392 b. Schilter, Glossar. 572: das die mark zu Bergheim mit 
welden, felden, wingarten, eckern, wisen, weiden u. mit allem andern begriff 
u. zugehorung fürbas ewiclich zu der mark zu Heidelberg gehoren sol, also 
das die zwo marck von H. u. B. fürbaz mee ein marck sin sol u. die fürbas ge- 
horen sol zu der alten stat u. nuwen stat H. 

) Vgl. 3. B. dad Weisth. des Maldgedinges Dornftetten b. Grimm 1. 
330—387, welches die Stadt und 7 Dörfer und Weiler umfaßt, unter einem Amt- 
manı und 12 Richtern fteht und in dem mit Bürgern und armen Leuten 2 Jahr: 
gerichte nebſt Afterdingen abgehalten werden. Wunne und Weide, Holz, Feld und 
Wafer, Jagd und Fifcherei find gemein. Gleichzeitig aber beftcht zwifchen der 
Etadt und den Dörfern eine Friedend- und Wehrgenofenfchaft, indem die armen 
Leute dem Banner der Etadt folgen und beftimmte Mannschaften aus den Dörfern 
die Stadt vertheidigen helfen müßen (die statt helfen wörn u. behallten, als ob 
si ihr aigen wer), andrerſeits aber auch die Bürger verpflichtet find, mit ihrem 
Banner zu helfen, wenn einer der armen Lente oder ihr Vieh fortgeführt wird und 
Nacheile nötbig iſt. Vgl. auch fiber die Heimgereite v. Landau W. v. 1295 ib. 
766— 768; über die Marke und Gerichtsverbindung der Stadt Selfe mit den 
Dörfern, die in das gericht hörent, W. v. 1310 ib. 759—764, bei. $ 3 u. 31; 
über Weißenburg ib. 766. 

5) Val. z. B. W. v. Kaiferslautern b. Grimm I. 772—775; des Hoch— 
gericht Ahrweiler v. 1395 ib. TI 643—646; des Go's Dttersberg ib. II. 
219 — 221; des Pandgerichts Lauterbach ib. III. 355—370 (dahin gehören borg- 
mannen, scheffin, burger u. lantlude der stat u. des gerichts);« ber Zent Lohr 
ib. 530—583; des Gerichts zu Trier, in welches auch die centuriones und Be— 
wohner der umliegenden villae fommen mußten, b. Lacomblet, Ardiv I. 258 f. 
bei. $ 18 u. 19. 
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behielten die verfchiedenen Beftandtheile, die alten Sondermarfen, Höfe, 
Burgen, Vorſtädte u. ſ. w., nicht jelten ungleichen Frieden und ungleiches 
Recht), mitunter getrennte Verfafung und Verwaltung), am häufigjten 
getrennte® Geriht“). Im Ganzen indeh waren dies Ausnahmen und Ueber— 
gangsitufen, und es entiprach vielmehr der Durchführung des Stadtbegriffs 
die volle Verwirklichung der Äußeren Gefchloßenheit und der inneren Einheit 
des Weichbilds. Wie die Stadt nur Ein Gemeinwejen war, fo ſollte Ein 
Stadtgebiet mit Einem Frieden, Einem Recht, Einer Verwaltung und Einem 
Gericht die Grundlage dieſes Gemeinwejens bilden #). 

Mit der Einheit des Weichbilds war indeß jehr wol vereinbar der Fort» 
beftand politischer Beionderheit jeiner Beitandtheile als der Bezirke ſelbſtändiger 
Untergemeinden. Wie der deutiche Stadtbegriff überhaupt für das’ Sonter- 
leben engerer Verbände, jo hatte das Stadtgebiet für eine gewile politische 
Selbitändigkeit in ihm enthaltener engerer Gebiete Raum, fobald nur dieſe 
weder die Grenzen des Gejammtgebiets überjchritten, noch deſſen allgemeine 
und unmittelbare Geltung nad innen beeinträchtigten. So fonnten die 
Territorien der Heimfchaften, Burichaften, Pfarriprengel, Vorſtädte, Höfe, 


6) So in beſonders charakteriftifcher Weife in Zülpich, wo die als burg- 
friede, burgbann, bifane und bannmeile unterfchiedenen Bezirke und außerdem 
die einzelnen Kirchipiele und Hofmarken ungleihen Frieden und ungleiches Recht 
hatten. Weisth. b. Grimm I. 707 f. 

*) Bol. Zimmermann II. 70. Getrennte Berfaffung und Verwaltung 
einzelner Vorſtädte findet fich zeitweile oder dauernd in Köln, Bafel, Soeft, 
Magdeburg, Wien, Miinchen, Braunfchweig, Erfurt, Naumburg, in brandenburgi- 
fhen Städten u. f. w. Bol. Heusler, Bafel; Zimmermann III 70; 
v, Maurer II. 83 f. 87f. 91f. 100 f. 126 f. 138 f. 147 f. Meber bie in den 
Städten fortbeftehende befondere Verfaßung und Berwaltung von Palatien, Burgen 
und Höfen v. Maurer I. 469 f. Grimm I 291 f. 744 f. 

8) Bol. 3. B. über die verichiedenen Gerichte in Köln Ennen a. a. O.; 
über das befondere Gericht v. Kleinbafel, das nad der Bereinigung i. J. 1392 
beftehen blieb, aber vom Rath befegt ward, Heusfer a. a. D.; über die befonde- 
ren Richter u. Schöffen der 10 Vorſtädte in Dresden, die Hofgerichte in Münſter, 
ben villicus in Königshofen, die trog der Einheit des Raths fortbejtehende Mehr— 
beit der Gerichte in Eoedfeld v. Maurer II. 85 f. Auch ib. 112. 155. Grimm 
H. 565. 

“Wo dies nicht durchzuführen war, entftanden daher bisweilen völlig 
getrennte oder doch nur loſe verbundene Doppelftäbte. Died Fam namentlich auch 
da vor, wo bie Stadt eine Burg nicht zu abforbiren vermochte. So beftanden in 
Schöneck nebeneinander „dinnent der freyheit . . zwen stet / .„ nemblich ein 
burgkmannstadt u. ein burgerstadt“, mit beionderen Nichtern und Vorftänden, 
immerhin aber in einer gewißen Verbindung. Näheres in den MWeisth. b. Grimm 
II. 559- 566. Ueber die Verhältniße zwifchen der Stadt und Burgmannſchaft 
Friedberg Thudihum, Geſch. des freien Gerichte Kaichen S. 27 f. 
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Stadtbezirke u. |. w. auch jpäter noch die Baſis Forporativer Eonderverbände 
bilden, die zugleich Glieder der Gejammtgemeinde und Gemeinden für fi 
waren 60). Erſt in der Zeit des Verfalles nahmen die Stadtviertel, die ſich 
lange noch an die alte gewordene Gliederung als jelbftändige Körper mit 
gewählten Organen anjchlogen, den Charakter mechanisch gemachter Unterbezirke 
für BVertheidigungs-, Polizei-, Steuer- und Wahlzwede and). Indem jene 
engeren Gebiet joweit, als der eigne Wirkungskreis der auf fie gebauten 
Unterverbände reichte, jelkjtändige Territorien, darüber hinaus aber Lediglich 
und unmittelbar Beitandiheile des Einen und untheilbaren Weichbilds waren, 
bieten fie ein genaues Vorbild des heutigen Verhältnikes von Gemeinde und 
Stantögebiet. 

Nah außen bin hatte aber der Begriff des MWeichbilds eine Grenze, 
welche die Städte nicht zu durchbrechen vermochten, hierin eine principielle 
Unvollkommenheit offenbarend, welche beweist, daß nicht aus dem mittelalter- 
lichen Stabtftaat der von der modernen Welt geforderte Flächenftaat entjtehen 
konnte. Nur über die nächte Umgebung der Stadt eritredte ſich der Begriff 
des MWeichbilde. Und nur was in dieſem auch äußerlich kenntlich gemachten 52) 
Bannkreife Tag, war Beftandtheil des ftädtijchen Gemeinwejens: was jenjeit 
diefer Grenzen zur Stadt gehörte, blieb ein äußeres Befigthum derjelben und 
machte ihre ganze jtantlihe und privatrechtliche Entwicklung nicht mit. 
Dörfer, Herrichaften oder Gebiete daher, welche die Stadt erwarb, wurden in 
einem foldhen Zalle nicht Weihbild, jondern blieben was fie geweſen. Gie 
hatten nur den Herrn gewechjelt, jo daß die Stadt hier nicht territoriale 
Staatögewalt, jondern grundherrliche oder wogteiliche Befugniß übte>>). 


0) Bol. Th. IS 35. Jetzt auh v. Maurer II. 83—161; befonders über 
Münchener und Bafeler Vorftädte; die Soeſter Burfchaften und fpäteren Kirdh- 
fpiele oder „hove“; die Kölner Gebuirſchaften, Kirchipiele, Vorftädte und Höfe; 
die 5 Weichbilde mit eigenem Rath, Bürgermeifter und Rathhaus unter dem gemein. 
ſchaftlichen Stadtrat von Braunschweig; die Laifchaften in Osnabrüd; die Pfarr 
gemeinden mit je 2 gewählten Hatıptleuten in Erfurt; die Bauerfchaften in Brilon 
und Rüden; die Hove in Gefefe u. Werl; die Kirchfpiele in Hamburg u. f. w. | 

») Vgl. v. Maurer I. 155—161. 

2) 9 Maurer II. 167 f. 

5) Val, 3. B. Urk. v. 1281 b. Gercken, Cod. dipl. Brandenb. VII, 443 
f. Stendal: civitati .. villam .. sub proprietatis titulo; .. in eadem villa 
. . consules civitatis S. omnia judicanda judicabunt. Alſo die Stadt Stendal 
ift Grund» und Gerichtöherrin. Urk. v. 1247 im üb. Urkb. I. 120: Stadt 
u. Thurm zu Travemünde „eivitati Lubecensi“. W. v. Obernrade v. 1452 b. 
Grimm I. 520: zu gebieten u. zu verbieten, zu setzen u. zu entsetzen, 
ire herren der rate zu Franckenfort; wasser u. weyde iren herren dem rade 
z.F. W. v. Schwanheim v. 1453 ib. 521: die stait Franckfort als eyn foyt. 
W. v. Queichheim v. 1452 ib. 768—769, wonach „die von Landaw oberster 
herr u. fawt sint zu Q., ouch die von L. z. Q, habend zu binden u. zu ent- 


8 26. Die Etadtperjönlichkeit und die Stadtmarf. 665 


b. Im Privatreht mußte fich, ſeitdem die Stadt ald Einheit für 
alle oder einige Beziehungen an die Stelle der alten Gejammtheit trat, das 
Recht der Stadt von dem Rechte anderer Verbände mit Beitimmtheit jondern. 

Nach innen war daher die Regel eine völlige Trennung ded Grundeigen: 
tbums der Stadt von dem etwaigen Grundeigenthum engerer Genoßenſchaften 
oder Berbände #). Wo aber ein gemeinfchaftliches Anrecht der Stadt und 
einer engeren Körperfchaft an denifelben Grundftüd fortbejtand, firirten ſich 
jedenfalls genau die Grenzen zwijchen den Befugnifen beider Korporationen®). 

Nah augen war die Regel eine völlige Löſung des Grundeigenthums der 
Stadt von jeder auch privatrechtlichen Verbindung mit umliegenden Gemein» 
den oder Höfen. Soweit aber ausnahmsweiſe eine Markgemeinichaft zwijchen 
der Stadt und irgend welchen ländlichen Verbänden erhalten blieb, trat aud) 
hierbei die Forporative Natur der Stadt hervor. Das alte unfihere Ber 
binden“; nidyt minder find Gerichte, Schwert, Strang, Waßer und Weide derer 
von Landau; und dad Vieh des Dorfs ſoll dem der Stabt in der Dorfmark nad). 
folgen. Die Dorfgemeinde ſchwört dem rat u. der stat L. und der Bürgermeifter 
vertritt die Stadt, indem er fih im Dorfgericht das Recht weifen und ausfertigen 
läßt „von wegen des rats und der ganzen gemeynde der stat L.“ Aehnlich 
ift e3 in Damheim nach dem W. vw. 1488 ib. 770— 771; auch bier tritt der Bürger- 
meifter mit dem Stadtſchreiber auf von wegen in namen u. an stat des rats 
und der bürger gemeynlichen zu L., und diefe find „oberster fawt u. herren“. 
Bl. W. v. Köllikon b. Grimm V. 62, wo e8 von den gejammten berrichaft- 
lichen Rechten ded Gotteöhaufes heißt: gehört nu alles der statt von Bern zuo. 
Stettin war Herr in der Stadt Pölitz. Bol. über Zürich Bluntſchli IL 343 f. 
Ueber Bafel u. Bern Heusler 263 f. 270. 355 f. In den Reichsftädten (3. ®: 
Hamburg, Lübeck, Augsburg, Nürnberg, Sranffurt) u. den Städten der Schweiz 
erhielt fich dies bis in unfere Tage. 

9 Pol. über die Auseinanderfegung zwiſchen Stadtgut und Bauerfchaftd- 
allmende in Köln, wo das Eigenthum der Burichaften an öffentlichen Pläten, 
Thürmen, Thoren u. ſ. w. auf die Stadt übergieng, den Burfchaften aber dennoch 
gemeinſchaftliches Eigenthum verblieb, Th. I S. 835. Ueber das Gemeinland der 
Bauerbänfe in Köln ib. 336. Ueber das Grundeigenthum der Judengemeinden 
ib. 337. Ueber das Eigenthum von Agrargenofenfcaften in den Etäpten ib. 
680 f. Freies forporatives Gut, das fein eignes, von der Stadt durchaus getrenn- 
tes Subjekt hatte, war auch das Grundeigenthbum aller Gilden, Zünfte, Brüder- 
fchaften, Univerfitäten, Kirchen und Klöfter u. ſ. w. in ber Stadt. 

5) Bol. über Fälle, in denen bie Stadt als foldhe ein gewißes Anrecht an ber 
Allmende einer in ihr enthaltenen engeren Genohenfchaft behielt oder die letztere 
umgefehrt nur ein Nupungsreht am Eigentbum der Stadt hatte, Th. I. 680 f. 
Achnliches kommt bezüglich des Grundeigentbums von Gilden, Zünften und andern 
Körperihaften vor. Und folhe Privatrechte der Stadt an dem Gut einer engeren 
Körperſchaft jcheiden fi nunmehr jcharf von denjenigen Befugnißen, welche die 
Etabt als Gemeinwefen über das in ihr vorhandene Körperfchaftsgut allgemein in 
Anſpruch nimmt. 
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hältniß, Bei dem in der weiteren Gemeinjchaft die engere Gejammtheit ohne 
Unterjheidung von Einheit und Vielheit mitgedacht worden war, verſchwand. 
Statt deffen wurde vielmehr gewöhnlich die Stadt in ihrer gefchloßenen for- 
porativen Einheit als Theilhaberin der Marf-, Walde oder Weitegemeinjchaft 
gedacht, an der im Uebrigen Dörfer und Höfe nach wie vor im Sinne alter 
Gejanmtheiten Getheiligt fein mochten). Dann waren aljo die Bürger nur 
als Glieder der Stadt zur Gemeinschaft berufen. Oder e8 hatten zwar neben 





56) Deutlich tritt Died 3. B. hervor in der Heimgereite zu Landau nach dem 
Vebereinfommen von 1295. Vgl. die Ueberſetzung desfelben b. Grimm I. 756— 768, 
Die Stadt als organifirte Gemeinde, „burgman, schöffen u. gemeinde burger 
von Landau“, einerfeitd, und die Bewohner von 14 Ortfchaften andrerfeits find 
nrarfberechtigt, ſchließen ein Uebereinkommen und geloben fich gegenfeitig deffen Auf: 
rechthaltung. Obwol es fi offenbar neben der Holznugung für öffentliche Be- 
dürfniße, nämlich für Shurm- und Brüdenban in der Stadt und für Kirchenbau 
in den Dörfern, um die Holz, Maft- und Weidenugung für Individunlzwede 
handelt, werden doch nirgend bie einzelnen Bürger neben die einzelnen Bauern ge» 
ſtellt. Vielmehr tritt nur die Stadt als ſolche auf, fie hat das Necht des gleichen 
Mitgenußes, fie vereinbart mit den Dörfern bie Einungen über die Schließung ber 
Mark, die Markfirevel und die Pfändung der Ungenofen, fie foll einen der drei 
Zentenberger wählen, fie foll ein Drittel aller Bußen beziehen, fie verfpricht an den 
ihr etwa zu ertheilenden königl. Privilegien die Dörfer zu betheiligen, und fie end- 
lich gelobt die Dörfer gleich fich jelbft in Bezug auf den Wald zu fchirmen und 
zu wehren. Befonderd bezeichnend aber ift, daß die Stadt ald folche gelobt, an 
der Tannenhart Tag zu leiten, um die Einungen zu teilen, und zu dieſem 
Behufe die Einungen, welche unter ihren Bürgern verwirkt werden follten, den 
Dörfern auszurichten. Die Stadt fteht alfo nur noch ald Körperfchaft in ber 
Marktgemeinichaft. Die 14 Dörfer andrerfeitd, welche ftetd als Gefammtheit der 
Stadt gegenüber zufammengefaßt werden, bilden offenbar feine Korporation, fondern 
eine Marfgemeinde alter Art. Vgl. auch die ſpäteren Weiſth. ib. S. 765—771 
(oben Note 53). — Ferner über dad Verhältniß der Stadt und Zent Lohr ib. III. 
530 -533;, bier ift nicht nur das gemein merk, fondern auch das Gericht gemein, 
in beiden Beziehungen aber ftehen ſich nicht Bürger und Landlente, fondern Stadt 
und Zent gegemüiber. So ſoll Niemand in dem gemeyn merk Wieſen haben 
oder madıen, er hab es dan mit willen uf beiderseitten; bie Koſten einer Hin- 
richtung, die Kojten des Fangens Schädlicher Thiere und die Bau- oder Reparatur- 
foiten des Zenthaufes trägt die stat das halbteil und das zentvolk das ander teil. 
Vgl. auh ©. 532 über Zentbüttel und Stabtbüttel, Eammeln bed Stadtgeldes 
u. ſ. w. — Bol. audy über Burg, Stadt und Zent Lauterbach ib. 358—370. So— 
dann dad Quedlinburger Stadtbuch bed 13. Jahrh. 6. Homeyer, Abh. der Berl. 
Akademie 1860, ©. 58: de bure von Groten-Orden de hebben med der stad 
gededinget u. gesworen, dat se usere borgere neynen panden scolen up orer 
weyde, u. ore weyde scal ok meyne sin usen borgeren wur de sy, ane bin- 
nen deme dorpe... Dar to scolen se der stad beste werven u. scaden 
warnen ... Ore kinder u. nakomelinge scolen dit silve ok dun unde hol- 
den... Wer es nicht thäte, den scolde de stadt dwingen. 


. 
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der Stadt auch die einzelnen Bürger, gleihwie die Bauern der mitbetheiligten 
Dörfer, jelbftändige Privatrehte am gemeinen Lande: dann aber wurden, 
indem die Perjönlichkeit der Stadt eine feite Grenzregulirung zwifchen ihrem 
und ihrer Bürger Recht ermöglichte, diejenigen Beziehungen, in welchen die 
Stadt ald ſolche und erit als ihre Glieder die Bürger in der Eigenthums— 
oder Rechtsgemeinſchaft ftanden, von denjenigen Beziehungen getrennt, in 
weldyen Sndividualrechte der Bürger beitanden?”). 

IH. Am wichtigiten war die Umgeftaltung des Rechts an der Stadt— 
marf im Verhältniß der Geſammtheit zu den einzelnen Bürgern. 

1. Uriprüngli war die Stadtmarf nach den Grundfäßen des alten 
Gejammteigenthums getheilt und bildete in den wichtigiten Beziehungen die 
Grundlage einer zugleich politiſchen und wirthichaftlichen Stadtmarfgemeinde. 

Ganz nad ländlihem Mufter zerfiel die Stadtmarf in die ummanerte 
und befejtigte Stadt’®), das vertheilte Stadtfeld°) und die gemeine Stadt- 
mark. Meber dieſe ungleidhartigen Beſtandtheile erſtreckte fich in verſchie— 
dener Intenfivität das Geſammtrecht einerjeits und das Sonderreht andrer- 
jeits, zwei ſich gegenfeitig ergänzende und beſchränkende Herrſchafts- und Rechts» 
iphären. Das Necht der Gefammtheit fand feinen Kern und ftärfiten Aus— 
druck in dem Recht am unvertheilten Yande, und zwar in der Stadt jelbft 
an Straßen, Plätzen, Befeftigungen und allen dem gemeinem Gebrauche 
dienenden Gebietsftüden'), im Stadtfeld an Wegen und an Gewähern 62), 

53) Bol. 3. B. das W. der Etadt Selz v. 1310 b. Grimm 1. 759764. 
Hier gibt es zumächit Klofterwaldungen, in denen theils die Bürger der Stadt, 
theild die Huber des Klofterd für ihre Huben beftimmt bemeßene Holznugungsrechte 
($ 13—16), fowel Bürger als Huber aber neben dem Klofter felbit Maftgerecht« 
fame ($ 17) haben. Sodann gibt e8 eine im Obereigenthum des Klofters jtehende 
Stadtallmende, die sol daz closter u. die stat mitenander nutzen u. bruchen, 
und ein jetlicher, der zu Selse kumet u. da sietzhet in burgers wis ($ 30). Gnb- 
lich fteht für Nothfälle die Stadt auch noch mit Fünf Dörfern in Weidegemeinfchaft, 
und hierbei follen die Dorfgenofen in der Stabtallmende dasſelbe Recht wie die 
Bürger und die Bürger in den Dorfallmenben diefelben Rechte wie die Dorfgenoßen 
haben ($ 31). Obwol nun aber fo die Nutungsrechte für die Einzelnen firirt 
find, ift doch die Stadt ald Ganzes Untereigenthüimerin der Allmende und dinglich 
Berechtigte am Kfoftergut und in den Dorfmarfen (vgl. pr., $ 17. 30. 31). 

58) v. Maurer, Stadtv. II. 1—161. 

5) y, Maurer, Stadtv. II. 162, (campus, feldmark, stadtfeld, stadt- 
flur). 

60 v. Maurer, Stadtv. 11. 172—180. 

9 Maurer, Stadtv. II. 175f. u. über die Strafen ©. 20—42, über 
die öffentlichen Pläße und Gebäude 42 —69, über Mauern, Brüden, Gräben, Thore, 
Thürme u. ſ. w. 69—73 u. 1 31. 

62) y. Maurer, Stadtv. II. 175. Mone I. 394. 396. 437 85 u. 4. IV. 
89. Grimm l. 461. 
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in der eigentlichen Allmende an Wäldern, Weiden und Gewähern 62) und 
endlich auch no) in fremdem Gebiet an etwaigen Gefammtnußungsrechtenst); 
ed ergriff aber von hier aus bie vertheilten Ländereien, die unzweifelhaft hier 
wie im Dorffelde dem Flurzwange unterlagen®); es erſtreckte fich endlich als 
bejhränfende und bindende Oberherrſchaft über die ſtädtiſchen Häuſer und 
Höfess). Umgekehrt wurzelte das Sonderrecht der Einzelnen im Bürgerhanfe‘”), 
ed dehnte ſich von bier aus in die Feldmark und reichte endlich in das ftäbtifche 
Gemeinland, jo dat die dem vollen Bürgerrecht entjprechende Bürgerhufe aus 
einer ftäbtifchen Hofftätte (area) mit dem dazu gehörigen ausgefchiedenen 
Feldantheil und dem unaudgeichiedenen Antheil an der gemeinen Marf 
beftand 68). 


63) 9, Maurer, Stadtv. II. 173, 

) Vgl. oben Note 20, 

% v. Maurer, Stabtv. I. 172 Note 5—7 u. 5a—bdd. III. 6—7. Weber 
die Dreifelderwirthfchaft in Frankfurt Rathsv. v. 1504 b. Kriegf, Bürgerzwifte 
©. 240 Note 1. Ueber die gemeine Weide auf dem Stabtfeld in ber Brachzeit 
Maurer II ©. 803. Anordnungen über die Wirthſchaftsart, die Miftausfuhr, 
die Weide und Die Ernte b. Auer ©. 120 a. 312—314, Wald V. 131—134. 
186. VI. 210, Grimm Ill. 606, Lehmann 285. 

% Daß auch in den Städten das für die Gefammtheit begründete Recht am 
Sondergut, — und zwar fowol bad ftaatliche und polizeiliche Gewaltrecht, wie 
etwaige Zindrechte, Näherrechte, Dienftbarkeiten u. ſ. w., — als ein nicht mitver- 
theilted Stud des Geſammteigenthums erjchien, folgt aus den Urkunden über neue 
Stabtanlagen. Der Grundherr referwirt hierbei nicht nur ſich an den Einzelgütern 
grundherrliche Befugniße, fondern Eonftituirt ſolche auch für die zwifchen ihn und 
die Einzelnen tretende Gefammtheit. Denn er verleiht den Bürgern gemeinlich bie 
ganze Stadtmarf, das Fünftige Gemeinland ſowol ald eine Anzahl von Bürger- 
hufen (mansi), deren Bertheilung unter die Anfiedler (coloni agrorum, agricul- 
tores, inhabitare volentes) als innere bürgerliche Angelegenheit erſcheint. Auch 
wenn einzelne Unternehmer (locatores, possessores) das Bertheilungsgeichäft zu 
beforgen haben, find diefe, als bie Fünftigen Erbvögte und Stadtrichter, nicht Tedig- 
lich Bertreter des Herrn, fondern zugleich Vertreter der Bürgerichaft. So hat 
Zeder feinen Hausplatz nicht unmittelbar vom Herrn, fondern erft von der feitend 
des Heren begabten Gefammtheit. Und deshalb ift auch bei ber letzteren unmittel« 
bares Recht über das Sondergut verblieben. Bol. 3. B. d. Urk. 6. Tzſchoppe 
u. Stenzel 277. 328. 333. 

65) Meber dieſes vgl. Maurer II. 1—20, auch über jeine Immunität 
I. 447 f. 

es) Solche vollftändigen Hufen begegnen in den ſtädtiſchen Urkunden ganz in 
derjelben Weife wie in den ländlichen, 3. B. in Worms jeit dem 8. Jahrh. im 
Cod. Lauresh. II. 1 f; in Regensburg 794, 814, 892, 982, 1002 b. Ried I. 8. 
14. 74, 108. 115 f.; in Köln 844, 922, 989, 1022, 1028, 1067, 1106 b. Ennen 
u. &derg I. 447. 459. 472. 476. 477. 480 f 494, wo überall zu der ftädtifchen 
area, sala oder domus ein mansus oder mansus dimidius in campis civitati 
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Sp wurde denn die Stadtmarf Anfangs ganz gleich einer Dorfmark 
als ein Geſammteigenthum der Bürgergenohenjchaft bezeichnet und behandelt. 
Sie gehörte den Bürgern oder der Bürgerfchaft; den Bürgern insgefammt, 
joweit fie unvertheilt, und den Bürgern fonderlich, foweit fie vertheilt war; 
furz der Gemeinde, Gemeinjchaft oder Gejammtheit im alten Sinn‘). Für 
die Mark und ihre Beſtandtheile waren dieſelben das genoßenſchaftliche Ge- 
meinjchaftsverhältnig andeutenden Namen in Gebraud), welche fih auf dem 
Lande fanden 7%), Und die fürftlichen Privilegien inöbejondere verliehen die 
Mark den Bürgern regelmäßig in Ausdrücen, welche deutlich zeigen, wie weit 
man dabei von einer Heraushebung des gemeinfchaftlich verbleibenden Nechts 
aus der Gejammtheitsiphäre in eine rein forporative Sphäre nocd entfernt 
war?t), 


adjacentibus und überdied appendicia in agris cultis et incultis, vineis, rutis 
et erutis et eruendis, viis, silvis, venationibus, piscationibus et omnibus om- 
nino utilitatibus gehören; in Hamburg 1189 b. Rappenberg 1. 2527.; in Münfter 
1173 u. 1177 b. Wilkens 87 u. 90: proprietatem mansi.. cum domo ad 
ipsum mansum pertinente, quae sita est in civitate M., cum agris suis, pratis 
et pascuis ac omnibus suis Juribus et pertinentiis. 

60) Daher heißt die Mark eine communio eivitatis, monticulus .. eivium 
communis, communis pascua burgensium, communitas civium, communio et 
almende, communitas et ususfructus burgensium, allmend der bürgere u. f. w. 
Beilpiele in Note 2. 5. 10. 11. 15. 16 u. 24. Es wird die proprietas, heredi- 
tas, gerechtigkeit und ber usus den cives, burgenses, oppidani oder inhabi«- 
tantes zugefchrieben, 3. B. oben in Note 15. 22. 24. 26. 34. Bgl. bei. auch bie 
Urf. v. 1307 b. Lacomblet III. 39, worin der Erzbifhof scab. cons. et opi- 
danis suis in Reys beftätigt: wuniversis et singulis .. prata pascua agros dictos 
Spyk cum insula in Reno et omnes et singulas communitates, ,. quae ab an- 
tiqua consuetudine solebant communitas nuncupari ,.. Dantes vobis wniversis 
& singulis plenam potestatem, dictas communitates et agros vestris usibus 
applicandi et convertendi. 

°0) Namentlich „Allmende“, „Gemeinmark“, „Mark“, „Gemeinde“, „Gemein- 
beit” und die entſprechenden latein. Ausdrücke. Vgl. Maurer, Stadtv. IL. 172f. 
Bluntſchli, R.&. II. 392: gemeinmerk in Winterthur. Münchener Stabtr. a. 
484 b. Auer 183: gemain. Priv. v. Innsbrud v. 1239 8 2 6. Gaupp II. 
253: pascuarum communio quae gemeinde dieitur. Jura burgi de Chatel- 
blanc v. 1308 6. Grimm J. 847: pascua vias et communitates. Ib, III. 362 
u. 863: communitates,. 

71, Sharakteriftiich ift 3. B. das im Priv. v. 1188 wieberbolte Lübifche 
Gründungspriv. v. 1163: intra hos terminos habebunt omnes civitatem nostram 
Lubeke inhabitantes, cujuscunque fuerint conditionis, omnimodum usum, viis 
et inviis, cultis et incultis, aquis et piscibus, silvis et pascuis, sive navi- 
bus sive plaustris opus sit ad exportandum. Et nos ipsis civibus nostris 
tradimus usus et commoditates terminorum subscriptorum; ... usum habe- 
ant nemoris tam in lignis quam in pratis et pascuis, Insuper licebit ipsis 
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Die Benugung der Mark geſchah daher jowol für diejenigen Bedürfniße 
ter Gefammtheit, welche jpäter als öffentliche Bedürfniße der Stadt erjchienen, 
wie für die gleihmäßigen wirtbichaftlichen Bedürfnige der Genofen. Zur 
Anlage von Straßen und Pläßen, öffentlichen Gebäuden, Befeftigungs- und 
Bertheidigungswerfen wurden die Marf, ihre Produkte und Erträge von je 
verwandt. Gleichzeitig aber, und ohne daß dies als etwas begrifflih Ver— 
ſchiedenes erkannt wurde, diente die Stadtmarf den Sondergütern. Seder 
Genoße war deshalb Antheilhaber der gemeinen Mark??) und beſaß als Zubehör 
jeined Haujed ein Theil- und Nutzungsrecht an ihr??). Er mochte nah Maßgabe 
eines wirthichaftlichen Bedürfniges die gemeine Weide und Maft bejchieen?*), 


civibus et eorum piscatoribus piscari ... Habebunt efiam omnimodum usum 
silvarum D. et C. et B,, ut tam igni necessaria quam navibus sive domibus 
aut aliis civitati sue utilia ligna in eis succidant absque dolo, ne videlicet 
idoneas et utiles sibi naves passim et sine necessitate vendant et alias 
fabricent vel ligna deferant aliis vendenda nationibus. In ähnlicher Weile 
werden endlich auch Maftgerechtiame verliehen. Hier ift von einer Untericheidung 
des Gebrauchs für öffentliche Zwede des Gemeinweſens und für private Zwede der 
Bürger nicht die Rede. — Vgl. Priv. f. Eiſenach v. 1283 b. Gengler 100f. $ 18 
u. 19; f. Hannover v. 1241 ib. 186 $ 8: paschua et ligna omnibus sint commu- 
nia; f. Lippſtadt v. 1240 ib. 254 f. $ 9: communiter utantur; f. Marienburg v. 
1276 ib. 271 f. 85. 9 11. — Ferner die Handfefte f. Freiburg i. U. v. 1249 
$ 6. 52. 53, f. Burgdorf v. 1316 $ 15 u. den Murtner Stabtrodel $ 7b. Gaupp 
u. 83f. 120f. 152. — Url. f. Porrentruy v. 1331 u. f. Biel v. 1388 b. 
Trouillat II nr. 256 ©. 415f. u. IV or. 239 S. 500. — Urk. v. 1368 b. 
Schreiber I. 515 u. 535. — Endlich zahireihe Gründungsprivilegien b. 
Tzſchoppe u. Stenzel, 3. B. 1270: item ut silvas et pascua eidem atti- 
nencia civitati cives cum omni possideant libertate; auch daz dy welder u. dy 
weyden, dy do gehoren czu derselben stat, dy sullen dyselben burger besi- 
czen mit allir freyheyt; 1291 ib. 414: damus .. eisdem .. civibus et eorum 
posteris omnes utilitates; 1274 ib. 389: silvam ipsi cives pro suis usibus 
reservabunt. 

’2) Priv. f. Dieffenhofen v. 1178 $ 3 b. Gengler SO: cives participes esse 
concedo in pascuis, in fluminibus, in nemoribus et silvis. Bgl. auch Gaupp II. 
83 8 6. 121 $ 15. 163 u. 162 $ 7. Grimm, ®. 1. 764 f. u. 7595. $ 30 u, 
33. II 599 f. 862: aliquis habens jus in eisdem communitatibus. 863: 
advena nichil juris habens in communitatibus. 

73) Vgl. oben Note 68. Dieſes Nupungsrecht hieß ganz wie auf dem Lande 
utilitas, usus, usus communis, gemeiner nutz, gemeinderecht, gemein theil 
und achtwort. Maurer, Stadtv, II. 178. Grimm, W. III, 343 (achtwort). 

) Maurer, Stabto. 11. 808—805. Bluntſchli I. 148. Donandt I. 89. 
Grimm, ®. ı. 773 u. D. 563. Ur. v. 1277 u. 1328 $58 b. Tzihoppe m. 
Stenzel 391 u. 527. Stadtordn. v. Hüfingen b. Mone XV. 427 a. 5. Das 
Weiderecht erjtredte fih aucd auf die Feldmark nach der Ernte und in der Brache, 
Ganz wie auf dem Lande mußte Jeder dad Vieh mit dem gemeinen Hirten aus- 
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Holz - aus dem Walde entnehmen”), in Wald und Feld jagen und in 
den Gewähern fiichen?®), in den gemeinen Gründen Stein brechen und 
Lehm graben”), das Waper für Bewäßerung und Gewerbebetrieb benugen 79), 
Meg und Steg gebrauchen’). Auch Fam die Vertheilung von Allmendftüden 
zu vorübergebendem Sondergenuß in ländlicher Weije vor 9). Und jelbt die 
neuen rein ftädtiichen Bedürfnige, wie die der Schifffahrt und des Sciff- 
baues, Eleideten fi zunächit in die Form folder Allmendnugungen®t). 

Mit der Verfügung über die Marf verhielt es ſich gleichfalls nicht 
anders als auf dem Lande. Die Berfügung über das Sonderreht war be- 
ſchränkt durch das Gefammtrecht??) und über das Teßtere verfügte Die verſam— 
melte Gemeinde®?). 

Endlih aber entfloß demjelben dinglihen Gejammt- und Sonderrecht 
ein Inbegriff von Gewalt- und Unterwerfungsverhältnigen, welde die Grund- 
lage der bürgerjhaftlichen Verfaßung bildeten. Denn es war das Geſammt— 
recht an der Mark, woran die Gemeinde dem Einzelnen gegenüber wichtige 
polizeiliche, richterliche und erefutive Befugniße herleitete 94); woraus die den 
Einzelnen bindende Schließung der Mark floh); worin die meijten Abyabey 


fenden (Jäger, Ulm 608 f. u. 612, Urf. v. 1328 $ 20 b. Lehmann, Grimm 
III. 608), während Grundherrn dad Recht eines Sonderbirten batten (Os V. 
66 Note, Kindlinger, Hörigk. 421). Auch das Verbot des Auftreibens fremden 
Viehs und die Erlaubuih für arme Bürger, eine beftimmte Zahl fremden Viehs zu 
taufen, findet fi); 3. B. in Weißenburg b. Grimm I. 765. 

5) Lub. Url. v. 1188 im Lüb. Urkb. I. 9 u. 10 (oben Note TI). Grimm 
I. 765 f. 773. Maurer IL 802. 

*) Maurer II. 805—807. Mone 1. 396 u. IV. 89. üb. Urkb. 1. 9. 
17. 44. Lehmann 824. Url. v. 1489 b. Delrihs, Samml. 676f. $ 92 u. 
9%. Grimm, ®. III. 609. Stat. b. Wald II. 75 $ 14 u. 15. Tzſchoppe 
u. Stenzel, Einf. 187. 

7) Maurer IL 808. 

7%) Maurer II. 807. Gaupp 11.83 $ 6. Urk. v. 1290 b. Seiberg 
II, 1. 524 $ 23. 

”) Maurer II. 808 Note 76 u. 77. 

%) Beifpiele b. Maurer Il S09. Mone XV. 427 art. 7—8. 

eo) So in dem lüb. Priv. v. 1185 in Note TI u. v. 1204 im Urfb. 17. 

52) Namentlich galt auch hier das Verbot der Veräußerung an Fremde und 
die Marklofung. 

53) Bol. 3. B. oben Note 5-7. W. v. Nũwkilch b. Grimm I. 299. Auch 
die jährlihen Markumgänge fanden wie auf dem Lande ſtatt. Maurer II. 170f. 

#9) Denn bier wurzelte die Gerichtäbarkeit, das Bannrecht u. das Pfänbungs- 
recht in Feld- und Markjachen, die Walde, Felde, Weide- und Baupolizei u. f. w. 
Bol. auh Maurer I. 803 u. 805. II. 4f. Jäger, Ulm 817. 609-612. 
Ochs V. 67. Grimm, W. I. 295 f. 765 u. 766. 847. 

5) Bol. Maurer II. 811 f. Ueber die Anwendung auf den Getreidehandel 
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und Dienfte der Einzelnen für die Gemeinde ihre ältefte Wurzel hatten 9). 
Und ed war anbdrerjeitd dad Sonderreht am Haufe und feinem Zubehör, in 
welchem das bürgerliche Recht und die individuelle Selbftändigkeit der Ein- 
zelnen ihren Sig hatten; auf welchem alle politiiche Berechtigung urſprünglich 
ruhte®”); welches für den Bürger eine Herrichaftsiphäre abgrenzte, in der er 
freier Grundherr war, jo daß ein jedes bürgerliche Befigthum jo gut wie ber 
Bauerhof den Keim der Erweiterung zu einem Herrichaftsgebiet uriprünglich 
in fi trug und in der älteren Zeit ja vielfach in der That entfaltet hat. 

2. Ganz anders wurde ed, jeitdem die Stadt als Perfon aus der Ge- 
jammtbeit heraustrat. Und zwar zunächſt 

a, im öffentlihen Recht, das auch hier jegt jelbitändig wurde. 

Indem die Stadt als ein politiſches Gemeinwejen mit eigener Perfön- 
lichkeit erfannt wurde, nahmen diejenigen Beziehungen, in welden die Stadt 
als Allgemeinheit und die Bürger als deren Glieder erjchienen, einen bejon- 
deren Charakter an. In Bezug auf die Stadtmark entitand in Folge defjen 
für alles Recht am derjelben, welches ſich in der einheitlichen Hand der Stadt 
als einer höheren Allgemeinheit verjammelte, der neue und jelbftändige Ge- 
danfe der Gebietsgewalt. Und umgekehrt folgte für die einzelnen Weich— 
bildgrundſtücke und ihre Befiger ein Inbegriff rein politifcher Pflichten und 
Rechte jetzt lediglich aus der Zugehörigkeit diefer Grundftücde zum ſtädtiſchen 
Gebiet. 

Dieſes Verhältniß des Gemeinwejend und jeiner Glieder zum Gebiet 
und feinen Beitandtheilen wurde nun innerlich losgelöft von dem ehemals mit 
ihm verjchmolzenen dinglichen Privatrecht. Die Stadt als ſolche behielt auch 
Eigenthbum und dinglihe Rechte an einem Theil ihrer Mark: aber- dies ift 
für fie etwas Außerwefentliches, während fie ohne Gebietshoheit nicht beitehen 
fönnte. Ihre Gebietögewalt ergreift gleichmäßig und nothwendig alle Theile 
des MWeichbilds, ohne Rückſicht darauf, ob daneben noch dingliches Recht der 
Stadt beiteht oder nicht. Als Orundeigenthümerin fteht die Stadt ihren 
Bürgern gleich, als Gebietöherrin über ihnen. Grundeigenthum kann Seder, 
Gebietshoheit nur die Stadt befigen. Höchitens Fann es für engere Bezirke 
ein abgejhwächtes Gebietsrecht engerer Verbände unter der ſtädtiſchen Gebiete- 
gewalt geben. Die Stadtmark in ihrer Zotalität ift daher nun das Gebiet, 
das MWeichbild, die Gemarkung, der Bann, das territorium, der terminus, 


und defien Freigabe in Berlin Urk. v. 1319 b. Fidicin I. 19. Befonders 
intereffant ijt die Anwendung auf den Schiffsbau im lüb. Priv. v. 1188 (Note 7). 
ss) Deshalb wurden auc die Abgaben und Dienfte ald Aequivalent fitr die, 
Allmendnugung betrachtet und danach berechnet und vertheilt. Grimm II. 361 
u. 599. Urf, v. Glogau v. 1302 $ 8 b. Tzſchoppe u. Stenzel 445. Maurer 
U. 779. 
97), Bol. den folgenden $ 27 Note 3—5. 
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der distrietus, die jurisdietio der Stadt $); und diefe Ausdrücke bezeichnen 
immer mehr einen von jeder Vermiſchung mit dem alten Markenrecht be 
freiten rein politifchen Begriff, fo daß die Begriffe des ſtädtiſchen Grund— 
eigenthums, der gemeinen Mark oder Allınende fih in voller Selbjtändigfeit 
ablöfen ®°). 

Dft langſam und unvolllommen vealifirt, immer aber angeftrebt, find 
die Folgen dieſer begrifflichen Verwandlung außerordentlich weittragenn. Der 
Begriff des Gebiets jet den Begriff einer wahren Staatsgewalt voraus und 
führt daher zuleßt zum Untergange aller feudalen und patrimonialen Ver— 
haltnige?%). Die Stadt jelbjt befigt ihre territorialen Gewaltbefugnige nicht 
in Berfnüpfung mit dinglichen Rechten und nicht aus individualrechtlichen 
Titeln, jondern als Gemeinwejen an fih und zu einheitlihem und untheil- 
barem Recht. Freilich muß fie viele ihr fehlende grundherrliche Befugniffe 
im Weichbild auf priwatrechtlihem Wege erwerben: einmal erworben aber 
werden fie jofort Beftandtheile der politifchen Stadtgewalt, und was ſoeben 
noch Zubehör eines dinglichen Rechtes war, erjcheint num als unveräußerliches 
Attribut eines territorialen Gemeinwejens. Alle Hoheitsrechte und Aemter, 


88) Vgl. 3. B. Lüb. Priv. v. 1188 im üb. Urkb. I. 11: Eein befeftigter 
Bau darf errichtet werden „in terminis* der Stadt, intra vel extra; Urf. v. 
1250 ib. 152: infra marchiam eivitatis vel wichbilde infra civitatem vel extra 
eivitatem foll Niemand fid) niederlafen sine licentia consulum et civitatis; Urk. 
v. 1234 ib. 66: der Herzog fjchenft die Burg Travemünde u. eine villa den bur- 
gensibus Lubec. dergeftalt, ut jam dietum castrum sit Lubec. civitatis et jam 
quocunque eventu sibi poterit vendicare eo videl. jure, quod in vulgari dici- 
tur wichbiletherech. Urk. v. 1269 b. Gudenus II. 441: in territorio Moguntine 
eivitatis. Urk. v. 1252 b. Niefert 1, 2. 501: intra terminos oppidales, qui 
wicbilede vulg. appellantur. Urf. v. 1243 b. Kinplinger, M. B. II, 1. 248: 
infra opidum vel extra opidum infra tamen terminos banni. Urk. v. 1264 b. 
Lacomblet II. 318: terminos ipsius civitatis qui dieuntur burgbann. Auch in 
Soeft fchon 1120 $ 25 dann, in Biefentbal 1315 b. Zimmermann. II. 162: 
distinetio. Urk. f. Pölten aus dem 13. Jahrh. b. Gengler 410 u. 411: termini 
eivitatis; f. Stade 1209 ib. 456 f. Ochs, Baſel V. 70: so weit zwing u. bann 
der stat Basel geht. Grimm, ®. U. 790: das reich dieser statt Ach. Ganz 
befonders auch Urk. v. 1302 b. Tzfhoppe u. Stenzel 444 f, (oben Note 35 
zu $ 24): der stat wichbilde u. gebyet; und Hallenfer Schöffenweisth. ib. 295 
(b. Laband 8) $ 6: si infra terminos quod wichbilde dieitur homicidium con- 
tigerit etc. 

) Bol. 3. B. Wormfer Url. v. 1278 b. Boehmer, fontes Il. 236: 
almendam infra territorium ipsius civitatis sitam. #ranff. Urk. v. 1227 (oben 
Note 11): jurisdietionem et communionem. Urk. v. 1261 b. Schöpflin I. 484: 
almendis in civitate et ejus banno sitis. Basler R. DO. I 210: zwing und 
benn mit sampt der allmeinden und aller stat herlichkeit, so wyt das begrift 
und zu derselben statt zu gehörende ist. 

vo) Bol. auch unten $ 28. 

1, 43 
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mögen fie noch jo tief von der Verbindung mit dem Grundbeſitz ergriffen ger 
wejen fein, ftreifen in der Hand der Stadt die Merkmale der Uebertragbar- 
feit, Lehnbarkeit, Theilbarkeit ab; fie mögen von Einzelnen ausgeübt, fie fönnen 
aber nicht mehr zu Individualrecht beſeßen werden. Die Eigenjchaft des Weich- 
bilds als des ftaatlihen Gebiets eines territorialen Gemeinweſens erjcheint 
jeßt als der Grund, weshalb in diefen Grenzen Eine Gewalt, Ein Gericht 
und Ein Recht gilt). Diejer ftädtiichen Gebietsgewalt gegenüber ift num 
freili) weder eine jelbftändige Bedeutung engerer Gebiete für ihre innern 
Angelegenheiten noch auch eine gewiße Gejchloßenheit und Unabhängigkeit der 
einzelnen Häuſer und Grundbefigungen ausgejchloßen: unvereinbar aber ift 
mit der Durchführung des ftädtifchen Gemeinwejens eine auf Grundherrichaft 
oder Markenrecht beruhende Gebietögewalt, welche innerhalb des Meichbilds 
eine an fih im ſtädtiſchen Gebietsrecht enthaltene Befugnig ausnahmsweiſe 
für einen Andern als die Stadt begründete. Der Stabtbürger übt in Haus 
und Hof eine gewiße Hausgewalt aus: aber er kann nicht mehr feine Herr- 
ihaft als eignes Recht über einen Kreis von Hinterfaßen ausdehnen und mit 
einer jo gebildeten Grundherrſchaft aus dem Stadtgebiet ausjcheiden. Und 
nicht blos für die Zukunft wird die Bildung feudaler und patrimonialer Ber- 
bände innerhalb der Stadt unmöglich: auch die aus früherer Zeit beitehenden 
Grundherrichaften, Abmarfungen und Smmunitäten erliegen mehr und mehr 
der alleinigen Gebietöhoheit des Gemeinwejens. Lange freilid muß manche 
Stadt in ihren Mauern grundherrlihe und vogteiliche Verhältnige, patrimo- 
niale Gewalten und befonders patrimoniale Gerichtsbarfeiten dulden: joweit 
aber die ftädtifche Entwicklung freie Bahn hat, drängt fie unaufhaltjam zur 
Befeitigung folder Anomalien, bis zuletzt nur rein priwatrechtliche Verhält- 
niße des abgeleiteten Befiges oder der Zinsbarfeit an die einftige Eriftenz von 
Grundherrfchaften in der Stadt erinnern. Schließt nun aber jo der neue 
Degriff des Stadtgebiet jene auf dem Lande typische Zerreigung durch eigen» 
berechtigte Herrſchaftsbezirke aus, fo fordert er darüber hinaus auch eine pofi- 
tive Unterwerfung aller einzelnen Grundſtücke des Weihbilds unter die Stadt. 
gewalt. Nicht mehr das konkrete und bei jedem Grundſtück möglichermeije 
verſchiedene Verhältniß zwiſchen Sonderrecht und Geſammtrecht entjcheidet über 
die politiſche Belaſtung und Gebundenheit der Güter: ſondern in abftrafter 
und gleichmäßiger Weiſe iſt um ſeiner Zugehörigkeit zum Stadtgebiet willen 
jedes Weichbildgut dem Weichbildrecht unterworfen. So wird es möglich, 
daß am die Stelle halb privatrechtlicher Zinſe und Dienſte, welche auf den 
einzelnen Häufern, Höfen und Aedern kraft ihrer bejonderen Stellung zur 
Mark urſprünglich ald Reallaften zu Gunften der Gejammtheit ruhen, rein 


1) Bol. auch Stobbe, Rechtsqu. I $ 50, bei. ©. 483 Note 1 den Nach— 
weis, daß „weichbild* urjprünglidy nur die Stadt und ihr Gebiet bebeutet, wäh. 
rend das darin herrichende Recht „wikbeldesrecht“ und erft fpäter abgefürzt 
„weichbild“ genannt wird, 
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Öffentliche Grundfteuern und rein politiiche Grundlaften treten. Für dieſe Laften 
bedarf es Feines bejonderen Titels mehr, fie folgen aus der Zugehörigkeit ver 
Güter zu dem ftädtijchen Gemeinweien.”) Deßhalb erfcheinen denn auch die 
von Adel und Geijtlidhfeit zum Theil hergebradhten und zum Theil bean- 
jpruchten Befreiungen von Steuern und Dienften dem neuen Gemeinwejen 
ald unvereinbar mit feinem Grundprincip,?) und es beginnt gerade über diejen 
Punkt ein Kampf, den die Städte meift fiegreih zu Ende führen.’*). 

b. Aber auh im Privatreht mußte das alte Gelammteigenthum in 
ähnlicher Weiſe wie das getheilte Eigenthum jeit der Abtrennung feiner polis» 
tiihen Beitandtheile und jeit der Vollendung des Körperſchaftsbegriffs theils 
ganz verichwinden, theild doch jein rechtliches Weſen verändern. 

@. Ganz hörte das dingliche Geſammtrecht der Regel nah an den Häu- 
jern und Ländereien der einzelnen Bürger auf. Indem jomit das Grund» 
eigentbum in der Stadt nicht nur aus den Banden der Grundherrichaft, jon- 
dern auch aus den Banden der Marfenverfafung befreit wurde,) erjchien es 
ald ein freied und reined Individualrecht und jomit überhaupt als das erite 
deutjche Privateigenthum an Grund und Boden, weldes ganz und nur Privat: 
eigenthum war. Diejes Eigentum war freilich weder fo frei noch jo abjolut, 
wie römifches dominium: aber es war gerade jo frei und gerade jo jelbitändig, 
als mit der deutjchen Rechtsanichauung die Herrichaft des individnellen Willens 
über Grund und Boden vereinbar ſchien. Nicht mehr die konkreten Nechte- 
verhältniße zwiichen Gejammtheit und Einzelnen in einer bejtimmten Mark zogen 
nun dem Eigentum an Häufern und Höfen eine engere oder weitere Grenze: jon- 
dern diefe Grenze lag in dem objektiven Rechtsſatz, wonach nur bis zu einem be» 
ftimmten Punkte dieMacht des individuellen Willens über Grund und Boden reichen 
fonnte, während darüber hinaus die Macht der Allgemeinheit über ihr Gebiet 
anfieng. Als jolche objektiven Beichränfungen des Eigenthumsbegriffes erſchienen 


9”) Val. 3. B. Braunfchw. Urk. v. 1232 6. Leibnitz III. 439 $ 52: alle 
garden eder worde, de to wikbilde ligget, se sin papen eder goddeshusen, de 
scholen dem hertoghen u. der stat scotes plegen. Grimm, W. III. 361 
u. 364. W. v. Meiningen ib. 600: Niemand darf Wohnungen haben oder Häufer 
befigen, die in der stat M. wacht, stewr und bete herkomen sint, sie wollen 
sie dann auch verstewre u. verbethen. 

»2) Vgl. Urk. v. 1315 $ 5 u. 6 6. Tzſchoppe u. Stenzel 497; v. 1261 
b. Schöpflin I. 434; v. 1315 b. Zimmermann IL 163 und ib. I. 49; vw, 
13386, 1347 u. 1367 b. Kindlinger, Hörigk. 405. 436. 469; v. 1291 b. Boch- 
mer 261; Maurer IL 781—7S4. 

9), Bol. Th. IS. 331. Dept aub Maurer II. 7384—788 und Beijpiele 
von auänahmsweife fortbeftehbenden Eremtionen adliger und geiftlicher Güter, jog. 
„Sreigüter* u. „Freihöfe“ S. 785-791. 

= Maurer I. 436 f.: „Befreiung von den in der Markenverfaßung liegen- 
den Banden“, 

48* 
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nun, obwol aus dem alten Markenrecht hervorgewachfen, alle baupolizeilihen 
Borfchriften, dad Zwangsenteignungsrecht, die Kontrolle der gerichtlichen Auf- 
lafung und der Eintragung in das Stadtbuh) u. ſ. w. Ebenſo aber die 
beibehaltenen oder neu eingeführten Bejchränfungen der an fih mit dem 
Begriff des Privateigenthums gegebenen Erwerbi- und Veräußerungsfreiheit. 
Denn nicht als dinglich Berechtigte, jondern als Gebietd- und Steuerherrin 
verordnete die Stadt, daß jeder Erwerber eines Weichbildgutd Bürger werde 
und die jtädtijchen Lajten trage oder das Gut wieder aufgebe.“) Und nur 
weil Ritter, Klöſter, Stifter und Geiftlihe und andre Nichtbürger oft fich dem 
Stadtrecht nit unterwerfen wollten, wurde oft die Veräußerung von ftädti- 
ſchen Grundſtücken an fie verboten) oder ihnen zur Pflicht gemacht, ererbte 
oder anderweit erworbene Weichbildgüter binnen Zahr und Tag wieder an einen 
Bürger zu verkaufen oder zu verpachten.”) Meift geftattete man daher au 
Nichtbürgern die Beibehaltung des Guts, wenn fie fih in das Bürgerrecht 
aufnehmen ließen oder mindeſtens fich bereit erklärten, das Gut gehörig zu 
verfteuern.1%) Mo aber ein förmlicher Bürgerretrakt ſich ausbildete,1%) unter- 
ſchied auch dieſer fih von der alten Marklofung durch feine öffentlichrechtlichen 
Wurzeln. 192) 

6. Wie aber einerjeits freies Alleineigenthum der. Bürger, jo trat 
andrerjeitd ein korporatives Alleineigenthum der Stadt aus dem Gejammt- 
eigenthum heraus. Denn ſeitdem der von der Vielheit der Individualwillen 
gelöfte Allgemeinwille im ſtädtiſchen Gemeinwejen fi) zur ſelbſtändigen Ge. 
jammtperjönlichkeit verkörperte, erjhien diefe und nur dieſe ald Subjeft ſolcher 
Privatrehte an Grund und Boden, welde ſchon bisher von der Bürger 
gefammtheit in einheitlicher Zufammenfaßung geübt waren oder im Laufe 
der Zeit dem Einzelwillen entzogen wurden. Erlangte aber jo die Stadt 
neben ihrer am ganzen Xerritorium beitehenden Gebietöhoheit Eigenthbum und 
dingliche Rechte an einzelnen Theilen deffelben, fo ftand fie in dieſer Be- 


) Bol. Maurer I. 8295, u. ©. 765 die Ableitung aus dem Gefammtredt. 

#7) Diaurer II. 768f. Richthofen, frief. R. Q. 297 $ 18. 

8) Beijpiele b. Maurer a. a. D. Note 5—17. W. v. 1303 b. Grimm. 
845. So wird in den Prager Stat. b. Rößler nr. 129 ©. 87 verboten, an 
Gäjte, Herren, Mönche, Nonnen, Pfaffen oder Juden Erb oder Eigen, Zins oder 
Kircyenleihe innerhalb der Stadtmauer zu verkaufen, vermachen oder vergeben, als 
Motiv aber Hinzugefügt: darumb daz der stat ir rechte davon nicht abgee. 

») Beijpiele bei Maurer a. a. D. 770. Note 39—42. 

00) Beifpiele bei Maurer a. a. D. 769. Note 20—36. Im märkifchen 
Städten genügte e8, fich unter dem Namen eines Bürgerd in die ftädtifchen Steuer- 
liften eintragen zu laßen. Zimmermann I. 281. 

Maurer U. 813 Note 15—18. 

102) Denn der entjcheidende Geſichtspunkt war auch bier, daß das Gut nicht 
dem jtädtiichen Dienft entzogen werde. 
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ziehung, da ſolche Rechte im ihrer Hand benjelben Charafter wie in ber 
Hand von Einzelnen hatten, nicht über fondern neben ihren Bürgern. 

Die Keime eines Forporativen Eigenthums lagen, wie wir gejehen haben, 
in jedem Gefammteigentbum. Sie brauchten fih nur zu entwideln und zu 
verjelbftändigen, nicht von außen hineingetragen zu werben !%), Dieſe Keime 
beſtanden in ber gefammteinheitlichen Verfügung und der zum Theil gefammt- 
einheitlichen Nußung. 

Die Verfügung über das Gemeinland war immer bei der fidhtbaren 
Gefammtheit der Vollgenoßen, aber immer nur bei ihrer nach Zeit, Ort 
und Formen gehörig geordneten und mit Mehrheit befchließenden Verſammlung 
geweſen. Sie gieng daher in den Städten meift auf den Rath über!%), 
Der Rath aber erſchien von vornherein als ein jelbftändiges Organ ber 
Stadt, nicht als bloßer Bevollmächtigter der Bürgergefammtheit. Folgeweiſe 
mußte man aud ald Subjekt der von ihm geübten Verfügungsbefugniße die 
Stadt als ſolche denken. 

Aber auch die Benugung des Gemeinlands hatte niemals ausſchließlich 
für individuelle Wirthſchaftsbedürfniße der Einzelnen, fondern immer zugleich 
für die öffentlichen Bedürfniße der Allgemeinheit ftattgefunden. In beiden 
Fällen ſchien dieſelbe Gejammtheit zu nugen. Als daher die Allgemeinheit 
als jelbftändiges Gemeinweſen eigne Perjönlichkeit erlangte, mußten jedenfalls 
dienigen Nugungen, welche bisher ſchon für die Gefammtheit in ihrer Einheit 
verwandt waren, als ausjchlieliches Recht der Einen Stadtperjönlichkeit erfcheinen. 
Die ſtädtiſche Entwicklung aber brachte es mit fih, daß vor der gejammt- 
einheitlichen Nutzung die gefammtvielheitliche ſchon früh auf das Entichiedenfte 
zurüctrat. So fam es dahin, daß nicht nur einige, jondern alle Nutzungs— 
befugniße an der ganzen Allmende oder doch ihrem größten Theil meift 
Alleinreht der Stadt wurden. 

Der Grund dieſer Entwidlung lag jowol in den ſtets wachjenden Be- 
dürfnigen des neuen Gemeinwejend ald in den veränderten wirthichaftlichen 
Bebürfnigen der einzelnen Bürger. 

An eriterer Beziehung waren ſchon von Alters her in weit größerem 
Umfange als auf dem Lande ſowol der Grund und Boden der Allmende 
ald die aus ihr gewonnenen Produkte herangezogen worden, um Straßen 
und Wege, Märkte und Plätze, die für den öffentlichen Gebraud beitimmten 


103) Ganz unrichtig ift ed, wenn Maurer mehrfach, z. B. II. 728. 799 u. 
847, erft durch den Einfluß des römifchen Rechts die Allmende zum Eigenthum 
ber Stadt ala juriftiicher Perfon werben läßt. 

10) Der Rath war freilich oft an die Zuftimmung ver Bürgerfchaft gebun- 
ben (f. unten $ 30), doch kommen auch Beräußerungen vor, bei denen er allein 
handelt; 3. B. in Speier 1242 u. 1248 b. Remling 225 u. 237: universitas 
consilii Spirensis contradidit .. aream; consiliarii Spir. . .. aream attinen- 
tem reipublicae civitatis . . indulserunt. 
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Brücen, Shore, Brunnen und fonftigen Anlagen herzuſtellen 108). Ebenſo 
aber verhielt es fih mit dem Bau und der Verbeferung. der Feftungs- 
werfe!06), mit der Errichtung der öffentlichen Gebäude für den Rath, die 
Gerichte und andere Behörden!”), mit der Anlage der für Handel und Ge 
werbe keitimmten Kaufhäufer, Gewerbähallen, Börfen und Lauben 10%), 
Meiter verwandte man die Allmende zur Gewinnung neuer Baupläße, indem 
zugleich durd einen dem Bebauer auferlegten Zins die ſtädtiſchen Einnahmen 
vermehrt wurden!00). Auch juchte oft die Stadt jelbft durch Errichtung 
ſtädtiſcher Mühlen, Wirthichaften und andrer Gewerbeanlagen die Allmende 
für ihre Kaffe nußbar zu machen!10). Endlich griff man auch zur Bezahlung 
außerordentliher Ausgaben und zur Beltreitung finanzieller Bedürfniße der 
Stadt in die Allmende, die man zu diefem Behuf veräußerte, mit Renten 
beichwerte, verpfändete oder verpachtetet1t), 

Andrerjeitd trat mit der Entwiclung des ſtädtiſchen Lebens der Merth 
der Marfnußungen für die Einzelwirtbichaft zurüd. Schon die alten Voll- 
bürger verbanden mit dem Grundbefiß Handel und Gewerbebetrieb und 
fonnten ohne großen Nachtheil auf Weide und Beholzigungsrechte verzichten. 
Da bald überall nur der Beſitz eined Bürgerhaufes, nicht der von Aeckern 





‚05) Es heißt daher oft: allmend in und auszerhalb der stadt, 3. B. 1214 
u. 1261 b. Schöpflin I. 326 u. 434; der statt almendestück inn oder ausser- 
halb der stat gelegen, 1517 in Baden b. Mone 1. 438 $ 8. Bal. ib. XV. 
427 a. 4; auch Kriegf, Bürgerzwifte 280. Straßen, Plätze, Brüden ı. f. w. 
werden auch oft ausdrüdlich allmend genannt; 3. B. in Worms 1278 b. Boeh- 
mer, fontes I. 207 u. 1386 $ 3, 1407 $ 14 b. Schannat II. 201 u. 221; 
in Straöburg 1239 b. Schöpflin I. 365. 

106), Manrer I. 103—129. 466 f. 

107) Maurer II 45—53. In Soeft findet fi 1120 eine domus consulum. 
In Worms entbrannte im 13. Jahrh. ein lebhafter Streit zwifchen dem Bifcher 
und der Stadt, welde auf den Spruch des Kaifers ihre domus communis, com- 
munitatis, „bürgerhof* wieder zerftören mußte, bald aber wieder errichtete und 
1262 den Spruch erlangte: curia totalis cedet ad perpetuos usus civitatis. 
In Köln findet fi 1149 eine domus civium. In Magdeb., Augdb., Baſel, Franff., 
Ehlingen, Berlin u. Köln, Regensburg fommen feit dem 13. Jahrh. domus ci- 
vium oder consulum, der bürger gemeines haus, bürgerhof, gemeindehaus, 
rathhaus, praetorium u. f. w. vor. Und in Prag verlangten die Bürger 1296 
nah Rößler 173: domum consilii et maniloquii, sicut aliae civitates capitales 
consueverunt habere, 

vs) Bol. Maurer II. 54—64. 

100) Manrer II. 226f. 810. Wald VI 206 $ 13. 

110) Beifpiele unten in $ 28 u. 29. Ueber ftädtifhe Mühlen auh Maurer 
I. 807 Note 73—75 und über den Betrieb jtädtifcher Wirtbichaft im Natbäfeller 
ib. 60 u. 61. 


m) Bol. unten $29, Grimm V. 405 $ 6 (unten in Note 122) u. Maurer 
I. 809 Note 17—18. 846 f. 
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für das Vollbürgerrecht gefordert ward, mußte es überall Vollbürger geben, 
für die troß ihres Grundbefiges die Marfnugungen zum Theil werthlos 
waren. Seitdem aber zulegt auch Nichtgrundbefiger das Bürgerrecht erlangten, 
verlor fih die ganze alte Bedeutung der Mark. Behielten auch jelbft jett 
noch die Marknugungen für einige Bürger größeren Werth, jo waren doch 
jedenfalls für andere gerade die wichtigften Marknugungen, Weide und Bau- 
holz, werthlos geworden. Ueberhaupt aber war, jebald das ftädtijche Leben 
einige Fortjhritte gemacht hatte, die ganze Grumdidee, auf welder die Be- 
meßung und Vertheilung der Marfnugungen berubte, völlig unausführbar. 
Denn die Marfnugungen regelten fih nah dem Princip des wirthichaftlichen 
Berürfnifes in Verbindung mit dem Princip der genoßenjchaftlichen Gleich— 
beit. Dieſer Gedanfe war au in die Städte verpflanzt worden'!?), War 
er aber auf den Dörfern, wo alle Genoßen gleihmäßig den Tandwirthichaft- 
lihen Beruf trieben und der Umfang dieſes Berufs ſich mit der Stellung 
in der Genoßenſchaft dedte, vollfommen durdhführbar gewejen, jo wurde er 
mit der ftädtiichen Berufstheilung unausführbar. Denn bier Eonnte ein 
Bürger, deffen Bürgerrecht jo gut wie das eined andern war, die landwirth- 
ihaftlihen Marknugungen vielleicht gar nicht ausüben. Nur in Bezug auf 
ſolche Markerträgnite, welche jedem Hausftand gleichmäßig nüßlich waren, 
wie etwa Brennholz oder Geldipenden, ließ ſich das alte Syſtem noch an- 
wenden. Im Uebrigen fielen die Stellung in der Bürgerjchaft und das 
wirthſchaftliche Nußungsbedürfnig auch nicht annähernd mehr zufammen. 

Sp mußte e8 zu einer Auseinanderjeguug der Verhältnige am Gemein» 
land zwijchen Stadt und Bürgern fommen. Und diefe Auseinanderiegung 
fiel der Regel nach zu Gunften der Stadt aus: nur ausnahmsweiſe behaupteten 
fih neben dem Recht der Stadt noh Sondernußungsrechte von Bürgern. 

Vielfach ſcheint es darüber, beſonders kei Gelegenheit der Zunftbewe- 
gungen, zu Streit und Kampf gekommen zu fein. Lange hatten die aus den 
alten wollberechtigten Markgenoßen hervorgegangenen Vollbürger den von den 
öffentlichen Bedürfnißen frei nelafenen Theil der Allmende für ihre befonderen 
Bedürfniße benußt, ohne daß man fih die Natur diefer Nußungen zum 
Bewuptjein gebracht hätte. Sie waren wie auf dem Lande gemiſchter Natur, 
halb öffentlichrechtlih und halb privatrechtlich: wie weit fie aber das eine ober 
das andere waren, bedurfte jo lange feiner Feftitellung, ald Vollbürgerrecht 

112) 3, B. Innsbrucker Stadtr. v. 1329 $ 2 6. Ganpp II. 253: ut pa- 
Scuarum communio, quae gemeinde dieitur, universitati divitum et pauperum 
aequaliter offeratur. Stendaler Urf. b. Beckmann V, 1. 2. 150: in aquis 
quam in pascuis et silvis ceterisque rebus equa in portione. Und dazu über 
die Bemehung nad) dem Bedürfniß Priv. f. Hagenau v. 1164 89 b. Gaupp 
I. 97: quisque.. quantum sibi necessarium fuerit. Bemeßung nad ben 
Grundbeſitz 1369 $ S b. Tzſchoppe u. Stenzel 592: juxta hacreditatum 
suarum valorem prout in Nissa et aliis civitatibus. 
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und Beſitz einer mit Acerwirthichaft verbundenen Hofftätte zufammenfielen, 
Bedürfniß und Gelegenheit zur Nußung ungefähr gleich waren, Intereſſen 
der Stadt und gleichmäßige Intereſſen aller Hofbefiger identisch fchienen. 
Als nun aber ber Begriff der Bürgerjchaft fi) erweiterte, als Handwerker 
und Beiſaßen das Vollbürgerrecht erlangten oder doch verlangten, ald die 
Intereffen des beweglichen Kapitald und der Arbeit jo gut wie die ded Grund» 
eigenthums jelbftändige Faktoren des allgemeinen ftädtifchen Intereſſe's wurben: 
da zeigte fi) der Gegenjaß, der bisher gejchlummert hatte. War die Allmende 
Alleineigenthum der Stadt, jo war ed ein Unrecht, wenn einige Bürger 
Nuten und Genuß für fich allein beanspruchten. Waren umgefehrt die biöher 
geübten Nußungen wohlerworbene Privatrechte, jo war ed ein Unrecht, wenn 
die Stadt mit der Erweiterung des politiſchen Rechts die Entziehung jener 
verband. Nicht ohne Grund Fonnten die Altbürger behaupten, die Nutzung 
der Allmende ſei ihr gutes Recht und der Verluſt deffelben folge keineswegs 
aus dem Berluft ihres politifhen Alleinrechts. Aber nicht ohne Grund 
feßten die Neubürger entgegen, die Allmendenugung jei ein Korrelat der 
ftädtifchen Pfliht und komme allen Bürgern gleichmäßig zu. Blickte man 
in die Verleihungs- und Stiftungsbriefe, jo fand hier oft jede Partei ihre 
Anficht beitätigt. Denn darin waren Stadt und vollberechtigte Bürger noch 
identiſche Begriffe; und während daher die Einen darauf hinwiefen, daß die 
Verleihung an die Bürger, alſo an die damaligen VBollbürger, und nur in 
diejem Sinne an die Stadt geichehen ſei, ſahen die Anderen in der Begabung 
der Stabt eine Begabung deö gemeinen Weſens und wollten auch die gleichzeitig 
genannten Bürger nur als die jedesmaligen Glieder deſſelben verftehen.113) 

Faſt in allen größeren und älteren Städten fiel die Entfcheidung zu 
Gunjten der Stadt aus. Die privatrechtlihe Seite der Marfnugungen war 
ſchon zu Zeiten des Gejchlechterregimments zu jehr zurücgetreten, um fidh be— 
haupten zu können. Die Zünfte jegten es daher meift dur, daß die Gefchlechter 
ihre Nußungsvorrechte aufgeben und beifpielsweife auch die für ihre Sonder— 
zwede auf der Allmende errichteten Gebäude niederreißen mußten.!!4) Bis— 

13) Gin Beifpiel von derartiger entgegengejetter Interpretation der alten Ber- 
leihungsurfunde in Gützkow bei Gelegenheit der bier erjt im 18. Jahrh. ausge- 
tragenen Streitigkeiten über die Allmende zwifchen Bauleuten und Gewerken b. 
Bäpde, 3. f. D. R. XVIL 218-240. 

11), In Stradburg 3. B. ftellte fchon 1260 der Bifchof, welcher fih zum An- 
walt der niederen Stände aufwarf, dad Berlangen, die Allmende jolle Arm und 
Reich gemein fein. Aber die Geſchlechter behaupteten fi offenbar im Alleinbefig, 
denn fie erbauten die Gefchlechterftube zum Hohenfteg und das Sommerhaus der 
Sejellichaft zum Mühlenftein auf Allmendgrund. Eobald jedoch nach dem Zunft: 
fiege i. 3. 1332 der neue Nath gebildet war, ließ derfelbe jene Käufer, weil fie 
auf der Stadt Gut ftänden, niederreißen. Schöpflin I. 433. Elojener, Strasb. 
Chron. p. 102-103. Arnold II 300. Auch in andern Städten werden wir 
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weilen mögen auch die Geſchlechter dem völligen Verluſt ihrer Rechte durch 
Bertheilung von Allmendftüden unter ſich oder durch Abtretung derfelben an 
eine Geſchlechtergilde vorgebeugt haben.!!5) Jedenfalls blieb hier überall zulegt 
nur eine rein ftädtijche Allmende übrig. 


bei den Beſchwerden der Zünfte, daß die Gefchlechter der Stadt Gut für fich be- 
nugten, vorzugäweife an die Allmenbe zu denfen haben. Vgl. auch über das von 
den Zünften in Augsburg durchgefeite Verbot der Abhaltung von Gefchlechter- 
geiellichaften auf dem Rathhaus v. Stetten, Augsb. Gefch. I. 127 u. 144. 

5) So fcheint der intereffante Vertrag v. 1287 zwiichen Rath und Bürger: 
fchaft von Speier einerjeit8 und den Münzern und Hausgenoßen berjelben Stadt 
andrerfeitd, b. Remling I. 384, aufgefaht werben zu müßen. Gr lautet: Nos 
judices consules et universi cives Spirenses... volumus esse notum, quod 
nos consules et alii universi cives una cum nostris concivibus monetariis et 
husgenoszen omnibus et singulis unanimiter super edificatione domus monete 
convenimus pariter in hanc formam, quod ipsa domus monete et fundus ipsius 
monete est et esse debet perpetuo dictorum monetariorum et husgenoszen, 
ita quod eadem domo utantur ad eorum communem utilitatem, sicut mone- 
tarii et husgenoszen hactenus uti consueverunt. Ad cujus domus edifica- 
tionem ipsi monetarii et hnsgenoszen nobis tantum 100 libras hallencium 
dederunt et nos de nostra pecunia omnes alias expensas ad edificationem 
ipsius domus fecimus sub hac forma et condicione, quod quandocunque et 
quociescunque consules Spirenses super ipsam domum ire volunt ad consi- 
lium in stupa vel ante stupam, quod id facere possunt et debent sine omni 
contradictione prohibitione et impeditione ipsorum monetariorum et husge- 
noszen omnium et singulorum. Nobis vero absentibus ipsi monetarii et hus- 
genoszen eadem domo uti pro communi utilitate possunt prout volant sicut 
est prescriptum. Ut autem predicta omnia et singula a nobis et nostris 
successoribus et ab ipsis monetariis et husgenoszen et eorum successoribus 
in perpetuum observentur u. f. w., find zwei Iuftrumente mit dem Stadtfiegel 
ausgefertigt und eines den consules et universi cives Spirenses, das andere den 
monetarii et husgenoszen ausgehändigt. — Bei dieſem Vertrag ift zweierlei zu 
beachten. Einmal, daß damals in Speier die monetarii et husgenoszen nod) 
identifch waren mit ber Vollbürgergemeinde, indem erft 1304 Zünftige in den Rath 
gelangten, die Gejchlechter aber ſämmtlich zu jener Genofenichaft gehörten. Zweitens, 
daß ficherlich der Grund und Boden, auf ben das Münz- und Rathhaus ſtand, 
Allmende war. Mithin enthält der Vertrag die Anerkennung bes Eigenthbums der 
bie alte Marktgemeinde fortjegenden Gefchlechtergilde an einem Theil der Allınende, 
während ber Stadt nur ber Gebrauh des zum größten Theil mit öffentlichen 
Mitteln erbauten Ratbhaufes vorbehalten wird. Daß diefer Vertrag für die Ge 
fchlechtergilde fehr günftig war, erflärt fich daraus, daß der fontrahirende Rath 
felbft gefchletig war. Die Gefchlechtergemeinde als Vollbürgerſchaft Tontrahirt 
durch das Organ des Raths Namend der Etabt mit der von ihr ſelbſt gebildeten 
engeren Rorporation! Zugleich ift aber dieſer Vertrag ein Beleg dafür, wie voll- 
fommen der Körperfchaftebegriff damals ſchon ausgebildet war. Denn während 
friiher offenbar die Allmende promiscue dem ſtädtiſchen Intereffe und dem „gemeinen 
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Mar nun aber das Alleineigenthum der Stadt an der Allmende oder dem 
Haupttheil derjelben feftgeftellt, jo war damit fowol die rein Eorporative Ver— 
fügung als die rein forporative Nußung. gegeben. Die letere jedoch war in 
verichiedener Weiſe möglich. 

Ein Theil des Gemeinlandes und feines Zubehörs diente unmittelbar 
den forporativen Zwecken des Gemeinweſens. So die Befeftigungd- und Ver- 
theidigungswerfe; die für die Sigungen des Raths oder andrer Behörden, für 
PBürgerverfammlungen u. ſ. w. beitimmten Gebäude; die zur Aufbewahrung 
von ftädtifchem Gut dienenden Räume, Lagerhäuſer, Zeughäufer, Marftälle; die 
ftädtiichen Anftalten, Hospitäler u. f. w.; die Wälder und Steinbrüde, wenn 
und foweit fie Holz eder Steine für „der Stadt Bau” lieferten. 

Nicht weſentlich verjchieden hiervon war e8, wenn ein andrer Theil des 
Gemeinlands mittelbar den einheitlichen Zwecken des Gemeinwefens diente. 
Wenn ftädtijche Güter für Rechnung der Stadtkaffe verwaltet, wenn fie zu 
Grbzins oder Erbleihe fortgegeben, verpfändet, mit Renten belaftet oder verkauft 
wurden; wenn Grunditüde, Häufer, gewerbliche Anlagen und Nutzungsrechte in 
Zeitpacht gegeben wurden; wenn man mit einzelnen Gütern, Thürmen und 
Wachthäufern ftädtiiche Vaſſallen, Ritter und Söldner belehntet!%): jo floßen 
ja in allen dieſen Fällen die Erträge, der Erlös, die Pachtjumme, die Renten 
oder Zinſe in die ftädtifche Kammer, welche nur für die Zwecke der Stadt vor- 
handen war, oder die ald Gegenleijtung verfprochenen Dienfte kamen der Sicher- 
beit oder dem Wohle ded gemeinen Weſens unmittelbar zu Gute. Und jelbit 
eine etwaige unentgeltliche Fortgabe des Stadtquts!!?) geſchah für die Stadt, 
indem man ihr geleiftete Dienfte belohnen, ihr fünftiges Intereſſe fördern oder 
ihre Ehre wahren wollte. 

Aber auch dasjenige Gut, welches dem öffentlihen Gebrauch geöffnet 
blieb, diente lediglich dem Gemeinwesen, deffen Eigenthum es war. Denn der 
Einzelne, welcher Straßen, Pläte und Brücden zum Gehen, Reiten, Treiben 
und Fahren: benußte, aus den öffentlichen Brunnen und Gewäßern Waßer 
ſchöpfte oder auf dem ſtädtiſchen Strome Schiffahrt trieb, die ſtädtiſchen An- 
lagen für Verkehr und Gewerbebetrieb gebrauchte, übte damit offenbar Fein 
Privatreht aus. Der öffentlihe Gebrauch beruhte vielmehr auf der es diejem 
Zwede widmenden Beitimmung des Gemeinwefens, welches eben, indem es ja 
aus feinen Gliedern beftand, in diefen und durch diefe den Vortheil des Ge- 
brauches jelbit hatte. Das öffentlihe Gut war keineswegs herrenlos, ftand 


Gebrauch” (communis utilitas) der Vollbürger gedient hatte, fchien beides jekt ver- 
fchieden. Und der Gedanke ber Stadtperfönlichkeit war fehon fo beftimmt ent 
widelt, dak Rath und Bollbürger ald Träger des ſtädtiſchen Rechts ein völlig 
anderes Rechtsſubjekt darftellten, als diejelben Rathmannen und Vollbürger in ihrer 
forporativen Sonderverfaßung. 

16) Beifpiele für dies Alles unten in $ 28 u. 29, 

7) Beifpiele unten in 8 29. 
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vielmehr im Eigenthum der Stadt, die es ja auch veräußern und dem gemeinen 
Gebrauch entziehen konnte. Aber es ftand nur im Eigenthum der Stadt und 
von einem gleichzeitigen Sonderrecht der Bürger daran war micht die Rebe, 
Mochten ehemals ſolche Gebrauchsarten, wie in der That gejchehen war, ganz 
den andern Allmendnußungen gleichgeftellt fein: jet verloren fie jedes privat- 
rechtlihe Moment. Sie waren für Jedermann glei, nicht nur Voll- und 
Schugbürger, auch Bürger und Nichtbürger wurden in diefer Beziehung ein- 
ander gleichgeftellt.. Die Beichränfungen daher, welde durd die Straßen», 
Markt, Waßer- und Gewerbepolizei herbeigeführt wurden, trafen gleichmäßig 
Alle: ein unentziebares Individualrecht aber, welches die Stadt dabei zu achten 
gehabt hätte, Fonnte Keiner ihr entgegenftellen. Auch waren die meilten jener 
Gebrauchsarten an ſich ſchon gar nicht geeignet, den Gedanken eines Indivi- 
dualrechts aufkommen zu laßen, indem der Gebrauch des Einen den Mitge- 
brauch des Andern nicht ausjhloß, der Mehrgebrauh Ginzelner die Andern 
nicht benachtheiligte, die Gelegenheit des Gebraudhes Allen gegeben war und 
der Gebraud Aller die Subitanz nicht erihöpfte. In diefer Beziehung it es 
namentlih charakteriftiich, dat, jobald einer diefer Punkte nicht mehr zutraf, 
auch ein andres Syitem der Verwendung einzutreten pflegte, wobei das Eigen- 
thum der Stadt wieder mehr hervortrat und das Gebrauchsrecht von ihr er- 
worben und ihr vergolten werden mußte Die Stadt übertrug dann nämlich 
den nicht für Alle gleich möglichen und gleich vortheilbaften Gebraud gegen 
Entgelt an Einzelne, erhob von den zum Gebrauch Beritatteten eine bejontere 
in die Stabtfaffe fliegende Abgabe, oder Fonjtituirte auch jelbitändige in Pacht 
oder Erbpacht gegebene Nutzungsrechte. Daraus ergaben ſich die mannichfachen 
Zinfe oder Abgaben, welche die Städte dafür bezogen, daß fie Standplätze, 
Verfaufshallen, Kaufhäufer, Niederlageräume, gewerbliche Anlagen, Kramläden, 
Gadem, Buden, Fleiich- und Brodbänfe, Schrannen, Kammern, Börjen u. j. w. 
an Einzelne oder Genoßenſchaften vermietheten, vererbpachteten oder jonjt über- 
ließen; 18) die Einnahmen aus den für Einzelne gegen Zins begründeten Fähr-, 
Waßermühlen- und Fifchereigerechtiamen ;11?) die Megegelder, Marftitandgelder, 
Brückenzölle, Brunnengelder u. ſ. w.'20) 

Endlich aber ſchloß das Alleineigenthum der Stadt auch fogenannte bür— 
gerlihe Nußungen nicht aus. Da die deutiche Stadt ein in den Bürgern 
als in ihren Gliedern lebendes Gemeinwejen war, diente das Stadtgut unter 
Umftänden aud) dann dem Ganzen, wenn es gleichmäßigen Sonderbedürfniken 


m) Bol. Url. v. 1180 b. Racomblet I. 334. Ennen, Köln II. 525 f. 
Zimmermann I. 194 u. 298, auch Teymlers Stadtbuch v. Branff. a, ©. ib, 
7—39. Neumann, Görlik 73. 76. 80. Ochs, Bafel II. 423 f. Jäger, Ulm 
598. Pauli, lüb. Zuft. 50. 51. 53. Kriegf, Bürgerzwifte 310 u. 311. 

110) Die Stadt gab hierbei ein Nußungsrecht fort, das urjprünglich jeber Ge— 
noße am gemeinen Waßer hatte. 

20) Zimmermann I. 19. Maurer II. 185 f. 
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der Glieder diente. Nur mußte, jollte eben das Gut als freies korporatives 
Gut der Stadt erfcheinen, das Recht auf eine ſolche Nugung dem Einzelnen 
lediglich als einem Gliede der Stadt zuftehen und in feinem Punkte die Natur 
eined jelbftändigen Individualrechts zeigen. Nutzungen alio, die an ſich zum 
Gegenftande eines ausjchließlichen Privatrechts geeignet geweſen wären, er- 
ſchienen hier als bloße Geltendmachung eines forporativen Eigenthums durd) 
die Korporationsglieder. Die einzelnen Vorausfegungen, unter welden mit 
dem Alleineigentbum der politiihen Stadtkörperſchaft Nutzungen der Bürger 
vereinbar jchienen, waren folgende. Erſtens mußte der Berechtigte dabei Tedig- 
lich als Bürger und gar nicht ald Träger einer individuellen Rechtsſphäre in 
Betracht kommen; eine folche bürgerliche Nutzung konnte daher weder ein felb- 
ſtändiges Recht noch Gutspertinenz, fondern mußte Ausflug und Anner des 
politiichen Bürgerrechts und gleich diefem rein publiciftifcher Natur fein, mit 
ihm erworben und verloren, nicht aber veräußert und vererbt werden, und 
endlich der Ausjchließlichfeit dergeftalt entbehren, daß die Gefammtzahl der 
Nußungen mit der Zahl der Bürgerrehte wechjelte. Zweitend mußte die 
Nugung jedem Bürger und jedem gleihmäßig zuftehen, jo daß Abftufungen 
und Unterfchiede nur wie beim Bürgerrecht ſelbſt möglich waren.120*) Drittens 
durfte der Einzelne im Berhältnig zur Stadt fein ſelbſtändiges Sonderrecht 
auf eine Nugung von beftimmten Umfange und Inhalte haben, jo daß er 
zwar Gleichjtellung mit allen Bürgern oder den Bürgern feiner Klafje fordern 
fonute, dagegen Fein Widerjpruchsrecht hatte, wenn bie Stadt den ganzen Son- 
dergenuß abänderte oder aufhob; namentlich hatten unter allen Umftänden bie 
bürgerlichen Nugungen nur infoweit eine Stätte, als nad der Befriedigung 
der öffentlichen Bedürfnige der Stadt vom Nutzen oder Ertrage etwas übrig 
blieb. Viertens mußten die Nußungen derartig fein, daß jeder Bürger ohne 
Rückſicht auf eine beſondere Beihaffenheit feiner Privatwirthihaft davon Ge 
brauch machen konnte, was namentlich bei den für jeden jelbftändigen Haus- 
haltungsvorftand nüglihen Holzgaben, bei freier Jagd und Fijcherei und am 
meiften bei den nicht felten vorfommenden Geldſpenden aus dem Pacht» oder 
Betriebserlös der Fall war.!2!) Jede Abweichung in einem diefer vier Punkte 


1200) Bol. W. der Stabt Dambach b. Grimm V 409 $ S: das die edlen, 
so dan bi den von D. wonen u. seszhaft sint, in iren zwing, ban, welde, 
wun, weide nit witer nutzen, nieszen, noch holz houwen sollent, dan ein 
jeglicher burger, der hohe und nohe dienet in der stat D. Bgl. W. v. 
Ruffach ib. IV. 1383. 

129 Den Charakter „bürgerlicher Nutzungen“ müßen die Allmendgebräüche 
in allen denjenigen Städten, in welchen es endlich nur noch Kämmereigut gab, vor 
ihrem völligen Verfchwinden gehabt haben. Denn fonft hätten fie eben nicht um 
des öffentlihen Nutzens willen jpurlos verfchwinden können. Im vielen andern 
Städten erhielten fich ſolche bürgerlichen Nußungen, wie fie auch Heute noch fich 
häufig finden. Das Prinzip der bürgerlichen Nugungen ſpricht z. B. die Stadt- 
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würde neben dem Alleineigenthum der Stadt ein bürgerliche Sonderrecht be 
gründet haben. 

Sn welcher von diejen verjchiedenartigen Weifen nun das Gemeinland 
benußt werdrn mochte, es war immer Alleineigentbum der Stadt. Die 
Unterjcheidung des Kämmereiquts, des öffentlihen Guts und des Bürgerguts 
mit unmittelbar oder mittelbar Eorporativen, öffentlichen oder bürgerlichen 
Nutzungen war freilich rechtlich Feineswegs irrelevant. Denn das Cigenthum 
daran "war von verjchiedenem Gehalt; die Verfügung darüber Eonnte nach der 
Stadtverfaßung verjchiedenen Organen zujtehen; die beftimmungsmäßige Ver- 
wendung gewißer Güter für gewiße Zwede Eonnte verfafjungsmäßig feititehen. 
Aber immer war allein die Stadt in ihrer Einheit die Berechtigte und ihr 
Recht war wirkliches Privateigentbum. So gab es aljo zum eriten Male ein 
rein forporatives Privateigenthbum an Grund und Boden, das von der dem 
alten Geſammtrecht anbaftenden Beimiſchung vielheitlicher Sonderrechte ganz 
frei war. Die Allmende war zu einem Gut der Stadt als folder geworden 
und wurde als jolches bezeichnet und behandelt.12?) Und ganz bejonders deutlich 





ordnung dv. Hüfingen b. Mone XV. 427 a. 3 aud: wenn man die almend 
uszgit, so sol man dem armen als vil gen als dem richen, die dann in der 
statt hushablich sind oder die der statt stur und wacht gent. Vgl. aud) W. 
v. Dambach b. Grimm V. 405 $8. W. v. Selze ib. I. 768 8 80: die All 
nıende fol nutzen u. bruchen .. ein jetlicher der zu Selse kumet u. der da 
sietzhet in burgers wis. Hierher gehört 3. B. das aus dem Stadtwald von 
Ehlingen jährlich gegen einen geringen Preis an alle Bürger mit eignem Rauch 
vertheilte „gabholz“, Pfaff 151. Kerner die Holzlofe in Mühlhauſen u. Neuftadt- 
Eberäöwalde nah Maurer II. 802, in Görlig nah Neumann 52. Ebenſo oft 
die „freie Pürih* im Stadifeld, Maurer I. 804 f. Bl. bei. auch das W. v. 
Meiningen v. 1450 b. Grimm III. 599, wonach iglicher burger, der in der 
stadt stewer u. bete ist, dreimal wöchentlich in der Werra und jederzeit in der 
stat mülgraben fijchen darf, auch hasen, rephüner u. fogel fahen .. in der 
margk zu M., wann er wil u, im eben ist. 

22) Vgl. z. B. Urf. v. 1368 b. Boehmer 722: der stat gemeine weide, 
die wir u. unser furfaren an dem reiche der stat recht u. redlich verschri- 
ben han. In einer Ammeifterordnung v. Strasburg v. 1322 (b. Wencker, 
coll. arch. 151 u. daraus b. Heusler 484) heißt ed: wanne man unser stette 
almeinde enweg geben wil, versetzen o. verkofen 0, verwechseln, so sol man 
die scheffel besammen. Im 15. Jahrh. ſchwor der Meier des großen Gejcheids 
dem Basler Rath, der Stett ir almeinden ze halten u, ze handhaben, Heusler 
95. Bol. au Urk. v. 1268 6. Tzſchoppe u. Stenzel 370: pertinent ac 
deserviunt civitati. Priv. v. 1226 im 2itb. Urfb. I. 45: terminis ipsius civi- 
tatis; . . ut teneat ipsa civitas; .. ut fundo ipso libere utantur ad utilita- 
tem et profectum civitatis Lubecensis. U. ſ. w. — Es verfteht fich, daß durd) 
Yusdrüde, welche „den Bürgern‘ das Eigenthum zufchreiben, an fich fo wenig 
etwas Andres gejagt zu fein braucht, wie bei den Römern mit der beibehaltenen 
Form „municipes“. So heißt es z. B. in Hüfingen 1452 b. Mone XV. 426 
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mußte die innere Gleichheit eines Grundeigenthums der Stadt als Perfon mit 
dem Eigenthum Einzelner zum Bewußtjein fommen, je häufiger die Stadt im 
Privatrechtsverkehr mit ihren Bürgern liegende Güter, Häufer und Höfe Faufte 
und verfaufte,123) ohne daß diejelben in ihrer Hand anders als von den Vor— 
und Nachbefigern behandelt wurden. 

y. Die jo vollzogene Auflöjung des hürgerjchaftlichen Gefammteigentbums 
in Alleineigenthum der Stadt und der Einzelnen war nur der dingliche Aus- 
druck deſſen, daß in perjönlicher Beziehung aus dem alten Genoßenverhältniß 
eine ſelbſtändige Gejammtperjönlichfeit einerjeitd und die jelbftändige Sndivi- 
dualperjönlichkeit der Genoßen andrerjeitd herausgewachien war. Damit war 
die Möglichkeit gegeben, daß, wie in allen Privatrechtsverhältnigen, jo aud in 
Bezug auf dingliche Rechte die Stadt und ein oder mehrere Bürger ganz wie 
beliebige Dritte zu einander ftanden. Es kamen daher Dingliche Rechte, Nenten, 
Reallaften, Dienftbarfeiten, und wol aud Ober- oder Untereigenthum der 
Stadt an Gütern ihrer Bürger und der Bürger am Stadtgut mannichfad) 
vor. Solche Berhältnige beruhten auf befonderen Titeln, Verträgen oder Her- 
fommen und hatten genau denjelben Charakter, den fie auch gehabt hätten, 
wenn zwei Einzelne fi in derjelben Weije gegenüber geftanden hätten. 

Ganz anders geartete Nechtöverhältnige dagegen entjtanden, wenn das alte 
Geſammteigenthum nicht in der bisher geſchilderten Weije aufgelöft ward, ſon— 
dern ganz oder zum Theil erhalten blieb und nur durch die Verjelbftändigung 
und feite Abgrenzung feiner einheitlihen und feiner vielheitlichen Seite eine 
veränderte rechtliche Gejtalt erhielt. Dies war überall der Fall, wo an einem 
Stüd der Allmende die Auseinanderjegung zwijchen Stadt und Bürgern nicht 
durch die ausjchliegliche Heberweijung des Eigenthums an jene oder dieje, ſon— 
bern durd die Theilung und demmächitige organiiche Zufammenfügung der Be- 


a. 1: des ersten, so gehörend dise nachgeschribnen almend der statt u. den 
burgern zu Hufingen zu von alter ber; daß aber damit die Körperichaft gemeint 
ift, ergiebt fi) aus art. 7: die burger hand H. Kürpenhaber geliehen ein 
almend genannt Unterwiden sin lebtag; wenn er abgat, so gehört es den 
burgern zu; ebenfo art. S; auch heißt ed in art. 4 bios „der statt almend“. 
Dal. auh W. v. Dambach b. Grimm V. 405 $ 6: was zwing u. bann, welde, 
wunn u. weide die von Dambach haben, mögen si verwalten u. darusz verkou- 
fen, domit sie die statt halten. — Berfügungen der Stadtbehörde über die Allmende 
z. B. 1282 b. Schreiber I 95 u. 1368 b. Mone XVI 345 f. Bejondere 
„Allmendherrn“ beftellte man in Strasburg. — Das Eigenthum der Stadt an der 
Allınende wird aud) dadurch anerkannt, daß die Buße für angemaßte Sondernugung 
derſelben in die Stadtkafje fließt. So nah dem Stadtr. von Wimpfen v. 1404 
b. Mone XV. 129, ©. 146 a. 91. Vgl. Url, v. 1812 b. Schöpflin I. 
101. Jäger, Um 613. ®. v. Lauſanne b. Grimm V. 2 $ 16. Urf. v. 1277 
b. Guden, syl. p. 270: ab illis, qui almeindam preter voluntatem civitatis 
sibi attraxerunt, in usus convertimus civitatis. 
123) Bol, unten $ 29, 


8. 26. Die Etabtperfönlichkeit und dic Stabtmarf. 687 


fugniffe erfolgte. Selten nur und faft nie in Städten mit lebhafterer Ver- 
fagungsbewegung iſt es dazu gefommen. Die Gegenſätze hatten ſich zu jehr 
zugejpigt; jowol die Geſchlechter als die Zünfte waren bei ihren Kämpfen ges 
neigt, das politiihe Vorreht und das Marfnugungsreht als zufammengehörig 
zu betrachten, die Gejchlechter, indem fie auch ihre Alleinberrichaft als wohl- 
erworbnes Privatrecht geichont wißen wollten, die Zünfte, indem fie auch die 
Almendnugung als Beitandtheil eines unbilligen Herrſchaftsprivilegs angriffen: 
jo hatten denn ſchließlich die politiihen und die Marknutzungsvorrechte meift 
das gleiche Scidjal. Gerade hierin lag ein Hauptunterjchied der ftädtijchen 
von der ländlichen Entwicklung. Allein ausnahmsweiſe ift doch aud in 
Städten, namentlich in Fleineren und jüngeren Yanditädten, ein Gejammt- 
eigenthbum, in welchem ſich Eorporatives Einheitsrecht und jelbjtändige Son- 
derrechte vereinigten, beitehen geblieben. Das Intereffe, welches derartige Bil- 
dungen bieten, liegt darin, daß fie zeigen, in welcher Weiſe mit dem neuen 
Körperichaftsbegriff ein Gejammteigentbum verträglich war. Denn damit war 
ein Vorbild gewonnen, nad welchem ſich zunächft das Ländliche Gejammteigen, 
thum ohne Zerftörung jeiner thatjächlihen Bedeutung rechtlich praecifiren und 
demnächſt das Gejammteigenthum vieler anderer zu Körperſchaften gefteigerter 
Genoßenſchaften beurtheilen Lie. 

Ein jtädtiiches Gefammteigenthum lag und liegt überall vor, wenn das 
Eigenthum an einem Gemeinland zum Theil der Stadt als folder vorbehalten 
und zum andern Theil unter alle oder beitimmte Stadtbürger zu Sonderredht 
vertheilt it. Bon dem alten Gejammteigenthbum unterjcheidet fid) ein folches 
Verhältniß durch die genaue Abgrenzung der beiden ehemals vermijchten Sphären, 
in deren einer nur der Eine Wille der Gefammtperjönlichkeit, in deren anderer 
dagegen eine DVielheit individueller Willen herrſcht. Von dem Eorporativen 
Bürgergut unterjcheidet es fi dadurd, daß bis zu irgend einem Punkte die 
Nutzungsrechte der Einzelnen jelbitändig und innerhalb diejer Grenzen freie 
Privatrehte find. Von einem forporativen Gut endlih, an welchem für Viele 
dingliche Rechte wie an einer fremden Sache beitünden, unterjcheidet fich das 
Geſammteigenthum dadurch, daß das Gemeinland weder für die Stadt noch 
für die Bürger eine fremde Sache ift; daß Stadt und Bürger fih in Bezug 
auf dafjelbe nicht wie beliebige fouveräne Individuen entgegenjtehen, vielmehr 
das Sonderrebt der Einzelnen organisch mit der Mitgliedihaft im Stadtkörper 
verfnüpft ift; daß daher Einheitsrecht und Sonderrechte erft in ihrer durch die 
Stadtverfahung vollzogenen Zufammenfaßung das eigenthümliche Inftitut des 
Gejammteigenthbums ausmachen, welches mithin in diejer Form außerhalb des 
forporativen Rechtsgebiets überhaupt nicht vorfommen Fan. 

Sm Einzelnen war die höchſte Mannichfaltigkeit in Bezug auf die Grenze, 
bis zu welder die Sonderredhte dein forporativen Willen gegenüber jelbftändig 
waren, möglih. Immer waren fie organisch mit dem Bürgerrecht verbunden: 
indem fie aber überdies einen privatrechtlichen Titel forderten, bildeten fie zu— 
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gleich Vermögensrechte von jelbftändiger Bedeutung. Diejer Titel fonnte wieder 
ebenjo verfchieden wie auf dem Lande fein. Möglich waren z. B. Nugungs- 
rechte, die den Befig von Haus und Hof oder Grundbefiß von beftimmtem Um— 
fange forderten;1?4) möglich aber auch Nußungsrechte, die mit dem Beſitz einer 
der von Alterd berechtigten Ehehofitätten verbunden waren ;125) möglich endlid) 
Nutzungsrechte, die fih auf jelbjtändige und für fich übertragbare Antheildquoten 
gründeten.126) 
Sn allen Fällen fonnten im Laufe der Zeit die Berechtigten ſich zu einer 
engeren Genoßenſchaft, einer Real» oder Nußungsgemeinde oder einer ſonſtigen 
privatrechtlichen Agrarkorporation, abjchliegen.1?7) ine ſolche Abjonderung der 
Antheilhaberſchaft an einem nur noch privatrechtlichen Gefammteigenthbum von 
dem politijchen Stabtförper wurde jogar gefordert, wenn der Gedanke eines 
rein politifchen Gemeinweſens in voller Schärfe durchgeführt werden follte. 
Dieje Genoßenſchaft konnte danır wieder mehr oder weniger Ioje mit der Stadt 
zufammenhängen, fie fonnte als Eigenthümerin des betreffenden Guts oder nur 
als nußungsberechtigt am Stadtgut erjheinen. Im Bezug auf die innere 
Struktur des Gejammteigenthums trat jedenfalld dabei Lediglich die Verände— 
zung ein, daß die Funktionen der Stadt ganz oder theilweife von der korpo— 
rativen Genoßenjchaftsperjönlichkeit übernommen und die Sonderrechte ftatt mit 
dem Bürgerreht ganz oder theilweife mit dem Genoßenrecht jened engeren 
Körperd verbunden wurden, 
IV. Das bisher Gefagte beweift jchon, daß die principiellen und alljei- 
tigen Veränderungen der Rechtöverhältnige an der Stadtmarf zugleich den in- 
nerften Kern der bürgerjhaftlihen Genoßenſchaftsverfaßung um- 
geitalten mußten. 

Urſprünglich ftand diefelbe in einer ähnlidyen Beziehung zu dem Gejammt- 
eigenthbum an der Stabtmarf wie auf dem Lande. So wenig jemals die 
Bürgerſchaft eine bloge Markgemeinde war, da fie vielmehr auch abgejehen 
von der Markgemeinjchaft und über dieje hinaus eine Friedens-, Rechtd- und 
Gerichtsgenoßenſchaft bildete: jo war doch die auf dem Geſammteigenthum ru- 
hende Markgemeinſchaft eine ihrer weſentlichen Grundlagen und eines der ihren 


124) Died war urfprünglich allgemein der Fall, Maurer U. 778. Bol. 
auch über die bejonderen Rechte der Beerbten bezüglich der Zifcherei in Meiningen 
Grimm II. 599. 

125) Bol. 3. B. das Stat. v. Alftebt v. 1565 bei Walch VI. 207 art. 16: 
einn gemein wiesenn mit gras u. weidenn .. darvon gibt man einem iglichen 
burger, welcher haus u. hof hat, so vor alters erbauet gewest, ein gemein 
teill gras. 

120) So die Meenten in Meldorf, Michelfen, 3. f. D.R.TX. 100— 104. 

127) Beifpiele in Th. I. 680—683. Auch über die Ausicheidung einer Holz- 
mart ber Beerbten in Iferlon, bis 1680 die Stadt biefelbe zurüderwarb, Maurer 
U. 726 Rote 4; über die Laiſchaftsgärten in Osnabrück ib. 809. 
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inneren Bau beftimmenden Momente. Ohne jenes dingliche Subjtrat fonnte 
fie jo wenig wie eine andere Gemeinde alter Art beftehen. Die innere Glie- 
derung des Geſammteigenthums war zugleich entiheidend für die Gliederung 
der Genoßenſchaft. Zu den Zweden der bürgerlichen Verbindung gehörte als 
ein Hauptzwed die genogenfhaftlihe Verwaltung und Benugung des wirth- 
ſchaftlichen Gemeinguts. Die Bürgerfchafr war jomit gleichzeitig eine politifche 
Genoßenſchaft und eine Stadtmarfgemeinde und war daher auch halb öffent- 
lichrechtlicher und halb privatrechtlicher, halb perfönlicher und halb dinglicher, 
halb politifcher und halb wirthihaftsgeiellfchaftlicher Natur. 

Diefer Doppeldarakter, den die Bürgergemeinde mit allen andern Ge- 
meinden theilte, mußte num aber aufhören, ſeitdem ſich die Rechtsverhältniße 
an der Mark in Gebietsrehte und dingliche Privatrechte gejpalten 
hatten. 

Nur ald Gebiet war die Stabtmarf aud) jegt noch ein umerläßliches 
Subſtrat der Bürgergemeinde und bejtimmend für deren inneren Bau. Daß 
fie ohne ein folches Gebiet nicht denkbar und innerlih mit demfelben unlöslic 
verwachjen war: das unterjchied die Bürgergemeinde von andern Genofen- 
ichaften und machte fie eben zu einer territorialen Körperfchaft, zur Ge- 
meinde im neuen Sinn. Daß aber nur ein Gebiet und nicht zugleich eine 
dinglihe Gemeinjchaft die begrifflich nothwendige Baſis der bürgerlichen Ver— 
bindung war: dadurch unterſchied fich diejelbe von jeder Gemeindeverbindung _ 
älterer Art. So konnte fih auf der Grundlage eines rein politifchen Gebietes 
die Bürgerfchaft zu einem rein ftaatlichen Semeinwejen organifiren. Diejes 
Gemeinwejen, der ältefte vollkommen durchgeführte Staat, hatte nur noch 
öffentliche Zwede. Deshalb entwih aud aus feiner Struftur jedes privat- 
rechtliche, jedes dingliche und jedes wirthichaftsgenogenjchaftliche Element. Zwar 
hatte die Stadt Privatrechte, aber diefe waren für ihren Organismus zufällig 
und unwejentlich; fie unterjchied fih von andern Gemeinorganismen durch ihre 
Abhängigkeit von Grund und Boden, aber nicht dingliches Privatıecht jondern 
politiſches Herrſchaftsrecht über das Territorium Fam dabei in Betracht; fie 
trieb eine umfangreiche Wirthichaft, aber nur für die Zwede des Ganzen, für 
welches dieſe Wirthihaft und welches nicht umgekehrt für gejellichaftlichen Wirth. 
idaftsbetrieb da war. 

Dagegen dauerte die privatredhtliche Seite der alten Stadtmarfge- 
meinfchaft entweder nur als ein unwejentliches Anhängjel des politiihen Ge- 
meinwejend oder in einem von diefem getrennten Körper fort. War das Peßtere 
der Fall, jo war bier das Vorbild einer reinen Privatrechtöförperjchaft gegeben, 
für welde nun umgekehrt ein dingliches Privatreht an Grund und Boden, 
Boden, ein Örumdvermögen, das umerläßliche Subftrat war. Eine ſolche 
Genoßenſchaft konnte nicht ohne ein gemeinfames Grundvermögen bejtehen, 
war durchaus auf diejes gebaut, eriltirte nur für und durch vasjelbe und zeigte 
jomit, wie in der alten Marfgemeinde nicht nur der Keim des politijchen Ge- 

II. 44 
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meinwejens, ſondern zugleich der Keim der in Gewerkichaften und Aftienvereinen 
auslaufenden Vermögensgenoßenſchaft gelegen hatte. 

Die letzten Konſequenzen der Auseinanderlöfung von Gebietd- und Marf- 
verband und die volle Durchführung des Gedankeus eined rein politiichen Ge» 
meinweſens verwirklichte meiſt erft der Sieg der Zünfte Es ift aber ein 
großer Irrthum, deshalb anzunehmen, vorher jeien die Bürgerjchaften noch 
Markgemeinden gewejen.1??) Auch zur Zeit der Gefchlechterherrichaft jhon waren 
in den größeren und blühenderen Städten alle die Urſachen jeit lange wirkſam 
gewefen, welche unausbleiblich der dinglihen Markgemeinſchaft die Bedeutung 
eined Fundamentes für den Bau der Stadt entziehen mußten. In der That 
waren, jobald der Gedanke der Stadt als politifcher Gefammtperjönlichkeit vor- 
handen war, aud die aus den VBollgenofen der alten Gemeinde hervorgegan- 
genen Vollbürgerſchaften Feine wirklichen Markgenoßenſchaften mehr. Biel mehr 
hatten fie fih durch Hineinziehung des Princips und der Formen der Gilde zu 
perfönlihpolitiihen Verbänden umgejhmolzen. Und wenn auch fie noch Grund» 
befig für Erlangung des Vollbürgerrehts forderten und Marfnußungsrechte 
tamit verfnüpften, jo waren die letzteren, wie jchon gezeigt ift, nur noch un- 
jelbftändiges Zubehör, das Erforderniß des Grundbefites aber hatte, wie fich 
jogleich zeigen wird, nur noch die Bedeutung einer Vorausjegung, nicht mehr 
die einer Baſis des Bürgerrechts.129) 

Hiermit fteht natürlich) nicht in Widerſpruch, daß in Eleineren, von Ader- 
wirthſchaft lebenden, überhaupt aljo für das jpecifijch ftädtifche Wejen unerheblicyen 
Städten bis über das Mittelalter hinaus bisweilen die Markgemeinſchaft mehr 
oder weniger die Bafis des bürgerlichen Verbandes und feiner Verfaßung blieb.130) 
Städte, welche in ländlicher Weije eine gemeine Marf benußten und dem Recht 
an berjelben eine gewiße jelbjtändige und auf die Stadtverfaßung zurüdwir- 
fende Bedeutung beilegten, finden fich bis in die neuere Zeit.1?!) Ja es fommen 


129) Dies ift einer der Grundirrthümer Ma urer's. Er faßt die ganzen 
Zunftbewegungen ald den Kampf einer neuen „Perfonalgemeinde* mit der alten 
„Realgemeinde“ auf, nach Analogie des Streited von Bauern und Köttern in ben 
Dörfern, er behauptet, erft mit dem Siege der Zünfte habe „die Marfenverfaßung 
aufgehört, Grundlage der Stabtverfaßung zu fein’; er charakterifirt überall bie 
Geſchlechter ald eine „Markgemeinde”, welche erft durch den Sieg der Zünfte eine 
„perfönliche oder politiiche Gemeinde” geworben jei. Vgl. bef. II. 191 f. 521. 
540 f. 605. 723—730. Nach der Argumentation Maurer's wäre Köln bis 1396 
eine Marfgemeinde geweien! Münden bis in unfer Jahrhundert! Und Hamburg 
bis 1848!! 

20) Bol. den folgenden $. 

130) Nur darf man nicht Alles, was Maurer ©. 729—730 ald „Refte und 
Spuren der Marfenverfaffung* anführt, dafiir anfehen. 

, Vgl. 3. B. Maurer I. 198 über Montingen, das noch im 18. Jahrh. 
eine ganz Ländliche Verfaffung hatte, indem die Bürgerfchaft aus den Angefeßenen 
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Städte vor, in welchen fich die Bürgerſchaft als Nußungsgemeinde 132) oder 
ald eine an eine firirte Zahl von Ehehofitätten gefnüpfte Realgemeindet33) ab- 
ſchloß. Aber ſolche vereinzelten Ausnahmen beftätigen nur die Regel. 


8 27. Die Stadtperſönlichkeit und die Bürger. 

Die Bürger waren urfprünglic durd ein genoßenſchaftliches Band alter 
Art verfnüpft. Der Bürgerverband war daher eine zugleich öffentlichrechtliche 
und privatrechtliche Gemeinjchaft, in welder die politiſche und die individuelle 
Perjönlichkeit der Einzelnen von einander nicht getrennt waren. Dies änderte 
ih mit der Ausprägung der Stadt zum bürgerlichen Gemeinweien. Denn 
jeweit dieſes reichte, wurden die Bürger als ſolche zu Mitgliedern eines rein 
politijchen Verbandes. Darüber hinaus aber wurde die Einzelperjönlichkeit frei. 

I. Der Bürgerverband war in der vollendeten Stadt ein rein poli— 
tiicher Verband. Er war der Inbegriff der perfönlichen Elemente, welche den 
Stabtförper bildeten und durd ihre an das Stadtgebiet gefnüpfte Organi- 
jation zum Gemeinweſen erhoben. An die Stelle einer Gemeinde alter Art, 
in welcher immer zugleih ein priwatrechtliches Gemeinichaftsverhältnig begriffen 
war, trat eine rein politiihe Gemeinde.) Zur Bürgerjhaft gehörten Alle, 
welche Glieder des ftädtiichen Gemeinwejens waren. Dieſe Mitgliedihaft war 
das Bürgerrecht?) Das Bürgerrecht ftreifte daher eine Reihe von Merkmalen 


mit Beholzigungsrecht beftand und ber Rath von der gemeinde wegen die #eld- 
marfangelegenheiten beforgte. Kerner über die Verfakung von Zug ib. 256 f. Auch 
die W. v. Neukilch b. Grimm I. 299; v. Kyburg ib. IV. 339 $ 15; v. Hemmen- 
dorf IV. 656 8 12. 16. 23. 28. Ferner über Coesfeld Sökeland 67. 
239 f. 244. 

132, So in Meldorf die auf Meenten gebaute Bürgerfchaft vor dem im 16, 
u. 18. Jahrh. erfolgten Verluſt ihrer potitiichen Rechte. Michelſen a. a. D. u. 
Maurer I. 255 f. II. 179. 601 f. 726. 797. . 

3) Sp in Meppen nah Maurer II. 179. 797. 

) Auch die alten zugleich das Gemeinichaftsverhältnig andeutenden Namen 
treten nun vor dem Namen „bürgerschaft“ zurüd. Wo aber Namen, wie gemain, 
gemeinde, gemeinsami, gemeinschaft, gemeinheit, communio, communitas, con- 
sorcium u. f. w. im Gebrauch bleiben, bedeuten fie nur noch die politiſche Ge— 
meinfchaft, nicht find fie mit Maurer II. 191f. auf fortdauernde Marfgemein- 
ſchaft zu deuten. 

2) Es heißt bürgerrecht, bürgerschaft (frief. burgerscip), burgrecht, bürger- 
mal, marktrecht; jus civis, quod vulgariter dieitur purchrecht (im Priv. f. 
Paſſau v. 1225 b. Gengler, Stadtr. ©. 344 $ 1); jus civile (3. B. Prager 
Stat. a. 22 ©. 15); eivilitas (3. B. in Soejt 1120 $ 40 u. 1288 b. Seiberg 
U 1. 54 u. 512, 1259 im @üb. Urfb. II. 22f.); corsortium eivilitatis (1219 b. 
Gaupp I. 127 $ 3); concivium (1288 in Berlin b. Ludewig, Rel. Msc. XI. 
637); insbefondere aber auch jus civitatis (Stadtrecht), 3. B. im Augsburger Priv. 


v. 1156 oder 57 art. 4 $ 2, ober einfach civitas, 3. ®. 1260 im Lüb. Urfb. I. 
44* 
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des alten Genoßenrechts ab und wurde zu einem rein politischen Recht. Es 
war die Mitgliedſchaft im ftäbtifchen Gemeinwefen, mithin die dem Gemein- 
wejen zugefehrte Seite der Perjönlichkeit. 

1, Erwerb und Berluft ded Bürgerrechtd waren dahır jegt innerlich 
verschieden von dem eines ländlichen Gemeinderechts. 

Urſprünglich floß aud das Bürgerreht aus der doppelten Duelle einer 
dinglihen Grundlage und einer perjönlihen Genofenverbindung. Im erfterer 
Beziehung war daher” das Vollbürgerreht Anfangs gleih dem Dorfgenogen- 
recht an den Befig einer ftädtifchen Hufe,3) unter Hinzutritt von Wohnfig und 
eignem Hausftand im Weichbild,t) geknüpft. Wenn fid) indeg Reſte der An- 
ihauung, wonach ſolcher Beſitz in der That als dingliches Subftrat des Bür- 
gerrechts erjchien, noch lange erhielten,) jo überwog doch bald eine andere Be- 
trachtungsweiſe. Allerdings blieb vielfach, insbefondere in den Zeiten des Pa- 
triziats, Grundbefig oder Hausbeſitz ein Erfordernig des Vollbürgerrechts oder 
doch gewißer Vorrechte®): aber man jah darin nicht mehr die priwatrechtliche 
Baſis eines politischen Rechts, ſondern eine bejondere perjönliche Dualififation 
des Beligerd.?) Es hatte jegt denjelben juriftiihen Charakter, wenn man 
Grundbefiß forderte, ald wenn andere Städte einen beftimmten VBermögensitand 


225; 1370 in Berlin: pro civitate nostra acquirenda; Urf. der Stendaler Gewand: 
ſchneider v. 1233: quicunque .. alienus hoc officio uti voluerit, primitus civi- 
tatem acquiret et postmodum consorcium fratrum cum 23 solidis intrabit; „stadt- 
recht‘ bisweilen in Prag nah Rößler ©. LIU Note 1; dirre stege recht 1253 
b. Grimm, W. III. 607. 

3) Stadtr. v. Freiburg v. 1120 $ 41 und jpätere b. Schreiber I, 1. 78. 79. 
129; Magdeburger R. des 13. Jahrh. $ 1b. Tzſchoppe u. Gtenzel 271; 
Berner Handf. v. 1218 $ 24; Wormjer Urk. v. 1315 b. Arnold II. 311; Priv. 
f. Medebach v. 1165 $ 11 u. 23. Zimmermaun I 57. Sehr zweifelhaft find 
manche von Maurer II. 195 (Rote 8. 9. 11. 12) u. 765f. angeführte Beijpiele. 
Zum Begriff der ftäbtifchen Hufe gehört natürlich, daß ein Haus darauf fteht; 
Bluntjdli I. 148; Boehmer, fontes II. 214, Stabtr. v. 1275 b. Schrei- 
ber I. 81. 

+) Maurer I. 197—19. Stat. 6. Wald V. 183 8. 56 u.81a.48$5, 

5) So, wenn gejagt wird, Jemand fei von einer Hofftatt Bürger (3. B. 1275 
in Sreiburg b. Schreiber I. 81); oder, wie 1289 u. 1295 in München, der Pädh- 
ter eines Stabtguts folle davon fteuern und fo lange haben unser burigaer recht 
in unserer stat. Maurer a. a. DO. 198 Note 41. 

6) Wie in Hamburg erfseten borgere, erfhafte lude nah Stabtr. v. 1270 
I, 8. VI, 1. VOL, 20; in Bamberg purger der gesezen u. der geerbz, Zöpfl 
39 $ 132 u. 134; die erbenbürger in Wien, Ulm u. ſ. w. — Bgl. auch Apping- 
damer R. v. 1327 b. Richthofen 269 $ 5. 

’) Bgl. Th. I. 269. Wofür ſich ja Parallelen in neueren Gemeindeorbnungen 
finden, vgl. ib. 676, 
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verlangten.) Man fand darin Bürgichaften für die politische Tüchtigkeit 
und Steuerfähigkeit des Bürgers.) Und mehr und mehr wurde namentlich 
feit den Zunftfiegen’das Erforderniß der Angefeßenheit ganz zurüdgebrängt.!9) 
Man brauchte jetzt nur noch durd den Wohnfig mit dem Stadtgebiet verfnüpft 
zu fein, um volles Bürgerrecht erlangen zu fönnen,!!) während umgefehrt für 
Fremde ftädtifcher Grundbefig gar Fein politiiches Recht mehr begründete. 12) 
Der Hauptnachdruck fiel durchaus auf die perfönliche Zugehörigkeit zum Bür- 
gerverband. Dieje aber beruhte auf der förmlichen Aufnahme dur die Organe 
des Gemeinwejens,1?) woran fi die Eintragung des „Verbürgerten” in das 
Bürgerbuch 4) und die Ableiftung des Bürgereides!?) ſchloß. Anfangs ſah 


) Wie in Ehlingen nah Pfaff 150 u. Rotenburg nah Benjen 235. 

9) Weshalb auch 3. B. in Berlin in Ermangelung von Eigen Bürgenftellung 
ded Meubürgers dafür genügte, daß er in Jahr und Tag nicht wanbur werde; 
1370 b. Fidicin I. 4. Zimmermann I. 59. Ebenſo anberwärts die Bürg- 
ichaft, daß der Betreffenbe in beftimmter Zeit nicht fortziehen, die Steuern ent- 
richten, fein Almofen nehmen werde; Maurer I. 754f. Prager Stat. 33 b. 
Röfler 24: Bürgfchaft, daz er drei jar u. drei tag mit der stat leid ubel 
u. gut. Appingdamer Stat. v. 1327 6. Richthofen 296 $ 6: ber alienigena, 
welcher civis werden will, muß Bürgen ftellen, quod cives teneat indempnes 
ex sua parte. 

») Maurer H. 726f. Freib. Stadtr. $ 272 6. Walch UI. 273: bürger 
mit behausung oder auch ohne hausz gesessen. Thudichum, R. ©. der 
Wetterau 1. 21. 71f. 210f. 

11) Münchener Stadtr. b. Auer 169. Ochs VI. 493. Rau, Speier II. 10. 
Prager Stat. 22 u. 1389 b. Röhler ©. 15 u. 95 u. Einl. ib. ©. LXXXIV 
Note 1. Nicht anders im Kölner Verbundbrief v. 1396: gesessen u. wohnhaftig 
in der stadt, — wad Maurer II. 43 ganz irrig auf Angefeßenbeit deutet. 

2) Ausmärker gehören nicht zur Stadt. Maurer II. 240f, Natürlich 
müßen fie aber das Stadtrecht anerkennen u. Grundftener zahlen. Prager St. 
112. 116 ©. 68 u. 70. Das Aus- und Pfahlbürgerrecht hat einen eigentbümlichen 
Charakter, vgl. unten $ 28. 

13) Bol. 3. B. Zürcher Nichtebr. IV. 24. Sreiberger Stat. 5 273 b. Wald) 
IL. 274; vgl. ib. VII 95. Jäger, Um 314. Benjen, Rotenburg 235. 
Rößler, Prag ©. LXXXIV. Grimm, W. Il. 600 u. IV. 658 8 59f. 
Halle'ſches W. v. 1235 b. Tzſchoppe u. Stenzel ©. 298 $ 32 (gegen Zahlung 
von 3 solidi). Altes Magdeb. R. $ 18. Worms 1255 $ 5 b. Schannat 145. 
Urf. v. 1312 b. Schöpflin II. 101. Ochs Ir. 383. — Maurer IL 745f. be 
bauptet, die fürmliche Aufnahme datire erft feit ber zunftartigen Abfchließung der 
Gemeinde; vorher habe man durch unangefodhtenen Befig von Jahr und Tag ftill- 
Ihweigend das Bürgerrecht erworben. Was er aber dafür anführt, bezieht jich theils 
auf den Schuß der Gewere an Weichbildgut, theils auf den Schuß ber perjönlichen 
Freiheit nach Jahr und Tag. 

) In Köln z. B. karta civium, in Fübed littera civilitatum, in Hamburg 
liber eivium, in Bremen des stades bok. 

5) Kormieln f. Baſel b. Ochs 11. 438 u. Heusler 250f.; f. Freiburg b. 
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man and hierin zugleich die Aufnahme in eine genoßenjchaftliche Gemein- 
ſchaft; 16) mehr und mehr indeß trat dieſe Seite zurücd oder wurde jelbitändig. 
behandelt,!?) jo daß die Bürgeraufnahme als rein politijcher Akt erfchien. Sie 
war nun die Willenserklärung des Gemeinweſens über die Mitgliedichaft eines 
Einzelnen,!3) verbunden mit der eidlich befräftigten Willenserflärung des Leb- 
teren‘, fih unter das ſtädtiſche Gemeinweien zu unterwerfen.1?) Die Stadt 
ftellte daher für die Aufnahme zum Bürger nur derartige Erforderniße auf, 
welche die yperjönliche und politiſche Dualififation verbürgen follten.?%) Erſt 
in den Zeiten des Verfalles, als da8 Bürgerrecht vom Standpunkt der Theil: 
nahme am Nahrungsprivileg der Stadt betrachtet wurde, näherte man ſich 
wieder der Auffaßung joldher Erforbernife als einer privatrechtlichen Grundlage 
bes Bürgerrechte. Man konnte nun in dem jehr gefteigerten Aufnahmegeld 
eine Kaufſumme finden 2) und bei gebornen Bürgern an eine Art ererbten 
Bürgerrechts denfen.??) 


Schreiber I. 237. 259. 336; f. Rotenburg b. Benfen 236 u. 491; f. Eßlingen 
b. Pfaff 150; f. Speier b. Lehmann 280; für Köln b. Ennen u. Ederg 
1. 155; daher ib. 156: „ein geboren off eyn gesworen burger“. Bejonders ausführlich 
mußten oft Ritter o. Geiftliche verfprechen, fich dem Stadtrecht zu unterwerfen und 
mit den Andern zu ftenern und zu dienen. Urk. v. 1262 b. Dreger I. 457. 
Zäger, Ulm 314. 

16) 3. B. Hagenauer Stadtr. v. 1164 $ 7: communionem ibi acquirere. 
Magd. W. $ 3 u. 18. Stadtr. v. Hörter v. 12235. Wigand, Arch. I, 1. 96f. 
u. III, 3. 15: quicunque Huxariam intraverit et communionem eivitatis scil. 
burscap conquisierit. Ebenſo beim Berluft, z. B. in Köln, Urf. d. 12. Jahrh. 
8 7: rebellis de karta civium et communione nostra repudiabitur. Padberg 
1290 $ 7 b. Seibert II, 1. 523: si quis communionem civium resignare 
voluerit. Vgl. W. v. Suefteren v. 1260 b. Grimm, W. III. 863; von Langen: 
lohnsheim ib. II. 155 (in der gemein). 

7) Schon im W. v. Wetter v. 1289 b. Grimm III 343 u. Wend II. 
167 wird getrennt: quicungue extraneus accedens ad oppidum in Wettera 
vult habere communionem, que vulg. almeinde dieitur, dabit advocato XX 
den. leves et communitati XX den. leves.; ebenſo befondere Ertheilung des 
„achtwort‘, 

8) Daher war auch Aufnahme durch den Rath oder andere ftädtiiche Be- 
hörden möglid. Maurer II. 750. Grimm, ®. III. 600. 

0) Dies enthalten die Eidesformeln. ©. Note 15. 

0) Unbefcholtenheit, Bürgfchaftäftellungen, Unterwerfung unter dad Stadt— 
recht, Aufnahmegelder u. |. w. Bol. Maurer II. 754f. Richthofen 296 & 5. 
Rößler S. LXXXTIV. Dben Note 7—9. 

21) So heißt es in Baſel: das bürgerrecht kaufen. Pal. au Tb. I. 269. 
704; Zimmermann J. 60 u. Stettler a. a. D. 72. 73. 76—80. 

22) Der Anfang dazu lag in' der Begünftigung der Bürgersfinder, die Feine 
3 B. Handf. v. Freiburg i U. $ 119, Burgdorf $ 37) oder geringere (Walch V. 
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Eine Uebertragung des Bürgerrechts anf Andere war unter diefen Um- 
ftänden weder unmittelbar noch mittelbar möglich. 

Der BVerluft des Bürgerrecht trat entweder durch freiwillige Aufgabe 
beim Wegzuge aus der Stabt??) oder zur Strafe?t) ein und wurde in heiben 
Fällen als die Löjung des politifchen Verbandes betrachtet. 

2. Auch jeinem Inhalt nach wurde das Bürgerrecht, während es ur- 
ſprünglich als ein Genofenrecht alter Art öffentlichrechtliche und privatrechtliche 
Beftandtheile verbunden hatte, jeit der Vollendung des Stabtbegriffs ein rein 
politiſches Redt. 

Die Befugniße zunächſt, die das alte Bürgerrecht enthielt, zerlegten fich 
in die aus der Stellung im Gemeinweien fließenden politifchen Rechte und die 
auf beionderem Titel ruhenden Individualrechte. Nur die erfteren bildeten 
jeßt noch die MWefensbeitandtheile des Bürgerrechts. Der Bürger als folder 
war daher berufen zu Frieden und Recht der Stadt und zu ihrem gerichtlichen 
Shug;??) zur Theilnahme am Stadtregiment, an der Bürgerverfammlung, 
an Wahlen und Aemtern, am Stadtgericht;?6) zur Inanſpruchnahme der im 
Nothfall bewaffneten Hülfe der Stadt und aller Mitbürger gegen jede Krän- 
fung an Leib oder Gut?) Und alle dieje aktiven und pajfiven politischen 
Rechte, deren urjprünglicher Zujammenhang mit dem Grundbefif?®) ſich löfte 


122 a. 2 8 2. VIII. 88) Aufnahmsgebühr zahften, auch wol vom Rath nicht zurüd- 
gewiefen werben follten (Walch V. 199 a. 19; Benicn 233 u. 235). 

23) Maurer II. 762f. Auflage bed Bürgerrecht und Aufgabe ded Bilrger- 
eides im Rath b. Ochs VI. 14. Beſonders ausführlich über Bedingungen, For- 
men und Wirkungen der Entfagung ift das Prager Stat.-R., 3. B. St. 99. 111. 
116 b. Rößler ©. 61. 68. 70. Bol. uh Grimm, W. II. 224. 

2) Bol. 3. B. Soefter R. v. 1120 $ 40. 1288 b. Seiberg II, 1. 513. 
Köln. W. des 12. Jahrh. 5 7. Urk. v. 12826. Schreiber I. 105. W. v. Nien- 
burg 6. Grimm III. 213 $ 2 uw. 215 $ 21: die bürgerschaft verloren. 
Heudler 252. Oché I. 310. VI. 490. Wald HI. 50. 317 8 21. Urk. v. 
1264 6. Remling 301. Prager Stat. 6. Röfler 137 ©. 93 (megen Nidt- 
zahlung der Steuern). 

2) Maurer II 819f. 

*) Maurer II. 767f. 

7) Bol. Basler Ordn. v. 1354 b. Ochs II. 28 u. 1373 in den Basler Rechts. 
quellen I. 37f. Gemeiner, Regenöburg II. 95. Maurer II. S16f. Note 
5—20. Auch findet ſich Necht und Pflicht der Bürger, an der Handhabung bes 
Öffentlichen Friedens in ber Stabt felbittbätig Theil zu nehmen. Ochs TI. 86 ır. 
V. 321. Regensb. Stadtr. v. 1221 $ 34 b. Gaupp II. 246. 

2%, Mamentlich bie gerichtlichen Befugnige werden oft noch in jpäterer Zeit mit 
dem Grundbefig in Berbindung gebracht. So der Beſuch des echten Dings in 
Lübeck (Hach 185 u. 186 a. 2 u. 3; Urf. v. 1220 im Lüb. Urkb. I. 39; Pauli 
1. 193): das Schöffentyum in Köln, Regensburg, Winterthur (1297 816 6. Gaupp 
1. 145), Schleften (Tzfhoppe m. Stenzel 608); Eideshülfe u. Zeugniß (Hamb. 
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oder jeine Natur änderte, wurzelten allein noch in dem Bürgerrecht als folchem, 
fie ftanden dem Einzelnen als Glied der Stadt und nad Maßgabe diejer Mit- 
aliedfchaft zu, — womit natürlich das jehr wohl vereinbar war, daß fie über- 
dies auf die Mitgliedſchaft in einem ftädtiichen Unterverbande bafirt wurden 
oder durch ſolche eine bejondere Färbung erhielten?®). Dagegen hörten umge- 
fehrt die mit diefen Befugnißen ehemals innig zujammenhängenden und fie 
zum Theil beftimmenden nugbaren Genoßenrechte auf, aus dem Bürgerrecht 
als jolhem zu fließen, und wurden entweder ein für dejjen Weſen gleihgültiges 
Zubehör oder jelbftändiges, aus individuellen Titeln ftammended Privatrecht. 
So hat fich bereits gezeigt, daß die Marknutzungen, joweit fie nicht ganz unter- 
giengen, entweder ald „bürgerliche Nutzungen“ vom politifchen Bürgerrecht durd)- 
aus abhängig wurden oder ſich ald Privatrechte von ihm durchaus löſten 39). 
So erihien aber 3. B. auch das Recht auf Gewerbebetrieb in der Blüthezeit 
des Städtewejens entweder als jelbitändige NRealgerehtjame?!) oder als eine 
rein öffentlichrechtliche Folge des Bürgerrechts und nahm erft jpäter wieder 
privatrechtliche Merkmale an, die ed dann auf das Bürgerrecht jelbjt über. 
trug ?2). 

Ebenſo ſchieden fih die Pflichten der Bürger. Im Bürgerrecht ala 
jolhem waren jeßt nur noch politische Pflichten enthalten. Dazu gehörten 
Kriegd- und Wachtdienit 33), Gerichtsbienft ?*), Amtsdienſt ?), etwaiger allge- 
meiner Arbeitödienft?®), jowie überhaupt Gehorfam und Hülfebereitihaft gegen- 


St. v. 1270 I, 8 u. 16; Magdeb. R. v. 1304 $ 78; Prager Stat. a. 65 u. 
Nechtsb. a, 188 Rößler 47 u. 94; Sädf. Weichb. a. 104 u. 105); Bürgichaft 
u. ſ. w. 

2») Bol. Th. 1. $ 34—88. 

30) Vgl. den vorigen 8. 

3!) Ueber Bierbrau, Weinfchant, Bädereirecht u. f. w. als Gerechtiame aller 
oder beftimmter Bürgerhäufer Maurer II. 775777. 

2) Bol. Th. 1. ©. 360f. 7048. 

3) Arnold I. 1375. Frensdorff 195. Mone, Zeitfchr. VI. 837f. XVL 
1f. 425f. Ochs V. 811. 517f. VI. 820. Zäger, Um 433f. Ennen 1. 627. 
Maurer $ 128—130. 391. Rößler, Prager St. Einl. $ 16 u. St. 64 S. 45f. 
Grimm, W. IV. 133. 

3) Umfahend die Pflicht, Recht zu nehmen und Urtel zu finden, Zeugniß, 
Eideshülfe, Anklage, Gerichtöfofge, Unterftügung ded Gerichts u. .ew. Maurer 
Il. 819— 324. 

35) Berpflichtung zur Annahme von Aemtern nach dem Münchner Stabir. b. 
Auer 178 8 465; Pfaff, Ehlingen 151; Fabricius, Stralfund 26 u. 27; 
Ord. sen. Brunsv. d. 1408 $6 1. 7b. Leibnitz, script. II1.451; Urf. v. 1293 
u. 1896 b. Schreiber I. 132f. u. II. 105; Wormfer Urf. v. 1491 b. Morit 
11. 204; Ochs V. 70 Note. 

*) Eo in Rotenburg b. Benſen 236f.: „wachen und graben“ und „an bem 
Stadtbau mitarbeiten“. Vgl 314. In Ruffach nah W.v. 1543 b. Grimm IV, 
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über der Stadt und ihren Behörden ;?) dazu gehörte aber ferner die allgemeine 
Steuerpflicht ter Bürger.) Im allen diefen Beziehungen follte der Bürger 
dem Gemeinwelen, deſſen Glied er war, um feiner Mitgliedjchaft willen und 
nad; Maßgabe derjelben mit Leib und Gut dienen.) Die daraus hervorger 
henden Laften und Pflichten waren alfo „bürgerlihe* oder „ſtädtiſche“ 4%) und 
ihre Duelle das Bürgerrecht als folches.t) Nicht mehr wie früher wurden fie 
dur beiondere Verhältnige, wie Grundbefiß,*) Markgemeinihaft*) oder ein 
perfönliches Dienftverhältnig*) bedingt und beftimmt: fie flogen jegt ganz allein 
aus der politifchen Verbindung. Man fonnte daher aud nicht mehr ein Aequi— 
valent für bejondere ökonomiſche Vortheile, wie den Allmendgenuß, darin ſehen, 
fondern betrachtete die bürgerlichen Pflichten ausichlieglih als Korrelat der 
bürgerlichen, d. h. politifchen Rechte und insbejondere des von der Stabt ihren 
Gliedern gewährten Schuges.%) Umgekehrt wurden nun die den Bürgern 
138: der Meier ift verbunden zu gemeinem werk; so man der statt steg u. 
weg bessern will, so soll er dazu dienen u. thun alls andere burger seins 
gleichen zu R.; ebenjo Wachtdienſt. Söleland, Coesfeld 62. 241. 244. 
Pfaff 151. Wald V. 28. 124. 127. 188 VII. 201. VIII. 96. Meifi früh in 
Geldabgaben verwandelt. 

37) Darauf geht der Bürgereid. Bol. z. B. Ochs I. 383, 434f. II. 85. 
Gemeiner I. 518. Zürcher Richtebrief II, 11. Jäger, Ulm 742. Lehmann, 
Speier 280. 234. 

3) Bol, unten Note 45—58. 

3 Bol. Th. 1 S. 329 Note 67—71. Münchener Stadtr. b. Auer 83: die 
hie zu München purger sind, die wachten u. steuern mit andern purgern. 

#0) Jura civilia in Eoeft 1288 b. Seibert II, 1. 513 u. Hameln 1277 b. 
Pufendorf II. 268; opera civilia que burwerke dicuntur 1336, 1347 u. 1867 
b. KRindlinger, Hörigk. 405. 463. 469; onera et jura municipalia 1345 in 
Hörter b. Wigand, benfw. Beitr. 164; civitatis servitia in Pfullendorf 1220 b. 
®engler 355 $ 5; negotia burgensium 1219 in Goslar b. Göſchen 115; 
jus urbanum, urbale, civile, civitatis in Köln nah Ennen, Köln I. 624f. u. 
Urf. v. 1142 b. Ennen u. Ederg 1. 514. 

“) Urk. v. 1164 im Urkb. des Bisth. Lübeck I. 11: oneribus, que ratione 
civilitatis exigi solent. 

#2) Bol. 3. B. über den Zufammenbang der Kriegspfliht mit Grunbbefig 
Kölner Ark. v. 1206 b. Ennen u. Ederk II. 27; über die Pflicht der Nacheile 
1220 b. Seibert II, 1. 207. Weber das Ruben von Laften und Abgaben auf 
Haus und Hof Urk. v. 1302 (Glogan) 8 S b. Tzichoppe u. Stenzel 445; 
Grimm, W. III. 861; Urk. v. Hagenau v. 1257 6. Gaupp 1.104; Söfeland, 
Soeäfeld 240. 243. 244; Stat. v. Blankenburg, Rubolftadt, Iimb. Walch V.53. 
99. 126 a. 3 $ 10 (von mehreren Häufern mehrfache Steuern, Wachen u. Frohnen). 
Maurer $ 53. 66. 72. 224. 227. 370. 374 und fonft. 

3) Val. Note 86 zu 8 26. 

) Wie die Abgaben der urfprünglich Hörigen, der Handwerker u. f. w. 

*) So werden die bürgerlichen Paften und Steuern als Nequidalent für die 
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gleichfalls obliegenden Pflichten und Laften privatrechtlicher Art von dem Be- 
griffe des Bürgerrechts abgelöft und auf ihre bejonderen, außerhalb des Bür- 
gerverbandes liegenden Titel zurüdgeführt. So vollzog fi die faktiſche und 
begriffliche Scheidung öffentlichrechtlicher und privatrechtlicher Leiftungen, welche 
in dem alten Syitem der Dienfte und Abgaben untrennbar verwoben waren. 
Der öffentliche Dienft der Bürger hatte jet nichts mehr gemein mit ben 
alten, aus befonderen Titeln ftammenden Dienftverhältnigen. Auf das Schärffte 
aber fchieden fih vor Allem von den aus mannichfachen Ziteln ftammenden 
Abgaben und Zinfen alter Art die neuen öffentlichrechtlihen Abgaben, welche 
zum erften Mal in Deutichland die Natur wirkliher Steuern hatten. %) 
Die ftädtifchen Steuern waren die erjten Beiträge, welche ein Gemeinwejen 
allein um des öffentlichen Wohls willen von feinen Gliedern alß ſolchen for- 
derte. Einziger und zureichender Grund für die Erhebung einer ſtädtiſchen 
Steuer war das ftädtiche Bedürfniß,“') mochte nun, wie Anfangs der Fall, 
eine bejondere Steuer nad) dem jedesmaligen Bebürfnig ausgeſchrieben, ober 
bei wachjendem Bedürfniß eine ftändige Steuer vorbehaltlih etwäiger Noth- 
oder Zufaßftenern eingeführt werten. Und verpflichtet zur Tragung ber Steuer 
waren alle Bürger und nur die Bürger allein um deshalb, weil fie Bürger 
waren.) Es gab jomit außer dem Bürgerrecht weder einen bejonderen Rechts 


Theilnahme am ftäbtifchen Schußverbande bezeichnet, 3. B. 1154 b. Laebmblet 
I. 263 in Köln; oder für bad jus burgensium, 3. B. 1219 in Goslar b. Göfchen 
13; oder für die Theilnahme an jus et honor ipsius civitatis in Pfullendorf 1220 
b. Sengler 355 $ 5. Und umgekehrt wird aus ben bürgerlichen Laften bas 
Bürgerrecht hergeleitet, z. ®. in Goslar b. Göſchen 101, in Regendburg 1207 
u. 1230 b. Gemeiner 68, in Bajel bei Heusler 250. In Prag b. Röfler 
&t. 135 ©. 93: wer nicht teglich mit der stat leidet ubel u. gut in allen 
sachen, losung u. ander beswerung, der ist nicht burger u. hat kein bur- 
gerrecht. Vgl. St. 140 ib. 95 ı. 111 ©. 68. 

#6) Vol. auch Arnold I. 2585. II. 138f. 257f. Heusler 164f. 2275. 
2327. Die Steuern in den Städten heihen steuren, beten, gewerfe, schatzun- 
gen, losung, schosz oder scot; collectae, petitiones, precariae, contributiones. 
Insbeſ. collectae civiles ſchon 1154 in Köln a. a. DO. und 1184 in Miünfter b. 
Willens 9. In Rügenwalde beißt es fchon 1312 (6. Ludewig, rel. Mscrpt. 
IX. 587): communem contributionem, quae fit secundum vulgarem civitatum 
consuetudinem, quae in vulgo schott vocatur. 

4) 3.8. Urk. v. 1259 f. Neuß b. Lacomblet II. 263: si contingat, ut 
inter vos fiat exactio pro necessitate communi. Bgl. 1310 ib. III. 64, Ennen 
II. 529. Urk. f. Angermünde v. 1292 b. Gercken, Cod. Dipl. Brand. II. 432: 
ut cum necessitas nostre civitati incubuerit et nos collecta . . contingit. 
Regensb. Urf. v. 1230 $ 22: ad usum.. civitatis. 

*) Daher „communem“* contributionem, vgl. Note 45 u. 46, auch 39. 
Ferner Urk. v. 1302 $ 8 b. Tzſchoppe u Stenzel 445. Urf. v. Münden v. 
1336 b. Kindlinger, Hörigk. 405. Ebenſo ib. 436 u. 469. Urk. v. 1288 b. 
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grund, der die Steuerpflicht des Einzelnen erzeugte und beftimmte, nod gab 
es irgend welche Rechtstitel, auf Grund deren für einen Bürger Steuerbe- 
freiungen oder Steuerprivilegien eingetreten wären. Un fit} war daher auch 
die Steuerpflicht jetes vollberedhtigten Bürgers gleih. Aber dieſe Pflicht be- 
ftand darin, nach Verhältnig und Vermögen beizutragen, und deshalb war ber 
Erfolg für die Einzelnen ungleih. Als derartige wahre Steuern erichienen 
zunächft die Grundjteuern, welche ſich aufs Schärfſte von den alten auch noch 
neben ihnen vorfommenden Grundzinjen unterſchieden, indem fie jedes ftäbtifche 
Grundſtück trafen, Feines bejonderen Rechtst itels bedurften und nicht nad) her- 
gebrachten Sägen, jondern nach Procenten vom Werth, erhoben wurden.) Den 
Sharafter wahrer Steuern hatten ferner die neuen Einfommenfteuern?) und 
Dermögensfteuern, 1) bei denen ſchon die eidlihe Selbiteinihägung und die 
Form der Erhebung für die öffentlichredhtliche Natur bezeichnend war.??) Aber 
auch wirkliche Gewerbeftenern, welde durchaus verſchieden waren von den alten 
hofrechtlichen Abgaben, traten hinzu?) Und ebenjo mußten die älteren indi- 





Seiberg IT, 1. 513. Augsb. urk. v. 1283 6. Mofer, Reichöft. Hob. I. 92 u. 
93. Dal. ib 753 m. II. 1. 111f. 285. 824. 

*) Vgl. bef. Schweidniger Urk. v. 1293 $ 15 u. 1328 $ 35 6. Tzſchoppe 
u. Stengel 421 u. 524: exactionem dat secundum valorem areae. Rügen» 
walder Urf. v. 1312 b. Ludewig a. a. D. In Prag 40 gr. von jedem Pflug 
Ader, Rößler, Einl. XCIV u. Stat. 104 ©. 65. 

so, So ſchon 1206 in Köln 6. Ennen u. Eder II. 27: de singulis mar- 
eis redituum. Ebenſo 1376 in Bafel nah Heusler 236f., 1407 in Rotenburg 
nah Benſen 309. 810. 326; 1345 in Dudeldorf 6. Gengler, Stadtr. 9084: 
inter omnes et singulos intra ipsum murum commorantes, unicuique prout 
suae competit facultati, distribuendi, colligendi etc. 

51) So in Speier das Wochengeld b. Lehmann 813. 839. 849; bie Beede in 
Franff. a. M., 1354 6. Römer-Büchner, Stadtv. 59f.; in Bafel b. Ochs II. 
982. 404—427. III. 9. 160. IV. 41. 298. 300f. Heudler 236 (gemeines Um— 
geld nach markzahl); der schoz in Mühlhaufen; Steuern in Breslau, Görlig, 
Schweidnig (Tzihoppe u. Stenzel 261 u. 525); in Münden, Auer 176 8461, 
179 8 468, 295 $ 4 u. 6; in Prag die Young, Rößler Einf. ©. XCIVf. u. 
©. 61. 64f. 80f. 

52) Bol. z. B. Priv. v. 1259 f. Neuß b. Zacomblet H. 263f.; 1310 ib. 
III. 64. Ods IV. 300 u. 302. Neumann, Görlitz 42f. Schreiber, Geld. 
1I. 220. Urk. v. Stendal v. 1285 b. Lenz 1.129. Dortmunder Stadtr. des 13. 
Jahrh. 8 33 6. Wigand, Geſch. v. Korvei IL 219. Näheres über Schäßung 
u. Erhebung b. Arnotd II. 266—277 u. Maurer 11. 854—857, NRößler, 
Prag. St. S. 65. Bon der eiblihen Selbftverjteurung kommen Namen wie eid- 
steuer (3. ®. Pfaff 129), eidschosz (Münchener Etattr. a. a. D.) 

53), Solche wirklichen Gewerbeftenern waren 3. B. der gewerkzins in Berlin, 
Ruppin u. ſ. w. nah Fidiein I. 23—25 u. Zimmermann J. 194 u. 298; ber 
scot oder geschosz in ichlefifchen Städten, z. B. bei Tzſchoppe u. Stenzel 
261. 489 8 6. 524 8 36. Vol. aub Grimm, W. III. 607. 
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reften Steuern, wie das Ungeld von Getränken, Korn und Salz, die ftähti- 
ſchen Zölle, Wege- und Brücfengelder u. ſ. w., zumal feittem fie ftatt in Na— 
turalien in Geld erhoben wurden, den Charakter eigentlicher Steuern anneh— 
men, da fie für das Gemeinwohl verwandt wurden und die ganze Bürgerſchaft 
trafen.) Zu allen diefen Steuern kamen endlich vielfach noch Kopffteuern, 
welche ſich von den übrigen Steuern dadurch unterfchteden, daß fie die Bürger 
nicht nach ihrem Vermögen, fondern jeden gleich beichwerten.®) War die 
öffentlichrechtliche Natur der Steuern einmal feftgeftellt, fo mußte die ftäptifche 
Entwicklung mehr und mehr dahin drängen, alle entgegenftehenden Verhältniße 
innerhalb der Stadt zu befeitigen und alle von der politifchen Stadtverbindung 
ergriffenen Elemente auch dem ſtädtiſchen Steuerſyſtem zu unterwerfen. So 
jehen wir .denn in der That, dab bie verjchiedenen Klaffen der Schußbürger, 
Beifaßen, Handwerker und zum Theil fogar Juden, während fie urjprünglich 
befjondere Schuß» oder Schirmgelder und andere auf bejonderen Berhältnißen 
ruhende Abgaben zahlten, mehr und mehr in das ſtädtiſche Steuerſyſtem Hin- 
eingezogen wurden. 9%) Mir jehen ferner, daß die Städte, jo viel an ihnen 
lag, auf die Befeitigung der Steuerprivilegien von Rittern, Geiftlichen und 
Klöftern binarbeiteten, die den Schuß des ftädtifchen Gemeinweſens genofen 
und dennoch fich diefem gegenüber auf Befreiungstitel beriefen, welche ihre der- 
einftige innere Berechtigung bei dem durchaus veränderten politischen Zuftande 
verloren hatten. °7) 

3. Auch die Beftimmung des Umfangs, den das Bürgerrecht eines 
Jeden hatte, wurde mehr und mehr von der Idee des ſtädtiſchen Gemeinweſens 
durchdrungen und beeinflußt. 

Das Vollbürgerecht war ebenjo wie das Vollgenoßenrecht zu allen Zeiten 
die einfache und gleiche Mitgliedihaft im Berbande. Daneben aber fanden 
fih urjprünglih ganz wie auf dem Lande und in noch reicherer Verzweigung 





54) Näheres b. Arnold II.258—265 u. Maurer 11. 857—860. Rößler, 
Prager St. ©. XCV u. St. 1. 7. 43 ©, 1f. 7f. 30. 

5) So die Kopfiteuer in Bafel, Ochs IV. 298—300; Eßlingen, Pfaff 130. 
132; Regensburg, Jäger, Mag. I. 301; Speier, Lehmann 753. 349; das 
Hauptgeld in märkifchen Städten, Gercken, Cod. dipl. VIII. 503f.; der Bürger- 
grofchen in Nürnberg, Jäger a. a. O. III. 344; die jährl. Abgabe für das Bürger- 
recht in Rotenburg, Benfen 311. 

0 Bol. Lehmann, Speier 758. 839. 849. Ochs IV. 300. 462. Pfaff, 
Eßlingen 130f. Kriegk, Bürgerzwifte 26. Römer-Büchner a. a. O. 59—61. 
Maurer I. 780f. 

57) Bol. Th. I. S. 331 und die Gitate bort in Note 7I9—S0; dazu jet 
Maurer II. 781—791 u. 863—868. Auch W. v. Lauterbach v. 1341 6. Grimm 
III. 361: die Stadt heifcht von den Häufern, welche die Herrn in der Stadt ge- 
baut haben, „bede und wachte von denn die uff dem gute gesessen sin“; 
ebenfo S. 365 „dasz sie sollen der stat rad u. recht tun“. W. v. Dambadı 
ib. V. 405 $ 5: Zu D. sol nieman fri sitzen. ®. v. Meiningen ib. III. 599. 
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ald dort höher und geringer qualificirte Rechte, welche ihre Juhaber in jehr 
verjchiedener Weife mit der Bürgerichaft verbanden. Es gab Ritter und Dienft- 
mannen, Geijtliche und Klöfter, welche Bürgerrechte in der Stadt hatten?®) und 
doh nur mit einem Theil ihres Wejens der Stadt angehörten ;?®) es gab Hin- 
terfaßen und Beilagen mit Schugbürgerrecht, welche im unmittelbaren Schuß» 
verbande der Geſammtheit ſtanden; 80) es gab mittelbare Schußgenofen, welche 
zum Haud-, Hof» oder Schußverbande eines Vollbürgers und erft durch diejen 
zur Stadt gehörten;®!) es gab Auswmärfer, welche um ihres Grundbefiges wegen 
gewiße ſtädtiſche Nechte hatten.) Alle diefe Berhältnige trugen die Anlage 
in fi, je nad) den Umftänden VBorrechte und geringere Genofenrehte aus ſich 
zu entwideln, oder ſich quantitativ zu mehrfachen und getheilten Bürgerrechten 
abzuftufen. Denn die Unterjchiede biengen zujammen mit der verfchiedenen 
Größe und Beichaffenheit des Grundbefiges in der Stadtmark einerjeits und 
mit perjönlichen Dienjt- und Abhängigfeitöverhältnigen andrerjeits, und fie 
äußerten fi jo gut im Privatrecht wie im öffentlichen Recht.) 

Seitdem indeß die Stadt fi) zum bürgerlichen Gemeinwejen erhob, wurde 


) Bol. Th. I ©. 260 u. 261, bei. Note 30. Auch über die Bezeichnung 
von Geiftlichen als cives Urk. v. 1237 6. Lacomblet II. 115F., Wormfer Urf. 
v. 1181 b. Arnold I. 241, Magdeb. v. 1188 b. Tzſchoppe u. Stenzel 269, 
Stendaler v. 1231 u. 1233 b. Lenz I. 30 u. 32. Urk. v. 1392 b. Schreiber 
IH. 92: umb die klöster, die hier burger sind, es sein mansklöster o. frauen- 
klöster. Weberdies jet Maurer II. 201f. Bol. bef. auch Note 73, 

> Bol. Th. I a. a. O. u ©. 259 Note 24. Deshalb Formeln, wie cleriei 
milites burgenses, 1228 u. 1230 b. Boehmer 52. 54 u. 55; canonici mini- 
steriales burgenses oder cives 1200 u. 1220 b. Schöpflin L 309. 344; cle- 
rus familia populus 1181 b. Schannat II. 69. 

se, Bol. Th. IS. 260 Note 283 u. 29 u. Maurer IL 226f. Aud für ihre 
Stellung ift bezeichnend, daß fie bald den Bürgern zugerechnet werben (3. B. in 
Köln 1264 als cives minores, in Bafel 1179 6. Ochs J. 494 u. Freiburg i. U. 
ald burgenses minores, in Augéburg al® cives servilis conditionis), bald unter 
dem Namen der bloßen Einwohner, der armen Leute, der humiles, minores, im- 
potentes, der „Gemeinde“ u. f. mw. ald Gegenfaß der Bürgerfchaft erfcheinen. Zu 
diefer Klaſſe unmittelbarer Echupgenofen der Geſammtheit gehörten auch die 
Juden. 

o1) So die Kolonen und Hinterfahßen eines Bürgers, To die Knechte und Mägde 
beffelben, und fo in&befondere die verbreiteten Munbmannen. Byl. Th. I ©. 322 
Note 43 u. 330 Note 74. Maurer II. 2345, Grimm, W. 1. 763. III. 361 
u, 365. 

62) Maurer II. 240f. 801. 

3, Insbeſondere ermangelten die Beilagen und Hinterfaßen ebenfowol ber felbft- 
ftändigen politiihen Rechte wie der Marknugungen, jeweit ihnen nicht gewiße Feine 
Rechte durch Gunft, Vertrag oder Herfommen zujtanden, wofür fie bann oft be- 
fondere Abgaben zu entrichten hatten. Maurer U. 766f. 792. 800f., bei. Note 
21—25. Dagegen batten fie Anſpruch auf Schug und Schirm durch die Stadt 
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der Unterjchied der Stände in der Stadt mehr und mehr auf den Unterjchied 
des politifhen Rechts beſchränkt. Die Privatrechisverhältnige und insbe— 
jondere der Grundbefiß verloren ihren Einfluß auf das Bürgerreht und wurden 
ihrerſeits unabhängig von diefem; 4) die perjönlichen Dienft-, Abhängigfeits- 
und DVogteiverhältnige verjhwanden zu Gunften allgemeiner bürgerlicher. Frei- 
heit.) Somit gab es nur noch Unterjchiede von perfönlich-politifcher Grund» 
lage und rein politifher Wirkung, — Unterſchiede, welche zur Zeit der Ge- 
Ichlechterherrihaft immerhin noch einen ſtändiſchen Charakter trugen, jeit den 
Zunftfiegen aber mehr nur auf der Mitgliedichaft in den verſchiedenen engeren 
Genopenverbänden innerhalb der Bürgerfchaft berubten.% Zuletzt mußte die 
ſtädtiſche Entwicklung überall dahin drängen, einen einzigen Bürgerftand und 
eine einzige Bürgerjchaft zu jchaffen, in diefer aber alle Unterfchiede des Bür- 
gerrehts mit Ausnahme des durchichlagenden Unterfchieds zwijchen Aftivbürger- 
recht und Pafjinbürgerrecht zu hefeitigen. In der That finden wir die inneren 
Bewegungen der Städte immer näher an ein joldes Reſultat beranfüh- 
ren.) Die jelbitändigen VBorftände der bürgerlihen Haushaltungen erheben 
fich, jofern fie nicht die Erwerbung des Bürgerrechts verabfäumen, zu Aktiv— 
bürgern mit gleichen politiſchen Rechten und Pflichten.) Alle andern Ein- 
wohner der Stadt dagegen find im Verhältniß zum Gemeinwejen zwar wahre 
Bürger, aber nur Pajfivbürger, welche den Schuß des ſtädtiſchen Friedens, 
Rechtes und Gerichtes genießen und dafür der Stadt Unterwerfung und Ge— 
horſam jowie verhältnigmäßige Steuern und Dienfte jchulden.®) Sie find, 
wie e8 in Prag heißt, „Bürger ohne Bürgerrecht" (d. h. Aktivbürgerrecht). 9a) 


und das Stadtgericht, wofür fie Treue, Gehorfam und befondere Schußgelder 
ichuldeten. 1b. 792f. 

%) Bol. den vorigen $ und oben Note 3—10. 

85) ©. unten. 

6) Bol. Th. IS 35—33 u. Maurer II. 251—723. 

67) So vor Allem die Zunftbemegungen, welde dem Handwerkerjtande das 
Bollbürgerrecht verichafften, die Borrechte der Gefchlechter befeitigten. Ebeuſo aber 
die Kämpfe mit der ftädtifchen Ritterſchaft und mit der Geiftlichfeit. Auch finden 
fih Kämpfe mit unzünftigen Beifaßen, vgl. Maurer II. 601—604. 

68 Sie mühen natürlich die zur Ausübung politischer Rechte erforderlichen 
Bedingungen erfüllen, alfo 3. B. bei Zunftverfaßung fi in eine Zunft aufnehmen 
laßen. 

) Sp die unſelbſtändigen Arbeiter, Geſellen, Lehrlinge, Geſinde, Weiber und 
Unmünbige. So aber mehr und mehr auch Edelleute, Geiftliche und Klöfter (vgl 
z. B. Ochs I 362. V. 170. 518 u. 519). Ebenjo in der Regel die Juden. So 
überhaupt Alle, die in der Stabt dauernd wohnen und Bad Bürgerrecht in berjelben 
nicht erwerben, wofür ihnen bisweilen eine beftimmte Frift (in Prag 4 Wochen, 
St. 22 b. Rößler 15) gefept ift. 

698) Stat. 139 b. Rößler 95: qui est civis sine jure civili... det losun- 
gam et ad bellum recedat sicut alter civis. 
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Es verjteht fih von felbit, dat von den Paffivbürgern jcharf zu ſcheiden 
find die Fremden, welde entweder durch vorübergehenden Aufenthalt als 
Gäſte oder durch ſtädtiſchen Grundbeſitz als Forenſen zu der Stadt in Be- 
ziehung treten. Sie find Nichtbürger. ®b), 

Dieje ganze Entwicklung wurde geleitet und getragen von der ftetö lebendigen 
Idee, daß Rechte und Pflichten im Gemeinwejen einander entſprechen müßten. 
ALS dieſe Idee verlorın gegangen war, nahm auch die Klafjeneintheilung der 
Bürger wieder einen andern Charakter an und fonnte jelbit wieder zu privat 
rechtlichen Formen zurüdfehren.?®) 

I. Soweit nun aber der Bürgerverband den Einzelnen nicht ergriff, 
wurde deſſen Perjönlichkeit frei. 

Mit dem Bürgerbegriff war es daher freilih unvereinbar, daß der Ein- 
zelne in ſolchen Beziehungen, welche dem ſtädtiſchen Gemeinwejen wejentlich 
waren, außerhalb defjelben ftand. Die ganze ſtädtiſche Entwidlung vielmehr 
drängte dahin, aus der Stadt jedes fremde jelbitändige Recht an Perjonen zu 
verbannen, welches im Stabtbegriff enthaltene politiihe Herrſchaftsbefugniße 
abgezweigt haben würde; der Bürger follte „Niemandes Herr und Niemandes 
Knecht ſein“. Alle Hörigkeits- und Bogteiverhältnige verſchwanden im Innern 
der Stadt.”!) Elemente, weldye in irgend direkter Abhängigkeit von außer- 
ſtädtiſchem Herrenrecht ftanden, wurden bejeitigt oder ferngehalten. ?) Man 
jollte entweder ganz Bürger fein oder gar nicht.) Und den Bürgern wurde 


od) Beſonders Har tritt dies nach Prager Statutarreht hervor. Während 
bier alle Einwohner der Stadt, die das Aktivbürgerrecht nicht haben, doch an 
Stadtrecht u. Stabtgericht Theil nehmen, Steuer- und Kriegddienfte leiften und 
„Bürger“ heißen (Röhler ©. 15. 95), haben die Ausmärfer nur Grundfteuern 
zu zahlen und Theil am Recht u. Gericht der belegenen Sache (ib. 70), die Säfte 
aber nehmen nicht am Stadtrecht Theil, fondern haben ihr befonderes Gaitrecht, 
wogegen fie andrerfeitd von bürgerlichen Laſten frei find (ib. LXXXVIf. 9f. 27. 
707. 87). 

’0) Daher die Erfchwerungen der Aufnahme in das Vollbürgerredht und bie 
Einführung einer förmlichen Aufnahme in das Beifahenrecht (3. B. 1534 b. Ochs 
VI. 490); die Beijhwerung ber Beifaßen und Echußbürger ohne Gewährung ent« 
Iprehender Rechte; Die Unterfheidung von Groß- und Kleinbürgerrecht u. ſ. w. 
Th. 1 ©. 704. 

2) Daher die Durchführung ber perfönlihen Freiheit Aller, die Befeitigung 
der Mundmannſchaft und ähnlicher ſich neubildender Schutzverhältniße u. f. w. 

2) Daber bisweilen die Ausichliefung fremder Dienftmannen von ber Stabt, 
wie in Freiburg, Lübech, Hamburg. Th. I. ©. 283 Note 11. In Augsburg follte 
fein in fremden Dienften ftehender Mann das Bürgerrecht erlangen. 

3) Charafteriftiich ift 3. DB. die Erzählung in der Strasburger Chronif b. 
Königshoven 328f. Die Etabt verlangte 1372 von den in ihr anfähigen Edel— 
leuten, fie jolten der stette sweren also burger tunt und dann gleiche Rechte, 
aber auch gleiche Laſten haben. Die Edelleute aber mollten die Vortheile ohne 
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ausdrüclich verboten, außerhalb der Stadt in politifhe Unterwerfungsverhält- 
niße zu treten.’*) ö 

Darüber hinaus aber, mit dem vom Bürgerrecht nicht ergriffenen Theil 
jeiner Perjönlichfeit, Eonnte Jeder auch andern Berbänden angehören. Der 
Bürger ftand daher nit nur in der Stadt in engeren Öenofenverbänden 
und durch fie in weiteren öffentlichen Verbänden, fondern konnte überhaupt 
alle mit der Sphäre ded Gemeinwejens nicht Eollidirenden Berbindungen ein- 
gehen. 

Und foweit der Bürger für ſich allein ftand, wurde er der Träger einer 
jelbftändigen Privatrehtsiphäre, die ihm als Einzelnem zuftand, daher auch nicht 
mehr abhieng von feiner Stellung im Gemeinwejen. Das Privatrecht Fonute 
fih jo vom Begriff des Standes löſen und zu einem freien und gleichen Recht 
aller Bürger, einem „gemeinen bürgerlichen Recht,“ entwiceln.”) 

II. So entſprach dem Fortſchritt in der Auffakung der Perjönlichkeit 
der Gejammtheit mit innerer Notwendigkeit ein Kortihritt in der Auffaßung 
der Periönlichkeit der Einzelnen. Die Perjönlichkeit des Bürgers blieb Eine 
wie fie ed gewejen war. Aber es wurden an ihr die der Allgemeinheit zuge» 
fehrte und die individuelle Seite gejchieden und jede ihrem Weſen nach be- 
handelt. Im Verhältniß zur Stadt erjcheint der Bürger als Glied des Ge 
jammt£örperd und nimmt Eraft jeiner Mitgliedichaft, die ſich in dem perſönlich— 
politifchen, unübertragbaren und untheilbaren Bürgerrecht darftellt, an deſſen 
Leben Theil; dieſe Verbindung ergreift mit rechtlicher Nothwendigfeit einen 
ganz beftimmten, durch den Begriff des ftädtifchen Gemeinweſens abgegrenzten 
Theil der Perjönlichkeit; e8 folgen daraus die öffentlichen Rechte und Pflichten 
eined Jeden; Unterjchiede endlich finden nur rücfichtlich der auf öffentlicher 
Ordnung beruhenden politifhen Stellung im Gemeinweſen ftatt. Wir haben 
mit Einem Worte hier das moderne Stantsbürgerthum für einen engeren Kreis 
verwirklicht. Für die individuellen Beziehungen dagegen ijt die Perjönlichfeit 
des Einzelnen von den herrſchaftlichen und genogenihaftlihen Banden eman- 
cipirt, fie ift jelbftändig, beruht im fich jelbft, ift frei und gleich; fie giebt die 
Möglichkeit freiefter Bewegung auf dem Gebiete ded von den alten Staudes- 


Laften: „So sii der stette bedurftent, so sprochent sii, sii werent burgere, 
u. was man in denne beholfen also den burgern. Aber wenne men sii hies 
etwas der stette zu helfe das in nüt wol geviel, so sprochent sii, sii werent 
nüt burgere noch hettent mit der stette nüt zu tunde“. - Deshalb wurde ihnen 
ein Termin geſetzt. Sie follten ſchwören und die bürgerlichen Laften übernehmen, 
oder die Stadt räumen. 

4) So das Verbot, in fremde Kriegädienfte zu treten (Mone XVI. 438F.), ' 
fich zu verherren (Lehmann 280, Gemeiner I. 102), fi zu verbümden (1345 
Zäger, Mag. Ill. 308), einen Kampf außerhalb der Stadt zu beginnen (Maurer 
II. 827 Note 9). 

°5) Vol. oben $ 25. 
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ihranfen gelöften „bürgerlichen“ Rechts. Cs ift mit einem Worte hier die 
Privatredhtsperjönlichkeit des heutigen Rechts für einen engeren Kreis vor- 
gebildet. 

Bei diefem Allem aber darf man nie vergehen, daß auch hier die umbil- 
dende Kraft der neuen Ideen fih nur nach innen geltend machen kann. Im 
Reiche gilt der Bürgerftand als ein den übrigen Ständen ganz gleichartiger 
Stand, deſſen volitijches Sonderrecht und deffen beſonderes Privatrecht als ein 
eigenthümliches Standesrecht zufammen gedacht werden. Und die Stadt jelbit 
führt nur im Binnenfreife des Gemeinwejens den Bürgerbegriff in feiner 
Strenge dur, während fie nah außen bin berrichaftliche und genoßenſchaftliche 
Verhältniße eingeht, fih Einzelnen und Gemeinden durch beſondere Berträge in 
beionderer MWeife verbindet und eine halbe oder theilweife Betheiligung am Ge- 
meinwejen zuläßt, wie dies die verfchiedenen Formen des Edel-, Pfahl-, Aus- 
und Schußbürgerthums beweifen. 7%) 


8 238. Die Stabtperfönlichfeit im öffentlihen Recht. 

Seit dem 12. Jahrhundert und von da in immer wachjender Klarheit 
tritt die Stadt ald Perfon des Öffentlihen Rechts auf. Dadurch daß 
und ſoweit died der Fall ift, erjcheint die Stadt ald das ältefte wahrhaft 
ftaatlihe Gemeinwejen in Deutihland und führt den neu errungenen 
Staatögedanfen nah außen und innen durch). 

A. Sm Verhältniß zunächſt zu den über ihr ftehbenden Ge— 
walten Eonftituirt fih nunmehr die Stadt als geſchloßene, aber poli- 
tifh abhängige Körperihaft. Jede deutiche Stadt bleibt in irgend einer 
Abhängigkeit von höherer Gewalt; jede muß, jo außerordentlich verſchieden auch 
bei den einzelnen Städten und zu verjchiedenen Zeiten der Grad und der 
Umfang diejer Abhängigkeit ift, eine über ihr ftehende politifche Herrichaft an- 
erkennen. Jede Stadt aber — und darin ift Fein Unterfchied zwiichen der 
freieften Reichsſtadt und der abhängigiten Landſtadt — wird ein in ihren in- 
neren Angelegenheiten jelbitändiges Gemeinwejen und tritt gerade joweit, als 
der Begriff dieſes Gemeinwejens reiht, als ein geſchloßener Organismus 
mit eigener politifcher Perjönlichkeit zwiihen die höheren Gewalten und ihre 
eigenen Glieder. 

Urfprünglih war dies anders. Uriprünglic hatten Kaijer, Yandesherrn 
und Grundherrn die mannichfachſten Herrihaftsrechte alter Art unmittelbar an 
der Stadtmarf und unmittelbar an der Bürgergefammtheit. Diefe Rechte er- 
griffen mit der Stadtmark unmittelbar und in einem möglicherweije ungleichen 
Grade deren einzelne Theile und mit der Bürgergefammtheit unmittelbar und 
in einem möglicherweije ungleichen Grade die einzelnen Bürger. Seitdem indeß 
die Stadt fih zum Gemeinwejen erhob und nicht nur Grundherrichaft und 


ꝛe) Vgl. den folgenden $. 
II. 45 
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Hörigkeit, jondern mehr und mehr auch die analog aufgefaßten Eöniglihen und 
Iandesherrlichen Nechte an Grund und Boden und an Perjonen aus ihren 
Mauern verdrängte, verwandelten ſich alle jene Herrihaftsrechte in Rechte gegen 
die Stadt als folde. Nur mittelbar wurden das Stadtgebiet und die ein- 
. zelnen Bürger von der Abhängigkeit der Stadt, zu der fie gehörten, auch jegt 
ergriffen.) 

Die Stadt ald ſolche war ed daher jeßt, welcher die auf ihr Gejammt- 
verhältniß oder auf einzelne Punkte bezüglichen Privilegien, Freiheitöbriefe und 
Rechtöverleihungen ertheilt wurden. Mochte auch noch lange dem Sinne der 
Ausfteller die Auffaßung entipredhen, daß die Bürger oder ihre Marf gewiße 
Rechte erhalten jollten: thatſächlich empfieng fie die Stadt in ihrer korpora— 
tiven Einheit und betrachtete fie ald Feſtſtellungen des politifchen Rechts, 
welches zwifchen ihr als gejchlogenem Gemeinwejen und dem Kaijer oder Herrn 
als höherem Gewalthaber beitehen jollte.?) 

Die Stadt als joldhe trat aber auch da, wo es fih um einen Gegenjaß 
handelte, und zwar hier noch früher und jchärfer, dem Könige, den Biſchöfen 
und den Landeöheren ald politiihe Perfon gegenüber. Sie ftritt mit ihnen, 
führte mit ihnen Kriege und Fehden, ſchloß ihnen die Thore und ſagte ihnen 
unter Umständen ganz den Gehorfam auf; fie vertrat ihmen gegenüber ihre 
einzelnen Bürger und deren Rechte; fie führte mit ihnen durch ihre Organe 
und Abgefandten Verhandlungen und ſchloß mit ihnen über das gegenfeitige 
Berhältnig Vergleiche und Verträge ?) Wenn in allen diefen Beziehungen 


1) Bol. oben $ 26 u. 27. 

2) Bol. oben $ 25 Note 1—16. 

3) Bol. Th. I S. 2625. 303f. 539. Bündniß der civitas Col. mit dem 
Könige 1206 b. Ennen u. Ederg I. 26. Vergleich v. 1217 inter d. G. ar- 
chiepiscopum et civitatem Bremensem b. Lappenberg, Hamb. Urkb. 407 ©. 
353. Vertrag, Verzeihung u. Urfehde zwiſchen Erzbifhof und Stadt v. Köln v. 
1257 6. Zacomblet II. 235: inde dar zu sal ieme die stait helpen;... die 
bezzerunge van der stait ist aldus; ... dit selve verzihnisse sal dun die stait 
van Colne; . .. dar na sal die stait irnuwen ire hulde u. f.w. Ebenſo Kom- 
promiß auf Schiedsrichter ib. 236; die Vertreter der Stadt fchwören: up unse 
selin inde der burgere gemeinlige, dat wir inde die stat van C. dat selve be- 
scheit sulin stede halden. Das darauf ergangene große Laudum v. 1258 
(S. 144f.) bezeichnet fich zwar im Eingang ald Schiedsfprud inter archiepisc. ex 
una parte... cives ex altera, jpäter aber auch als pacis reformatio inter arch. 
et civitatem (S. 248); auch jonft erfcheinen darin bald Die cives bald die civitas 
als Partei (civitas proponit u. |. w.), es werben bald die Rechte der cives, bald 
Jura et privilegia eivitatis feſtgeſtellt. Urk. v. 1262 b. Ennen u. Eder II. 
453: Schiedsſpruch tusschen der stat van Colne inde u. j. w. 1262 ib. 455. 
Vgl. ib. I. 423: so quam yd zo leste zo groisme, verderflichem kriege tus- 
schen dem Erzb. u. der stat vurser... Darna ... die soene tusschen dem 
Erzb. u. der stat v. C. 1332 b. Boehmer 5l1: eryg von stufft mit der stad 
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häufig noch an Stelle der Stadt die Bürger oder die Bürgerfchaften genannt 
werden,*) jo find fie dabei nicht mehr als jelbitberechtigte Vielheiten, jondern 
als die Träger des in ihnen lebenden Gemeinwejens gemeint.d) Und wenn 
die thatfählih handelnden Organe allein oder daneben genannt werden, ©) jo 


zu Mentze. 1366 b. Schannat 185: Biſchof, Etift ı. Pfaffbeit zu Worms 
jolen mit der stat W. u. die stat mit in in Xrieden leben. 

4) So erjcheinen die cives ald Gegenpartei des Biſchofs im Kölner W. v. 
1169 b. Ennen u. Edert I. 554f. Ebenſo 1180 ib. 582. 555. Lacomblet 
I. 333: discordia inter nos et cives nostros Col. exorta. 1188 im Lüb. Urfb. 
J. 9: cum fideles nostri comes A. et comes B. causam agerent adv. burgen- 
ses nostros de Lub. super terminis et usu finium suorum, nos partes... 
audivimus; ... quod uterque jus quod ipse petebat in manu nostra resigna- 
vit et nos illud... civitatis habitatoribus tradidimus possidendum. 1233 &. 
Schannat II. 114: transactio des episc. mit cives Worm. 1293 ib. 280: cum 
eivibus. 1283 ib. 185: litterae compositionis inter episc. et cives initae. 1957 
b. Ennen u. Eder II. 182. 190: guerra inter eum (Erzb.) et cives Col. 
1238 b. Zacomblet li. 120: inter nos et cives nostros convenerit, 1263 ib. 
304: die burgere van Kolne in ander side. 1265 ib. 320: discordia .. inter 
arch .. . et oppidanos Susacienses. ®gl. 1237 u. 1266 ib. 118. 329 u. 1365 
ib. III. 563. 1259 b. Ried 449: in nos partes scil, frater et cives compro- 
miserunt. 1281, 1282 u. f. w. 6. Schreiber I. 89f. immer: der graf einerjeits, 
die burgere von Vriburg gemeinlich andrerieit. So auch 1314. 1321. 1326 
ib. 199. 238. 257. 260. Urk. v. 1261 6. Remling 291, v. 1227 u. 1258 b. 
Gudenus I, 749. 631. — Seltener wird die „Gemeinde“ oder „Geſammtheit“ 
genannt, 3.8.1271 b. Lacomblet II. 357: discrimen inter arch. et commune 
eivitatis Col. 1260 b. Remling 282: Schiebsjpruch inter capitulum et univer- 
sitatem civitatis. 

°) Daher wechjeln oft die Ausdrüde in derjelben Urkunde, und ed werben 3. B. 
1271 b. Lacomblet II. 357 ald die mit dem Erzbifchof ftreitende und fich ver- 
ſöhnende Partei bald die cives, bald die civitas, bald die civitas et cives, bald 
dad commune civitatis Col. bezeichnet; ebenjo 1877 ib. III. 636—640 bald die 
stat, bald die burgere, bald die stat inde burgere. Charalteriſtiſch ift auch 
der bäufige Gebraud der Formel „Stadt und Bürger” für die Streit und Ver: 
tragspartei; da an Die räumliche Stadt nicht gebacht werden fann, wirb hier das 
ideale Rechtsjubjeft noch ausdrüdlich neben jeinen fichtbaren Trägern genannt. So 
1289 b. Schreiber I. 108. 119—122: stat und burgere. 1265 b. Ennen u. 
Eckertz II. 5l4f. u. 530f. 1326 b. Lacomblet II. 182: civitas et cives. 
1332 ib. 211, wo richtere rayd inde de burgere gemeinlich ftets ‚wir inde 
de stette“ jagen. 1376 ib. 676: cives incolas et civitatem Col. 1377 ib. 693: 
stat inde burgere.. Ebenſo 1375. 1376. 1393. 1397 ib. 672f. 683f. 873 
(zweyunge, die wir ytzunt hain mit unser stat inde burgern van Coln). 374 
(aber auch stat allein). 913. Ur. v. 1283 b. Schannat 185: satzung ... 
zwischen bischof H... und der Statt u. den burgern von Worms. 

6) 3. 3. 1223 im üb. Urkb. I. 28 adv. cons. et burgenses Lub., 1320 

45* 
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verfteht es fich auch ohne den oft noch ausdrücklich gemachten Zufaß, daß fie 
im Namen der Stadt und nicht für ſich jelbft auftreten.”) 

Die Stadt als ſolche war dem Könige oder ihrem Landesherrn zur Treue 
verbunden und hatte dafür ihrerfeits Anfpruch auf die Achtung ihrer Selbftän- 
digkeit, ihrer Freiheit und ihres Rechts. Den Huldigungseid, durch welchen 
die politifche Unterwerfung der Stadt bekräftigt zu werden pflegte, leiſtete freilich 
häufig die gefammte Bürgerjchaft®): aber fie leiftete ihn lediglich als forpora- 
tive Gejammtheit, nicht als Vielheit von Individuen. In den Städten hul- 
digten daher nicht wie auf dem Lande die einzelnen Bürger bei der Erreichung 
eined gewißen Lebensalter und bei dein Empfang gewißer Güter den Herrn 
und ihren Beamten, fondern die verfammelte Bürgerjchaft huldigte bei beftimmter 
Gelegenheit, meift bei dem Eintritt des Herrn, in feierlicher Weife.) Und oft 
jhworen, zum beiten Beweife, daß fich der Eid auf das politifche Verhältnif 
der Stadt als folder bezog, nur beftimmte Forporative Organe, z. B. die 
Bürgermeifter oder einzelne Rathöheren, im Namen der Stabt.19) Umgekehrt 


b. Zacombiet III. 146 u. 148 richtere scheffen rait inde gemeyne burgere 
von Colne, 

) Ausdrücklich fühnen fich z. B. mit dem Erzbiihof 1377 b. Lacomblet 
II. 695: die burgermeister der rayt und die burgere gemeynlich van C. vur 
sich und vur die stad. 

®) So ſchworen 1206 in Köln dem Könige Philipp mehr als zmeitaufend 
Bürger (juratum est Colonie a duobus milibus hominum et amplius), Urk. v. 
1206 b. Ennen u. Eder II. 27 u. Ennen, Gef. II. 409 Note. Vgl. Urt. 
v. 1292 b. Schoepflin II. 55: a civibus Wissemburgensibus juramentum 
recepimus. Ann. Colm. ad. a. 1254 b. Böhmer, fontes II. 20. freiburg. 
Urk. v. 1368 b. Schreiber I. 545. Kriegf, Frankf. Bürgerzwifte 73; Bür- 
gertbum 466. Auch in Paffau huldigen alle voljährigen Bürger, Urf. v. 1429 u. 
1455 in Mon, Boic. 28, 2. S. 451 u. 458. 

9) Bol. Maurer IH. 368f. 460f. 475f. 533f. Befchreibung des Einritts 
u. der Huldigung in Köln v. 14838 b. Lacomblet, Archiv II. 180-190. Auch 
Zimmermann I. 325. Söfeland, Coesfeld 43. 54f. 64. — Daß in grund 
berrfihen Städten, wie 1310 in Selfe, noch jeder Neubürger u. jeder, der zu feinen 
Fahren kommt oder ein Weib nimmt, dem Abt huldigen joll, ift erflärlih, Grimm 
I. 759. 

) So Huldigte in Soeft der Rath und gab den Willlommen beim Einritt 
bed Erzbiſchofs, Aude Schrae c. 1. In Weplar huldigten die beiden Bürger- 
meifter im Namen des Stadtraths und der Bürgerfchaft; v. Ulmenftein IT 26. 
196. 230. In Köln ftabte der erfte Bürgermeifter dem Andern den Eid vor und 
der swoire also von wegen des raits vur die gantze gemeynde in presentia 
totius eonsulatus; Zacomblet, Ardiv. II. 180f. In Me fchworen, fo oft 
ber Kaifer fam: nous les magistres, eschevins et treize jurés de la citö de 
Metz, pour et au nom de tout le corps d’icelle; Maurer III ©. 476 Note 71. 
In Bremen ſchworen Anfangs alle Bürger, fpäter 2 Rathsherrn dem Erzbifchof; 
wenn dieſe 1580 die Aufnahme der Worte „von wegen eines E. Raths und ganger 
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lieg fi die Stadt als joldhe vor oder bei der Huldigung die Aufrehthaltung 
ihrer Freiheit ausdrücklich verjprechen ; !!) fie ließ fih Handfeiten oder Reverſe 
darüber ausſtellen; 12) fie öffnete vor der Beitätigung ihrer Freiheiten überhaupt 
ihre Thore nicht!?) oder huldigte nur bedingt, indem fie ſich für den Fall, daß 
der Herr fein Verſprechen brechen jollte, den Abfall vorbehielt; 19) auch mußte 
bisweilen der Herr jeinerjeit# der Stadt zu Händen ihrer Behörde einen Eid 
leiften.!?) 

Die Stadt als jolde ſtand unter der Schirmgewalt dejjen, von dem ihr 
erhöhter Friede jeinen Ausgang genommen hatte. Nur wo ihre eigne Kraft 
nit ausreihte und auf ihr eignes Anrufen hatten Könige und Stadtherrn 
gegen Friedend- und Rechtsbruch Abhülfe zu jchaffen. 1%) Später freilid 
mifchten die Schirmherrn ſich oft auf Anrufen einzelner Bürger oder Parteien 





Gemeinheit diefer Stadt“ in die Eidesformel weigerten, weil fie bisher nicht darin 
geftanden hätten, fo war bies natürlich ein rechtlich ganz unbaltbarer Verſuch, das 
Fortlaßen einer felbftverftändlichen Klaufel für bie Meichsfreiheit der Stadt auszu- 
beuten. Bol. Donandt 1. 107f. 

") So follte in Soeft der Erzbifchof beim Einritt „der stat bekennen alle 
de recht, de de stat van allen sinen vore faren hat“. Aude Schrae c. 1. 
Bol. Note 15. 

») So Bremen 1226, Mainz 1244, Speier 1280, Worms 1283, Stradburg, 
Bafel u. ſ. w.; ebenfo ſehr viele Landſtädte. Bol. Maurer IIL 369 
Note 4—5. 461f. 476 Note 72— 74. 534 Note 12—21. Ennen, Geſch. II. 409. 
Lehmann, Speier 633. 537. 567. 574. 624 Urk. v. 1255 u. 1262 b. Gaupp 
1. 102 u. 105. Urk. v. 1244 b. Gudenus I. 582. Ochs I 365f. Donandt 
I 106f. Schannat 145 u. 337 $ 57 u. 58. Rathmann II. 270. III. 6f. 
112 u ſ. w. #idicin 1.253. Braunſchw. Urkb. T. 30. 82. 37. Racomblet, 
Arch. II. 314. 

So Mainz, Speier, Worms, Magdeburg, Lübel u. ſ. w. Maurer III. 
463, Arnoldus Lubec. I. c. 35. Schaab, Rhein, Stäbtebund II. 68. Leh— 
mann 238f. 

1) So huldigte Köln nur für jo lange dem Erzbifchof, als dieſer jeine Ber- 
bindlichfeiten erfüllen würde. Ennen I. 616. Berlin hatte das Losfagungsrect, 
1348 b. Fidicin IH. 222f. Ebenio andre märfifche, braunfchw., lüneb., bair,, 
pommerfche Städte, Soeſt u. ſ. w. Bgl. Maurer III. 535. 

s) So ſchwor in Köln der Erzbiſchof der stat; Urf. v. 1258 u. 1287 b. 
Lacomblet II. 492 u. Ennen I. 616. In Baſel fchwört um 1337 „der 
bischof der Stat Basel“ einen Eid, b. Trouillat II nr. 288 ©. 470. gl. 
ib. IV or. 178 ©. 385. In Bochold follte der Biſchof von Münfter den beiden 
Bürgermeijtern mittelft Handichlags geloben, de stadt Bochold tholden bij oeren 
rechten privilegien u. olden gewonten; Urk. v. 1323 b. Wigand, Arc. 
III. 53. 

) Berner Handf. v. 1218 $ 1. Grimm, W. IIL 607-608. 
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und jelbit ohne Died in die inneren Streitigfeiten der Städte: das aber war 
oft genug der Anfang vom Ende der ftädtiichen Freiheit! 17) 

Die Stadt als ſolche itand unter föniglihem oder herrſchaftlichem Bann- 
recht, mußte in deilen Umfang fremdes Gebot und Verbot anerfennen und 
war an die kraft jenes Rechts erlagenen Perordnungen gebunden. Aber es war 
dies Feine Die einzelnen Bürger unmittelbar treffende außerftädtiiche Geſetzge. 
bung, jondern der Rath im Namen der Stadt nahm die Gebote und Ordnungen 
entgegen, verkündete fie und hatte fie zu handhaben.!®) 

Die Stadt als ſolche war dienft- und indbejondere Friegädienftpflichtig. 19) 
Urjprünglich freilich galt in den Städten daffelbe Syftem der Dienfte wie auf 
dem ande?) Allmälig aber verfchwanden die meiſten öffentlichen und alle 
grumdherrlichen Dienfte und was zurückblieb war eine politiiche Pflicht des Ge 
meinwejend ald eined Ganzen. Der einzelne Bürger war direft nur noch ber 
Stadt gegenüber dienſtpflichtig. Die Stadt jelbit aber jchultete dem Reiche 
oder ihrem Landesheren in einem oft allerdings ſehr beichränften Umfange 
thätliche oder doch pefuniäre Kriegshülfe.“) Dabei pflegte ein für alle Mat 
oder für den fonfreten Fall das Kontingent an Mannſchaften, Pferden und 
Rüftwagen, welches die Stadt zu ftellen hatte, im Ganzen feitgefegt zu wer: 
den,2?) während es durchaus innere Angelegenheit der Stadt war, wie fie jenes 
Kontingent aufbringen und einrichten wollte??) Auch ernannte die Stadt in 
der Regel den Anführer des von ihr geftellten Heeres.?t) Und ihre forporative 

17) Maurer III. 319. 472. 4895. Bol. Th. I S. 706. 

18) Maurer III 317f. 385f. 487f. 

10) Ark. v. 1206 b. Ennen u. Ederg, Quellen II 27: civitas serviet ei 
in quibus debet. 1285 b. Lehmann 562: Neichäheerdienftpflicht sicut aliae no- 
strae civitates. W. des Dreieicher Wildbauns v. 1338 b. Grimm I. 502: der 
schultbeiss u. die stad Frankf. follen dem belehnten Bogt bed Reichswalds von 
des Kaifers wegen zu Hülfe koınmen. 

0) Bol. Maurer, Fronh. IT, 462. u. St. I. 482f. III. 276f. 369. 450F. 
469. 473, 485. 520f. Grimm, ®. 1. 846 u. 847. 

2) Vielfah wurde — und dann war natürlich wieder die Stadt als ſolche 
das Subjekt dieſer Freiheit — der auswärtige Kriegsdienft ganz erlaßen oder ſehr 
beichräntt. Maurer I. 488 -491. 

22) Bol. Zimmermann I. 305f. Söfeland, Goesfeld 587. Fidicin 
111. 127. Kirchner, Franff. I 641. Stdtr. v. Dortmund 823 db. Wiganp, 
Arch. II. 217. Grimm, W. I 502. — Die Städte verhandelten daher aud 
häufig mit den Landesherrn darüber, ob und was fie ftellen wollten, 3. B. Magbde- 
burg bei Rathmann III. 9—10. 

23) Maurer I. 517. III. 129. Rößler, Prager St. Einl. XCVIf. 

2%, Val. Pfaff, Ehlingen 144}. Rathmann II. 404. 408. Jäger, Ulm 
415. 4235. Kirchner I. 642. Zimmermann I 323. Fibicin II. 129f. 
Prager St. b. Rößler Nr. 64 ©. 46. — Dagegen noch Anführung durch einen 
herrichaftlihen Beamten 1289 6. Wigand IV. 3f. 
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Geſchloßenheit in militärifher Hinficht gieng jo weit, daß fie in den Zeiten 
der ſtädtiſchen Selbjtändigfeit fait immer das feſte Recht beanſpruchte und 
durchſetzte, ohne ihre freie Bewilligung feinen fremden Bewaffneten aufnehmen 
und ſelbſt dem Kaifer oder dem eigenen Landesherrn und deren Gefolge die 
Shore jo gut ſchließen wie öffnen zu dürfen.?®) 

Die Stadt als ſolche war es ferner, welche das halb öffentliche und halb 
privatrechtlihe die Bürgerjchaften urſprünglich belajtende Abgabenweſen?6) auf- 
löſte und ihrerjeitd eine rein politiihe Steuerpflicht gegen Kaiſer und Landes— 
herren übernahm,??) als unmittelbare Berpflihtungen der einzelnen Bürger aber 
höchitens rein privatrecdhtliche Grundzinje möglich ließ.2%) Schon 1219 ließ ſich 
die Stadt Nürnberg von Friedrich I. als althergebrachtes Recht beftätigen, 
daß fie für den Fall einer königlichen Steuer nur ala Gejammtheit in An— 
ſpruch genommen, die einzelnen Bürger dagegen nie direkt geſchatzt werden 
jollten.2°2) Später war es allgemeiner Grundjaß, daß die Städte nur als 
Körperjchaften befteuert wurden, unter ihre Bürger aber die Steuern felbft 
vertheilten.°%) Dies galt ebenfowol von Ehrengejchenfen und außerordentlichen 
Gaben,?t) wie von den herkömmlichen Beten und Steuern. Meift wurde im 
Voraus, immer jedenfalld für den einzelnen Fall die Stadtitener auf einen 
feften Gejammtbetrag firirt.??) Diejen Betrag ſchuldete dann die Stadt als 
jolche. 3) Rein innere Stadtangelegenheit war es, die Steuer zu vertheilen 





25) Anfänglich war dies wegen der Pflicht zur Aufnahme, Beherbergung und 
Berpflegung andere. Befreiungen davon im Priv. f. Hagenau v. 1164 $ 2 u. 27; 
Bern 1218 $ 9; Rathenau 1295 b. Gercken, Cod. Brand. VI. 334; 1355 u. 
1345 b. Fidiein III. 48. 222. Bgl. die Freiburger Urf. v. 13686. Schrei. 
ber I. 541; 1244 $ 11 u. 13 b. Gudenus 1. 581; Lehmann 329. 496, 
944f.; Bertrag ber märf. Städte v. 1394 b. Gercken a. a. ©. III. 417 u. 
Fidiein III. 52. 277. — Ale ipäter die Landesherrn das Deffnungsrecht und 
durch diefes das Beſatzungsrecht ihrer Städte wieder erlangten, war ed mit der ftäb- 
tifchen Freiheit vorbei. 

26) Bol. Maurer III. 276f. 524—5285. Grimm, W. I 348. 

27) Rößler, Prager Stadtr., Ein. $ 15. Arnold IL 271f, 

26) Vol. oben $ 26. 

2») Bei Gaupp II. 178 $ 10: ut si dominus imperii ab ipsis (sc. civibus) 
steuram exiget, non particulatim sed in communi quilibet pro posse persol- 
vere debeat. 1ebereinftimmend erklärt Gaupp S. 173 die Stelle. 

>, So in Prag nach Röfler ©. XCIV.: „die Gemeinde hatte die Auflegung 
und Beitimmung der bürgerlichen Steuer den Bürgern gegenüber und nur fie 
war dem Könige gegenüber verpflichtet“. 

a) Lehmann, Speier 728. 773. 797. 829. 340. Zorn, Wormfer Chron, 
191.192. 199. Ochs, Baiel 11. 336 u. 337. Arnold II. 2695. Ennen, Köln 
II. 539f. 

32, Belege b. Maurer Ill. 527—439 Note 57—69. 

3 So 1340 im Lüb. Urkb. II. 652: census nobis et imperio a civitate 
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und zu erheben.) Die Stadt zahlte dann die aufgebradhte Summe aus und 
erhielt darüber Duittung. 9) Auch war es natürli Sache der Stadt, über 
die Steuerpflicht mit den Herren zu verhandeln. Sie war ed, der Befreiungen 
von hergebrachten Steuern, Abgaben, Zöllen u. ſ. w. ertheilt wurden.) Und 
fie war es gleicher Weiſe, der bezüglich neuer Steuern das Steuerbewilligungs- 
recht zuftand.?”) 

Die Stadt als ſolche errang endlich jeit der forporativen Gejtaltung des 
Reiches und der Länder die Reichsſtandſchaft beziehungsweije die Landitandichaft 
und alle darin enthaltenen Rechte. Als eine politiihe Körperfchaft wurde fie 
Mitglied ded weiteren Reichs- oder Landftändeförperd und nahm durd ihre 
forporativen Organe an den gemeinjamen Angelegenheiten der Stände jowie 
an denen ded ganzen Neiches oder des betreffenden Landes Theil.) 

Am längften widerjtand dem neuen Gedanken des politiihen Gemeinwe- 
jend die fremde Gerichtöherrjchaft in den Städten. Die Könige und Landes: 
herren blieben auch in der Blüthezeit des Städtewejend die Inhaber der ge- 
fammten oder dod) der höheren Gerichtöbarkeit im Stadtgebiet und wurden in 
Bezug auf diefe durch richterliche Beamte alter Art, dur Burggrafen, GCen- 
tenare, Vögte, Schultheißen, Ammänner u. j. w. vertreten, welche, ohne doch 
jelbft vollſtändig innerhalb des ftädtifchen Drganismus zu ftehen, eine 
unmittelbare Gewalt über die ftädtifchen Gerichtögenoßen übten. 9) So 


Lub. debitus hactenus et solutus. Natürlich ift aber oft nichts Anderes ge 
meint, wenn ed heißt, „die Bürgerfchaft* oder „die Bürger” follen eine Steuer 
geben, wie 1276 u. 1321 b. Boehmer 179 u. 460, 1244 b. Gudenusl. 
580, 1241 in Hannover b. Gengler, Stadtr. 187 $ 18. 

5) Zimmermann I. 3005. Söfeland 59. Rößler u. Arnold a. 
a.D. Maurer IH. 138f. — Anderd nod 1331 in Winterberg 6. Wald 
VI. 256. 

3) 3, B. Urk. v. 1341 6. Boehmer 573: und die driu jar sagen wir die 
zwo stede der bet u. stiur mit disem brif quit, ledig und los. Ohne daß aud 
bier etwas Andered gemeint wäre, wenn ed 1276 u. 1321 ib. 179 u. 460 beißt: 
die purger von Frankf. Friedeberg etc... der stewer, die sie uns und dem 
riche schuldich sein... uber zwei jar... jetzo gar u. gentzlich gewert 
haben. 

3) Urk. v. 1135 b. Gudenus 1.119. Lehmann 579. 716. 730. Rößler 
a. a. O. XCIV Note 2. Falke, Geſch. des deut. Zollweſens (Leipz. 1869) 
©. 100f. 

7) 3.3. Urk. v. 1198 b. Remling 137; 1215 b. Quix, Aden I. 94; 
1249 f. Sreiburg i. U. c. 8; 1255 f. Hagenau b. Gaupp 1. 102, 1277 f. Weſel 
b. Wigand IV. 408 c. 1. 

3, Bol. Th. IS 48 u. 51. 

”) Vgl Th. IT ©. 253. u. jetzt Maurer III. 320f. 357 f. 466 f. 491. 
Beifpiele längerer Fortdauer der alten Gerichtsherrſchaft in Meineren Städten vgl. 
z. B. b. Grimm, W. I 285—288. 291-300. 503. 530f. 827f. 845. II. 
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viel inde an ihmen lag, ftrebten die Städte die Bejeitigung eines ſolchen Zu- 
itandes an. Ueberall gelang es ihnen zunächſt, von ganz Fleinen Städten ab- 
geſehen, die Stadt wenigitens äußerlich als bejonderen Gerichtöbezirf abzu- 
ſchließen; damit aber wurden die berrihaftlihen Beamten zu den Vorſtehern 
beionderer Stadtgerichte, zu Stadtrichtern, welde zwar nicht als Behörden 
der Stadt, wohl aber als bejondere Behörden für die Stadt erjchienen. *) 
Sodann erlangten die Städte mehr und mehr das Recht der Ernennung oder 
Miternennung der Stadtrichter, ) fie ſuchten fich gegen Veräußerungen und 
Verpfändungen der Aemter zu fichern,*) fie brachten die Richter in thatſäch— 
liche Abhängigkeit von der Stadtbehörte,#) bis zulegt entweder der Inhalt des 
Amts jelbft oder der dem Herrn auf daffelbe verbleibende Einfluß zu leerem 
Schein wurde und in Wahrheit, wenn auch nicht der Form nad, die Stadt 
ihre eigne Gerichtäherrin war.) Schliehlih erwarben ſehr viele Städte jelbit 
623—627 (bef. S. 626 $ 15: iglicher burger foll im bawding erideinen oder 
eö dem Herrn verbüßen). 718 f. III. 607—608. 

“o Th. 1S. 256. 263 Note 39 u. jept Maurer I, 352. 460f. III. 324. 
385. 388 f. 491. 546 f. 

) Priv. f. Freiburg i. Br. v 1120; f. Breiburg i. U. v. 1249 5 1. 2, 4l. 
144; f. Bern v. 1218 8 7; f. Ulm vw. 1296 b. Jäger 158—160. 730; f. Eßlin⸗ 
gen v. 1816 u. 1392 b. Jäger, Mag. V. 9f. 22; f. Wintertfur » 1264 $ 3 
u. 1297 $ 3 b. Gaupp 1. 185 u. 189; f. Burgdorf v. 1316 $ 1—3 u. Inns⸗ 
brud ©. 1239 8 3 ib. II. 120 u. 254; f. Wiehe v. 15. Jahrh. b. Wald IL. 
55; Deffn. v. Reinau b. Grimm, W. 1. 286; Urk. f. Hagenau v. 1472 b. 
Schoepflin II. 406; f. Zerbft b. Bedmann, Hiftorie v. Anhalt L 271; f. 
Grefenthal v. 1492 b. Schultes, Geſch. III Beil. ©. 50: dasz sie sollen kie- 
sen einen schulteiszen, den sollen wir bestetigen. 

”) Bol. 3. B. Priv. f. Stendal v. 1282 b. Yenz I. 109: civitati et bur- 
gensibus dedimus, ut habeant inpheodatum judicem sive scultetum virum 
hereditarium; der Landesherr veripricht aber, daß weder er noch fein Vogt jemals 
das Schultheihenamt fanfen oder erwerben würden Verſprechen, das Richteramt 
nicht zu vwerpfänden, b. Maurer III. 457 Note 33—38*. Ferner indbef. den 
Magdeb. Vertrag v. 1294 in Note 44. 

1) Bol. Th. I S. 278. 281 Note 5. Maurer II. 333. 345f. 565 u. 
bei. 410 Note 10, wonach die Vogtei in Bremen, ohne von der Stadt jemald er- 
worben zu fein, mehr und mehr zu leerem Schein wurde. Schon öfter ift erwähnt, 
dab fi das Abhängigwerden der Richter in den Formeln darin manifeftirt, daß 
fie hinter die Bürgermeifter rüden, vol. Th. I ©. 281 u. oben $ 23. 

9 So die bisweilen den Herrn verbleibende Beftätigung und Amtöbelehnung, 
vgl. Maurer 111. 352 u. 356. Beſonders charakteriftiich ift der Magdeburger 
Vertrag v. 1294 6. Rathmann II. 492. Durd diefen Fauft die Stadt „burg- 
gravionatum et bannum ejusdem burggravionatus intra muros Magd.“ und 
überläßt das Amt zwar wieber dem Erzbiſchof, aber unter der Bedingung, daß e# 
unveräußerlih und unverleibbar immer beim Erzitift felbft verbleibe. Alle wirk— 
liche Gerichtsbarkeit ift daher nun im zweiten Richteramt, dem zum Erblehn ge— 
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die Gerichtöbarfeit ganz oder zum Theil) und zogen diefelbe dann auf das 
Bollfommenfte in ihren politifchen Organismus hinein. War dies der Fall, 
jo war, indem nun aud der eigentliche Kern des Älteren politischen Syſtems, 
die Gerichtsbarkeit, in den Stadtſtaat verwoben worden, der neue Gedanfe des 
ftaatlihen Gemeinwejens vollendet. War es nicht der Fall, jo fehlte etwas 
daran: aber ihre geichloßene politifche Perjönlichkeit wahrte die Stadt auch 
hier, indem die in die Stadt hineinreichende richterliche Gewalt gerade foweit, 
als fie nicht ftädtifh war, den Charakter einer jelbjtändigen und durchaus ge 
trennten Gewalt neben der Stadtgewalt annahm, 2) jo daß beifpielöweife- die 
Richter mit ftädtifchen Angelegenheiten als jolhen nicht das Mindefte zu thun 
hatten6). 

Aehnlich verhielt es ſich mit den mancherlei fiskaliſchen und nutzbaren 
herrſchaftlichen Rechten in der Stadt, wie z. B. mit dem Recht auf Münze, 
Zoll, Marktgefälle, Judenſchutz u. ſ. w.“) An ſich, weil kein eigentliches po— 
litiſches Herrſchaftsrecht enthaltend, für den Begriff des Gemeinweſens minder 
weſentlich, giengen auch fie zum einen Theil auf die Städte über, #) und 
wurden zum andern Theil in Berechtigungen gegen die Stadt als jolche, mit 
Ueberlaßung der dazu gehörigen politijchen Funktionen an die Stadtbehörde, 
verwandelt.) 

Bei diefer ganzen Entwicklung muß man fich jedoch gegenwärtig halten, 


wordenen Schultheißenamt, vereinigt. Auch dieſes Fauft die Stabt und überläßt es 
dem Erzbiſchof, aber unter der Bedingung, daß berfelbe es ſtets dem von der Bürger: 
ſchaft ernannten Bürger verleihe und die Bürgerfchaft überdies den betreffenden 
Bürger wieder abzufegen befugt bleibe. 

#5) Bol. unten Note 53—59. 

#58) Bol. Tzihoppe u. Stenzel, Ein. ©, 204f. Daher erſcheinen 
„schultheisz“ und „stadt“ als zwei getrennte politiiche Subjelte nebeneinander. 
3. 8b. Grimm, W. I 287: der statt ihr recht u. dem schultheisz sein 
recht. Ib. 299. II. 624 8 1. III. 607 u. ſ. w. 

46, Die Richter verfchwinden daher auch bier aus den Formeln (Th. I. 281 u. 
"oben 8 23) wie aud dem Rath. Sie follen fi in die Angelegenheiten des Ge- 
meinmejens nicht mifchen. Bol. 5. B. 1294 in Münden bei Bergmann II 9: 
swer och stat rihter ist, der hat nicht ze schaffen bi den burgaern, da si 
sitzent bi der stat geschaeft u. ob ir saetzen, es si danne, daz si in zu in 
beten o. laden. Thaten fie ed doch, fo fonnten die Städte Stendal, Tangermünde 
u. Oſterburg ſich fogar losfagen, Urf. v. 1282 b. Lenz I. 109f. 

7) Bol. Maurer I 287f. 293 f. III. 863 f. 455 f. 471. 531 f. 

) ©. unten Note 60—62. 

0) Bgl. z. B. Urf. v. 1247 im Lüb. Urkb. I. 120: de moneta et de judi- 
cio civitas nobis C marcas arg. annis singulis exhibebit, et ad ipsam eivitatem 
tam monete quam judieii procuratio pertinebit. Aehnlich bei Ueberlagung des 
Ungelded an die Stadt Nürnberg nab Falke, Geſch. des deut. Zollweſens, 
©. 99, 
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daß die veränderte Auffaßung des politiſchen Rechts zunächſt nur auf Seite 
der Städte zu finden war. Könige und Landesherrn betrachteten nach wie vor 
den Inbegriff ihrer Rechte gegen die Stadt als ein Herrichaftsrecht alter Art 
an der Stadt. Sie nahmen daher durchaus feinen Anftoh daran, Städte mit 
ihren Bewohnern und jonitigen Pertinenzen gleich einem Gut mit Zubehör zu 
veräußern oder zu verpfänden, >) ja jogar zu einer ideellen Quote fortzuge- 
ben, 5!) wogegen die Städte ihrerſeits fih durch Privilegien und Verträge zu 
fihern juchten. >) Und ebenjo behandelten Könige und Fürſten ihre einzelnen 
politiihen Rechte in der Stadt ala Herricaftsrechte alter Art, welche in feu- 
dalen oder allodialen Formen verliehen, verkauft, werpfündet und getheilt werden 
fonuten.®®) 

>, 3. B. Urf. v. 1235 b. Tzſchoppe u. Stenzel 300: Berfchenfung einer 
eivitas mit Pertinengen. Urk. v. 1252 b. Gudenus Il. 103: oppidum O. et 
castrum ibidem cum universis suis pertinenciis, intus et extra, pro 2000 marc. 
arg. . . obligamus; und dazu die Anrede des Kaiſers 1367 ib. III. 479 an 
burgerm. rad u. burger gemeinlich der stad zu Oppenheim: „als wir uch... 
versetzt hatten“. 1315 ib. III. 111. Bgl. 1298 b. Lacomblet 1. 585: bie 
Stadt Dortmund cum integritate omnium jurium redituum proventuum et 
fractuum ejusdem civitatis. Urf. v. 1537 b. Nemling I. 530: die stat zu 
Landau, die sin u, des stiftes pfand ist. Urf. v. 1368 b. Schreiber I. 529: 
ald Zubehör leute, dörfer, gerichte, kilchensete, zwinge u. benne, stüren, beete, 
zinsen, nütze u. recht. Bon Bremen heißt es 1035: mercatum cum theloneo, 
numismatibus nec non omnibus utilitatibus ad mercatum pertinentibus, 

St) Urk v. 1363 b. Schannat 177: der Biſchof von Worms verpfändet für 
23000 Gulden: unser stat Laudenburg halb, unser burg den Steyn halb, mit 
dem habben teyl burgmannen, burger, luden, dorffern. 7240 b. Ennen n. 
Ederg I. 204. Belehnung mit der Hälfte einer Stadt 1232 b. Schoepflin 
1. 123. Vgl. Urf. v. 959 Boehmer, Reg. nr. 218: contradimus .... dimi- 
diam partem ipsius civitatis. 

2) Priv. v. 1166 f. Achen: insuper omnes ad hanc sedem pertinentes 
nullus regum ... alicui personae in feudum concedendi potestatem habeat. 
Urf. v. 1254 b. Boehmer 90: ber König befreit cives Frankof. . .. ab obli- 
gatione quam feceramus... und veripricht, Daß fie nicht wieder „distrahi vel 
obligari s. alienari aut infeodari“ follten. Urf. v. 1274 b. Lacomblet III. 332: 
quod predictos cives nostros in nullo casu ... obligabimus aut alienabimus. 
Priv. f. Hannover v. 1241 u. 1242 b. Gengler 187 $ 13 resp. 16: nulli 
hominum in pheodo conferemus eivitatem. Urt. v. 1258 b. Zacomblet II. 
247; v. 1320 im Lüb. Urkb. IL. 841 u. ſ. w. 

5) Sc wurde indbefondere die Gerichtöbarkeit zu Lehn gegeben (Maurer 
III. 349 f. 424. 447. 519) und oft erblich (ib. 349 f. 447. 502. 505), verkauft 
(ib. 519), verpfändet (ib. 353 f. 429. 448f. 519, Wr. v. 1323 b. Boehmer 
498) uud theilweiie veräußert (3. B. 1225 b. Möjer, Osnabrück III. 275: der 
Biſchof verfaufi medietatem judicii nostri quod burrichte vulg. dieitur in uni- 
versitatem civium; 1226 ib. 250: super venditione medietatis judieii civitatis ; 
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Die Städte ihrerfeits zogen von dieſer Auffahung Vortheil, indem fie nad 
und nad die fremden politifchen Rechte auf patrimonialem Wege erwarben. 
Snöbefondere erlangten fie die Gerichtsbarkeit oder einen Theil derjelben bald 
durch freiwillige Abtretung des Inhabers, 54) bald durch Belehnung,5°) bald 
durch Kauf,6) bald durch Verpfändung,?”) bald durch Pfandeinlöfung,8) bald 
auf dem einen oder andern diejer Wege?) In derjelben Weije erwarben fie 


vgl. 1253 b. Grimm, ®. II. 607: daz schultheiszen ampt ist halbez auch 
sin und ist halbez der zweier gebrudere E. u. C. 

5) 3. B. München u. beide Freiburg. Maurer III. 510 Note 23—26. 505. 
519. Ebenſo das Dber- und Niedergericht in Zerbft nah Bedmann, Hiftorie v. 
Anhalt I. 274 (i. 3. 1439); in Ragun 1395 ib. 389; in Torgau 1437 nad) 
Ann, Torgav. b. Mencken, script. TL 581; die Bogtei in Stargard 1409 b. 
Schoettgen et Kreysig Ill. 80; in Saalfeld 1482 b. Schultes, Geld. 
III Beil. ©. 97 („inne gethan u, bevolen“). 

55) So wurde Dortmund 1379 mit der Gerichtsbarkeit belehnt, Mofer, reichd- 
jtäbt. Handb. I 379; Nürnberg, Konftanz (1384) und Naumburg (noch 1679) mit 
dem Blutbann, Maurer III, 848 Note 23 u. 24. 354. 482, 543; Jauer mit ber 
Erbvogtei 1373 b. Zimmermann, Beitr. VI. 61. 

6) So kaufte Soeft 1278 die Vogtei mit dem Blutbann, Kindlinger, M. 
28. III, 1. 217; verfchiedene fchlef. Städte im 13., 14. u. 15. Jahrh. die Erbvogtei, 
Tzſchoppe u. Stenzel 581. 604. 613 u. Zimmermann, Beitr. I. 52. IL 
234. V. 268. VI. 268. VII. 219; Erfurt 1219 beide Schultheißereien u. 1283 Die 
Bogtei mit dem Vogtsding, Lambert 139. 145; Hörter 1499 das Stadtgrafenamt, 
Wigand, Geſch. v. Corvey I. 310—312; Müncheberg 1502 das Schultheifen- 
amt, welches vorher 1485 u. 1501 von einem Bürger gekauft worden war, Urf. b. 
Gerceken, Cod. Dipl. IV. 614. 616. 619 u. Zimmermann IL 114; ebenfo 
Meppen, Eoesfeld, Hannover, Helmftadt u. j. w.; auch Magdeburg 1294 Burgrafen- 
thum und Schultheifienlehn (oben Note 44) 

*7) Sp wurde an Mühlbaufen 1337, an Landau 1517 und an Bajel das 
Schultheiienamt verfegt, Maurer III. 334; an Hamburg 1392 die Vogtei, Lap- 
penberg, Hamb. R. 4. I, Einf. 20—31; an Braunfchweig die Vogtei 1363 (zum 
Tpeil aber verkauft), Chronik der niederi. Städte I p. XXX.; an Hörter mehrere 
Gerichte, Wigand a. a. D.; an Altbrandenburg das Obergericht 1419, Zimmer- 
mann I. 140 Note 7 u. 8; in Landau aber verpfändete der König 1317 das 
öffentliche Gericht an die Stadt Speier, 1824, 1349 u. 1858 an Biſchof und Ka- 
pitel, 1511 löſte er ed wieder ein und 1517 verpfändete er ed an Landau. Biru- 
baum, Geſch. v. Landau 473. 477, 480. 482. 488. 496. 

5) So löſte Regensburg 1859 u. 1360 das Schultheißenamt, Friedgericht u. 
Kammeramt von einigen Gefchlechtern, denen der Herzog fle verfeßt hatte, unter 
Borbehalt des Wiedereinlöfungsrechts für dieſen ein. Ulm löfte im 14. Jahrh. das 
den Her von Mechberg verpfändete Schultheißenamt ein und behielt ed, Jäger 
291—292. Aehnlich Frankfurt 1872 b. Boehmer 732 u. Römer-Büchner 
73-81. Ebenfo Heilbronn 1360 das Schultheigenthum, Lindau 1396 u. Mem- 
mingen 1401 das Ammann-Amt, Maurer III. 354. 

, So erwarben Zürih und Eflingen dad Scultheigenamt, Bluntjhlil. 
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Reiche und Randesfteuern,) Münze!) Zölle?) m. j.w. Zulegt fam mitunter 
in patrimonialen Formen das gefammte Hoheitsrecht über eine Stadt in deren 
eigne Hand.e®) 

Wenn aber die Städte politisches Recht auf ſolche Weije erworben hatten, 
jo blieb es in ihrem Befig jelten lange patrimonial.) Vielmehr verwandelte die 


173 f. u. Pfaff 103; Wismar die Bogtei, Burmeister, Alterth. des W. Stadtr. 
8—10; Ueberlingen und Kaufbeuren die Ammannjchaft, Säger, Mag. V. 436 u. 
VL 97f.; Kolmar 1425 das Schultheißenamt, Schoepflin IL 340; Dortmund 
dad Stadtrichteramt, Maurer III. 335; Halle 1414 u. 1425 Die obere und nie- 
dere Gerichtöbarkeit, ib. 508 Note 19; Strasburg 1604 das vereinigte Schultheißen— 
u, Burggrafenamt, ib. 404; von märkiſchen Städten Neuftabt-Eberdwalde im 14. 
u. 16. Jahrh., Straudberg im 15. u. 16. Jahrh., Prenzlau 1324, Wufterbaufen 
1325, Berlin u. Köln 1328 die obere und niedere Gerichtäbarkeit, Altbrandenburg 
1315 u. 1459, Müncheberg 1388, Arneburg 1852 das Obergericht, Seehauſen 1335 
und Oberberg 1486 das Untergericht, Zimmermann I. 140. 146. 147, Fidicin 
U. 28, Gercken, Cod. dipl. IV. 603. 

°) So erlangten Ueberlingen i. J. 4415 die Neichäfteuern und viele branden- 
burgifche Städte die Landesfteuern durch Pfandſchaft, Ehlingen aber 1361 und 
Weil 1360 das vorher an die Grafen von Württemberg verfegte Ungelt durch Ber- 
leifung. Mone XXH. 29f. u. Maurer III. 365. 5351 Note 82, Andre Bei- 
fpiele 6. Falke, Zollwefen S. 97—99. 

si) So Hamburg u. Lübeck 1226 durch Verleihung; Lindau 1417, Worms 
1490 für 300 fl., Augsburg 1277 auf 4 Jahre, Donauwörth, Kaufbeuren, Rot- 
weil, Kempfen, Wimpfen durch Kauf; Köln 1174, Göttingen im 14. Jahrh. Braun- 
fhweig mehrmald im 14. Jahrh. durch BVBerpfändung; Erfurt 1291, Zürich im 13. 
Jahrh. u. f. w. Lüb. Urkb. I 46; Stetten, Geh. v. Augsb. I. 78; Zorn, 
Wormſer Ehron. 196 u. 198 Note; Ennen m. Eder I. 303. 570; Ennen, 
Geſch. UI. 418 f.; Braunfhweiger Urkb. I. 42f.; Manrer III. 864. 532; 
Lambert, Erfurt 14; Bluntſchli I. 128. 

62) So wurden 1174 in Köln, 1361 in Eßlingen, 1373 in Bafel, 1388 in 
Regensburg die Zölle an die Stadt verpfändet. Ennen L 613f.; Maurer III, 
865 Note 9; Ochs II. 221f.; Gemeiner II. 244; Falke, Zollweien 86 f. 

6 So übertrug die Aebtiffin von Zürich 1524 ihre gefammten Hoheitsrechte 
„der Stadt* und ftellte fie „der Stadt zu Händen“; Urf. b. Neugart II. 515 
n. 517. In Sreiburg wurden i. 3. 1368 die gefammten Herrſchaftsrechte „den 
burgern und der stat ze F. geben mit allem rechte‘; die Stadt aber übergab 
ſich felbft an Defterreich, indem fie die ihr veräußerten Rechte an ihr felbit wieder 
veräußerte; Urk. b. Schreiber I. 512—529, bei. 515, u. 533f. 

%) Es iſt eine Umkehrung ded wahren Verhältnißes, wenn Maurer be 
hauptet, bie vorher öffentlichen Gerichte feien durch den Uebergang an die Stadt 
patrimonial geworden. So II. 537 u. 551. Patrimonialität ift die Behand- 
fung von öffentlichem Recht als patrimonium, Daß die Könige ihre Gerichtebar- 
feit patrimonial auffahten, liegt auf der Hand; fonft hätten fie dieſelbe eben nicht 
verfaufen oder verpfänden können. Die Städte dagegen behandelten die einmal er— 
worbenen Gerichte ftantlich, fie waren alſo bei ihnen nicht patrimonial, 
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Stadt, ſoweit fie nicht der Vertrag jelbft oder ein anderer äußerer Grund daran 
hinderte,®°) das einmal erworbene Recht, insbejondere die Gerichtsbarkeit, jofort 
in eine rein ftaatliche Befugnig der Stadt. In ein Hoheiterecht alſo, das 
der Stadt ihrem Begriff nad und um des Gemeinwohls willen unveräußerlich 
und untrennbar zujtand.s6) 

Und zulegt mußte auch für die Anjhauung der Herren die lebendige und 
einheitliche Perjönlichkeit des ſtädtiſchen Gemeinweſens, das ihnen thatjächlid 
ſtets als wollende und handelnde politiiche Machteinheit entgegentrat, rechtliche 
Gejtalt und Anerkennung gewinnen. Erkennen doch ſchon im 13. Jahrhundert 
gerade die ſtädtefeindlichen Gejeße der Kaifer nicht nur die Städte und Ort— 
ihaften als berechtigte und verpflichtete, handelnde und wollende Subjekte an,®7) 
jondern jtellen fie ausdrüdlih mit Fürſten, Rittern und Herrn in Parallele 
und bezeichnen jie direkt oder indireft als Perfonen des öffentlichen Rechts. 6%) 
Später aber wird eine ſolche Sprad» und Auffaßungsweiſe immer allgemeiner‘) 

5, So bei Gerichtölehen die Bortdauer des Feudalrechts, vgl. Zimmermann 
I. 155— 156; bei Pfandſchaften das Wiedereinföfungsrecht u. f. w. 

6%) Vgl. unten das Nähere. Wenn in einzelnen Ausnahmefällen Städte aus 
Noth ein politifches Recht wieder veräußerten oder verpfändeten, wie 3. B. in 
Schlefien 1387 Löwenberg und 1397 Bunzlau die Erbvogtei, nah Tzſchoppeu. 
Stenzel ©. 244, jo beweift dies nichts dagegen. 

67) So heißt ed in der Const. Henr. d. 1231: quod nulla civitas, nullum 
oppidum communiones, constitutiones.... facere possunt. Doc) kann das Recht, 
Berfaßungen u. Einungen zu machen, mit Bewilliging bed Stadtherru erteilt 
werden „civitatibus seu oppidis in regno nostro constitutis“. Alfo die fonftituirten 
jtädtifchen Gemeinweſen werden perfonificirt. Const. Frid. II. d. 1232: eiritates 
nostrae jurisdietionem suam ultra civitatis ambitum non extendant; ... ad 
opera civitatum nemo cogatur nisi de jure teneatur; ... principibus, nobili- 
bus, ministris et ecclesiis proprietates et feoda per civitates nostras occupata 
restituantur. 

6% Direft in der Const. Frid. II. d. 1221: omnia statuta et consuetudines, 
que civitates vel loca, potestates, consules vel quecunque alie persone contra 
libertates ecclesiarum ac personas ecclesiasticas edere vel servare tempta- 
verunt. gl. 1226 b. Gudenus 1. 195. Indirekt in der Const. Frid. II. d. 
1232: sive privatae personae dedit sive cuilibet civitati. Letztere aljo ift persona 
publica. Ebenjo iſt wol ſchon der Laudfr. Friedrichs I. b. Seudenberg, Samml. 
der R. X. J. 11 zu verjtehen: conjurationes... inter civitatem et civitatem 
sive inter civitatem et personam. 

8%) So 1255 b. Boehmer 95: unanimi voluntate nobilium et civitatum. 
1332 ib. 517: K. Ludwig erflärt, die von ihm an einige stete, markte ader 
dorfer der herren verlichene Freiheit bedeute nicht, daß jene Diejelbe Freiheit haben 
jollten, wie unser vorg. stat Frankf. u. ander unser u. des riches stete. Bjgl. 
1336 ib. 523: 8. Ludwig entbietet den steten zu Frankf, Frideberg, Weteflar 
u. Gelnhusen.... daz sie wartent u. gehorsam sint (dem Landvogt). 1886 b. 
Schannat 196: kein furst, heren ritter, knecht oder stede. 
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und dringt auch in den Kurialftil der Reiche- und Landesgeſetze ein.’') Ins— 
bejondere als Neichs- und Landitände haben die Städte als ſolche unbezweifelt 
eine reichsſtaatsrechtliche und reip. landesitaatsrechtliche Perjönlichkeit; fie find 
personae, und zwar personae publicae im Gegenjaß zu den personae pri- 
vatae, Geſammtperſonen (universitates) im Gegenſatz zu den personae 
singulares.”!) 

Die jo errungene politiiche Perjönlichkeit haben die Städte, trotz mancher 
darauf gerichteten Beltrebungen, aud dem neueren Landesſtaat gegenüber nie 
ganz eingebüßt. Verloren dagegen und zwar unwiederbringlich verloren haben 
fie die ftaatlihe Geihloßenheit ihres Gemeinwejens, die fie zu Staaten im 
Staat machte. Doc dauerte auch dieſe Gefchloßenheit infoweit fort oder ift 
wenigſtens heute injomweit wiederhergeitellt, als es ſich um den Kreis der eigent- 
lihen Gemeindeangelegenheiten handelt. Als Gemeinde it die Stadt aud 
heute rechtlich geſchloßen; jehr bejcheiden aber freilich ift das Stüd der politi- 
tiihen Perjönlichkeit der Einzelnen, welches hiermit der unmittelbaren Staats- 
beherrihung entzogen iſt. 

B. Berhältnig der Städte zu foordinirten politifchen 
Mächten. 

Ungleich leichter ald den höheren Gewalthabern gegenüber errang fich die 
politiiche Periönlichkeit der Stadt im Verkehr mit andern Städten, Füriten, 
Herren, Rittern und jonftigen politifhen Mächten Austrud und Anerkennung. 
Ja die Städte treten von vornherein, jobald fie überhaupt als politische Mächte 
eine jelbftändige Bedeutung erlangen, als geichlogene forporative Einheiten in 


20) Die Reichsgeſetze pflegen in ihren Anfangsformeln jegt zu entbieten „allen 
fursten herren grafen freyn rittern knechten freyn steten u. unsern u. des richs 
steten““, 3. ®. 1336 b. Boehmer 540. Doc werden auch ftatt der Städte in 
diefen Formeln die Gemeinden (3. B. 1373 6. Lacomblet III. 654), gemein- 
schaften (ib. 645), universitates (ib. 641), communitates aut locorum univer- 
sitates (1376 ib. 691) genannt. Bol. Urk, v. 1404 b. Remling II. 37: allen 
u. igl. fursten, geistl. u. werentl. graven, fryen hern, dinstluden, rittern, 
knechten, gemeinschefften der stedte, merckte u. dörfer. — Bejonters deutlich 
tritt die reichsſtaatsrechtliche Perfönlichfeit der Städte in der goldnen Bulle hervor. 
Schon in ihrem Eingang heit ed: assidentibus nobis omnibus principibus ele- 
ctoribus ecclesiasticis et saecularibus ac aliorum prineipum comitum baronum 
procerum nobilium et eivitatum multitudine numerosa. In cap. 15 $ 1 werden 
verboten die Cinungen inter civitatem et civitatem, inter personam et personam, 
seu inter personam et civitatem .. . Quas civitates sive personas etc, Aus— 
genommen aber in $ 2 die Landfriedensbünde, quas principes et civitates ac alii 
... Inter se firmasse noscuntur. Namentlich aber erjcheint in $ 3 als Gegenjag 
„personam singularem“ u. „eivitatem vero vel universitatem“. Bgl. aud c. 16 
$5 1. 2. 3. — Ganz ebenfo in den Randedordnungen und Landeöreverfen, vgl. bie 
Beifpiele in Th. I $ 53 ©. 559 u. Note 122. 142. 145. 

71) Dies ergibt fi aus den Stellen in Note 63 u. 70. 
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den politifhen Verkehr. Bei dem Charakter des Mittelalters erjcheinen fie in 
den hier intereffirenden Beziehungen als völferrehtlihe Perjonen. 

Die Städte als folhe find ed, welche politische Verträge jeder Art, ind. 
bejondere Bündniße, Friedensverträge, Rechteichutverträge und Handelsverträge 
abichlichen.?) Sie treten dabei jelbftverftändlich durhaus als unabhängige 
Mächte ohne Zuziehung ihrer Oberherrn und, wenn diefe etwa gleichzeitig 
Mitkontrahenten find, als jelbftändige Perfonen neben ihnen auf.) Die 
Städte ald ſolche find daher die Genofinnen der zahlreichen Cinungen, Eidge- 
noßenfchaften, Landfriedensbünde, vor Allem der großen jüddeutfchen Städte: 
bünde und der den Keim der Hanſa enthaltenden nordijchen Vereine. 4) Sie 


72) Schon 1226 (Gudenusl. 493f., Schaab II Nr. 2) vernichtet 8. Hein- 
rich confoederationes sive juramenta, quibus se eivitates Mag. Bingia Worm. 
Spira Frankf. Geylinh. Frideb, ... invicem obligarunt. 1256 b. Gudenus IV, 
888: in eandem pacis securitatem, quam nos et alie civitates compromisimus. 
1255 b. Boehmer 93: civitatibus.... pacis federe copulatis. 1254 ib. 100: 
inter nostram et Mog. civitatem. 1262 b. Eunen u. &Ederg U. 456: inter ci- 
vitatem et civitatem. 1266 b. Lappenberg, Hamb. Urfb.: quod civitas Hamb. 
cum civitate Lub. habet fraternitatem et societatem. 1283 im Lũb. Urkb. I. 
403: omnes civitates earundem terrarum ſchließen einen Randirieden. 1285 ib. 
430. 434. 436. 437. 440. 441 (civitates in nos compromittunt); 1293. 1294 ib. 
549 f. 585 f. — Noch allgemeiner erfheinen im 14. Jahrh. „Städte ale Pacis- 
centen. 3. B. 1812 im üb. Urkb. II. 229: Vollmacht ad tractandum, placi- 
tandum ac concordandum cum omnibus civitatibus et villis maritimis in 
Slavia separatim vel junctim; Yandfrieden ib. 424—504, 619, 848 u. Seefrieden 
634 f. — Urk. v. 1337, 1354, 1864, 1365 b. Boehmer 543. 628f. 691. 694; 
v. 1326, 1338, 1340, 1349 b. Schreiber I. 264. 2831. 305—318. 348—352. 
384; v. 1338 (erzbischof, bischof, stait van Münster, stait van Osenbrughen, 
stait van Snyt ald Paciscenten), 1351, 1358, 1364, 1369 (immer „wir die stat‘), 
1375 (wir herren u. stede), 1378 (iclich stat van uns zween steden eynen irre 
burger), 1381 (verbontnysse der stede) b. Zacomblet III. 255. 399. 483. 555. 
594. 595. 596. 597. 638. 658—666. 750. 

3) Vgl. z. B. Urk.v. 1296 b. Schreiber I. 143: Bertrag zwischen bischof 
Peter und dü stat von Basele inhalb und Grafen und dü stat ze Friburg 
anderhalb. 3a inſoweit, afs es fich nicht um ihre oberherrlichen Rechte handelt, 
find Könige, Bischöfe und andere Stadtherrn ſelbſt nur foordinirte Mächte, welche 
daher mit ihren eignen Städten Bündniße und andre völferrechtliche Verträge 
fließen. 3. 8. 1206 b. Ennen u. Erferg II. 27. Schoepflin I. 339. 
MWeizäder, Deut. NReichstags-Alten TH. I S. 56—64. Th. J. $ 47T m. 48. 

4) Bgl. Th. I 8 45 u. 47. Daher beißt es im Verzeichniß ber Mitglieder 
des rheinischen Städtebundes v. 1255 b. Sch aab II Nr. 16 ©. 29, Boehmer 
107 u. 108: nomina civitatum confoederatarum ad pacem generalem (folgen 
33 Städtenamen) ... In Westphalen Munster et alie civitates plus quam 60 
cum civitate Bremensi. Ebenſo 1254 b. Boehmer 103: civitates sancte 
pacis federe conjurate. Bol. Th. I S. 479. — Ebenfo im Gebiet der Hana 
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find es, die in folhe Bünde aufgenommen werden und ihrerjeits neue Mit- 
glieder aufnehmen.) Sie faßen gemeinfame Beſchlüße und erlaßen gemein- 
jame Anordnungen. °%) Sie erjcheinen in den zahllojen politifchen Streitig- 
feiten ald Parteien, 7) führen Kriege und Fehden, 7%) ſchließen Vergleiche umd 
Sühnen ab.) Sie lafen ſich von auswärtigen Mächten Zuficherungen und 


1250 im Lüb Urfb. I. 372: a communibus civitatibus invicem placitata; 1293 
ib, 551: de civitatibus confederatis; ... civitatum in confederatione conjun- 
ctarum; fpäter civitates ad hansam theutonicam pertinentes (1359 b. Sarto- 
riud II. 460 f.), de hansa theutonica, die gemeinen stede van der dudeschen 
hansa und ähnlich, vgl. Th. I ©. 467f. Note 16. 17. 20. 23. 26 u. ©. 469. 
Ebenio die gemeinen städte des bundes zu Swaben, ober stette gemeinlich die 
den bund haltend auf dem Rhein, Th. I &. 485 u. viele Urk. in Weizäder, 
deutſche Neihstagsaften, Bd. I Münden 1868, z. B. ©. 480. 504 $ 2. 581. 
Ebenjo „städte des landfrieden“, Th. I S. 506-507; Stätte ald Glieder ber 
Schweizer Eidgenofenfchaft, ib. 533. U. f. w. 

5) Bol. 3. B. die Aufnahme von Negendburg u. Nürnberg in den rbein, 
Städtebund 1256 b. Schaub II Nr. 30—32 ©. 47—49, Boehmer 113—114: 
quod ibi civitas vestra recepta sit in consortium sancte pacis. Urkunden über 
die Aufnahme weftjäliiher Städte v. 12556. Ennen u. Edert II Nr. 339—350. 
356. 359. 860f. ©. 347—355. 356. 361. 362, worin die Städte als ſolche ſich 
verbünden und Treue geloben u. ſchwören civitati Moguntine (resp. Col. Monast., 
Susat.) ac aliis civitatibus superioribus pacis federe copulatis. Bgl. 1252 ib. 
308. — Aufnahme in den rheinijchen Yandfrieven durch „ein jegeliche stat der 
vorg. stete* 1325 b. Schaab II Nr. 64 ©. 93. Bgl. Urk. v. 1405 b. Gude- 
nus IV. 40, Aufnahme in den jchwäbiihen Städtebund in den Deutjchen Reiche- 
tagsaften I S. 337, in den Landfrieden ib. 346. 350. 376. 377. 381—383. 
334. 532. 

6 3. 8. Urf. v. 1280 im üb. Urkb. I. 372: a communibus civitatibus 
invicem placitata. 1350 5 Sartorius II Nr. 193 ©. 465: den willekor, den 
de stede... ghesad heft.; de menen stede by der ze zint des to rade wurden. 
Ib. 609: up der ghemenen stede behach. Bgl. Urf. v. 1358 ib. nr. 183 ©. 
443. Beſchlüße in den Deutichen Reichstagsaften I. 475. 492. 567. 582, 

3.8. 1256 im Lüb. Urkb. L 205: Streit inter civitatem Lubeke et 
Rostock; 1281 ib. 379: inter civitates Gripeswolt et Stralesunt; 1272—1298 
ib. I. 82: inter civitatem Lub. aut alium locum. 1278 b. Zacomblet II. 
420: inter civitates et oppida. 1316 b. Boehmer 427: quod si inter duas 
civitates seu inter duarum civitatum cives aliqua discordia, questio seu questiones 
oriuntur. 

*) 3. B. Ennen u. Ederg I. 576: si civitas Col. aliqua guerra elabo- 
raverit. #riedbud) v. Mann b. Mone VII. 27889: wo die statt fehede hait. 
Fehbeverfündigungen u. Abfagebriefe an eine „Stadt“ b. Schaab Br. 2 u. 
Mone Bd. 16, 3. 8. 441: diz sint die, die der stat von Spire widersagent 
hetent. 

9) 3. 8. 1278 b. Lacomblet Il. 420: cum civitate Col.; 1234 ib. 465: 
compositio ... inter civitatem Col. et villam Gandiensen; 1285 ib. 479: con- 
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Privilegien für ſich und ihre Bürger ertheilen und erwerben die mannichfadhiten, 
auf Gerichtöbarfeit, Handel und Verkehr bezüglichen politifhen Rechte im Aus- 
Jande.89) Sie ertheilen ihrerjeits ſelbſt Schußverjprechen und Freiheitsbriefe.t) 
Die Stadt als ſolche pflegt die Verträge, Bündniße und Friedensſchlüße durch 
feierliches Gelübde und durch Eidſchwur zu befräftigen, gleihwie umgekehrt 
‚Gelübde und Eidſchwur ihr geleiftet werden.) Sie jelbft ftellt die Urkunden 
darüber aus, hängt das ftädtifche Siegel daran und übergibt fie gegen Empfang 
der gehörigen Gegenurfunden.3) Sie leiftet für ihre Gelöbniße Bürg- 


traxisset cum civitate et eivibus. 1285 im Lüb. Urkb. I. 441: civitates in 
nos compromittunt. 1294 6. Neugart II. 340: compactum biennale inter 
duces Austriae et civitatem Turicensem. 1318 b. Zacomblet IIL. 135: over- 
drayn mit der steyde von Coln; 1392 ib. 349: mit der stad overkomen. 
1322 b. Schreiber I. 244 f.: Sühne mit der stad von Friburg. 1368 b. Sar- 
torius II. 431: sint de vorbenomeden stede over eyn geworden. 

30) Die englifchen Priv. aus dem 12. Jahrh. b. Sartorius I. 3 uw. 4 u. 
Lacomblet I. 364, 365. 3785 find noch für die homines Col., oder cives et 
mercatores et homines Col. et omnes res et possessiones suas ertheilt; ebenio 
die Ältejten flandbinavifchen den burgenses de Lubeke, universitas_ civium u. ſ. w. 
Doch heißt es ſchon 1203 b. Sartorius I. 12: Rex Waldemarus antiquis 
temporibus contulit eivitati Lubecensi, quod in nundinis.... eorum cives Pos- 
sint et debeant ... vendere... et emere. 

s, So ertheilte die Etadt Köln fchon 1171, 1178 u. 1200 Handelsprivilegien 
an frende Städte Ennen u. Edert I 564. 577. 613. 

82) Urk. v. 1252 b. Enuen u. Ederk II. 308: observare civitati promi- 
simus data fide. 1255 ib. 355: villanos... quod cum civitatibus sibi vicinis 
pacem juraverunt. 1255 b. Schaab II Nr. 6S. 29, Boehmer 107 u. 108: 
nomina dominorum, qui sanctam pacem cum civitatibus juraverunt. 1255 b. 
Ennen u. Ederg II Nr. 345 ©. 350: juxta formas, conditiones et modos, 
quos civitas Col. juravit se observaturam civitati Mog. ceterisque civitatibus 
superioribus pacis federe copulatis, promittentes et jurantes civitati Col., 
quod eandem generalem pacem . .. observabimus. 1256 b. Schaab II Nr. 22 
©. 39, 1283 im Lüb. Urkb. I. 407: domini et vasalli ihwören in manus ci- 
vitatum, et e converso civitates in manus eorum fide data et juramentis prae- 
stitis promiserunt. 1333 b. Zacomblet II. 255 f. ſehr oft: wir die stede ge- 
loben. 1351 ib. 404: inde wir steede van Colne inde van Ayghen vurscr. 
vur ons ind onse steede. 1864 ib. 455: wir burgerm. u. rath v. Ayghen... 
geloben hant in hant van wegen unser gemeynre stat van Achen. 1375 ib. 
665: Schwur der Bürgermeifter im Namen der Stadt. Vgl. 1255 b. Ennen u. 
Edert II 379 ein Specialmandat zur Eidesleiftung für die Stadt, welches der 
Nath einzelnen Bürgern giebt, 

83) So heißt ed 1255: so haben wir der vurg. greve an eyne side unde 
wir die stad van Kolne in ander side unse ingesiegele an disen brief ge- 
hangin. 1312 b. Schannat 164: sal unser herre der bischof E. sin inge- 
segel u. der stifte ires capitels ingesigel u. die stad der stede ingesigel an die- 
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fchaft®4) und ihr wird das fremde Verſprechen verbürgt.®) Sie übt, wenn der 
Friede an ihr gebrocden ijt, das Recht der Selbithülfe 3%) und ruft im Notbrall 
die Bundesgenoßen oder den ganzen Bund um Hülfe an?) Sie leiftet anderer- 
feitd den verbündeten Mächten die veriprochene Hülfe und tritt rächend oder 
heritellend dem Vertrags- oder Friedensbruch gegenüber.) Bei gemeinjamen 
Unternehmungen, Eroberungen und Erwerbungen ift fie es, die an Laften und 
Vortheilen Theil nimmt.) Für den an ihr gebrochenen Frieden und Vertrag 
empfängt fie Sühne und Buhe.) Sie jelbft macht ſich verantwortlich, wenn 


sen brief hencken. Ober es beit 1364 b. Lacomblet III. 559: wir (bürger- 
meister u. rath) haben... vur uns u, unser gemeyn stat unser stede inge- 
segel an desen brief gehangen. 1255 b. Ennen u. Ederk 11. 308 fagt ber 
Graf von Zülich von der Bundesurfunde: ceivitati Col. tradidimus. 

s) Urf. v. 1318 b. Zacomblet III. 134: die stat setzt burgen. 1288 
im Lüb. Urt. IL 53: a civitatibus litteras fidejussorias. 1316 b. Boeh- 
mer 428. 

8) 1265 b. Ennen u, Ederg 11. 530f. 1285 b. Boehmer 218: dedi- 
mus fidejussores eivitatibus. 1316 ib. 425. 1315 b. Zacomblet III. 134 u. 
135: burgen setzen der stat. (1320 ib. 149 „den burgern“). 

) Urk. v. 1256 b. Boehmer 109: civitas si poterit hoc per se vindi- 
cabit. 1255 b. Ennen u. Ederg II. 855: si vero civitates suos injuriatores, 
predones et pacis turbatores debitis vindictis fuerint prosecuti, pacem vio- 
lasse ex hoc minime censebuntur. 

3.8. 1256 im Lüb. Urkb. L 214. Bgl. ib. 585 u. II. 229. 1254 6. 
Boehmer 105: a civitate conjurata ter commonitus. 

®) Urf. v. 1255 b. Boehmer 95, Schaab II. 33: civitates et oppida 
injurias suas... judicio ... prosequantur. Si autem civitates et oppida 
propter negligentiam judicis non poterunt judicium et justiciam obtinere, ex 
tune nobiles et civitates propter observationem pacis jurate totis viribus 
eorum collectis contra illum injuriatorem procedant hostiliter, 1255 b. 
Ennen u. Ederg IL 308: civitati viriliter et fideliter assistere. Die Stäbte 
als ſolche find bierfür zur Waffenbereitichaft vers flichtet, 3. B. 1254 b. Boeh- 
mer 106: civitates de Moselle usque ad Basileam 100 naves bellicas et ci- 
vitates inferiores 500 naves bellicas habeant et quelibet civitas pro posse se 
... cum armis equitariis... praeparet. Ebenſo zur Bewachung des Ujers, 
1256 ib. 98. 

9), Vol. 3. B. die Abreden über die Beutetheilung u. die Aufbringung der 
Kriegskoften in den Urk. des rhein. Städtebundes; über die Vertheilung Eonfiscirter 
Kontrebande „inter civitates“ üb. Urfb. II. 230; über die Vertheilung bes 
Pfundgeldes, der Koften, der Beute und der zu erwerbenden Freiheiten in der Hanja 
Sartorius II ©. 608—609; die Abrede v. 1252 b. Ennen u. Ederg UI. 
308: quicquid ... lucrati fuerimus, nos (der Graf v. Jülich) et civitas equali- 
ter dividemus, 

w) „Der Stadt büßen, beiern u. f. w.“ ift ftebender Ausdruck. Die Buße 
fließt zur Stadtkaffe, vgl. Urk. v. 1255 b. Boehmer 107: sub pena X marc, 
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fie ihrerſeits bundes- oder eidbrüchig wird.) Bei den Bundesverjammlungen 
oder befonders niedergeſetzten Schiedsgerichten erjcheint die Stadt als jolde 
durch ihre Vertreter; fie kann hier als Klägerin und als Verklagte auftreten, 
fie kann verurtheilt und freigejprochen werden?) fie hat unter Umftänden gleich 
einem inzelnen durch beftimmte Vertreter einen Reinigungseid oder einen 
andern Eid zu leiften. ®) Aber die Stadt kann auch ihrerſeits ein Schieds— 
richteramt übernehmen? und überhaupt alle im vwölferrechtlichen Berfehr vor: 
fommenden Tunftionen einheitlih organifirter Mächte erfüllen. 

Da die Stadt als politifche Einheit nach außen durch die verfaßungsmä- 
Bigen ſtändigen Organe, durch Bürgermeijter und Nath, auftritt, werden in 
vielen Urkunden theils jtatt theild neben der Stadt die Stadtbehörden 
mit oder ohne Zufügung der Gemeinde ald politijche Streit- und Bertrags- 
Col. ad fabricam eujusque eivitatis. Bgl, 1316 ib. 427. Auch die Perion des 
Friedbrechers wird an „die stadt‘ auegeliefert. Urk. v. 1316 cit. ©. 428, 

9) Urk. v. 1255 b. Boehmer 95: si vero civitates vel opida aliqua, no- 
biles vel quicunque alii pacem violaverint ... ab omnibus pacis federe con- 
juratis procedi hostiliter .contra illos. 1256 ib. 110: si vero aliqua civitatum 
hoc infregerit, perjura et carens omni honore reputabitur et contra illam ad 
ejus perpetuam destructionem totis viribus insurgamus. 1255 Lüb. Urkb. 1. 
201. 1257 ib. 225: que terra aut que civitas eos in spolio confortaverit, 
aeque rea predonibus tenebitur a civitatibus et mercatoribus universis et 
proscripta. 1359 b. Lacomblet IIL 500: die stadt... soll bezalen alle die 
kost u. bessern die schande, die wir andern stete davon hetten. 

o2) 3. B. 1255 b. Boehmer 95: civitates et opida injurias suas .. isto 
Judieio prosequentur, ita, quod quilibet nobilis et unaquaque civitas et opi- 
dum recursum habeat ad judicem unum de predictis plus sibi vicinum. 1254 
ib. 101 (Schaab I Nr. 6 ©. 13): ea civitas super illo penitus absolvetur. 
1254 ib. 102 (Schaab I Nr. 7 ©. 17): idem dominus vel civitas super eo, 
quod ei imponitur, penitus absolvatur. Pgl. Note 94. 

») Sp Sollen nach Urt. v. 1254 6. Boehmer 101, Shaab 1 Nr. 6 ©. 
12—13 die vier Bundestagsabgeorbneten der Stadt Feder den Unſchuldseid dahin 
ſchwören: quod sua civitas ad id, quod ei imponitur, non teneatur juxta juris 
ordinem persolvendum. Ebenſo 1254 ib. ©. 102 resp. Nr.7 ©. 17: quod 
suus dominus aut sua civitas etc. 

9) Vgl. Urk. v. 1281 im Lüb. Urkb. I. 379, wo die civitates Lub. Wism. 
Rost. ald Schiedsrichter fungiren. Allgemein wird in dem fFriebensbund der 4 
Städte der Wetterau v. 1316 b. Boehmer 427 fejtgejett: si inter duas civi- 
tates seu inter duarum civitatum cives aliqua discordia, questio seu questio- 
nes oriuntur, alie due civitates hujusmodi discordiam, questionem seu questio- 
nes decidere debebunt, prout ipse civitates secundum justitiam viderint ex- 
pedire. Super his ipsis plenam damus tenore presentium potestatem, exce- 
ptis tamen bonis hereditariis... quorum... discordiam ... decidere nolumus 
per ipsas civitates, sed actor debet reum super ipsis coram sue civitatis ju- 
dice convenire, 
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theile, oft aber auch geradezu als berechtigt und verpflichtet genannt.) Daß 
jedoch die Behörden nur im Namen der Stadt handeln und der Stadt Recht 
ausüben, wie der Stadt Pflicht erfüllen, geht aus dem übrigen Inhalt der 
Urkunden zur Evidenz hervor und wird überdies oft ausdrüdlich gejagt.?e) 

Einen andern Charakter bat ed, wenn die Stadt bei einzelnen poli« 
tifchen Akten, insbefondere bei den großen Handeld- und Gtädtetagen, bei 
Ausſchüßen und Bundesfommiffionen, bei Friedens und Scyiedsgerichten, 
durch befondere Bevollmächtigte, Abgeordnete, Boten und Gejandte vertreten 
wird. Solde Städteboten repräfentiren die Stadt kraft befonderer Vollmacht 
genau in berjelben Weife, wie jeder fürjtlihe Gejandte feinen Vollmachtsherrn 
repraefentirt.?) In diefem Sinne fann es daher von den Abgeordnetentagen 
ſogar beißen, daß auf ihnen die Städte jelbit zufammenfommen und Beichlüße 
faßen. 98) 

Endlid fann es aber auch nicht auffallen, wenn in Urkunden aller Zeiten 





9) Jede Urkunde bezeugt Died. 

) Bol. oben Note S2 u. 83. Bejonbers charafteriftiich wegen bed Gegenſatzes 
zu den Herren, die für fich felbft auftreten, ift der Randfr. v. 1373 b. Racomblet 
III. 666: vort so hain wir herren vur uns selven, ind die burgermeistere 
van uns zween steden Colne ind Ayche vur uns zwa stede inde die burgere 
gemeynlichen, yclich in namen ind van weigen yrre stede ind vur sy, dit 
verbunt... geloyft, gesichert ind zu den heiligen geswoirn. 

») So nuntii civitatum für die Städtetage 1256 b. Boehmer 97, 1259 b. 
&acomblet II. 268; nuntii civitatis Col. 1274 ib. 356, Lubec. 1255 im Lüb. 
Urfb. J. 119, 1281 ib. 385, 1310 ib. II. 229 u. f. w.; missi a civitatibus 1318 
b. Lacomblet Ill. 339, destinati per civitatem 1375 ib. 674 u. f. w. — Bol. 
1256 b. Boehmer 112: quaelibet civitas nuntios‘j honestos mittat. Das 
Bündniß v. 1255 wird geichlogen von nuncii ... ex parte civitatis Hamburg. 
... et Lubec., üb. Urkb. I. 199. — Vgl. 1254 b. Boehmer 101, Schaab 
I Nr. 6 ©. 16: qui duodecim (sc. consules) autoritate sibi per nos tradita 
terminabunt. 1254 ib. 102 f. resp. Nr. 7 ©. 17: qui auctoritate plena ipsis 
super hoc tradita terminabunt;... predicti IV a dominis vel a civitatibus 
ad hoc deputati. Ebenfo ernennen 1254 b. Boehmer 101 Mainz u. Worms 
8 Schiedsrichter, qui auctoritate utriusque eivitatis omnes questiones et ne- 
gocia inter nos utrosque amicabiliter vel per justiciam terminabunt. 1254 
ib. 106: domini et civitates suos solemnes nuncios mittant illos IV, qui ad 
hoc deputati sunt, qui plena auctoritate a suis civitatibus super ordinandis 
quibuslibet perfruantur et ibidem statuta suis civitatibus relevabunt. Urf. 
v. 1357 in Weizäder, beutjche Neichstagsaften I. 585 $ 9: jegliche stat ir 
botschaft ... mit vollem gewalt zu gemainen steten senden. 

”) So 1254 b. Boehmer 104: convenientibus nobis in{unum conjuratis 
eivitatibus; 1310 ib. 428: alie eivitates convenire debent; 1285 im Lüb. Urf. 
I. 439: hec littera ex parte omnium civitatum Rostoc OOngregstarım vobis 
est directa. 
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ftatt der Städte oft die Bürger?) oder deren Gejammtheit!) als poli- 
tifches Rechtsſubjekt, Vertragd- oder Streittheil genannt werden. Die Bürger- 
ſchaft bleibt die fichtbare Trägerin des unfichtbaren Gemeinwejend: das Be- 
wußtjein des leßteren braucht deshalb noch nicht verdunfelt zu jein, weil ber 
fprachliche Ausdruck bei der äußeren Erſcheinung ftehen bleibt. Ueberdies wird 
volle Klarheit darüber, daß letztes Subjekt über der Bürgerfchaft und über der 
Behörde immer die Stadt als joldhe ift, häufig dadurch angedeutet, daß bie 
Stadt noch neben jene geftellt wird und alſo „Stadt und Bürger“, „die 
Bürger und die Stadt”, „die Gemeinde der Bürger und die Stadt“, „Bür- 
germeifter Rath) Gemeinde und Stadt”, „Rath und Stadt” u. ſ. w. als 
politisches Rechtsſubjekt erjcheinen.10%) 


, So ericheinen Die „cives* als Partei, 3. B. 1265 b. Schaab INr. 38 
©. 58: discordia inter nos cives Worm. ex una parte pro nobis... et nos 
cives Oppenh. ex altera pro nobis; 1249, 1250, 1251 b. Ennen u. Ederg 
II. 289. 294 f. 302 f.; ald Landfriedensgenoßen, 3. B. 1277 b. Boehmer 131: 
cives Mag. Arg. etc.; fie werden in einen Bund aufgenommen, 3. B. 1256 ib. 
113 u. b. Schaab Nr. 30 u. 31 cives Ratisp.; fie nehmen andere Bürgerfchaften 
auf und laßen fich von ihnen den Bundeseid jchwören, 3. B. 1260 b. Racomblet 
H. 273: consules et universi cives Lippenses... a civibus Col. universis in 
pacem recepti; ... eandem pacem eisdem civibus fideliter ... observare; fie 
empfangen und geben Beherung u. Buße, führen Kriege, fchließen Vergleiche, richten, 
privilegiiren, verfprechen u. f. w., 3. B. 1257, 1261, 1270 b. Zacomblet IL 201. 
239. 361; 1303 ib. III. 23; 1241 im Lüb. Urfb. I. 93. 95. 

00, Sp heit ed 1277 b. Schaab II Nr. 44 ©. 62, ein Städtetag fei an- 
geſetzt ab archiepiscopo ... et communibus civitatum. Berjchiedene Briefe v. 
1256 ib. Nr. 25—28 u. b. Boehmer 110f. werden addreifirt an die universi- 
tates omnium civitatum sancte pacis federe conjurate. 1255 b. Ennen u. 
Ederg 11 Nr. 343 befundet die universitas civium de Bekehem ihren Beitritt 
zum Randfrieden. Den Rechtöjchußvertrag v. 1258 b. Lacomblet II. 256 fchliegen 
scab. et universitas civium civitatis Trajectinensis inferioris ex una parte, . 
universitas civium civitatis Col. pro se ex altera. Die Kaiſer verbieten Bünd⸗ 
niße der universitates civitatum, oppidorum et castellorum, oder der gemein- 
schaften der stede, 3. B. Aurea bulla c. 15 $3 und Urf. v. 1359 b. Lacom— 
blet III. 492, 

so) So befonderd häufig in ben niederrhein. Urf. des 13. u. 14. Jahrh. Vgl. 
Urk. v. 1251 u. 1259 b. Ennen u. Edert H. 302— 304. 405, 3. B.: judices 
scabini et tota communitas civitatis Col.; .. inter nos et civitatem Col. ex 
una parte et cives et civitatem Trajecti ex altera. fjerner die Urf. v. 1332. 
1334. 1350. 1355. 1356. 1359. 1392 b. Zacomblet III. 212f. 227—231. 
391—398. 453 f. 460. 492, 850 und viele andere, in denen ganz Eonftant „civi- 
tas et cives* oder „die stadt inde die burgere van Kolne‘ oder „wir die bur- 
gere inde de stadt van Kolne‘“ als vertragichließend, ftreitend (3. B. S. 230 
clage of vorderunge), verſprechend, helfend, wollend, handelnd, fordernd, empfan- 
gend, anfprechend, ſchwörend erjcheinen, in welchen ihnen das Recht der Gerichte- 
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So ift denn in der That die Stadt in ihrem auswärtigen Verkehr eine 
völferrehtlihe Perjon. Sie it eine ebenjo einheitliche politiiche Macht, 
wie Fürften und Herrn, die regelmäßig mit ihr parallelifirt werden, 192) - und 
fann daher als öffentliche Gejammtperjfon bezeichnet werden. 19%) Sn voller 
polittjher Machtfülle vertritt fie ihr Gebiet und ihre Bürger, gleihwie Fürften 
und Herrn ihr Land und ihre Leute vertreten.) Wie der Fürft Herr feines 
Fürftenthums, jo ift fie die politifche Herrin des Stadtgebiets.!% Und ihre 
durch fie geichügten und vertretenen einzelnen Bürger ericheinen nad) außen jo 
gut als ihre Unterthanen, wie Bafjallen und Bauern als Unterthanen — 
ſinnlich wahrnehmbaren Herrn.!%) 

C. Verhältniß der Stadt zu den von ihr abhängigen poli— 
tiihen Perjonen. 

Da die Stadt, wie wir geiehen, den Begriff des ftaatlichen Gemeinwe- 
ſens nur in ihrem Innern und aud bier nur allmälig durchführte, ihre poli— 
tiſche Macht aber oft über die äußere und innere Grenze des Gemeinwejens 
ausdehnte, jo beſaß fie vielfach mancherlei auf beionderen Titeln beruhende 
Gejammtrechte über andere Körperichaften, Gejammtheiten oder einzelne Per- 


barkeit, ded Burgbannd, der Bannmeile und der Aceiſe, Steuer, Jahrmärkte, 
Thürme, Statuten, Zollfreibeit und Stapelrecht zugeichrieben werden. 

ꝛo2) Vgl. Note 71. 73, 79. 82. 83. 88. 89. 91. 92. 93. 97. Bgl. 1265 b. 
Schaab II Nr. 17 S. 30 u. Boehmer 107-108: concordia... inter civita- 
tes et dominos ac nobiles terre. Schaab ©. 31—33: nobiles terre et civi- 
tates. 12516. Ennen u. Eder II. 302f.: comes et civitas. 1255 ib. 347 f.: 
pacem et treugas inter nobiles ac eivitates. 1256 b. Boehmer 112. 1333 
ib. 509: herrn u. stete. 1338 b. Schreiber I. 308—318, wo in den verfchie- 
denften Wendungen fehr oft „heren und stette“ forrefpondieren. 1256 im Lüb. 
Urkb. I. 214: nobiles et civitates Westf. 1285 ib. 403f. 1377 b. Lacom- 
blet III. 704: wir heren u. stede verbundenen. 1364 ib. 555: wir heirren 
inde stat... yelicher van uns... zu dem andern; .. vortme weirt sache, dat 
yman, it were heirre oft stat, mit uns comen wolden in dit yerbunt, den 
mugen wir sementlich darin nemen. 

ꝛos) Arg. e contr. Urk. v. 1256 6. Boehmer 98: si autem aliqua civitas 
seu oppidum seu etiam singulares personae, u. Const. v. 1232 sive: private per- 
sone sive cuilibet civitati. 

1094) Vgl. Ennen 2 490. 

109) Sp heißt es z. ſehr bezeichnend 1254 6. Boehmer 104, jeder e 
minus folle für fein a jede civitas für die civitas 4 Schiedsrichter fchiden, 

108) Urk. v. 1293 b. Sartorius II. 171: suborta ... . super diversis ar- 
ticulis inter subditos dicti domini regis Norwegie et civitatum nostrarum 
materia questionum. 1293 ib. 170: inter subditos nostros et civitatum' ve- 
strarum incolas. Landfr. v. 1283 im üb. Urkb. I. 403: cuiquam de premissis 
principibus dominis vel eorum vasallis aut civitatibus vel civitatum incolis. 
Ebenfo 404. Vgl. Urf. v. 1251 u. 1252 6. Ennen u. Ederg II. 307 u. ‚908 
u. oben Note 94. 
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fonen. Die Beziehungen zwijchen diefen und ter Stadt blieben dabei großen- 
theils Abhängigkeits- und Herrichaftsverhältnige alter Art. Immer aber war 
ed die Stadt ald Körperfhaft, welde in biefelben eintrat und ganz wie 
ein einzelner Herr das politifche Gewaltrecht übte. 

So war ed zunächft im Verhältniß der Stadt zu den in ihr anſäßigen 
geiftlichen Stiftern, Klöftern und Orden. Urfprünglich waren die geiftlichen 
Verbände einerfeitd und die Bürger andrerjeits nebeneinanderftehende ftäbtijche 
Genopenjchaften.1%) Letztes Ziel der Städte war es, die Geiltlichen als voll» 
verpflichtete Glieder des Gemeinwejens in den Bürgerverband bineinzuziehen.10?) 
Jedenfalls aber wurde überall bei den mannichfachſten Zwijchenftufen jeit dem 
13. Zahrhundert das erreicht, daß die Geijtlichen und ihre Verbände die Stadt 
dem bürgerlichen Gemeinwejen überlafen und dieſes als gejchloßenes und ein- 
heitliches, im Stadtgebiet herrjchendes politisches Rechtsſubjekt anerkennen 
mußten.?0®) 

Aehnlich war ed im Verhältnif der Stadt zu ftäbtifchen Edlen und Rit« 
terfchaften, joweit deren volljtändige Hineinziehung in den Bürgerverband nicht 
gelang; zu den jpäter in ven Städten anſäßigen Univerfitäten; zu jhußhörigen 
in der Stadt wohnenden Verbänden, wie die Judengemeinden es bis im die 
nenere Zeit blieben.199) 

Snöbefondere aber trat die Stadt infoweit, ald fie ihre Machtiphäre über 
das Stadtgebiet hinaus erweiterte, den dort von ihr abhängigen Per- 
fonen als herrſchende Körperichaft gegenüber: Ganz wie ein einzelner Herr 
daher ift die Stadt im Verhältniß zu Eleineren Städten oder zu benachbarten 
Dörfern Grundherrin, Gerichtöherrin, Vogt oder Inhaberin einzelner Herrichafte- 


106) Noch in einer Urk. v. 1144—1147 b. Ennen u. Ederk J. 525 jchlichtet 
ber Erzbifchof von Köln einen Streit zwifchen einer Abtei und ben Kölner Bürgern 
ald einen Streit zwijchen feinen geiftlihen und Raienbrübern. Controversiam que 
inter vener. fratrem nostrum W. abbatem et suos fratres, necnon et inter 
laycos fratres nostros videlicet burgenses. 

07) Bol. oben $ 27. 

00) Daher Berträge „züschen der pfaffheit und statt‘ (3. B. 1386 b. 
Schannat 199; vgl. 1312 ib. 164). Und es heißt: dit Sint die clostere und 
die lude, die der stad mit helmen dienen; .. item dyse nachgeschr. clostere 
dynent der 'stadt mit weynen (Weinungelt); 1340 b. Boehmer 563 Note. 
Bol. Grimm, W. IIL 607. — Daß Kapiteln, Klerus und Klöftern gegenüber 
auch „consules et cives“ (1229 üb. Urfb. I. 59), „commune“ (1260 Ennen 
u. Eckertz II. 424 f.), „scult. et scab. nomine universitatis‘“ (1293 Boehmer 
230), „burgenses“ (1230 u. 1235 Lüb. Urkb. 28. 67) fir die Stadt genannt 
werden, ift damit natürlich vereinbar. 

109) Bol. Th. I $ 29. 35; Schreiber, Geſch. v. Freib. I, 2. 174 f.; Zim« 
mermann U. Urkb. 96f.; Kriegk, Bürgertb. 450 f. 531; Maurer, Stadtv. 
U. 282 f. 496 f. 
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befugniße.'1%, Alle ſolche Rechte, weil fie für die Stabt nur äußere find, be» 
halten auch in ihren Hänten den patrimonialen Charakter: Die Perjönlichkeit 
der Stadt aber tritt gerade hier auf das Schärffte hervor, weil fie eben bier 
als „Stadt“ daffelbe ift, was fonft ein Einzelner zu fein pflegt.!!1) 

Noch deutlicher zeigt fich das Gleiche in den mandherlei durch das ftädtijche 
Weſen neu hervorgerufenen und eigenthümlich gefärbten, gleichwohl aber außer- 
halb des gemeinheitlihen Organismus ftehenden Berbindungen, welde die 
Städte mit Edelbürgern, Pfahlbürgern und Ausbürgern aller Art, mit ftädti- 
ſchen Baffallen, Helfern und Söldnern eingiengen. Das hierbei eingeräumte 
Bürgerrecht war bald mehr ehrenvoller Name, bald ein eigentliches Schutz— 
oder Paffivbürgerrecht, nie aber wirkliche Mitträgerfchaft des Gemeinwejens; 
dem realen Inhalt nach kleideten ſich die ungleichiten Verhältnige von einem 
auf Gegenfeitigfeit bafirten Bündnig bis zur einfachen Unterwerfung unter 
ſtädtiſche Herrichaft und von ritterlidem Treudienſt alter Art bis zum mo- 
dernen Soldvertrage in ähnliche Formen. Darin jedoch ftimmten alle joldye 
Verbindungen überein, daß es die Stadt als politiiche Körperjchaft war, welche 
fi) Herren, Ritter, Söldner, Gemeinden und Einzelne verband oder unter- 
warf. Ließen fi voh auch in der That derartige auf perfönliche Unter- 
ftügung, Treue und Dienftbereitihaft berechnete Verhältnige gar nicht anders 
denken, ald indem man fi die Stadt als Perjon voritelltee Wenn dem 
Wortlaut nad) oft genug die Bürger, alle Bürger, die Gejammtheit der Bürger 
oder die Eollegialiichen Stabtbehörden die Stelle des Lehns, Dienft- oder Sold- 
berrn einnehmen, 12) fo ift doch hierbei nur die äußere Ericheinung angezeigt. 


10) Bol. oben Note 53 zu $ 25. 

1) Unzweideutig bewiejen wird dies durch Ausdrüde wie „eivitati.... pro- 
prietatis titulo“, „die stait Frankf. als eyn foyt‘“, „die von Landauw (Plural) 
oberster herr und fawt“. Vgl. diefelben in Note 53 zu $ 25. 

112) Bat. 3. B. Urk. v. 1263 b. Lacomblet TI. 299—301. 8. 1271 ib. 
362: judic. scab. et cives Col. nos ipsorum concives facerent. 1285 u. 1286 
ib. 479 u. 499: der Edelvogt von Köln verpflichtet fich gegen die scab. cons. et 
cives Col. universi, feine Bogtei nie zu veräußern und ſtets zu fein fidelis et 
favorabilis .. eisdem civibus Col. 1308 ib. III 18: ein Edelherr wirb gegen ein 
Manngeld von jährli 100 Mark, welche jud. scab. cons. et universitas civium 
promiserunt, ihr Bürger, von ihnen aufgenommen, fehwört ihnen, veripricht 
ihnen Hülfe mit 10 Rittern und 5 Knappen, will andernfalls fein Zehen in manus 
civium ftellen und, wenn er feinen Erben bat, liberum erit ipsis majoribus et 
universitati disponere de ipsis bonis et redditibus tanquam de rebus suis 
Ebenſo 1308 ib. 57. 1310 &. 71. 1312 ©. 86 (den richtern den scheffen dem 
rait inde den burgern gemeynlichen). 1320 &. 145 (unsen herren und unsen 
frunden dienen). Vgl. auch d. Urk. des 14. J. bei Schreiber I. 169 f., 3. 8, 
1304 ©. 176 u. 177; 1314 ©. 169 (eid . . . den von Friburg .. . burgern. 
und gemeinde gemeinliche der stette); 1825 ©. 253 (daz ich ir (ber Bürger) 
diener worden bin); 1338 ib. 336 (Gräfin Anna von Fr. wird Bürgerin und 
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Als wahres politisches Rechtsſubjekt fteht dahinter die unfichtbare Stadt. Und 
bei genauerer Sprechweiſe wird daher auch ihr Dienit und Hülfe veriprochen, 
ihr der Treueid geleitet, von ihr zum Entgelte Schuß verjprocdhen und in 
der Form von Mannlehen oder Sold Belohnung gewährt.113) Auch muß die 
Stadt als folche, wie jeder Dienjtherr, für die Handlungen ihrer Diener auf: 
fommen und haften. 114) Und in den politijchen und vwölferrechtlichen DBer- 
handlungen und Verträgen wird die Klafje der ſtädtiſchen Schußverwandten 
unter dem technijchen Namen „der Stadt Helfer, Diener und Söldner“ re- 
gelmäßig aufgeführt.1"), 

gelobt dem burgermeister u. dem rat ze F., .. des burgerin wir ouch sint, 
gehersam ze sind). 

113) Die Stadt gibt das Geldlehen oder ben Sold, 3. B. 1263 b. Lacomblet 
II. 298: so hait uns die stad von Kolne gegevin hundirt mark geldis; 1262, 
1264, 1275 u. 1294 b. Ennen u. Eckertz II. 452. 465—481. 508—512. III, 
97. 390. — Der Stadt wird Huldigung, Treu» oder Dienjteid geleiftet, 3. B. 
1308 b. Lacomblet II. 57: eivitati; 1310 b. Ennen u. Eckertz III. 540: et feci 
homagium, quod manschaf appellatur, civitati et civibus; 1310 ib. 545; 1375 b. 
Lacomblet Ill. 6%6: unsinde unser stat; 1287 u. 1293 b. Schaab Il. 64 u. 66: 
civibus et eivitati; 13095. Schreiber 1.183: den burgern, der stat u. der gemeinde 
einen gestabten eid; 1340 b. Boehmer 562: dem riche dem rade u. der stad. 
Und zwar leiftet man den Eid in die Hände der Behörde, diefe aber empfängt ihn 
Namens der Stadt, 3. B. 1285 b. Lacomblet II. 479: et recognoscimus nos 
prestitisse juramentum in manus magistrorum civium, recipientium nomine 
totius eivitatis. — Der Stadt leiſtet man Dienft, Hülfe, Treue, Gehorſam, 3. B. 
1293 b. Schaab II. 66: in servitio civitatis; 1258, 1290, 1291, 1295, 1301 b. 
Ennen u. Ederg Itı. 267. 305. 306, 313. 314. 396. 484; 1263 b. Zacombler 
II. 306: der stede van K. helfen; 1823 b. Schreiber I. 249; 1385 b, La— 
combfet 1II. 797; over civibus et civitati, der stat u. den burgern, 3. ®. 
1263, 1271, 1316 ib. II. 297 f. 362. Ill. 133. 182. — Der Stadt gelobt man 
Urfehde, 3.8. 1272 u. 1293 b. Ennen u. Ederg III 47 u. 352, 1383 u. 1385 b. 
Lacomblet II. 758. 767. 737. — Bgl. auch Urf. v. 1264, 1273, 1375 b. 
MWend, Hell. Landesgeih. I. Urkb. Nr. 42. 60. 262; v. 1277, 1363, 1444 b. 
Lünig, Reichsarchiv XIV. 431 u. 631; XI, a. 817. — „Die stat“ nimmt Pfahl 
bürger auf; 1254, 1255, 1297 $ 20, 1341 b. Boehmer 106. 107. 305. 572; 
empfängt „die gantze gemeinde des dorfs van B.“.. „tzu erfflichen burgeren“ 
1362 b. Lacomblet III. 532. 

4) Deshalb fchließt z. B. die Stadt Kübel, ald ein Flensburger Bürger in- 
terfectus fuit per servitores civitatis, die Sühne mit deſſen Verwandten und 
zablt ſelbſt das Wergeld. Urk. v. 1348 im Lüb. Urkb. II, 827. Aehnlich 1349 
u. 1356 ib. 872 u. 900. 

15) Ep werden in Ariedend- und Sühneverträge eingefchloßen Helfer und 
Diener des Herrn einerfeits, Helfer, Diener u. Söldner der Stadt andrerfeits, z. B. 
1320 b. Yacomblet III. 150; 1366 b. Schreiber I. 495 ır. ſ. w. Vgl. 1323 
ib. 249: Dem edelen h. graven .. u. den sinen u. der stat ze Friburg und 
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Ein befonders Flarer Beweis endlich für die allgemeine Anerkennung ber 
Stadt ald Perion liegt darin, dat man auch ein jo perjönliches, an ſich nur 
auf die Beziehung von Individuum und Individuum berechnetes "Inftitut wie 
den Lehnsverband auf die Stadt anwandte, indem die Etadt als ſolche 
fowol Lehndherrin als Vaſſallin jein konnte. 

Lehnsherrin war fait jede größere Stadt im Verhältniß zu einzelnen 
Bürgern, Erelbürgern, Rittern und Söldnern. Sie ließ fid) ebenſowol Allo- 
dialgüter zu Lehen auftragen ald fie Grundſtücke, Renten oder Gerechtſame zu 
Lehen gab. Dabei mußte der Vafjall der Stadt als folder Treue, Huld und 
Dienft verjprechen, leiftete ihr das homagium, und wurde weder ded Rathes 
noch der Bürgerichaft, jondern eben der Stadt Mann.“6) Es verfteht fich 
von jelbit, daß hier wie überall die Stadt durch ihre Organe und zwar in 
der Regel durch die am der höchſten Spige des Gemeinweſens ftehenden Be- 
hörden das forporative Recht ausübte.!!“) Allein ed waren dies eben die ge 
wöhnlichen Organe und fie fungirten ald Organe. Sie waren aljo ebenjo- 
wenig jelbit Lehnsherrn, jo dag ihr Wechſel eine Veränderung in der herr— 
ſchenden Hand eingeihloßen hätte, ald fie andererjeits etwa Stellvertreter der 
Bürgerfchaft oder der Stadt waren, wie dies die jpäteren Feudiſten bei der 
Subjumirung des Verhältniges unter den Begriff des prodominium anneh- 
men. 118) Sondern fie waren die lehnöherrlihe Körperichaft jelbit in ihrer 
äußeren Erjcheinung. 
den sinen. Urk. v. 1376 b. Weizäder, D. R. T. U. I. 85 f.: usgebin den, die 
der stad verbunden sind und der stede seldenern und dienern. Prager Stat. 
140 b. Rößler 95: famuli civitatis. 

16) Bol. 3. B. Urk. v. 1295 b. Racomblet II. 565, wo der Graf v. Vir— 
nenburg der Stadt Köln, deren Bürger er geworden ift, für empfangene 150 Marf 
den Epurzenhof zu Lchn teilt, indem er ihn feierlich einem dazu bevollmädtigten 
Bürger zu Händen der Bürgerihaft im Namen der Stadt übergiebt: nuntio dicto- 
rum civium super hoc nobiscum specialiter ad ipsum locum destinato ad 
manus civium et nomine eiritatis Col. — So fagt auch 1888 ib. 111. 819 Jemand, 
dab er „unmiderfagbarer Mann der Stadt Köln“ geworben fei, den Richtern 
Schöffen Rath und andern Bürgern und ihrer Stadt (inde yrre steede) dienen 
wolle, Treue verfprochen und den Rebndeid- geleiftet babe. Vgl. aub Ennen, 
Geich. I. 453 f. (mo ed freilih Note 4 u. 6 aud dem Stadtarchiv auch heißt: ci- 
vibus; ... quos ego tenebo et habeo jure homagii a civibus Col. facturus 
eisdem servicium tanquam fidelis homo). Urk,v. 1275. 1294. 1310 b. Ennen 
u. Ederg Ilı. 97. 390. 450 f. u. oben Note 113. 

117) Bol. 3. B. die Urf. v. 1319 u. 1321 b. Kraut, Grundr, $ 227 Nr. 4 
u. 5, wonad die Städte Stettin und Stralfund durch ihren Rath Rehengüter 
verleihen können. 

8) 3.8, Stryk, de prodominio feudi directo. Halae 1711; Schnaubert, 
Erläuterungen 291 f.; Weber, Handb. II. 10f.; Befeler, Syſtem 8 103; 
Gerber, Syſtem $ 119. — Bgl. aber dagegen Albrecht, Gewere S. 255 Note 
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Umgekehrt fonnte die Stadt auch Vaſſallin jein. Sie übte dann na- 
mentlih die dingliche Lehnsgewere und die entiprechenden materiellen Rechte 
durch ihre gewöhnlichen Drgane aus. 49) Allein wegen des ihr mangelnden 
Heerjchildes galt fie als eine lehndienitunfähige Vaffallin und bedurfte daher 
nach der perjönlichen Seite hin eines Lehnsträgers als bejonderen Stellver: 
treter8.120) Vorſtände und Rehnsträger fielen dabei ſchon Auferlich auseinander; 
ihre rechtliche Stellung war ganz jo verjchieden, wie dies überhaupt die Gtel- 
lung eines Körperfchaftsorgans und die eines Stellwertreters ijt.12!) 


714 und, wenn man nad der Stellung, die von ihm den in Note 117 citirten 
Urkunden angewiejen wird, Schließen darf, auch Kraut a. a. D. — Anders liegt 
die Sache bei Stiftern, deren Vorfteher überhaupt in Bezug auf Herrichaftärechte 
vielfach als wirkliches Subjeft oder doch ald Stellvertreter aud eignem Recht ge- 
dacht wird. 

19, Albrecht, Gewere ©. 255 —257. 

120) Bol. die oben beiprochene Urk. v. 1276 aus Gudenus II. 196 f. Ferner 
die Urf. v. 1294 ib. I. 873: der Erzbifchof, bewogen duch die Verdienfte der „jud. 
cons. ac universi cives Magunt.“ erflärt: memoratis civibus Mag. ac uni- 
versitati eorundem concessimus et concedimus... villam Filzbach ... titulo 
feodali obtinendam; ©. 874 werden 2 cives et consules Mag. auf Vorſchlag der 
Bürger bejtimmt, quos vice et nomine universitatis praedictorum civium 
Mag... de prenominata villa una cum foro vini, jurisdietione, juribus, pro- 
ventibus et omnibus redditibus ad ipsam villam spectantibus infeodavimus. 
Nach ihrem Tode follen die Bürger 2 andere consules praejentiren, qui pro dicta 
villa... vice et nomine prenominate universitatis civitatis Mag. feodatarii 
maneant. — Haltaud 1232: der rath zu Leipzig hat... das rittergut L... 
vom bischof zu Merseburg zu lehen, halten dahero einen lehenträger, einen 
aus dem rath, nicht von den ältesten nicht von den jüngsten. Urk. v. 1327 
aus Erath, Cod. Quedl. 407 b. Kraut $ 252 Nr. 10 (to der meynheyt 
hand). — Ebenſo beburften alle geiftlichen Körperfchaften (3. B. der deutfche Orden, 
die Klöfter u. j. w., Haltaus a. a. DO.) eines Lehnsträgerd, mit einziger Ausnahme 
ber reichdunmittelbaren Stifter (Sachſ. ip. I. 3; Sächſ. Lehnr. a. 2; Schwäb. Lehnr. 
159 $ 2), welche lehnsfähig waren, daher durch ihre Vorjteher und deren Subſti— 
tuten repraefentirt wurden; Albrecht a. a. D. ©. 239 Note 649—651. 

127) Auf diefen Unterichied hat in fehr bemerfendwerther Weife ſchon Albrecht 
a. a. O. ©. 239. u. 255 f. aufmerkfam gemacht, indem er Lehndträgerihaft und 
Drganfchaft einer belichenen juriftifchen Perſon scharf gegeneinanderftellt (inäbei. 
auch bezüglich der Wirkung der Felonie), die Anficht, die Vorſteher als ſolche feien 
„gefepliche Lehnträger”, verwirft und dafür den Saß aufftellt: wo die Borftände 
als folche handeln, „find fie nicht Stellvertreter der juriftiichen Perſon, fondern ihr 
Organ, find die moralische Berfon jeloft in ihrer Außeren Ericheinung”; man Fönne 
ihnen daher „nicht eine von der Eigengewere der jurijtiichen Perſon verichiedene 
Gewere zu treuer Hand zuichreiben, fondern die Gewere der lehteren ſelbſt liegt in 
ihrer Hand“. — Leider haben dieſe für das ganze Körperichaftsrecht ben Keim der 
fruchtbarften Gedanken bergenden Worte bisher nicht nur im Allgemeinen wenig 
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Endlich Fonnte die Stadt als ſolche auch die halb öffentlihrechtlichen halb 
privatrechtlichen Befugniße des Kirchenrechts, insbefondere Patronatredhtel??), 
beſitzen. 

D. Die Stadt als Subjekt ſtaatlicher Gewalt nad innen. 

Bei Weitem die wichtigfte Seite der politiichen Stadtperlönlichfeit war 
die, welche fih nach innen kehrte. Denn daß auch bier die Stadt in ihrer 
unfihtbaren Ginheit das Subjekt politiiher Rechte wurde, dieje Rechte ihr 
aber ald der über den Einzelnen ftehenden Allgemeinheit zujtanden: dies 
Beides in jeiner Zuſammenfaßung bedeutete nicht mehr und nicht weniger als 
die Entjtehung und Durchführung des Staatsgedanfens im Rahmen dee 
jtädtiichen Gemeinweſens. 

Die Stadt als jolhe und nur die Stadt war, wie wir gejehen, Inha— 
berin einer jtaatlichen Gebietshoheit über das ihre Grundlage bildende Gebiet. 
Diejes Gebiet gehörte ihr; aber als Gebiet gehörte es ihr nicht zu grumd-, 
gerichts- oder vogteiherrlichem, jondern zu politiihem Recht.!?8) 

Die Stadt als ſolche war aber auch ihren Gliedern, und zwar fowol den 
einzelnen Bürgern als den engeren bürgerlichen Genofenjchaften gegenüber das 
Subjekt jtaatliher Gewalt. Und bierin unterichied fie fih von allen bisher 
befannten Inhabern von Herriderrecht. 

Denn eritend war es hier zum eriten Male die in einer Gefammtheit 
lebende unlichtbare Einheit, welche als Gewaltherrin gedacht wurde. Hier 
zum eriten Male waren weder fichtbare Herren noch eine finnlich wahrnehmbare 
Gejammtheit noch beide in einem beitimmten Gemeinſchafts- und Theilungs: 
verhältni die eigenberehtigten Inhaber öffentliher Gewalt. Sondern die 
öffentliche Gewalt ftand der Stadt als Stadt zu, und nur die Ausübung der 
jelben war durch die Stadtverfaung den einzelnen ſtädtiſchen Organen über- 
tragen. Wahr ift ed allerdings, daß ſich die höchſte Fülle der Gewalt mehr 
und mehr im Rathe Foncentrirte: allein man vergaß doch nie, daß der Rath 
jeine Gewalt nicht aus ſich jelber, jondern aus dem Gemeinwejen jhöpfte, dat 
er nicht in eignem, ſondern in der Stadt Namen herrſchte; und wenn irgendwo 
einmal der Rath diefem Grundprincip entgegen ſich als Herren zu betrachten 
oder zu benennen begann, war dies in den Zeiten der lebendigen Entwidlung 
jedesmal der Anſtoß zu heftiger, das Gleichgewicht wiederherjtellender Erjchüt- 
terung. Wahr iſt es ferner, daß die eigentliche Zrägerin des Gemeinwejens 
immer die Bürgergefammtheit blieb: allein man war fi wohl bewußt, daß 
fie nicht wie eine alte Genofengefammtheit mit dem Gemeinwejen identisch, 


— — — — 


gewirkt, ſondern find ſelbſt in Bezug auf die lehnrechtliche Speciaffrage, welche zu 
ihnen den Anlaß gab, ſpurlos verhallt. Bol. 3. B. Gerber $ 129 Nr. 2. 

122) Vgl. ſchon Urk. v. 1185 in Lüb. Urfb. I. 10: vices.. vice patroni 
sibi sacerdotem eligant. Später galt oft ber Rath als Patron, 

123) Bgl. oben $ 26, 
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jondern nur defjen Subftrat und äußere Erjcheinungsform war; und wenn 
irgendwo einmal die Geſammtheit fid) vorübergehend mit der Stadt identifi- 
cirte, gründete fie doch aldbald wiederum eine neue Verfaßung, welche die po- 
litifchen Funktionen zwijchen jelbjtändige Rathsbehörden und jelbftändige Ge- 
meindeverfammlungen organijch vertheilte. So wurde dort der alte Gegenjat 
von Herrenrecht und Geſammtvollmacht in dem Begriff eines regierenden Stadt. 
organd gelöjt, hier die Alternative des unmittelbaren Gefammtrechts und der 
abgetrennten Herrſchaftsbefugniß durch den Gedanken Forporativer Repraejen- 
tation bejeitigt. Doch müßen wir auf das Weſen der ftädtiichen Organe, da 
e8 fih nur in der pofitiven Yebensthätigkeit des Gemeinwejens vollitändig offen- 
bart, unten zurüdfommen. Hier genügt die äußere Beobachtung, daß, jo oft 
auch bald dem Rath und bald der Bürgerjchaft politische Rechte beigelegt werden, 
die Subftanz der üffentlihen Gewalt doc ſtets „der Stadt“ zugejchrieben, 
„Die Stadt“ als ihr eigentliches Subjekt gedacht und bezeichnet wird. 

Zweitens aber wurde hier zum erjten Male, indem fi das Weſen des 
Öffentlichen Nechtes als des Inbegriff der Rechtsbeziehungen zwifchen einer 
Allgemeinheit und ihren Gliedern firirte, die Stadt injoweit, als fie Subjekt 
Öffentlicher Rechte war, als Allgemeinheit über ihren Bürgern und über 
allen engeren Verbänden gedacht. Die Stadt als unfichtbare Einheit hatte nun- 
mehr zweierlei Recht. Das eine ftand ihrjauf Grund derjelben zufälligen Titel zu, 
durch die es in ganz gleicher Weife für einzelne Bürger begründet fein Eonnte; 
es war Privatrecht, für welches die Perjönlichkeit der Stadt nur die Geltung 
eined Individuums unter Individuen beanspruchte. Das andere ftand der 
Stadt, weil fie Stadt war, zu; es war das neue öffentliche Recht, für welches 
die Stadt innerhalb ihres Machtkreifes die Geltung der höchſten Allgemeinheit 
ausichlieglih in Anſpruch nahm, während alle andern Rechtsjubjefte hier nur 
als ihre Glieder in Betracht famen. Hier wie dort war die Stadt Perjon, 
bier aber eine von den Cinzelperfonen durchaus verfchiedene Perfon höherer 
Ordnung, dort eine den Einzelperfonen gleichitehende Perjon deſſelben Ranges. 
Dort aljo war fie juriftifche Perfon, hier war fie Staat. 

In diefem Sinne einer einheitlichen Gemeinheit war die Stadt das Sub- 
jeft wahrhaft ftaatlicher Gewalt über ihre einzelnen Glieder. Der Bürger als 
folder war weder mehr perjönlihem Herrenrecht unterworfen, noch durd eine 
Geſammtheit genoßenfchaftlich gebunden: aber er war nicht blos Glied, fon- 
dern auch Unterthan jeiner Stadt. Der Stadt ſchwur er den Bürgereid; er 
ſchwur ihm freilich zu Händen des Raths, aber nicht den Rathmannen per- 
fönlih, jondern dem Rath ald regierender Stadtbehörde; und er ſchwur ber 
Bürgerfchaft, aber nicht im Sinne eines beihwornen Vertrages mit Allen, 
fondern im Sinne einer Unterwerfung unter den von der Bürgerjchaft darge- 
ftefften Gemeinwillen!*#) So wurde er aud) von der Stadt durch ihre Organe 


4) Note 15 zu 8 27. Bol. 3. B. die Formel des Kölner Bürgereids b. 
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aufgenommen und ausgeichloken, während der ehemalige Gedanfe der aleich- 
zeitig gewährten oder genommenen Genoßengemeinſchaft zurüctrat.!?) Und fo 
ſchuldete er nidıt mehr einer fichtbaren Gefammtheit, jondern dem unfichtbaren 
Gemeinweien Gehorſam und Treue, Dienit und Steuer.12%) 

Als ſtaatliches Gemeinwejen war ferner die Stadt allen andern in ihr 
enthaltenen Körperſchaften dergeftalt übergeordnet, daß dieſe leßteren nur für 
ihre Forporativen Angelegenheiten als jelbjtändige und geichloßene Organismen 
vorbehaltlich der jtädtiichen Körperichaftshoheit unabhängig daitanden, für ftadt- 
politifche Angelegenheiten dagegen ſich dem höheren Organiemus als Glieder 
einfügen mußten. An die Stelle der alten unbeitimmten Beziehungen zwifchen 
weiteren und engeren Genoßenverbänden trat daber nun das ſtaatlich geordnete 
Verhältnig zwiichen einem Gemeinwejen und jeinen Eorporativen Gliedern, jo 
daß fi in dem Verhältniß der Stadt zu den Zunft oder Viertelögemeinden 
das. Altefte Vorbild des deutichen Verhältniges von Staat und Gemeinde ver- 
wirklicht findet.!??) 

Die Stadt als Inhaberin ftaatliher Gewalt über ihre Glieder war vor 
Allem Herrin über das in ihr geltende Recht, welches eben deshalb ein Stadt. 
recht im neuen Sinne wurde. 12°) Sie beja daher ihren Bürgern gegenüber 
eine gejeßgebende Gewalt. Nur ald Organe der Stadt handelten jowol 
die Räthe ald die Bürgerverfammlungen, wenn fie Recht jegten oder wiejen. 
In Wahrheit war es die Stadt, die durd ihre verfahungsmäßigen Organe 
ihren Willen fund gab; es waren Befehle, Anordnungen, Gejege, Willfüren 
der Stadt, woraus die den Einzelnen bindenden Normen floßen.12®) 


Ennen u. Ederg, Quellen I. 155: dyt sulen die ghiene sweren, die men van 
nuwes intfengit zu burgeren zu Colne. Zu deme eirsten sulen sie sweren, 
unsen herren dem rade inde der stede van Collen getruwe inde holt zu sien 
ind yre beste zu werven ind yre argeste zu warnen. Dann joll man ihnen 
die burgerschaft lenen myt alle der vriehede, die andere burgere havent. 
Denjelben Eid leijten vie zu Weinbrüdern Aufgenommenen. 

25) Mote 18—19 zu $ 27. Urk. v. 13859 b. Lacomblet III. 499. 

126) Val. Note 33—39 u. 47 f. zu $ 27. Url. v. Hameln v. 1277: civitati 
tenebitur ad jura civilia; v. Augäburg: der ist der stat stiure schuldig; b. 

Maurer, ©t. II. 796 u. 871. 

2) Mol. Th. I $ 35--38, bei. S. 371-383; oben Note 50 zu $ 26. 

123) VBgl. oben $ 25. 

120) Priv. f. Lübel v. 1188: civitatis decreta (kore). Priv. f. Lechnich v. 
1279 b. Gengler, Stadtr. 241f. $ 15: statutum oppidi. Urf. v. 1297 b. 
Ennen u. Ederg III 418: statutum civitatis Coloniensis; Eidbuch v. 1338 
ib. I. 11 a. 45: der stede gebot; ebenfo ib. 156. Aelteſtes Braunſchw. Stabtr. 
b. Gengler 56f. $ 4. 5. 30; 1306 ib. 107; willekur der stat zu Erfurte. 
Schweriner Stadtr. (aus 12. Jahrh., Redaktion v. 1222) ib. 432 $ 9: qui civi- 
tatis statuta infregerit... dabit duas marc. den. civitati; überſetzt: welker 
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Die Stadt war ferner Inhaberin der ftädtifchen Gerichtsbar— 
feit. 12%) Sie hatte auf fehr verjhiedenem Wege und in ſehr verfchiedenem 
Umfange Öerichtöbarfeit erworben: jobald und foweit fie aber joldye beſaß, be 
handelte fie diejelbe als integrivenden Bejtandtheil ihrer ftaatlichen Gewalt. 
Dadurch änderte fih in ten Städten zuerſt die Natur der alten Gerichtabar- 
feit. Die Stadt war fein fichtbarer Gerichteherr, wie Könige oder Herrn und 
ihre Stellvertreter einerjeit, Genofenverfammlungen andrerjeits; fie wandelte 
vielmehr die alte Gerichtöherrichaft in eine jtantliche Gerihtshoheit um. Sie 
beftellte ſich daher weder richterliche Stellvertreter, noch gab fie das Gericht 
zu Leih- oder Eigenbefiß fort, jondern ſie richtete felbit durch die verfaßungs— 
mäßig zur Ausübung der richterlichen Sunftionen berufenen Organe. So ent- 
itanden Gerichtsbehörden im neuen Sinn, indem entweder der Rath jelbit als 
Gericht fungirte, oder richterlihe Beamte vom Rath ernannt und der Stadt 
vereidigt jowie von ihr befoldet wurden. 1%) Es war die Stadt, in deren 
Namen die ftädtijhen Gerichte Rechtsſtreitigkeiten entjchieden.13?) Es war die 


entbrekende ward de gesette der stadt; dazu $ 22 ib. ©. 434: quicquid con- 
sules civitatis ad communem usum ordinaverint, ratum civitas obseryabit; 
schal de stadt by macht holden. Priv. v. 1292 f. Hamburg b. Lappenberg 
Nr. 860 ©, 722: den consules und der universitas gemeinfchaftlid) wird beige- 
legt „jus tale, quod vulgo kore dicitur, statuta mandare et edicta promul- 
gare secundum beneplacitum eorum pro utilitate et necessitate civitatis pre- 
dicte ac eorundem et revocare eadem quociescunqgue et quandocunque ipsis 
visum fuerit expedire“, Grimm, ®. V. 405 $ 3: alle gebot... von der 
statt wegen. 

130) rk. vw. 1182 b. Racomblet I. 342: item judicaria potestas et jus 
burgense, quod oppidum Sigebergense eatenus dinoscitur habuisse, .. mane- 
bunt ei inconvulsae. Const. Frid, II, d. 1232: civitates jurisdictionem suam 
non extendant. 1250 b. Tzichoppe u. Stenzel 319: omnes ville... ab ipsa 
civitate jura sua requirere debent, juris senteneias promulgante. 1292 ib. 
415 u. 416: ad nostram civitatem... recursum habeant. 1364 b. Lacom— 
blet III. 558: dat enich heirre of stat of yman, wie he were, hette Iygen 
gerichte of herlicheit bynnen dem cirkle dis verbuntz. Urk. v. 1310 im Lüb. 
Urkb. II. 237: Verkauf eines ftädtiichen Grundſtücks salvo tamen civitati judicio. 
DW. v. Meiningen Grimm III. 597. Ib. I. 279: das Honneldint wird gebannt 
von wegen ded Erzbiichofd und „der stede Trier“. 

131) Arnold 1.250f. Heusler 148f. Wigand, Geſch. v. Corvei I. 310f. 
Maurer, Städten. IIL 505. 520. 537. 569-571. Bol. auch Urk. v. 1376 b. 
Boehmer 747. Stromer, Gef. des Reichsfchulzenamts zu Nürnberg S. 93. 
108—119. 

32) Urk. v. 1352 b. Lacomblet III. 426: ind sowes dieselbe stat van 
Colne mir tzusprechen... wilt. 1355 ib. 453: nisi civitas aut civitatis ju- 
dices... justiciam facere denegassent. 1373 ib. 645: na der stat recht und 
urdeile. 


$ 28. Die Etabtperfönlichfeit im öffentlichen Recht. 137 


Stadt, gegen welche ſich der Friedbrüchige vergieng!??) und die durch ihre Ge- 
richte Strafen erfannte und vollzog. 14) Nicht minder übernahm die Stadt 
ala ſolche die altgermanifchen Funktionen der freiwilligen Gerichtöbarfeit, fo 
daß die vor dem Rath oder einer andern dazu beitellten Behörde aufgenommenen 
und beurfundeten Erklärungen als von der Stadt felbit beglaubigt galten und 
mit dem Siegel diejer höchſten öffentlichen Urfundsperjon verſehen wurben.135) 
Sie führte daher auch durch ihre Behörden öffentliche Negifter, Liften und Ver— 
zeichniße, in welche nicht nur die eigentlich ftädtifchen Nechtsverhältniße, ſon— 
dern auch die unter Bürgern vorgenommenen Rechtsafte, namentlich die Ver- 
lagungen von Grundeigenthum, eingetragen wurden; und diefe Bücher hießen 
nicht nur Öffentliche, Gerichts- und Schreinsbücher, fondern auch „ Stadtbücher, 
„libri eivitatis“, „des Stades Briefe*.17%) Im Folge diefer ihrer Gerichts. 
hoheit bezog denn aud die Stadt als ſolche die gerichtlichen Gefälle jeder Art, 
die Gebühren, Buß- und Strafgelder,!37) die Eonfiscirten Güter und den erb- 


139) Priv. f. Paſſau v. 1225 b. Gengler, Stadtr. 344 f. $ 15: qui contra 
eivitatem deliquerit. 

4) Urk. v. 1344 b. Tzſchoppe u. Stenzel $ 6: den sal die stat vor- 
terben an libe unde an gute. Stadtr. v. Diefjenhofen b. Gengler 79f. 8 23 
25. 26.31: stabit in pena apud civitatem; oder in $ 24: universitas civium 
procedit contra illum. 

135) Es heißt in zahllofen Urkunden, „die Stadt” befunde, beftätige oder be- 
zeuge etwas, ftelle Diefen Brief aus und hänge ihr Siegel daran; oder die Rath- 
männer thun es im Namen der Stadt, für die Stadt. Ueber das Siegel vgl. 
unten $ 31. 

130) Homeyer, die Stadtbücher des M. A., i. d. Abb. der Berl. Akad. v. 
1860 ©. 13f. Priv. f. Glogau v. 1302 b. Tzſchoppe u. Stenzel 445; f. 
Schweidnig v. 1285 ib. 502 f. und die Stelle daraus über den liber seu quater- 
nus civitatis b. Gengler 422. Berdener Stat. v. 1330 ib. 507f. $ 9: man 
joll Erbe nur vor Bogt und Rath auflaßen, es foll davon „der stad.. ere plycht“ 
geicheben und der Erwerber „schal darup nemen des Stades bryf.“ 

137) Ark, v. 1233 b. Zacombfet Il. 100: civitati cedet emolumentum (vom 
judicium). Priv. f. Uelzen v. 1270 b. Gengler 496 $ 6: satisfacere actoribus 
et civitati, Magdeb. Schöffenweisth. b. Tzſchoppe u. Stenzel 272 $ 10: 
eivitati componere debet. Schweriner Stadtr. v. 1222 $ 9: qui civitatis 
statuta infregerit, dabit tres marcas eivitati. 1318 b. Zacomblet Ill. 134: 
bessern der stat. 1347 ib. 822: civitati vadiabit. 1347 u. 1385 b. Wehr- 
mann, lüb. Zunftr. u. fehr oft fonft: wedden der statt, eivitati vadiabit. Viele 
andre Beiipiele in $ 29. — War zugleich das Reichsrecht verlegt, jo theilte die 
Stadt mit dem Reich, 3. B. Priv. v. 1188 f. Lübeck, Urkb. 11; v. 1355 b. La» 
comblet III. 454: componere tenebitur 100 libras auri partim fisco nostro 
partim ipsi civitati Col. applicandam; ebenfo aber audy bei Bruch eined Zunft- 
ftatutd mit der Zunft, 3. B. 1324 $ 7, 1328 $ 25, 1344 $ 4 b, Tzſchoppe u 
Stenzel 505. 522. 554. Bol. Th. I ©. 379 Note 92, 
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(ofen Nachlap. 1%) Alle ſolche Einkünfte nahmen in den Händen der Stadt 
den Charakter öffentlicher Einnahmen an, weldye in die Stadtkaſſe floßen und 
den Zwecken des Gemeinweiens dienten.139) Sie hörten daher auf, Zubehör 
oder gar bejtimmender Inhalt einer patrimonialen Gerichtöherrihaft und mit 
diefer veräußerlich und verleihbar zu jein. Zwar mußte die Stadt oft alle 
oder viele Gefälle mit einem Vogt, Schultheißen oder andern Richter theilen 14%) 
das aber war dann gerade ein Beweis dafür, daß inſoweit noch außerſtädtiſche 
Gerichtsherrſchaft in der Stadt bejtand. Rein ftädtifche Richter hatten jo wenig 
auf ihr Amt wie auf die dazu gehörigen Einkünfte irgend ein eigned Recht; 
verblieben ihnen in alter Art beftimmte Gefälle, jo waren diefelben jet nichts 
mehr ald eine Form der Bejoldung.1) 

Die Stadt ald einheitliches Gemeinwejen war aber nicht blos Inhaberin 
der gejeßgebenden und der richterlichen, fie war vor Allem aud Inhaberin 
einer wahrhaft ftaatlihen vollziehenden Gewalt. Gerade daburd unter- 
ſchied fie fih von allen älteren Verbänden. Denn während jonft überall Ein- 
zelne oder Geſammtheiten die bejonderen ihnen zuftehenden Machtbefugnige im 
eignen Sntereffe auszuüben hatten, wurde mit dem Begriff der Stadt zuerft 
eine in fich abgeſchloßene politiiche Machtfülle gejeßt, welche alle zur Durd- 
führung des Gemeinwohls beſtimmten Gewaltbefugnige an ſich und nothwendig 
umfaßte. Diejer dem Gemeinwejen ald ſolchem zuftehenden Gewalt zog nad 





u —— 


136) rk, v. 1241 6. Zacomblet II. 132: si vero nullus heres venerit... 
duae partes ... hereditatis cedent nobis et tertia pars civitati ad augendam 
rempublicam. Vgl. den Streit und Vergleich über die Häufer der Geächteten, die 
der Erzbiichof zu gleichem Antheil und Gewinn „una cum civitate‘ befigen will, 
ib. 279—281. 291. Urk. v. 1267 im Lüb. Urfb. II. 165: so war-en juncfrowe 
ofte en wedewe sunder erer vrunde rat enen man nemet, dhe ne scal al 
eres gudes nicht mer behalden, dan ere gescapene cledere. Van ereme gude 
scal hebben er stat tein merk sulveres, dat andere solen heben ere nesten 
erven. Priv. f. Uelzen v. 1270 b. Gengler, Stabtr. ©. 496 $ 6: quod si... 
criminosus . . vivens satisfacere noluerit, civitas duas partes bonorum illius, 
judex vero tertiam sortietur; $ 7: vom erblojen Nachlaß duas partes ad 
strueturam civitas et tertiam judex tollet. 

139) Vgl. den folgenden $. 

110) Bol. 3. B. Note 138, Priv. v. 1188 f. Lübeck, Urkb. 10: omnia ci- 
vitatis decreta (kore) consules judicabunt; quicquid inde receperint, duas 
partes civitati, tertiam judici exhibebunt .. . Si quis autem questus emer- 
serit per causam actoris, tertiam partem judex tertiam actor et tertiam ci- 
vitas habebit. Insuper quicquid lucrum proveniet de judicio, civitati debetur 
medietas et alia judici. 1250 ib. 153. Priv. f. Hamburg v. 1189 b. Lappenberg 
Nr. 2388 ©. 253. Urk. v. 1165 b. Seiberg L 73, v. 1259 u. 1308 6. Racom- 
blet II. 263 u. IH. 55, v. 1277 b. Gengler 524 $ 21. 

), Bol. unten ©. 747, 
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innen bin’ lediglich das anerfannte Smdividualrecht der Einzelnen und Körper- 
haften eine Grenze. 

Die Stadt war insbejondere Inhaberin der Kriegshoheit. Sie war 
die Kriegeherrin ihrer Bürger, konnte von diejen Kriegsdienft und andere Lei. 
ftungen zu Kriegszweden verlangen, konnte daneben Söldner anwerben, hatte 
die Verfügung über das gejammte Befeitigungsweien, das Waffenwejen und 
die Heeresorganijation, und beſaß das Recht über Krieg und Frieden.!#) Und 
alle dieje Befugniße ftanden ihr dergeitalt ausſchließlich zu, daß fie weder 
ganz noch zum Theil von irgend einem Andern innerhalb der Stadt bejeen 
werden Eonnten. Zwar waren Gilden und Zünfte von größter Bedeutung für 
das ſtädtiſche Heerweien, aber nicht als jelbitberechtigte Heergenoßenſchaften, 
iondern als Glieder des ſtädtiſchen Heers. 1%) Unvereinbar dagegen mit der 
ftädtiichen Kriegshoheit war im Innern der Stadt das Lehnweſen alter Art, 
das Halten bewaffneter Söldnerichaaren, das Recht der Fehde.!t) 

Die Stadt war ferner Inhaberin der Polizeihboheit. Sie zuerft er- 
zeugte überhaupt den bis dahin unbekannten Begriff der Polizei, indem fie fi) 
in allen das öffentlihe Wohl berührenden Any legenheiten die Befugniß bei- 
legte, die freie Bewegung der Einzelnen jo weit, als das Gemeinwohl es zu 
fordern ſchien, zu beichränfen. Gerade in diefer Beziehung war die ftädtifche 
Gewalt nicht nur durd höhere Gewalten am wenigiten beihränft, jondern auch 
nad innen hin am wenigften durch ältere Rechtsverhältnige gebunden; fie fonnte 
fih daher hier am freieften und eigenthümlichjten ihrem inneren Wejen gemäß 
entwiceln. In die polizeilihe Mactiphäre des nenen Gemeinwejend wurden 
daher alle Angelegenheiten gezogen, in welchen ein überwiegendes Gemeinin- 
“ tereffe zu Tage trat; insbefondere die Sorge für Friede und Sicherheit in der 


142) Th. I ©. 328. Maurer I. 485—533. II. 123—132. Ratböftatut 
aus Bochold v. 1336 b. Wigand IV. 344f., überjchrieben: een aeverdracht, we 
ut geboedet (zum Kriegsdienft aufgeboten wird), dat de stad syn hoest heer ys. 
Das Kriegsaufgebot erfolgt „von der stede wegen“ z. ®. 1353 b. Boehmer 
623); der Bürger muß Waffen halten „zu der stette noden“ (ib. 640. 643. 648); 
„von der Stadt wegen“ verfügt der Rath über die Feftungswerfe (Maurer II. 
130 Note 35—40), läßt er die Sturmglode ziehen (ib Note 41—47), hält er 
Waffenihau und Mufterungen (ib. Note 48—56) und erläßt er Verordnungen über 
das Kriegsweſen (ib. I. 517 Note 25—32), Das Symbol der Stadt als Kriegd- 
berrin ift dad Stadtbanner, welches daher „der stat banir‘* heißt, 3. B. 1322 b. 
Boehmer 461 u. b. Ennen u. Eder I. 144. 

1) Th, I ©. 372. Maurer I. 499f. II. 415. Deshalb mußten bie Zunft« 
banner vor dem Stadtbanner verhüllt werben. 

) Wir finden daber, daß die Städte als unverträglid mit dem Staats- 
gedanken allmälig die in ihnen fi) bildenden Mundmannſchaften bejeitigen, Burgen 
im Weichbild erwerben oder zerftören und ihre Anlage verbieten, das Waflentra- 
gen bejchränfen u. |. w, 
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Stadt,!%) die öffentliche Seite der Stadtmarkangelegenheiten,!4) die Aufficht 
über Handel, Gewerbe und Marktverfehr,147) das Bauwejen,1#) das Zeuerlöjch- 
wejen,149) die Straßenordnung, Reinlichkeitspflege und Gejundheitsfürjorge,1?%) 
die Aufficht über die öffentlichen Sitten!) Nach allen dieſen Richtungen 
hin wurden allgemeine Anordnungen Namens der Stadt erlaßen, Kontroll» 
und Ausführungsbeamte beftellt und vorbeugende wie ftrafende Maßregeln ge- 
troffen. Dabei übte die Stadt nicht einzelne beſonders erworbene Nechte aus, 
fondern handhabte ald Gemeinwejen das öffentliche Wohl. Auf Schritt und 
Tritt mußte fih jo dem einzelnen Bürger der neue Staat, deflen Glied er 
war, bemerflih machen. Ja es findet fich ſchon früh in den Städten diejelbe 
Mebertreibung des Polizeibegriffs, welche jpäter in die Territorien verpflanzt 
wurde. 

Die Stadt vindicirte fi aber nicht blos das Recht polizeilicher Beſchrän— 
fung der bürgerlichen Freiheit zu Gunften des Gemeinwohls: fie vindieirte ſich 
auch Recht und Pflicht pofitiver Fürforge für das öffentliche Wohl. Auch 
diefer Gedanke ftaantliher Wohlfahrtspflege war durdaus neu. Bisher 


145) Hierher gehören außer dem Verbot der Fehde und den Beichränfungen des 
Waffentragens die Einrichtung von Tag- und Nachtwachen, der Polizeiftunde, der 
Bier- und Weinglode; das Verbot des fchnellen Reitens, des nächtlichen Ausgehend 
ohne Licht, der Zufammenrottungen und Sonderberathungen; Das Abiperren von 
Stadtvierteln und Straßen mit Ketten; die Beauffichtigung des Fremdenverkehr. 
Vgl. Maurer II. 153—161. 

116) Aber nicht mehr, wie einjt, die wirthichaftlichen Angelegenheiten der ge- 
theilten und ungetheilten Mark, jondern nur noch die wirkliche Forft, Waßer— 
und Flurpolizei. Bgl. Maurer II. 4—7. Kriegf, Bürgertbum 281 f. 

Bol Th. I ©. 378 Note S6. Maurer III. 15—32. Insbeſondere 
veranftaltete die Stadt als foldhe eine „Schau“ vieler Waarengattungen und ftem- 
pelte die gut befundenen Waaren mit dem ftädtifchen Wappen; fie ftellte Taren 
für Brod, Fleifh, Wein, Bier und andre Kebensmittel, ſowie für den Taglohn 
auf; fie fchritt gegen Verfälichungen ein; fie ordnete Maß und Gewicht, ſchrieb 
beren Eichungen vor und unterhielt jelbft Muftermaße und Stadtwagen. 

6) Schon feit dem 14. Jahrh. finden fich vollftändige Bauordnungen, welche 
die Baufreiheit mit Rückſicht auf Feuersgefahr, Bequemlichkeit und Schönheit be- 
ſchränken. Zu ihrer Durchführung finden ſich obrigkeitliche Baufchaue und ftäptifche 
Bauämter. Jäger, Um 437—440. Auer 200f. Pfaff 103. Krieg 281. 
Gemeiner I. 465. Maurer II. 67f. 810. TI, 32—35. 

10, Kriegk 276f. Pfaff 161f. Arnold IH. 221f. Maurer III. 36 f. 

150) Krieg 19. 23. Maurer IIL 38f. 

» Die ſtädtiſche Sittenpolizei beſchränkte fiy nicht blos auf Ueberwachung 
ded Spiele, der Gelage, der öffentlichen Luftbarkeiten, der Tänze und eine fehr ein- 
gehende Regelung und Kontrolle der Proftitution, fondern fie griff feit dem 15. 
Sahrhundert durch die detaillirten Aufwandsgeſetze ſchon in fehr übertriebener 
Weile in Die individuelle Freiheit ein. DBgl. Maurer IIL 82—116, 
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hatten Herren und Gelammtheiten nur die eignen Intereffen verwaltet; für alls 
gemeine Wohlfahrtszwecke war lediglich die Kirche vom religiöfen Standpunft 
aus thätig gewejen. In den Städten zuerft brach fi der moderne Gedanke 
Bahn, daß die Förderung des leiblichen wie geiftigen Bürgerwohls fittliche 
Aufgabe eines ftaatlihen Gemeinwejens ſei. So fiel vor Allem die Armen-' 
und Siehenpflege, bisher im Alleinbefig der Kirche, an die Stadt; die Stadt 
als ſolche richtete nicht nur eine weltliche Armenpolizei ein, fie beanspruchte 
nit nur die Aufficht über Stiftungen und Anftalten aller Art, fondern fie 
gründete jelbit aus öffentlichen Mitteln Armenhäufer, Spitäler, Findel- und 
Waiſenhäuſer und organifirte eine ftädtiiche Armenkaffe. 162) Wichtiger noch 
war ed, daß die Städte das öffentliche Unterrichteweien als Angelegenheit des 
Gemeinweſens betrachteten und nad hartem Kampf mehr und mehr den Händen: 
der Geiftlichfeit entrangen, jo dak ſchon am Ende des 13. Sabrhunderts viele 
Städte Stadtichulen unter ftädtiichen Schulmeiftern aus öffentlihen Mitteln 
gründeten.'53) Ebenſo aber jorgte die Stadt aus öffentlichen Mitteln für die 
Gejundheitspflege, indem fie 3. B. öffentlihe Badhäufer und Badſtuben an- 
legte,'?4) auch jtadtiiche Aerzte, Thierärzte, Apotheker und Hebammen anftellte 
und beioldete.1) Für Handel und Verkehr jorgte die Stadt durd die Anlage 


52) Kriegk, Bürgertbum 81f. 105f. 1255. 132 f. 136f. 140 f. 144 f. 
155 f. 162 f. Maurer III. 41—57. Beilpiele von Spitälern unter ftäbtifcher 
Verwaltung b. Ochs II. 224. 226. 559. V. 174; Jäger 476f. 482f.; 
Neumann, Görlig 671. 673. 674; Mone I. 155—161; Söfeland 36 f. 40; 
Fidicin III. 100 feine vom Stadtrath eingejegte und ihm rechnungspflichtige 
Verwaltung über das heilige Geift- und das Georgen-Epital zu Berlin); Urf. v. 
1268 f. Salzwedel b. Lenz I. 57 u. 55 (ipsa bona committimus procurationi 
consilii veteris civitatis 8.). Städtifche Almofjenämter uud Bettelvögte, Almofen- 
faften und Almofenordnungen finden fih auch ſchon feit dem 14. Jahrhundert. 
Auch ſah feit diefer Zeit der Rath die Unterbringung von Waifen und Findel- 
findern als feine Sache an. Vollendet wurde freilich die Bermweltlichung und die 
planmäßige Organifation der Armenpflege erft Seit der Reformation, indem nun 
die eingezognen Stifte- und Kloſtergüter für den „gemeinen Almofenfaften“ ver- 
wandt, diejer ben „Sedelberen“ oder „Almofenpflegern“ unterftellt, als Oberhörden 
„Almofenämter” eingerichtet und ald untergeordnete Beamte „Bettelvögte” oder 
„Bettelmeifter” ernannt wurden, 

153) So Hamburg 1289, Wien 1296, Stendal 1351, Braunſchweig 1420 (nach 
dem Tjährigen „Papenkrieg“), Kempten 1462. Die Geiftlihen gaben ihr Monopol 
meift nur gezwungen auf, Epochemachend war aud) bier erjt die Reformation. 
Manche Städte gründeten feitdem befanntlich ſelbſt Hochſchulen, viele ſtädtiſche 
Bibliotheken. Bol. auch Maurer II. 57—81. 

159) Jäger, Ulm 499. Pfaff, Ehlingen 240. Maurer III 120—123. 
Der Rath beftimmte Badtage und Babgelder; für Arme waren „Seelbäder“ ein« 
gerichtet; dad Ganze war meift zu Gunften der Stadtlaffe an einen Bader 
verpachtet. 

>) So in Ulm, Augsburg, Nürnberg, Ehlingen, Baſel, Frankfurt, Münden 
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von Märften und BVerfaufshallen, durch den Erwerb von Stapel» uud Nieder 
Ingörechten, durch die Anftellung vereideter Mäfler und viele andere öffentliche 
Ginrichtungen.!3°) Selbit die Beranftaltung von Volksbeluſtigungen, Schügen- 
feften und Umzügen, die Einrichtung von Tanzſälen und Zanzpläten, die An— 
lage von Trinkſtuben und Gafthäufern, die Anftellung und Befoldung von 
Spielleuten, Poffenreigern und Stadtnarren betrachtete die Stadt ald Gemeinde. 
fache.57) Und wenn viele Städte Frauenhäuſer als öffentliche Anftalten von 
Staatd wegen errichteten, durch Rathsorbnungen die innere Drganijation der- 
jelben und die Rechte und Pflichten ihrer Vorfteher (Frauenwirthe und Frauen» 
wirthinnen, auch „Webtiffinnen“ oder „Königinnen*) feftjegten, und ihre Be 
auffihtigung einem Rathsausſchuß und vereidigten ftädtifchen Unterbeamten 
anvertrauten, jo wird auch hierfür als Motiv die Pflege der öffentlichen Wohl— 
fahrt angegeben.!5®) 

Die Stadt als ſolche war ferner das Subjekt ftantliher Finanzhoheit 
und unterjhied fi dur die Einrihtung eines Öffentlihen Haushalts 
von allen herrichaftlihen und genofenjchaftlichen Verbänden alter Art. Sie 
bedurfte nämlich zur Durdhführung ihrer Zwecke äußerer Mittel, Dabei ftand 
fie nun zwar ald Bermögensjubjeft in privatrechtlicher Beziehung den Einzelnen 
gleih. Injofern aber, ald Aufbringung, Berwaltung und Verwendung des 
Vermögens in Frage jtand, trat fie auch hier den Einzelnen ald Gemeinwejen, 
ala höhere Perjon des öffentlihen Rechts gegenüber. Die Stadt bezog daher 
ihre Einnahmen zunächſt zwar wie jede Privatperfon aus ihrem zufälligen 
Vermögen; jie betrieb auch wol für eigne Rechnung einträgliche Gewerbe, wie 


u. f. w. Jäger, Ulm 442f. 452f. 457; Augsburg 155; Hegel, Chronik der 
fränt. Städte I. 258 (1377); Pfaff 238f. 241; Ochs U. 448, III. 563; 
Maurer II. 117f.; Kriegk, Bürgerzwifte 449. 557. (der stede wondarzt); 
Bürgertfum 8f. Der Leptere theilt auch den älteſten ärztlichen Dienftbrief aus 
Frankfurt v. 1381 ©. 53 f., andere Dienfibriefe S. 54—59 und ben Dienftbrief 
eined Stadtapotheferd ©. 67 f. mit. Der Etadtarzt foll die in ftädtiichen Spitälern 
befindlichen Kranken und Alle, die „von der Stadt wegen” verwundet find, um— 
fonft heilen. In Frankfurt gab ed auch befoldete Stadbt-Aftironomen ald Kalender: 
macher und Wetterpropheten, ib. 11. 

6) Pal, oben $ 26 Note 105 u. 108. Maurer III. 8f. 28. | 

187), Maurer I. 521f. III. 93 f. Städtifched Gafthaus in Bremen, Stat. v. 
1303 b. Oelrichs 29—30, Donandt I. 340; in Coesfeld 1445, Sökeland 39 
—40; ebenda ftädtifche Wein- und Bierkeller, ib. 25 f. 65 f. Stäbdtifche Spielleute 
in Bajel, Ochs V. 112; b. Jäger, Ulm 586 f. u. Augsburg 166; in Frankfurt 
nah Kriegk, Bürgerth. 413; nad) Urf. v. 1324 $ 14 u. 1328 547 6. Tzſchoppe 
u. Stenzel 506 u. 525. Ein ftädtiicher comes joculatorum 1334 u. 1338 im 
Lüb. Urkb. 11. 518 u. 519. 

5%, Sp in Lübeck 1442 b. Pauli, üb. Zuftände 200: pro utilitate civi- 
tatis et causa reipublice. Doch wirkten wol auch financielle Gründe mit. Bol. 
auh Pfaff, Ehlingen 167. Maurer III 108 f. 
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fie jeder Einzelne betreiben fonnte: darüber hinaus aber beſaß fie zur Deckung 
ihrer finanziellen Bedürfniße gemeinheitliche, mit ihrer ftaatlihen Natur zu— 
fammenhängende Rechte. Dahin gehörte vor Allem das ſtädtiſche Beſteue— 
rungsrecht. Daffelbe war ein Recht der Stadt ala einheitlicher Perfon!9) : 
aber es war in ihren Händen nicht mehr ein Inbegriff einzelner Gerechtiame 
und Hebungsbefugniße, wie fie auch ein Anderer befigen Eonnte, fondern das 
ftaatliche Hoheitsrecht eines Gemeinwejens, feine Glieder ald folhe um des 
öffentlichen Bebürfniges willen zu hbelaften. 190%) Ebenſo wurden die von der 
Stadt erworbenen nußbaren Regale, wie Zölle, Münze, Salzmonopol, Rechte 
der Stadt al folder: 191) auch fie aber veränderten zugleich ihre frühere Natur, 
indem die Stadt fie nicht gleich den früheren Inhabern als veräußerliche und 
theilbare Gerechtſame betrachtete und zu Lehn gab, fondern als integrirende 
Beitanbtheile ihrer Finanzhoheit ftaatlich behandelte und daher durch verant- 


59) Daß das Befteuerungsrecdht ein Recht „der Stabt“ if, wird oft ausdrid: 
lich gefagt; 3. B. Priv. f. Lechnich v. 1279 b. Gengler, Stadtr. 241f. 8 17: 
jura faciat, quecunque exigit opidum predictum; Urf. v. 1288, 1318, 1482 b. 
Mofer, Reiheftädt. Hdb. I. 93. Grimm, W. IIL 599: der stadt stewer u. 
bete. Deshalb wird auch der Faiferliche oder Iandesherrliche Konfens zur Erhebung 
von Ungelt, Zöllen und andern indireften Steuern ber Stadt als folcher ertbeilt, 
3. B. Ur. v. 1264 b. Lacomblet II. 318, Ennen u. Eder IL 519, Ennen, 
Geſch. II. 625 f. u. 661; Priv. f. Regensburg v. 1230 $ 20; Urk. v. 1333 b. 
Boehmer 525; Goslarer Stat. v. 1252 b. Göſchen 116; Lehmann, Speier 
630; Urk. v. 1282 u. 1316 b. Schreiber I. 93. 96. 200; v. 1308 f. Gocafeld 
b. Niefert I, 2. 484; v. 1473 b. Gercken, Cod. dipl. Brand. VII. 503 f. 
Bol. auch Const. pac. d. 1235 $6 b. Pertz 1V. 315: ne domini vel c ivi- 
tates, pretextu faciendarum municionum vel alia quacumque de causa, 
telonea vel exactiones instituant, que vulgo dicuntur ungelt. — Natürlich ift 
aber nichts Andered gemeint, wenn den Bürgern oder der Bürgerfchaft das Recht, 
Steuern zu erheben, ſich felbft zu beftenern, Steuern unter fich zu fegen u. f. w. 
zugefchrieben wirb; 3. B. 1238 b. Remling 217: tributum quod vulgariter 
dieitur ungelt ... concessimus civibus Spirensibus; 1288 b. Schannat 145: 
die burger gemeinlich haben das recht geschozze oder ungelt zu setzen. 
Denn wenn auch die Bürgerichaft in vielen Städten bei Auflage neuer Eteuern 
mitwirken mußte, tritt fie doch nicht als Gefammtheit alter Art, fondern als 
ſtädtiſches Organ, neben dem Rath und vielfach nur durch Deputirte (4. B. in 
Freiburg u. Hagenau dur 24 ehrbare Bürger, Urk. v. 1275 b. Schreiber J, 1. 
82 u. v. 1332 b. Schöpflin JI. 145) auf. Bgl. unten $ 30, 

1 Bol. Note 45—53 zu $ 27, oben Note 34 u. unten $ 29. 

iei) Bol. oben Note 48. 61. 62 zu $ 27. Städtiſches Salzmonopol in Baſel 
feit 1862, Ochs II. All f.; tn Salzwedel, Zimmermann I. 299. Urf. v. 1262 
b. Lacomblet II. 292 u. Ennen u. Ederg Il. 454: die staid van Colne 
sal behalden die assise, 1258 ib. 378: di birpennige... die sal niemen half 
di bischof inde half die stait. Urk. v. 1346 b. Boehmer 606: Münzrecht 
der Stadt. 
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wortliche Beamte zum Nutzen des gemeinen Weſens verwalten ließ.162) Reichten 
die gewöhnlichen Einnahmen nicht hin, fo nahm die Stadt Schulden auf und 
brachte jo auch den Gedanken der öffentlichen Schuld zuerft zum Durchbruch. 68) 
Und was die Verwaltung und Verwendung des Stadtvermögend betraf, fo 
wurde die neue Anſchauung, daß dasjelbe lediglich für die öffentlichen Zwede 
des ftantlihen Gemeinweſens beſtimmt ſei, die Duelle ganz neuer Einrich— 
tungen, welche zuleßt zu einer geordneten Finanzverwaltung und Finanzkontrolle 
führten.164) 

Die Stadt war endlich das Subjekt der ftädtifchen Amtshoheit und 
zeigte auch in dieſer Beziehung eine wahrhaft ftantlihe Natur. , Inwieweit, 
die zahlreichen ftädtifchen Beamten als Organe der Stadt zur Darftellung ihres 
Gemeinlebens berufen waren, wird ſich unten ergeben ($ 30). Hier ift zus. 
nächſt nur hervorzuheben, daß die Stadt als jolche allen ihren Beamten, dem 
Rathmann wie dem Schöffen, dem Bürgermeifter wie dem Thurmwächter, dem 
Richter wie dem Bettelnogt, als rein politifche Amtsherrin gegenübertrat, und 
daß die Stellung aller jtädtifchen Funktionäre ald Dienft des gemeinen We— 
ſens von der neuen Idee des Staatsamts ausſchließlich durchdrungen wurde. 
Die Stadt als ſtaatliches Gemeinweſen war es, welche jeden Beamten anſtellte 
oder entließ!sb) und, wenn es nöthig, einen bejonderen Dienftvertrag mit ihm 
abſchloß, Beitallungsbriefe ausfertigte und Dienftreverfe entgegennahm.16%) Ihr 

10) Arnold I. 258 f. Falke, Gefchichte des deut. Zollweſens, ©. 86 f. 

169) Arnelb II. 274 f. 

164) Val. die beiden folgenden 88. 

5) Auch wo bie Bürgerſchaft wählte, handelte fie als ftäbtifches Organ, nit 
- als felbftberechtigte Vielheit. Vgl. unten $ 30. Daher konnte hier jo gut wie bei 
einer Ernennung durch den Rath gefagt. werden, „die Stadt“ feße die betreffenden 
Beamten ein. Bol. jhon Priv. f. Freiburg v. 1120: civitas committat; f. Speier 
v. 1198: civitati . . indulsimus, ut libertatem habeat duodecim ex civibus. 
suis eligendi; Urf. v. 1396 b. Hontheim II. 301: darumb sunderlich, dass 
die statt von Trier zwene burgermeistere in die statt gesetzt hait. gl. die 
folgende Note. 

166) Sp befonders bei der Anftellung der notarii civitatis, Stadtſchreiber, 
Syndici. Vgl. z. B. Ur. v. 1270 im Lüb. Urkb. I. 303—304: Notum sit, quod 
magister Hinricus de Wittenborne dictus se obligavit civitati Lubicensi ad 
commanendum, ad faciendum servicia possibilia infra civitatem et extra, ad 
scribendum, ad legaciones cum necesse fuerit in expensis civitatis agendum 
ad consulendum in causis spriritualibus tempore opportuna. Pro eo labore 
contulit ipso Hinrico civitas annis singulis 30 marc. den. dativorum ad tem- 
pora vite sue. Insuper dabuntur eidem, nomine civitatis, annuatim in festo 
pasche 6 marc, specialiter ad vestitum. Praeterea semper habebit istum li- 
brum, de quo recipiet a qualibet materia inseribendi tres nummos. Actum 
in domo consulum a consulibus nomine eivitatis. Bgl. 1289 ib. 487. Nürnberger 
Beftallungsbriefe b. Siebenfees II. 96; Ulmer b. Jäger 442f. 453. 454; 
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wurde der Amtseid, von Bürgermeiflern, Schöffen und Ratbmannen 167) wie 
von jedem andern Angejtellten,#°) geleiftet. Ihr fchuldete jeder Beamte Treue 
und Gehorjam, Rechnung und Verantwortung, gleihwie fie ihrerjeits ihm zu 
ſchützen und zu vertreten, ja für ihn zu haften hatte!) Sie war die Duelle 
der amtlichen Machtbefugnie!?) und ihr gegenüber waren allgemeine wie be- 
jondere Amtspflichten begründet. 71) Sie endlich leiftete dem, der für fie 
thätig war, Sold oder anderweite Entihädigung.17?) Dieſes ganze Recdhtäver- 
Vertrag mit dem ftädtifhen Brunnenmeiſter v. 1333 6. Schreiber, Freib. Urkb. 
I. 301. Dienftbriefe von Stadtärzten und Stadtapothefern b. Krieg, Bürgerth. 
53—59 u. 67f. Vgl. auch die Notiz im lüb. Kämmereibuch, Lüb. Urk. II. 1081: 
Cirulicus (erhält eine Summe)... pro quibus familiam civitatis lesam vèl vul- 
neratam in quocunque tempore gratis curabit et sanabit. Evoluto anno, si 
placuerit civitati, eum ultra poterunt retinere; si autem ipse a civitate vo- 
luerit separari, in sua stabit opinione. — Vgl. auch über die Söldnerverträge 
oben Note 113—115, 

1), Schon im Magdeb. Schöffenweidtb. b. Tzihoppe u. Stenzel 272 
$ 9 beißt ed: ad tuendum civitatis honorem soli XII scabini, qui ad hoc electi 
sunt et statuti et quia civitati juraverunt, frequentius consedere debent et 
studere. Die Eidesformel der Magdeb. Ratpmannen lautet 1261 ib. 351 $ 1:. ' 
der Stat recht unde ir ere unde iren vromen zu bewarende. Bgl. 1304 ib, 
449 8 1, Allgemein beit es 1273 6..Schaab II Nr. 46 ©. 71: uf den eyd, 
den jeglicher rat sinre stat hat getan. gl. den Speirer Rathseid 1333 ib.’ 
Nr. 93 ©. 131. Hat die Stadt einen Herch, jo wird oft ibm und ber Stadt ge 
ihworen. So jhwört in Frankfurt 1358 b. Boehmer 653 der Rathmaun dem 
riche, dem rade und der stad. Urt. v. 1300 b. Schannat 157: Eid, den er 
dem bischof und der stat gesworn hat. In Freiburg „dem burgermeister.... 
an des herren und der stette stat“. In Köln ift es 1258 b. Zacomblet II. 
247 einer der Beichwerbepunfte: quod ipsi cives....suos concives, qui nee ci-, 
vitati nec ecclesiae fidelitatem juraverunt, eligunt in consilium civitatis, ut. 
spretis aliquibus scabinis juratis de consilio non juratorum civitas ipsa 
regatur, 
108) Vgl. z. B. eine Anzahl von Eidesformeln im Kölner Eidbuch v. 1341 b. 
Ennen u. Eder IL, bei. ©. 30 a. 123, 31.a. 125, wo Schreiber, Boten u. f. w. 
swerin, der stede getruwe inde holt ze sine... inde truweligin zu werven: 
der stede beste. Vgl. auch oben Note 113 u. Maurer IU. 245. Grimm, ®. 
II. 509. 

186) Val. den Inhalt der Eidesformeln in Note 167 u. 168, oben Note 113 
u..114, unten $ 30. 

0) Vgl. Note 165. Deshalb nahm der Beamte alle Amtshandlungen „von 
ber Stadt wegen‘, nomine civitatis u. |. w. vor. Auch blieb zum Theil eine 
ſymboliſche Amtseinweifung, beionderd durch Stab und Siegel, üblich; Maurer 
II, 245 f. 

m) Bol, 3. B. die Verträge in Note 166 (se obligavit civitati) und die‘ 
Aufführung der Schöffenpflichten in Note 167. 

m) Vgl. Note 166 („pro eo labore“), Bejonders charakteriftiich ift ed, wenn 
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hãltniß zwiſchen einem Gemeinweſen und feinen verantwortlichen, bejoldeten 
Öffentlichen Beamten war etwas durchaus Neues. Denn vorher hatte ed nur 
Bollmachten, Dienft- und Amtslehen, nutbare Amtegerechtigfeiten und andere 
halb öffentlichredtliche halb privatrechtliche Befugniße gegeben. Auch in den 
Städten jelbft waren ja die öffentlichen und herrſchaftlichen Aemter, richterliche 
wie finanzielle, durchaus patrimonial geblieben und wurden Anfangs von den 
Städten als veräußerliche und lehnbare Gerechtfame alter Art erworben. 118) 
Seitdem indeh ver Begriff des Öffentlichen Amtes einmal durchdrungen war, 
mußte bie alte Unvollkommenheit verſchwinden. Auch das neue Amtöverhältnif 
freilich behielt injoweit, ala eg einen obligatorifchen Dienftvertrag enthielt, eine 
privatrechtliche Seite. Aber dieſe ftand jelbftändig für fi wie bei dem heu- 
tigen Staatsamt da. Das Öffentliche Amt als foldes war rein ſtaatlicher 
Natur. Und diefer Charakter des Amts ſchien ‚jo fehr mit dem Begriff der 
Stadt gegeben, daß nicht nur die neuen Gemeindeämter ihn treu bewahrten, 
jondern au die von den Städten erworbenen Erb- und Lehnämter alter Art 
ihn mehr und mehr annahımen. So wurden in den Städten zuerft die öffent- 
lien Aemter zu wirklichem Staatsdienft; fie wurden unveräuferlic,174) um- 





in den lübiſchen Kämmereibüchern ans dem Ende des 13. Jahrh., Urkb. 11. S. 1077, 
unter ben ftädtifchen Ausgaben „redditus quos dat civitas... officiatorum“ auf. 
geführt und als folche befoldete officiati der eivitas Bürgermeifter, Notare, Priefter, 
Bogt, Syndikus, Gefandte, Zollbeamte, Leuchtthurmewächter, Fiſcher, Büttel, 
Straßenkehrer (stratenveghere) nebeneinander genannt werden. Oder wenn es 
in einer Freiburger Kämmereirechnung b. Schreiber II. 83 f. heißt: „dis sint die 
löne, die die stat Friburg git“, und dann aud) hier Bürgermeifter, Ammeifter, 
Schultheiß, oberfter Zunftmeifter u. f. w. mit Heizern, Bannwarten, Zollern, 
Zodtengräbern, Thurmwächtern u. ſ. w. zufammen unter den Gelöhnten erjcheinen. 
Und ebenfo wird in Teymler's Stadtbuch von Frankfurt a. ©. b. Zimmermann 
UI. Urkb. 70 unter „der Stadt Ausgaben“ aufgeführt die Befoldung der Bürger: 
meifter, Rathmannen, Hospitalvorſtände, Kirchenvorftände, Stadtfereiber, Zöllner, 
Wagemeifter, des Thorknechts, bed Neitvogts, des Fiſchmarktmeiſters, der 4 Reit- 
Inechte, des Hausvogts, Wagenknechts, der Marfteller, Stadtboten und Läufer, 
Thurmwächter und Trameter, Wachſetzer, Ihorwärter, Holzfeper, Tannmeifter, Ko— 
burger, des Vorſprech, Peynle (Ankläger), Armberftirer, Maurer, Ziegeler, des 
Zimmermann, Bierſchröder, Küfter, Klauſener, der Mäkeler, Hirten, Büttel, Todten- 
gräber, Bierrufer, Trinkgelder, Wächter. 

) Bel. oben Note 53—62. Ueber bie Erblichkeit der alten Aemter in der 
Stadt auh Maurer III. 349 f. 447. 502, 505, und über ihre Behandlung als 
eignes Recht ib. 350 u. 519. — In Bajel behandelte der Bifchof fogar dad ihm 
zuftehende Ernennungsredht des Oberzunftmeifterd aus den Achtbürgern, fpäter ab- 
wechjelnd aus Stuben und Zünften, patrimonial. Denn er verkaufte ed 1424 auf 
Wiederlauf an die Stadt und löfte es fpäter wieder ein, bie es 1521 definitiv am 
bie Stadt fam. Ochs II. 349 f. III. 149. 153. 154. V. 19. 347. Heusler 
347 u. 5837. 

4) Bol. über einzelne Ausnahmen oben Note 66, — Keine Ausnahme ba- 
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theilbar, 175) unvererblich; !7%) fie begründeten für den Inhaber weder eignes 
noch geliehenes Recht, jondern gaben ihm lediglich die Befugnif zur Ausübung 
gemeinheitlicher Kunftionen ; 177) fie mußten im Intereffe des Gemeinwejens 
und nicht mehr im eignen Intereffe verwaltet werden; 178) fie ftreiften jedes 
Merkmal eined nußbaren Rechtes ab, indem mit ihnen allerdings haufig nicht 
blos eine in Geld und Naturalien beftehende Befoldung, fondern auch Antheil 
an Aıntögefällen, Strafgeldern und Nugungen verbunden war,!?®) immer aber 
die Idee lebendig blieb, daß auch ſolche Bezüge nur einen Theil des „Lohnes* 
für die dem Gemeinwejen geopferte „Arbeit” bildeten.190) 


gegen ift ed, wenn die Stadt öffentliche Einkünfte, Abgaben oder Zölle verpachtete 
oder verpfändete. Denn dies war Feine Veräußerung oder Begründung einer eignen 
Amtsgerechtigkeit, fondern Tediglih eine zeitweile Webertragung der einzelnen He— 
bungen, um fie fo für die Stadtfaffe nugbar zu machen. Es war eine finanzielle 
Berwaltungsmaßiregel. Vgl. bezüglih Kölns Ennen II. 527—528, wo auch Padıt- 
fumme, Pachtzeit und Pächter einzelner Einfünfte angegeben werden; Urf. über 
Berpfändung resp. Verpachtung des Malzpfennigs, bed Bierpfennigs u. |. w. an 
eine Gefellihaft von Bürgern v. 1275 b. Ennen u. Ederg IIL 80f. 89 f. 94f. 

115) Daher hörte auch bie früher mögliche Beftellung von Stellvertretern 
(Maurer III. 348. 350. 857. 447. 448) auf, 

176, In Frankenberg in Heſſen befchwerte fi) daher bie Gemeinde im 14. Zahr- 
bundert bezüglid der Rathsämter ald über ein Unrecht darüber, dasz die ge- 
schlechte es wolten vor erbämter haben. Maurer II. 521 Note 4. 

7) Daher die Bornahme aller Amtshandlungen „im Namen der Stadt*. 
Bgl. unten $ 30. 

178) Daher die Berantwortlichkeit aller ftädtiichen Beamten und bie Einführung 
einer öffentlihen Kontrolle. 

vo) Bol. Pfaff, Ehlingen 107f. 544f. Gemeiner II. 683 u. 684. 
Ochs III. 76. Schreiber 1. 185 u. 1.83—86. Fabricius, Stralfund 29—30. 
Kriegt 397—407 (bei, über die Ratbömablzeiten auf Stadtkoſten). W. Gersten- 
berger, Chronic. Frankob. b. Kuchenbecker, Analecta Hass. II. 159, wo- 
nah Richter und Schöffe von neu aufzunehmenden Bürgern ein beftimmted Quan- 
tum Wein erbielten. Maurer II. 247f. 

0) So bezogen in Köln die Rathaherren ſowol ald die Bilrgermeifter und 
einzelne Rathsbeamte von allen Strafgefällen einen beftimmten Antbeil, erhielten 
für jede Sitzung ein Praefenzgeld, bezogen bei allen Verpachtungen ftädtifcher Ge- 
fälle für fi den Weinkauf, durften bei jeder im ntereffe der Stadt vorgenomme- 
nen Handlung ein Eßen auf der Stadt Koften und Wein vom Stadtwein ver- 
langen und an einigen Tagen des Jahres Rathseßen vom Gut der Stadt geben: 
alfein dies Alles war geſetzlich firirt und wurde ganz ausdrüdfich dadurch motivirt, 
. dab „die Mitglieder des Raths viel Zeit verfäumten und Vieles um der Stabt 
willen arbeiteten‘. Vgl. die Eibbücher v. 1821 u. 1341 b. Ennen u. Ederg 
I. 6a. 20 u. 21; 18a. 26; 20a. 33, 34, 36f.; Ennen, Geſch. v. Köln II. 494. 
496. 513 f. 588. 
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8.29. Die Stadtperjönlichkeit im Privatredt. 

A. Die Rechtsfähigkeit der einheitlichen Stadtperfönlichfeit erſtreckte fich 
ſo gut auf das Privatrecht wie auf das öffentliche Recht. Nur ſolche Rechts- 
verhältniße, welche, wie Familienrecht und Inteſtaterbrecht, auf phyſiſchen 
Eigenſchaften des Einzelmenſchen beruhen, blieben der Stadt fremd. Ihre 
Privatrechtsfähigkeit war daher im Weſentlichen Vermögensfähigkeit. Als Ver— 
mögensſubjekt aber übernahm die Stadt nach allen Seiten hin die Funktionen, 
welche ehemals die Geſammtheit gehabt hatte, 

I. Im Sachenrecht zunächſt wurde jeßt der Statt als folder ſowol 
eine Gewere zugeichrieben,!) jo daß die alte Gefammtgewere fi) zu der ein 
heitlihen Gewere einer juriftiihen Perſon verdichtete, ald Eigenthum umd 
dingliches Recht Leigelegt. 

1. Was zunichit das Necht der Liegenſchaften angeht, jo ift wegen 
des engen Zuſammenhangs mit den Grundlagen des Gemeinwejend die Auf- 
Iöfung des alten Gejammteigenthums bereits oben beiprochen worden, Dabei 
bat ſich herausgeitellt, wie die politiihen und privatrechtlichen Bejtandtheile 
des alten Grundeigenthums fi von einander trennten, in priwatrechtlicher Be- 
ziehung aber freies korporatives Cigenthum der einheitlichen Stadt und freies 
Eigenthum der Einzelnen nebeneinander traten. Zugleich hat ſich ergeben, daß 
der größte Theil der alten Gemeinmark ausjchliegliches Alleineigentbum der 
Stadt wurde?) und ihren forporativen Zwecken diente, mochte es nun unmit- 
telbar für öffentliche Einheitözwede verwandt, mochte es mittelbar zu Gunften 
der Stadtkaſſe benußt, mochte ed für den öffentlichen Gebrauch beſtimmt oder 
mochte es dur die Gemeindeglieder ald jolde in der Form bürgerlicher. 
Nugungen benugt werden.?) Aber auch wo fi Sonderrechte der Bürger an 
ftädtifhem Gut erhielten, war zwar Gefammteigenthum vorhanden, jedoch Ge- 
jammteigenthum neuer Art, jo daß in der feft beftimmten Sphäre der zu Ein- 
heitörecht abgetrennten Eigenthumsbefugnige auch hier die Stadt als ſolche allei- 
niges Subjeft wurde.) 

Die Folge war, daß in der Zeit der Vollendung des Stadtbegriffs die 
Stadt in ihrer unfichtbaren Einheit als Cigenthümerin von Grund und Boden 
bezeichnet und gedacht wurde. Man iprad von einem Eigenthum der Stadt 
an ihrer Allmende und den darin enthaltenen Waldungen, Weiden und Ge 


') So ift in dem Urtheil der Mannen zu Donyn v. 1426 b. Schirrmacher, 
Urkb. der Stadt Liegnig Nr. 570 ©. 350 von einer „gebruchlichen“ und von 
einer „rechten“ gewere der Stadt Liegnig die Rebe; z. B.: „ee dy stad Legnicz 
dy heyde kauft und in gewere genomen haben“. 

2) 8 26, bei. Note 60—81 u. 104—122. 

>») 8 26 Note 115—121. 

8 26 Mote 124—127. 
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wäßern,?) jowie an den gleichfalls zur Allmende gerechneten Straßen, Märkten, 
Drüden, Brunnen, Feftungswerfen und Thoren.“) Man legte derjelben Stadt 
ein Eigentbum bei an den bejonders erworbenen Gütern, Baupläßen und 
Grundftücden innerhalb oder außerhalb des Stadtgebiets.!) Man erkannte ein 
Privateigenthbum der Stadt als ſolcher an öffentlichen Gebäuden an, an ihrem 
Rathhaus, den Gerichtsgebäuden, den Gefängnißen, an Zeughäuſern, Marftällen, 
Wachthäuſern, an Schulen, Armenhäujern, Spitälern, Badftuben, an Kauf: 
häuſern, Gewerbehallen, Tuchhallen, Börjen, Lauben, an Brodbänfen, Fleiſch— 
jcharren, Schubbänfen, Padhöfen, Niederlagshäufern, an Kornböden, Waaren- 
jpeichern u. j. w.s) Und man vindicirte der Stadt als ſolcher dasjelbe Pri- 


5) Vgl. oben Note 122 zu $ 26 und die bort angeführten Ausdrüde „der 
stat gemeine weide“; „unser stette almeinde“; „der stett ir almeinde‘; „ter- 
minis civitatis, ... . ut teneat ipsa civitas“; der statt almend“. Rathsordn. 
v. 1491 in Basler R. D. I. 217. 218. 221: der stett ir almeinden; .. der 
ganzen gemeinen statt B. ire allmeinden; . . damit der statt ir allmeinden 
unbekümbert pliben, Priv. v. 1246 f. Gemiünde 6. Gengler, Stadtr. 302: 
silva quae adjacet civitati..... cum omnibus pascuis et tali jure attinet civi- 
tati, sicut possedisse dinoseitur ab antiquo. Priv. f. Rügenwalde v. 1312 ib. 
358 $ 7: ad locum, in quo proprietas et termini ipsius civitatis terminantur. 
Urk. v. 1307 im Lüb. Urkb. II. 1045: civitas habet ... longum pratum. W. 
v. Meiningen b. Grimm III. 599: der stat mülgraben. Bgl. auch oben Note 
1 u. Dunder, Gejammteigentbum 175—176. 

6, Stadtorbn. v. Hüfingen v. 1452 b. Mone, Zeitfchr. XV. 427 a. 4: es 
söllen auch all offen gassen zu Hüfingen in der statt allmend sin. Ods V. 
81: der statt almend, wege, stege und brunnen. Andre Beijpiele oben in 
Note 105 zu 8 26. Bezüglich der Feitungswerfe Maurer 1. 103—129. 466 f. 
u. II. 69. Einräumung eines Thors jeitend der Stadt an ein Klofter 1300 b. 
&Ennen II. 525 Note 1: Nos priorissa totusque conventus de albis dominabus 
in Colonia notum facimus, quod porta ciritatis Col, attingens monasterium 
nostrum ex parte civitatis nobis est concessa. Urk. v. 1275 in Note 36 zu $ 26: 
eivitati vendidimns totum forum. 

) Bol. Note 53 zu $ 26, bei. Urk. v. 1281: civitati .. villam .. sub pro- 
prietatis titulo, Urf. v. 1234 im Lüb. Urkb. I. 66. Urk. v. 1224 b. Tzſchoppe 
u. Stenzel 284, wo ber Fürft „eivitati.. propriam villam nomine Andreowicez 
cum omnibus suis attinentiis* jchenft. Urf. v. 1259 b. Gudenus IL 132: 
fundus ipsius castri Wissenowe . . et fossatem civitati Moguntine perpetuo 
attinebit; et ipsi cives de lapidibus dieti castri W. pro suo beneplacito 
quicquid voluerint ordinabunt. Urk. v. 1258 6. Ennen u. Ederg IL 401: 
die Stadt verfauft Grundſtücke; preser. vero hereditates sicut civitas tenuit et 
possedit in sua proprietate libere obtinebunt. Vgl. üb. Urfb. IL 47 (hereditas). 
1310 ib. 286: Die Stadt verkauft Aeder; quos agros eo jure et proprietate, prout 
eivitas hactenus possedit . . . idem H. et successores sui amodo possidebunt, 
salvo tamen civitati judicio. 

9 Bol. oben Note 36 u. 107—108 zu-$ 26. Ochs V. S6f. Fidicin J. 
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vateigenthum an allen zufällig in ihrem Befiß befindlichen Gebäuden und 
Häufern, an Gafthöfen, Mühlen und andern gewerblichen Etabliffements.) 
Ebenjo aber betrachtete man jet die einheitlihe Stadt ald das Subjekt 
der ehemald zu Geſammtrecht bejegenen dinglichen Rechte. Sie war Obereigen- 
thümerin nad) Lehnrecht oder Landreht und hatte mit oder ohne Beziehung 
bierzu dingliche Zins- und Rentenrechte, Reallaftberechtigungen jeder Art, Nä- 
berrechte u. ſ. w.!0) Sie konnte aber auch Untereigenthümerin fein und vafjal- 


49. III. 46. Jäger, Ulm 419. Benfen, Rotenburg 338. Neumann, Görlig 
110. Rößler, Prag 173. v. Rancizolle 65. Maurer I 505f. II. 45 64. 
III. 8f. 120. Kriegf, Bürgerthum 402 f. Bei Ennen u. Ederg I. 423—444 
ift oft von „der stede torne* bie Rebe, 1256 ib. II. 368 „cubiculorum pertinen- 
tium eivitati“, 

) Vgl. Note 110 zu $ 26. Ein Gafthaus im Eigentfum der Stabt nad 
Bremer Stat. v. 1303 b. Oelrichs 29—30, Donandt I. 340; in Coesfeld 
1445 b. Söteland 39 u. 40. 1262 Lüb. Urfb.: tabernae civitatis. Städtifche 
Mühlen find ſehr Häufig. 3.3. 1233 im Lüb. Urkb. I. 63: molendina ad ci- 
vitatem pertinentia .. .. quae ad civitatem pertinent pleno jure; 1239 ib. L 
37. 1322 ib. 379: die Müller jollen zwei ftädtiiche Mühlen benugen, nec in om- 
nibus molendinis sive intra civitatem sive extra sitis molendinarii quiequam 
proprietatis habent, nec etiam in omnibus eorum attinentiis, nisi solum in 
molaribus, qui ipsis pertinent et non civitati; 877: et deinceps quam acger 
quam piscina et piscacio civitati libere pertinebit. Ein ftädtijcher Kornjpeicher 
1305 ib. II. 165: de granario .... ex parte civitatis edificato. 

10) Meber ſtädtiſches Lehnsobereigentbum Note 116 u. 117 zu $ 27 und be- 
züglih der an einzelne Gejchlechter zur VBertheidigung fortgegebenen Thürme und 
Thore Ennen II. 524. Städtiſches Obereigenthum an Landgütern im Lüb. Urkb. 
II. 1033: omnes kotere residentes in villis civitatis inde recedere debent et 
vacuas areas civitati relinguere debent in festo Pasche a. 1306. Obereigen- 
thum an den in Erbpacdht gegebenen Mühlen in Lübed, weshalb deren Veräußerung 
ausdrüdlich geichieht „salvo civitatis jure quod habet in eodem“, 1306 im Lüb. 
Urkb. IT. 169, oder in zwei Verträgen v. 1291 ib. 65 verabredet wird: „dabit (der 
Käufer) inde civitati 10 marcas;..civitas habebit primum censum; .. dabunt 
autem 15 marc. annuatim civitati et tenebunt aggerum sine sumptibus civitati, 
‚ . pascua tamen jacebunt ad usus eivitatis“. Ebenſo wird in Köln beim Ber- 
fauf von Gaddemen ein Obereigentbum ber Stadt an benfelben anerkannt; 3. B. 
1256 b. Ennen u. Ederg II 368: notum quod T. et uxor... emerunt sibi 
erga F. et uxorem...medietatem cubiculi siti in fine cubiculorum pertinen- 
tium civitati, ..... salvo censu, qui inde civitati debetur; 1275 ib. III. 59; 
1258 ib. II, 401: cubiculum quod tenet de civitate. Bererbpachtung von Wein. 
oder Hopfengärten unter Vorbehalt eines Näherrechts für bie Stadt 1295 im Lüb. 
Urfb. I. 579: notum sit, quod civitas dimisit D. de Storm V. jugera sita extra 
pontem holzatorum ... prope orta, ut in eis faciat ortos humuli seu vineas. 
Dabit autem de quolibet jugero 6 modios humuli sicci quolibet anno eivitati. 
Er mag vererben, veräußern, sed ea. .prius civitati venalia exhibebit. Uıf. v. 
1841 6. Ennen II, 526 Note 2: Notum, quod T. et uxor acquisiverunt sibi 
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litiſches oder zinsbares Eigenthum befigen.!!) Sie war das Subjekt von ding- 
lihen Gebrauchs. und Nußungsrechten jeder Art, von Holz, Maft- und Wei- 
degerechtigkeiten in fremden Marken, von Zwangs- und Bannrechten, von allen 
in die Sorm liegenſchaftlicher Gerechtſame gefleideten nußbaren Befugniken.!2) 
Sie war endlih Inhaberin von Satzungsgewere und Pfandrecht.!3) 

In allen diejen Beziehungen kommt es nun freilich auch in der Blüthe- 
zeit des Städteweſens noch vor, daß den Bürgern, der Bürgerichaft, der Ge 
ſammtheit oder Gemeinde, oder der handelnden Stadtbehörbe, oder der Behörde 
und der Bürgerſchaft nicht nur die Ausübung des Rechts, jondern das Recht 
jelbjt zugeichrieben wird. 1) Allein der fortdauernde Gebraud ſolcher unge 


erga civitatem Col. aream unam .. pro censu hereditario VIII sol. — Ueber 
ftädtifches Zindrecht an den auf der Allmende erbauten Häufern vgl. oben Note 109 
zu $ 26; Wigand, Geld. v. Gorvey I. 326—327; und über die auf einzelnen ge- 
werblichen Gebäuden faftenden dinglichen Zinfe für die Stadt Ochs II. 423 -424; 
Ennen II. 525f; Jäger, Um 595; Kriegk, Bürgerzwifte 310 u. 311; Neu- 
mann, Görlig 73. 76. 80; Pauli, Tüb. Zuft. 50-53; Zimmermann I 298. 
IL 7f. 

1) Rehnsuntereigentfum der Stadt Note 119—122 zu $ 27. Mit Zins be 
ſchwertes Eigentbum der Stabt in Note 26 u. 34 zu $ 26 („gerechtigkeit‘“ der 
Stadt; civitas .. de tabernis solvere debet). 

1) Die Stabt ald Theilhaberin an einer Markgemeinſchaft in Note 56 u. 57 
zu $ 27 u. b. Grimm, ®. II. 533; als Inhaberin von Holzungd-, Maft-, $i- 
fchereigerechtiamen b. Grimm, W. II. 221. 224. 775—776 („die statt van Wy- 
deken“ im Reichswalde); als Inhaberin eines offenbar dinglichen Gebrauchsrechtes 
am Münzbaufe in Note 115 zu $ 26; ald Erwerberin resp. Inhaberin nugbarer 
Gerechtſame von patrimonialem Charakter in Note 54—63 u. 110—111 zu $ 27. 

1) Vol. Note 57. 60—62 zu $ 27. Urk. v. 1376 b. Gudenus III. 479: 
den burgermeistern dem rade und der stad Mentze wird die Reichsftabt Oppenheim 
„versetzet‘“ und nachher gelost van den burgern und stad zu Mentze. 

4) Vgl. 3. B. Ur. v. 1253 b. Gudenus I. 631: dimidiam aream castri 
.. dedit in perpetuum civibus Moguntinis, pro quo dieti cives sibi 250 marc. 
persolverunt. Urf. v. 1231 im Lüb. Urkb. I. 61: consules et cives Rigenses 
befunden: communi consensu civibus Lub... curiam infra civitatis nostre 
liberam cum omni jure et proventu contulimus tam ipsis quam heredibus 
ipsorum libere et quiete in perpetuum possidendum. Urk. v. 1250 ib, 147: 
villam ... consilio et communi civitatis Lub. eo jure quod vulgo wikbelede 
vocatur perpetuo possidendum. 1225 ib. 36 wird Land burgensibus nostris, 
1219 b. Boehmer 28 eine area ipsis eivibus, 1278 b. Lacomblet ein Grund» 
ftüd civibus Dusburgensibus gefchenft. 1180 b. Tacomblet 1. 384: aedificia 
... universitati civium hereditario jure possidenda conferrent. 1216 im 
Lüb, Urkb.: communioni ... civium. Bgl. auch $ 26 Note 20 u. 122. Aud 
gehört es bierher, wenn das Stadthaus fortdauernd domus consulum, civium, bur- 
gensium, communis, communitatis, der bürger gemeines haus, bürgerhof n. |. 
w. heißt. 
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nauen Ausdrücke beweiſt nichts gegen den durchichlagenden Sieg des neuen 
Gedanfens. Diejer erhellt vielmehr auf das Unzweideutigite aus der rein for 
porativen Behandlung des ftädtijchen Grundbeſitzes. Denn ftatt der alten Ge- 
jammtheit und- ihrer Beauftragten verfügen jeßt darüber die forporativen Or: 
gane der Stadt. Und die Benußung geſchieht, von den Fällen feftbegründeter 
Sonderrechte abgejehen, ftatt für die alte Gefammtheit für das ftädtijche Ge- 
meinwejen als ſolches. 

2. Leichter als am liegenden Gut konnte an fahrender Habe korpo— 
ratives Eigenthum der Stadtperſönlichkeit ſich durchſetzen. Denn die im bür— 
gerlichen Gemeinbeſitz befindlichen beweglichen Sachen waren ſchon nach Be— 
ſchaffenheit und Zweck ungeeignet, im Geſammtrecht alter Art zu ſtehen. Wäh— 
rend das geringe Beſitzthum der alten Gemeinden dem Gedanken einer unmit— 
telbaren Gefammtgewere nicht allzujehr widerftrebt und in der That dem Befit 
und der Verfügung Aller unterlegen hatte, würde das reichere und häufiger 
wechjelnde ſtädtiſche Befizthum ohne den neuen Gedanfen förperfchaftlicher Ge- 
were und Verfügung dem Gemeindebefig überhaupt entfremdet worden fein. 
Denn die Bürgerihaft in ihrer Geſammtheit fonnte weder ſelbſt noch dur 
jedesmalige Beauftragte die jtädtiihe Habe innehaben, verwalten und ver— 
wenden. Und während das Beſitzthum der alten Gemeinden ebenjo gut der 
Gemeinde als jolcher wie den gleihartigen Wirthichaftsbedürfnigen aller Ge- 
noßen gedient hatte, mußten in den Städten die jo benußten Gegenftände, wie 
3. B. das Wuchervieh, die landwirthichaftlihen Geräthſchaften, das gemeine 
Trinkgeräth, theils verfhwinden theils zur gleihmäßigen Benugung durch die 
nad Beruf und Wirthichaftöbetrieb ungleihartige Bürgergefammtbeit ungeeignet 
werden, wogegen die mafjenhaft hinzukommende Stadthabe neuer Art von vorn. 
herein nur für öffentliche Zwede des einheitlichen Gemeinwejens bejtimmt war. 

So drang in der That feit der Erhebung der Stadt zur Perfon deren 
Alleineigenthbum an der gemeinen Habe durch. Schon der Spracdgebraud 
ichrieb der Stadt als joldher bewegliches Eigenthum zu.) Alle ſtädtiſche Habe 
aber wurde für die einheitlichen Zwede der Gemeinheit, nie mehr für die in- 
dividuellen Zwecke Aller verwandt und benußt. So dienten der Stadt Banner, 
Siegel, Wappen, Embleme, Amtsinfignien u. j. w. zum fichtbaren Ausdruck 


») 3, B. Urf. v. 1250 im Lüb. Urkb. I. 158: de rebus civitatis, quecun- 
que bona sint. 1392 b. Schreiber 11. 91: sollen das kaufhaus und der statt 
guot ausrichten. 1360 6. Schannat II. 177: auch soll der bischof der 
stat das sinege (i. e. ihrige) wieder geben. Kölner Eidbudy v. 1341 b. Ennen 
u. Ederg I a. 65. 66. 76 u. ſ. w.: der stede gut. 1322 b. Lacomblet II. 
812: der stat güter. Kölner Eidbuch v. 1328 a. a. O. a. 20. 22: vinum eivi- 
tatis; a. 37: der stede win; v. 1341 a. 70: der stede gewer. #ibicin I. 45: 
der stad wapen. Maurer I. 505: der stadt zeug. Urf. v. 1262 im Lüb. 
Urfb.: emit navem unam a civitate. 
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ber Stabtperjönlichkeit!®). Bedeutende Waffenvorräthe jeder Art, Kriegsichiffe, 
Pferde, Rüftwagen u. j. w. waren für Kriegszwede im ftädtiichen Eigen- 
thum 1. Die gefammten Ausrüftungegegenftände, Mobilien, Geräthichaften 
u. ſ. w. in den öffentlichen Gebäuden waren gleich diefen für Zwecke der Ge- 
rihtöbarkeit, der Verwaltung oder der allgemeinen Wohlfahrt beftimmt 18). 
Gleiche öffentliche Zwecke hatten die ftädtifchen Archive, Gerichts-, Nechts- und 
Steuerbücher u. f. w. Andere der Stadt gehörige Gegenftände wurden, wie 
die Stadtwage, die Muftermaße, die Stadtgloden, die Löjchgeräthe, für gewerb- 
lie und polizeiliche Zwede gebraut!). Oder fie dienten, wie ftädtifche Bi- 
bliothefen und Sammlungen, der öffentlichen Belehrung, auch wohl, wie die 
von der Stadt unterhaltenen Thiere, dem öffentlihen VBergnügen?®). Aber au 
jolhe Sachen, welche die Stadt zu Erwerbd- und Handelszweden bejaß, wie 
Handelsſchiffe, Vorräthe an Korn, Wein, Salz und andern Waaren u. ſ. w.?1), 
dienten, da der damit erzielte Gewinn in die Stadtkaffe floß, mittelbar den 
Öffentlichen Zweden des Gemeinwejens. Und jelbft wenn das ftädtiiche Gut 
nad altem Herfommen oder mißbräuchlich für die Sonderzwede Einzelner ge- 
braucht wurde, wie bei Rathsmahlzeiten, in Ratheftuben u. ſ. w., ſuchte man 
theils unter dem Gejihtspunft der Bejoldung theild unter dem einer Wahrung 
der Ehre der Stadt auch ſolchen Gebrauh aus dem Interefje der Stadt zu 
rechtfertigen 2°). Wie der Gebrauch, jo wurde aud die Aufbewahrung der 
ſtädtiſchen Habe und die Verfügung über diefelbe forporativ geordnet. Denn 
fie galt als Angelegenheit der Stadt und wurde daher von deren Organen und 
Beamten in verantwortlicher und rechenſchaftspflichtiger Weiſe ausgeübt??). 


36) Vgl. unten $ 30 u. 31. 

7) Bol. Ochs IL. 79. 395. TIL. 94. V.86f. Heiß, Zunftwefen 15 u. 1377. 
Pfaff, Ehlingen 141. 617. Förſtemann, Nordhaufen I. 111. 119f. Neu- 
mann, Görlig 110, Benfen, Rotenburg 338, 489. Fidicin I. 45. 49. IH, 
46. 129. Bair. Annalen v. 1833 ©. 413. 443, Jäger, Ulm 417. 419. 
Maurer 1. 503—507. 532. III. 127. 130. 

18) Bol. 3. B. über Köln Ennen, Geſch. II. 524]. 

10) Val. 3. DB. über die Stadtwage Jäger, Um 5985. G&emeiner, 
Regendburg II. 310. Pfaff, Ehlingen 224. Kriegk 320. Maurer II. 32, 
Etat. v. Ißny $ 29 b. Jäger, Magaz. II. 120. 

20) Bol. z. B. über die Hirfche im Stadtgraben v. Frankfurt a. M. Krieg, 
Bürgerth. 402 f. 

21) Bol. Ochs I. Alıf. 427. Hüllmann II 127. Donandt I. 828. 
Zimmermann 1. 299. Had II. 207. III. 427. Maurer IIL 144. 

22) Kölner Eidbuch v. 1341 a. 59 (unten Note 46). 

2) So ſchwören die kölnifchen Rathmannen nach dem Eidbuch b. Ennen u. 
Ederg I. 24 a. 62: dat sij der steede guit truweligin bewaren solin, zu int- 
fangin, uszgeven inde bescheidene reichte rechgenunge dan af doyn. Aehn- 
lich der Beifiger a. 75. Und den Waffenherrn wird in a. 70 aufgegeben: eyer 

I. 48 
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3. Bon ganz befonderer Wichtigkeit endlich für die Entwidlung der Stabt 
zur vermögensrechtlichen Perfönlichkeit war die Bildung einer Stadtkaſſe, 
welche durch mehr oder minder ftändige Einnahmen gefüllt, für alle ftädtijchen 
Ausgaben verwandt und als Eigenthum der Stadt betrachtet und ordnungs— 
mäßig verwaltet wurde. 

a. Die ftädtiihen Einnahmen fegten fi aus ſehr verſchiedenen Be— 
trägen zufammen, welche aber jämmtlich im Laufe der Zeit den Charakter öf- 
fentliher Einkünfte annahmen. 

Es gehörten dazu Bußen, ‚Gerichtögefälle, Eintragungsgebühren und ans 
derweite Sporteln; erblojer Nachlaß, herrenlofes und konfiscirtes Gut; Zinfe 
und Renten von Grundftüden und gewerblichen Anlagen; Zölle, Münzgefälle, 
Zudenjhußgelder, die Erträge de Salzmonopols und nußbarer Regale; Bür- 
gerrechtögelder und der Antheil an Gilde- und Zunftgebühren; Niederlagsgel« 
der, Marftitandsgelder, Abgaben für die Stadtwage, Gewerbezinje; der Ertrag 
der unmittelbar für die Stadt bewirthichafteten Landgüter, der von ihr betrie- 
benen Gewerbe und ihrer Handelsunternehmungen; Pacht- und Miethserträge 
von ftädtifhen Gütern und Rechten; Zinjen ftädtijcher Kapitalien; der Erlös 
aus veräußertem Stadteigentbum; außerordentliche Einnahmen, wie Kriegsbeute, 
Schadenserfaßgelder u. ſ. w. Dazu traten dann in Folge gefteigerter Bedürf- 
niße regelmäßige und einmalige Steuern, jowie zulegt die Aufnahme öffent- 
licher Anleihen. 

Urjprünglih wurden nun offenbar aud die ftädtijchen Einnahmen als 
Sejammteinfünfte alter Art vorgeftellt, jo daß man feinen Unterjchied darin 
fand, ob fie an die Gefammteinheit oder an alle Einzelnen fielen und ob fie 
für forporative Zwede des Gemeinwejend oder für gleichartige Sonderzwede 
der einzelnen Bürger verwandt wurden. Noch ſpäter findet fih ein 
Reit diefer Anſchaunng in einzelnen Städten darin, daß Bußen oder 
Bürgerrechtögelder, jtatt in einem Oefammtbetrage an die Stadt, in 
Einzelbeträgen an die einzelnen Bürger oder doch an die einzelnen 
Schöffen oder Rathmannen fallen jollen. So ordnet noch 1277 das Stadt 
recht von Weſel bei falſcher Beihuldigung eines tödtlichen oder ehrenrührigen 
Vergehens, die von einem Nichtbürger gegen einen Bürger erhoben tft, eine 
Buße von 12 Pfund an den Richter, 1 Pfund an jeden Schöffen und 6 leichten 
Pfennigen an jeden Bürger, der zu feinen Fahren gefommen ift, an‘). Und 


solin sij der stede gewer, wat kunne die sint, nemanne lenen noch geven, 
noch wat zu der stede buwe gehurt, die stat inbedorfs dan selver, der rait he 
ingeifs dan urlof. Auch in Frankfurt fhwören Schöffen und Rathmannen, 1373 
b. Boehmer 737: getrüwelich mit der stede gude umtzugeende dem rate 
u. der stad zum besten, und obe imant der stede gude inhabe, dasz isz der- 
selbe der stat kere unvertzogenlichen. 

4) Bei Gengler, Stadtr. 525 $ 13. — Bl. Stabtr. v. Eger v. 1279 ib, 
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es iſt biftorich ein Ueberbleibjel davon, wenn jpäter noch von Bußen und Ge- 
fällen beftimmte Antheile an den Rath oder andere Beamte fielen, obwol ber 
Gedanke des Gemeindeorgans die Verwandlung dieſer Antheile in eigned Recht 
verhinderte und fie vielmehr dem Begriff der Bejoldung unterwarf?®d). In voller 
Kraft zeigt fih die alte Anſchauung im Sabre 1106 in Worms, wenn hier 
die von einem unzünftigen Fiſcher feil gebotenen Fiſche Eonfiscirt und unter 
die Bollbürger gleihmäßig vertheilt werden follen 2%); aber bis in die fpätefte 
Zeit findet fi, wenn auch begrifflich anders gewandt, der Gebraud, Fiſche 
aus ſtädtiſchen Gewäßern und Mein aus ftädtiichen Kellern unter tie Rath. 
mannen zu vertheilen??,. Auch das Vertrinfen von Buhen und Gefällen findet 
fih Anfangs in den Städten??), und ſpät nocd erinnern daran die Schman« 
jereien und Gelage des Raths auf Stadtfejten ®). Alles dies beweift, daß 
auch in den Städten Anfangs die Gefammtbrit der Bürger ald Subjeft der 
ſtädtiſchen Einnahmen erſchien, und dal; es nichts Zufälliges ift, wenn der ur- 
jprüngliche und nie ganz verdrängte Sprachgebrauch den burgeren, der ge- 
meinde der burger, den civibus oder civibus universis, der universitas 
burgensium, tem Rath und den Bürgern u. ſ. w. büßen oder zahlen 
läßt 39), 

97f. $ 9: pro omni vulnere simplici leso 6 sol. et dimid. judiei et unicuique 
senatorum 12 den. persolvantur. W. v. Limburg b. Grimm I. 828. 

25) Vol. oben Note 179 u. 180 zu $ 28. 

26) Urk. b. Schannat II. 62: pisces ei auferantur atque inter urbanos 
aequaliter dividantur. Warum Arnold I. 171 unter urbani den Rath ver 
ftehen will, ift nicht erfichtlich. 

27) Vgl. 3. B. Urk. v. 1322 im Lüb. Urkb. 11. 377, wonach die Hälfte der 
Fiihe aus einem ftädtifchen Teich an die consules fallen fol, dies aber „zum 
Nupen der Stadt“ genannt wird. 

2) So in Ecyotten b. Grimm V. 246 $ 5. 

20) Bol. oben Note 179 u. 180 zu $ 28. 

20 Sp heiht ed in bejonderd charafterijtifcher Weile im Priv. f. Medebach v. 
1165 b. Seiberf I. 73f.: quicunque in M. habitare voluerit, quod ille eivi- 
bus dat, ad judicem non pertinet, sed ad communem utilitatem omnium civium. 
Bol. Priv. f. Quedlinburg v. 1134 b. Mencken, scriptores rer. Germ. III. 
1017: eives.. de omnibus que ad cibaria pertinent inter. se judicent et quae 
pro his a delinquentibus pro negligentia componantur, tres partes civibus 
quarta pars cedat in usum judicis. Jus Susat. $ 86: vadiabit burgensibus. 
Priv. f. Lübeck v. 1158 im Lüb. Urkb. I. 9 u. 10: medium solvatur ceivibus; .. 
medium civibus cedat; . . incolis ipsius civitatis persolvenda. Urf. v. 1233 
b. &acomblet II. 100: judieii emolumentum non civibus, sed mihi cedat. 
1276 ib. 406: opidanis solvere. 1265 ib. 3822: cives Col. denarios cerevisia- 
les et denarios qui dicuntur malepennige, quos a clericis et aliis personis 
receperunt, ammodo non reecipiant ab eisdem et de receptis satisfaciant. 
©. 324: faciet solutionem civibus. Priv, f. Bodenwerder v. 1287 b. Gengler, 

48* 
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Seitdem indeß die öffentlichen Bedürfniße ſich dergeftalt jteigerten, daß fie 
die gemeinen Einkünfte durchaus verſchlangen, und jeitdem zugleich die Indi- 
vidualbedürfnige der Bürger fich dergeftalt differenziirten, daß eine gleichmä- 
Bige Verwendung gemeinet Erträge für Alle jchwierig wurde, trat der Gedanke 
an die Gejammtvielheit mehr und mehr zurüd, wenn ſchon die Idee einer 
Möglichkeit und Rechtmäßigkeit der Verwendung der Gejammtbezüge für alle 
einzelnen Bollbürger noch lange im Hintergrunde jchlummerte. 

Begrifflih und im Princip unhaltbar mußte die alte Auffagung zuerft 
bezüglich der ftädtifchen Steuern werden, welche das außerordentliche und bald 
ftändige Bedürfniß hervorrief. Anfangs freilih mochte man die für bejtimmte 
Einzelzwecke verantalteten Umlagen als Beiträge anjehen, welche Alle aus 
ihrem Sonderbefig in die gemeinfame Kaffe Aller zufammenwarfen, damit fie 
für einen Allen gemeinjamen Zwed verwandt würden; man mochte aljo die 
Gefammtheit zugleich als zahlend und als empfangend betrachten, jo daß fie 
ih nur dort in ihrer Zerftreuung und bier in ihrer Zuſammenfaßung dar- 
ftellte3!). Als indeh die öffentliche und einheitliche Natur derjenigen Zwede, 
für welche Steuern erhoben wurden, immer jchärfer hervortrat; als die große 
Zahl und der verwidelte Charakter diefer Bedürfnige dahin führte, ftändige 
Steuern ohne Rückſicht auf das Bedürfniß des Augenblids einzurichten und 
eine den Einzelnen ihre Beiträge für immer entfremdende Kaffe zu bilden; als 
ſich unter den durch Steuern befriedigten Bedürfnigen ſolche mehrten, welche nicht 
unmittelbar von allen Einzelnen als die ihrigen empfunden wurden; als alle 
auch nicht zu den Vollbürgern gehörigen Glieder des Gemeinweſens den Steuern 
unterworfen wurden; ald der Rechtögrund der Steuerpflicht lediglich in der po- 
litifchen Unterwerfung unter die ftädtijche Gewalt zu liegen ſchien; als der 
von der Geſammtheit unabhängige Rath die Steuern ausfhrieb, erhob und 
verwendete; als jeder Einzelne die Steuerzahlung als ein Opfer an eine ihm 


Stadtr. 285. $ 4. 5. 6. 13. 15. 16. 31. 37. 38: civibus dabit, vadiabit. 
Grimm, W. I. 298 u. 299: was ainung da vallend, da sonnd zwen thayl 
sin der burgern. Ib. 845: emendam burgensibus. Urf. v. 1275 f. Breiſach 
b. Gengler 41f. $ 15: universitati burgensium . . persolvat. 1259 b. %a- 
comblet II. 263: von eininge et kure.. tertia pars sculteto, scabinis offi- 
ciatis et civibus Nussiensibus duae partes cedant. Grimm, ®. II. 343: 
dabit.. communitati 20 den. lev. U. f. w. 

3) Auf jolche Anfchauungsweife deutet noch dad Stadtr. v. Kyburg b. Grimm, 
W. IV. 337 8 2: das kein herr noch vogt zuo K. noch sonst niemant sy 
stüren soll weder lützel noch vil, den das sy selbs under enannder anlegent, 
durch des willen, das sy die bruggen u. brunnen mügen in ehren halten u. 
machen; dazu nach $ 3 auch Holz aus dem Walde. Auch die Ausdrücke communis 
collecta civium, communis civium contributio, civilis collecta u. j. w. erinnern 
daran. Bol. oben Note 46 u. 45 zu $ 27; Urk. v. 1154, 1184 u. 1212 6. 
Ennen u. Ederg I. 542. 589. IJ. 41. 229. 
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übergeordnete Macht, fich jelbit aber in feiner Weiſe mehr als Miteigenthü- 
mer bes daraus gebildeten gemeinen Bonds empfand, vielmehr das deutliche 
Bewußtjein des durch eine höhere Gewalt gegen ihn geübten Zwanges und der 
in der Hingabe bed Geldes enthaltenen Bereiherung eines anderen Subjektes 
hatte: da mußte die Vorftellung entjtehen und fiegreich fih Bahn brechen, daß 
die Steuern an eine jelbjtändige, einheitlihe, von der bloßen Gejammtheit 
Aller durchaus verjchiedene Perjönlichkeit entrichtet würden. Als diefe Perjön- 
lichkeit aber fonnte man nicht, wie dies der alten Denkweiſe entiprochen haben 
würde und in der That in den älteren Verbänden zu Gunften der jelbftändig 
gewordenen Beamten geichehen war, die jtädtijche Behörde jegen; denn fie war 
nur Organ, war Verwalterin fremden Rechts und überdies gerade in Steuer- 
jachen vielfach durch Beihluß der ganzen Bürgerjchaft gebunten. So fam man 
denn gerade hier zu der frühen und deutlichen Erkenntniß, daß die Stadt, das 
unfihtbare Gemeinwejen die jteuerempfangende Perſon jei??); daß für bie 
Stadt der Rath Steuern auszufchreiben, einzunehmen ° .d zu verwenden habe?) ; 
dak um der Stadt willen die Bürgerjchaft fich jelbft beſteureꝰ“). 

Nachdem nun aber einmal nad Einer Richtung hin die vermögensrecdht« 
liche Perfönlichkeit der Stadt klar erfannt war, mußte diejelbe in Bezug auf 
alle andern Einkünfte, welche in die gleiche Kaffe floßen und den gleichen 
Zweden dienten, ald Subjeft begriffen werden. Doc vollzog ſich bier wie 
überall die Entwicklung allmälig und ftufenweije, was fi ſchon aus der fort- 
Ihreitenden Verſchärfung der urkundlichen Ausdrucksweiſe erkennen läßt. 

Zunächſt begnügte man fi) mit der Angabe der äußeren Thatjache, daß 
die Einnahmen in eine befondere Kaffe, Büchſe oder Kammer, zum gemeinen 


32) Bol. oben Note 159 zu $ 28. W. v. Dambach b. Grimm V. 405 8 4: 
daz das ungelt der statt sol sin. 1b. III. 599: der stadt stewer und bete. 
1. 763 8 32. 

3) Vol. oben Note 47 zu $ 27. Regensburger Priv. v. 1230 8 22: ad 
usum civitatis. Urf, v. 1244 b. Gudenus I. 581 N. 9: item pecuniam, quae 
vulgariter dieitur ungelt, quam in civitate nunc habent, stare permittimus, 
quamdiu expediens fuerit civitati. Urt, v. 1250 im üb. Urfb. I. 152: cum 
cives communem dant collectam ad usus civitatis; 1291 6. Boehmer 261: con- 
tribuciones pro necessitatibus opidi nostri; ad usus communes. 1318 ib. 447: 
K. Ludwig erlaubt dem Frankfurter Rath, eine Mahl- u. Getreidefteuer zu erheben: 
et pecuniam inde collectam ad communes necessarios usus vestros et oppidi 
nostri perdicti convertatis. Priv. f. MWittftof v. 1275 b. Gengler, Stadtr. 
556 $ 2: civitati ad commodum, presentent ad usus civitatis consulibus ci- 
vitatis, 

4) 3. 8. in ber Urf. v. 1308 b. Hontheim II. 35: der Erzblihof erkennt 
die Befugniß der scabini et communitas an: quod pro suis et civitatis necessi- 
tatibus et utilitatibus valeant interse, communi assensu eorum interveniente, 
onus vel talliam, quod vulgariter dieitur ungelt, imponere sibi ipsis, prout 
eis videbitur expedire. 
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Gut, in die arca publica, die fabrica civitatis, die ſtädtiſche Rentenfammer 
u. ſ. w. floßen. 

So ſagen ſchon 1159 die rectores, judices et populus Colonienses: 
nobis in commune pro suo excessu 10 marcas . . componat®). Da: 
mit ift nun zwar mittelbar bereit ausgedrüdt, daß die Stadt als ſolche die 
Einkünfte bezieht: allein es findet ſich doch zunächſt nur der Äußere Umftand 
mit Bewußtfein ausgejprochen, daß diejelben aus dem Gewahrjam des Ein- 
zelnen in eine für gemeinfame Zwecke abgejonderte und von bejondern Behör- 
den nad beftimmten Regeln verwaltete Gemeindefafje abgeführt werden. 

Sodann wurde ed bejonders üblih, den Rechtscharakter ſtädtiſcher Ein- 
nahmen durch den Hinweis auf ihre Beitimmung zu bezeichnen. Man hob 
zunächft eim einzelnes beſonders hervorragendes Bedürfniß des einheitlichen 
Gemeinweſens ald dasjenige hervor, dem gewiße Einnahmen dienen jollten. 
Namentlih war ed „der Städte Bau,” d. h. die Anlage und Injtandhaltung 
von Befeftigungswerken und öffentlichen Gebäuden, wozu ftädtijche Gelder im 
Sntereffe des gemeinen Weſens verbraucht wurden. Deshalb heißt es jchon 
in ber Freiburger Gründungsurfunde von 1120, ein Drittel der erblofen Ver— 
laßenſchaft werde zu der Stadt Bau gegeben 9%); deshalb erlaubte 1212 
Dtto IV. der universitas civium Coloniensium, drei Jahre lany eine Mahl- 
und Brauftener zur Bejtreitung der für den Feſtungsbau und die Stadt- 
mauern erforderlichen Koften zu erheben 39); und deshalb blieb es auch jonit 
üblich, öffentliche Zahlungen an die Stadt, wie Steuern, Geldſtrafen u. |. w., 
als Zahlungen für die Befeftigung, den Bau von Mauern und Thoren u. f. w. 
zu charafterifiren 9), Oder man gab einen andern öffentlichen Zweck, einer 


355) Racomblet I. 275. Urk. v. 1255 b. Boehmer 107: sub pena X 
marc. Col. ad fabricam cujusque civitatis, Ennen I. 679: die Erbzinjen bes 
Wollenamtd giengen auf Die Nentenfammer über. Münchener Stadtr, b. Auer 
157 art. 4ll: camera. 

3%) Gengler, Stadtr. 125 $ 3: prima pars pro salute anime sue eroga- 
bitur in usus pauperum; secunda ad edificationem civitatis aut ad ornamentum 
ejusdem oratorii exhibebitur; tercia duci impendetur. Aehnlich im Stadtrodel b. 
Schreiber I. 12: una pars pro remedio anime sue, altera domino, tercia 
dabitur ad. municionem civitatis, Dagegen findet fih im Stadtr. v. 1293 ib. 129 
ſchon die fpäter technifche Redeweiſe: einen teil dur siner seele willen und den 
andern teil dem herren und den dritteil an die stat, 

3) Ennen u. Eckertz II. 41: pro munitione et opere civitatis . .. dena- 
rium unum. 

s, 3. B. Priv. f. Dieffenhofen v. 1178 b. Gengler 80 $ 2: secunda pars 
ad munitionem villae. Priv. f. Altendorf v. 1256 ib. 6 $ 9: duae partes 
cedent ad munitionem civitatis. Priv. f. Dubeldorf v. 1345 ib. 90 $ 4: pe- 
cuniam ad structuram muri et munitionis oppidi de Dudelendorp praedicti 
pertinentem inter omnes et singulos infra ipsum murum commorantes, uni- 


$ 29. Die Stabtperfönlichkeit im Privatredt. 759 


Kriegszug, eine von der Stadt verwirfte Buße, eine landeöherrliche Bebe, 
niht nur als Grund, fjondern auch ald Berwendungsart ftädtiicher Umla— 
gen an ®9), 

MWelter gieng man dazu über, das Wohl und den Nußen ded gemeinen 
Weſens im Allgemeinen ald Beltimmung der öffentlichen Einkünfte hinzu- 
ftellen und diefelben dadurch ald etwas von bloßen Gefammtbezügen Verſchie— 
denes zu charafterifiren, dat man von Zahlungen, Bußen, Anfällen oder Ver: 
wendungen zum gemeinen Nußen der Stadt, ad commune opus oppidi, ad 
usus eivitatis, zu der Stadt Nußen und Urbar, zu der Stadt gemeinem 
Nuten und Nothdurft u. ſ. w. jpracd 0). 

Endlich wurde es die allgemeine und technijche Ausdrucksweiſe, die Stadt 
jelbft als Subjekt der öffentlihen Einnahmen zu bezeichnen. Man fagte nun 
bezüglich aller Arten von Gefällen und Zinfen, von Abgaben und Aufnahme: 
geldern, von Buhen und Strafgeldern, von Zöllen und Gebühren, von Ber- 
kaufs- und Pachterlös, von erblojen und ftrafgerichtlichen Anfällen, von Ent- 
ſchädigungsſummen und friedlihen wie Friegerifchen Erwerbungen, es werde 
„der Stadt” gezahlt, gegeben, gebüht, gewettet, rejtituirt #), „die Stadt“ 


cuique prout suae competit facultati, distribuendi, colligendi etc. Priv. f. 
Rügenwalde v. 1312 ib. 388 f. $ 4: tertiam partem ad portum, hoc est boll- 
werk, restaurandum. Priv. f. Regenöburg v. 1230 b. Gemeiner I. 327; f. 
Koblenz v. 1258 u. 1276 b. Günther II. 290 u. 417; f. Bonn v. 1318 b. La— 
comblet, Ardiv II. 85; f. Coesfeld v. 1303 b. Niefert II. 484; Chronif v. 
Augsburg I. 157 f. 

Bol. 3. B. Ennen u. Ederg 11. 229, Arnold I. 257. uw. oben 
Note 31. 

0) Vol. oben Note 33. Berner 1208 6. Boehmer, fontes Il. 217: ad com- 
mune opus eivitatis, 1287 im Lüb. Urfb. 474: ad usus nostre civitatis. Priv. 
f. Lechnich v. 1279 b. Gengler, Stabtr. 241f. $19. 21: ad usus oppidi; 8 27: 
quod theloneum, quod ascisia dicitur, eis permaneat perpetuo libere et solute 
ad meliorandum opidum predictum et alia quaecungue fuerint opidi neces- 
saria; f. Grech v. 1242 ib. 170 8 5: Buße ad usus civitatis; ad communes usus; 
8 12: %% des erblofen Nachlaßes ad utilitatem civitatis reservetur. 1259 b. 
Ennen u. Eder II. 421: ad vestre opus eivitatis solvent; Eidb. v. 1328 
ib. I. 7 a. 22: in usus civitatis convertere. 1314 b. Seibertz II. 133: in 
usus et structuram ejusdem oppidi vadiabit. 1262 b. Zacomblet If. 292: 
der stait in gemeinre kost und nutz. 1368 b. Schreiber I. 537: ein Drittel 
der Steuern u. Dienfte der Juden sal gevallen uns zuo der stat gemeinem nutz 
u. notdurft. Priv. f. Hörde v. 1340 b. Gengler 198f. $ 14: deme rayde 
tho beteringhe erer stat. W. v. Suefteren v. 1260 b. Grimm III. 862: von 
Allmendbußen bina pars . . cedit eivibus ad communem utilitatem villae 
Suesteriensis. 

N Mol. viele Belege oben in Note 89. 90. 137. 138 u. 140 zu 8 28; ferner 
Urf. v. 1233 b. Racomblet II. 100: civitati cedet emolumentum; 1241 ib. 
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empfange, folle haben, hefite, erhebe, ergreife, nehme in ihre Hand u. ſ. w. 42). 
Und man faßte nunmehr dies Alles als „der Stadt Einnahmen" oder Ein- 
fommen zufammen *). 

Die Durchführung einer derartigen Anjhauungsweije hatte die wichtig. 
ften rechtlichen Folgen. War die Stadt als joldhe Subjekt der Einkünfte, jo 
war auch nur deren Verwendung für die Stadt rechtmäßig, jede andere Ver« 
wendung ein Unrecht. Verwendung für die Stadt lag aber nur vor, wenn Zwede 
des Gemeinwefend erfüllt wurden. Man wurde fich daher klar bewußt, daß alle 
Einkünfte der Stadt zur Vermehrung des gemeinen Weſens, „ad augendam 
rempublicam“ oder „ad augmentationem reipublicae“, zufielen #). Und jebe 


132. 1286 im Lüb. Urfb. 11. 1032: concessit civitati. 1318 ib. 309: civitati 
restituetur. Braunfchweiger Stadtr. $ 4, Hannov. v. 1242 $ 6, Eger v. 1279 
8 5, Priv. v. 1245 $ 3 u. 13 b. Gengler, Stadtr. 36. 186. 99. 206. Stadtr. 
v. Hörde v. 1340 ib. 198f. $ 18: so wey burger werden well, dey sal geven 
der stat; $ 19: busze.. der stat; $ 20: so wey in der stat eyn huisz eve 
ene wort kopet, dey sal geven der stat. Münfterer Schöffenweisth. v. 1326 
ib. 304 f. 8 24. 25; Priv. f. Nügenmwalde v. 1312 ib. 388 f. $ 2.5. 10; Verbener 
Stat. v. 1330 ib. 507. $ 5 (so scole dat erve to voren der stad horen). 12. 
15. 18. 27. Urk. v. 1347 im Lüb. Urkb. II. 822 u. lüb. Zunftrolle b. Wehr« 
mann 876: civitati vadiabit. Zunftr. v. 1385 ib. 259: der statt wedden. 
Url. v. Colmar v. 1278 u. v. Biel v. 1296 b. Trouillat II nr. 239 u. 464 
©. 302 u. 600. Zimmermann 1.184. II, Urkb. 7f. W. v. Warburg v. 1312 
b. Grimm V. 81: civitati dabit; v. Dambach ib. 405 $ 3: das sollich gebot 
der sta&t sin; $ 4: daz das ungelt der statt soll sin. W. der Etadt Neu- 
til ib. 1. 299: u. soll der statt ir rechtung von denen potten behalten sijn 
Befonderd häufig heißt ed in dem kölniſchen Eidbuch v. 1823 b. Ennen u- 
Eder II. 1f. „solvere eivitati* (3.8. a. 5. 7. 9. 13. 14. 51. 54), „dit dir- 
deil der steede“ (a. 4), „der steede gnoich gedain“ (a. 2), „der steede gelden“ 
(a. 58) und ähnlich. 

2) Vgl. oben $ 28 Note 138: scal hebben er stat; civitas.. sortietur; 
eivitas ... tollet; Note 140: civitas habebit; Note 161: die staid sal behalden; 
sal niemen. üb. Zollrollen v. 1220 u. 1226 im Lüb. Urfb., wo ed oft heißt: 
advocatus terciam partem, civitas duas accipiet; oder auch duae civitati cedent; 
vinum vero spectat ad civitatem. Urf, v. 1344 b. Tzſchoppe u. Stenzel 
544 $ 4 u. 6: daz sal die stat nemen gebezirt. Münfterer W. b. Gengler 
304 f. $ 55: quidquid lucratur judicium et civitas. 

3) Bol. 3. B. Teymlers Stadtbuch v. Frankfurt a. DO. b. Zimmermann 
II, Urkb. 7f., wo „der stadt innems“ im Einzelnen aufgezählt wird. Köln. 
Eidbuch v. 1328 b. Ennen u. Ederß I. ıf. a. 20, 23 u. öfter: redditus civi- 
tatis, Ib. 432: der steede assijssen zo verpechten; .. weweil he de stat 
groflich gehindert hadde an yrre stede renten u. assijssen. 1300 &.Schannat 
156. 1248 b. Schreiber 55: omnes collectas civitatis nostre. _ 

) Bol. 3. B. Etadtr. v. Weſel v. 1277 b. Gengler 524 $ 21: tertia 
pars (sc. hereditatis) civitati ad augendam rempublicam; — der stadt thoe 
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Verwendung ftädtifcher Bezüge für andre als rein ftaatliche Zwede der Stadt 
empfand man als einen Mißbrauch. Befonderd waren ed die inneren Partei- 
kämpfe, welche, indem ben Herrichenden faſt regelmäßig der Vorwurf einer Ver- 
wendung bon ftädtiihen Einkünften für Sonderinterefjen gemacht wurde, zur 
feften Ausprägung des Rechtsgrundſatzes führten, daß alle ſtädtiſchen Einkünfte, 
Renten und Abgaben in die öffentliche Kaffe abgeführt und lediglich zum 
Nugen ded gemeinen Weſens verwandt werden jollten %) Man fühlte fogar 
das Bedürfniß, einzelne herkömmliche Berwenbungsarten, welche mit jenem 
Princip im Widerfprud zu ftehen jchienen, damit in Einklang zu feßen, in- 
dem man fie theild aus dem Begriff der Bejoldung, des Lohnes für befondere 
Dienfte oder einer Ehrenausgabe der Stadt zu rechtfertigen, theild zu beichrän- 
fen ſuchte. So wurde in Köln der Mißbrauch der Rathsichmaufereien auf 
Stabifoften gejeglih eingejhränft; nur wenn es die Stadt als ſolche angehe, 
indem ihre Ehre es erforbere, jollte der Rath von der Stadt Gut ein außer- 
ordentliches Eſſen halten dürfen 4%). Alſo ganz der Gefihtspunft unjerer heu- 
tigen ftädtijchen Feſteſſen! 

Indem man nun aber weiter nah Mitteln zur praftiichen Verwirklichung 
folder Grundjäge juchte, mußte man mehr und mehr zu einem geregelten 
Stadthaushalt, zur Fürforge für gehörige Verwaltung und Rechnungslegung 
und zur Einrichtung georbneter Finanzkontrollen gelangen 4°). 

Endlich hatte die neue Auffahung ber öffentlihen Einkünfte auch auf 
vermeringhe desz gemeynen guedes; $ 22: Wette für Hausfriebensbrud civi- 
tati ad augendam rempublicam. Urf. v. 1241 b. Racomblet II. 132: duae 
partes... hereditatis cedent nobis et tertia pars civitati ad augendam rem- 
publicam. 1308 ib. III. 55: von der Buße für Errichtung einer Einung foll die 
Hälfte dem Herrn gezahlt werden, media pars opido ad augmentationem rei- 
publice solvenda. 

*) So wurde 1258 bei dem Schiedsiprud in Köln das Verlangen aud« 
geiprocdhen: quod hii qui recipiunt collectas et redditus civitatis seu emer- 
gentia singulis annis publicam faciant oomputationem, et quod inventum fuerit, 
in archa publica deponetur, ita quod ad usus reipublicae expendatur. Der Schieds- 
ſpruch ordnet hierauf Verwaltung, Rechnungslegung und Kontrolle; die letztere aber 
foll dahin gehen, ut ea quae proveniunt non nisi ad usus reipublice expendantur. 
Lacomblet 11. 244 f. Pal. Tu. I ©. 323 Note 45. Urk. v. 1300 b. Schannat 
11. 156: daz ungelt bekeren u. bewenden .. an der stede buwe und an der 
stede nuz. 

6) Eidbuch v. 1341 b. Ennen u. Ederg I. 23 a. 57: ever so sol man 
deme rade engein cruyt geven van der stede gute; a. 59: ever so sal der 
rait gemeynligen noch neman van in sunderligin eynch essen haven heime- 
ligen, noch offenbair van der steede guite noch zu essen lenen up der steede 
guit, id enge sunderligin die stat an, also dat sy der steede und irs selvis ere da 
ane bewarin. Vgl. auch Enuen II. 538 u. oben Note 179 u. 180 zu $ 28, 

47) Bol. unten ©. 766. 
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den Mebergang von ber Naturalwirthichaft zur Geldwirthfchaft erheblichen Ein» 
flug. Denn zur Beitreitung der öffentlihen Bedürfniße des ftädtifchen Ge- 
meinwejens war im Wejentlichen nur Geld geeignet. Deshalb wurden in der 
That die meilten ftädtifchen Steuern, Zinfe, Buben und Gefälle von vorn» 
herein in Geld erhoben; oder fie wurden, wie das Ungelt von Wein und 
Korn, die Kornzinfe, die Bußen in Getränken, die Naturalzölle, bald in Geld— 
feiltungen verwandelt; oder fie wurden, wie die Erträge ſtädtiſcher Landgüter, 
Allmendfrüchte, erblojes oder Fonfiscirtes Gut, zum Beſten der Stadtkaſſe ver- 
filbert. 

b. Wie die Einnahmen, wurden die Ausgaben für ftädtiiche Zwecke 
allmälig zu öffentlichen Ausgaben eines ftaatlihen Gemeinwefens. 

Urfprünglih zwar mochte man darin Ausgaben der Geſammtheit ſehen, 
jo daß ed ein innerlich gleichartiger Borgang zu fein fchien, wenn alle einzel- 
nen Bürger Jeder -für fi dem Kaijer oder Landesherrn einen Zins zahlten 
oder ein Darlehen für ihn zuſammenbrachten, und wenn die Stabtbehörbe 
als Vertreterin der Geſammtheit den gefammelten Betrag in Ginem als 
Steuer, Darlehen oder Geſchenk hingab #). Man mochte auch in den Aus— 
gaben für innere ftädtifche Angelegenheiten, wenn fie der Rath aus der Stadt: 
faffe machte, nur eine durch die Vertreter der Geſammtheit bewirkte Ausgabe 
Aller von dem Allen gemeinen Gut erbliden #). Und in Erinnerung diejer 
älteren Auffaßung blieb es lange gebräuchlich, von Zahlungen der Bürger ge« 
meinlidh, der Bürgergejammtheit, der Bürger, des Raths und der Bürgerichaft 
u. ſ. w. zu fprechen *0). 

Te mehr ſich indeß das ſtädtiſche Gemeinweſen ausbildete, defto ſchärfer 


—— — 


#) So bei den älteften ftädtifchen Darlehen an Kaiſer und Fürften, die auch 
vermutblich nicht durch Entleerung einer vorhandenen Stadtkaffe, fondern durch Zu- 
fammenichießen zu Stande famen. Vgl. Pertz VI. 744, wonad die Kölner 1107 
an Heinrich V. 6000 Pfund Eilber gaben, damit er die Belagerung aufhebe; Urf. 
v. 1174 b. Ennen u. Ederk 1. 570, wonad die Bürger gegen Berpfändung der 
Münzgefälle dem Erzbifchof 100 Mark Leihen (fideles nostri cives Col. nobis 
prestiterunt). Ebenſo aber drüdt das Priv. f. Nürnberg. v. 1219 (oben Note 29 
z. 8 28) das den Bürgern bejtätigte Recht nicht dahin aus, daß Steuern nur von 
der Stadt und nie von den einzelnen Bürgern gezahlt werden follten, fondern dahin, 
daß die Bürger nicht jonderlich, fondern nur gemeinlic ein Teder nach Vermögen 
(non particulatim sed in communi quilibet pro posse) zu zahlen hätten, 

So heißt e8 in dem Älteften Strasburger Recht ohne Angabe der zahlen. 
den Perfon in art. 107: clausuras et catenas ad portas civitatis observandas 
datis sibi de republica sumtibus et expensis facere debent; und sol man in 
geben von dem gemeine gut der coste. Walter, Corp. J. G. IH. 796. Bal. 
Münchener Stadtr. b. Auer 178 a. 465: auz der chamer gelten. 

so) Beiſpiele in Note 33 u. 34 zu $ 28 u. unten. Auch Grimm, W. J. 
346 — 848. 
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ſchied man die von allen einzelnen Bürgern aus individuellen Gründen und 
die von der Stadt um öffentlicher Zwede willen gemachten Ausgaben. Was 
die Einzelnen ald Einzelne, wenn aud alle VBollbürger gleihmäßig, traf, wie 
der etwa einem Stadtheren allgemein zu zahlende Häuferzins >), fiel aus ber 
Sphäre des jtädtiichen Haushalts heraus. Soweit indeh die Geſammtaus— 
gaben einheitlicher und öffentlicher Natur waren, trat die Stadt an die Stelle» 
der Gejammtheit. Denn wie in politiicher jo ſchob auch in finanzieller Be- 
ziehung die Stadt fi) zwijchen höhere Gewaltherrn und ihre einzelnen Bür- 
ger 2), übernahm den völferrechtlichen Geldverfehr mit andern Städten, Fürften 
und Heren ®), und trat endlich aucd bezüglich der nach innen dur das Ge- 
meinwohl geforderten Ausgaben über die Summe aller ihrer Glieder. In— 
dem bier überall weder die Gefammtheit noch ein bejonderer Gefammtbevoll- 
mächtigter, jondern der Rath als jtändiges und jelbjtändiges Organ handelnd 
auftrat; indem die Ausgaben ſämmtlich nicht durch zufammengebrachte Einzel- 
beiträge gededt, jondern aus der ftändigen Stadtkaffe und den regelmäßigen 
öffentlichen Einkünften, im Nothrall aus außerordintlihen Steuern von ftaat- 
lihem Charakter oder aus öffentlichen von der Stadt als folcher aufgenom- 
menen Anleihen beitritten wurden; indem Ausgaben diefer Art lediglich für 
öffentliche Zwede ded Gemeinweiens gemacht werden durften >4); indem hier- 
über Rechnungslegung, Verantwortlichkeit und Kontrolle eingeführt wurde; 
indem der Ginzelne, wenn der Rath aus der Stadtkaffe für öffentliche Zwecke 
zahlte, darin immer weniger eine auch von ihm durch einen Bevollmächtigten 
für ein auch ihn unmittelbar treffendes Bedürfniß vorgenommene Theilzah— 
lung jehen konnte: mußte fi der Gedanfe Bahn brechen, daß alle ſolche Aus- 
gaben öffentliche Ausgaben des Gemeinweſens feien. 

Die Stadt als ſolche war es daher nunmehr, welche wegen der aus 
ihrem politijchen Unterwerfungsverhältniß folgenden Verpflichtung die Steuern 
und Beten jowie freiwillige und unfreiwillige Darlehen an Kaifer und Lan— 
deöherren gab >). Die Stadt als jolde bezahlte die Koften für den Erwerb 
von Privilegien, Gerichtöbarfeit und nußbaren Rechten, von Herrſchaften, 
Burgen und Landgütern 9), Die Stadt trug aus ihren Mitteln die Koften 
der Kriege und Fehden, die jie führte, der Beiträge und Subfidien für Bun: 
deszwecke, des gejammten auswärtigen Verkehrs 67). Sie bezahlte indbefondere 
die von ihr entiandten Bevollmächtigten und Gefandten, ihre Vertreter auf 


5) Note 81 u. 35 zu $ 26. 

52) Mote 26—87 zu $ 28. 

53) Mote 89. 91 zu $ 28. 

54) Val. oben Note 23. 33. 36—40. 44—46. 

5) Bol. oben Note 27. 29—37 zu $ 28. 

56) Val. & 26, bei. Note 36 u. $ 28 Note 54—63. 

7) Bol. oben Note 89 zu 8 28. Ennen, Geh. II. 533— 536, wo zugleid, 
die Koften einzelner Grpeditionen der Etadt Köln genau zujammengeftellt find. 
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Reichötagen, Landtagen und Städtetagen, ihre Handelöngenten, ihre Proceh- 
vertreter, ihre Boten u. j. w., welche ſämmtlich auf Koſten der Stadt reijten 
und zehrten, ftädtiiches Geld für die Angelegenheiten ihrer Vollmachtgeberin 
aufwandten, genaue Liquidationen über ihre Koften und Auslagen aufftellten 
und nad gehöriger Rechnungslegung Erſatz und Lohn erhielten 9). Die 
Stadt betritt gleichsfalld aus ihrer Kaffe den Sold ihrer zahlreichen Diener 
Helfer und Soldtruppen 59%). Sie zahlte die auf ihre Kammer ober ihr lie- 
gendes Gut gelegten Renten und Zinfe und die Zinfen ihrer Schuld 6%). Gie 
leiftete Bußen und Schadenserſatz 61), vertrat in diefer Beziehung die in 
ihrem Dienst handelnden Perfonen2) und Fam diefen für den im Dienft er- 
littenen ungewöhnlihen Schaden auf). Die Stadt bejoldete ihre zahlreichen 
Beamten und Diener und bezahlte die von ihr angenommenen Künftler, Hand- 


Arnold II. 2725. Vgl. au b. Weizfäder, deut. Reichstagsakten Bd. I die 
Zufammenftellung der Koften Nürnbergs beim Städtetag v. 1377 ©. 193 Note 1; 
der Koften Frankfurts bei den Reichötagen von 1379, 1380, 1881, 1332 u. 1384 
fowie Nürnbergd bei den Reichätagen v. 1381 bis 1385 ib. ©. 265. 270. 278. 
325. 329. 355. 435. 458. 224. 308. 326. 329. 355. 419. 434. 459. ferner über 
diefe und andre Ausgaben in auswärtigen Angelegenheiten von Nürnberg 430. 459, 
538. 510. 549; von Frankfurt 458 u. 539; von Rotenburg 359. 391. 420. 

5 Man vgl. namentlich die verfchiednen Rechenſchaftsberichte Tübifcher Ge- 
fandten im Lüb. Urkb., 3. DB. die des Reinefin Mornewech v. 1290 ib. I. 503 f. 
510—512. I. 58—64. Die Nusgabepoften beftehen meift in Auslagen, die ent- 
weder in Gemäßheit einer Verpflichtung ber Stadt gemacht find („nomine et ex 
parte civitatis Lubecensis dare et solvere“), oder in den Nugen ber Stabt 
verwandt find („ad opus et utilitatem civitatis Lubecensis“). Sie werben zu- 
fammengefaßt mit ven Worten: „hec sunt particule denariorum, quos Reynekinus 
Mornewegh solvit et exposuit pro civitate Lubicensi“. Dagegen werden die 
Namend der Stadt erhobnen Einnahmen in Rechnung geftellt unter der Rubrif: 
„hec est receptio mornewegh ex parte civitatis Lubecensis“. Bezüglich Kölns 
vgl. Ennen I. 532f. Boten „uff der stede kost“ 1359 b. Boehmer 650. 
Nürnberger Gefanbtichaftäfoften b. Weizfäder, Deut. Reichötagsalten I. 509 f. 
und ftäbtifche Rechnungen überhaupt ib. 855 —360. 509—512. 583. 

89) Bol. oben Note 113 zn 8 25. Weizfäder, D. R. T. A. 1 Nr. 59 ©. 
85 f., wo eö öfter beißt: usgebin den, die der staid verbunden sind und der 
stede seldenern und dienern. 

0) Bgl. oben Note 25 zu $ 26 u. Ennen II. 539. 

1) Urf. v. 1359 b. Lacomblet III. 500: die stadt... soll bezalen alle 
die kost u. bessern die schande, die wir andern stete davon hetten. 1257 
ib. II. 235: die bezzerunge van der stait is aldus. 

62) Dal. oben Note 114 zu $ 28. 

ed) In den Soldverträgen pflegte ausgemacht zu werten, daß die Stabt für 
feinen andern im Dienft erlittenen Schaden aufzulommen haben als für gefallene 
Pferde. Ennen II. 534. Heilung der „von ber Stadt wegen Verwundeten“ auf 
Stabtloften b. Kriegf, Bürgerth. ©. 524. 
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werfer und Arbeiter), Die Stadt trug die Koften der Herftellung und Un— 
terhaltung aller öffentlichen Bauten, der Mauern, Thore und Thürme, ber 
Brücden, Brunnen und Straßen, der Gerichts. und Rathhäuſer, der gemein- 
nüßigen und gewerblichen Anjtalten®). Die Stadt beichaffte und erhielt mit 
ihren Mitteln ihr gefammtes beweglichee Gut, Waffen- und Kriegäwerkzeuge 
wie Kunft- und ‚Unterrichtögegenitände, Mobiliar und Geräth wie Kleider und 
Uniformen ), zahlte auch den Miethszins für die nicht felten für Aufbewah- 
rung ihrer Vorräthe gemietheten Keller und Häufer®”). Die Stadt gab aber 
nicht blos für ihren „Nutzen,“ jondern au für ihre „Ehre“ öffentliche Mittel 
ber. So veranftaltete fie auf ihre Koften beim Rathswechſel, bei Rehnungs- 
Tegungen, bei XZurnieren, an hohen Feittagen, bei freudigen Gelegenheiten 
Feſtſchmauſereien und öffentliche Luftbarfeiten #). So vertheilte fie Almojen 
an die Armen, jorgte für wohlthätige Anftalten, bezahlte Proceſſionskoſten und 
ftiftete Glocken und Kerzen in die Kirchen 9), So überreichte fie mehr oder 
minder foftbare Geichenfe an den Kaifer und die Kaijerin, den Biſchof und 
den Landesherrn, an königliche oder fürftliche Kämmerer und Räthe, an Boten, 
welche freudige Nachrichten überbrachten 79). 

Alle dieje und andere Ausgaben fahte man als „der Stadt Ausgaben“ 





4) Bol. oben Note 131. 155. 157. 166—172 zu $ 23, bef. die Ausdrüde: 
civitas dat redditus; dis sint die lone, die diu stat git. 

6) Vol. Note 152—156 zu $ 28. Arnold II. 271f. Ennen II. 588. 
Auh oben Note 9. 36—38. Ferner W. der Zent Lohr b. Grimm, IIL 533, 
wonad) zum Bau oder zur Beherung des Zenthaufes die stat .. das halbteil und 
das zentvolk das ander teil giebt; bier foll auch „die stadt“ die Hälfte der 
Hinrichtungskoſten, ſowie der Koften des Fangens jchädlicher Thiere geben. 

66) Vgl. oben Note 15—21. Ennen II. 526f. 533. 541. 

*”) Ennen II. 542. 

*s, Bol. oben Note 46 und viele andre Beftimmungen in den fölnifchen Eid- 
büchern des 14. Jahrh. b. Ennen u. Ederg I. 1f. Auch über die Bezahlung 
der Schmaufereien zur Feier des Sieges Über die Weber aus der Stadtkaffe Ennen 
11. 676. Ferner oben Mote 157 zu $ 28. Beſonders aber die ausführliche Zu- 
fammenftellung ber Koften, welche die Stadt Frankfurt bei ber Wahl und Krönung 
von 1376 hatte, b. Weizfäder, D. R. T. U. I Nr. 59 ©. 85—89, fowie ber 
Koften der Stadt Achen bei der Krönung von Wenzel i. 3. 1376 ib. Nr. 100 ©. 
164— 182. Im erfteren Fall heißt ed: usgebin u. zerunge in der stede ere 
und nutz, 

) Bol. oben Note 152 zu $ 28. Ennen II. 542—544. Urf. v. 1262 im 
Lub. Urkb. I. 247 f.: dabuntur expensae pauperibus ex parte civitatis. In ber 
Stadt Münzenberg wurbe noch 1427 jedem Bürgerfohn, der die erfte Meffe fingt, 
„ein firtel wins von der stede wegen“ gegeben; ebenjo 6 Biertel bei jeder Che; 
Grimm, W. V. 262 $ 29. 

”0) Arnold II. 269—270. Ennen II. 589-542. Krieg, Bürgerth. 
294 f. 460f. 
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oder „Koften der Stadt” zujammen 749). Sole Ausgaben waren nur dann 
rechtmäßig, wenn fie die Erfüllung einer Nechtöpflicht der Stadt enthielten 
oder aber „den Nußen und die Ehre der Stadt“ förderten??). Zu ihrer Be- 
jtreitung fonnten natürlih nur Mittel der Stadt, alfo ihr vorhandenes Ver— 
mögen und ihre öffentlichen jei es regelmäßigen fei es um des außerordentlichen 
Bedürfniges willen erhöhten Einfünfte verwandt werden. Handelnd aufzu- 
treten hatten dabei die vollziehenden Behörden der Stadt. Aber fie waren rechen- 
ichaftspflichtig, verantwortlih und regelmäßiger Kontrolle unterworfen. 

c. Indem jo öffentlihe Einnahmen wie Ausgaben in der Perjönlichkert 
der Stadt ihren Mittelpunkt fanden, mußte es zur Bildung einer einheitlichen 
und ftändigen öffentlichen Kaſſe, wie fiesden Landgemeinden unbefannt war, 
fonmen. Dieje Kaffe, arca publica, fabrica civitatis, respublica oder „das 
gemeine Gut“ 3), der Stadt Sedel, Rentenfammer, jpäter allgemein „Käm- 
merei“ genannt, war mit ihrem gejammten Inhalt Cigentbum der Stadt’*), 
Dieſes Eigenthum war an fih gewöhnlides Privateigenthum. Weil es aber 
das Eigenthum eined Gemeinwejeng, nicht einer Einzelperfjon war, hieng die 
Verfügungsbefugnig darüber von der innern Verfaßung der Stadt ab; und 
weil die Zwede des Gemeinwejeng, dem es gehörte, ftaatliher Natur waren 
war es jelbft ein für öffentliche Zwecke bejtimmtes öffentliches Gut. Deshalt 
war zum Unterjchied von dem Vermögen eines Einzelnen die Anordnung einer 
gehörigen Verwaltung, Rechnungslegung und Kontrolle der Stadtkaffe ein Ge- 
genftand öffentlichrechtlicher Beftimmungen, wie fie befonters die Zunftbewe. 
gungen in großer Zahl bervorriefen. Meift wurde die Verwaltung unter 
Dberaufjicht des Raths einer befonderen Behörde, oft unter Vertheilung meh— 
verer nur zufammen öffnender Schlügel an deren verſchiedene Mitglieder, an- 
vertraut, Die eigentliche Verfügung dem Rath überlagen, allen betheiligten Be— 
amten Nechnungslegung zur Pflicht gemadt und Werantwortlichkeit auferlegt, 
für die Kontrolle aber eine beſondere, vielfah aus Raths- und Bürgeraus- 
ſchüßen gemeinjame Kommiſſion gejhaffen”®). So wurde ein geordneter ftädti- 


1) Bol. 3. B. in Teymlers Stabtb. v. Frankfurt a. DO. b. Zimmermann 
U, Urkb. S. 64—96 die Aufführung von „der Stadt Ausgaben“. Ennen u. 
Gdert I. 428: dat die Stat costde. 

’2) Bol. oben Note 44—46 u. Note 68; in der stede ere ü. nutzen. 

5) „Respublica“ wird mehrmals, jo in den Note 44 u. 49 angeführten 
Stellen, „gemeines gut“ überjeßt. 

4) Bol. oben Note 35 u. 45. Ennen u. Ederk II. 20. 27. 288. Eid« 
buch v. 1328 ib. I. 1f. art. 87: der stede geld; art. 42 u. Eidbuch v. 1348 a. 
20: der stede penningh. Eidb. v. 1341 a. 68: der stede penninge. Ib. ©. 
423: der steede geld. ©. 24 a. 62: der steede guit. 1373 b. Boehmer 
737: der stede gut. 1392 b. Schreiber II. 91: der stadt guot. 

5) &o trifft der Kölner Schiedsſpruch v. 1258 die (freilich nicht zur Aus- 
führung gekommene) Beftimmung: Dicimus a communitate debere eligi de ho- 
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ſcher Haushalt mit wiederkehrenden Einnahmen und Ausgaben möglih und es 
ließ fi) ein förmlicher Stadthaushaltsetat aufftellen 7%). 

I. Im Obligationenreht mußte die vermögensrechtliche Perjönlich- 
feit der Stadt nicht minder wichtige Solgen haben. 

1. Bon den alten Gefammtforderungen zunächſt wurden diejenigen, weldye 
ih nit in gleichmäßige individuelle Forderungsrechte aller Bürger oder einer 
Klafje von Bürgern auflöften, zu Borderungen der Stadt. Die Stadt 
ala jolhe war jowol Dritten als ihren Bürgern gegenüber die Gläubigerin 
von Zinjen und Renten, von den dur Zoll oder Steuer begründeten einzelnen 
Zahlungsverbindlichfeiten, von den ihr gegenüber fontrahirten Darlehnsſchulden, 
von allen aus Berträgen mit ihr erwachſenen Verpflichtungen 7). Zu ihren 
Händen daher, in ihre Kafje oder Kammer, an ihre verfagungsmäßig befugten 


nestioribus et fide dignioribus, aliquot de scabinis et aliquot de fraternitati- 
bus et aliquot de aliis civibus, sub quorum custodia signata sub tıibus clavi- 
bus sint, que colliguntur, et illi computationem facere teneanter quatuor vi- 
cibus in anno, ita quod semper post tres menses unam faciant computatio- 
nem. Huic computationi teneantur interesse 12 de scabinis et 12 ex magi- 
stris fraternitatum et 12 ex aliis civibus, quorum discretioni et fidei com- 
mittitur, quod ea quae proveniunt non nisi ad usus reipublicae expendantur. 
®acomblet II. 244. Auh Ennen u. Ederk II Nr. 22 S. 382 u. 398. In 
Worms wurde nach dem Vertr. v. 1300 b. Schannat 156 eine Kommiffion von 
6 Männern, 2 vom Rath und 4 von der Gemeinde, gebildet. Die sechse sollen 
ein vierdel jaris daz ungelt empfan, also daz dieselben sechse daz ungelt 
beweren und bewenden sollent an der stede buwe und an der stede nuz uf 
iren eit an alle geverde; und die grosze bushe, da man daz ungelt mit em- 
pfehet, die sollen die sechse, die dan uber dem ungelt sitzend, bevellen der 
vier einem; zwei andre Schlüßel zu der Büchſe follen zwei Rathsherrn haben u. 
ſ. w. Bgl. Url. v. 1245 b. Schreiber L 55. In München fand die jährliche 
Abrechnung vor einer Kommilfion von 6 innern, 6 äußeren Räthen und 12 Ge 
meindeverordneten Statt; Stadtr. b. Auer 294 a. 100 $ 23. In Frankfurt a. 
D. legte jährlich der alte Rath dem neuen Rechnung, Zimmermann II, Urfb. 6. 
Bol. auch Lehmann 588. 590. 598. Gemeiner I 545f. Urf. v. 1359 b. 
Boehmer 668, Oben Note 45—47. 53, Auch über Kämmerer (1, 2, 3 oder 6), 
Steurer, Ungelter und Zöllner, die Steuerämter mehrerer Städte, die Sedelmeijter 
u. f. w. Maurer III. 139—148. Berner Zimmermann I 93. 241f. II. 
72f. Arnold 11. 257f. 

76, Einen ſolchen vollftändigen Stadthaushalt enthält 3. B. Teymler's Stadt ˖ 
buch v. Frankfurt a. ©. v. 1516 b. Zimmermann I ©. 7—96. 

2) Biele Belege find fchon vorgelommen. Bol. auch Priv. f. Lübeck v. 1188, 
füb. Urf. I. 10: ceivitati debetur. 1227 b. Boehmer 50: census trium li- 
brarum, quibus nostre civitati de quodam rubo pascuis et pratis Ridern vi- 
cinis annuatim solvendis rationabiliter tenebantur. 1281 im Lüb. Urfb. II. 
1030: promiserunt .. civitati 60 marc. 1305—1307 ib. 1040: civitati tene- 
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Organe mußte erfüllt, gezahlt, gegeben oder geleiftet werben 7%). Auf ihren 
Namen wurden Schuldicheine, Verjprechungen, Berpflihtungsurfunden und An- 
erfenntniße geftellt 9). Sie quittirte durch ihre Organe über die gejchehene 
Erfüllung). Und fie endlich Fonnte eine Schuld erlaßen oder auf ein Recht 
verzichten ®). 

2. Ebenſo waren Gejammtverbindlichkeiten alter Art mit dem Begriffe 
der Stadt unvereinbar. Man unterjchied vielmehr nun Verbindlichkeiten 
der Stadt als ſolcher und individuelle Pflichten aller Bürger oder einer 
Klaffe von Bürgern. 

Während Grundzinje und privatrechtliche Leitungen verjchiedener Art zu 
Berbindlichfeiten der Einzelnen wurden 8) und ebenjo im Innern der Stadt 
an die Stelle gegenjeitiger Pflichten Aller?) Pflichten gegen das Gemeinwejen 
traten 9%), wurde die Stadt als ſolche in einer Reihe von Rechtsverhältnißen 
Schuldnerin Dritter oder ihrer eignen Bürger. Sie übernahm die Steuer- 
und Dienftpflicht gegen den Stadtherrn, fie wurde Darlehnsichuldnerin durch 
Aufnahme von Anleihen, fie verpflichtete ſich durch die verjchiedenartigiten Ver— 
träge zu Zahlungen oder Leiftungen, fie haftete aus ihren Handlungen für 
Schadenserſatz 5). In allen diefen Fällen ſprach man daher von Schulden, 


tur; ©. 1046: domus kuterum solvit civitati. Eibb. v. 1328 a. 14b. Ennen 
u. Edert I. 1f.: solvere tenebitur civitati. 

) Bol. oben Note 35—45. Eine Zahlung oder Feiftung an alle Einzelnen 
würde jet nicht mehr liberirt haben, war auch praftifch nicht mehr ausführbar. 

9) Urk. v. 1281 im Lüb. Urfb. II. 1030: promiserunt civitati; v. 1305— 
1807 ib. 1036; 1318 ib. 809; v. 1293 b. Ennen u. Edert III. 352; v. 1341 
b. Boehmer 571. — Doc heißt ed in ſolchen Schuldverfchreibungen auch „ci- 
vibus“, 3. B. 1279 b. Lacomblet II. 435; „burgensibus persolvent“ 1219 
b. Boehmer 28; „sol ich... den vorg. burgern tusend mark silbers schuldig 
sin“ 1326 b. Schreiber I. 528. 

») 3. B. Quittung v. 1290 im Lüb. Urkb. I. 503: me Brugis recepisse 
‚ et habuisse ... de civitate Hamburg 150 marcas . . ad opus et utilitatem 
eivitatis Laubeke. 1290 ib. 505: ad utilitatem civitatis. Urk. v. 1290 in 
Note 112. 

8) 3. B. 1275 im Lüb. Urkb. I. 225. 

2) Bol. oben Note 51 und für Die entgegengefettte Auffaßung ber älteren 
Genoßenſchaften $ 15 BI 2 und II 1. 3. Aud noch Urf. v. 1290 b. Wigand 
II. 311 f., wonach „ipsi cives‘‘ dem Herrn für den Grundzind baften. 

3) Vol. über die frühere Identificirung ſolcher mit Pflichten Aller gegen die 
Gemeinheit oben $ 15. 

°) Bol. oben $ 27. 

5) Vol. oben Note 26—37. 89 u. 91 zu $ 28 und über bie frühere Auf- 
fagung folcher Verhältniße ald Gefammtverbindlilet $ 15 BI1. 3. II 2. 
4. 5, 
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BDerbindlichkeiten, Verfprehungen oder Obligationen der Stadt). Die Stadt 
ftellte durch ihre Organe darüber Schuldſcheine und Verpflichtungsſcheine aus 37); 
nur bei ftädtiichen, im Auslande ausgeftellten Schuldverſchreibungen auf den 
Inhaber jheint es üblich gewejen zu fein, daß der dortige Ausfteller zunächit 
ſich perfönli obligirte und demnächſt der Stadt die Urfunde zur Honorirung 
überjandte®®),. Auch Anweifungen auf die Stadtkaffe famen vor und wurden 
der Stadt überfandt ®) Die Stadt war ed ferner, welde aus öffentlichen 
Mitteln dur ihre Organe erfüllte, zahlte, gab oder leiftete?'). Auf den Namen 
der Stadt Tauteten jodann die Duittungen, Liberirungs-, Verzicht: oder Aner- 
fennungserklärungen?!). Und endlich war es das ſtädtiſche Vermögen, welches 
den Gläubigern bei Nichterfüllung baftete. 


0) Vgl. 3. DB. Urk. v. 1263 b. Ennen u. Edert II. 482: der Herzog 
Walram cedirt vunfzich marc kolschir penninge an den hundirt marken, die 
uns die stat von Colne schuldich is ze gevene, und zeigt diefe Geifion den 
richtern scheffen rait und burgeren von K. gemeine an. 1286 im üb. Urkb. 
II. 1030: civitas tenetur (einer Witwe zu 80 marc.); puero H. 8. tenetur ci- 
vitas 100 marc.; oder auch camerariü tenentur ex parte civitatis. 1247 ib. I, 
120: civitas nobis... annis singulis exhibebit. 1255 ib. 200: medietatem vero 
harum expensarum nostra solvet civitas et reliquam medietatem solvet civi- 
tas Lubecensis. 1286 ib. 456. II. 1029: hoc solvet ei civitas. 1359 Lacom- 
blet III. 500: die stat soll bezalen alle die kost. 1328 ib. Ill. 196: oppida 
Louaniense Bruxellense et Antwerpiense promiserint 4000 Turnosen. Bgl. 
oben Note 30 u. 33 zu $ 28: a civitate debitus. 

9) 3. B. Url. v. 1290 im Lüb. Urkb. I. 505: confiteor et recognosco, 
quod teneor et promisi nomine et ex parte civitatis Lubecensis dare et solvere. 
1317 ib. II. 306: consules et oldermanni civitatis Stralesundis .. ex parte 
nostre civitatis ad solvendum sumus obligati. 

s), Ep iberjendet der Lübifche Gefandte im Jahre 1290 mehrere von ihm ge- 
zeichnete Schuldicheine auf den Inhaber der Stadt zur Honorirung. Vgl. Lüb. 
Urkb. I. 507, worin es beißt: me obligatum teneri Brunoni dicto hereghelt in 
150 marc. arg. lub. pagamenti, quas mihi Brugis concessit et deliberavit ad 
utilitatem civitatis Lubecensis; quas quidem 150 marcas teneor et promisi 
dare et solvere in Lubeki pred. Brunoni vel suo mandato secum has litte- 
ras habenti in festo beati Martini proxime venturo sine alteriori dilatione. 
Aehulich ib. 503 (ad utilitatem civitatis); 508 (pro utilitate et civitatis nego- 
tio); 510 (quia socius suus mihi dictam pecuniam vestri (ded Raths) amore 
utilitatem vestram libenter concessit). 

9) Anweifungen, durch welche ſtädtiſche Gläubiger die Stadt zur Zahlung an 
Dritte auffordern, 1272. 1273. 1279. 1286. 1299. 1309 b. Ennen u. Eder 
III. 50. 53. 149. 150. 235. 466. 534. 535. 

0) Vgl. oben Note 55—70 u. 87-89. 1263 b. Lacomblet II. 298: so 
hait uns die stad von Kolne gegeben 100 mark geldis. Lüb. Urkb. II. 1029 
u. 1328 b. Ennen u. Ederg I. 622: ex parte civitatis dare. U. f. w. 

9%) Urk. v. 1841 b. Boehmer 573: die driu jar sagen wir die zwo stede 

IL, 4) 
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Immerhin jedoch vermochte die Stadt alle diefe ihrem Weſen entſprechenden 
Rechtsgrundſätze nur nach innen rein durchzuführen. Nah außen blieb mander 
Reft älterer Anſchauungsweiſe in praftifcher Geltung, wobei indeß zu beachten 
ift, daß das ganze Verhältniß der Stäble zu auswärtigen Perjonen auch auf 
privatrechtlihem Gebiet einen halt völkerrechtlichen Charakter hatte. 

Zunächſt lebte die Vorftellung fort, daß für Schulden der Stadt audh 
jeder einzelne Bürger mit feiner Perfon wie mit feinem Vermögen verhaftet 
jei®®). Die Stadt räumte fogar nicht felten ihrem Gläubiger ausdrücklich das 
Recht ein, fih an Perfon und Vermögen ihrer Bürger zu halten®®), wobei fich 
freilich darin, daß diefe Verhaftung des Einzelnen mit jeinem Austritt aus 


der bet u. stiur mit disem brif quit ledig und los. Häufig ift nur von einer 
Zahlung und Liberirung der consules die Nebe, z. B. 1287 im Lüb. Urkb. I. 459); 
1307. 1308. 1309. 1814. 1315 ib. IL. 184. 155. 198. 199. 199. 214. 276° 277. 
278. Bejonderd häufig aber finden ſich Quittungen, in welchen neben der Stadt 
auch noch der Rath, oder die Bürger, oder Rath und Bürger, oder die Gefammt- 
beit aller Bürger und aller ihrer Güter los und ledig erllärt werden. 3. B. Urf. 
v. 1278 im Lüb. Urkb. I. 358: die Marfgrafen von Brandenburg befennen: ex 
parie .. regis 1000 marc. ... de civitate integraliter recepisse, de qua totali 
summa hujus pecuniae coram ipso domino nostro rege dictam eivitatem et uni- 
versitatem ipsius faciemus liberas et solutas. 1283 ib. 408. 1237 ib. 460 an die 
consules: vos et civitatem vestram dimittimus liberos quittos et solutos. 
Ebenio 1304. 1307. 1308 ib. II. 5. 191. 195. Urf. v. 1308 ib. II. 196: consules 
et burgenses et civitatem Lubecensis. Quittungen Fölnifcher Evelbürger, worin 
fie civitatem Col. oder cives et civitatem Col. liberiren, v. 1272. 1276. 1279. 
1292. 1302 b. Ennen u. Eder III. 49. 112. 148. 323. 402. Ganz beionders 
interefjant ift die „„quitance pour la vile de Lubek“, welche ein ehemaliger Bürger 
von Lübeck, der in Troyes die Intereſſen jeiner Baterjtadt in einem Proceß wahr- 
genommen Hatte, nebſt feinem Sohne als Generalquittung i. 3. 1302 ausitellt; 
lüb. Urkb. II. 127. Sie lautet: Nos Paffus de Lubeka et Joh. ejus filius, 
cives habitatores Trecenses: quod nos et nostrum quilibet in solidum quitta- 
vimus et quittamus et in perpetunm absolvimus communitatem totumque com- 
mune civitatis de Lubeka et eorum boma nec non et ipsam civitatem de omnibus et 
singulis debitis, controversiis, actionibus realibus personalibus et mixtis et 
de obligationibus quibuscungue, in quibus communitas totumque commune civi- 
tatis praedictae necnon et ipsa civitas nobis teneri poterant et obligari ratione 
cause seu controversie pedagii de Bapaumus, dudum mote per me Paffum 
predictum et prosecute nomine communitatis predicte necnon et civitatis ipsius. 

92) Bgl. oben 8 13 B. J. 1.u II. 4u. 5. 

) So erlaubt in der Urk. v. 1265 b. Ennen u. Eckertz II. 529—530 bie 
Stadt Köln dem Grafen von Gelbern, wenn fie ihm die verfprochene jährliche Rente 
am feftgefegten Termin nicht zahlen jollte, Pfändung ihrer Bürger. Judex scabini 
consilium et cives universi Col. verpflichtet fi: .. si in festo predieto .. 
non assignaremus vel solveremus, licitum sit et acceptamus, quod ipse dominus 
comes vel heredes sui antedicti pignora concivium nostrorum propter offensam 
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dem Bürgerverbande enden follte 9%), ſehr deutlich zeigt, wie man hierin nicht 
etwa eine individuelle Mitverpflichtung der Einzelnen ſah, fondern nur die 
Glieder des Gemeinweiens als folde mit ihrem der Finanz- und Steuerboheit 
unterworfenen Vermögen nah außen hin mit dem Gemeinwejen und feinem 
unmittelbaren Gut identificirte und als gleichzeitig pfandbar betrachtete. Oder 
man erachtete wenigitens die einzelnen Rathmannen der Stadt ald perfönlich 
haftbar für ſtädtiſche Schulden, indem man nach außen bin die fontrahirende 
Behörde nicht von dem durch fie handelnden Gemeinweien trennte). Es ift 
daher gewiß nicht zufällig, daß gerade in den nad) außen gerichteten Verhält- 
nigen neben der Stadt oder an ihrer Stelle jehr häufig die Bürger oder ihre 
Sejammtheit ald Schuldner genannt 9) und daß namentlih in Quittungen 
und Erlaßen meift neben der Stadt oder ftatt ihrer Rath und Bürger, Rath 
und Gemeinde, die Gejammtheit der Bürger oder ſchlechthin die Bürger los 
und ledig erflärt werden?”). 

Umgefehrt wurden aber auch nad) voller Ausprägung ihrer Perfönlichfeit 
die Städte als ſolche für die Verbindlichkeiten und namentlid für die Delikts- 


nostram per se vel per suos capere poterunt et tenere usque ad recupera- 
cionem pecunie supradicte. Ebenſo darf wach einer Urk. v. 1274 ib. III Nr. 
91 ein gewilfer Adam wegen einer Schuld der Stabt „nostra et nostrorum con- 
civium pignora capere‘“. 

) Zugrecht des Oberelfaß v. 1331 6b. Grimm, W. V. 344 $ 7 in Note 
73 zu $ 18, 

») Magdeb. Schöffenipr. 6. Waſſerſchleben I. 226; Syitem. Schöffenr. I. 
29. IV. 2.84. Stobbe, D.P.R. 16.328. Daß; der Rath in feiner Eigenſchaft 
ald Behörde perſönlich haftet, nicht ald Summe von Fndividuen, gebt daraus her- 
vor, daß nach dem ſyſtem. Schöffene. I. 29 die Rathmannen fpäterer Jahre für 
die von ihren Borgängern Fontrahirten Schulden baften follen. 

w 3. B. „stat u. burger“ 1877 u. 1373 b. Zacomblet IIL 693 u. 750 
ſowie bei vielen Geldveriprechen an Edelbürger, 3. B. 1262. 1263 u. 1264 b. Ennen 
u. Ederg II. 452. 465—481. 508—512; „universitas ... tenetur“ 1260 b- 
Nemling 283. 1265 im lüb. Urkb. II. 322: ab ipsis civibus sibi promissa. 
1355 b. Lacomblet II. 106: cives .. assignabunt. 1386 b. Schannat 202: 
die von Worms sollen geben. 1281 b. Schreiber I. 91. 1327. ib. 269: da 
rechenoten die burgere mit den juden, da wurden die burgere schuldig dis 
guot. Es folgt eine Aufzählung von Schulden der Stadt, einzelner Bürger und 
des Grafen von Freiburg, für welche Iepteren die Stadt gut gefagt hat. Ebenſo 
1328 ib. 279. Vgl. oben Note 50 u. f. w. 

9) Meben der Stadt in den meiften Stellen in Note 91. Statt ihrer 3. 2. 
1228 b. Ennen u. Edert II Nr. 107 ©. 116 u. Nr. 108 ©. 117. Hier ftellen 
zwei Sienenjer Kaufleute zwei Quittungen für die Stadt Köln aus, im welchen fie 
erflären: bene clamamus quitos et in perpetuum absolutos .. omnes judices 
scabinos totamque universitatem communie Colonensis de 312 (resp. 300) 
mareis. Sie fagen, jene „olim temebuntur“, „debuerunt solvere“ und hätten 
per manum notarii eivium Coloniensium gezahlt. Aehnlich 1279. 1280. 1292. 

49* 
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ichulden ihrer Bürger haftbar gemachtss). Auch dies inde wurde weniger auf 
eine individuelle Mitverpflichtung, als auf die politifche Vertretung der Bürger 
durch ihre Stadt gegründet. Es galt daher, wenigſtens im Sinne der Städte, 
nur dann für rechtmäßig, wenn die Stadt durch Verweigerung des rechtlichen 
Gehörs oder dur die Beſchützung des Mifethäterd die Schuld oder die Ver- 
Bindlichkeit ded einzelnen Bürgerd gewißermaßen ſich angeeignet, zur ihrigen ge» 
macht hatte®). Ä 

Haftete die Stadt für ihren Bürger, der Bürger aber für die Stadt, fo 
ſchien auch eine Haftung der Bürger für einander nicht unerhört. Man 
jah es daher an fi als das Recht auswärtiger Gläubiger eines Bürgers an, 
durch die Pfändung irgend eines Mitbürgers die Bezahlung einer Schuld oder 
Erſatz für ein Vergehen zu erlangen!%), und es bedurfte ausdrüdlicher Privi- 


ib. III. 150. 161. 324. Meizäder, D. R. T. X. 504—505: Eönigliche Beauf- 
tragte quittiven bezüglich der FJubengelder „burgermeister, den rath u. alle burger 
gemeindlich“. Duittungen, in denen blos die Bürger genannt werden 1287. 1305. 
1310 im lüb. Urkdb. I. 460. II. 164. 167. 222 (cives Lubecenses); 1292 u. 1299 
b. Ennen u. Ederg III. 323. 325. 466; 1276 u. 1321 b. Boehmer 179 u. 
460 (in Note 35 zu $ 28); 1295 b. Gudenus Ill. 132 (a civibus); 1302 b. 
Schreiber I. 165 (dar die erbere burgere v. F. i. B. mich gewert hant gar 
und gentzlich alles des guotes so sü mir je schuldich wurden. 

) Vgl. oben $13 BI A Handf. v. 1278 u. 1285 b. Trouillat II Nr. 
234 ©. 307. Nr. 419 ©. 530 f. Stadtr. v. Colmar v. 12936. Gaupp I. 120 
8 30: vert dekein burger us der stat von Colmar, und tut uswendic jemanne 
deheinen schaden ane des schultheissen und des rates wissente, und kimt 
derselbe innewendic drier tage wider in die stat niht, so sullen die burger 
darumbe nieman dekeine besserunge tun, Kam er alfo vor Ablauf der 3 Tage 
“in die Stadt, jo haftete, felbft wenn der Schuftheiß und Rath nicht mitjchuldig 
waren, die Gefammtheit für ihren Mitbürger. Andre Beilpiele, in denen die Stadt 
für die Handlungen Einzelner verantwortlich gemacht wurde, werben im folgenden 
Paragraphen erwähnt werden. Der am meiften charakteriftiiche Fall ift wohl der 
Frankfurter v. 1366 b. Boehmer 703. 706. Hier erfennt der Erzbifchof von 
Mainz, der vom Kaifer mit der Entjcheidung der innern Streitigkeiten Frankfurts 
beauftragt worden war, in aller Form Rechtens dahin, daß die flüchtigen Frank- 
furter Schöffen zur Zahlung einer Geldbuße von 8000 Gulden fchuldig fein follten, 
foweit aber diefe Buße von ihnen nicht beizutreiben fei, der Neft „von der stete 
gemeynem gut* genommen werden folle! 

*) Daher Tiehen fi) auch bie Städte bei der Aufhebung der alten weiter: 
gehenden Gejammthaftung oft eine Ausnahme für den Fall gefallen, daß die Sache 
vorher ihr vorgelegt und von ihr die Juſtiz verweigert war. Priv. v. 1230 f. 
Regendburg b. Gengler 374 $ 13 (hoc adjecto, quod detentor civibus primo 
proposuerit causam suam et justitia sibi fuerit denegata). Königsfelder Rechts— 
brief v. 1360 b. Gengler 225 $ 5. 

') Vgl. oben Note 10 zu $ 13. Stobbe, PVertrager. ©. 150f.; auch D. 
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legien oder Verträge, um allgemein oder doch im Verhältnig zu bejtimmten 
andern Städten oder Territorien ein ſolches Recht auszufchließen. Derartige 
Verträge und Privilegien ſuchten die Städte, weil allerdings jener alte Brauch 
dem Weſen der neuen ftantlichen Verbände wenig entſprach, in möglichft großer 
Zahl zu erlangen 101); fie liegen fid) inde auch hier Ausnahmen für den Fall 
der verweigerten Juſtiz oder der abgejchlagenen Genugthuung gefallen!2), in- 
dem dann die Stadt als ſolche die Schuld ihres einen Bürgers fi) angeeignet 
zu haben ſchien, die Haftung der andern Bürger für die Stadt aber nit be 
jeitigt worden war. 

II. Sm Erbredt war die Stadt als ſolche fähig, durch legwillige Ver- 
fügungen Erbin zu werden oder Legate zu erwerben!"), Auch fielen zum Theil 
erblofe Verlaßenſchaften an ſie 04). 

B. Die Stadt als vermögensrechtliche Perſon war dieſelbe Stadt, welche 
in politiſchen Rechtsverhältnißen zu Kaiſer und Stadtherrn, zu auswärtigen 
Mächten, zu ihren eignen Gliedern ſtand. Allein indem in der Stadt das 
Privatrecht ſich vom öffentlihen Recht emancipirte und freies Individualrecht 
wurde, mußte auch dasjenige Recht, für weldes die Stadt als ſolche Subjekt 
war, diefen Charakter von Individualreht annehmen und folgeweije die Stel: 
lung der Stadt in vermögensrechtlichen Beziehungen eine andere als ihre 
Stellung im öffentlihen Recht jein. 

I. Als Perjon des öffentlichen Rechts war die Stadt im Verhältniß zu 
höheren politijchen Gewalten ein zwar in ſich geichloßenes und jelbitändiges, 
aber politiih abhängiges Gemeinweſen; im Verhältniß zu andern politijchen 
Mächten eine gleichberechtigte politiihe Machteinheit; im Verhältnig zu den 
von ihr abhängigen Verbänden und Einzelnen eine herrſchende oder doch lehns— 
oder bdienjtherrlihe Einheit; im Verhältnig zu ihren Bürgern und den bürger- 
lichen Verbänden eine den Gliedern übergeordnete jtaatlidye Allgemeinheit. Als 
Privatrechtsperſon dagegen ſtand fie allen dieſen andern Perjonen nur wie der 
Einzelne dem Einzelnen gegenüber; fie beanjpruchte und foncedirte nur die 
Geltung eines von jeder organischen Verbindung frei gedachten Individuums; 


P. R. 327 Note 4. Platner, Bürgichaft 5f. Gengler, Stadir. 225 $ 5 (be 
züglih Neuenburgs, vgl. Note 102). 

101) Bgl. die zahlreichen in Note 12 zu $ 13 angeführten Verträge und Pri- 
vilegien. 
102) Vgl. Urf. v. 1267 b. Schöpflin, Als. dipl. nr. 644. Brünner Schöffen- 
buch Nr. 428 b. Rößler 197—200. Königsfelder Rechtsbrief v. 1360 8 5 (mit 
Ausnahme von Neuenburg, wo ber Bürger unbedingt wegen Schulden eines Mit- 
bürgers verhaftet und gepfänbet werben darf). Priv. f. Regensburg v. 1230 b. 
Gengler 874 $ 13. Vgl. oben Note 99 u. $ 13 Note 11. 

03) Vol. 3. B. Urf. v. 1396 b. Boehmer 776: Jakob Knoblauch macht 
„den rad und stad zu Frankfurt und ire nachkommen“ zu rechten Erben. 

09) Vol. oben Note 36. 38. 40. 41. 44. 
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fie geftand hier den Trägern übergeordneter Gewalt fein anderdgeartetes Necht 
zu, als fie jelbft hatte, und fchrieb ſich ebenſowenig nach innen ein anderdge- 
arteted Recht ald das jedes Bürgers zu. 

Die Stadt begab fih daher ganz wie ein Einzelner in den bürgerlichen 
Rechtöverfehr und gieng Rechtöverhältnige und Verträge jeder Art mit allen 
jenen Subjeften wie mit unverbundenen Einzelnen ein. 

Schon bei den politiihen Verhältnigen und Berträgen trat dies infoweit 
hervor, ald Privatrecht darin ſteckte. Im den Berträgen mit Kaifer, Fürften 
und Stadtherrn erſcheint injoweit, als fie Kauf und Verkauf, Berpfändung oder 
Verleihung patrimonial aufgefaßter Gerechtiame, Darlehen, Bergleihe über 
einzelne fällige Steuerraten oder über Judengelder, Zölle u. ſ. w. enthalten, 
die Stadt ald nebengeordnete und frei fontrahirende Perſon 1%), Bei den 
völferrechtlichen Verträgen, Bundesurfunden, Sühnen, Vergleichen u. ſ. w. war 
der privatrechtliche Inhalt, wie die Abreden über Beiträge, Theilungen, Ent- 
Ihädigungen u. ſ. w., nur. deshalb dem politijchen Inhalt gleichartig, weil hier 
auch in den politifchen Beziehungen die verhandelnden Theile wie Einzelne und 
Einzelne ohne dauernde ftaatliche Verbindung einander auf gleihem Fuß ge- 
genüberftanden!%), Bei Verträgen mit abhängigen, aber zum eigentlichen Bür- 
gerverband nicht gehörigen Verbänden und Einzelnen ftellte fi die Stadt un- 
beſchadet ihrer politijchen Oberhoheit jenen injoweit gleich, ald es fih um Kauf 
und Berfauf, die dingliche Seite des Lehnverbandes, Sold, Geldzahlungen, 
Entihädigungen u. j. w. handelte.107) Und endlich den eignen Bürgern und 
engeren Verbänden gegenüber ftand die Stabt infoweit, als z. B. bei Abma- 
dungen mit Korporationen Boden- und Geldregulirungen, bei Amtsübertra- 
gungen, Geſandtenvollmachten und Dienftverträgen Sold, Vergütungen, Ueber: 
nahme einzelner Geſchäfte, bei bürgerlichen Steuern und Dienften die einzelnen 
fälligen Zahlungen in Trage famen, nicht anders da, als ein Bürger dem 
andern Bürger im Falle gleicher Befugnig oder Pflicht gegenüber geftanden 
haben würbel0®). 

Sn noch weit höherem Grade aber mußte died Alles bei reinen Privat- 
rechtsgeichäften hervortreten, welche die Stadt durchweg gleich einem Einzelnen 
in den gewöhnlichen Formen des bürgerlichen Verkehrs und in ganz gleichar- 
tiger Weife mit Fremden und Bürgern, mit Verbänden und Einzelnen vor- 
nahm. Sn diefer Weiſe, wie wir ſchon gejehen haben, verſprach fie und ließ 
ſich verfprechen, verzichtete und nahm Erlaße entgegen, veräußerte und ergriff 
Belig, erfüllte und ließ fich leiften oder zahlen. Ebenſo gieng fie Vertrags- 
verhältniße jeder Art ein. Sie gab an Kaijer oder Könige, an andre Städte, 


5) Bol. Note 3—7 u. 54—63 zu $ 28. 

106, Bol, Note 72—74. 79. 34. 85 zu $ 28. 

07) Vgl. Note 113. 114. 116—118 zu $ 28 u. oben Note 59—63. 
108, Bl. Note 97. 166 zu $ 28, $ 27 und oben Note 58. 64. 
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an Fremde oder Bürger Darlehn!"), und nahm ihrerfeits von Bürgern oder 
Fremden Darlehen auf!!P), aus welchen fid) die jtändige und verzinsliche „ Schuld 
der Stadt” vorzugsweife zufammenfegte!!!). Sie verfaufte von ihrem Grund» 
befiß oder ihren Gerechtigfeiten wiederfäuflihe Renten!!?), erwarb aber ebenfo 
ihrerfeitö ewige Renten von Fremden oder Bürgern 113), Auch verkaufte fie 
bisweilen Leibrenten aus der jtädtiihen Kammer!!4), In Bezug auf ihr be- 


0) Vgl. Urf. v. 1262 im Lüb. Urfb. I. 244: quod a dilectis nostris consu- 
libus et burgensibus Lubeke civitatis mutuum accepimus. 1341 b. Boehmer 
571: daz der rat und die stat zu Frankfurt uns hant 2000 &. heller geluhen, 
1505—1307 im Yüb. Urfb. II. 1036: D. Lupus miles tenetur 20 m., quas ei 
civitas mutuavit. Vor 1318 ib. 309: civitas concessit nostris concivibus 1000 
marc. den. Urf. v. 1293 b. Ennen u. Edert II. 352 u. f. w. 

20) Ark, v. 1311 im Lüb. Urkb. II. 216: die Lübecker Behörden fagen: ci- 
vitati Wismariensi mutuavimus anno 1311 . . 1500 marcas Ennen u. 
Eckertz III. 80f. 89f. 94f. 65 (1274). 139 (1278). Arnold II. 274. 275. 
Und Kölner Anleihen von Bürgern und Fremden aus dem 14. Zahrh. b. Ennen 
II. 529—530. 

1) Ark v. 1300 6. Schannat 156: uberlauft der schulde domit unser 
statt swerlich bekumert ist. 1362 b. Heusler 244: do was abgelöset u. ab- 
gericht alle die geltschulde, so die stat gelten solte u. schuldich war. Urk. 
v. 1892, 1490 u. 1491 6. Schreiber Il. 92. 553. 585—588: der statt schult. 
Bol. au Note 112, 

12) 3, B. Urk. v. 1290 im üb. Urkb. IL 58: relicta B. Mornewech et 
ejus pueri emerunt «a civitate 25 marc. den. wicbeldes annuatim in tota domo, 
dieta Lohus, sicut jacet, dandas de camera civitatis, reemenda in una summa, 
quamlibet marcam pro S marcis. Actum de communi consensu totius consilii. 
1272—1298 ib. 82, wo der Rath v. Wismar „pro bono civitatis nostre‘‘ behufs 
Baues eines Rathhauſes einem Lübecker Bürger Weichbildrenten verkauft. Urf. v. 
1290 ib. 1. 499: Consules et universitas eivitatis Lubicensis befunden. Quod 
nos propter dominum nostrum Rudolfum Romanorum regem, cui pecuniam 
ministravimus, et.*propter turres 'et molendina , que construximus sum- 
ptuose, et propter alia multa pergravati sumus onere debitorum; ac obinde 
propter nostre communitatis utilitatem, ne gravibus usuris pecuniam nos 
oporteat conquirere, unanimi consensu rite vendidimus et rationabiliter 
burgensi nostro, domino Volmaro de atendern, in molendinis nostris reditus 
30 marc. denar. Lub. pro 420 marcis denar. ejusdem monete, quas eum nobis 
recognoscimus integraliter persolvisse. Quolibet autem anno medietatem ip- 
sorum reddituum camerarii civitatis nostre, qui pro tempore fuerint, persol- 
vant..., nobis et posteris nostris et civitati nostre reservata plenaria potestate, 
quod ipsos redditus reemere possimus etiam pro 420 marc. den. — #enten- 
verfäufe von ber Freiburger Stadtallmende 1368 b. Mone, Zeitichr. Bob. XVI 
©. 345f. Bol. auch Arnold II. 275. 

0) Solche Rentenfäufe kommen auch ald Form für den Erwerb von Yemtern 
und Regalen vor. 

114) 3, B. Urk. v. 1286 im Lüb. Urkb. I. 451. 1286 ib. 462 f. 1289 ib. 
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wegliches und unbewegliches Eigenthum gieng fie Veräußerungsgeſchäfte jeder 
Art ein, verkaufte, vertaufchte, verichenfte oder verpfändete e8115), gab das lie- 
gende Gut zu Erbpacht-, Erbzins- oder Nutzungsrecht fort!!%), Tegte Reallajten 
oder andere dingliche VBerpflihtungen auf daſſelbe 17), Ebenſo aber erwarb 
fie durch Kauf, Schenkung oder Tauſch Eigenthum an beweglichen und unbe» 
weglichen Sachen 118), ließ ſich Grundſtücke zu Lehn oder Zinseigen auftragen 


488. 1290 ib. 502: Advocatus consules et universitas civitatis Lubecensis 
befunden: Vir W. et uxor ejus 200 marc. denar. Lub. in nostram civitatem 
converterunt, de nobis et de nostra civitate 20 marc. den. dicte monete red- 
dituum annalium comparando... cum eisdem. Camerarii nostri de camera, 
solvent. Die Zahlung fol fortgehen, bis der Iegte von beiden Ehegatten geftorben ; 
sed ex tunc ipsi redditus apud nostram civitatem libere permanebunt. 

115) Vgl. 3. B. Die Urk. v. 1262 im Lüb. Urfb. I. 247: Conr. emit navem 
unam a civitate pro duabus marc. denar. Berfauf eines Thors 1300 6. Ennen 
II. 525 Note 1. Urk. v. 1289 b. Arnold, Geſch. des Eigenths. ©. 364: Bür- 
germeifter, Rath und Zunftmeifter verkaufen ein der Stadt von eigenschaft ange: 
böriges Haus umbe unserre stette noturft. Urk. v. 1258 6. Ennen u. Ederg 
II. 401: emerunt .. erga scabinos officiales parochianos ceterosque cives 
Col. pro 600 marc. Col. den. pecunie tradite et nnmerate ac in communes 
usus civitatis Col. converse . . hereditates. 1285 im üb. Urfb. II. 47: he- 
reditas . . nam ipsam a camerariis nomine civitatis racionabiliter comparavit. 
1310 ib. 236: H. Mornewech emit a civitate agros sitos extra portam urbis. 
Urf. v. Eulg v. 1303 b. Trouillat Ill nr. 29 ©. 39; v. 1233 b. Ried T 
372; 1278 b. Boehmer, fontes II. 236. Ferner über den Berfauf von Allmend- 
ftüden an Bürger Ochs V. 60f. Heusler 9. Bauli, lüb. Zuft. 22. 44 f. 
Maurer Il. 176. — Ueber Geſchenke der Stadt vgl. oben Note 70. — Ueber 
Berpfändungen, denen namentlich auch jtädtifche Renten und Gefälle, im Nothfall 
aud das Ungelt und die Accife unterlagen, Ennen II. 530. Ennen u Eder 
111. 80. 89 f. 94f. Vgl. auch allgemein über „Vergeben, Verjegen, Verkaufen oder 
Verwechſeln der Allmende“ Urk. v. 1322 in Note 112 zu $ 26. Grimm, W. 
V 405 $ 6. 

10) 3, B. Urf. v. 1285 im Lüb. Urfb. II. 47, 1295 ib. I. 579 u. 1311 6. 
Ennen u. Eder U. 521 Note 2 oben in Note 10. Urk. v. 1270 im Lüb. 
Urfb. II. 33: conventus ... recepit a civitate duos ortos.., quamdiu place- 
bit civitati eis dimittere. Verleihung von Allmende auf Lebenszeit in der St. D. 
v. Hüfingen v. 1452 b. Mone XV, 426 art. 7 u. 8. Ueber ftädtiiche feuda data 
vgf. oben Note 116 u. 117 zu $ 27. Ueber die Konftituirung von Lehn an ſtäd— 
tifchen Bordellen Maurer Ill. 109. 

7) Bol. oben Note 112. 

us) Val. 3. B. über den Erwerb der Märkte, Plätze, Häufer, Burgen u. ſ. w. 
von den Herrn oben Note 36 zu $ 26 u. Note 14 zu $ 29, Auch 1275 b- 
Gengler, Stadtr. 556 $ 1: quod civitati nostre Witstock vendidimus totum 
forum pro pecunia numerata; videlicet theatrum, krambode et quidquid in 
foro et circa forum edificandum expedire videlicet civitati, ita quod nemo 
sine civitatis consensu aliqnid juris in ipsorum proventibus aliquotiens sibi 
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oder verleihen!!?), ließ ih Pfand, Reallaften oder andre dingliche Rechte ein» 
raumen!?0), Sie verpflichtete ih Bürgen!?!) und übernahm ſelbſt Bürgichaft 
für fremde Schuld '??). Sie trat als DVerpächterin oder Vermietherin jo gut 
wie als Pächterin oder Mietherin in Zeitpachtwerhältnige jeder Art ein 129), 
Sie ſchloß Verträge über Dienjtmiethe!?t), VBerwahrungsverträge!??) und Voll— 
machtöverträgel?®). Sie gieng mit Fremden oder Bürgern Gejellichaftsverhält- 
nie ein, führte mit ihnen auf gemeinjamen Gewinn und Verluft Handelege- 
ſchäfte aus oder betrieb mit ihnen die Rhederei 17°). Sie trieb au für ſich 





presumat. Ueber den Erwerb des Grundbefißes einer Parochie durch die univer- 
sitas Th. 1 S. 230 Note 9. Ueber den Erwerb von Bürgern üb. Urkb. 1. 
1058 Note 27: eivitas emit molendinum. S. 1059: civitas emit duo molen- 
dina venti. 

19) Bgl. Note 1I6— 117 zu $ 27 über leuda oblata, bei denen die Etabt 
Dbereigenthümerin wurde, u. Note 119-122 ib. iiber ſtädtiſches Lehnsuntereigenthum. 
Ferner über zindbare Stadtgüter oben Note 11. 

120) Bol. 3. B. oben Note 12 m. 13 und den Vertrag der Stadt Speier mit 
der Hausgenohenichaft über ein ber Stadt einzuräumenbes ewiges Gebrauchärecht 
am Münzbaufe in Note 115 zu $ 26. 

i2) Val. Note S5 zu $ 25 über Bürgſchaftsſtellungen audwärtiger Mächte; 
Note 9 zu $ 27 über Bürgenftellung von Neubürgern. 

22) Bol. Note 84 zu $ 28 u. oben Kreiburger Urf. v. 1327 in Note 96. 

123) Bal. 3. B. die Notizen in den lüb. Kämmereibüchern, fü b. Urfb. 11. 1059: 
civitas emit duo molendina venti, . . quae civitas locavit molendinariis. 
Jährlich Toll der eivitas Pacht gezahlt werden, nach 2 Jahren die Nüdgabe an die 
eivitas erfolgen. Civitas vero stabit periculum molendinorum. Die Stadt Köln 
320g nach dem Weberaufftande 10000 fl. und 25 Häufer der Weberzunft ein und 
verpachtete die leßteren zum Beften der Stadtfaffe, Ennen u. Ederg I. 424. 
Ueber Verpachtung ftäbtifcher Landgüter, Gefälle und Zölle Ennen II. 527—528; 
über Vermiethung von gewerblichen Anlagen an Zünfte und Zunftgenoßen Maurer 
MH. 64 f.; über Berpadtung ftäptiicher Badftuben ib. Ill. 120. — Die Stadt ald 
Mietherin 6. Ennen II. 542. 

124) Bol. 3. B. Note 113. 114. 131. 155. 157. 166. 172 zu $ 28 u. oben 
Note 59 m. 61—64. 

125) Sp galt fie ald Verwahrerin der Gelder von Unmündigen, 1281 im ib. 
Urfb. II. 1029: eivitas habet sub se 9 marc. den. pertinentes puero Genechardi 
et Grete scil. Elizabet; 1030: eivitas habet sub se etc.; ebenjo bezüglich des 
erblofen Nachlaßes bis zum Ablauf von Jahr und Tag, 3. B. Priv. f. Prigwalt 
v.1256 b. Gengler 362f. $ 15: si aliquis advena moritur absque heredibus, 
civitas debet bona sua conservare per annum et diem. Grimm I. 345. 

126) Bol. über Vollmachtsertheilungen der Stadt Note 97 zu $ 28 und über 
die daraus entjtehenden Berechnungsverhältniße oben Note 58. 

27) So gab 3. B. die Stadt Lübeck i. I. 1318 gemeinfam mit einigen con- 
cives ein Darlehn au die Etadt Stralſund. Die Stadt ſchoß % zu, die Bürger 
gaben %. Die Abmahung lautete daher: quicquid de his 4000 marcis persol- 
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allein Handel und Rhederei, ohne dabei ein andres Necht als das des Einzel- 
faufmannd für fi zu beanjpruchen!?®). 

In Bezug auf ihr Vermögen im Ganzen und alle darin enthaltenen 
Rechte und Pflichten im Ginzelnen war die Stabt vor andern Bermögensjub- 
jeften in feiner Weiſe bevorzugt, unterlag vielmehr demfelben bürgerlichen Recht, 
denjelben Beichränkungen, und gab und nahm wie jeder Einzelne Recht 129). 
Die römischen Privilegien des Fisfus oder der Stabtfämmereien fanden vor 
der Aufnahme ded römiſchen Nechts in den deutichen Städten Fein Gegenbilb. 
Nur waren gewiſſe ftädtifche Güter aus objektiven Gründen, um ihrer Beftim- 
mung für den öffentlichen Gebraud willen, privilegiirt, wie z. B. die Allmende, 
nicht aber das übrige Grundeigenthbum der Stadt, unverjährbar!?%), oder wie 
die Öffentlichen Gebäude, nicht aber die für die Stadtkaſſe verwalteten oder 
verpachteten Güter, fteuerfrei waren!®t). 

I. War jo die Stadt als Perjon im Vermögensreht den Einzelnen 
gfeichgeftellt, jo blieb fie doch auch im Vermögensrecht Gemeinwejen. Sie un- 
terfchied fih daher auch hier von den Einzelnen dadurch, daß nicht blos ihr 
außeres, fondern auch ihr inneres Leben unter das Recht fiel. Das ftädtifche 
Verfaßungsrecht z0g hier Angelegenheiten in feinen Kreis, welde beim Ein- 
zelnen vom Recht nicht berührt werben; es beftimmte die Verwaltung und 
Verwendung des ſtädtiſchen Vermögens und machte dabei nah Beihaffenheit 
und Zwed der einzelnen Güter und Rechte mandherlei Unterjchiede; es regelte 
die Einnahmen und Ausgaben, die Feftjeßung und Kontrolle des jährlichen 
Haushalts; es entihied darüber, welche Behörden oder Beamten in jedem Fall 


vetur, inde quartus denarius civitati nostre restituetur. Lüb. Urfb. 11. 309. — 
Aus der Urkunde zwijchen 1338 u. 1348 ib. 843 ift erfichtliih, daß bie Stadt 
Lübeck mit einzelnen ihrer Bürger gemeinschaftlich Rhederei trieb. Notum sit, 
quod Johannes Hovemann emit a camerariis terciam partem unius coggonis 
pro 130 mareis den. 1338, quem videlicet coggonem ipse ducet versus mare 
sub eventu et fortuna swi ipsius et civitatis. Omnibus expositis civitati nostre 
cesserunt in lucrum 33 marce den. sub anno 1338. Es folgen die Einnahmen 
und Ausgaben, welche verrechnet werben. Darunter: item 40 marc. et 8 sol. ex- 
posuimus ex parte civitatis tantum pro malo ad coggonem et aliis instru- 
mentis preparatis. — Die Städte Lübeck u. Hamburg fauften 1253 gemeinfchaft- 
lich Getreide, Lappenberg, Hamb. Urkb. Nr. 578 ©. 479. 

129) Bol. 3. B. Maurer III. 144 f. 

229) Vol. den folgenden $. 

0) Brimner Schöffend. c. 332. Braunichw.-Neuftäbt. Stadtr. im Urkb. ver 
Stadt Braunfchweig 24 a. 65: der stad gemeyne mach nicht verjaren. Bgl. 
!aband, vermögener. Kl. ©. 327. 

a Pol, 3. B. Urk. v. München v. 1294 b. Maurer 11. 52 Note 30: unser 
rat sol och von sin selbes hus .. nicht sturen, und dazu das Stat. von Alftebt 
db. Walch VI. 207 $ 15, wonach bie fog. Stabt- oder Rämmereigütter auch ver- 
fteuert werden follen. 
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dur ihren Beichluß und ihre Handlung Beihlug und Handlung des Gemein- 
wejens baritellten. Derartige Beitimmungen aber waren nicht blos nad) innen 
von Wichtigkeit, jondern berührten auch alle Perjonen, welche mit der Stadt 
in Privatrechteverhältnige traten, unmittelbar. Denn die Stadt alö foldye hatte 
eben nur dann fi ihnen verpflichtet, ihnen verſprochen oder geleiftet, eine 
Willenserklärung abgegeben, wenn die für derartige Rechtsgeichäfte verfaßungs— 
mäßig berufenen Organe der Stadt thätig geworden waren. Ein Prinzip, 
das unzweifelhaft jeit der Vollendung des Körperichaftsbegriffs in thatjächlicher 
Geltung war, das aber Elar und voll bewuht zuerft im Sabre 1340 der lü— 
biſche Rath in einem beim Papft abgelegten Zeugnig ausſprach, indem er die 
Ungültigfeit eines von den Hamburger Bürgermeiftern mit dem dortigen Dom» 
fapitel abgeſchloßenen Vertrages daraus herleitete, daß denjelben die verfaßungs— 
mäßige Kompetenz dazu gefehlt habe. Denn nad einem in Hamburg über 
Menihengetenfen hinaus geübten Gewohnhcitsrecht könnten die dortigen Bür- 
germeifter erheblichere Rechtsgeſchäfte der Stadt nur mit Zuftimmung des 
gejammten Raths, ganz wichtige Rechtögeichäfte der Stadt aber nur unter 
Zuziehung des Raths, der Vollbürgerjhaft und der Zunftmeijter vornehmen. 
Andernfalls jei das ſtädtiſche Rechtsgeſchäft mull und nichtig. Und daſſelbe 
Recht gelte in Lübeck und den Nachbarftädten!2), 

Doch dies führt zur Frage der Willens und Handlungsfähigkeit der Stabt, 
wovon nun noch die Rede jein joll. 


$. 80. Willens und Handlungsfähigkeit ber Stabt. 


A. In der Perjönlichkeit der Stadt war ihre Willens- und Hand- 
Imngsfähigfeit gegeben. Damit traten an die Stelle der alten Begriffe 
von Gejammtwillen und Gejammtbandlungen ganz nene Begriffe. Die 
Stadt wurde nunmehr ald ein Gemeinweſen erkannt, deffen Seele der von 
der Summe der Einzelwillen gänzlich abgelöfte Gemeinwille und deffen Körper 


132) @iib. Urkb. II. 664: .. Quod quando et quoties negotia ponderis ali- 
cujus incumbebant dicto opido et universitati Hamburgensi expedienda, opor- 
tebat et oportet necessario pro tunc consules dicti opidi, si expeditio talium 
negotiorum debebat sortiri effectum et tenere, ®onsules alios dieti opidi spe- 
cialiter super hoc requirere et de eorum determinatione et mandato speciali 
negotia ipsa expedire.. Alias expeditio ipsa nullius fuit et est momenti. 
Item quod, quotiens et quando negotia ardua et magna predicto opido et uni- 
versitati Hamburgensi ineumbebant, utpote super aliquo ipsius opidi et uni- 
versitatis prejudiciali seu jus vel statum aliqualiter tangente vel similia, 
oportebat et oportet necessario proconsules et consules Hamburgenses, si 
expeditio hujusmodi negotiorum robur firmitatis habere debebat, super hoc 
requirere et optinere specialiter consilium et consensum magistrorum officio- 
rum mechanicorum ac universitatis dieti opidi et de eorum consilio et con- 
sengu ea expedire. 
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der durch eine Verfaßung rechtlich geordnete Organismus war. Die Stadt 
jelbft Fonnte daher nun wollen und ihren Willen erflärent), guten oder böjen 
Glauben haben?), politiihe und rechtliche Handlungen vornehmen’). Denn 
fie war e8, die im ihren verfaßungsmäßig berufenen Verfammlungen und 
Behörden ald in ihren Organen wollte und hankelte. 

I. Um zu diefer Vorftellung zu gelangen, mußte zunächſt die rechtliche 
Grundlage des Gemeinwejend als eine Verfaßung, d. h. als eine objektive 
Norm begriffen werden, welde das innere Lebensgeſetz eines erft durch fie 
zum Rechtdorganismus erhobenen Gemeinwejens bildete. 

Urſprünglich ſetzte fich das, was wir als ftädtifches Verfagungsrecht be 
trachten würden, aus dem dinglichen Frieden und Recht der Stadt und dem 
perfönlichen Frieden und Recht der Bürgergemeinde zuſammen. Beides floß 
aus Herkommen, Privilegien und Verträgen, ohne daß dabei Geſetz und 
Rechtstitel unterjchieden wären; beides begründete Beziehungen der Herrjchaft 
und Abhängigkeit, ohne dag man die Idee einer öffentlichen Ordnung von 
der Vorftellung individueller Rechtsverhältniße getrennt hättet). 

Mit dem Eintritt des Einungsgedankens in das ftädtijche Leben Fam 
die neue Idee eines Eonjtitutiven Aftes hinzu; die Bürgerjchaft betrachtete 
fih nunmehr ald einen organifirten Verein mit jelbitgefegtem Frieden und 
Recht und jelbitbeftellten Organen’). Allein einmal war vielfah die Auf- 
faßung von Gilden, Schwurgenofenjhaften und Friedenseinigungen keines— 
wegs frei von der Beimifchung der Bertrageauffagung‘). Und andrerjeits war, 
jo lange die Gilde fih nicht völlig mit der Bürgergemeinde deckte oder doch 
die nad dem Gildeprincip Eonftituirte und organifirte Bürgerjchaft nicht in- 
nerlich identifh mit der alten Mark» und Gerichtögemeinde war, die neue 


) 3.8. 1252 b. Ennen u. Eckertz II. 308: sine consensu et voluntate 
civitatis Col.; 1283 im füb. Urfb. I. 406: cum voluntate civitatum; 407 ib. 
civitatum consensu et voluntate; 1293 b. Schaab II Nr. 47 ©. 66: consensu 
et consilio civitatis; 1318 b. Trouillat III. 268: voluntate illius villae ubi 
burgenses essent; .. ipsa villa .. declararet. 1206 b. Ennen u. Ederg 
1I. 26: civitas Col. gratum eum habebit. 1233 im Lüb. Urfb. I. 63: generali 
voluntate civitatis. 1270 ib. @I, 33: placebit eivitati. S. 1081 ib. u. f. w. 
1233 b. Tzſchoppe u. Stenzel 5ll: cum pleno arbitrio civitatis. 1349 La— 
comblet II. 376. „Die Stadt“ verzeiht, erklärt ihre Huld (Note 3 zu $ 28) 
u. ſ. w., und „mit der Stadt Willen‘ wird ftehender Ausdruck. 

) 3. B. 1359 b. Lacomblet III. 499: „keine stat“ foll einen offenen Feind 
der andern zum Bürger aufnehmen, „dat si id weys.“ 

3) Viele Belege in $ 28 u. 29. 

4) Bgl. oben $ 21. 22. 25. 

9) Bel. oben $ 23 u. Th. I ©. 249 f. 264. 

9) So ift 3. B. der erhöhte Friede, welcher in manchen Städten durch ein 
geihwornes Uebereinkommen aller Bürger für eine beflimmte Zeit neben bem ge- 
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bürgerjchaftlihe Verfaßung keine wirkliche Stadtverfagung. Denn fie war 
die Verfaßung eines vom Princip der freien Vereinigung beherrſchten Ver— 
bandes, nicht aber die Verfagung eines ftaatlihen Gemeinwejens?). 

Seitdem indeß Gemeindeprincip und Gildeprincip verjhmolzen waren; 
jeitdem die konſtituirte Bürgerfchaft die Stadt erobert und den Gedanken 
einer lebendigen Stadtperjönlichfeit erzeugt hatte; ſeitdem das neue bürger- 
lihe Gemeinwejen nach außen und innen gefchlogen, einheitlich und jelbftändig 
geworden war: da mußte auch die geichriebene oder ungejchriebene Stadtver- 
faßung als das Lebensgejeß eines in jeiner Eriftenz nothwendigen, in jeiner 
Organifation nad freiem Willensentihlug wandelbaren Gemeinmwejens be— 
griffen werden. 

Dieſer Gedanke wurde vorzugsweije geklärt und gejhärft durch die 
äußeren und inneren Kämpfe der Stadt. 

Die äußeren Kämpfe vollendeten die Einheit und Geſchloßenheit des 
Stadtjtaats; fie zogen eine feite Grenze zwiſchen der gegen die Stadt begrün« 
deten oder auch wol noch in fie hineinragenden höheren Gewalt und dem in- 
neren Organismus des Gemeinwejens; fie brachten den Unterjchied zum Be- 
wußtjein zwijchen den politijchen Privilegien und Verträgen, durch welche 
ſich die Stellung der Stadt zu andern politifchen Rechtsjubjecten beftimmte, 
und dem inneren ſtädtiſchen Verfaßungsrecht)). Daß diejes letztere allein der 
Stadt gehöre und von ihr allein fortgebildet werde, war das überall erftrebte 


wöhnlichen Frieden gefetzt wurde, oft einem gelobten Frieden ähnlicher ald einem 
verfaßungsmäßigen Stabtirieden. Bol. z. B. die Regensburger Friedenseinungen 
b. Gemeinerl. 514. 549. 550. II. 27—30. 94. 95. 101. 105. 119. 142. 349 u. 
Priv. v. 1230 $ 2; die Meter Schwurfrieben (establissement de la commune 
pais de Mez) mit beiondere bevollmäcdhtigten wardours de la pais v. 1212, 1250 
auf 6, 1254 auf 4 Sabre u. erft 1327 für ewig b. Maurer I. 570—571; den 
Basler Frieden v. 1354 b. Ochs II. 93 f., Basler Rechtsqu. I. 19f. Anders ver- 
hält e8 fich fchon mit den für ewig und unkündbar vereinbarten und beſchwornen 
Stadtfrieden, 3. B. 1323 in Frankfurt u. Speier, 1376 in Eßlingen b. Boehmer 
1. 443, Lehmann 284, Pfaff 101. 

?) Hieran erinnert Cinzelnes felbft noch in ber ausgebildeten Stabtverfaßung. 
So die jährlihen Schwörtage für die gefammte Bürgerfchaft in Freiburg, Reut- 
fingen, Kaufbeuren, Ehlingen, Nordhaujen, Wetlar, Speier, Strasburg, Bajel, 
oder bie bei Berfahungsänderungen oft für nöthig gehaltenen Neubeichwörungen 
durch alle Bürger (vgl. Th. I ©. 270; Schreiber I. 134. II. 915 Jäger, Mag. 
V. 268. 358f.; Wald III. 298. 314; Pfaff 537 f.; Lehmann 281 u. 616; 
Maurer III. 166.), wobei oft die Borftellung waltete, als berube bie ftädtijche 
Berfaßung auf einer gildemäßigen Bereinigung, die von Zeit zu Zeit der Erneuerung 
bedürfe, durch Abänderungen zu erlöfchen drobe, wenn nicht neue Vereinigung dies 
abwende, u. f. w. Nicht minder erinnert daran die gildemäßige Form und Auffaßung 
der Aufnahme und des Ausichlußes von Bürgern u. |. w. 

9) Vgl. oben $ 28, bei. Note 2—7, 
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Ziel?) ; die Cinmifhung anderer Gewalten in die Beftimmung des ftädtijchen 
Verfaßungsrechts war ſtets ein Zeichen unvollfommener Stadtfreiheit!), und 
ihre fpätere Häufigkeit bezeichnete den Verfall!!), die allgemeine Regulirung 
der Verfafungen dur den Staat dad Ende des alten Städtewejens!?). 

Die inneren Kämpfe vollendeten die Durchdringung aller einzelnen 
Glieder der Stadt mit dem Gedanken eined über ihnen ftehenten Gemein» 
wejend. Die verjchiedenen Körperſchaften, Stände und Berufsklaſſen innerhalb 
der Bürgerjhaft traten fich äußerlich freilich viel gefchloßener, jelbftändiger 
und getrennter gegenüber als ehedem. Es gewinnt. oft den Anſchein, als 
wenn jie gleich beſonderen Gemeinweſen als eigenberechtigte politiiche Perjo- 
nen um ihre Etellung und Gewalt mit einander kämpfen, fi) vergleichen 
und Verträge ſchließen!s). Allein es ift died nur Schein. Denn einmal 


2) Die Städte felbft gaben daher in den Zeiten ihrer Freiheit nur felten Anlaß 
zu Außerer Einmijchung in ihre Verfaßungsfragen, und that es eine unreife oder 
egoiftijche Partei, wie dies z. B. bei den erften Gährungen ber untern Stände 
(1249 in Worms, 1258 in Köln, 1260 in Strasburg, Th. 1. 324) vorfam, fo 
wurde ed ald DVerftoß gegen das Lebensprincip der Städte empfunden. Die Ein- 
mifhung der Hanfa in Berfaßungstimpfe der Einzelftädte (ib. 470—471) berubte 
theil8 auf ihrem bundesftaatlihen Wefen, theild zeigte fie fhon den Berfall an. 

10) Sie kam daher hauptiächli nach Niederlagen der Städte im Kampfe mit 
den Stadtherrn nor. Die grundjägliche Verneinung bed Rechtes der Städte, fi 
jelbjt Berfaßungen zu geben, in den Gefegen Sriedrichd II. war nur eine Epifobe 
in diefem Kampf und wurde niemals geltended Recht. Vgl. Th. I. 305 Note 11. 

m) Wenn ſchon 1434 Markgraf Friedrich feiner Landſtadt Batreuth eine „Stadt« 
und Gerichtsordnung“ gab, feit 1441 in der Mark Brandenburg landeöherrliche 
Anordnungen in ftäbtiihen DVerfaßungsangelegenbeiten zur Regel wurden, der 
Stadt Wien 1520 u. 1526, Seligenftadt 1527, Freiburg 1554, Braunfchweig 1671, 
Lüneburg 1682, Soeft 1752 von ihren Landeöheren neue Berfaßungen biktirt wur- 
ben, jo waren dies jedesmal Befiegelungen der Tandftäbtifchen Unſelbſtändigkeit. 
Aber auch in den Reichsſtädten waren die befonders durch bie Religionskämpfe her— 
vorgerufenen Berfaßungsänderungen bed Kaiferdö, Kaiferlicher Kommifjionen und 
ſelbſt fiegreicher Generäle (3. B. 1500 u. 1514 in Negendburg, 1548, 1552, 1628, 
1632 u. 1635 in Augsburg, 1548 u. in den folgenden Jahren in Ulm, Konftanz, 
ERlingen, Ueberlingen, Wangen, Kaufbeuren, Memmingen, Biberach, 1642 in Mübhl- 
haufen, 1752 in Frankfurt a. M.) Zeichen des Verfalls. 

12) Darum gieng das alte Städtewejen am früheften in der Markt Branden- 
burg unter, wo fchon die Pol.-D. Kurf. Joachim I. v. 1515, die Pol. v. 1540 u. 
j. w. (Mylius VI Nachlefe If. V, 1. 17f. Zimmermann III. 7f.) generali- 
firende Beftimmungen für die Stadtverfaßungen enthielten. Die öfterreichifchen „Re— 
gulirungen der Stadtmagiftrate”' jeit 1783, Die bairifche „Inſtruktion für Städte 
und Märkte” v. 1748 brachen gleichfalls ſchon vor der franzöſ. Revolution mit 
ber alten Zeit. 

3) Val. 3. B. Urk. v. 1304 6b. Lehmann 588: dasz zwischen uns dem 
alten rath und den hauszgenossen ein site und dem rath der jetzt ist, den 
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wurde bie Eriftenz eines über den Streittheilen ftehenden Gemeinweſens nicht 
nur niemals in Frage gejtellt, jontern bildete den Angelpunkt aller VBerfagungs- 
kämpfe!“). Und zweitens traten bei den Streitigkeiten um die innere Ein- 
richtung der Stadt die einzelnen Körperjchaften und Behörden nicht als nölfer- 
rechtliche Perjonen, jondern ald Glieder und Organe der Einen Stadt, für 
deren Wohl und Ehre jie alle dabei zu handeln glaubten oder vorgaben, ge- 
gen einander’). In Wahrheit lagen daher nicht wölferrechtliche Akte, jon- 
dern innere Erſchütterungen eines jtaatlihen Organismus und ſtaatsrechtliche 


sechsen von jeder zunfft und der gemeinde andersiten ... ist also geredt 
u. übertragen. Aehnlich die Bergleihe v. 1330 u. 1349. Bertrag v. 1316 in 
Ehlingen: wir der burgermeister, der schultheis, der rath, die burger, die 
zunftmeister, die zünfte u. die gemeinde ... seyend mit einander gemeinig- 
lich übereinkomen. Strasburger Schwörbriefe v. 1334, 1382, 1416, 1482: wir 
die meister die räthe die ritter die knechte die burger die handwerck und 
die gemeind .. überkommen seynd. Wormfer Rachtung v. 1300 b. Schan- 
nat II. 158: unser herre der bischoff, der rate, die sechszehne von der ge- 
meynde und die gemeynde sint überkommen. #$ranff. Vertrag v. 1358 zuschin 
dem rate zu Frankinford uf eyne siten unde den antwerkyn unde der gemeyne 
zu Fr. uf die andern syten. Aehnlich die Freiburger Berträge v. 1248. 1258. 
1368. 1392. 1454. 1464. 1490 b. Schreiber I. 131f. 141. 541. f. II. 88 f. 
434 f. 484 f. 532 f.; Der Bertrag zwijchen Rath u. Zünften v. 1293 und der Ber- 
gleich des Raths mit Gildemeiftern Yauptleuten der Menbeit und ganzer Menbeit 
(fog. „großer Brief“ v. 1445) in Braunſchweig, Braunfchw. Urfb. I. 16. 226. 
Receß v. 1488 u. Vertrag v. 1490 ib. 251—265; ferner die Verfaßungsverträge 
in Magdeburg, Halle, Mainz (1332 u. 1430), Augsburg (1368 u. 1368, Augsb. 
Chron. 159 f.); die Hachtungen in Worms v. 1300, 1366, 1392, 1893, 1514, 
1519, 1522, 1526; bie Zuuftbriefe von Ulm v. 1327 n. 1345 (Jäger, Ulm 231. 
243. 738 f.). Noch 1535 begründet in Lübeck ein „Vertrag zwifchen Rath u. Ge- 
meinde' die neue Verfagung (Waitz 440 f. 484 f.) und im Fahre 1787 wurde in 
Ulm durch einen „Vergleich zwiichen Rath und Gemeinde‘ die Bejtimmung bes 
Schwörbriefs v. 1558, daß die Gemeinde bei hochwichtigen Angelegenheiten zuzu— 
ziehen jei, dahin interpretirt, daß Darunter neue Steuern und wichtige Beräußerungen 
zu verfiehen jeien. 

14) Bol. Th. I ©. 323 Mote 45. 

15) Deshalb werden benn auch Berfaßungsvereinbarungen „von ber Stadt 
wegen‘ oder „ um der Stadt willen” gejchlogen. Sp heißt es in Brafel 1848 
b. Wigand, Archiv V. 164f: wy burgermestere unde rade, alde und nye, de 
wisheyt van der meynheit unde de gemeynheit van der stad... overkomen, 
. .. Unde was der rad unde de wishet van der meynheyt overkomet van der 
stad wegene, dat wille wi, de von der meynheyt sind, gerne wulburden, — In 
Sreiburg verlangte die Gemeinde 1248 deshalb eine Berfaßungsänderung, weil von 
den 24 Geſchwornen Das „negotium universale sive respublica ville Fribur- 
gense“ nah Willfür und nicht gemäß der „honestas et utilitas communis‘ 
geführt werde, Schreiber 1. 52. — In Weſel ftiftet 1308 der Graf von Cleye 
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Verhandlungen vor!e); es wurden nicht Verträge geichloßen, jondern Wer: 
faßungen vereinbart und errichtet 17); es äußerten ſich nicht mehrere Einzel: 
willen in zufammenjtimmenden Handlungen, jondern der zwiejpältig oder un- 


einen Vergleich in dem Streit, der „super ordinatione seu dispositione de rebus 
et agilibus opidi nostri Wesaliensis inter magistrum civium magistros bur- 
genses scabinos et consules ejusdem opidi nostri ex una parte et communi- 
tatem ibidem ex altera parte‘ geführt wurde. Es wird „propter commune 
bonum commodum et honorem oppidi‘ fejtgejeßt, daß die Gemeinde das Recht 
der Behörbenwahl, der Zuftimmung bei Neubauten und bei Eingehung ftädtijcher 
Berbindlichkeiten haben jolle, Gilden aber, Brüderfchaften, Einungen und Eidge- 
noßenjchaften verboten feien; Racomblet III. 55. — Bel. Eidbuch v. 1321 b. 
Ennen u Eder& J. 1$ 1: umbe gemeyn beste der Steede von Kolne over- 
dragin han; ib. 144 f. u. f. w. 


16) Daher giengen oft bewuhte Neflerionen über die befte Verfaßung den Aen— 
derungen voraus, wie 3. B. bei der Brunifchen und Waldmannfchen Neuerung 
in Züri; oder ed wurden, wie 1368 in Augsburg, vorher Erfundigungen über 
die Verfaßung anderer Städte eingezogen. Der Bürgerzwijt wurde als eine innere 
Zwietracdht des Gemeinwejend, das einig fein follte, und ald ein Unglüd für bie 
Stadt und das gemeine Beite betrachtet; fo z. B. in dem Bericht über den großen 
Kampf in Köln b. Ennen u. Ederk I. 422f.; vgl. 3. B. ©. 422: dan afl 
der stat van Coelne ind die gemeynde grosen unverwynlichen schaden, kost, 
krut und veetschaft gehat u. geleden haint; ©. 432: gross coste der stede ... 
dat doch der stede noch der gemeynden besten nyet en was; ©. 430: der 
steede sachen u. eyns gemein besten; ©. 434: ed ſaßen Rathleute, da eyn ge- 
meyne beste und der stad ere wenich besorgt was. — Das endliche Zuftande- 
fommen einer Berfaßung batte oft fchon der Aufßeren Form nad den Charalter 
eines Staatsaktes; jo 3. B. 1534 in Bremen, wo die Bürgerichaft 1530 40 n. 
1532 104 Männer wählte, um eine neue Verfaßung zu machen, dieſe aber 1534 
in der Bürgerverfammlung abdanfen mußten, und nun der Rath die alte Ber- 
faßung mit einigen Aenderungen der Bürgerichaft vorlegte, welche biejelbe kirch— 
fpieldweife genehmigte und ald „neue Eintracht“ beichwor. 


17) Deshalb lag jo wenig wie in den heute noch üblichen ähnlichen Ausdrücken 
in der Bezeichnung ber Berfaßungsurlunden ald „Berträge” oder ‚Vergleiche“ et- 
was Anderes, ald ein Hinweis auf die VBereinbarungsferm. So aud in dem 
Namen „Bürgervertrag” für bie Franff. Verf. v. 1613 b. Moser I. 567. 574; 
in den Namen „niewe eendracht* in Bremen (vgl. die vorige Note), eidbrief 
und verbundbrief in Köln, schwörbriefe in Stradburg u. Ulm. u. f. w. Auch 
kommen daneben Namen wie willkür (3. B. 1339 in Schweidnig b. Tzſchoppe 
u. Stenzel 236. 608), Richtehrief in Zürich, Rachtungen in Worms, Wahlbrief 
in Münden (1408 in M. B. 35, IL. 249 f.), Receß (3. ®. 1605, 1665 u. 1669 
in Lübeck, 1488 u. 1601 in Braunfchweig) und hejonderd „Regimentsordnung“ 
(3. B. 1376 u. 1552 in Eflingen, 1500 u. 1514 in Regensburg, 1719 in Auge 
burg) für ſtädtiſche Verfaßungsurkunden vor, 
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gewiß geweſene und wieder einheitlich gewordene Gemeinwille offenbarte fich 
in einem verfaßunggebenden Akt!s). 

I. Die wollenre und handelnde Statt erhielt durch ihre Verfaßung 
eine beppelte Grundlage. 

Ihr Organismus baute fich einerjeitd auf dem Subjtrat eines politi- 
ſchen Stadtgebiets auf. Wie der Begriff eines ſolchen Anfangs fehlte, 
erft mit ihm aber die Stadt als ſolche zur Perjon werden fonnte, hat fidh 
ſchon gezeigt. 

Die Stadt beruhte aber zweitens auf der Grundlage einer Bürger- 
haft. Auch in diefer Beziehung hat ſich ſchon ergeben, wie die zuerft ge- 
noßenſchaftlich und berrichhaftlich gebundenen Einzelnen in der Stadt als In— 
dividuen frei, ald Bürger Glieder des ſtädtiſchen Gemeinweſens wurden. 

Die in der Stadt aufgehenden Theile der Perfönlichkeit ihrer Bürger 
bildeten die Elemente des ftädtijhen Organismus. Wie aber diefe Elemente 
mit einander verbunden und unter einander gegliedert waren, bejtimmte die 
Verfaßung. So entitand an Stelle der alten genogenjhaftlihen Gefammt- 
beiten mit verjchiedenen Genofenredhtten eine DERIMBARDIMEON geglie- 
derte Bürgerjdaft. 

Eine ſolche war jhon die Bürgerfhaft zu den Zeiten der Gefchlecdhter: 
herrſchaft. Denn es war das politiihe Verfaßungsrecht der Stadt, welches 
die alten Vollgenoßen zu VBollbürgern machte, den übrigen Bürgern das aftive 
politijche Recht verfagte. Vollendet aber wurde die Entwidelung aud hier 
erft durch die Zunftbewegungen. 

In den Zeiten des Kampfes freilich ſchien oft im Gegentheil die Bürger- 
ſchaft in verjchiedene Gemeinden auseinanderfallen zu jollen. Indem die 
Bollbürger einerjeits, die bisherigen Pajjivbürger andrerjeits ſich Eorporativ 
zujammenjchloßen, in Sonderverfammlungen bejondere Organe und Borftände 
wählten und fchroff gegeneinander traten, lag die Gefahr nahe, daß Diejer 
Gegenſatz die Stadt auseinander treibe. Man ſprach von zwei Gemeinden 
in der Stabt!). Hier die Altbürgerihaft, die Gilde oder Gemeinde der 
Bürger, welche troß der häufigen Trennung in mehrere Stände oder Gilden 
fihb zu Einem Geſammtkörper verband?®), dort die Gemeinde, die Eidge- 


18) Daher werden die Verfaßungsurkunden nur felten (wie z. B. 1304 u. 
1358 in Note 13) von zwei einander gegenübergeftellten Parteien, ſondern ge- 
wöhnlic (vgl. Note 13) von den nun einig gemworbenen Behörden und Etänben 
als gemeiner Wille verkündet; 3. B. 1316 in Ehlingen: seyend mit einander 
gemeiniglich übereinkommen. 

1%, So heißt es 1430 in Mainz: ohne Wißen und Zuthun der gantzen ge- 
meynden, beyde von den alten und auch von der gemeynden von den zunfiten 
burgern. 

20) Bol. Th. IS. 340f. u. Maurer II. 520-539. Auch wo bie Alt. 
bürgerjchaft mehrere Etände, z. B. milites und burgenses, oder mehrere Gilden 

uU. 50 
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noßenſchaft der Zünfte, die Geſammtheit der Handwerker oder der Gemeinen, 
welche trog ihrer Theilung in Einzelgilden einen nicht minder geſchloßenen 
Verein bildete 2), ftanden wie zwei bejontere Bürgerſchaften gegeneinanter. 
Sa in manden Städten kam es jo weit, daß fih bis zur oberften Spike 
hinauf die Stadt in zwei bejonderd organifirte Gemeinden jpaltete, indem 
die Gejchledhtergemeinde von Bürgermeifter und Rath, die Zunftgemeinde von 
Dberzunftmeifter oder Ammeifter und Zunftratd wie von eignen Behörden 
regiert und vertreten wurben??). 

Gleihwohl wurde ſelbſt in dieſen äußerſten Fällen niemals vergehen, 
daß über allen Parteien die Einheit des Gemeinwejens ftand. Und folge 
weife mußte man fi aud bier bewußt bleiben, daß die toppelten Bürger- 
ihaften oder Gemeinden im legten Grunde nur ſehr jelbjtändige Glieber- der 
Einen Stadt jeien. Died Bewußtſein zeigt fih z. DB. darin, daß Sonter 


unfaßte, wurde fie doch den übrigen Bürgern gegenüber ſtets einheitlich als univer- 
sitas civium oder burgensium, ald communio oder consortium, ald gemein der 
burger oder burgere gemeinlich, oder fchlechthin als burgere bezeichnet. Vgl. 
Maurer IH. 191. 513 f. 

21) Im Gegenfag zu der Bürgerfchaft wird die Gefammtheit der Minderbe- 
rechtigten oft ald „Gemeinde* einheitlich zufammengefaßt. 3. B. 1528 b. La— 
comblet U. 245: fraternitates et alii populares, qui communitas appellantur; 
1259 ib. 258. Strasb. Urk. v. 1261 b. Schöpflin I. 434: cives et commu- 
nitas. Basler Urk. v. 1373 u. 1385 6. Ochs II. 251 f. 223. 279: den bürgern 
und der gemeinde. 1366 u. 1386 b. Schannat II. 181 u. 200: dem rade 
den burgern u. der gemeynde gemeinlich der stat. Bamberger Etudtr. $ 430: 
wider die burger oder wider die gemein. 1337 b. Säger, Ulm 741. Urk. 
v. Liegnitz v. 1326 b. Tzſchoppe u. Stenzel 512: seniores populi und tota 
communitas plebis civitatis. U. f. w. — Ober als zünfte und gemeiude (3. B. 
in Srantfurt u. Ehlingen), handwerk nnd gemeind (j. B. 1482 in Strasburg), 
communitas fraternitatum (1264 b. Boehmer, fontes II. 171f.), gemaind 
der antwerch (1827 in Ulm), gemainde der zünfte (3. B. in Reutlingen), als 
volk, gedigene u. ſ. w. — Oder auch als eidgenoszenschaft, conjuratio (3. B. 
1327 in Speier, 1330 in Regensburg), consortium oder societas fraternitatum 
(Boehmer Il. c. II. 160), grande Compagnie (in Bremen). 

22) So waren in Zürich die 3 Oberzunftmeifter nicht nur zufammen mit den 
Zunftmeiftern die oberfte Behörde für gemeinfame Angelegenheiten der Zünfte und 
Streitigfeiten derfelben untereinander, ſondern vertraten aud die Zünfte gegen bie 
Bürgerichaft und den gejchlechtigen Rath; Bluntſchli I. 361. Ebenfo der Basler 
Dberzunftmeiiter (Ochs 1. 370, IL. 263. 264. V. 34), die 2 Oberzunftmeifter im 
Chur und wahrfdeinlich au, wie Maurer 11. 617. 667. ausführt, der Stras⸗ 
burger Ammeifter gegenüber den gejchlechtigen Stättemeiftern. In Koblenz findet 
fi ein Ritterbürgermeifter und ein Stabtbürgermeifter; in Oppenheim ein Bür- 
germeijter „von der ritterschaft und gemeinen burgmannen wegen* und ein 
anderer „von gemeiner burgerschaft wegen“; in Soeſt ein Großrichtmann der 
Aemter und ein Großrichtmann der Gemeinpe. 
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berathungen den verjchiedenen Verbänden zwar in ihren korporativen Ange- 
legenheiten erlaubt, in ſtädtiſchen Dingen aber verboten wurden 23); und daß 
die Organe und Behörden der zwei Gemeinden mindeftens in einigen Bezie- 
hungen immer zu einheitlichen Organen der Stadt verbunden wurden. So 
ift ed denn auch in der That nirgend dahin gefommen, daß, wie dies oft auf 
dem Lande der Fall war, die Gemeinde in zwei völlig getrennte Körper aud- 
einander fiel®5). 

Bielmehr. war das Rejultat überall, daß die Einheit ter Stadt erhal. 
ten blieb; faſt überall aber, daß unbeſchadet diefer Einheit eine forpora- 
tive Öliederung ter Bürgerjhaft zur Grundlage. der Stadtverfahung 
wurde. 

Diefe Gliederung war häufig die alte Gliederung in eine Altbürgerichaft 
und eine Zunftgemeinde, von denen jede dann wieder in fih korporativ ge— 
gliedert zu fein pflegte. Dabei war dann bald die Altbürgerſchaft ausſchließ— 
lihe Trägerin der eigentlihen Stadtregierung, während die Gemeinde nur 
Auffichts- und Zuftimmungsredte übte?®); bald wurde der Gemeinde einiger 


3) Bol. 3. B. Urf. v. Eßlingen v. 1316 b. Maurer II. 623 Note 5: es 
sollen auch die bürger ohne die zunfitmeister keinen sondrigen rath haben 
um der sache die die stadt gemeiniglich angehet; .. dasselbe sollen auch 
thun die zunfftmeister, die zünfften und die gemeinde. Das 1376 anerfannte 
Sonderberathungsrecht beider Theile ift vermuthlich auch nur auf Sonderangelegen- 
beiten beichräntt. In Reutlingen follen 1843 die Zunftmeifter zwar Sonderrath 
halten dürfen, müßen aber 2 Richter und 2 Rathsherrn zuziehen. In Ulm beißt 
ed: die zünfte und bürger sollen dem rath gehorchen u. kein gesetz für sich 
machen; vgl. au) 1327 b. Yäger 741. 

29 So follten in Zürich bie drei Oberzunftmeifter die Bürgermeijter vertreten 
und mit diejen den geheimen Rath bilden, Bluntſchli a. a. D. In Baſel gieng 
der Oberzunftmeifter jeit dem 13. Jahrh. in den Rath, hieß 1457 „ein Haupt 
der Stadt”, und es trat feit 1385 ein Ammeifter über Bürgermeifter und Ober: 
zunftmeijter, der dann freilich ſpäter herabſank u. 1417 abgeichafft wurde; Heusler 
283 f.; Ochs II 352. In Freiburg waren die verfchiedenen Stadthäupter nur 
Borfigende der verfchiedenen Rathsabtheilungen, fo 1388 Bürgermeifter und Schult- 
heiß für die 12 edfen Rathleute, Ammeifter für die 18 „Bürger“, Obriftmeifter für 
bie 18 Zunftmeiiter. 

5) Es fam nicht einmal irgendwo zu fo fcharfer Trennung, wie in Italien 
zwifchen der Kommune unter bem podesta und ben popolo unter dem capitano,. 

2) So in Worms v. 1300—1360; in Bajel bis 1336; in Hagenau feit 1832 
(Schöpflin H.144—145: gefchlechtiger Meiner Rath und neben ihm aus Gemeinde 
und Handwerkern ein großer Rath). Ebenſo bis 1378 in Nürnberg (Gefchlechter- 
gemeinde unb ‚Gemeinde der 8 Zünfte) und bis 1396 in Köln, Auch in Hamburg, 
Lübeck und den meiften Hanfeftädten, wo überall eine berrichende, nah Gilden ge 
gliederte Großkaufmannſchaft und eine nur zu Kontrolle und Zuftiimmung befugte 
Gemeinde der Zünfte oder Aemter die Grundlage der Verfahung bildeten. Bol. 
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Antheil an der Regierung zugeftanden ??); bald endlich bildete die gleiche oder 
doch ungefähr gleiche Theilung der politifhen Gewalt zwiſchen die beiden oder 
auch wohl zwiichen drei. verfchiedene Bürgerklaſſen das Princip ber Ber- 
faßung 3). 

Sn anderen Städten wurde eine berujsftändijche oder auch nach anderen 
Gefihtöpunften vollzogene Zwei- oder Dreitheilung der Bürgerjhaft Grund— 
Inge der Stadtverfaßung. Auch bier waren die nebeneinanderitehenden Bür- 
gerverbände als Gilde, Gemeinheit, Kollegium, Stand u. ſ. w. forporativ 
grganifirt, während fie ihrerfeitö wielfach wieder ſich aus jelbjtändigen Körper- 
ſchaften zufammenjeßten ??). 


22) So bid 1330 in Magdeburg; zeitweife in Speier (1304), Worms, Konftanz 
(1342); bis 1336 in Zürich; in Regensburg; dauernd in Frankfurt (die in Stuben. 
gejellichaften getheilte berrichende Gefchlechtergemeinde und die nur auf einer dritten 
Rathsbank vertretene Handwerksgemeinde); auch in Görlik (wo die Gewerke nur 
durch drei Aeltefte am Rath Theil nahmen, Neumann 54f. 114f.); und in Meg, 
wo die Berfaßung auf 6 paraiges berubte, von denen 5 gejchlehtig und nur Die 
6te „paraige du commun“ oder „commun“ waren. 

2) So in Züri v. 1336—1493 die Konftaffel und die 13 Zünfte; in Stras 
burg die in mehrere Stuben zerfallende Konftoffel und die Zünfte (1332 nur 10, 
1334 25, 1349 23 u. ſ. w.); in Mainz die Gefchlechter u. die Zünfte (feit 1332); 
in Wormd die Ritter und Gefchlechter einerfeitd, Die Zünfte und Gemeinde andrer- 
feits; in Speier 1330—1349 die Hausgenofenfchaft und die Zünfte; in Weißen. 
burg ebenjo; in Augsburg 1368 Geſchlechter und Zünfte (aus jedem Theil 1 Bür- 
‚germeifter, Heine und große Käthe); in Ulm 1327 die Geſchlechter und die gemaind 
der antwerch; in Eflingen im 14 Jahrh. bürgergesellschaft und 8 zünfte (Pfaff 
154. 157); in Rothweil Herrenjtube und 9 Zünfte; in Reutlingen bürger und 
gemainde der zünfte; in Ueberlingen Gefellichaft der ehrbaren Gefchlechte (ab dem 
löwen) und gemeine Bürgerfchaft in 7 Zünften; in Schaffhaufen die Gefchlechter 
in 2 Gejelligaften (obere gesellschaft oder herrenstube und untere gesellschaft 
oder kaufleutestube) und gemeinde der 10 zünfte (beiberjeits 8 Heine u. 8 große 
Räthe); in ©. Gallen „Edelleutegejelihaft" und 6 Zünfte; in Freiburg i. B. feit 
1243 Edle, Kaufleute (Bürger) und Gemeinde (Zünfte); in Wien Erbbürger, Kauf- 
leute und Handwerker; in Koblenz Nitterjchaft und gemeine Bürgerfhaft; in Oppen- 
heim gemeine Burgmannfchaft und gemeine Burgerſchaft. Ebenſo theilten fich zeit- 
weile in Breslau (1314), in Bern (vor 1384), in Schwäbiſch-Hall (1340) Alt- 
bürgerjchaft und Gemeinde ber Zünfte in die Herrfchaft. Auch in Erfurt zerfiel 
feit 1309 die Bürgerfchaft in Gefchlechter und Gemeinde (Michel ſen, Rathsverf. 
im M. U. 14—17). Gewaltjam wieder eingeführt wurde die Gliederung in Ge 
ſchlechter und Gemeinde nad) der Reformation in Augsburg, Ulm, Konftanz, Ch- 
lingen, Weberlingen, Wangen, Kaufbeuren, Memmingen, Biberach u. f. w. 

2%) So berubte die Verfagung von Soeft in fpäterer Zeit (bis 1752) auf ber 
Zweitheilung in die unter Richtleuten und Grofrichtmann vereinigten 10 Aemter 
und die Gemeinheit oder Brubderfchaft auf dem Stahlgaben unter einem eignen 
Großrihtmann; die Körperfchaft der Salzbeerbten vom Stern ftellte nur feit 1680 
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Einfacher geftaltete fich die Verfaßung, wo es zu völligen Zunftverfaßun- 
gen fam. Denn bier war die einmalige Gliederung der gefammten Bürger- 
ſchaft in eine größere Anzahl gleichberechtigter politischer Zünfte, Gaffeln, 
Aemter, Gilden oder Innungen die durchſchlagende Grundlage der gejammten 
Berfaßung?®). 

In andern Städten blieb oder wurde die Theilung in mehrere Weich. 
bilde, Kirchſpiele oder Stadtviertel die Grundlage der Stadtverfaßung; bie 
Einzelgemeinden aber waren auch hier geſchloßene Körperichaften und bis auf 
die räumliche Grundlage den politifchen Zünften durdaus ähnlich). 


Deputirte zur Steuervertheilung. In DOsnabrüd bildeten bie Gilde, die in 11 
Amtsbrüderfchaften unter dem „Amtsregiment” von je 2 Gildemeiftern zerfiel und 
jelbft unter zwei von ben Gildemeijtern gewählten Altermännern ftand, und bie 
Wehr, welde in drei Schügenfompagnien mit 16 aus den 4 Laifchaften gewähl- 
ten Wehrherrn zerfiel und felbft ebenfalls unter 2 Altermännern ftand, die Grund» 
lage der Stabtverfahung; bie 4 Welterleute waren die „weisheit u. gemeinheit“, 
Aehnlich in Münfter die Gilde (17 Gewerke) und Gemeinheit; ın Dortmund 
feit 1400 gemeine ober erbgejeßene Bürgerfchaft u. Gilde (6 Zünfte), in Nord- 
haufen feit 1375 9 rathöfähige Zünfte und die Gemeinde; in Fulda große Zünfte 
und Gemeinde (andre Bürger und Heine Zünfte), jene unter Zunftmeiftern, Diefe 
unter Gemeinbsheren; in Schweibnig Handwerker und Kretſchmer; in Wetzlar feit 
14. Jahrh. Gemeinde oder „ältefte Zunft“ und 7 alte Zünfte (ipäter noch 4 neue). 
Spätere Eintheilung in forporative „Stände“ in Stralfund, wo der erfte Stand bie 
Kaufleute, der 2te 4 Gewerbe, ber Ite bie Zünfte umfaßte, während baneben bie 
Stadtviertel noch eine untergeordnete Bedeutung hatten (Babricius 16f. 23 f. 29). 
Ebenfo in Meß feit 1552 „trois Stats“. Hierher gehört auch bie fpätere Lübifche 
Berfaßung mit 12 Kollegien, vou benen das 12te alle Handwerkszünfte (4 große u. 
12 Heine Aemter) enthielt, die beiben erften aber patriciih unb die 9 andern „bür- 
gerlih* waren. 

3) So in Köln feit 1396 die 22 Gaffeln (worunter 5 gefchlechtige); in Magbe- 
burg jeit 1330 die 10 Innungen; in Speier feit 1349 die 15 Zünfte (jeitbem bie 
Gejchlechter zur „hausgenoszenzunft‘‘ herabgefegt waren); in Zürich die 13 Zünfte 
(darunter die Konftaffel); in Schaffhaufen 12, Chur 5, Zreiburg i. U. 13, Solo» 
turn 11 Zünfte; in Baſel feit 1521 m. bef. 1529 die Zünfte; in Bern feit 1384 
die 12 Gefellichaften ober Zünfte (eine ber Edelleute); in Landau eine Ritterzunft 
und 12 andre; in Lindau eine Gefchlechterfinbe und 8 Zünfte, in Kaufbeuren eine 
Herrenzunft und 6 andre; in Konftanz 1342 und befinitiv 1429 bie 10 Zünfte 
(eine davon gefchletig); in Stendal jeit 1345 bie Zünfte; in Reutlingen 1576 12 
Zünfte, in Rothweil Herrenfinbe und 9 Zünfte, in Wepfar feit 17. Jahrh. (indem 
„Gemeinde und „Gemeindeausſchuß“ auch als Zünfte gelten follen); vorübergehend 
auch in Lübeck und vielen andern Städten lübiihen Rechte, 

2) So vor Allem die jehr felbjtändigen 5 Weihbilde in Braunjchweig bis 
1671 (vgl. unten Note 37); in älterer Zeit auch die Burſchaften in Köln, die Pa- 
rechien in Worms, die Burſchaften in Soeft, die 8 Wachten in Regensburg u. ſ. w.; 
vorübergehend (1427) die Stadtviertel in Halle und (1454 b. Schreiber II. 434 f.) 
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In manchen Städten finden ſich auch, bejonders in fpäterer Zeit, neben- 
einander verfchiedenartige für das politifche Recht erhebliche Gliederungen der 
Bürgerfchaft??). 

Eine Bürgerjhaft, in der e8 gar feine oder nur unbedeutende und 
unfelbftändige politifhe Gliederungen gab, Fam faft nur in Heinen Landſtäd— 
ten, felten dagegen zur Blüthezeit des Städtewejend in größeren Gemein- 
weſen vor®?). 

Wie fih nun aber die forporative Gliederung der Stabt geftalten mochte, 
immer traten für eine Reihe von Beziehungen zwifchen die Stadt und die 
einzelnen Bürger politifche Körperfchaften, welche die zwiefache Bedeutung 
in fi) vereinten, Körper für fih und Glieder des Stadtkörpers zu fein. 
Diejer doppelten Seite ihres Weſens wır man fid) durdyaus bewußt), In 
der erften Eigenjhaft wurden fie ald freie Vereinigungen, deren Selbftändig- 
feit nur am Gemeinwohl eine Grenze fand, behandelt?d), Aber auch als 
Theile der Stadt waren fie nirgend mechaniſch gemachte und unjelbftändige 
Abtheilungen, jondern jelbitändige, von eignem politischen Leben erfüllte Glie- 
der des Gemeinwejens?). Dft gieng ihre eigene politiihe Bedeutung jo 
weit, daß die Stadt faft ein bundesftantliches Gepräge erhielt??), immer fam 





die Sechstheile unter Sechötheildmeiftern in Freiburg; in fpäterer Zeit Die neuen 
MWachten in Regensburg, die Quartierd unter Quartiersherrn in Weberlingen (1559) 
u. f. w. Vgl. auch Note 50 zu $ 26. 

22) So in Hamburg die erbgefehene Bürgerfchaft und bie Zünfte, fpäter aber 
nebeneinander die erbgeſeßene Bürgerfchaft, die 5 Kirchfpiele und bie Eintheilung 
in Stände („gelehrter* und „Handelöftand*). In Mühlhaufen die gemeine Bür- 
gerichaft nach DVierteln und Ständen (Gelehrte und Handwerker); in Halle feit 
1479 Innungen und Gemeinde neben Stadtvierteln; in Königsberg Großbürger 
(Kaufmannfhaft und Mälzenbräuerzunft) und Kleinbürger (politifche Zunft aus 
allen andern Gewerben); feit der Vereinigung: aber der drei Städte Magiftrat, 
Etadtgericht, die 2 Großbürgerzünfte und die Kleinbürgerichaft ald 5 mit je einer 
Stimme nad; Mehrheit befchließende Glieder der Stadt. 

3) Von größeren Städten gehören Hierher 3. B. Bremen und München; auch 
nach Vernichtung ihrer alten Verfaßungen Wien, Braunfchweig, Freiburg i. Br. 

3) Bol. 5. B. Urk. v. 1377 b. Boehmer 755: auch wo die fischere bij 
ein weren, isz were von der stede wegen oder von des handwerks wegen. Bgl. 
Th. I S. 371. Ueber die oft erfolgende äußere Trennung der politifchen und ber 
gewerblichen Seite der Zünfte ib. 384 u. Maurer H. 703—723. 

3) Bol. Th. I ©. 322. 333 f. 340f. 344. 373. 

*) Vol. Th. I ©. 333 f. 341 f. 345. 8371f. 

3 Ep follten, auch nachdem fie rein politifche Abtheilungen geworben, bie 
Zunftgemeinden in Baſel felbft ihre 12 Sechſer und ihre Zunftmeifter wählen, 
wenn auch feit 1529 nur mittelbar durch die alten Meifter und Sechſer und vier 
von ber Zunftgemeinde Hinzugemählte Wahlmänner; Heusler 44lf. Ochs V. 
686 f. 672f. Ebenſo wählten in Reutlingen die rein poliliſchen Zünfte, im bie 
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ihnen eine Reihe wichtiger politiicher Runftionen in mehr oder minder unab- 
hängiger Weiſe zu). Bei mannichfacher Berfchiedenheit des Grades war 
biefe forporative Gliederung der Bürgerjchaft ein Grundzug des deutſchen 
Städteweſens. Andererjeits jedoch war Duelle diefer Gliederung nad ihrer 
politifhen Seite hin allein die Verfaßung der Stadt; die Bürgerfchaft ferner 
blieb troß aller Gliederung gleich der Stadt felbit nur Eine; und über allen 
Sonderkörpern ſtand in unvergleichlicher Machtfülle die Stadt als einheit- 
liches und wahrhaft ftaatliches Gemeinwejen?®?). 

II. Die Verfaßung war aber nicht blos Duelle der Gliederung, fon- 
dern auch Duelle der Organifation des Stadtkörpers. Denn fie ftellte 
ein für alle Mal eine objektive Norm darüber auf, welche ftändigen Behör- 
den und Aemter in der Stadt beitehen und wie dieſelben gebildet und be— 
ſetzt werden jollten. 

1. Auf Grund der Stadtverfaßung waren demgemäß gewiße Bürger 
ober bürgerliche Verbände zu Wahlen oder Ernennungen berufen. Indem 
fie aber wählten oder ernannten, waren fie nur bie Willenswerkzeuge des 


auch Zuriften, Aerzte, Geiftliche, Lehrer und Schreiber vertheilt waren, felbft je 
einen Zunftmeifter, 2 Zunfthüte und 10 Zunftrichter. Bol. auch oben Note 28 
über Soeft und Odnabrüd; ferner über die Selbftändigkeit der politiichen Innungen 
in Magdeburg, bie erft feit 1402 wieder abhängiger vom Rath wurben, Rath- 
mann I. 263. 458. 490. III. 237f. Aud in Meb hatten die paraiges eine 
große Selbftändigfeit. Bol. auch Th. I ©. 326 u. 834. — Am nächſten einem 
Bundesstaat ftand Braunſchweig, indem bier jebed der 5 Weichbilde fein eigned 
Stadthaus und Wappen hatte, Bürgermeifter und Rath wählte und eigne Stadt- 
beamte jeder Art beftellte; die zum Geſammtrath zufammentretenden 5 Räthe ger 
lobten fich erft feierlich brüderliche Eintracht, und. das Wappen der Stadt feßte 
fich aus dem der 5 Weihbilde zujammen. Bol. Urk. v. 1299. 1835. 1845. 1360 
u. bei. Ordin. Sen. Brunsvig. im Braunſchw. Urfb. 20. 33f. 40. 49. 5i4f. 
Erft bei der Unterwerfung der Stadt i. 3. 1671 wurde die Stabt centralifirt, Ein 
Rath eingefeßt und von den überflüßig geworbnen 4 Rathhäufern zwei in Theater 
verwandelt, zwei niedergerißen. 

”*, So war die Mitgliedfchaft in einer der Körperfchaften Bedingung des al. 
tiven Bürgerrechte, und dennoch entichieden die Körperfchaften meift ziemlich frei 
über Aufnahme und Ausfchluß, ja ed war oft (4. 8. im Bafel, Speier, Eflingen) 
der Mebertritt von einer zur andern erlaubt (dagegen in Um, Augsburg u. Metz 
verboten). Sie wählten ihre Vorftände und Räthe felbft, und dennoch waren diefe 
zugleich Behörden der Stadt. Sie waren in der Gerichtd-, Heered- und Steuer 
verfaßung der Stadt felbftändige Untergemeinben u. f. w. 

3%) Deshalb ftand Wohl und Ehre der Stadt über dem ber Einzellörper 
(Belege in Th. I ©. 371 Note 61—62 u. oben Note 22); die aus ihren Bor 
ftänden und Deputirten gebildeten Kollegien waren einheitliche Organe bes Einen 
Gemeinweſens (vgl. unten); bie ftäptiiche Geſetzgebung, Berwaltung und Polizei 
ergriff alle Bürger u. ſ. w. 
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Gemeinweſens, welches auf diefe Weije ſich feine Organe jhuf. Hiermit 
wurde die alte Anjchauung überwunden, welche in Wahlen wie in Ernennun- 
gen immer eine Willensübertragung feitens eines Cinzelnen oder einer Ge 
fammtheit, mithin die Beitellung bevollmächtigter Stellvertreter oder aber die 
Verleihung rejp. Veräußerung von eignen Gewaltbefugnigen ſah. 

a. Am fchärfiten trat die neue Anjchauung bei der Beftellung des 
Raths, dem Hauptgegenitand aller Berfahungsitreitigfeiten und Verfaßungs— 
beftimmungen, hervor. 

MWählte ihn die Bürgerfchaft, jo lag der Gedanke an eine Gejammt- 
vollmacht noch am nächſten, wenn die VBollbürgergemeinde in ihrer Gejammt- 
heit zu wählen hatte), Doch wurde auch bier diefe Vorftelung in dem. 
felben Maße überwunden, in weldhem man eben von ber Stufe der Schöffen- 
follegien und Gildeausſchüße zur Stufe eines wirklichen Raths fortichritt*!). 
Als dann fpäter die Bürgerjchaft in ihrer Forporativen Gliederung wählte #2) 
oder die Vorftände der engeren Bürgerverbände von vorn herein in den Rath 
berufen wurden“s), trat ed deutlich hervor, daß man an eine Willenävertre- 
tung der Wähler nicht dachte. Denn die einzelnen Rathmannen waren von 
ihren Wählern unabhängig, und hatten nicht ihr, fondern der Stadt In- 
tereffe in dem einheitlichen Stadtrath zu vertreten). 


20) 3. B. Url. f. Bremen v. 1246 b. Donandt I 241f.: consules sicut 
fiebat antiquitus a communibus burgensibus eligantur. Urf. v. Stendal v. 
1285 b. Lenz I. 128: divites et pauperes; f. Ruppin v. 1256 b. Buchholz 
88: viri discretiores; f. Schweidnig 1293 6. Tzʒſchoppe u. Stenzel 420 $1: 
eliguntur. Ebenſo wählte in Köln urſprünglich die Richerzeche, in Magdeburg, 
Strasburg, Wormd, Freiburg, Regendburg, Bern, Zürich und auch wol in andern 
Städten, aus denen nichts Anderes berichtet wird, die VBollbürgergemeinde. 

) Bol. Th. I ©. 271. 

42) Wie 3. B. 1248 in Freiburg (Schreiber I. 131f.), wo zwar bie alten 
24 von den Edlen auf Lebenszeit, die neuen 24 aber von Edlen, Kaufleuten und 
Handwerkern jährlich zu gleichen Theilen gewählt werden follten; in Worms, wo 
zuerſt Geſchlechter und Parochien, dann Gefchlechter und Zünfte wählten; in Wetzlar, 
wo Gemeinde und Zünfte, in Nordhaufen wo die Gemeinde 9, die 9 Zünfte je 2 
Rathmannen wählten. In Magdeburg wählten feit 1330 die Innungen (nur 2 
aus der gemeinen Bürgerfchaft), in Chur die 5 Zünfte (je 3), in Stendal bie 10 
Gilden (außerdem 2 ut den meinen bürgern), in Kaufbeuren die 7 Zünfte (je 1 
Zunftmeifter und 1 andern Rathsherrn, Jäger, Mag. V. 355f.), in Landau, 
Konftang und andern Städten bie Zünfte In Halle wählten die Stadtviertel, in 
Gtralfund die Stände u. f. w. 

#3) So waren in Ulm die 17 Zunftmeifter neben 14 Gefchlechtern, in Ep- 
lingen im 14. Jahrh. 13 Zunftmeijter neben 18 Bürgern, in Rothweil die 9 Zunft- 
meifter neben 8 Beifigern des Fön. Hofgerichts zum Rath berufen. In Ueberlingen 
bitbeten den fog. großen (in Wahrheit aber regierenden) Rath 11 ab dem. Löwen, 
7 Amtözunftmeifter u. 77 Zunftgenofen. 

) Dal, unten Note 79—82. 
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Wählte umgekehrt der Rath den Rath, jo Fonnte die BVorftellung, daß 
ber Rath eignes Amtsrecht befige und übertrage, am eheften dann Platz grei- 
fen, wenn ein bejtändiger Rath dauernd fich jelbjt ergänzte). Indeß dachte 
man doch nur in den Zeiten bed überwiegenden Schöffentbumsd und in ben 
Zeiten des fpäteren Verfalls jo oder ähnlich“). Wählte aber, wie dies ſehr 
häufig war, der abgehende Rath den neuen Ratht”), jo erſchien dies von 
vornherein nicht als Amtsveräußerung, jondern als verfagungsmäßig erzwun- 
gene Bezeihnung von Amtsnachfolgern. Trat von jelbjt zwijchen mehreren 
Räthen ein periodijher Wechſel im Regiment ein“), fo lag es zu Lage, daß 
die Verfaßung als ſolche es war, welde dem fitenden Rath die Gewalt 
verlieh. 

Waren andere Behörden, das Zunftmeifterfolleg, ein äußerer Rath u. ſ. w. 
zu Rathswahlen berufen*®), jo Fonnte ſchon deshalb, weil dieſe ein Recht, 
das fie jelbft nicht hatten, nicht zu übertragen vermochten, von Vollmadıts- 
aufträgen nicht die Rede fein. 

Am allerfhärfften aber zeigen das neu entwicelte Bewußtjein die Fünft- 
lichen und verwidelten Wahlordnungen, welche in vielen Städten zur Geltung 
famen und bald das Zujammenwirfen und SIneinandergreifen verjchiedener 


45) Wie in Oppenheim; zeitweife in Hamburg (Rappenberg, R. A. Einl. 
34 f.); 1244 in Main; (Gudenus I. 587 $ 8); in Meß die 13 (bie 1393 jähr- 
liche Wahl von 26 und Auslofung ber Hälfte vorgeichrieben wurde, Maurer IL 
655); 1340 in Schwäbiih Hall; in Frankfurt a. M., wo jede Rathsbank ſich koop ⸗ 
tirte (feit 1725 immer 3, zwifchen denen Kugelung); in Lübeck u, f. w. Vgl. Th. 
1 ©. 318 Note 26. 

) Bol. Th. 1 ©. 344 u. ©. 703 f. 

) Mie zeitweife in Köln (Ennen IL 484 f.), 1276, 1440 u. 1368 in Augs- 
burg (Freyberg 48, Chronik I. 130. 136); 1330 in Luzern (Kopp, Urfb. 154), 
1328 in Schweibnig, 1334 in Landshut m. 1353 in Hainau (b. Tafchoppe u. 
Stengel 519 $ 1, 537 8 1, 570); in Berlin (1432 b. Gerken, C.B. V. 115); 
1327 in Breslau; 1349 in Speier (aber immer je 2 aus je 4 von jeder Zunft 
Praefentirte) und ähnlich wieder 1516; feit 1382 in Stradburg. 

*) So beftand in Speier der Rath feit 1349 aus drei je 28 und feit 1430 
aus brei je 24 Mitglieder zählenden Räthen, welche jährlich fich ablöften Die 
bierdurdy veranlaßte Dligarchie führte 1512 zum Aufftande und e8 wurbe nun ein 
„ewiger“ oder „fteter* Rath von 12, drei jährlich wechſelnde von je 12 eingejegt. 
In Mühlhauſen wecjelten feit 1642 3 Rathsabtheilungen von je 16 im Re- 

iment. 

s ) So wählten in Lindau ber Bürgermeifter und die 8 Zunftmeifter; in Bafel 
1529, in Wien 1526, im Ueberlingen 1559 der äußere Rath; feit 1783 in ben 
öfterr. Städten äußerer Rath und Magijtrat. In Strasburg wählten 1482 die 
Schöffen jeder Zunft ihren Rathsherrn. In Dortmund bildeten jeit 1400 die 12 
Borgänger und 6 Gilbeerbjaßen das Kurfollegium (Kurfreunde). 
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Faktoren anordneten *0), bald außerdem indirekte Wahlen mit einem oft jehr 
fomplicirten Mechanismus vorjchrieben 9). Denn hier zeigt es ſich deutlich, 
daß die Wahl dazu dienen follte, einen vom Gejammtheitswillen durchaus 
verjchiedenen Gemeinwillen zum Ausdruck zu bringen. 


0) So follten 1327 in Ulm (b. Jäger 471) die Zünfte 8 oder 9 Zunftmeifter 
zur Ergänzung des Heinen Raths und 30 neue Zunftmeifter für den großen Rath 
wählen. Die Ieteren 30 und die fämmtlichen 17 Zunftmeifter des Fleinen Raths 
wählten dann zufammen mit dem alten Bürgermeifter den neuen Bürgermeifter; 
ſodann diefer mit den 47 bie für die 7 au:tretenden Gefchlechter ded Heinen Raths 
nöthigen Erfaßmänner und die 10 Gefchlechter des großen Raths. — In Nürnberg 
beftand ber Fleine Rath aus 34 Gefchlechtigen, 8 alten „Genannten“ und 8 Zünf- 
tigen; die 8 Genannten wählte der Kleine Rath aus dem großen. — In Braun- 
fchweig beſtand nach dem Ordin. Sen. Brunsv. der gemeine Rath aus den fitenden 
Rüthen der 5 Weichbilde, wählte aber feinerfeits jährlich die fitenden Räthe ber 
einzelnen Weichbilde auf den Borjchlag ihrer gegenwärtig fißenden Räthe neu; 
1445 famen dann noch Gildemeifter für die Zünfte und Bürgerhauptleute für die 
Gemeinde hinzu (Braunfhw. Urkb. 145 8 2f. 226f.). In Goslar beftanden 
fpäter zwei Räthe aus je 20, wovon 6 durch Kooptation, 14 aud den Gilden ge- 
wählt wurten (Jäger, Mag. IV. 114. VI. 88 f.); in Reutlingen 12 Stadtrichter, 
4 gewählte Bürger und die 12 Zunftmeifter (ib. II. 597 f. V. 257 f.). Bgl. Zrei« 
burger Berf. v. 1388 u. 1392 6. Schreiber IL. 88—91. Stadir. v. Freiberg 
b. Schott III 279 c. 48 (wonach die 12 Rathsherrn 6 neue aus ber Gemeinde, 
biefe 6 andere aus den 12 alten wählen). 

) In Magteburg wählten fchon 1380 die 10 Innungen burh „Köhr- ober 
Wahlherrn“ je einen Rathsherrn aus ihrer Mitte umd biefe 10 nad) ihrer Vereibi« 
gung durch den alten Rath 2 aus ber gemeinen Biürgerfchaft; 1525 follten zur Wahl 
diefer 2 von den 10 neuen Nathaherrn erft wieder neue Köhrherın aus den In— 
nungen ernannt werben Rathmann III. 294 f. 427 f. IV, 2. 26 f.). — In Bafel 
wurde feit 1337 durch Kiefer, in Effingen 1376 durch 7 theils aus Bürgern theils 
aus Kiefern genommene Wahlherrn gewählt. — In Gtrasburg follte nah dem 
Schwörbrief v. 1384 der Rath aus 2 Städtemeiftern, 1 Ammanmeifter, 14 Bürgern, 
8 Rittern oder Knechten und 25 Handwerkern beftehen. Die abgehenden 3 Meifter 
follten aus ben 25 abgehenden Handwerkern 6 Kiefer, biefe mit ben 3 Meiftern 
aus den abgehenden Bürgern 4 Kiefer, dieſe 10 und die drei Meifter aber den 
neuen Rath wählen. — In Schweibnit war 1389 (b. Tſchoppe u. Stenzel 236 
u. 608) das Wahlverfahren folgendes. Der fitende Nath läßt die alten und neuen 
Handwerkämeifter aus jedem Handwerk 2, die Gemeindeälteften aus diefen 5 wählen. 
Dann läßt er die Kretfchmermeifter 8 beerbte Kretichmer und die Gemeindeälteften 
aus diefen 4 wählen. Die fo gekorenen 9 wählen dann 4 aus ben Gemeindeälteften, 
aus dieſen 13 aber wählt der Rath 6 Rathsherrn (2 Xeltefte, 2 Handwerker, 2 
Kretichmer), während die andern 6 Schöffen werden. — In Reutlingen follten 
1374 jährlih 5, von ihnen 7, von diefen 12 „richtern“ der Heine Rath gewählt 
werden. — In freiburg fchreibt die Verfaßung v. 1293 einen Wahlausfhuß von 
9 vor, der theils vom Nath, theils won den drei Ständen gewählt wird und ſowol 
leere Stellen in dem Kolleg der alten 24 zu beſetzen, ald die neuen 24 jährlich aus 
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Alle diefe Wahlen waren nun überdies nicht beliebig vorzunehmende 
Privathandlungen, jondern verfafungsmähig nach Zeit und Form bejtimmt. 
Und fie waren in objektiver Beziehung keineswegs frei, jendern dur) man» 
nichfache Beichränfungen gebunden??). 

So fam denn weder eine Amtskörperſchaft aller Art, noch ein Bevoll- 
mächtigtenfongreß zu Stande, jondern ein einheitlicher Stadtraths), der als 
ein politiiches Kollegium mit Stimmenmehrheit beichloßd4). Er war feine 
auf Grund eignen Amtsrecht herrihende Mehrheit, denn er regierte nur auf 
Grund der Stadtverfafung, die ihn nicht nur berief, ſondern auch abberief, 
indem lebenslänglihe Rathmannſchaft durchaus die Ausnahme) und perio- 
diſcher Rathöwechiel?®%) die Regel bildete. Aber er war auch feine bloße 





den 3 Ständen zu wählen bat; Schreiber I. 141 f.; vgl. 1368 ib. 591. — In Köln 
wählten feit 1396 die 22 Gaffeln jebe eine beftimmte Zahl, zufanımen 36 Rathäherren, 
dieje 36 Gaffelherren aber zufammen 13 beliebige Bürger und alle 49 die beiden Bürger- 
meifter. — In Breslau follten feit 1475 die Kaufleute 24, dieſe aus Zehen und 
Handwerken 24, die 48 zufammen mit Ratb und Schöffen 7 Rathmänner, der 
König den Bten wählen. — In München wählteten feit 1403 der äußere Rath aus 
bem innern, der innere aus dem Äußeren und ber innere aus ber ganzen Gemeinde 
je einen Wähler; die 3 Wähler aber wählten „aus aller stat* Die 12 innern und 
24 Aufern Räthe (M. B. 35, II. 249 f.). — Bol. über die 7 Wahlmänner in 
Rothweil und das aus innerm Rath, äußerem Rath und gemeiner Bürgerfchaft ge- 
bildete Wahlamt von 9 in Regenöburg Jäger, Mag. IV. 31f. u. VI. 76f. Auch 
in Reutlingen finden fih Siebener (Jäger, Mag. V. 262 f.), in Soeft 12 Chur- 
beren, in Goeöfeld Achtmänner (Sökeland 63f.), in Baireut 5 Wähler, und in 
Worms 1519 ein fehr verwidelter Wahlmodus, 

”) Sp namentlich dur die feiten Beitimmungen über die Zahl der Rath— 
mannen, welche aus den einzelnen Ständen ober Körperfchaften genommen werden 
follten; ebenjo aber durch die Aufftelung anderer Erfordernige der Wahlfähigfeit. 

53) Auch wenn der Rath im mehrere Bänke zerfiel, waren die Berathungen 
der ftäbtifchen Angelegenheiten gemeinfchaftlid. Es war dann nur entweder eine 
Bank zugleih Schöffenbanf, oder die Raths- und Zunftbänte, „Oberbank“ und 
„Niederbank“, alter Rath und jüngerer Rath (mie in Weihenburg) hatten außer 
den ftädtifchen zugleich Forporative Funktionen. Befondere ſtändiſche Kurien, wie 
bei den Randftänden, famen nicht vor. 

%) Urt. v. 1248 b. Schreiber 383: wes der rat oder der merteil des rates, 
das ist auch der rat, über ein koment, das das feste und stete sol beliben. 
Der bier gewählte Ausdrud des Majoritätöprincips zeigt deſſen veränderte Auffaßung 
befonders deutlich an. 

5) Wie Anfangs in Worms, Epeier, Lübed, 1244 in Mainz, 1343 in Bredfau, 
1400 in Dortmund, 1403 in Münden, in Bremen und überall, wo eigentliche 
Kooptation galt (Note 45). 

56) Meift jährlih (3. B. in Köln, Magdeburg, Strasburg, Negendburg, Bern, 
Stendal, Reutlingen, Eßlingen, ben fehlefiichen Städten); oder auch halbjährlich 
(4. B. in Luzern und nach der Brunifchen Neuerung in Zürich) oder alle 4 Monate 
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Summe von Berollmädtigten einer Gejammtheit, denn er hatte, einmal kon⸗ 
ftituirt, vermöge der Stabtverfaßung eine jelbftändige Regierungsgewalt?). 

b. Aehnliches gilt vom großen Rath und ‚verwandten Koflegien, 
bie in verſchiedener Bedeutung vorfamen und auf mancherlei Art gebildet 
wurden. 

Zunächſt kamen innerhalb der alten VBollbürgergemeinde Organe vor, 
welche in wichtigeren Angelegenheiten den Rath verftärften. Sie wurden 
theild vom Rath durch Zuzug beliebiger oter der Zahl nad) firirter, oft aber 
im Lauf der Zeit zum ftehenden Kolleg Fonftituirter Bürger gebilbet8) ; theils 
erichienen fie ald ein jelbitändigerer Bürgerausihuß neben dem Rath 59); 
theild war daneben für gewiße Fälle die Erweiterung des Rathes durch den 
nicht figenden, den alten, den alten und oberalten oder noch mehrere ehema- 
lige Räthe vorgejchrieben®®). 

Sodann fam da, wo eine zur Bildung des regierenden Raths auß- 
jhlieglich befugte Altbürgerfhaft und eine Gemeinde von Neubürgern gegen- 
einanberftanden, eine emeindevertretung vor, die bald durch Zuzug bes 
Raths berufen wurde), bald als ftändiger großer Rath aus den Neubürgern 


(wie vorher in Züri). In Braunfchweig follte der abgehende Rath dem neuen bie 
Schlüßel zu den Thoren, die Kleinodien und die Bücher übergeben (Ordin. Brunsv. 
im Braunfhw. Urkb. 145f. 8 2—7) Mit der „Rathöverfehrung” verbanden 
fich Beierlichkeiten, Eideöleiftung, Rechnungslegung u. ſ. w. 

»”) Bol. unten Note 78 f. 

*6) Sp inZürich Zuzug von 100 und fpäter 200 Bürgern, Bluntſchli L 163f. 
322; in Lübeck, Stralfund, Roftod, Lüneburg, Frensdorff 200 f.; in Ham- 
burg (Stabtr. v. 1270 pr. a. 1, 4. 5, 1292 pr.a. 8. 9, 1497 pr. 19b, Lappen— 
berg, ®. 9.1, 1. 3. 99. 102, 181. 189); in Bremen Zuzug ber discreti civi- 
tatis oder wisesten van der stad, woraus fich die „wittheit‘ entwidelte (Donandt 
I, 330 f., Stat. v. 1303 b. Oelrichs 29. 35. 83. 85 f. 282 F.); in Magdeburg uud 
vielen jchlefifhen Städten Zuzug ber wisesten liute, witzegesten, seniores oder 
discretiores (1261 $ 1 u. 1304 pr. u. $ 1, 1293 $ 8, 1311, 1324 $ 27 u. 28, 
1328 pr., $ 4 u. 19, 1334 $ 1, 1386 pr. u. $ 1 6b. Tzſchoppe m. Stengel 
351. 449. 421. 489. 508. 519. 537. 540), woraus jpäter in Magdeburg bie Hun- 
bertmänner, in Breslau die Achtundvierziger u. f. w. entftanden; in Brafel und 
Hörter Zuzug ber wisheyt van der meynheit ober wisheit der stadt, ber pru- 
dentiores etc. (Wigand, Arch. V. 164 f., Geſch. v. Gorvei 1292, 1327, 1345, 
1376 S. 324 u. 331; in Ruppin 1256 viri discretiores (Buchholz 88). 

9 Mie in Freiburg 1248, in Regensburg, Stradburg, Wien, Köln; Th. IS. 
314 f. Note 6, 7 u.9. 

, Wie in Köln, Magbeburg, Strasburg, Hamburg, Lübeck, Bremen, 
Epeier, Bafel, Hörter, wo aber überall noch ein Zuzug oder Ausschuß baneben 
fand, 

°1) So follten in Hamburg, Lübel und andern Städten im 14. Zahrh, in 
wichtigen Angelegenheiten die Zunftmeifter zugezogen werben, Urk. v. 1340 im Lüb. 
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oder aus ihnen und den Altbürgern durch mancherlei Wahlformen beitellt 
wurbe®?), 

Aber auch in der neuen, dur den Sieg der Zünfte meiit bergeftellten 
Bollbürgerfchaft wurde dem aus der ganzen Bürgerſchaft gebildeten Fleinen 
Rath oft ein aus derjelben Bürgerſchaft gebildeter großer oder weiter Rath 
zur Seite geftellt. Er wurde dann fowol in denjenigen Städten, in melden 
fih zwei ungleich berechtigte Theile der Bürgerfchaft erhielten‘), als im 
Fällen reiner Zunftverfagung ®*) in ganz ähnlicher Weiſe wie der Fleine Rath 
beftellt. Nur überwog hier mehr das Princip der freien Wahl. 


Urkb. II. 664. Ebenſo jpäter in Bremen Leute „uthe der gemenheit, deme 
kopman unde ampten“, Delridhs 774 f. a. 

62) So in Worme bie jeit 1800 aus den Parochien, feit 1392 aus den Ziinf- 
ten gewählten Sechszehner; jo Anfangs das Zunftmeifterfolleg in Bafel (Heusler 
176 f.); fo in Bern 129% ein durch Wahl aus den Bierteln gebildeter Bürgeraus- 
jhuß von 16, dem fpäter ein großer Rath von 50 und dann von 200 zur Seite 
trat, der jeit 1334 durch die Venner und bie Sechszehner aus deu Handwerken ge- - 
wählt werben follte (Stettler 43 f.); fo in Nürnberg die 200, 400 und felbft 500 
„Senannten von ber Stadt im gemeinen Rath”, die von der Bürgerihaft gewählt 
wurben, bis auf die vom feinen Rath aus den Gefchlechtern erwählten „alten Ge— 
nannten“; fo in Braunfchweig das aus Gildemeiftern und Bürgerhauptleuten (für 
die im Rath nicht vertretenen Gilden und Gemeinden) gebildete „große Regiment“ 
(Urkb. 226 f.); fo in Met feit 1252 die consoulz, 20 aus ben 5 regierenden pa— 
raiges und 41 aus der Gemeinde (Maurer IL 657 f.) 

* Eo in Augsburg 1368 (bie 15 Gefchlechter und 19 Zunftgenoßen bes Heinen 
Raths bildeten mit 12 Gefchlechtern und je 12 Ehrbarften jeder Zunft ben großen 
Rath von 260); in Ulm 10 Gejchlechter und 30 Zünftige, in Eßlingen 14 und 
14, in Zürich bis 1498 13 Konftaffler und 18 Zünftige, in Schaffhauſen 18 Ge- 
fchlehter und 18 aus der Gemeinde; ähnlich in Hagenau (1332 b. Schoepflin II. 
144) u. Ueberlingen; in Reutlingen bildeten feit 1343 12 gefchlechtige (jeit 1374 
durch Kiefer gewählte) Bürger mit den 12 Zumftmeiftern und Zunftridtern den 
großen Rath; in Dortmund zerfiel er feit 1400 in den Erbjaßenftand, ber aus 6 
durch den Rath auf Lebenäzeit gewählten Rathserbſaßen und 6 von den Vorgängern 
bed Bierundzmwanzigerftands auf 2 Fahre gewählten Gildeerbiaßen beftand, und den 
Bierundzwanzigerftand, zu welchem jede Gilde aus ihrer Mitte 2 Vorgänger und 
-2 Andere wählte. 

°%) So bildeten in Magdeburg bie Innungsmeifter neben den alten Räthen und 
dem Bürgerausfhuß einen großen Ratb; in Worms 1392 u. 1393 (Schannat II, 
206 — 208) das Zunftmeifterfolleg; in Stendal bie Gildemeifter; in Köln bie 22 
Bannerherrn der 22 Gaffeln ald „Bannerraty. — In Bafel giengen die Zunft 
Sechſer 1529 „von ber Gemeinde wegen" in ben großen Rath; in Straßburg alle 
Zunfifchöffen (über 300), bis man feit 1612 fie nur gefondert berief. — Ju Bern, 
Seloihurn, Chur, Landau, Weißenburg und ſpäter in Bafel mählten die Zünfte 
bejondere Zunftverordnete für den großen Rath; ebenfo in Rothweil, aber durch 5 
von den 9 Zunftmeiftern erwählte Wahlmänner (Jäger, Mag. VI. 76 f.). — Epäter 
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Endlich finden fih im vielen Städten nebeneinander verjchiedene und 
verfchiedenartig beitellte Rathserweiterungen und Bürgerausjchüper?). 

Dffenbar machten fich bei allen diefen Formationen verjchiedene Gefichts- 
punkte geltend, indem der leitende Gedanke bald nur in der Forderung eines 
größeren Kollege für wichtige Dinge, bald in der Vertretung einer im figen- 
den Rath nicht vertretenen Bürgerklaffe, bald in der Vertretung der Bürger- 
haft gegen die eigne Regierung lag. In der Regel fombinirten fi mehrere 
diejer Gedanken. 

Immer aber erfolgte die Beftellung der betreffenden Organe auf Grund 
der Verfaßung unter mancherlei objektiven Bejhränfungen und mit Rückſicht 
auf die Forporative Gliederung der Stadt und gab fih jhon dadurch als ein 
gemeinheitlicher Willensaktt der Stadt fund. Ernennung over Zuziehung von 
Bürgern oder andern Rüthen konnte nie als individueller Willensaft des re- 
gierenden Raths erjcheinen, zumal dabei außer den fejten Verfaßungsnormen 
mehr und mehr der Wille andrer Faktoren mitzuwirken hatte Wahl eines 
Bürgerausihußes fonnte um fo weniger ald Geſammtbevollmächtigung er- 
fcheinen, weil vielfach der Feine Rath oder der bisherige große Rath jelbft 
oder andere bereits Fonftituirte Organe mitzuwirken hatten. Verwickeltere 


wählte in Worms die gemeine Bürgerichaft (1526), ebenfo in Goslar die Gemeinde 
(20 Gilvefähige); in München und Regensburg gemiſchte Wahlämter (Note 51). — 
Durbaus dem Verfall gehört e8 an, wenn jpäter oft (3.8. 1552 in Eflingen, dann 
in Wien u. andern öfterreichiichen Städten) der innere Rath ausichlieflih den äuße— 
ven ernannte oder ber letztere fich jelbft ergänzte (Th. I ©. 703), und wenn 3. B. 
in Lübel nur fchriftlihe Vota der einzelnen bürgerlihen Kollegien erfordert 
wurden, 

65) Sp war bad Syftem, wonad fich der fitende Rath bei wichtigen Dingen 
durch alte, oberalte oder noch Ältere Räthe verftärken follte, nicht nur in fi man« 
nichfach gegliedert, jondern regelmäßig mit dem Vorhandenfein eines weiten Rathes 
oder Bürgerausſchußes verbunden (vgl. Th. I. 316 Note 14 und oben Note 60 mit 
61 u. 64, bef. über Magdeburg und Köln). Fu Regensburg und Münden ftanden 
fpäter neben dem inneren Rath zwei durch Wahlämter aus der Bürgerjchaft ge 
wählte Ausſchüße, ein äußerer und ein großer Rath. In Dortmund Erbjafen- 
ftand und PVierundzwanzigerjtand, in Bern feit dem 14. Jahrh. Sechszehner umd 
großer Rath (Note 62 u. 63), in Weplar Bürgerausfchuß und Kolleg der Zwölfer. 
In Reutlingen jpäter neben dem Heinen Rath Kolleg der 12 Zunftmeifter, Kolleg 
ber 24 Zunfthüte und großer Rath (außer den genannten 36 die 120 Zunftrichter 
und 12 von ber Bürgerjchaft gewählte ledige Bürgersföhne). In Hamburg neben 
dem Kath das Kolleg der Oberalten (3 aus jedem der 5 Kirchipiele), das der 60 
(überdied 9 aus jedem Kirchipiel), das der 180 (noch je 24 aus jedem Kirchipieh) 
und die nach Mehrheit der Kirchfpiele entjcheidende erbgeſeßene Bürgerichaft. Im 
Frankfurt außer dem Bürgerfollegium von 51 die Kollegia der Dreier, Neuner und 
Achtundzwanziger. In Köln neben dem Bannerrath feit 1392 Zuzug von 2 
„Breunden“ aus jeber Gaffel, ſeit 1512 fländiger Bürgerausſchuß von 44. U. f. m. 
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und mehrfache Rathebildungen, indirefte Wahlen und die Verbindung ernann- 
ter und gewählter Elemente mußten immer deutlicher den künſtlich feitgeitell- 
ten Gemeinwillen ald Duelle der behördlichen Funktionen berausitellen. 

So famen aud die weiten und großen Räthe und alle verwandten Kol- 
legien ald Organe der einheitlichen Stadt zu Stande. Ja in der Blüthezeit 
der Städte war der Gedanke der Einheit des Gemeinweſens jo ftarf, daß 
nicht einmal wie heute in den Städten die regierenden und die vertretenden 
Behörden von einander getrennt wurden. Sondern indem der kleine Rath 
immer zugleih Theil des großen und jedes engere Kolleg Theil des weiteren 
war), eriftirte im Grunde nur Ein Rath, der nur je nach feinen verjchiede- 
nen Funktionen fi ringförmig erweiterte und im ten engeren Ringen dem 
Gedanken der Regierung, in der weiteren Ringen dem Gedanken der Bertre- 
tung ftärferen Ausdrud verlieh. 

e, Nicht anders verhielt ed fi) mit der Bejegung aller andern ſtädti— 
ſchen Aemter. 

Die Bürgermeifter und fonftigen Stabthäupter wurden bald von dem 
einen oder andern Rath, bald von der gefammten Bürgerihaft, bald von den 
Zünften oder Zunftmeijtern, bald indirekt dur MWahlmänner gewählt, immer 
aber nah feiten Verfaßungsnormen in bejtimmter Form, auf beftimmte Zeit 
und aus beitimmten Perfonenfreifen zu ftädtischen Funktionen berufen®”), 

Die zahlreihen Ausſchüße, Deputationen und Kommiffarien für einzelne 
Regierungsgeichäfte wurden meiſt vom Rath, bisweilen aber auch von ge- 
miſchten Organen auf Grund feiter Verfagungsnormen ernannt‘®). 


*) Maurer III. 229—231. Nur fpäter finden fi ftatt des Bürgermeiſters 
befondere Vorfipende des großen Natbs, 3. B. in Regensburg der „Borgänger* 
(Gemeiner II. 349), in Meiningen der „Gemeindebürgermeifter” (Grimm, W. 
III. 596. 597), in Münden der „Redner“ u. ſ. w. 

61) Die gefammte Gemeinde wählte 3. B. feit 1381 in Ißni; die Nicherzeche 
in Köln; die Gefchlehter und Handwerke zuſammen in Strasburg (bis 1332); die 
Eilfer der 7 Zünfte in Kaufbeuren; der alte Bürgermeifter und die 8 Zunftmeifter 
in Lindau; die Kiefer in Basel, 1529 aber ber große Rath, 1533 ber Meine Rath; 
der abgebende Rath aus 10 Neugewählten und 2 von ber gemeinen Bürgerfchaft 
dazu Gemwählten in Magdeburg; der Nath 2 und die Zünfte 2 in Chur; der innere 
Rath 1 ımd der Äußere Rath 1 in Münden (1403). Gewöhnlich wählte der Rath, 
aber er follte 3. ®. einen gefchlechtigen und einen zünftigen wählen (wie 1393 in 
Worms, 1304 in Speier, bis 1430 in Mainz (jeitdem 1 geichlechtigen, 2 zünftige), 
1368 in Augsburg, in Weißenburg u. f. w.), ober in früherer Zeit einen Ritter 
und einen Bürger (3 B. in Worms). Der Amtswechfel richtete fich meift nach dem 
Rathswechſel. 

eo) Vgl. beſ. Ordin. Brunsv. im Braunſchw. Urkb. 145 f. $ 7—20. 23. 
35 f. Maurer II. 190f. — Eine ftändige gemiichte Deputation ift 3. B. 1514 
ber Regensburger Gefepgebungsausichuß, der aus dem Bürgermeifter, dem inneren 
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Ebenjo aber waren alle ftändigen Ginzelämter, über deren Belegung 
die Verfaßung Vorſchriften enthielt, ftädtijche Funktionen, zu denen meift der 
Rath, bisweilen aud eine andere Behörde oder die ganze Bürgerſchaft bie 
geeigneten Perjonen im Namen der Stadt zu berufen hatte‘?). 

d. Endlid wurden auch die Gerichte, foweit fie überhaupt ſtädtiſch 
wurden, im Sinne verfaßungsmäßiger Aemter befegt®%=). Statt beliehener 
Gerichtsinhaber führten daher nun entweder die Bürgermeifter und jonftigen 
Stadthäupter?®), oder beſonders ernannte Stadtrichter 1) den Vorſitz. Das 
Ürtel aber fanden nicht mehr bevollmädtigte oder zu eignen Amtökörperfchaf- 
ten abgezweigte Ausjhüße der Gerichtsgemeinde, fondern ein Theil des Raths?2), 
der Rath) als foldher?®) oder ein bejonderes verfaßungsmäßig beftelltes Kolle- 
gium 74), 


Rath, 6 Äußeren Räthen und 6 Bürgern aus der Gemeinde gebildet wurde (Jäger, 
Mag. IV. 31f.). 

6%) Bol. oben $ 28 Note 165. — Bol. Ordin. Brunsv. im Braunſchw. 
Urkb. 145 f. $ 20f. 64—114 über die Ernennung des „gemeinen Stadtgefinde‘' 
durch den Geſammtrath und der Stiftsoorfteher, Kirchfpieldälterleute und des 
„Rathsgeſinde“ durch die Einzelräthe der 5 MWeichbilde. — In Kaufbeuren wählten 
die Eilfer der 7 Zünfte direkt den Stabtammann und den Stadtbüttel. 

098) Magpdeb. Fr. I, 1 d. 2 b. Behrend 22: mer werdin scheppin von den 
ratmannen zcu ammecht in der stat nucze unde ere unde vromen gesaczt, 
Bel. ib. c. 3 ©. 56. 

’°o) Maurer III 571. Lehmann, Speier 291. 

”ı) Note 41 zu $ 28. Ordin. Brunsv. im Brannſchw. Urkb. 145f.: der Ge 
fammtrath wählt aus fi) 2 Vögte als Gerichtsvorfigende, jeder Weichbildsrath 2 
Richteherrn. W. v. Meiningen b. Grimm II. 596 f : Richter ift der Schultheiß, 
welchen Rath und Gemeinde wählen; er praefidirt den ſich jelbjt ergänzenden 12 
Schöffen, welche zugleich als erſte Rathsbank fungiren und dur Hinzutritt won 8 
von der Gemeinde gewählten Räthen unter einem befonderen Gemeindebürgermeifter 
zum Stadtrath werden. 

2) Wo Schöffen alter Art zur erften Rathsbank wurden, wie in Köln (bie 
1396), Magdeburg (bid 1294), Görlig (1300), Frankfurt a. M., Nürnberg, Ulm, 
Weplar, Meiningen (Grimm III. 597), legten fie nur allmälig ihren alten Charak. 
ter ab. Später aber trat auch bier daſſelbe Verhältniß wie da ein, wo eine Ab- 
teilung der Rathmannen zu Schöffen wurde, wie 1248 in Sreiburg i. Br. und in 
Oppenheim, wo von den 16 Bürgern und 16 Rittern des Raths 7 Bürger und 7 
Ritter zugleid Schöffen fein follten. 

73) So ſprach in Braunfchweig fhon 1269 der Rath von 3 Städten mit bem 
Bogt Recht, Urkb. I. 15. In Emmerich waren 1233, in Stendal 1351, in Lande. 
hut 1279, in Freiburg i. U, Burgdorf, Murten, Meiningen u, ſ. w. im 14. Fahr. 
die Rathmannen zugleich Schöffen. Später war der Stabtrath regelmäßig ſtädtiſches 
Berufungsgericht und in Blutbannsſachen Gericht erfter Inftanz. Maurer L 637f. 
Il. 654f. III. 179. 579. IV. 196 f. 

”) So wurden in Magdeburg 1294 die Schöffen von den Rathmannen und ben 
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2. Alle diefe Wahlen und Ernennungen waren Afte, durch welche das 
Gemeinweien jein inneres eben bethätigte. Außerſtädtiſche Gewalten hatten 
daher hierbei nicht mitzuwirken, joweit nicht in älterer Zeit die Abſchließung 
des ſtädtiſchen Gemeinwejens noch unvollendet ward) oder ſpäter die neue 
Richtung, welde die Stadt in ein abhängiges Glied des Staats verwan- 
delte, objiegte 76). 

3. Von der Konſtituirung ſtädtiſcher Organe innerlich wie äußerlich 
durchaus verſchieden war die Ertheilung von Vollmachten, wie ſie die 
Stadt häufig zu ihrer Vertretung bei völkerrechtlichen oder privatrechtlichen 
Akten Einzelnen gab 77). Sie gehören nicht dem inneren Verfaßungsleben, 
ſondern dem äußeren Nechtsleben der bereits Eonftituirten Stadt an; fie find 
der Ausdrud eines freien Willensentſchlußes im einzelnen Ball; und fie be 
rufen nicht zur Darftellung der Stadtperjönlichkeit, jondern zu ihrer Stell» 
vertrefung. 

IV. Innerhalb des jo gegliederten und organifirten Gemeinweſens über- 
wies die Verfafjung als joldhe den verjchiedenen Organen verfchiedene Funf- 
tionen des ſtädtiſchen Lebens. Damit entitanden an Stelle einander be- 


Meiftern der Innungen gewählt (Nathbmann II. 492), in Schweidnitz, Ratibor, 
Landshut, Hainau, Görlig, vom Stadtratb (1293 $ I u. 1328 $ 2 6. Tzſchoppe 
u. Stenzel 420. 519; 1299, 1334 $ 1, 1353, 1391 ib. 439. 537. 570. 610); 
ebenfo in Bafel (Ochs II. 364), Mainz u. f. w. In Schweidnig, in Worms 
(Schannat Il. 443) und andern Städten fogar nur auf ein Jahr. Doch findet 
ſich häufig auch Lebenslänglickeit und Selbſtergänzungsrecht, ja Erblichkeit ber 
Schöffen. Maurer III. 575f Ausführliche Erörterungen über Schöffenwahl durch 
Rath oder Schöffen, auf ein Jahr oder auf Lebenszeit enthalten die Magd. Fragen 
d. 1 u. 2 b. Bebrend 20—22. Bol. auch Note 131 3. $ 28. 

5) Mie die Ernennung oder doch Beftätigung des Stadtraths, welche die Biichöfe 
in Strasburg, Bajel, Worms, Konftanz, Weißenburg (aber ſchon 1265 ex favore 
consensu et voluntate vulgus et totius populi), der Kaiſer in Bern (1218 $ 7), 
Augsburg, Dortmumd, die Landesherrn in S. Gallen (1353), Saalfeld, Luzern 
u. f. w. zeitweile beanfpruchten und ausübten; oder die Ernennung der Bürger 
meifter in Freiburg i. Br. (bis 1316), Ißni (bis 1381), eine Zeit lang in Görlig 
u. Neiße, vorübergehend in Mainz, Etrasburg und Bajel. — Dagegen bedeutete 
bie Ernennung herrſchaftlicher oder öffentlicher Richter nur, daß das Gerichtswefen 
noch nicht der Stadt gehörte. 

6) Wie fhon 1435 in Salzwebel, wo der Lanbesherr den Rath „seiner 
gnaden rath, der an seiner gnaden stat ist‘ nennt und „will des seiner gn. rath 
handthaben und schützen alsz der landesfürste‘. 

77) Vol. oben Note 97 zu $ 28, wonach die Stadt für einzelne wölferrechtliche 
Akte „plena auctoritas“ oder „volle gewalt“ an beftimmte Perfonen gibt. Urk. 
v. 1385 b. Weizäder, Deut. R. T. X. I: „wir burgere unde der rat der 
stat zu Schweinfurt .. geben... gancze volle macht und kraft für uns 
und für alle unser mitburger gemeinlich reich und arme“ an 4 Rathmannen, 
Namens der Stabt dem ſchwäbiſchen Bund beizutreten, 

II, dl 
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ſchränkender Herrſchafts und Gejammtbefugnige verfaßungsmäßig geordnete 
Gewalten. 

1. Der Rath vereinigte, von Fleinen Anfängen aus, im Laufe ber 
Zeit die gefammte eigentliche Regierung in feiner Hand. Denn neben feinen 
richterlichen und gejeßgeberifchen Funktionen wurde ihm nicht blos eine Reihe 
von Einzelbefugnißen zugefchrieben, fondern er jollte das Gemeinweien als 
ſolches nad außen wie nach innen in feiner pofitiven Lebensthätigfeit dar- 
jtellen, ex follte Alles „zum Nutzen und zur Ehre der Stadt” Erforderliche 
anzuordnen haben ?®). 

Beim Rath ftand daher die Regierung der Stabt 9), er war ber 
eigentliche Träger der pofitiven Stantögewalt ®). Und zwar war er innerhalb 
diejer Sphäre auf Grund der Verfaßung „vollmächtig“ ®1), nicht etwa bios 
„bevollmächtigt* von der Gejammtheit. Die Verfagung gab ihm eine jelb- 
ftändige und von dem augenbliclichen Gefjammtwillen unabhängige Stellung. 
Die Idee einer Souveränität der Gejammtheit, welche den Rath nur mit der 
Ausübung der eigentlih ihr zuftehenden Gewalt betraut babe, lag den 
deutſchen Stätten des Mittelalters fern®?) oder tauchte doch nur vorüber» 
gehend bei einzelnen Volfsbewegungen auf. 

Andrerjeits jedoch war der Rath; Feineswegs Obrigkeit aus eignem Recht. 
Ihm war die Regierung des Gemeinwejens nur dur deffen Verfaßung an- 


16) So heißt es in dem Stadtr. v. Eus v. 1212 $25 u. v. Wien v. 1221 
856 0. Gaupp 11. 222. 250, der Rath babe Alles zu beforgen: que ad honorem 
et utilitatem civisatis pertinent; in Luzern, alte Stadtr. im ſchweiz. Geichichts- 
freund I. 163: swaz dien burgeren ze nuze u. ze eren komen mag. — lleber 
die einzelnen Funktionen des Raths vgl. Maurer Ill. 176—189. 

9) Priv. v. 1198 b. Remling 137: eorum consilio civitas gubernetur. 
Priv. f. Emmerih v. 1233 6b. Lacomblet IL, 100: quorum consilio eadem 
eivitas regatur. 1267 im Lüb. Urkb. I. 291: per quos ipsa villa regitur. 
1258 b. Lacomblet II. 249: de mala administratione. Vgl. auch über die „Re 
gierung'‘ des Raths in Bonn u. der Schöffen in Coesfeld Maurer II. 262 Note 
7, fowie 548 Note 32. Später finden fih aucd die Namen „regierender Rath‘, 
„Stadtregiment”, „Regimentsordnung“ u. ſ. w. 

0) Vgl. die Erzählung der Strasburger Chroniften (b. Maurer II. 541— 
642): sus kam der gewalt us der herren hant an die antwerck. 

9) In Bremen regierte der Rath als „vulmechtigher rad“, was bier aller 
dings bedeutete, daß er alle Gewalt in fich vereinte und nur, wenn ed ihm be» 
liebte, die Gemeinde zuzuziehen brauchte. 

2) Es beruht wol auf Nachbildung einer römischen Stelle, wenn es 1277 im 
Urkb. des Bieth. Lübeck 252 heißt: consules civitatis in quos populus et volun- 
tatem et potestatem transtulit. Wenn aber in Ulm 1407 b. Jäger 274 Rote 
die beiden Räthe, als fie ein Gejet über Zinslehen geben, jagen: wan die ganze 
gemainde uns des gewalt gegeben hat, — fo ift bier nur auf die verfaßungs- 
mäßige Zuftimmung der Gemeinde im einzelnen Ball hingewieſen. 
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vertraut 8%). Er handelte nicht im eigenen Namen, fondern im Namen der 
Stadt und daher aud im Namen der geſammten Bürgerjchaft, weldhe den 
Stadtlörper bildete), Er leiftete feinen Amtseid zu Händen oder doch zu 
Gunſten der ganzen Gemeinde). Er war rechnungspflidhtig und verant- 
wortlih und ftand unter einer laufenden Kontrolle, welde von ihm unab» 
bängige Behörden übten ®%), Er war endlich in einer Reihe von Fällen ver- 
faßungsmäßig an die Zuftimmung oder Mitwirfung der Bürgerfchaft oder 
anderer ftädtiicher Organe gebunden #7) Der Rath war aljo nicht der Herr 
der Stadt*®), jondern eine ftäbtiihe Behörde; er war das verfaßungsmäßige 
Drgan für die Selbftregierung der Bürgerjchaft 89. 

Erſt in einer fpäteren Periode, in welder die Idee des Gemeinweſens 
verloren gegangen war, legte man dem Rath; eine entweder vom Landesherrn 
abgeleitete oder zu eignem Recht beſeßene obrigfeitlihe Gewalt bei); und 
in den Reichsſtädten ftritt man nun darüber, ob die Landeshoheit ihrer Sub- 
ftanz nad dem Rath oder der Bürgerjhaft zuftehe, während ein derartiger 
Streit in den Zeiten der Städtefreiheit gegenſtandlos gewejen wäre. 

2. Die Bürgerfhaft war urfprünglih eine Gejammtheit alter Art. 
Sie bejorgte daher gleich jeder andern Gemeinde ihre wichtigiten Angelegen- 
beiten jelbjt auf echten und gebotenen Dingen; fie erſchien dabei als die ficht- 


#3) Urk. v. 1212 5b. Lambert, Geld. v. Erfurt 110: burgenses, quibus 
dispensatio reipublicae Erffordensis civitatis credita est. ®Bgl. Note 165 
zu $ 28, 

8%) Urf. v. 1299 b. Fäger, Ulm 185: accedente consensu consulum jura- 
torum in Ulma, nomine et loco universitatis ibidem. Müblhäufer Urf. v. 1300 b. 
Maurer Il. 178 Note 10: consules et jurati in Mulhusen nomine et vice 
universitatis. 

85) Vf. Note 167 zu $ 28. Priv. f. Speier v. 1198: civitas .. libertatem 
habeat, XII ex civibus eligendi, qui per juramentum ad hoc constringantur, 
ut universitati prout melius possint et sciant provideant. 

56) Vgl. oben Note 23 u. 75 zu $ 29. 

8) Bol, unten Note 94—98. 102. 

8), Der Name „die herren" (3. 8. in Köln im 14. Zahrh. b. Ennen u. 
Erkertz 1. 85f. ftets „heirren“) war entweder nur Zitulatur, oder galt ala Aus- 
drud unberechtigter Anjprüche. 

8%) Urk. v. 1344 b. Wigand, Arch. I, 4. 99: jus municipale quo se regere 
et de cetero gaudere debent. Wenn v. Lancizolle S. 58 u. 59f. behauptet, 
es habe nie eine „Selbftregierung der Bürgerſchaft“ beftanden, fondern der Rath ſei 
ſtets „gebietende Obrigkeit” geweſen, fo ift Dies durchaus unrichtig. 

»o) Bol. Th. I S. 701 Note 4. Berordn, Karls V. f. Wien v. 1520 b. 
Hormayr, Wien I, 2 Url. ©. 136 f.: er ichafft den Gemeindeausfhuß der Ger 
nannten ab; und der gewalt der ausschusz neben dem ordentlichen rat ab- 
gethan ist, und ir erscheinet u. gesehen werdet, das ir eur ordentliche oberkait 
in gehorsam erkennet, 


b1* 
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bar werdende Genofenjchaft, welche das ihr eigenthümliche Geſammtrecht un- 
mittelbar ſelbſt ausübte; fie wollte und handelte in eignem Namen, während 
fie, foweit fie nicht jelbft wollen und handeln konnte, zu Bevollmädhtigungen 
oder Willensübertragungen genöthigt war *8). 

Im Laufe der Zeit inde wurde nicht mur das Feld unmittelbarer Ge- 
jammtthätigfeit äußerlich jehr eingeſchränkt, jondern innerlih auf eine ganz 
neue Bafis geftellt. 

Im vollendeten Gemeinwejen war die Bürgerverfammlung nicht mehr 
die ſelbſtberechtigte Gefammtheit, jondern ein Organ des Gemeinwejensd, Sie 
war jo wenig wie der Rath das Gemeinwejen jelbjt und jo wenig wie er 
fouverän; fondern wie der Rath das fpißefte und beweglichite, jo war fie 
das breitefte und der Bafis am nächſten ftehende Organ der Stadt. Auch 
fie daher Fam nur in verfaßungsmäßigen Formen und nah Mafgabe der 
forporativen Gliederung zur Erjcheinung 2) Auch ihre Beihlüße und Hand- 
lungen waren verfaßungsmäßig gebunden und beſchränkt 9). Und auch fie 
hatte nicht in eignem Namen zu wollen und zu handeln, fondern ald Organ 
des Gemeinwejend beftimmte Funktionen, welche die Verfaßung ihr gab, zu 
erfüllen. In diefer Eigenjchaft hatte fie den Rath zu wählen und zu Eontrolliren. 
Und in derſelben Eigenſchaft mußte fie vom Rath bei der Gejehgebung *4) 


) Bol. Maurer I. 563. IIL 202. 207 f. 592 f. Weblarer Urf. v. 1280 b. 
Gudenus II. 217: coram scabinis consulibus et universitate civium. Urk. v. 
1219 6. Boehmer 26: in generali placito nostre civitatis coram nobis in 
legitimam possessionem acceperunt. Tzſchoppe u. Stenzel 224f. Zimmer: 
mann J. 119f. 

22) Während daher urfprünglich alle Vollbürger in ben Formen der alten Dinge 
zufjammen famen, verſammelte ſich ſpäter die Bürgerfchaft nah Zünften (3. B. in 
Reutlingen, Rothweil), Wachten (Regensburg) u. f. wm. In Hamburg bejchloß 
fogar die erbgejeßene Bürgerfhaft nah Mehrheit der Kirchipiele, und in Lübeck 
votirte jpäter jedes bürgerliche Kollegium abgejondert für fic. 

93) So durch objektive Beſtimmungen, durch das Erforderniß der Zuftimmung 
bed Raths, durch die Beichränfung auf Berathung der vom Rath vorgelegten Gegen- 
ftände u. |. w. 

9) Magdeb. Schöffen Urtel B. I c. 1 dist. 10 u. 11 6b. Behrend, Magd. 
Fr. ©. 26 f.: basz die rhatmanne einer stadt willkör mögen setzen u. machen 
zcu der stad nutz mit wissenschaft ihrer gemein, ohn wissen u. thun des 
burggraffen oder ires obersten herren. Pgl. Stabtr. v. Soejt v. 1120 $ 63; 
v. Hörter v. 1385 b, Wigand, denkw. Beitr. 165 u. 166; v. Stendal v. 1345 
b. Gercken, V. M. I. 90; v. Strasturg 1263 $ S b. Schilter 730; v. 
Görlitz b. Tzfhoppe u. Stenzel 553; in Augsburg 1303 b. Stetten, Geſch. 
ber Geil. 381; in Um 6. Jäger, Mag. III. 510f.; in Meiningen db. Grimm 
W. III. 596; in Bremen 1303 b. Oelrichs 13: de ratmanne mit vulbort der 
menheyt user stat; vgl. ib. 60 u. 397 (gantze menheit). 
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und wichtigen Beſchlüſſen ®), infonderheit bei erheblichen Verfügungen 
über ſtädtiſches Eigenthum *), Auflage neuer Steuern 7) und aud- 
wärtigen Lebensfragen der Stadt *) zugezogen werben. 

Rath und Bürgerverfammlung, wenn fie jo zufammenzuwirfen Hatten, 
waren nam freilich Organe verjchiedener Art. Der Rath gab der Einheit 
und Aktivität des Gemeinweſens Ausdrud und ftand an deſſen Spitze. Die 
VBürgerverfammlung gab der Zufammenjegung des Gemeinweſens aus ber 
Gejammtheit jeiner Glieder Ausdrud und ftand näher an feiner Grundlage. 
Allein diefe verfchiedenartigen Eeiten waren nur Seiten befjelben Gemein- 
weiens, und die ungleichartigen Organe, in welchen fie fih ausprägten, brach— 
ten daher erft miteinander die höhere Einheit der Stabt zur Erfdieinung 9). 

3. Die großen Räthe und verwandten Kollegien ftanden ſämmtlich 
zwijchen Rath und Bürgerverfjammlung in der Mitte und hatten ftete, ob- 





”) So heißt es 1149, 1151 u. 1159 in Köln b. Ennen u. Erkertz I. 329. 
531. 550 von wichtigen Handlungen, der Rath nehme fie vor vulgi etiam favore 
applaudente; mit universus populus Colon.; tocius populi .. pari voto ac 
unanimi consensu,. Die Magbeb. Urk. v. 1304 $ 1 6. Tafhoppe u. Stenzel 
449 fagt: die ratman legen ir burding uz swenne sie wollen .. der stadt not 
zu kundegene. In Wetzlar wird bei Streitigfeiten ber ftädtiichen Behörden und 
in Ulm bei Ungehoriam der Metger gegen den Rath die Entidheidung der Bürger- 
fchaft angerufen, 1390 u. 1393 b. Ulmenftein I. 496 f. u. 505, 1416 b. Jäger, 
Ulm 596 f. In Worms ſollte nach den Radhtungen v. 1300 u. 1394 die ganze 
gemeinde bei ganz wichtigen Dingen zugezogen werden. Ebenfo in München 
(Maurer II. 586 f. u. 593) m. ſ. w. 

) So bei Verfügungen über die Allmende; vgl. oben Note 5—7 u. 11 zu 
$ 26; Strasburger Urk. v. 1263 c. 6 b. Schilter 730, Wormfer v. 1277 b. 
Gudenus, syll. 269 f., Freiburger v. 1282 b. Schreiber I. 95, Eiſenacher v. 
1283 8 13 b. Gaupp I 200, Münchener Stabtr. b. Auer 120 a. 312, Kölner 
Urt. v. 1347 b. Ennen I 472: eo quod communitas populi congregata publice 
adclamavit, quod consentirent, quod domini consules de illis bonis dispone- 
rent ad usus civitatis. Ebenfo 1430 in Mainz bei Aufnahme einer großen Schuld. 

”, &o in Köln, Ennen u. Eder I. 135. Streit darüber in Breslau b. 
Tzſchoppe u. Stenzel 263. 

»d) Wie in Zürich bei der Enticheidung zwilchen mehreren um das römifche 
Reich freitenden Fürften oder Wahl eines Herrn, Bluntſchli I. 162f., in Mainz 
1430 beit Bündnißen u. Ausfahrten, vgl. Th. I S. 314 Note 5. Bol. aud Maurer 
DI. 205. 

0) Nah Nicolaus Wurm b. Tzfhoppe u. Stenzel 229 fand in Magdeburg 
beim jährlihen Rathswechſel folgende Keierlichleit fiat. Der burgermeister sal 
uffstehin mit seynen eydgenossen (ben andern Ratbheheren) und sich demutig- 
lich kegin der gemeyne beweysin u. sal sie fragen, ob sie wellin bey den 
geboten bleibin, die sie do vorkundigen wellin. Dorezu sprechen sie: yo. So 
spricht her denne: her statschreiber, vorkundiget die gebot von der stat 
wegen. Hier wird die Gemeinde noch höher als der Rath geftellt; die Uebereinftim- 
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wol in mannichfach verjchiedener Miſchung, vom Weſen beiter etwas in fid. 
Deshalb mußte von vornherein ihre Gewalt auf ter Zuweiſung verfaßungs 
mäßiger Bunftionen beruhen. 


Sie waren einerſeits Crweiterungen des Regierungsorgans, an beffeu 
Funktionen fie in wichtigeren Fällen Theil nahmen!%); durch ihren Hinzu- 
tritt wurbe aber der Rath nicht blos eine nmfangreichere, fondern eine an- 
berögenrtete Behörde, welche dem Gedanken eines bürgerjchaftlihen Gemein- 
willens näher ald vorher ftand 1), 

Sie waren andrerjeitd an Stelle der Bürgerjhaft zur Kontrolle und 
Zuftimmung berufen!) und galten deshalb als ein repräfentatives Organ 108), 

Allein fie waren keineswegs mit der von ihr vertretenen Bürgerſchaft identisch, 


mung beiber macht Geſetz; aber die Berfündigung erfolgt im Namen ber von beiden 
verſchiedenen Stadt. — Aehnliche Gefihtspunfte treten auch fonft bei den Feierlich- 
feiten des Rathöwechfels und der Bürgerfprachen (3. ®. 1345 in Stendal b. Gercken, 
V. M. I 90) hervor. 

100) So befonberd bei bem Zuzug der Bürger oder ber alten Räthe in „wich— 
tigeren Angelegenheiten“, 3. B. 1349 in Speier, ober nad) Ermeßen des Raths, mie 
in Bremen. Ebenfo die Zuziehnng der Meifter der 5 großen Innungen in Halle 
bis 1427, einiger Handwerfer 1324 in Breslau (Tzſchoppe u. Stenzel 505 $ 
6) u. 1365 in Löwenberg (ib. 589), des großen Raths in Mes (Maurer II. 656 
Note 18—36) und Dortmund bei wichtigeren Angelegenheiten. 

101) So bildete ſich in Braunfchweig durch die in wichtigen Angelegenheiten 
erforderliche Zuziehung der Borftände von Gilden und Gemeinde „das große Regie 
ment”, welches num auch bie im Heinen Rath nicht vertretenen Theile ber Bürger: 
ſchaft repraeſentirte. Braunſchw. Urkb. I. 226f., v. 9. 1445. 

102) Befonders zur Kontrolle des Steuer- und Finanzweiens, zur Zuftimmung 
bei Verfügungen über ſtädtiſches Eigenthum und zur Theilnahme an der Gefetsgebnng. 
So heißt e8 1340 in der Ehronif v. Augsburg I. 129—131: e8 feien Männer aus 
der Gemeinde zuzuziehen bei ber Erhebung und Berrehnung ber Einnahmen, das arm 
u. rich auch wissen, wa dasselb gut hin chumen sy; auch darf der Rath nur 
über 5 Pfund Pfennige verfügen, ohne „arm und rich‘ zuzuziehen; ebenfo follen 1363 
ib. 159 drei von der Gemeinde bei Erhebung des Ungelts zugegen fein. In Hagenau 
foll der große Rath bei Aufnahme von Schulden und Ausjchreibung von Steuern 
zugezogen werben (Schöpflin II. 144); in Stendal bei „bot und settinge‘; 
in Löwenberg bei neuen Satungen (1365 b. Tzſchoppe u. Stenzel 589); in 
- Strasburg ber große Schöffenrath der 300 bei neuen Statuten u. Verordnungen, 
neuen Steuern und Abgaben, Berathung der Schwörbriefe und anderen wichtigen 
Angelegenheiten; in Bremen verorbnet ber Rath zufammen mid der wittecheyt, 
Oelrichs 20. 28. 29. 83. 84. 87. 88, 144. 149. Bol. Th. I S. 314 Note 7 — 
13 und oben Note 122 zu $ 26. 

108) So heit es 1377 b. Ennen I. 474 vom großen Rath in Köln: ac 
pluribus aliis tam majoribus quam popularibus ... nomine universitatis ac 
universitatem, consilium, majores et communitatem repraesentantes. Elgger 
Herrſchaftsr. a. 6 b. Peſtalutz I, 264: grosz rat, so alwegen in namen, an 
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vielmehr ein felbftändiges Organ ber über beiden ftehenden Stadt, weshalb 
benn auch daneben die allerwichtigften Funktionen nad) wie vor ber allgemei- 
nen Bürgerverfammlung vorbehalten blieben !%). 

Indem nun in vielen Städten mehrere Formen bed großen Raths und 
der Bürgerausfhüße nebeneinanderitanden, wurden häufig genaue Berfaßungs, 
beftimmungen über die Kompetenz des kleinen Rath, der Bürgerverfammlung 
und aller dazwiſchen ftehenden Kollegien nöthig"®). Damit mußte fi das 
Weſen der Stadt als eines rechtlich geordneten Organismus immer deutlicher 
berausftellen, und ber Gedanke eines Yeliehenen oder eignen Amtörechtes 
mußte immer mehr vor dem einer verfahunggmäßigen Funktion zurüd- 
treten. 


statt u. für ein gantze gemeind .. . den groszen rat besitzend. Freiburger 
Stabtr. v. 1520 fol. 2: mit vorwyssen u. gehelle unser alten räten u. zünfte 
ächttwer, die dann ein gantz gemeind diser statt representieren. Kulmer R. 
1. c. 2: was in ben Städten von einem Rath und benen'‘, fo die Gemeinbe reprae- 
fentiren, gelobet unb angeorbnet ift, das foll ftets und feſt gehalten werben. 

04) Beſonders bei neuen Steuern, Aenderung ber Orundgefege und Ent- 
fheibung über Krieg und Frieden. So in Köln, Hamburg, Augsburg, Ulm, 
Lübel, Zürich, Regensburg, München, Eflingen, Reutlingen, Hörter, Bern, ©. 
Gallen, Bremen. Bol. Ennen I. 484f. Bluntſchli I. 162f. Maurer II. 
233 f. Münchener Stabtr. 6. Auer ©. 158. 169. 178. 188 vgl. mit 154. 173 
176 u. 178. Bremer Stat. v. 1803 b. Delrihs 59, 63 u. 154: de ratmann 
unde de wisesten mit der meneheyt der stat; vgl. ib. 44 u. 1304 ib. 327: 
van den radmannen unde van den sesteynen unde van der menen stad; 1303 
u. 1433 ib, 86 u. 145: de rad mit der wittecheyt unde mid der meynheyt; 
1428 u. 1433 ib. 404, 439, 440 u. 444: de rad to Bremen mit der gantzen 
menheit unde mit den olden radtheren, de in vortiden in deme rade gheseten 
hedden. Urk. v. Hörter b. Wigand, Corvey I. 331: mit rade des olden rades 
unde der ganzen menheyt. 

105) Bol. die Eidbücher Köln's von 1320 an b. Ennen u. Ederg I. 1f. u. 
Ennen II. 484. Alle Räthe jollten 1382 entboten werben wegen neuen Ver— 
bundes, Heerfahrt, Erhöhung ober Erniebrigung von Xccifen, Beichwerung ber 
Stabt mit Renten, Beränderungen bes Eidbuch; bei Auflegung ganz neuer Steuern 
die ganze Bürgerfchaft; im andern Fällen bald nur bie ehemaligen Räthe bes engen 
Rathe, bald überbies der weite Rath. Seit 1392 beftand ein „Bannerrath” für bie 
Kontrolle und ein Gemeindeausſchuß für Zuftimmung. — In Speier heißt es 1430 
(b. Rau II. 16): das... kein rat weder losunge noch lipgedinge verkeuffen 
noch kein trefflich schuld machen sol ohne wissen u. willen der andern zweier 
räthe; auferdem beftehen „dreytzehn usz der gemeinde“ für NRehnungsablage 
und andre feierliche Handlungen. — Vgl. über die Kompetenz des großen Raths, 
feiner „Heimlicher“ und ber ganzen Gemeinde in Bern Stettler, R. ©. 44f.; 
über die Kompetenz des Zunftmeifterfollege, des Zunfthütelollegs, des großen Raths 
und der Bürgerfchaft in Reutlingen jeit 1576 Jäger, Mag. V. 257f.; über 
Rothweil ib. VI. 76f.; über die Kompetenz von äußrem Rath, Bürgerausfhuß und 
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4. Ebenio aber beruhte die Amtögewalt aller andern Behörden und 
Beamten der Stadt auf der ihnen verfahungsmäßig gejeßten Kompetenz. 

So war es die Verfaßung, welche den Bürgermeijtern allmälig außer 
dem Rathövorfiß die Stellung von Häuptern der Stadtregierung und in 
Folge defjen ſelbſtändige Befugniffe in Verwaltung, Polizei und Gericht über- 
wieg 106), | 

Es war die Berfahung, welche den Gejchäftäfreis der einzelnen Aus- 
fhüße und Kommifjäre des Rathes ordnete, die keineswegs nach freien Be: 
lieben beitellt und bevollmächtigt werden konnten, jondern gejeglih in be— 
ftimmter Weije und mit geordneten Funktionen niedergejegt werden mußten 107). 
In manden Städten giengen jogar aus engeren Rathsausſchüßen für das „be— 
ftändige Regiment” ganz jelbitändige Regierungdorgane hervor, die freilich 
meift zur Dligarchie führten und den Verfall anbahnten!®), 


Bürgerfhaft in Regensburg ib. VI. 31—55; über die Kompetenz ber brei Räthe 
und des Bürgerausſchußes in Mühlhauſen ib. III. 280 Note u. IV. 435f.; über 
Nordhauſen ib. IV. 432. In Frankfurt a. M. beftand fpäter das Kolleg der 3 für 
Wahlaufſicht, das der 9 für das Rechnungsweſen, das der 28 für die Revifion der 
Jahresrechnungen und neue Auflagen, das der 51 für die Ueberwachung bes Boll- 
zuges faiferliher Refolutionen, die Kafjation von Wahlen und die Zuftimmung zu 
neuen Auflagen und Ausgaben. In Hamburg hatten die einzelnen Kollegien zugleich 
firhlihe Bedeutung. 

106) Bol, Arnold I. 299f. Ennen DO. 509f. Frensdorff 109f. Heus— 
ler, Bafel 283f. Zimmermann I. 91f. Maurer 1. 631. III. 172f. 

07) So enthält 3. B. der Ordinarius Senatus Brunsv, Braunſchw. Urkb. 
145 f. genaue Beftimmungen über die jährliche Beftellung von Rathsausſchüßen fewol 
in iedem Weihbild als für die Gefammtftabt. Für letztere follen 7 Sedelmeifter 
(büdelherrn) zur Erhebung und Berrehnung der Gejammtabgaben, 5 Geteberrn 
für die Münze, 4 für Streitigfeiten mit der Geiftlichkeit, 7 Baumeifter, 1 Bewahrer 
bes Stabtfiegeld, Einer über die Stabtmühle, 3 für den Kauf von Müplfteinen, 4 
für den Marftall, 1 für die Steinbrüche kommittirt werben; in jedem MWeichbild 
aber ein Ausſchuß für bie Thore, Kämmerer für Rechnungsweſen, Weinherrn, Zeug- 
meifter, 2 über Mauern und Gräben, 1 über die Landwehr, 1 Siegelbewahrer, 2 
Schlüßelbewahrer des Archivs (brevekiste), 1 für die Geldkiſte u. ſ. w. Ebenfo finden 
fih in vielen andern Städten als dauernde verfaßungsmäßige Inftitutionen Aus- 
Ihüße für Rechnungsweſen, Steuern, Bauten, Kriegsmeien, Feftungswerke, Zengbäufer 
Marftälle, Gemwerbemeien u. ſ. w.; vgl. Url. v. 1328 $ 11—13 u. 1389 b. 
Tſchzoppe u. Stenzel 521. 609; v. Lancizolle 63; Arnold IL 132. 357; 
Ochs II. 79. 3575. TU. 38f. V. 25. 87; Schreiber 1. 53f.; Frensporff 
113 f.; Eunen II. 511f.; Donandt I. 820f.; Sökeland, Coesfeld 25 f. 64f.; 
Zäger, Mag. V. 83f. 282f.; Zimmermann I. 112; Maurer III. 190f. 
In Bern gab es im 17. Jahrh. 47 Kammern u. Kommilfionen, 

0) Wie der fog. Küchenrath (Bürgermeifter, einige Rathöheren u. 4 Syndilen) 
ald „beftändiges Regiment“ nach Ordin. Brunsv. $ 20—22. 24—27; ver „geheime 
Rath" in Magdeburg; das „Geheimniß* in Mürnberg; die Regimentsausſchüße in 


8 30. Willend- und Handlungsfäbigkeit der Stabt. 809 


Auh war es die Verfaßung, welche eine große Zahl bejonderer Einzel- 
ämter, — und zwar in viel weiterem Umfange, als heute der Tall zu fein 
pflegt, — zu fändigen inrichtungen im Organismus des Gemeinweſens 
erhob nnd mit beitimmten amtlichen Funktionen dauernd ausrüftete 109), 

5. Endlich wurde aud die Kompetenz der Gerichte im Sinne ver 
faßunsmäßiger Funktionen geordnet, jo da eine fachliche Abgrenzung der Kom— 
petenzen und ein regelmäßiger Inſtanzenzug entitand 110), Und es wurden 
zwar nicht Verwaltung und Juftiz im heutigen Sinne getrennt 111), wol aber 
verwaltende und rechtiprchende Kunftionen von einander geichieden 112), 

V. Die fo gegliederte und organifirte Statt wollte und handelte 
mit rechtlicher Wirkung; fie wollte durch verfagungsmäßige Beſchlüße und 


Stradburg u. Wormd; der enge Rath in Godlar; der geheime Ausihuß ber 6 in 
Regensburg (Gemeiner II. 847); der fogen. „Heine“ oder „innere Rath“ in Neber- 
fingen; das geheime Kollegium in Reutlingen; die „Geheimen bed Raths“ ober „bie 
Herrn Dreizehner“ in Speier, welche ſich „als der rechte ewige und beständige 
rath und die obrigkeit der stadt“ erllärten (Lehmann 269, Rau II. 23) und 
fpäter noch wieder einen Ausſchuß der Fünfer bildeten. 

109) Dies war nicht blos bei Stabtjchreibern und Synbifen, bei Münzern, Zöllnern, 
Zudenbeamten und Steurern, bei Stabthanptleuten, Zeugmeiftern und andern Offizieren 
und Kriegsbeamten, bei Hospital-, Kirchen- und Schulbeamten, bei ben zahlreichen 
Auffehern und Wächtern über ſtädtiſches Eigenthum, bei den ftädtifchen Polizeibeamten, 
bei Anklägern, Fürſprechen, Bütteln und Henfern, bei Mäklern, Stadtärzten, Stabt- 
aftronomen u. f. m. der Fall, fondern auch bei untergeordneten Funktionären, wie 
Stabthandwerkern, Mufitern, Hirten, Boten und Dienern jeder Art, deren Anftellung 
beute dem konkreten Bedürfniß und dem freien Belieben der Behörden überlaßen zu 
werben pflegt. Vgl. 3. B. Ordin. Brunsv. a. a. ©.; Maurer III. 28. 99. 109. 
116. 125. 142. 144. 235f. 580f.; und bie im Stabthaudhalt audgeworfenen 
ftehenden Befoldungen in Note 172 zu 8 28. 

10) Bol. Maurer II. 563 f. 7495. IV. 196 f. 

1) Denn die Schöffen gebörten vielfah zum Rath und der Rath felbft war 
oft in Blutbannsſachen erfte und in allen andern Saden zweite Inftanz. Und 
felbft die vom Rath völlig abgezweigten Schöffenftühle follten bisweilen, wie in Magbde- 
burg und Halle, in Regierungsangelegenheiten zugezogen werben (Ratbmann II. 
273; Maurer I. 596); ober es jollten, wie im Löwenberg, brei durch die Hund» 
werlmeifter gewählte Schöffen der Rechnungslegung beimohnen und neuen Satzungen 
zuftimmen, Urf. v. 1365 b. Tzſchoppe u. Stenzel 589. 

12) Dies zeigt ſich 3. B. in der Verſchiedenheit des Verfahrens und oft auch 
bed Borfiges, wenn der Math als Negierung und wenn er als Gericht verhandelte; 
in der Selbftändigfeit und Unabhängigfeit der Untergerichte im Gegenſatz zu andern 
Stadtbehörden (Maurer III 569.) uw. ſ. w. Vol. and die bewußte Unterjcheidung 
ber gerichtlichen Funktionen der Schöffen von den Negierungsfunftionen des Raths, 
weshalb bei diefem Wechiel, bei jenen Stetigkeit des Amts vorzuziehen fei, in ben 
Mag. Fr. I, 1c. 1b. Behrend ©. 21. 
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handelte durch verfahßungsmäßige Akte ihrer Berfammlungen, Behörden und 
jonftigen Organe, 

Erforderlich war, daß ein ftäbtifches Organ als ſolches auftrat und 
kenntlich war, was fogar bisweilen ausdrücklich konſtatirt wurdet!3); erfor- 
derlich ferner, daß dieſes Organ jeine verfaßungsmäßige Sphäre nicht über“ 
ſchritt, widrigenfall eben nicht die Stadt gehandelt hattet! Waren aber 
diefe Vorausſetzungen erfüllt, jo Fam, wie fih ſchon in mandherlei Aeußer— 
lichkeiten fund gab!!), das Gemeinwefen jelbft in feinen Organen zur Er- 
jcheinung. 

Wenn daher eine Behörde verfaßungsmäßige Funktionen erfüllte, jo 
wollte und handelte durch fie die Stadt. In diefem Sinn war es bafjelbe, 
ob man die Stadt oder die Behörde nannte 46, Und oft fügte man, um 
die Stellung der Behörde ald Organ zu bezeichnen, hinzu, daß fie „im Na- 
men, „von wegen‘ oder „anſtatt“ der Stadt auftrete!7); oder man nannte 


3) Man vgl. 3. B. die Speirer Aemtervergebung 6. Maurer, ©t. III An- 
hang Nr. 3 ©. 790 f. Der Rath ift anweſend und handelt „von der stette wegen“. 
Es ergeht dann an ihn bie Frage (S. 795): ir herrn von dem rate, myn her 
von Spire tut euch fragen, ob ir hie sint als der rate von Spire und von der 
Stette wegen. &8 erfolgt dann (©. 796) bie eutſprechende Antwort. 

113) Bol, die Urk. v. 1340 in ber legten Note zu $ 29: alias expeditio ipsa 
nullius fuit et est momenti. 

5) So in den Ehrenrechten, ber Amtstracht, den Amtsinfignien, dem amtlichen 
Gefolge der höheren Stadtbeamten (es. fol 3 B. 1410 in Bafel dem Bürgermeifter 
„von der stadt wegen“ ein Gefolge geftellt und befolbet werben, Ochs III. 76 u. 
77); in ben Uniformen ber ftäbtifhen Sicherheitäbeamten, Krieger und Diener, 
Maurer II. 254 f.; in ber ftrengen Beftrafung ver Beleidigung von Beamten in 
Ausübung ihres Berufs, 5. B. W. v. Rhenſe v. 1456 b. Grimm Ill. 777: wer 
den bürgermeister ... wan er von einer gemeinde wegen jemand pennen will, 
ichlägt, wird enthauptet. Vgl. Recht ver Stadt Nüwkilch ib. I. 291: Jeder Bürger foll 
dem Vogt und jedem Rathmann gehorfam und geholfen fein, „als ob ain vogt u. 
rath by ain andern versampt weren by iren ayden und eeren“. Magdeb. Fragen 
d. 19 u. 20, 

116) Bol. 3. DB. Urk. v. 1328 6. Tzſchoppe u. Stenzel 522 $ 25: der- 
selben pfennige sullen sie dye zwey teil geben den ratherrn das ist 
der Stat. 

"2.8. Ur. v. 1219 b. Böhmer 27: qui hoc nomine civitatis sunt 
executi. 1270 im Lüb. Urkb. I. 304: actum in domo consulum & consulibus 
nomine eivitatis. 1336 b. Trouillat III Nr. 276 &. 445: schulth. burgerm. 
u. rat von Colmar geloben: an unser u. der gemeinde der stette von Col- 
mer stat. 1338 ib. Nr. 296 ©. 483: wir in unsere stette namen. 1350 b. 
®acomblet III. 349: consules et scabini Col. pro se necnon vice et nomine 
eivitatis Col. 1375 ib. 666 u. 669. Bgl. Note 82 83. 96. 113 u. 129 
du $ 28, 
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Behörde und Stadt nebeneinander!!); oder man führte nach älterer Sprech— 
weife die ganze Bürgerſchaft in ihrer Gliederung und Organifation auch da 
als handelnd anf, wo nur der Rath wirklich aktiv war!ı9, 

Ebenjo aber war die Bürgerjhaft nur zur Darftellung der Stadt be- 
rufen, nicht mit ihr identiih. Deshalb war es fo gebräudlih, „Stadt und 
Bürger'120), „Stadt und Geſammtheit der Bürger“121) u. ſ. w. nebenein- 
ander auftreten zu laßen. Und wenn man urjprünglid in den Bürgern eine 
Genogengefammtheit jehen mochte, welche unter einander richtete, Einungen 
über ſich ſetzte oder fich ſelbſt regierte 122), jo wurde man fih im Laufe ber 
Zeit doch volllommen bewußt, daß auch da, wo alle Bürger zur Theilnahme 
berufen waren, die Stadt als folde durch fie regierte, richtete und Geſetze 
gab123). 

Endlich wollte und handelte auch da, wo eine oder mehrere Behörden 
und die Bürgerverfammlung in der That zufammenwirfen mußten, nicht, 


118) 3,8, Urf. v. 1349 b. Lacomblet II. 377: Berbandlung cum judicibus 
scabinis consulibus ac civitate Coloniensi. Seerecht v. 1299 im üb. Urkb. IL 
83 u. 88: deme rade u. der stad, 1346 6. Boehmer 606: den scheffen dem 
rade und der stat F. u. ſ. w. 

119) Vol. oben $ 23. 

20) 3, B. 1285 b. Lacomblet Il. 479: contraxisset cum civitate et ci- 
vibus; .... de manu civium et civitatis. 1332 ib. III. 212: mit der stat inde 
den burgeren v. Kolne. 1334, 1350, 1355, 1356 ib. 227—231. 391. 453. 454. 
460. 1351 ib. Ill. 409: burghere inde stede von Ayghen. 1263, 1264 ib. 
11. 298—309, 363. ®gl. ib. 367 u. III. 407: oppidanis et oppido. Urf. v. 1270, 
1271, 1272, 1273, 1297, 1303, 1807 b. Ennen u. Edert III. 7. 12. 13. 29. 
30. 34. 36. 42. 46. 56. 171. 422. 494. 516; 1289 u. 1291 ib. 289. 296. 316; 
1295 u. 1303 ib. 393 u. 492. Oben Note 101 u. 116 zu $ 28 u. f. w. 

121) rk. v. 1249 b. Ennen u. Eder II. 289: civitatem atque commu- 
nitatem Col.; ebenfo ©. 290 u. 291. Ib. II. 15 u. 110: eivitatem et cives 
universaliter vel ‘singulariter. 1849 b. Lacomblet III. 377: cives Col. con- 
junctim seu divisim seu ipsam civitatem Col.; ähnlich S. 376. 1279 ib. II. 
436: eivitatem Dusburgensem ac uniwersos ejusdem cives. 1255 im Lüb. Urkb. 
I. 204: eivitatem Lub. et universos cives dicte civitatis. 1259 6. Ried 449: 
ceivitati R. et universitati civium. Schreiber Il. 383: der stette v. F. und 
gantzer gemeinde. 

23) Priv. f. Quedlinburg v. 1134: cives . . de omnibus que ad cibaria 
pertinent inter se judicent. ®. v. Kyburg 6. Grimm IV. 337 8 9. Handf. v. 
Colmar v. 1278 b. Trouillat II Nr. 234 ©. 308: uber alles das mögent 
die burger van Colmer uber sich selben einungen setzen, als sie dunket, 
das es ihn selben u. der stätte nützlich sye; 1285 ib. 540: super se statuere 
emendas. Bgl. oben Note 89. 

23) Vol. oben $ 28. 
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wie died der älteren Anſchauungsweiſe entiprach, ihre Gejammtheit 124, fon- 
dern die Stadt. Mochte man auch lange noch die fo zu Stande gefomme- 
nen Beichlüffe oder Geſetze ald Verträge oder Uebereinfommen mehrerer Per- 
fonen bezeichnen); man war fi) gleichwohl bewußt, daß das Rejultat diefer 
Vereinbarungen ein einheitlicher Gemeinwille war, welcher eine objektive Norm 
über allen Ginzelnen ſchuf!26). Bisweilen wird es auch ausdrücklich gefagt, 
daß Bürgermeifter Rat) und ganze Gemeinde nicht blos für fidh, fondern 
im Namen der Stadt beichliegen und handeln, oder ed wird ihnen die Stadt 
in diefem Sinne zur Seite geftellt1?7). 

VI. Die Fähigkeit der Stadt, in einheitlicher Weife zu wollen und 
zu handeln, machte ſich weit über das Rechtsgebiet hinaus in ihrem gefchicht- 
lichen, politifchen und jocialen Leben geltend und rief hier überall eine Fülle 


124) 3, 8. in Selfe 1310 b. Grimm 1. 759: wir.. der abbet u. der 
convent des closters zu S. unt wir der rat, die scheffen und gemeinliche 
die burgere alle der stete zu Selse verriehen. Bgl. W. v. Wetter v. 1239 ib. 
111. 343; v. Meiningen ib. 596 f. 

125) 3, B. Kölner Eidb. v. 1341 $ 141 b. Ennen u. Ederg I. 34: hait 
de rait ... mit allen widin reden inde mit allen erfeychtigen luden eyndrich- 
tiligen vuerdragin. Augsb. Urk. v. 1284 b. Stetten, Geſch. der Gefchl. 369: 
die ratgeben u. die gemaind der stat ze A... des uberain chomen sint; 
vgl. ib. 373. 375. 383. Mindener Stadtr. b. Auer 154 a. 402: der rat u. die 
gemain ze M. sind ze rat worden; a. 212. 368. 394. 421. 460. 464. — Urk. 
v. Luzern v. 1343 b. Kopp, Urk. 180: die rete beidu nuwe u. alte zeL. u. 
darzuo ein mengi richer u. armer ze L. sint uber ein komen. Ebenſo ſehr 
häufig in ben Prager Stat. b. Röfler, z. B. ©. 33 a. 48, ©. 47 a. 66 (wo 
Schöffen und Neltefte fogar nur „auf ein jar oder di weyl man nicht bessers 
fent‘‘ übereinfommen), ©. 74 a. 119 u. f. w. 

126) Deshalb heit e8 3. B. in den erwähnten Stellen des Münchener Stabt- 
rechts und ib. a. 394 ©, 151, der rat und die gemain ze M. jeien übereinge- 
fommen und hätten demgemäß „gesetzt u. verboten.“ Ebenſo gehen in Prag aus 
den angeblichen Vereinbarungen „gesetze“, „gebote“, statuts hervor; fie follen 
„ewig“ feftitehen und find „von wegen der stat“ oder „zu der stat gemeynem 
nutze u. ere“ gemacht; vgl. Rößler S. LIV Note 1; ©. 33 a. 55; 40 a. 59; 
44 a. 62; 57 a. 93; 58f. a. 97. Vgl. S. 90 a. 131: tota communitas dicta- 
vit; ebenfo ©. 91 a. 133, ©. 95 a. 140 u. ſ. w. 

127) Bol. z.B. Urf, v. 1368 b. Schreiber I. 529: dem burgerm. dem rat 
den burgern und der gemeind gemeinlichen der stette ze Friburg i. B. an 
iren und an der selben stette statt. Dgl. ©. 531: dem burgerm. u. dem rat v. 
F. an irre u. an der burgere u. der gemeinde u. an derselben stette stat. 
1377 6. Boehmer 542: burgermeister rat scheffen burger gemeinlich u. 
unser u..des riches stat. 1280, 1340, 1397 6. Remling 363. 554. 714; 
1300 6. Schreiber I, 157: der statt den burgeren u. der gemeinde ze W.; 
1357 ib. 454. 
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ganz neuer Erſcheinungen hervor. Aber auch bezüglich der bier nur intereffi- 
renden rechtlichen Seite hieng mit der Willens: und Handlungsfähigfeit des 
idealen Gemeinwejens die Umgeftaltung faſt aller Verhältniße zufammen. 

Im öffentlihen Recht gab es nun erft einen lebendigen Staat. 
Statt einer Summe ſich bejchränfender und ergänzgender Einzel- und Ge 
jammtwillen berrichte bier ein einziger, ſich feiner jelbit bewußt geword- 
ner Gemeinwille; und ftatt in der Ausübung geliehener oder eigner Gerecht. 
jame bejtand bier die Herrihaft in der Durchführung des ftaatlihen Ge: 
meinlebens gegenüber der individuellen Lebensiphäre. So wurde in der Stadt 
zuerit eine bewußte Verwaltung möglich, indem die Organe des ftaatlichen 
Gemeinwejens das Gemeinwohl als joldhes zum Gegenitande pofitiver Lebens— 
thätigfeit zu machen hatten; und diefe Verwaltung mußte, da ja das Ge— 
meinwejen ſelbſt nur Einen Mittelpunkt jeines Lebens haben Fonnte, mehr 
und mehr zu einer centralen foncentrirt werden. Von bier aus ergaben 
fih für alle Einzelgebiete des Staatölebens, insbejondere für Kriegsweſen, 
Polizei und Finanzweien, völlig umgeitaltende Reformen, indem es fie alle 
vom Staatsgedanken zu durddringen, nad den Geſichtspunkten ftaatlicher 
Bedürfnige und ftaatliher Zwede zu ordnen und in die Sphäre des einheit- 
lihen Gemeinwillens zu erheben galt. Zugleich konnten nunmehr im Ge— 
genfag zu der jelbitändig gewordenen Verwaltung die Funktionen der Ge— 
jeggebung und der Rechtſprechung ihrerjeits im ihrem Weſen be 
griffen, als gefonderte Thätigkeiten des Staats geftaltet und im die 
Sphäre einer objektiven, vom Sudividualwillen gereinigten Willensordnung 
erhoben werden. 

Im Privatrecht umgekehrt erlangte diejelbe Stadt durch ihre Willens- 
und Handlungsfähigkeit die Möglichkeit, fich in den bürgerlichen Verkehr zu 
begeben und als Einzelne unter Einzelnen zu kaufen und zu verfaufen, Han- 
del und Wandel zu treiben, ſich zu verpflichten und Andere fih zu binden. 
Ebenſo ſcharf daher, wie im öffentlichen Recht das Untericheidende, mußte 
bier das Gemeinfame in dem Weſen der Körperfchaft und des Einzelnen her— 
austreten, 

B. Gerichtsfähigkeit. Mit der Handlungsfähigkeit war die Ge- 
richtöfähigkeit der Stadt won felbit gegeben. Die Stadt als jolde konnte 
flagen und verflagt werden und wurde dabei entweder durch ihre regelmäßi- 
gen Organe oder durch beionders beitellte Procekorgane vertreten. 

Auch hier indeg mußte die neuere Auffagung ſich erft aus der älteren, 
wonach die Grfammtheit klagte und verflagte, herausarbeiten und vermochte 
fich namentlid) den Reichs: und Landesgerichten gegenüber nur jehr allmälig 
Anerkennung zu erringen. 

Noch im 14. Jahrhundert kommen ſtädtiſche Beihwerden darüber 
vor, daß im ftädtiichen Procefen der Rath und die gefammten Bürger 
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vor Gericht geladen würden!?®), und bejonderd hartnädig hielten die 
weitfälifchen Zreigerichte an der Ladung ganzer Gemeinden feſt 129). Die 
Städte Tiefen fih daher eigne Privilegien dahin ertheilen, daß fie ſich 
vor Gericht vertreten Iafen dürften. So gab K. Rudolf i. 3. 1290 ber 
Stadt Nordhaufen das Recht: ut si civitati Northusensi aliqua que- 
stio seu actio moveatur, quod duo ex consulibus Sindici seu procura 
tores loce universitatis debeant respondere secundum quod exigit ordo 
juris130) ; ebenfo follte die Stadt Dinkelsbühl nad ihrem Privileg v. 1398 
durch den Bürgermeifter und zwei Rathmannen vor Gericht erſcheinen dür— 
fen 131); oder e8 wurde den Städten die Wahl gelaßen, zwei Rathmannen 
oder einen Profurator ald Vertreter zu entfenden 132). Auch dann noch hielt 
man bisweilen eine ausdrüdliche Vollmacht der gefammten Bürgerjhaft für 
erforderlich 193). Oder man griff doch bei ber Frage, wer für die Stadt einen 
Eid zu jhören habe, auf die Bürger zurück 189. 

Mehr und mehr indeß drang der Grundfaß dur, daß die Städte als 
forporative Einheiten gerichtsfähig jeien. Schon jeit dem 13. Jahrhundert 
wurden jowol bei geijtlichen Gerichten ald bei dem kaiſerlichen Hofgericht die 


20) So bie Beſchwerde mehrerer oftfäliicher Städte v. 1384, Chroniken ber 
dent. Stäbte VI ©. 88. 104. 

129) Wächter, Beitr. 3. beut. Geſch., insbeſ. 5. Geſch. d. deut. Strafr. ©. 
197 f. — Ujener, Sammlung der gemeinen Urtheile aus den Fahren 1438 — 1455 
©, 94f. — Arnsberger Reform. b. Homeyer, Inform. ex speculo Saxonico 
p. 654: um eine Stadt in die Beme zu thun, follen mindeftens 30 Mann vorge 
laden werben. 

30) Gengler, Stabtr. 318 8 7. 

81) Gengler, Cod. mun. I. 784. 

132) Sp ben 1334 ſich bejchwerenden Städten (Note 128). Bol. Franklin, 
Reichshofger. I. 175. Stobbe, D. P. R. I. 328. 

133) So heißt es in den Magbeb. Fr. I, 1.d. 22 b. Bebrend 34: wenn 
„eyne stat unde dy gancze gemeynde lude“ vor ein auswärtiges mweltliches Ges 
richt geladen würbe, fo folle nach befiegeltem NRedht „der stat burgermeister eynen 
adir czwene zcu ym nemen usz dem rote, der das jar gekorn ist, unde sal 
vor dy gemeynde der burger antwortten uff gewyn unde uff vorlust der 
sachen, do man sy umb beschuldigt. Dy ander ratmanne unde burger ge- 
meynlich sollen deme burgermeister unde den andern synen kumpanen volle 
macht gebin. So bedurfien sy alle besundern zcu antworten von rechte 
nicht komen.“ 

134) Priv. f. Bremen v. 1233 b. Gengler, Cod. I. 320: si quis ipsos ci- 
ves Bremenses super illis bonis communitatis impetere voluerit, juramento 
duorum civium Bremensium, qui vulgariter wichman dicuntur, poterunt 
eadem bona pocius in judicio obtinere, quam aliquis ab eis evincere possit. 
Doch blieb ed ja bis heute vielfach üblich, den Eid nicht von den Vorftänden, fon- 
bern von einigen Mitgliebern ber Korporation zu fordern. 
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Städte jelbft ald Proceßparteien betrachtet 135). Die Ladungen und Zuftellungen 
ergingen daher an die Städte als jolche zu Händen ihrer oberften Behörden 13%), 
Jede Stadt fonnte fih dann durch Bevollmächtigte vertreten laßen, welche 


135) Val. 3. B. im Lüb. Urkb. I. 587 die i. J. 1296 auf zwei von der Stabt 
in einem Streit mit dem Biſchof an den Papft gerichtete Appellationen ergangenen 
apostolos refutatorios des Biſchofs. Die Appellationen werben darin mitgetheilt. 
Sie hat Rufus, civis et consul civitatis Lubecensis, nomine procuratorio ejusdem 
civitatis, gemacht und gelejen. Rufus führt fi) ein als: ego H. R., syndicus seu 
procurator civitatis Lubecensis. Er fagt, der Biihof habe die Stadt im Befit ihr 
eigenthümlicher Wiefen geftört (cum omni proprietate et dominio ad pred. civi- 
tatem Lub. de jure pertinere, que etiam juste et quiete et pacifice consules 
et commune civitatis ejusdem legitimo tempore noscitur possedisse). Deshalb: 
„offero me pro ipsa civitate Lub. tanquam procurator sey syndicus in predicto 
casu stare juri coram domino papa‘. Aehnlich lautet der zweite Schriftiag, der 
fih auf eine Mühle bezieht. Oder die Urk. v. 1266 im Hamburger Urkb. I Nr. 
707 &. 580. — Ebenfo ift in dem Proceß mit bem Grafen von Holftein die Stabt 
Lübeck als folde Partei. Denn es wirb zwar ber Graf durch den judex curie zur 
Beantwortung einer Klage der magistri civium consulum nec non universorum 
civium Lubicensium gelaben und e# heißt: der burgerm. der rate u. die burger 
gemeinlich hant geclaget uf grafen G. v. Holtzsten unde sol er in antworten; 
Url. v. 1308 im Lüb. Urkb. II. 195. Aber auf dem Termin vor dem König von 
Böhmen i. J. 1311 erfcheint nur der procurator consulum et civium, ib. 241. 
Auch in den folgenden Jahren werden advocatus consules et universitas civitatis 
Lubeke als Proceßpartei bezeichnet, aber durch procuratores advocati consulum 
et universitatils Lubeke vertreten, 3. B. 1312 ib. 248. 250. 257. Nicht anders 
in Köln judices scabini commune civitatis Col., 1319 6. Lacomblet Ill. 143; 
in Freiburg burgermeistere schultheiss rat burger und gemeinde der stat zı. 
Friburg, 1357 b. Schreiber I. 441. Bgl. Urk. v. 1234 6. Tschudi I. 129; v. 
1494 b. Schannat II. 255; Urtel v. 1377 b. Wend I. 327— 3283 (die Stabt 
Limburg ald Verklagte). — Während des ganzen Mittelalters erſcheinen dann in 
zahlreichen Proceßen vor dem kaiſerlichen Hofgericht und Kammergericht Städte als 
Parteien. Bol. 3.8. b. Franklin, das kön. Kammergericht vor dem Jahre 1495 
(Berlin 1871) die Urtbeile Nr. 1. 2. 15. 18. 26. 28. 31. 33. 42. 47. 53. 

136) Im Älterer Zeit Iantet die Adrefie aller Ladungen und gerichtlichen Zuftel- 
lungen gewöhnlich an magistri civium consules et universitas civium, burger- 
meister schultheiss rat burger u. gemeinde ober ähnlich, fie werben aber in 
Einem Eremplar der Stabtbehörde behändigt. Es heißt aber auch „die stat.... 
laden“, „stat u. burger laden“, „burger u. stette fordern“ u. ſ. w., 3. 8. Urf, 
v. 1375 b. Lacomblet Ill. 672, Ennen u. Edert I. 428, 1309 b. Schreiber 
L 181. Im 15. Jahrh. wird meift nur noch von einer Vorladung von „bürger- 
meister und rath“ gefproden und biefe werben im Rubrum, „die Stadt” dagegen 
im Tenor der Procekichriften als Partei genannt. Vgl. 3. B. die Schriftfäge v. 
1407. 1424. 1483. 1489. 1494. 1499 b. Schannat II. 218. 232. 250. 251. 
255—277. 287. 
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nur der fraft der Stadtverfaßung dazu Fompetente Rakh, nicht aber die Ge- 
jammtheit der Bürger zu bevollmädtigen brauchtel?”). Und endlid wurden 
in ten meiften Städten in Geftalt von Syndiken, Klerikern, Profuratoren, 
Konjulenten u. j. w. ftändige Procejorgane geichaffen, welche ein für alle 
Mal durch die Stadtverfaßung zur Bejorgung der BEENDEN Angelegenbei: 
ten der Stadt legitimirt waren 139). 

Die Stadt fonnte aber nicht blos vor auswärtigen Gerichten, jondern 
auch vor ihren eignen Gerichten Recht nehmen und geben. Denn alle jei 
ed privatrechtlichen ſei es öffentlichrechtlihen Streitfragen zwijchen der Stadt und 
einzelnen Bürgern oder zwijchen der Stadt und andern Perjonen wurden als 
wahre Rechtöhändel betrachtet1??),. Dabei Fonnte allerdings injoweit, als der 
Rath zugleich oberſtes Geriht und Repraejentant der Stadt war, von vollen 
proceſſualiſchen Formen nicht die Rede fein. Allein es waltete troßdem die 
Auffaßung, daß man bei der Stadt jelbit gegen die Stadt Recht zu ſuchen 
habe. Deshalb wurde z. B. bei Befreiungen einer Stadt von auswärtigen 
Gerichten jowol den Bürgern als Fremden zur Pflicht gemacht, bei Streitig- 
keiten mit der Stadt jo gut wie bei Streitigkeiten mit einzelnen Bürgern 
zuerjt bei der Stadtbehörde zu Flagen und erft, wenn diefe den Rechtsſpruch 
nah Stadtrecht verweigerte, an ein andres Gericht zu gehen 14). - Die Iden— 


137) So ftellen 1310 im Lüb. Urkb. 11. 225 die universi consules die VBoll- 
macht zu einem Procefe aus; ebenjo 1346 ib. 782 zu einer Klage gegen eimen 
Klerifer. 1494 b. Schannat 11. 255f.: immer „der Stat Worms anwelde‘, 
Brünner Schöffenb. ec. 51 6. Röfler 23: judex et jurati simul per magistrum 
civium, cui vices suas pro persona actoris commiserant. 

136) Vgl. die Beftallung des lübiſchen Syndikus v. 1270 in Note 166 zu $ 25; 
des clericus v. 1341 im füb. Urkb. II. 677 (nos consules et communitas Lub. 
‚. unanimi consilio et consensu recipimus discretum virum magistrum 
W. B. in nostrum et nostre civitatis predicte clericum, ad omnia nostra ne- 
gocia terra marique peragenda, ubicunque et quoruncunque nobis visum fuerit 
expedire, et ad agendum pro nobis nosque defendendum contra quemcunque 
coram quocunque judice ecclesiastico in omnibus et singulis causis praesen- 
tibus et futuris nos et nostram civitatem tangentibus quomodo. 1310 ib, 234: 
prochuratore della eitta di Lubeke. 1256 ib. 29: Schreiben des procurator in 
Romana curia. Vgl. Maurer, St. III. 240 f. 

180) Daher finden ſich jo viele Schöffenfprüche und Schöffenweisthümer, welche 
über Nectöverhältniße zwifchen dem Rath und den Bürgern, dem Rath und andern 
Behörden oder dem Rath und dem Etabtherrn in der Form gerichtlicher Urtel ent« 
fcheiden. Vgl. 3. B. die Magdeb. Schöffenſprüche im erjten Kapitel des erften Buchs 
ber Magdeb. Fragen b. Behrend ©. 20f., bei. d. 4. 6. 7. 9. 15—18. 24—27. 

, 3. B. Priv. v. 1835 b. Lacomblet III. 454: civitas autem ipsa et 
eives Colonienses nusquam poterunt vel debebunt communiter vel divisim in 
personis suis aut rebus vel bonis pro promissione, debito, excesso, forefacto 
sive delicto sui concivis vel concivium aut etiam civitatis impeti, impignorari, 
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tität von Gericht und Partei trat hierbei vor dem Gedanken der objektiven 
Macht des Rechtes zurüd, mußte aber freilich bei jchärferer Ausprägung 
des Procefgedanfens als ein zu bejeitigender Uebelſtand empfunden wer- 
den 141), 

C. Unerlaubte Handlungen. Daß Städte als ſolche rechtswidrig 
handeln könnten, hat das Mittelalter nie bezweifelt. Man ſprach, wenn fich 
die ftädtiichen Organe innerhalb ihrer Machtiphäre oder die Bürgerjhaft in 
ihrer organischen Erſcheinung vergangen hatten, von einem Verbrechen und 
von einer Schuld der Stadt!*). Es konnte in georbnetem peinlichen Ver— 


invadi vel quomodolibet aggravari, nisi civitas aut judices ciritatis antea super 
eo pluries et legitime requisiti ... justiciam secundum jus civitatis facere 
denegassent, ®gl. 1375 ib. 676 u. Priv. f. Rotweil v. 1299 b. Lünig, R. 9. 
XIV. 363. — In dem Vertrage zwifchen dem Grafen und der Stadt von Freiburg 
v. 1252 b. Schreiber I. 92 wird feftgeiegt: swas Ööch nüwir ansprach oder 
mishellunge wurde enzwüschent mir und den burgerne von V. gemeinlich umb 
solich sache, dy an disem brief nüt geschriben stat, darumbe sol ich recht nemin 
inrehalb der mur ze V. als die burger erteillint. Sprech ich öch die burger son- 
derlich an, zwenzig oder drizege, minir oder me, daz die gemeinde nüt angienge, 
dar ümbe sol ich öch recht nemin in der stat ze V. als die burger erteillint. 
Swas aber ich und dü gemeinde mishelli gewunnin umbe dehein sach dü an 
disem brief geschriben stat, da sol jederman recht suchen u. nemen da er 
es billich tuon sol. Es werten alſo Streitigfeiten mit einzelnen Bürgern und mit 
der Gemeinde als ſolcher unterſchieden. Jene follen immer bei dem Stabtgericht 
angebracht werden; dieſe nur dann, wenn es fi um bie vertragsmäßig noch nicht 
feftgeftellten Punkte handelt, jonft bei jedem andern Gericht. Die „Bürger“ jollen 
bier aljo Recht jprechen, obwol fie zugleich Partei find. Das Gericht der „burger“ 
war damals in Freiburg das Kolleg der alten 24, aljo ein Theil des Raths. 

14 So in dem höchſt merkwürdigen Brünner Schöffenfpruh Nr. 51 b. Röß— 
fer ©. 25 „In Broda Ungaricali‘ hatten Richter und Gefchworne den Bürger. 
meifter bevollmächtigt, einen angeſehenen Mitbürger wegen unrichtiger Verfteuerung 
feines Vermögens gerichtlich zu belangen (quod collectam de bonis injuste solvis- 
set judicialiter convenerunt). Diejer wendet ein, da man das, was man durch 
einen Andern thue, jefbft thue, jeien Richter und Geſchworue zugleih Richter und 
Partei; es müßten deshalb für diefen Proceß ein anderer Richter und andere Ge- 
fhworne ftatuirt werben, vor denen er fein Recht barzuthun bereit fei. Und fo 
wird entjchieden. „Unde in tali casu, in quo judex et jurati simul agant, sive 
per se sive per interpositam personam, non possunt simul et agere et ofli- 
ciorum suorum actus debitos exercere. Aliquem enim simul esse judicem, 
actorem et sententiam diflinitivam dictantem, non consonat aequitati.“ — 
Zum Verſtändniß ift zu bemerfen, daß nad der in Mähren und Ungarn gemöhn- 
fihen Stadtverfaßung Richter und Geſchworne zugfeih Rath und Gericht waren. 

2) Bol. 3. B. Priv. v. 1335 b. Lacomblet III. 454: pro... excesso, fore- 
facto sive delicto .. eivitatis; Urf. v. 1358 (in Note 146): stad mit vrevele; 
Urf. v. 1255 6. Boehmer 95: si civitates vel opida ... pacem violaverint; 

Il, 52 
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fahren gegen eine Stadt eingefchritten werben!#). Die Stadt als jolde 
wurde durch alle ihr zu imputirenden unerlaubten Handlungen zum Schadens- 
erjaß verpflichtet!#). Und unzählige Male find in aller Form Rechtens 
Strafen gegen die Städte erfannt und volljtredt worden. Es wurden geift- 
liher Bann und weltliche Acht, Verfeftung und des Reiches Acht und Ober- 
acht, Kafjation der Privilegien und Geldbußen über die Städte verhängt!*). 
In allen Bünden und Genoßenſchaften, denen Städte angehörten, wurde un- 
ter dem Gefihtspunft der Bejtrafung gegen bundbrüchige Städte eingefchritten 
und insbeſondere die Berhanfung oder Vervemung ald Strafe ausgefprochen!4). 


1256 ib. 110: si vero aliqua civitatum hoc infregerit, perjura et carens omni 
honore reputabitur; 1257 im Lüb. Urkb. 1. 225: civitas .. rea. U. ſ. w. 

13) Bol. oben Note 129 u. 140. Urtel des Kön. Kammergerichts b. Franklin 
a. a. D. Nr. 26 u. 32. Magbeb. Urtel v. 1470 b. Neumann Nr. 43, wonach 
es, um eine Stadt aus ber Verfeſtung zu ziehen, von Gerichts wegen der Handlung 
des Richters und der Schöffen, von der Stadt und der Gemeinde wegen ber Hand» 
lung des Bürgermeifters und der Rathmannen bebarf. Urk. v. 1285 b. Lacomblet 
II. 478, 

144) Vol. Note 91 zu $ 25 u. Note 61 zu $ 29. Erf. des Kön. Kammerges 
richts v. 1448 b. Franklin a. a. O. ©. 56 Nr. 26, welches die von der Stadt 
Nördlingen nachgefuchte Reftitution gegen ein Kontumazialurtel verwirft, wonach bie 
Stadt dem Kläger Friedrich Muracher den durch die Bürgerfchaft erlittenen Schaden 
erfeßen follte, wie er den mit feinem und zweier ehrbaren Mannen Eid würdigen 
werde. — Auch gehen alle Sühnen, Vergleiche und Berträge zwijchen Städten und 
andern Städten, Fürften oder Herrn von der Voraudfegung aus, daß bie Stadt ben 
aus ihren Handlungen entftehenden Schaden beßern müße. — Vgl. über die Haftung 
der Stadt für das durch ihre servitores verwirfte Wergeld Urk. v. 1348 im Lüb. 
Urkb. II. 827, v. 1241 5b. Rappenberg, Hamb. Urkb. Nr. 522 S. 445. — 
Ebenfo fpricht ein Erf. v. 1461 b. Ochs V. 223. aus, daß die Stadt Bajel gleich 
jedem Geleitsherrn im Falle eines gegen Geleitägeld erxtheilten Geleites für ben 
Erſatz des durch Straßenraub verübten Schadens hafte. — Diefe Haftung war aud 
nicht etwa blos Fremden, jondern ebenfogut den eignen Bürgern gegenüber be- 
gründet (vgl. 3. B. Erf. Nr. 41 6. Franklin a. a D. S. 50). 

145) Bol. 3. B. die Löfung der civitas et dioecesis Worm. von der Erkom- 
munifation 1343 b. Schannat II. 169; des Reiches Dberacht über Bürgermeifter 
Rath und Gemeinde von Nymmegen i. 3. 1455 b. Laeomblet IV Nr. 309 ©. 
379 u. Franklin a. a. D. Nr. 32 ©. 59; Url. b. Weizfäder, D. R. T. A. 1 
Nr. 104 u. 105 ©. 189 f., wonach Karl und Wenzel 18 ſchwäbiſche Städte aus der 
Reichsacht entlaßen, Wenzel fie begnadigt. Bezüglich der Kafjation von Privilegien 
braucht nur an bie Gefeße Friedrichs II erinnert zu werben. Gelbftrafen, bie in ber 
Stadt „gemeined Gut” zu vollftreden, j. oben in Note 98 zu $ 29. 

e Vgl. 3. B. den Beichluß der Gothländer Kaufmannsgefellichaft v. 1287 
b. Sartorius II Nr. 67, wonach die civitas, welche dem Beſchluß nicht nadh- 
fommt, zur Strafe den Anfpruh auf die Buße einzelner Bürger verwirkt, melde 
biefe für ben Ankauf geraubter oder bei Schiffbruch genommener Gegenftände jonft 
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Das geſammte politiiche Leben im Innern des Reichs berubte auf ber tee, 
daß die Städte für die Handlungen ihrer Behörden voll verantwortlich 
feien!#?), 

Dod wurde in diejer Beziehung weniger als in irgend einer andern 
die alte Anjhauung überwunden, welche die Stadt mit der Bürgergeſammt— 
beit identificirte. Man nahm feinen Anſtoß daran, daß Strafen, welche we- 
gen einer Handlung des Raths oder auf Grund eines Mehrheitsbeſchlußes der 
Bürgerſchaft erfannt wurden, mit der Stadt zugleich jeden einzelnen Bürger 
ohne Rüdfiht auf feine Mitſchuld in feiner Sondereriftenz trafen, wie Bann 
und Acht oder die Zerftörung der Stadt!#). Und man ließ ebenjo wegen 
bes von der Stadt zu leiftenden Schadenserfages die Vollitredung im Noth- 
fall gegen Perjonen und Eigenthum aller einzelnen Bürger zu.!4) 

Allein die Städte eritrebten und erlangten wenigftens jo viel, daß nicht 
auch umgekehrt, wie ehemals, Handlungen einzelner Bürger der Gejammtheit 
und folgeweije der Stadt imputirt werden follten. Es bildete ſich die meift 


an die Stadtlafe zahlen folen; an die Stelle der Stabt tritt dann die Gejammtge- 
noßenichaft. Eine Stadt aber, welche dauernd ungehorfam ift, foll aus ber fauf- 
männifchen Genoßenichaft zur Strafe ausgejtohen werden. — Urk. v. 1858 ib. Nr. 
183 ©. 443f.: wer ok jenich stad van der dudeschen hense, de sik mit 
vrevele ute deseme ghesette wolde werpen unde des nicht wolde helden, de 
stad schal ewiclichen ute de dudeschen hense blyven unde des dudeschen 
rechtes ewichliken entberen. Ib. Nr. 1866 ©. 454 f. u. 607f, Bgl. Th. I ©. 
469 Note 26; ©. 470 u. 472; ©. 478 Note 56; 430. 

) Bol. z. B. die Urfehde v. 1275 b. Schreiber 1. 73, worin den „scultetus 
et universitas civium de Vriburch‘‘ wegen Berurtheilung und Hinrichtung eines 
Verwandten verziehn und jede Rache verichworen wird; auch die Sühnen ib. 89, 
87.92 f. 

) Bann und Acht wurden baber ausbrüdlich über Stadt und Bürger ver- 
hängt, 3. ®. 1376 b. Yacomblet Ill. 683 f.: stat inde burgere; 1377 ib. 696: 
dat die stat inde burgere uyss der achte komen; Ennen u. Ederk I. 428: 
stat u, burgere in die achte. Beſ. aber das Kontumazialurtel v. 1375 b. La- 
comblet Ill. 672 f., wonach geladen waren „die stat, burgere und personen 
von Coln . . sich und die stat van C, zu verantworten; es waren die stat und 
burgere von €... nyet erschenen; es wurde bem flagenden Erzbiihof „uff 
die stat burgere und personen van Coln anleyde und acht mit gerichte‘ ge- 
geben. Ausdrücklich wurde noch 1501 in Worms b. Schannat 289 des Reiches 
Acht und Oberacht über alle Mannsperjonen von mehr ald 14 Jahren, unverhindert 
künftiger Einreden, ausgeſprochen. 

9) Vgl. oben $ 29. Urk. v. 1386 b. Schannat II. 196: Kläger, welche 
ein obfiegliches Urtel gegen die Stadt Worms erftritten, werden in nutz und gewer 
gesetzt ... umb 100,000 mark goldes uff der burgermeister rates und der 
burger gemeinlich armer und richer zu Worms guter und burgere inwendig 
u. uszwendig der stat. 

b2* 
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auch äußerlich janktionirte Rechtsanihauung, daß eine Stadt wegen DBerge- 
hungen ihrer Bürger, fo weit fie ſich diefelben nicht durch Inſchutznahme oder 
Rechtöweigernng aneignete, jo wenig Schadenserjaß zu leiſten habelso), als 
mit Strafen belegt werden bürfeld!), 


$. 31. Das Weſen der Stadtperfönlidkeit. 

Die eigenthümlihe Natur der deutſchen Stadtperfönlichkeit, die wir 
fo fich vollenden fahen, und ihr Gegenfaß jowol zu den älteren Verbands- 
einheiten ald zu parallelen römijchen Begriffen, läßt fih am beiten in dem 
deutjchen Gedanken und Worte des Gemeinwejenst) ausdrüden. 

I. Die Stadt war das natürliche und politiſche Einheitsweſen, welches 
in der an eine Stätte gebundenen organifirten Bürgerjchaft lebte. 

1. In diefem Sinne beitand der Körper der Stadt aus ihrem dop- 
pelten Subjitrat. 

a. Sie war erftens, ungleich der alten Genoßenſchaft, mit ihrem Ge— 
biet dergeſtalt verwachſen, daß in dem perfönlichen Begriff der Stadt immer 
zugleid der urjprüngliche räumliche Begriff der Stätte mitgedacht wurde. 
Dies geht ſchon daraus hervor, daß gerade das Wort „Stadt“ zum Namen 
des Gemeinwejend wurde, und folgt direft aus dem Sprachgebraud, weldyer 
nicht nur neben, jondern mit und im der perjünlichen Bedeutung des Wortes 
„Stadt“ deffen räumlichen Sinn feſthielt?). Keineswegs aber war die räum— 
lihe Stadt ausjchliegliches Subftrat der Stadtperjönlichfeit und etwa für 
fi allein in dem neuen Stadtbegriffe perjonificirt. Denn dann hätte man 
nicht von „gemeiner” oder „gefammter Stadt” reden?), Ausfahrten, Vorla- 


150) Bol. oben Note 99—100 zu $ 29. 

»1) Schon 1146 b. Ried 215 tabelt der Probft den Biihof von Regensburg, 
daß er alle Bürger gebaunt habe, da doch mur einige gefrevelt hätten. Er folle 
über homicidium und sacrilegium ein judieium einfeßen, quod non involveret 
totum illius civitatis populum, nisi forte populus ipse voluisset criminosos 
contra justitiam defendere. Vgl. Urk. v. 1259 ib. 449: Der Herzog veriprict, 
„nullam offensam particularem, ut si aliquis vel aliqui ex civibus eum offen- 
derint, eivitati Ratisponensi et universitati civium imputabite“. Priv. f. Wejel 
v. 1332 6. Gengler 522: quod nullus opidanus Wesaliensis pro alterius 
culpa punietur, 

) Während in respublica „res“ nur ein Todtes und „publica‘‘ mehr 
das Deffentlihe als das Gemeine bezeichnet, deutet dad Wort „Gemeinweſen“ zus 
gleich auf das einheitlich Seiende, Lebendige und feine Immanenz in eier Gemein« 
ſchaft bin. 

2) Bol. 3. B. Urk. v. 1298 im Lüb. Urkb. J. 551; v. 1395 b. Lacomblet 
III. 499. 

d 3.8. 1215f. Achen b. Gengler, C. D. mun. I. 2: totius civitatis. 
1264 b. Lacomblet 11. 3: non inimicabitur . . toti civitati ... nisi tota ci- 
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dungen und Verfammlungen der Städte berichten*), zahlloje Urkunden mit 
„wir die Stadt” oder ähnlidy beginnen®), und durch die jehr verbreitete 
Sprechweiſe „Stadt zu Worms‘, „Stadt von Köln,” „ceivitas in Lubeke,“ 
„oppidum in loco D.“ u. j. w.e), wofür wir heute etwa „ſtädtiſches Gemein- 
weien zu Worms” u. f. w. jagen müßten, die Stadt ald ein an den Ort 
gebundenes, aber darüber emporgewachienes Weſen bezeichnen Fönnen. 

b. Die Stadt enthielt zweitens einen genoßenſchaftlichen Perjonen- 
verband, der in ihrem Begriffe jederzeit mitgedadht wurde”). Aber die 
Stadt war feineswegs ausjhlieglih auf diefe Perfonengefammtheit gebaut, jo 
da etwa dieje allein in dem Begriffe der Stadt perjonificirt worden wäre. 
Denn dann hätte man nicht die Stadt als etwas Höheres neben und über 
die Bürgerichaft?), neben und über die Geſammtheit der Einwohner), ja ne- 
ben und über die ganze gegenwärtige und zukünftige Ginwohnerihaft!®) ftellen 
fönnen. 

2. Die Stadt wurde aber zu einem lebendigen Einheitsweſen erft da- 
durch, daß diefer Körper eine Gliederung und Organifation erhielt. In dem 
Begriff der Stadt wurde daher ihr Organismus ftets mitgedacht!?). 





vitas se voluntarie ingerat tali facto. 1303 im Lüb. Urfb. II. 174: van der 
ghemeenen stede wegen van Dordrecht. 1337 b, Boehmer 542: den von 
M. oder andern steten. 

*) Bol. oben $ 28 u. 29. 

5) So jebr oft 6. Lacomblet, z. B. 1366 Ill. 569. 

6) Bl. die Noten zu 8 28—30. Heute ift dieſe Ausdrucksweiſe nicht mehr 
üblich. 

’) Bollftändig zählt den auf Gleichheit der Pfliht und des Rechts gegründeten 
ftädtifchen Schugverband eine Urk. v. 1368 b. Schreiber I. 511 auf: sullen. . 
alle burgere, seldenere und gesessen lüte ze Friburg, clostere, phaffen u. 
leyen, geistliche u. weltliche u. aller menglich, der zuo der stat Friburg gehöret, 
die burdi des quotes u. der schulde glich mit einander tragen. — Für Alle wird 
ein Abzugsgeld eingeführt. 

8), Bol. Note 120 u. 121 zu $ 30. 

9 3. B. b. Ennen u. Ederk I. 144: umb eyns gemeynen besten ind 
gutz wille der stat v. C. ind alle yrre ingesessene. Ib. 422. 1283 im Lüb. 
Urkb. I. 412: ipsa civitas vel persone seu persona ejusdem. 1392 b. La— 
comblet Ill. 849: of die stad van Colne hoere burgere of yngesetene ... 
schuldich weren. 

") 1291 im Lüb. Urkb. I. 520: ipsa civitas Lub. et omnes ejus presentis 
et futuri temporis inhabitatores . . possidebunt. Ib. 522: ipsos consules et 
burgenses Lubecenses presentis ac futuri temporis et ipsam civitatem . 
dimisimus. 

11) Bol. oben $ 23. Unter „Stadt“ kann daher in zufammengefegten Formeln 
bald mehr die Behörde gemeint fein (Note 116 zu $ 30), bald gerade umgekehrt die 
Gemeinde. Vgl. z.B. Urk. v. 1361 b, Schreiber I. 486: den 24 dem burger- 
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Allein auch mit dem Inbegriff ihrer Glieder und Organe war die Stadt 
nicht identifch, wurde vielmehr von ihnen allen ausdrücklich unterfchieden!2). 

3. In dem organischen Körper vielmehr lebte eine unfihtbare Ein-« 
heit, welche fich als geiftige und natürlihe Macht nach außen und innen 
zur Geltung brachte. Das war die Stadt. 

Diefe Stadt war ein einheitliches Weſen. Sie blieb diefelbe Stadt, 
wenn auch ihr Gebiet, ihr Perſonenverband, ihr Organismus fi änderten.!?) 
Sie trat als lebendige Willendeinheit in der Gefchichte bandelnd auf. Sie 
fieß fich infoweit einem einzelnen Menſchen in feiner phyſiſchen Struftur und 
geiftigen Einheit vergleichen, wie fi denn auch in der That das Bild des 
Einzelmenſchen von jeher aufgedrängt hat, ſobald die Eriftenz einer idealen 
Gefammteinheit zum Bewuhtjein Fam), Und es lieh ſich im politifchen, 
focialen, wirthichaftlichen Leben von „Städten“ wie von geiftigen und fitt« 
lihen Einheitsweſen fprechen!?). 


meister dem schultheisz dem rade und der stat gemeinlich zu F.; ib. 495. 
1293 ib. 134: es sollen die burger u. dü stat gemeinlich sweren. 1387 b. La- 
comblet Ill, 751: meistere gesworen rait ind gemeyne stat v. Lüttich. 1330 
b. Genigler 507: mit rade der wysesten un mit vulbort der menen stad. W. 
v. Seligenftabt b. Grimm I. 509: dem rad u. stat gemeinlich armen u. richen, 
Bremer Stat. v. 1303 b. Oelrichs 60: der ratmanne unde dhe mene stat; 59, 
63 u. 154: the ratmann mit den wisesten und mit der menen stat. 

12) Bol. Note 127 zu 8 30. 

13) Vgl. z. B. Urk. v. 1333 b. Boehmer 524: K. Ludwig erlaubt dem 
burgermeister rat u. burgern gemeinlichen, bie Neuftadt zur Stadt Frankfurt 
zu ziehen. Doc fol die gemehrte Stadt als diefelbe Stadt wie die biäherige Stadt 
gelten, genau basjelbe Recht und biefelben Freiheiten haben und biefelbe Steuer 
zahlen. Denn „ez sol ouch die selbe niwe stat u. der niwe begriffe ein ding 
sin mit der stat z& Frankfurt u. sol alles ein stat heizen u. sin“. Vgl. Ur. v. 
1303 6. Schreiber I. 173. 

4, Man ſprach vom Geift ber Stadt (1329 6. Lacomblet II. 125: spiritum 
eivitatis), von „der stat gnade u. frundschaft“ (1396 b. Schannat 209), ver 
Stabt Huld, Gunft u. ſ. w., aber au von der Hand ver Stadt, 3. B. 1271 b. 
Taeomblet II: resignavimus et resignamus in manus civitatis Col. et trans- 
ferimus etiam in manus ipsius civitatis quiequid juris habemus. 1280 im Lüb. 
Urfb, II. 37: civitas Lubec. uti incepit sigillo, quod pre manibus habet. 
1524 b. Neugart 11. 515: der statt Zurich ... ze handen stellen u. bringen 
1318 b. Boehmer 444: so nimt iz die stat in iere hant. — Auch fumbolifirte 
von je die Kunft eine Stabt unter menjchlichem Bilde. 

15) Auf allen dieſen Gebieten wurde daher, wie jede Städtechronif zeigt, von 
Handlungen, Eigenfhaften, Willensäußerungen ber Städte als ſolcher geſprochen. 
Wir hören von meineidigen und bumdestrenen, won treuen und ungehorfamen, von 
ruhmvollen und fchandebeladenen Städten (vgl. Note 146 3. 8 30; 1239 b. La» 
comblet II. 124 „devotio“ u. 125 „fidelitas‘‘ ver civitas; 1265 b. Remling 307: 
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Die Stadt war aber zugleih ein gemeinheitlihes Weſen. Ihre 
Exiſtenz beruhte auf der Verbindung anderer, für ſich eriftirender Weſen. 
Sie wollte und handelte durd Organe, die zugleich ald Individuen wollen 
und handeln fonnten. Ihre Einheit war finnlik nicht wahrnehmbar. Sie 
war aljo eine von den Einzelmenichen völlig verſchiedene Mefensgattung. 

II. Indem nun das fo geitaltete jtädtiihe Gemeinweien auch im Recht 
zur Anerfennung gelangte, wurde 08 zum Rechtsweſen, d. h. zur Perfon. 

Die Stadt als Perfon war alfo diejelbe Stadt, welche auf allen Lebens» 
gebieten ſich ald eine Dajeinseinheit offenbarte. Aber fie war diefe Stadt in 
ihrer rehtlichen Bedeutung. 

In der Erhebung der Stadt zur Perfon lag nichts Künftliches ober 
Fingirtes, jondern der nothwendige Ausdrud einer zwingenden Wirklichkeit. 
Es lag aber darin eine Abitraftion, intem nur vermöge .einer ſolchen die 
Einheit in der Vielheit erfannt und als ein von der leßteren Verſchiedenes 
geſetzt werden Fonnte. 

III. Die Stadt ala Perfon war den Einzelperfonen injofern gleichartig, 
ald beide Perfonen waren; fie war abır von ihnen verfchieden, foweit im 
Gegenſatz zur Einzelperfönlichkeit ihre Gefammtperfönlichkeit in Trage ftand. 

1. Mit jeder andern Perfon und ſomit auch mit dem Einzelmenſchen 
hatte die Stadt die Fähigkeit gemein, Rechtsfubjeft zu fein und mit recht: 
licher Wirkung zu wollen und zu handeln. Wurde auch tas Fremtwort 
„Perjon‘ nur jelten zur Bezeihnung diefer Gattungseinheit angewandt, fo 
wurden doch häufig Städte und einzelne Menſchen derartig yparalle- 
lifirt, - daß an dem Bemwuhtfein des ihnen gemeinfamen Merktmals, 
Perjon zu fein, nicht gezweifelt werden kann 16). Auch wurden ter 
Stadt gewiße allgemeine Rechte der Perfönlichkeit im gleicher Weile 
wie den Einzelnen beigelegt. Sie führte einen Namen, ein Siegel '”), 


fama nunc infamia civitatis Spirensis). Es bilden fich ftchente Beinamen, wie 
die „heilige Stadt von Köln (ſchon 1159 b. Racomblet I. 257 „sancta Colonia‘; 
ebenjo im Siegel; in der Chronik „van der hilligen stat v. C.“ u. f. w.), bie 
„edle“ (4.8.1335 u. 1349 b. Lacomblet 111. 376 u. 453: civitas Col. nobilis), 
die „fromme*, bie aurea Moguntia, bie „freie gefürftete Stadt zu Worms“, bie 
„gefreite Stadt zu Freiburg“ (1276 6. Schreiber 1. 88: daz dü statte ze V, 
gevrite wäre von künge u, kaiser) u. f. w. 

16) Vgl. oben Note 68— 71 u. 102—105 zu $ 28. 

1) Das Siegel heißt Anfangs sigillum burgensium oder civium (3. B, 1198 
b. Schannat 221; 1211 6. Ried 302; 1226 u. 1233 ib. 34€ u. 373; 1219, 
1223 b. Boehmer 28 u. 34; 1235 u. 1261 b. Tzſchoppe u. Stenzel 299 
u. 351); dann vielfach sigillum universitatis, communitatis, segel der gemeinde 
u. j. mw. (vgl. Note 8 zu $ 23; Richthofen 298: sig. communitatis in A.; ib. 
Note 2: richtere u. meene meente in den Damme unse buyrseegel. 1323 6. 
Trouillat Ill. 383); endlich immer häufiger „Siegel der Stadt". 3. B. 1219, 
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eine Hausmarke 18) und ein Wappen 19; fie hatte eine Eorporative Stan- 
deöqualität 2%); fie hatte eine perfönliche Ehre ?t). 

1222, 1223, 1225 b. Boehmer 26. 30. 34. 40. 41 u. 43: sigillum civitatis 
Frankof.; 1258 b. Schreiber I. 58: der stete ingesigele von Friburc; 1257 
b. Zacomblet Il. 236: der stede van Colne ingesigilin; 1260 b. Trouillat 
I. nr. 75 ©. 108: der stat ingesigel von Basel; 1295 6. Tzihoppe ı. 
Stenzel 431; 1237 b. Gudenus II. 1038: sigillum opidi; 1229, 1269, 1256 
ib, 439 u. 441: sig. civitatis Mog.; 1241 b. Sacomblet II. 134: sigillum civi- 
tatis Aquensis; 1277 ib. 410: sigillo communi eivitatis; Lüb. Urfb. II. 37: 
anno 1280 ... civitas Lub. uti incepit sigillo quod pre manibus habet; 
1280 ib. I. 372: sigillo civitatis nostre Stetin hoc tempore caruimus; Ridt- 
bofen 110: sig. civitatis; ib. 313; Lappenberg 435 (1236) u. f. w. — Das 
Siegel befindet fih,in einer befonderen Lade, deren Berfchluß und Verwaltung um— 
ftändfih geregelt wird (3. B. 1300 b. Schannat 157: Beflimmungen über bie 
Innehabung der 4 Schlüßel zu der arken da der stede ingesigelde inne ist). 
Denn es foll nur bei Urkunden, welde die Stadt als Körperſchaft angehen, ge- 
braudt werden; 3. B. 1300 a. a. ©. 156: swelche brive die stat gemeinlich 
rurent oder der stede gut. — Die Embleme des Siegeld deuten auf bie 
Bereinigung bed perfönlien und räumlichen Schutzverbandes, indem fie meift 
ſowohl den Schußpatron als ein Stüd der Mauern oder Thürme enthalten. — Land— 
gemeinden ermangelten in ter Regel dieſes Ausdruds Forporativer Selbſtändigkeit 
und Einheit (3. B. W. v. Planig a. E. b. Grimm IV. 614; Richthofen 505 
a. E.). 

18) Homeyer, die Haus- und Hofmarken ©. 181—183 u. 336. Urk. v. 1260 
v. Soeft b. Seibertz II, 1. 394 u. 395: signum civitatis. Nürnberger Urf. b. 
Siebenfees I. 117: der stat schilt (zum Bebrennen des Getreidemaßes). Ne 
gensb. Rathsordn. v. 1303 b. Freyberg V. 97: der purger zeichen u. sein 
selbs zeichen. Rolle der Golpfchmiede v. 1494. b. Wehrmann 215: „mit der 
stad tekenn“. Ju Lüneburg ift von einer „rathsmark“, in Braunfchweig von des 
„rades teken“ und der Stadt „teken yserne“ die Rede. — Die Stabtmarfe 
diente zur Bezeichnung ftädtifcher Grunbftüde und Grenzen, ftädtifchen Geräths und 
Eigenthums; aber auch zum Eichen der Maße und Gewichte und zum Stempeln der 
Waaren, wobei fie nicht das Eigenthum, fondern die öffentliche Autorität der von 
ihr bezeichneten Perfon ausdrüdt. 

m) Nah Michelfen, die Hausmarfe Jena 1853) ©. 53 u. 54—55 iſt die 
Marke der Stadt aus der dinglihen Marke des Stadtgebiets hervorgegangen, während 
das Wappen ald Zeichen einer perfönlichen Gefchlechtseinheit erwachien ift und alſo 
bei ber Ausbildung zum Stadtwappen die Perfoneneinheit der Bürgerfchaft ausdrüdt. 
Auch hier haben wir alfo einen Beleg für den Urjprung der Stadtperfönlichkeit aus 
ber Berfchmelzung von Stadtmarf und Bürgergenoßenſchaft zu höherer Einheit. 

20) Es gab „freie, „gefürftete'' Städte u. |. w. 

2), Priv. v. 1156f. Worms: justitiam et honorem ac commodum civitatis. 
1188 b. Tzſchoppe u. Stengel 266: pro honore civitatis nostre Magdeburg. 
Dol. 272 $ 4. 1261 ib. 351 8 1: der stat recht u. ir ere u. ir vromen. 1261 
ib. 364: intendentes commodo ac honori civitatis nostre Wratislaviensis. 
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2. Die Stadt unterfchied fih aber von dem Einzelnen dadurch, daß fie 
Gejammtperjon und nicht Einzelperjon war. 

a. Daraus ergab ſich erftens ein theild engerer theild weiterer Umfang 
des der Stadt zugänglichen Rechtsgebiets. Denn während im Privatrecht 
die Stadt von gewißen auf das Individuum berechneten Gebieten, wie dem 
Familienreht und dem größten Theil des Erbrechts, ausgeſchloßen war, hatte 
fie umgekehrt im öffentlichen Recht Befugnige und Pflichten, deren Subjekt 
wiemals ein Einzelner fein konnte. 

b. Zweitens aber ergriff das Recht, welches beim einzelnen Menjchen 
nur auf das Äußere Leben Bezug haben Fann, bei der Stadt auch das in— 
nere Leben. Denn dieied Leben war das zufammengefeßte Leben eines 
Gemeinwejens, deffen Glieder und Organe zugleih jelbftändige Rechtsweſen 
waren. Zwar war das innere Yeben der Stadt keineswegs bloßes Erzeugniß 
des Rechts, jondern zugleid ein natürlicher und geiftiger Proceß: allein es 
mußte joweit, als es rechtlich erheblich jein follte, zur Rechtsordnung erhoben 
werden. &8 war daher Sache ded Rechts, zu beitimmen, wie viel von der Per- 
fönlichfeit des Einzelnen im Gemeinweien aufgieng und wie viel dem Indi— 
viduum blieb; e8 war eine rechtliche Ordnung, welche den Stadtförper glie- 
derte und organifirte und die ftäbtifchen Lebensfunftionen an beitimmte 
Drgane vertheilte; und es war eine Recdtöfrage, ob im einzelnen Fall die 
Stadt als ſolche gewollt und gehandelt hatte oder nicht. 

IV. Die Stadtperfönlichkeit war endlih im Verhältniß zu der fie bil- 
denden Geſammtheit eine zwar jelbjtändige, aber immanente Einheit. 

1. Das die Stadt als jelbjtändiges Einheitswejen der Geſammtheit 
ihrer Glieder gegenübertrat: das gerade war gegenüber der alten, auf der 
Identität von Geſammteinheit und Gejammtvielheit beruhenten Genofen- 
ſchaft der Kortichritt des jtädtiichen Lebens. 

Die Stadt war das Ganze und als ſolches begrifflih verſchieden von 
der Summe der Theile. Sie trug Grund und Zwed ihres Lebens zunächit 
in fi felbit. Das Wohl der Stadt, welches fih mit dem Wohl aller Ein- 
zelnen keineswegs zu decken brauchte??), war der Angelpunft des ftädtifchen 


1304 ib. 449 $ 2: der stat ere. 1241 b. Lacomblet II. 134. 1220 85 b. 
Gengler 355 $ 5: honor ipsius eivitatis. Ib. 79. Grimm, W.I. 829: zu 
ehr u. herrlichkeit der stat Limpurg. — Die Stadt kann daher auch friedlos 
und ehrlos werden, 3. B. 1255 u. 1256 b. Boehmer 95 u. 110: civitas.... 
perjura et carens omni honore reputabitur; 1257 im Lüb. Urkb. 255: eivitas... 
proscripta. — Auch kann die Stadt Ehren verleihen, z. B. dad Ehrenbürgerrecht 
(Maurer II. 758—759), fie bat Ehrenaudgaben u. f. w. 

22) So wäre 3. B. eine Bertheilung der Stadtallmende im Intereffe aller Ein» 
zelnen aber nicht der Stadt gewejen; eine Verwendung und Belaftung derfelben für 
die Ehre der Stabt oder für den Vortheil Fünftiger Generationen fam nicht un— 
mittelbar der Geſammtheit zu Gute. 
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Lebens 23); dem Nutzen uud der Ehre der Stadt mußten die Bürger und bie 
bürgerlichen Behörden ihre öffentliche Thätigkeit widmen?*). 

Deshalb war die Stadt im öffentlichen Recht ein wirklider Staat. 
Sie ftellte den Einzelnen gegenüber eine höhere Willensordnung dar, welche 
dem individuellen Belieben ſchlechterdings entrüdt und in die Sphäre ber 
Allgemeinheit erhoben war. 

Deshalb war aber die Stadt auch eine eigne und jelbftändige Privat- 
rehtsperjon. Sie ftand als ſolche nicht über, jondern neben den Indivi— 
duen. Aber fie war ein Subjekt für fich, deffen Rechte und Pflichten ver- 
ichieden waren von den Rechten und Pflichten ihrer Glieder. 

2. Die Stadt war jedoch ald Gemeinweien eine der bürgerlichen Ge- 
meinſchaft immanente, nicht transcendente Einheit. Sie lebte in der or- 
ganifirten Gefammtheit und ward hierdurch in ihrem Weſen bedingt und be— 
ftimmt. Das unterjchied fie jcharf von antiken und kirchlichen Gebilden und 
ftellte fie ald Fortbildung der germaniſchen Genoßenſchaft dar. 

Die Stadt war als Ganzes nicht denkbar ohne ihre Theile. Wie ihre Glieder 
zwar zunächit für fich jelbft, zugleich aber um des Ganzen willen da waren, fo 
war die Stadt nicht ausjchliehlich für fich, fondern zugleih um ihrer Bürger 
willen da. Die Harmonie des Ganzen und der Theile war das lebte Ziel 
des ftädtiichen Lebens. Wie jeder Bürger dem üffentlihen Wohl der Stabt 
nachleben follte, jo jollte die Stadt jelbjt in dem gemeinen und gleichen 
Wohl aller ihrer Bürger, Armer wie Reicher, die Aufgabe ihrer Thätigfeit 
finden®d). Nicht ein Stantswohl, deffen rückſichtsloſe Durdführung auf 


23) Bol. Note 21. Urk. v. 1300 b. Schannat II. 156: der stede not u. 
nutz besetzen; 157: umbe der stede nutz u. umb andere noth, die die stad 
angeit. 1333 b. Lacomblet III. 46: nutz u. urbeir der stede. 1304 b. 
Tzichoppe u. Stengel 448 $ 1: der stat ere u. vrummen; der stat not. 
U. ſ. w. 

24) Dahin gebt daher der Rathseid wie der Bürgereid (vgl. oben Note 15 zu 
$ 27 u. Note 167 u. 168 zu $ 28: „der Stat recht u. ir ere u. ir vromen zu 
bewarende‘“; „zu werven der Stede beste“ u. ſ. w.); daran findet die Autonomie 
ber Zünfte ihre Grenze (1293 b Schreiber I. 133), vielmehr follen diefe in ihren 
Perfammfungen „vorderen des stades nut‘ (Frensdorff 129); und das iſt bad 
Ziel aller einzelnen ſtädtiſchen Willensakte (vgl. oben $ 28 u. 29). 

25) So jagen ſchon 1159 die Kölner, ald fie den Wechiel der Meifter und Bur« 
officialen auf 10 Jahre unterfagen, es fei ein Gemeinmwefen nur dann vernünftig 
eingerichtet, wenn das gemeine Wohl Alfer gleihmäßig berüdfichtigt werde. Bei 
Sacomblet I. 275: reipublicae status salutari consilio tum ordinatus esse 
cognoscitur, quando generali bono omnium equali pietate providetur. Nos 
itaque utilitati universorum pie consulentes, communiter per totam sacro- 
sanctam Coloniam statuimus. Cbenfo erfolgt 1248 in Freiburg 6. Schreiber 
I. 52 die Verfaßungsänderung, weil die bisherige Behörde dad „negotium universale 
sive rempublicam ville Friburgensis“ nah Willfüv führte, ftatt nad dem ge- 
meinen Vortheil und ber gemeinen Ehre (honestas et utilitas communis). Und in 
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Koften der Einzelnen und ganzer Klaffen von Staateangehörigen zuläſſig 
ſchien, ſondern ein zugleich öffentliches und gemeined Wohl der Stadt?6), den 
übereinftimmenden Vortbeil, den Nuten und die Ehre der Stadt und aller 
ihrer Bürger??) bezwedte die Finrichtung des Gemeinweſens. Und wie der 
Pürger jedem fremden Eingriff gegenüber Gut und Blut für die Etadt zu 
opfern verpflichtet war, jo hatte er antrerieits ein Recht darauf, daß ihn bie 
Stadt nah außen bin vertrete, ſchütze und räche?). 


Wefel wird 1308 b. Lacomblet III. 55 ber Verfaßungeftreit entfchieden nach dem 
commune bonum commodum et honorem oppidi. — Derfelbe Gebanfe mwurbe 
von den Zünften bei allen ihren Erhebungen ausgeſprochen. 

26) Daher heißt e8 fo oft, e8 werbe eine Einrichtung getroffen oder eine flaat- 
liche Handlung vorgenommen „zum gemeinen Beften ber Stabt.” 3. B. 1321 
b. Zacomblet III. 152: pro pace commodo et communi bono civitatis Col. 
1380 ib. 724. 1321 b. Ennen u. Edert I. 1 $ 1: umbe gemeyn beste der 
Steede van Kolne Bal. ib. 144. Urk. v. 1349 b. Schreiber L 385: der 
stete an gemeinen nutz, armen u. richen. 1391 ib. 387: dat unser stede 
nutz ere ind gemeyne beste sy; umb unser stede gemeynen besten willen. 
Verdener Stat. 6. Gengler 507: an der menen stad nutteheyt u. beste; $ 7, 
12 u. f. w. 

27) Daber werden Verfaßnngen gemacht, Geſetze gegeben, Stabtgüter weränfßert 
u. f. w. zu der Stabt und ber gemeinen Bürger Nuten. Bol. 3. ®. Handf. v. 
Eolmar v. 1278 u. 1285 b. Trouillat II. 308 u. 540: einungen .. das eg 
ihn selben (den Bürgern) und der stätte nützlich sye. Willfür v. Medebach v. 
1314 b. Seiber& II. 133: electionem ob utilitatem et bonum sive commodum 
nostre civitatis vel communitatis. Priv. f. Nordhauſen v. 1290 b. Gen gler 
318 $ 1. Stabtr. v. Dieffenhofen ib. 79: ainunge ... der statt u. der gemainde 
ze nutz u. ze eren. Schweriner Ztadtr. 8 22. Urf. v. 1294 im lüb. Urkb. 1. 
5: to ere u to deme vromen unser truwen borgere van Lubeke unde dher 
stat. 1335 b. Gudenus III. 290. 1321 im Lüb. Urkb. II. 353: dat it unsen 
menen borghere unde unse statt nutlie si. Urk. v. 1365 b. Schreiber I. 493; 
b. 1316 b. Trouillat Illnr. 135 S. 234; vgl. oben Note 40 zu $ 29. Ennen 
u. Ederg I. 422f. 429. 430. 431. 434. 435. 443. 

23) Mol. ben Appingadamer Bauernbrief v. 1327 6. Richthofen 296 S 14: ein 
Bürger, dem von außen ber Brandftiftung gefcheben ift, hat zunächſt von der Bürger: 
Ihaft gegen Bürgenftellung eine mit dem Stadtfiegel verjehene Urkunde zu erwirken 
und mit bdiefer an dem Heimatbsorte des Branbdftifters Necht zu ſuchen; nützt ibm 
dies nichts, postea sit hee causa communis civium (R. 4: so sall het der ge- 
menen bueren sake wesen). Bgl. $ 20 ib, 287: Niemand übe außerhalb Rache, 
bevor er cum literis sigillo civium signatis Net gefordert bat und biefes ihm 
Öffentlich verweigert if. — Deshalb fahen and alle Städte im Berbältniß zu aus- 
wärtigen Mächten die Rechte und Privilegien einzelnerä®ürger oder Bürgerverbände 
zugleich als jtädtiiche Rechte an. So z. B. die auswärtigen Privilegien ihrer Hanfen 
und Gilden, ihrer Kaufleute und ihrer Zünfte (vgl.fz. B. Urk. v. 1203, 1209 u. 
1238 im füb. Urkb. I. 20 u. 86), ja das einzelnen Bürgern gegebene Recht ber 
Stäbtegründung (3. B. 1242 u. 1246 ib. 97 u. 107). Vgl. Th. I ©. 385. 465 f. 
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Deshalb war die Stadt im öffentlichen Recht weder ein antiker Staat 
noch eine Firchliche Anftalt, jondern ein jtaatlihes Gemeinwefen Sie 
gieng nicht mehr, wie die alte Genoßenſchaft, in der Gejammtheit auf, aber 
ebenfowenig gieng der Bürger in der Stadt auf. Vielmehr hatte der Bür- 
ger als ſolcher jo gut Rechte wie Pflichten gegen die Stadt. Es war 
nicht nur fein Recht, daß die Stadt jeine Privatrechtsiphäre nicht kränke: 
es war auch fein Recht, im verfaßungsmäßiger Weile Theil zu nehmen an 
dem Leben der Stadt, den Gemeinwillen bilden zu helfen, Glied und Organ 
des Ganzen zu jein?®). So hod die Stadt über ihrem einzelnen Bürger 
ftehen mochte: fie ſtand auch als Staat gleih ihm im Recht. Indem im 
Folge deifen alle ftädtiichen Verfaßungsfragen ald Rechtsfragen im vollen 
Sinne ded Wortes behandelt?) und alle politifchen Rechte gleih dem Privat- 
recht gerichtlich gejhügt wurden?!), war die Stadt ein Rechtsſtaat, in dem 
die germanijche Idee des öffentlichen Rechts zuerft ihres privatrechtlichen Ge- 
wandes entkleivet und dennoch ihres Rechtöcharafters nicht beraubt war. 

Aber auch im Privatreht war die Stadt feine juriftiiche Perjon, für 
die es gleichgültig gewejen wäre, daß fie in einer Gejammtheit Tebte. Sie 
war vielmehr eine Geſammtperſönlichkeit, deren rechtliche Natur gerade 
darin beftand, daß fie ald Gemeinwejen zugleich Vermögensjubjeft war. Sie 
ftand daher auch hier ihren einzelnen Bürgern zwar als Dritte, aber nicht 
als beliebige Dritte, nicht wie jeder Fremde gegenüber. Und «8 war fo 
die Möglichkeit vermögensrechtlicher Inftitute gegeben, bei welchen Einheits- 
rechte der Stadt und Sonderrechte der Bürger organiſch zufammengefaßt und 
zwiichen, Stadt und Bürgern Privatrechtöverhältnige begründet wurden, 
welche in dieſer Weije eben nur zwijchen einer Körperjchaftöperjon und ihren 
Gliedern, nicht aber möglicherweile auch zwifchen beliebigen andern Perjonen 
vorfommen Fonnten??). 


29) Bol. oben $ 27. 

©) Dies geht aus jedem mittelalterlihen Stadtrecht, Schöffeniprud oder Weis- 
thum hervor. Vgl. oben $ 30. 

3) Vol. oben Note 141 zu 8 30; den Proceß und das Urtel bed kön. Kammer- 
gerichtd zwilchen dem alten und dem neuen Rath zu Schmweinfurtb v. 1448 b. 
Franklina. aD. ©. 56f. Nr. 27; die Proceke v. 1460 u. 1473 ib. Nr. 40 
u. 52. — Der volle gerichtliche Schuß des Hffentlihen Rechtes innerhalb der Städte 
durch die Neichsgerichte blieb befanntlich bis zur Auflöfung bes Reiches in Mebung; 
noch 1788 Flagte die Bürgerichaft v. Worms beim Reichshofrath auf Wiederberftellung 
ber Radıtung v. 1519; 1786 u. 1790 (Jäger, Mag. III. 354 f.) eutjchied basjelbe 
Gericht, daß in Nürnberg der Rath allein das Beſteuerungsrecht habe; 1794 er- 
langten in Regensburg (ib. IV. Sf. 63 f.) innerer Rath, äußerer Rath und Bürger- 
ausihuß ein Urtel gegen die angemaßte Gewalt bed geheimen Ausjhußes; die Zünfte 
in Ulm beantragten beim Reichshofrath Juterpretation einer zweifelhaften Stelle des 
Schwörbriefs v. 1558 u. ſ. w. 32) Bol. oben $ 26 a. €, 


Fünftes Kapitel. 
Die Ausbreitung des Körperſchaftsbegriffs. 


8. 82. Die Arten der Körperſchaft. 


Der Körperichaftsbegriff, im ftädtiichen Gemeinweien dem deutichen 
Rechtsbewußtſein einmal aufgegangen, durddrang und geitaltete bald alle 
anderen dafür geeigneten Genoßenſchaften des deutſchen Rechts. Es kann 
nicht unfere Aufgabe jein, dieje theils jelbitändig von innen fich vollziehende, 
theild direkt an das ſtädtiſche Vorbild fih anlehbnende Gntwidlung im 
Einzelnen zu verfolgen. Vielmehr erübrigt uns nur, auf der im eriten Theil 
gewonnenen Grundlage diejenigen Momente hervorzuheben, in denen uns eine 
Differentiirung des deutſchen Körperjchaftsbegriffes entgegentritt. 

Gewiße Merkmale hatten alle neu in das Bewußtſein tretenden Körper- 
ihaften deutjchrechtlicher Bildung mit der Stadt gemein. Im diejen Merk: 
malen haben wir daher das Weſentliche des deutihen Körperjchaftsbegriffes 
überhaupt zu ſuchen. Andere Merkmale dagegen trennen von der Stadt die 
übrigen Körperjchaftsgruppen ab und bezeichnen daher die Entjtehung mehrerer 
Arten von Körperichaften. 

Gemeinjam war allen Körperjchaften des deutjchen Rechts das Merk. 
mal der Gejammtperjönlidhkeit. Eine Körperihaft lag aljo vor, wenn 
die einer Gejammtheit immanente Einheit ald Perjon erkannt und aner- 
fannt war. 

Artunterjhiede aber traten in den verjchiedenften und zum Theil 
fich Ereuzenden Beziehungen hervor. 

1. Zunächſt unterjchieden ſich die Körperjchaften mit Rückſicht darauf, 
ob außer einer Perjonengejammtbeit nocd ein anderes Subjtrat für den Be 
ftand ihres Körpers wejentlih war oder nicht. Für den Begriff der Stadt 
war außer der Bürgerjchaft ein bejtimmtes Gebiet unentbehrliche Grundlage, 
Dafjelbe galt von Landgemeinden, Ländern, Xerritorien und Bünden, injoweit 
fie ſich korporativ geftalteten. So trat die Gruppe der Gebietsförper- 
Ihaften den übrigen Körperjchaften gegenüber. Die leßteren aber zerfielen 
wieder, jenachdem ein Perjonenverein ihr ausjchließliches Subftrat war oder 
außerdem eine objektive Grundlage gefordert ward, in rein perſönliche und 
ſachlich bedingte Verbände. 
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2. Sodann war die Eriftenz der Körperfchaft bald der Ausfluß einer 
natürlichen oder geihichtlichen Nothwendigkeit, bald das Nejultat eines fon. 
ftitutiven Willensaftes. Die Stadt war ein nothwendiges Gemeinwejen, defjen 
Dafein der freie Wille nicht zu bejahen oder zu verneinen, fondern als etwas 
Gegebenes hinzunehmen hatte. Nur über das Wie ihres Lebens hatte er 
Macht. Ebenjo war es bei einer Reihe anderer Gebietsverbände, fowie bei 
der Eorporativ geftalteten Familie. Dagegen gab es viele jei es im Wege 
der Gilde jei es im Wege politiicher Einung entjtandene Körperfchaften, die 
einem freien Willensentſchluß ihr Dajein verdankten. Es liejen ſich mithin 
gewordene und gewillfürte Körperichaften unterjcheiden. 

3. Die Stadt verfolgte als ſtaatliches Gemeinwejen den menjchlichen 
Gemeinſchaftszweck jchlehthin. Gleih ihr waren andere Körperjchaften auf 
allumfaßende Gemeinihaft gerichtet. Daneben aber begannen fih jet forpo- 
rative Verbände zu fonftituiren, deren Zebensaufgabe nur in der Durdführung 
beftimmter Cinzelwerfe beitand. 

4. Die Stadt war zunächſt Perfon des öffentlihen Rechts. Erſt in 
zweiter Reihe war fie Privatrechtsperfjon. Ebenſo gehörten die meijten ande- 
ren Körperichaften ihrer eigentlichen Beftimmung nah in das Gebiet des 
Öffentlichen Rechts. Es zeigten fih aber daneben die Anfänge jelbitändiger 
Körperjchaftsbildung für Privatrechtszwecke. 

5. Ein fernerer Unterfchied trat in dem Verhältniß von Einheit und 
DVielheit hervor, indem das Princip der forporativen Einheit in allen oder 
nur in einigen Beziehungen durdgeführt jein Eonnte Im der Stadt hatte 
dad Recht der Körperichaft als folder in allen für den Stabtbegriff weſent— 
lichen Beziehungen gefiegt, ohne freilich für die mehr zufälligen Privatrechts- 
verhältnijfe die Möglichkeit eines genogenjchaftlihen Geſammteigenthums aus. 
zufchließen. Andere Körperjchaftsgruppen dagegen jegten ihrem Weſen nad 
eine Rechtögemeinfchaft voraus, welche einen Inbegriff von Sonderredhten der 
Mitglieder mit dem Recht der Oejammtperfönlichkeit zu einem Ganzen 
verband. 

6. Da alle diefe Artunterichtede, die fih mit Rüdfiht auf die Ver— 
ſchiedenheiten der Organifation und der rechtlichen Bereutung der einzelnen 
Körperichaftsgruppen noch ſehr vermehren ließen, einander mannichfach Ereuz- 
ten, läßt. fih eine alljeitig befriedigende Eintheilung der Körperjchaiten kaum 
aufitellen. Es ift daher am zwechmäßigiten, in Anlehnung an unjere moderne 
Eintheilungsweife die Begriffe des Staats, der Gemeinde und der Ge- 
noßenjhaft an die Spiße zu ftellen, die Entfaltung jedes diejer drei Be— 
griffe auf rein deutjcher Grundlage bejonderd zu verfolgen, und hierbei im 
Einzelnen die weiteren fih erzebenden Wejensunterichiede aufzuſuchen. Nady- 
dem dies gejchehen, werden wir jchlieglih noch das Verhältniß des vollendeten 
Körperichaftsbegriffes zu dem Begriffe einer bloßen Rechtsgemeinſchaft 
einerjeits und zum Anftaltsbegriffe andrerjeits feitzuftellen haben. 
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8. 33. Der Staatdbegriff. 


I. Der Staat iſt die Perjon gewordene höchſte Allgemeinheit. Er 
unterjcheidet fi daher von allen anderen Verbandsperſonen dadurch, daß ed 
nichts ihm Aehnlihes mehr über ibm gibt. Er ift aber andrerjeits nur das 
legte Glied in der Reihe der zu Perſonen entwidelten Verbände, indem er 
gleich ihnen den verbundenen Individuen gegenüber den gemeinheitlichen Willen 
zur rechtlichen Einheit verkörpert. 

Der Staatsbegriff ift daher zwar nicht der Gegenjaß des Körperjchafts- 
begriffes, aber er ijt weiter und enger als dieſer. Er ijt weiter, weil er nicht 
nur als höchſte Steigerung des Körperichaftsbegriffes, jondern aud) 
ale höchſte Steigerung des Anitaltöbegriffes zur Erſcheinung kommen 
oder auch Eorporative und amnjtaltlihe Momente in fih verjchmelzen kann. 
Er iſt aber andrerjeitd enger, weil der Körperjchaftsbegriff eine Neihe weiter 
rer Merkmale in fih aufnehmen muß, um zum Staatsbegriff zu werden. 
Der Staat fann aljo Körperfchaft jein, Fann aber aud jedes Forporativen 
Charakters entbehren. Die Körperjhaft aber wird nothwendig zum Staat, 
ſobald fie als höchſter und umfaßenditer Verband auf einem beftimmten Ge- 
biet für Erreihung des menſchlichen Gemeinſchaftszweckes ſchlechthin Eonftituirt 
it. Der forporative Staat läßt fi als ſtaatliches Gemeinwejen, der anftalt- 
lihe Staat ald Obrigkeiteftaat bezeichnen, dazwijchen aber läht fi in man- 
nichfacher Weife eine Kombination forporativer und anftaltlicher Elemente als 
Erjheinungsform der Staatsidee voritellen. 

Meil es zu allen Zeiten Verbände über den Einzelnen gab, immer aber 
unter diefen Verbänden ein höchſter jein mußte, erijtirte Staatliches von je. 
Allein der Staat blieb, jo lange die VBerbandsperjönlichkeit fih mit der Rechts— 
jubjeftivität eines Herrn oder einer Geſammtheit deckte, in jeinen finnlichen 
Trägern latent. Der Staat ald Perjon war weder in das Bewußtjein 
noch in das Leben getreten, und es fehlte folgeweife an einer jelbjtändigen 
und nur durch ihr eigned inneres Wejen beitimmten Staatseriftenz. Das 
Staatliche kam nirgend für fi und rein, jondern überall in Eonfreter Bin— 
dung und zufälliger Trübung durch Individuelles zur Erjheinung. 

Sobald indes irgendwo die einen bejtimmten Berband durhdringende 
Einheit als Perſon gejegt war, mußte injoweit, als diefe Einheit die in ihrer 
Art höchſte war, der Staatsbegriff gegeben fein. Insbejondere mußte fich 
daher auch der Körperjchaftsbegriff, wenn einmal entwicelt, auf jeiner jeweilig 
höchſten Stufe jofort zum Staatöbegriff fteigern. 

I, So war denn in der That die Stadt, weil fie die erfte und zu« 
nächſt in ihrer Art höchſte Körperichaft war, zugleih der älteſte wahre und 
für fi) beftehende deutiche Staat. Der Staatöbegriff aber fam an ihr in 
ber bejonderen Sorm des bürgerlihen Gemeinwejens zur Erjheinung. 
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Die Stadt war, wie im Einzelnen gezeigt ift, ein durchaus ftaat- 
liches Weſen. Denn nad innen führte fie allen ihren Gliedern gegenüber 
als die mit höchſter Machtfülle ausgejtattete Perjon ein einheitliches und 
jelbjtändiges Leben. Nah außen aber war fie, foweit fie ſich durchzuſetzen 

vermochte, eine völlig abgeſchloßene politiihe Machteinheit, die über ſich zwar 
‚eine Reihe von Herrjchaftsrechten, aber Feine ihr ähnliche und fie ſelbſt durch— 
dringende Einheit hatte. 

Die Stadt war aber, weil fie Körperfchaft war, ein gemeinheitliches 
Staatsweien, weldes in der genogenjhaftlih organifirten und mit einem be- 
ftimmten Gebiet verwachſenen Bürgerjhaft lebte, dur das Recht der Bürger 
gebunden und von der Idee des öffentlichen Nechts beherricht war. 

Dehnte ſich der Staatsbegriff über die Stadtmauern aus, jo mußte die 
Stadt, foweit fie Glied eined höheren itaatlihen Verbandes wurde, von ihrer 
eignen ftaatlihen Natur etwas einbügen und zuleßt diejelbe wöllig zu Guniten 
des höheren Verbandes aufgeben. Der höhere Verband entnahm dann der 
Stadt den weſentlichen Kern des Stantsbegriffes, konnte aber demfelben unter 
veränderten Berhältnigen eine neue Wendung geben. Insbeſondere war es 
möglid, daß die EForporativen Elemente des ſtädtiſchen Staatsbegriffes bei 
diejer Uebertragung theilweije oder völlig verloren giengen. 

II. Durchaus analog zunächſt waren dem ftädtifchen Gemeinwejen die 
eigentlichen Kandesgemeinwejen, welche fich vereinzelt auf rein forpora- 
tiver Grundlage fonftituirten. Der Staatöbegriff Fam bier in der Form 
einer aus Land und Leuten gebildeten Zandesperjönlichkeit zur Erſcheinung, die 
mit den durch die Natur der Sache bedingten Modififationen das Abbild der 
Stadtperjönlichkeit wart). 

Das freie Landesgemeinwejen erwuchs gleich der Stadt aus der forpo- 
rativen Verdichtung einer alten Genoßenſchaft, welche in ihrer neuen Geitals 
tung die öffentlihe Gewalt in größerem oder geringerem Umfange zu eigner 
Ausübung behielt oder erwarb. Der Proceß dieſer Umbildung vollzog ſich 
in ganz ähnlicher Weiſe wie die Bildung des ſtädtiſchen Gemeinweſens. Schon 
im äußeren Sprachgebraud; finden wir auch hier den Fortichritt vom alten 
Gejammtreht zu dem einheitlichen Recht eines gegliederten und organifirten 
Gemeinwejend deutlich ausgedrüdt?). Der veränderten Ausdrucksweiſe aber 





) Vgl. Th. 1$ 49, 

2) Wir finden daher auch bier als Träger des Landesrechts uriprünglich die 
Geſammtheit ſchlechthin genannt; e8 find Die cives de villa Suites, dieuniversitas vallis 
oder universi homines Uraniae, die lantlude gemeinlich oder die gemeind des 
thalls, die communitas hominum intramontanorum vallis inferioris u. ſ. w., 
welche für fich oder in Verbindung mit dem minister vallis, dem Jandtamman 
oder dem fonftigen Vertreter des Faiferlihen Rechts als Subjekt politifcher Gewalt 
erjheinen (Urf. des 13. Jahrh. b. Tschudi I. 125. 130. 134. 179. 178; Bin» 
mer I, 79. 120, 122 R. 26 u. 30. 127 N. 45. 128 — 130. 132 N. 64. 557; 
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entjpricht auch bier eine begriffliche Veränderung, indem die unfichtbare Gin- 
beit des Landes, welde fih über der alten Genofengemeinde und ihrer 
Landesmarf erhob, als Perion erkannt und anerfannt ward. Grundlage der 
politijchen Landesförperihaft war in territorialer Beziehung ein geichloßenes 
Landesgebiet, deſſen öffentlichrechtlihe Funktionen nunmehr fih von allen 
grundherrlihen und markgenoßenſchaftlichen Zuſammenhängen innerlich trenn- 


Kopp I. 32f.); ebenfo wird in Friesland dem populus oder volk, ber universi- 
tas oder meenen meente, den Leuten u. ſ. w. Das politifche Recht beigelegt (vgl. 
oben $ 16; 1261 b. Rappenberg I Nr. 657 ©. 538 universi Frisones in 
Utlandia constituti; 1269 b. Sartorius II. 725 u. 726 f. die Emesgones und 
die Wurtzati ald völferrechtliche Paeiscenten); auch tritt ‚neben einem Herricher Die 
Gefammtheit des Landes als Theilhaberin am politifchen Net auf, 3. B. der 
populus Holsatiae i. d. Allg. Monatsihr. v. 1854 S. 360 u. Die communis terra 
1255 b. Yappenberg 457, die communitas ejusdem Regni 1297 im lüb. Urfb. 
1. 599, die tota terra Budessin 1282 b. T;ihoppe u. Stenzel 399, tie homi- 
nes terrae nostrae 1251 b. Lacomblet II. 201, tie universitas vasallorum 
regis Dacie Estoniam inhabitanıium 1323 im tüb. Urfb. II. 392. Allmälig 
aber kommen für die ſich abichließenden Landesgemeinden ähnliche Formeln 
wie für die Städte in Gebraub, welche die Landesbürgerfchaft in ibrer 
Gliederung und Organifation ausdrüden; fo wird 1315 b. Tschudi I. 274 ven 
officiato consilio civibus et universis hominibus de Suites gefchrieben; in Dit- 
marjchen beißt ed regelmäßig advocatus milites consules et tota communitas 
terre Thetmarsie (1265, 1286 u. 1251 b. Lappeuberg I Nr. 650, 683, 716 
u. 720 S. 560, 650, 716 u. 720), advocatis militibus et universitati terre T. 
(1236 ib. 679), advocatus consules jurati et totus populus terre T. (1306 b. 
Nitzſch, Jahrb. f. Yandesk. der Herz. Schl. u. Holft. III. 105), advocatus con- 
sules et universitas (ib. 107 f. ı. 1307 u. 1308 b, Sartorius 328 u. 342), 
jurati et tota communitas parochie in Brunesbutele (1236 b. Zappenberg 
679); ebenfo ericheinen als Rechtéſubjett die sedecim et universitas terre 
Rustringie (1291 ib. Nr. 855 ©. 715 f.), gretmanni et universitas cetus terre 
Franackere (1297 ib. Nr. 899 &. 750), judices et universitas cetus terre 
Herlingorum (1297 ib. Nr. 900 ©. 752), judices advocati consules et univer- 
sitas terre Nordensis (1300 ib. 770), sceulteti scabini judices ac universitas 
terre Hadhelerie (1300 ib. Nr. 918 S. 763) oder jurati consules et universi 
terram Hadhelerie inhabitantes (1298 im Lüb. Urfb. I. 604), wy hoevetling 
richteren und meene meente (Richthofen 298 N. 2). Oft treten nunmehr 
auch die Behörden handelnd für das Land auf, 3. B. die Gretmannen Richter und 
PBraelaten bei Richthofen 102 u. 109, comes judices et consules terre Wort- 
sacie (1238 b. Rappenberg Nr. 514 ©, 444), jurati terre Ymbrie, we lant- 
sworne van Vemmern (1340 im Lüb. Urfb. Il. 662 u. 665) u. ſ. w. Endlich 
aber wird unter dem Namen des „Landes“ mehr und mebr die unfichtbare Ein- 
beit des Gemeinwejens zur Rechtöperfönlichkeit erhoben und als das eigentliche 
Subjekt der von Landesbehörden und Landesgemeinde ausgeübten Rechte genannt, 
wofür ausreichende Belege in TH. Tg 49 N. 2, 6, 7, 9. 11—14, 37—38. u. |. w, 
gegeben find. 
u. 53 
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ten, im perfönlicher Beziehung aber ein nach Vorausſetzungen, Inhalt und 
Abjtufungen rein politisches Landesbürgerthum, das für die privatrechtlichen 
Beitandtheile des alten Genohenrechts höchſtens noch den Pla eines un- 
jelbjtändigen Ausflußes hatte Das fo zufammengefegte Land wurde zum 
lebendigen Gemeinwejen durch eine forporative Organijation, vermöge deren 
beftimmte VBerfammlungen und Behörden zur Darftellung feines einheitlichen 
Lebens berufen wurden. Als rechts- und willensfähige Einheit aber war das 
Land das Subjekt der öffentlichen und privaten Rechte, welche nah außen 
wie nad innen aus der Einzeliphäre in die Landesiphäre erhoben waren. 
Das Land war daher ein als korporatives Gemeinwejen Fonftituirter, nad 
außen mit völferrechtliher Geſchloßenheit und nah innen mit ſouveräner 
Machtfülle ausgerüfteter Staat. Es hatte als foldher eine von der Einzel- 
perfönlichfeit generiſch verjchiedene Perjönlichkeit, während es im Gebiete des 
Vermögensrechts den Einzelnen gleichgejtellt ward. Wie bei den Städten, 
jo Enüpfte fih aud) hier an die Forporative Geftaltung des Geinwejens eine 
Reihe weiterer Fortſchritte; öffentliches Necht und Privatrecht trennten fid, 
rein Öffentliche Aemter entjtanden, über Richter- und Schöffenthum erhoben 
fih eigentliche Regierungen, eine Verfagung trat über die individuellen Rechts— 
beziehungen, ein Landeshaushalt, ein Landeskriegsweſen und eine Yandespoli;ei 
wurden im ſtädtiſcher Weiſe entwicelt. Die Unterjdhiede von der Stadt lagen 
hauptſächlich in der breiteren, eine offene Gebietsfläche und deren gejammte 
Bewohner umfaßenden Grundlage und in der thatfächlich unvollfommeneren 
Durhführung der neuen Gebanfen und Cinrichtungen. Damit ftand im 
Zufammenhange, dat das Landesgemeinwejen nicht nad Gilden, ſondern nad) 
örtlichen Gemeinden gegliedert war); daß die Landesallmende oft eine 
größere Bedeutung behielt 4); da die Verſammlung aller vollberechtigten 
Landesbürger, obwol fie auch hier aufhörte, mit dem Lande identijch zu jein, 
als vollites und hauptjächliches Landesorgan den regierenden und vertretenden 
Räthen gegenüber ungleich mächtiger blieb, als die Bürgerverfjammlung gegen- 
über dem ſtädtiſchen Rath 5). 

Dieje ganze Entwidlung indeß, weil nur vereinzelt und in engen durch 
Meer und Gebirge gezogenen Grenzen durchgeführt, Fonnte auf die Bildung 


2) Bol. TH. I. 516 f. N. 15, 30 u. 36; auch unten $ 34N. 1. 

4) Bol. Th. I. 516 N. 14. : 

5) Bal. Th. I. 516 F. N. 16 —21, 48 — 49. Blumer IL 139: dan die 
meyen lantsgemeind .. der gröszte gwald u. landtsfürst sin sollte. Ib. 171: 
wasz ein landgemeind erkennt, dasz soll kein rath abthun. Vgl. auch bie 
nordfrief. Rechte b. Richthofen 516, 571, 575—576, wo die (nad 576 $ 3 auf 
1 Zahr gewählten) Räthe der einzelnen Landſchaften ftetd mit VBollbort, Vollmacht 
oder Zuftimmung der Menbeit handeln. 
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des deutſchen Stantöbegriffes im Großen einen nachhaltigen Einfluß nicht 
gewinnen. 

IV, Wichtiger für die Geitaltung des Staatsbegriffes war das poli- 
tiihe Einungsweien, weldes drei Jahrhunderte hindurch in bunteſter 
und mannichfachſter Weiſe auf Grunolage der ftändiichen Gliederung das 
Öffentliche Leben Deutichlands fermte®). Denn indem aus der Fülle von 
Bereinigungen der Stände in ſich und mit einander politiihe Einheiten her 
vorgiengen, welche für viele oder wenige Beziehungen ihren Gliedern als 
jeibjtändige Perſonen gegenübertraten, wurde die Möglichfeit fichtbar, ftaat- 
liche Verbände unter einer nur theilweiſen Aufgabe ihrer ftaatlichen Natur 
zu einem neuen bundesitaatlihen Gemeinwejen zuſammen— 
zufügen. 

Die politifhen Einungeverbände waren aber keineswegs gleihmähig zu 
forporativen Einheiten entwidelt, noch war die Einheit in ihnen gleihmäßig 
durchgeführt. Und wenn ihre forporative Natur feititand, war damit noch 
nicht nothwendig ihr bundesitaatlicher, jondern möylicherweife nur ihr völfer- 
rechtlih oder privatrechtlich einbeitliher Charakter gegeben. So tritt in 
diefen in Irbendigem Fluß befindlichen und meift mehr werdenden als fertigen 
Bildungen die große Debnbarfeit des deutichen Körperjchaftsbegriffs bei jeiner 
Anwendung auf politiihe Verbände hervor. 

1. Zunädit find, zum Unterihiede von den immer und notwendig zu 
Einheiten organifirten Städten, unter den pelitifdyen Cinungen nur einige zu 
Körperichaften entwidelt, während andere auf der Stufe eines jubjeftiven 
Nechtöverhältniges unter Mehreren jtehen bleiben. Und während bei den 
Städten nur eine längſt vorhandene Einheit erkannt und verjelbjtändigt 
wurde, wuchs bier oft did Einheit jelbit ganz allmälig und unmerflid aus 
anfänglichen Vertrags und Gemeinihafteverhältnigen hervor. Beides wurde 
zwar, jeitdem einmal der Körperfchaftsbegriff entwidelt war, begrifflih von 
einander getrennt. Weußerli aber blieben Forporative Verbände und bloße 
Gemeinjchaften einander vielfach jehr ähnlich und durch mannichfache Weber- 
gangsformen verbunden. Daher ijt oft für ung und war nod mehr für das 
Zeitbewußtjein im einzelnen Falle das Ob der Gejammtperjönlichkeit unentſchie— 
den. Man machte lange Zeit von der neu eroberten Möglichkeit, die Einheit 
als jelbitändige Perjon zu jegen oder zu verneinen, nur bei den audgepräg- 
teren Verhältnißen Gebrauh, während man bei einer großen Zahl weniger 
entjchiedener Formen weder Bedürfniß noch Anlaß fand, die Frage nach dem 
Borhandenjein eines abjtraften Rechtsſubjekts überhaupt zu jtellen. 

So find unzweifelhaft gewiße Verbindungen von Städten mit Städten 
immer als bloße Allianzverträge betrachtet 7), andere, wie der große rheinijche 


6, Bol. Th. 1 8 44—48 u. 50—51. 
73.8. Th. 18 45 N. 3-8, 61 u. 9. 
53* 
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Städtebund des 13. Zahrhunderts, von vornherein als jelbftändige Bundes- 
perfonen über den Gliedern gejihaffen worden ®). Andere Städtebunde da— 
gegen haben ſich erſt allmälig aus einzelnen Willensbindungen zu einheit- 
lichen Willensträgern verdichtet und fchwanften lange zwiſchen einem Inbegriff 
von Verträgen und feſt geordneten Buntdeögemeinweien?). So blieb ed z. B. 
lange zweifelhaft, ob die Hanſa eine ſolche politifhe Perfen fei. War es 
doch anfangs zweifelhaft, was fie überhaupt ſei. Denn bald erjhien 
fie als Gejanmtheit von faufmännifchen Gilden, bald als Gejammt« 
heit verbündeter Städte, bald als ein aus Gilden und Städten zujammen- 
geſetztes Ganze; ungewiß war ihre räumliche und perjönlihe Ausdehnung; 
ganzlih mangelte es ihr an einer Verfafung. Im Laufe der Zeit jedoch 
tauchte immer deutlicher und Fräftiger die Idee auf, daß Gilden wie Städte 
nur die Glieder und Organe eines fie alle umfaßenden und ihnen allen über- 
geordneten einheitlichen Rechtsweſens feien. Nicht für fi, jondern in groß 
artigem Sinne für einen zuerft mehr in der Idee als in der Wirklichkeit 
eriftirenden Verband aller deutichen oder doch niederdeutichen Kaufleute und 
Städte erwerben im ferniten Auslande die einzelnen Körperfchaften Rechte 
und Freiheiten. Immer häufiger und beitimmter werben die Leute des Kai- 
ſers, alle Kaufleute von Alamannien, die Kaufleute gemeinlich vom heiligen 
römiſchen Reich oder jhlechthin der gemeine Kaufmann, jpäter die Städte 
gemeinlih oder die Gefammtheit der Städte zum Rechtsſubjekt, Vertrage- 
oder Streittheil zufammengefaßt. Bald werden Kaufleute und Städte, indem 
fie als Kaufleute und Städte „von der deutſchen Hanja“ auftreten, auch 
äußerlich ald die Glieder eines fie überragenden feſten Bundes bezeichnet, und 
das ihnen als Hanfagliedern zuftehente Recht wird von ihrem Individualrecht 
geichieden. So erhält die ideale Gejammteinheit in Begriff und Namen der 
Hanſa eine beftimmtere begrifflihe Ausprägung, bis die Hanſa jelbjt als 
Perjon gedacht und genannt, ald Subjekt des Bundesrechts und der Bundes- 
gewalt bezeichnet wird und endlich auch äußerlich fich einen feſter gegliederten 
und reicher organijirten Körper ſchafft. Unbejtritten gilt nun die Hanja als 
ftaatd- und völferrechtliche Perfon. Sie führt Kriege, jchließt Frieden und 
Verträge, ſchickt Gejandte, erwirbt im In- und Auslande Eigenthum, Privi« 
legien und Rechte. Sie tritt aber auch ihren Gliedern als höhere und zwin« 
gende Einheitsmacht gegenüber, welche jogar in deren inneres Leben eingreift 
und mit der verfahungsmäßigen Ausjchliegung einer Bundesftadt diefe ohne 
Entihädigung fofort von jeder Theilnahme an den hanfifchen Befigthümern, 
Sreiheiten und Rechten entfernt. Und dieje Perfönlichfeit der Hanſa gilt trotz 
des MWechjeld ihrer Grundlagen und ihrer Glieder den jpäteren Gejchlechtern 


0% Th. 18945 ©. 479. 
9.1845 ©, 481-487. 
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als dieſelbe, welche ſchon vor Jahrhunderten den Handel geſchützt und die 
Meere gefreit hat 19). 

Gleih den Städtebünden waren aber alle "anderen politijhen Ginungen 
und Eidgenofenfhaften, Fürſten- und Ritterverbände, Kleriferunionen, Bauer- 
gejellichaften u. j. w. zum Theil unzweifelhaft bloße Vertragsverhältnige, zum 
Theil unzweifelhaft wahre Körperichaften, zum Theil jedoch in der einen Zeit 
ihres Beſtandes das eine und in der anderen das andere, fo dal auf den 
Vebergangsitufen die Trage, ob eine eigene Gejammtperjönlichkeit vorhanden 
war, ohne Antwort bleiben konnte !!), 

Bon den Landfriedenseinungen enthielten viele unftreitig nichts als die 
Feſtſtellung einzelner Rechtsverhältniße, eine Sühne, einen gelobten Frieden 
mit Einzelabreden für den Fall jeines Fünftigen Bruchs. Indem jedoch der 
Friedenskreis ausgedehnt, der auf Zeit eingegangene Friedensbund häufig er- 
neuert, eine Reihe ftändiger und regelmäßiger Snititutionen entwidelt wurde, 
errangen manche langlebige Yandfrieden als dauernde Eriftenzen die Anerfen- 
nung und Geltung eigner Perfönlichkeit 1%). So entitanden z. B. im Elſaß, 
am Rhein, in Weitfalen förmliche Yandfriedensgemeinwejen von zugleich terri« 
torialer und genofenjhaftliher Grundlage 1%). Schon im Sprachgebrauch 
wurde bier der Landfriede als eine für die Handhabung von Frieden und 
Recht beftehende Perjon bezeichnet 4). Im Namen des Landfrieden ergiengen 
die Entjheidungen und Anordnungen der ftändigen Zandgerichte 15); Urkunden 
wurden unter einem eigenen Siegel des Landfriedens ausgeſtellt 1%); der 


10) Weber dies Alles Th. I $ 37 u. $ 45 ©. 463—472. 

1). I 8 46. 

2) Th. 18 47. 

ı Th. I ©. 505 f., bei. N. 15—18. 

) Das Wort „Landfriede” bleibt aber dabei ebenfo vieldeutig wie das Wort 
„Stadt* und bezeichnet außer der juriftiichen Perfon bald vorzugsweife oder aus— 
ichließlich den Friedensbezirf, bald die Friedensgenoßen, bald die Friedensbehörde, 
bald den Friedendvertrag, bald den durch ihm begründeten Sriedendzuftand. Bol. 
3. B. den wetterauifchen Landfr v. 1354 b. Boehmer 628 f., wo es neben ein- 
ander beißt: art. 4: zu dem sal es der lantfride sehen u. sal in darzu drin- 
gen u. "halden daz er es tu;;a. 4 u. 22: in den zylen dyses lantfriden ge 
sessen; a. 5: so salde ez der lantfride zu dem slosse warten; a. 6: uzfart 
von des lantfriden wegen; zu dysem lantfriden gehoren; a. 20: wo die eilff 
adir der merer teil daz houbit hene kerin, da sol man in mit dem lantfriden 
noch folgin; a. 26: so der lantfride usgegangen were. 

5, Vgl. 3. B. Urk. des 14. 3. 6. Schaab UI Nr. 95. 97. 99. 100. 101. 
110. 115 u. f.w. ©. 133. 136 f. 138. 139. 157. 175. 176, wo die Siebener 
oder Neuner „von des lantfriden wegen“ urtheilen, vidimiren, fiegeln, jchreiben, 
ſchützen, aufbieten u. ſ. w. 

1) So z. B. „sigill des lantfridens am Rhein“ oder „des lantfriden in- 
gesigel“ b. Schaab I. 270 u. II Nr. 97. 100. 101. 115 ©. 136. 138. 139. 
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Landfriede wurde gegen Friedbrecher aufgeboten und zwang fie unter dem 
Landfriedensbanner zum Gehorfam 17); Organe jeder Art, Hauptleute, Rich— 
ter, Geforne u. ſ. w. vertraten den Sandfrieden nah außen, nahmen neue 
Mitglieder auf und übten nad innen die Bundesgewalt 18); der Landfriede 
felbjt wurde als berechtigt und verpflichtet, als wollend und handelnd ge- 
nannt 19). 

Auch bezüglich der landftändifchen Vereinigungen ift ihre jchließliche 
forporative Natur ebenjo gewiß, ald der Zeitpunkt, in welchem diefelbe voll- 
endet und anerfannt ward, oft ungewiß bleibt 2%. 

Und jelbit die einzige auf unfere Tage gefommene föderative Einheit 
diejer Zeit, die fchweizer Eidgenofenjchaft, erwuchs nur allmälig aus vertrags— 
mäßigen Cinzelbeziehungen von Ländern und Städten. Schwerlich läßt fi 
beftimmen, wann fie Perjon geworden ift. War doch noch, ald die Buntes. 
perjönlihfeit nach außen und innen fich längft unzweifelhafter Anerkennung 
und Wirkſamkeit erfreute, die äußere und formale Grundlage des eidgenößi— 
ihen Gemeinwefens feine Verfaßung, fondern ein Syftem von Bündnif- 
verträgen. Und dabei waren felbit die eigentlich eidgenößiſchen Orte nicht 
jeder mit dem andern, jondern manche nur mit manchen und alle in un- 
gleichartiger Weife mit einander verbündet, während es überdies „zugewandte*, 
nur mit einem einzelnen Bundeöglied vereinigte und andere nur oder zunächſt 
nur auf Zeit dem Bunde angehörige Orte gab. Und doch war auf das 
Allerentfchiedenfte eine der Summe der lieder übergeordnete politifche 
Perfönlichkeit des Bundes jowol im Zeitbewußtjein als im Leben ausge 
prägt ?!). 

2. Stand nun aber die Eörperjchaflliche Natur einer Einung feft, jo 
fonnte dieſe in einem ſehr verjchiedenen Umfange durchgeführt fein. Die 


161. Siegel des thüring. Yandfr. v. 1335 b, Erhard, Mittheil. z. Geſch. der 
Landfr. ©. 30 f. Sub sigillo publicae pacis Luzenburgicae 1343 b. Datt, 
de pace publ. 80. Siegel des lotharing. Landfr. 1359 ib. — Bol. überhaupt 
8 17 f. ib. ©. 144. 

) Datt ©. 144f. Schaab 1. 103 — 107. Erhard ©. 9f. u. 30 f. 
„Paner des lantfriden‘ bei Datt 147. 

19) Bol. 3. B. die Beſtimmungen über die Eilfer in dem Landfr. der Wet- 
terau v. 1354 b. Boehmer 623—633. Ferner Schaab I Nr. 80 ©. 117 
bi8 122 über die Nüne bes Landfr. v. 1330, welche ald Landgericht auf Landtagen 
zufammenfommen und nad) Stimmenmehrheit über Alles befchließen follen, daz es 
dem lantfride nutzliche u. notturftig sie. Aucd über die siebene (resp. nüne) 
die über den lantfriden gekoren u. gesetzet sint, ib. 133 f. 144 f. 173. — 
Bol. au Datt 133, Erhard If. Th. IS. 507 N. 23—27. 

10) Bol. oben N. 10, auch die Landfr. v. 1377 bis 1887 b. Weizfäder, 
D. R. T. 9. ©. 196 f. 200 f. 206 f. 216 f. 285 f. 315 f. 322 f. 337 f. 

”) Th. 18 51. 

21) Th. IS 50. 
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Durdführung der rechtlichen Einheit beſchränkte ſich zunächſt auf diejenigen 
Verbältnige, welche überhaupt in einem Verbande joldher Gattung und ins. 
bejondere in dieſem bejtimmten Verbande von der Vereinigung berührt 
wurden. Aber auch in der jo begrenzten gemeinjamen Macht- und Rechts— 
iphäre brauchte das Princip der Einheit Feineswegs durchweg zu herrſchen. 
In allermannichfachiter Weiſe vielmehr Eonnten ſich gemeinheitliches Ginheits- 
recht und gemeinjchaftlides Vielheitsrecht kombiniren. Die gemeinfame Herr- 
ihaftsiphäre lieg fih im zwei Machtinbegriffe zerlegen, von denen der eine 
dem Ganzen als jelbitändiger Perjon in einheitlicher Weije zuftand, der an« 
dere unter die Vielheit als Perjonenfumme in der Weije von Sonderrechten 
(jura singulorum) zerjtreut war, während erjt beide zuſammen in ihrer orga- 
niſchen Berbindung den Begriff der ganzen Vereinigung erjhöpften. Und fo 
entjtanden auf jtaatd- und völferrehtlihem Gebiet ganz analoge Bildungen, 
wie fie auf vermögensrechtlichem Gebiet das korporative Gejammteigenthbum 
bervorbradhte. 

Man war fih der Möglichkeit, die politiſche und juriftiiche Perjönlichkeit 
des Ganzen nur für beitimmte Beziehungen durchzuführen, Korporatives und 
Gemeinjchaftliches zu verbinden, auch ausdrüdlid bewuht. So erklärten i. 3. 
1450 die Hanfeftädte ausdrüdlich, fie jeien zufammen nicht ein Körper ſolcher 
Art, daß um Einer Stadt That und Gejchichte willen andere unſchuldig be» 
fhwert, angeklagt und aufgehalten werden türften, gleich als wenn fie wie 
die englijhen Einem Herrn gebörten, jondern fie jeien ein Körper nur in 
etlihen Freundſchaften und Verbündnißen, darin fie mit einander überein- 
gefommen 2). Ebenſo mahten auf dem erfolglofen Städtetage zu Ulm 
v. 1452 die Städtehoten den Vorſchlag, daß fie, wenn fie ſich nicht ſämmtlich 
einer durchgehenden Bereinigung mit einander vereinen möchten, doch ſich 
etlicher Artikel vertrügen 2°). 

So griff denn auch in der That in fait allen Eidgenoßenſchaften, Ver— 
brüderungen, Gejellichaften, Bünden, Sriedenseinungen u. j. w. eine mannich— 
fache und mechjelnde Verbindung von Gelammteinheitsreht und Gejammt- 
vielheitsrecht Platz. Und in denjelben Vereinigungen kamen nebeneinander 
für beftimmte Beziehungen die Grundjäge einer organifirten Bundesförper- 
ſchaft und für andere Beziehungen die Grundjäge einer bloßen Nechtögemein- 
ſchaft zur Geltung. 

a. Dies zeigt fih ſchon in Bezug auf den Begründungstitel. Eine 
Körperſchaft entjteht durch einen fonftituirenden Aft oder gewohnheitsrechtliche 
Satung, jedenfall dur eine Norm des objektiven Rechte. Die Grundlage 
bloßer Rechtsgemeinſchaft dagegen it ein Vertrag oder ein zufälliges Rechtd- 
verhältniß, jedenfalls das ſubjektive Recht. 


2) Barthold‘, Geſch. der Hanfa IH. 94. 
23) Datt, de pace publica 72. 
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Unzweifelhaft nun beruhten injoweit, als fie forporative Natur hatten oder 
annahmen, alle Einungen auf autenomifchen Akten oder auf Gewohnbeits- 
recht. Auch die in die Form von Verträgen gefleideten Begründungsafte waren 
‚oder ‚wurden Statute oder Saßungen, welche eine objektive Norm über den 
Einzelnen fchufen 2). 

Allein diejelben ausdrücklichen oder herfümmlichen Rechtötitel begründeten 
oft in den von der Einheitsiphäre nicht abjorbirten Beziehungen eine Summe 
individueller Rechte und Pflichten unter den Genofen. Die autonomijchen 
Satzungen konnten daher zugleich einen Gejellihaftsvertrag enthalten und im 
Laufe der Zeit durch Vertragsabreden über gewiße weitere Punkte vermehrt 
werden. Und mit der hiſtoriſch gegebenen und gejeglich feititehenden Körper- 
ſchaftsexiſtenz konnten ſich hergebrachte oder irgendwie neu entitehende zufällige 
Gemeinschaftsverhältnige verbinden ?°). 

b. Sodann ift die Mitgliedjhaft in einer Körperfchaft das theilweije 
Aufgeben des Cinzelwillend zu Gunften eines höheren Gemeinwillens, wäh. 
rend die Rechtsgemeinſchaft nur die individuellen Willen Mehrerer nach be 
ftimmten Richtungen hin bindet. 

Dffenbar waren nun zwar in einer Reihe von Beziehungen die zu 
Bünden vereinten Städte und Stände Glieder eined fie umſchließenden wei- 
teren Organismus geworden. Sie waren ein für alle Mal vergeftalt gebun- 
den, daß. der Bundeswille auch gegen den abweichenden Sonderwillen fid 
durchzufeßen befugt und im Stande war. Es gab eine Reihe von Rechten 
and Pflichten, die fie nur ald Bundesglieder hatten und mit dem Verluſt 
diefer Eigenfhaft ohne Weiteres verloren. Der Einzelwille konnte ſich viel- 
leicht vom Bundesförper löſen, hatte aber feine Macht über die Eriftenz des 
Ganzen. Und die Einheit und Spentität des Geſammtkörpers war unab- 
bängig von der wechjelnden Individualität der ihm angehörigen Glieder 2%) 

Allein mit denjelben Bundesorganifationen waren Gemeinſchaftsverhält— 
niße verwoben, in Bezug auf weldhe die Glieder eine Summe rechtlich ver- 
bundener Individuen blieben, daher nur einftimmig verfügen, bei etwaigem Aus- 
tritt aber Theilung oder doch Ausſcheidung ihres Antheild verlangen konnten”). 


24) Val. 3. B. Th. I ©. 464 N. 5. 465 N. 9. 477 N. 49 u. 54. 493 
N. 38. 506. 565 u. f. w. 

25) Val. Th. I ©. 468 f. 481 f. 504. 541. u. fonft. 

26) Daher waren auch Aufnahme und Austritt oder Ausſchluß von Gliedern 
verfahungsmäßig geordnet, es hatten beftimmte Forporative Organe dabei thätig zu 
werden, und von den Cintretenden wurde eibliche Unterwerfung unter den Gejell- 
Ihaftswillen verlangt. Bol. Th. I ©. 462. 466 f. N. 12, 17, 22, 26, 34. 472. 
473 N. 41. 479 N. 58. 484 N, 77, 78, 81, 84. 499 N. 69. 506 N. 17 u. 20 
bis 21. 550. 562, bei. N. 135. 

2) So z. B. oft bezüglich der in einem Bundeskrieg gemeinfam eroberten 
oder erworbnen Herrichaften, vgl. unten N, 50. 
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e. Deshalb konnte auch die Bundesverfammlung gleichzeitig für 
forporative Dinge das Hauptorgan der Gefammtperjöntichkeit und für gemein- 
ſchaftliche Angelegenheiten die berechtigte Perfonenmehrheit jelbjt oder eine 
Summe Bevnollmädhtigter fein, 

Soweit daher die Glieder nicht perfönlih zufammenfamen, ericdhienen 
ihre Vertreter auf der Tagfahrt zum Theil als repräfentative Abgeordnete 
und zum andern Theil ald verfammelte Bevollmächtigte. In erfterer Bezie- 
bung ftellten fie den Verband als ſolchen dar, leiteten ihre Machtbefugniße 
aus ihrer verfaßungsmäßigen Berufung ber und waren innerhalb der hier: 
auf gegründeten Stellung unabhängig und unverantwortlid. Im zweiter 
Beziehung dagegen vertraten fie ihre Machtgeber, gründeten ihr Recht auf 
deren individuellen Willensauftrag und waren an SInftruftionen gebunden. 
Beides nun findet fi in den meiſten Ginungen nebeneinander. Die Städte. 
boten auf den Zagfahrten der Hanſa, der Eidgenoßenſchaft und vieler anderer 
Bünde wurden von ihren Städten mit Specialvollmadten ansgerüftet, jollten 
zunächſt deren Interefjen vertreten und Fonnten wichtige Anglegenheiten vor 
der Abftimmung „heimbringen*: allein in den ein für alle Mal der gemein- 
heitlichen Sphäre zugewiejenen Dingen bildeten fie troßdem durch ihren Zu- 
jammentritt ein freies und jelbftändiges Organ des ganzen Verbandes, hatten 
das Wohl des Ganzen zu vertreten und Fonnten „mit voller Gewalt" ohne 
Rücklicht auf die Inftruftion, auf die fich zurüczubeziehen 3. B. bei laufen» 
den Geſchäften oft ausdrüdlich verboten war, die Bundesangelegenheiten er- 
ledigen 2%). Im rheinischen Städtebunde trat umgekehrt ſogleich mit großer 
Entihiedenheit die Anficht in den Vordergrund, dat die Bundesverfammlung 
ald Ganzes und jeder Einzelne in ihr zuerft dem einheitlichen Bundeszweck, 
— der Ehre Gottes, dem gemeinen Wohl des bdeutichen Reiches und dem 
öffentlichen Frieden, — zu dienen habe: in zweiter Reihe aber hatten auch 
bier die Abgeordneten der Städte und Herren deren Sonderinterefjen und 
Sonderredhte auf Grund bejonderer Vollmachten wahrzunehmen 2%). Auf den 
Zandtagen blieben die Deputirten der einzelnen Stände immer zunächſt be- 
vollmächtigte und an Injtruftionen gebundene Bertreter von ftändifchen 
Sonderredhten: allein die Verfammlung im Ganzen wurde troßdem zugleid) 
zu einem wahren Landesorgan, band durch ihre Beſchlüße das Land als 
jolhes und bildete mehr und mehr ein feited Gewohnheitsreht aus, wonad) 
jeder einzelne Landbote Bejchwerden nicht nur des ganzen Landes, jondern 


2) Mol, Tb. I ©. 473 u. 533, aud die Vollmachten für Städteboten 
oben in N. 97 3u 8 28 u. b. Weizfäder, D. R. T. A. Nr. 197 ©. 349. 
585 8 9. 

2», Th. IS. 479. Die Städteboten follen volle Macht haben, im Namen 
ihrer Städte zu handeln und zu beichließen. Vgl. ib. 507 N. 22, wonad bie 
Städte fich verfammeln, mit ain ander da ze reden, waz wir alle gemeinlich 
oder unser jeglich statt besundere nothurfftig sin. 
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auch einzelner nicht unmittelbar vertretener Perfonen und Gemeinden anbrin- 
gen und die Landſchaft bisweilen jogar die fürftlichen Kammerbauern gegen 
den Fürften vertreten konnte ?9). 

Für forporative Verfammlungen ferner find Zeit, Ort, Berufung, Ver: 
handlung und Leitung ein für alle Mal verfagungsmäßig normirt, für Ber- 
fümmlungen von Gemeinjhaftsintereffenten von jedesmaliger Willenseinigung 
oder doch von einem nur auf eine bejtimmte Reihe einzelner Fälle im Bor- 
aus berechneten DBertrage abhängig. Während nun aber z. B. der rheinijche 
Stäbtebund gleih im Beginn feiner Thätigfeit regelmäßige Städtetage für 
alle Zukunft anordnete, die Art ihrer Beſchickung regelte, die Ladung und die 
Anberaumung aufßerordentliher Tage bejtimmten Städten ausdrüdlich über- 
trug 9), war in der Hanja, mit alleiniger Ausnahme der gewohnheitsrecht- 
lihen Befugniß Lübecks, Tagfahrten anzujegen und die Einladungen zu er- 
laßen, alles Andere der jedesmaligen Verabredung auf der jüngiten Zagfahrt 
überlagen 9°). Ebenſo tritt eine mannichfach verſchiedene Miſchung for- 
porativer und geſellſchaftlicher Grundſätze bei allen andern Bünden und bei 
den Landſchaften hervor 3°), bei welchen leßteren erjt jpät die Fürften meift 
dad Princip verfaßungsmäßiger Berufung durchſetzten *). 

Korporative Berjammlungen find Organ eines einheitlihen Gemein» 
wilfend, der bei einem Zwieſpalt der Einzelwillen nah dem Princip des 
Stimmenmehrs oder in irgend anderer verfaßungsmäßiger Weije feitgeftellt wird; 
in der Gemeinjchaft gibt ed nur eine Mehrheit von Einzelwillen, die injoweit, 
als fie jih nicht im Voraus für beftimmte Einzelfälle gebunden haben, fid 
nur durch freie Webereinftimmung zum Kolleftiowillen vereinigen. So jehen 
wir denn bei den meiften Einungsgenoßenſchaften zwar einen die Einzelmillen 
zwingenden Gemeinwillen in ausdrücklich beitimmten oder herkömmlichen 
Formen zu rechtlicher Geltung fommen: daneben aber gibt es immer Ange- 
legenheiten, welche, obwol fie ald gemeinjame auf den allgemeinen Verjamm- 
lungen behandelt werden, nur durch freie und einftimmige Willenserklärung 
Aller erledigt werden dürfen ®). In der Hanja jeßte fich jogar ein formales 
Mehrheitsprincip überhaupt nur bezüglich der Niederlagen im Auslande un- 
beftritten durch 9%), und im der fchweizerijchen Eidgenoßenſchaft wurde erit 
1515 für die Beichlüße der Zaafahrten der Grundſatz aufgeltellt, daß in 
Sachen, welde die Ehre und das Wohl der Eidgenoßenſchaft beträfen und 
den Bünden fowie dem Herfommen nicht witerfprädhen, die Minderheit der 


” Th. IS. 563. 570 f. 574—76. 577 N. 189, 

2i) Th. J S. 479. 

2) Th. IS. 473. 

3) Th. I S. 488. 490 N. 19. 495 N. 57. 499, 552. 555. 565 N. 145. 
”) Th. 1 ©. 809-811. 

3» 3. B. Th. IS. 495 N. 58. 546. 

3) Sartorius, urf. Gef. I. 89. 
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Stände fih den Beſchlüßen der Mehrheit zu unterziehen habe““). Im 
ſchwäbiſchen Städtebunde follte in allen Bundesjahen einfahe Stinmen- 
mehrheit genügen, ja es jollte jeit 1352 auch zur Abänderung der Bundes» 
verfaßung nur, wenn darin eine Minderung der Bundesartifel läge, Ein- 
ftimmigfeit erforderlih, wenn aber eine Beßerung (d. h. BVerftärfung der 
Bundeseinheit), Zweidrittelömehrheit hinreichend fein *). Und auf Reiche. 
und Landtagen ſetzte fih zwar allmälig, wenigitens innerhalb der einzelnen 
Kurien, das Mehrbeitsprincip dur, es ſollte aber nicht auf alle, ſondern 
nur auf folde gemeinfame Angelegenheiten fich erftrefen, bei weldyen Feine 
jura singulorum oder die durch jpecielle Verträge und Gejeße geſchützten reli- 
giöjen Intereſſen ins Spiel kämen 9). 

Ganz ähnlich verhielt es fi) mit der Bindung ber nicht erichienenen 
Glieder dur die erſchienenen, mit der Frage, ob dies in der Ladung ausdrüd- 
lid angedroht werden mußte oder nicht, mit der Verpflichtung neu eintreten- 
der Glieder durch Ältere Beſchlüße u. ſ. w. 40) 

d. Aud in der weiteren Organijation verbanden fich vielfach ver- 
fagungsmäßige Funktionen forporativer Organe und beiondere zur Vertretung 
von Individualrecht befugende Vollmachtsverhältniße. 

Dies war 3. B. oft bei den Häuptern und Bororten der Bünde und 
ihrer Unterabtheilungen der Ball, indem denſelben theild die Befugniße lei- 
tender Vorftände dauernd durch ausdrüdliche oder herkömmliche Sagungen 
übertragen, theils aber auch Vollmachten zu beftimmten im Namen Aller 
vorzunehmenden Handlungen, wie zur Anberaumung von Zagfahrten oder zur 
Aufnahme neuer Bundesglieder, bejonders und wiederholt ertheilt wurden *). 
Entjchiedener war der forporative Charakter bei den Vorftehern und Aus- 
ſchühen ftändiger Kandfriedenseinungen, ihren Hauptleuten, Gefornen, Rätben 
und Landgerichten ausgebildet; während aber 3. B. ein Kollegium der Eilfer, 
Neuner, Siebener ſchon dur die Geltung des Stimmenmehrs, das oft aner- 
fannte Recht der Selbitergängung und jehr jelbjtändige Amtsbefugniße als 
wahres Körperihaftsorgan gekennzeichnet wurde, vertrat doch darin zugleich 
jeder einzelne Deputirte jo jehr die Sonderinterefjen beſtimmter Städte und 
Herrn, dat die Beitellung eines von der Gejammtheit gewählten und die Ge- 
fammtheit vertretenden bejonderen Obmanns oder Mundmannd neben den 
Gruppendeputirten erforderlih ſchien *). Aehnlich verhielt es ſich mit den 


37) Blumer, R. ©. L 346, 

»ch Viſcher, Forſch. z. deutich. Geſch. U. 71—76. 

») Th. I ©. 488. 563 N. 137—138. 805 N. 12. 837. 

“ Th. IS. 467 NR 17 u. S. 474. 

3.8 %. 1l ©. 474, 779, bei. N. 58. 484 N. 77. 558. 

2) Bol. oben Note 14 u. Th. I S. 507 f. N. 23 u. 27, bei. N. 24, wo 
von ben Deputirten der einzelnen Bundesgenoßen unterichieben wird „ein gemeiner 
mundman von der herren u. stett wegen aller gemeinlich.“ 
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über andre Einungen und Geſellſchaften gekornen oder geſetzten Häuptern und 
Behörden *). Und ganz verließen den Boden gemeinſamer Vollmacht auch 
diejenigen Organe nicht, welche im Laufe der Zeit den Forporativen Gedanfen 
am Entſchiedenſten ausprägten, wie der reihe Behörden- und Beamtenorga- 
nismus des ſchwäbiſchen Bundes +) oder die ſtändiſchen Ausſchüße und 
Räthe, welche zulegt den Landſchaften jelbit durch ihre jelbitändige und mehr 
und mehr unmittelbar aus der Landesverfaßung abgeleitete Kompetenz gefähr- 
lich wurden #). 

e. Sp ift der Verband durd verfaßungsmäßige Grundlage, Gliede- 
rung und Organijation befähigt, als Einheit Perjon zu jein, zu wollen und 
zu handeln. Und er bleibt dennoch zugleich befähigt, für andere Beziehnugen 
ald eine durch rein jubjeftive Gemeinjchaftsverhältnige verbundene Vielheit 
fortzugelten. Derjelbe Verband daher ift nah außen und innen für einen 
Theil der gemeinjamen Macht: und Vermögensſphäre eine Gejammtperjon, 
für einen andern Theil eine Perjonengefammtheit, wie dies auch der wechjelnde 
Sprachgebrauch ſchon äußerlich bezeugt *). 

f. Nah außen zunächſt ward jeder entwidelte Bund ald völker— 
rehtlihe Perjon anerkannt. Er Eonnte daher als joldhe Krieg erklären 
und führen, Frieden ſchließen, jtreiten und verhandeln; er gieng Verträge, 
Vergleihe und weitere Bundeöverhältnige ein; er jtellte Urkunden aus, er- 


3) Vol. 3. B. über die meift Follegialifchen, fich felbft ergänzenden und mit 
großer Gewalt betrauten Häupter und Ausfchüße der Ritterfchaften und Adels- 
bünde Th. I S. 490 N. 19 u. 495 N. 59— 60; über die diffinitores und andre 
Vorftände der Klerikerunionen ib. 499 N. 68—70;, über die Borftände und Aus- 
fhüße der ftändifchen Bünde, 3. B. die aus 8 Rittern und 8 Rathmannen be 
ftehenden braunfchweigifchen „Satesleute* und die 4 Satetage, die bairischen Land— 
Ichaftsausfchühe, das württemb. Regiment von 12 Rüthen, den mecklenb. Ausihuß 
der 23, welche in gewöhnlichen Fällen ſelbſt Abhülfe fchaffen und in ungewöhnlichen 
die Landichaft zufammenrufen follten, den Ausichuß und das Austragdgericht in 
Trier, den ftehenden Rath nebft Ausſchuß und Schiedsgericht in Münfter, die Aus— 
fhüße und Räthe in Pommern, dem Ordendlande u. f. w. ib. 546. 549. 550. 
551 N. 74. 552. 553 N. 89. 554—555. 559. 561. 

), Th. 1 ©. 513. 

16) Th. 1 ©. 563 f. u. 805. 

46) Denn es ift jehr gewöhnlich, als Subjekt von Rechten und Pflichten die 
zufammengefaßte Bielheit zu nennen, wie 3. B. die gemeinen Städte und den ge 
meinen Kaufmann won der deutichen Hanfa, die gemeinen Städte des Bundes, die 
Städte und Herrn gemeinlich, die verbündeten, verfchwornen, vereinten Städte und 
Herrn u. ſ. w. (ogl. 3. B. Th. 1 ©. 467 NR. 16 u. 468 N. 23, oben N. 25 umb 
38 und befonders die vielen Belege in $ 28 N. 72. T4—76. 82. 85. 86. 88. 91. 
98. 102; auch Weiziäder a.a.D. 504 $ 2, wo eine Zahlung erfolgt „von der- 
selben gemeinen städte, die den bund mit einander halten, wegen“; 585 
8 9, wonad jegliche stat ir botschaft.. mit vollem gewalt zu gemainen 
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theilte ſelbſt Privilegien, und bediente fi) eines Forporativen Siegels #7), 
Allein derjelbe Bund konnte zugleih im Verkehr mit auswärtigen Mächten 
ald verbündete Vielbeit in Folleftiver Weile oder durch Gelammtbevollmäd)- 
tigte auftreten. Ein Bundeskrieg 3. B. konnte zugleich ald Krieg jeder ein- 
zelnen Bundesjtadt gelten jollen, wie denn wirflid die Hanja i. 3. 1368 
den Krieg an Dänemark augenjcheinlih als Bundesfrieg erklärte und gleich— 
wol Fehdebriefe aller einzelnen Städte jammelte und abſchickte #); ein Friede 
fonnte zugleih mit dem Bunde und mit den verbündeten Einzelmächten ge 
ihloßen werden *); gemeinjchaftliche Erwerbungen Eonnten theild zum einheit- 
lihen Bundeseigenthbum, tbeils zur Bertheilung nad gleihem Maßſtabe oder 
nah Mannzahl beitimmt sein ®%); es konnte zu einem von einer Bundes— 
verfammlung geſchloßenen Vertrage die nachträgliche Einholung bejonderer zu« 
ftimmender Beibriefe von den nicht erjchienenen Genoßen nothwendig oder 
nützlich jcheinen; und Aehnliches mehr. 

g. Nach innen war zuvörderſt die Forporative Einheit Duelle eines 
in der Form von Satzung oder von Gewohnheit zu Tage tretenden objektiven 
Rechts. Jedes Bundesgemeinwejen hatte daher innerhalb der Sphäre feiner 


steten senden fol; oder die Eidgenoßen gemeinlih, Die gemeinen Gefellen, Die 
gemeinen Stände oder alle Herren, Nitter, Knechte, Prälaten, Städte, Märkte u. |. w. 
des gemeinen Landes (vgl. Tb. I $ 51 N. 51. 92. 108. 122. 123. 124. 142. 145. 
174— 180). Audrerſeits aber befeftigt fich ein perfonificirender Sprachgebraud), 
welcher die Einheit des Ganzen als bereihtigt und verpflichtet, ald wollend und 
bandelnd nennt. So wird 3. B. ber Landfriede perfonificirt (oben N. 10— 15). 
Ebenfo aber „ver Bund“, die „confoederatio dieta Stetebund‘“, „die Hanſa“, 
„der ſchwäbiſche Bund“ u. ſ. w. (vgl. z. B. Ib. I. 485 f. N. 32. 85—86. 88—89. 
92, bei. die dort mitgetheilten Stellen aus dem Mainzer Ehroniften,; auh Weiz— 
fäder a.a. O. 418. 480. 450. 551 f.). Auch die Eidgenoßenfchaft, die Geſellſchaft, 
der Orden u. 1. w. Beſonders aber die Landſchaft, das Land oder das gemeine 
Land (Th. I. 538—539. 548 bei. N. 56. 561. 562 N. 135. 564 f. 570 N. 167: 
it ne willekore dat land. 577 N. 69. 571 NR. 169. 574 N. 176. 57T N. 186 
bis 187). 

7) Bol. oben N. 12 u. Tb. I. 465. 468 |. 477 N. 53. 454—486. 514. 
548 N. 56. 550. 565. Weizfäder, D. R. T. A. 305. 306. 418. 426. 430. 436 
bis 448. 450454. 456 f. 555. 5835 —5%. 

s) Th. I S. 469. Auch 465 N. 11. 

4) So werden aud 3. B. Sühnen und Schuldquittungen für den ſchwäbiſchen 
Bund jeder einzelnen Stadt audgeftellt und es werden darin gleichzeitig ledig gefagt 
die Stadt NN. und auch gemeine städte des bundes zu Swaben. Vgl. 
Weizſäcker, D. R. T. A. 1 494 f. 504 f. Dagegen lautet die engl. Parl.- Afte 
v. 1473 über Einftellung ber Seindjeligfeiten mit the confederation ligue and 
company called the Dutche Hannse, ohne Erwähnung der Einzelftädte, Lappen» 
berg, Stalhof II. 135 f. 

0) Bgl. 3. B. Th. L 469 u. 495 N. 54. Auch oben $ 23 N. 89. 
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einheitlichen Perjönlichkeit eine gejeggebende Gewalt und vielfach waren 
die in der Form von Verträgen oder Verfügungen auftretenden Bundeshband- 
lungen der Sache nad Bundes: oder Genoßenſchaftsgeſetze, Statuten oder 
Satungen, Verordnungen, kurz Schaffung einer objektiven Norm 5. Allein 
diefe rechtöerzeugende Gewalt fand ihre verfahungsmäßige Grenze an ber 
Selbjtändigfeit und dem Sonderreht der Glieder, jo daß jenfeits dieſer 
Grenze auch in der für Alle gemeinfamen Sphäre zur Abänderung bes be 
ftehenden Rechtszuftandes eine vertragsmähige Vereinbarung der Einzelnen 
erforderlich war 52). 

h. Jede entwickelte politifhe Einung hatte ferner eine richterliche Ge- 
walt über ihre Glieder. Ein ftändiges Bundesgericht, oft ſogar als Haupt- 
organ des Ganzen, pflegte niedergefeßt zu werden und hatte als Wächter 
des Bundesrechts nicht nur Streitigkeiten zwijchen den Genofen zu entjchei- 
den, jondern auch auf Strafen zu erkennen. Ein ſolches Geriht war feines- 
wegs etwa ein vertragsmäßig beſtelltes Schiedsgericht, feine Beitellung nicht 
etwa ein Kompromiß, die von ihm verhängte Strafe nicht etwa eine Kon- 
ventionalitrafe. Vielmehr war ed das Organ einer gemeinheitlichen Gerichte. 
barkeit, die, einmal fonftituirt, unabhängig vom Individualwillen in der 
Sphäre der höheren Willensordnung lebte. Deshalb waren auch die Sprüde 
der Bundes, Genoßenſchafts-, Landfriedend- und Ständegerihte nad Map- 
gabe der forporativen Verfaßung unmittelbar oder doch (wie in der Hanſa) 
mittelbar erzwingbar und wurden häufig mit Gewalt vollitredt, wozu der 
Richter den nächſtgeſeßenen Genoßen oder Kreid oder die ganze Genofen- 
ſchaft oder ein irgendwie gebildetes Exekutionsheer aufzurufen hatte 5°). So 
verjchieden nun aber von foldhen Organen forporativer Selbitgerichtsbarkeit 
die für einen einzelnen Fall oder eine Reihe von Fällın vertragsmähig be 
jtellten Schieds- und Austragsgerichte innerlich waren, jo Eonnten fie doch in 
denjelben Verbänden neben jenen vorkommen oder jih mit ihnen ver: 
binden 89. 

i. Auch eine eigentlibe Regierungsgewalt jtand den Cinungskör- 
perichaften zu, indem fie pofitive Mafregeln für die öffentlichen und einbeit- 





54) Bol. 3. B. über die Gefeßgebung der Hanfa Th. I ©. 467 N. 16 (dem 
willekor, den de stede u. de mene kopman ghesad heft; die Städte „setten 
of ordenerden“), N. 17 (ghesette; des dudeschen rechts), 468, 470 N. 32 u. 
476 N. 46; über die Gejepgebung des rhein. Bundes ib. 477 N. 54; den „Ab- 
ſchied“ des rhein. Städtebundtages v. 1387 3. Speier b. Weizfäder a. a. D. 551 f.; 
die Beichlüße ib. 475. 492. 567. 582. Ueber die Schweizer Bundesgefebgebung 
zb. I ©. 583. — Auch oben N. 76 zu $ 28. 

52) Bol. oben Note 30—39. 

53) Mol, über dies Alles Th. I. 462. 477 N. 49 u. 480. 484 N. 78, 488, 
494 N. 48—50. 499 N. 70. 508. 513. 550. 555. 563. 

54) Bol. 3. B. oben $ 28 N. 94. 
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lichen Zwecke des Verbandes beichließen und durch ihre Organe ausführen 
konnten. Inſoweit war der Bund als folder das Subjekt einer beberrichen- 
den und zwingenden Gewalt gegen jeden ihm widerftrebenden Einzelmillen. 
Und das einzelne Mitzlied fchulvete dem Bunde und feinen Behörden die 
eidlich befräftigte Bundestreue und einen mitunter ftreng aufgefaßten Gehor- 
jam, war aljo einer politiihen Herrichaftsgewalt unterworfen ®). Allein dies 
Alles hatte da, wo das Recht der Vielheit begann, feine verfaßungsmäßige 
Grenze, jenjeit welcher die durch Berollmächtigte vermittelte gemeinichaft- 
lihe Geſchäftsführung neben der Bundesregierung, das übereinitimmende 
Sonderintereffe Aller neben dem Bundeswohl, die folleftive Verbindung von 
Einzelwillen neben ihrem tbeilweifen Aufgehen in einem höheren Gemeinwille.ı 
zur Geltung fam 56), 

k. Insbeſondere trat im Heerweſen der meilten Einungsgenoßen« 
ihaften fait überall eine Miihung von Cinheitsreht und gemeinjchartlichem 
Vielheitsrecht hervor. Die einer bloßen Gemeinſchaft entiprehende Vertrags: 
pfliht, mit einem beitimmten Kontingent von Mannſchaften, Schiffen u. ſ. w 
in gewißen vorausbrftimniten Fällen den bedrohten und zur Hülfe mahnen- 
den Bundesgenohen zu unterjtügen, fteigerte fich in ausgeprägten Bundes— 
gemeinwejen zu einer mehr oder minder intenfiven Deerespflicht der Glieder 
gezen das Ganze. Dem entſprach dann ein mehr oder minder einheitliches 
Bundesheer, weldes von der Bundesgewalt als folder einberufen und ver- 
wandt, einem von ihr ernannten Oberbefehlehaber unterftellt und ſchon äußer— 
lih durh ein befonveres Banner ald Einbeit gekennzeichnet wurde. Immer 
aber blieb ein jolches Heer aus den Kontingenten der einzelnen Glieder zu- 
ſammengeſetzt, bezüglich welcher das vielbeitlihe und individuelle Princip in 
der ganzen Cimichtung und Führung und jedenfalls darin in Kraft blieb, 
daß die Art und Weiſe ihrer Aufbringung, Ausrüftung und Beſoldung durd;- 
aus den betreffenden Kontingentsherrn anbeimgeyeben war. So war z. B. 
nicht nur im der Hana, der Eidgenoßenſchaft und andern Bünden, die über: 
haupt nur eine loſe Gejammtheeresorganifation hatten 57), jondern aud in 
dem ſchwäbiſchen Stättebunde der Jahre 1376—1386 und dem jpäteren 
grogen ſchwäbiſchen Bunde, in welden im Webrigen eine jehr ausgebildete 
und einheitliche Kriegs- und Kriegsiteuewerfaßung beftand ®%). Ebenſo wurden 
die Landfriedensheere und in noch höherem Maße die Deere der Adels- und 
Ritterkünde, jowie die landichaftlichen Heere nah dem Princip bunvesitaat- 
liher Einheit aufgeboten und verwendet, organifirt und geführt, während 


55) Vol. Th. I. 462. 467 N. 17. 470. 4T5—476. 479 f. 434. 495 N. 56. 
549. 5öl f. 553 f. 563 f. 

6) Inſofern werben nur gemeinfame Angelegenheiten gemeinfam betrieben, 
„communibus expensis et laboribus“, wie es Th. I ©. 499 heißt. 

#7) Th. I. 468—469. 480 f. 580. 

58) Th. I. 484 N. 77 u. 513. 
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gleihwol ihre Grundlage die Kontingentsverfagung blieb 9). Und alle ſolche 
Bundesheere waren gleich verfchieden von dem einheitlichen Heer einer Stadt 
oder eines Fürflen und von den auf Grund eines Allianzvertraged zu einzel- 
nen Zweden zujammengeworfenen Heeren verbündeter Kandesherrn. 

l. Ganz ähnlich verhielt es fih mit dem Haushalt der Bünde, Die 
der bloßen Gemeinjhaft entjprechenden Grundfäße der Aufbringung und Ver— 
wendung gemeinfamer Mittel für gemeinfame Zwede blieben vielfah aud in 
Einungen mit ausgeprägter Perjönlichkeit in Kraft, während andrerjeits der 
gemeinjchaftliche Fonds zu einer dem Bunde gehörigen und nur für feine 
Zwede beitimmten Bundesfaffe, die Beitragspflicht ver Glieder zu einer 
wahren Bundesftenerpflicht, die gemeinfame Verwendung zu einer einheitlichen 
Beitreitung wiederfehrender Bundesausgaben vielfach gefteigert wurde. 

Sp hatten 3. B. alle kräftigeren Bünde, wie der rheinifche Städtebund, 
die Hanja, der ſchwäbiſche Bund, das unbeftrittene Recht zur Ausjchreibung 
von Bundesiteuern 6%) Allein während die dergeitalt von den Einzelnen für 
das Ganze aufzubringenden Mittel in vielen Bünden in eine Bundeskaffe 
abgeführt, hier als das bewegliche Eigenthum der Bundesperjönlichkeit be- 
trachtet und demgemäß von den Bundesorganen unter bundesverfaßungsmägi- 
ger Kontrolle verwaltet und für Bundeszwede ausgegeben wurden: fehlte es 
3. B. der Hanfa zwar nicht an der Steuergewalt, wol aber an einer Bundes- 
fafje und einem Bundeshaushalt. Die Erhebung und Verwendung der von 
der Hanja auögejchriebenen Steuern für Hanfazwede wurde daher gar nicht 
durch einen dazwifchenliegenden Eigenthumserwerb des Bundes vermittelt: 
jondern die jtenernde oder die Steuer dei fi einziehende Stadt verausgabte 
bad Geld unmittelbar für. den Steuerzwed jelbit und es fand demnächſt 
nach aufgeftellten Rechnungen und Gegenrehnungen durh Ausgleihungen 
und Ueberweifungen eine verhältnigmäßige Vertheilung der Laften und Vor— 
theile jtatt., Während aljo in Bezug auf die Steuergewalt das Princip der 
Einheit durchgeführt war, glaubte man in Bezug auf den gemeinjamen Haus» 
halt mit den Grundjäßen einer Geihäftsführung der Einzelnen für die 
Anderen ausfommen zu fönnen. 

In vielen andern Eidgenofenjhaften und Friedendeinungen verhielt es 
ſich ähnlich oder das Recht der Vielheit jtand noch mehr im Vordergrunde ®), 





9, Dben Note 17—18; Th. I ©. 494. 513. 566 Note 148. 

60) Th. I. 469. 480, 484. 513. Url, vw. 1255 b. Pertz II, 373: eine 
Bundeöfteuer wird ausgeichrieben, de qua edificabitur domus pacis. Schaab 
a. a. D. I. 94: der rhein. Landfriede errichtet einen Rheinzoll durch gemein gut 
u. nutze der lute u. des landes. Landfr. v. 1379 b. Weizjäder a.a. DO. 244: 
die Siebener des Landfrieden follen Geldbeiträge erheben. 

61) Vgl. über die gemeine Kaffe der Ritterbünde und die von den Einzelnen 
„in commune“ oder „in die gemeyne gesellschaft“ zu leiftenden Beiträge Th. I 
©. 496 N. 61—62. 
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während umgefehrt bei den Landftänden aus einer Anfangs nur kollektiven Be- 
willigung, Sammlung und Verwendung der im Grunde von jedem einzelnen 
Stande frei für ſich allein bewilligten Beiträge mehr und mehr eine Steuer: 
erhebung und Steuerbewilligung im Namen des ganzen Landes, ein Landes- 
haushalt, eine Landeskaſſe und ein Landesſchuldenweſen hervorwuchien 62). 

m. Jede Einungsgenoßenſchaft war endlih vermögensfähig, es 
konnten ſich aber auch bier Einheitsrecht der juriftischen Perfon und gemein- 
jchaftlihes Bermögensreht der Glieder mit einander verbinden. So ent- 
kehrte die Hanfa, wie eben erwähnt ift, einer Bundeskaſſe und eines beweg- 
lichen Bundeseigenthums: dagegen hatte fie an Kaufhöfen und Niederlaßungen 
in der Fremde, jofern diefelben nicht bejonderen Gilden gehörten, und an ein- 
zelnen eroberten und verpfändeten Schlößern und Burgen ein unbewegliches 
Bundeseigenthbum, woran die Einzelftädte durchaus nur ald Bundesglieder und 
mit feinerlei Sonderrecht Theil nahmen 8e). Im der jchweizer Eidgenoßen- 
ſchaft umgekehrt gab es fein Bundeseigenthum, fondern aud die fogenannten 
gemeinen Bogteien und Herrichaften waren nur ein Miteigentfum der bei 
ihrer Erwerbung betheiligt gewejenen Orte. Waren died alle Bundesglieder, 
jo erlangten gleihwol die jpäter aufgenommenen eidgenöhiichen Orte feinen 
Antheil daran. Die Verwaltung erfolgte durchaus im individuellen Intereſſe 
der berechtigten Kantone, wobei nur dadurch, dab dies eine Mehrheit von 
Gemeinwejen war, nähere Beitimmungen über die Beſtellung des Berwalters 
und über die Vertheilung der Revenüen erforderlihd wurden. In der Regel 
jandte nah einer fogenannten Kehrordnung jeder mitregierende Ort einen 
Landvogt auf unbeftimmte Zeit (meift 2 Jahre) in das betreffende Herr- 
Ihaftögebiet, der die Anführung im Kriege und die oberfte Gerichtögewalt 
übte und die Einkünfte bezog. Auf bejonderen Tagſatzungen aber der im 
Miteigenthum ftehenden Orte wurde die Auffiht über diefe Vögte geführt, 
die Rechnung ihnen abgenommen und der nach Abzug der. Berwaltungs- 


2) Th. I. 547 N. 51. 550. 569571. 

63) Th. I ©. 476. Doch waren die Eigenthumsverhältniße an auswärtigen 
Kaufhöfen oft ftreitig, befonderse am Londoner Stalhof. Bol. Tappenberg, 
Stalhof 1. 152. In den Urkunden erſcheint bald die deutſche Gilde in London 
als freie Eigenthümerin (3. B. 1446 ib. II. 70: mercatoribus Alemannie, illis 
videl. qui habent domum in civitate L. que Gildhalla Theutonicorum vulg. 
nuncupatur; ebenfo ©. 140 f. 179. 180. 183. 184), bald fie oder ihr Vorſtand 
nur als’BVerwalter eines der gemeinen Hanfa gehörigen Eigenthums (3. B. 1438 
ib. 61: aldermannus seniores et jurati communis mercatorum Hanze teutho- 
nice Londonie residentium; 1594 ib. 186: Quittung bed Londoner Stabtlämme- 
rerd über Geldempfang de mercatoribus Alemannie existentibus sub et de con- 
federatione, liga et societate Hanze Teutonice habente domum in civitate L. 
vulg. nuncupatam le Stillhoffe). 

u. 54 
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foften ſich ergebende Ueberſchuß der Einkünfte vertheilt &). — In vielen 
Bünden und Landfrieden, war ausdrüclich bedungen, daß. von dem, was an 
Städten, Burgen, Privilegien und Freiheiten mit Bundesmitteln erworben 
wurde, Beitimmtes dem Bunde verbleiben, das Andere aber unter die Ge- 
noßen zu gleichen Theilen oder nah Mannzahl getheilt werden ſollte 6), 
Und in mannichfacher Weije fonnte an demjelben DBermögensinbegriff, an 
welchem ein Eigenthum oder Recht der Gejammtperjönlichkeit anerfannt war, 
zugleich eine Summe jelbjtändiger Sonderrechte der Glieder zur Geltung 
fommen, 

3. War nun aber die Perjönlichkeit einer Cinung in größerem oder 
geringerem Umfange durchgeführt, jo ergaben fich in Bezug auf die Befchaffen- 
heit dieſer Perjönlichkeit möglicherweife neue Unterjchiede, welche fich mit 
dem ungleichartigen Verhältniß von Einheits- und Vielheitsrecht mannichfach 
freuzen konnten. 

a. Zunächſt war es von Wichtigkeit, ob und wie weit die Einheit des 
Verbandes als freie Willensihöpfung, ob und wie weit als höhere Noth- 
wendigfeit erjchien; ob und wie weit aljo eine gewillfürte oder eine 
Zwangsgenoßenſchaft vorlag. 

Urjprüngliche Grundlage der politiihen Einungen war der freie Willens» 
entihlug einer fih als Einheit jegenden Geſammtheit oder etwa auch die 
nachträgliche Annahme eines folchen in der Vergangenheit liegenden Begrün- 
dungsaktes. So entitand ein gewillfürter politifcher Körper, deſſen 
Erijtenz vom Willen beliebig bejaht oder verneint werden fonnte. Sehr viele 
Bundes, Randfriedend- und Ständevereinigungen wurden fogar nur auf Zeit 
oder Kündigung errichtet und hatten trogdem einen korporativen Charakter. 
Andere beftanden für unbeftimmte Zeit, es wurde aber nie in Zweifel ge 
zogen, daß, wie ein Fonjtituirender Beſchluß ihnen das Dafein gegeben hatte, 
ein freier Auflöſungsbeſchluß es ihnen jederzeit nehmen Fonnte. Und ebenjo 
blieb dann hier für jedes einzelne Mitglied der Eintritt wie der Austritt 
Sache des freien Willens 6%). 

Allein in Folge dauernder gejchichtlich » politiicher Bedeutung brach ſich 
bei vielen Einungsgenoßenſchaften eine andere Auffagung Bahn. Shre 
Eriftenz erichien ald das Produkt eines gejchichtlihen Werdens und als eine 
tem menjchlichen Belieben entzogene Nothwendigkeit. Nicht das Ob, 
fondern nur das Mie ded einheitlichen Körperjchaftlichen Lebens jchien den 
Gegenftand aller und jelbjt der älteften Bereinigungsbejchlüße zu bilden. 
Bundesverträge, Vereinigungen und Verſchwörungen ftellten ſich nicht mehr 


%), Blumer a. a. O. I. 296 f. 346— 349. 

65) Th. I. 469. 495 N. 54. 

6 Vol. bei. Th. I. 462 N, 9. 464 N. 8. 198 N. 44. 504. Oben 
Note 22. 
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ald Fonftituirende Akte dar, vermöge welder ein bis dabin ungebundener und 
nun erit fi bindender Bielbeitswille ſich als Ginheit jeßte, fondern als 
formgebende Verfaßungsgeſetze, durch welche der bereits Fonjtituirte und or- 
ganifirte Gemeinwille über feine Dajeinsmodalitäten Verfügung traf. Unter 
dieſem Geſichtspunkt erjhienen dann oft die nach Ablauf einer urjprünglich 
gejegten Zeitfrift neu errichteten DBundesverträge als bloße Verlängerungen, 
die auch ſonſt häufigen Bundeserneuerungen ald Berfagungsrevifionen, die 
den Verband Fräftigenden Ginungen über weitere Punkte als Verftärfungen, 
die den Bund räumlich ausdehnenden Konföderationen ald Erweiterungen 
einer alten und mit fich jelbit identiich bleibenden Bundeseinheit 6°), Ein 
ſolches die Jahrhunderte überdauerndes und nur die Lebensformen wechjelu- 
des Bundesgemeinweien erſchien dann auch nicht mehr als beliebig auflösbar, 
fondern nahm ausdrüdlich oder ftillichweigend den Charakter einer unauflös- 
lichen und ewigen, die vergangenen und kommenden Gejchlechter verfnüpfen- 
den Allgemeinheit an 88). Und wie fi dann das einzelne Glied dem Ber- 
bande nicht ohne Unrecht willfürlic entziehen konnte, jo jchien jogar ſchon 
von Rechtswegen jede dem Machtgebiet des Bundes äußerlich angehörige poli- 
tiſche Machteinheit der betreffenden Gattung jener höheren Willenseinheit unter- 
worfen zu jein und konnte im Nothfall in den Verband bineingezwungen 
werden 6°), 

Eine jolde Steigerung zu nothwendigen und zwingenden Gemeinweſen 
erfuhren 3. B. die großen Städtebünde, die Hanja, der ſchwäbiſche Bund, 
die fchweizer Eidgenoßenſchaft, die zu Ritterſchaften fih ummandelnden Ritter- 
gejellichaften, manche Landfriedensbünde und vor Allem die landſtändiſchen 
Körperichaften. Sie Alle traten aus der Reihe blos gewillfürter Einungen 
im Laufe der Zeit heraus. 

b. Im Zujammenhange hiermit ftand der weitere Unterjchied, ob die 
Gefammtperfönlichkeit eines Verbandes ihrem Weſen nad) nur durch die ver- 
bundene Perfonengefammtheit beftimmt wurde, oder ob ein bejtimmtes Gebiet 
zu ihrem glei wejentlihen und in ihrem Begriff mit enthaltenen Subſtrat 
wurde. Je mehr fi das Ganze einem Zwangsgemeinwejen über den Ein- 
zelnen näherte, deſto fefter verwuchs es mit einem Gejammtterritorium, einem 
Bundesgebiet, einem Priedensbezirke oder einem Lande 79). 


7) Bol. z. B. Th. I. 468. 470 N. 29. 472. 481— 483. 496. 503 f., bei. 
N. 17. 513 f.; ganz befonders aber 541 f. u. 555—561. 

68) Bol. z. B. Th. IS. 472 N. 39. 479. 548 N. 60. 

9) Vgl. bei. iiber den rhein. Bund TH. I. 478 N. 56 u. 502 m. über bie 
Sandfrieden ib. 506 N. 16—17. Ferner Über die Iandjchaftlichen Vereinigungen, 
von denen fid) Niemand löjen oder fondern follte ober welche Doch den Austreten- 
den als Ausländer behandeln wollten, ib. 551 N. 77. 553 N. 85. 554. 562 
N. 185. 

ꝛo) Bol. Th. 1. 506. 530 f. 562. 

54* 
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c. Bon entjcheidender Bedeutung für das Weſen der Bundesperfönlich- 
feit war es ferner, ob fie, wie dies ber frei gewollten und rein perjönlichen 
Föderation entjprach, für die in ihr enthaltenen Gemeinweſen und ſonſtigen 
Machteinheiten nur eine äußere Willensverbindung blieb, oder ob fie in 
irgend einem Punkte in das Innere ihrer Glieder hineinragte, daher die 
Geſchloßenheit derjelben irgendwie durchbrach und für deren einzelne Bürger 
oder Unterthanen irgendwelche Unmittelbarkeit erlangte. Soweit das Leßtere 
der Fall war, hatten offenbar die engeren Gemeinwejen und Machteinheiten 
von ihrer ftaatlihen Natur etwas auf und an das Ganze abgegeben. In 
den Fräftigeren Bünden nun aber zeigt fi in der That, obwol ſtets in be- 
ſchränktem Umfange, eine Macht der Gejammtperjönlichkeit über das innere 
Leben der verbündeten Städte und Herrihaften, ein Recht der Einmiſchung 
in Verfaßungöftreitigfeiten, eine die einzelnen Bürger oder Unterthanen 
unmittelbar bindende Bundesgewalt und Bundesgejeßgebung, und manches 
Aehnliche "). Und noch entjchiedener durchbricht die landſtändiſche Ent- 
wicklung das Princip der ftaatlihen Gejchloßenheit der einzelnen Landes» 
glieder und überträgt auf die gemeine Landſchaft eine Fülle von ſtaatlichem 
Recht??). 

d. Unauflöslich endlich war mit allen diejen Unterjchieven der Wejens- 
unterjhied verfnüpft, ob die Gejammtperjönlichkeit nur ein Mittel für die 
Sndividualzwede der Glieder, ob fie vielmehr zugleich fich ſelbſt Zwed war. 
Dem mittelalterlihen Einungsweſen war es charakteriſtiſch, daß alle politijchen 
Einungskörperjchaften auf den höheren Entwidlungsftufen zwar einerjeit3 den 
genoßenſchaftlichen Charakter eined Berbandes beibehielten, der dem gemeinen 
Wohle aller verbündeten Einzelnen zu dienen bejtimmt war, andererjeits aber 
zu höheren Allgemeinheiten mit jelbjtändigen, rein öffentlihen Daſeinszwecken 
emporwuchien. Indem dann hier das erite und nächſte Ziel des Forporativen 
Lebens ein von der Summe aller Intividualzwede durchaus verjchiedener all- 
gemeiner Zwed war und von allen Gliedern zu Gunften diejer höheren Ein- 
heit Unterwerfung und Opfer gefordert wurden, ftellte fih das Ganze als ein 
wahres Gemeinwejen in dem früher entwicelten Sinne dar. Denn die Ge 
jammtperjönlichfeit war eine der Gejammtheit immanente, aber jelbjtändige 
Einheit, welche zunächſt um ihres eigenen einheitlichen Zweckes willen bejtand 
und injoweit ihre Glieder zu Mitteln eines höheren Zwecks herabjegte, in 


21) Bol. über die Einmifchung der Hanfa in innere Angelegenheiten ber Stäbte 
Th. I. 470—471 u. $ 56; über die Einmifchungsrechte des jchwäbifhen Bundes 
ib. 484 N. 77; über die eidgenößiſche Dazwifchenkunft 533. Charakteriftiich ift ed auch, 
wenn in den Städten bed rheinifchen Bundes jeder neu eintretende einzelne Rath- 
mann dem Bunde ſchwören foll, ib. 482 ©. 63. 

122) Pol. Th. I. 549 (wonach Fein Stand ohne den Willen ber anderen ſich 
gegen das Landesrecht Auflagen machen laßen darf). 563-572, 


8 33. Der Staatäbegriff. 853 


zweiter Linie aber die übereinitimmenden Sonderzwede der Glieder als ihren 
eignen Zweck anjah und infoweit ſelbſt dem einzelnen Gliedern als Mittel 
Diente 73), 

4. Nah allem Diejem ift die Bedeutung des politifchen Einungsweſens 
für die Ausdehnung des Stantöbegriffes leicht zu bezeichnen. Die Möglichkeit 
einer bundesftaatlihen Einheit wurde erkannt, aber nur in beichränfter 
Weiſe verwirklicht. 

Soweit eine eigene Perjönlichkeit des Verbandes überhaupt nicht mit 
Entichiedenheit ausgeprägt, oder ſoweit Died zwar der Fall, die Vertrags oder 
Gemeinjhaftsauffagung aber für eine Reihe von Beziehungen troßdem durch— 
geführt war, lagen überhaupt oder in den betreffenden Beziehungen feine - 
ftaatsrechtlihen, fondern völkerrechtliche und privatrechtliche Verhältnige vor. 
Denn die einzelnen Gemeinwejen und ſonſtigen Madteinheiten kamen hier 
lediglich als jelbftändige Individualitäten, als in fi abgeichloßene Perjonen 
in Betradt. 

Aber auch die Anerkennung eines Verbandes ale Perfon ftempelt ihn 
feinedwegs notbwendig und durchwez zu einer ftaatlidhen Einheit. Soweit 
vielmehr die Perjönlichkeit des Ganzen nur ein Mittel für die individuellen 
Zwede der Glieder iſt, ald Geihöpf und Spielball des freien Willens er- 
fcheint, Die ftaatlihe Gejchloßenheit der Genofen unangetaftet läßt und der 
feften und nothwendigen Gebietögrundlage entbehrt, ift fie zwar aus ftaat- 
lihen Faktoren zufammengejegt, jelbit aber Fein Staat, fondern nur ein 

3) So find die meiften Bünde zwar um bed gemeinen Vortheild der Glieder 
willen, zugleich aber für die öffentlichen Zwecke des Friebend, des Rechtes und ber 
Volkswohlfahrt errichtet. Vgl. 3. B. den Bund ber hanfifchen Seeftädte v. 1293 
u. 1296 in Tb. I ©. 465 N. 9, welcher geichlofen iſt ob bonum pacis et uti- 
litatem mercatorum communium. Dal. über die Zwede ber Hanſa ib. 475 f. 
Am Mräftigften tritt der felbftändige und höhere Bundeszwed bei der Er« 
richtung des rheinifhen Bundes hervor, welche beſteht propter culturam 
pacis et justiciae observationem; ober ad honorem dei et s. matris 
ecclesiae necnon sacri imperü ... et ad communem utilitatem equa- 
liter divitibus et pauperibus; oder ad salutem totius populi et terre, pro 
patriae salute; vgl. ib. 477 N. 49 u. 54. Ebenfo dienen bie Yandfrieben dem 
öffentlichen Frieden und Recht, dem gemeinen Volkswohl, dem Reich und ber Kirche, 
find aber zugleich Vereinigungen für bie beßere Durchführung der Einzelzwede ihrer 
Glieder. Vgl. auch über die verfchiedenartigen Zwede ber Nittergeiellichaften Th. I. 
494 N. 45—47; der Bauerfchaften ib. 499 f.; des ſchwäbiſchen Bundes 512 f. — 
Am Harften endlich tritt bei den landftändifchen Einungen ber doppelte Daſeins— 
zwed ber Körperichaft hervor, die Wahrung der gemeinfamen Rechte und Freiheiten 
der Stände ſowie ihren genohenfchaftlichen Zufammenbang zu vermitteln, und dem 
öffentlichen Wohl, dem Recht und ber Freiheit des Landes, Reichen und Armen 
gemeinlih, dem gemeinen Lande ır. |. m. zu dienen; vgl. Th. 1. 549552. 555 
(„um des gemeinen Landes willen‘) u. bei. ©. 577 N. 186 u. 197. 
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völferrecdhtliher oder privatrehtliher Körper. Denn fie ericheint 
bier nicht als für fich beitehende und zur Perjon erhobene höchſte Allgemein- 
heit, jondern als eine für andere Gemeinheiten bejtehende und als Perjon 
anerkannte genoßenfchaftlihe Veranftaltung zur Erreihung gemeinjchaftlicher 
Zwede. Es liegt mithin zwar ein völferrechtliher Staatenbund, aber nicht 
ein Bundesitaat vor. Und jofern ein folder Verband ſich jeinerjeits einem 
ihm übergeordneten Staate einfügt, wird er in ihm nicht zu einem als ge- 
noßenjchaftliched Gemeinwejen organifirten Staatögliede, jondern zu einer 
privatrechtlichen Körperjchaft, deren Mitgliedihaft nur nebenbei zugleich poli« 
tiſche Rechte giebt. 

Soweit dagegen eine Einungskörperſchaft als für fich beftehende Perjon 
mit felbftändigen Daſeinszwecken über die Glieder tritt und von ihnen Unter» 
werfung und Opfer fordert, ald geihichtlich gegebene und dauernde Erijtenz 
eine höhere Willensordnung darſtellt, mit einem bejtimmten Gebiet als 
Zwangsgenokenjchaft verwächſt und die jtantlihe Geſchloßenheit der engeren 
Einheiten durchbricht, ift fie eine ftantsrehtliche Körperichaft. Es Liegt 
aljo im Verhältnig zu den Gliedern ein wirklicher Bundesſtaat vor, der als 
höhere Allgemeinheit über dem Sonderleben eine Sphäre gefammtjtaatlichen 
Gemeinlebens erzeugt. Und jofern fih ein joldher Verband einem ihm über: 
geordneten Staate einfügt, bleibt er ein zufammengejegtes Gemeinwejen jtaat- 
licher Art, das nur jeinerfeit3? wiederum für eine Reihe von Beziehungen 
Glied einer umfaßenden ftaatlihen Einheit geworden iſt. 

Der Staatöbegriff ift hier alfo zu dem Begriff eines bundesitant- 
lihen Gemeinwejens erweitert, einem Begriff, der mit dem Stadtbegriff 
alle Merkmale des ftaatlichen Gemeinwejend gemein hat, fih aber von ihm 
durch die nur bundesftaatliche Einheit des Ganzen unterjcheidet. Das Stant- 
liche ift hier getheilt. Nur einige fei es viele fei ed wenige ſtaatliche Rechte 
find bei der Bundesperfönlichkeit, die andern bei den verbündeten Perjönlich- 
feiten der Glieder. Sowol das Ganze wie jedes Glied für fih find ftaat- 
liche Gemeinweien: Staat ſchlechthin aber ift weder das Ganze noch find es 
die Glieder, Vielmehr wird der volle Stantöbegriff im Sinne der höchſten 
und in fi abgejhlogenen Allgemeinperjönlichkeit erft durch die organische Zu- 
ſammenfaßung ded Bundeögemeinwejens und der Einzelgemeinwejen erjchöpft. 

Bis zu irgend einem Punkte hatten nun offenbar in der Blüthezeit des 
mittelalterlihen Einungsweſens alle entwidelteren Bünde, Eidgenohenichaften, 
Landfrieden, Ständekörper und Landſchaften bundesitaatlihe Natur. Und die 
allgemeine Bewegung gieng auf Kräftigung und Verdichtung der geſammt— 
ftaatlichen Einheiten. Allein im Ganzen war doch erft in unzureichender 
Weiſe der jo ausgedehnte Stantöbegriff über größere Gebiete verwirklicht, ala 
jene Bewegung vermöge ihrer in der ftändijchen Bafis gegebenen inneren 
Schwäche in Stodung gerieth und endlih rücdwärts fchritt. Und nun be 
ihleunigte und erleichterte diejelbe Dehnbarkeit des deutſchen Körperſchafts— 
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begriffes, welche bisher der geitaltenden und erpanfiven Kraft des föderativen 
Princips freie Bahn in der Erzeugung der mannichfachiten lebensvollen Bil- 
dungen geſchaffen hatte, die zum privilegiirten Korporationswefen hintreibende 
verengernde und verfnöchernde Richtung. Denn in demfelben äußeren Rahmen 
fonnte eine an Gemeinfinn überreiche Zeit jelbft ohne formale Grundlage dem 
Ganzen überall geben, was des Ganzen war, und eine Zeit des fiegenden 
forporativen Egoismus mehr und mehr alle politiichen Gejammtperjönlichkeiten 
zu bloßen Mitteln jür übereinftimmende ‚Sonderintereffen herabiegen. 

V. So war es denn der Yandesftaat, welder mit feiner fräftigeren 
centralifirten und ungetheilten Einheit allmälig fait ausſchließlich die Fort- 
und Durchführung des deutſchen Staatöbegriffs für umfahendere Gebiete 
übernahm. i 

Der Stantöbegriff des Landesitants war jedoeh, wie früher ausführlich 
gezeigt ift, zumächit Eeineswegs der Begriff eines rein obrigfeitlichen Staats. 
Er fam vielmehr zuwörderft als der Begriff eines aus Pandesgemeinde und 
Landesobrigkeit zuſammengeſetzten Landesweſens zur Entſtehung. Erſt ipäter 
wurde er mehr und mehr zum reinen Obrigkeitsſtaat. Auch für dieſe Ent— 
widlung aber gab das früher entwickelte ftädtiiche Gemeinweien nach ver- 
ichiedenen Seiten hin das äußere und innere Vorbild ber ”4). 

1. Der ſtändiſche Landesſtaat des Mittelalterd war ein zwei— 
gliedriges Landesweien. Er beitand aus der Kandesgemeinde und der Landes» 
obrigfeit, welche jede für fich eine eigene Nechtöperjönlichfeit waren, durch 
die Zandesverfahung aber ſich zu einer höheren Landesperjönlichfeit verbanden. 

a. Die Landesgemeinde oder Landſchaft war ein bundesitantliches 
Gemeinwejen. Die Grundlage diejes Gemeinmwejend bildeten das Landesgebiet 
einerjeit3? und der durch das inungsweien geitaltete Verband der po— 
litiichen Machteinheiten des Landes andrerfeitt. Diefe Machteinheiten 
waren unter ſich ungleichartig, indem fie theild Gemeinwejen theild Herr— 
ſchaftsverbände waren. Die ſtädtiſchen Gemeinweſen, welche durch ihren 
Hinzutritt zu den alten Ritter- und Hoftagen der Landſchaft erſt den 
neuen korporativen Stempel aufprägten, ſowie die etwa betheiligten Amts— 
oder Bauergemeinweſen traten als engere Geſammtperſönlichkeiten in den Ver— 
band. Aber auch die Herren, Prälaten und Ritter erſchienen bald neben den 
Städten nicht als bloße Einzelperſonen, ſondern als Häupter der von ihnen 
nur dargeſtellten politiſchen Verbände. So konnten trotz ihrer Ungleichartig— 
keit die Mitglieder der Landesgemeinde als kleine ſtaatliche Machteinheiten in 
dem Begriff der „Stände“ einander gleichgeſetzt werden. Die Stände waren 
nun aber wiederum uicht eine vom Lande verſchiedene Körperſchaft, ſondern 


’) Für das Folgende wird durchaus auf Th. I $ 51, 60 u. 61lverwieſen, 
woraus bier nur Das Faeit bezüglich des Begriffes einer idealen Perfönlichkeit ger 
zogen wird. 
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ftellten al8 Vollbürger der Landesgemeinde in fi) das ganze Land und daher 
alle anderen ald Schußbürger von ihnen vertretenen Landesangehörigen dar. 
Weiter gliederten ſich ſodann zunächit die unter fich gleichartigen und zum 
Theil auch die räumlich zujammengehörigen Stände zu engeren Körpern, 
welche fi erft auf der oberften Stufe zum Gefammtförper der Landſchaft 
verbanden. Der jo zujammengefeßte und gegliederte Landeskörper aber 
wurde durch die Landeöverfahung zum belebten Organismus, indem ald Haupt- 
organe die ſtändiſchen Verſammlungen Eonftituirt, überdies aber Vorſtände, 
Ausſchüße, Räthe, ſtändiſche Gerichte u. |. w. mit wichtigen forporativen 
Funktionen betraut wurden. Und jo endlich war ed möglich, das diefem Gan- 
zen innewohnende zugleich gemeinheitlihe und einheitliche Weſen ald Perjon 
zu feßen. 

Die landihaftlihe Körperjchaft war gleich der Stabt eine Gefammtper- 
fönlichkeit und unterjchied fi von jener nur durch ihre bundesitaatliche Natur, 
vermöge beren fie nur einiges Staatliche den Gliedern abnahm. Soweit aber 
die allgemeinen Landesangelegenheiten reichten, war fie nach außen und innen 
ein ftantlihes und privatrechtliches Subjeft und wollte und handelte durch 
verfaßungsmäßige Organe als freied und jelbitändiges, nur durch das Recht 
gebundened Gemeinwejen. Durchaus ald eine politifhe Perfon daher war die 
Landſchaft dem Landesherrn gegenüber die Inhaberin der Landesfreiheiten und 
ded Landesrechts und konnte mit ihm, neben ihm oder ftatt feiner Kriege 
führen, Frieden und Bündniße fhliegen, ftreiten und verhandeln, richten und 
regieren. Als höhere Allgemeinperjönlichkeit ferner trat fie den einzelnen 
Landesgenoßen mit rechtöerzeugender, richtender und regierender Gewalt gegen- 
über, vertrat und jchüßte fie, und band fie dafür ihrerjeitd durch ihre Beſchlüße 
und Anordnungen. Und als bejondere ftantlihe Körperichaft hatte fie ihr 
Landesfiegel, einer Landeshaushalt, ein beſonderes Steuer- und Schulven- 
weſen, eine landſchaftliche Kafje und ein eigenes bewegliches und unbewegliches 
Vermögen. 

b. Ueber der jo fonjtituirten Landeögemeinde nun aber ftand eine vom 
Landeöheren dargeftellte Landesobrigkeit ald mitberufene und bald über- 
mächtige Trägerin des territorialen Staatsgedankens. Nicht wie einft über 
der Stadt war über der Landſchaft bloß ein Herrichaftsverband alter Art be 
gründet, welcher der Entwiclung des ftaatlihen Gemeinwejend nur einen 
Inbegriff patrimonialer und äußerer Herrſchaftsgerechtſame entgegenzujeßen 
gehabt hätte. Wäre died der Fall gewefen, jo würde die Landichaft aus fich 
allein den Staatögedanken genau ebenjo erzeugt und genau ebenfo ohne den 
Fürften oder troß feiner durchgeführt haben, wie dies die Städte dem Stadt- 
berrn und die Zerritorien gegenüber dem Reiche thaten. Der Landeöherr 
aber, wenn er Anfangs in der That nichts ald der Inhaber mannichfacher 
dinglicher und perjönlicher, amtlicher und eigener, geliehener und eigenthüm- 
licher Herrjchaftsrechte alter Art gewejen war, wandelte in derſelben Zeit, in 
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welcher die Landſtände fich zur Landeskörperſchaft entwidelten, jenen Rechts- 
fompler in eine äußerlich und innerlih gejhloßene Staatögewalt um. Indem 
er mehr und mehr fih ald den Träger einer ihrem Begriff nah ein- 
beitlihen, unveräußerlihen und untheilbaren Landesobrigkeit anjah und durch— 
jegte, wurde er zugleich zu dem hervorragenden Träger und Bildner des terri- 
torialen Staats. 

Der Landesherr ald der aus eignem Recht berufene Träger ber Landes» 
obrigfeit war nicht mehr ein Herr alter Art: es wurde vielmehr an ihm be 
grifflih und mehr und mehr auch thatſächlich das doppelte Merkmal gejcie- 
den, daß er Perjon für fih und daß er das Haupt und der Repraejentant 
einer bejonderen obrigkeitlichen Verbandseinheit war. Die Lanbesherrlichkeit 
ald ſolche, die den Wechſel der Gejchlechter und Zeiten überbauernde ideale 
Einheit des über ein bejtimmtes Land erſtreckten und an ein beitimmtes 
Herrſcherhaus gefnüpften obrigfeitlihen Verbandes war im legten Grunde als 
unſichtbare Perjon das Subjekt der obrigkeitlihen Rechte und Pflichten. Da 
indeß dieſe unfihtbare Einheit gar feine andre Erſcheinungsform als die 
Eine Perjon des Landesherrn hatte und ihr Uebergang auf einen andern 
Landesherrn überdies durch die Forporative Einheit des fürftlichen Haufes 
vermittelt wurde, jo kounte fie mit dem Landesherrn als Landesherrn oder 
doch mit dem regierenden Haufe identijch geſetzt werden. 

Der Gedanke der Landesobrigkeit mit einer Fülle fih aus ihm ergeben- 
der äußerer Veränderungen wurde von den Fürften zunächft dem ftädtifchen 
Gemeinwejen entnommen oder doch unter wejentlihem Einfluß des ftädti- 
ſchen Vorbilds ausgebildet. Allein e8 war nur die eine Seite der ftädtifchen 
Perjönlichkeit, welche hier ihre Fortjegung fand. Die gemeinheitliche Seite 
bes Stadtſtaats blieb für die Entwidlung der Landesobrigkeit gänzlich bedeu- 
tungelos: jeine einheitlihe Seite wirkte um jo fräftiger hinüber. Die 
Landesobrigkeit war glei der Stadt eine jelbitändige, Land und Leute zffr 
organifirten Einheit zujammenfaßende Perjon. Aber fie war feine förper- 
ſchaftliche, jondern eine anftaltliche Perjon, welche fi deshalb nach der andern 
Seite hin mit dem Fanonijhen Anftaltsbegriff und jpäter mit dem römijchen 
Staatöbegriff berührte. ‘Der durch den Landesherrn dargejtellte Allgemein- 
wille war nicht ein zur Einheit organilirter Gejammtwille, jondern ein aus 
fi jelbft oder aus höherer Duelle fließender, für die Gefammtheit jchlechthin 
höherer und äußerer Alleinwille. Die Landesobrigfeit war nicht ein dem 
Volke immanentes Gemeinwejen, fondern eine ihm transcendente, nach Eriftenz 
und Borm ſchlechthin gegebene und unabhängige Herrichaftsordnung. Der 
Landesherr war gleich dem Rath ein Träger obrigfeitliher Gewalt, aber nicht 
gleich ihm ein zugleich vertretendes Forporatives Organ, fondern der jelbft- 
berechtigte Träger einer ftaatsanftaltlichen Obrigkeit. Es gab nicht wie in 
ber Stadt eine Fülle andrer verfafungsmäßig berufener forporativer Organe, 
jondern ein landesherrlicher Beamtenorganismus empfieng von oben her den 


858 Die Ausbreitung des Körperfchaftäbegriffs. 


Beruf zur. Darftellung der obrigfeitlichen Einheit. Die Landesherrn entwickel- 
ten nach ſtädtiſchem Vorbild eine einheitliche und wahrhaft ftaatliche Gejeß- 
gebung und Rechtſprechung; fie bildeten den Begriff der Regierung als der 
pofitiven Fürſorge für das öffentliche Wohl aus; fie ſchufen nach ftädtiicher 
Analogie ein ftnatliches Kriegsweien mit zum Theil auch Außerer Nachbildung 
des Sölönerwejens, der ftehenden Heere und der Feitungsanlagen, ein höchſt 
eingreifendes Polizeiwejen mit feinen vielfachen Verzweigungen, einen einheit- 
lichen Haushalt mit Schulden- und Kreditweien und einer eigentlichen, ind 
bejondere auch indirekten Beſteurung. In allen diefen Beziehungen aber er» 
jegten fie die Selbftverwaltung und Autonomie durch obrigkeitlihe Verwal— 
tung und Verordnung. Und wie den Schlußjtein der ftädtijchen Entwicklung 
die Heritellung eines einheitlichen Stadtbürgerthums bildete, jo war das legte 
Ziel der Landeshoheit die Begründung eines allgemeinen und gleichen Staats- 
bürgertbums, das aber wiederum nur nad) der paffiven Seite ald die un— 
mittelbare Unterwerfung unter die Cine obrigfeitliche Staatdeinheit in dem 
Begriff der Unterthanenjchaft zur Ericheinung Fam. 

Die Landesobrigkeit war nun aber zunächit Feineswegs identiſch mit dem 
Landesitaat: fie war nur deffen verjelbitändigte Spike. Der Begriff des Landes 
daher als einer politiichen Gejammtperjönlichkeit wurde erſt durch die Ver— 
bindung diejer über Land und Leuten Eonftituirten anftaltlichen Einheit einer- 
jeit8 und der aus Rand und Leuten Fonftituirten ſtändiſchen Körperſchaft an- 
drerſeits erſchöpft. 

c. Das Land als Staat war daher eine Geſammtperſönlichkeit, 
welche fih aus einer amnftaltlichen und einer forporativen Einheit zujam- 
menfügte. 

Anfangs durchaus ald unabhängige und allein für fich jelbft beftehende 
politiſche Mächte nebeneinander geftellt, erkannten und betrachteten fi) Lan- 
desherr und Landſchaft unter dem Einfluß ihres theild feindlichen Ringens 
theils friedlichen Zufammenwirfens mehr und mehr als die Glieder eines 
fie beide umfaßenden weiteren und höheren Verbandes. Sie behielten freilich 
ihre eigne und geſchloßene Perjönlichkeit für ihre beionderen Angelegenheiten 
bei: für die höchſten und allgemeinften Beziehungen aber erfhienen fie nun 
als Träger und Glieder des über ihnen beiden ftehenden Landes und das 
Land als eine von ihnen beiden verfchiedene Perjon. An die Stelle jubjef- 
tiver Ginzelverhältnige zwifchen den Fürften und den Ständen trat nun injo- 
weit, als es fih um das organische Lebensgeſetz der Landesperfönlichkeit han- 
delte, eine objektive Norm, und der Begriff einer Landesverfaßung entjtand. 
Landesherr und Landichaft konnten nad wie vor in Bezug auf ihre wolitifche 
Sondermadt in völferrechtlicher Weife ihre beiderfeitigen Individualwillen ftrei- 
tend gegeneinanderftellen und vertragsmäßig binden: joweit es fih aber um das 
Landesverfaßungsrecht als jolches handelte, waren der Sache nad) ihre Strei- 
tigfeiten ein innerer Zwieipalt und ihre Vereinbarungen ein einheitlicher 
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Willensaft des Landesſtaates jelbit. Landesherr und Landſchaft fanden ferner 
nad) wie vor im ihrem Sonderintereffe das nächſte Ziel ihrer Thätigkeit: 
darüber hinaus aber gab es jegt ein Gebiet, auf welchem beide zur Thätig— 
Teit für das öffentliche Landeswohl im Sinne des Staatswohls berufen 
waren. Beide hätten auf Grund ihrer beionderen Verfagung ihre eignen 
Angelegenheiten in eignem Namen zu verwalten: zugleich aber wies ihnen Die 
Landesverfaßung beitimmte ftantliche Funktionen zu, bei deren Erfüllung fie 
das Land als ſolches zur Darftellung brachten. Es gab nun eine Landes: 
gejeggebung, eine Landesregierung, einen Landeshaushalt, in Bezug auf welde 
bald Fürft und Stände zuſammenwirken mußten, bald diefen oder jenem be- 
ftimmte Befugniße einjeitig zuftanden. 

Das Land als eine fo aus zwei Gliedern beitehende Perfon war ein 
wirfliher Staat. Unendlich viel fehlte freilih im Leben an der vollen 
Berwirklihung der Konjequenzen des Staatsbegriffs: aber der Stantsbegriff 
als folder war vorhanden und die Richtung auf jeine Durhführung im 
Leben unverkennbar. Die Landesperiönlichkeit war ein über Land und 
Leuten zu lebendiger und jelbitändiger Einheit verförperter höchiter Allge- 
meinwille.. Nah außen ſchloß fih das Land im ftantlicher Weije gegen 
andre Länder und gegen das Weich jelbit ab, in welchem letzteren die Land» 
jaßen mittelbar wurden und das Yand immer mehr zu einem jelbitändigen 
Regierungs-, Rechts- und Gerichtsförper (wobei auch hier wie in den Städten 
privilegia de non evocando und bald jogar de non appellando eine Rolle 
jpielten) emporwuchs. Nad innen aber wurde das Land als Staat die 
Duelle einer einbeitlihen Gejeßgebung, eined mehr und mehr zujammen- 
hängend geordneten Gerichtöweiens und vor Allem einer öffentlichen Landes— 
verwaltung. Wenn auch die Gedoppeltheit des Kriegsweſens, des Steuer- 
wejend und des ganzen Haushalts zum Theil fortbeftand, jo gelangte doch 
darüber allmälig die Einheit des Landesheeres, der Landesſteuern, des Landes— 
vermögens, der Landesihulden u. j. w. zum Bewußtjein und zur Erſcheinung. 
Nur die Verwaltung jchien noch getrennt. Wie in den Städten ſchloß ſich 
dann auch bier an die Erzeugung der Staatsidee die Umbildung der Rechtd- 
idee an, indem das Gejeß über die Rechte trat, das ſogenannte Xerritorialis 
tätöprincip durchdrang und die Scheidung von üffentlihem und privatem 
Recht begann. Die Landeshoheit ſelbſt wurde als öffentliche Gewalt in 
immer weiterem Umfange der willfürlihen Veräußerung und Theilung und 
dem Privaterbredht entzogen, die öffentlichen Aemter wurden des patrimonialen 
Charakters entkleidet, die geſammten öffentlichen Laften und Pflichten wur- 
den mehr und mehr als Ausflug der politiichen Landesangehörigkeit aufge: 
faßt. Kurz, der Stantsgedanfe begann nad) allen Richtungen hin die freilich 
erjt in unferen Tagen völlig zu Ende gebrachte Auflöfung des patrimonialen 
Syſtems und jeine Eriegung durch ein öffentliches Landesſtaatsrecht an- 
zubahnen. 
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Das Land war aber Staat in der eigenthümlichen Form einer Ge— 
jammtperfönlidfeit, die aus ber organijchen Verbindung einer an- 
ftaltlihen und einer Eörperjchaftlichen Einheit erwuchs. Es war alfo fein reines 
Gemeinwejen, wie die Stadt: fondern in ihm waren zweierlei verſchiedenartige 
Elemente jedes in einer beſonderen Rechtsgeſtaltung getrennt verkörpert und 
dann erft mit einander verbunden. Im Landeöheren gewann der Inbegriff 
der von oben und außen her über Land und Leute gegebenen Ordnungen 
einen fihtbaren Träger und wurde fo zu ber in fidh nothwendigen, beftänbi- 
gen und einheitlichen Anftalt einer Staateobrigfeit. In der ftändifch geglie- 
derten und organifirten Landſchaft wurden die von der Landeshoheit frei ge- 
laßenen Volkskräfte zur Gejammtperjon zufammengefaßt und ftellten jo ein 
ftaatliches Gemeinwejen ber. Und erft indem bie aus eignem Recht konſti— 
tuirte Landesobrigfeit und das auf eigner forporativer Baſis ruhende Landes- 
gemeinwejen ſich des Weiteren zu einem höheren Organismus verbanden, ent- 
ftand die Perjönlichkeit des Landesſtaats. 

Der mittelalterlihe Ständeftaat enthielt jomit eine Ausbreitung des 
Stantsbegriffd über ein größeres Xerritorium. Der Staatöbegriff aber erfuhr 
bei diefer Ausbreitung durd die Verbindung anftaltlicher mit den forpora- 
tiven Elementen eine Bereicherung, ohne doch aus dem Rahmen des beut- 
chen Perjonenbegriffs herauszutreten. Denn die Landesperjönlichkeit trat als ein 
fittlich freier, aber zugleich ſittlich beſchränkter Wille in, nicht über das Recht. 
Trotzdem litt diefer Staat an einer inneren Schwäche, die er nicht zu über- 
winden vermochte. Diejelbe lag in ber Zwiepältigkeit feiner Grundlage. 
Das lette Ziel einer vollfommen einheitlihen Stantsgewalt und eines allge- 
meinen und gleichen Staatsbürgerthums konnte nur erreicht werden, wenn es 
den Dualismus der Staatöperfönlichkeit zu überwinden gelang. Wären beide 
Faktoren ded Landesſtaats fih ihrer Aufgabe bewußt und von Gemeinfinn 
erfüllt geblieben, jo wäre vielleicht der langſame Fortjchritt zum modernen 
Staat auf der im Mittelalter gelegten Bafis erfolgt. Seitdem jedoch das 
alte Landesgemeinweſen na dem Erlöjchen des Genoßenſchaftsſinns in ftän- 
diihem und forporativem Egoismus verfnöcderte und fih zum Privi- 
legskörper verengte, verzichtete e8 damit jelbjt auf die Theilnahme am ber 
ferneren Fortbildung des Staatögedanfend und überließ diefe mehr und 
mehr der ihm feindlichen und im Kampfe überall fiegreihen Landeshoheit. 

2. So entitand der rein obrigfeitlihe Staat, in weldem aller 
ſchöpferiſche Fortjchritt vom Landeöherrn audgieng, die Landihaft aber faft 
nur noch ald ein anomales Hemmniß der ftaatlihen Entwidlung erſchien, 
bis zulegt die Landesobrigkeit ſich zur alleinigen Xrägerin des Gtaats- 
begriffes erhob und den ftändifchen Körper von jeder Mitträgerichaft ab- 
drängte. 

Der obrigkeitlihe Staat war ein zur Perjon verkörperter höchfter Allge- 
meinwille. Seine Perjönlichkeit aber lebte einzig und allein in der obrig- 
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feitlihen Beranftaltung, deren fihtbarer Träger der Landeöherr war. Der 
Staat war daher identifh mit der Staatsobrigfeit. Was von politischen 
Recht etwa noch bei einem ftändijchen Körper verblieb, das waren Ausnahme- 
befugniße, die eine für das Weſen des Staats unerhebliche privilegiirte Korpo- 
ration aus bejonderen und zufälligen Titeln bejaf. 

Diejer Staat war daher ſchlechthin Anjtaltsperjon. Er war ein 
dein Volke durchaus transcendenter, von oben und aufen ftammender, nad 
Eriftenz und Lebensform von jedem Gemeinwillen unabhängiger Alleinwille. 
Es gab in ihm Feine die Bafis des Staatswillens bildende Bürgerichaft, 
jondern nur eine von fremdem Willen als willenlojes Objekt ergriffene 
Unterthanenſchaft. Das korporative Princip hatte in ihm höchſtens als 
das Gefäß für die politiihen Sonderrechte privilegiirter Unterthanenklaffen 
eine Stelle, war aber bedeutungslos für das Weſen des Staates als jolchen. 

Die rein anftaltlihe Natur des neuen Staates ſchloß es nicht aus, daß 
auch er innerlich wie äußerlich dem älteren Stadtitaat Vieles entnahm. Aber 
er führte ſchlechthin nur die einheitlihe und in nichts die gemeinheitliche 
Seite ded Stabtbegriffes fort. Und wenn er infoweit im Rahmen bes 
deutſchen Perfonenbegriffes blieb und als fittlich » gebundenes, in ſich be— 
ſchränktes und verpflichtetes Weſen nah wie vor im Recht ftand, fo fuchte 
er nicht felten darüber hinaus in Anlehnung an römiſch-kanoniſche Be- 
geiffe als ſchrankenloſer und pflichtenlojer Wille fih über das Recht zu 
itellen. 

Immerhin jedoch blieb jelbjt in der jhärfften Durhführung des obrig- 
feitlihen Landesſtaats der deutjche Perfonenbegriff mächtig genug, um den 
dauernden Sieg eined fremden Staatsbegriffes zu hindern. Der Gedanfe 
des Rechtsſtaats gieng niemals völlig unter. Und fo konnte der Neubau 
unjerer Tage an altnationale Rechtsbegriffe anknüpfen. Indem wir den 
modernen Verfagungsftaat errichteten, übernahmen wir vom abjoluten Staat 
die mühfam errungene Einheitlichkeit des Staatsweſens, legten aber von 
Neuem die eine Seite diejes Staatsweſens in das genoßenſchaftlich organifirte 
Volk zurüd. Auch unjer Staat aljo beruht gleih dem mittelalterlichen 
Landeswejen auf der Zujammenfaßung anjtaltlih-obrigkeitlicher und gemein- 
heitlich volksthümlicher Elemente zu einer höchſten NRechtsperjönlichkeit. Aber 
was ehemals in zwei getrennten Bildungen organifirt und dann erjt Außer- 
lich verbunden war, ift heute in unlösliher Verſchmelzung und gegenfeitiger 
Durhdringung zu einem einheitlihen Organismus mit ungetheilter Perjün- 
lichkeit gejtaltet. 

VI. Ueber den Xerritorien ftand zu allen Zeiten das Reich als 
Ausdrud der deutichen Geſammtſtaatsidee. Wie fih ſchon früher ergeben 
bat 75), wurde aud das Reich bereits im Mittelalter als ideale Geſammt— 


35) Bol. Th. I $ 48 u. 62, ſowie oben $ 20. 
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perfönlichkeit erfannt. Allein wenn der Idee nach hiermit das Neich zu 
einem für ſich beftehenden deutſchen Staat erhoben war, jo ähnelte es doch 
in der Wirklichkeit weit mehr einem halb völkerrechtlichen Bunde ald einem 
föderativen Staat. Sedenfalls erfuhr die ftaatlihe Seite der Reichsperjön- 
lichkeit feine Fortbildung, von allen für den neuen abftraften Staatsbegriff 
charafteriftiichen Fortichritten wurde nicht Einer am Reiche vollzogen, und es 
fehlt jo dem Weiche eine eigentlich reale Bedeutung für die Gejhichte des 
modernen deutjchen Staatsbegriffs. Im immer fteigendem Maße übernahmen 
die Landesſtaaten die thatjächlihe Durhführung des Staatsgedanfens, wäh- 
rend das Reich für fie jchlehthin nur theild ald Äußere Schranke, theils als 
Mittel der eignen Sonderzwede in Betracht fam. Das Reich wurde endlich 
zu einer bloßen Staatenkorporation, deren Auflöfung erft die legte Füllung 
und Abrundung des Stantöbegriffes bewirkte, 

Sp hat auch das wiedererftandene deutjche Reih dem alten Reiche nur 
die traditionelle Grundidee eines deutjchen Gefammtitants entnehmen Fönnen. 
Sm Uebrigen aber hat die nene Reichsidee ihren pofitiven Inhalt nicht aus 
der alten NReichsidee, fondern lediglich aus der zuvor im Landesſtaat ent- 
widelten Stantsidee zu jchöpfen vermocht. Das neue Reich ift daher aud) 
feine Fortjegung des alten Reiches, defjen für immer untergegangene Perjün- 
lichkeit etwa wiederbelebt worden wäre: es ijt vielmehr eine neugeborne 
Staatsperfönlichkeit unferer Tage, welde mit jugendlicher Kraft dieſelbe 
Aufgabe, die das alte Reich nicht zu löſen vermochte, zu löſen unternimmt. 
Was das alte Reih nur in der Idee geworden ift, das will das neue in 
Wirklichkeit fein: die ftantlihe Perfonificirung des deutſchen Volks. 


$ 34. Der Gemeindebegriff. 

I. Gemeinde im heutigen Sinn ift ein für ftantliche Zwecke auf 
einem Theile des Staatsgebietes beftehender Zwangsverband, welcher eine 
zwijchen der höchſten Allgemeinheit und den einzelnen Individuen mitten inne 
ftehende eigene Perjönlichkeit hat. 

Eine Gemeinde in diefem Sinne gab es vor der Ausbildung des Kör- 
perjchaftsbegriffs nicht. Vielmehr gab e8 zwar Verbände, welde die Funf- 
tionen der Gemeinde thatjächlich erfüllten: allein das Gemeindliche an ihnen 
war mit den unentfalteten Keimen des Staates einerjeitd? und mit den ver 
mögensgenoßenjchaftlihen Berhältnigen der alten Wirthſchaftsgemeinſchaft 
andrerſeits untrennbar vermifcht. Und der Gemeindebegriff als folder war 
noch durchaus in dem alten Genoßenſchaftsbegriff latent. 

Seitdem indeß der Körperjchaftsbegriff entftanden und auf der oberften 
Stufe zum Stantöbegriff gefteigert war, konnte auch der Gemeindebegriff 
nad) verjchiedenen Richtungen hin mehr oder minder rein zum Bewußtjein 
fommen. 

I. Zunächſt war die Stadt als Ganzes ein geſchloßenes Gemein- 
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weien, welches mit jeinen ftaatlihen Funktionen zugleih die Funktionen 
der heutigen Stadtgemeinde erfüllte. Infofern waren hier zwar Staat und 
Gemeinde noch nicht von einander gelöft, wol aber war dur die Ent- 
wicklung der Stadt zum rein politischen Gemeinweien mit dem Staatsbegriff 
zugleih der Gemeindebegriff aus den Banden des alten agrarifchen Ger 
noßenſchaftsrechtes befreit. Und als fpäter die Stadt ihre ftaatlichen Auf- 
gaben an den umfahenderen Landesverband abgeben mußte, da blieb Alles das, 
was in der Stadt für den Staatsbegriff geihehen war, für den Gemeinde 
begriff bedeutungsvoll. Denn es war diefelbe Stadt, welche nun ald Stadt- 
gemeinde fortlebte und in ihrer Eorporativen Perfönlichkeit alle diejenigen po» 
litiſchen Funktionen beibehielt, welche nicht der Landesſtaat in Die eigne 
Hand nahm !). 

II. Die Stadt aber gliederte fih regelmäßig in politifhe Theil- 
förper, welde als Zmwijchenverbände zwiſchen dem ftädtiichen Gemeinweſen 
und jeinen einzelnen Bürgern eine bejondere Gefammtperjönlichkeit hatt. ı. 
Da diefe Körperichaften zugleih Glieder ded Stadtitaats und politifche Ge- 
meinwejen für fi waren, braditen fie von vornherein innerhalb der Stadt 
den Gemeindebegriff oder doch beitimmte Seiten besjelben zur Erſcheinung. 

Am nächſten dem heutigen Gemeindebegriff ſtanden die örtlidhen 
Unterverbände der Stadt, infofern fie fich Eorporativ geftalteten 2) 
Denn fie waren der Stadt analoge engere Gebietsförperjhaften. Doc ber 
hielten fie einerjeitd von ihrem sehr verjchiedenartigen Uriprunge her zu 
viel lokale Bejonderheiten bei?), und giengen andrerſeits der Regel nad) 
zu früb in ganz unjelbitändigen Vierteln oder Stabtbezirfen unter *), als 
daß fie fih zu Trägerinnen eines leitenden Gedanfens hätten erheben können. 

Dagegen waren die Perjonalförper, in welde die Bürgerjchaften in 


1) Charakteriftiich ift, wie in ben feltenen Fällen, in benen Städte als 
Unterverbände von forporativen Landesgemeinweſen erſchienen, ſofort eine weit 
größere politiiche Abhängigkeit der Stadt vom Landesftaat hervortrat, als dies 
um diefelbe Zeit bei Landftädten innerhalb der noch nicht volllommen  ftaat- 
ih konſtituirten Tandeöberrlichen Territorien der Fall war. So bei den 
friefifhen Städten; vgl. die Beftätigung der Appingabamer und Franeker Statuten 
durch die Kandeögemeinden b. Richthofen 295 f. u. 478 f., bef. aber die Ableitung 
der jtädtijchen Gerichtsbarkeit and der Landesvollmacht ib. 559 f. u. 478 $ 1. 

2) Bol. Th. IS 35 u. oben $ 26 N. 50 u. $ 30 N. 31. 

3) So laßen ſich die bloßen Parochien, Wachten, Viertel, Heimfchaften mancher 
Städte, die aus alten Mark» oder Hofgemeinden hervorgegangenen Burſchaften, 
Nachbarverbände u. ſ. w. anderer Städte, die blos foederirten Weichbilde, Vorftäbte, 
und Doppelftädte an andern Orten, und dann wieder die Judengemeinden uud 
Zudenviertel kaum ohne Zwang unter einen gemeinfamen Gattungsbegriff fub« 
fumiren. 

) Bol. Th. 18 59 A. 
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ihrer Blüthezeit ſich meift gliederten, zwar feine wirklichen Gemeinden. 
Denn es fehlte ihnen die territoriale Grundlage, fie behielten vielfach den 
Sharakter gewillfürter Verbände, und das in ihnen enthaltene politiſche Ele- 
ment war mit berufs- und wirthſchaftsgenoßenſchaftlichen Elementen verwoben 
und wurde nur zum Theil und ungleichmäßig dergeftalt verjelbitändigt, dat 
rein politifche Körper daraus hervorgiengen. Allein, joweit fie ftaatliche 
Funktionen zu erfüllen hatten, brachten troßdem die Gilden, Zünfte, Aemter, 
Gaffeln, Geſellſchaften und jonjtigen bürgerlichen Genoßenſchaften beitimmte 
Seiten des Gemeindebegriff3 zu jcharfer Ausprägung. Denn fie ftellten fich 
der Gefammtbürgerjhaft gegenüber ald Unterbürgerjchaften, der ganzen Bür- 
gergemeinde gegenüber als engere oft auch jo benannte „Gemeinden“ dar, 
welche zugleich Glieder im Drganisnnd des ftäbtijchen Gemeinwejend und 
für ſich beitehende engere Gemeinweſen mit eigner politiiher Macht— 
ſphäre waren. Und in dem Zuge des ftädtifchen Gemeinwejend, troß 
jeiner engen Grenzen und feiner centralifirenden Tendenz fi auf möglichft 
jelbftändige forporative Glieder zu bauen, trat derjelbe leitende Gedanke deut. 
ſcher Staatsbildung hervor, welcher noch immer wieder den Gemeindebegriff zu 
lebensvoller Geftaltung geführt hat ®). 

IV. Soweit fih Landgemeinden ausnahmsweiſe zu politiſchen Orts— 
gemeinwejen nad Analogie der Städte erhoben, vollzogen auch fie mit ber 
forporativen Umgeftaltung zugleich die begriffliche Loslöſung des politifchen 
Ortöverbandes von der vermögensrechtlihen Wirthſchaftsgenoßenſchaft. Auch 
fie daher wurden, fobald fie fi) höheren ftaatlihen Verbänden eingliederten, 
zu politiichen Ortögemeinden von eigner Forporativer Bedeutung ®). 

V. Dasjelbe gilt von allen größeren Bezirtögemeinden, welde 
durch Umbildung alter gerichts: oder amtsgenoßenſchaftlicher Verbände oder 
durh Neugeftaltung irgend einer Art zu politiihen Körperſchaften wurden. 
Als Aemter, Gerichte, Pflegen, Thäler, Kirchipiele, Kreife u. ſ. w. konnten 
fie mit der Eigenſchaft, Theile eines politifhen Ganzen zu fein, die Eigen- 
ihaft Eorporativer Kreis- oder Bezirfsgemeinwejen von mehr oder minder 
jelbjtändiger politifher Bedeutung verbinden 7). 

VI. ber au die forporativen Gliederungenderpoli- 
tiſchen Ginungsdverbände, der Bünde und Landfrieden, der Eid- 
genopenjchaften und Gejellihaften, der Nitterfchaften und der ftändijchen 
Körper überhaupt brachten beftimmte Seiten des Gemeindebegriffs zur Er 
jheinung. Denn fie alle ftellten fih mit eigner politifher Perfönlichkeit nicht 
nur ald Glieder des Ganzen, ſondern zugleich als jelbftändige engere Gemein- 
wejen zwiſchen den Gefammtverband und deffen Glieder. Und fie alle doku— 


5) Bol. Th. I $ 86-88 u. oben $ 30 N. 18-39. 
6) Bol. Th. I S. 681—683 u. oben ©. 448—456. 
7) Bol. Th. I ©. 527-530 781. 


$ 35. Der Genofenichaftebegriff. 865 


mentirten die durchgehende Neigung des politifchen Körperſchaftsweſens der 
Deutihen, jeden höheren und weiteren Organismus aus lebensvollen und in 
fih ſelbſt organisch Eonftituirten Gliedern zufammenzufügen. 

VI. Soweit nun bier überall der Gemeindebegriff zum Bewufßt- 
jein und zur Darftellung gelangte, erſchien er zunächſt durdaus als eine be 
jondere Anwendung des deutichen Körperſchaftsbegriffs. Die Gemeinde war 
eine Körperſchaft, welche fi von andern Körperihaften einmal durd ihre 
territoriale und natürliche Grundlage und durch ihre politiichen Zwecke und zwei» 
tens durch ihre gliedmähige Cinfügung in den höheren Staatsverband unterjchied. 
Aber fie blieb eine Körperſchaft mit einer ihr ſelber entftammenden Gejammt- 
perjönlichkeit und war für ihre Glieder eine zur Perfon gewordene höhere Allge- 
meinheit, welche in einer Reihe von Beziehungen deren Stellung zur höchſten 
Allgemeinheit vermittelte Sie war ein der Gejammtheit immanentes und 
do jelbitändiges Gemeinweſen, welches fein bejonderes Leben für fi 
hatte, darüber hinaus aber das abhängige Glied eines höheren Gemeinwejens 
bildete. 

VII. Diefer Gemeindebegriff wurde fpäter von oben ber mannichfach 
mobdificirt, ja bei den Yandgemeinden, welche zum größten Theil erft durch 
obrigkeitlihe Schöpfung zu politifchen Ortsgemeinden wurden, fowie bei den 
meiften umfaßenderen Gemeindeverbänden von vornherein durd einen anderen 
Gemeindebegriff erfeßt. Denn im Sinne des obrigfeitlihen Staats war die 
Gemeinde ald politiicher Verband eine bloße Staatsanftalt, mit der fih nur 
für privatrechtliche Zwede eine Eorporative Organiſation verband. Allein 
ganz untergegangen iſt der Eorporative Gemeindebegriff nie, bis in un— 
ferer Zeit auch er im verjüngter Geftalt zu neuem Leben wiedergeboren 
worden ift. 


8 35. Der Genofenfhaftsbegriff. 

1. Der Begriff der Genofenihaft im Rechtsſinne muß jeit der 
Einführung des Körperjchaftsbegriffes in das deutſche Yeben in zwei Beziehun- 
gen anders und enger als vorher gefaßt werben. 

Einmal nämlich entjcheidet ſich jekt für jeden genoßenſchaftlichen Ver— 
band die bis dahin offene Frage, ob er ein bejondered Rechtsweſen für ſich 
oder ob er ein bloßes NRechtönerhältnig zwifchen einer Perſonenmehrheit ift. 
Nur im erjten Fall darf man jegt noch techniich von einer „Genoßenſchaft“, 
im zweiten Fall höchſtens von einem genoßenſchaftlichen Gemeinjhaftöverhält- 
niß reden. Die Genofenjhaften alter Art fallen nun aljo in (forporative) 
Genofenihaften neuer Art und bloße genoßenſchaftliche Rechtsgemeinſchaften 
auseinander (vgl. $ 36). 

Zweitens Iöjen ſich von den übrigen genoßenſchaftlichen Verbänden all» 
mälig Staat und Gemeinde ab. Auch fie beruhen nun zwar in ihrer Eor- 
porativen Geftltungsform nof genoßenſchvaftlicher Grundlage, aber fie find 
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zugleih mehr als bloße Genoßenſchaften. Sie treten daher ald bejondere 
Körperichaftögattungen hervor und laßen für den Genoßenſchaftsbegriff im 
technischen Sinne nur die übrigen Körperſchaften zurüd. 

Der Genoßenſchaftsbegriff ift alfo nunmehr der Gattungsbegriff für die— 
jenigen deutjchrechtlichen Körperfhaften, welche nicht Staat oder Gemeinde 
find. Er ift mithin im Berhältnig zum Körperfchaftsbegriff ein Artbegriff. 
Und zwar ift er erſtens ein Ausdrud für die befondere Geftalt, welche das 
deutfche Recht im Gegenjag zu fremden Rechten dem Körperichaftsbegriff ge 
geben hat. Zweitens aber iſt er der deutichrechtliche Körperihaftäbegriff nur 
infoweit, als deſſen mögliche Steigerung zum ftaatlihen oder gemeindlichen 
Gemeinwejen außer Betracht bleibt. Dabei iſt jedoch zu beachten, daß, weil 
das Gemeinwefen nur eine potenzirte Genoßenſchaft ilt, auch in ihm ber 
Genofenjhaftsbegriff ald das Geringere enthalten iſt. Insbeſondere ift daher 
mit dem ſtädtiſchen Gemeinwejen bereits der Eorporative Genoßenſchaftsbegriff 
gegeben, indem er fich als ein pofitiver Rechtöbegriff von beſtimmtem Inhalt 
einfah dadurch heritellen läßt, daß der Stadtbegriff der durch die ftaat- 
liche und zugleich gemeindlihe Natur hinzugetretenen Merkmale entkleidet wird. 

Der fo gewonnene Rechtöbegriff verwirklicht fih nun in einer Fülle der 
verjchiedenartigiten inzelgejtaltungen und offenbart in deren mannichfachen 
Verzweigungen und Nüancirungen feine außerordentlihe Dehnbarfeit. Ueber- 
all jedoch bleiben dabei gewiße einheitlihe Grundgedanken gewahrt, die in 
den Tiefen des nationalen Rechtsbewußtjeind wurzeln. Deshalb ftellt ſich 
dem alten Genofenjchaftsrecht gegenüber der neue Genofenfchaftsbegriff nur 
ald der von einem vorgejchrittneren Bewußtjein bei verwidelteren Rebenöver- 
hältnigen naturgemäß vwollzogene Sortjchritt der Abftraftion einerſeits und 
ſchärferer Differenziirung andrerfeits dar. 

Wie im Einzelnen bei den verjhiedenen Verbandsgattungen, bei Gilden, 
Zünften und Brüderichaften, dem hochadligen Haufe, den Geſchlechtsverbänden 
mancher Gegenden, den Deichverbänden, den mancherlei Berufsgenogenjchaften 
und Gejellihaften, den von der politiihen Gemeinde abgetrennten Agrar. 
genofenjhaften, den Wermögend- und Erwerbsgenoßenſchaften u. ſ. w. ber 
Körperjhaftsbegriff in feiner genoßenſchaftlichen Form allmälig zum Bewuft- 
fein Fam und umgeftaltend wirkte, bedarf hier feiner Darftellung. Im Gan- 
zen wiederholten fich hier überall beitimmte einzelne Seiten der großen Ge- 
jammtentwiclung, dur welche wir die Stadt zur Körperfchaft werden jahen. 
Die Rejultate aber, welche diefe Entwidlung hatte, find in den wichtigiten 
Beziehungen noch fo ſehr die Grundlage des heutigen Rechts, daß ihre nähere 
Analyje in das geltende Genofenjchaftsreht gehört. Wir begnügen uns 
daher hier, die allgemeinen Merkmale und die Hauptunterfcheivungen des 
Genopenjhaftöbegriffs, wie er und in den rein nationalen und vom fremden 
Recht noch unbeeinflußten Torporativen Geftaltungen fertig entgegentritt, zu⸗ 
jammenzujtellen. 
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I. Zunädjft lag der Exiſtenzgrund jeder deutſchen Genofenichaft 
in ihr ſelbſt. Sie trat wie jeder Einzelne ald ein aus fih und um 
jeiner jelbit willen lebendes, mit eignem Willen begabtes, fittlich - freies 
Weſen in das Recht, um von diefem ald Rechtsweſen amerfannt zu 
werden. B 

1. Damit war in negativer Beziehung ausgejprodhen, daß der Eri- 
ftenzgrund der Genoßenſchaft nicht in etwas außer ihr lag. Anfchauungen, 
wie die von dem Erforderniß einer allgemeinen oder bejonderen Inforporation, 
von jtaatlicher Verleihung einer fünjtlichen Perjönlichkeit, von der Nothwen- 
digkeit bejonders zugeitandener Korporationsrechte u. j. w., waren dem bdeut- 
jhen Recht völlig fremd. Keineswegs jedody war damit gejagt, daß jebe 
fremde Macht über die Genoßenſchaftsexiſtenz ausgefchloßen war. Nur wurbe 
die Genoßenſchaft zunächſt als dur fich beitehend gejeßt und dann erft 
höheren Willen unterworfen. Möglid war es daher, daß beftimmte Ge- 
noßenſchaften, 3. B. Gilden und Zünfte in den Städten, einer Beftätigung 
oder Anerkennung bedurften; daß ſolche Beitätigungen jelbit in der Form 
förmlicher Statutenverleigungen erfolgten; daß unter beftimmten Voraus. 
jegungen eine Genoßenſchaft jtaatlich verboten oder aufgehoben werden konnte, 
wie ja aud die Einzeleriitenz dem ftaatlichen Bernichtungsrecht unterliegt, 
ohne darum aufzuhören, im fich jelbjt zu beruhen!). Und von jelbft verſteht 
es fih, daß die Mitwirkung eines höheren Willens erforderlih war, damit 
Genoßenſchaften, zu deren Wejen der Bejig von Rechten, die jie fich nicht jelbft 
verleihen konnten, wie 3. B. eines Amtes, Gewerberehts, Münzrechts oder 
beftimmter politiicher Befugnife, gehörte, als Genoßenſchaften diejer Art 
entitehen und leben Eonnten?). 

2. Was nun aber den pofitiven Charakter des Grundes einer Ge- 
noßenſchaftsexiſtenz angeht, jo trat jet der wichtige Unterfchied gewordener und 
gewillfürter Körperjchaften hervor. 

Bei den gewordenen Genofenjhaften war die einheitliche Eriftenz 
des Verbandes eine natürlich oder geichichtlich gegebene Thatſache. Der freie 
Wille jegte nicht das Ob, jondern nur das Wie der Berförperung jener Ein- 
beit in der Vielheit. Er trat nicht ſchöpferiſch, ſondern nur geftaltgebend 
auf. Wie dies bei Staat und Gemeinde der Fall war, jo war es bei allen 
von ihnen abgelöften oder nicht mitergriffenen hiſtoriſch-politiſchen Gemein- 
haften Lorporativer Art, 3. B. bei den verjelbitändigten Marfgenogen- 
ihaften, den Deich- und Gielverbänden, vielen politiſchen Körperjchaften, 
der Fall. Ebendahin aber gehörte die Forporative Geftaltung einer natür- 
lic) gegebenen FSamilieneinheit, wie fie im hohen Adel und auch jonjt mit- 
unter vorfam. 


1) Nol. Th. 1. 864 N. 22 u. 874376. 
2) Bol. 3. ©. Th. 1. 190 f. 247 f. 347, 359 f. 
bb* 
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Bei den gewillfürten Genofenfhaften dagegen war die gejammte 
Verbandsexiſtenz eine frei gewollte Gin ſchöpferiſcher Willensaft rief bier 
die Körperjchaft als ſolche ins Leben. ine ſich frei vereinigende Gejammt- 
heit, die ihre Vereinigung ebenfo gut hätte unterlagen können, jegte ſich jelbit 
als ein von nun an in beftimmten Formen lebendes Einheitsweſen. Grund- 
typus aller Genoßenjchaften diefer Art war die Gilde, 

Gewordene und gewillfürte Genofenfhaften giengen nun freilid im 
Leben vielfach in einander über. Es fonnte zweifelhaft jein oder werden, ob für 
ein hochadliges Haus ein beftimmter Hausvertrag ?), für einen Deichverband 
eine Ginung *), für einen politifchen Zwangsförper ein Bundeövertrag?) blos 
geitaltgebender oder vielmehr begründender Akt jei. Bei gewillfürten Ge- 
noßenjchaften konnte umgekehrt der Urjprung fi verwijchen und eine Reihe 
von Merkmalen zwingender und dauernder, natürlich erwachjener Gemein- 
weſen fich einftellen, wie dies 3. DB. bei den Gilden und Zünften jeit ihrer 
Einfügung in die Stadtverfagung, bei Ritterfchaften, Ständeförpern n. j. w. 
geihah®). Und mande Verbände Eonnten in kaum beitimmbarer Weije 
zwifchen Gildenatur und Gemeindenatur jhwanfen, wie jo viele Hanfen, 
Kaufmannsgilden und Niederlagungen im Auslande ’), die Judengemeinden ®), 
die Kölner Bauerbänfe?) u. ſ. w. 

Allein dadurch wurde der principielle Gegenjaß beider Begründungsarten 
einer Genoßenſchaft nicht berührt. Diejer Gegenfaß vielmehr, welcher etwa 
dem Gegenfaß von gewohnheitsrechtliher und autonomifher Satzung ent- 
ſprach, iſt jeitdem begrifflich ſtets feitgehalten worden. Und es war von ber- 
vorragender Wichtigkeit, daß das deutſche Recht, jobald es einmal den frei 
ihaffenden bewußten Willen neben dem natürlihen Wahsthum anerkannte, jofort 
in beiden die mögliche Duelle einer genoßenſchaftlichen Gejammteriftenz fand. 
Bon vorn herein trat dadurch mit dem Körperjhaftsbegriff auch der Begriff 
eines Eonftituirenden Aftes in das Bewußtjein und in das Leben. Und 
Farer noch als bei den auf einer natürlichen oder hiſtoriſchen Thatſache be— 
ruhenden Verbänden wurde es bei den gewillfürten Genoßenſchaften, daß der 
Eriftenzgrund einer deutſchen Genoßenſchaft in ihr ſelbſt Iag. 


®) Bol. Th. 1. 416 f. Die Bauerngefchlechter Ditmarfens und die BVetterfchaften 
Fehmarns nahmen faft durchaus gildemäßige Form und Natur an, vgl. ib. 411 
u. 412, 

* Th. I. 614 N. 101. 

2) Bol. oben $ 33. 

6) Bol. TH. I. 371 f. u. oben $ 33. 

) Bol. Th. I. 349 f., bei. 354 u. 355. 

e) Th. I. 337—339. 

) Th. 1. 366, Sie ftellten ſich als wirthſchaftliche Markverbände dar, melde 
fi zunftmäßig fonftituirt hatten. 
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Der Unterjhied des Begründungstiteld bringt dann auch in Bezug auf 
das fernere Reben der Körperichaft Unterfchiede hervor. Darin freilich 
ftehen, fobald einmal die Körperichaft als ſolche erijtirt, beide Fälle gleich, 
daß von nun an die forporative Eriftenz jedem Individualwillen gänzlich 
entzogen und durchaus in die Sphäre eines höheren Gemeinwillens verlegt 
ift, welcher dem fubjeftiven Belieben der Einzelnen gegenüber fih als Aus: 
drud einer objektiven Nothwendigfeit darftellt. Allein die Macht des forpo- 
rativen Gemeinwillens über ſich jelbit ift keineswegs immer eine gleiche. 
Und in diefer Beziehung ift wiederum bei der gewillfürten Genoßenſchaft der 
verfaßungsmäßig fi offenbarende Genoßenſchaftswille regelmäßig freier ge- 
ftellt als bei der gewordenen. Allerdings ergibt ſich nicht jchon aus einem 
diefem Unterſchied entiprechenden allgemeinen Princip, fondern erft aus der 
befonderen Verfaßung der Genohenihaft das Nähere darüber, ob und in 
welchen Kormen der forporative Wille die eigne Exiſtenz modificiren oder zer- 
ftören kann. 

II. Die Zufammenjegung der deutfhen Genoßenſchaft beruhte 
ftet8 auf der Herftellung eines organiichen Körpers aus den verfaßungsmäßig 
von den verbundenen Individualitäten abgetrennten Clementen. Jede Ge- 
noßenſchaft -jeßt ſich aljo aus einer Mehrheit von Perjonen zujammen, die 
mit beftimmten Stücden ihrer Perjönlichfeit Theile der Genoßenſchaftsperſön— 
lichkeit geworden find. Principielle Unterjchiede aber ergeben fih daraus, ob 
die Perfonengefammtheit das einzige Subftrat der Körperſchaft ift, 
oder ob außerdem für deren Begriff ein zweites Subſtrat objeftiver 
Art, eine fachliche Einheit des öffentlichen oder ded Vermögensrechts, als 
wejentlich ericheint. 

1. Ein objektives Subftrat zunädft ift für den Begriff der 
Genoßenſchaft an ſich nicht weientlib; gewifße Genoßenſchaftsarten 
aber jegen ein ſolches, das dann wieder jehr verjchiedener Art fein fann, 
voraus. 

a. Es gibt rein perſonale Genoßenſchaften, welche ſchlechthin nur 
die natürliche oder gewollte Einheit einer Summe ſo oder ſo verbundener 
Perſonen verkörpern. Für eine ſolche Genoßenſchaft find weſentliche und be— 
ſtimmende Elemente allein die in ihr verknüpften Willenstheile, während jede 
Macht- oder Vermögensſphäre für fie nur als Willensobjekt in Betracht 
kommt. Sie ift alſo durchaus nur auf das ſubjektive Subftrat eines Per- 
jonenverbandes gebaut, und erft als fertig Fonftitwirtes Rechtewejen tritt fie 
an bie Welt der Objekte heran. So war es z. DB. bei den eine Familien- 
einheit verförpernden Genoßenſchaften, jowie an fi bei allen Gilden und 
gewillfürten Vereinen 10). 


0) Alſo das hochadlige Haus, bie korporativen Bauerngeſchlechter und Better 
fchaften, die urfprünglichen weltlichen Schußgilden und geiftlihen Brüderfchaften, 
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b. Andere Genofenjhaften dagegen beruhten gleichzeitig auf einem 
objeftiven Subftrat, indem eine beftimmt geftaltete und gegliederte Sad). 
ſphäre zu den unentbehrlichen Elementen gehörte, aus denen fih ihr Körper 
zufammenjeßte. Dieje objektive Einheit mußte bei und mit der Konftituirung 
der Körperjchaft gegeben jein und jtedte jelbit in dem genoßenjchaftlihen Dr- 
ganismusd. Deshalb war dann auc bis zu irgend einem Punkte der Per- 
fonenverband durch objektive Momente bedingt und beftimmt. 

a. Objektives Subjtrat konnte nun zunächſt eine Einheit des öffent- 
lichen Redtes fein. 

Dies war vor Allem bei den Gebietsförperfhaften der Fall, 
deren territoriale und örtliche Grundlage den ihr entiprechenden Perjonen- 
verband in wejentlichen Beziehungen durchdrang. Wir haben gejehen, wie 
gerade durch die Verjchmelzung einer Gebietö- und einer Perjoneneinheit zu 
höherer Einheit der Staatd- und Gemeindebegriff vollendet wurden. Aehn- 
liches finden wir nun mamentlih bei ſolchen Genoßenſchaften, welde an 
Staat oder Gemeinde anlehnten oder bejtimmte Funktionen von ihnen ab- 
löſten, z. B. bei Deid- und Sielachten !!), Iandihaftlihen Verbänden 12), 
faufmännifchen Vereinigungen im Auslande 1%) und andern dem Wejen ber 


die Gefellenvereine und Innungsverbände, bie Reifegilden, die ritterlichen Geſell— 
ſchaften, Orden u. ſ. w., die Schützen-⸗, Sanges-, echter, Spielleutegilven, bie 
Söldnerinnungen u. f. w. Bol. Tb. I. A13f. 410f. 237 f. 405. 406 f. 451. 
496 f. 452 f. 445 f. Alle dieſe Genoßenfchaften bedürfen, um zu beftehen, weber 
eines beftimmten Vermögens noch einer durch ein Gebiet oder ein Amt gefchaffenen 
Öffentlichrechtlichen Grundlage. j 

ı) Bol. Th. 1. 613 f. — Später fielen alle gemeindeähnlichen Verbände für 
befondere Zwede, wie die Kirchen, Schulen, Armen- und Wegegemeinden, unter 
diefelbe Kategorie. Heut? gehören hierher auch die modernen Zwangsgenofenfchaften 
für Ent- und Bewäßerung oder für anberweite Kulturzwede. Vgl. ib. 765 f. 

2) Bol. oben $ 33, 

13) Schon wegen bes häufigen Wechfels, des oft kurzen Aufenthalı® unb der 
gleichzeitigen heimifchen Gildeangehörigkeit der Mitglieder lag es nahe, dem feften 
Mittelpunft der trotzdem für den Berein begründeten dauernden politifchen und 
Bermögensrcchte in dem, was im Auslande jet und unverändert blieb, das heißt 
eben in bem Hofe, der Halle oder dem Gildehaus, zu finden. Die gefammte Macht- 
und Bermögensiphäre der Hanfe erfchien daher zunächft als Zubehör dieſer örtlichen 
Gebietseinheit und erft durch die Bezugnabme auf die letztere erhielt ber unbe- 
ftimmte Begriff der Faufmännifchen Gefammtheit die Bedeutung eined Forporativen 
Verbandes. Deshalb wurde 3. B. die beutfche Gilde in London, wenn fie als 
Rechtsfubjelt auftrat, technifch „die deutſchen Kaufleute von der Gildhalle in London“ 
oder „die in London anmefenden Kaufleute, denen das Haus ber Deutichen in Lon— 
don gehört“ genannt. Und ähnlich erfcheint in dem älteren Urkunden und Statuten 
von Nowgorod der Peteröhof jelbft, die curia s. Petri ober Theutonicorum, als 
Inhaber von Rechten und Bermögen, als wollend und handelnd. Die Gefammtheit 
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Gemeinde nahe jtehenden Genofenjhaften 4). Im allen diefen Fällen liegt 
eine wahre Gebietögenopenjhaft vor. Denn der Verband war hier überall 
an einen bejtimmten Bezirf oder Drt dergeftalt gebunden, daß er anderswo 
nicht beftehen Eonnte; dieſe Gebietseinheit war mit dem Genoßenſchaftsorga— 
nismud innerlih verwachſen; die Verbandsmitgliedihaft folgte entweder un» 
mittelbar aus der Gebietsangehörigkeit oder ftand doch mit ihr in einem 
feiten rechtlichen Zufammenhange; und ſchon äußerlih wurde meift der Name 
für die Nechtöperjönlichkeit des Ganzen der örtlichen Beziehung entnommen. 
Auch andere Genoßenſchaften hatten freilih ihren räumlichen Mittelpunkt 5): 
diefer war aber für fie nicht Wejensjubftrat, jondern ein örtliches Domicil, 
das jo gut wie das Domicil des Einzelnen nur eine äußere Eigenfhaft der 
Derjönlichkeit begründete. 

Andere Genoßenſchaften, die man ald Amtskörperſchaften zujammen-. 
fagen kann, fegen einen zur objektiven Einheit und zwar in der Regel unter 
Begriff und Namen des Amtes verjelbitändigten Inbegriff öffentlicher Rechte 
und Pflihten ald Subftrat voraus. Solche Genoßenſchaften wurden befon- 
ders im ſtädtiſchen Gemeinwejen, in dem ja zuerft ein rein öffentlicher 
Amtsbegriff entftand, entwidelt. An das Amt ald den begrifflichen Kern 
einer bejtimmten Rechtsſphäre Eonnten ſich freilich aud Vermögensrechte in 
dem Berhältnig fachlicher Zubehörung anjchliegen: die Natur der Gejammt- 
fphäre aber wurde durch ihren öffentlichrechtlihen Mittelpunkt beitinmt. 
Diefe in ſich geichlogene und gegliederte Amtsjphäre nun war nicht etwa 
blos das Herrſchaftsgebiet einer ohne Rüdicht auf fie Fonftituirten Genofen- 
ſchaft: fondern in höherem oder geringerem Grade bildete fie jelbft die be- 
dingende und beitimmende Grundlage des Perjonenverbandes und feiner 
Gliederung. So war e8 z. B. bei den Schöffenbrüderichaften, den Kölner 


der Genofen ſteht zu dieſem räumlichen Begriff in einem ähnlichen Verhältniß wie 
die Gejammtheit der Bürger zum Stadtbegriff; fie ift hier wie dort die Trägerin 
einer das Gebiet in fi mitenthaltenden höheren unfichtbaren Einheit. Bol. Th. I. 
350 f. u. 358 f. Rappenberg, Stalhof, Urkb. 13. 17 f. (ipsi aut successores 
predictam domum habentes). 20. 53. 54. 179 (teneri et firmiter obligari R. 
S. aldirmanno de L. stilgard London. et fratribus suis, sociis ejusdem domus). 
180. 183. 184. 186. 207. 2üb. Urfb. 1. 696. 700. 703. 

”) 3, B. die Jubengemeinden, die Ditmarjer Geichledhter, die bergmännifchen 
Gemeinweien. Bgl. Th. 1. 337 f. 410 f. 442 f. u. oben $ 11 N. 2. 

19) So hatten die Gefchlechtergilden ihre Häufer oder Stuben, bie Handels— 
gilden ihre Hallen, die Zünfte ihre Zunfthäufer, nach denen fie oft fogar den Namen 
führten. Auch war vielfach ein Inbegriff genoßenfchaftficher Rechte zunächſt Zubehör 
diefer Häufer, während umgekehrt beftimmte von ber Gefammtheit zu ent- 
richtende Abgaben als eine Neallaft darauf hafteten. Bol. z. B. das Kämmerei- 
buch im Lüb. Urkb. I. 1045 f., wonach die domus pannorum, domus kutero- 
rum u. f. w. beftimmte Zinfe zahlen follen. 
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Pfarramtskörpern und andern DOfficialenverbänden 1%); jo bei den politifch 
bevorrechteten Gejchlechtergilden, für welche ein Inbegriff politifcher Funktio— 
nen als ein genofenjchaftlicd zu übendes „Amt” das zujammenhaltende und 
den Organismus ded Ganzen beitimmende Band war 1”); jo bei den auf 
den Begriff des Handeldamtes gebauten Kaufmannsgilden 18); ſo vor Allem 
bei den freien Zünften in ihrer Blüthezeit, deren Beſtand und Gliederung 
jo ſehr auf der Verwebung eines genohenjchaftlichen Arbeittamted mit 
dem Perjonenverbande beruhte, daß die forporative Perſönlichkeit jelbjt Namen 
wie „Amt*, „Handwerk“, „Gewerk“ oder ähnlich führen konnte 1). 

ß. Objektives Subjtrat einer Genofenjchaft konnte aber zweitens eine 
Vermögendeinheit fein. Denn wenn ed aud vor der Entftehung des 
Aktienvereind eine reine Vermögensgenoßenſchaft, d. h. einen durchaus nur 
durh und für ein beftimmtes Sondervermögen eriltirenden DBereinöförper, 
nicht gab: fo gab es doc Genoßenſchaften von entſchieden Forporativem 
Gepräge, für welche eine in ſich gejchloßene und gegliederte Bermögenseinheit 
die nicht fortzudenfende Grundlage war. ine ſolche Genoßenſchaft war 
dann zwar mehr ald ein blos inforporirtes Vermögen, aber fie fonnte doch 
ohne den betreffenven Vermögenskomplex jo wenig beſtehen wie eine Ge— 
meinde ohne ihr Gebiet. Das Vermögen war für fie nicht der einzige 


16) Bol. Th, 1. 266 u. 335 N. 19—26, bei. N. 21, wo ſich Belege für die 
Bezeihnung der Körperfchaftsperfönlichkeit als „officium parochiae“ ober „das 
ampt‘* finden; ferner oben $ 11 N. 16. 

17) Bol. Th. 1. 341 f. u. oben $ 11 N. 15, be. über Die Richerzeche, deren 
geſammtes forporatived Recht als ein „Amt mit Zubehör an Rechten, Renten und 
Gefällen" benannt und behandelt, die aber ebenſo felbft in ihrer forporativen Ein- 
heit als „Amt“ bezeichnet wird, fo daß z. B. dem Amte Treue gefchworen, Gebor- 
fam gejchuldet, etwas geleiftet ober gezahlt werben foll. 

0) Vgl. Th. I. 347. 

19) Vol. Th. 1. 248 f. u. 359 f. u. oben $ 11. Eben fo wie ber Name ber 
„Stabt' zum Namen bes Gemeinmwefens wird, heißt die Zunftperfönlichkeit vielfach 
officium, opus, artificium, amt, handwerk, gewerk, lehen ı. f. w.; vgl. Th. I. 
359 N. 5 u. unten. Wie aber in dem Begriff der „Stabt” nunmehr auch die 
Bürgergefammtheit enthalten ift, fo faht man nun auch die Genofengefammtheit 
al8 Amt oder Handwerk zujammen, fpricht von einem „gemeinen oder „gefamm- 
ten” Amt ober Handwerk, überweift Wein oder Bier „officio ad bibendum‘“ 
u. ſ. w. 3.8. Beliebung bb Mone XVI. 186: das antwerk gemeinliche; 
Boehmer 649 u. 667: der zunfiten adir hantwerken; Wehrmann 246 
N. 51: wy kannenghetere tho Lubeke alsoe dat gantze ammet; ebenjo 1396 
ib. 374. Umgekehrt gebt aber auch der Name bed perfönlichen Vereins, wie „Zunft, 
„Innung“ u. f. w., auf das genoßenfchaftliche Amt und die daraus fließenden 
Amtsberehtigungen der einzelnen Genoßen, ja auf bie für Erwerbung oder Wah- 
rung dieſes Nechted zu zahlenden Gebühren über; vgl. Th. I. 248 N. 39 u. 40. 
368 N. 49. 370 N. 55. 
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Lebenszweck, aber ebenjowenig ein blos zufälliges Herrſchaftsobjekt. Und die 
Vereinsmitgliedſchaft war nicht gleich der Aktie der völlig abhängige Ausfluß 
eined Vermögensantheiles, aber fie war durch Theilnahme am Vermögen be- 
dingt und nahm durch die ingige Verknüpfung mit dieſem Bermögensantheil 
mehr oder weniger von der Natur eined Sachenrechtes an. 

Bor Allem war ed das unvertheilte Gemeinland, weldes in die— 
jer Weife zum Subftrat einer Genoßenſchaft werden Fonnte. Im der alten 
Marktgemeinde lag ja von je der Typus einer auf Bodengemeinjchaft gebau- 
ten Genoßenſchaft vorgebildet. Wurde einerjeit# der dingliche Gemeinichafts- 
verband dem politijhen Gemeindeverbande gegenüber verjelbjtändigt und an- 
drerjeitd der Körperjchaftäbegriff in Bezug auf den fo verjelbitändigten Sad- 
verband durchgeführt, jo war die Agrargenoßenſchaft fertig. Beides geſchah 
nun zwar zunächft nur felten und unvollitändig: allein die Entwidlung nad 
diefer Richtung bin war angebahnt und die rechtliche Möglichkeit einer 
forporativen Agrargenoßenſchaft von rein vermögendredhtlicher Struftur war 
gegeben. - 

Befonders jcharf trat da, wo nur ein einzelnes Bodenbefigthum 
von bejonderer Beichaffenheit als Reft einer alten Allmende übrig geblieben 
war oder aus anderen Gründen in Gemeinbefiß jtand, und wo gleihwol bie 
Verbindung der Gemeiner ein Forporatives Gepräge hatte, der vermögen: 
genoßenſchaftliche Typus hervor. Allerdings war aud bier in der Regel ent 
weder die Verbindung mit der Gemeinde nicht vollfommen gelöft oder aber 
der forporative Charakter nicht unzweidentig entwidelt: allein mehr oder 
minder näherten ſich doch viele Wald-, Weide, Alpmark-, Meinbergs-, Brun- 
nen» und verwandte Genohenjchaften einem auf rein vermögensrechtlicher 
Grundlage erbauten Körper 29). 

Aehnliches gilt von denjenigen Genoßenſchaften, deren Baſis eine immo: 
biliare Gefammtgerehtjame war?!). Es bedarf nur der Andeutung, 
daß auch gewerbliche Genoßenſchaften und Amtskörperfchaften infofern hierher 
gehörten, als die vermögensrechtliche Auffakung des Gewerberechts oder ber 
Amtegerehtfame bei gleichzeitiger Durhbildung des Körperjchaftsbegriffes 
überwog ??). Mehr noch war dies der Fall, wenn ein genoßenjchaftlicher 
Gewerbebetrieb jeine hauptjächlihe Grundlage in einem die Gewerbeberedhti- 
gung mehr als Zubehör nad fich ziehenden gemeinichaftlihen Befigthum, 


20) So befonders bei den Kölner Bauerbänfen, Th. I. 336; vgl. ferner ib. 
611—613 u. 678 f. 

2 Val. oben 8 13. 

2) Wie bei den Müngzern, Th. I. 190—192, deren Genofenjchaft daher auch 
jelbft ein „officium“ hieß (ib. N. 47), während biefes Münzeramt als „feudum“ 
privatrechtlid behandelt wurde (ib. N. 61). Aehnlich oft bei Fiſcher-, Schiffer 
Zeibler- und Förftergenoßenfchaften, vgl. oben $ 13 N. 3—8. 
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3. B. in einem Gefammteigenthum an einem Mühlentompler oder an einem 
Bergwerk, fand 23). 

Damit war dann endlich auch die Möglichkeit gegeben, ein bewegliches 
Kapital von beitimmter Höhe dem Bau eineg Körperfchaft zu Grunde zu 
legen unb fo zum Aftienverein zu gelangen. 

2. Mag nun aber fo für den Beitand der Genoßenſchaft eine im Bor: 
aus gegebene objektive Grundlage wejentlich fein oder nicht: unerläßliches 
Subftrat ift ftetd ein Perfonenverein. Die durch die Genoßenſchafts— 
verfaßung in bejtimmter Weife verbundenen Perfonen find die Tebendigen 
Glieder, aus welchen der genohenjchaftliche Körper ſich zuſammenſetzt. Indem 
die forporative Geſammtexiſtenz von der Individualität diejer Glieder voll- 
fommen unabhängig, an das Vorhandenſein aber des gliedmäßigen Organis- 
mus ſchlechthin gebunden ift, ftellt fie fih ald Gejammtperjönlichkeit im frü- 
ber entwidelten Sinne dar. 

Für die einer Forporativen Genoßenſchaft angehörige Einzelperfon ift 
die Mitgliedfhaft im Vereinskörper eine gegen den übrigen Inhalt ihrer 
Perjönlichkeit bejtimmt abgegrenzte und verjelbftändigte Rechtöqualität. Ge— 
rade in der feften Begrenzung und begrifflichen Abtrennung desjenigen Stüdes 
der Perjönlichkeit, mit welchem der Einzelne in der gemeinheitlichen Dafeins- 
fphäre des Verbandes aufgeht, liegt einer der wichtigiten durch die Vollendung 
des Körperjchaftsbegriffes bedingten Fortſchritte. Der Genofe ift nun nicht 
mehr durch die Genoßenſchaft in feiner Perfönlichkeit fchlechthin erweitert und 
gebunden, fondern an feiner Perjönlichkeit find verſchiedene Seiten rechtlich 
firirt und für fi Eonftituirt, um ſich erſt BHinterher zu ver einheitlichen 
Rechtsſphäre ihres Trägers zu verbinden. in Theil feiner rechtlichen Exi— 
ftenz ift dem gemeinheitlihen Organismus einverleibt und bildet einen in fidh 
geichloßenen Kompler von Rechten und Pflichten, die ihm durdaus nur als 
dem Gliede einer anderen Eriftenz zuftehen. Im allen hiervon nicht berühr- 
ten Beziehungen dagegen bleibt er in feiner Perjönlichkeit vollkommen frei 
und ifolirt, jo daß er der Genofenjhaft jelbjt ganz wie ein Dritter gegen- 
überftcht. Und dasjelbe Verhältnis rechtlicher Getrenntheit befteht injoweit, 
als diejelbe Perfon Trägerin der Mitgliedihaft in verjhiedenen Verbänden 
ft. Es vollzieht fih fonah in Bezug auf jede Genoßenſchaft im Kleinen 
dasjelbe, was fih im Großen als die Trennung der Privatrechtsperfönlichkeit 
und der ftantöbürgerlihen Perfönlichfeit darftellt. 

Was nun aber im Weiteren die rechtliche Beichaffenheit der Genofen- 
ihaftsmitgliedichaft anlangt, jo kann fid) diefe durch die Verfaßung je nad 
Charakter und Zwed des Vereins mannichfach ungleich geftalten. 

Zunächſt können den Inhalt der Mitglievihaft jo verjchiedene Rechts— 


23) Bol. Th. 1. 968 f. 
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beziehungen bilden, ald überhaupt in menſchlichen Gemeinſchaftsverhältnißen 
vorfommen können. Rechte und Pflichten perjönlicher wie fachlicher, poli— 
tiſcher wie öfonomifcher, ethijcher wie pefuniärer Natur können in die forpo- 
rative Sphäre erhoben fein. Die Genoßenſchaft kann, indem fie nur einen 
vereinzelten Gemeinſchaftszweck verfolgt, nur eine eng begrenzte Seite ber 
Perjönlichkeit in ihren Verband ziehen, oder fie kann, indem fie gleich ber 
Zunft faft alle ihren Gliedern gemeinjchaftlichen Lebensintereffen inforporirt, 
in umfaßenditer Weife die verjchiedenartigiten Rechte und Pflichten zur Mit- 
gliedihaftsiphäre zuſammenſchließen. Von den ungleichartigen Beftandtheilen 
des Mitgliederrechtd kann dann bald der eine und bald der andere als deſſen maß- 
gebender Kern erjheinen, der die Natur des Ganzen beftimmt und den übri- 
gen Inhalt nach fich zieht. Auch kann das Verhältniß diefer Beftandtheile 
zu einander fih im Laufe der Zeit verjchieben. Immer aber muß bei einer 
beitimmten Genoßenſchaft zu einem gegebenen Zeitpunfte verfaßungs- 
mäßig feitftehen, welche Rechte und Pflichten den Inhalt der Mitglied- 
ſchaft bilden und welche davon für die Natur derjelben maßgebend find. 
Sehr verſchieden geftalten fich je nach der Natur der Genoßenſchaft die 
für jede Eorporative Verfaßung unentbehrlichen Normen über Erwerb und 
Verluſt der Mitgliedſchaft. Jede Genoßenſchaft fordert ihrem Lebenszwecke 
gemäß beſondere Vorausſetzungen für die Aufnahme, Beibehaltung und Aus— 
ſcheidung der ihren Körper bildenden Elemente. Möglich iſt es, daß die ver— 
ſchiedenſten perſönlichen Eigenſchaften, z. B. in Bezug auf Alter, Geſchlecht, 
Stand, Religion, Nationalität, Familienangehörigkeit, Beruf, perſönliche 
Tüchtigkeit, Ehre u. ſ. w., für die Mitgliedfchaft wejentlih find. Möglich 
aber it es au, daß fachliche Erfordernife, wie der Beſitz eines beftimmten 
Vermögens, einer gewißen Menge von Land, eines eigenthümlich gearteten 
Gutes, einer beftimmten Gerechtigkeit u. j. w., aufgeftellt werden. Endlich 
müßen überdies oft bejtimmte Handlungen, wie perjönliche Leiftungen, pefu- 
niäre Praeitationen, Eide, Bürgichaftöftellungen u. j. w., vor oder bei ber 
Aufnahme erfolgen. Sind nun aber die Bedingungen der Mitgliedichaft 
vorhanden, jo beiteht ein Hauptunterjhied darin, ob die Zugehörigkeit zum 
Verbande rechtlih erzwungen wird oder nicht. Zwangsmitgliedihaft 
findet fi) namentlich bei den mit Staat oder Gemeinde verknüpften Genofen- 
haften, bei denen dann der Zwang bald bedingt bald unbedingt, bald direkt 
bald nur durch die Androhung von Rechtsnachtheilen geübt wird. Der äuße— 
ren Erſcheinung nach vollzieht ſich dieſer Zwang im zwei verjchiedenen For— 
men. Entweder nämlich tritt bei dem Vorhandenfein gewißer Vorausjegun- 
gen, wie des Domicild auf einem beftimmten Gebiet, der Zugehörigkeit zu 
einer beftimmten Samilie, des Beſitzes eines beſtimmten Grundſtückes, die 
Mitgliedihaft ohne Weiteres von Nechtöwegen ein. Oder es bedarf zwar 
des Beitritte® und der Aufnahme, der Beitritt aber und mitunter auch bie 
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Aufnahme find auf Grund der betreffenden Vorausfegungen erzwingbar 24). 
Fundament der Mitgliedihaft ift in beiden Fällen eine über ben freien 
Willen emporgerüdte Rechtsvorſchrift, welche dort unmittelbar und bier mit» 
telbar wirkfjam wird. Dieſe Rechtsvorſchrift ift es dann jelbftverftändlich 
auch, welche den Umfang des der Gemeinheit zu opfernden Stüdes der In— 
dividualperfönlichkeit feftjeßt. Dagegen beruht die freie Mitgliedſchaft, 
die fi bei allen nicht im Laufe der Zeit in ihrem Weſen veränderten ge- 
willfürten Genoßenſchaften findet, auf einem zweifeitigen Afte des freien 
Willens. Denn damit fie entftehe, muß der Einzelne durch einen individuellen 
Willensakt fid) eined ihm biöher zu freier Verfügung ftehenden Theiles fei- 
ner SPerjönlichfeit entäußern, der Verband aber dur einen Forporativen 
Willensaft ihn zu einem an der Gemeinerijtenz verfaßungsmäßig betheiligten 
Gliede Eonftituiren. Dieje Willensthat ift es bier auch, welde das Map, 
bis zu dem die Individualfreiheit von dem Verbande abforbirt werden foll, 
beftimmt, und welche daher wiederholt werden muß, jobald irgend ein burd 
jene erjte Erklärung nicht ſchon hingegebenes Stüd der Perjönlichkeit in dem 
Verband hineingezogen werden fol. Und ebenjo Fann nur in Folge einer 
im Voraus erklärten freiwilligen Willensunterwerfung das Recht zur einfeiti- 
gen Auflöfung des Mitgliedihaftsverhältniges bejhränft oder an Bedingungen 
geknüpft werben. 

Wenn nun aber jede Vereinsmitgliedihaft von dem Vorhandenſein ge» 
wißer Vorausſetzungen abhängt, jo wird doch auch in diefer Beziehung ein 
Unterfchied dadurch begründet, ob dem Verein ein objektive Subftrat wejent- 
lich ift oder nicht. Im letzteren Falle find alle Erforderniße, durch welche 
die Mitgliedichaft bedingt wird, für deren innere Struktur und rechtliche 
Natur unwejentlih. Iſt dagegen die Genoßenſchaft auf ein ſachliches Sub- 
ftrat gebaut, jo jegt nicht nur die Mitgliedichaft in ihr mit Nothwendigkeit 
auch bei dem Einzelnen eine rechtliche Beziehung zu jenem Subftrat voraus, 
fondern dieſe NRechtöbeziehung ift ald grundlegende Baſis ein integrirender 
Theil der Mitgliedichaft und daher bis zu irgend einem Grabe für deren 
juriftifches Weſen mitbeftimmend. So verhält es fi) mit der Gebiets. 
angehörigkeit in Gebietögenoßenjchaften und mit der Theilnahme am Amt in 
Amtskörperichaften, wo in Folge deffen das Mitgliederreht mit dem Domicil 
oder mit dem Amt organijch verwachlen ift und ein dadurch näher beftimm- 
tes öffentlichrechtliched Gepräge annimmt. So verhält ed fi) aber auch bei 
den auf eine Vermögenseinheit gebauten Genoßenſchaften mit der entiprechen- 
den vermögensrechtlichen Antheilsquote des Einzelnen. Indem hier die Mit- 
gliedſchaft ohne ein fachliche Antheilsrecht gar nicht denkbar und mit diefem 
zur Einheit verwachjen ift, hört fie auf, ein rein perjonenrechtliches Ver— 


4) Dies ift 3. B. bei Zünften ber Fall (Th. I. 361 N. 8—10), Erfteres bei 
gemeindeähnlichen Verbänden, Familiengenoßenſchaften, Deichachten. 
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hältniß zu fein, und empfängt irgend welche fachenrechtlichen Merkmale. Bis 
zu welchem Grabe im einzelnen alle die jachenrechtlihe Bafis für das Per- 
jonenrecht entjcheidend it, kann durch die Verfaßung ungleich beftimmt jein. 
Die äußerſte Möglichkeit, wie fie in der Aktie verwirklicht ift, ordnet den 
Begriff der Mitgliedichaft durchaus dem Begriff des Antheild unter, jo daß 
die Theilnahme an ber Genoßenſchaft ſchlechthin als Beftandtheil eines als 
Vermögensquote” gedachten Rechtskomplexes von jachenrechtlihem Weſen er- 
jheint. Im mittelalterlihen Genoßenſchaftsweſen dagegen behält faft immer 
die perfönliche Seite der Mitgliedſchaft eine größere oder geringere juriftijche 
Selbftändigkeit und wird nur in einzelnen Beziehungen durch die mit ihr 
verwachjene VBermögensberechtigung beherrſcht. 

Aus dieſen Unterſchieden und Abftufungen erklärt es fih, daß aud in 
der forporativen Genofenihaft die rehtlihe Natur der Mitgliedſchaft 
von jehr verjchiebener Beichaffenheit fein kann. Nur erlangt diejelbe jeßt, 
ftatt nah der Weife des alten Genofenrechts dem umgeftaltenden Fluß ter 
Lebensverhältnige widerſtandslos preisgegeben zu fein, eine verfagungsmäpige 
Baſis. Immer ift die Mitgliedihaft ein perfonenrechtliches Verhältniß. 
Allein wegen des Einflußes, den die Verfchiedenheiten der Grundlage und 
des Inhalts üben, kann diejes Rechtsverhältnig bald mehr von der Seite der 
Pfliht und bald mehr von der Seite der Befugniß, bald mehr von poli- 
tiihen und bald mehr von privatrechtlihen Gefihtspunften, bald mehr von 
den perjönlichen Genofenbeziehungen und bald mehr von dem öfonomijchen 
Werthgehalt aus aufgefaßt werden. So kann denn unter verichiedenen Ge— 
fihtspunften die an fi ihrem Charakter als Modifikation der Perjönlichkeit 
entjprechende höchſt perjönlihe Natur der Mitgliedfchaft ftufenweije bis zu 
einem Punkte zurüdgedrängt werden, auf welchem die Mitgliedichaft die Be— 
ftimmung ihrer Natur von der objektiven Seite her empfängt und folgeweije 
als ein für fich beftehender Rechtskomplex erjcheint, der für feinen Träger 
bejtimmte perjönliche Beziehungen begründet. Damit aber Ändert fi die 
ganze juriftiihe Behandlung des Mitgliederrechts. Als höchſt perjönliches 
Recht ift die Mitgliedihaft in ähnlicher Weije wie etwa die Ehre oder der 
Stand an ihr Subjekt gebunden, fie fteht und fällt mit deſſen den ver- 
faßungsmäßigen Bedingungen entiprehenden Perfonalqualitäten, fie ift voll» 
fommen unübertragbar, jowol unter Lebenden wie von Todes wegen, und 
jowol der Subftanzg wie der Ausübung nad. Dies ändert fi, wenn die 
Genoßenſchaft auf eine objektive Bafis gebaut wird, zunächſt immer injoweit, 
als die Mitgliedſchaft nun noch von einer zweiten Seite her bedingt und 
beftimmt wird, ihrem Subjeft in einer gewißen Selbjtändigkeit gegenüberjteht 
und nicht mehr blos Ausflug, fondern zum Theil auch Grundlage der Per- 
jönlichkeit ihres Trägers iſt. Dagegen bleibt dann, wenn jene Bafis öffent- 
lichrecitlicher Natur ift, die Mitgliedihaft an die Perfon gebunden. Soweit 
aber die objektive Grundlage des Vereins eine vermögensrechtliche ift oder ver- 
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mögendrechtlich aufgefaßt wird, kann ſich auch eine mehr oder minder freie 
Mebertragbarkeit der Mitgliedihaft entwickeln, die freilich niemals unabhängig 
von verfaßungsmäßiger Ordnung werden Tann, immerhin aber in irgend 
einem Grade die Anwendung jachenrechtlicher Grundjäge auf die Mitglied- 
ſchaft enthält. Es kann daher, wenn auch nur in bejtimmten verfaßungs- 
mäßigen Grenzen, eine leihweije, pfandweije oder definitive Veräußerung unter 
Lebenden und eine Vererbung von Todes wegen ftattfinden. Dabei können 
"dann freilich im einzelnen Falle Zweifel entftehen, ob wirklich jchon die jachen- 
rechtliche Auffaßung durchſchlägt und nur durch das daran gefnüpfte Perjonen- 
recht modificirt wird, oder ob vielmehr noch die perjonenrehtlihe Auffaßung 
überwiegt; ob aljo z.B. in der That ein Kauf der Mitgliedichaft als folder 
vorliegt oder nur die Entrichtung hoher Eintrittögebühren vorangehen mup?°) ; 
ob wirklih die Mitgliedſchaft als ſolche vorbehaltlich der Forporativen Ein- 
Ihränfungen veräußert und vererbt oder nur ein zur Erwerbung der Mit- 
gliedichaft geeigneter und nothwendiger fachlicher Titel übertragen werden 
Kann 2°); ob die Vorftellung des Erbredhtd bei dem Uebergang eines Genofen- 
rechts auf Witwen und Kinder anwendbar ift oder nur Geburt, Ehe und 
Berwandtihaft als perſönliche Dualitäten einen Vorzug bei der Aufnahme 
geben 27); ob ein ausſcheidender Genoße jein Recht verſchenken und legtwillig 
einem Anderen zuwenden kann oder nur eine entjcheidende Stimme bei ber 
Wahl eines neuen Mitgliedes hat 2%), Daß aber die Entwidlung zur Ber- 
mögensgenoßenſchaft der begriffsmäßigen Anwendung jachenrechtlicher Verhält- 
niße und Rechtsgeſchäfte auf die Mitglienjchaft als ſolche zuftrebt, wird 
durch die jchlieglihe Herausbildung der Aktie unzweideutig bewiefen. — In 
nahem Zuſammenhange mit diejem qualitativen Unterjhiede des Rechtes des 


25) Vol. 3. B. Th. J. 368 über bie allmälige Entwidfung der Idee vom 
„Kauf der Zunft" aus dem Eintrittägelde. 

2%) Die legtere Auffaßung überwiegt 3. B. noch bei den meiften Agrargenofen- 
fchaften, wie bei den Kölner Bauerbänfen (Th. 1. 336), wenn das Genoßenrecht an 
ein bejonders qualificirted Beſitzthum gebunden ift; ebenfo bei Zünften und andern 
gewerblihen Genoßenfchaften, wenn dad Gewerberecht rabicirt ift und folgeweife der 
Erwerb eines berechtigenden Hauſes, einer Brod- oder Fleiſchbank, eines Badhaufes 
oder einer Babjtube ber Aufnahme in die Zunft vorangeben muß; Maurer, 
Städtev. II. 454 u. 461. Dagegen ift 3. B. bei den Münzergenoßenfchaften ent- 
fchieden dad Genoßenrecht als ſolches Gegenftand einer freilich beichränkten Ber, 
äußerung, bei manchen Altbürgergilden wird dad „Stubenrecht” gekauft und ver- 
erbt, bei ben Kölner Weinbrübern ift von Pfändung der „Bruderjchaft” die Rebe; 
TH. I. 192 N. 70; 343; 346 N. 8. 

27) Bol. Th. J. 192 N. 69. 348 N. 19. 370. Auch Freiberger Stabir. 
b. Schott III. 276. 288. 290. 291. Maurer II. 459—461. 

28) Letzteres ift 3. B. bei dem „Kürrecht” der Fall, welches in den Kölner 
Amtskörperichaften ber Dfficiale bezüglich feines Nachfolgers hat, Tu I. 335 
N. 24. 
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Einzelnen an jeiner Mitgliedichaft fteht der Unterſchied der offenen oder ge- 
ſchloßenen Mitgliederzahl, während den Zwijchenitufen die verjchiedenen Stufen 
der Erjchwerung neuer Mitgliederaufnahme entiprehen. Demgemäß kann 
dann auch die Aufnahme eines neuen Mitgliedes jeitend der Genoßenſchaft 
bald nur als eine Verjtärfung ihres Perjonenkörpers, bald ald Konftituirung 
und Berfauf oder andermweite Veräußerung eines neuen Antheilrechtes an 
ihrer ſachlichen Rechtsſphäre aufgefaht werden 2%). Und der Ausſchluß eines 
Mitgliedes kommt bald nur als eine durch fein perfönliches Verhalten bedingte 
und gegen feine Perjon gerichtete Maßregel in Betracht, bald wird darin zu- 
nächſt und vor Allem die Eutziehung eines wohlerworbenen Antheilrechtes 
erblidt und deshalb ein objeftiver Grund dafür gefordert ?%). Die weiteren 
Modalitäten in ihrer unendlihen Mannichfaltigkeit gehören dem Verfaßungs— 
recht der einzelnen Körperichaften an. Hervorzuheben aber ift, dab in allen 
dieſen Beziehungen mit der Vollendung des Körperihaftsbegriffs nicht nur 
die verfagungsmäßige Feititellung und Begrenzung ermöglicht, fondern au 
über allen Verſchiedenheiten der rechtlihen Natur ein höherer einheitlicher 
Geſichtspunkt geſichert iſt. Denn zulegt ift der Inbegriff der noch jo un- 
gleihartigen Normen über die Mitgliedfchaft ftets nur ein Theil des inneren 
forporativen Lebensgeſetzes, welches über die Art und Weije, in der dem ge- 
noßenſchaftlichen Körper jeine lebendigen Beftandtheile zugeführt oder von 
ihm ausgeſchieden werden, beſtimmt. Und im legten Grunde ijt daher auch 
die frei übertragbare und vererbliche Aktie während des Vereinsbeſtandes nur 
deshalb übertragbar und vererblidh, weil die Vereinsverfaßung dies jo vor- 
jchreibt. 

Der ungleihen rechtlichen Natur der Mitgliedſchaft entipricht endlich 
auch eine ungleihe Art der Abſtufung von Rechten und Pflichten 1). 
Wenn das perjönliche Moment entjcheidend bleibt, jo findet, fofern nicht voll. 
fommene Gleichheit herrſcht, eine Klaffenbildung nad perſönlichen Merkmalen 
ftatt. Insbeſondere pflegt dann der alte Unterjchied von Aktivgenofen und 
Schutzgenoßen fi zu wiederholen, jo daß nur die für das betreffende Xebens- 
gebiet zur Selbftändigkeit und Selbftvertretung qualificirten Glieder aktive 
Mitträger der Gemeineriftenz find, die unfelbitändigen und vertretungsbebürf- 
tigen Berbandsangehörigen aber am Gemeinleben nur paſſiv Theil nehmen. 
Im Uebrigen finden fih dann je nah der Beichaffenheit der Forporativen 
Lebensſphäre verjhiedenartige Klafjenbildungen, welde z. B. bei politiichen 
BDerbänden auf eine geburts-, befiß- oder berufsjtändiihe Gliederung, bei 


29) Bol. Th: 1. 192 N. 68. 335. 343. 368 N. 42-50. 

”) Bol. Th. I. 348 N. 13. 850 N. 2%. 351 N. 36. 853. 867. 897 
N. 185. 

3) Bgl. Th. I. 385. 347-348. 350 N. 26. 354 N. 55. 369 N. 51. 
401-405. 
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Amts- und Gewerbegenogenihaften auf die berufliche Stellung oder Tüchtig— 
feit, bei freien Brüberjchaften und Gilden auf die mehr oder minder umfang: 
reihe Erfüllung gewißer Vereinsleiftungen (wie z. B. in Köln und an man- 
hen andern Drten, der hier in allen Genoßenſchaften wiederkehrende Unter- 
ſchied der „verdienten“ und „unverdienten* Brüder auf die Ausrichtung der 
genoßenſchaftlichen Gaſtereien) gegründet werden können. Der Unterjchied der 
Perjönlichkeit zieht dann eine Ungleichheit der verfahungsmäßigen Rechte und 
Pflichten nach fich, während der unter den Genoßen überhaupt oder doch un- 
ter den Genoßen berjelben Klafje principaliter beitehenden Gleichheit auch 
eine gleiche Forporative Berechtigung und Verpflichtung, obwol möglicherweife 
ein dem thatjächlichen Erfolge nah ungleiher Umfang der Vortheile und 
Laften entjpricht. Wenn dagegen die Mitgliedjhaft ihre Mejensbeftimmung 
von der objektiven Seite her empfängt, jo geht auch die Klafjenbildung von 
der Firirung des in der Mitgliedichaft enthaltenen objektiven Rechtskomplexes 
aus. Hier werden daher die Mitgliederrechte zunächit ihrem Umfange nad 
abgeftuft, die ungleiche Forporative Stellung der Perfonen aber wird auf die 
Beihaffenheit ihres Antheilrehts an der Gemeinſphäre gegründet. Zuletzt 
fann das Mebergewicht des fachlichen Momentes ſich jo weit fteigern, daß 
eine feſte Anzahl von Antheildquoten am Gejammtreht ein für alle Mal 
fonftituirt, jeder derartigen Quote eine Mitgliedihaft angehängt und durd 
die Möglichkeit eines mehrfachen oder bruchtheiligen Befiges von Antheilen 
auch eine rein quantitative Abftufung unter den Mitgliedern ermöglicht wird. 
Dann gibt ed alfo 3. B. ftatt der Aftivgenogen und Schutzgenoßen ganze 
und halbe Genoßenrechte, ftatt privilegiirter Mitglieder eine doppelte oder 
mehrfache Mitgliedjchaft, ftatt principieller Gleichheit der Genoßen eine 
principielle Gleichheit der Aktien derjelben Klaſſe. 

IV. Die Organijation der forporativen Genofenjhaft beruht auf 
der verfaßungsmäßigen Konftituirung ihrer Elemente zu einem mit einheit- 
lihem Leben begabten Körper. Im Gegenjaß zu dem alten Genofenjchafts- 
wejen löſt fich feit der Vollendung des Körperjchaftöbegriffes der Begriff der 
Verfaßung völlig von der Sphäre fubjektiver Rechtöverhältnige ab und ftellt 
ih als eine eigenthümliche Modalität des Rechtes im objektiven Sinne dar 
Indem nun aber die Berfagung als ein dem individuellen Willen entzogenes 
Lebensgefeß die Bedingungen, unter welchen beftimmte Glieder des Bereind- 
körpers defjen einheitliches Leben zum Ausdrud bringen, rechtlich ordnet, er- 
jheint die gemeinheitlihe Dajeinsiphäre als eine bejondere und nur in fid 
ſelbſt beruhende rechtliche Exiſtenz. 

Auch in der Genoßenſchaft fixirt ſich ſomit der neue Begriff des korpo— 
rativen Organs und löſt fi von den ihn ehemals umfangenden Vorftellun- 
gen der Vertretungsd- und Vollmachtöverhältnige ab. Die genoßenſchaftlichen 
Organe find nunmehr die durch die Verfaßung zur Darftellung der verjchiede- 
nen Bunftionen des Gemeinlebens berufenen Glieder oder Gliederfomplere 
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des Vereinskörpers. Im ihnen und dur fie bethätigt ſich das einheitliche 
Leben, welches die Genoßenſchaft durditrömt. 

Vor Allem ift es daher die Bildung diefer Organe, worüber die Ver- 
faßung die entiheidenden Normen aufitellt. Die Organe als folde find 
dauernde Einrihtungen, deren Zahl und Art für das Weſen der Genofen- 
ihaft bejtimmend ift, fo daß jede Veränderung in diefer Beziehung eine 
Berfahungsänderung enthält. Die Verfaßung beftimmt daher ein für alle 
Mal, daß dieſe oder jene Organe in dieſer oder jener Bedeutung beftehen 
und auf dieſe oder jene Weije in ihrem Beftande erhalten werden follen. 
Dagegen können bie jubjektiven Träger der jo im ihrem objektiven Beftande 
feftgeftellten Organjchaften wechſeln, ohne daß damit das Organ als ſolches 
fein Wefen veränderte. Die Art und Weiſe in welcher die einzelnen Perfo- 
nen zur Trägerſchaft einer organiſchen Funktion im Genofenjhaftsförper be- 
rufen und von derjelben wieder entfernt werden, kann dur die Verfaßung 
außerordentlich verſchieden normirt fein. Es können ſämmtliche Glieder oder 
doch die Glieder einer beftimmten Klaffe in ihrer Berfammlung ein Organ 
bilden, es können Kollegien oder Ausſchüße vom verihiedenften Umfange ein 
ſolches darftellen, es können Einzelne oder aud Mehrere Eolleftiv mit einer 
forporativen Funktion betraut werden. Sobald nit Alle gleihmägig zur 
Bildung eines bejtimmten Organs berufen find, kann die Bezeichnung der 
berufenen Perjonen bald durch die Verfaßung ſelbſt erfolgen (wie z. B. die 
Berufung ded Familienbauptes durh die Hausverfahung), bald an Wahl 
oder Ernennung irgend eiuer Art geknüpft fein, wobei dann wieder nicht nur die 
verjchiebenartigften Modalitäten und Komplikationen bezüglid der zur Theil» 
nahme berufenen Perjonen möglich find, fondern auch in mannichfachiter 
Weiſe durd materielle und formelle VBorausjegungen der zur Wahl oder Er- 
nennung berufene Wille von vornherein verfagungsmäßig gebunden jein Fann. 
In derjelben Weile kann das Eorporative Lebensgefeg über die Amtedauer, 
den periodiihen Wechſel, die Abjeßbarkeit oder Entlaßbarkeit, die von Rechts 
wegen bei gewißen Vorausſetzungen eintretende Entfernung und die Wieder: 
ergänzung der ein Organ bildenden Perfonen Ungleichartiges beftimmen. Bei 
aller diejer Mannichfaltigfeit aber bleibt das letzte Fundament, auf weldem 
die Theilnahme irgend eines Einzelnen an einem Genoßenſchaftsorgan beruht, 
jtetö das objektive Recht der Verfaßung. Hierin liegt ein entjcheidender Ge- 
genfaß gegen das alte Syitem, bei weldem die organiſche Stellung in den 
Verbänden mit Individualrechtöverhältnigen untrennbar verwoben war und 
deshalb die gemeinheitlihen Gewalten und Aemter von Einzelnen oder Ge- 
fammtbheiten zu eignem oder geliehenem Recht beſeßen, übertragen, vererbt 
und veräußert werden fonnten. Auch jegt bleibt es freilich möglih, daß in 
einer Genoßenſchaft ſei es an die Geburt oder eine jonftige perfönliche Eigen» 
ſchaft, fei es am ein irgendwie qualificirtes Befigthum eine Eorperative Funk— 
tion, eine Regierungdgewalt oder ein Amt geknüpft wird: allein damit wird 
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diefe Funktion nicht mehr für ein individuelles Samilien- oder Vermögens- 
recht erklärt, fondern es wird nur eine beftimmte privatrechtlihe Voraus- 
ſetzung als ein geeigneter Zitel für verfagungsmäßige Berufung behandelt. 
Und wenn irgend eine Mehrheit durch Wahl oder ein Einzelner durch Er- 
nennung ein Organ beftellt, jo liegt weder mehr Willensübertragung noch 
Willensveräugerung, weder Vollmacht zur Ausübung noch jubftantielle Hingabe 
eines eignen Rechtes des Wählenden oder Ernennenden vor: jondern kraft des 
ihnen übergeordneten Verfaßungswillens berufen die ald Organe für einen 
ſolchen Berufungsakt fonftituirten Perfonen eine andere Perjon zur Trägerſchaft 
einer forporativen Funktion, bei deren Ausübung dieſelbe lediglich durch die 
Berfaßung ermächtigt und gebunden ift. 

Die Verfaßung ift es ſodann, welhe die Funktionen eines jeden 
Organs beftimmt und abgrenzt. Kraft der Verfaßung ift jedes Organ in 
einer bejtimmten Sphäre, aber aud nur in diejer, zur Daritellung oder 
Mitdarjtellung des forporativen Einheitslebens berufen. Sobald das Organ 
aus diefer Sphäre heraustritt, gilt es rechtlich nicht mehr ald Organ, fon- 
dern ald Individuum oder Summe von Individuen. Im den Grenzen ſei— 
ner Funktion dagegen bringt es mit rechtlicher Wirkung die Körperjchaft ala 
ſolche zur Erſcheinung, jo daß die Körperjchaft ſelbſt dur ihre Organ zu 
wollen und zu handeln vermag. Man darf dieſe Darftellung des forporati- 
ven Lebens durch die verfagungsmäßig fungirenden Organe nicht als ein Ver— 
tretungöverhältniß auffaßen, da weder die Körperjchaft außerhalb ihrer Organe 
eine reale Eriftenz hat, noch das Organ, joweit es Organ ift, ohne Beziehung 
auf die Körperſchaft vorjtellbar iſt: vielmehr liegt ein dem forporativen 
Rechtögebiet eigenthümliches Nechtöverhältnig vor, das in den übrigen Rechts. 
gebieten Fein Analogon hat, dur das Bild aber, welches ber Bezeichnung 
ald Organ eines Körpers zu Grunde liegt, nur annähernd verdeutlicht wird. 
Dies ift ja überhaupt bei Allem der Tall, was aus der Grunderjheinung 
des Körperjhaftsrechtes refultirt, daß bier das innere Reben einer zujammen- 
gejegten Eriftenz der Rechtsordnung anheimfält. Neben der objektiven Ab- 
grenzung der Sphäre, in welcher Das einzelne Organ zu funktioniren bat, 
werden auch in jubjeltiver Beziehung Örenzbejtimmungen dadurch nöthig, 
daß alle Träger einer Drganfchaft zugleich jelbitändige Perjonen mit einer 
anderweiten Rechts ⸗ und Lebensiphäre find. Oft ift von vornherein die äußere 
Form keftimmt, in welde fich die forporative Thätigkeit zu Eleiden hat, um 
jogleich als ſolche Fenntlih und von anderweiter Thätigkeit derjelben Perſon 
unterjcheidbar zu fein. So iſt das gefammte Nechtöverhältnig zwiſchen dem 
einzelnen Beamten, Vorfteher oder Ausſchußmitgliede und der Körperſchaft 
infoweit, ald es fih um die organijche Stellung im genoßenſchaftlichen Leben 
handelt, gemeinheitlicher und deshalb nicht privatrechtlicher, ſondern für dieſen 
bejtimmten Lebenskreis öffentlichrechtlicher Natur. Allerdings können ſich da- 
mit bezüglich der Bejoldung, etwaigen Entihädigung u. ſ. w. individualrecht- 
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liche Beziehungen verknüpfen, für welche fih dann die Genoßenſchaft und der 
Beamte als zwei ifolirte Privatrechtsjubjefte gegenüberftehen. In Bezug 
auf das Amt als ſolches aber ftehen fie fich als eine Allgemeinheit und 
deren Organ in verfaßungsmäßiger Verknüpfung gegenüber, jo daß von ber 
Anwendung privatrechtliher Begriffe nicht die Rede fein kann. Deshalb find 
wohlerworbene Individualrehte auf irgend welche Herrihaft in der Gemein- 
heit mit dem entwidelten Körperjchaftsbegriff unvereinbar. Die Verfaßung 
grenzt ferner die Kompetenz verjchiedener Organe gegen einander ab. Auch 
hierdurch entjtehen Verhältniße öffentlichrechtliher Natur, jo daß alle zwijchen 
den Organen vorfommenden Streitigkeiten, Vergleihe und Verträge nicht 
eine Entzweiung und Einigung verjciedener jelbjtändiger Individualwillen 
darjtellen, jondern als innere Erjhütterungen, Veränderungen und Wieder- 
befejtigungen des forporativen Redtsorganismus erjcheinen. 

Was nun endlih die Einrichtung und den Wirkungskreis der einzel- 
nen Organe angeht, jo beiteht hierin die größte Mannichfaltigkeit. Es 
lagen fih indeß gewiße typiiche Formationen bezeichnen, die fih in der 
deutſchen Genoßenſchaft in der einen oder andern Weiſe zu wiederholen 
pflegen. 

Bor Allem ift in der Regel die Mitgliederverfammlung ein wid. 
tiges Genoßenſchaftsorgan. Sie befteht aus den gejammten aktiven Trägern 
des Vereinskörpers, durch welde die Paſſivgenoßen mitvertreten und unter 
welden zugleich die etwa vorhandenen Abjtufungen der Mitgliedihaft durch 
Unterjhiede der Stimmberehtigung ausgedrüdt werden. Ihre Thätigkeits— 
iphäre umfaßt gewöhnlid die für das forporative Leben efjentiellen Beſchluß— 
fagungen, Statutenänderungen, Wahlen, die oberfte Kontrolle und die legte 
Entiheidung. Keineswegs aber iſt eine derartige Verſammlung, wie ehemals, 
mit der Genoßenſchaft als ſolcher identisch: vielmehr ift auch fie nur ein 
verfagungsmäßig gebildetes und befugtes Organ der Körperſchaft. Die Ein- 
zelnen kommen in ihr nicht Eraft eines individuellen Rechtes, jondern kraft 
verfaßungsmäßiger Berufung zufammen, und verhandeln demnächſt nicht als 
die Träger jelbftändiger Individualwillen über vertragsmäßige Willenseinigung, 
jonvern ald Mitträger des Gemeinwillens über die Bildung und Neußerung 
eines forporativen Willensentichlußes. Deshalb find zunädft Zeit, Ort und 
Form der Zujammenkunft, jowie Form, Leitung und Abſchluß der Verhand- 
(ungen entweder ein für alle Mal verfaßungsmäßig beitimmt, oder aber 
mittelbar durch Anordnungen über Anjegung von Verfammlungen, Ladung, 
Wahl des Vorfikenden u. ſ. w. feſtgeſetzt. Jede Verfammlung aber, welche 
aus diefem verfagungsmäßigen Rahmen berausträte, würde nur ald eine Zu- 
jammenfunft von Individuen, nicht als Körperfhaftsorgan erjcheinen. So» 
dann wird der Berfammlungsbeihluß von der alten BVorftellung eines Ber- 
trage oder Mebereinfommens völlig emancipirt und als ber einheitliche 
Willensentihlug eines Gemeinwejens begriffen. Deshalb jeßt ſich die Bin- 
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dung der Abweſenden durch die Anwefenden, der zukünftigen Mitglieder durch 
die gegenwärtigen, der Minderheit durch die Mehrheit nicht nur fat überall 
durch: fondern dieſe Grundfäße gewinnen eine neue und unerjchütterliche 
Bafis in der jelbftändigen Geftaltung der vom Sndividualwillen unabhängi- 
gen Körperjchaftseriftenz.. Denn nunmehr ergibt fi das einfache, nur in der 
Anwendung ſchwierige Princip, daß die Grenzen des Geltungsgebieted jener 
Grundjäße zujanımenfallen mit den Grenzen der forporativen Lebensſphäre. 
Soweit alfo der Einzelwille von dem forporativen Organismus intakt ge- 
lagen ift, hört jede Macht des Mehrheitsbejchlußes über ihn auf. Soweit 
er dagegen feine Bejonderheit in der Gemeinheit einbüßt, bat er nur das 
von der Gemeinheitsverfagung ihm eingeräumte gliedmäßige Recht, gilt er 
nichts für fih und Alles nur in feiner organmäßigen Gebundenheit. Das 
Majoritätsprincip insbeſondere ftreift nun jeden Reft der alten Borftellungs- 
weije ab und erhebt fich zu der Bedeutung einer rein objektiven Norm über 
das Zuftandefommen eines Forporativen Willens. Es ift nicht mehr ein 
Mittel, um über den Zwielpalt der Einzelnen hinaus zu einem Willen Aller 
zu gelangen, jondern ein Mittel, um die Einheit des Genoßenſchaftswillens 
der inneren Uneinigfeit feiner Faktoren durch Konftituirung eines Willend- 
organes zu entrüden. Der Mehrheitswille gilt auf Grund der Verfaßung 
als Genopenjchaftswille, weshalb auch dieſe Geltung verfaßungsmäßig be 
ihränft, für beftimmte Fälle eine qualificirte Mehrheit gefordert, unter 
Umftänden fogar ein einftimmiger Beſchluß, der aber feineswegd mit einer 
MWillenseinigung Aller zufammenfällt 32), verlangt werden kann. Auch die 
Kompetenz endlich der jo fonftituirten Verſammlung richtet fi) nad den ihr 
verfagungsmäßig zugewiejenen Funktionen. So weit diefelben im einzelnen 
Falle reihen mögen, die Verſammlung ift nicht mehr die ſouveräne Herrin 
der Genoßenſchaft, jondern ftellt nur in der durch die Verfaßung für 
fie begründeten Sphäre das eben der fie überragenden Gemeinheit dar. 

An der Spige der Genoßenſchaft finden fich fehr verfchiedenartig gebildete 
Vorſtände, die ald Einzelperfonen, als kollektive Mehrheiten oder als Kolle 
gien, auch als Einzelvorfteher mit Eollegialifhem Beirath oder als Kollegien 
mit einheitlicher Vorfteherichaft, organifirt fein Fünnen; die ferner kald un- 
mittelbar dur die Verfaßung berufen, bald durch Wahl, Ernennung, Selbit- 
ergänzung oder andere verwickeltere Mechanismen beftellt werden; die ſodann 


”) Bol. über dad Erforderniß der Einftimmigkeit beim Familienbeſchluß des 
hochadligen Haufes Th. I ©. 420-421. Dad Bewußtjein der Verſchiedenheit eines 
einftimmigen Gefellihaftöbefchlußes von der Einftimmigfeit aller Gefellichafter er- 
belt 3. B. fehr deutlich aus den Statuten der Gefellichaft zum Gauch v. 1361 b. 
Schreiber II. 485, indem bier zur Aufnahme neuer Mitglieder ein 8 Tage nad 
dem Aufnahmeantrage gefaßter einftimmiger Beſchluß der verfammelten Gefellen 
nöthig ift, zur Beſchlußfähigkeit aber die Anweienheit von % aller Gefellen genügt. 
Ebenjo 1451 ib. 426 f. 
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in beftimmten Kormen und nach beitimmten Regeln zu beichließen und zu 
handeln haben; deren Kompetenz endlich, fo verfdieden fie fih im Einzelnen 
in Bezug auf die ihnen zugeftandene Selbftändigkeit und Zwangsgewalt 
geitalten Fann, immer nad außen eine gewiße Vertretung und nad) innen 
eine gewiße Regierung ber Genofenihaft umſchließt. Alle ſolche Vorfteher 
find jeit der Vollendung des Körperfchaftsbegriffes gleich verichieden von In— 
habern einer eignen Herrſchaftsbefugniß und von bloßen Gefammtbevollmäd- 
tigten. Sie find, aud wenn fie, wie der Chef des hochadligen Haufes, ihre 
Stellung aus einem von der Gejammtheit ganz unabhängigen Titel herleiten, 
feine Inhaber von Herrichaftsrecht, weil alle ihre Befugniße ihnen nur durch 
die Berfahung und in verfahungsmäßiger Gebundenheit übertragen werben, 
und weil die forporativen Funktionen, die fie im Namen der Genofen- 
ihaft ausüben, einen von ihrer jonftigen Thätigkeit innerlich geſchiede— 
nen Thätigkeitöfompler bilden. Sie find aber, auch wenn fie von 
der Gejammtheit gewählt, inftruirt, kontrollirt und abberufen werben, 
feine bloßen Bevollmächtigten, weil fie nicht im Namen ber Ge 
jammtbeit, jondern im Namen der einheitlihen Genoßenſchaftsperſönlichkeit 
handeln und in ihrer verfaßungsmäßigen Sphäre eine felbftändige und un- 
abhängige Stellung einnehmen. Vielmehr find fie verfaßungsmäßige Körper: 
ichaftsorgane, welche bald mehr einer regierenden Obrigkeit, bald mehr einer 
verantwortlichen Bollzugsbehörde ähneln können, immer aber in ber 
ihnen zugewiejenen Sphäre die Körperſchaft als joldhe zur rechtlichen Dar- 
ftellung bringen. 

Zwiſchen Vorftänden und Mitgliederverfanmlung kommen häufig ver: 
jchiedenartige Ausſchüße vor, welche theild die Bedeutung einer Verftärfung 
und Ergänzung des Vorftandes für wichtigere Angelegenheiten, theild die Be- 
deutung einer Bertretung der Gefammtheit gegen den Vorſtand haben. So- 
fern fie an der forporativen Regierungsgewalt als mitverwaltende oder be- 
rathende Behörden Theil nehmen, bringen aud fie der Gejammtheit gegen- 
über den einheitlichen Genofenjhaftswillen zur verfagungsmäßigen Erſcheinung, 
ohne jemals als die Träger einer eignen Herrſchaftsbefugniß gedacht zu wer- 
den. Sofern fie aber als Auffichtsräthe und Beſchlußkollegien ftatt der Ge— 
fammtheit die Vollzugsbehörde beſchränken, liegt aucd hier in ber Idee ber 
Repraeientation keineswegs die Idee einer privatrechtlidhen Bevollmächtigung.- 
Vielmehr hat der Repraefentativausfhuß unmittelbar auf Grund der Ber- 
faßung beftimmte Funktionen im Namen der Genoßenſchaft als ſolcher zu 
erfüllen und wird nur durch die Art feiner Wahl und Zujammenjegung zu 
einem eigenthümlichen Organ geftempelt, welches geeignet ift, die Mitglierer- 
verfammlung in dem an fi ihr zugewiefenen Gebiet ganz oder theilweiſe 
zu erfegen. Er ſoll nit ein von dem Forporativen Einheitsintereffe ver- 
fchiedenes Intereffe der Gejammtheit oder einer Gruppe berjelben vertreten, 
aber er bringt feiner Natur nad bei der Vertretung des Forporativen Inter⸗ 
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effe'8 den Standpunkt der ihn wählenden Mitgliederverfammlung oder be- 
ftimmter Klaffen oder Gruppen derjelben zur Geltung. 

Wenn ferner in den Genoßenſchaften verichiedener Gattung mancherlei 
Behörden, Ausihüße oder Einzelbeamte für beitimmte einzelne Zwede vor- 
fommen, jo entfcheidet auch bei ihnen lediglih die Verfaßung über die Stel— 
lung, welche ihnen im Gemeinleben ded Verbandes gebührt. Eine eigenthüm- 
liche Bedeutung haben insbejondere die richterlichen oder ſchiedsrichter— 
lihen Organe, welchen ſtets, wenn fie überhaupt vorhanden find, eine den 
übrigen Organen gegenüber jelbitändige Stellung eingeräumt wird. Aehn- 
liches gilt vielfah von den Organen für die Vertretung der Körperjchaft 
vor Gericht, ſowie mitunter von bejonderen für die Vermögensverwaltung 
oder einzelne finanzielle Funktionen gebildeten Behörden. Andere Organe 
ftehen in größerer oder geringerer Abhängigkeit von einem Hauptorgan, das 
fie zu fommittiren oder zu ernennen hat, Wie weit bier überhaupt noch der 
Begriff ded Organes Pla greift, oder nur ein Auftrags- oder Dienftverhält- 
niß vorliegt, muß danach entſchieden werden, ob die betreffende Funktion durch 
die Verfaßung in objektiver Weije ftändig organifirt ift oder nicht. Denn 
im erfteren Falle wird auch der untergeordnete Beamte auf Grund des Forpo- 
rativen Lebensgejeges durch das Mittel eined anderen Organs zur Ausfüllung 
einer Stelle im Eorporativen Organismus berufen. Wenn aber die Anftellung 
oder vorübergehende Beauftragung eines Beamten oder Diener nur auf dem 
von einem Genofenihaftsorgan in feiner Kompetenziphäre gefaßten jubjektiven 
Entihluß beruht, jo hat fih damit die Körperichaft in derfelben Weije, wie 
died ein Einzelner könnte, einen Stellvertreter oder Diener beftellt. 

Endlih ift zu bemerken, daß die Organijation der Genoßenſchaft fi 
vielfah auf die engeren Verbände jtügt, in welde jeder um- 
fangreichere deutſche Berband fi zu gliedern pflegt. Ueberall iritt bier 
die Tendenz hervor, den Unterverbänden eine eigene Eorporative Exiſtenz 
und ein eigened gemeinheitliches Leben zu belaßen, gleichzeitig aber fie 
in einer organiſchen Stellung für das Leben des höheren Organismus zu 
verwerthen. 

V. Das eigentliche Ziel aller korporativen Organiſation ift die Geftal- 
tung des Verbandes zur lebendigen Geſammtperſönlichkeit. Alle Fort— 
ſchritte, welche ſich dem alten Genoßenſchaftsweſen gegenüber in dem korpo— 
rativen Genoßenſchaftsweſen vollzogen haben, führen darauf zurück, daß die 
der Genoßenſchaft immanente Einheit als Perſon erkannt und rechtlich aner- 
kannt wurde. 

Die Geſammtperſönlichkeit der Genoßenſchaft iſt in ihrem inneren Weſen 
der Stadtperſönlichkeit, die wir oben analyfirt haben, vollkommen analog. 
Der zwar aus Theilwillen zujammengefeßte, aber durch die Organifation zur 
Einheit geftaltete Gemeinwille, welcher fih in der Genofenjchaft verkörpert 
und dieſen Körper bejeelt und durhdringt, wird als Beherrſcher einer ihm 
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und nur ihm unterworfenen Rechtsiphäre vorgeftellt. So gewinnt die Ge- 
noßenſchaft als ſolche eine eigne Rechtsweſenheit, melde unabhängig von ber 
Sonderperfönlichfeit ihrer Glieder befteht und in unwandelbarer Kontinuität 
mit fich jelbft identifch bleibt, wenn auch die Mitglieder wechſeln. Das ge« 
noßenſchaftliche Rechtsweſen ift eine Gefammtperjönlichfeit, weil es einer 
Genofengefammtheit immanent ift, aus und in ihr lebt und ohne fie fo wenig 
wie die Einzelperfon ohne einen Körper beftehen könnte: aber e& ift Feine 
Perfonengefammtheit im alten Sinne, die zugleih Einheit und Vielheit, ein 
Ganzes und eine Summe wäre, jondern es ift ſchlechthin nur die als Perſon 
begriffene Einheit in der Gefammtheit. Die Gefammtperfönlichkeit ift feine 
blos fingirte, fondern eine reale Eriftenz: aber ihr Begriff ift ein abftrafter, 
weil er von der finnlichen Erideinung des Genofenverbandes nur eine be- 
ftimmte in diejer Befonderheit finnlih nicht wahrnehmbare Seite abhebt. 
Und indem die von dieſer Einheit beherrſchte Rechtsſphäre verjelbftändigt 
wird, bleibt zwar eine organische Verbindung des Einheitsrechtes mit Sonder- 
rechten der Vielheit möglich (vgl. unten unter VI.): aber innerhalb der feften 
Grenzen der gemeinheitlihen Sphäre ift die Genofenihaftsperfon als foldhe 
das ausſchließliche und einheitlihe Rechtsjubjeft. 

Die Gefammtperjönlichkeit mußte fih überall aus der alten Perjonen- 
geſammtheit, das forporative Recht mußte fi aus dem Geſammtrecht empor- 
ringen. Da diefer Proceh fi gleih der Erhebung der Stadtperfönlichkeit 
in langfamer Entwidlung vollzog, Tann e& für eine einzelne Genoßenſchaft 
in einem gegebenen Zeitpunfte oft zweifelhaft fein, ob fie ſchon Perfon ift 
oder noch nicht. Auch ift es möglich, daß troß principieller Durchführung 
des Körperichaftsbegriffes in einem beftimmten Fall nicht alle Konfequenzen 
hiervon bereits tbattählih gezogen find, daß einzelne aus der alten Unge- 
jchiedenheit von Gejammteinheitsreht und Gefammtvielheitsreht herrührende 
Säge fortgelten, daß endlid Unklarheiten und Schwanfungen der individuellen 
Auffagungsweije in der Ordnung ded Genoßenſchaftsrechts eine Rolle jpielen. 
Im Ganzen aber jtellen fih mehr und mehr beftimmte Gruppen von genofen« 
ſchaftlichen Verbindungen feit, deren Perſönlichkeit in ſcharf ausgeprägter 
Weiſe in das allgemeine Bewußtjein tritt und ſiegreich ſich ihre Rechtsſphäre 
abgrenzt und geftaltet. 

Soweit nun dies der Fall ift, kommen ber Genoßenſchaft als folcher 
alle Merkmale einer wahren und vollen Perjon zu. Sie ift daher fowol 
rechtöfähig als willend- und handlungsfähig. 

1. Ihre Rehtsfähigfeit ift, wie die einer jeden Körperjchaft, theils 
enger theild weiter als die der Einzelperfon. Unter einander aber differiren 
die Genofenjhaften weit mehr ald die Einzelperfonen in Bezug auf Umfang 
und Inhalt der Rechtsfähigkeit. Als Grundlage folder Verſchiedenheit Fom- 
men bejtimmte perjönliche Eigenſchaften in Betracht, die deshalb als befon- 
dere Rechtöqualitäten der Gefammtperfönlichkeit erjcheinen. Zugleich aber er- 
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öffnet fih hiermit für die leßtere bereits ein Gebiet eigenthümlicher Rechte, 
die in die allgemeine Kategorie der Statuärechte oder der Rechte an ber eig- 
nen Perfon fallen. Die Genoßenſchaft als ſolche führt insbejondere einen 
einheitlichen Namen, eine forporative Hausmarke 3%), ein eignes Siegel %), ein 
Wappen, ein Banner und mancherlei andere Zeichen, welche ihrer Perjönlichkeit 
einen individuellen und finnlichen Ausdrud verleihen #9). Sie hat an dem 
örtlichen Mittelpunkt ihres Lebens einen bejonderen Wohnfig und Gerichts. 
ftand. Shr kommt eine bejondere körperſchaftliche Ehre zu ?%). Cie kann 
eine Standesqualität, einen Anſpruch auf Rang und Zitulaturen und ähnliche 
Perſonenrechte haben. Und jo tritt fie von vornherein ungleich ausgerüftet 
fowol in das öffentliche wie in das Privatrecht als Subjekt ein. 


33, Bol. Homeyer, bie Haud- u. Hofmarken $ 69 ©. 183; aud über Die 
Innungsmarke (signum collegii) Struv, syst. jur. opif. II 1. 2 c. 9; Hirfd, 
H. Geſch. 322; Marquard, de jure merc. 449; über die Kluftzeihen in Dit- 
marfchen u. die Betterfchaftszeichen auf Fehmarn Homeyer a. a. O. ©. 52 u. 
185. — Auc) gefellichaftlihe Marken (Societätszeichen) gibt ed: ihre Natur als 
Kolleltivmarke oder verftärkte Einzelmarfe aber geht jhon aus dem äußeren Um— 
ftande hervor, daß fie durch BVerfchlingung ber Zeichen ber einzelnen Gefellichafter 
oder aus dem Zeichen eines hervorragenden Socius gebildet zu werden pflegen; ib- 
184—185. Es ift derfelbe Unterfchied, wie zwiſchen der Sachfirma des Aktien- 
vereind und der Folleftiven Namensfirma der offenen Handelsgejellfchaft. 

3) Bol. Th. L 337 N. 33. 346. 352 N. 46. 382 N. 103. Maurer, 
Städten. TI. 411 N. 15—20. Krieg 381. Ennen I. 685 f. Bei den 
Zünften war das Zerfchlagen des Siegels fymbolifcher Ausdruck für die Zerftörung 
der Zunftperfönlichfeit; 1366 b. Boehmer 714; Ennen a. a. O. 

3) Th. 1. 372 N. 67. Auch ib. 495 über die Zeichen der Rittergefellichaf- 
ten. ®erner Maurer II. 409. über Zunftwappen u. Zunftzeichen, ib. 411 
N. 12—14 über Zunftfarben, ib. 423 über Zunftbanner, 537 N. 3—8 über Ab- 
zeichen der Altbürgergilden. — Alle Wappen, Banner und fonftigen Genoßen- 
fchaftsembleme fommen barin überein, daß fie nicht von individuellen Beziehungen 
ber Genoßen, jondern von einem dauernden Merkmal des genofenfchaftlichen Ver— 
banbed bergenommen find; 3. B. von dem Schußheiligen beffelben, von der Stadt, 
von dem Berfjammlungshaus, von dem Zwed oder Gegenftand der Bereinigung. 

3) Wenn die Begriffe der Ehre de? Haufe, ber Handwerldehre und über 
haupt ber Genofenfchaftöchre oder „Korps-Ehre“ eine leitende Rolle in der Ent- 
widelung ganzer Rechtögebiete geſpielt haben, fo ift damit freilich noch nicht gefagt, 
daß diefe Begriffe in ihrem ganzen Umfange Rechtäbegriffe find. Allein in einem 
gewißen Umfange fommt dem Begriff der forporativen Ehre überall juriftifhe Re— 
levanz zu. So tft, wie bei dem Einzelnen, auch bei der Körperfchaft die vollkom— 
mene Ehre Audfluß der vollen Rechtöfähigfeit und Minderung ber Ehre kann zur 
Zerfiörung ihred Rechte führen. Es ift ferner eine Ehrverlegung gegen die Ge- 
noßenſchaft ala ſolche möglich und ftrafbar. Und endlich ift ed Mitgliederpflicht, 
für bie Ehre ded Ganzen einzuftehen und an fich biefelbe zu wahren, fo daß jeder 
Berftoß gegen die forporative Ehre zum Ausſchluß führen kann. 
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a. Im öffentlichen Recht ijt je nach der überwiegend politifchen 
oder privaten Bedeutung einer Genoßenſchaft deren Stellung ſehr ver— 
ſchieden. 

Ein bei jeder Genoßenſchaft vorhandenes, wenn auch an Umfang un— 
gleiches Gebiet öffentlicher Rechte entſteht durch das innere Leben des genoßen⸗ 
ihaftlihen Organismus. Das Verhältniß einer Gefammtperfönlichkeit zu 
andern Perjonen, die ihr ald Glieder eingefügt find, erzeugt nothwendig für 
die von der Verbindung ergriffene Lebensiphäre einen Kreis von Rechten und 
Pflichten, welhe ein Analogen der in Stant und Gemeinde begründeten 
öffentlihen Rechte und Pflichten bilden. Dieſe Rechte haben daher jelbit 
dann, wenn die Körperichaft im Ganzen nur für Privatrechtszwecke befteht, 
einen öffentlichredhtlihen Charakter. Denn injoweit, ald es fi) um den Auf- 
bau eines forporativen Organismus handelt, entftehen Verhältniße einer All- 
gemeinheit und ihrer Glieder, mag auch zulegt die Fonftituirte Allgemein- 
beit nur Mittel für Individualzwede fein. Insbeſondere hat zunächſt jede 
Genoßenſchaft das Recht der Autonomie; und gerade damit erft, daß die 
einheitliche Gejammtperjon als Subjekt dieſes Rechtes vorgeftellt wird, löſt 
der Begriff der Autonomie fi vollfommen von dem Bertragsbegriff als ber 
Willenseinigung mehrerer Subjefte ab und erhebt ſich zu dem Begriff einer 
forporativen Selbftgefeßgebung 7). Aehnlich verhält es fih ſodann mit der 
genoßenſchaftlichen Gerichtsbarkeit, weldhe nunmehr der einheitlichen Ge— 
ſammtperſon als ſolcher zugefchrieben und in ihrem Namen jowol durch Ent- 
ſcheidung innerer Streitigkeiten, als durd Zwang und Strafen zum Schuße 
ihres Sriedens, ihres Rechtes und ihrer Ehre geübt wird 9) Aber auch die 
gelammte genogenihaftlihe Selbitverwaltung hat jeßt ihr eigentliches 
Subjeft in der einheitlihen Körperſchaftsperſon und ftreift daher die Merf- 
male bloßer gemeinjhaftliher Verwaltung von gefellichaftlihen Angelegen- 
heiten ab?%). Kraft ihrer Stellung als eine den Glievern übergeordnete 
Allgemeinheit hat die Gejammtperjönlichkeit eine Reihe von Gewaltbefugnißen, 


7) Bol. Th. I. 191 N. 64. 335 N. 23. 386. 338. 346. 351. 358. 354 
N. 58-59. 356 N. 69. 360 N. 4. 397 N. 182. 412. 419 f. 422. Maurer, 
Stäbtev. II. 383 f. 439. — Die Zunftiagungen beißen daher nun auch Küren, 
willküren, gesetze, einungen, gemeine gebote, ordnungen oder ähnlid). 

38) Bol. Th. I. 335. 336. 338. 340 N. 4. 846 N. 8. 350 N. 26. 351 
N. 36. 856 N. 68. 387. 889. 397 N. 183—187. 412. 422. Maurer, 
Stäbtev. II. 266. 388 f. 437 f. Ur. v. 1420 b. Schilter 841: item die stuben- 
gesellen sullent wol macht haben, ordenunge under in selbs ze machen, u. 
gerichte under in selbs haben, nach iren gelegenheiten. 

3) Bgl. Th. I. 336. 338. 351. 356. 361 f. u. 888 f. 412 N. 10. 422. 
Maurer, Städten. II. 381 f. 393 f. Daher ift auch von einer „Regierung“ der 
Zunft die Rebe, ib. 400 N. 201; Ennen II 625. Und bei ver Wahl und 
BVereidigung von Borftänden wird als Richtſchnur ihres Verhaltens ſtets die Ehre 
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welche es ihr ermöglichen, das einheitliche Körperjchaftsintereffe in den ver- 
faßungsmäßigen Grenzen durchzuführen. Sie hat das Recht, in allen gemein- 
beitlihen Angelegenheiten einen Beſchluß zu fahen und zu vollziehen, fo daß 
der individuelle Wille der Glieder fi vor ihrem Millen beugen muß. Sie 
hat daher den Anſpruch auf Gehorfam, Treue und Dienft ihrer Genofen #). 
Insbeſondere kann fie Beiträge und Leiftungen verjchiedener Art ausichreiben 
und eintreiben, worin ein forporatives Selbftbefteurungsrecht zur Erſcheinung 
fommt, dad von einem bloßen Syitem gefellichaftlicher Beiträge innerlich 
verjchieden iſt #4). Ebenſo wird dadurch, daß der genokenjhaftlihe Haushalt 
mit feinem Kontroll- und Rechnungsapparat jein letztes Subjeft nur in ber 
einheitlihen Gejammtperfönlichfeit findet, eine Eorporative Finanzgewalt ber- 
geftellt #). Endlich ift auch, wie fih ſchon oben gezeigt hat, die Genofen- 
ſchaft als jolche das Subjeft der Amtshoheit über die genofenihaftlichen 
Vorſteher, Angeftellten und Diener, jo daß diefe zu ihr in einem ähnlichen 
öffentlichrechtlichen Verhältniß ftehen, wie die ftäbtijchen Behörden und Beam- 
ten zu dem ſtädtiſchen Gemeinwejen ald jolhem; und aud hier wiederum 
war die Erhebung eines einheitlichen unfichtbaren Rechtsſubjekts ebenſo uner- 
läßlich für die Reinigung des Amtsbegriffed von den alten privatrechtlichen 
Beimifchungen, als andrerſeits die Feftitellung eines rein öffentlichen Amts- 
begriffes mitteld der dadurch bedingten Entwiclung der Idee eines gemein- 


und ber Bortheil des Verbandes ald folchen, bei politifhen Körperfchaften aber 
überdies das Beſte des Reiches, des Landes oder der Stadt bezeichnet. 

#0) Urf. v. 1855 b. Boehmer 646: auch muz he globin daz he halde 
der zunffte gebod und recht. 1355 ib. 644; daz sie unser zunft gehorsam 
werin. Vgl. aud Th. I. 861 N. 9 u. 362 N. 13. 412 N. 10. 422. 495. 

41) Deshalb unterlag auch, jobald überhaupt eine ftädtifche Körperichaftshoheit 
bervortrat, dad Selbftbefteurungsrecht der Zünfte ber obrigkeitfichen Beſchränkung. 
So follte nady dem Zürcher Rathserk. v. 1336 b. Biuntjhli I. 325 feine Zumft 
weiter ald in den Grenzen ihrer gefichriebenen Berfaßung Alte der Autonomie, 
Selbftgerichtäbarkeit u. Selbftbefteuerung vornehmen: daz enkein zunft enkeinen 
einung über sich selben setzen suln noch enkein ding under in selben richten 
noch scheizen, wan *daz ouch ir zunfftbrieve hant. In Stradburg aber wurbe 
ihon 1322 die einzelne Umlage an obrigkeitliche Genehmigung gebunden; Berordn. 
des Stadtratha v. 1322 b. Mone Bb. 16 ©. 183: es sol och keine antwerke 
denheinen pfennig samenen noch legen in sine buhse an urlop meister u. 
rates; wande vellet denheine antwerke in schulde van unserre stette wegen, 
daz ez gutes bedarf, so sol ez vur meister u. rat gen u. sol vorderen, daz 
man ime erloube pfenninge in sine buhse zu legende u. zu samende untze 
an ein summe. Und 1446—1446 ib. Bb. 15 ©. 45 wird wiederholt: ohne 
Wißen und Willen des Raths u. der 21 fol dehein antwerck deheijnerley 
schatzunge uff sich oder ir gemein gesellschaft legen. 

*2) Bgl. unten ©. 894f. 
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heitlichen Organs für die Erhebung der Genoßenſchaft zur Perfon unerläp- 
lih war. 

Wenn nun aber jo eine gewiße öffentlichrechtliche Einheitsiphäre ſchon 
mit dem Genoßenſchaftsbegriff jelbit gegeben ift, jo fann darüber hinaus eine 
jehr viel umfahenvere öffentliche Rechtsjubjektivität durch die beiondere poli« 
tijche Bedeutung der einzelnen Genohenihaft begründet werden. Dies ift 
3. DB. bei allen denjenigen Gilden, Zünften, Geſellſchaften u. ſ. w. der Kal, 
welche fih zu organiſchen Gliedern des ftädtiichen Gemeinwejens erheben #). 
Denn einerfeits ift e8 bier die Körperichaftsperfon als ſolche, welche durch 
die Stadtverfahung zur Mitträgerin des Gemeinwejens berufen wird und 
daher ſtädtiſche Wahlrechte, militärische, gerichtliche und polizeiliche Funktio— 
nen, öffentliche Dienit- und Steuerpfliten u. |. w. hat. Andrerjeits wird 
derjelben Körperfchaftsperion eine mehr oder minder umfaßende, von der 
ftädtifchen Gewalt abgezweigte politiihe Machtbefugniß übertragen, welche 
jowol die Gewalt der Genoßenſchaft über ihre Glieder fteigert, als ihr auch 
Dritten gegenüber eine obrigkeitlihe Stellung gibt. So ift die Zunft als 
Gejammtperfönlichfeit mit dem Handwerksamt betraut und hat in Kolge 
deſſen gefeßgeberiiche, gerichtliche, polizeiliche und finanzielle Befugnife in Ge— 
werbejahen; die Handelsgilde ift das Subjekt der Handelögejeßgebung, Han- 
delögerichtsbarkeit und Handelspolizei; eine Altbürgergilde kann die wichtigjten 
politiichen Vorrechte und geradezu ein Recht auf Ausübung der ftantlichen 
Regierungsrechte in der Stadt befifen; und im Auslande kann eine Gilde 
ſich zu einem faft völlig geſchloßenen ftaatlihen Gemeinwejen fteigern. Aber 
nicht nur in- der Stadt, audy in dem ftändifchen Yandesftaat fönnen Genoßen— 
ſchaften eine ähnliche organiihe Stellung einnehmen und nah oben hin 
Landftandihaft, nah unten hin eine umfaßende politiſche Herrichaft in cin» 
beitliher Weije befigen und ausüben. Ja die Landeshoheit ſelbſt kann nicht 
nur geiftlihen und weltlichen Körperfchaften zuftehen, ſondern erfcheint auch 
da, wo ein Fürft kraft Geburtsrechtes berufen wird, zunächſt ihrer Subftan; 
nah als Attribut des regierenden Hauſes in jeiner Eorporativen Einheit. 
Genoßenſchaften aller Art können ferner die mandherlei in privatrechtliche 
Hülle gefleideten öffentlihen Rechte, die Derrichafts-, Aıntde- und Gewerbe- 
gerechtjame, die kirchlichen Patronatrechte u. ſ. w. erwerben. Die verichieden- 
artigften Privilegien und Befreiungen im In- und Auslande fönnen einer 
Genoßenſchaft ertheilt werden, und, wenn fie auch den einzelnen Mitgliedern 
direft zu Gute fommen, für die Geſammtperſon als ſolche eine Reihe von 
politiihen Anſprüchen begründen H). Endlich fann jede Genoßenſchaft, ſo— 
weit fie eine ſelbſtändige politiſche Stellung hat, auch mit andern ihr koordi— 


“) Bol. Th 1. 342. 347. 372 f. 388 f. 
) Bol. 5 B. Th. I. 342, 347 N. 14. 850 N, 31. 352 N. 48. 354. 
356. 448. 
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nirten Genoßenſchaften oder fonftigen politifchen Machteinheiten in die man- 
nichfachſten Rechtsverhältniße öffentlicher Art eintreten und dur Bündniße, 
Verträge oder Vergleiche ſich nah außen hin eine politische Bethätigungs- 
iphäre eröffnen %). 

In allen diefen Beziehungen hat die öffentlichrechtliche Perjönlichkeit der 
Genoßenſchaft je nach der Richtung, im welcher fie fich zur Geltung bringt, 
einen eigenthümlichen Charakter. Ihren Gliedern gegenüber ftellt fie ſich als 
höhere Allgemeinheit dar. Dem Staat, der Gemeinde. oder einem andern fie 
umſchließenden Verbande gegenüber ift fie ein zwar mit eigner Rechtöweien» 
heit begabtes, zuyleidh aber einem höheren Drganismus eingefügtes Glied. 
Koordinirten politifhen Perjonen gegenüber ift fie eine freie und an fi 
ungebundene Machteinheit. In der erften Richtung alfo ift ihre Rechts— 
iphäre ein Analogon des zwijchen dem Staat und jeinen Bürgern beftehen- 
den Verhältnißes. Sie ift für ihre Glieder zwar weder die höchſte noch 
eine für den menſchlichen Gemeinſchaftszweck ſchlechthin beftehende Allgemein: 
beit: wohl aber ift fie vorbehaltlich der höheren Verbindungen und für das 
von ihr imforporirte Lebensgebiet ein den Individuen übergeordnetes Weſen 
gemeinheitlicher Natur. In der zweiten Richtung ift ihre Rechtsſphäre ein 
Analogen der Stellung des Bürgers zum Staat und fteigert ih im Falle 
einer Webertragung von Lebensfunktionen des höheren Organismus zu einem 
Analogon des Amtsverhältnißes. Sie ift aljo gleich dem einzelnen Bürger 
auch im öffentlichen Hecht eine durch ſich ſelbſt beftehende Perſon, aber fie 
ordnet fi gleih jenem einem höheren Ganzen ald ein infoweit abhängi- 
ges Glied ein, und kann durch eine ihr zugewiefene organifhe Stellung zu- 
gleich mit der Erweiterung ihres Wirkungsfreijes eine Steigerung ihrer Ab- 
bhängigfeit erfahren. In der dritten Richtung endlich ift fie weder Allgemein- 
beit noch Glied, jondern eine für fi allein ftehende Perfon, welche nur jo- 
weit gebunden ift, ala fie fich jelbft bindet. Ihre Beziehungen zu andern 
Macteinheiten find daher hier ein Analogon der Beziehungen zwifchen Staat 
und Staat, jo daß fie fein vollendetes öffentliches Recht darftellen, jondern 
höchftens den Keim zu einem jolchen enthalten. 

b. Im Privatrecht ift die Genoßenſchaft als folde gleich dem Ein- 
zelnen vermögensfähig. Auf dieſem Gebiet ift fie weder dem höheren Gemein- 
wejen untergeordnet noch ihren Gliedern übergeordnet, ſondern tritt ihnen jo 


#5) Man denfe nur an bie Arbeitöwerträge, die gemeinfamen gewerblichen 
Feſtſetzungen, ja förmlihen Echuß- u. Trugbündniße der Zünfte verſchiedener Städte, 
Th. I. 383 N. 105—107, Maurer II. 426, und an die oft daraus erwachſenen 
Innungdvereine, Zunftbünde und Gefammtzünfte, ib. 406 f.; ferner an die ausge- 
prägte völferrechtliche Einheit, die Bevollmächtigten und Gefandten der Kauf- 
manndgilden, ib. 353 N. 49, 354 u. 356; oder an die Kriegführung, die Ber- 
bandlungen und Sühneverträge der bitmarfcher Geſchlechter, der Rittergefellichaften 
und Abelövereine u. |. w. 
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gut wie allen unverbundenen Dritten als Foordinirtes Individuum gegenüber. 
Deshalb ift es auch jeit der Vollendung des Körperfchaftsbegriffes für die 
Natur der Privatrehtöverhältniie als foldher unerheblich, ob ihr Subjekt eine 
Genoßenſchaft oder ein Einzelner ift, und ob fie im erfteren Falle zwifchen 
der Genoßenſchaft und ihren Gliedern, zwiſchen ihr und dem Staat oder 
zwijchen ihr und beliebigen Dritten beftehen. Immer liegen rein individual- 
rechtliche Beziehungen vor, für welche die Perfonen nicht in ihrer organijchen 
Gliederung und Berbindung, fondern als gejonderte Eriftenzen in Betracht 
fommen. 

Sm Einzelnen umfaßt die Privatrechtsfähigkeit der Genofenjcaftöper- 
jönlichkeit vor Allem die Fähigkeit zu Eigenthbum und dingliden Red: 
ten. Es fönnen aljo Sachen ganz oder partiell in die einheitliche Herr- 
ſchaftsſphäre des Genoßenſchaftswillens fallen. 

— Snöbejondere entwidelte ih an liegenden Gütern an Stelle des 
alten Gejammteigenthums in vielen Fällen ein ausſchließliches Eigenthum dir 
juriftijchen Perjon #). Ein joldes lag z. B. vor, wenn ein unbeweglidyes 
Beſitzthum direft den einheitlihen Zweden des Verbandes diente, wie dies 
bei den Höfen und Häufern, den Lagerräumen und Verfaufshallen, den Waffen- 
fammern und Vorrathöfellern der Zünfte und Gilden aller Art vielfach der Fall 
war. Deutliher noch trat das ausjchliegliche Eigenthum der Genoßenſchaft 
als ſolcher hervor, wenn diejelbe ein Gut oder Gebäude zu Gunften der Ge 
noßenjhaftsfaffe verwalten ließ oder verpachtete. Aber auch an jolden Gü— 
tern, welche nad Art des alten Gejammteigenthbums zugleich den individuellen 
Zweden der einzelnen Genoßen dienten, wurde jedenfalls ein Theil der Eigen- 
thumsbefugnige nunmehr der einheitlichen Körperſchaftsperſon zugeſchrieben. 
Indem jo die Genoßenjhaft als einheitliches Subjekt grundeigentbumsfähig 
wurde und in lebendigem Rechtsverkehr Grundftüde von Einzelnen erwarb 
und an Einzelne veräuferte, ftellte fich zugleich die Unabhängigkeit der recht- 
lihen Natur des Grundeigenthums von jeinem Subjekte feſt. Deshalb 
wurde nun auch in den Stadtbüchern ter Grundbefiß jo gut auf den Na- 
men von Genofenjhaften wie auf den Namen von Einzelnen eingefchrie- 
ben #7). 

Gleich dem Eigenthum konnten natürlih auch alle von demjelben ab- 
geiplitterten dinglichen Rechte, jowie die jelbjtändigen Gerechtigkeiten mit 

6) Vgl. Th. I. 886. 337 N. 34. 341. 846 N. 9. 350 N. 30. 354 N. 61 bie 
62. 396. 423. 443. Maurer, Städten. I. 855 f. 462. 507—509. 522 f. 
Bol. unten. 

4) Sp wurde fhon 1385 in Kübel auf den Namen ded Amtes der Knochen: 
bauer ind Stadtbuch eingetragen. Wehrmann, lüb. Zünfte 263: vortmer desse 
vorbenomeden koven staen toscreven in des stades boke Hertych Surryke 
to des gantzen amptes behoef. Bol. Ennen IL 640: Die Tuchſchererzunft 
ließ fich bei dem Zunfthaufe ver Wollenweber ein Miteigenthum anfchreinen. 
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Smmobiliarharafter ihr Subjekt in einer Genogenfchaftsperjönlichfeit finden. 
Es konnten daher Reallaftberehtigungen, dingliche Zinfe und Renten, das 
Recht auf Dienftbarkeiten, Näherrechte, Zwangs- und Banurechte, Pfand- 
rechte, Regalgerechtſame, Amts- und Gewerbegerehtjame und alle noch fort» 
beitehenden Patrimonialgerechtigfeiten in Bezug auf ihre vermögensrecdt- 
lihe Seite in die einheitlihe Vermögensſphäre einer BERN: als 
ſolcher fallen. 

Auch an fahrender Habe firirte ſich vielfach ein ausjchliegliches Eigen- 
thum der Gejammtperjönlichkeit. Jede Genohenichaft beſaß mandherlei be 
weglihe Sachen, welche für Eorporative Zwede theils jtändig gebraudt, theils 
verbraucht und von Neuem bejchafft wurden *). Sie wurde daher injoweit 
ftatt der alten Gejammtheit ald einheitliches Subjekt vorgeitellt, und jowol 
bezüglich des Sachenrechtes als jolchen, als bezüglich der auf dasjelbe gerichte- 
ten Privatrechtsgejchäfte einem Individuum gleichgejeßt 29). 

Snöbejondere aber bildete fie eine jtändige Kaſſe, die durch Eorporative 
Einnahmen gefüllt, für Eorporative Zwecke verwandt und demnach als Mittel. 
punkt des forporativen Eigenthums aufgefaht wurde. Gerade dieje Bildung 
war es, die auf vermögensrechtlichen Gebiet am deutlichiten die Heberwindung 
ded alten genoßenſchaftlichen Geſammtrechts durch das neue Körperjchaftsrecht 
ausprägte und der einheitlihen Genohenjhaftsperjönlichfeit einen greifbaren 
Ausdrud verlieh. Dies zeigt fih z. B. klar bei allen Gilden und Zünften, 
welhe das maßgebende Vorbild der Stadtkaſſe bejonders nahe hatten. Ur— 
jprünglid war auch bei ihnen von einer Unterjheidung der einheitlichen 
Gildezwede und der gemeinjhaftlihen Individualzwede der Brüder nicht die 
Rede; Eintrittögelder, Bußen, Beiträge, Zinje u. j. w. wurden theild in 
Wachs, theild in Wein oder Bier, theild in baarem Gelde erhoben, und als 
eine Gejammthabe alter Art ohne das Bewußtjein eines inneren Unterjchiedes 


#8) So war bei den Gilden und Zünften Alles, was ihren religiöjen Zweden 
diente, wie Altargeräth, Bahnen mit dem Bilde des Schußbeiligen, Begräbnif- 
geräth, Wachs für Kerzen u. |. w., offenbar rein forporatived Gut. Ebenſo aber 
die Waffenvorräthe, welche in Notbfällen zur Ausrüftung von Gefellen und Rehr- 
lingen dienten (Zimmermann I. 192f. Maurer Il. 423 f.), die Zelte Kriegk 
366, Boehmer 641), Kanonen (Neumann, Görlig115), Streitwagen und Banner 
der Zünfte. Nicht minder das Siegel, die Forporativen Zeihen und Embleme, 
dad Forporative Archiv mit den darin enthaltenen Urkunden, die Kaften, Kiften 
und Laden für die Aufbewahrung von Geld und Gerät. Sodann das gefammte 
Mobiliar und Geräth der Gildehäufer und Zunftituben, was bei ben genoßen- 
Ihaftlihen Verfammlungen, bei Gerichtsfigungen, fir polizeiliche Zwede und für 
die Zwede der forporativen Gefelligkeit Verwendung fand ae zunft husrat u. 
geschirr, vgl. Mone Bb. 16 ©. 184 j.) 

) Vgl. Th. I 336 N. 26. 337 N. 34. 341. 346 N. 9. 351 N. 58. 354 
N. 63. 357. 396. 412. 446 N. 22, 
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bald für Kerzen und Seelenmefjen, bald für die Unterftüßung bebürftiger 
Brüder, bald zum Bertrinfen oder Bertheilen aufbewahrt und verwandt, 
Almälig aber brad fi die Erfenntnig Bahn, dab zwijchen der Beitimmung 
für ftändige Gildezwede und der für augenblickliche Bedürfniße aller Genoßen 
eine rechtliche Verjchiedenheit obwalte. Als Gildezwede von dauerndem und 
einheitlihem Charakter erſchienen anfangs vorzugsweiſe die religiöfen Funk— 
tionen der Genoßenſchaft. So wurde denn von Alters her bei gewißen Ein- 
nahmen mit Nahdrud betont, daß fie für kirchliche Zwecke beftimmt jeien 
und daß fie in anderer Weiſe nicht verwandt werden dürften 5%). Derartige 
Einnahmen wurden namentlich demjenigen jcharf gegenübergejtellt, was an die 
Brüder zum Vertrinten field). An die bejondere Zwedbeitimmung ſchloß 
fih dann die Äußere Abfonderung und getrennte Verwaltung, jo daß eine 
eigne kirchliche Zunftkaſſe gebildet wurde °?). Die objektive Sonderung aber 
führte weiter dazu, auch ein bejonderes Subjekt für diefen Bermögenstheil 
zu juchen. Nicht jelten fand man, unter Anlehnung an die firhlichen Ner- 
ftellungen, dieſes Subjeft in dem Heiligen, welcher der Scußpatron der 
Gilde war 5°), und ftellte tan dem Eigenthum des Heiligen das Eigenthum 


so, So heißt ed 1248 bei den Schlädhtern in Bafel: item vero duo solidi, 
qui pro parte eorum solvuntur de emendis (der Zunftantheil an Bußen), tan- 
quam illi qui solvuntur propter introitum societatis, expendi debent in usus 
zunftae, ut semper in summis festivitatibus, in honorem et laudem omnipo- 
tentis dei et b. virginis et omnium sanctorum, lumen in majori ecelesia 
habundantius habeatur. Bei Ochs L 318 u. Trouillat I nr. 393 ©. 574 
(die übrigens Beide irrig dad oben hinter societatis geſetzte Komma erjt hinter de- 
bent feten). Ebenfo 1260 bei den Schneidern, Ochs I 351 u. Trouillat 1 
nr. 71 ©. 105. 

51) So wird 1248 bei den Epinnwettern in Bafel bei Eintrittägeldern und 
Bußen unterjchieden: ad lumen zunftae tres solidos, et confraternie tres solidos 
ad bibendum persolvat; Ods 1. 323, Trouillat I nr. 398 ©. 579. Ebenſo 
1256 bei den Bädern ib. I. 342 resp. I nr. 445 ©. 635: datis ad lumen b. 
virginis 20 sol., communitati panificum 10 solidis. Und 1271 ib. I, 404 resp. 
I 636: 15 schillinge, ze dem liehte zehen und der kunft gemeinlich 5 
schillinge. 

2) Mol. Th. I. 385 N. 116, bei. das Etatut der Speierer Hajenphüler- 
zunft v. 1388, wonach die Zunft 2 gemeine Büchſen hat, für beren jede 3 bejon- 
dere Schlüßel, wovon einen die 2 Meifter und die andern die Zunftvierer in Händen 
haben follen, eriftiren; in die eine Büchfe fällt s. Niclaus gelt, in die andere 
Büchſe der zunfte gelt von penen o. von andern vellen. 

53) So wurde in Nowgorod die Vermögenseinheit zwifchen den ſich abwech— 
felnden Sommer- und Winterfahrern dadurch hergeftellt, daß eine Kaffe des heiligen 
Peter gebildet wurde, deren Ueberfchüße die Sommer. und Winterfahrer bei ihrem 
Abzuge nicht verbrauchen, fondern in der Marienfirhe zu Wisby in ©. Peters 
Kifte legen follten, unter Uebergabe der Echlüßel an die Vorfteher der vier haupt 
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des Amtes oder der gemeinen Brüder gegenüber 5. Daraus rejultirte in 
manchen Fällen fchlieglih eine wirkliche Spaltung der alten Gilde in zwei 
getrennte Körper, eine geiftlihe Brüderfchaft und eine weltliche Zunft ®). 
In der Regel aber blieb die urfprüngliche Spentität gewahrt, und das zuerit 
nur in Bezug auf die religiöfe Seite des Verbandes anerkannte einheitliche 
Bermögensfubjeft dehnte feine Herrihaftsiphäre mehr und mehr auf Alles 
aus, was überhaupt einem dauernden und einheitlichen Gildezwed diente 5%). 
Statt ded Heiligen wurde dann mehr und mehr die Gilde oder Zunft in 
ihrer Einheit ald das Subjekt genannt, an welches diejenigen Ginnahmen 
fielen, die nicht vertrunfen oder vertheilt werden jollten 5°), Für ſolche Ein- 
nahmen wurde zugleich beflimmt, daß fie in eine bejondere Büchſe oder 


fächlichften Einzelhanfen (von Gothland, Lübeck, Soeft u. Dortmund); vgl. Die 
deutſche Efra im lüb. Urfb. I. 703. Es ijt dann bier auch die Rede von Bu- 
Ben an sante Peter (ib. 704—707), von sante Peteres holte und sante Peteres 
ketele (ib. 703). Sommerfahrer wie Winterfahrer fönnen einen Priefter mitbrin- 
gen upe sante Peteres cost, berjelGe erhält van sante Peteres gode 50 marc. 
(ib. 701). Die geforenen Vorftände heißen oldermannen des. hoves u. synte Pe- 
teres (ib. 700). — Bgl. ferner Stat. v. 1338 in N. 52: s. Niclaus gelt; lüb. 
Zunftrolfen v. 1385 u. 1480 b. Wehrmann 165 u. 261 f. 

s) So in dem Stat. v. 1338 in N. 52 s. Niclaus gelt und der zunfte 
gelt; in der Rolle der üb. Barbiere v. 1480 b. Wehrmann 165 der broder- 
schop lichte u. bome ober was au Bußen sunte Cosme u. Damiano zufält, 
u. des amptes Einfünfte; in der Rolle der Knochenhauer v. 1385 ib. 261, mo 
dad, was an unser leven vrowen fällt, dem Vorſteher des Zunftaltard abgefon- 
dert überantwortet werden foll. 

55) Bol. Th. I. 386. Mone I. 3. Wehrmann, lüb. Zunftr. 150 f. 
499 f. Kriegf, Bürgerth. 178—185 u. bei. die Bruderfchaftsftatuten des Schneider- 
gefellen v. 1452 ib. 186—189 u. ber Barchentweberfnechte v. 1445—1489 ib. 
190—1%. Jäger, Ulm 533 f. Auh Maurer, Städten. II. 402—409, welcher 
Leptere mit Recht gegen Mone, Jäger u. Wehrmann annimmt, daß urfprüng- 
lich die Fdentität von Zunft u. Brüderſchaft überall die Regel war. 

6) So wurde in Nomgorod dad Eigenthum des heiligen Peter (vgl. oben 
N. 53) für alle dauernden öffentlihen Zwede des dort entftehenden hanſiſchen Ge- 
meinwejend verwandt und deöhalb fpäter zum Eigenthum des Hofed der Deutichen 
zu Nowgorod erweitert. 

5) Schon in der oben angef. Urk. der Basler Schlächter v. 1248 (N. 50) 
wird die religtöfe Verwendung eine Verwendung in usus zunftae, bei den Spinn« 
wettern (NR. 51) ad lumen zunftae genannt. Allgemein heit e8 in einer $reibur- 
ger Urf. v. 1500 b. Mone Bd. 15 ©, 48: was frevel gefallen, da der zunft- 
meister by sey, die sollen der zunft vallen, wo aber der zunft meister u. 
die aechtewer nit by seyen, das mögen die spruchlüt wol verzeren. Ebenfo 
1500 b. Wehrmann 398: wer Meifter wirb, schall ock geven to des amptes 
behof twe mark lub. to harnschgelde, und den amptbrodern eyne tunnen bers, 
eynen schinken u. eyn gron gerichte. f 
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Kaffe gethan und darin unvertheilt aufbewahrt werden follten 5%). Und es 
wurde üblich, ausdrüdlich dasjenige, was in die Kaffe der Zunft fallen follte, 
von den an die Summe der einzelnen Genoßen zu entrichtenden Praeftatio- 
nen zu unterjdheiden, und jo ſchon durch den Hinweis auf die forporative 
Kaffe zugleih die Forporative Beitimmung der betreffenden Einnahmen aus- 
zubrüden *8). Nicht immer freilich ſprach man jo genau. Oft vielmehr be 
gnügte man fih mit der älteren, die Frage des einheitlichen oder vielheit- 
lihen Subjefts offen laßenden Ausdrucksweiſe ), und überwies daher aud) 


>) Bol. 3. DB. die Rolle der Dreier v. 1507 b. Wehrmann 201: welk 
gelt also to broke offte to harnsche edde anders, alse vorscreven, in de busse 
gegeven wert, dat scholen de olderlude edder amptbroder nicht verteren 
noch under sik delen, dan getruwelick to des amtes u. der stadt besten in 
verwaringe holden. Ebenſo in der Rolle der Höfer v. 1507 ib. 235: das der 
selschup gegebene Eintrittsgeld jollen de olderlude truwelick in de bussen 
steken u. under sic edder der selschup nicht delen noch vortheren, dan to 
der stadt besten holden u. bewaren. Ebenſo ib. 477 mit dem Zufaß, daß die 
Amtsvorfteher eine folhe Aufbewahrung eidlich verjprechen und in jeder Morgen- 
fprache, daß fie dem nachgekommen find, auf ihren Eid verfichern follen. 

So werden in ben Frankfurter Zunfturfunden die intrittögebühren 
immer gefchieden in das für Die Zunftbüchie beftimmte Geld, das für die Kerzen 
beftinmte Wachs und die den Meeiftern oder gemeinen Genoßen zufallenden Natu— 
ralien. 3. 8. 1355 b. Boehmer 645 bei den Schiffern: in unser busszen u. 
in unser zunft 1 pfund h., 4 pfund wasser, 4 vyrteyl wynes, jedem meistir 
eyn par handzschuhe u. jedem gesellin ein schappel. Aehnlich oft in den andern 
Urf. v. 1355 ib. 635 f. Vgl. 1352 ib. 625: den meistern .. ein pfunt h. .. 
in ir busszen. 1352 ib. 626: den meistern in ir bussen zu pene. 1353 ib. 
624: in unser buszen. Ebenſo ib. 642 eine Buße u. 648 Kehrgeld. 640: in 
unser urten. — In ähnlicher Weile werden in Lübeck die korporativen Einnah— 
men, wie Harnifchgelder und Bußen, „in des amptes busse* oder „dem ampte 
in de busse* gezahlt (3. B. bei Wehrmann 199. 235. 305. 333. 361. 414. 
476 u. oft), Bier und Schmaufereien aber „den Amtsbrüdern“ ausgerichtet 
(oben N. 57; auch Wehrmann 432: 12 sch, in die ampts busse, u. den mei- 
stern ein vaht bier). 

eo) Wenn i. 3. 1149 bei den Bettziechenwebern in Köln b. Racomblet 1. 
251 ein commune bonum fraternitatis erwähnt wird, jo ift dabei ficherfich noch 
ein Gefammteigenthum alter Art, ein Allen gemeined Gut, gemeint. Allein das 
ganze Mittelalter hindurch treffen wir bei allen Arten von Gilden eine Ausdruds- 
weije, die das Gildevermögen fchlechthin nur ald Gejammtgut bezeichnet, ohne bar- 
über etwas Entſchiedenes auszujagen, ob es forporatives oder blos gemeinidaft- 
liches Gut ift. Denn wenn wir 3. B. in den Statuten der Gilde v. Berwyd », 
1284 b. Wilda 376 f. von facultates gildae (c. 9), expensae gildae (c. 12) u. 
gildae emendare (c. 5 u. 7.) hören, fo wißen wir doch nicht, ob damit die ju- 
riftiiche Perfon gemeint ift, fobald wir daneben „filii et filiae gildae* (c. 8) leſen 
und alfo eben, daß gilda auch die Gefammtheit der Einzelnen bedeuten kann. 

u, 57 
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das, was allen Einzelnen zufiel, der Zunft, dem Amt oder dem Handbwerf®t), 
jowie umgekehrt das, was für die Körperfchaft als ſolche beftimmt war, ben 
Handwerkern, den gemeinen Genoßen oder den Brüdern insgemein #2). Allein 


Ebenſo wenn (ib. 150 Note 1 $ 8) der „amicitia* Strafe gezahlt wird beim 
Ausihluß „ab amicitia communi“. In der Urk. der Kurbewener zu Bremen v. 
1300 b. Oelrichs 415 wird von einer Buße gefagt, fie ſolle zum Theil an bie 
Stadt und zum Theil ad ipsorum convivium fallen, was ſowohl „zum Verſchmau— 
fen’ als „an die Zeche” (im Sinne von Gilde) heißen Tann. Sn Bafel wird 
communitati panificum (1256 b. Trouillat I. 635), in Schleſien den pistores 
(1235 b. Tzſchoppe u. Stengel 298 $ 36) gebüßt, aber weder hier die korpo— 
rative Verwendung noch dort die fofortige Vertheilung damit ausdrücklich negirt. 
Dft werden in einer Urkunde Bußen gleiher Art bald der Brübderfchaft, bald den 
Britdern, bald der Gejellfchaft, bald den Gejellen zugewielen (vgl. 3. B. Urk. v. 
1353 b. Lacomblet 11I. 419; Stat. v. 1452 b. Kriegt 186—189; beſ. aber 
Stat. v. 1445— 1489 ib. 190—196, wo die Bußen bald der bruderschaft und 
bald den gemeynen brudern, dann wieder der geselschaft, der gemeynen ge- 
selschaft oder dem hantwerk zufallen jollen.) Aud heißt eö (1855 b. Boehmer 
645): den gesellin und der zunfit geben nun schill. zu einunge. Wenn etwas 
„dem handwerk“ zufallen foll, jo gebt doch, dab die Idee des gemeinjchaftlichen 
Eigenthums damit noch nicht ausgejchloßen zu fein braucht, daraus hervor, daß 
manchmal Hinzugefügt wird „dem hantwerk in gemeinschaft“ (3. 8. 1377 ib. 
749 $ 3), oder „in gemeine nutz des handwerks“ (ib. 754), oder „dem hant- 
werk in gemeinen nucz“ (ib. 750 Nr. 9, 10, 11 u. 12 u. 753 Nr. 10 u. 11). 
Und doch wird mitunter in diefer Form gerade von dem am Entjchiedenften kor— 
porativ Beftimmten gejproden, mie 5. B. noch im 15. u. 16. Jahrh. in Frankfurt 
a. D. vom Harnifchgeld (Role der Leinweber v. 1507 b. Zimmermann II Anb. 
&. 111: den Meijtern Geld in gemeyn zu enthalt der rustigung in krig esleuffen; 
ib. 114: dem hantwerk in gemeyne zu enthaltung in krigeslofften nyn szoc 
merkisch; ähnlich ib. 117 f.; während zugleich Wachs, Bier, Mahlzeiten u. ans 
bre Praejtationen bald „dem hantwerk,“ bald „den meistern‘ zu entrichten 
find). — Noch näher jteht e8 dem alten Gejammtrecht, wenn die deutſche Hanſa 
in London in Bezug auf ihr Eigentfum und ihre Einnahmen technijch bezeichnet 
wirb ald „universi et singuli homines de hansa societatis mercatorum de 
regno Alemanniae habentes domum gildhallam in London‘ (3. B. 1325 b. 
Lappenberg, Stalhof 20, u. ähnlich ib. 20. 22 f. 535—54), ober ebenfo mit 
ben Zufage „et successores‘‘“ (1260 u. 1282 ib. 13 u. 14), oder de kopman von 
Alemannien etc.) ib. 22 u. 26—27); und wenn noch i. J. 1427 eine Schufdver- 
pflichtung von allen gegenwärtigen Kaufleuten der Hanja „pro se et omnibus 
aliis mercatoribus de hansa Alemannise, qui temporibus futuris erunt infra 
London residentes et dietam gildhallam optinentes“, übernommen wird 
(ib, 54). 

6) En heißt es 1321 im lüb. Urkb. II. 356: vadiabit officio unam tun- 
nam servisie. Ebenſo 1432, 1474 u. 1480 b. Wehrmann 158, 294 u. 164. 
1508 ib. 253: Bier und Wachs deme ampte. 

*) 3. 8. Urf. von 1235 b. Tzſchoppe u. Stengel 2938 $ 36: duse 
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das Bewußtſein des Unterſchiedes war doch vorhanden, und im Ganzen be- 
feftigte fi auch der Sprachgebrauch mehr und mehr dahin, daß man an 
Allem, was den einheitlihen Gildezweden diente, der Gilde oder Zunft als 
joldher das Eigenthum zufchrieb ®). Die Bedeutung der fo gebildeten Kaffe 
mußte dann um jo mehr wachſen und zugleich ihre forporative Natur um fo 
ihärfer fih ausprägen, je mehr fich einheitliche Gildezwecke, für die es äuße— 
rer Mittel bedurfte, herausbildeten und verzweigten. Dies mußte 3. B. bei 
ben Zünften hervortreten, indem diejelben nicht blos für manche mit ihrer 
religiöfen und ethiſchen Seite zujammenhängende Ausgaben, wie für Unter- 
ftüßungen Kranker und VBerarmter, Begräbniße, Almofen u. ſ. w., fondern 
aud für politifche und militäriiche, polizeiliche und gewerbliche Zwecke, für 
das Verfammlungshaus, für Befoltungen und für viele ausfchlieglih dem 
Öffentlichen Interefje dienende Ausgaben Geld aufzuwenden hatten. Indem 
nun aber allen diejen fo verichiedenartigen Zweden die Eine Zunftkaffe 
diente, wurde es mehr und mehr unthunlicd, die Beftimmung der Kaffe in 
einzelnen Sonderzweden zu ſuchen. Vielmehr bildete fih die Auffaßung, 
daß der Zwed der Vermögensbildung mit dem Lebenszwede der Körperjchaft 
jelbjt zufammenfalle und gleich diefem ein einheitlicher und öffentlicher ei. 
So iſt in der flandrijchen Hanfa die Kaffe beitimmt, das Recht damit zu jtärfen 
und das Unrecht damit zu wehren %). So iſt aber auch jonft das Gildener- 
mögen für das einheitliche Beite der Gilde und damit zugleich für das öffentliche 
Wohl vorhanden ®), So foll das Zunftvermögen, da ja die Zunft nicht nur 
ein Gemeinwejen für fi, jondern auch ein Glied des ftädtifchen Gemeinwejens 
partes spectant ad civitatem, una pars ad pistores. 1293 ib. 421 $ 18: % 
adv., % cons., % ipsis officialibus ejusdem operis. 1344 ib. 554 $ 6: des 
geldis sal der stat zwe teil den hantwerken daz dritte. 1384 b. 
Schreiber I. 34: alle Beherungen fallen an „die gesellen“. Ebenſo 1409 
ib. 236 f. 

2) Bol. oben Note 57—59 u. unten Rote 65—70. 

) Mach dem füb. Seereht v. 1299 (b. Sartoriugd, Hanfa II. 83 a. 1, 
lüb. Urfb. II. S4), welches anordnet, daß jeder nach Flandern kommende und über 
13 sch. eignes Kaufmanndgut befißende Bürger dort „tor hense“ 12 Pfennige 
geben joll; der schal men de twe del lecghen in de bussen, dat recht mede to 
sterkende unde dat unrecht mede to werende, unde dat drudden deel van den 12 
penningen engl. schal de olderman unde de hensebrodere blidelicken vordon 
na ereme willen. 

ss, Stat. der Gefellichaft zum Gauch v. 1361 b. Schreiber II 483: Eintritts- 
geld wird erhoben durch friden u. nutzes willen... der gesellschaft und der stu- 
ben zem Gouch. Urk. v. 1328 b. Tzſchoppe u. Stengel 505 $ 7: das dritte 
teil sullen sy mit wissen derselben ratluyt an der stat nutz keren odir an ir 
handwerk ab syn not ist. MWubeftimmter 1328 ib. 522 $ 25: daz dritte teil 
sullen sie behalden, in u. irre gemeyne, u. mugen damite machen und zcu- 
gen waz sie wollen und an ihren nutz zcuwendin. Gtradb. Ber. v. 1446 b. 

57* 
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ift, zum Beften des Amtes und der Stadt aufbewahrt werben 6%). Und 
ausdrücklich wird es nunmehr verboten, das Torporative Gut unter die Einzel- 
nen zu vertheilen oder zu verzehren 7) Vielmehr wird es, joweit Die augen- 
blicklichen forporativen Bedürfniße es nicht verfchlingen, für die Zukunft be 
wahrt, jo daß eine Kapitalbildung ftattfinden und das Genoßenſchaftskapital 
zinsbar angelegt oder durch Rentenkauf fruchtbar gemacht werten kann ®). 
Zugleih muß nun aber, wenn der forporative Charakter der Genoßenſchafts- 
kaſſe feititeht, auch ihre Verwaltung in den Bereich des verfaßungsmäßig 
geordneten Körperichaftslebend fallen. Und da die Kaſſe den Mittelpunkt 
der genoßenſchaftlichen VBermögensiphäre überhaupt bildet, indem alle Ein- 
nahmen in fie abgeführt und alle Ausgaben aus ihr beitritten werden, jo ift 
damit ein forporativer Haushalt nad Analogie des Stabthaushaltes gegrün- 
det. So entjteht eine verfaßungsmäßig geordnete Vermögensverwaltung mit 
rechnungspflichtigen Verwaltungsorganen und regelmäßiger Kontrolle 9). Und 


Mone Br. 15 ©. 46 $ 8: u. sol das antwerck das gelt nemen zu irem ge- 
meynem gehruche u. nutze. 

6) Val. lüb. Zunftr. v. 1511 bei Wehrmann 344: umme dat tho de stadt 
u. des amptes beste tho bruken. Ib. 201: to des amptes unde der stadt besten 
in verwaringe holden. Ib. 477: to der stadt besten holden u. bewaren. 
256: in de busse .. deme ersamen rade unde deme ampte tor stadt besten. 
305 u. 383: in des amptes busse der stadt thom besten, Xolle v. 1508 ib. 
255: der Knecht, der Meifter wird, foll einen geprüften Harnifch haben. Nach 
feinem Tode foll der Harnifd in dat ampt sterven deme ersamen rade u 
deme ampte tom besten. Würden der Harnifche mit der Zeit zu viel, fo fol 
ftatt deſſen Geld in des ampts busse gelegt werden. — Ebenjo werben in den 
märkiſchen Städten die Eintrittögelder und Bußen in den Zünften verwandt „zum 
Nupen der Stadt” oder „des Gewerbe u. der Stadtz“ Zimmermann I. 182 
u. 185. j 

*) Vgl. oben Note 58. 

68) Sp kaufte 1366 die Bäderzunft zu Selz eine Korngülte, Mone Bb. 16 
©. 185. Die Freiburger Meßgerzunft lich 1487 Geld zu 5% aus, ib. ©. 184. 
Vgl. auch über bie Nentenbücher der Gilden in Hamburg im 14. und 15. Jahrh. 
Wilda 366 u. Über die Faufmännifche Anlage des Gilvefapitals jowie über die 
Verwendung ber Zinfen ib. 367—368. 

60) Bol. 3. B. über den Haushalt der deutſchen Hanſa zu London TE. I. 
351 N. 38 u. über den des Hofes zu Nowgorod ib. 354 N. 63. — Bei allen 
Gilden mußten ſowohl die Vorfteher, ald die mancherlei befonderen Beamten für 
finanzielle Angelegenheiten, wie die für Cinfammlung und Aufbewahrung ber Gel- 
ker angeftellten Eedelmeifter oder Schaffner, die Nechnungsbeamten, die Stuben- 
wirthe, die Güterverwalter u. f. w., einen befonderen auf getreue Bermögendver- 
waltung lautenden Eid leiften, regelmäßige Rechnung legen und der Gilde für jeden 
Schaden haften. Vgl. 3. B. Zunftrolle v. 1508 b. Wehrmann 254: so scho- 
len die olderlude myt den amptbroderen to samende gan u. holden reken- 
schop van des amptes wegen. gl. 1507 ib. 477. — Orbn. der Zimmerleute in 
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zulegt kann, jobald überhaupt eine ftaatliche Oberauffiht das korporative 
Leben beſchränkt, auch die forporative Vermögensverwaltung obrigfeitlih ein- 


Strasburg v. 1478 b. Mone Bd. 16 ©. 159 a. 42: man machet alle jore 
einen seckeler ... der sol sweren dem antwerck das sin getruwelich in zü ge- 
winnen u. das gelt in die bühse zu stoszen. Sonſt muß er e® usz sinem 
seckel erjegen. Dafür wird er von dem antwerck befoldet. — Vgl. die Ber 
ftimmungen über die Beamten des Strasburger Kürfchnerbandwerks im 15. Jahrh. 
ib. 335— 338. Hier ſchwört der Zumftmeifter dem Handwerk und der Etabt; 
der Schaffner fhwört dem antwerk, sin gelt getruwelich in zu nemmen u. 
us zu geben, u. sol nut übernemmen, u. was man dem antwerck schuldig 
ist, dem soll er noch gon mit gerichte u. recht, alle die er erlangen magk, 
u. was also blibt us ston von schulden u. ime nit noch ginge, also do vor 
stot, das sol er uff siner letzten rechenunge dem antwerck ursatzen u. be- 
zalen. Doch was er in sinem jor, die wile er schaffner ist, von gerichts 
wegen us git, solichen costen sol das antwerck betzalen und er nit. End: 
lih ſchwört ein houbtkann, des antwercks stub und loube u. begriff getru- 
welich zu behieten u. bewarende. Allen diefen Beamten gegenüber findet eine 
regelmäßige Kontrolle ftatt. — Sehr betaillirt find die Borfchriften über die Fünf- 
männer der Zuchhändlerzunft in Strasburg im 15. 9. ib. 329—332, Sie find 
eine der Zunft vereidigte Kontrollbehörbe; fie haben die Aufſicht über das Ver— 
mögen zu führen, Rechnungen abzunehmen, alle Zunftichulden zu bezahlen, Zunft 
forderungen (ein jegliches das dem antwercke schuldig wurt u. gefellet, es sij 
stubezinsz, fronfastgelt, besserunge o. anders, das dem antwercke zu gehoret) 
einzutreiben und im Notbfall die Schuldner zu pfänden; fie follen jährlih „des 
antwercks husrat.. u. geschirre u. was dann unser antwerck hett‘“ fich vorzei- 
gen laßen und verzeichnen; fie follen ihr Amt erft niederlegen, wenn ihnen De- 
charge ertbeilt it. Dal. auch mod die Anftellung bes „houptkanne“ (Stuben- 
wirtbe) bei derfelben Zunft, ib. 1585—186; er joll den Fünfern gehorfam fein, bie 
Genoßen ehrlich gegen eine ſeſte Tare bewirtben, u. getreulich des antwercks hus- 
rat u. geschirre, es sigent dischlachen, hantqueheln, kannen, pfannen, fleschen 
u. anders, das ime danne von des antwerks wegen entpfolhen ist o. ent- 
pholhen wurt, aufbewahren u. jährlich vorzeigen. Byl. 1417 ib. 178: ver- 
lornen husrat der zunft muß der Zunftknecht erfegen. — Vgl. das Etat. der 
$rantfurter Echneidergejellen b. Krieg 183—189 über die Verantwortlichkeit ber 
Vierer, welche, wenn fie einen der Geiellichaft etwas fchuldenden Geſellen, der nicht 
zahlt, nit den gesellen gemeynlich clagen, jondern ihn auf fein Wort fortlahen, 
den gesellen darfur gnug dun jollen. #erner das Etat. der Brüderichaft der 
Barchentweberknechte ib. 190 j. Hier werden jährlich Kerzenmeifter gewählt für 
bie Beforgung ber religiöfen Angelegenheiten; fie werben vereidigt, mühen Ned) 
nung legen, follen keine aus ihrem Jahre ftammende Forderung der Bruderichaft 
umeingezogen laßen und ben Ueberſchuß ihres Jahres in der Büchje den Nachfolgern 
überliefern (S. 190 u. 192). Außerdem werden Etubenmeifter gewählt für bie 
Berwaltung der Gefellichaftsftube (S. 193), welche Alles „das der geselschaft 
ist“, fo beforgen fol, „als synn eygen guther* (&. 195). Kerzenmeifter u. 
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geſchränkt werden 79), worin bejonders praegnant zu Lage tritt, daß als Sub— 
jeft dieſes Vermögens nicht eine gejellfchaftlich verbundene Mehrheit, jondern 
die Genoßenſchaftsperſönlichkeit ald jolche vorgeitellt wird. 

Wie im Sachenrecht, jo war auh im Obligationenredht die Körper- 
haft ala ſolche rechtsfähig. Sie konnte Gläubigerin und Schuldnerin jein, 
ohne daß die Einzelnen mitberechtigt oder mitwerpflichtet zu werden brauchten. 
Ein rein Forporatives Forderungsrecht insbejondere lag vor, wenn irgend eine 
Zahlung in die genoßenjchaftliche Kaffe zu leiften oder irgend eine Handlung 
für einheitlihe Genoßenjhaftszwede vorzunehmen war 1). Eine rein forpo- 
rative Verbindlichkeit aber entftand aus allen Rechtsgeſchäften, welche die ge» 
noßenjchaftlihen Drgane im Namen der Berbandseinheit eingiengen, jowie 
and denjenigen Zuftänden und Verhältniffen, an welche eine Verfaßungsnorm 
oder ein höheres Gejeß eine einheitliche Verpflichtung des Verbandes knüpfte, 
durd die forporativen Organe etwas zu thun oder aus dem Forporativen 
Vermögen etwas zu leiften 72). 


Stubenmeifter haben jeit 1489 das Recht, wegen Geld- oder Wachöbeiträge zu 
pfänden als fur erkant schult (S. 193). Für Die Einziehung der Stubenbei- 
träge find beſondere Nechenmeifter angeftellt (S. 194 u. 195). Zu ihrer Kon« 
trolle werden Sechfer aus der gemeinen Gejellfchaft geforen (S. 195). 

°0) Bol. ſchon die Strasburger Nathöverordn. v. 1460 6. Mone Bd. 15 
S. 45 $ 6: es sol ouch deheyn antwerck uff ir stub o. uff ir gemeyn ge- 
sellschaft o. zunft nüt verkoufen noch versetzen deheijnerleij ablösig zinse 
noch lipgedinge on meister u. rat u. der einundzwenzig wissen u. willen. 
Ib. $ 7: wer aber, das ein antwerck geltz nothdurftig were o. ime ein guter 
kouf für käme, domitte sie beducht irs antwercks nutz zu schaffen, solichs 
söllent sie an meister u. rat u. die 21 bringen, was die dann darinne er- 
loubent u. erkennent, dem sol noch gegangen werden on intragk. 

1) Bol. 3. B. Strasb. Kürichnerftat. oben in Note 69: was man dem ant- 
werk schuldig ist. Kriegk a. a. ©. 191: schuldig der bruderschaft. Ferner 
die Aufzählung der verfchiedenen Arten von Forderungen der Zunft bei den Strasb. 
Tuchhändlern oben in Note 69. 

. 9) Urſprünglich waren namentlich die aus dem Hofrecht ftammenden 
Dienfte und Abgabenpflichten der Zünfte gegen ben Stadtherrn oder die Stadt 
(Tb. 1. 179 N. 88 u. 374 N. 69) Gejammtverbindlichkeiten alter Art. Es kann 
daher nicht Wunder nehmen, daß auch Später noch einerfeit? die daraus bervorge- 
gangenen Pflichten der einzelnen Handwerker einer beftimmten Gattung ala Pflich⸗ 
ten des gemeinen Handwerks, andrerſeits die daraus entſprungenen körperſchaftlichen 
Pflichten als Pflichten der Bäcker, der gemeinen Fleiſcher u. ſ. w. bezeichnet werden. 
So werden im lübiſchen Kämmereibuch im lüb. Urkb. II. 1045 f. nebeneinander 
ala Einnahmen der Stadt in ziemlich gleichlautender Weile die gewerblichen Ab- 
gaben der Zünfte als folher und der Zunftgenoßen aufgeführt; von beiden heißt 
es, witgherwere dant, pistores solvunt, aurifabri debent u. f. w. Nur wird 
in einzelnen Fällen ausdrüdli hinzugeſetzt, daß fie „quivis,“ oder „de qualibet 
sorte“, „‚de qualibet cista,“ oder „quodlibet macellum carnium,“ ober jeder 
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Endlih war die Körperihaft erbfähig, indem fie legtwillig bedacht 
werden Fonnte ’?) und. Eraft bejonderer Satzungen mitunter auh ein In— 
teftaterbredt an dem Nachlaß ihrer Glieder hatte ?4. Zwiſchen Bamilien- 
genogenjhaften konnte aud ein vertragsmäßiges Erbrecht begründet wer- 
den 75). 

2. Die Genofenihaft war aber als Perjon nicht blos rechtsfähig, 
jondern au willens: und handlungsfähig. Denn gerade dies, daß 
fie zu einheitlihem Willensentſchluß und einheitlicher Willensbethätigung mit 
rechtlicher Wirkung befähigt werde, war der Zweck aller forporativen Organi- 
fation 7°), 


„pro opere suo“, oder „pro opere acquirendo‘‘ etwas geben, auch wol, daß die 
Abgabe ded Einzelnen, je nachdem er Bürger ift oder nicht, einmal auch (bei den 
campsores ©. 1049) nad ber Zahl der vorhandenen Konkurrenten, verſchieden 
boch fein fol. In andern Fällen dagegen wird ber einheitliche Charakter der Schuld 
dadurch ausgebrüdt, daß diefelbe ald Laſt des Zunfthaufes bezeichnet wird und von 
den Zunftvorftänden ala folchen zu entrichten ift. So heißt ed: de domo kutero- 
rum dant magistri carnificum etc.; und dazu im liber memorialis (Note 7): 
domus carnificum solvit annuatim civitati 10 marc. den., quos magistri car- 
nificum, qui pro tempore fuerint, tenentur exigere et camerariis integraliter 
presentare. Aehnlich vorber: witgherwere dant simul; u. dazu im liber memo- 
rialis (Note 5): quos magistri congregabunt et eas in una summa camerariis 
praesentabunt. Ebenſo heißt ed in der Urf. der Magdeb. Schufter v. 1164: duo 
talenta solvent, quae magister praesentabit. Hier wird alfo ber Unterſchied 
noch ala bloßer Unterfchied der getrennten oder vereinigten Zahlungsweiſe aufgefaßt. 
Allein im Ganzen drang mehr und mehr das Bewuhtfein bes Unterfchiedes im 
verpflichteten Subjelte durch, und ed wurden daher auch ſolche alten Gefammt- 
abgaben in Forporative Berbindlichkeiten, die man nun dem „Amt* oder „Hand- 
wert” als ſolchem zufcrieb, und in individuelle Verbindlichfeiten, die den Einzel- 
nen bei ihrem Eintritt und ald Gewerbefteuer ober Zind von einem Gewerbelokal 
oblagen, geichieden. Vgl. 3. ®. Urf. der Leinweber in Bremen b. Wilda 8326 
Mote 2: wellik man, de dat ammet wan, de want dat van dem vaghede u. 
van dem ammete und de gaff dem vaghede twe groten; und dat ammet gaff 
dem vaghede to allen sunte Martens daghe achte grote. 

’) Bol. fchon Stat. der Gilde v. Berwyck b. Wilda 376 f. c. 8 u. 4: 
huic gildae aliquid legare. 

) So 3. B. bad Recht der Tübifchen Aemter anf den beim Eintritt anzu- 
ſchaffenden Harniſch bes Meifterd, der bei feinem Tode „in dat ampt sterven“ 
fol; Wehrmann 255. 

159 So find die Grbverbrüberungen ald Erbverträge zwiſchen bochadligen 
Häufern aufzufaßen. 

6, Schon die Äußere Betrachtung des forporativen Lebend im ſpäteren Mittel. 
alter zeigt, wie hier einerfeits die alte Vorftelung des in der Summe feiner inbi« 
viduellen Träger fterfen bleibenden Gefammtwillens mit den Konfequenzen der Ge— 
fammthandlung oder Gefammtvertretung überwunden war, andrerjeitd aber dem 
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Die Gefammtperfönlichfeit wollte und handelte durch ihre Organe, jo- 
fern diefelben als jolche und in der gehörigen Form im Bereiche ihrer verfagungs- 
mäßigen Sphäre auftraten. Dabei genoß fie der gefeßlichen Freiheit, ihre 
Entihlüße und Handlungen, joweit fie nicht in eine ihre fremde Sphäre 
eingriff, nad) eignem Grmeßen ihrem Vortheil gemäß einzurichten. Da jedoch 
die Genoßenſchaft jhon an ſich ihrer öffentlihrehtlihen Bedeutung wegen 
früh einer obrigfeitlichen Aufficht unterworfen, überdies aber häufig ald Glied 
und Funktionärin des ftantlihen Organismus in beftimmten Richtungen 
durch höheres Recht gebunden war, jo waren in vielen Fällen genokenfchaft- 
liche Beſchlüße und Rechtshandlungen nur gültig, wenn eine darüber ftehende 
öffentliche Behörde zugeftimmt oder mitgewirkt hatte. Der Sinn einer ſolchen 
Beſchränkung indeß war urfprünglich Feineswegd der, daß die Genoßenſchaft 
als juriftiiche Perfon für unvollkommen willens- und handlungsfähig ange- 
jehen und eine obervormundfchaftlihe Ergänzung ihrer Akte gefordert worden 
wäre. Vielmehr blieb ihre Willens- und Handlungsfähigfeit vollkommen 
unangetaftet, und ed wurden nur für beſtimmte einzelne Akte, weil fie das 
freie Eorporative Bewegungdgebiet überfchritten, die Forporativen Organe an 


Zeitbemußtfein nichts ferner Tag ald die Vorftellung willend- und handlungsunfähi- 
ger, von den BVorftänden ald Kuratoren vertretener und obervormundſchaftlich be— 
auffichtigter fingirter Perſonen. Vielmehr zieht fi durch die ganze Geſchichte bes 
Genoßenſchaftsweſens diefer Zeit die Auffahung bin, daß die Vereinigung die Kraft 
babe, viele Willen zu Einem zu verfchmelzen. Eo fagt das Stat. der Gilde v. Ber- 
wyck v. 1284 b. Wilda 376, die Saßungen feien Fonftitnirt, ut multa corpora 
uno loco eongregata unio consequatur et unica voluntas et in relatione unius 
ad alterum firma et sincera dilectio. Auch heißen die Zünfte an manden Orten 
„unanimitates“, und es ift in zahllofen Wendungen von dem Willen ber Zunft, 
des Handwerks oder des Amted wie von einem gemeinen, aber zugleich einheitlichen 
und allen Individualwillen übergeordneten Willen die Rede. Ebenſo ift in biefer 
Zeit des gefchloßenen Auftretens der Körperfchaften in dem gefammten öffentlichen, 
wirtbfchaftlichen und focialen Leben die Auffaßung allgemein, daß die genofenfchaft- 
fihen fei ed durch Vorftände fei es durch Gefammiheiten vollzogenen Haudlungen 
die Rebensänßerungen der durch die Jahrhunderte hindurch mit fich felbft identi— 
fchen einheitlichen Gemeineriftenzen find, So drängte fi z. B. in den politifchen 
Beftrebungen, Kämpfen und Errungenfchaften der Zünfte bie Bethätigung einer 
organijchen Lebendeinheit dem Bemwußtfein faft in finnlicher Klarheit auf! Und wie 
deutlich man in diefer Möglichkeit des Eorporativen Handelns den Grund der Stärke 
des Zunftwefens empfand, gebt 7. B. daraus hervor, daß bei der Unterbrüdung 
ber ftäbtifchen Freiheit nicht felten den Zünften verboten ward, in öffentlichen An- 
gelegenheiten als Einheiten zu handeln. So mußten die beiden Etädte Salzwedel 
in bem Revers von 1488 (b. Gercken, Cod. Dipl. Brand. IV. 647 f.) nnter 
Anderm verjprechen: es sol unser iglicher in solchen sachen (b. b. in Sachen 
politifher Natur) stan als für ein einig person, nicht als ein gewerk, sondern 
als ein gemeiner man, 
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einen zur Mitdarftellnng der betreffenden Funktion verfaßungsmäßig berufenen 
höheren Willen gebunden 77). 

Im Einzelnen waren es Rechtsafte mannichfachſter Art, welche die Ge- 
jammtperfönlichfeit vornehmen konnte. Zunächft war das gefammte öffent- 
lihe Leben der Genoßenſchaft, ſowol nad innen ald nach außen, ein Inbe- 
griff Eorporativer Entihlüße und Handlungen. Sie war es ja, welche Geſetze 
gab, gebot und verbot, richtete, ftrafte, Organe beftellte und beauftragte, Mit» 
glieder aufnahm und ausſchloß u. ſ. w.; fie war es ferner, welche oft iu 
einem weiteren Verbande politifhe, militärifhe und polizeilihe Funktionen 
ansübte, wählte, jtimmte, Erklärungen abgab u. ſ. w.; fie war es aud, 
welche mit andern Verbänden öffentlicher Natur verhandelte, ſich verglich, ſich 
verbündete und jonjtige öffentliche Rechtsakte vollzog. Ferner aber trat die 
Genoßenſchaft als einheitliche Perjon im bürgerlichen Rechtsverkehr wollend 
und bandelnd auf; fie nahm Rechtsgeſchäfte jeder Art vor und ſchloß Ver— 
träge mit ihren Gliedern oder mit Dritten; fie kaufte und verkaufte, mie 
thete, pachtete, ſchenkte, lieh, verpflichtete fich, zahlte und ließ fich zahlen, ver: 
pfändete und lieg ſich verpfänden, empfieng Bürgichaftsftellungen u. ſ. w.; 
furz fie war zu jeder Verkehrshandlung fähig, die nicht etwa, wie die fami« 
lienrechtlihen Akte, durch ihre befondere Natur ausgeſchloßen wurde 7%). Nicht 
minder war fie proceffähig und fpielte vor Gericht die Rolle einer einheit- 
lichen Partei 9). Und endlih Fonnte fie auch eine unerlaubte Handlung 
begehen und ſich dadurch nicht nur fchadenserjagpflichtig, jondern auch ftrafbar 
machen ®9). 

VI Wenn nun fo die Genofenfhaft eine einheitliche Perjon war, fo 
war fie do eine Gejammtperfönlichkeit, welche in einer Vielheit lebte. 


") Bol. bei. über die Beichränfungen der Zünfte durch die Stadt Th. I. 
371—383. Aud oben Note 41 u. 70; Maurer, Städten, II. 428—435. 

”) Bgl. Th. I. 338 N. 40. 341. 351 N. 32—33. 382 N. 104 u. 106. 412. 
Auch oben Note 68. Urk. v. 1277 6. Ennen u. Ederp, Quellen III. 123. 

”) Th. I. 338 N. 41. 351 N. 32. 352 N. 47. 382 N. 104. 412. Urk. v. 
1404 b. Wehrmann 478 u. 479: Die Nelterleute der Fifcher erfcheinen vor dem 
Rathe „van des ampts wegen“ in einem Redtshandel, ben bad Amt „van der 
rechtycheit wegene des gantzen amptes‘‘ mit bem Marftvogt bat. 

*) So find nicht nur aus der Geichichte die gegen aufftändiiche Zünfte ver- 
bängten Strafen, wie Geldbußen, Konfisfation des Zunftvermögend (vgl. Ennen 
I. 677), Rafiation der Privilegien und Aufhebung, befannt, ſondern es heißt 3. B. 
in einem Zürcher Rathserf. v. 1336 b. Bluntfchli I. 325 ganz allgemein: keine 
Zunft foll über ihr verfafungsmähiges Recht hinaus eine Sapung maden, Gericht 
halten oder eine Steuer umfegen, und swele zunft icht anders tete, die 
sol man dar umb buossen nach der gelegenheit der sache. Bgl. auch Priv. 
der Hutmacher v. 1507 b. Zimmermann II Anh. ©. 111: im alle heim— 
liher Berfammlung wiber die Stadt fol die Zunft ihr Privileg verlieren. 
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Deshalb war das Verhältnig von Einheit und Vielheit in ber 
deutichen Genoßenſchaft Feineswegs lediglich das des Gegenſatzes, fondern zu« 
gleih das der Zufammengehörigkeit. Und hieraus ergaben ſich diejenigen 
Eigenthümlichkeiten, welche man vorzugsweife als charakteriftifche Merkmale 
der deutichrechtlihen Genofenihaft im Gegenſatz zur römifchrechtlichen uni- 
versitas zu betrachten pflegt. 

Dffenbar ift, wenn man den abjoluten Perfonenbegriff des römijchen 
Rechtes zu Grunde legt, für das Weſen der juriftifchen Perjon, fobald fie 
einmal als Perjon gejegt ift, die Bejchaffenheit ihres Subftrates irrelevant. 
Der beutfche Perfonenbegriff dagegen, indem er von vornherein den ſittlich 
gebundenen Willen in feiner Beziehung zu andern Willen vorjtellt, fordert 
die Determinirung der Gejammtperjönlichfeit durch die in ihr verbundene Per- 
jonengefammtheit. Es gehört nach deutjchrechtlicher Anjchauung zum Wejen 
der Genofenihaft, Einheit in einer Vielheit zu jein, und folgeweife zwar als 
Einheit eine jelbjtändige Eriftenz über ihren Gliedern zu führen, zugleich aber zu 
der Bielheit der in ihr vorhandenen jelbftändigen Sondereriftenzen in organijcher 
Beziehung zu ftehen. Die Genoßenſchaftsperſönlichkeit als ſolche fteht daher zwar 
über, aber nicht außer der Perfonengefammtheit, welche ihren augenbliclichen 
Körper bildet; fie ift eine ihr immanente Einheit, welche fi als eine wejen- 
Iofe Abſtraktion ind Nichts verflüchtigen würde, jobald man die Beziehung 
zu einer Vielheit felbftändiger Perjonen fortdenken wollte; fie ift ein einheit« 
liches, aber zugleich ein gemeined Weſen. Deshalb findet die Genokenjchafts- 
perjon zwar gleich jeder Perfon ihren nächſten Daſeinszweck in fich felbft und 
beziehungsweife in dem fie ummölbenden höheren Organismus, aber fie ift 
zugleih ein Mittel für: die Sonderzwede der fie bildenden Einzelnen. Und 
ebenfo find die Einzelnen in ihr, während fie zunächſt in ihrer Bejonderheit 
fich ſelbſt Zweck bleiben, zugleich die Vermittler eines höheren Gemeinzweds 
Einheit und Vielheit find für einander da und in ihrer gegenjeitigen Bedingt- 
heit Zwed und Mittel zugleih. Verhält es fi) aber jo, dann wird ſich auch 
in den Rechtöverhältnigen, welche zwiichen ihnen beftehen, die organische Zu- 
fammengehörigfeit ausprägen. Weil fie bejondere Perjönlichfeit haben, werben 
zwar zwijchen ihnen alle Rechtsverhältnige, welche zwiſchen organiſch unver: 
bundenen Perfonen möglich) find, in berjelben Weiſe vorfommen Fönnen. Weil 
fie aber nicht jchlehthin nur wie unverbundene Individuen einander gegen- 
überftehen, jondern ein näherer und innerer Zuſammenhang zwijchen der 
Genoßenſchaftsperſon und den in ihr verbundenen Perjonen eriftirt, fann 
ed zwijchen ihnen eigenthümliche, außerhalb des Genoßenſchaftsrechtes gar 
nicht vorfommende und für dieſes charakteriſtiſche Rechtsverhältniße geben. 

Wenn ed nun aber fo im Weſen der deutſchen Genoßenſchaft liegt, daß 
Einheit und Vielheit in ihr nicht ſchlechthin nur Gegenfäße, fondern zugleich 
Korrelate find und fich gegenfeitig binden und beichränfen: jo ift damit eine 
unüberjehbare Fülle von Möglichkeiten der inzelgeftaltung gegeben. Denn 
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je nach der Beichaffenheit des einzelnen Verbandes kann nun der Gegenſatz 
oder die Zufammengehörigkeit beider Seiten der Genoßenſchaft fchärfer andge- 
prägt jein; es fann ferner in dem Verhältniß der gegenfeitigen Bedingtheit 
der einheitliche Zwedt de8 Ganzen oder die Summe der vielheitlichen Indivi— 
bualzwede voranftehen; e8 kann in den verſchiedenſten Beziehungen und Pro: 
portionen neben dem Einheitsreht ein Vielheitsrecht durdgeführt und mit 
jenem organifh verbunden werden. So entiteht die Dehnbarkeit des deut- 
ichen Genofenichaftsbegriffes, welcher für einen die Eingeleriftenz weit über- 
ragenden ſtaatähnlichen Verein und eine fih eng an eine Summe beftimm- 
ter Individuen anſchließende Geſellſchaft, für einen den höchſten politifchen, 
religiöfen und fittlihen Zwecken dienenden Rebensbund und einen zum Zweck 
des gemeiniamen Erwerbes der Einzelnen gegründeten Vermögenskörper, für 
einen der Anftalt fi nähernden inheitöverband und eine der bloßen Sad» 
gemeinſchaft naheftehende Vereinigung von Theilhabern gleichzeitig Raum hat. 
Und es ift dem beutichen Genokenichaftsbegriff hiernach eigenthümlich, nicht, 
daß die Vielheit der Einheit gegenüber eine beftimmte Stellung hat, jondern 
daß fie beftimmte Rechte ihr gegenüber haben kann. 

Sonach entiteht bei jeder Genofenichaft die aus ihrer befonderen Ver— 
fahung zu beantwortende Frage, wie weit die Einheit in ihr ausſchließlich 
berechtigt ift, fo dah nur um ihretwillen und nur als ihre Glieder die Ein- 
zelnen daran Theil nehmen, und wieweit vielmehr ein Recht der PVielbeit 
fortgilt, fo daß eine Summe jelbjtändiger und für den Forporativen Willen 
unantaftbarer Einzelrechte das Ginheitsrecht beichränft und bintet. In allen 
Beziehungen aber, in welchen fih hiernach Einheitsrecht und Vielheitsrecht 
nebeneinander ergeben, bat man biejelben nicht mechanifch in eine Summe 
von Einzelbefugnißen ijolirter Individuen aufzulöfen, fondern fie in ihrer 
organischen Zufammengehörigkeit als Ausdruck des genoßenſchaftlichen Grund- 
princips der Vereinigung aufzufaßen. Denn es befteht in der Genoßenſchafts— 
verfagung ein rechtliches Band, welches auch die Vielheitsrechte umjchlingt 
und von den jonftigen Individualrechten der Glieder abgrenzt und fondert. 
Wenn aljo z. B. in Bezug auf ein beitimmtes Vermögen gewiße Befugniße 
in die Einheitsſphäre und andere in die Vielheitsiphäre fallen, jo ſtehen bie 
legteren Feineöwegs einer Anzahl von Rechten an fremder Sache gleih, wie 
fie aud ein Dritter erwerben könnte. Bielmehr Fann zwar auch jedes Mit- 
lied zu der Körperichaft als folder in ein beliebiges Nechtöverhältnig, das 
mit dem Genoßenverbande nichts zu thun hat und bei ihm genau jo wie bei 
jedem Dritten beichaffen ift, treten. Etwas völlig Anderes aber ift es mit 
dem genoßenſchaftlichen BVielheitsrecht, das bei Dritten gar nicht möglich, fon- 
dern mit der Mitgliedichaft organisch verwoben ift, und das zwar ber bejon- 
deren und inbivibuellen Sphäre der Mitglieder angehört, darum aber nicht 
ohne Beziehung zur Mitgliedichaft ift, ſondern dieſe jelbft individualrechtlich 
beftimmt. Ueber jolde Vermögensrechte der Vielheit daher hat zwar ter 
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forporative Wille keine Macht, fo daß fie 3. B. dem Mehrheitsbeſchluß ent- 
zogen find: allein auch der individuelle Wille kann über fie nur infoweit frei 
Ihalten, ald nicht die organifche Verknüpfung mit der Mitgliedfchaft entgegen- 
ſteht. Es iſt hier überhaupt die Zerlegung des genoßenfchaftlihen Rechtes in 
jeine Eorporativen und individualrechtlihen Elemente begrifflih nur in ber 
Weiſe möglid, daß beide fofort wieder als zufjammengehörig in nothwendiger 
Verbindung gedacht werden. Denn erft in ihrer Zufammenfaßung ergeben 
die beiderlei Befugnigiphären das wirklich eriftirende Rechtsinſtitut. Man 
fann 3. B. nit, ohne dem Rechtöbewußtjein Zwang anzuthun, den Aktien- 
verein ald eine Summe von Rechten einer juriftiihen Perfon und eine 
andere Summe von Rechten Einzelner vorjtellen: jondern zum Begriff 
des Aftienvereind gelangt man nur und die ihm efjentiellen Merkmale 
erjhöpft man erft, wenn man die verfchiedenartigen Befugniggruppen in ihrem 
Zufammenhange und in ihren’ gegenjeitigen Beziehungen bdergeftalt auffaht, 
daß fie ein organifches Ganze bilden. Ebenſo aber ift ed überall bei ben 
älteren beutjchrechtlichen Genoßenſchaſten, bei denen eine romanifirende Be- 
trachtungsweiſe die jura singulorum in völliger Ablöfung von der universitas 
im Sinne von Privatrechten zu Fonftruiren neigt, für deren eigentlidhes We— 
fen der Umftand, daß ihre Subjefte die jedesmaligen Mitglieder find, zufällig 
und juriftijch unerheblich ift. 

Im Ginzelnen bat fich jchon oben bei Beiprehung der politiichen Ver— 
einigungen gezeigt, in wie mannichfacher Weije zunächſt in Bezug auf poli- 
tifhe Rechte mit theilweiler Durchführung der Gefammtperjönlichfeit eine 
theilweife Fortgeltung ter Vielheit vereinbar war). Das Eigenthümliche 
liegt bier darin, daß dieſelbe Verbündung, Vergeſellſchaftung, Eidgenoßenſchaft 
oder Einung beiderlei Momente in fi zu enthalten pflegt; daß fie für eine 
Reihe von Beziehungen die Gejammtheit zum einheitlihen Subjekt einer 
höheren Gewalt über den Gliedern Eonftituirt und gleichzeitig für andere 
Beziehungen ein bloße Gemeinjhaftöverhältnig unter mehreren ſich Foordinirt 
bleibenden Subjeften begrüntet. 

Bor Allem fpiegelie fih ferner in Bezug auf das Eigenthum, wie 
der alten Genoßenſchaft das alte Gefammteigenthum entiproden hatte, jo ber 
neue Genofenfchaftöbegriff in einem neuen Begriff des Gefammteigentbumd wie« 
der. Diefed neue Gejammteigentfum aber beitaub nad dem oben Gefagten 
darin, daß gewiße Eigenthumsbefugnige bei der Geſammtperſönlichkeit foncen- 
trirt, andere Eigenthumsbefugniße unter die Vielheit der Genoßen vertheilt, 
beide Befugnigiphären aber durch die Genoßenſchaftsverfaßung organijch ver- 
bunden waren. 

Sowol die Gegenftände als der Vertheilungsmodus waren hierbei man- 
nichfach verſchieden. Bor Allem dauerte das uralte Geſammteigenthum an 


*) Bol. oben $ 33 IV, 
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Grund und Boden auch nad der Vollendung des Körperichaftsbegriffes nicht 
nur in den Gemeinden, jondern auch in ben von ihnen abgelöiten Agrar- 
genogenjchaften aller Art vielfah fort. Das Theilungsverhältnig zwiſchen 
Einheit und Vielheit konnte hierbei jehr verjhiedenartig geitaltet jein, die 
Art der Theilung aber war injofern immer diejelbe, als beitimmte Be. 
nußungsrehte in natura den Einzelnen zuitanden. Der „Antheil’ an 
dem Örundvermögen, welden man bier dem Cinzelnen zuſchrieb, beitand 
aljo in einer Quote der von dem forporativen Recht frei gelaßenen nuß- 
baren Berugnißgruppe; wobei dann im Weiteren die imdividualrechtliche 
Natur diefes Antheild bis zu einem jehr ungleihen Grade durchgeführt 
jein Eonnte. 

Außerhalb der Tandwirtbichaftlihen Bodengemeinihaft fam ein ver- 
wandtes Gejammteigenthum an Liegenihaften auch in Gilden und Zünften 
vor. Im ber Regel zwar überwog bier das Einheitsrecht, jo daß, wenn 
Gildehäufer, Trinkſtuben, Hallen, Lagerräume, Landungspläge und gemeine 
Werfftätten den gefelligen und gewerblichen Bedürfnißen der einzelnen Ge- 
noßen dienten, gleihwol fein feftes Sonderrecht, jondern lediglich ein korpo— 
ratives Mitgliederreht daran entjtand 9%). Allein mitunter bejaß eine Zunft 


2) Zwar heißt ein jolched Haus mit Rüdficht darauf, daß ed auch für die 
individuellen Bebürfnige der einzelnen Genofen beftimmt ift, häufig ein „gemeines”. 
3. ®. 1263 b. Tzſchoppe u. Stenzel 366: de domo communi in qua 
pecora mactantur. Limburger Chronik p. 64 (von den Kölner Wollwebern): ein 
grosz gemein hausz, das gleichet sich einem grossen palast, darauf sie zu- 
sammengiengen um ihres handwerks noth. Allein der Anſpruch des Einzelnen 
auf die Mitbenugung erfcheint lediglich als Ausfluß feiner Mitgliedichaft, nicht als 
Individualreht. Deshalb gebt die Benupung für Forporative Zwede unbedingt 
vor; es fann jeden Augenblid durch Körperichaftsbeichlug eine die Sondernußun- 
gen einjchräntende oder aufbebende Verfügung getroffen werden; von irgend einer 
jelbftändigen Veräußerlichkeit, Vererblichkeit oder Theilbarkeit der Nutzungsbefugniß 
ift nicht die Rede. Der Einzelne bat einzig und allein darauf ein feftes Recht, daß 
er nicht in verfahungsmwibriger Weile ungünftiger ald feine Mitgenoßen geftellt 
werde. Die Zunft kann aljo 3. B. das gemeine Schlahthaus für alle Meifter 
troß des Widerfpruches eines Einzelnen eine Zeit lang ſchließen, fie kann aber nicht, 
außer in beftimmten Fällen nach Urtel und Recht, einen einzelnen Meifter davon 
ausſchließen. Ebenſo hätte ber einzelne Gildegenoße zwar Fein Widerſpruchsrecht, 
wenn. bie Trinfftube nach Mehrheitsbeſchluß verkauft würde, wohl aber könnte er 
wibderjprechen, wenn ihm willkürlich das Recht zum abendlichen Beſuch entzogen 
würde, während ed den Mitgenofen unvermwehrt bliebe, womit natürlich vereinbar 
ift, daß aus verfaßungsmäßig feſtgeſetzten Gründen, 3. B. wegen Nichtzahlung der 
Beiträge (Mone Bd. 16 ©. 175) oder wegen ungebührlichen Benehmens, eine 
Entziehung des Stubenrechts zur Strafe ftattfinden kann. in derartiger forpo- 
rativer Gemeingebraud, welcher fein Analogon in den für ben öffentlichen Gebrauch 
jedes Bürgers bejtimmten Gemeindegütern findet, ift nur fo weit thunlich, als alle 
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eine Anzahl ihr eigenthümlicher oder von der Stadt ihr überlaßener, mit 
einem ausjchliegenden Gewerberecht ausgejtatteter Buden, Werkſtätten oder 
BDerfaufsitellen, an denen in der That zugleich vererbliche und veräußerliche, 
nicht jelten in die öffentlichen Bücher eingetragene Privatrechte der Cinzelnen 
fonftituirt wurden. War dann, wie dies meift der Fall war, mit dem Befit 
einer ſolchen Bude oder Stelle die Zunftmitgliedihaft organiſch verfnüpft und 
zugleih mit Rüdfiht darauf das Beſitzrecht genofenjchaftlih gebunden, jo Tag 
ein korporatives Geſammteigenthum nor 89). 


Genoßen zu der betreffenden Benugungsweife gleihmäßig Anlaß und Gelegenheit 
haben und ver Gebrauch bed Einen den Gebrauch des Andern nicht ausſchließt. 
So können 3. B. in einer Kaufmanndgilde gemeine Landungdpläße, Lagerräume 
und Verkaufslokale den Bebürfnißen aller Genoßen gleihmäßig dienen; in vielen 
Handwerkszünften kann eine gemeine Berkaufstelle oder ein fonfliges gemeines Ge- 
werbelofal von allen Meiftern, die ja unter fich nicht nur berufägleich find, jondern 
ihren Beruf in wefentlich gleihem Umfange treiben, gleichmäßig benußt werben; 
überall endlich kann das Gildehaus nicht nur ald tägliche Trinkjtube und für ge 
meinfame Gefelligkeit, fondern aud für die Feier jolcher Bamilienfefte ded Einzel- 
nen, wie fie ſich in jeder Familie von Zeit zu Zeit ereignen, ohne Aufgabe des Forporati- 
ven Gefichtöpunftes dienen. Iſt in irgend einer Beziehung ein beliebiger und gleichzei- 
tiger Gebraud jedes Genofen unausführbar, jo treten genoßenfchaftlihe Beſchrän— 
tungen haus- umd gewerbepolizeifiher Art und Forporative Gebrauchsordnungen 
(Reihegebrauch, Wechiel, Loos oder dergleichen) ein. Würde aber durch freien Ge- 
brauch beftimmter Art wegen Ungleichheit des betreffenden Bedürfnißes das Princip 
der genoßenfchaftlichen Gleichheit gefährdet, jo bfeibt ohne VBerrüdung des Stand- 
punktes die Ausgleichung durch eine Entſchädigungsforderung möglich. (Bol. 3. B. 
b. Mone Bd. 16 ©. 178 die Forderung einer Lokalmiethe und einer Entſchädi—- 
gung für das verbrannte Holz bei ber Hergabe der Zunftftube für Famitienfefte 
eines Zunftgenogen. Ebenſo gehören hierher viele Miethözinfe für gemeine Ber- 
faufs- und Gewerbelokale). Eine jolde entgeltliche Gebrauchsüberlaßung an einen 
Genoßen ift aljo noch nicht in jedem Falle eine einfache Vermiethung, kann vielmehr 
auf einem korporativen Mitglieberanfpruch ded Gebrauches gegen Entſchädigung be- 
ruben. Möglich aber ift natürlich auch, daß die Gilde ald folche mit ihrem Gliede 
irgend einen privatrechtlichen Bertrag über ben Gebrauh ihres Cigenthums ab» 
jchließt und dann hierbei ihm wie einem beliebigen Dritten gegenüberfteht. Dann 
entjteht infoweit bei dem Einzelnen freied Privatrecht, das mit feiner Eigenichaft 
als Körperfchaftäglieb nichts zu thum hat. — Bol. auch Th. I. 340. 346. Mone 
Br. 15 ©. 24 f. u. Bd. 16 ©. 184 f. Kriegk, Bürgerzw. 369. Ennen I. 613 
626. 640. Rathbmann I. 461. Maurer, Stäbten. II. 385 f. 440. 462. Urf. 
vo. 1507 6. Zimmermann II Anh. S. 115 (Berloofung ber Marktftände) u. 
120 (Verteilung nach dem Alter). 

*) In der Regel Tomplicirte ſich hier das Rechtsverhältniß noch dadurch, 
daß die betreffenden Gewerbslofale im Eigenthum oder Obereigenthum der Stadt 
ftanden, bie fie gegen einen erblihen und ewigen Zind verlieh. Vererbung und 
Berkauf waren dann unter dem doppelten Gefichtäpunft des ſtädtiſchen Eigenthums 
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Auch an beweglichen Sachen einer Genoßenſchaft war, fofern fie beitim- 
mungsmähig den Einzelzwecken der Genofen dienten, ein jelbftändiges Vielheitd- 
recht denkbar 94). 


und bed genofenfchaftlichen Anrechts befchränkt. — Hierber gehören z. B. die von 
dem Rath der Stadt Frankfurt a. D. nach ber Urf. v. 1308 6. Zimmermann 
a. a. O. 129—132 an die einzelnen) carnifices gegen ewigen Zins zu erblichem 
Befig verliehenen macella. An einer ſolchen Fleiſchbank hat die Stadt das Eigen- 
thum, der Befiger aber ein Erbzinsredht. Bei erblojem Tode fällt fie an bie 
Stabt zurüd. Söhne, Töchter und Ehefrau erben fie; mehrere Miterben aber 
theilen nur die Einfünfte nah einer Schätzung, über das Recht ſelbſt mühen fie 
binnen einem Monat fi einigen oder es verfaufen. ine Witwe bringt die Fleiſch— 
banf dem zweiten Manne zu. Jeder Erbe muß fih im Rathhaufe gegen eine 
Abgabe befehnen laßen. Unzuläßig ift die Vereinigung mebrerer macella in Einer 
Hand. Das NRebt kann nicht gegen Zins tiberlaßen, jedoch verkauft werden, aber 
nur an einen gelernten canifex, der dann in das Gewerk eintreten und bie Zuni'- 
gebühr entrichten muß. Die Fleiſchbank jelbft wird vor dem Rath aufgelaßen und 
von ihm empfangen. Die Zahl der Fleiſchbänke ift geichloßen und ſoll vom Rath 
nur mit Zuftimmung der Zunft vermehrt werden fünnen. — Aehnlich verhält es 
fih mit den Goldjchmiedbuden in Lübeck nah der Ber. v. 1531b. Wehrmann 
222; fie fann der Amtsmeifter oder jeine Witwe übertragen, aber nur an ein lü- 
biſches Goldſchmiedskind, das dann eine beftimmte Summe zur Kämmerei zu ent 
richten bat; ftirbt der Inhaber, ohne Berfügung getroffen zu haben, fo fällt bie 
Bude an den Rath, der fie aber den Kindern zuerſt zu verleihen verſpricht. — 
Auch die Barbiere dürfen in Lübeck die Badftuben mit dem ihnen anbaftenden Amt 
verfaufen und auftragen, aber nur an einen geprüften und zur Aufnahme in bas 
Amt auch fonft geeigneten Barbier; 1537 ib. 166. — Vgl. auch über die Verloo— 
fung und BVerzinfung ber ftädtichen Fleiſchbänke, Brodbänfe und Buden in Lübeck 
füb. Urfb. IL 1046 u. 1047. Ueber die 14 Berfaufsftellen der Nädler Wehr- 
mann ©. 339. — Ferner Neumann, Görlig 73—80. 607f. Mone Bd. 13 
©. 385 f. Maurer, Städten. 454. 

) Alſo 3. B. ein feftes Anrecht auf die Benutzung gemeiner Gemerbege- 
räthichaften für den Einzelbetrieb, oder in neuerer Zeit das Recht des Genoßen 
auf Benugung einer genohenichaftlich befchafften Maſchine. Doc ift damit allein, 
daß korporatives Eigentbum für Sonderbedürfniße der Einzelnen beſtimmt ift, aud) 
bier der individualrechtliche Charakter des Nugungsanfpruches noch nicht notbwendig 
begründet. So dient in den Zünften ein großer Theil des beweglichen Vermögens 
ben gewerblichen umd gefelligen Bedürfnißen der einzelnen Meifter, wird auch wol 
nach fefter Ordnung an fie bergeliehen oder anderweit ihnen zum Sondergebrauch 
überlaßen. Und es fann daher von „iren vorrath u. ampts gemeine geräthe 
also thodtenlacken, becher u. dergl.“ die Rede fein (1635 b. Boehmert 88), 
ja ed kann das Anrecht des Einzelnen „an gelde, an kertzen, an gezeldin u. 
an andern dingen, die zu unsers handwerkes nutz gehorint“, ald ein durch 
die Cintrittögebühren erkaufter Antheil aufgefaßt werden (Stat. ber Franff. 
Schuhmacher v. 1355 b. Boehmer 641). Allein zu einem jelbftändigen und 
nicht nur von der Mitgliedichaft bedingten, fondern dieje jelbjt beftimmenden Sone« 
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Vielfah ftand ein ganzer Vermögensfompler, der ſich in älterer Zeit 
meift um ein beitimmtes Grundvermögen gruppirte, im genoßenihaft- 
lihen Geſammteigenthum. Dann famen wieder jehr verjchiedene Theilungs- 
formen vor. 

So entwidelte fih das Hausvermögen des hoben Adels zu einem jehr 
eigenthümlich bejchaffenen Gejammteigentbum der adligen Samiliengenopen- 
ſchaft 8). Als eigentliches Eigenthumsſubjekt trat bier immer jchärfer die 
bejtändige Samilienperjönlichkeit heraus. Der letzte Zwed des Hausguts war 
daher, der Ehre und dem Glanz des Haufes zu dienen, und unter dieſem 
Gefihtspunft war die Verfügung über die Subſtanz und eine Reihe anderer 
Befugniße dur die Haudverfaßung dem Haufe als ſolchem reſervirt. Die 
jelben Bamilienglieder aber, welche hierbei ald Organe des Hauſes zur Ber- 
tretung feiner dauernden und einheitlichen Sntereffen berufen wurden, hatten 
zugleich als Einzelne beftimmte Sonderrehte am Hausgut. Bor Allem hatte 
dad Haupt des Hauſes nicht nur die Verwaltung und Bertretung, jondern 
auch die freie Benußung des geſammten nicht ausdrüdlih ihm zu Gunften 
der andern amilienglieder entzogenen Hausvermögens. Dieſes umfaßende 
Sonderrecht war ein „jus proprium et singulare“, ein eigned und individuelles 
Recht, Eraft defjen der Familienchef der Samilieneinheit gegenüber als Sonder- 
perjönlichkeit ſelbſtberechtigt daſtand und fein beſonderes Intereſſe in jelbitän- 
diger Weije zur Geltung zu bringen befugt war: aber ed war gleichwol fein 
freies Privatrecht, wie ed etwa der Nießbrauch eines beliebigen Dritten an 
dem Vermögen einer ihm fremden juriftiichen Perſon gewejen wäre, ſondern 
es war mit der Stellung jeined Subjeftes an der Spike des Haufes orga- 
niſch verknüpft, beruhte auf ter durch die Samilienordnung begründeten und 
daher verfaßungsmäßigen Individualfuccefiion, und unterlag zufammen mit 
der ganzen Samilienvorjteherichaft, von der es fich in feiner Weiſe trennen 
ließ, der objektiven Norm des forporativen Hausgeſetzes. Außerdem beitanden 
Sonderrechte der Agnaten als der vollberechtigten Familienglieder, und zwar 
nicht nur unentziehbare Wart- und Eventualrechte, jondern auch gegenwärtige 
Genußrechte, die urjprünglic oft an beftimmten reellen Theilen des Hausguts 
begründet, jpäter meijt als fefte Bezüge aus deſſen Erträgen firirt waren. 
Auch dieje Rechte nun waren zwar feſte und unentziehbare Individualanſprüche, 
aber fie waren zugleich mit der Samilienmitgliedihaft organisch verfnüpit, fo 
daß ſich das agnatiſche Sonderrecht von dem verfaßungsmäßigen Theilnahme- 


derrecht hat ſich Doch dieſee Gebrauchsrecht nirgend entwidelt. Vielmehr Tiegt ein 
torporatives Eigentbum mit der verfaßungsmäßigen Beftimmung, den Gliedern 
als folhen zu dienen, vor. Vgl. Th. I. 396, Ennen U ©. 26. Mone Br. 
16 ©. 156. 332. Maurer II. 462. Kriegk, Bürgerth. 181—182. 

85) Befeler, Erbv. I, 2 8 16; Syſt. $ 172. Kohler, Hanbb. 
$ 58—63, 
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recht an den das Eigenthum des Haufes als ſolchen ausübenden Subjtanz- 
verfügungen gar nicht trennen ließ. Gleiches endlich gilt von etwaigen ko— 
gnatiſchen Anſprüchen an das Hausgut, wie von Alimentationsanjprüchen der 
Töchter. Denn wenn auch die Kognaten feine aktiven Mitträger der Fami— 
lieneinbeit find, jo gehören fie doch als Paſſivgenoßen zur Familie, und dieje 
ihre Stellung ift es, mit der fih das auf der andern Seite audy hier wieder 
der Individualcehtsiphäre feines Trägers angehörige Sonderreht organisch 
verknüpft. So beitehen am Hausvermögen Ginheitsrehte und Bielheits- 
rechte, die der perſönlichen Struftur des Hauſes entiprehen und in ihrer 
hausverfaßungsmäßigen Zufammengebörigkeit fih ald Geſammteigenthum dar- 
ftellen. 

Andersgeartet ift die Vertheilung des Gejammteigenthums bei forpora- 
tiven Gewerbſchaften und ähnlichen auf die Theilhaberſchaft an einem gemein- 
Ihaftlihen Vermögenskomplex gegründeten Genoßenſchaften %). Hier fteht 
die Zerlegung des gemeinſchaftlichen Vermögensganzen in eine Anzahl ideeller 
Duoten, die fih im Sondereigenthum der Gemeiner befinden, durchaus im 
Vordergrunde. Allein jofern überhaupt die Gemeinſchaft fih zur Körperſchaft 
jteigert, wird eine Summe von Cigenthumsbefugnigen in die einheitliche und 
ftändige Sphäre der Gefammtperjönlichkeit verlegt und damit den Antheils- 
jphären der Einzelnen entzogen. Dann hat alfo etwa die Genoßenſchaft als 
Einheit die Subitanzverfügung und die Ausübung der auf die Sade un« 
mittelbar gerichteten Herrichaftsbefugnige. Unter die Genoßen ald Vielheit 
aber iſt eine Reihe von unmittelbaren Nußungsbefugnigen oder aud blos 
ein mittelbarer Ertragsanfprud vertheilt, Und der Antheil des inzelnen 
an dem Gejammteigentbum ift dann zwar ein feites und unentziehbares in- 
dividnelles DVermögensrecht, aber als Träger der Körperichaftsmitgliedichaft 
zugleich genofenichaftlich gebunden und beitimmt. 

Auch in Bezug auf ein aus Geldbeiträgen der Glieder oder auf andere 
Weiſe gebildetes Kapital finden wir ſchon feit alter Zeit in verjchiedenen 
Formen die Idee durdigeführt, daß es, während es der Subjtanz nad) dauern» 
des Gigenthum der Genoßenſchaft als folder bleibt, doch tem Nutzen nad 
für die individuellen Zwede der einzelnen Genoßen beftimmt werden fann.®”). 


86) Vol. Th. I. 424—425. 454 f. Auch ib. 836 N. 27 u. 28 über das Ge- 
fammteigenthum der Kölner Bauerbänke. 

7, Hierher gehört die oben geſchilderte Benußungsmeife eined Genofen- 
ſchaftskapitals durch abwechjelnden Gebrauch in dem Privatgejchäft der einzelnen 
Genoßen (oben $ 14 ©. 378 -880 u. Tb. 1. 336 N. 36). Sodann die Berthei« 
lung der Revenüen eines von der Genoßenſchaft zinsbar angelegten oder ſonſt nuß- 
bar gemachten Kapitals unter die Einzelnen (oben ©. 380). Ebenſo aber die in 
allen Gilden, Brüderichaften, Zünften und Gefellenvereinen ftatutenmähige Ver— 
wendung der Kafje und der im Notbfall zur Ergänzung geforderten außerordent- 
lichen Mitgliederbeiträge für die Unterflügung der von einem Unfall betroffenen 
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Aus einer ſolchen beftimmungsmäßigen Verwendung folgt an fich noch feine 
Theilung des Eigenthums zwijchen Einheit und Vielheit. Vielmehr können 
die Anſprüche der Einzelnen auf pekuniäre Bortheile aus der Genohenjhafts- 
fafje rein Eorporativer Natur fein. Möglich aber ift auch, daß den Einzelnen 
fefte Sonderrechte zuftehen, die zwar wegen ihrer organifchen Verknüpfung 
mit der Mitgliedſchaft genokenfchaftlih gebunden find, zugleih aber eine 
jelbftändige und für die Mitgliedſchaft felbft beftimmende individualrechtliche 
Bedeutung haben. Stellen fih dann die Sonderredhte ald unmittelbare An- 
theilsberechtigungen an dem Gebrauch, dem Nuten oder dem Werth des Ka- 
pital® dar, fo liegt auch bier ein korporatives Gejammteigenthbum vor. Dieje 
Auffagung waltet 3. B. vor, wenn das Gejammtfapital in beftimmten Raten 
wechjelweiß den einzelnen Gliedern anvertraut werden jollte, um von ihnen 
in ihrem kaufmänniſchen Geſchäft eine Zeit lang gebraudt zu werben 88). 
Ebenſo aber war, wenn feite Praebenden aus dem Ertrage des von der Ge- 
noßenjchaft jelbft verwalteten Kapitald oder verhältnigmäßige Antheile an 
deffen Revenüen als Individualrechte mit der Mitgliedihaft verknüpft 
waren, die Borftellung ‚eines Gejammteigentbums an dem Kapital möglich, 


Brüder, für Borfhüße in beftimmten Fällen, für Krankenpflege, für dauernde Un» 
terftüßung der verarmten ober erwerbäunfähig gewordenen Genoßen, für wandernde 
Gejellen, für das Begräbniß verftorbener Brüder und ihrer Yamilienangehörigen 
u. ſ. w. Val. Th. I. 229—230. 232. 239. 387. 396. Ennen, Köln II. 626. 
Mone Bd. 15 ©. 24 f. Basler Zunfturf, b. Ochs I. 318, 354 u. 405: Be 
gräbniß u. Seelforge „de communi zunfta“. Lüb. Zunftr. v. 1508 b. Wehr: 
mann 258: verarmte Amtsbrüder oder Frauen aus dem Amt erhalten wöchentlich 
2 schill. „wuhe deme ampte“. 1500 ib. 399: „dat ampt“ foll dem verarmten 
Amtsbruder wöchentlich 4 schill. geben. Urf. der Eijenfchmiede v. Trier v. 1285 
b. Zacomblet, Arch. I. 270 f.: si aliquis frater vel soror aliqua ejusdem 
fraternitatis pervenerit ad paupertatem, . . fratres et sorores ejusdem frater- 
nitatis subvenient juxta qualitatem et quantitatem bonorum fraternitatis. Urt. 
der Frankf. Bader v. 1855 b. Boehmer 403: Berpflegung und Begräbnif ber 
Gejellen aus der Zunftlaffe. Stat. v. 1284 b. Wilda 378 c. 9—11: facultatis 
gildae für Arme; Witwen und Begräbniße. Steinmeßenorbn. v. 1459 Nr. 5 b. 
Heidloff 89: us der büchse; 1462 Nr. 111, 1503 Nr. 24 u. 35 ib. 56, 66 u. 
67. Neumann, Görlik 262 u. 600. Urk. v. 1589 b. Boehmert 89. Bruber- 
ſchaftsſtatut der Schuhfnechte bei Zimmermann II Anh. ©. 122 u. 123, worin 
fefte Unterftügungsfäge für Krankheitsfälle normirt, zugleih aber im Fall der Ge- 
nejung Maßregeln zur Sicherung der Rüderftattung durch Lohnabzüge angeordnet 
werden. Vgl. auch Kriegk, Bürgerth. 182—183. Wilda S. 368. Maurer, 
Städten. I. 412 —415. 443. 459. 

) Mie bei den Kölner Münzern. Bol. oben ©. 878—880, wo ber NRadı- 
weid geführt ift, daß man hierbei dad Recht der Genofenichaftsperfönlichkeit ald 
torporativeg Eigenthum, die Rechte ber Genshen aber ald Gebraucdhdanrechte mit 
bem Charalter von jura singulorum betrachtete. 
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indem aud hier jowol der Genoßenſchaft in ihrer Einheit als den Einzelnen 
jachenrechtlihe Befugnige an dem als ein beftändiges nußbringendes Ganze 
aufgefaßten Kapitalvermögen zugejchrieben werden konnten 9). Wenn dagegen 
die Sonderrechte der Glieder fich lediglich als Forderungsrechte gegen die Ver- 
einskaſſe harakterifiren, wie dies 3. B. bei den Anſprüchen auf die Gewäh- 
rung beftimmter Vorſchüße, Entjhädigungen oder Unterftügungen der Fall 
ift, jo ift zwar der jachenrechtliche Begriff des Gejammteigentbums nicht anwend- 
bar: wohl aber liegt, jobald nur die Sonderrechte troß der forporativen Ge- 
bundenheit eine individualrechtlihe Seite haben, ein obligatoriiches Gefammt- 
recht vor, das mehr oder minder den Bau der Genoßenſchaft bedingen und 
bejtimmen kann 9), 

Die legte Stufe endlih in der Entwidlung des forporativen Gejammt- 
eigenthums, wie fie in Gewerkichaften, Mübhlenerbichaften und andern Erwerbs- 
körperſchaften vorgebiltet, im Aftienverein aber vollendet ift, beruht auf der 
Durchdringung des Bermögensbegriffe® mit dem abjtraften Werthbegriff. 
Indem die Funktion des Werthes als jelbftändige Eigenſchaft eines Ber- 
mögensfompleres gejegt wird, fann ein beftimmtes Vermögen in feinem realen Be- 
ftande ganz einer forporativen Einheit zugewiefen, in jeinem Werthbeitande aber 
nad Duoten unter die Vielheit vertheilt werden. Dann hat aljo die Genofen- 
Ihaft als ſolche alle unmittelbar auf die Sache jelbft gerichteten Herrichafts- 
Ihaftsrechte, die Genofen aber haben ald Einzelne das Recht auf eine be 
ftimmte Werthquote mit der daraus rejultirenden Ertragsquote. Auch diefes 
modernfte Gejammteigentbum daher beruht auf der Theilung der Eigenthums- 
befugniße zwiſchen Einheit und Vielheit in einer Genoßenſchaft: die Bejonder- 

) Bol. oben ©. 380. 

”) Die in Note 87 aufgeführten Anfprüche der Gildebrüder auf Reiftungen 
aus der Bereindfaffe find zum größeren Theil unfelbjtändige Ausflühe der Gildemit- 
gliedfhaft als ſolcher: zum Theil aber ftellen fie ſich, indem fie mit den zu feiftenden 
Beiträgen in Zufammenbang gebracht, an beftimmte objektive Vorausſetzungen ge- 
fnüpft und im Boraus der Höhe nach normirt werden, ald wirkliche jura singu- 
lorum dar. Steht aber 3. B. ein für den Forporativen Willen unantaftbares 
Forderungsrecht des Einzelnen auf Zahlung eines beflimmten Invaliditätägeldes, 
ber Begräbnißkoften, einer Witwenunterftügung u. f. w. aus der Vereinskafſſe feft, 
fo liegt darin ein obligatorifches Sonderrecht, dad zwar mit der Mitgliedfchaft zu- 
fammenbängt, aber nicht in ihr aufgeht. Es ift ein Forderungsrecht, das feiner 
Natur nah verfchieden iſt von einem rein Forporativen Anſpruch des Gliedes gegen 
das Ganze, und das doch ebenfo verjchieden ift von einem Obligationsverhältnii 
zwifchen zwei unverbundenen Berfonen. Und fo liegt auch bier eine organifche Ber- 
bindung von Bielheitörecht mit dem Einheitsrecht vor. Was bier überall im Mit« 
tefalter nur in den Keimen vorhanden war, bat ſich in neuerer Zeit in größter 
Geftaltenfülle entfaltet. Denn auf der Weiterbildung dieſes Gedankens einer obli- 
gatoriſchen Gefammtberechtigung in der Genofenfchaft beruht das ganze umfahende 
Gebiet der Gegenfeitigkeitögenoßenfchaften. Vgl. darüber noch unten S. 922—923, 
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beit aber ift, daß Feine unmittelbare Nutzungsbefugniß irgend welcher Art, 
fondern lediglich die abftrafte Eigenſchaft, einen beftimmten Werth zu haben 
und beftimmte Ertragswerthe zu liefern, von dem ald objeftives Ganze in die 
Melt gejtellten Vermögenskomplex abgezweigt und zum Gegenjtande des Viel- 
heitsrechtes gemacht it. Die fo entjtehenden Sonderrechte nun aber find auch 
bier zwar individuelle Rechte, über weldye der Einzelne ald Einzelner ver- 
fügen kann und die in der Sphäre jeiner Sonderperjönlichfeit wurzeln: aber 
fie find zugleih Grundlage der Mitgliedſchaft, mit dieſer rechtlich verknüpft 
und injoweit genoßenjchaftlich gebunden. Indem die Aktie mit dem Sonder 
reht am Werth zugleich das Eorporative Recht, ald Glied der Gejammtperjön- 
lichkeit deren Einheitsreht an der Subftanz ausüben zu helfen, in fich ent- 
hält, ift fie ebenjo verjchieden von einem freien Privatreht wie von einem 
rein Eorporativen Recht, Einheitsrecht und Vielheitsreht gehören hier eben 
zufammen und erihöpfen erjt in ihrer verfaßungsmäßigen Verbindung den 
Dermögendbegriff. Und der Aktienverein und die Aktionäre jtehen ſich, in- 
dem fie ſich in die Nechte an demjelben Herrſchaftsobjekt theilen, nicht als 
unverbundene Individuen gegenüber, wie dies ja unter ihnen vorkommen 
kann, wenn 3. B. ein Aktionär an einem Gejellihaftsgrundftüd ein Pfand» 
recht erwürbe: jondern das Recht ded Vereins hat jeine MWejens- und Zwed- 
beitimmung in den Sonderrechten der Glieder und die Sonderrechte der Ein- 
zelnen werden in ihrem Wejen bejtimmt durch das fie bindende und vermit- 
telnde Recht des Vereins 8). 

Daß gleich dem Eigenthum jede dauernde Gerechtigfeit von einer 
Genoßenſchaft als Gejammetgerechtigfeit bejeßen werden Eonnte und daß auch 
hierbei die Vollendung des Körperjchaftsbegriffs zu einer begrifflichen Scheidung 
und demnädjtigen organijchen Verbindung einer Einheitsjphäre der Gefammt- 
perjönlichkeit und einer Vielheitsfphäre der Glieder führen mußte, bedarf nur 
der Andeutung ®%). Soweit dabei nur privatrechtliche Gefichtspunfte in Be— 
tracht kommen, ift die Analogie des Geſammteigenthums eine vollfommene 9°). 
Aber auch auf öffentlichrechtliche Verhältniße erſtreckt fich diefe Analogie. So 
ift bei allen Amtsgenoßenſchaften und insbefondere bei den Zünften, ganz 
abgejehen von der vermögensrechtlichen Auffaßung ihrer nußbringenden Beredh- 


9) Dal. TH. IS. 968— 971, 973 - 974. 981 N. 46. 1070 f. 

92) Bol. oben $ 13 ©. 350 f. 

03) Dies iſt 3. B. bei den Münzergenoßenfchaften feit ihrer forporativen Aus- 
geitaltung der Ball; vgl. TH. I. 190 f., bei. ©. 192 Note 68 -71. Das „officium 
quod huysgenoizschaft dieitur“ oder „officium monetae* ſteht der Genoßenſchaft 
als folcher zu: ebenfo aber heißt die Amtögerechtfame des einzelnen Münzers, die 
verfauft und vererbt werben Fann. In Köln wurden dabei die Formen der Ueber— 
tragung von Immobilien, Auflagung und Anfchreinung, beobadtet. (Bol. 3 B. 
Ennen u. Ederg I. 306. 314 (1350). 315), Weil aber das Müngeramt or- 
ganijch verbunden ift mit der Mitgliedfchaft in,der Münzergenoßenſchaft, fo hatte 
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tigung, die Vorftellung entwidelt, daß ſowol der Genoßenſchaft im Ganzen 
als jedem felbitändigen Genofen das betreffende „Amt“ zuſteht. Die Zunft 
in ihrer Einheit ift es, welcher die Stadt das Handwerfsamt anvertraut hat, 
welche ihr für deffen ordnungsmäßige Ausübung verantwortlich ift, melde Die 
aus dem Amtsbegriff fließenden gewerbepolizeilichen Rechte übt, und welche jeden 
Meifter in feinem Gewerbe auf das Engſte durch einen Forporativen Wirthichafts- 
zwang beſchränkt und bindet. Jeder einzelne Zunftbruder aber befitt gleichfalls zu 
eignem, wenn auch genohenichaftlich gebundenem Necht das „Handwerfsamt“, kann 
möglicherweife fogar darüber unter gewißen Vorausſetzungen verfügen, und ift 
jedenfalls der jelbitändige Träger einer in feiner Sonderperfönlichfeit wurzeln- 
den individuellen Berufsiphäre. Wenn daher in allen Zunftftatuten einerjeits 
der Zunft als folder das betreffende Handwerksamt zugeichrieben® und fie 
felbit ein „Amt“, „Gewerk“, „Handwerk“ u. ſ. w. genannt wird, andrer- 
jeitd es zugleich von jedem einzelnen Genoßen heift, daß er das Amt erwerbe 
und befige, je nach den Umftänden au, daß er es Faufe, übertrage, vererbe 
oder verliere ®): jo Tiegt darin’ jo wenig ein Widerſpruch, wie in der gleich— 
zeitigen Bezeihnung ded Aktienkapitals als Eigenthum des Vereins und als 
Eigenthum der Aktionäre. Denn ihrem vollen Umfange nad ift freilich die 
in dem Begriffe des Handwerksamtes objeftivirte Gewerbeiphäre weder bei der 
Zunft als folder noch bei der Summe aller gegenwärtigen Meifter: allein 
dieſe Sphäre ift qualitativ fo getheilt, daß ihre zu einheitlicher Beherrſchung geeig« 


3. B. in Köln die Genokenfchaft ala ſolche ein Vorkaufsrecht zu der feften Tare 
von 50 Mark und Fonnte dann das Genofenrecht zu einem höheren Preife, nur 
nicht für mehr ald 150 Marf, verkaufen. Ebenfo war in Köln das Erbrecht auf 
männliche ebeliche Nachkommen vom Latenftande beichränft; doch hatte der Genoße 
für den Fall feines erblofen Abfterbend das Recht der einmaligen „Küre” eines 
Nachhfolgers, ein Recht, dad er auch zur Ausübung nach feinem Tode Jemandem 
vermachen konnte. Vgl. Stat. v. 1341 a, a. D. ©. 306—307. — Hierbei zeigt 
befonders die Beftimmung, daß die Genofenichaft ein vafant gewordenes Genofen- 
recht ſelbſt kaufen und wieder verkaufen kann, einen durchichlagenden Sieg der 
Auffahung des Einzelrechts als einer felbftändigen Sndividualgerechtigkeit, 

9") Bal. Tb. L 360 |. Wehrmann ©. 163. 164. 221. 246. 362. 374. 
387. 391. 449. 456. 457 u. f. w. Hier wird überall dem Amt als folchem ſowol 
das Gewerberecht im Ganzen als eine Reihe der darin enthaltenen Einzelbefugnike, 
3. DB. das Recht, Andern beftimmte Arbeiten zu verbieten, der Zunftzwang, das 
Recht zur Ausbildung von Lehrlingen, die Gewerbepofizei u. ſ. w., zugeichrieben. 

) Bol. Th. I. 362 N. 11. 868 |. N. 49, 55, 57. 888-396. Bgl. Urk. 
v. 1379 b. Mone Bd. 15 ©. 42: einen gewerbe in einer zunft koft; .. nit 
erben. Wilda 326 N. 2: wellik man de dat ammet wan, de wan dat van 
dem vaghede u. van deme ammete. Urk. v. 1300 b. Oelrichs 415: officium 
allutariorum deveniat ad filios et filias earum. 1507 b. Zimmermann I 
Anb. 111: wer also das handtwerk nicht gewinnet, der sal sich das handtwerk 
allhier nicht gebrauchen. Vgl. Maurer, Städten. H. 326 f. 395 f. 455 f. 
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nete und deshalb der unfterblidhen Einheit in der Vielheit zugewiefene Hälfte 
ebenfo gut als Amt bezeichnet werden kann, wie andrerjeitd jedes durch quan- 
titative Vertheilung der andern Hälfte unter die Vielheit entitehende Gewerbe- 
recht fich als ein bejonderes Amt vorftellen läßt). Das Weſen der mittel, 
alterlihen Zunft aber wird nur richtig verftanden, wenn die durd das ge 
noßenjhaftlihe Princip ermöglichte organifche Verbindung von Einheitsrecht 
und Sonderrechten in Betracht gezogen und weder die Torporative Berech— 
tigung als ausjchlieglih und beziehungslos gedacht, noch die Berechtigung 
des einzelnen Meifters aus dem genoßenſchaftlichen Zuſammenhange gelöft 
wird 97), 


%), Daß das Recht des Einzelnen als ein Antheil am Gejammtgewerberecht 
ber Zunft vorgeftellt wird, erhellt jchon Außerli aus manchen Stellen. So, 
wenn ed i. 3. 1164 bei den Magdeburger Schuftern heißt: juri illo, quod inninge 
vocatur, participes. Und ebenfo, wenn 1280 b. Fidicin II. 2 die Kürfchner vor- 
fchreiben: primo ne ullus advena opus pelliparium stans in foro vendere 
praesumat, nisi communi magistrorum opere preacquisito. Alſo das Gewerberecht 
ift ein gemeines, der Einzelne aber erwirbt es als Antheilhaber. Und wie man 
von jedem Markgenogen fagen Fann, ihm gehöre die Allmende, fo kann auch bier 
dad gemeine Amt jedem Genoßen zugejchrieben werden, ohne daß austrüdfich bin- 
zugefeßt zu werden braucht, daß er nur antheildweife daran berechtigt iſt. — Vgl. 
auch die folgende Note. 

0) Daß das Recht des einzelnen Handwerfömeifterd auf Gewerbebetrieb eine 
der Zunft gegenüber felbftändige Baſis hat und im feiner rechtlichen Natur nicht 
lediglich Torporativ beftimmt ift, bedarf um fo weniger einer näheren Darlegung, 
als in den fpäteren Zeiten ded Zunftweſens biefe Seite vorzugsweiſe betont und 
entwidelt ward. Denn je mehr einerjeitd ‚familienrechtliche und anderweite privat- 
rechtliche Titel zur Erwerbung des Amted anerkannt, anbrerfeitd aber obrigkeitliche 
Prüfungen und Berleihungen zur Bedingung der Ausübung eined Gewerberechts 
gemacht wurden, defto fchärfer traten außerlorporative Momente ald bedingend 
und beftimmend für dad Recht des Einzelnen hervor. Allein wenn zu allen Zeiten 
ein organifcher und nothwendiger Zufammenhang zwifchen die ſem befonderen Gemwerbe- 
recht ded Einzelnen und ber Mitgliebichaft in der betreffenden Zunft beftand, fo 
darf man am wenigften für die Blüthezeit ded Zunftweiend dieſen Zufammenhang 
überfeben. Denn die gefammte mittelalterliche DOrganifation der gewerblichen Ar- 
beit berubte darauf, daß in der Gewerbeberechtigung des Einzelnen das individuelle 
Recht untrennbar mit feiner Stellung ald Glied einer gewerbeberechtigten Genofen- 
ſchaft verfnüpft war. Mochte das Sonderrecht enger ober weiter fein: immer war 
ed ſowol der Subſtanz ald der Ausübung nad genoßenſchaftlich gebumden, 
weil ed durd die Zunftverfaßung mit der Zunftmitgliedichaft zu einem or- 
ganifhen Ganzen verwoben wurde. Deshalb betrieb der Zunftgenofe das 
Handwerk zwar für fi, aber zugleich ald Glied einer Arbeitsgenoßenſchaft; er war 
weder ein freier Einzelunternehmer, wie ein heutiger zu einer modernen Innung 
gehöriger Handwerker, noch ein. bloßer Mitträger eined produktiven Gejellichafts- 
unternehmend, wobei nur bad Ganze wirthfchaftlich felbftändig if; er war vielmehr 
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Auh im Obligationenreht endlich ermöglicht die genofenichaftliche 
Struktur der deutſchen Köperihaft eine organische Verbindung von Einheits- 
und Vielheitsrecht. Es finden daher zunächſt jowol Forderungen als Verbind» 
lichfeiten der Genoßenſchaft zwar regelmäßig ihr ausichließliches Subjekt in 
der forporativen Einheit: möglich aber ift auch, daß fie gleichzeitig mit der 
Einheit in irgend welchen Beziehungen die einzelnen Genoßen befugen oder 
belaften. Bei genoßenſchaftlichen Forderungsrechten ift eine ſolche Kom- 
bination von Einheite- und Vielbeitsreht dem Gejfammteigentbum im Wejent: 
lichen analog; im Einzelnen wird e8 von der Verfaßung abhängen, wie weit 
die Forderung, die ald Ganzes nur von der juriftiihen Perfon geltend gemacht 
werden Fann, zugleih in den Theilforderungen der einzelnen Genoßen ielb- 
ftändige Anfprüche erzeugt. Bei genoßenſchaftlichen Verbindlichkeiten aber 


der Träger eines eignen Sondergewerbes und ber Mitträger eines genohenichaft- 
lichen Gejammtgewerbed, wobei die wirtbichaftliche Gemeiniphäre und die wirth- 
ichaftlichen Individualfpbären erft im ihrer Zufammenfaßung einander zum lebeus— 
fähigen Wirthichaftsorganidmus ergänzten. Juriftiihe Grundlage aber für dire 
wirtbichaftliche Organifation mit ihrer halb genofenfchaftlichen und halb int’ dna— 
liftifchen Produftionsweife war die dem Gefammteigentbum analoge Iheilung des 
Handwerksamtes zwilchen die korporative Einheit und die Vielheit der Genoßen. 
Wie ſehr man übrigens bie dadurch begründete Doppelnatur des Sonderrechts auf 
Gewerbebetrieb empfand, gebt fchon daraus hervor, daß man für daffelbe nicht nur 
die von feinem befonderen Inhalt bergenommenen Namen (z. B. officium, opus, 
handwerk, amt, gewerk, g werbe, meisterrecht, amtsrecht, handwerksrecht 
u. f. w.), fondern auch ſolche Namen brauchte, weldhe auf die Gegnoßenſchaft oder 
die Mitgliedichaft in ihr hinwiefen. Wenn ed aber an fich überoll vorkommt, daß 
bei dem Bedürfniß ei ıed einzigen Namens für ein aus forporative:n und individuellem 
Recht zuſammengeſetztes Rechtsverhältni die Bezeichnung bald von der einen und 
bald von der andern Seite her gewählt wird, fo ift es für bie Auffahung des 
Sonderrechts in der Zunft charakteriftiich, daß auch da, wo ber inbivibualrechtliche 
Gehalt durchaus im Vordergrunde ftebt, der Name des Genofenrechtd nicht felten 
dafür gebraucht wird. Man erflärt alfo 3. B. geradezu „inninge* für „gratia 
vendendi“ (Tb. I. 248 N. 39) und nennt das „opus“ zugleich ein Recht, „quod 
dieitur innynge“ (1284 b. Fidicin II 3. Man ſpricht von einem Berleihen 
ber Zunft (Trouillat I. 219: zunft lihe) und ihrem Empfange (Grimm, ®. 
IV. 82: wer die zunfft empfahet), von ciner Erneuerung der Zunft (1268 b. 
Trouillat II. 185: stirbt ir zunftbrüder einer, des kint nüweret ir zunft 
mit einem halben pfund wachses), von einem Leihen der Brüderjchaft (Ennen 
u. Ederg I. 156: den man die winbruderschaff leynt), von einem Beſitz an 
der Genohenichaft (1252 b. Racombilet II. 206: possidere . . husgenoszschaf), 
von einem Berluft der Gilde (1284 b. Wilda 381 c. 21: amittat gildam). Es 
heißt gleichbedeutend „wie man Aandwerch und gesellschaften koufen ouch die 
erben möge” (1544 in Bern b. Mone Bd. 15 ©. 49 $ 2), man ſpricht von 
einem Kauf ber Innung oder Gilde (Göſchen, Goslar. St. ©. 76 3. 25: 
welde aver en unse borghere kopen ene inninghe erre gelden), und bejonders 
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kann mit der Forporativen Haftung, vermöge deren principaliter nur die Ge— 
fammtperfönlichkeit mit ihrem Vermögen und folgeweife bei dem Einzelnen 
nur das in der Mitgliedichaft befangene Stüd feiner Vermögensperjönlichkeit 
getroffen wird, ſich in verjchiedener Weije eine fubfidiäre Sonderverhaftung ber 
Genoßen als Einzelner und folgeweije ihres gefammten Privatvermögens Fom- 
biniren. Dabei fann dann diefe Sonderverbindlichfeit des Einzelnen, deren 
Eintritt an jehr verjchiedenartige Borausfeßungen gefnüpft fein fann, bald eine 
antheilmäßige, bald eine jolidarifche, bald eine antheilmäßige mit ſubſidiärer 
- Solidarhaft fein®). In der Anwendung auf alle Berbindlichfeiten der 
Genoßenſchaft zeigt uns z. B. das moderne Inſtitut der Erwerbd- und Wirth- 
ſchaftsgenoßenſchaften die Durhführung diejer deutjchrechtlihen See. Denn 
bier wird für den ganzen Geſchäftskomplex zwar in erfter Reihe die Genofen- 
ſchaft als folche verhaftet, dahinter aber fteht die perſönliche, unbeichränfte 
und (wenn auch durd vorerft antheilmäßige Heranziehung gemilderte) folida- 
riſche Haft der einzelnen Genofen, Es liegt alfo eine genofenfchaftliche Ge- 
jammtverbindlichfeit vor, welche man nicht mechanisch in eine Summe von 
Derbindlichkeiten verjchiedener Perjonen, deren Beziehung zu einander juriftifch 
irrelevant wäre, auflöjen darf, jondern welche vielmehr auf der organiichen 
Zufammenfaßung von Einheits- und Vielheitsverpflichtung dur die Ge- 
noßenjchaftöverfaßung beruht. Denn die principale Verbindlichkeit der jurifti- 
chen Perfon zieht hier die ſubſidiäre Korrealverbindlichkeit der Perjonenmehr- 
beit von jelbft und mit Rechtenothwendigkeit ald Ergänzung nah ſich, die 
Verbindlichkeit der Einzelnen aber wird durch die Mitgliedichaft in der Ge- 
noßenjchaft bedingt und beftimmt, fo daß ihr Inhalt, ihr Umfang und ihre 
Dauer von dem Lebensgefeß des Eorporativen Organismus abhängen 9). 

Aber nicht nur in Bezug auf die Frage, wer das Subjekt genoßenjchaft- 
licher Forderungen und Verbindlichkeiten ift, kann das Princip der Einheit 
durh das Princip der Vielheit modificirt werden: auch in Bezug auf die 
zwijchen der Genoßenſchaft und ihren Gliedern jelbit beitehenden inneren 


häufig von einem Kauf der Zunft (1855 b. Boehmer 642 u. 646; 1484 b. 
Mone Bd. 16 S. 162; 1497 ib. 172: Erhöhung der Gebühr, damit nit yeder 
bettler die zunft koff). Und als Abftufungen in ber Gewerbeberechtigung ent- 
ftehen, bezeichnet man fie ald „ganze und halbe Zunft” (Mone Bd. 16 ©. 171 f. 
u. 336) und als „halbe und ganze Einung“ (1263 ib. 171: integrum jus quod 
dicitur eynung acquirere; pro dimidio eynunge VI solidi dari debent). 

%) Bol. oben ©. 383—355. Aus den Gefammtverbindlichkeiten alter Art, 
die dort behandelt find, ergibt fich die forporative Gefammtverbindlichkeit überall, 
fobald das Doppelmoment der einheitlichen und der vielheitlichen Haftung firirt, 
geſchieden und an die verjhiedenen Subjefte vertheilt wird. Der Körperfchaftsbegriff 
zwingt auch bier nicht zur Negation eined der beiden vorher verbundenen Momente, 
fondern nur zu ihrer begrifflicen Auseinanderfegung. 

») Bol. Th. I S. 1108—1109. 
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Rechtsverhältniße ift obligatoriihes Geſammtrecht möglid. Wie den 
inneren Bau einer Genofenichaft eine ſachenrechtliche Gemeinihaft, an welcher 
Einheit und Bielbeit Theil haben, beftimmen kann: jo kann ihn aud ein 
obligatoriiches Rechtsverhältniß beftimmen, in welchem die Genoßenſchaft und 
die Einzelnen einander als berechtigt und verpflichtet dergeftalt gegenüberſtehen, 
daß mit den Rechten und Pflichten der Einzelnen als Glieder der Einheit 
Rechte und Pflichten derjelben Einzelnen als einer Vielheit von Individuen 
organiich verfnüpft find. 

Möglich ift dies zumächit in der Weife, dat der Nachdruck auf einer 
Summe von Pflichten rubt, in Bezug auf welche fich individuelle Vielheits- 
pfliht und forporative Einheitspflicht kombiniren. Dies ift 3. B. bei den 
Deichverbänden, beionders in ihrer älteren Geftalt, der Fall. Die Deich 
genoßenſchaft ift durchaus auf die Deichpflicht gebaut. Die Deichpflicht aber 
ift nicht blos Ausflug der Deichverbindung, ſondern befteht auch vor ihr und 
ohne fie als Sonderpflicht der einzelnen Grundbefiger des Bezirkes und erhält 
durch deren Inkorporirung nur ein Eorporatived Gewand. Die Deichgenoßen 
find daher nicht blos, weil fie Deichgenofen find, verpflichtet, jondern 
ihre Pflicht bat als Neallaft ihre Baſis in dem Beſitz eines konkreten 
Grundeigentbums und wurzelt daher recht eigentlich in ihrer Individual— 
ſphäre. Urfprünglih ift jogar die Pflicht ganz oder doch bis zu einem be 
ftimmten Punkte nad realen Stücken gefondert und in natura begründet; 
jpäter wird fie zu einem quotenmäßigen Antheil an der Gefammtpflicht, fo 
daß die Einheitspflict des Verbandes im Vordergrunde fteht, der Ginzelne 
jedoh in Bezug auf Beiträge und Leiltungen immerhin individuell verpflichtet 
bleibt. Diefe Vielheit von Sonderpflichten nun aber wird durch die genohen- 
ſchaftliche Verfaßung dergeitalt organifirt, dat die Sonderpflicht als Bafıs 
der Mitgliedichaft erjcheint, korporative Rechte und Berbindlichfeiten nad) 
fi) zieht und im Folge deifen felbit in einer Reihe von Beziehungen genofen- 
ichaftlih gebunden, normirt und ergänzt wird. Es entſteht jo eine in älterer 
Zeit nur jubfidiäre, ſpäter durchaus in den Vordergrund tretende Cinheitd- 
pflicht, an welcher nun, fo weit fie eben reicht, die Einzelngn nur ald Glieder 
der verpflichteten Geſammtperſönlichkeit varticipiren. Diefe Einheitspflicht 
umfaßt Anfangs nur die außerordentliche Beihülfe und die allgemeine joge- 
nannte Nothhülfe, ſpäter überhaupt die gefammte unmittelbare Thätigkeit für 
die Anlage und Inftandhaltung des Deiches. Immer alio bildet die Bafis 
und den Inhalt des Deichverbandes eine genohenjchaftliche Gejammtpflicht, 
bei welcher die Genoßen in einigen Beziehungen als eine Vielheit individuell 
verpflichteter Grundbeliger, in andern Beziehungen als Eorporativ verpflichtete 
Glieder einer Gejammtperjönlichkeit erjcheinen: beide WVerpflichtungsiphären 
aber, indem fie einander ergänzen und in rechtlich nothwendiger Beziehung zu 
einander jtehen, verbinden fi organiidh zu einem Ganzen. Es ift auch hier 
mit der Durchführung des Körperfchaftsbegriffes die theilweije Fortgeltung des 
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Vielheitsprincips vereinbar geblieben, und wie fonft fo häufig jura singulorum, 
jo find bier individuelle Sonderpflicdhten in den Eforporativen Organismus 
bineingewoben 190), 

Umgekehrt können endlich auch inddiviualrechtliche Anſprüche obligatoriicher 
Art mit der Mitgliedihaft in einer Genoßenſchaft organiſch verknüpft fein, 
fo daß beitimmte Forderungsrechte der Genoßenvielheit gegen die Genofen- 
ihaft bier für die innere Struktur des Verbandes Erheblichkeit erlangen. 
Wird das Einheitsprincip ausſchließlich durchgeführt, jo find alle Forderungs- 
- rechte der Einzelnen gegen die Genofenfchaft entweder rein korporative Aus. 
flüße der Mitgliedihaft, ober fie find freies, auf befonderen und dem Genofen- 
verbande ganz fremden Titeln ruhendes Privatrecht, wie es jeder Dritte genau 
ebenſo haben könnte. Hier aber bewirkt die theilweije Fortgeltung des Biel. 
heitörechtes die Anerkennung eigenthümlicher Sonderrechte, weldhe für die Ein- 
zelnen individuelle und unentziehbare, aber mit der Mitgliedichaft unlöslich 
verfnüpfte und daher in diefer ihrer bejonderen Form durd die Forporative 
Verfaßung bedingte und beſtimmte Forderungsrechte gegen den Verein erzeu- 
gen. Daß diefe Sonderrechte jo gut wie die Antheildrechte des Markgenchen 
oder Aktionärs eine individualrechtliche Bafıs haben, zeigt ſich darin, daß fie 
mit Beendigung der Mitgliedſchaft nicht einfach verichwinden, fondern vielmehr 
eine nunmehr rein individualrechtliche Forderung zurüdlagen. Daß fie aber 
nicht eine bloße Summe individueller Rechte, wie fie auch ein Dritter haben 
fönnte, find, zeigt ih darin, daß fie nur bei Mitgliedern möglich, für die 
Mitgliedſchaft jelbft beftimmend und durch die Genoßenſchaftsverfaßung man- 
nichfach beſchränkt und gebunden find. Denft man fidh bei einem ſolchen 
Sonderanſpruch des Genofen die mit ihm organisch verbundene Mitgliedichaft 
fort, fo müßte, wenn ein rein forporatives Mitgliedsrecht vorläge, gar fein 
Recht übrig bleiben, wenn aber ein rein individuelles Recht gegen die juriftijche 
Perjon vorläge, das Recht feine Natur in nichte verändern. Erſteres wäre 
ja z. B. in der That der Fall, wenn man bei dem Recht eines Gildegenofen 
auf Unterftügung aus der Gildekaſſe in Krankheitsfällen, Letzteres, wenn man 
bei einer Darlehnsforderung eined Gildegenofen gegen die Gilde die Gildemit- 
gliedichaft als nicht vorhanden ſetzte. Daß hier Beides nicht der Fall ift, 
vielmehr zwar ein Forderungsrecht, aber ein anders gearteted Forderungsrecht 
zurüchleiben würde, das ift ein charakteriftiichese Merkmal für die auf der 
organischen Verbindung von Forporativem Einheitsreht und individuellem Biel- 
heitsrecht berubende Doppelnatur folder Gejanmmtforderungsrechte der Genoßen 
gegen die Genoßenſchaft. Eine mehr oder minder auf folder Grundlage ruhende 
Organifation weiſen im heutigen Recht die gegenjeitigen Verſicherungs- und 
Kreditgenoßenſchaften auf; principiell durchgeführt aber ift die Idee des obli- 
gatorischen Bielheitsrechtes in der Genofenjchaft bejonderd in den modernen 


100) Bgl, Th. 1 ©. 770. 772—774. 
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Erwerbs: und Wirthſchaftsgenoßenſchaften mit ihrem Syitem der Mitglieder- 
guthaben 19). Nimmt man bier die Solidarhaft hinzu und will fi) an dem 
Bilde der römiſchen Rechtsbegriffe das Weſen der deutſchen Genoßenſchaft 
vergegenwärtigen, jo kann man fagen, daß bier im ähnlicher Weiſe eine 
societas, wie bei dem Aftienverein ein condominium pro parte in den Bau 
einer universitas verwoben iſt. 


8 36. Körperſchaft und Rechtsgemeinſchaft. 


I. Die Vollendung des Körperfchaftsbegriffes bewirkte zugleich indirekt 
die Klärung der rechtlichen Natur derjenigen Gemeinjchaften‘, welche ſich zum 
Eintritt in die Reihe der Körperichaften nicht eigneten. Denn fobald ein. 
mal feſtſtand, daß die Einheit in der Geſammtheit befonderer Rechtewejen- 
beit fähig war, mußte für jede Gemeinihaft die Eriftenz einer von ber 
Vielheit verjchiedenen Perfönlichkeit des Ganzen entweder bejaht oder ver- 
neint werden. Wo fie aljo nicht bejaht und bamit eben eine Körper— 
ihaft gejegt wurde, da ftellte ih nun ihre Nichteriftenz für das Recht 
mit Beitimmtbeit feſt. Die nicht Torporativen Gemeinfhaften mußten 
mithin als individuelle Rechtsverhältniße, in denen eine Perjonenmehrheit 
ftand, begriffen werden, Und wie fih in der Körperihaft die Einheit eine 
abgejonderte Dajeinsiphäre errang, jo mußte hier die Unterwerfung der ge 
fammten Gemeinſchaftsſphäre unter den Gedanken der Perjonenmehrheit voll- 
zogen werden. 

Hierin aber lag offenbar den älteren Rechtszuftänden gegenüber eine Klä- 
rung des Rechtöbewuhtjeind. Denn vorher waren forporative und nicht Forpo- 
tive Gemeinſchaften in den umfahenden Begriffen der Genoßenſchaft und des 
Gejammtrechts zufammengefloßen, indem bei der Ungeſchiedenheit von Gefammt- 


so) Val, Th. I $ 70, bei. S. 1076—1078, 1092 u. 1108—1109, wo auch 
nachgewiefen ift, daß die Guthaben, wenn fie auch „Geſchäftsantheile“ heißen, 
feine fachenrechtliche, fondern obligatorifhe Natur haben. — In den BVerficherungs- 
genohenichaften auf Gegenfeitigkeit, den Kreditgenofenfchaften aller Art, den Unter- 
ftügungsfaffen u. f. w. herrſcht im Einzelnen eine unüberfehbare Mannichfaltigkeit 
in Bezug auf Inhalt und Umfang der obligatorifhen Sonderrecdhte, den Grad ihrer 
individualrechtlichen Selbftändigkeit und ihre Bedeutung für den Bau der Genofen- 
ſchaft. Nirgends liegt bier fo Har wie bei den Guthaben der Erwerbd- und 
Wirthſchaftsgenoßenſchaften das dargeftellte Rechtöprincip zu Tage. Ueberall aber 
beftehen irgendwie zwiichen dem Verein und den Cinzelnen obligatoriiche Rechts— 
verhältniße, aus welchen für die Einzelnen feftes Sonderrecht erwächſt und welche 
doch mit dem inneren Bau ber Genoßenſchaft organifch verknüpft find. Alfo auch 
hier obligatorifche jura singulorum, die zwar individuelles Vielheitsrecht, aber nicht 
“ eine Summe von Forderungen beliebiger Perfonen, fondern das in einer Genofen- 
ſchaft durch deren Berfahung anerfannte und für fie ala wefentlich gefeßte Vielheitd- 
recht der Genofen ift. 
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einheit und Gefammtvielheit nur Unterfchiede des Grades darin’ zu liegen fchienen, 
wenn bei einer ald Subjekt gedachten Geſammtheit hier mehr die einheitliche 
und dort mehr die vielheitlihe Seite zur Geltung fam. Deshalb war, wie 
einerjeitö bei den ihrer Natur nad) Forporativen Gemeinfchaften die Einheit 
in der Vielheit der verbumbenen Individuen ſtecken blieb, jo andrerjeits bei 
vielen ihrer Natur nach nicht forporativen Gemeinjhaften die Vielheit irgend- 
wie zugleich als eine befondere und felbftändige Einheit behandelt worden. 
Ie mehr fi daher eine Gemeinfhaft durch ihre Dauer und Innigkeit von 
einfacher Mitberechtigung entfernte, defto mehr jchien fie von der Natur einer 
Gemeinheit anzunehmen. Man ließ bei vielen Verhältnißen, obwol man fie 
überwiegend dem Princip der Mehrheitäberechtigung unterwarf, doch zugleich 
Vorſtellungen walten, welche dem forporativen Gebiet angehören; man 
betrachtete irgendwie zugleich die verbundenen Perjonen als Verband, ihre 
Gemeinjhaftsiphäre als die Sphäre eined zufammengefegten Ganzen, die An- 
einanderbindung der Willen ald Unterwerfung unter die objeftive Ordnung 
einer höheren Willensiphäre. Es gab ja bier Feine jcharfe Begriffsgrenze, 
die es gehindert hätte, die rechtliche Auffaßung der Verhältniße in naiver und 
ſinnlich-konkreter Weife ihrem jedesmaligen thatjächlichen Fluß und den Schwan- 
ungen des Lebens atzupaßen. 

Anders wurde es jeßt. Denn jobald jet einmal feftftand, daß der Ver- 
band als Ganzes nicht Rechtsſubjekt war, war eben nur eine berechtigte Mehr- 
heit verbundener Perjonen vorhanden. War es aber jo, dann ftand eine 
unüberiteiglihe Begriffsichranfe der Hineintragung Forporativer Ideen ent- 
gegen. Dann Fonnte ed nie eine gemeinheitlidhe, jondern immer nur eine ge- 
meinjchaftlihe Willens und Rechtsjphäre geben. Dann waren die Gemeiner 
niemals Glieder eines jelbitändigen höheren Organismus, jondern immer nur 
Theilnehmer an einem gemeinfchaftlichen Rechtöverhältnig. Dann lag niemals 
eine Verfaßung in der Bedeutung einer objektiven Ordnung, jondern immer 
nur ein ſubjektives Rechtsverhältniß vor. 

Allein diefe begriffliche Firirung zwang keineswegs dazu, die Mannid- 
faltigfeit der im Leben vorhandenen Gemeinfchaftöverhältnige ohne korpora— 
tiven Sharafter auf die Formen einfacher Mitberechtigung zu reduciren und 
das in hundertfacher Weije fich bethätigende Moment einheitlicher Zufammen- 
faßung aus dem Gemeinjchaftsrecht zu eliminiren. In feiner Meife wurde 
nun etwa, wie Died dem römijchen Gedankenſyſtem entiprocdhen haben würde, 
bei jeder Gemeinſchaft das Princip der abfoluten Geltung des Individual« 
willend in völlig gefonderten Antheilsfphären durchgeführt. Vielmehr gab es 
zwar auch jet, wie von je, einfache Miteigenthums- und Mitberehtigungs- 
verhältniße, die den entjprechenden römischen Inftituten Eorrefpondirten. Allein 
darüber hinaus behielt der deutjche Gemeinjhaftsbegriff für eine Fülle von 
Rechtögeftaltungen Raum, bei welchen troß Fefthaltung des Mehrheitsprincips 
eine kräftige und dauernde Bindung der Einzelwillen, eine jtarfe Koncentra- 
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tion der Gemeinjphäre und eine nad) außen und innen wirffame Modifikation 
des Individualrehts durh das Moment der Einheit in bdiejen oder jenen 
Beziehungen anerkannt ward. Eine ſolche Gemeinjchaft war nun freilich 
feine „Genoßenſchaft“ im Sinne jelbjtändiger Rechtsweſenheit des Ganzen 
mehr, wol aber ein „genogenjchaftliches Rechtsverhältniß“; und ihr entſprach 
fein „Öejammteigentbum* und überhaupt fein „Gejammtreht* im Sinne 
eined zwijchen Gejammteinheit und Gefammtvielheit getheilten Rechts, wol 
aber eine Berechtigung Mehrerer „zu gelammter Hand“!). Und jo Eonnten 
in dem Rahmen der Gemeinihaft ohne eigne Perjönlichfeit vom einfachen 
Gejellihaftsvertrag oder Miteigentbum an die mannichfachiten Abjtufungen 
bis aufwärts zu Verhältnigen, die im ihrer äußeren Ericheinung und Wirf- 
famfeit der Körperjchaft ganz nahe ftanden, ihren Plaß behaupten. 

Da nun von der andern Seite ber, wie fich gezeint hat, der deutiche 
Körperjchaftsbegriff für eine weitgehende Bindung und Beichränfung des Ein- 
beitsrechtes durch das Vielheitsrecht Raum behält, jo ſtehen fih dem thatſäch— 
lihen Erfolge nah die am meijten vom Vielheitsrecht afficirten Genoßen— 
ihaften und die am meiſten vom Ginheitsprincip afficirten Gemeinſchafts— 
verhältnige überaus nahe, Trotz der Schärfe des begrifflichen Gegenjaßes 
berühren fih im Leben die äußerſten Glieder der realen Verwirklichungen 
beider Begriffe. Gerade darin liegt der Vorzug dieſer im Verhältniß 


) Wir finden freilich im den mittelalterlichen Quellen ſolche durchgreifenden 
technifchen Namensunterfchiede nicht. Aber fie fehlen ja leider auch noch heute! Ja 
man iſt beute bei Weitem ungenauer, als die ältere den Unterſchied unbewußt und 
im Ganzen richtig feithaltende Rechtsſprache. Nennt man doch heute oft die Ehe fo 
gut wie Die Gilde eine „Genoßenſchaft“ und das eheliche Vermögen fo gut wie das 
ländliche Gemeingut „Sefammteigentbum.” Unmöglich indeß können wir auf bie 
Dauer verſchiedener technijcher Ausdrüde fir fo entgegengefepte Verhältniße entbeh- 
ren, wie died eine Verbindung mit und obne juriftifche Perſönlichkeit, korporatives 
Gefammteigentbum und gemeinfchaftliches Recht einer Mehrheit find. Und ba 
ſcheinen mir die im Text gewählten Ausdrüde nicht nur dem vorhandenen Begrifid- 
unterſchiede zu entiprechen, ſondern auch der Ausprudsweiie ver Quellen am nächſten 
zu ſtehen. Sedenfalls ift ed umerlählih, das Wort „Genoßenſchaft“, jobald man 
einmal techniſch eine Körperichaftsgattung damit bezeichnen will, für nicht Forpora- 
tive Gemeinſchaften zu vermeiden und diefe nnr als „Geſellſchaften“ oder mit einem 
anderen für verbundene Mehrheiten pafjenden Namen zu benennen, während man 
immerhin dad Band als ein genoßenfchaftliches und die Verbundenen Einen als des 
Andern Genoßen bezeichnen mag. Und ebenjo notbwendig ift es (mas freilich noch 
weniger geichieht), von dem Begriff Gefammteigenthum und Gefammtrecht über- 
haupt, fobald man dieſe Ausdrüde einmal für forporative Verhältniße verwendet, 
die Nechtögemeinjchaften nicht korporativer Natur audzufchließen, für welche ſich 
dann, ſoweit fie nicht bloßes Miteigentum oder Mitberechtigung find, ber alte und 
treffende Name der „geſammten Hand“ won felbft Darbietet. Vgl. auch meinen Art. 
„Geſammteigenthum“ b. Holgendorf, Rechtslex. 494. 
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zum römifchen Recht verjpäteten, aber vertieften Abſtraktionen, daß fie ber 
Fülle Iebendiger Geftaltungen, welche die weite Kluft zwiſchen den erften 
Anfängen und den legten Reſultaten der Affociation faft ausfüllen, Feinerlei 
Zwang anthun, obne doch ihre Scheidung nad principiellen Gegenfägen zu 
hindern. Doch wird dadurch andrerſeits allerdings in Bezug auf die redht- 
liche Natur mancher BVereinigungsarten eine fortdauernde Unbejtimmtheit und 
ein längeres Schwanfen ermöglicht. Der principielle Gegenſatz fteht feft: 
aber nicht in jevem Falle fühlt das Nechtsbewußtfein den Zwang, die Frage 
nah dem Vorhandenfein der Gefammtperjönlichkeit überhaupt aufzumwerfen; 
und wenn ed fie aufwirft, Tann ed fie auch wol einmal in ähm 
lihen Fällen verfchieden beantworten. Sind ja doch heute jelbft dieje 
Unbeftimmtheit und dieſes Schwanken keineswegs überwunden. Ja fie 
find ftärfer und gefährlicher als ehedem, weil wir heute ganze Gruppen von 
Affociationsformen, die wir oft nach fehr Außerlihen Merkmalen bilden, einer 
uniformirenden Regel unterwerfen und bei dem Suchen nad dem einheitlichen 
Princip, das dann diefe Gruppe beherrſchen foll, entweder nach rechts oder 
nad links fehlgehen 2). Im Mittelalter dagegen geftalteten fih faft überall 
die Affociationen in individueller Bewegungsfreiheit, fo dag gewipermaßen 
jede einzelne Verbindung ihre beiondere Rechtsgeſchichte hatte. Deshalb 
fchmiegte fih die vom Zwange der uniformirenden Norm noch nicht beengte, 
aber freilih auch erjt in ihren Anfängen ftehende Abſtraktion den realen Ber: 
hältnigen in ungleich höherem Maße an. Dadurch entiteht dann auch die 


2) Die Unfiherheit und faft unbeilbar fcheinende Spaltung unferer juriftifchen 
Theorie, welche bald die eigne Perfönlichkeit des Berbandöganzen in die Ehe, bie 
Gejammtbelehnung, die offene Hanbelägefellichaft und überhaupt in jede der römi⸗ 
ſchen societas oder communio nicht abaequate Gemeinfchaft Hineinträgt, bald fie 
dem Aktienverein, der Gewerkichaft, der Erwerbs- und Wirthichaftsgenoßenfchaft und 
ben umfaffendften Vereinen abfpricht, ift bekannt genug und wird und fpäter zu be 
Ihäftigen haben. Hier fei nur darauf hingemwiefen, wie ſchwankend und unbeftimmt 
auch die Auffaßungs- und Ausbrudsweife unferer Geſetze ift. Sie ſprechen von 
„Dereinen,* „Geſellſchaften,“ „Senoßenfchaften” u. f. w. ohne jede technifche Be 
ftimmtheit, gebrauchen diefelben Ausbrüde bald für forporative und bald für nicht 
forporative Bildungen, ja fie ftellen eine Fülle von äußeren Regeln über gewiße 
Geweinjchaftsverbältniße auf; bei denen fie nicht nur die Frage nah dem Vorhan- 
benfein einer juriftifchen Perfönlichkeit unbeantwortet laßen, fondern geflißentlich die 
Antwort auf biefe ſich überall aufdrängende Frage umgehen. So braucht auch das 
deutſche Handelögejegbuch das Wort „Handelögefellichaft" techniich für verfchiedene 
Einigungsformen, von denen eine Torporativ und die anderen nicht forporativ find; 
und obwol es der Sache nach im Ganzen das Richtige trifft, jo wagt es boch nicht, 
eine Entjcheidung zu fällen, und vermag iu Folge deſſen nicht durchweg die einem 
fremden Gebiet angehörigen Begriffe und Rechtöfäpe von den einzelnen Materien 
fern zu halten. 
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eigenthümliche Ericheinung, daß, auch nachdem der Körperichaftsbegriff vollen- 
det ift, nicht nur Gemeinfhaften ſich allmälig zu Körperfhaften fteigern und 
Körperſchaften fi allmälig zu Gemeinſchaften abſchwächen können, fondern 
daß auch manche aus Einem Keim erwachjene und mit Einem Namen be- 
zeichnete Verbandöfategorien eriftiren, in denen wir bei näherer Betrachtung 
nebeneinander Eorporative und nicht Torporative Ausgeftaltungen jenes Keims 
vertreten finden. Dies hat ſich und beijpielöweife auf politifchem Gebiet bei 
„Landfrieden*, „Bünden*, „Vereinigungen“ und , Verſchwörungen“ aller Art 
ergeben. Ebenjo ward nad Verjelbjtändigung der politischen Seite des Ge- 
meindeverbandes die alte Markgemeinſchaft theils zur forporativen Agrargenoßen- 
Ihaft, theild aber auch zum bloßen gemeinjchaftlidhen Eigenthum. Ein auf 
fallendes Beifpiel ferner bieten die Ganerbidhaften an Burgen, von welden 
manche entjhieden auf der dinglihen Grundlage des Gejammteigenthums und 
der perjönlichen Bafis der Burgfriedensgenoßeuſchaft zu forporativen Einheiten 
emporwuchjen und als ſolche die Jahrhunderte überdauerten, andere dagegen 
aus dem Rahmen der vielerlei ähnlichen Gemeinjhaftsverhältnige unter Fa- 
miliengenoßen oder jonftigen nahe verbundenen Gemeinern nie heraustraten?). 
Auch die Gewerkſchaften des Bergrechts und viele andere Erwerbsgemeinſchaf - 
ten neigten lange Zeit hindurch theild auf die eine theild auf die andere 
Seite. Und zu keiner Zeit fehlte ed auch fonft am mancherlei Mittelgliedern, 
bei denen ed dem Zeitbewußtjein ſchwer gefallen jein würde, die Frage zu 
beantworten, ob fie hierhin oder dorthin gehörten. 

Immerhin: der principielle Gegenfag war, nachdem einmal die forpora- 
tive Ausgeftaltung einer großen Zahl von Genoßenſchaften vollzogen war, jo 
gut wie heute vorhanden. Und der Begriff der bloßen Rechtsgemeinihaft 
war aljo nun, mochte er aud für viele ſich Auperli mit der Körperſchaft 
nahe berührende Geftaltungen Raum behalten, der Gegenſatz des Körperjchafts- 
begriffes. Uns erübrigt daher, ohne daß wir felbftverftändlich in das vielver- 
zweigte Gebiet des unferer Aufgabe fremden Gemeinjhaftsrechts näher ein- 
gehen können, in Kurzem feitzuftellen, wie fi der von allen forporativen 
Elementen gereinigte deutſchrechtliche Gemeinjchaftsbegriff zum Körperjchafts- 
begriff verhielt. 

I. Um dies zu erkennen, müßen wir vor Allem das zu erklären juchen, 
woher denn, wenn nicht aus dem forporativen Princip, die Möglichkeit kör— 
perjhaftsähnlicher Geftaltung ftammt. Wie vermag eine Gemeinſchaft, die 
am Körperjhaftsbegriff nicht den kleinſten Theil haben fol, dennod jo man- 
nichfache Analogien mit der Körperfchaft zu bieten? Wie ift es möglich, daß 
eine Perjonenmehrbeit, wenn fie doch Mehrheit bleibt, ſich jo vielfach im 
Sinne einer Einheit geltend madt? Und wie können die Individualjphären 


3) Bol. Th. 1. 424—425. 968. 
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dur die Gemeinichaftsiphäre jo mannichfach abjorbirt und zurüdgedrängt wer- 
den, wenn doch eine von ihnen abgetrennte und in ſich jelbft beruhende Redhte- 
ſphäre vom Recht nicht anerkannt wird? 

Wir können bei der Erklärung diejer Erjcheinung, unter Anfnüpfung an 
die frühere Erörterung über die Grundbegriffe unjeres Rechts, einen doppelten 
Ausgangspunkt nehmen. Wir fönnen nämlich einmal vom Perjonenbegriff 
und zweitens vom Sachbegriff ausgehen. Bei den einzelnen Berhältnigen aber 
werden wir je nah ihrer Natur bald die eine bald die andere dieſer 
Betrachtungsweiien zu Grunde zu legen, bald aber aud beide zu Fombiniren 
haben. 

Don der Seite des deutſchen Perjonenbegriffs ergibt fich die Möglichkeit, 
daß eine Perjonenmehrheit von vornherein awar ald Mehrheit, aber nicht als Mehr- 
heit jchlechthin, jondern als jo und fo verbundene Mehrheit Subjekt einer 
Gemeinjhaftsiphäre wird*). Legt man freilih den Maßſtab des römiſchen Per: 
jonenbegriffd an, jo ift dies unmöglich. Denn der ſouveräne Einzelwille 
würde aufhören, jouverän zu jein, wenn er in irgend einem Rechtsverhältniß 
nicht blos als durch diefe bejtimmte Cinzelbeziehung gebunden, jondern als 
von vornherein mit andern Willen verbunden vorgejtellt würde. Der indivi- 
dualiftiihe und egoiftiiche Freiheitsbegriff der Römer widerjtrebt dieſer Vor— 
ftellung. Deshalb ift jede Mehrheit, die irgendwie gemeinſam berechtigt oder 
verpflichtet wird, als Mehrheit ſchlechthin berechtigt und verpflichtet; es ijt 
eine Summe für ſich jtehender Individuen, die an das bejtimmte Objekt 
berantritt, wobei es für das entjtehende Rechtöverhältnig vollkommen gleich. 
gültig ift, ob diefe Individuen jonft noch verbunden find oder ſich joeben zu— 
fällig zufammenfanden; die gemeinfame Sphäre daher zerfällt fofort in meh- 
rere innerlich jchledhthin getrennte und nur durch die Beziehung auf dasjelbe 
Objekt zufammengehaltene Individualiphären; und das engite Gejellichafts- 
verhältnig bleibt nach innen ein rein individualijtiiches Obligationsband und 
ift nach außen überhaupt nit vorhanden. Ganz anders, wenn die Perjon 


) Diefen Gefichtöpunft ftelen mehr oder minder beftimmt alle neueren Ber- 
fechter eined vom Miteigenthpum in feinem Weſen verjchiedenen deutjchen Gemein- 
ihaftsrechted an die Spike. So findet er bei Befeler (Erbv. I. 84, Syſtem 269) 
darin feinen Ausdrud, daß er „eine der Korporationsverfaßung nachgebildete Drga- 
nifation, welche den an fi) getrennten Cinzelwillen der Genoßen zur einbeitlichen 
Herrichaft über dad Vermögen befähigt,“ bei der Gefammthand für nothwendig er- 
Märt. Am beftimmteften aber führt Stahl, Rechtsphiloſ. (3. Aufl.) II, 1. 386f., 
die beutiche Gefammthand Darauf zurüd, daß bei ihr die Dienfchen „nicht als 
Individuen, fondern in einer organiſchen Verbundenheit” berechtigt find. Auch 
Stobbe, Z.f. ReGeſch. 214f., hebt in diefem Sinne mit Recht hervor, daß, wäh. 
rend das römische Miteigenthum ansfchlieglich dem Sachenrecht angehört, bei ber 
beutfchen Geſammthand das Rechtsverhältniß durch feinen fachenrechtlichen Inhalt 
nicht erichöpft wird, 
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auf Grundlage des deutichen Freiheitsbegriffes als verkörperter fittlich-gebunde- 
ner Wille aufgefaßt und daher vie Beichränfung durch andere Willen dem 
Einzelwillen ſchon bei feinem Gintritt in das Recht als Weſensmerkmal 
attribuirt wird, Dann find aud beſondere Gebundenheiten eines Willens 
dur andere Willen dergeftalt denkbar, daß fie der betreffenden Perfon inner- 
halb einer gewißen Lebensiphäre als won vornherein gegebene nähere Beftimmt- 
heiten anhaften, ohne daß doch damit diefe Perfon aufhörte, in Bezug auf 
das dergeitalt umichriebene Gebiet als freies und für fih abgefchloßenes In— 
dividuum zu erfcheinen. Und jo kann insbejondere audy eine Perfonenmehr- 
heit, die irgendwie als Rechtsſubjekt in Betracht fommt, hierbei zwar als 
Mehrheit, aber nicht als beliebige Mehrheit nebeneinanderjtehender Individuen, 
jondern als eine von vornherein verbundene und dadurd determinirte Mehr- 
heit von fo und jo gebundenen Individuen vorgeftellt werden. Die betreffen» 
den Perfonen treten dann im Bezug auf einen mehr oder minder umfang- 
reichen Kreid von rechtlichen Beziehungen zwar nicht als Glieder eines höhe- 
ren Ganzen, jondern als auf fich allein bezogene Individuen auf: aber nicht 
als Individuen ſchlechthin, jondern als Individuen, weldhe dur ein beitimm- 
tes rechtliches Band mit einander verfnüpft find. Während da, wo einfache 
Mitberehtigung oder Mitverpflichtung entitehen foll, die mehreren Subjefte 
Ioje nebeneinander an das Objekt berantreten, werden fie hier, wie dies Bild 
und Symbol der gefammten Hand treffend ausdrüden 5), als eine mit ver. 
ſchlungenen Händen beranfchreitende Gruppe vorgeftellt. Die Folge hiervon 
ift, dab das die Mehrheit umſchlingende Rechtsband einen Einfluß auf die 
Beſchaffenbeit jedes von der Gemeinichaft ergriffenen Rechtsverhältnißes er- 
langt; daß daher 3. B. das an ſich ſachenrechtliche Verhältniß des gemeinjhaft 
lichen Eigenthums feine nähere Beitimmung dur die Natur des perjönlichen 
Bandes unter den Gejammthändern, aljo etwa durd die Natur der Ehe, 
empfängt; und da in mannichfachiter Weiſe je nach der Kraft und Dauer- 
haftigkeit der unter den Subjeften beitehenden Verbindung das Gemeinſchafts- 
verhältniß nach außen und nad innen fih als Einheit zur Geltung bringt. 
Nah außen zeigt fich das Moment der Ginheit darin, daß die verbundene 
Mehrheit in Bezug auf die von der Verbindung ergriffene Gemeinjchafts- 
iphäre im Rechtsverkehr mit Dritten als Kolleftivganzes aufzutreten vermag; 
indem ihre Verbindung juriftifh relevant, für Seden fihtbar und in einem 
feiten Umkreiſe wirkſam it, ermöglicht fih eine unmittelbare Vertretung oder 
Veränderung der Gemeinſchaftsſphäre dur einen oder mehrere Theilhaber, 
jobald Diejelben in ihrer Verbundenheit oder im Namen der verbundenen 


d) Belege dafür, daß man in ber That bei der Begründung von Gemeinfchaftd- 
verhältnißen durch Auflaßung, Belehrung u. ſ. w., ſowie bei fpäterer gemeinichaft- 
licher Dispofition das Symbol eines Zufammenlegend der Hände anwandte, ſ. b. 
Haltaus s. v. gesamte hand, Merkel, 3. f. Nechtögefch. IL. 139 N. 105, 
Stobbe, ebenda IV. 219. 
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Mehrheit Fenntlicher Weiſe auftreten; das mehrköpfige Subjekt erlangt daher 
bis zu einem gewißen Grade die Geltung einer Einheit, aber einer Einheit, 
die nicht eine von der Mehrheit verjchiedene, aus deren Potenzirung erwachjene 
neue MWejenheit ift, jondern einer Einheit, welche die Mehrheit in fih enthält 
und fie nur dur einfache Summirung für eine Reihe von Beziehungen 
wirffam zufammenfaßt 9). Auch nad innen aber vermag der Umjtand, daß 
die Mehrheit in dem Zuftande einer bejonderen und dauernden Verbundenheit 
ald Subjeft der Gemeinjphäre gejeßt wird, das Gemeinfchaftsverhältnig im 
Sinne des Einheitöprincips zu modificiren. Denn aud bier fällt ja nun 
nicht nothwendig die gemeinjame Sphäre in das Herrichaftsgebiet mehrerer 
freier Individualwillen, jondern fie fann das Gebiet der von vornherein in 
beftimmter Weife an und durd einander gebundenen Willen bilden. Und jo 
entjteht möglicherweije eine das Individualrecht in den Hintergrund drängende 
kollektive Rechtsiphäre, in welcher zwar immerhin fein von den Einzelwillen 
abgetrennter Eorporativer Einheitswille, wohl aber der aus einer fejten und 
dauernden Zujammenfaßung der Cinzelwillen rejultirende vereinigte Wille 
herrſcht. 

Umgekehrt ergibt ſich nun aber auch von der Seite des deutſchen Sad- 
begriffs die Möglichkeit eines einheitlichen Gepräges der Gemeinſchafts-— 
ſphäre, indem dieſelbe in ſich ſelbſt von der objektiven Seite her als ein bis 
zu einem gewißen Grade geſchloßenes und mit rechtlicher Beſonderheit begab- 
tes Ganze gejeßt und jodann in diefer einheitlichen Struktur an die Mehrheit 
er Subjefte herangebracht werden fann ). Bei Zugrundelegung des römi- 
ihen Sach- und Vermögensbegriffes muß freilich jedes Sachganze, welches in 
die Sphäre einer Mehrheit von Subjeften fällt, jofort in allen jeinen Be- 
ftandtheilen von dem Mehrheitsprincip durchdrungen werden; ed müßen daran 
jofort entweder getrennte Antheilsberechtigungen oder (bei untheilbaren Stüden) 
mehrfache Sonderberehtigungen entftehen; und jede einzelne dem betreffenden 
Komplere zugehörige Befugnig muß gleihmäßig und bis ins Innerſte die 
Summe der jouveränen Einzelwillen in fi aufnehmen. Ganz anders, wenn 
der deutjchrechtlihen Anjchauungsweile gemäß die Möglichkeit vorliegt, einen 
Rechtskomplex und insbejondere ein Sondervermögen zuvörderſt ohne alle Be- 

®) Bol. darüber die treffenden Bemerkungen von Stobbe a. a. D. 219. 

?) Dgl. oben ©. 65f. Dieſe Möglichkeit, von ber Seite der objeltiven Einheit 
ber das einheitlide Moment in ben Gemeinfchaften zur gefammten Hand zu erffä- 
ren, ift bisher weit weniger beachtet, als die Möglichkeit feiner Erklärung aus ber 
organifchen Verbundenheit feiner Subjekte. Und doch reicht offenbar bie letztere nicht 
überall aus. An ſich aber ift es ebenjogut möglich, eine Mehrheit von Rechtsobjekten 
zunächſt als zum Ganzen verbunden und bann erft ald Objelt einer Perjonenmebrheit 
zu jegen, wie ed möglich ift, eine Perfonenmehrheit zunächft als verbunden und dann 
erft ald Subjelt einer beſtimmtem Rechtsſphäre zu ſetzen. Und in manden Fällen, 
wie bei ber offenen Handelsgejellfchaft, ift offenbar Beides unerläßlich. 
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ziehung zu feinem Subjeft auf Grundlage objeftiver Gliederungen und Zu— 
jammenbänge zu einem einheitlihen Ganzen von relativer Selbftändigfeit 
und Geſchloßenheit zu Eonftitwiren. Dann wird ed insbejondere auch denkbar 
jein, ein ſolches Objektsganze dergeftalt einer Mehrheit von Subjekten zu unter- 
werfen, daß feine objektive Einheit bis zu einem gewißen Grade fidh gegen 
die Mehrheit der Subjefte zur Geltung bringt. In einem ſolchen Falle 
fann dann ſchon dieſer feiner fachlichen Bejchaffenheit wegen das Sonderver- 
mögen oder der anderweite Rechtsfompler nah außen bin dem Rechtsverkehr 
fih als eine mehr oder minder geſchloßene Einheitsjphäre darbieten, welche von 
den in dieſe Gemeinjchaft nicht gehörigen Privatiphären der Theilbaber be- 
ftimmt geſchieden it, ihre eigne Vertretung und ihre eignen rechtlichen Schid- 
jale hat, und jedem einzelnen von ihr ergriffenen Rechtsverhältniß vermöge 
der Zugehörigfeit zu ihr eine bejondere rechtliche Färbung verleiht. Ebenſo 
aber kann nah innen hin die relative Geſchloßenheit und Einheit der Ge- 
meinjhaftsiphäre der Geltung des Individualwillens eine fefte Schranke zie- 
ben; fie fann durch die Abjonderung des aus der Gemeinfchaft fließenden 
Befugnißkomplexes von der übrigen Rechtsſphäre ded einzelnen Theilhabers 
eine Scheidewand zwijchen den verjchiedenen in feiner Perfönlichkeit zufammen- 
treffenden Befugnißgruppen errichten und die unmittelbare Berührung der 
Einzelbeitandtheile diefer oder jeder Gruppe mit einander hindern ; fie kann die 
Durhführung des Princips der Antheilsberechtigung entweder überhaupt ab- 
wenden, oder aber jo modificiren, daß nur die Sphäre ald Ganzes in Antheile 
zerfällt, während die durch die dazwiichenftehende objektive Einheit ded Ganzen 
gejhügten Einzelrehte und Einzelpflichten vor der Zerlegung in ideelle Antheile 
und deren Folgen bewahrt bleiben. 

Menn nun fo die von dem deutſchen Gemeinjchaftsbegriff ermöglichte 
Modificirung des Mehrheitsprincips durh Momente der Einheit von zwei 
verjchiedenen Seiten her begriffen werden fann: jo haben wir bei den einzel» 
nen Gemeinfchafteverhältnigen je nah ihrer Natur bald von der einen oder 
anderen diefer Seiten, bald aber auch gleihmäßig von beiden auszugehen. So 
werden wir von der fubjeftiven WVerbindung ausgehen müßen, wenn dieje als 
das logische Prius erfcheint, wenn aljo entweder ein natürlich fittlihes oder 
ein vertragsmäßiges Band unter mehreren Perjonen eine gemeinfame Rechts- 
iphäre erzeugt und dem perjönlichen Verbande adaequat geftaltet. Dies ift 
z. B. im ehelichen Güterrecht der Fall, das durchaus auf der Bindung des 
Bermögensrechtes dur das feine Subjefte umfchlingende Band beruht. Die 
Ehegatten treten als Ehepaar in der durch das eheliche Verhältniß bewirkten 
engen und dauernden Verbundenheit an die vom ehelichen Recht ergriffene 
Rechtsſphäre heran; fie werden nicht als eine beliebige Zweiheit nebeneinander- 
ftehender ſouveräner Individualwillen, ſondern ald die durch einander ge» 
bundenen und in dem Verhältnig natürlicher Ungleichheit organiſch verknüpften 
Träger vereinigter Willen berechtigt und verpflichtet; es entjteht daher eine 
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dem ehelichen Bande entjprechende Gütervereinigung irgend welcher Art. Im 
weiteren Berlauf kann fi) dann je nad) der Art und Weife, in welder das 
verbundene Subjekt vorgeitellt wird, das Güterrecht verjchieden geftalten. Ind- 
befondere kann entweder der Nachdruck auf die Stellung des Mannes als 
Mundhalters der Frau gelegt werden, jo daß der Mann in feiner Einen 
Dand Gewere und Berwaltung ded ganzen Ehevermögens hat, während die 
an der Subſtanz beitehenden Sonderrechte der einzelnen Chegatten dadurch 
nur in den Hintergrund gedrängt, nicht aufgehoben werden; oder aber es 
fann die Idee der Gejammthand überwiegen, jo daß beide Ehegatten in ihrer 
Bereinigung das Subjekt der Gewere und endlich auch des gemeinichaftlichen 
Eigenthumsd werden, während dann erjt in zweiter Reihe bezüglich der Ver— 
waltungs und mander Berfügungsrechte die überwiegende Stellung des 
Mannes ald Haupt der Ehe fi geltend macht®). Je mehr fih dann eine 
eigentliche Gütergemeinfchaft entwickelt, defto entjchiedener ftellt es fich feſt, 
daß die Ehegatten in ihrer ehelichen Verbindung das Subjekt des Chever- 
mögens find und daher in Bezug auf diejes theild nur zufammen, theild aber 
auch jeder einzeln in der ihm überwiefenen Sphäre handeln fönnen. Und 
erit in ſekundärer Weiſe wirft dann auch hier zum Theil die objektive Ab- 
jonderung bejonderer eheliher Vermögensmafjen auf die Geftaltung des Ge- 
meinjchaftsrechtes ein. Gleih der Ehe kann auch eine anderweite Samilien- 
verbindung und insbeſondere in den mannichfachſten Formen jede Verbindung 
mehrerer Perjonen zu einem einheitlichen Haushalt das bedingende und be 
jtimmende Princip für eine Gütergemeinichaft enthalten, wie dies nicht nur 
bei der Kortführung der gemeinjamen Wirthſchaft zwifchen dem überlebenden 
Ehegatten und den Kindern®), fondern urfprünglich auch in jehr vielen andern 
Fällen der gefammten Hand des Landrechts, Lehnrechts und Hofrechts der Fall 


® Sehr richtig formulirt Heudler, die Gewere (Weimar 1872) ©. 152. 
ben Gegenjat des ſächſiſchen und fränkifchen ehelichen Güterrechts ald den Gegenfaß 
der ehemännlichen VBormundfchaft d. i. „Vorhand“ und der ebelihen „Geſammt⸗ 
band." Und er zeigt zugleich, wie die fog. „Gewere zu rechter Vormundfchaft* 
eben Ausfluß (nicht Bafis) der Stellung des Mannes ald Ehevogtes, die Gefammt- 
gewere am Gut aber Ausfluß der Auffaßung der Eheleute als Gejammthänder ift. 
Wie aber die Gewere, jo geftalten ſich überhaupt die fachenrechtlichen Verhältniße 
am Ehevermögen dem perfönlichen Ehebande gemäß: die Ehe ift das Wirkende, die 
Gütervereinigung oder Gütergemeinjchaft dad Bewirkte. 

°%) Bei den Rechtsverhältnißen des Beifiges, der fortgefegten Gemeinſchaft 
u. ſ. w. ift immer die Fortdauer der perfönlichen Hausgenofenfchaft die Urfache 
und die unabgejonderte Gemeinjhaft die Wirfung. Der überlebende Ehegatte und 
bie Kinder in der Were bilden einen nach außen gefchloßenen perfönlichen Familien- 
verband, aus dem die abgefchichteten Kinder ausgefchieden find, und nur die Folge 
und das Abbild diefer perfönlihen Verbindung ift die Vermögensgemeinfchaft mit 
ihrem weitgehenden Konfequenzen. 
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ift, indem bier die zwijchen Brüdern, Verwandten, Miterben oder andern Ge- 
jammthänden ftattfindende Lebend- und Wirthichaftegemeinichaft als Grund 
der einheitlichen Struktur ihres gemeinſchaftlichen Vermögensrechtes erjcheint 19). 
Aber auch eine auf gemeinfamen Erwerb oder fonjtige gemeinfame Thätigfeit 
gerichtete vertragsmäßige Geſellſchaft ftellt fih in der Regel zunächſt als eine 
dauernde perjönliche Verbindung dar, jo daß ihre oberjte Wirkung die Fähig- 
feit der betreffenden Mehrheit ijt, im Nechtöverfehr als kollektive Einheit auf: 
zutreten, und erft als weitere Folge fich hieran Die Entjtehung einer gemein- 
ſchaftlichen Rechts: und Vermögensiphäre anſchließt, die fih nun dem perjün- 
lihen Gejellihaftsbande adaequat mehr oder minder einheitlich geitaltet. — 
Umgekehrt jedoh liegt offenbar in jehr vielen anderen Fällen der Grund, 
warum eine Gemeinjchaft enger als einfaches Miteigenthum oder bloße Mit- 
berechtigung ift, ausichließlich oder doch zunächſt auf der objektiven Seite. So 
verhält es fih 3. B. bei der Gemeinjchaft zwijchen den Befigern der Theile 
eined parcellirten Hofqutes, wenn diejes in Bezug auf Vertretung und Ver— 
zinfung nach wie vor als ein Ganzes behandelt wird. So bei der Erbenge: 
meinschaft, ſofern fi die Einheit der Nachlaßmaſſe geltend madt. So in 
ſehr vielen Fällen der Gefammthand, der Gefammtbelehnung und fonftiger 
Verleihung von Geſammtrecht, wenn der principale Zwed die Gemeinichaft 
an diefem beftimmten Objekte ift und nur als Mittel hierfür Die Vereinigung 
der Gemeiner ins Leben tritt. So bei dem gemeinjchaftlichen Eigenthum des 
älteren Bergrechts, bei der Mitrhederei und in vielen ähnlichen Fällen. — Endlid) 
kann aber auch von der fubjeftiven und objektiven Seite her gleichzeitig das 
Einheitsprincip in das Gemeinjchaftsrecht getragen werden, woraus dann bes 
greiflicherweife eine bejonders jtarfe Annäherung an Eorporative Bildungen her— 
vorgehen muß. So iſt bei den Ganerbihaften an Burgen auf der einen Seite 
die berechtigte Perſonenmehrheit durch den Burgfrieden geiellichaftlich eng ver- 
fnüpft und in diefer Verbundenheit beredytigt, auf der andern Seite die Burg 
mit Zubehör eine gejchloßene und dauernd als Einheit Fonflituirte Herrichafts- 


0, Vgl. unten Note 37. — Klar tritt die Idee, daß die Haus- und Lebens: 
gemeinichaft die Urfache und die jtatt des Miteigentyums nach Antheilen eintretende 
Ungefchiedenheit des gemeinfamen Eigenthums, der Mangel von Sonderantheilen 
daran, die Wirkung ift, darin hervor, daß manche Satungen mit der Auflöjung 
der perfönlichen Gemeinschaft unter den Gefammthändern au die gefammte Hand 
aufhören laßen. Vgl. Stobbe a a. ©. 229 u. 248. Schulze, Erſt— 
geburt 237. Grimm, W. I. 22 $ 33. IV. 345. Daß dann fpäter Die gefammte 
Hand kraft ausdrüdlicher Abveden oder nach allgemeinem Recht die Löjung der 
perjönfichen Lebendgemeinjchaft überbauern kann, beweift, wie das jachenrechtliche 
Verhältniß allmälig fich zu felbftändiger und nun lediglich im Sachenrecht wurzeln- 
der Bedeutung fortentwidelt. 
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und DBermögensiphäre!!). Ebenſo haben bei den des genoßenſchaftlichen Cha- 
rakters beraubten Agrargemeinfchaften meift fich neben dem objektiven Bande 
Momente einer näheren perjönlihen Berbindung unter den Gemeinern er- 
halten. Bor Allem aber gehören hierher alle nicht zur Körperjchaft ent- 


) In den älteren Darftellungen des Rechtes der Ganerbichaften wird dieſe 
doppelte Seite oft ald burgmanniatus und ganerbinatus gefhieden, die societas 
custodiae castrensis causa inita und bie communio hereditaria castri neben- 
einanbergeftellt; val. 3. B. Kyllinger, de ganerbiis castrorum, Tub. 1620; 
Lobethan, syst. el. jur. priv. II. 245—246; Stryck, diss. VIII c. 8 — 
Die felbftändige Bebeutung der perſönlichen Seite des Rechtsverhältnißes tritt 
in der engen Friedens- Rechts- und Schutzgemeinſchaft hervor, melde die Ganer- 
ben durch den Burgfriedenövertrag unter ficy begründen. Häufig befteht ungetrennte 
MWohnungd- und Lebensgemeinſchaft auf der Burg, jedenfalld muß die Burg jebem 
Ganerben geöffnet werden. Perfönlich ferner find alle Ganerben zur Vertheidigung 
ber Burg und zu gegenfeitiger Unterftüßung verpflichtet (Urk. v. 1202 b. Gün- 
therll nr. 2, aud b. Kraut 875 Nr. 15: alter alteri fideliter assistet). Der 
gelobte „Burgfriede” umfaßt nicht nur die Burg und einen beftimmten Umfreis 
(weshalb auch ber räumliche Friedensbezirk „Burgfriede” genannt wird, 5. ®. b. 
Grimm, W. III. 388 u. Mone Bd. 16 ©. 427 N. 4), fondern auch die Per- 
fonen der Ganerben, ihre Familie und ihr Gefinde, fo daß auch die Diener und 
Knete ſämmtlich auf den Burgfrieden vereidigt werden (z. B. ib. 429 a. 2 u. 3). 
Die Ganerben follen fi daher auch in jeder Weife wie Genoßen gegen einander 
verhalten, 3. B. ſich dad Gefinde nicht abwendig machen (ib. 433 a. 3), den Frie- 
den an einander nicht brechen umd ihre Zwiftigfeiten den übrigen Gemeinern zur 
Entſcheidung vorlegen. Es werben in dem Burgfriebendvertrage Strafen für ben 
Friedend- und Rechtsbruch angebroht. Oft werden im Voraus jährliche Berfamm- 
lungen feftgejett (3. ®. ib. 434 a. 18 u. 34), bie in gewißen Dingen (3. B. ib. 
429 a. 6 bezüglich etwaiger Verftärfung der Befagung auf gemeine Koften) mit 
Stimmenmehrheit beſchließen können. Sodann werden eigne Schiedägerichte über 
ben Burgfrieden gejept (3. B. ib. 433 a. 4 u. 434 a. 30), gemeine Berwalter, 
Pförtner und Hüter beftellt (3. B. ib. 429 a. 5) und für die Ausübung der mit 
dem Burgbefig verbundenen Herrihaftsrechte ein Senior oder Burggraf gewählt 
(3. B. für die Vergabung won Lehen, ib. 430 a. 10—12; für die Gerichtöbarkeit, 
Stryck l. c. ©. 863). Dieſer ganze Vertrag aber wird in der Regel für ewige 
Zeiten geflogen (1388 b. Mone a. a. D. 428 a. 1: wir und alle unser erben 
u. nachkomen..ainen ewigen burgfrid halten u. laisten söllin; 1202b. Gün- 
ther II nr. 2: perpetuo indivisim permanebit; 1425 ib. IV. nr. 124) und 
durch Eidſchwur befräftigt (Mone a. a. O. 431 a. 17). Eine Aufhebung ift da. 
ber meift nur Durch einftimmigen Beichluß möglich (1285 6. Günther II nr. 317 
u. Kraut $ 75 Nr. 16; Kyllinger L. e. disc. 6). Und es wirb bie Dauer 
im Boraus dadurch gefichert, daß nicht nur Söhne der Ganerben bei Erreichung ber 
Mündigkeit den Bertrag beſchwören müßen, um eingelaßen zu werden (Mone 
a. a. O. 431a. 18 u. 434 a. 24), fondern auch der Erwerb eined Burgantheils durch 
einen Andern von der Leiſtung biefes Eides durch ihn und fein Gefinde abhängig 
gemacht wird (ib. 429 a. 3). — Diefer engen und nahezu Bid zur Eorporativen 
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widelten Handelögejellihaften, wie das moderne Recht fie ausgeitaltet hat, 
Denn die nad) außen und innen wirkfjame Einheit der Handelsgeſellſchaft be- 


Genoßenſchaft gefteigerten Verbindung entfpriht nun eine fahenrechtliche Ge- 
meinfchaft an einer Burg mit Zubehör oder einem andern Befigthum. Diefes ge- 
meinfchaftlihe Vermögen ift in ibeelle Theile zerlegt, welche die Grundlage für das 
Recht eined Ganerben bilden. Die Theile aber beftehen nicht am dem einzelnen Sachen, 
Rechten und Pflichten, fondern an der als ein objectives Ganze aufgefaßten und 
behandelten Herrichaftd- und Bermögensipbäre.. Dazu gehören aufer den Grund- 
ftüden und immobiliaren Rechten auch bewegliche Sachen, Waffenvorräthe und eine 
für Inftandhaltung der Burg beftimmte, beſonders verwaltete Kaffe (vgl. z. B. 1382 
bei Mone 427 u. 423 N. 5: der gemeine Pförtner foll die von aufgenommenen 
Flüchtigen gezahlten Einlaßgelder bewahren, bis man fie an gemeinen buwe lege, 
und die ambrost sollent gemeine bliben off der vesten). Obwol daher ideelle 
Theile am Ganzen befteben, überwiegt doch in Bezug auf die Ausübung des Rechtes im 
Einzelnen die ungetheilte Gemeinfchaft. Nicht nur die mit der Burg verfnüpften poli« 
tifchen Gewaltrechte, die Verwaltung, Bertheidigung und Bertretung der Burg und 
ihred Zubehörs, jowie jede Verfügung über die Subftanz find ungetheilt bei Allen 
(Kyllinger a. a. D. disc. 6 nr. 1—20, disc. 8, 10, 16 nr. 4 u. 15—21; 
Stryck a. a. DO. 863 u. 865; Mone a. a. DO. 430 a. 10—12; 1305 u. 1350 
b. Gudenus V. 790 u. 816; Bejeler, Erbv. I. 32 N. 26), fjondern auch Be- 
fig und Genuß verbleiben in größerem oder geringerem Umfange in ungetheilter 
Gemeinihaft (fo 3. B. bezüglich des gemeinfchaftlihen Wohnungeredhted auf ber 
Burg, des Deffnungsrechtes, des täglichen Rebensunterhaltes aus den Früchten; vgl. 
1555 b. Günther V nr. 150: in gemain zu nutzen, zu nieszen, pleiben u. 
gepueren). Was daher in Quoten zerlegt ift, das ift der Vermögenswerth der 
Burgiphäre im Ganzen, weshalb die Antheilequoten der Einzelnen bejonderd ba 
den Maßftab einer wirklichen Vertbeilung abgeben, wo gewiße Nußungen, Hebungen 
oder Zinje als Burgertrag unter die Einzelnen bistribuirt (3. ®. 1202 b. Gün- 
ther II nr. 2; Mone 430 a. 10—12) und umgekehrt die Bau- und Reparatur- 
often unter Alle repartirt werben (Mone a. a. O. 431 a. 14—15). — Diele 
beiden Seiten des Rechtsverhältnißes nun aber, die perjönfihe und die Dingliche, 
bedingen und beftimmen fich gegenfeitig. Deshalb ift der an ſich als indiwiduelles 
Sonderrecht aufgefahte (Befeler a. a. O. 82 N. 27) und in Folge deſſen nad) 
den Grundfäßen des Sachenrechts vererbliche und veräußerliche ideelle Antheil an 
dem Dbjeftsganzen die Grundlage ded Ganerbenrehts und der darin enthaltenen 
Zugehörigkeit zum Burgfriedensverbande. Andrerfeitd aber befigt der inzelne 
dieſen Antheil nicht als für fich ſtehendes Individuum, fondern im der durch ben 
Burgfriebensvertrag begründeten und eidlich beftärkten Verbundenheit, die ihn auch 
in Bezug auf fein Sonderrecht mannichfach beichränft. Er kann feinen Antheil ver- 
äußern, aber doch nur ausnahmsweiſe und meist nur im Falle echter Noth (Beſe— 
ler ©. 32 u. 84); überdies oft nur an gewiße Perfonen, 3. B. nur an Familien- 
glieber (Mone 431 a. 16) oder an folche, die den Burgfrieden zu bejchwören ber 
veit find (ib. 429 a. 3); oder an beflimmte Perfonen nicht (3. B. ib. 434 a. 31 nicht 
an Städte und Uebergenoßen oder na Kyllinger 1. c. disc. 7 nr. 42 nicht an 
einen potentior); und immer muß er den Genoßen vorher den Kauf anbieten (1310, 
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ruht auf dem doppelten Umftande, daß einmal eine Perfonenmehrheit als jo 
und jo verbundene Perfonenfumme in einheitlicher Zujammenfaßung unter 
Einem Namen in den Nechtöverkehr einzutreten und bier in Bezug auf ihre 
Gemeinſphäre einheitlich zu handeln vermag, und daß zweitens dieſer geſell— 
ihaftlihen Verbindung der Subjekte ein gejellichaftliches Geſchäftsvermögen 
entfpricht, welches analog dem Geſchäftsvermögen des Einzelfaufmanns, aber 
in mehreren Punkten in weiterem Umfange, als ein relativ abgeſchloßenes 
Sondervermögen objektiv verjelbitändigt iſt. 

III. So nahe nun aber von dieſer doppelten Seite her in ihrer äußeren 
Erſcheinung die Rechtsgemeinjchaft der Körperfchaft kommen mag: der feite 
begrifflihe Gegenſatz, welcher fie trennt, muß ſich überall bis ind Ginzelne 
geltend machen, jo daß alle äußerlich einander ähnlichen Erſcheinungen des 
einen und des anderen Falles zulegt auf direft entgegengeſetzte Principien zu— 
rücführen. 

1. Zunächit tritt in Bezug auf ihre Grundlage und folgeweife in Be- 
zug auf das Princip ihrer Entjtehung, ihres Beitandes und ihrer Beendigung 
die Gemeinschaft nie aus dem Rahmen der jubjektiven Nechteverhältnige her— 
aus. Hier wie bei den Körperjchaften findet fich der Unterjchied der vom 
freien Willen allein gejchaffenen und der an gewiße Thatiachen, Zuftände oter 
natürlich-fittliche Verhältniße von Rechts wegen gefmüpften Bereinigungen. 
Allein joweit der freie Wille herrſcht, jchlägt hier durchaus das Princip des 
Vertrages, darüber hinaus aber das Princip des durch eine gejegliche Regel 
gejhaffenen oder doch geftalteten Nechtsverhältniges durch. So eng und 
dauernd daher eine Gemeinſchaft den Einzelnen binden mag: fie ift niemals 
der Ausflug eines Eonftituirenden Willendaktes oder einer fonititutiven Satzung, 
wodurd eine höhere normative Ordnung für einen bejtimmten Kreis gejchaffen 
würde. Vielmehr erfchöpft fie fich in einem Inbegriff jubjektiver Beziehungen, 


— 


1425, 1428 b. Günther Ill, Enr. 45 u. IV nr. 124 u. 137; Kraut $ 75 Nr. 
17; Befeler ©. 83 N. 28). Ebenſo ift der Antheil zwar vererblih, aber oft 
nur zu Gunften der nächften Verwandten oder ber Perjonen von gleichem Stamme und 
Namen (Mone 431 a. 10), während darüber hinaus entweder ſchlechthin der Antheil an 
die Gemeiner fällt (Kyllinger disc. 15 nr. 5 u. 79; Stryck 864-865), 
ober doch der Erbe zum Berkauf an einen Gemeiner ober die Gemeinschaft genötbigt 
wird (Befeler ©. 83 N. 29). Auch ift mitunter Verluſt des Teiles zur Strafe 
vertragämäßig für gewiße Fälle feſtgeſetzt ( Mone 433 a. 7). — So entfieht ein 
Nechtsverhältnig, das freilich den Keim zu forporativer Entwidlung in ſich trägt, 
aber doch in jo weit, als ed aus dem eben geichilverten Rahmen nicht heraustritt, 
ſich als bloße Gemeinſchaft darftellt, während doc der Doppelte Umftand, daß die ” 
berechtigte Mehrheit in follektiver Vereinigung ald eine eng verbundene Perfonen- 
fumme berechtigt ift und daß biefem Subjekt eine als objektive Einheit abgeichloßene 
und nur ald Ganzes in Antheile zerlegte Gemeinfchaftsiphäre entipricht, das Ver- 
hältniß jehr weit von einer römijchen societas und communio entfernt. 


$ 36. Körperſchaft und Nechtsgemeinichaft. 937 


die, foweit fie diefem Kreiſe eigenthümlich Nnd, aus der freiwilligen Bindung 
der fich vereinigenden Einzelwillen hervorgehen, darüber hinaus aber aus all- 
gemeinen Regeln folgen, die an gewiße Zuftände oder Thatjachen ftets gewiße 
Rechte und Pflichten knüpfen. Gin Gejellichaftsvertrag bleibt daher ein Ver— 
trag, wenn er auc durch VBorausberedung der Unterwerfung unter fünftige 
Mehrheitsbeſchlüße, durch Einräumung umfaßender Vertretungsbefugniße, durch 
Beihränfung des Austritts-, Kündigungs- oder Theilungsrechts und durch 
ähnlihe das Individualrecht zurückdrängende Klaufeln einem Forporativen 
Statut fih äußerlih jehr annähert; er eriheint Dann als eine über den 
Rahmen der römiſchen Societät weit hinausgehende, aber immer nod) die in- 
dividuelle Willensfreiheit unverjehrt laßende Selbitbindung freier Individuen. 
Und ebenjv fann durd die von Rechts wegen eintretenden Folgen einer Per: 
jonenverbindung, wie 3. B. bei der Ehe und ſonſt im Familienrecht, das In- 
dividualrecht zu Gunften einer gemeinfamen Sphäre auf das Kräftigfte be- 
Ichränft werden, ohne daß auch bier die Bafis des fubjeftiven Begründungs- 
titeld aufgegeben und ftatt eines Nechtöverhältniges unter jelbftändigen Indi— 
piduen eine gemeinheitlihe Ordnung über den Individuen gelegt zu werden 
braudte. Wie die Entſtehung, jo iſt dann aud der Beſtand jeder Genein- 
ſchaft von Momenten des jubjetiven Rechtes abhängig. Mag daher auch der 
Beltand der Gemeinſchaft auf eine längere Dauer berechnet, gegen das willfürliche 
Einzelbelieben ſichergeſtellt und durch die Bafis einer in fich jelbit zufammenhalten- 
den objektiven Sphäre gefeftet jein: zuleßt beruht er nie auf einer ihr Lebens— 
geſetz in ſich jelbit tragenden höheren Satungsordnung, fondern lediglich auf der 
Kraft und dem Umfange des die Individualſphären zuſammenſchließenden 
Nechtsverbältniges. Insbefondere ift in Bezug auf die Aenderung weſentlicher 
Punkte der Bertragewille in derjelben Weife wie bei der Begründung die 
Duelle des Gemeinfchaftsredhtes, und jede Abänderung des urjprünglichen In- 
halts der Gemeinfchaft iſt lediglich eine auf die Umgeftaltung von Rechte 
verhältnigen gerichtete Willenevereinbarung, nicht aber ein autonomifcher Aft 
oder eine Verfahungsänderung im Sinne des Körperſchaftsrechts. Demgemäß 
ift zulegt auch die Beendigung der Gemeinjchaft ein Vorgang, der ſich in dem 
Rahmen der Auflöiung eines jubjeftiven Rechtöverhältniges hält. 

2. Als ein bloßes Rechtsverhältniß kann ferner die Gemeinſchaft zwar 
eine Summe perjönlider und fachlicher Beziehungen zu einem relativ jelb- 
ftändigen Kompler zufammenfaßen, niemals aber in dem Begriff einer Mit- 
gliedſchaft ein Stüd der Perjönlichkeit aus der Individualiphäre heraus: 
trennen, noch aud eine objektive Einheit als ihr ſachliches Subftrat von der 
übrigen Rechtswelt abjchneiden. Vielmehr bleibt zunächſt, was die perjönliche 
Seite angeht, der durch eine Gemeinſchaft gebundene Wille ein felbitändiger 
Einzelwille, der fih zwar an andere Willen gebunden, nicht aber fich einem 
einheitlichen Gemeinwillen unterworfen hat. Auch hier wieder ermöglicht es 
der deutſche Perjonenbegriff, daß die Einzelperfönlichkeit im Voraus, ſei es 
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durch das Geſetz ſei es durch eigne Willensthat, für einen ganzen Beziehungs- 
fompler gebunden und beſchränkt fein kann, ohne daß darin ſchon eine partielle 
Aufopferung der Perjönlichkeit Täge. Die verbundenen Perjonen aljo werben 
hier nicht die Mitglieder eines neuen Perſonenkörpers, jondern find Tediglich 
die Theilnehmer an einem Gemeinfchaftsverhältnig; fie haben nicht ein Stüd 
ihrer jelbjt einem höheren Organismus aufgeopfert, jondern lediglich fich zu 
einer Summe verbunden; ihre Stellung in der Gemeinſchaft ift nicht eine in 
ſich vollkommen gejchloßene Seite ihrer Perjönlichfeit, jondern lediglich ein Be- 
ftandtheil ihrer Sudividualfphäre: und doch kann ihre Bindung eine jo weit 
gehende, die entjtehende Gemeinjphäre eine jo Fräftig wirkende und der Kom- 
pler der auf die Gemeinſchaft hezüglichen Rechte und Pflichten im Verhältniß 
zu der übrigen Rechtsiphäre des Einzelnen relativ jo jelbitändig fein, daß die 
Theilhaberſchaft äußerlich einer Körperſchaftsmitgliedſchaft jehr ähnelt. Die per- 
fünlihe Theilnahme an der Gemeinfchaft kann ferner in analoger Weije wie 
die Körperſchaftsmitgliedſchaft bald von lediglich perſönlichen Momenten be- 
dingt und beftimmt fein, bald ald der mehr oder minder abhängige Ausfluß 
ber objektiven Gliederung der Gemeinjchaftsiphäre ericheinen, jo daß dann auch 
die rechtliche Natur der Theilhaberfchaft bald die eines höchft perjönlichen 
Rechts, bald die eines fachenrechtlichen Antheils fein Fann. Iſt aber irgend 
eine objektive Einheit, ein beſtimmt gegliederter Rechtöfompler oder ein in An- 
theile zerlegted Sondervermögen die Bafis des Gemeinjchafsverhältniges, fo 
tritt doch nie, wie bei dem objektiven Subjtrat der Körperjchaft, eine völlige 
Loslöſung diefer Objeftsiphäre von allen übrigen Objektsiphären ein. Biel» 
mehr bleibt die Geſchloßenheit und Selbftändigfeit diefer Sphäre eine vor. 
läufige und relative, jo daß fie zulegt immer ſich in die Individualſphären 
der Antheildberechtigten aufgelöft worftellen läßt. 

3. Aus der Natur der Gemeinjhaft als eines Rechtöverhältniges unter 
Mehreren ergibt ſich weiter, daß ihr der Begriff einer Drganifation völlig 
fremd bleibt. Trotzdem ermöglicht auch in diefer Beziehung der deutſche Ge- 
meinfchaftöbegriff eine mannichfahe Annäherung an die forporativen Er, 
ſcheinungen. Zunächſt ift die zufammentretende Mehrheit der Theilhaber zwar 
niemals, wie eine Eorporative Mitgliederverfjammlung, das Organ eines von 
ihr verjchiedenen idealen Rechtsſubjektes, fondern die leibliche Erſcheinung des 
Rechtsſubjektes jelber: allein wenn fie nicht als beliebige Individuenſumme, 
fondern als jo und fo verbundene Mehrheit Subjekt ift, jo muß fie, damit ihre 
Zujammenfunft für die betreffende Gemeinſchaftsſphäre juriſtiſche Erheblichkeit 
babe, fich auch äußerlich als deren in beftimmter Meife verbundene Trägerin 
fund geben. Es fann daher gejeßlih und vertragsmäßig eine Reihe äußerer 
Formen feftitehen, deren Wahrung ed außer Zweifel ftellen joll, daß die be 
treffende Mehrheit in ihrer Verbundenheit und nicht ald Summe von Indi- 
viduen auftritt; ed kann nach außen durch den Gebrauch eines Folleftiven 
Namens, eined Zeichens oder einer Firma von vornherein ein Mittel gegeben 
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jein, die auf die Gemeinihaft bezüglichen Akte der verbundenen Mehrheit von 
anderen gemeinſamen Akten derjelben Mehrheit zu unterjcheiden; und es kann 
nach innen die Zuſammenkunft, Berathung und Beihlußfagung in den Ange- 
legenheiten der betreffenden Gemeinjhaft an beſtimmte Förmlichfeiten in Be 
zug auf Zeit, Ort, Ladung, Leitung, Verhandlung u. ſ. w. gebunden fein. 
Wie nun aber hierdurch bei Ausübung der Herrichaft über die Gemeinidafts- 
ſphäre der Einzelwille in Bezug auf die Form der Willenserklärung beſchränkt 
ift, jo kann er auch materiell in Bezug auf den Inhalt feines Wollens da- 
durch beſchränkt jein, daß für gewiße Fälle die Abwejenden durch die An- 
wejenden oder die Minderheit dur die Mehrheit gebunden werden. Sn der 
Möglichkeit von Mehrheitsbefhlügen liegt dann, jo gleichartig fie in der 
äußeren Erjheinung £forporativen Willensakten fein mögen, immer doch nur 
eine für einen ganzen Beziehungsfompler anticipirte Bindung des Individual- 
willene. Der Beſchluß bleibt aljo grundverfchieden von dem einheitlichen 
MWillensentichluß einer durch ihre Glieder funftionirenden Gemeinheit: er bleibt 
vielmehr die vertragsmäßige Vereinigung mehrerer Einzelwillen, die nur hierbei 
nicht vorausſetzungslos und jouverän, jondern behaftet mit der ganzen Fülle 
der von ihnen im Voraus bewilligten Beichränfungen und gebunden durch 
eine Reihe früherer für die Zukunft wirkjamer eventueller Willenserflärungen 
auftreten. Und deshalb ift auch der Inbegriff der Beftimmungen hierüber 
feine Verfaßung, welche Normen für die Offenbarung des einheitlichen Ge- 
meinwillens aufftellte, fondern die Summe der von dem Geſetz mit dem be- 
treffenden Rechtsverhältniß verknüpften oder aber vertragsmäßig begründeten 
Beziehungen der mehreren verbundenen Willen auf einander!?), Wenn nun 
aber jo die Mehrheit der berechtigten Perſonen identifch bleibt mit dem Nechts- 
ſubjekt als ſolchem, jo beruht jede Befugniß eines einzelnen Theilhabers oder 
einer andern Perſon, für die Gemeinihaft aufzutreten, auf einer ſei es ge- 
jeglich jei es durch Vollmacht begründeten Stellvertretung. Das im deutjchen 
Rechte herrichende Princip der freien Stellvertretung ermöglicht ed bier auf 
ſehr einfache Weife, die Stellung einer vertretungsbefugten Perſon der eines 
forporativen Organs äußerlich jehr ähnlich zu geftalten, ohne daß der Rahmen 
des jubjeftiven Repraejentationdverhältniges verlaßen und zu der Idee einer ver- 
fagungsmäßigen Berufung zu beftimmten Lebensfunftionen eines Organismus 
übergegangen zu werden brauchte. Kraft Gefeßes hat in beftimmtem Umfange 
der Ehemann, im Kreije der Schlüßelgewalt auch die Ehefrau das Ehepaar 


12) Bejonderd deutlich tritt dies Alles in den Verträgen der Ganerben hervor 
(vgl. oben N. 11). Ebenfo bei den MRhebereiverträgen und den Gefellichaftswerträ- 
gen des Handelsrechts, welche fchon der Spracdhgebrauh nie ald „Sapungen“ ober 
„Statute” bezeichnen wird, obwohl fie in allen erwähnten Beziehungen den Einzel« 
willen einer großen Zahl von Regeln, welhe ihn in der Form feiner Geltend- 
madung binden und in dem Umfange feiner Geltung beſchränken, im Voraus unter- 
werfen. 
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zu vertreten, jo daß ihre in diefer VBertretungsiphäre liegenden Einzelhandlungen 
ohne Weiteres für Beide und für das ganze Vermögen wirkſam werben. Ebenfo 
ift jeder offene Gejellihafter unmittelbar zur Vertretung der Gejellichaft be 
fugt, jo daß feine Handlungen direft die verbundene Mehrheit berechtigen oder 
verpflichten und direft das Gejellichaftsvermögen mehren oder mindern. Aber 
auch die Vertretung der Gejellihaft durch Profuriften und Handlungsbevoll- 
mächtigte wirft in derjelben Weiſe, während doch bei diefen die Idee der Or— 
ganſchaft durch die Gleichartigfeit des DVertretungsverhältniges mit der Ber 
tretung des Einzelkaufmanns von vornherein ausgejchlogen wird. Und fo ift 
überhaupt in allen Fällen, in welchen innerhalb einer Gemeinjchaft beftimmten 
Perjonen eine fcheinbar organische Stellung angewiefen wird, zulegt nur eine 
im deutichen Recht in weitem Umfange zuläßige Willensübertragung und Wil- 
lensvertretung vorhanden !?). Nicht eine höhere Willensordnung bringt der zur 
Geihäftsführung für eine Gemeinjchaftsjphäre berufene Einzelne den Andern 
gegenüber zur Darftellung: aber er ift der Träger der ihm für einen ganzen 
Beziehungsfompler freiwillig oder gezwungen anvertrauten Sonderwillen jeiner 
Mitberechtigten. Und nicht eine felbitändige Lebensiphäre des Ganzen wird 
durch Organifation zu einheitlicher Bethätigung befähigt: aber die gemein- 
ſchaftliche Sphäre wird dadurch noch geſchloßener und feiter als etwas rechtlich 
Beſonderes in den Verkehr geftellt, da ein Einzelner, wenn er befugtermapßen 
und in erfennbarer Weife ald Repraejentant der berechtigten Mehrheit auftritt, 
diefe Mehrheit unmittelbar in Bezug auf die Gemeinjhaftsiphäre berechtigt 
und verpflichtet. 

4. So ift denn das Refultat der Gemeinjhaftöbildung zwar niemals die 
Erhebung einer von der Mehrheit verjehiedenen Einheit zur Perjon, wohl aber 
eine mehr oder minder ftraffe Zufammenfaßung der Mehrheit zur Kollektiv— 
einheit. Dieje Einheit bleibt ald bloße Summe abhängig von den in ihr 
verbundenen &lementen, während die forporative Einheit als jelbitändige 
Eriftenz gar nicht berührt wird von dem Wechſel der Elemente, aus denen 
fi ihr Körper zufammenfegt. Allein in verjchiedener Weiſe kann auch hier 
der einheitliche Beftand des in der Gemeinjchaft ſich darjtellenden Rechtsfom- 


13) Das gilt z. B. auch von dem Disponenten oder Korreipondentrheder ber 
Rheberei (vgl. Th. I. 967); von dem Lehnöträger bei ber Belehnung zur gefamms 
ten Hand; von dem Träger einer getheilten Bauerhufe (oben S. 204), von dem 
Vertreter einer zur gefammten Hand befeßenen Herrfchaft (oben ©. 420 N. 52); 
von dem Senior und ben Angeftellten einer Ganerbidaft (oben N. 11; vgl. 
3. B. Mone Bd. 16 ©. 429 a. 5, wonach ein gemeiner Thorwart, ein Wächter 
und zwei Knechte für die Burg beftelt werden, welche ſchwören jollen, aim als dem 
andern . . ze unser jeklichs teil die Burg zu hüten und zu wahren; eine Stelle, 
die offenbar jeden Gedanken an korporative Aemter ausfchließt, obwol fie 
aus dem dad Sonderrecht fehr eng einjchränfenden Burgfrieden zu Homburg von 
1388 ijt). 
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pleres den die Individualität betreffenden Zufälligkeiten entzogen jein. Zu- 
nädhit ift da, wo das Weſen einer Verbindung von der Perjönlichkeit der 
Verbundenen jeine Beitimmung erhält, zwar die Individualität eines jeden 
einzelnen Theilnehmers für die Folleftive Einheit efjentiell, und dieje hört da- 
ber auf, mit fich identiich zu jein, fobald ein Einzelner ausfcheidet oder hin- 
zutritt. Allein wenn, wie 3. B. bei der offenen Handelsgejellihaft der Fall 
ift, der gejellichaftli verbundenen Mehrheit zugleich eine in fich gegliederte 
und geſchloßene Gemeinjhaftsiphäre von objektiver Bedeutung entipricht, kann 
troß der Aenderung der Perjonenmehrheit die Identität der Gemeinſchafts— 
iphäre gewahrt bleiben. Die Gejellihaft wird dann alfo, weil fie ja in jub- 
jeftiver Beziehung mit der Summe der Geſellſchafter zufammenfällt, eine 
andere, jobald ein Geſellſchafter ausfcheidet oder hinzutritt: allein die veränderte 
DPerjonenmehrheit kann unter derjelben Firma das Gejellihartsgefchäft unver- 
ändert fortführen, jo daß die gefammte Gemeinichaftsiphäre mit allen Rechten 
und Pflihten auch den neuen Gejellichafter unmittelbar ergreift und in jeder 
Beziehung in ihrer objektiven Einheit fortbeiteht. Sodann aber gibt ed andere 
Fälle, wo entweder (wie 3. B. bezüglich der Kommanditgejellichafter) theilweife 
oder (wie 3. B. bei der Ganerbſchaft und bei der Mitrhederei) durchaus die 
objektive Bafis für den Beſtand der Gemeinjchaft beitimmend ift, und wo 
daher der einheitliche Beitand des Nechtsverhältnißes jo lange überhaupt durch 
einen Wechſel der Subjefte nicht berührt wird, als dadurch die objektive Ver 
mögensbafis des Ganzen feine Veränderung erfährt. Inſoweit aljo ift das 
Subjekt bier nicht als eine Mehrheit beitimmter perfönlich verbundener Indi— 
viduen, jondern als die Mehrheit der durch die Antheilnahme an einer be- 
ftimmten Vermögensſphäre beftimmten Individuen determinirt. Es ift mithin 
3. B. bei der Rhederei für die Identität des Gemeinjchaftsverhältniges mit 
fich jelbft nur die Identität des in Antheile zerlegten Schiffövermögens wefent- 
lich, während das Eigenthum an diefen Antheilen die Perjönlichkeit der Sub» 
jefte ſchlechthin beſtimmt. Indem indeß die berechtigte Mehrheit der Subjefte 
wechjeln kann, ohne daß der einheitliche Beſtand des Rechtöverhältnikes alterirt 
würde, ift damit Feineswegs eine von ihren Gliedern losgelöfte forporative 
Einheit ald Subjekt gejeßt: Subjekt vielmehr iſt die zur Folleftiven Einheit 
zufammengefaßte Summe der Theilhaber, wobei nur deshalb, weil es fih um 
rein jachenrechtliche Antheile handelt, ſowol eine Univerfaliucceffion als eine 
Singularfucceffion in die Stellung als Theilhaber möglich ift. Unerheblich 
alio für den einheitlihen Beſtand des Ganzen ift nur die perjönliche Indivi- 
dualität, nicht aber überhaupt die inzeleriftenz der Träger; das Subjekt 
bleibt aud hier eine Mehrheit und deshalb an die Sonderiphären der Ein- 
zelnen, nur nicht an die Sphären bejtimmter Perfonen, fondern an die 
Sphären der Inhaber beftimmter Sachenrechte, gebunden. 
5. Weil dad Gemeinihaftsganze eine eigne Perfönlichkeit nicht hat, 
eriftirt auch eine bejondere Rechtsfähigkeit der Gemeinſchaft als jolder 
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nicht. Weil es aber von juriftiicher Erheblichkeit fein kann, daß eine beftimmte 
Befugniß oder Pfliht der Mehrheit entweder nur in ihrer jo und jo be 
ſchaffenen Berbundenheit oder aber als Beftandtheil einer jo und jo qualifi- 
eirten objektiven Einheit zufteht, vermag auch die Fähigkeit der Mehrheit, in 
ihrer gejellihaftlichen Verbundenheit oder in Bezug auf einen beftimmten ob- 
jeftiv abgefonderten Kreis Subjekt von Rechten und Pflichten zu werden, fi 
in einer eigenthümlichen und an die forporative Rechtsfähigkeit Außerlich her- 
anftreifenden Form auszuprägen. Schon durd den Gebrauch eines bejonderen 
Namens, Zeichens oder Siegeld, einer Marke oder Firma kann die verbundene 
Mehrheit fih als £olleftive Einheit fundgeben. Sie fann dann unter diejer 
Bezeichnung rechts. und gerichtöfähig fein, wie 3. B. das deutſche Handelöge- 
ſetzbuch von der Handelsgefellichaft jagt, daß fie „unter ihrer Firma Rechte 
erwerben und Berbindlichfeiten eingehen, Eigenthum und andere dingliche 
Rechte an Grundftücden erwerben, vor Gericht Elagen und verklagt werden“ 
fann. Ihr kann in demjelben Sinne ein eigner Wohnfig und ein eigner 
Gerihtsitand zugefchrieben werden. Dies Alles aber bedeutet nicht, daß eine 
bejondere Perjönlichkeit des Ganzen mit einheitlihem Namen und Domicil be» 
ſteht und als ſolche rechtsfähig ift. Vielmehr wird der Mehrheit nur eine 
kollektive Rechtsfähigkeit in der Weije zugefchrieben, daß fie, jobald fie die hier- 
auf gerichtete Abficht in gehöriger Weije Eundgibt, mit den durch das be 
treffende Gemeinjhaftsverhältnig bedingten näheren Modalitäten Subjekt wird. 
Sie wird dann aljo nicht als Mehrheit von Individuen ſchlechthin berechtigt 
und verpflichtet, jondern Rechte und Pflichten werden theild dadurch, daß fie 
ihr in ihrer gejellichaftlihen Verbundenheit zufallen, theils dadurch, daß fie 
ohne Weiteres zu Beitandtheilen einer bejonderd beſchaffenen Gemeinichafts- 
jphäre werden, eigenthümlich gefärbt. Name, Firma und Zeichen find, wie 
fie auch ſchon äußerlich nicht Eorporative, jondern Folleftive Natur zu haben 
pflegen, nur ein Mittel, um in fichtbarer Weife den jo zufammengehaltenen 
Kompler von Rechten und Pflichten der Mehrheit gegen andere Rechte und 
Pflichten derſelben Perfonen abzugrenzen. Und Wohnfig, Gerichtsſtand 
und Gerichtöfähigkeit der Gemeinſchaft bedeuten gleichfalls nur, daß die Mehr- 
beit bezüglich des ganzen Komplexes von Rechten und Pflichten, die durch die 
Beziehung auf das betreffende Gemeinjchaftsverhältnig zujammenhängen, ein 
folleftived Domicil hat und Eolleftiv Elagen und verklagt werden fann. So 
entfteht denn auch als Reſultat der Eollektiven Rechtsfähigleit nur eine ge 
meinfchaftliche, nicht eine gemeinheitliche Rechtsſphäre. Diefelbe ift weder Aus- 
flug noch Baſis einer bejonderen Perjönlichkeit, jondern fie bildet das Herr- 
ichaftögebiet einer Perjonenmehrheit. Allein fie ift freilich ein relativ jelb- 
ftändiger und abgejonderter, mit juriftiih erheblichen Dualitäten befleideter 
Inbegriff, der von etwaigen fonftigen gemeinichaftlihen Rechten derſelben Mebhr- 
beit und von den Sonderfphären der Einzelnen fi ſcharf unterſcheidet und 
abhebt. Wenn daher von einer Befugnig oder Pflicht ausgejagt wird, daß 
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eine beitimmte Gejellihaft oder Gemeinſchaft, von einer andern, daß die jene 
Gejellihaft bildenden mehreren Perfonen ihr Subjekt jeien: fo ift damit zwar 
feine Verjchiedenheit des Subjefts, dennoch aber möglicherweije eine jehr er- 
hebliche rechtliche Verſchiedenheit ausgefagt. Denn diejelbe Mehrheit ift in 
beiden Fällen Subjekt; in dem einen Falle aber fällt das betreffende Recht 
ohne jede weitere Beftimmtheit in die mehreren Individualfphären, in dem 
andern Falle ift es der Mehrheit jo zugefchrieben, daß dieje es nur unter Bor- 
ausjegung einer Reihe von Bindungen und Beſchränkungen Eines dur den 
Andern befigt und daß es vielleicht überdies als Zubehör eines beftimmten 
Sondervermögend an allen deſſen rechtlihen Eigenjchaften und Scidjalen 
Theil nimmt!t), Offenbar fteht der zweite Fall einer forporativen Berechtigung 
näber als der erjte: beide jedoch ftehen einander näher als einer von ihnen der 
forporativen Berechtigung. Denn in beiden Fällen ift das Subjekt dasjelbe 
und nur die Modalitäten der Verknüpfung des Rechtes mit jeinem Subjekt 
find verſchieden. Da aber zulegt alles Recht feinen Endpunkt in einer ein- 
beitlihen Perfönlichkeit finden muß, fo fann bei dem gemeinjchaftlihen Recht 
alle Einheit, die durch die folleftive Zujammenfagung einerjeitd und die ge- 
meinjame Abjonderung des jo Zufammengefaßten andrerjeits in die Mehrheits- 
berehtigung hineingetragen wird, nur eine relative und provijorijche Be— 
deutung haben. 

6. Wie mit der Rechtsfähigkeit, jo verhält es fih mit der Willens. 
und Handlungsfähigkfeit. Die Gemeinihaft Fann nicht als eine 
jelbftändige Wejenheit wollen, aber durch eine Reihe von Willensbindungen 
und Willensübertragungen kann von vornherein eine gewiße Einheitlichfeit des 
Mehrheitswillens gefichert ſein. Und die Gemeinjchaft fann nicht als eine 
Einperjönlichkeit durh Organe handeln, aber indem entweder die Mehrheit 
jelbft oder die zur Vertretung berufenen Einzelnen unter Anwendung be 
ftimmter Formen mit unmittelbarer Wirkung für die Gemeinjphäre zu han— 
deln vermögen, nehmen alle Rechtshandlungen, welche fi) auf die Gemeinjphäre 
beziehen, einen mehr oder minder einheitlichen und unterſcheidenden Charakter 
an. Es entjteht ein mehr oder minder umfangreicher, nad aupen abgegrenzter 


”) Man fee 3. B. ben Fall, A und B bilden unter der Firma A unb Co. 
eine offene Handelägejellichaft und befigen als folche eine Fabrik, während fie über- 
dies Miteigenthümer eines Privatwohnhaufes find. Haus und Fabrik gehören dem- 
felben Subjelt: der Perfonenmehrheit A und B. Aber das Haus befigen beide ald 
zwei nicht weiter beflimmte Individuen, die Fabrik in ihrer gefellihaftlichen Ge— 
ichäftsverbindung. Und das Haus befigen fie Jeder dergeftalt zur Hälfte, daß bie 
ideelle Hälfte an ber körperlichen Sache in ihrer ganzen Unmittelbarkeit in bie In— 
dividualjphäre eined Jeden fällt; die Fabrik dagegen bildet zunächft einen Theil des 
Gejellichyaftsvermögens, und nur an dem Werthe diejed Vermögens in feiner Ein- 
beit befigt Jeder die ideelle Hälfte, während die Fabrik als körperliche Sache Feines« 
wegs in getrennte ideelle Hälften auseinanderfällt. 
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Kompler von rechtlichen Thätigfeiten, weldher zwar nicht den Inhalt eines be- 
fonderen Perjonendajeins bildet, wohl aber im Verhältniß zu dem übrigen 
Leben der für ihn thätigen Perjonen eine befondere rechtliche Bedeutung hat. 

IV. Was nun aber endlich die mannichjache Bejonderheit der einzelnen 
Rechtsverhältniße angeht, welde durd die Anwendung des fo geftalte- 
ten deutſchen Gemeinjchafsbegriffes in feinen hundertfachen Schattirungen ent- 
ſtehen, jo eröffnet ſich hier dem Blick ein kaum überjehbares Gebiet der bunteften 
und nad) dem verſchiedenſten Richtungen hin auseinanderlaufenden Geitaltungen, 
deren Betrachtung eine ebenjo umfangreiche Unterjuhung wie die des Körper: 
ichaftsrechtes jelber fordern würde. Es mögen daher hier nur noch die oberften 
Gefichtspunfte für die Unterordnung der weit von einander divergirenden Ein« 
zelverhältnige unter die aufgeftellten leitenden Gedanken angegeben werden. 

Die dem Gemeinſchaftsrecht angehörigen Nechteverhältnige gruppiren fich 
der obigen Darftellung gemäß einerfeits nad) der VBerjchiedenheit des perjön- 
lichen Bandes und andrerjeits nad) der Werjchiedenheit des als gemeinjchaftlich 
gejegten Objektes. 

1. Nach der Verſchiedenheit des perfönlichen Bandes haben wir vor 
Allem diejenigen Gemeinfchaften, bei denen die Perjoneuverbindung über- 
haupt eine jelbjtändige Bedeutung hat, von denjenigen Gemeinſchaften zu 
jondern, bei welchen eine Perfonenverbindung nur ald Ausflug oder doch nur 
in Anla einer Objeftsgemeinjchaft bervortritt. In die leßtere Kategorie, 
weldhe dem römijchen Begriffe der communio entipricht, gehören nicht nur 
alle dur Zufall, Erbgang .oder einen auf diefes beftimmte Objekt beichränften 
Bertragswillen entitandenen einfachen Mitberehtigungs- und Mitverpflichtunge- 
verhältniße, fondern auch ſolche Gemeinjchaften zur gefammten Hand, bei welchen 
die gefammte Hand nur zum Behuf der Herjtellung diejer einzelnen Objektsge— 
meinjchaft gebildet ift. Dagegen umfaßt die andere Kategorie, welche dem römi- 
ſchen Begriff der societas im weiteften Sinne entipricht, alle Gemeinschaften, bei 
welchen die Mehrheit der Subjefte durd ein nicht oder doch nicht ausſchließlich 
von der objektiven Seite ber beftimmtes Perjonenband verfnüpft wird. Diefe 
Gemeinſchaften theilen fich weiter in natürlich-fittliche und in vertragsmäßige Ver: 
bindungen. Die erſteren haben ihre Stelle vornemlih im Familienrecht, fie 
fönnen aber auch im öffentlichen Recht als Ausfluß einer Biftoriichen Ent- 
wicklung hervortreten. Die leßteren zerfallen wieder in öffentlichrechtliche und 
in privatrechtlihe Verbindungen. Im öffentlichen Recht gehören hierher alle 
Bundesverhältnige, die es nicht bis zum Eonftituirten Bundesgemeinwefen 
bringen. Bon dem einfachen, auf einen einzelnen Zwed gerichteten Allianz. 
vertrage bis aufwärts zu einem die Souveränität der verbündeten Mächte all- 
jeitig umſtrickenden und zurüddrängenden Bündniß können jie die mannich— 
fachſten Stufen durchlaufen, auf denen immer noch feine Gejammtperjönlid- 
feit über den Gliedern entjteht, die verbündete Mehrheit aber für einen im 
Voraus feitgefegten größeren Beziehungstompler nach außen als Kollektivmacht 
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auftritt und nad) innen dur Forporationsähnliche Einrichtungen, wie regel- 
mäßige Zufammenfünfte, geordnete Borfteherjhaft, Austragsgerichte, gemein- 
ichaftliche Beſchluß und Zwangsgewalt, gemeinjames Heered- und Finanz 
wefen, feſt normirte gegenjeitige Hülfepflicht und organifirten gemeinfamen In- 
tereſſenſchutz, fi als ein das Einzelrecht beichränfendes Kollektivganze geltend 
macht!d). Im Privatrecht aber gehören hierher alle Gejellichaften, welche 
nicht bis zur Genoßenſchaft cder zum Fforporativen Verein entwidelt find!®). 
Don der einfachen Vergefellihaftung für ein einzelnes Geſchäft bis zu den ver- 
fchiedenen Formen der eigentlihen Dandelögejellihaft und den fonftigen für 
dauernde und umfahende Zwecke errichteten deutſchrechtlichen Gejellihaften find 
fie der mannichfachſten Schattirungen und Unterabtheilungen fähig. Und da— 
bei zeigt fih au bier eine jo große Dehnbarkeit des Begriffes des vertrags- 
mäßigen Gejellihaftsbandes, dat darin nebeneinander eine der römischen So— 
cietätsobligation entſprechende Einzelbeziehung zwiſchen zwei Individuen und 
eine dem forporativen Organismus fih nah außen und innen annähernde 
Verknüpfung vieler Perfonen zu einer Eolleftiven Perfoneneinheit Platz Haben. 

2. Nah der Verfchiedenheit des als gemeinjchaftlich gefeßten Objektes 
ergeben fich jo vielerlei Gemeinſchaftsverhältniße, ald es durch ihr Objekt un- 
gleichartig beitimmte Rechtsverhältniße gibt, die für eine Mehrheit von Sub- 
jeften, jei e8 num als Folge fei e8 als Bafis ihrer Verbindung, begründet jein 
fönnen. 

In mannihfachiter Weife zunächſt fonnte im Mittelalter politifches 
Recht gemeinihaftlich fein. Herrichaftsrehte über gemeinfam eroberte oder 
erworbene Gebiete famen als gemeinjchaftliches Recht einer Mehrheit verbün- 
deter Mächte vor!?). Das Fürſtenamt und die Landeshoheit wurden, bevor 
die Entwidelung des regierenden Haufes zu einer Einheit mit einem einzigen 
Haupte vollendet war, vielfah von mehreren Gefammthändern gemeinſchaftlich 


15) Vergl. oben $ 30 ©. 835 f. 

6) Daß manche Gejellihaften, welche ber älteren Zeit entfiammen, wie z. B. 
bie Ganerbſchaften (Note 11), ſowol als politifhe Einungen wie ald VBermögend- 
gejellihaften erfcheinen und deshalb gleichzeitig in das öffentliche und private Recht 
gehören können, bedarf nur des Hinweiſes. Daher fchwanten z. B. bei den Gan- 
erbenverträgen die Aelteren, ob fie diefelben zu den „foedera‘‘, „societates‘, pacta 
successoria* oder mozu fonft rechnen follen; Besold, de foeder. c. 5 nr. 5; 
Stryck a. a. D. 865. 

17) Vgl. oben ©. 849 f., bei. über die gemeinen Vogteien und Herrſchaften in 
der Schweiz. Vgl. au Urf. v. 1365 b. Boehmer 694; 3 Herren und 4 Stäbte 
treffen ein Webereinfommen wegen einer gemeinfchaftlich eroberten Stadt und zweier 
Burgen. Kein Herr oder Stabt darf sin teyl an diesen sloszen virkeufen, vir- 
setzen, viruszern. Bejchlüße werben mit Stimmenmehr gefaßt. Jeder Theil er- 
hält von den Einnahmen und gibt zu den Ausgaben zu sinem siebenden teyle, 
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bejegen 18). Aus jeder Grundeigenthumsgemeinſchaft folgte zugleich eine Ge- 
meinſchaft der mancherlei mit Grund und Boden verfnüpften politischen Rechte 
und Pflichten. Und auch für fi allein konnten patrimoniale Gewalten aller 
Art, Gerichte, Vogteien, Aemter, Patronatrechte, Zollrchte, Regalgerechtig: 
feiten u. j. w. einer Perjonenmehrheit zuftehen. In allen diefen Fällen jedoch 
wurde die Gemeinihaft durchaus nad) Analogie einer Eigenthumsgemeinſchaft 
behandelt, wie fie ja aäuch entweder Beſtandtheil einer folhen war, oder aber 
aus dem gemeinfchaftlichen eignen oder geliehenen Recht an einer ald Ver. 
mögensſtück aufgefaßten Gewalt entiprang!?). Deshalb vermochten auch der— 
artige Gemeinjhaftsverhältnige die Durd;führung des Stantsgedanfens ent- 
weder nur in der Form völferrechtlicher Gemeinjchaften oder aber in Bezug 
auf einzelne den Charakter von Patrimonialrechten nach wie vor bewahrende 
öffentliche Nechte zu überleben. In beiten Fällen aber trifft für fie aud 
jpäter die Analogie der Eigenthbumsgemeinjchaft zu, jo daß ihr Prinzip dem 
Privatreht zu entnehmen iſt. Dagegen fann injoweit, als die ftaatliche 
Natur des öffentlichen Rechtes ſich durchſetzt, von gemeinfchaftlicher politischer 
Berechtigung oder Verpflichtung einer Perjonenmehrheit überhaupt nicht mehr 


18) Schulze, Erfigeburt ©. 235 —240. 

19) So lange und jo weit die öffentliche Natur eines Amtes oder Rechtes dem 
feudalen Umbildungsproceß widerftaud, hielt man an der Untheilbarkeit deſſelben 
mitunter auch dann noch feft, als Die Idee des eignen oder gelichenen Beſitzes 
daran im Uebrigen fchon durchgedrungen war. Dann findet fi auch wohl die 
Möglichkeit des gemeinschaftlichen oder Antheilbefiges an ſolchem Recht verneint, 
wie 3. B. nach dem Sachſenſpiegel III, 53 $ 3 u. 64 8 5 das geliehene Gericht 
nicht theilbar und nad) dem ſächſ. Lehur. 71 $ 4 auch ein Gefammtlehen am Ge 
richt unzuläßig if. Vgl. Befeler a. a. O. Ill. 115 Homeyer II, 2. 537. Und 
ebenfo wird durch folche Untheilbarkeit das ſich entwidelnde Erbrecht zuvörderſt ber 
ftimmt und gebunden. Mehr und mehr indeß dringt im Laufe ber Zeit auch an 
ben gerichtlichen und allen anderen öffentlichen Gewalten die Möglichfeit des gemein- 
Ichaftlichen Befites, der Belehnung zur gefammten Hand und der Erbengemein- 
ichaft durch. Die fei ed ungetheilte fei es quotenweife Gemeinfhaft erfaßt dann 
die Subjtanz des Rechts und beffen nußbare Seite, während das Recht auf that- 
ſächliche Ausübung der darin enthaltenen politiichen Gewalt zunächft Einem zu ver 
bleiben pflegt. Allein mehr und mehr wird auch dieſes Necht ald gemeinfam ange 
jehen, e8 wird daher abwechfelnd oder Eollektiv oder nach gemeinſchaftlicher Inftruftion 
von einem Vertreter ausgeübt, bis zulegt die reale Theilung der Ausübung nad 
räumlichen Bezirken oder nach Einzelbefugnißen möglich wird. Vgl. Tb. I. 212 — 
213. 302 N. 3. 413 N. 20. 423 N. 44; oben ©. 419-420. Schulze, Erſt⸗ 
geburt 95 f. 156 f. 228 f. 251 f. 320 fi Homeyer IL, 2. 537. — Auch Kom- 
patrone find bezüglih der Subftang des Patronatrechtes antheilsberechtigt: Die 
Ausübung des Praefentationsrechtes aber erfolgt entweder durch Alle nebeneinander, 
oder dur die Einzelnen abwechjelnd, oder durch Alle nad Mehrheitsbeſchluß; c. 3 
X de jure patron. (3,38); Cl. 2 eod. (3,12). 
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die Nede fein. Denn nunmehr ift mit den Begriffen der öffentlichen Gewalt, 
des Amtes, der ftantsbürgerlichen Rechte und Pflichten u. ſ. w. zugleich noth- 
wendig die Einheitlichkeit ihrer Subjekte gegeben. Es ftehen ſich überall AN- 
gemeinperjönlichkeiten und deren Glieder gegenüber, jo daß zwiſchen dem Ein- 
zelnen und dem Staat nur organische Einheiten, nicht aber kollektive Mehr. 
heiten als Subjefte des öffentlichen Rechtes denkbar find. Höchſtens können 
zur Ausübung einzelner öffentlicher Funktionen mehrere Perfonen in Eollektiver 
Verbundenheit berufen werden. Das aber ift nicht kollektive politifche Rechts- 
jubjektivität, jondern kollektive politifche Organſchaft, jo daß darin nicht das 
Gegenbild der politiihen Körperfchaft, fondern das Gegenbild des politischen 
Kollegiums gegeben ift. 

Im Privatrecht iſt e8 die Eigenthumsgemeinfhaft, welde die 
verſchiedenen Typen der gemeinfchaftlichen Berechtigung am Vollftändigften in 
ſich ausprägt. Alle andern gemeinichaftlihen Rechte finden darin ihr Vor. 
bild; fie find im Grunde in der Eigenthumsgemeinſchaft enthalten und laßen 
fih als aus ihr herausgenommene und verjelbftändigte Stüde auffaßen. Dies 
gilt insbeſondere vom gemeinfchaftlichen Lehnrecht und bäuerlichen Befigredht, 
jewie überhaupt von allen im Gemeinbeiig ftehenden dinglichen Rechten, von 
gemeinfamen Nußungsrehten, Zinsrechten, NRegalgerechtigfeiten u. ſ. w.?%). 
Ebenjo aber gilt es von allen jelbitändigen Gerechtigfeiten, die einer Mehrheit 
zuftehen?!). Und endlid gilt es mehr oder minder auch von gemeinjamen 
Forderungsrechten, indem aud bei dieſen, joweit ihre Natur nicht entgegen- 
ftand, ganz ähnliche Modalitäten der Mitberechtigung Platz greifen 
fonnten 22). 

Das gemeinfhaftlihe Eigentbum nun aber fam in einer Fülle ver- 
ihiedenartiger Typen vor. Den Hauptgegenfag bildete auch bier das einfache 
Miteigentbum und das Gigenthum der gejammten Hand: dazwiſchen 
lagen mancherlei Formen, bei denen in einigen Beziehungen das Prinzip der 
Antheilsberehtigung und in anderen Beziehungen das Prinzip der Geſammthand 
zur Geltung gelangte??). Das einfache Miteigentbum, welches von je an 


20) Bgl. Stobbe, 2. f. Rechtegeih. IV. 212. 

21) Bol. oben Note 19. 

22) Bol. Stobbe a.a.D. und zur Gefch. des deutſchen Vertragsrechts S. 174. 

23) Vol, darüber bef. die Abb. v. Stobbe, Miteigenthum u. gefammte Hand, in 
der Zeitichr. f. Rechtsgeſch. IV. 207 —248. Doch faßt Stobbe den Gegenfag zu 
ausihließlih auf, und fieht überdies zu einfeitig das Kriterium der Geſammthand 
in dem Nichtvorhandenfein ideeller Antheile. Die gefammte Hand fließt nicht jede 
Duotentheilung, fondern nur die burchgreifende Theilung in getrennte Antheile aus. 
Bol. auch Homeyer a. a. DO. ©. 462—463 u. wad Stobbe ſelbſt ©. 235 be- 
merkt. Deshalb darf man mit Fug und Recht auch, wie 3. B. Befeler thut, bie 
Ganerbichaft und die Rhederei, oder, wie Runge thut, das Hanbelögefellichafts- 
vermögen zur gefammten Hand rechnen, während doc hier unzweifelhaft ibeelle An. 
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Objekten der verjchiedenften Art möglich war?*), beruht in feiner reinen und 
ftrengen Durchführung auf der Zerlegung der Eigenthumsiphäre in mehrere 
von einander vollfommen getrennte und als jelbftändige Individualrechte be- 
ſeßene ideelle Antheilsjphären. Und vaffelbe gilt von jeder anderen nad) dem 
Vorbild des Miteigenthbums Eonftruirten Mitberechtigung. Hier entfteht alſo 
für jeden Einzelnen ein freies, veräußerliches und vererbliches Quotenrecht, 
während das Recht im Ganzen nichts ald die Summe diejer Quotenrechte ift. 
Soweit daher eine Verfügung über den Antheil und eine dem Antheil entipre- 
chende Nugung möglich ift, ohne die Antheilsrechte der Anderen zu berühren, ift der 
individuelle Wille unbeſchränkt; foweit dagegen e8 fi um Verfügung oder Gebraud) 
handelt, welche Die Sache oder das Recht im Ganzen treffen, müßen die individuellen 
Willen der Teilhaber fih zu gemeinjchaftlicher Thätigkeit vereinigen; und jo» 
weit ein Konflikt der mehreren Willen nicht durch freie Uebereinftimmung ge 
löft wird, hilft das einem jeden Theilhaber unverfümmerte Recht, jederzeit 
Theilung oder Auseinanderjeßung zu verlangen. Dieſem Rechtsverhältniß ſteht 
als entgegengefeßtes Extrem die gefammte Hand in ihrer reinen und ftrengen 
Form entgegen, wie fie fih namentlih bei dem urfprünglichen mit voller 
Wohnungs und Lebensgemeinjchaft verbundenen Gemeinbefig an Häuſern, 
Burgen, Lehen und Bauergütern, fodann auch bei der ehelichen Gemeinjchaft 
und zum Theil aud) bei der urjprünglichen Form der gemeinfchaftlichen Re- 
gierungen verwirklicht findet?®). Hier tritt eine Oetheiltheit der Eigenthums- 
ſphäre beziehungsweife des jonft etwa den Gegenftand der Gemeinjchaft bil— 
denden Rechts überhaupt nicht zu Tage. Im Hintergrunde freilich ſchlum— 
mert die Idee der Antheile auch bier, wie ja jelbitverftändlih, wenn das 
Subjeft eine Mehrheit ift, zulegt immer auch mehrfaches Recht vorhanden fein 
muß. Wenn daher das einigende Band fortfällt, jo tritt fofort ein Mit- 
eigentbum nach Antheilen hervor, und wenn ter Einzelne befugtermaßen ſich 
aus der Gemeinjchaft löſt, jo gebührt ihm eine Duote, die jeiner bis dahin 
unabgeſchiedenen Mitberechtigung entjpricht 2%). Allein jo Tange die gefammte 
Hand dauert, fehlt es durchaus an der Vorftellung getrennter Antheile??). 
Es ift die Mehrheit in ihrer Verbindung zur kollektiven Einheit, welche alle 
Eigenthumsbefugnifle hat und ausübt. Und nur als Mitträger diefer Kol- 


theife beitehen. Denn auch bei biefen Verhältnißen tft e8 die „gefammte Hand”, 
d. h. die Berechtigung der Subjekte in einer gewißen Verbundenheit, welche, wenn 
auch nicht allein, die Behandlung der Antheile als für ſich beftehender Miteigenthums- 
quoten hindert. 

29 Vol. Stobbe a. a. D. 221. 224 f. Homeyer a. a. D. 464 f. 

2) Stobbe S. 228 f. Homeyer ©. 457 f. Schulze ©. 237. 

26) Stobbe a. a. DO. ©. 235. 

2) Wie die befannte Etelle des ſächſ. Lehr. 32 $ 3 dies unzweideutig bei 
ber Belehnung zur gefammten Hand fagt: wende des die man nenen deil 
untvangen ne hevet, des ne mach he nenen deil lien noch laten. 
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leftiviphäre hat der Einzelne an dem gemeinjchaftlichen Objekte Theil. Des— 
halb befigt der einzelne Gejammthänder, da er zu Allem nur in der Berbin- 
dung mit den Antern befugt ift, gar fein für ſich veräußerliches und vererb- 
liches Sonderrecht. Es Fann daher für fi) allein weder über einen Theil, da 
ja ein folder für ihm nicht abgetrennt ift, noch über das Ganze, das ja eben 
nicht ihm allein gehört, verfügen?®). Dagegen ift er in der ihm durch die 
Geſammthand angewiefenen Stellung zu allen Eigenthumshandlungen bezüglich 
des ganzen Objektes befugt, fei ed nun, daß er im ungetheilter Gemeinichaft 
mit Allen handelt, ſei es, da er Fraft des die Gefammthand beherrſchenden 
Rechtsverhältnißes handelnd die Andern repraejentirt. Im Folge defien treffen 
alle Einzelhandlungen und Einzelverfügungen eines Gefammthänders die Ge 
meinſchaft entweder überhaupt nicht oder in vollem Umfange Wie weit aber 
das Letztere der Fall ift, wie weit daher z. B. auch Schulden des Einzelnen 
die Gemeinschaft vwerpflichten?®) und ſelbſt Verbrechen des Einzelnen die Ge 
jammthand ergreifen fönnen3®), das entſcheidet fi nad der Natur der per- 
fönlihen Berbindung und der dem Einzelnen in dieſer zufommenden Stel- 
lung’). Die Wirkung für das Ganze alſo tritt auch hier wieder nicht des— 
halb ein, weil der Einzelne über irgend ein Stüd defjelben als ifolirtes In— 
dividuum Macht hätte, ſondern deshalb, weil die kollektive Einheit fi in 
jedem ihrer Mitträger oder doch in beftimmten hervorragenden Mitträgern nach 
außen bin manifeftirt. Mit der Verneinung eines individuellen Antheils ift 
natürlich aud die Möglichkeit, von Todes wegen über das Theilnahmerecht zu 


23) Sächſ. Lehner. a, 58 1.32 83. Homeyer©. 458. Stobbe ©. 231 f. 

29) Bgl. Stobbe ©. 231 f., wo auch Beiſpiele der gerichtlichen Verabredung 
und Eintragung einer Beichränfung ber Verſchuldungsmöglichleit bis zum Belauf 
der Quote oder einer beftimmten Summe mitgetheilt werben. 

9%) Bol. Stobbe S. 233. Charakteriftiih ift auch hier, daß, während die 
ſchuldhafte Handlung des Miteigentpümers immer nur Bolgen für feinen Antheil 
"haben kann, die des Gelammthänders entweder überhaupt nicht für die Gemein- 
ſchaftsſphäre oder aber für das Ganze wirkt, 

3) Deshalb ift 3. B. im ehelichen Güterrecht dies ein Hauptpunft, in bem fich 
die ungleiche Stellung der Ehelente zeigt. Denn bie Gemeinſchaft haftet eben für 
die Handlungen eines Ehegatten nur, foweit in diefem bie Einheit des Ehepaare 
fich barftellt, dann aber fofort ganz und nie blos zu einem ideellen Theile So 
beruht auch in andern Gemeinfchaftsverhäftnißen es ftetd auf einer Repraejentation 
Aller durch Einen, wenn jeder Einzelne mit rechtlicher Wirkung für dad ganze und 
ungetheilte Objekt zu handeln vermag. Am beutlichften tritt bies bei der ofjenen 
Hanbeldgefellichaft hervor, bei welcher kraft formaler und unbeichränfbarer Reprae- 
jentation Aller durch eben bie Einzelhandlung unmittelbar für das Gejelljchafte- 
vermögen, nie aber blos für einen Theil deſſelben wirkt, unb bei welcher baber, 
wenn diefe Vertretungsbefugniß unter Beobadhtung der gehörigen Bormen einem 
Gefellfchafter entzogen ift, jede Erbeblichkeit feiner Handlungen für das Gefellichafts- 
vermögen fortfällt. 
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disponiren, verneint3?). Aber auch das geſetzliche Individualerbrecht kann ten 
unausgefchiedenen Antheil nicht ergreifen, vielmehr kommt e3 auch hier auf die 
befonderen Feſtſetzungen der einzelnen Geſammthand an, inwiefern in bie 
Stelle des verjtorbenen Geſammthänders bejtimmte Perjonen als Rechtsnach— 
folger einrüden. Gewöhnlich ift eine folhe Nachfolge zu Gunſten der De 
jcendenten beftimmt?°). Soweit dann aber ein folder Fall nicht vorliegt, 
tritt nach dem ftrengen und reinen Princip der Folleftiven Einheit die Kon« 
folidation zu Gunften der andern Gelammthänder ein®*). Hierin wird nur 
die volle Konjequenz einer Anjchauung gezogen, wonach das Subjekt die zur 
folleftiven Einheit verbundene Perjonenmehrheit ift. Denn wenn diejes Sub— 
jeft durch Fortfall eines jeiner Träger verändert wird, jo wird es doch jo 
lange nicht vollfommen zerftört, ald eine der zur Summe zujammengefaßten 
Sndividualitäten vorhanden iſt. Mithin feßen die übrigbleibenden oder aud) 
ter allein übrigbleibende Gejammthänder jet für ſich das Recht fort, 
welches an der ungetheilten Gemeiniphäre beitand??). Dieſes Konjolidationd- 
princip kann indeß nur jo weit Plaß greifen, ald das ganze Rechtsverhältniß 
von der Seite der Perjönlichkeit beftimmt wird. Denn nur ınfoweit fann 
das in der Geſammthand ja nicht negirte, fondern nur gebundene und zurück— 
gedrängte Sonderrecht mit dem Tode oder dody mit dem Tode ohne Nachkommen, 
welche die Perjönlichfeit direkt Fortjegen Fönnten, ohne Weiteres gleich allen 
höchſt perjönlichen Rechten erlöjhen. Bereinbar aber ift es auch mit dem 
22, Stobbe ©. 234. Anders im Falle der Zuftimmung ber Uebrigen (1327 
b. Gudenus V. 1014: Niemand kann feine Srau bewidmen mit gemeinen lehen, 
da he ganerben zu hat... ez ensi ouch mit willen... der ganerben). 

3) So bei der Belehnung zur gefammten Hand, Homeyer S. 459. Aud 
fonft oft bei der Gefammthand, Stobbe S. 236 u, 242, Mitunter bei Ganerb» 
haften, oben Note 11. In gewißem Sinne auch bei der ehelichen Gemeinjchaft. 

3) So bei der Gefammtbelehnung, bei der gefammten Hand an Bauergütern 
(unten Note 41), bei der Ganerbſchaft (oben Note I1), bei ber ehelichen Gemein- 
ſchaft des fränkiſchen Rechts und bei vielen anderen zum Theil gerade um biefed 
gegenfeitigen Anfallsrechtes willen eingegangenen Gemeinberfchaften. Bgl. Homeyer 
S. 459-460. Stobbe S. 236—241 u. befonders auch das von ihm ©. 217 f. 
befprochene Magdeburger Schöffenurtel, wonach ein Erbzindgut, das einer Frau in 
Gemeinschaft mit ihrem Manne geliehen war, nad) dem Tode des Mannes dann, 
wenn ed ihnen „yn sampt mete‘’ geliehen war, ganz, fonft aber nur halb an die 
Frau fallen fol. Auf demjelben Grundgedanken aber beruht ja auch, wie Bejeler 
Erbv. I. 88 f. nachgewiejen hat, Die Anwendung ber gefammten Hand bei der Ver— 
gabung von Todes wegen. Und ebenfo fpäter bei den Erbverbrüberungen. 

35) Das Rechtsſubjekt, welches bisher aud zwei Perfonen bejtand, wird nun 
auf eine Perfen reducirt (Stobbe ©. 219). Bon der Idee eined Erbrechts in ben 
Antheil des Andern ift natürlich Anfangs nicht die Nede, diefe Torftellung kommt 


erſt Hinein, ald man bie alte Auffaßung verloren bat (vgl. aber 5. B. umten 
Note 41). 
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Princip der Gefammthand, daß in dem Einzelrecht die rein fachenrechtliche Seite 
als vererblich anerkannt wird, während doch die Theilnahme an der Gefammt- 
band als jolhe an die Perjönlichkeit gebunden bleibt). — Eriftirt nun fo 
bei den reinen Kormen der Gefammthand ein getrenntes Sonderrecht der Ein- 
zelnen nicht, jo bat die Mehrheit der Subjekte in ihrer Verbundenheit und 
deshalb entweder unter ungetrennter und unmittelbarer Betheiligung Aller 
oder in der Vertretung dur ein dazu berufenes Haupt oder auch im ber 
Vertretung durch den einzelnen Gejammthänder, joweit dies feftgejegt iſt, das 
gemeinjchaftliche Recht ungetheilt auszuüben. Deshalb entipricht insbejondere 
der alten Geſammthand eine unmittelbare Gemeinſchaft des Befiges und der 
Nutzung, wie fie noch heute der ehelichen Gütergemeinfchaft forrefpondirt, ehemals 
aber in vielen anderen Fällen in der Form einer ungeſchiedenen Wohnungs- 
und Wirthihaftsgemeinihaft, als ſog. „ungejchiedener Rauch“, als „Gemein: 
Ichaft des Brodes und Salzes“ u. |. w. eintrat?”). Die Gefammthänder 
haben eben „mit gejammter Hand“ die Sache oder das Recht in „gleicher” und 
„gemeiner” Gewere, fie figen auf Gebeih und Berderb zufammen im Gute 
und geniehen und brauchen Alles ungetheilt. Wie hierbei die Anjprüche und 
Bedürfniffe der Einzelnen gegen einander abgewogen, abgegrenzt und ausge 
glichen werden, das ijt Feine Frage des Sachenrechts, jondern, joweit nicht 
überhaupt Sitte und Sittlihkeit bier ftatt des ftrengen Rechtes enticheiden, 
eine Frage des unter den Gefammthändern herrſchenden perjönlidhen Verbands. 





36) Dies ift z. B. der Fall bei den ganerbichaftlichen Beftimmungen (Note 11), 
wonach die zur Aufnahme unter die Gemeiner nicht geeigneten Perfonen Antheile 
erben können, aber fie verkaufen müßen. — In andern berartigen Fällen erfolgt 
Auflöfung der Gemeinihaft oder auch Fortfegung derfelben unter den Neberlebenden 
unter Heraudzahlung eines dem Geldwerth bed Theilnahmerechts entiprechenden An- 
theiled an die Erben. So ift ja auch bei der offenen Handelögejellfchaft die Stel 
fung als Gefellfchafter unvererblich, aber vererbt wird ein Anfpruch auf einen nun« 
mehr zu realifirenden Antheil am Gefellihaftövermögen. 

3) Vol. darüber Homeyer ©. 457-458, Schulze S. 235 f, Stobbe 
©. 23—230. So befteht beim Gefammtlehn eine „gleiche” und „gemeine* Gewere 
Aller und damit wird Anfangs immer auch gleicher und gemeiner Gebraudh u. Ge- 
nuß als verbunden gedacht. Es foll nad der Gl. zu ſächſ. Lehner. art. 32 nur ein 
Haus und ein Gefind, nach der Brandenb. Gl. ein samende woninge u. unge 
scheiden roek ſowie Gemeinſchaft an upboringe des gudes (Gutserträgen) jein; 
denn gelike were, dat is an einen schepel u. an einen roek u. brot. Im 
franzöſ. R. beißt Diefe Gemeinfchaft vivre au m&me pot, sel et chanteau de 
pain. Ebenſo aber ift e8 bei Ganerbichaften (Note 11), bei gemeinfchaftlicher Re 
gierung, bei der gefammten Hand an Bauergütern, an einem Wohnhaufe u. ſ. w. 
Und als allgemeine Sitte unter Miterben wird e8 in Urk. Nr. 155 6. Meichel- 
beck, hist. Frising. berichtet: Germanos nobiles viros hereditatem patris aut 
matris suae habuisse non inter se divisam, sed communiter sine divisione, 
sicuti amabiles fratres, dei amore, usitare debuerunt. 
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rechtes. Ebenſo ift die Verfügung über die Subftanz oder einen Theil der- 
jelben, die Veräußerung, Belaftung oder Veränderung des gemeinſchaftlichen 
Objekt? Sache der Gejammthänder in ihrer Folleftiven Einheit). Der 
Regel nach müßen daher Alle zufammen handeln. Doch kann in Folge un» 
gleiher Stellung der Einzelnen ein beftimmer Gejammthänder zur Berfü- 
gung im Namen Aller in beftimmtem Umfange befugt fein, wie z. B. ber 
Ehemann in der Ehe. Oder es fann nach außen hin die Handlung jedes 
einzelnen Gejammthänters für dis Ganze wirken, indem eine Repraejentation 
Aller durch Jeden von Rechts wegen oder kraft bejonderer Abrede eintritt. 
Auch bezüglich der in einer Eigenthumsſphäre enthaltenen, mit ihr verbun- 
denen oder ihr gleichgeachteten Gewaltrechte politiicher Natur gilt daſſelbe 
Princip, jo daß die Gefammthänder fie entweder gemeinihaftlih oder durd 
einen gemeinjhaftlichen Vertreter, mitunter auch abwecjelnd der Neihe nad 
auszuüben haben, fofern nicht entweder durch Die bejondere Natur der perjön- 
lihen Verbindung oder durd eine vertragsmäßige Feſtſetzung Einer ald Haupt 
der Gejammtheit erfcheint und folgeweije die Andern bei Ausübnng der Hen- 
ichaftsrechte repraefentirt. Gerade mit Rücdfiht auf ſolche Verhältnige, die 
ftatt der kollektiven eine perfönliche Einheit fordern, geſchieht es häufig, daß 
die gefammte Hand eine gewiße Organijation erhält). Ein ähnliches Be- 
dürfniß tritt hervor, fjofern es ih um die Vertretung eined zur gejammten 
Hand beſeßenen Lehend oder Bauerguts gegen den Herrn und insbejondere 
um die Erfüllung der dem Gute obliegenden Laften handelt. Die Gefammt- 
bänder gelten dem Herrn gegenüber dergeftalt ald Eine Perjon, daß 3. B. bei 
dem Lehen, wenn ein Gefammthänder ohne Dejcendenz abjtirbt, fein Lehenfall 
eintritt40), bei der bäuerlichen Geſammthand aber nicht nur in gleicher Meiie 
das Anfallereht der Gemeiner den Heimfall an den Herrn ausfchliegt tt), 


” Stobbe ©. 234. 

3) Wie bei der Ganerbichaft bezüglich der mit der Burg verbundenen Lehns— 
berrlichfeiten, Gerichtögewalten und fonftigen Herrichaftsrechte (eben Note 11), aber 
auch bezüglich etwaiger Reichd- oder Randitandfchaft (Kyllinger disc. 16 nr. 4 
u. 15—21; Stryck 865: omnes simul saltem statum repraesentant ac unicum 
votum habent; statum . . constituunt non distributive sed collective), womit 
freilich die Steigerung zur entwidelten Körperfchaft in der Negel ald vollzogen 
anzunehmen fein wird. Weber die verfchiebenen Kormen ber Ausũbung von gemein- 
Ichaftlihem Herricaftsreht vgl. oben S. 419 N. 51 u. 420 N. 52. Bgl. auch 
oben Note 17 und 19. | 

0) Homeyer ©. 459. Stobbe ©, 243. — Eine weitere Folge ift, daß 
fie als Zeugen in Lehnsſachen nur für Eine Perion gelten, ſächſ. Lehnr. 
a.789. 

*) Dal. 3. DB. Deffn. v. Kyburg 6. Grimm I. 22 $ 32: unabgefonderte 
Gefchwifter, die bei einander haushäblich find und teil u. gemein mit einander 
habent, ſollen, die wile sy müt einandern in theil u. gemein sint, einander 
erben; theilen fie aber und e3 gebt einer ohne eheliche und hofhörige Leibeserben 
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fondern auch das perfönliche Kallreht nur bei dem Tode Eines, der die ge— 
jammte Hand repraefentirt (3. B. des Welteften, des Trägers), für den Herrn 
begründet iſt“). Sie haben daher auch in Bezug auf die Laften das Gut 
zujammen wie Eine Perfon aber auch nur wie Eine Perfon gegen den. Herrn zu 
vertreten. Deshalb wird beim Lehngut ein Lehnöträger beftellt, der die Lehn- 
prlicht als Vaſſall ftatt der Mehrheit erfüllt). Beim Bauerngut aber wird 
in der Regel ebenfalls ein Zräger gegeben, um das Gut zu Ring und zu 
Ding zu tragen und feine Zinfe zu fammeln und zu überbringen, während 
hinter ihm ale einzelnen Geſammthänder folidarifd für die Gutslaſten 
haften #), 

Menn nun aber dies die reinen Formen des Miteigenthums einerjeits 
und der gefammten Hand andrerfeits find, jo gibt es mannichfache Zwijchen- 
ftufen, auf denen die Trennung in Antheile durch eine gewiße Einheitlichkeit 
der gemeinfamen Sphäre oder die gefammte Hand durch Duotentheilung mo- 
dificirt wird. Es entitehen dann Gemeinjchaftäverhältnige, bei tenen das 
Eigenthum oder ein fonjtiges Recht von einer Mehrheit in einigen Bezie- 
hungen individuell nad Antheilen und in anderen Beziehungen kollektiv zur 
gefammten Hand bejeßen wird. So ift e8 von der Seite des Miteigenthums 
her eine Mopdififation des Antheilsprincips, wenn, wie dies häufig der Fall 
ift, der Einzelne in der Verfügung über feine Quote beſchränkt, an Zuftim- 
mung der Andern gebunden oder doch für die Miteigenthümer ein Borfaufs- 
recht begründet wird). Sodann muß vielfach der einzelne Miteigenthümer, 





ab, fo erbt ber Herr. Ebenſo in Binziton 1435 ib. IV. 272 $ 8 (esz seyen 
mann, frowen, knaben u. töchteren, jung o. alt, wer die sind, die theill u. 
gemeind sammend hand). Aud ib. II. 13 $ 22: welhi öch teil u. gemein 
mit einander hand, erbt sie aber der herr nüt. Gerade um ber Erzeugung 
eines folchen gegenfeitigen Anfallörechtes willen wurden oft auch an bis dahin ge- 
trenntem Gut, und zwar liegendem wie fahrendem, Gefammtbandsverhäftnife ver- 
tragsmäßig errichtet (was ald „zemenstosz u. gemeinschaft vulbringen“ ober ala 
„über liggend u. varend gutt ze getheilt u. ze gemeinden nemmen u. zemen 
stozsen“ bezeichnet wird), boch follte Died nur im Jahrgericht möglich fein; ib. I. 
16 $ 50; IV. 275 $ 16. 

12 Grimm, R. U. 367; W. L 3. 13 $ 23. 20 $ 25. 190. 245. 285. 290. 
312. 685. 715$ 8—9. 716 89. 722. 723. 740. 744. 816. IL. 388. 757. III. 745 f. 
IV. 272 $ 8. 303 $ 10. 335 $ 12. — Auch iſt nach der Oeffn. v. Einfideln vor 
1493 ib. 152 $ 2, wenn vil brüder in einem hus u. in einer kost ungeteilt 
werint, nur der Aelteſte dingpflichtig. 

43) Homeyer 457. Stobbe 246. Albreht, Gewere 241. Sächſ. 
Lehnr. 8 8 2. 

#) urk. v. 1280 b. Boehmer 201; v. 1223 b. Seiberg I Nr. 170; 
Grimm, ®. I 751 u. IV. 122. Stobbe ©. 246. Dben ©. 204. 

 Stobbe a. a. O. ©. 224. — Die Gebunbenheit bes Indivibualrechts 
fann fo weit geben, daß Verluſt vesjelben an die Miteigenthümer zur Strafe mög- 
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während doch feine Quote mehr oder minder freied Individualrecht bleibt, in 
Bezug auf Alles, was unmittelbar das Ganze und deſſen reale Einzelbeitand- 
theile trifft, fich einer mehr oder minder feſt geftalteten Kollektiveinheit fügen. 
Inebefondere pflegt da, wo eine gemeinjhaftlihe Sache oder Berechtigung 
dauernd als Erwerbsquelle dienen soll und ein fteted Zufammenhandeln der 
vielleicht zahlreichen Miteigenthümer ganz unausführbar ift, wie z. B. bei ber 
Rheterei, bei gemeinichaftlichen Bergwerks- oder Salzgeredhtigkeiten, bei ge- 
meinichaftlihen Mühlen u. ſ. w., den Einzelnen jede unmittelbare Einwirkung 
auf das gemeinſchaftliche Objekt entzogen zu fein. Verwaltung, Benußung 
und minder wichtige Verfügungen werden dann Gefhäftsführern, Verwaltern 
oder andern Bevollmäcdhtigten- übertragen, die Eorporativen Organen oft jehr 
ähnlich ſehen. MWichtigere Verfügungen, Anweifung, Entſcheidung und Reden» 
ſchaftslage bleiben der Gejammtheit der Miteigenthümer vorbehalten, aber in 
einem oft jehr ausgedehnten Umfange werden Mehrheitsbeſchlüße für bindend 
erklärt). Das Recht, die Theilung zu verlangen, wird für den Einzelnen 
befhränft, zu dem Recht des Setzens einer Summe, für welche die Andern 
das Objekt nehmen oder laßen mühen, abgeſchwächt““), oder ganz ausge— 
ſchloßen. Und fo entſteht zulegt ein dem korporativen Geſammteigenthum fi 
ſehr annäherndes Rechtsverhältniß, bei welchem der Einzelne nur eine ideclle 
Werthquote des Ganzen mit tem entiprechenden Anſpruch auf cine in Geld 
zu zahlende Ertragsquote als rein individuelles Recht befigt, während für alle 
übrigen Beziehungen die Gemeiner zu einer nad außen und innen fich geltend 
machenden kollektiven Einheit zufammengefaßt find*). Umgekehrt kann Bei 
einer urjprünglich das Sonderrecht völlig zurüdträngenden Gejammthand die 
Eolleftive Einheit nur für einige Beziehungen feftgehalten, für antere in An« 
theilsrechte aufgelöft werden. So kann zunächſt eine Theilung der Nußungen 
nach Antheilsquoten, die gerade mit Rückſicht hierauf zuerft innerhalb der kol— 
leftiven Sphäre hervorzutreten pflegen, ftattfinden, während Beſitz und Ver- 
waltung noch vollfommen unzertheilt bei der Gemeinſchaft bleiben). Damit 


lich ift. So verliert nach dem Weſterwolder Landr. v. 1470 c. 10 84 6b, Richt— 
bofen 269 von mehreren Miteigenthümern einer Mühle der, welcher nicht repariren 
will, feinen Theil an die Uebrigen. 

*) Wie bei den Ganerbichaften (oben N. 11), der Rheberei u. ſ. w. Bol. 
Hamb. Schiffer. a. 24 5. Lappenberg 33. üb. R. IV, 34. Befeler, 3. f. D. 
R. XVII. 294 f. Stobbe ©. 224. 

) So bei Schiffen (Th. L 967 N. 3), aber auch bei Häufern (Stobbe 
©. 227). 

#8) Unzweifelhaft gehören dann ſolche Berhältniße, wenn fie auch von einem im 
Duoten getheilten Miteigehthum ausgegangen uub erft allınälig einheitlicher zu— 
fammengefaßt und durch ein Bertragsband unter den Gemeiner verftärkt find, im 
bie Kategorie der Gemeinfchaften zur gefammten Hand. 

*#) So ift es mitunter bei Ganerbichaften, oben Note 11. 
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erhält dann das Theilrecht des Einzelnen einen beſtimmten Sondergehalt und 
vermag fich nun mehr oder minder einem individuellen, wenn auch nur be, 
ſchränkt vererblichen und veräußerlichen Sachenrecht zu nähern. Weiter aber 
ift es möglich, daß ftatt der ideellen Nugungsquoten reale Genußantheile gebildet 
werden, während in Bezug auf die Subitanz die Gejammthand fortbeiteht. 
Dabei wird Anfangs die gleihe Gewere am Gut noch nicht aufgegeben, jon- 
dern es werden nur einzelne Nutzungen getheiltd"). Stufenweife aber ſchritt 
man zu durcddringenderer Theilung fort, ohne daß in fpäterer Zeit damit die . 
Geſammthand, deren Kortfall urjprünglid die Folge jeter Befitesabjonderung 
war, zerftört zu werden braudhte®!). So entitanden Verhältnige, bei denen aller 
Beſitz und Genuß real getheilt war, die Gefjammthand aber außer in dem 
eventuellen Anfallsrechte fich nur noch darin Außerte, daß gewiße oberite Herr- 
ichaftsrechte und die Verfügung über das Ganze ungetheilt bei Allen blieben ?2). 
Endlih wurde e8 möglich, daß man das Princip der Einheit nah innen 
völlig aufgab und nur nach außen fefthielt. So gieng man in jpäterer Zeit 
bei Lehen und Bauerzütern zur Annahme völlig getrennter ideeller Quoten 
nach innen mit entfprechender Theilung der Erträge über, während dem Herrn 
gegenüber die gefammte Hand fortbeftand’°). Ja in diefer Bedeutung über 
dauerte die gefammte Hand befonderd bei Bauergütern auch die vollfommen 
durchgeführte Realtheilung, jo daß die getrennt bejefenen Stüde einer Hufe 
dem Herrn gegenüber nad wie vor als ein Ganzes vertreten und verzindt 


*) So foll nad) der Urk. v. 1202 6. Günther II nr. 2 m. Kraut $ 75 
Nr. 15 eine Burg mit allem Zubehör ewig ungetheilt und gemein fein; ebenfo ber 
Wildbann und die Herrfchaft über die der Burg zugehörigen Bauern; aber bie 
Dienfte und Zinfe find dergeftalt getheilt, daß jebem Gemeiner beftimmte Bauern 
und Hufen zugebören. — Auch bei der Theilung ber gemeinfchaftlihen Regierun- 
gen wurde Anfangs die gleiche Gewere nicht aufgegeben, bad Rand blieb ein sament 
gut, Landtage, Obergerichte, Baffallendienfte, Bete und Hufdigung blieben gemein; 
nur wurden jedem Herrn beftimmte Antheile,” wenn auch oft nur auf Zeit, zur 
Sondernußung angewiefen; Schulze ©. 237. — Ebenfo ‚bei Lehen, Bauergütern 
und andern gemeinfhaftlichen Grundftüden. Bgl. Homeyer ©. 463 u. 466. 

5, Urſprünglich hörte mit der gemeinen Gewere auch die gefammte Hand auf. 
Deshalb endete mit ber Theilung des Lehens das Anfallsrecht der Geſammthänder 
(Homeyer S. 460—461). Ebenfo bei der Theilung des Bauerguts (oben Note 
41). Bol. auch Mone Bd. 16 ©. 427 N. 3. Stufenweife aber ſchritt man zu 
immer burchdringenderer Theilung, zuerft der Früchte umd der Wohnung, dann 
bes Befiges, endlich des Lehnrechts jelbft fort, ohne die Idee ber Gefammthand 
fallen zu laßen; Homeyer ©. 466. 

52) Vgl. Homeyer ©. 466. Schulze S. 241f. Bei der gefammten Hand 
an Territorien beſchränkt fich zulegt das gegenwärtige Necht des Einen am Theil 
ded Anderen auf Eymbole, Heine Anerfennungszinfe, die gemeinfame Huldigung 
und dergleichen. 

) Stobbe ©. 244 u. 247. 
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. werden mußten®*). Zulegt hat überhaupt, wofür ja freilich in der alten Ver— 
gabung von Todes wegen jhon das Vorbild gegeben war, in vielen Fällen, 
wie namentlich bei der Gejammtbelehnung des ſächſiſchen Rechts und bei den 
Erkverbrüderungen, die geſammte Hand mehr den Charakter eines formalen 
und fiktiven Mitteld zur Begründung oder Sicherung von Erbrechten an- 
genommen, 

Auf einer Eigenthumsgemeinjchaft, welde der geſammten Hand nabe 
fteht, aber einige Züge vom Miteigenthum aufgenommen hat, beruht aud) das 
Recht der nicht Forporativen Handelögejellichaften am Gejellichaftsvermögen ®). 
Denn die Gejellichaften find durchaus nur in ihrer Verbundenheit, nicht als 
eine Mehrheit beliebiger Individuen berechtigt, und wenn ihnen ideelle Antheile 
am Gejellihaftsvermögen zuftehen, jo find doch dieſe Antheile einmal durch 
die gejellichaftliche Verbundenheit ihrer Subjefte von Miteigenthumsquoten 
unterjchieden, zweitens aber ergreifen fie das Vermögen nur als ein Werth 
ganzes von objeftiver Gejchloßenheit und Einheit. In Bezug auf die ein- 
zelnen Sachen, Rechte und Pflichten daher entjtehen gar feine getrennten An- 
theile der Gejellihafter. Das Eigenthum an £örperlihen Sachen, die zum 
Gejellihaftsvermögen gehören, ift daher fein Miteigenthum zu ideellen Theilen, 
jondern fteht ald Beftandtheil einer beſonders qualificirten Rechtsſphäre den 
Gejellichaftern in ihrer Verbundenheit zu. Ebenſo verhält es ſich nicht nur 
mit andern dinglichen Rechten, jondern auch mit Forderungen und Berbind- 
lichkeiten. Die Forderungen ftehen als zum Gejellichaftsvermögen gehörige 
Aktien den übrigen Rechten ganz gleich. Die Verbindlichkeiten aber find eben- 
falls zunächft der Gefellichaftsiphäre objektiv zugehörig und kraft diefer Zuge 
hörigkeit ergreifen fie deren Träger in der ihrem perfönlichen Gejellihaftsbande 
entjprechenden Weiſe 56). 

Auch im Gebiete des Obligationenrechts endlich, fofern die Obliga- 
tionen nicht blos ald Beitandtheile eines gemeinjchaftlichen Vermögens, fondern 
als felbftändige Gemeinjchaftsobjekte in Betracht kommen, findet fi) eine ähn- 


s Stobhe S. 248. Oben ©. 204 N. 31—35. 

55) Den Geſichtspunkt der gefammten Hand führte hier zuerft Runge, 3. f. 
d. gel. H. R. VI. 177f., durd. 

56) Sie ergreifen baber bie offenen Gejellfchafter jolidariih und unbeſchränkt, 
die Kommanditiften folidarifh und beichränft, weil jene ihre ganze vermögend- 
rechtliche Perfönlichkeit, dieſe ein Fapitafiftiich abgegränztes Stüd ihrer Perfönlich- 
feit in der Gejellichaft dem Verkehr darbieten. Daß die offenen Gefellichafter prin- 
eipaliter fomwol in ihrer Verbundenheit wie ald Einzelne (und nicht erft ſubſidiär 
als Einzelne) verflagt werden können, beruht darauf, daß, wo Einer ftets für Alle 
ftehen kann, ſtets auch Einer für Alle ftiehen muß. Im Uebrigen wäre eine 
entgegengefetste Beftimmung mit ber nichtlorporativen Natur der Geſellſchaft noch 
fehr wol vereinbar, während mit der Principalhaft der Einzelnen die Annahme 
einer eignen Perfönlichkeit der Gejellfchaft kaum vereinbar ijt. 
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liche Mannichfaltigkeit der deutjchrechtlichen Gemeinichaftsformen. In Bezug 
auf gemeinſchaftliche Forderungsrechte greift hier durchaus die Analogie 
der übrigen gemeinjchaftlichen Rechte Pag’). In Bezug auf gemeinjchaft- 
lihe Berbindlichfeiten aber entipricht gleichfalls dem Unterfchiede des Mit- 
eigenthums und der gejammten Hand ein Unterjchied der Mitverpflichtung pro 
rata und der Verpflichtung zur geſammten Hand5®), wobei ed dann auch hier 
an Mittelftufen nicht fehlt. Die einfache Mitverpflichtung ftellt ſich als 
Summe von völlig getrennten Zheilverpflichtungen einer Mehrheit von Indi- 
viduen dar??). Die Verbindlichkeit zur gefammten Hand dagegen ergreift eine 
Perſonenmehrheit dergeftalt in ihrer ſei es dur das Verfprechen zur ges 
jammten Hand hergejtellten, jei es bereits als ein geiellichaftliches Verhältniß 
oder als Erbengemeinihaft beitehenden Verbindung, daß Alle in ihrer Zu- 
jammenfaßung zur folleftiven Einheit verpflichtet find®%). Daher müßen nad) 
außen Alle principaliter und jolidariih für das Ganze haften®!), während 
nad innen die Natur der Verbindung über den Antheil eined Jeden an der 
Pflicht entſcheidet. Es liegt mithin eine einzige Obligation vor, deren Sub— 
jeft eine in bejtimmter Weiſe verbundene Mehrheit ift. Weil diefe Mehrheit 
nicht ald Summe von Individuen, fondern in ihrer Verbundenheit verpflichtet 
ift, zerfällt die Obligation nicht in Theile. Und weil die Mehrheit fo ver- 
bunden ift, daß in ihr Einer für Alle jtehen joll, können nit nur die meh- 
reren Perfonen zugleich, jondern es kann auch jede einzelne Perjon als Re- 
praejentantin der Mehrheit belangt werden ®?). Dafür fommt aber aud, was 





57, Es entjteht daher auch hier der Hauptgegeniag von antheildweifer Berech⸗ 
tigung und Forderung zur gefammten Hand. Bgl. oben ©. 332—383, wo ber 
Unterfdied der Forderung zur gefammten Hand von der genoßenſchaftlichen Ge- 
fammtforderung, der nunmehr ſich begrifflich firiren mußte, ſchon bezeichnet ift. 
Das Charakteriftiiche ift auch bier, daf die Mehrheit in ihrer Verbundenheit ber 
rechtigt ift: die Möglichkeit, daß Yeder dad Ganze verlangen und der Schuldner 
durch Leiſtung an Jeden fich befreien fann, ergibt jich demgemäß aus der Reprae- 
jentation der Gefammthand durch jeden ihrer Träger. Denkbar find auch Verhält- 
niße, wo nur Alle zufammen fordern können und nur Zahlung an Alle zufammen 
befreit. 
58) Bol, über das Bewußtſein dieſes Unterſchiedes und bie dafür in ben 
Duellen üblichen Ausdrüde Stobbe a. a. D. ©. 135 f. 

” Stobbea. a. O. S. 142—144 

°) Stobbe a. a. O. ©. 185—174. Platner, die Bürgſchaft ©. 36 f. 

1) Bol. die von Stobbe ©. 157—160 gejammelten Quellenftellen. Dazu 
Forftding 3. Goslar b. Grimm, W. III. 267 $ 64: wur twene to samender 
hand lovet, dar heft he den wilkor, weme he best hebben kan, den mach 
he forderen, so forder dat neyn hat edder frevel mede en sy. Unb üher bie 
Solidarhaft bei der Einzinferei oben ©. 204 N. 29 u. 35. 

62) Es kann dies indeh dadurch ermäßigt werden, baf zunächſt oder in den Fällen, 
wo es thunlich ift, die Mehrheit gemeinjchaftlich oder in einem beftimmten Bertreter 
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mit Einem abgemacht ift, Allen zu Gute). Inſofern, als eine gewiße Ein: 
beitlichfeit des Subjeftes befteht, nähert ſich dieſe Verpflichtung zur gefammten 
Hand der Forporativen Verpflichtung. Und da eine Genoßenſchaftspflicht mit 
fubfidiärer oder felbft principaler Solidarhaft aller Genoßen verbunden jein 
fann, bei der Mehrheitspflicht zur gefammten Hand umgekehrt eine Motifi- 
fation der Einzelverhaftung durch principale Verweifung des Gläubigerd an die 
Gemeinſchaft und die Gemeinjchaftsfaffe möglich ift, jo können äußerlich jehr 
ähnliche Rechtöverhältnige entftehen. Allein es bleibt der principielle Unter- 
ſchied, daß dort außer ven Einzelnen eine befondere, von ihnen abgehobene 
jurijtiiche Perfon Schuldnerin ift, hier nur die Einzelnen in Eolleftiver Zu- 
jammenfaßung einheitlich ſchulden. Deshalb fteht auch bei der Verbindlichkeit 
zur gefammten Hand immer der Gedanfe an eine zuleßt eintretende Verthei— 
lung der Leiſtung unter die Gefammthänder im Dintergrunde, weshalb 3. B. 
das deutſche Recht ohne Weiteres ſtets demjenigen, der das Ganze gezahlt hat, 
den Regreß gegen die Mitverpflichteten gewährt®). Endlich kann nun aud 
die Solidarhaft nah außen mit Theilhaft Fombinirt werden. Es geichieht 
dies bejonderd in der Weile, daß vor die Gejammthaft eine Haftung pro 
rata gejchoben wird. Dann muß aljo jeder einzelne Mitverpflidtete zunächſt 
auf feinen Theil belangt werden und erft wegen des Ausfalls zeigt die ge 
jammte Hand fi wirffam®). Died Verhältniß harakterifirt fich als eine Mittel. 
ſtufe zwiſchen einfacher Mitverpflichtung und Verpflichtung zur geſammten 
Hand, indem dabei principaliter die &etrenntheit und erft jubjidiär die 
Verbundenheit der mehreren Subjefte der Einen Obligation zur Geltung 
kommt. 
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Mie und die Entwidelung des Körperihaftöbegriffed einen Proceß vor 
Augen geführt hat, defjen Inhalt die Roslöfung der einer Gefjammtheit imma- 
nenten Ginheit von der Geſammtheit in ihrer Vielheit und die Anerkennung 
diefer Einheit ald Perjon war: jo hat eine parallele Entwidlung diejenigen 


(3. 8. die für den Zins folidarifch verhafteten Theilbefiger oder Theilpächter in ber 
Perfon ihred Trägers) angegangen werben fol. So ift 3. B. bei Gejellichaften 
alfer Art, in denen die Einzelnen folidariih haften, es mindeftens gebräuchlich, dat 
man fi zunächft an die Geſellſchaft in ihrer Verbundenheit hält. Und in Bezug 
auf Miterben beftimmt das preuß. L. R. I, 17 $ 127 u. 151 ausdrüdiid, daß 
fie vor der Theilung nur "gemeinschaftlich und die Einzelnen weder in solidum noch 
pro rata verpflichtet find. 

63, Stobbe a. a. D. ©. 167. 

4, Stobbe a. a. O. ©. 17. 

65) Vgl. die von Stobbe S. 161—166 gefammelten Quellenftellen, bie ſich 
in diefem Sinne ausjpredhen. 
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hierfür geeigneten Verbandeeinheiten, deren felbftändiges Leben aus einer für 
die Verbundenen äußeren Quelle floß, von ihren finnlihen Trägern losgeloͤſt 
und mit eigner Perjönlichkeit befleidet. Diefe Entwidlung, die wir als Ent- 
wiclung des Anftaltsbegriffed bezeichnen können, haben wir an vielen 
Stellen berühren müßen. Ihre nähere Darftellung Tiegt außerhalb unferer 
Aufgabe. Es erübrigt uns aber, ihr gegenbildliches Verhältnig zur Entwid- 
lung des Körperichaftebegriffes und ihre Bedeutung für diefe in kurzer Zu- 
ſammenfaßung zur Anſchauung zu bringen. 

I. Die Gefhichte des Anftaltsbegriffes in Deutjchland führt zu» 
rüd auf den uralten Dualismus ven Genoßenſchaft und Herrſchaft!). Wie 
von je in der doppelten Form von Gefammtheiten und Herrn die über die 
Einzelperjönlichkeit hinaugragenden Rechtsſubjekte zur Erſcheinung famen, jo 
mußte auch die Abjtraftion der idealen Nechtsjubjeftivität won ihren Trägern 
fi in einem doppelten Begriff vollziehen. Wie daher der Körperjchaftsbegriff 
dem Erſatz der fihtbaren Geſammtheit durch eine unſichtbare Gefammt- 
perjönlichkeit jein Dafein verdankte, jo lag der Urjprung des Anftaltöbegriffes 
in dem Erjaß des fichtbaren Herrn drrich eine unfihtbare Einperſönlichkeit. 
In feiner weiteren Fortbildung und Verzweigung aber hat dann der Anftalts- 
begriff ſich im reichhaltigfter Weife differenziirt und dabei vielfach ein an feine 
erite Entjtehung kaum noch erinnerndes Gepräge angenommen. 

Unzweifelhaft war ed das kanoniſche Recht, welches den Anftaltsbegriff 
zuerft und zwar in voller Reinheit und Schärfe ausprägte. Wir haben 
früher gejchen?), wie der Fannnifche Anftaltsbegriff, in der Kirche jelbit 
vielleicht von je vorhanden, im allgemeinen Rechtsbewußtſein nur allmälig die 
finnlicheren BVorftellungen der alten Zeit verdrängte. Aber er verbrängte fie, 
und aus dem überirdijchen Herrn wurde ein abftraftes Rechtsſubjekt. Die 
Kirche in ihrer Gefammtheit, die Einzelfirhen, die Klöfter, die Ordensinſtitute 
und alle anderen kirchlichen Verbandseinheiten ftellten ſich als Anftaltsperfonen 
dar. Sie erjdhienen ald Verkörperungen eined den Berbundenen transcen- 
denten Willens, der den ihm dienenden Organismus von oben und außen ber 
bejeelte und richtete.- Als Tegte Duelle diejes Willens dachte man fich den 
göttlichen Willen jelbft. Gott hatte feinen Willen in die Kirche hineingelegt, 
die Kirche theilte ihn allen ihren Theilorganismen mit, und fo war jede fird)- 
liche Anjtalt uur der verjelbftindigte Körper des Iofalifirten und inviduali- 
firten göttlich-Firchlichen Allgemeinwillens. Gerade dieſe religiös-theologifche 
Bafis der anftaltlihen Auffafung der Kirche war es, die den von ihr ſehr 
weſentlich gefärbten Nechtsbegriff der kanoniſchen Anſtaltsperſon aud einer 
Zeit verftändlich machte, die im Uebrigen der Abftraftion noch ferner ftand. 
Wenn daneben im kanoniſchen Recht römiſchrechtliche Anſchauungen und For- 


) Bol. oben $ 4. 
2) Bgl. oben $ 19. 
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mulirungen fortlebten, welche den Anftaltsbegriff mitbeftimmmten, jo hatte dies 
zunächſt für das allgemeine Bewußtfein nur geringe Bedeutung. Dagegen 
war ed für die Wahrung ded Zujammenhangs mit den weltlichen Rechtsin- 
ftituten und Rechtsbegriffen von größter Wichtigkeit, daß aus dem Recht der 
germanijchen Herrichaftsverbände und Grundſtücksſphären eine Fülle von 
Merkmalen an dem kanoniſchen Anftaltsbegriff haften blieb. 

Weit jpäter und unvolljtändiger, aber zunächſt im Mefentlichen in durdh- 
aus jelbftändiger und eigenthümlicher Weiſe begann fi in weltlichen Herr- 
ſchaftsverbänden der Anftaltöbegriff in dem Gedanken einer vom Herrn nur 
repräjentirten Obrigfeit durdzuringen. Vor Allem war es, wie fidh gezeigt 
hat?), die Idee der Randeshoheit, in welcher eine Loslöfung der idealen Ein- 
heit des über ein bejtimmtes Land erſtreckten obrigfeitlichen Verbandes von der 
Sndividualperjönlichkeit des Landesherrn vollzogen ward. Die Anfänge einer 
ähnlichen Entwidlung laßen fi aber aud in den untergeordneteren Herr- 
ichafteverbänden verfolgen, indem auch in ihnen mehr oder minder deutlich der 
Gedanke einer beftändigen Gerichtsobrigkeit, Ortsobrigkeit oder Gutsobrigkeit 
hervortrat, welcher eine jelbitändige, vom Wechjel ihrer finnlichen Träger un- 
abhängige Eriftenz zugefchrieben ward. Zum vollen Abſchluß Fam freilich 
diefe Entwiclung nicht, da der obrigfeitliche Landesſtaat alle aus eignem Recht 
beftehenden untergeorbneteten Obrigfeiten begrifflih abforbirte, bevor die eigne 
Rechtsweſenheit der entjprechenden Herrſchaftsverbände juriftifch ausgeprägt und 
zum Elaren Bewußtfein gebracht war. Und aud die Landesobrigkeit felbit 
wurde zumächit keineswegs in vollbewußter Weiſe als eine für fich beitehende 
Perjon gedacht und benannt, jondern mit dem Landesherrn als jolhem oder 
auch mit der Forporativen Einheit des regierenden Haufes identificirt. Allein 
joweit nur die Eigenfhaft des Landesherrn, Landesherr zu jein, von feiner 
Privatperjönlichkeit begrifflich getrennt ward oder Aehnlidyes bei einem andern 
Herrn gejhah, war der Sache nad eine eigne Perfönlichfeit der durch das 
Verbandshaupt dargeltellten Berbandseinheit anerfannt, wenn auch bie 
Durdführung der daraus ſich ergebenden Konfequenzen noch Sahrhunderte for- 
derte. Und als jpäter die Landeshoheit unter Zurückdrängung des ihr ent- 
gegenftehenden ftändifchen Kandesgemeinwejens ſich zur ausfchlieglichen Trägerin 
des Randesftantöwefens erhob, da wurde in dem Begriffe und unter dem Namen 
des territorialen „Staates* die obrigfeitlihe Verbandseinheit des Landes auf 
das Beftimmtefte auch Außerlih perjonificirt. Der Staat im Sinne einer 
unfihtbaren Anftaltsperfon war nun das unfterbliche Subjekt der in der Yandes- 
hoheit zufammengefaßten Rechte und Pflichten, der Landesherr aber war die 
fihtbare Berkörperung der unfichtbaren Staatseinheit und deshalb zugleich das 
ſtaatsrechtlich zur ausjchließlichen Trägerſchaft der Landeshoheit berufene Staats- 
organ. Dieſe ganze Entwidlung vollzog fih zunächſt im Wejentlihen auf 


3) Bol. oben ©. 856 f. 
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beutjchrechtlicher Grundlage. Denn die inneren Triebfräfte, deren Entfaltung 
zu einem folchen Ziele drängen mußte, ſchlummerten von je im germanifchen 
Herrichaftsverbande, das Vorbild aber, weldes fie weckte und ihnen die Rich— 
tung anwies, lag in der einheitlichen Seite des früher vollendeten forporativen 
Gemeinwejens. Es trat nur naturgemäß das Bebürfnig, ein abitraftes Nechts- 
jubjeft an die Stelle der finnlich wahrnehmbaren Träger des Verbandes zu 
jegen, hier um Vieles jpäter hervor. Dech iſt nicht zu verkennen, daß aud) 
der kanoniſche Anftaltsbegriff auf die Geftaltung der weltlichen Herrichafts- 
verbände eingewirft und bei der jpäteren Fortbildung bes obrigkeitlihen Staats- 
begriffes jogar eine entjcheidente Rolle gefpielt hat. Und ſchließlich war es 
dann vor Allem der Einfluß des römijchen Rechts und der antifen Staatd- 
idee, welcher auf den Abſchluß des obrigkeitlihen Staates beftimmend und 
formend wirkte. So iſt es begreiflih, daß der obrigfeitliche Anftaltsbegriff 
nicht nur vericiedene Phajen durchlaufen, jondern auch von verſchiedener 
Seite ber verjchieden aufgefaßt werden mußte. Immer aber blieb ihm cha— 
rafteriftiih, das für ihn der finnlich wahrnehmbare Herr zur Verkörperung 
einer als Perſon gejegten unfichtbaren Einheit wurde, deren Lebensquelle aufer- 
halb der durch fie verbundenen Bielheit lag. Es war fein zur Einheit orga- 
nifirter Geſammtwille, jondern ein für die Gejammtheit ſchlechthin höherer 
und äußerer Alleinwille, der bier die jelbjtändige Lebensordnung der von den 
Individualſphären abgetrennten Allgemeinfphäre jhuf und beherrichte. Woher 
diejer Wille ftammte, das mochte dann freilich ſehr verſchieden beantwortet 
werden. Man mochte ihn lediglich aus fich jelbit erflären oder auf eine hö— 
here Quelle zurüdführen; man mochte fein Vorhandenſein als eine geſchicht- 
lihe Thatjache hinnehmen; man mochte ihn im Sinne der mittelalterlichen 
Reichsidee als Ausflug der Reichsgewalt betrachten, die jelbit wiederum ale 
unmittelbare Einjegung durch göttlichen Willensakt erſchien; man mochte unter 
dem Einfluß ter jpäteren und bejonderd der proteftantijhen Kirchenlehre jede 
einzelne Obrigkeit direft als göttlihe Stiftung anjehen und jomit im Staat 
eine dem göttlichen Willen entjtammende Anftalt erbliden; man mochte end» 
lich im Anſchluß an antife Ideen in den mannichfachiten Formulirungen die 
Staatseriftenz auf veräußerten Volkswillen zurüdführen, der, einmal £onfti- 
tuirt, für alle Zeiten als fouveräner Alleinwille abgefchloßen daftand: in allen 
Fällen war es Fein der Gejammtheit immanenter, fondern ein außer ihr 
ftehender Allgemeinwille, welcher fih im der obrigfeitlihen Anftalt ver- 
körperte. 

Am nächſten berührten ſich der kirchliche und der weltliche Anſtaltsbegriff 
in den Öffentlihen Einzelanſtalten, welche der feiner ſelbſt bewußt 
gewordene öffentliche Wille für beitimmte Zwede ins Leben rief und mit 
eigner Perjönlichkeit ausſtattete. Auf folder Anftaltsftiftung beruhte ſeit 
alter Zeit die gefammte Ausbreitung der Kirche, ihre Zertheilung in Einzel- 
firchen, ihre Thätigkeit für religiöjes Leben, für Unterrichtszwede und für Hus 
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manität. In ganz analoger Weiſe verfuhr der Staat, ſeitdem er mit der 
Kirche in der Sorge für das öffentliche Kulturleben rivalifirtee Und in ge 
wißem Umfange giengen ſchon früh auch von andern öffentlihen Verbänden, 
von Ständeförpern, von Gemeinden u. ſ. w. ähnliche Anftaltsftiftungen aus. 
Alle ſolche öffentlichen Anftalten, wie fie dann Bis zur Gegenwart für die 
mannichfachiten Zwede, für die Pflege von Wißenſchaft und Kunft, für den 
Unterricht, für die Förderung von Verkehr, Handel und Gewerbe, für Wirth. 
ſchaftsförderung, für Unterftüßungs und Wohlthätigkeitözwede und zum Theil 
auch für Erwerbözwede fi) außerordentlich vermehrten*), erjcheinen, jofern fie 
überhaupt als Rechtsjubjekte anerkannt find, Tediglih als BVerjelbjtändigungen 
eined von dem höheren öffentlichen Willen abgezweigten Theilwillens. Der 
Staat, die Kirche oder eine andere dazu befugte Allgemeinperjon jchafft einen 
Anftaltskörper, bejeelt ihn mit dem eignen im bejtimmter Richtung von nun 
an gebundenen Willen, gibt ihm durch eine Verfaßung eine unabhängige 
Lebendordnung, vermöge deren beitimmte Organe ald Funktionäre des beion- 
deren Anftaltslebens Eonftituirt werden, und erklärt die jo zum Sonderleben 
befähigte Anftalt für eine rechts, willens- und handlungsfähige Perfon. 

Don ganz bejonderer Wichtigkeit endlih war es, daß durch die Vermitte— 
lung des kanoniſchen Rechtes auch dem Privatwillen die Möglichkeit, Anftalten 
mit Rechtöperfönlichkeit ins Leben zu rufen, gegeben und von ihm in um- 
faßender Weiſe verwerthet wurde. Denn nichts Anderes als perfonificirte An- 
ftalten, in welchen der in beftimmter Richtung firirte Wille des Stifters fort- 
lebt und den von ihm gejchaffenen Organismus dauernd beherricht, find die 
Stiftungen des älteren und neueren Rechts. Diejer Charakter der Stif- 
tungen war allerdings im Mittelalter nicht vollkommen feft und unzweideutig 
ausgeprägt. Wielmehr verdunfelten ihn zum Theil andere fih damit kreu— 
zende Anſchauungen. So lehnten ſich ſehr vielfad die Stiftungen bis zu 
einem ſolchen Grade an beftimmte Kirchen an, daß fie nur als ein durch die 
bejondere Zwecbeitimmung und Verwaltung abgegrenzter Beſtandtheil des 
Vermögens des Heiligen oder feiner Kirche erjchienend). Als dann jpäter die 
jtädtiihen Gemeinwejen, die engeren und weiteren politijchen Körperjchaften 


4) Bol. Th. I. 874 f. 959 f. 1012 f. 1049 f. 1065 f. 

5) Befonderd war Died z. B. bei den Stiftungen von ewigen Meffen, Bilarien, 
Altären u. j. w. der Fall; vgl. 3. B. Ried’ 1216-1218 (wo in einem Salbud) 
für Straubing die zahlreichen von Städten, Herzögen, Zünften, Familien (deerm 
Senior dann die Verleihung bat) und Bruderjchaften geftifteten ewigen Meſſen 
mitgetheilt werben); Wehrmann, lüb. Zunftr. 261, 263 u. 265; Urkb. des üb. 
Bisth. S. 164 f.; Urk. v. 1276 Nr. 125 6. Ennenn. Eder 1II S. 100—102. 
Ebenio bei vielen Almofenftiftungen, welche einer beftimmten Kirche einen Fonds 
zu regelmäßigen Spenden überwiefen; Mone L 129 f.; Krieg, Bürgerth. 161 f. 
Mitunter aber auch bei Hospitälern und Berforgungsanftalten. Als Eigen- 
ihümer der Etiftung galt dann ber Heilige, weshalb 3. B. Vermächtniße für 
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und die Territorialftanten das Stiftungsweien zum Theil in die Hand nahmen, 
da wurden auch zu ihnen viele Stiftungen in ein ähnliches Verhältniß der 
vollen Abhängigkeit gebracht und als Gefondere, einem beftimmten Zwed ge- 
widmete Vermögenskomplexe innerhalb des ftädtifchen, Forporativen oder jtaat- 
lichen Eigentums aufgefaßt‘®). Sehr zahlreich ferner waren von je die Fälle, 
in ‚denen eine Bruderihaft oder anderweite Perfonenvereinigung von vorn» 
herein für einen bejtimmten Stiftungszweck ſich bildete, Zuwendungen dafür 
entgegennahm, die Stiftungsanftalt errichtete und ihr Forporatives Leben dau- 


fromme Zwecke als Legate an Sankt Niklaus, S. Katharina, S. Agnes bezeichnet 
werden (3. B. 1347 b. Schreiber I. 365 f.), bei Hospitälern in zabllofen Ur— 
funden der beilige Geift ſelbſt ale Rechtsſubjekt erfcheint (3. B. im lüb,. Urkb. IT. 
1059 u. häufiger noch bei Yappenberg im Hamb. Urkb.), und vielfach fogar das 
Bruderfchaftsvermögen als Eigentum des Heiligen vorgejtellt wird (oben ©. 895 
N. 53). Oder das Eigentbum ber Stiftung wird der Kirche ald folcher zugeichrie- 
ben, 3. B. 1278 b. Ennen u. Ederk III. 144 eine Stiftung für 14 Beghinen 
„ecelesie s. Gereonis.* Ganz ausdrüdlich heißt ed in der Urf. v. 1226 b. Ried 
345 von dem großen für 100 Arme beftimmten Regensburger Hospital, daß es 
im gemeinfchaftlihen Eigenthum (dominium) der Domfirche und ber Stabt ftebe. 
In diefem Hospital Toll ftets der Bilchof und fein Nachfolger „principalem 
potestatem“ haben; 4 Domberrn und 4 Bürger follen als ein fich fooptirendes 
Kolleg „‚dispensationem circa idem hospitale ad pauperes“ beforgen; das Ho#- 
pital fol nie „a dominio canonicorum majoris ecclesiae‘ veräußert werden; 
„volumus quoque, . . ut ipsum hospitale pari modo sit sub dominio Ratis- 
ponensium civium, ut, si quisquam illud alienare vellet ab Eccl. Ratisp., 
omnes potestatem habeant contradicendi.“ 

°) Am frübeften treten Spuren einer ſolchen Auffaßung in den Städten ber- 
vor. Die Regensb. Urk. v. 1226 in der vor. Note zeigt, wie ſchon bamald die 
zwifchen Kirche und Stadt getheilte Verwaltung eined Hospitals zu ber Idee eines 
wirklichen gemeinfchaftlichen Cigentbums Beider daran führte; ähnlih 1278 b. 
Boehmer 183. Als dann fpäter Spitäler, VBerforgungshäufer, die Anftalten der 
Beghinen und Begbarden und zufeßt die geſammte Armenpflege unter rein bürger- 
liche Verwaltung und oft ganz vollftändig in die Hände des Rathes kamen (oben 
©. 741 Note 152), da gieng ſehr häufig die Vorſtellung ſtädtiſcher Berwaltung 
in die Vorftellung eines ausschließlichen ftädtiichen Eigentbums über. Am Ent: 
ſchiedenſten prägte ſich dies bezüglich der Stiftungen für Arme aus, indem diefe 
mebr und mehr von der Stabt an fich gezogen, ſpäter aber oft von vornherein 
in die Korm von Vermächtnihßen an die Stadt mit der Beftimmung ihrer Ber: 
wendung „zu einer ewigen almosen“ gefleidet wurden (Krieg 161—176 m. 
543 f.). Im 15. Jahrh. (3. B. 1437 in Frankfurt) erfcheint das „Almoſen“ oder 
der „Almoſenkaſten“ in ber Regel ſchon als ein von befonderen Almojenpflegern (meift 
einigen Rathsherrn und einigen Bürgern) unter Aufficht des Raths (oder eines 
Almojenamtes) verwalteter ftädtiicher Sonderfonde, der nichts als ein für ben 
Zwed der Armenpflege abgetrenntes Stück des Stabtvermögens ifl. Diefe ganze 
Auffahung erleichterte dann nach der Reformation bie jo vielfach vollzogene jtaat- 
liche Einziehung des Vermögens der geiftlichen Stiftungen und Bruderſchaften. 
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erud dem Dienfte und der Verwaltung diefer Anftalt widmete, — Fälle, in 
denen ed dann ſehr nahe lag, in dem zur beftändigen Einheit organifirten 
Perjonenverein dad Subjeft des Stiftungevermögens zu erbliden?). Nicht 
jelten fand fi auch während des ganzen Mittelalters eine forporative Drgar 
nifation derjenigen Perjonen, welchen eine Stiftung zu Gute fam, 3. B. der 
Armen im Armenhaufe, der Siechen im Hospital, der Inſaßen im Berjor- 
gungshaufe?), und es machte fich dann oft geradezu die Anjchauung geltend, 
daß die Geſammtheit diefer Perjonen Eigenthümerin des Stiftungsvermögens 
jei?). Im allen Sällen aber war es beſonders die im deutſchen Recht be 
gründete relative Selbjtändigfeit der objektiv einheitlihen Sonderjphären, wo- 
dur ed möglih wurde, die dauernde Beitimmung eined Vermögens für 
einen Stiftungszwed zunächſt auf die objektive Befonderheit diejes Vermögens 
zurüczuführen und die Frage nach dem eigentlichen Subjekt diejes Vermögens 


) So bei Hoöpitalbruderfchaften, Elendögiiden, den Etiftungen der Hand- 
werföbruderfchaften u. f. w. Bgl. 3. B. Urk. v. 1193 b. Boehmer 13; 12830 
u. 1484 b. Ried 568 u. 1067; 1385 b. Wehrmann 261, 263 u. 265; auch ib. 
459, 499 u. 503. Die Auffaßung, dab der von einer Bruderfchaft. ausgegangene 
und von ihr verwaltete Stiftungskomplex einen Theil ihrer korporativen Rechts— 
fphäre bilde, tritt 3. B. hervor, wenn bei Wehrmann 427 bei Bereinigung bes 
Amtes der alten und neuen Schneider das dem erfiereu bisher allein gehörige 
Stiftungsvermögen (sulck geistlick lehn u. broderschop) nunnebr „an dat gantze 
ampt‘ übertragen wird. — Umgelehrt fommen auch Stiftungen Fremder zu Gun- 
ften einer Bruderfchaft vor, 3. B. 1496 b. Ried 1092. 

8, Vgl. über den Forporativen Charakter der Armenhäufer fchon in fräufifcher 
Zeit Fehr, Staat u. Kirche im fränk Reich (Wien 1869) S. 409; über das 
Berforgungshaus in Nürnberg v. 1338, in welchem die Aufgenommenen eine Art 
Bruderfchaft bildeten, Krieg 100; über Die Eorporative Verfahung der Beghinen- 
bäufer ib. 103 f. u. Th. I S. 435. 

®) Daher heißt es 4. B. 1276 b. Schreiber I. 87: daz ich han den hof 
ze Hochdorf daz driteil geben den siechen an dem velde. 1347 ib. 365 f.: den 
guoten lüten. Ennen u. Ederg UI. 367: dimidia marca predicti census sol- 
vetur annis singulis fratribus in Stolikengazen, dimidia marca fratribus mi- 
noribus, dimidia marca penitentibus, dimidia marca leprosis in campis. 1272 
ib. III, 52: pauperibus; 1232 ib. 199: cedat pauperibus ejusden domus. 
Ebenfo häufig bei der Stiftung von Beghinenhäufern, 3. B. 1287 ib. 260: „duo- 
decim pauperibus begginis ad inhabitandum et perpetuo possidendum.“ Bgl. 
1270 ib. ©. 1, wo zwei Ehegatten ein Haus mit Zubehör an „movem personae 
pauperum mulierum“ dergeftalt zu freiem Eigenthum überweifen, daß im Falle 
des Abganged einer von ihnen die Stifter und nach ihrem Tode der jedesmalige 
Famifienältefte mit Rath ded Pfarrers von ©. Alban eine andere Perion beftimmen 
follen, welche in den Mitgenuß der Stiftung einzutreten hat. — Nur eine Ausdehnung 
diefer Auffaßung ift die bekannte Theorie, welche alles Kirchengut als Eigenthum 
der Armen und die Kirche lediglich als Verwalterin betrachten wollte. Thomas- 
sinus ]. ce. III, 3 c. 26—83. 
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in der Schwebe zu halten oder ungleich zu beantworten. In Älterer Zeit 
fnüpfte diefe Vorſtellung der Stiftungsfphäre als einer im ſich gegliederten 
und geichloßenen Objeftsiphäre ganz wie bei dem Kirchenvermögen oder der 
weltlichen Grundherrihaft an einen räumlichen Mittelpunkt an, jo daß der 
Inbegriff aller durch die gleiche Zweckbeſtimmung und einheitliche Verwaltung 
zufammengehaltenen Sachen und Rechte als Zubehör, des Hospitales, des Gie- 
henhanfes, des Schulhaufes u. ſ. w. erſchien?). Später wurde das objektive 
Band verinnerlicht und der zwedbeftimmte Fonds, der Vermögensfompler als 
folder mit der Bedeutung einer objektiven Vermögenseinheit ausgeftattet, wo- 
bei die Abjonderung auf rein objeftiver Baſis in jo weitem Umfange möglich) 
war und bis heute blieb, daß der thatjächliche Unterſchied zwiſchen Stiftungen 
mit eigner Nechtöjubjektivität und Stiftungsfonds im Eigenthbum des Staates, 
einer Kirche, einer Gemeinde oder einer andern Körperihaft nur unbedeutend 
war!!). Zroß aller dieſer auf eine andere Entwidlung hinwirfenden Faktoren 
jedoch rang ſich im Allgemeinen die jchon frühzeitig erkennbare Vorftellung, 
daß die Stiftungsanftalt als ſolche das Subjekt des Stiftungsvermögens fei, 
mehr und mehr zur Klarheit dur und erhob ſich zum leitenden Princip des 
Stiftungswejend. Ganz wie bei der Einzelkirche oder dem Flöfterlichen In— 
ftitut wurde die Anftalt ald joldhe unter dem Namen des Hauſes, des Hospis 
tals u. j. w. perfonificirt und als Eigenthümerin der für den Stiftungszwed 
fonjtituirten Vermögensſphäre anerfannt!?). Der Heilige, nad welhem auch 


ı0) Deshalb ift auch der Name des Haujes jpäter zum Namen bes Redhtd- 
fubjeftes gewerben. Die urfprüngliche räumliche Auffaßung wird durch die Analo- 
gie mit den Gotteshäufern (oben ©. 5427.) um jo mehr bewiefen, ald zu jebem 
Spital oder Verſorgungshaus eine Kapelle oder Kirche gehörte (Krieg! S. 93f.). 
Bgl. au 1226 b. Ried 345: si contingat, locum in divitiis augmentari, 

1) Bol. oben Note 6 a. E. — Die herrſchende Lehre fieht ja fogar in der 
Stiftungsperfon nichtd als eine Perfonifilation des Vermögens als ſolchen. 

2) So wird z. B. in Köln das Heiligegeiftipital ald „domus sancti Spiri- 
tus“ durchgehends perfonificitt. Vgl. z. B. bie Urk. v. 1270 b. Ennuen u. 
Ederg II. 7: tradidimus et remisimus domwi sancti Spiritus in Colonia et 
effestucavimus super ipsa ita, quod dicta domus s. Spiritus memoratam parti- 
culam (einen Hausantheil) libere optinebit et divertere poterit ad sue bene- 
placitum voluntatis; zugleich wird „domw s. Spiritus‘ Gewähr wegen etwaiger 
Eviktion geleiftet. Derjelben „domui‘‘ wird 1270 ib. 10 ein Haus übertragen, 
1276 ib. 99 eine Zahresrente Eonftituirt, 1279 ib. 152 eine Schenfung gemacht, 
1281 ib. 178 ein Vermächtniß ausgefegt und eine Erbzinsrente cedirt. Das Haus 
als ſolches jo zahlen (1278 ib. 141: eadem domus solvet) und ihm wird ge— 
ſchuldet und gezahlt (1810 ib. 543: solvendis domui spiritus sancti; 1295 ib. 
403: dabimus et solvemus ipsi domui s. spiritus). Es ift erbfähig (1282 ib. 
199: domus 8. Spiritus . . suecedat dictis consanguineis ... in tota heredi- 
taste). Es kann laufen und verkaufen (3. B. 1310 ib. 543 Bererbpadtuug eines 
Haufes, que est ipsius domus Spiritus sancti; 1282 ib. 199: ita quod ipsa 
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jegt eine Stiftung oft genannt warb, erjhien nun ald bloßer Schußpatron 1°); 
die Firchliche, ftaatliche oder Forporative Theilnahme an der Stiftungsverwal- 
tung verwandelte fich, joweit nicht das einzelne Stiftungsgejeß ihr eine andere 
Bedeutung verlieh, in eine Auffiht über fremde Wermögensverwaltung!t); die 








domus s, Spiritus nulla necessitate dietam hereditatem vendere vel alienare 
possit et debeat). ®gl. auch ib.: omne jus . .. in ipsos nomine et ad utilitatem 
dicte domus transferendo; ib. 404: usus et utilitas ipsius domus; aud 
ib. 208. 220. 224. 225. 381. 433 u. f. w. — In ganz ähnlicher Weiſe werben 
andere Kölner Spitäler in den Urkunden ald Rechtsſubjekte aufgeführt, 3. B. das 
hospitale s. Andreae ib. 172. 212. 227. 302. 448. 515; andere Siehenhäufer 
ib. 204. 227. 307. 383. 424. 522. 526. 529. — Ebenfo die Beghinenhäufer, 3. 8, 
1295 ib. 404; auch ib. 40. 91, 97. 146. 190. 279. 290. 298. 351. 404. — Und 
wenn eine Stiftung die ganze Anftalt zuerft ins Leben ruft, fo wird dabei dem 
Bewußtſein deutlich Ausdrud gegeben, daß dadurd ein neues Rechtsſubjekt geichaffen, 
biefem das Eigenthum des Stiftungsvermögend überwiefen und in der gleichzeitig 
niedergefegten Verwaltungsbehörde ihm ein Organ gegeben wird; vgl. 3. B. 
1287 ib. 250: ein gewißer Hermannus fchenft und widmet ein Haus „‚ad hospitale 
inde faciendum ad hospitandum in eo beckinas et pauperes in honorem 
dei; zugleich fegt er fejt (ordinavit et disposuit), quod post mortem ipsius 
duo officiati, quos officiati ad hoc deputaverint videl. parrochie s. Columbe 
Coloniensis, assumpto eis guardiano fratrum minorum, si voluerint eum sibi 
assumere, erunt provisores dicti hospitalis, ita ut ipsi disponant et provide- 
ant dicto hospitali; ähnlidy 1295 ib. 404; 1232 ib. 198f. u. bei vielen anderen 
Stiftungen. — Im gleicher Weife werden in Krauffurt a. M. die Spitäler, Ber: 
forgungsanftalten, Beghinen- und Begharbenhäufer, Waifenhäufer, Findelhäuier, Bett 
lerftiftungen und Elendenherbergen perfonificirt, ed werben ihnen Eigenthum und 
Nutzungsrechte, Grundftüde, Gülten und Baarvermögen, Dienft- und Abgabepflich- 
ten gegen die Stadt und öffentliche Nechte zugefchrieben, es ift davon bie Rede, daß 
fie kaufen und verfaufen; Kriegla.a.D. 75f. 90f. 93. 97f. 1025. 125. 1327. 
136 f. 143 f. 153 f. 532 (unten in Note 14); 1193 b. Boehmer 18: allodium 
donavimus hospitali. — Bgl. auch 1297 b. Schreiber 145: Geld vermacht dem 
spital vom heiligen geist; 1347 ib. 365—667: dem spital der armen lüte ze 
Friburc. — #erner 1211 6. Ried 302 (hospitali) u. 1226 ib. 346; 1261 u. 
1336 b. Remling 288 u. 521; Gudenus II. 3 u. 140; 1203 b. Rappen» 
berg 295 f.; lüb. Urkb. I. 293. 315. 428. 429. 480f. 614. II. 35. 216. 231. 
382; 1263 im Urfb. des Bisth. Lübeck 164—168 (vicaria ... habet proventus; 
pertinet ad vicariam). 

1) Kriegk ©. 179. Auch foll ber heilige Geift die Verwaltungsbehörde in- 
fpiriren, 1287 b. Ennen u. Ederg III. 250: prout eisdem (den provisores 
des neu errichteten Spitald) Spiritus sanctus ordinandum et providendum in- 
spiraverit. 

“) So wird z. B. in Zranffurt bei Veräußerung ober Anlauf von Grund» 
füden durch Spitäler und Beghinenhäufer gefordert, dab deren Pflegeämter die 
Genehmigung des Raths einholen: allein es if das Spital, das Haus, welches 
verkauft oder fauft, und ber Rath hat nur als Auffichtsbehörde mitzuwirken. 
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für den Dienft und die Verwaltung der Stiftung bejtimmten jtändigen Per: 
onenvereine erſchienen als FEollegialifche Anjtaltsorgane!?); die Perfonenge: 
jammtheiten, welchen die Stiftung zu Gute kam, stellten fich lediglich noch 
als Deftinatäre ihres Nußens dar!®); und die objektive Einheit des Stiftungs- 
fonds war nicht (wie auch heute vielfach gelehrt wird) der ausjchliegliche Grund der 
Abjonderung des Stiftungsvermögend von der übrigen Bermögenswelt, jondern 
nur eines unter den Elementen, aus welchen fich der Anftaltsförper zufammen- 
feßte und demgemäß ein der objeftiven Einheit entiprechendes einheitliches 
Rechtsſubjekt erwuhs!?). Soweit nun aber in diefer Weije der Begriff einer 
eignen Stiftungsperfönlichfeit durhdrang, Tag darin ein dur das pofitive 
Recht ermöglichtes Fortleben des Willens des Stiftere. Denn wenn der fird- 
liche, ftaatliche oder jonftige öffentliche Wille ih der Stiftungsperfon gegen- 
über nicht ſchaffend und beftimmend, fondern nur anerfennend und beaufjich- 
tigend verhält; wenn alle dur das Stiftungsgejeß zur Thätigkeit für den 


Kriegk 93. 105. 1555. 1449 ib. 532 N. 72: der spitale sal der elenden her- 
berge ir lant abekeuffen. 1447 ib.: dem spitale nit gonnen, die dru fierteil 
landes o. ander eigen u. erbe czukeufen. 

5, Kollegien von provisores, procuratores, Meijtern, Pflegern oder Vor— 
münbern (Kriegf a. a. DO. S1f.), welde nah der erften Einſetzung theils fich 
feibft ergänzen, theils durch die Beſtellung jeitend beſtimmter geiftlidher oder welt» 
licher Behörden, Familien oder Körperfdaften ergänzt werben, finden fi) bei allen 
Stiftungen, daher 3. B. auch bei den Beghinenhäufern trog ihrer inneren Rorpora- 
tiondverfaßung (Kriegf 105; Ennen u. Ederg III. 1 (oben Note 9). 250 (oben 
Note 12). 404 u. f. w.). Diefe Kollegien handeln, erwerben und veräußern für 
bie Anftalt (3. B. magister et provisores b. Ennen u. Ederg III. 135. 141. 
152. 173. 230. 261. 385. 414. 416. 515. 545), aber im Namen der Anftalte- 
perfon. Vgl. 1286 ib. 230: ad manus provisorum s. Spiritus in curia Col. 
jus et proprietatem dicte marce in ipsos transferendo. 1295 ib. 408: cum 

. magistris seu provisoribus prefate domus s. Spiritus nomine ipsius 
domus concordavimus; ipsi domui s. Spiritus et ejus proviroribus nomine 
suo. 1278 ib. 141: dicta domus seu provisores et magistri ejusdem 
solvet. 

6) 3. B. 1211 6. Ried 302: Aospitali s. Johannis in Ratispona ad usu 
pauperum ibidem tunc presentium et futurorum,. Ebenſo haben die Beghinen 
in ihrer forporativen Vereinigung nur ein Genußrecht, während das Eigenthum 
bei der Stiftungsanftalt ift und von einem eignen Pflegamt verwaltet wird (oben 
N. 12 u. 15). Daß die Anftaltöperfon als ſolche Eigenthümerin ift, fchließt na- 
türlich die Konftituirung fefter Sonderanrechte Einzelner nicht aus, wie fie fih in 
Praebenden (3. B. Wehrmann 501), den oft förmlich verkauften Siehenpfründen 
(Krieg S. 87), bei Familienftipendien und in hundert andern Fällen finden. 

m) In ähnlicher Weife daher, wie die Worte „Stadt”, „Amt“, „Kirche“ 
u. f. w., erhalten nun auch die Worte „Haus“ ‚„Fonds“, „Stift“ u. ſ. w. eine 
doppelte Bedeutung, indem fie das Rechtsſubjekt und das feine Bafis bildende Rechts. 
objeft gleichzeitig ausdrücken. 
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Stiftungszweck berufenen Perfonen nur als verfahungsmäßig berufene Organe 
ter Anftaltöperfon funktioniren, nicht aber aus ihrem Sonderwillen heraus 
den Stiftungswillen bilden oder verändern; wenn endlich alle Perjonen, denen 
die Stiftung zu Gute fommt, durchaus außerhalb des aktiven Anftaltsorga- 
nismus fteben: jo ift ed einzig und allein der jchöpferiiche Wille des Stifters, 
welcher nicht nur, indem er fi in beftimmter Weije feiner ſelbſt entäußerte 
und in einer mit Vermögen ausgerüfteten und dur eine Verfaßung organi- 
firten Anftalt verkörperte, die Stiftungsperfon ins Leben rief, jondern welder 
auch fort und fort das beiebende und beſtimmende Prineip derjelben bildet. 
Für alle Zeiten alſo firirt fih in dem Stiftungöförper der urjprüngliche Stif- 
tungswille, er bindet in unbeftimmte Zukunft hinaus eine Reihe fremder 
Willen und macht fie zu feinen ausführenden Organen, er hält den von ihm 
und von ihm allein bejeelten Anftaltsorganismus zufammen, und er vermag 
jo, wenn feine natürliche Exiſtenz längft beendigt ift, dennoch im Recht als 
Kern einer Perjönlichkeit fortzuleben. Offenbar liegt in einem Snititut, wel- 
ches jo dem einfachen Privatwillen den Weg zu unfterblicher Geltung bahnt, 
eine fünftlihe und in gewißem Sinne anomale Ausdehnung der imwibuellen 
Willensmacht über die Grenzen ihres natürlichen Dafeine. Deshalb muß 
and), wenn anders die zum Selbſtſchutz umfähigen Willen ter Yängft verftor- 
benen Stifter nit dem Spiel des Zufalls anheimgegeben fein follen, ter 
öffentliche Wille fie jeinem beſonderen Schuß unterjtellen; und beshalb muß 
andrerjeit, wenn nicht die Gegenwart in ungebührlicher Weife durdy die Ver- 
gangenheit gefegelt werden joll, irgendwie dafür gejorgt jein, daß bei allzu 
grellem Widerſpruch mit veränderten Zuftänden der erjtarrte, aus ſich heraus 
zur Aenderung unfähige Stiftungswille von außen her gewandelt werden kann. 
Im Princip aber ift die Möglichkeit der dauernden Berförperung eines pris 
vaten Willens in einer Stiftungsanftalt vom vpofitiven Recht nun einmal aner- 
fannt. Und heute wie ehemals mühen wir daher in der Stiftung einen vom 
Recht als Perjon amerfannten, das Stiftungsvermögen zu Eigenthum be 
fienden, durch Dryane wollenden und handelnden, vom Staate nur beauf- 
fichtigten Anftaltsorganismus erbliden, in welchem fih cin Stüd des Willens 
eines Stifters unfterblich verkörpert hat. 

I. Der jo in den verfchiedenften Manifeftationen fi) offenbarende An- 
ftaltöbegriff jtand zum Körperjchaftsbegriff theild im Verhältniß des Parallelis- 
mus, theild im Verhältniß des Gegenjaßes. 

1. Gemeinſam waren dem Anjtaltsbegriff mit dem Körperichaftsbeariff 
alle Merkmale, welche ſich daraus ergaben, daß auch in ibm eine finnlich 
nicht wahrnehmbare Willenseinheit über den Einzelmenfchen zur Perſon erhoben, 
daß auch in ihm die abftrafte Einheit eines Verbandes von ihren individuellen 
Trägern Iosgelöft war. Deshalb erſchien auch die anftaltlihe Eriftenz ale 
Produkt eines in den hifterifch-politiichen Thatſachen ſich kundgebenden Rechts. 
jaßes oder aber eines Eonftituirenden Willensaftes, niemals aber als Produft 
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eines dur Berjährung begründeten jubjektiven Rechteverhältnigges, eined Der: 
traged oder einer Indivibualverfügung. Deshalb forrefpondirte auch dem An- 
ftaltöbegriff der Begriff einer Verfaßung als eines Inbegriffs objektiver Nor- 
men, welche das die Individnalſphären überragende anftaltliche Leben regelten 
und zu einer jelbitändigen höheren Dajeinsordnung ansprägten. Deshalb 
forderte auch die Anftalt ein von der Verfaßung näber beitimmtes Subitrat 
und eine feite Ordnung über die Zufammenjeßung ihres Körpers aus perjün- 
lihen und fachlichen Elementen, während der Wechiel diefer Elemente die Ein- 
beit und Kontinuität des Anftaltdganzen unberührt lieg Deshalb bedurfte 
ferner die Anftalt einer verfafungsmäßigen Organifation, jo daß beſtimmte 
Perſonen mit beitimmten Funktionen ihres einheitlichen Lebens betraut und 
innerhalb diefer ihrer Kompelenz zur unmittelbaren Darftellung der Anftalte- 
perjönlichkeit berufen wurden. Und deshalb endlih war die Anftalt als eine 
für fih beftehende und in ſich abgeichloßene Perfon glei der Körperichaft 
rechts⸗, willens- und handlungsfähig. 

Der Anjtaltöbegriff war aber gleich dem Körperfchaftöbegriff der mannidy- 
fachiten Differenziirung und temgemäß in Bezug auf den Umfang und die 
Gebiete der einheitlichen Rechtsjubjeftivität der gewaltigiten Unterſchiede fähig. 
Fu ihrer höchſten und allgemeinften Gejtalt wird die Anftalt gleich der Kör- 
perihaft zum Staat, jo daß dem rein Fforporativen ein rein anftaltlicher 
Staat, dem Gemeinweien ein obrigkeitliches Staateweien forrejpondirt. Und 
joweit dies der Fall it, muß alles dasjenige, was aus der Anerkennung des 
Staates als der höchſten einheitlichen Aflgemeinperjönlichkeit folgt, jüh im an- 
ftaltlihen Staat genau in derjelben Weife wie im Gemeinwejen durchſetzen. 
Nicht minder eigenthümliche Rehtsiphären won umfahendfter Bedeutung er- 
geben ſich für die kirchlichen Inititute aus den Bejonderheiten der kirchlichen 
Lebenökreife. Während aber jo in der Kirche, dem Staat und ihren anftalt- 
lich organifirten Theilen der Anftaltsbegriff die Denkform für die höchiten 
menjchlichen Lebendeinheiten abgeben und Allgemeinperjönlichkeiten ausdrücken 
kann, die den Individuen vor Allem ald Trägerinnen öffentlicher Rechte und 
Pflichten in umvergleichlicher Hoheit gegenüberſtehen, haben andere Anftalten, 
wie die privaten Vermögensftiftungen, zunächſt nur privatrechtliche Bedeutung, 
und die Anftaltöperfon erjcheint dann, wie die Körperichaftöperfon bei den Pri- 
vatrechtskörperſchaften, lediglich als Mittel für die Durchführung eines im 
Vermögensrechte beichlogenen Zwecks. 

Gleich den Körperichaften haben auch die anftaltlihen Verbände nur 
langſam fih die Anerkennung ihrer von der Perjönlichkeit ihrer Träger ge 
trennten Rechtswejenbeit errungen. Langdauernde Schwankungen und Unbe- 
ftimmtheiten finden ſich auch bier, oft erjcheint die Frage nad dem VBorban- 
denjein oder Nichtworhandenjein einer abftraften Werbandseinheit als eine 
offene, und wenn wirklich die Rechtsjubjeltivität eines Geftimmten Anftalts- 
organismus zum Bewußtjein gefommen war, mochten doch noch Jahrhunderte 
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vergehen, ehe alle Folgen der ehemaligen Sdentificirung des Verbandes mit 
jeinen individuellen Zrägern bGejeitigt wurden. Mehr und mehr inbeh 
mußte, jobald einmal der Anftaltöbegriff feftitand, die Auseinanderlegung der 
ehemals generifh nicht verichiedenen Verhältniße begrifflih und thatjächlidy 
fh aud hier vollziehen. Wie fih daher Körperfchaft und -Rechtsgemeinichaft 
troß der im Leben ftattfindenden nahen Berührung nad) feften logischen Gren;- 
linien jonterten, jo traten nun auch die alten Herrichaftsverbände in anftalt- 
lihe Organismen mit eigner Perjönlichkeit und bloße fubjektive Rechtsverhält- 
niße zwijchen mehreren Einzelperfonen auseinander. Die Verhältniße letzlerer 
Art aber, wohin 3. B. die Hausherrichaft, die Gutsherrichaft, das Gefellen-, 
Lehrlinge: und Gefindeverhältnig, das kaufmänniſche Geihäft in Bezug auf 
das Verhältnig von Principal und Gehülfen, fowie fpäter die gefummten mo» 
dernen Großunternehmungen gehörten, mußten nunmehr im Princip als 
bloße Inbegriffe von individualrechtlichen Beziehungen aufgefaßt werden. Im 
der Durchführung diefed Principe fonnte dann freilich hier wie bei der Rechts— 
gemeinjchaft, ohne daß die Baſis des ſubjektiven Rechtsverhältniges zwijchen 
Mehreren verlaßen zu werden brauchte, das individuelle Bielheitsrecht im Sinne 
einer relativen Ginheit modificirt werden. Und es konnte jo in der äußeren 
Erjheinung der Inbegriff von ſubjektiven Rectsbeziehungen einem dauernden 
Organismus, die Vertragsbafis einer objektiven Verfaßungsordnung, die pri« 
vatrechtliche Befugniß und Pflicht einer öffentlichen Herrfchaft und Unterwer- 
fung, die Eigenberehtigung des Herrn der Repraejentanz eines aus Haupt und 
Gliedern beitehenden Verbandes in hohem Maße ähneln. 

2. Wenn nun aber jo der Anftaltsbegriff mit dem Körperjchaftsbegriff alle 
Merkmale einer über den Individuen anerkannten abftraften Berbandsperjönlich- 
feit gemein hat, jo bejteht doch zwijchen beiden der oft berührte ſcharfe Gegenſatz, 
daß die Körperjchaftsperfon ald Gefammtperjönlichkeit der verbuntenen Gejammt- 
beit entjtammt und in ihr lebt, die Anjtalteperfon aber ihr Leben von einem aufer- 
halb der Geſammtheit jtehenden Leben abzweigt und unabhängig von einer ſolchen 
fortführt. Es hat ſich oben bereits ergeben, daß die Duelle des anftaltlichen Lebens 
eine jehr verjchiedene fein kann, immer aber ein einheitlicher Alleinwille ift, der 
entweder ſich ſelbſt als Perſon feßt oder ein Stüd feiner jelbft in einen da- 
dur zur Perjon belebten fremden Körper hineinlegt. Bon diefem einheit- 
lichen Alleinwillen aus wird dann aud der Anftaltsorganismus gebildet und 
im Gange erhalten, jede Berufung von Kollegien oder Einzelnen zur Aus- 
übung von Lebensfunktionen des Verbandsganzen vollzogen, die gefammte 
Richtung des anftaltlichen Lebens beftimmt. An dieſe ihre Duelle oder, wenn 
fie nicht mehr vorhanden ift, an den darüberftehenden öffentlichen Willen muß 
endlich, während die reine Körperfchaft fi wieder in die Gefammtvielheit 
auflöft, die Anftaltseriftenz im Falle der Zerftörung ihres Sonderdaſeins zu« 
rüdfallen. Jede Gefammtheit, weldhe durch die Anſtaltsperſon verbunden oder 
von ihr ergriffen wird, ift daher nicht Willensträgerin, jondern nur Willens- 
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objeft der Verbandseinheit. Sie gehört dem Verbandskörper nur als ein 
paſſiver Beftandtheil an. Die Anitaltsperfon ift vielleicht für fie, aber nicht 
dur fie da; fie widmet ihr vielleicht ihr Leben, aber fie lebt nicht in ihr; 
fie verbindet vielleicht die Vielheit zur Einheit, aber die Einheit erjcheint als 
ein über und außer der Bielheit beitehendes, diejelbe von oben und außen ber 
ergreifendes und umfaßendes Band. So gibt es hier feine aktive Mitglied- 
haft der Verbundenen, fondern nur die einzige Trägerſchaft des Verbands— 
hauptes oder der anderweiten Verförperung des originären Alleinwillene. Und 
von einem Anrecht Aller auf Mitbeftiimmung des Berbandslebens und Mit- 
darjtellung der Verbandseinheit ift hier nicht die Rede. 

II. Trotz dieſes gegenfäglihen Verhältnißes num aber waren förper- 
Ihaftlihe und anjtaltliche Elemente von je in vielen Verbänden mit einander 
fombinirt. Wie jhon Genoßenſchaft und Herrichafteverband, welche die Keime 
des Körperichafte- und Anftaltsbegrifts in fich enthielten, im alten Recht 
fh zu Miſchformen verfnüpft und einander mobdifieirt hatten, fo blieben 
auch Anftalt und Körperihaft mannichfacher Verbindung und gegenfeitiger 
Beeinflugung fähig. u 

Möglich war es zunächſt, daß eine anjtaltlihe und eine forporative 
Einheit zunächſt jede für fih ausgeprägt und als eigne Rechtäperjön- 
lichkeit organifirt waren, demnächſt aber ſich zu einer höheren Einheit mit 
jelbftändiger Rechtsjubjeftivität verbanden. So war es, wie fich gezeigt hat, 
bei dem aus der Iandesherrlichen Obrigkeit und der landitändiichen Köperichaft 
zufammengejegten mittelalterlichen Landesſtaat!s). Möglich war es auch, — 
und einem folchen Ziele drängten wegen der auf die Dauer hervortretenden 
Unhaltbarfeit einer zweigetheilten Perjönlichkeit zuletzt auch die urſprünglich 
dualiftiichen Bildungen zu —, daß ſich in einem einheitlichen VBerbandsorga- 
nismus Eorporative und anftaltlihe Elemente mit und dur einander zur 
Geltung brachten und als Beitandtheile eines einzigen Rechtskörpers mit un« 
getheilter Perfönlichkeit erihienen. So war es vor Allem bei den kirchlichen 
Berbantseinheiten des Mittelalters, deren anftaltlihe Struktur ftets dur ge- 
noßenjchaftliche Elemente modificirt war, in vielen Fällen aber, wie bei Ka- 
piteln, Klöftern, Ordensgemeinden u. f. w., vor ber genofenjchaftlichen Bafis 
zeitweife faft ganz zurücktrat!?), Nicht anders ferner war es bei den geiftlichen 
Bruderihaften, die bald als voll entwicelte Körperichaften jelbftändig da— 
ftanden, bald lediglich als Mittel einer jelbftändigen Stiftungsanftalt erjchienen, 
bald endlich eine Mittelftellung zwifchen diefen beiden Ertremen einnahmen?"). 


18) Oben S. 855-860. 

), Dben ©. 555-557 u. 558—562. 

20) Urſprünglich überwog durchaus der genohenfchaftlihe Typus (Th. 1. 233—239 
u. 484). Während des ganzen Mittelalters daher begegnet uns in zahllofen Bruder- 
Ichaftsftatuten eine freie Körperfchaftsverfaßung, über welcher nur eine Oberaufficht 
der Kirche ſteht; die regelmäßig zufammentommende Gefammtbeit der Mitglieder erjcheint 
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als Willensträgerin dev Vereinigung und beftellt veren Vorfteher und Organe; bas Bruder⸗ 
fhaftövermögen wird ald ein gemeined oder gefellichaftliches Gut, als Eigenthum aller 
Brüder oder der Brüder gemeinlich bezeichnet und nad) genoßenjchaftlichem Princip 
frei verwaltet und verwendet; und als die Ausprägung eines einheitlichen Rechts— 
fubjeftes fich vollendet, wird dieſes ſchon dadurch als forporative Gefammtperfönlich- 
feit Fundgegeben, daß dafür der Name der fraternitas, Bruderfchaft oder Gefell- 
ihaft gewählt wird. Bol. 3. B. bie Bruderjchaftöftatuten db. Wehrmann, lüb. 
Zunftr. 165 u. 499—503 (500: schaffere unde vormundere der broderschop 
ſammeln, verwahren u. verwalten der broderschop geld u. gud; es wird ein 
Kolleg von Zehn gebildet, also wat de teyn manne don van der broderschop 
wegen, dat schal stede u. vast blyven; 502: Bezahlung der Geelenmeffen uth 
der gemeynen broderschop); ferner die Stat. v. 1452 u. 1445—1489 6b. Kriegf 
186—196, wo durchgehends die bruderschaft ober gesellschaft ala Rechtsfubjekt 
erfcheint; Urk. v. 1269 6. Racomblet II. 345 (damus et assignamus fraterni- 
tati) mw. 1168 ib, I. 367 (die fratres fraternitatis nehmen ein Geſchenk an unb 
vollziehen ein concambium); 1285 b. Ennen u. Eckertz III. 226; Gudenus 
IV, 518; Zimmermann U Urfb. 122 f. 126 f. 232 f.; Hanfjen, Fehmarn 
347 f.; auch oben ©. 897 f. Note 60 u. ©. 901 Note 69. — Andrerfeitd fam 
ed frühzeitig vor, daß Brüderfchaften, deren Lebenszweck nur eine beftimmte brüder- 
Ihaftlihe Stiftung war, fi in dem Begriff dieſer Etiftung völlig verloren, fo 
daß das Forporative Clement entweder ganz untergieng oder (wie bei Hospital- 
brũderſchaften, Elendögilden, Beghinenvereinen u. ſ. w.) nur noch ald Bejtandtheil 
der Anftaltöverfaßung erfehien; vgl. oben Note 5, 7, 12 u. 15. — Im Laufe ber 
Zeit aber trat auch bei den an der Forporativen Grundlage fefihaltenden Bruder- 
ſchaften mehr und mehr ein anftaltliches Moment hervor; die geiftlichen und bald 
auch die weltlihen Behörden banden ihre Entſtehung und Lebenöbethätigung an 
ihre Mitwirkung (vgl. 3. B. Kriegf 186. 196. 545 No. 161); es finden ſich 
ftiftungsmäßige Kuratelbehörden, Proviforen, Berwalter oder Bormünder für das 
Bruderfchaftsvermögen tvgl. 3. B. 1264 b. Remling 299: fratres qui dicuntur 
Stuhlgebrudere verpachten eommunicato fratrum et sororum comsilio et per 
manum domini W. prepositi majoris Spirensis prorisoris eorundum . . molendi- 
num suum; ferner bie Urf. v. 1280, 1288, 1286 u. 1392 b. Ried 567 f., 589, 
616 u. 943 über das acht Regensburger Brüderfchaften gemeinfchaftliche Eigenthum, 
welches deren magistri sive rectores unter einem summus magister verwalten); 
und ald berechtigtes Subjeft wurde, wie ſich dies auch in dem dafür nicht felten 
gewählten Namen des Heiligen ausprägt (oben S. 895f. Note 53 u. 54), eine 
anftaltliche Einheit vorgejtellt. So Fonnten denn auch bei der Reformation die 
Städte dad Bruderfchaftsvermögen dem Vermögen der geiftlihen Etiftungen und 
Anftalten volllommen gleich behandeln und, da der bisherige Anſtaltszweck hinfällig 
und damit die Aufhebung des betreffenden Rechtsſubjektes zuläßig geworden war, 
zur Verwendung für ähnliche Zwede einziehen. Vgl. Wilda 3725. (danach follen 
3. ®. in Hamburg in den allgemeinen Arwenfchap gehören alle hospitale mit ehren 
thobehoringen, . . alle bröderschoppe u. alle gilden mit ehre thobehörunge); 
Wehrmann 151f.; Kriegk 181 — 182 (VBerzeihniß des 1530 u. 1531 an den 
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verkänden forporative und anftaltliche Elemente?!). Im neuerer Zeit nahmen 
dann, jeitdem der Staat das geſammte öffentliche Leben mit jeinem einheit- 
lihen Willen zu durchdringen fuchte, mehr und mehr aud die urſprünglich 
rein forporativen öffentlichen Verbände, wie die Gemeinden jeder Ordnung, 
die Deichachten, die Zünfte und fonjtigen Gewerbskörperſchaften, die ftändijchen 
Körperihaften u. j. w., einen ftaatsanftaltlihen Charakter an??). Zugleich 
vermehrte fih durch Neufhöpfungen für politifche, wißenſchaftliche, gewerbliche 
und wirthſchaftliche Zwede bis in unjere Tage hinein auf das Außerorbent 
lichite die Zahl der öffentlihen Anftalten, welche zugleih ein Eorporatives 
Moment in fih aufnahmen und für den Anſtaltszweck verwertheten *). So 
ift auch im heutigen Recht anf den verichiedenften Gebieten eine Fülle von 
Rehtsorganismen mit anerkannter Perjönlichkeit vorhanden, in weldhen An» 
ftaltlicyes und Körperjchaftliches fich mit einander verbindet. Und zulegt hat 
der Staat jelbit, nahdem er den alten Dualismus zunächſt durch einjeitige 
Hervorkehrung des Anftaltscharafters überwunden hatte, das genoßenſchaftliche 
Element von Neuem in fi aufgenommen und ald moderner Berfagungsitaat 
die innere und begrifflihe Verjchmelzung anſtaltlich-obrigkeitlicher und gemein. 
beitlid"volfsthümlicher Elemente zur höchſten und umfahenditen Allgemeinper- 
ſönlichkeit vollzogen 24). 

Wenn nun aber jo die Körperihaft jowol wie die Anftalt in dem Rah. 
men ihrer Berfaßung Raum für viele der entgegengejeßten Verbandsart ent- 
ſprechende Mobdififationen hatte, jo begreift es fich leicht, dal im Leben beiderlei 
Rectsinftitute fi oft nahe berühren fonnten; daß mandherlei Uebergangs- 
formen auch bier die brgriffliche Kluft thatiächlid nahezu ausfüllten; daß 
Schwankungen und Unbeftimmtheiten möglich waren; daß im Laufe der Zeit 
die eine Korın fi in die andere allmälig wandeln fonnte, wie ja z. B. einer 
ſeits die Univerfitäten ans freien Gelehrtengenoßenſchaften zu Unterridytsan- 
ftalten, viele Brüterjhaften zu Stiftungen, Ordensgejellihaften zu Ordens 


allgemeinen Almofenkaften abgelieferten Bruderichaftsvermögens),. In Bremen wurde 
fogar jhon 1332 (Gafjel, Samml. ungedr. Urf. 466) bei Abſchaffung der Bruder- 
ichaften verfügt: eleemosynas vero hujusmodi fraternitatibus durantibus collectas 
ad hospitale situm in nostra civitate ... ordinavimus erogare. 

2) Bol. Th. 1 840 u. Maurer, Städten. II. 281—321. 

22) Bol. Th. 1 $ 55, 56, 58, 59, 62, 64 u. 67. 

=) Bgl. z. B. Th. 1 ©. 872f. (Akademien, Unterrichtsanſtalten u. |. w.); 949f. 
(moderne Innungen, Zwangskaſſen, Unterftügungsvereine, Gewerbe- und Handeld- 
tammern); I91f. (anftaltliche Momente der Älteren und mander neueren Altien- 
gefellichaften); 1049F. (Berfiherumgsanftalten mit forporativen und Berficherungs- 
gefelichaften mit anftaltlichen Elementen); 1066f. (Banken und Krebitinftitute mit 
forporativer Beimifchung, landſchaftliche Kreditvereine ald Körperfchaften mit ſtaats⸗ 
anftaltliher Zuthat); u. ſ. w. 

2) Bol. Th. 1 8 61 u. oben E. 861: 
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inftituten, engere Gemeinwejen zu anjtaltlihen Staatögliedern geworben find 2°), 
andrerjeitö in neuerer Zeit aus den jeded forporativen Charakters beraubten 
Landgemeinden, aus rein ftaatlich abgetheilten Bezirken und Kreifen und aus 
vielen andern überwiegend anftaltlih organifirten öffentlichen Verbänden jich 
jelbjtändige Körperjchaften des öffentlichen Rechts von Neuem erzeugt haben *). 

So eingreifend jedoh die Modififationen beider Begriffe durcheinander 
fein mögen: für die principielle Beurtheilung der einzelnen Nedtsinftitute 
muß, — wenn wir von dem Staate als der alle anderen Verbände überra- 
genden, die gefammte von der Vergangenheit ererbte und in der Gegenwart 
lebendige Affociationskraft des Volkes zufammenfaßenden und deshalb aus dem 
Rahmen der übrigen Rechtsbegriffe heraustretenden Perjünlichkeit abjehen, —- 
an dem gejchichtlicd ausgebildeten Gegenfaße der Körperjchaft und der Anftalt 
fejtgehalten werden. Wir haben daher, jobald uns eine vom Recht als Perjon 
anerfannte Einheit über den Einzelmenſchen begegnet, die Frage aufzuwerfen, 
ob fie ihrer pofitivrehtlihen Entwicklung und Gejtaltung nad unter den 
Körperichaftsbegriff oder unter den Anjtaltöbegriff fällt. Je nach dem Ueber- 
gewicht der einen oder ter andern Seite haben wir dann entweder das 
forporative "oder aber das anftaltlihe Princip ihrer juriftiihen Konftruf- 
tion zu Grunde zu legen. Daß dabei in Bezug auf die der Örenzlinie 
nahejtehenden Verbände (wie z. B. Kreisforporationen einerjeits und Univer- 
fitäten andrerjeits) die Entiheidung etwas Willfürliches behalten wird, iſt ein 
unvermeidlicher Uebeljtand, der jeder juriftiichen Konftruftion mit der von ihr 
gebotenen Zutheilung der konkreten Bildungen des Rechtslebensd an entgegen- 
gejeßte Begriffögebiete anhaftet. Nachdem wir aber die Scheidung vollzogen 
haben, müßen wir den Anftaltsbegriff wie den Körperjchaftsbegriff weit genug 
faßen, um die Mopdififation durch den entgegengejeßten Begriff in ihn auf- 
nehmen zu können. So ergibt ih uns die Möglichkeit von Anftalten mit 
forporativer VBerfaßung und von Körperjhaften mit anftalt- 
liher Spige. Die erjteren find durchaus als Anftalten zu betrachten; die 
außerhalb der Gejammtheit ftehende anjtaltlihe Einheit ift bei ihnen das 
Primäre und Entſcheidende, die forporative Bereinigung der Geſammtheit das 
Abgeleitete und Untergeordnete; der Forporative Organismus ift bei ihnen 
weder durch fich ſelbſt noch um jeiner jelbft willen vorhanden, jondern er ift 
nur ein Mittel für die befere Erreihung des Anftaltszwedes; aud in for- 
maler Beziehung ftellen fih alle Regeln über Aufnahme und Ausihlu von 
Mitgliedern, über deren Rechte und Pflichten bezüglich des Verbandslebeng, 
über die forporativen Formen der Wahlen und Beihlüfe, über Autonomie 
und Behördenbeftellung nur als integrirende Beitandtheile der Anftaltsverfagung 
dar; und fie alle bezweden nichts, als die jo und jo verbundene, gegliederte 


25) Bgl. Th. 1841 u. $ 64 ©. 871; 8 46 u. 8 64 S. 870; 8 55, 56, 58 u. 59. 
26) Bol. Th. 1 8 57—59, 
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und organifirte Gejammtheit dem aus einer für fie äußeren Duelle ſtam— 
menden Einheitswillen dienftbar zu machen. Umgekehrt bleiben Körperichaften, 
in welche anftaltlihe Elemente eingedrungen find, durchaus dem Körperichafts- 
begriff unterworfen; die einer Geſammtheit entitammente und ihr immanente 
Einheit bleibt das Primäre und Entjcheidende, das anftaltliche Clement ift 
nur von außen binzugetban und dem Forporativen Organismus einverleibt; 
die Körperichaft beiteht als eine aus fich heraus belebte und mit einheitlichen 
Willen begabte, in ſich ſelbſt abgeſchloßene, vom Recht als natürliche Lebens. 
einheit vorgefundene und deshalb als Perſon anerfannte Gejammterijtenz, und 
erjt in zweiter Linie muß fie wegen ihres Zufammenhanges mit höheren Ge— 
fammteriftenzen einem außer ihr ſtehenden öffentlichen Willen nicht nur fi 
unterordnen, jondern dieſen zum Theil in fih aufnehmen; ihr Leben bleibt 
jeinem Weſen nah ein gemeinheitliches, das durch die von einem fremden 
Leben abgezweigte Zuthat weder gejchaffen noch beherrſcht, jondern nur ver- 
ftärft und gerichtet wird; auch in formaler Beziehung werden alle Beitim- 
mungen, welche die Körperichaft nad Art einer Anjtalt von einer außerhalb 
des Verbandes ftehenden Willensordnung abhängig machen, als integrirende 
Beitandtheile in die Körperjchaftsverfafung aufgenommen; und der leßte Zweck 
aller diefer Beftimmungen befteht darin, den in ber Körperichaft fi mani- 
feftirenden Gejammtwillen von vornherein dergeitalt durd organijche Einfü- 
gung eines darüberftehenden öffentlihen Willens auszugeftalten, daß derſelbe 
in jeiner freien Bethätigung die Garantie einer dem wahren Körperſchaftszweck 
entjprechenden Entfaltung bietet. 

Wenn nun aber jo die einzelne Anftakt durch Forporative und die ein- 
zelne Körperjchaft durch anftaltlihe Momente in eigenthümlicher Weije gefärbt 
fein kann: jo kann auch bei einem beftimmten Volke und zu einer beitimmten 
Zeit der Anftaltsbegriff überhaupt dur den Einfluß des forporativen Ge- 
danfens oder der Körperjchaftsbegriff überhaupt dur die Anftaltsidee mo- 
„dificirt werden. Und gerade hierfür bietet die Geſchichte des deutichen Per- 
jonenbegriffs deutlichen Beleg. 

Wir haben ten deutſchen Körperihaftsbegriff ohne irgend eine für ihn 
weſentliche anftaltlihe Zuthat als den reinen Begriff der zur Perjon erho- 
benen Gejammteinheit aus "dem alten Genohenjchaftöwejen erwachien jehen. 
Bon da an aber bis zur Aufnahme der fremden Rechte ftand der jo vollen. 
dete Körperjchaftsbegriff nicht nur in voller Reinheit da, jondern er nahm 
auch für das gefammte Verbandsreht eine dergeftalt überwiegende Stellung 
ein, daß er jeinerjeits die Entfaltung eines von forporativer Zuthat freien 
Anitaltsbegriffes vielfach hemmte. Waren doch die letzten Jahrhunderte des 
Mittelalters die Blüthezeit des durch das Einungsprincip verjüngten Genofen- 
ſchaftsweſens. Im weltlihen Recht war in diejer Zeit ein mit dem Körper— 
Ihaftöbegriff rivalifirender Anftaltsbegriff überhaupt noch nicht in voller 
Schärfe ausgeprägt, und was davon vorhanden war, das lehnte fih vielfach 


976 Die Ausbreitung des Körperjchaftsbegriffs. 


noh an den EZorporativen Gedanken an. Im geiftlichen Recht behauptete 
zwar der kanoniſche Anftaltsbegriff feine entjcheidende Bedeutung: niemals 
aber wurde er in gleihem Maße wie gerade in jener Zeit durch den germa- 
niichen Genoßenſchaftsgedanken modificirt und gefärbt. 

Ganz anders wurde ed in ber Zeit der obrigfeitlichen Staatsidee und 
der Aufnahme der fremden Rechte. Nun übernahm ver Anftaltöbegriff, der 
feinerfeitö immer reiner und jchärfer ausgeprägt ward, die Führerſchaft in der 
Öeftaltung der menjchlichen Verbände. Und mehr und mehr wurde nun um- 
gefehrt der Körperjchaftsbegriff durch die anftaltliche Fee umgeftaltet und ge- 
färbt, bis es zuleßt einem reinen Körperjchaftsbegriff im Siune des deutſchen 
Rechts nicht mehr gab und gewiße anftaltlihe Merkmale als wejentlih für 
ben Körperfchaftöbegriff als ſolchen galten. Unterftüßend wirkte dabei das 
Borbild des kanoniſchen Rechts und beionders des durch feine Vermittelung 
in das weltliche Privatreht eindringenden Stiftungsbegriffs, unterftügend aber 
vor Allem die von der römijch-rechtlichen Surisprudenz entwidelte Korporations- 
lehre. So entitand die mit umjerem nationalen Körperichaftöbegriff in man- 
nichfachem Widerſpruch ftehende civiliftiihe Korporationstheorie, deren Ge- 
ſchichte wir ald Einleitung für die Darftellung des heute geltenden Genofen- 
Ihaftörechtes noch näher darzulegen haben werben. 

Was aber die Gegenwart anlangt, jo wird und der Verſuch, eine dem 
modernen deutſchen Rechtsbewußtſein und feiner pofitivrechtlichen Ausprägung 
entjprechende Theorie des geltenden Genoßenſchaftsrechtes aufzuftellen, Gelegen- 
heit zu dem Nachweije bieten, daß heute wiederum Anftaltäbegriff und Kör- 
verjchaftöbegriff als die beiden Dffenbarungsformen einer das Einzeldaſein über- 
tragenden Perjönlichkeit in voller Selbftändigfeit nebeneinander ftehen, und daß, 
während der moderne deutſche Anftaltsbegriff feinem eignen Princip folgt, der 
moderne Körperichaftöbegriff in allen wejentlichen Beziehungen nicht der rö- 
mijche Korporationsbegriff, ſondern der wiedergeborne und durch die Wieder- 
geburt verjüngte Körperjhaftsbegriff des deutſchen Rechtes ift. 


Berlag der Weidmannfchen Buchhandlung (3. Reimer) in Berlin, 





Druf von W. Pormetter in Berlin, Neue Grünftrafe 30. 
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